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l>r.  P.  A.  van  der  Lith, 
ordeatlicbeoi  ProfesKor  der  Rechte  an  der  Univorutät  Loiden. 
Gehalten  am  7.  September  1897.') 


Nietierländisch- Indien  gehOrt  vm  (Icnjenip:on  Kolonieeii,  deren 
Bewohner  nicht  eine  zusaauneiigehörige  Einheit  bilden,  sondern  es 
wird  von  venchiedenen ,  auf  sehr  verschiedener  Bildun^sttife 
stehenden  Elementen  bewohnt  -  Europäern,  fremden  Orientalen 
und  Eingeborenen ,  vom  gebildeten  Javaner  bis  zum  rohen  Dnjak 
oder  Alfur  — ^  von  welchen  jeder  seine  eigenen  Sitten,  Gewohn- 
heiten und  wohl  auch  seine  eigenen  Rechtsbegriife  besitzt  Die 
Bechtsvetfatttnisse  in  einer  solchen  Kolonie  auf  befriedigende  Weise 

;  «a  regeln,  bildet  eine  schwere,  aber  gleichzeitig  erhebende  Aufgabe 

^  für  die  Oigane  der  kolonialen  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Die 
Bekandlang  derartiger  Probleme,  bei  denen  es  das  Heil  von  lül- 
Bönen  gilt,  verleiht  dem  Besitze  von  Kolonien  eine  gewisse  Weihe 
md  Usst  erkennen,  dass  aus  diesem  Besitze  noch  etwas  Anderes 
«md  Höheres  entspriesen  kann,  als  blos  materieller  Vorteil,  wie  hoch 

.  soch  dieser  zn  veranschlagen  sein  mflge.  Die  iiiederlftndisch-indische 
Hsgienuig  bat  dies  hftufig  erkannt;  sie  hat  sich  auf  dem  Gebiete 

,1  der  Justizverwaltung  redlich  bestrebt,  möglichst  unter  Wahrtmg  der 

M  Dieser  Vortrag  wurde  in  fJrr  uusseroixit  iitlb  Ik-ii  Sitzung  am  7.  Sep- 
teinl>er  1897  gehalten,  welche  die  Vereinigung  zu  Ehren  das  iu  Berlin 
tagenden  IhtemationaleB  Kokoiatinstitats  veranstalte. 
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einheiffliiicheB  BSimohtungeii,  gewichtige  Verbesaorungen  einsnftthren. 
Sei  68  mir  gestattet,  auf  einselne  dieser  Reformen  einzugehen. 

Nioht  flbenll  in  Niederländisdi-Indien  iet  die  Begieni^g  im 
Stande  gewesen,  bessernde  Hand  anzulegen.  Das  Gebiet  zerfiUlt 
namentlich  auch  mit  Bezug  auf  die  Justizverwaltang  in  zwei  sehr 
von  einander  verst-liiedene  Teile:  einmal  in  jene  Territorien,  wo  das 
Recht  im  Namen  der  Königin  gesprochen  wird,  und  dann  in  die 
Ijänder,  in  welchen  dor  Bevölkerung  ihre  eigene  Rechtspflege  be- 
lassen ist.  Das  let/.tp  naiinto  Gebiet  wiitl  gn'isstenteils  durch  die 
oft  windig  kleinen  einlieimisLhen  lii^iche  jo^ehildet,  wcli  h'^  das  H^H-ht 
der  Selbstverwaltung  besitzen:  eino  Art  „Nau.o  states".  Dios<  ll.ei» 
beünden  sich  in  einem  Zustande,  ^volchci  in  der  Haiiptisaclie 
dem  Protektorale  ähulicli  ist  und  zwischen  fast  gänzliclier  Abhäng- 
lichkeit  von  der  niedorlllndiseh-indischen  Regienine^  bis  zur  fast 
vollständigen  SelbstaiKÜgkcit  in  B-  zug  auf  die  innere  Verwaltung 
und  Rechtspflege  abgestuft  ist.  Diese  H«'iclie  haben  je<loch  alle 
die  Souveränetät  <1er  Nioderlaude  anerkannt;  sie  werden  von  ihren 
Fürsten  otler  Häuptlingen  nach  ihren  eigenen  EinriclUunp  n  und 
(lobräiK'hen  verwaltet,  wobei  sie  aber  die  mit  ihnen  seitens  der 
niederländisch-indischen  Regierung  geschlossenen  Verti-ägo  genau 
zu  befolgen  haben.  Diese  Regienuig  hat  duich  die  lotzteio  Be- 
stimmung eine  Burgschaft  für  die  Wahrung  der  von  ihi  erw  oibenen 
Rechte  erhalten  mid  ist  id »erhaupt  in  den  Stand  gesetzt,  ihre 
Pflichten  als  Souverän  anderen  Nationen  gegenüber  zu  erfüllen. 
Ausserdem  bemüht  sie  sich  nach  Kräften,  Verbessenujgen  in  die 
innere  Verwaltung  dieser  Reiche  einzuführen  imd  Gebräuche  zu  be- 
seitigen, welche  unserer  Anschauung  gemäss  öftere  schi-eiende  Miss- 
hrftuche  darstelieu.  Bisweilen  betrifft  ein  solcher  Verti'ag  das  Gebiet 
der  einheimischen  Justizverwaltung;  stets  wird  t^lafür  gesorgt,  dass 
die  Europäer  xmd  gewöhnlich  auch  die  fremden  Orientalen  der  ein- 
heimischen Rechtspflege  entzogen  werden;  nian  trifft,  so  viel  wie 
möglich,  Bestimm\mgen  gegen  grausame  Urteile.  Im  allgemeinen 
jedoch  ist  die  Rechtspflege  in  diesen  Reidien  den  Häuptlingen  und 
Priestern  überlassen  und  bestehen  die  einheimischen  Institutionen 
nnverfindert  fort.  Hie  und  da  jedoch  gelingt  ea  den  niederländischen 
Beamten  im  Innern  des  Lsmdes,  durch  ihren  persönlichen  ESnfluss 
auch  ausserhalb  det  geschloBsenen  Vertrflge  dasjenige  zu  verhindern, 
was  unserer  Ansieht  geniSss  als  grobes  Unrecht  erscheint 
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Wir  werden  weiter  die  Ti-otcik turnte  ausser  Itetrachtung  lassen 
und    wen<lon  im^  jetzt  zum  sogonanntfii  ..(touvenit^ments-üelüet'*, 
du'  liUnder  namentlich  unter  din-kter  niederiändiHcher  Verwaltung;, 
welcher   jedoch  eingeboi-cne,  seitens  luVdorlftndisoh-indischen 
Regierung  anp:e«?t»^llte  oder  anerkannte  Häuptlinge  V»eigegeben  sind, 
I3nz\i  2rehf>rt  fast  die  ganze  Insol  Java;  viele  lAnder  der  „Buiten- 
>»t^zittingen"  sind  überhaupt  Gniivernementti- Gebiet    im  gröesten 
Teile  dieses  Oebietea  wird  Reckt  gwpnx-hen  „im  Namen  der 
Königin^';  für  jene  Oegenden  sind  namentlich  Ven)rdnungien  fest» 
gestellt,  welche  für  die  Eingeborenen  dns  Straf-  und  Civilprozes*;- 
Verfahren  regeln;  ferner  ist  dort  «nne  Rechtsprechung  eingeführt 
durch  Richter,  welche  von  der  niederlftndisch- indischen  Regierung 
eingesetzt  sind.    Auch  im  (louvornonients- Gebiete  giebt  es  aber 
noch  Bezirke,  wo  die  einheimische  Bevölkerung  im  Genüsse  ihrer 
eigenen  Rechtspflege  belassen  iat;  ihre  Zahl  hat  jedoch  in  den 
leteten  25  Jahren  bedeutend  al^nonmien. 

3fit  y<»8tehendem  ist  jedoch  nicht  gesagt,  dass  die  einheimiBohe 
BeWSUcerong  da,  wo  im  Namen  der  Königin  Recht  gesprochen  wird« 
dem  fflr  die  Euiopier  eingeführten  Recht  unterworfen  ist.   Gerade  in 
Hinsieht  auf  die  Rechtspflege  findet  man  in  Niederlfindisch-Indien 
eüien  bedeutenden  ünterachied  zwisdien  Europiern  und  Einge- 
borenen.  Fflr  die  eratgenannten  bestimmt  das  Hauptgesets  fOr 
NiederiAndisch-Indien  (das  „Begiemngsr^lement**),  dass  Recht  ge- 
aprochen  werden  soll  gemiss  den  Verordnungen,  welohe  in  m(tglich> 
ster  Übereinstimmung  mit  den  in  den  Niederlanden  geltenden  Ge- 
setien  stehen.   Diese  Yoischrift  ist  im  Qan^n  genommen  genau 
befolgt  worden,  da  die  seit  1848  für  die  EiuopBer  in  Niedcrlflndisoh- 
Indien  Anwendung  findenden  bttrgerlidien  und  Handelsgeeetabficher 
grfiestenteils  Nachahmnngen  Ähnlicher  frfiher  im  Hutterlande  ein» 
gefOhrter  Kodifikationen  darstellen.   Im  Jahre  1866  ist  auch  ein 
Scmfgieaetsbnch  für  Europäer  in  Indien  promulgiert  wonlen,  das 
in  den  meisten  Bexiehuugen  eine  Abschrift  des  damals  in  den 
Niederlanden  geltenden  (modifizierten)  oode  p^^nal  ist    Als  jedoch 
in    den  Niederlanden  das  nationale  Strafgesetzbuch  (1883)  ge- 
schaffen ward,  musate  ein  neues  Strafgesetz  für  NiederlAndisch- 
In<Iieii  l>earbeitet  werden.   CSne  KOniglidie  Kommisaion  im  Mutlei'<> 
laiMle  wni-de  damit  licauftragt;  der  von  ihr  bearbeitete  Entwnrf  ist 
jc<i<xdx  bis  jetzt  noch  nicht  eingeführt,  weil  wegen  der  Anstände, 
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die  man  dagt  gt u  eiliol»,  noch  Verhandlungen  in  <ler  Koniniisbion 
nütig  p^tjwoitlon  sind. 

T)or  ol»en  erwilhntc  Gruiid^atz  d(>s  ..Hegicrungsregh'monts" 
iäclieiul  mir  sehr  wichtig.  Es  giel»t  nach  nieinor  Moinnng 
keinen  Gimid.  weshalb  die  Eiirop.'Sf^r  in  Nied«  ihiii(lisrh-lii(licii,  im 
Ganzen  geiiominen,  «'inor  anderen  üeMt^f^clmiit:  untcrworlen  sf'm 
sollten,  alK  (lii  jcnip^n.  welche  im  Muttorlande  leben.  Notwendig  er- 
scheint es  mir  jedoch,  dass  die.Hi'  (b'setzgebung  modifizieH  werden 
kann,  wenn  die  Bt^dn rfnis.se  der  in  den  Kolonien  wohiiluiiten  Ge- 
sellschaft solches  «'rfoni«  rt.  Djis  starr«?  Festhalten  an  dem  Gnnid- 
satze,  dass  das  He(-ht  der  Mutterländer  den  eui"oi>äi sehen  Kolonisten 
imverändert  folgen  soll,  wo  nie  sich  als  Herrscher  niedergelassen 
haben,  scheint  mir  wenig  geeignet  für  orientalische  Gebiete,  wo 
diese  Kolonisten  .sich  in  vci"schwindend  kleiner  Anzahl  unter  einer 
fast  überwältigenden  Mehiv^ihl  von  Kingel>onmen  befinden,  welche 
auf  einer  ganz  anderen  Stufe  der  Bildung  stehen,  und  mit  welchen 
sie  im  täglichen  Verkehr  leben.  Hei  der  Anwendung  des  ol  >enei-wähuten 
Qrundsat/es  sollten  meines  Erachtens  an  erster  Stelle  lUe  BedQrf- 
nisse  der  indo-europäischen  Gesellschaft  in  Betracht  kommen,  dann 
erst  die  H<>rbeifnhning  der  Übereinstininiung  mit  der  Oeeetzgebung 
im  Mntterlande,  letzteix»  so  genau  wie  mogliclu  Entgegen  der 
Ansicht  geschätzter  Männer  wQrdc  ich  kein  Bedenken  tragen,  in  die 
indo-europftiache  Oesotzgebung  Beatimmungon  aufzunehmen,  welche 
im  tfutterlande  noch  nicht  getroffen  aind,  selbat  dann,  wenn 
SU  befürchten  wftrc,  daaa  mit  BOcksicht  auf  die  mflhsame  Art,  in 
welcher  die  NiederlAnder  Gesetse  machen,  solclLe  Verbeaaerungen  fOr 
die  Bewohner  des  Mutterlandes  noch  in  weiter  Feme  stehen 
und  somit  die  Kolonisten  sich  in  besseitir  Lage  befinden  würden,  ala  die 
Niederländer  in  Europa.  Dagegen  scheint  es  mir  erwünscht,  die 
mutterländischen  Gesetze,  wenn  diese  in  die  Kolonie  eingeführt 
werden  sollen,  soviel  wie  mü^ieh  wörtlich  zu  flbemefamen,  und 
sie  nicht  abzuändern,  selbst  nicht  am  Stil  Verbesserungen  zu 
bewirken,  oder  die  Absicht  des  Gesetzgebers  deutlicher  hervor  zu 
heben,  und  zwar  um  deswillen,  weil  so  die  koloniale  Gerichtsverwaltung 
Nutzen  ziehen  kann  aus  der  mutterländischen  Jurisprudenz  und 
juristischen  Literatur,  welche  bisweilen  ihren  Wert  mehr  oder 
weniger  einbüßt,  wenn  der  Wortlaut  eines  Gesetzes  veribidert 
wird,  sei  es  auch  niu*  in  sehr  beschränkter  Weise. 
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Man  kann  faduiii}iteDf  diese  freiere  Auffassung  stelle  nkdit  recht 
mit  dem  Wortlaute  des  erw&hnten  R^eraogwcglementa  im  Ein- 
klang.    In  der  Pmls  hat  man  sich  jedoch  nicht  immer  streng  an 

den  "Worthint  golialten;  die  Natiir  war  ki-äftiger  als  die  Theorie.')  Eh 
giebt  gewiss  nicht  wenig«»  Beispiele  sklavischer  Naehaliinung  von 
mntterländisehen  Gesetzen,  seihst  mit  Beibehaltung  längst  aner- 
kannter Fehler:  dio  Gesetzgebung  von  1848  trügt  davon  nur  zu 
oft  die  Spuren.  Dagegen  kann  jedoch  auf  Kimit  litungen  verwiesen 
weiilen,  welche  das  niederläiidibchc  Hecht  nickt  oder  nicht  ni»  lir 
kennt,  und  welche  in  der  Gesetzgebung  von  1848  und  spät.  !  liir 
Nie<ierläiidisch-la<li'.!)  lioilM-halten  sind;  ich  erinnere  B.  an  die 
Vormundschaft  der  ^^';u^^■llkanlm^'r.  weleho  im  Muttcrlainl.'  Imn 
längst  beseitigt  ist.  Bt-stunh  is  weicht  die  Kechtspflege  in  Xi>  (ii  i- 
läiulisch-Indien  in  wiclitigtn  Punkten  von  dem  in  don  Niodetlauden 
gidtenden  formellen  Recht  ab.  Ja  s.lbst  H''liisiii>titute  sind  in 
Xiederlämlix  li-Inilii  ii  auch  ffir  <lio  Kuiopä-T  eingt^fühit,  wolcho  in 
den  Niederlaudea  gänzlich  fehK'u:  <ii>'  bc-ondere  Haftbarkeit  naiii>'nt- 
lich  der  Ernte  für  eingetragene  SchiiMi  n  („Oogst verband").  Kine 
königliche  Kommission,  wpIcIh«  der  Regierung  Vorschlüge  für  die 
Revision  des  Privati-echtes  in  Indien  luiterbn-iten  soll,  hat  sich  Inn 
der  Bearbeitung  verscliiedener  Entwürfe  genötigt  gesehen,  diese 
Frage  zu  lösen,  namentlich  aiu  h  bei  dem  Entwürfe  zu  einem  neu(>n 
Konkursverfahren.  Da  jedoch  ihre  Voi-schläge  noch  nicht  veröffent- 
licht sind,  ist  es  mir  wohl  nicht  gestattet,  hierauf  nAher  einzugchen. 
Ohne  indiskret  zu  sotn,  glaube  ich  jedoch  erwähnen  zu  dürfen, 
daas  die  fi-eiem  Auffassung,  welche  ich  oben  vorgetragen  iiabo,  in 
der  Hauptsache  von  ihr  qct.  ilt  wird. 

Auch  in  Bezug  auf  die  Gerichte,  welche  das  Recht  vei'>*'alteu, 
lH>t«t4.4it  ein  prinzipieller  L'nt(u-sühied  gc^nüber  den  £oroi)ilcrn  luul 
Eingeborenen,  über  die  Erstgenannten  sprechen  ausschlicBälich 
Europäer  Recht,  und  zwar  auf  Java  fast  ohne  Ausnahme  juristiseh  ge- 
bildete Bichter,  ausserhalb  dieser  Insel  (in  den  sogenannten  „Buiton- 
bezittingen")  treten  hftufig  nicht  graduirte  Verwaltungsbeamte  als 

'  ]<  h  habe  die  Frage,  ob  die  nipderländi.soh-in<lis(  hr  ri(>setzgebuug 
•  11-  in  'iit>«m  Vortrage  orwähnteu  Kefornicn  znlässt  oder  ub  diese,  und 
sjnfiiell  da.s  „KegieiTingsreglemeut"  zuvor  abgeändert  werden  müssuu,  iiu- 
berflduMclitigt  gelassen;  solches  gebort  nicht  in  eine  Vereinigung  für  inter- 
nationale  Beohtastudton. 
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Richter  auch  fttr  Europier  auL  Bis  jetzt  beabsichtigt  man  keines- 
W6g8,  wie  es  in  Britiadi-IndieQ  fOr  weniger  wichtige  Angelegen- 
heiten wohl  gebrauchlich  ist,  EuropAer  durch  Eingeborene  richten 
»1  lassen.  Daxu  ist  der  Bildungsunt^rsdiied  von  beiden  Arten  der 
Bewohner  in  Niederhtaidisch- Indien  zu  gross;  die  Ansichten  der 
Eingeborenen  besüglioh  der  Rechtsprechung  wachen  zu  sehr  von 
den  unsrigen  ab.  Dies  besieht  sich  jedoch  nur  auf  die  Jurisdiction 
durch  Eingeborene,  insoweit  diese  noch  auf  ihrer  dnheimischem 
Bildungsstnie  stehen.  Es  giebt  keine  Bestimmung,  weiche  die 
Eingeborenen  Terhindert,  eine  Stelle  in  einem  europftischen  Rechts- 
koUegium  einsunehmen,  sobald  sie  namentlich  natuialisiert  sind 
und  an  dner  niederllndischen  Univeisität  die  Wfirde  eines  Doktor 
juris  erhalten  haben.  Bis  jetzt  hat  jedodi  noch  kein  Eingeborener 
diesen  Weg  eingeschlagen;  es  besteht  überhaupt  wenig  Aossidit 
dazu,  dass  in  den  ei-sten  Jahrzehnten  Eingeborene  sich  deui  Studium 
der  Rechte  in  den  Xicderlandon  widmen  weitlen. 

Bei  der  Rechtspflege  über  die  Eingeborenen  ist  schon  von 
altershcr  dt-r  Grundsatz  befolgt  worden,  dass  sie  nach  ihren  eigenen 
Einrichtungen  gerichtet  werden  sollen.  Das  „Regierunßi?reglement'* 
spricht  «las  gleiche  Prinzip  aus,  indem  es  bestimmt,  dass  l»t'i  der 
Roclitspfletre  Hber  die  Kiu^'elxMenen  ihre  religiösen  Gesetze,  Einrich- 
tuniren  und  ( W^lträutih*'  Anweudtmg  finden  sollen.  Zwtufelsoline  ein 
vollkiiiuniun  richtiger  (iriuulsiitz,  der  nur  iu  Worte  kleidet,  was  d.  i- 
Natur  der  Dinsre  entspi-icht:  da.»<s  nämlich  diojenisjen  Institutionen  für 
ein  Volk  am  i«c.st<'ii  pausen,  welche  wie  aut^  seintMu  Iiinrni  erwachsen 
sind  und  dass  es  wenif;  zutreffend  erscheint,  ihm  Vorschriften  auf- 
zuzwingen, welch«'  die  Flüchte  einer  ganz  verschiedenen  Bildung 
und  vr.llii,'^  atiweichendt  r  p^sellschaftlichcr  ZnstAnde  sind.  Selbst- 
vcj>täudlicli  i^ilt  dies  nur  insoweit,  «ils  von  einer  melir  otier  weniger 
fortgeschritten«  11  Bildung  und  somit  von  einer  He<'htsrd'erzeugiüig 
die  Rede  sein  kann.  Ich  brauche  hier  wohl  nicht  in  Erinnerung 
zu  l»ringen,  welche  bedauerlichen  Folgen  die  Anfi)froi)fung  eines 
fremden  Rechtes  herbeiznffllu'en  vermag  ;  die  R<H*eption  des  i-ömischeu 
]{•  chtes  iu  Deutsrhland  kann  als  ein  Beispiel  dafflr  dienm;  des" 
gleichen  zeigt  die  Rece|>ti«m  des  moslemischen  Rechtes  In  vielen 
Ländern,  welche  den  Islam  angenommen  haben,  ein  wie  sähee 
Leben  volkstnmiiehe  Satzungen  ffihren. 

Dieses  Hecht,  das,  dem  Glauben  seiner  Bekenner  gemäss,  gOtt* 
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liehen  UiBpningQs  ist,  boU  eigentlich  bedingungdoe  angenanunen 
mrden.  Die  VcdkaiostitQtionea  dürfen  Uob  beim  StUlecbweigen 
dot  mabAmedaiuBcheii  Geeeties  beibeJialten  werden  oder  dann, 
▼enn  dieses  Oeeets  auf  die  eistereQ  Terweist  Nichtsdestoweniger 
haben  solche  Institutionen  sich  in  verschiedenen  mnhamedanischen 
lindem  —  auch  in  NiederlSndiscfa- Indien  —  hzflftig  behauptet 
and  selbst  wichtige  Bestinunungen  der  muhamedanischen  Bechts- 
bflcber  Überwanden,  ünd  dies  nicht  allein  dort,  wo  die  Be- 
TSlkerang  nur  dem  Namen  nach  sich  zum  Islam  bekennt  So 
gehören  s.  B.  die  Malaien  der  Padanger  Qetnrgslftnder  ^Sumatra) 
Icnneawegs  aa  den  lauesten  Bdcennem  des  Islams  und  doch  hat 
bd  ihnen  das  moslemische  Ehe-  und  Erbrecht  nie  Eingang  finden 
können.  Bei  ihnen  herrscht  das  Mutterreoht  (Matriarchat);  die 
Eh^tten  bilden  dort  keine  eigene  Familie,  sondern  letztere  besteht 
ausschliesslich  aus  der  Mutter  mit  iliren  Nachkommen  und  dem- 
nächst den  Brüilern  imd  Schwestern  mit  ihren  Kimlern.  Der  Mann 
und  Vater  ist  füt-  seine  Kinder  s<j/>u.sagen  ein  iremder;  er  gehört 
in  die  F;iniilio  seiner  Geschwister,  wo  er  auch  sein  eigentliches 
Unterkommen  findet.  Ist  er  ein  guter  Gatte,  dann  besucht  er  am 
Al>en<l  seine  Frau  und  übernachtet  wohl  bei  ihr;  es  giebt  buniit, 
wi»*  man  gesagt  hat,  in  diesen  Gebirgsdörfem  je<ien  Abend  eine 
Art  Viereckenspiel!  Die  Güter  der  Ehegatten  bleiben  geti-eunt; 
der  Vater  wird  nicht  von  seinen  Kindern  l>oerht,  sondern  aus- 
schliesslich von  seinen  Gesciiwistern  und  iliren  Nuchkomnicn.  Bezüg- 
lich seiner  Kinder  darf  er  lilos  über  dasjenige  verfügen,  was  er  sich 
selbst  riurch  Arbeit  crworljfii  hat.  und  solehcF!  nnss(  hliesslich  unter 
Znzit'hiinp:  seiner  Familie.  Diese  letzte  Bcstinitnui\g  wirkt  ins- 
iKi'snndere  sehr  liemmend,  weil  der  ^^•ldanp^r  ( lehirg-slx-wohner  es 
für  irlijich  unstatthaft  hält,  sein»'  Geschwister  und  deren  Naeh- 
kommen  zum  Vorteile  eigener  Kinder  /.u  enterben,  wie  wir  ent- 
rüstet sein  wüi-den  über  Htem.  welche  Fremde  ihren  Kindern 
vorziehen.  Diese  und  andere  sonstige  Rechtsbildungen  sind  je<loch 
den  strengen  Muhamedanern  ein  Giiluel;  im  Anfange  dieses  lahr- 
himderta  haben  die  Gottesgelelirten  und  ihr  Anliang  versucht,  mit 
Gewalt  eine  Reformation  dnn;hzuführen.  Obgleich  Stiöme  Blutes 
vergossen  sind,  ist  es  ihnen  jedocli  nicht  gelungen;  der  Padanger 
Öebiigsbewohner  verbleibt  bei  seinen  Gewohnheiten  selbst  dann, 
wenn  er  seine  religiösen  Pflichten  genan  beobachtet 
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her  »U'iiei'wftlinte  Gnindtfatz  ist  auch  in  etlichen  NietleriaKStingeti 
anderer  Nationen  mit  einer  zahlreichen  einheimischen  BevQtIcerung 
angewendet  worden.  So  wurde  bald  nach  der  Eroberung  Algeriens, 
10.  Oi[tober  1830,  verordnet,  dass  die  bisherige  Rechtspflege  der 
Kadbis  in  bfligerlichen,  sowie  in  Stiafsadien  aufrecht  erhalten 
bleiben  sollte,  was  selbetverstindlich  die  unbedingte  Beibehaltung 
des  muhamedanischen  Rechtes  xur  Folge  hatte.  SpAter  wucde  jedoch, 
wie  nachher  geseigt  werden  soll,  ein  anderes  System  befolgt.  FOr 
FmnKöstsch- Indien  wird  mittels  „arr6t6*^  des  Gouverneurs  vom 
6.  Jsniiar  1819  bestimmt,  dass  die  Indier  —  sie  seien  Christen, 
Mauren  oder  Heiden  —  nach  wie  vor  gemlBS  den  Gesetsen, 
Gebräuchen  luid  Gewohnheiten  ihrer  Kasten  gerichtet  werden 
iwUten.  Das  „Dekret"  vom  25.  Juli  1864  erhielt  desgleichen 
den  Annamiten  in  Cochin- China  die  bestehenden  annamitischen 
Gesetse. 

Zuvor  beseichnete  ich  das  erwähnte  Prinzip  als  zweifelsohne 
richtig.  Dies  gilt  jedoch  nicht  ohne  Vorbehalt.  In  mnter  Stelle  nd  auf 
die  Pflicht  der  Selbeterhaltimg  verwiesen,  welche  der  Kolonial» 
Kegtening  eltenso  obliegt,  wie  dem  Staate  sdbst    Diese  IWuht 

uiachtes  für  die  Regierung  häufig  notwendig,  ihre  Rechtsbegriffe  gegen- 
Ober  denjenigen  der  Eingeboi-enen  zu  behaupten,  7..  B.  im  Bezug 
auf  den  sop-onannten  Heiligen  Krieg,  und  auf  die  Inferiorität, 
welche  der  Isluiu  auch  iui  Civilreelit  den  rngläubigen  crieht. 

Aher  auch  au88»M-han»  jenor  Spliän'.  in  wclrln-i-  i  s  gilt,  diu 
Obergewalt  d»  r  K«»l()iiial-l{<_;gieniiig  zu  wani"en,  köiiiit*u  »  inlnjinust-he 
Satzungen  lK*st<'li,>ii,  weU-he  so  sehr  dem  Reohtsbegriffe  dor  oun»- 
]>Jlis(  Ii.-u  Ih.Mi-s'  lifi  widiTslreiteii,  dam  sie  luimfi^lirli  unter  dieser 
*  )Im'i  h«>h--it  aii^ew  fiid.'f  und  gf'dMMt't  wcnh'ii  k'>Miu:'ii,  wo  fun)j)Äisch»' 
oth'r  t'inhi'iniisi  h«'  Hirhtrr  in  ihroiii  Xaui<*n  H*"'<'ht  sjMi'rlien.  In  diesor 
IWaehung  gilt  für  Nif'dorlliiidix  h-Inilii  n  tol^cu.li.'s:  Der  Gesetzgeb<.*r 
für  dio  Krdonip  kann  auch  dio  ii-litrlii-ru  (l.'Si't/.o  und  (fobrfiuclio 
dt'r  Eingeboreiit'ii  aufhetipii.  und  aiiil-Tf  liest iinniuiig«'n  an  iliri*  Stelle 
setzen;  woitn-  h-d  dir  Kttlnuial- Regierung  noeh  dio  Bofugnis,  die 
einheimische  Bevölkerung,  im  ganzen  oder  auch  niir  zum  Teile,  den 
(iesetzen  für  <lie  Eiu'Oj>äer,  welche  tür  die  EingelMjrenen  tauglich 
sind,  unvei-ändei-t  oder  modifiziert,  /.u  untei-stellcn. 

Dazu  wird  den  Richtern  Aber  die  Eingeborenen  noeh  ein 
Recht  zuerkannt,  ilaa  dein  jetzt  fast  allgemein  in  der  enroiAicchen 
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Jarispntdens  geltenden  Frinxip  widerBpricht,  nach  welchem  die  Richter 
die  Oeaetae  aniuwenden,  nicht  aber  sn  beurteilen  halien.  iya» 
Rdgieningsr^lMnent  bestimrat,  daas  die  erwihnten  religifleen  Oe* 
setze,  EinriobtiiDgeu  und  GebrBuche  nicht  von  dem  Richter  ange- 
wendet werden  eoUen,  wenn  dieser  der  Meinung  int,  dass  sie  all» 
j^m&n  anerkannten  GmndsStxen  von  Redlichkeit  nnd  Gerechtigkeit 
znwiderlanfen.  Über  die  Redaktion  des  bexflg^ohen  Artikels  des 
^^gieningsreglements'*  lAast  sich  Streiten;  sie  setst  voraus,  dass 
es  allgemein  anerkannte  Prinsipien  von  Bedlicbkat  und  Gerecfatig^ 
keit  giebt,  obgleich  die  Ansichten  verschiedener  YOlker  darQber  in 
mancher  Beziehung  grundsätzlich  verschieden  sind.  Soviel  jedoch 
geht  ans  dieser  Fassung  hervor,  dass  der  Gesetzgeber  l>omftht  war,  die 
Anwendung  von  Bestimnmngen  zu  verhüten,  welche  uns  Europäi(}rn  nach 
unseivu  Sittlirlikrits-  und  OorcchtigkcitH-liegriffen  so  sehr  entiregon 
sind.  da.ss  wir  uiih,  m  m  sa^n,  Gewalt  anthun  müssen,  um  sie  an- 
zuwenden. Dass  sich  ji.'doch  uiciit  gt  iinp-c  Ungleichheiten  bei  der 
Handhabung  dieses  Prinzips  ergeben  können,  ist  wohl  ^  wisis  — 
lie>«»udeti»  tla,  wo  ausschliesslich  europäische  Rii  iit«  r  Hci^lit  s|)r-echen 
(Wils  je<lo<.di  in  Nie<lerlandis<'h- Indien  ui*  ht  der  Kall  ist),  8|»'ziell 
auf  dem  Gfbiotp  dos  Sti-afn  c  hts.  Mohr  noch  wio  das  Gjvilrorht 
ist  dassellK!  eine  < )ff<'iibaiung  das  sittlicheu  BewiKsstheins  eines 
Volkos.  Dazu  liestehoii  Ikm  ungohildeten  un»!  selbst  bei  gc- 
iiildt  t»-!!  urientalisehen  V'ölkern  fast  atif  keinem  Gebiete  sojrlie 
Ä-liroffen  Get^eiisätzc  im  Verhältnis  zu  den  euro|iäiseheii  Anst;liau- 
ungen  wie  hier.  Dies  trifft  autli  tilr  Nicderläii<liseli-Jndien  zu. 
So  gilt  dort,  wn  noch  einheimisches  Recht  heri*scht.  im  allgemeinen 
die  Bluti-ache,  welche  je<loi-h  innerhalb  eines  bestimmten  Termines 
vnllzogt^n  werden  muss;  nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  die  l>eleidigte 
Partei  o<ler  nach  deren  Tod  ihre  Verwandten  genötigt,  Wer- 
c«lei  Sahnegehl  anzunehmen,  das  sich,  je  nachdem  der  Missethäter 
ein  Sklave,  Freier,  adeliger  Mann  mler  ein  Weib  ist,  vei-schietien 
gestaltet.  Die  einzelnen  Körperteile  werden  häufig  besonders  taxiert ; 
so  gilt  l»ei  gewissen  Dajakstämmen  auf  Bomeo  ein  Preisverzeichnis, 
nach  Wf»lchein  z.  B.  die  Augen  cinon  Weri  von  einem  Paar  gol- 
dener Ohrgehänge  von  5  bis  6  Realen  l)esitzen;  die  Stimme  steht 
einem  Musikbecken  von  12  Realen  gleich,  die  Hände  einer  Flint« 
von  6  Realen  u.  s.  w.;  alle  Körperteile  xusammen  haben  den 
mftsfngen  Preis  von  80  Realen.    Auch  bei  Diebstahl  gilt  aUgemein 
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das  Bachercoht^  wenigstens  beini  Eigreifen  auf  frischer  Tluit;  es 
ist  dann  gestattet,  den  Dieb  au  t&ten.  Velobe  Folge  diese  Be- 
stimmungen herbeifOluen  können,  hat  sich  u.  a.  in  dem  Urtttle 
eines  malaischen  Gerichtes  gezeigt,  das  einen  MuttennOrder  bloss 
zur  Bezahlung  des  Wehigeldes  verurteilte,  imd  zwar  in  das  halbe 
Wehlgeld,  weil  es  sich  nur  um  eine  Vwi  handelte.  So  wurden 
3  Malaien,  weldie  dn  MSdcben  schwer  misshandelt  und  nachher 
ermordet  hatten,  gleichfalls  zimi  Wehigelde  irerurteilt,  und  überdies 
ein  jeder  nur  in  den  dritten  Teil! 

Solche  Urteile  können  selbstyerstSndlich  dort  keine  Billigung 
erbhmi,  wo  eine  europäische  Oberherrschaft  waltet,  Urteile,  welche 
fOr  Rdche  einen  Freibrief  zn  ftsA  jeder  IGssethat  bilden  und  da- 
gegen Ärmere,  die  das  Webrgeld  nicht  zahlen  kOnnen,  zu  Sklaven 
machen,  oder  selbst  für  in  unseren  Augen  ziemlidi  leidite  Über- 
tretungen mit  dem  Tode  bestrafen.  Obgleich  denn  auch  seit  Ubigerer 
Zeit  in  Niederltodlsch-Indira  der  Orundsats  galt,  dass  die  län- 
geltoiiBncn  im  Oonvemements-Gebiete  auch  beim  StrafverEahren  nach 
ihren  eigenen  Gesetzen  und  Einrichtungen  gerichtet  werden  sollten, 
wurde  in  diesem  Gebiete  seitens  der  Praxis  schon  fi*üh  ein  anderer 
Weg  befolgt,  wenigstens  dort,  wo  von  der  niederländisch-indischen 
Regienmg  eingesetzte  Richter  (KuropÄer  oder  auch  Eingcbf>rene) 
Ke<^ht  sprachen.  Denn  allgemein  bestand  bei  lUn  Behörden  die 
Überzeugung,  ilas^s  wo  es  galt,  <lie  allgöiueiue  Huhf,  Ordnung' 
und  Sicherheit  von  Peisonen  uikI  Gütern  aufrecht  zu  erhalt  i,, 
die  Eingeborenen  soviel  wie  inrio^lirh  den  Gesetzen  für  Eui(*n<i<T 
unterworfen  sein  sollten.  Scliou  seit  .lalireu  werden  sie  also, 
soweit  die  niederländisch -iiidiBeJic  Hrriernng  ihren  Einfluss  aus- 
(ilicn  konnte,  nach  den  Ittr  die  EuiopiU?!-  massgebenden  Bestim- 
mungen geri(  litet.  Im  Jahn-  iS-iS  wuidc  dann  auch  das  Straf- 
system für  die  Eingehoreiirii  nach  europäischem  Must«  r  geregelt. 
Die  in  dieser  Beziehum,'  uew  irlitigste  Refonn  bildete  jedoch  im  Jahre 
1872  der  Erlass  eines  Straft^osetebuches  für  <lie  Eingeborenen, 
welches  nur  in  wenigen  Punkten  von  den  Strafgesetzbüchern  für 
Europäer  abweicht.  Es  gilt  in  ganz  Niederländisch-Tndioii  mit 
Ausnahme  der  iJlnder,  wo  die  Bevölkerung  im  Genüsse  ihrer 
eigenen  Rechtspflege  gelassen  ist.  Soweit  mir  bekannt  ist,  hat  die 
EinftUinmg  dieses  Gesctzbucliei?  bei  den  Eingeborenen  keine  Veran- 
hissimg  znr  Beschwcnle  gegeben.    Von  Seiten  der  eoropäiHchen 
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VervaltungsbeuDten  und  der  Gbuptiinge  itit  jedotih  noch  oft  die 
Klige  laut  geworden,  dass  die  Bestnfiincf  Delinquenten  jetxt 
beschwerlicher  sei  als  früher.  Durch  die  EmfOhrung  dieees  Stnf- 
geeetsbucfaes  sind  die  einheimischen  Salsungen  suf  dem  Qehiete 
des  Strsfrecfats  so  gut  wie  glnslich  beseitigt 

Es  ist  gewiss  nioht  ohne  Bedeutung,  dass  audi  in  snderen 
Kolonieen,  welche  sich  ungefiUur  in  denselben  VerhAltnissen  befinden, 
wie  NiederUndisch-Indidn,  ein  fthnlicher  Weg  eingeschlageii  worden 
and  eine  Kodifikation  des  Strafrechtee  nacli  euroiAischem  Muster 
gesc-balTen  ist  In  Britisch-Indien  besteht  ein  einzige»  Strafgesets- 
buch  für  Europäer,  sowie  für  die  KiiigelKireneii.  In  Algerien  ist 
man  zu  ähnlichem  Resultate  gelangt.  Die  „ordonnanc«^*'  vom 
26.  Septeral>er  1842  bestimmt,  dass  die  französischen  Gerichte 
alle  ,,crimes,  dClits  et  contravifiitions  '  aburteilen  sollen,  ohne 
Klicksicht  auf  die  Nationalität  oder  Religion  iles  Angckiagtt'n,  und 
veroninet.  dass  diese  Goricht»-  keine  andeiü  Slrale  aiis^pn-ehen 
«irirft'M.  als  diejenitre,  weichi-  das  fninxnsischo  Redit  anerkennt. 
Demnach  ist  I  i-  moKleujische  ötraftxH  lit  thaUiäclilirli  ausser  Übung 
c*»setzt.  Merkwürdig  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  das  Verfalireti  in 
' '"«'hin -China.  Das  „Dekret**  vom  25.  -Tuli  1804  vi  r«>rdneto,  djiss 
das  anuamitische  Gesetz  die  „crimes  et  dt'lits  "  (»elierrsehen  solle, 
welche  von  asiatischen  Eingeborenen  boirangen  sind.  Bald  gewann 
jfHloch  die  Ansicht  Kinfluss,  dass  ein  grosser  Teil  der  von  dem 
aniuiinitis<  ht'n  Gesetze  angedrohten  Strafen  mit  der  europäischon 
Kultur  niciit  vereinbar  sei,  imd  so  befahl  der  damalige  Gouverneur, 
Vice-Admiral  de  la  Grandiere,  daas  die  „Chefs  d'arrondisseraenta" 
sich  nicht  auf  eine  genaue  Auwendutig  der  annamitischen  Gesetze 
beschi-änken,  sondern  so  viel  wie  möglich  die  Vorschriften  des 
fnuazSsischen  code  penal  anwenden  sollten,  weil  diese  besser  flber- 
*'in «stimmten  mit  den  Gesetzen  der  Redlichkeit  und  Menschlichkeit 
Diese  Politik,  welche  auch  alle  spjitei-en  (.Touvemeure  befolgt  halben, 
machte  die  nach  dem  einhdmischen  Gesetze  ausgesprochene  Stmfe 
öftei-s  zu  einer  Idosaen  Form,  weil  der  Chef  de  hi  Colonie,  sonverftner 
Richter  in  einheimischen  Angelegenheiten,  sie  in  weniger  schwere 
Strafe  abänderte,  welche  sieh  mehr  mit  dem  fnnsOeischen  Rechte 
im  EänUang  befand.  Dieser  in  gewissem  Sinne  ungeordnete 
Zustand  und  dasn  noch  der  Mangel  jeder  festen  Kodifikation  hat 
<lie  fnuisfisische  Rpgienmg  angeregt,  einen  code  p^nal  zn  erlassen 
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(Dekret  vom  16.  März  1880),  wolclier  in  der  Hauptüaclie  wolil  dem 
muttdrlttndisohen  Stmlgystem  nachgebildet  ist,  jedoch  «uch  die  Ort- 
liche Sitte  und  die  Eigentflmlichkeiten  der  annamitischen  Familie 
in  Bettacht  sieht  Handelt  es  sich  aber  um  Verbredien  cum  Nach- 
teile eines  Europäers,  dann  wird  das  franxßsiMche  Recht  unverändert 
angewendet 

Dieser  Fall  ist  ein  sehr  einleuchtendes  Beispiel  fflr  die  Eigenart 
der  Eolonial^Verwaltiingen.  Anfänglich  sehen  sie  sich  häufig  ge- 
nötigt, mandies  ohne  gesetzliche  Itogelung  zu  lassen,  und  durch 
Regierungsbeschlflsee,  nicht  seitra  durch  Bestimmung^  selbst  untere 
g^'ordneter  Beamten  zn  onlnen.  Sobald  jedoch  regelmässige  Zu- 
Htände  eintreten,  mflssen  auch  die  Qesetze  strenger  angewendet 
und  den  Beamten  engere  Sehtanken  g^'^ogen  werden;  hierin  liegt 
ilann  selbstverstAndlich  eine  grost^L'  Hilrgi^chaft  für  die  Erhaltung 
der  Kechte  der  Bewohner,  wenn  es  aueli  wieder.  wenigsteuB  an- 
fUnglicl»,  zu  giussen  Besehwerden  Ver«nla.s8ung  giebt.  Etwas  Ähn- 
liches wie  in  (  '(H-hin-<  hina.  hat  sieh  aiu  h  in  »  incni  Teil  von 
NiederlÄndiseh-Indien,  dtii  Iriiher  erwähnten  l*«dantrer  (lebirgsländern, 
gezeigt.  Wir  vv  isst»n  schon,  da.ss  dort  das  •  iiihriiuische  Strafsysteni 
—  Hluliiiche  und  Wergeid  —  sehr  von  dem  TJ^risrigon  abweicht. 
l»i»'>es  Keilit  wuid.'  dort  in-sitrünglieh  von  den  Familien-  uud 
Stanimhilnjitei  II  aiis^eülit;  seitdem  jedoch  die  luederläudisch-indische 
Regierung  dort  <  .  nti-jile  Häuptlinge  angestellt  hatto.  üh.  itrug  die 
eiiih'  iiiiis<  ))o  H.n  i»lk.  i  ung  auch  diesen  oftei-s  dir  liechtöprechung. 
Ja,  siti  rii-htet.'  sii  Ii  m'H»!  hatifig  (rf-iwilliu  in  letztej'  Instmizan  die  von 
<ler  niedorl;iiidi><  li-iiidi.-(  lit'ii  Hfci.'iiiim  (•iiigeKetztfii  f-uroivftischen  Be- 
amten; dicjü?  k  riefcn  alsdann  die  luk-h.sten  Häuptliiigt>  zti  einem  Rnte 
(ni}>at),  we1ch(T  die  rrteile  der  niederen  Hftnj>tlinp'  irvidiorle. 
Daraus  entwickelte  sich  allmälig  der  l'sus,  eiiiiir'  riiiasHen  gewich- 
tige Angelegenheiten  vor  diesen  Rapat  zu  bringen,  was  jedoch 
Veranlassung  zu  grosw^n  Beschweitlen  gab.  Der  euroj)äische  Vor- 
sitzende dui-fte  keine  Stimme  abgeben;  nur  durch  seine  Persön- 
lichkeit konnte  er  auf  dir  ri  toile  des  Bapat»  Einfluss  atisflben.  Häufig 
jedoch  bestanden  die  Häuptlinge,  welche  in  den  Padanger  Gebirgs- 
ländem  den  Kui-opäern  viel  imabhängiger  gegenüberstehen,  wie  tUo 
Javnnen,  auf  ihrem  national,  n  Rechte.  so(hi8S  manclnnal  unter  dem 
FrdHitlium  nie<lerl;ui  li';.  h,  i  lienmtcn  Urtiü«  gefällt  wuiilen,  welche 
mit  unserem  Rechtsgefilbie  in  offenem  Wid«*rspruith  stan<lon.  Die 
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Gouvornein^  von  Siiiii.itias  Wostkusto  —  donen  die  l'a'InnLTr 
Viebirg-^lämloi  untorsttilt  >iiul  —  massten  !<ii-h  dfshalh  (la>  H- (  ht 
an,  Y.\[  iiTiniofi.  dass  kein  rrtcil  v(>ll/.r.L;.'ii  wi-id.Mi  soUt«'  nlme 
iliif  ! '.i'-t,ii  ,t;inig ;  bald  übtfii  i^ir  .seib.-t  da.^  Ht-rlit  aus.  die  L'rtedo 
ti'T  •■inh'-ifiiiohf'ii  Genchto  /.u  kai>8iei-cn  und  .il>/iiändi'ni.  Diese 
Haiidlunj^wt  is.'  war  durch  kein  einziges  Gesetz  gcbiiii^;  «lif 'Hw^r- 
1  ••L:i''nitiu-  in  Batavia  Hess  es  je<lf)eh  stil1se!i\vei^<'nd  gewähren,  biK 
eucliieh  die  Keehtsfra^^e  anii^erof^t  winde,  und  dem  (ionvenieiu* 
mitgeteilt  "wonlen  musstc,  dass  iiini  die  erwähnte  Befugnis 
nicht  zustand.  Dass  hienlureh  nur  gnKSse  l'nzuti:äglichkeiten  ent- 
standen, ist  selbstverstilndlich ;  man  hat  gemeint,  dieselben  nicht 
besser  beseitigen  zu  können,  als  durch  die  Kinfflhnmg  des  8<;hon 
erwähnteo  Stiafgesetzbuches  und  einer  gesetzlichen  Kodifikation  des 
Strafprozesses.')  Nicht  jeder  war  damit  einverstanden;  die  Ver- 
^'altuugsbeamten  halben  wohl  geklagt,  dass  es  hiiufig  selu*  schwierig 
i^i,  (lie  gesetzlichen  Bew  eise  zu  erbringen  und  dasH  deeludb  mancher 
Verbiecher  unbestraft  bleiben  mflsete. 

*)  Diesem  Beispiele  sei  Folgendes  hinzugefügt,  worsus  die  Schwierig- 
keit erhellt,  welche  noch  jetzt  die  Aufrechterhaltttng  der  religifisen  Gesetze 

u.  s.  w.  der  niederländisch-indisehon  Regierung  bereitet.  Im  Gouvernements- 
Gebiete  auf  Bali  ist  diu  uiDheinu.schü  Bevölkorung  noch  im  Guouäse  dieser 
G»^et7.»*  H.  s.  w.  hela.ssen:  über  sie  ncfitet  jed(<ch  ein  von  der  iiiederLindisch- 
iuditieheu  Hegierung  eiuyi-süUter  Kat  \'<u  Ki'ttm  (itsuLtistuudigen  Hiudu- 
priestem)  unter  dem  ria.sidiuui  eines  euiofmisebeu  Voivitzendeu.  Eiiiuoi 
solchen  Rate  lagen  lUle  zur  Beurteilung  vor,  in  denen  eüie  Kastenver- 
misehnng,  n&oiliofa  em  OeecUechtsnmgkng  eioee  Hannes  niedriger  Kaste 
mit  einer  Frau  höherer  Kaste,  stattgofundeti  hatte.  Dies  wii-d  auf  Bsti  als 
eine  schwere  MisKutbat  anfrenehen,  uml  deslialli  wurden  zwei  Mäuuer  zum 
Tode  venirtfüt.  der  eine  zum  Tode  durch  Erirauken,  der  zweite  zum  To<le 
durch  Verbieuiieu.  Ein  solches  Urteil  unter  uiedorhiudisehor  Oberhoheit 
vollziehen  zu  las!>efl,  war  uomöglich;  die  Kertas  konnten  jedooh  nicht  ge- 
nötigt werden^  ihr  Urteil  abzuändern,  weil,  wenn  die  Verbreeher  am  Laben 
Uiehra,  die  Odtter  das  Land  und  die  lüditer  schwer  strafen  würden.  Aber 
die  Oülter  haben  keine  Macht  ausserhalb  der  Insel,  und  somit  war  der 
Answe«:  •,'ofuiiden.  Das  l'rtt-il  wurde  vom  Kesidenteti  bestätigt,  alter  der 
' u'rj'-ial - < i'uivüineur  iindpi-tf  rs  in  eine  Verbannung  der  Miss-tliaffr  nai'h 
Java  ab,  wo  sie  frei  umbergeheu  konnten,  ohne  jedoch  nach  Bah  zurück- 
kehren za  dürfen.  Wären  sie  auf  Bali  geblieben,  ao  würden  sie  bestimmt 
ermordet  worden  sein.  Ausserhalb  des  Oeuvememeots- Gebietes  auf  Bali 
wurde  m  1883  der  einzige  Sohu  eines  BaHschen  Fürsten  wegen  Kasteu- 
vennischung  hingerichtet;  er  selljst  hat  dieses  verlangt  aus  Furcht,  dass 
sonst  seinem  Lande  und  seiner  Familie  schweres  Unheil  widerfahren  werde. 
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So  wie  das  Strafproxesarecht  ist  auch  das  Civilproxessteckt, 
wie  schon  erwfthnt  (S.  2),  für  die  Bingeborenon  von  der  nieder- 
iJbidiBC^-iiidiaehen  Regierung  fOr  Java  sowohl  wie  für  die  „Buiten- 
bezittiiigen*'  in  Qesetzbüohern  nadi  europlisdira  Mustern  geordnet, 
ein  einfaches  VerMiren  ist  aber  in  beiden  soviel  wie  nir>glich  bei- 
behalten. Die  „Beweistheorie*'  ist  jedoch  dem  mutterländischen 
Beispiele  nachgebildet.  Eine  Abweichung  von  dem  ein )iei mischen 
Rechte  war  in  dieser  Materie  notwendig,  weil  jones  I^ht  keinen 
rntei\s<:'lu('<l  zwischen  Straf-  und  Civilprozess  kennt;  dazu  sind  die 
Beweismittel  vieler  einheimischer  Vßlker  Oberaus  pnautiv  —  u.  a. 
schreitet  nian  häufig  zu  (iMttesiut.'ilfii. 

Die  Gerichte,  welche  öow»>hl  dii-  Stiuf-  wie  die  Civilsaelien 
der  Einheimischen  erledigen,  siiul  grr»s8ten teils  aus  Eingeboi-enen 
—  Il'iuiitliugen  odrr  sonstigen  unselinlichon  rei-snueu  —  ^bildet; 
Polizi'iiichter  ist  jedoch  ein  europäisehfr  VcrwaltungsUMintor. 
Auf  der  untersten  Stufe  Ix^stehen  di<«s»'  Gerichte  blos  ans  enieni 
Häuptlinge;  in  gewii  htigen  Fällen  üben  Ocriehtshofe  aus  meiirei-cn 
Häuptlingen  die  Jurisdiction;  sie  stehen  jetloeh  unter  einem 
europäischen  Vorsitzenden,  welcher  auf  Java  und  in  einzelnen 
,,Buitenbezittingon"  ein  Jurist  ist,  anderswo  ein  Verwnlt»inp*l>eamter. 
Ich  halt«*  dieses  Verfahren  fOr  Iwsser.  als  eine  Hechtsprechimg  für 
Eingeborene  durch  ausschlitsslich  europäische  Richter,  welche  nie 
so  tief  in  den  Geist  der  Eingeborenen  eindringen  können,  wie  die 
eigenen  I-andsleute.  Attf  diese  Weise  benutzt  man  Kräfte,  weh^lie 
sonst  l)rach  liegen  würden.  Und  wo  der  VorstVzende  sein  ^Vmt 
gebüiirend  verwaltet,  ist  das  Zusammenwirken  von  ^nop&ischeu 
und  einheimischen  Elementen  für  din  letztgeiuumten  vorzugsweise 
bildend.  So  winl  vielleicht  am  Ende  eine  Assimilation  ermög- 
licht, welche  anders  wohl  erstrebt,  jedoch  sohwerlich  zu  Stande 
kommen  wird. 

Es  sei  mir  jetzt  gestattet,  noch  einiges  bexOglich  der  Becht> 
sprechung  Ober  die  Eingeborenen  in  Civilsachen  mitzuteilen.  Auf 
diesem  Gebiete  gelten  im  Allgemeinen  die  religiösen  Gesetze, 
Einrichtungen  imd  Gebrfluche  Cist  unbeschränkt.  Jedoch  besitzt, 
wie  gessgt,  die  Icoloniale  Begierung  die  Madit,  die  einheimische 
Bevölkerung  den  Gesetzen  fOr  die  Europäer  zu  unterstelien.  Von 
dieser  Beftignis  hat  sie  gegenflbcr  den  Eingeliorcnen  nur  ans- 
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uihmsweiBe  Oebmich  gonaclit;  die  fnmAea  Orientalen  aber  mnd 
vom  gidesteu  Teile  den  erwälinten  Gesetssen  unterworfen. 

Auch  auf  diesem  Gebiete  gilt  der  Onindsato,  dass  der  Richter 
die  religK'ji-en  Gesetze  n.  r.  w.  nicht  anweiulet,  wenn  er  meint,  dass 
sie  mit  aJlgcniein  anerkannten  Gnindsätzen  von  Redlichkeit  und 
Gerechtigkeit  in  Widersprucii  stellen.    Freilich  braucht  man  diene 
Frage  wohl  viel  weniger  li'nalii;  in  Civilsiicheii  am /.u werfen,  als 
anf  dem  Gebiete  des  Strafret  hti^«.    Dazu  ist  jedoch  zu  bemerken, 
<las>.   wie  schon  erwähnt  fS.  M)  der  Gesetzgeber  für  die  Kolonie 
einheimische  Einrichtimgen  u.  s.  \v.  lieseitigenkaiin,  wenn  ermpint,  dass 
dieses  not-wendigsei.  Beispielsweise  sei  hier  die  Aufhebung  der  „Pfänd- 
hngshaff' erwähnt.  Danniterverstiht  man  die  llaftluirkeit  des  Schuldners 
mit  seinem  Leilie ;  der  Schuitlncr  war  darnach  genötigt,  l>ci  dem 
(iläubiger   zu  dienen,  bis  die  Schuld  getilgt  war.    Nicht  blutki  er 
selbst,  sondern  auch  sein  Weib  und  Kitider  sind  häufig  haftliar. 
Daraus  hat  sich  eine  Art  Leibeip  tisehaft  gebildet  j  obschon  durch 
die  Verrichtung  der  Dienste  die  Schuld   getilgt  sein  sollte,  war 
solches  öfters  nur  ausnahmsweise  der  Fall.    Die  Schuldner  wurden 
häutig  verkauft,  selbst  ausserhalV»  ihivs  Geburtslandes,  und  so  ge- 
schah es  niannigfach,  dass  umpriUiglich  freie  Leute  dem  Sklaven- 
elinde  anheim  fielen.    Dies  war  sogar  eine  der  Veraidassungon 
zu  dem  jetzigen  Atjeh-Kriege ;  die  Atjeher  waren  gewohnt,  aus 
Nias,  einer  Insel  unter  niederlftndischer  OberheiTschaft,  solche 
Pfftudlinge,  insbesondei-e  weibliche,  zu  beziehen.    Die  Beniflhungen 
der  niederlätidischen  Regierung,  dieses  zu  verhindern,  und  damit 
ihre  Pflicht  als  gebildeter  Souverän  ?.n  erfflllen,  haben  Streitigkeiten 
veranlasst,  welche  zur  Entstehung  des  Krieges  beigetragen  haben. 
Die  Regienmg  hat  versucht,  zuerst  diese  Pfändlingshaft  zti  lindern 
und  einige  diesbezQgliche  Missbräuuhe  2U  beseitigen.    Bald  ist  sie 
jedoch  weiter  fortgeschritten  iu)d  hat  zuerst  auf  Java,  darnach  auch 
■oasorhalb  Jener  Insel  die  erwähnte  Institution  aufgehoben ;  in  Java 
ist  66  vdlBtändig  gelungeo,  ebenso  in  Teraohiedenen  der  ,3uiten- 
bezittingen". 

Hat  man  also  in  der  Aufhebung  der  Pfflndliogsbaft  ein  Bei- 
a|Hel  von  dem  wohlthfttigen  ESnflusse,  weldien  eine  europUsdie 
Begiening  ausmflbeii  im  Staude  iat,  ao  seigt  ein  anderes  Exempel, 
wie  wenig  HegierungsbestLmmungen  gegen  VolksbegrifTe  zu  wirken 
vermögen,  wenn  diese  wirklich  tief  eingewurzelt  sind.    In  ver- 


Digitized  by  Google 


-  IG 


Kohiedeneii  feiten  von  Sumatra  mnss  ein  Jf\ngling  seine  Oattin  v6lt 
ihrer  Familie  gegen  einen  Heimtspreis,  Djudjur  genannt,  kaufoi. 
Dadurch  erbftlt  er  seine  Fi»i  so  gut  vie  zum  Eigentam;  sie  ver- 
ISsst  ihre  Familie,  sie  tritt  in  diejenige  ihres  Gatten  aber  und  vird 
häufig  einer  Sklavin  ^eich.  Wenn  der  JüngUug  nicht  im  Stande 
ist,  flen  Djudjnr  zu  zalüen,  so  tritt  er  oft  bei  seinem  Schwieger- 
vater als  Pfämlling  in  Dienst.  So  gerieten  wohl  Familien  der 
Heirat  des  Vaters  wegen  in  Sklaveiei.  Auch  da,  wo  die  Pfäud- 
lingstiaft  aufgeholK'n  ist,  verhindern  solche  Biistinmiiiiigen  selbst- 
verständlich uiclit  soltt  ii  lias  Heiraten  und  hemmen  die  Zuiialime 
der  Bevölkerung^.  Die  iiioiloilainlibelu  ii  Beamten  liaUeu  bicli  denn 
auch  öftei-s  bemüht,  diu  Djiidjin-Heirat  zu  beseitigen  und  eine 
andere,  elM^nfalls  in  Sumatra  bekanntij  Eliesi  hliessungsfoini  allgi^mein 
zu  gestalten,  nat-li  weU  lier  den  Ehecatton  gleiche  Rechte  zukummen. 
Dies  ist  ihnen  jedoch  niciit  gelungen :  die  Djudjur-Heirat  winl  noch 
immer  von  der  licvölkerung  aufitichl«  i  hahcn. 

Auf  dem  Oobiete,  wo  die  einhvinnx  hm  p^itii  it  htimgen  noch 
nicht  dnivh  gosrt/lich»^  Bestimmungen  aulgohoben  sind,  kann  >elbst- 
veistäiHliicii  grM>^.'  Mrimings-Viischiedenheit  Ifezfip-lirli  der  a  Ilhorn  ein 
aneikannten  Brun-ill-'  l\«  illichkeit  und  Gei\i'litigk*-it  heii-sehen. 

Selbst  wenn  man  die  Ansielit  nicht  in  Betracht  ziehen  will,  welche 
keine  solche  allgemeine  Begriffe  anerkennt,  muss  man  doch  zugeben, 
dass  liier  viele  Faktoivn  in  Frage  kommen  köimen,  z.  B.  religiöse 
Ansichten,  sf)ziale  Auffassungen,  enges  Festluüten  an  mutterländiHchän 
Begriffen,  oft  nur  Vorurteile,  insbesondere  jedoch  Unkenntnis  de« 
Volkes  selbst.  Alle  diese  Momente  fallen  namentlich  bei  Richtern 
ins  Gewicht,  welche  der  Kolonie  fremd  sind  und  nicht  bcsondei-s  für 
die  koloniale  Rechtsverwaltung  ausgcbiMet  wenlen.  Wie  schon 
erwähnt,  ist  nach  nt»  ii?  r  Meinung  in  Niederländisch-Indien  der 
riditige  Weg  durch  die  Ernennung  einheimischer  Richter  einge- 
"^chliigen,  weiche  nutigen^ls  von  den  europäischen  Vorsitzenden 
beeinflusst  werden  können.  I'nd  diese  Voisitzenden  werden  mdity 
wie  es  anderswo  wohl  der  Fall  ist,  aus  der  Magistratur  dea 
Muttorlandes  nach  der  Kolonie  vetsetzt}  sondern  sie  werden  durch 
Vorstudien  mit  der  einheimisdien  DevOllcerung  bekannt  gemacht. 
Ehe  de  in  hdbere  Stellen  befSrd^t  »werden,  hab^  sie  anfftnglioh 
die  Gelegenheit^  in  weniger  verantwortlichen  Ämtern  mit  den  ein- 
heimischen YerhfiltniHsen  vertraut  zu  wenlen.    Es  ist  mir  audt 
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kein  Fall  bekannt,  in  welchem  die  Goriclitt»  tlie  cinheimisi-heii  Ein« 
riditnngen  nnrecllicherweise  nnbcftchtet  gelassen  iiabenf  weil  sie 
befaanpteteu,  diese  InstttuticNien  widerstrebten  aUgemein  anerkannten 
Begriffen  der  Re<Uichkeit  nnd  MenschUchkoit;  wohl  aber  wll,  wie 
man  mkih  reraicherte,  bei  den  einheimischen  Gerichten  nnd  selbst 
bei  ihren  Vorsitssenden  ein  gewisser  Han^  iKMtohen,  ihro  Urteile 
nat-h  don  arabischen  Rechtslificliem  abzufassen.  Sie  sollen,  ai^to 
man  mir,  öftere  nicht  forschen,  ob  vielleicht  einhoiniisclie  Sat7.unfj:en 
Itestehon.  die  von  den  Bestimmungen  dieser  Rechtshücher  abweichen, 
sondern  —  was  denn  aucli  für  sie  viel  be<inemer  ist  —  bloss  das 
aialasche  Recht  anwenden,  welciies  wenigstens  den  Vorsit/endcn 
diuvli  l'bersetzimg  Ix^kannt  sein  kann.  Wenn  diese  H<»hanj)tung 
(lliiuU  ii  veiilient,  so  wunle  ich  solches  Vortrehen  lebhaft  l>oil;\ii("rn ; 
eiinT  B.  >t'itiL;ung  der  cioheiniischen  Jii'ciitsht.'griire  im  Interessi'  des 
lsl;iin>  kann  ich  nicht  Iteistimmen.  In  dieser  wenig  erfrcidichcii 
Hiehtung  wirkt  auch  ein  Zweier  'Irr  eirdieimischoii  Re^'hlsvorw.-dfnnir: 
die  s(tL'*-tiaunten  Friesterräte.  Diese  lnäbteheii  ,L;iiii/.lirli  auN  imii- 
heinii-riH'n,  dem  Priesteretande  angeliörigen  Ri<  ]itoin  iind  uit'  ilen 
nU  r  Ehe-  und  Erbschaftssachen.  Man  gint:  lioi  ilrr  Hcil»  haltung 
•licsor  RAte  davon  aus,  dass  solche  An;4»'lr'gt>iihr'ilcn  mit  dem 
Familien Ifben  in  engster  Beziehung  stellen  untl  deshalb  nicht  der 
Beurteilung  sogenannter  wnltlir»her  Gerichte  überlassen  werden 
sollten,  dies  umso  weniger,  v^enn  jene  Gerichte  von  Eiu-oiH'iern 
pnlöidiert  weitlen.  Diese  Priester  nini  sprechen  ausschliesslich  nach 
arabischen  Rechtsbflchern  ihi-e  Urteile;  dazu  giebt  es  bei  dieser 
fielir  wenig  kontrolierten  Rechtspflege,  wie  allgemein  anerkannt  ist, 
nicht  tmcrheblii;he  Missbräuche.  Diese  Priestenilte  ganz  zu  bcsoitigcn, 
wQrde  wohl  nicht  zweckmässig  sein,  weil  sie  dem  Bi^iurfnisse  der- 
jenigen Eingeborenen  entsprechen,  welche  die  Rechtspflege  in  ihren 
Familien -Verliältnissen  nicht  den  weltlichen  Gerichten  übci  lassen 
inrichteD;  ich  sehe  jedoch  keinen  Orund,  weshalb  es  den  PartcjiM» 
ni<ht  freig<'stellt  sein  sollte,  wenn  beide  Teile  es  wünschen,  sich 
auch  in  Holchen  FOien  an  die  einheimischen  Gouvernements -Ge- 
richte zu  wenden. 

Ganz  andere  wie  die  niederlSndisoh-indische  Regierung  hat 
das  franzjSsische  Gouremement  in  Algerien  gehandelt.  Dort  ist, 
insliesonders  seit  dem  Dekret  vom  10.  September  188G  die  so- 
genannte Assimilation  soviel  wie  mOglich  angestrebt.  Anwendung 
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des  franxORischen  Rcßlites  ist  dcmgornftm  jjetxt  die  Regol;  rUis 
miihamedaniMclu;  Reclit  gilt  idloin  in  Sachen,  welche  die  Pei^imU 
»tatiiton  und  Erbsciiaften,  sowie  einzelne  unbewegliche  GflW  be- 
treffen. Die  Beditspflege  der  Kadhi*8  int  auf  diese  3liiterieu  lio- 
schrllnkt  worden;  in  andern  FHiten  »pricht  der  ^uge  de  paix**  Recht. 
Dieser  kann  aueh  ausftcrhalb  seiner  eigentlichen  Juriftdiktion  durch 
die  innhAinedanim'Jien  Parteien  zii>,a^zo<^cn  werden  und  urteilt  als- 
dann nac4i  muhamedaniHchera  Rechte.  Die  fragliche  Regelung 
scheint  zu  nicht  K^  i  'i^gc'n  AnstSnden  gefOhrt  »i  Iwbcn;  wenigstens 
ist  durch  Dekret  vom  25.  Miai  1892  die  Jurisdiktion  der  Kadhi'a 
wioil«*  ausgedehnt  worden. 

In  Cochin-China  wurde  wictler  ein  andei-cs  Prinzip  liefcl^'^t. 
So  laiip'  <loi1  (lio  Koolitspfle^f»  fll»nr  tli«-  Eiiig«^l><>r«Mi(»n  den  Ver- 
waltungslx'ainU'n  anv(»rtrant  war,  soll  es  keine  Beschwenli^ii  pe- 
gel»eu  ImlKMi.  Nachdem  je<loch  die  fi-anzogiseheii  (liM-icht«',  auf 
Gruiid  des  Drkn'ts  v(nn  25.  Mai  1881,  sowohl  fili.  r  EuropiuT  wie 
iU»er  Asiaten  urteilten,  liefen  seit^  iif.  dov  Ri<  liti  r.  welche  oft  nie  znvor 
in  CfK'hin-rhina  fjeweson  und  ans  andt  ten  lü>J<)iiien  hervoix*',tfantren 
waren,  nnuiifhorliehc  Ii.  >.(  Ii  werden  t>in,  w'eil  sic^  ein  iluxMi  nnhc- 
kanntos  H<'f!it  anw i  iuI<mi  >f>llt«>ii.     Man  hat  deshall»  di»-  Htnlaktion 

t'illt'-     (  ii'-f1/.iillrlii'>     hOLinll  ll'-ll  .     WnV'ill     jii|ni'h     Iii«     jctzt     UMV  das 

tTste  Buch  vuUeiulet   un<l  l  iiii^vfülut  Solch  r-in-'  Kodifikation 

des  oinhciniischen  Weelit'--  li-  itit  mir  eine  viMv.ii^liehe  Arheit. 
nachahmenswert  anch  fiir  andoit»  Kolonien  nnd  hi^s^.T  nis  die 
Vci-siieh<>  einer  dem  Volke  wider  Bciiien  Willen  aulgenötiKten 
AKsimilation. 

Eine  andere  Assimilation  jedoch  erseheint  mir  wold  em|ifehlens- 
woil.  Meine  Behauptung?,  dass  die  einheimischen  (ies«>tx,e  auf- 
recht erhalten  werden  sollten,  setzt  seihst verntändich  voraus,  (hiss 
di4>  he/.Oglichen  Institutionen  für  die  Bevölkerung  paBf^iU.  ^Wnu 
jedocih  ein  Teil  dieser  Bexfllkening,  o<ler  auch  nur  einzelne  l'er- 
soneu  "diesem  Ric  hte  entwachsen  sind,  dann  gieht  es.  ^lanhe  ich, 
keinen  Grund,  weshalh  man  es  ihnen  nicht  freistellen  HoUto,  sich 
dem  lie<"ht''  di  r  EiuopAer  zu  unterwerfen,  inshesonder^  d;i.  wo,  wie 
dies  in  vielen  Teilen  von  Medcrländisch- Imlien  der  Fall  ist,  die 
Ein  rieh  tung(Mi  der  Eingeborenen  auf  dem  Boden  einer  bestimmten 
Religion  —  des  Ifdam  —  stehen,  und  von  dieser  bednflnsst  wertlen. 
„t)e  facto"  kann  snlches  bis  jetzt  nur  auf  folgende  Weise  in  Nieder* 
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UUidisch-Indien  swchehen:  dor  Goncnilgouvcrnour  kann  oinoti  Teil 
•W  Bevölkerung,  wie  sehon  ^t^safrt.  «l^m  Rei-ht«'  für  Kumpftor  unter- 
^•tr-llon:  weiter  ist  fs  Eintceboivnoii  p'stattft.  sich  für  oiiizcln»' 

v..n  ihm  bestimmte  Kochtsluuiilhmgvn  in  ÜÄaclion  diosoiii  Keclitc 
/II  unterwerfen,  und  wenlt  n  »la,  wo  niclit  andi-ro  Bostimmunp^n 
i:t'lti  ii.  die  Einsrcboi-enon,  welclio  sicli  mit  Enropricni  vonnlililfii, 
»lern  ♦:<mu}fäiächen  Civilrecht  iiiiti'rstt.lll.  Hios  sclioint  mir  jciloch 
niclit  7.11  genügoii ;  es  sollt-'  j«Mlein  Eiii:^ 'l'Mivfi. n  i\u^  H<'fiit'iiis 
\»  rlit-hen  werden,  wenn  er  will,  sich  dem  ciuo|tüis<  Ihm;  (  iviln  vhtc 
im  Oanz^n  zu  uiiti  rwei'fon.  Man  hat  wnlil  dagcf;»M)  aiiLi'  fiihi"t.  djts^ 
♦»s  iin-tatthnft  sri.  einem  Tndivi'liiuni  /n  crlaulM'n,  St;itii>  /.n 

w»'eh>elii.  ila/ii    »'in  Akt  des   Staab^ol>ciliini|'trs  fi-f'-iilcrlicii 

WHie.  Daln  i  MirK-hti-  ich  lienieiken,  dass  Niemand  es  dem  Staate 
verwchivu  kann.  ili'Sc  Licen/.  /n  eileilen.  wenn  er  sie  ffir  not- 
\vendi<r  lüiit,  luul  dass  in  dem  üe^ofy.e,  wodtnch  <1ie  Erlanhnis, 
untt^r  gewissen  (Jarantien  sich  dem  C'ivilrechte  der  EnropAer  /.u 
Hiitei-stellen,  ein  für  allemal  gegeben  wird,  schon  der  erfonlerliche 
Akt  zu  tinden  ist. 

Iii  etlichen  fmnzösischen  Kolonieen  ist  denn  auch  das  liiHshi 
•leb  Jäinzelaen  anerkannt,  »ich  der  Gosetzp^bnim  fflr  KniKpjlcr  zu 
Jiuterwerfen.  In  Algerien  werden  stn'it'  iide  l'.nt<  i'  ii  schon  dnrcii 
l>ekret  von  1866  ermächtigt,  die  fmnzüsi.schon  Gesetze  iür  «icli 
leiten  zu  lassen;  dits  Dekret  von  188G  giobt  jedem  Eini^eborenen 
ilie  Befugnis,  sich  mittels  bestimmter  Angaben  nncli  bczflglich 
(]<«  ,JStAtut  pergonel"  und  Erbrechtes  der  franzr.sisciien  Gesetzgebung 
zu  unterstellen.  Diese  Unterwerfung  wird  selbst  stiUsehweigeixl 
vonuBgesetzt,  wenn  ein  Vertrag  in  Gegenwart  eines  „officior  pnblie 
fnia^«is"  abgeschlossen  ist,  allerdings  nur  dann,  wenn  das  Oogcn- 
U*il  nicht  ausdrOcklich  bestimmt  winL  In  FranzSsisch-Xndion  ist 
<>s  flon  Eingeborenen  gleichfalls  gestattet,  firanzOsieches  Recht  an> 
jmnr^hmen;  es  mnss  dies  jetzt  mittels  einer  ErklAnmg  in  Gegenwart 
<^in<*s  „offlcier  de  T^t  civil^,  ,.jngc  de  peix**  oder  Notars  geschehen, 
f  He  Unterstellung  wird  in  die  Register  des  „Etat  civil"  eingetragen 
iimi  kann  anch  gelegentlich  der  Eheschliessiuig  al^gegelien  werden. 

Fflr  NiederlAndisch^Indien  wird  jetzt  die  Frage  der  Unter- 
w<*rfiing  des  Einzehncn  unter  die  priTatrrechtliche  Gesetzgebung  fflr 
Eiir^lAor  seitens  der  oben  erwfthnten  Kommission  in  Erwfigiing 
gnogen.    Sie  hat  dabei  niclit  nncrhehlicho  Schwierigkeiten  zu 
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Ifisen,  z.  ß.  die  Fnigo,  wio  dto  Untenttellimg  am  besten  konstatiort 
weiden  goU,  sodass  kein  Zweifel  bestehen  kann,  ob  man  es  mit 
einem  „Unterwoifonen*'  ni  thun  hat  oder  mit  einem  ESngeboreneu, 
fQr  den  das  einheimische  Reclit  gilt;  —  ferner  welche  Folgen  fOr 
Frau  lind  Kinder  ans  dieser  Unterwerfung  entstehen  sollen,  —  ob 
OS  dem  Unterworfenen  freigestdlt  sein  soll,  wieder  znm  einheimischen 
Reohte  surfioknikehren  nnd  besonders  die  Regdnng  des  Verhfilt- 
nisses  des  Unterworfenen  seinen  Dorfgenossen  g^nflber,  nament> 
lidi  beasQglich  der  im  Kommnnal-Eigontmn  hefindlichen  OrundstftekOf 
XU  welchen  z.  B.  auf  Java  in  vei-KchicUeuen  Provinzen  die  Mehrsahl  der 
Reißfelder  peh?Vrr»n.  Ein  von  der  Kommission  l>earlioiteter  Entwurf 
ist  Iiis  jetzt  der  Regierung  noch  nieht  vorgelegt ;  es  ist  mir  deshalb 
nii  lit  gestattt't.  näher  (larauf  <  iiiziigt  hen.  Hofl'entlieh  wird  mir 
jedoch  spält  r  die  Oelcgenlieit  gegflu'u,  den  Mitgliedern  uiiM'rer 
V(M*<Mnigung  einige  Mitteilungen  darul)er  zugehen  zu  lassen.  Ahn- 
liches sei  gesagt  in  iJ»'üug  ;iiif  ( Irsotzgelmng  für  die  eingebon^nen 
Christen,  welche  sich  bis  jetzt  in  einer  misslichen  Lage  beUnden. 
Ihrer  liildung  nach  stehen  sie.  im  Oanzeii  genommen,  ungefähr  auf 
gleicher  Stufe  ?uit  den  fibrigen  Etngt  buienen,  geraten  jedocli,  weil 
Religion  und  Vo]kslel>ejj  bei  den  meisten  Stämmen  fast  unzertrenn- 
lich sind,  in  gnissc  Verwickelun^'  ii  mit  ihren  Dorfgnnusscn.  Dazu 
kfiiiitnt  ikm  Ii.  (liiss  sie  keine  ndigiösen  Oesetze  mdir  liai-rii  und  in 
einzelnen  Beziehungen  mehr  oder  weniger  re<  htlos  i^rnannt  wcixleii 
köiuien.  Auch  hier  hat  die  Kommission  einen  Entwurf  aus- 
gtuirlMMtct,  gleichwie  einen  solchen  zur  Regelung  der  Konflikte, 
welche  durch  das  Zusammensein  so  vieler  Elemente  entstehen, 
dei"en  jedes  sein  eigenes  Rc<ht  befcdgt:  —  ein  Thema,  das  ich 
schon  früher  in  nu'iner  RektomtHredc  behandelt  luilie.  Auch  lie- 
zfiglich  dieses  Punktes  wird  es  mir  hofienüieh  gestattet  soin, 
später  Näheres  zu  berichten. 

Die  Unterwerfung  der  Eing(d>oreneu  unter  das  europäische 
Recht,  wovon  bis  jetzt  die  Re<le  war,  l^ezieht  si«  Ii  Mos  auf  die 
Rechtspflege  —  keineswt\gs  jedoch  auf  das  Staats-  untl  Yerwaltungs- 
re<dit.  Auf  diesem  Gebiete  gicbt  es  einen  sehr  schroffen  Gegensatz 
zwischen  Eitropfiern  nnd  Eingeborenen.  Die  Enteren  stehen  bc* 
zllglich  ihrer  Rodite  und  Pflichten  dem  Staate  g^enflber  in  einem 
ganz  reiBehiciloneu  Verhältnis.   Um  in  dieser  Materie  eine  roll* 


Digitized  by  Google 


—    21  — 


s^UUidigo  Oleiohstelituig  der  Eingeborenen  mit  den  EuropAern  zti 
erai^en,  bedarf  es  einer  ausdrOcklichen  Bestimmung  des  Ooneral- 
Oouvemetirs.  Von  dieser  Befugnis  ist  j<  <i  u  h,  den  Eingeboroncn 
g^  geiiQber,  sehr  wenig  CtobiuQch  gemacht 

Wie  ich  anfänglich  schon  hervorhob,  ist  das  von  mir  gewählte 
Thema  reich  an  vielen,  oft  schwer  zn  lösenden  Problemen.  Ich 
halte  hier  nur  einzelne  dei-selbeii  cingohenrler  behandeln  kOnnen, 

aiuleii»  nur  gestreift.  Ich  halK?  inicli  )>oinuht,  oinzelno  McthcKlen 
lüi  ilue  Lü-uiig^  zu  gewinnen.  Meiner  Ansicht  nach  wird  nur  die- 
j^Miiere  Frudite  tragen,  wclolio  sic  h  den  Sitten  und  Gehräuc-hcn  d««r 
Eingeborenen  soviel  wie  nuiglieh  anschliesst  und  nicht  die  Bi  s><  rniig 
«liinh  die  Aufnötigung  eine«  fremden  Recht«  nnstroht.  Die  Eut- 
wi-  lunt:  eines  Volkes  soll  ihre  eigenen  \\\'ge  gehen,  nur  inuss  es 
drill  Kinzelnen  gestattet  sein,  da,  wo  nichivro  Rechte  uebetii  inauder 
horix  hi  n.  dns  Rec  ht,  dem  er  entwachsen  ist,  aJifzr.geben.  Auf  tlicso 
\Vei-ie  kann  «.im'  Assimilation  zum  Stand»'  l{<»mmcn  —  vii  llricht 
nacli  hiiiircrf^r  Ztit,  aU?r  im  natrirlichen  Furtschritt.  Besser  eine 
solche,  sei  es  ih  nn  auch  nur  teilweise  Verschmelzung,  als  ein 
Zustand,  i^i  dem  dtis  (lesetz  nur  oberflächlich  haftet  imd  nicht 
in  den  (ieist  des  Volkes  eingedrungen  ist. 

Von  einer  solchen  Verschmelzung  aller  Nationen  wird  wohl  nio 
die  Rc«le  sein,  seihst  nicht  von  denjenigen,  welche  auf  gleicher  Biidungs- 
fittife  stehen.    Zu  Vieles  —  Gutes  sowie  Bcnses  —  wideretrebt  einer 
solchen  Einheit  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rechtspflege.  Wohl 
kann  aber  Mancln  s.  was  jetzt  die  Nationen  ti-ennt  und  sie  gegen 
etoandw  erregt,  beseitigt  werden,  wenn  Mftaner  gleidier  Gesinnung 
ifich  vereinigen,  uro  dasjenige  kennen  zu  lernen,  was  jetle  Nation 
Erprieesliches  hen  orgebrauht  hat   Auch  in  dieser  Beziehung  ist  oh 
wahr,  da.ss  rnkenntnis  trennt,  Verständnis  dagegen  öftei-s  ll<>ch- 
ac'htung  und  Liebe  enseugt  Dies  zu  ermöglichen,  sei  auch  das  Ziel 
unserer  Vereinigung;  es  sei  ihi'  gestattet,  Schranken  zu  beseitigen, 
wc]<>he  jetzt  die  Volker  schdden,  nicht  soweit  als  sie  ihren  ürspnmg 
in  der  inneren  Natur  der  Völker  haben,  sondern  insofern  sie  aus  Vor- 
urteilen imd  Unkenntnis  hervorgehen.  Dabei  ist  ihr  zu  wOnschen, 
daas  .sie  zu  mancher  trefflichen  Arbeit  Anlass  geben  und  reiche 
Fnichtd  tragen  mfige  ziu:  FOrdenmg  der  Oesetzgebung  und  Rechts- 
pfleige  europSischw,  sowie  anderer  Nationen. 
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Da.s  Zwaugbiiioiiieiit  im  licrht 
in  entwicklungsgeschichtlicher  Beleuchtung. 

\'uu 

Dr.  KniMt  Nenkanip,  LandgcriclitHrat  (GOttiitgeii). 
Gelialten  am  11.  Mu  1808. 


L 

Diejenigen,  denen  zufikUig  meine  Anleitung  in  die  EiiU 
wickliuigsgescJuolite  des  Rechts*'  bekannt  sein  sollte,  wixlen  darniis 
ersehen  haben,  dass  idi  die  Aufgabe  der  entwickltin^^KgobcliichtliclK  ii 
Beti-achtuugsweise  nicht  darin  erblicke,  durch  {thilosophisciie  Medi- 
tationen Klarheit  ül>er  Wesen  und  Werden  des  Rechts  zu  gewinnen, 
sondern  vielmehr  darin,  durch  Erforscliung  des  uns  fd»erlioferten 
Kecht^stulfts  aller  Zeiten  und  Völker  diejenigen  Prineipion  luid 
Cle.setzt;  zu  ermitteln,  welche  für  die  Entwicklung  des  Rechts  niass- 
und  ri(  titunggebend  wwpsen  sind.  Den  Stoff  für  meine  Foi-schung 
entnelinio  ich  somit  vor  Allem  d'-a  Disciplinon  der  R^^ditsgeR-hielite 
und  der  vergleichenden  Rechtswissenscliaft  iiml  iK'fiiide  mich  inso- 
weit mit  (lfnj(?iiigen  R«  st rel jungen  durdiaus  im  Einklang,  die  zu 
fördern  unser  Veit?iu  sich  zur  Aufgabe  genetzt  hat. 

Die  Frage,  au  deren  Lr»suim-  wir  hei-anti-eten  wollen,  h;\t  zwar 
in  t-rsler  Linie  eine  vui  wiegend  theoretisebe  Bedeutung;  dass  ^ie 
alior  auch  von  etninentem  pniktischen  Inti  n  sso  ist.  darüber  werden 
wir,  hoffe  ieh,  noch  im  Laufe  dies»:'r  Abhandlung  ins  Klare  konnnen. 

Das  Zwangsmoment  bildet  diejenige  Seite  iles  J^echts.  mittels 
dei-en  sich  dieses  am  fühlbai'sten  mit  den  Individuen  in  Beziehung 
setzt.  Vermöge  des  Zwanges  wirkt  das  Recht  als  ..liegulator 
des  menschlicbi  ii  Willens-,  wie  ich  es  nenne.  (iera<.le  auf 
diese  Seite  «les  Rechts  liat  man  bei  allen  Begriffsbestimmungen 
das  enttscheidcude  Gewicht  gelegt,  ohne  dass  es  bislier  gelungen 
wäi«,  eine  allseitig  befriedigende  Khirheit  darüber  zii  »cliaffeu,  ob 
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der  Zwang  einen  dem  Recht  eigentümlichen  Bestandteil 
bildet  Bergbohm  in  seiner  gründlichen  Monographio  über  das 
NatiuTecht  ^)  bezeichnet  es  autretfend  als  eine  der  dringendsten 
Aufgaben  der  Beditswissenschaft,  darüticr  ins  HJare  zu  komm<»i, 
ob  der  Zwang  ein  begriffliches  Merkmal  des  Kechts  sei  oder  nicht: 
er  nennt  das  Problem  des  Zwangsmoments  im  Recht  ein  solcbos, 
„dart  60  recht  im  Herzen  der  ganzen  Rechtswissenschaft  sitzt  und 
^dessen  LOemig  für  eine  unabsehbare  Reihe  anderer  Lehren  liiäju- 
düzierlich  ist^.  Leider  hat  B.  die  bereits  un  Jahre  1892  gemachte 
Zusage  (a.  a.  0.  S.  105),  die  LOsung  unseres  Problems  in  einer  be- 
sonderen Abhandlung  in  Angriff  zu  nehmen,  bisher  nicht  efflUlt; 
ich  sage  leider;  denn  wftre  dies  bereits  geschehen,  ko  wHre  Ihnen, 
meine  HeiTcn,  voraiissichtlidl  die  Mühe  erspart  geblieben,  meinen 
mitunter  recht  trockenen  Aiiseinandersetzunfr^ n  folgen  zu  mfl^^en. 

Es  ist  nns  All-  ri  eino  so  c^olSufigo  \  orstellung,  dass  der 
Zwang  ein  nuiwonilif^-s  Erfunlcniis  (l«  s  Hechts  bilde,  dai^s  es  uns 
auf  den  ♦Tstcn  I51i(  k  kaum  verbtätidlieh  ei-scheint.  wie  man  in 
iliei>»M  Hiubicht  v.  rschiedcner  Meinung  sein  kann.  Um  nämlich 
die  vier  einander  ;ini  iiüehston  verwandten  sozialen  Iiistitutionon.  «li.> 
als  Hegulatoi-en  dos  menschlichen  Willens  lmu|)tsächlich  in  Bctmcht 
kommen,  also  die  Religion,  Sittlichkeit,  Sitte  und  Recht  begrifflich 
von  einander  zu  scheiden,  pflegt  man  auf  das  Zwangsmoment  ein 
ganz  liesondeiies  Gewicht  zu  legen.  So  wird  die  Religion  als  die- 
jenige intititution  bezeichnet,  die  das  Verhältnis  des  Menschen  zur 
Gottheit  regelt,  während  man  der  Sittlichkeit,  der  Sitte  und  dem 
Hecht  die  Aufgabe  zuweist,  das  Vorhilltnis  dos  Menschen  gegenüber 
seinen  Mitmensclu'n  zu  i"eguli«'ren.  Hioibei  erhellt  sich  aber  sofoit 
die  gT'Sse  Schwierigkeit,  wie  die  (lebiete  »ler  Sittlichkeit,  der  Sitte 
und  des  Rechts,  die  ja  s&mmtUch  das  Verhältnis  des  Menschen 
ziun  Mensehen  regeln,  gegeneinander  abzugrenzen  sind.  Die  fie- 
Minderbeit  des  Rechts  pflegt  man  nun  meist  darin  zu  setzen,  dass 
dieses  mittels  Zwanges  auf  das  Individuum  dnzuwii^en  sudie.  So 
ist  denn  die  althergebtacfate  Definition  des  Rechts  als  einer  „Zwangs- 
norm'^  einer  „erzwingbaien"  Norm  oder  wie  die  im  Wesentlichen 
gleichen  Wendungen  nun  lauten  mögen,  von  einem  Pande1ctenlehr> 


*)  in  seiner  unter  dem  Titel  „Jurisprudenz  und  Kechtäpliilosophie** 
^Leijpsjg  1802)  veiöffentlichteD  Scbrift. 


Digitized  by  Google 


-    24  — 


buch  in  üjib  andere  übergegangen  und  hat  auch  schon  in  den  syate* 
roatischen  Lehrbflchern  und  Kommentaren  Uber  das  B.  G.  B.,  an  denen 
ja  glficklicherweiee  kein  Blangel  iat,  eine  sichere  Unterkunft  gefanden. 

Oegenfiber  dieser  D^ition  ist  nnn  aber  schon  mehifnch  her- 
vorgehoben, dass  auch  die  Sitttichkeit  und  Sitte  ihre  Beziehungen 
xiun  Individuum  durc^  Zwang  reaüsieren.  Demnach  will  denn  auch 
2.  B.  Wimdt^)  die  Unterscheidung  avisdien  Sittlichkeit,  Sitte  und 
Recht  auf  die  Art  des  von  diesen  drei  Institutionen  geübten 
Zwanges  abstellen.  Die  Zwangemittel  dei  Sittlichkeit  und  Sitte  be- 
zeichnet er  als  solche  psychischer  Art,  im  Qegensata  zu  den 
physischen  Zwangsmitteln,  deren  sich  das  Recht  bedient  Die 
von  der  Sitte  angewandten  Zwangsmittel  sollen  sodann  im  Gegen- 
satz zu  denen  der  Sittlichkeit  und  des  Rechts  unverbindlicher  Art 
sein.  ESnige  Juristen,  wie  z.  B.  Dahn  ')  und  Jellinek  %  wollen 
zwar  das  Moment  des  Zwanges  aus  der  Begriffs! m  st iiimiung  des 
Rei-lits  ausscheiden;  sie  betonen  aber  gleirlnvolü,  dass  die  Er- 
zwingbai keit  eine  sekundäre  und  zwar  eine  hervorstechende  Eigen- 
scliaft  de«  Rechts  sei.  KegeLsbei'ger  *)  bezeichnet  zwar  einei-seits 
die  Reciitsuonnen  als  solche,  die  gesetj^t  und  von  zwingender 
Kn\h  sein  müssen;  andererseits  aliur  soU  nach  ihm  der  Zwang  nur 
du  regelmässiger  B»'gl<  iter  der  Rechtsvorsciirilten  sein,  dessen 
Fehlen  die»e  allerdings  zu  unvollkommeneren  Rechten  macht. 

Und  Gierke ■')  boieichnel  gar  nur  die  Tendenz  des  Recht«, 
sich  durch  äussere  >[acht  ausnahnislose  Geltung  zu  verschaffen,  als 
für  den  Rechtsliegiiff  wesentlich;  dagegen  ist  es  nach  seinei-  An- 
sicht unerheblich,  ob  die  Rechtssätze  auch  erzwinghar  sind  oder  ni>  lit. 

Jene  gcsammten  l'nt'rselicidungen  von  Wundt  sind  nun 
aber  hei  näherer  Betr-aehtung  ebenso  unhaitl>ar,  wie  die  in  der 
Rec  iitswissensehaft  heiTschende  Meinung,  dass  das  Charakteristikum 
des  Rechts  in  dem  sog.  Zwangscharakter  st  iner  Normen  liege  und 
wie  die  von  einer  Minorität  der  RtK'htsgelohi'ton  verteidiutc  Ansicht, 
dass  die  „Erzwingbarkeit^^  mindestens  dne  h^vorstechcude  Eigcn- 

•)  Ethik  2.  Aufl,  S.  124  ff. 

■-)  Vernunft  in»  Recht,  S.  35  ff. 

')  Diü  sozialuthischo  UfUcutuug  vou  Hecht  und  tu  recht  und  Strafe 
(Wien  1878).  8.  SO. 

<)  Paodekteti.  8. 58  ff.  63. 
Deatscfaes  Privatrecht  S.  114. 
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tidttft  dee  Rechts  im  Gegensatze  zu  den  luienwingbaren  Vor- 
sduiften  der  Mbm[  bilde. 

Die  irrigen  Anschauungen,  von  welchen  sowohl  die  Rechts- 
wissenschaft, wie  die  Philosophie  in  diesem  Ptuikte  beherrscht 
winl,  benthen  hanptsichlich  auf  einer  ungenauen  Terminologie, 
sowie  darauf,  dass  man  es  ventbsftnmt  hat,  sich  fiber  das  Wesen  des 
Zwanges  Khrheit  zu  verschaffen. 

Ein  terminologischer  Fehler  ist  es  schon,  die  Begriffe 
,^wang*^  imd  ,Jirzwingbarkeit"  promiscue  zu  gebrauchen  und  durch- 
einander zu  werfen;  man  kann  sehr  wohl  verneinen,  dass  die  Er- 
zwingbarkeit  ein  Characteristikum  des  Rechts  sei,  ohne  dass  damit 
über  die  Frage,  ob  die  HechtAuormcu  sich  durch  Zwang  Geltung 
zu  schaffen  versuchen,  das  Geringste  entschieden  ist.  So  weist 
2.  B.  das  deutsche  Civilrecht,  wie  wir  sofleicli  sehen  wenlen, 
riiulit  eine  einzige,  ab;;olut  ei  / w  i  urbare  Rechtsvorschrift  auf; 
gleichwohl  lässt  sich  al)er  nicht  verkennen,  dujss  iliu  Anwendunf^ 
von  ZwaniLfsmittelu  im  Civilredit  eine  gmu  erhebliche  llolle  «pielt. 

Die  Fi-a^re  der  ,,Er7:wingl«arkeif''  des  Rechte«  nifiHHon  wir  also 
volJstAnilig  bei  Seite  lus.>en,  wenn  wir  über  die  Be<ieutung  des 
Zw  an  «^0  8  int  Recht  zur  Klarheit  gelangen  wollen. 

Al»er  auch  über  die  weitere  Fnige,  was  unter  „i'hysiscliem" 
Zwange  auf  der  einen  und  ,,pöi»  clüfichem"  auf  dor  an-iorcn  Seite 
zu    verstehen   ist,  herrscht  eine   vollständige  terminologiBcln'  l'n- 
klarheit  und  Vrrwinun^.    Die   hierdurch   entstehenden  Schwierig- 
keiten werden  ikk-Ii  dadurch   erlieitlieh   vermehrt,   dass   man  sich 
sehr  oit  darauf  besrhränkt.  zu   sai;en,  der  Zwang  schlechthin' 
jici  ein  cliamkteristisches  Merkmal  doK   Rechts,  ohne  dass  dabei 
hervorgehoben  wird,  welche  Art  von  Zwang  (ol»  physisc-her  o<lcr 
psychischer)  genieint  sei.    In  der  Regel  denkt  man  freilich  an- 
seheinend nur  an  den  sog.  physischen  Zwang,  wenn  man  von  dorn 
^wang^  schlechthin  redet.    An  und  ffir  si(-h  kann  ahor,  was 
im  Inteiwso  einer  genauen  und  sorgfältigen  Ausdnickswciso  immer 
im  Auge  behalten  wci"den  sollte,  ilas  Wort  ..Zwang"  sowohl  ,,i»hy- 
sischen^,  als  ,.psy einsehen'*  Zwang  bedeuten,  weshalb  es  korrekter- 
weine  zu  vermeiden  i>t.  von  „Zwang**  ohne  weiteren  Zusatz  zu 
K>dcn.    Aber  selbst  dio  Ausdrücke  ..physischer'  und  „psycliiseher'* 
Zwang  sind  durchaus  nicht  eindeutig;  und  noch  viel  weni'>i>r 
werden  sie  stets  in  dersellien  Bedeutung  gebraucht   Bald  nämlich 
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wii-d  bei  der  Unterscheidung  dieser  Begriffe  der  Hauptocoent  auf  die  Ar  t 
des  Zwanges  selbst,  bald  auf  die  Art  der  zur  Anwendung 
gebrachten  Zwangsmittel  gelegt  In  jenem  Sinne  versteht  man 
unter  dem  ,fpby8ischon*^  Zwange  einen  solchen,  der  darauf  absielt, 
den  dsm,  Handelnden  entgegenstehenden  menschlichen  Willen  der- 
art zu  Tsmichten  oder  lahmzulegen,  dass  der  Widerstand  des  von 
dem  Zwange  Betroffenen  durch  das  Aufgebot  einer  diesem  über- 
legenen Kraft  aufgehoben  und  so  f(lr  die  Wiltensbetiifttigung  des 
Zwingenden  die  Bahn  frei  gemacht  wird.  Den  Gegensatz  zu 
dieser  Art  des  Zwanges  bildet  dann  der  2)sychi8che  Zwang,  d.  h. 
ein  solcher,  vermOge  dessen  der  vom  Zwange  Betroffene  selbst 
durch  den  auf  ihn  ausgeübten  Druck  zu  einer  Handlung  oder  zu 
einem  bestimmten  Verhalten  veranlasst  weiden  soll.  Bei  dieser 
Unterscheidung  kommt  auf  die  Art  der  zur  Anwendung  gelangen^ 
den  Zuvangsmittel  nichts  an.  In  diesem  Sinne  kann  z.  B.  psy- 
chischer Zwang  dadnrcli  goübt  werden,  (ifisi^  inan  mittelst  der 
Folto!'  <»«>staM(liii8se  von  dem  Angeklatrten  erpresst,  weil  hier  ledig- 
licli  liiuaiif  al »gezielt  wird,  eine  Handlung  des  Gezwungenen 
herheiznführen. 

Anderei-seits  —  und  diese  Voi-stellung  ist  meist  die  geUlufigei-e  — 
nonnt  nmn  physischen  Zwang  einen  soUhen,  der  sich  zu  seiner 
Vfrwirklicluins-  bestimmt  gearteter,  iiiimlich  so^^.  ]iliysiseher 
Zwangsmittel  Udioiit.  im  Oes*en«utz  zu  dfiii  nur  psychische 
Zwangsmittel  verwenilemUn  ]tsy<liisilioii  Zwange.  Soll  ilieso 
rntorschciduiig  eine  logisch  ti;eiiuue  ui'd  du  ich  greifende  sein,  so 
nuiss  man  ferner  als  physisch«*  Zwangsmittol  solche  hiv.virhnen,  die 
i^'  u:»  !!  iltMi  K  örper  des  Mens»'li(»n  gerieht«  t  siml :  ihiu  ii  sind  dann 
<\]c  l-^liulich  lU-n  Goist  (dir  Tsyche)  des  ilenschen  beriÜireudcn 
Z wangsm i It e I  geg o n  ü  1 1 •  •  rz ust eilen . 

Komhiniort  man  nun  die  An  de>>^  Zwanges  mit  der  Art  des 
Zwangsmittels  in  dem  geschildorteu  Sinne,  so  sind  ferner 
folgende  Möglichkeiten  gegehen :  Es  ist  einerseits  uKVlich,  d:is<  mit 
rein  physischen  Mitteln  ein  rein  physisi  hei-  Zwang  geül)t 
wird,  wie  dies  z.  B.  Vei  Anwendung  dt>r  To«lesstinfe  der  Kall;  mlor 
es  können  physische  Zwangsmittel  dazu  dienoii,  i-eiu  psychisch 
einzuwirken,  /..  B,  die  Folter;  otler  endlich  daeu,  sowohl  physisch, 
wie  psycliisch  einzuwirken,  was  in  der  Kegel  bei  der  Freiheits- 
strafe der  Fall  sein  wird. 
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Um  nun  MissveratändniBsen  und  ganx  fidschenSchluaBfolgcningeii 
vonatieuge»,  ist  es  dringeml  geboten,  in  alten  FSllen  darfllier  Klarheit 
XU  verbreiten,  in  welchem  Sinne  man  die  mehrdeotigen  AutKlrilcke, 
„physisdier**  und  i^psychischer"  Zwang,  anwenden  und  verstanden 
wissen  wilL 

Indem  wir  uns  nun  über  das  Wesen  und  die  Arten  dos 
Zwanges  im  Verhältnis  xiun  menschlichen  Willen  genaue  Rechen- 
schaft ablegen,  so  ot-gibt  sich  sofort,  dass  auf  der  UnterKcheidung 

awisdien  i)sychifichem  und  [»hysischem  Zwan^o  eine  ilurchgreifendc 
B^iffsbestiininuiig:  von  Moral  iiiul  Sitte  auf  der  einen  un<l  von  Recht 
auf  der  anderen  Seite  nicht  aufgebaut  werden  kann.  Ziinilehst 
schon  üboji  all*'  Xuinien,  ohne  rnterschied,  ob  sie  Gebote  der  Sitt- 
lichkeit, der  Sitte  oder  des  Hechts  sind,  durch  ihre  Kxisten/ 
nell'^t  immer  nur  einen  p^y  cli  ifichen  Zwan^  au».  Denn  ob 
<lit  Normen,  wie  Wundt  sieh  ausdrückt,  vermr»^e  eines  inneren 
Pfli*.litj;elH)t8  o<ier  venn?^«t«  äusst^rer  Sliaiandrolmiigeu  auf  das 
Iiidivitlimin  •  in  zu  wirken  buduTi  —  immer  appfilii  vii  die  Zwangs- 
mittel (IUI  an  <lün  Willen.  ;ilsh  nur  an  die  P>\  i  Ii.«,  [.^it  schon 
deshalb  die  Unterscheidung  von  Wuniit  hinfällig,  ergil»t  sich  bei 
nah»*rer  Betrachtung  weiter,  dass  ein  pliy>i;^cher  Zwang  zu  '-'wh-iw 
T  Ii  Uli  überhaupt  nicht  denkbar  ist.  ein  sob'her  vielmehr  hfx'hsteu.- 
auf  ein  Dulden  oder  Unterlassen  geiiciitrt  word*Mi  kann. 
Denn  .selbst  »ii--  gtausanjsten  .Sti-afandmhungon  vermögen  günstigsten 
Falls  auf  die  Willensents<'hlit*ssungen  einzuwirken:  da^<»gen  sind  sio 
ausser  Stande,  eine  liestinnnte  Handlung  des  Individuums  gt'gen 
dessen  Willen  zu  erzwingen.  Ob  man  sich  nun  duixh  Straf- 
an<li"ohungen  oder  durch  innere*  I'flichtgel>ote  zu  einem  bestimmten 
Vcrludteu  bew^peu  läSBt,  in  beiden  Fällen  ist  die  Art  de« 
Zwangeft  eine  rein  psychisi-he.  Nicht  eine  brutale  physische 
(rowalt,  sondern  leiliglich  vernünftige  Erwilgungen  des  Individuums, 
in  dem  einen  Falle  die  Furcht  vor  Stmfe,  in  dem  andoivn  die 
Scheu  vor  Gewissensbissen  oder  vor  der  .Missjuhtung  der  Mit- 
menschen sind  für  sein  Verlialten  massgebi>nd.  Auch  die  An« 
w«Midung  de«  Zwanges,  also  z.  B.  die  Vollstreckung  einer 
Strafe  v<nn»g  niemals  ein  Thun,  sondern  hoc^ltötens  ein  Dulden 
oder  Unterlassen  herlicizuftlhren,  wie  ohne  Weitoresauf  der  Itaud  HegL 
Wie  also  auf  dem  Gebiete  dos  Stmfrechts  die  Straf- 
androhung stets  und  unter  allen  Umständen  nur  einen  psychisctien 
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Zwang  involvirt,  die  Strafe  selbst  ab^  als  ein  physischer  Zwang 
nur  vcrmOgo  gewisser  von  ihr  zur  Anwendung  gebrachter  (phy- 
sischer) Zwangsmittel,  im  übrigen  aber  als  soldier  lediglich  insofern 
bezeidinet  werden  kann,  als" sie  auf  ein  Dnldm,  (das  Ertragen  des 
StinfObel»)  oder  ein  Unterlassen,  (die  Verhinderung  fernerer  Straf- 
thaton  dnrch  die  Art  der  Strafrollstrockiing).  abzielt,  so  dass  also 
eine  Handlung  dos  Individuums  durch  Anwendung  physischer 
Grewalt  niemals  erzwungen  werden  kann,  so  gilt  dasselbe  auch 
von  der  Anwendung  des  Zwanges  auf  allen  anderen  RechtBgebietcn. 

Betrachten  wir  zunächst  das  Privatrecht.  M^gen  nodi  so 
vido  Urteile  don  Schuldner  zu  einer  Leistung,  (Zahlung  oiner 
(h'Msuinme  odoi  deigl.)  oder  zur  Voniahme  einer  Handlung  vor- 
iiilcilen,  —  sie  sind  und  bedeuten  nichts  weiter,  als  ein  rein 
]>>\  rlii  .>chos  ('c)ini>elle  für  den  Schuldner,  dem  l'i-teil  nachzuleiteii ; 
(•Ii  i>i-  dies  idn-r  lliiiii  will  odor  nicht,  liängt  tr'  iiuu  gut  von 
N'iiK  i-  ficii'ii  \\'ilUMis«-uti5(  lili"s>Mng  ab.  wie  wenn  es  sich  um  die 
ErlüUuiig  eines  sittlichen  (i-  bot.s  oder  um  <lie  Hofolgung  einer 
Sitte,  (z.  B.  einer  Anstand -[flicht)  handelt.  Denn  weigeH  sieh  <\vv 
Schuldner,  die  T'H.Mlssumme  zu  zjdilen ,  so  isl  k»  in.<  Mu  ht  der 
Welt  im  Stande,  ihn  gegen  sein^Mi  Willen  zu  dits.i  Leistung 
zu  zwingen.  Das  Einziire,  \\u/u  'h'v  Schuldner  \cnnitlelsl  i'by- 
siselior  Gewalt  gezwuiii^eii  M.'idrn  kann,  ist  (la<,  da^s  ov  die 
Wegnahme  von  Verniogensgegenständen  duMcu  nmss.  mittvl.^l 
deren  Verkaufs  eine  Befriedigung  des  ülüuliiu*  rs  t:tni>ti;;>t<'ns  Falls 
»nüglii'h  ist  (Erfullungssurogat.  keineswegs  ErfiiHung  Besitzt 
aber  iler  Schuldner  derartige  Vermogensgogen stände  nicht,  so  be- 
dühränkt  sich  wenigstens  nach  detitsehem  I'imessrecht  die  gegen 
ihn  anzuwendende  (Gewalt  des  Stiiates  darauf,  dass  der  Schuldner, 
nin  ihn  (durch  physische  Gewalt)  mittelst  psych! sc  her  Einwirkung 

')  Da-ss  nicht  blos  begrifflich,  souUeru  auch  rein  wiilscbaftlich 
bütrachtot«  die  Beitreibung  einer  geschuldoten  Geldsumme  keinesw«^  der 
(freiwilligen)  Erfüllung  gleichkommt,  flUiftt  Hieb  leielit  durch  zalilreidie  Bei* 

spiel»'  iiachwtüscu.  Hat  z.  B.  ein  Gläubiger  iilicr  oin  an  oiiicm  l>estinniiten 
Taj^o  tällij^os  Darletin  in  sicliercr  KrMartunj;  dos  !{ii<  l;t  nipfnri^a's  bereits 
aiidtMWtMt  l|i^|lOllirt,  {z.  B  usn  sich  ilamit  an  citiem  fiir  den  Taj;  dt'r  Kück- 
zuliluMi;  in  Aussiclit  Ljcijotnincneu  L'uternohmuu  m  botciUgen),  su  kauu 
liio  im  litThtswege  i  iful^citdu  und  natni'gemä't»  stota  mit  Zoitvoriust  v«r- 
buniieiie  Beitreibung  den  Darlehns  niemals  die  am  FdlligkcitHtage  atattfindeode 
freiwillige  Rüokzahlung  orsetzen. 
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zur  ÄbleiBtnng  de»  OfTentiannigseides  willig  tm  maduuif  oine  Eiii- 
spemmg  von  h^kilutens  6  Monaten  aiüh  golallen  kuMen  mum 
(§  794  G.  P.  O.).  Also  auch  in  diesem  lUlo  kann  von  dem 
Schuldner  mittelst  physischer  Gewalt  nur  ein  Dulden,  (die  zeit' 
weilige  Freiheitsentnehnng),  erzwungen  werden.  Genau  so  verhUt 
sich  die  Sache  gemSss  §  774  der  deutschen  C.  P.  0.,  ftüls  der 
Schuldner  zur  Vornahme  einer  Bandlnng  verurteilt  ist  Ja  selbst 
wenn  der  Schuldner  zur  Unterlassimg  einer  Handlung  oder  zur 
Duldung  der  Vornahme  einer  Handlung  vemrteilt  ist,  kann 
wenigstens  nach  deutschem  Prooesstecht  die  dauernde  Befolgung 
dieses  Urteils  durch  rein  physischen  Zwang  nicht  sidier  gestellt 
werden.  Hat  nftnüidi  der  Schuldner  eine  zwetjfihrige  Oeaaramt- 
haftstrnfe  über  sidi  ergdien  lassen,  so  ist  damit  die  Zwangs^^cwalt 
des  Staates  erschßpft  und  jedes  weitere  phynischo  Zwangsmittel 
gegen  ihn  ausgeschlossen  (§  775  C.  P.  0.).  In  oinem  Falle  hat 
übrigens  auch  das  deutsche  Proces8ro<;ht  ausdrücklich  «anerkannt, 
diu«vs  »'S  unmöglich  ist,  den  mensclilichen  Willen  mittelst  physischer 
Uewalt  /u  einer  Handlung  zu  zwingen.  In  §  779  schre'dif  nämlirli 
die  C.  P.  0.  aualrücklich  vur,  diu>s,  wenn  vin  Schuldnci  zur  Alt- 
galto  einer  Willenserklärung  verurteilt  ist.  diese  als  nliirogohen 
gilt,  sobald  das  Urteil  die  Rechtskraft  UaMliritteii  ha),  l^a'hih-h, 
dass  der  frosotztreher  diese  Fiktion  zu  Hülfe  gt-noiiinir'n,  Imt  er 
deutlich  /.II  «'i  kt'nnen  gcgcljen,  dass  sich  iniit<'l.«!t  pliysisi-her  Gewalt 
ein  Willensakt  des  Schuldners,  insbesnndert?  die  Alii^^d»e  einer 
Wiilensorklänujg  nicht  erzwingen  h'Lsst.  In  einem  anderen  Falle 
hat  die  C.  P.  zwar  nicht  .luf  Onnid  »K  i-artiger  Krwägungen, 
wohl  al»er  von  ctni->r  iion  Atisdiauungen  geleitet,  von  der  Anwendung 
eines  jeglichen  physis.  hcn  Zwangsmittels  abgesehen,  das  darauf 
abzielt.  a\if  die  Willensentscldiessung  einzuwirken,  also  einen  selb^^l 
nur  rein  psychischen  Druck  zwecks  Hpr)»eifiihrung  einer  Handliuig 
au.'^ziulben.  Es  ist  dies  die  Vorschrift  des  §  774  Abs.  2,  wonach 
iiehufs  VoUsti-eckung  eines  auf  die  Venuieilung  zur  Eingehung 
einer  Ehe  lautenden  ErkeuntnisBes  Z^vang8mittel  irgend  w.  lt  Iier 
Art  ülKjrhaupt  nicht  snr  Anwendung  kommen  dürfen.  >Iit  dem 
1.  1.  1900  wird  diese  Vorschrift  auch  für  solch.'  Trteile  Platz 
greifen,  die  eine  Verpflichtung  zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens 
fider  zur  Leistung  von  Diensten  aus  einem  Dienst vertmge  aus- 
sprechen.    Das  Gesetz  begnügt  sich  in  diesen  Fällen  mit  dem 
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rein  ijaychiEchen  Comi>elle,  das  der  richterlii^o  ITrteilsspnich  cnU 
liJÜt  Schon  dic90  Thatsachß  beweist,  das»  die  herrschende  Meinung:, 
weldv^  das  Charakterifitikum  des  Rechts  in  dessen  Enswingbarkoit 
cKler  wenigstens  in  der  Anwendung  physischen  Zwanges  erblickt, 
nicht  aiifreoht  erhalten  werden  kann,  wenn  sie  sich  nicht  dazu 
verstehen  will,  (was  aber  wohl  ausgeschlossen  erscheint),  den  Yoi'^ 
Schriften  des  B.  G.  B.  über  die  Verpfliditung  zur  ErfOllung  eines 
Dienstvertrages  oder  asur  Herstdliing  des  ehelichen  Lebens  den 
Charakter  von  Itochtsaitzen  abKnspredien.  Wenn  das  fHtiiere 
deutsche  Pmsessrecht  im  scheinbaren  Widerspruch  mit  d«i  Ms- 
hörigen  Aiisfnhriiiigcn  süg.ir  den  zwangeweisen  AbschUms  einer 
Ehe  kannte,  so  war,  genau  besehen,  auch  dieser  Zwang  entweder 
nur  als  Fiktion  der  Ahgabe  einer  Willensorklüning  odor  als 
jtsvrhisohor  Zwang,  llnssersten  Falls  als  ein  pliysischer  Zwang  ztir 
huMung  eines  Tliuns  ooiistniirf.  Das  erste  war  da  der  Kall, 
wo  die  Khe  mit  der  Rechtskialt  des  den  wi<le!-8tfel>enden  Teil 
zur  Einf^t.'iiiiiiLr  ilorsillion  veiurthcilfTidtMi  Kikenntiüsses  als  «ib- 
gi  si'lilussen  gdh.  Kiit  jisychischer  Zwang  zur  Eintjehung  der  Elie 
nntteUt  physischer  Einwirktuig  (Zwangsmittel)  lat:  in  (l.Mij.^nigen 
FälliMi  vor,  in  <lenen  man  das  Urteil  mittels  An(holiung  von  (ield- 
'»dor  Freiheitsstrafen  vollstreckte,  um  nuf  diosp  Weise  den  widor- 
sln^lHMiden  Teil  zur  Eiiitrcluinir  dt'.->  Eiiebuiides  gefügig  /u  inaclu'n. 
Ein  phy^isi  licr  Zwang  endlicii  zur  I)uldun<r  des  Elieai»schlus>p<. 
wie  (Icrst'lbe  vereinzelt  aucli  vorgekommen  ist>  war  da  znlibssig. 
wo  iltM  widerstrübende  Teil  mittelst  itewaflneler  Macht  (manu 
militari)  in  die  Kirche  geschlej>pt  wunU»,  um  dort  die  Trauung 
über  sich  eingehen  zu  lassen.  Soweit  hierbei  noch  die  Abir;d>o 
einer  Willenserklärung,  des  sog.  Jaworlos,  erfoiderlich  war,  konnte 
auch  dieses  selbstre<Ii>nd  nur  mittelst  psychischer  Einwirkung 
von  dem  widcrstrelK)nden  Teile  eiv.wungen  werd*  Tv 

Insofern  nun  das  Kecht  mit  einem  psychischen  Zwange 
0lieri(^rt.  was,  wie  wir  siihon,  auf  dem  Gebiete  des  Strafi-echts 
innerhalb  des  Beivichs  der  Strafandrohung  ausnahmslos  und 
auf  dem  des  Privatrechts  selbst  bei  der  Zwangsvollstreckung  der 
der  Fall  ist,  da  die  Zwangsvollstreckungshandlungen  in  vielen  Fällen 
nur  darauf  abzielen,  auf  den  Schuldner  eine  i-ein  psychische  ßtnwirkung 
auszuAben,  unterscheidet  si(;h  dieser  I^eehtszwang  der  Art  nach  in 
ni^thts  von  dem  diwoh  die  Sittlichkeit  oder  Sitte  geObten  Zwange. 
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DeDii  ob  ich  micb  dnivh  dio  Fnrcltt  vor  einf^m  Strafflbel,  tlie  Angst 
tor  Gefwissensbissm  oder  die  Scheu,  mich  deoi  Tkdel  oder  der 
Xinachtong  meiner  Mitmenschen  auBxusetxen,  zu  einem  beetimmten 
Verlialten  bewegen  lasse  —  in  allen  F&lleniHt  die  Art  der  psyehiechen 
Einvirkung  anf  mich  stets  dieselbe.  Ja  man  bmn  nicht  einmal 
mgsa^  daas  die  Furcht  vor  einm  Stnfflbel  erfahrunganiABSig  stBrker 
wirkt,  als  die  Sehen  vor  einer  HiBBbilligung  der  Mitmenschen  oder 
gar  die  Furcht  vor  QewisaensMssen  oder  das  Bestreben,  pflicht- 
gemäss zu  handeln. 

f)jis  heste  Beispiel  in  dieser  Riclittinp  bietet  das  OiicU.  Das 
SLiatspesetz  vor}iönt  das  Duell  und  bedroht  es  mit  Strafe:  (lagog«'n 
wird  es  von  der  Staiidessitte  crewissen  iVrsonen  zur  Pflicht  |L;<-uiaclit. 
unter  Uiucitändeu  zum  Dut  ll  hri-auszufordcrn  (»der  .sich  einer 
Herausfortlerung  nicht  zu  ont/ii  licti.  Die  Moml^^rundsätze  der 
R''ligion  d;igegcn  verbieten  wieilenuii  du.s  Diiol!  als  eine  si  liwi  n» 
Srimle,  di»'  von  der  kathoiisehea  Kii-che  sogar  mit  der  Exkoinnnuii- 
katiüii  bediuiil  wird. 

Für  den  Einen  genügt  nun  die  gesetzlieiie  Strafdrohung,  um 
?>kli  hi  lim-h  von  dem  Duell  abhalten  zu  lassen.  Auf  den  Ancieren 
«liiT'^Lvn  ül»t  die  Standessitte  oinen  viel  stärkeren  psychischen  Zwang 
aii.s.  ;iK  dio  Strafdroliung  des  Staates:  er  wiitl  d<^sliall»  das  staat- 
liche Stnifübel  niif  sich  nehniea,  um  dorn  in  s«>iiien  Augen  viel 
in^'tsseix'U  riHäl  einer  Missachtung  seitens  .Htincr  Stiuidesgcnnsson 
zu  entirehen.  Der  Dntte  endlich  m.iii  denke  an  einen  glauliens- 
fTV'ii.  it  k.itholischen  Offizier  —  wiiti  zwar  «^inei-seits  die  stiuitliche 
Mmidrohung  geringsc^hätzen.  andererseits  aber  sich  auch  fiber  dio 
>>taiule8sitte  hinwegsetzen  und  es  lediglieh  um  deswillen  ablehnen, 
'len  Zweikampf  einzugehen,  weil  er  nicht  den  Moral  Vorschriften 
Sibirier  Heligion  auwidcrhandeln  will.  Wir  sehen  also,  dass  der 
i«>ychische  Zwang,  welchen  die  staatliche  Strafdrohuiig  ausfibt,  sich 
unter  Umständen  schwächer  erweist,  als  der  von  der  Sitte  oder 
•ier  Moral  ausgehende  Zwang. 

Die  hier  erörterten  Möglichkeiten  sind  nicht  etwa  thooretiactie 
Hirngespinste,  sonctem  thatsächlich  vorgekommenen  FflJlen  entnommen, 
die  sich  übrigens  tSglich  wiederholen  können. 

Beispiele  der  Art,  dass  der  vom  Recht  geübte  Zwang  sich 
dem  von  dei*  Sitte,  der  Sittlichkeit  oder  der  Religion  ausgcftbteu 
Zwange  g^nflber  als  voUstSndig  machtlos  erwiefteu,  lassen  nich  in 
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der  Oeschichte  mühelos  nuzAhlige  finden.  Eb  braucht  hier  mir  an  den 
MÄrtyrertod  der  Tielen  Tatuende  erinnert  m  werden,  die,  weil  me  das 
Gebot  ihres  Qoties  hoher  achteten,  als  die  Menaehenaatsong,  selbst 
durch  Androhung  des  ftuaseraten  psychischen  Zwanges,  der  dem 
Rechte  zu  Gebote  steht,  nlmlich  dnrch  die  Drohung,  dm  wider« 
stiebenden  Willen  zu  vernichten,  nicht  gezwungen  werden  konnten, 
dem  durch  den  Kechtszwang  anagefibten  Divcke  naolizugeben. 
Wenn  derartige  lUle  in  der  europAisolien  Knltnrwelt  wohl  auch 
ffir  immer  der  Yergaugenheit  angehören,  so  ist  dooh  audi  die 
Q^nwart  an  Beispielen  nicht  arm,  in  denen  der  psychische  Zwang 
des  Bedits  sidi  gcgenfiber  dem  von  anderen  sozialen  Inatitutionen 
aiiageObten  Zwange  als  der  sohwSchero  erwiesen  hat.  Bas  Ver^ 
halten  zahlreicher  kathoiisdier  Geistlichen,  die  zur  Zeit  des  sog. 
Kulturfaimpfes  in  Preussen  die  staatlichen  Sttafidrohungen  um  dess- 
wiUen  mißachteten,  weil  ihnen  die  Vorsohriften  der  hi^olisdien 
Eirdie,  die  für  sie  zugleich  re]igir»so  Vorschriften,  aJf»  Gebote 
Gottes  sind,  höher  galten,  liefert  den  Beweis,  dass  der  von  der 
KiK":he  ausgeübte  psychische  Zwang  den  von  der  staatlichen  Stiuf- 
an(h"ohung  ausgehenden  üherwunden  hat. 

Genau  so,  wif  mit  dein  auf  dem  Gebiete  dos  Straf-  mid  Tiiviit- 
rechts  zui'  Auwenduui,  kMHimendt  n  Z\vaiiy;e  verhält  es  sich  mit  der 
Natur  <lt's  sog,  Vcr\valtuni;s/.wanjjces.  Irli  hebe  diosiMi  auch  um 
desswülon  In^sonders  hervor,  weil  p  radr  hier  gezeigt  weiden  kuin, 
von  welch  eminenter  praktischer  Hedi  utung  und  Tragweite  die 
richtige  Lösung  unseres  PimIiIcius  ibt.  Der  Vi  rwaltungs/.waii^; 
wie  er  augenblicklich  /..  H.  iu  Pretisson  in  Geltung  ist,  stellt  dm 
Verwaltiingsbehöitlen  ztu  l)ur(  lifilhrung  ihivr  Auordiiuujf^tMi  die  Vdi- 
nahme  der  7u  oi zwingenden  Handlung  dmvh  einen  Dritten  auf 
Kosten  des  Säuuug*  n,  die  Vei'hÄuuuuL;  von  Geldstrafen  und  die 
Anwenduui;  sog.  ..unmittelbaren  Zwanges''  zur  Vertilgung.  Der 
Anwemlung  eines  jeglichen  Zwangsmittels  mit  Ausnahme  der  An- 
wendung „uuniillelburen  Zwanges"  inuss  dir»  Androhung  mit  dem- 
sellh^n  vorausgehen.  Diese  Andi-ohung  ist  nun  nichts  Anderes,  als 
ein  rein  psychisches  Zwangsmittel,  wie  schon  aus  meinen  bisherigen 
Ausiiihrungen  ohne  Weiteres  erhellt.  Die  Versohrift,  dass  eine 
y.n  cr/wingcnde  Handlung  in  erster  Keihe  durch  einen  Dritten 
auf  Kosten  des  Säimiigcn  voi^nommen  werden  soll,  txflgt  dem 
richtigen  Gedanken,  dass  die  Erzwingung  einer  Handlung  unmOgUch 
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ist.  dufchans  Rechnung,  da  hierbei  von  jeder  anderen  Einwirkung 
auf  den  Pfliditigen,  als  der  vorg^ngigen  Androhung  gftnxJich  ab« 
gMten  wird.   Anch  die  Vorschrift,  dass  eventuell  Oeldatnifen  zu 
veddlBgen  sind,  um  den  von  der  Yerffigung  Betroffenen  zur  Vor^ 
mknie  der  Handlung  willig  zu  machen,  entspricht  vOllig  dem 
Shmlpunkt,  dasa  die  Vornahme  der  Handlung  selbst  durch  phyBischen 
Zwang  nicht  heriieigeRlhrt  werden  kann.   Ebenso  sollen  xur  fSr* 
wirkimg  einer  Ünterlassung  in  der  Regel  nur  Oeldstrafen,  also 
almiiials  ein  rein  psychisch  wirkendes  Zwangsmittel,  zur  Anwendung 
kommen.   Endlich  ist.  auch  der  sog.  „unmittelbare  Zwang*',  inBofem 
erdarauf  abzielt,  eine  Handlung  seitens  des  von  der  polizeilichen 
Verffljjung  Hoti-offenen  herbeizuftihren ,  lediglich  psychischer  Natur, 
•U.  wie  wir  ebenfalls  bereits  geeeheiu  die  Han<llung  selbst  duifh 
nnmittelhare   physische   Gewalt   nicht  erzwuntren    werdon  kann. 
Rf>si[i  liat  min  unter  dem  Beifall  des  Oberverwiiitiint^sfrericlits  ima- 
gefulirt,  (liiss  die  Verhängimg  von  polizeilichen  Exekuti\  LreUlBtmfcn 
zwecks  Erzwingung  einer  polizeilichen  AnonlmiiiLr  (luim  unzulässig 
sei.  weiiu  der  in  Frage  kommende  Tliatbestand  bereits  von  einer 
knminellen  .Strafandrohung  betroffen  werde;  er  meint  nämlich,  dass 
die  Anwendung  eines  „psychologischen  Zwangsmittels",  wie  er  sieh 
ausdrückt.  (Iiinii   nnzulilssig  ist,  wenn   bereit.s  das  Strafgesetz  sich 
einis^  sulchcn   Mittels  bedient.    Hierbei  übersieht  er  aber,  dass  es 
auf  diese  Wei.se  der  Polizei  unter  rmstilndon  nnrnTig^hVli  gemacht 
wini,  ihren  auf  die  Vnmahme  von  Handlinii^en   gerichteten  Ver- 
fügimgen  Naclidruck  zu  verselianen.   da  alle  Mittel,  (insitesoiider«' 
ant'h  der  sog.  unmittelbare  Zwang),  die  auf  Vornahme  einer  Handlung 
abzielen,  notwendig  nur  eine  rein  psychische  Einwirkung  auf  den 
Betroffenen  herbeizuffdiren  vermögen.  Von  welch  eminenter  pi^aktischcr 
Tragweite  der  von  dem  0.  V.  G.  und  von  Rosin  vertretene  Stand- 
punkt ist,  daa  lehrt  ein  Einblick  in  die  Entscheidiingen  jenes 
Geriditshofes  nnd  die  Akten  einer  jeden  Polizeibehörde,  die  der 
win  psychisch  wirkenden  Zwangsmittel  auch  dann  nicht  entraten 
kann,  wenn  bereits  da.«;  Strafgeseta  oder  die  Polizei  Verordnung  die 
verpönte  Handlung  oder  Unterlassung  mit  Strafe  bedroht. 


*)  Mao  veiigj.  hierni :  RonOf  das  PoUsetverordDoogsrEioht  in  Prsiunen 
L  Avikgp  (Brealan  1882)  8. 65  ff.  Neukamp:  Die  polizeilichen  Yoifügnngeo 
nrTeihütnag  «trslbarer  Handlungen  oder  Unterhw»ungRn  nnd  deren  Durch- 

:t 
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Ist  schon  jelzt  genfigend  klar,  (lass  sovobl  das  Prirat-  wie 
das  Straf-  und  Yerwaltungaredit  im  Weamtlichen  nur  einen 
psyohiachen  Zwang  ausüben,  der  sich  in  nichts,  insbesondere  anoh 
nicht  in  adner  Lilensitftt  von  dem  durch  Sitte,  Moral  und  Religion 
geübten  Zwange  unterscheidet,  so  mag  aur  Veistttrkung  der  bisher 
voigebraohten  Gründe  noch  auf  zwei  weitwe  Qesiohtapnnlite  hin- 
gewiesen  werden,  die  es  auch  dem  verblendetsten  Auge  klar  machen 
müssen,  dass  in  der  Art  des  Zwanges  ein  entBcheidendes  Kriterium 
für  das  Wesen  des  Rechts  nidit  gefunden  werden  kann. 

Einmal  ist  es  die  Thatsaohe,  dass  die  neueste  Entwicklung  im  Straf- 
recht eine  Art  der  Strafvollstreckung  geadtigt  hat,  die  von  jeglicher  An- 
wendung physisch«!  Zwanges  ginzlich  absieht  Zunüdist  sd  hier 
an  diejenige  Vorschrift  des  §  57  des  deutschen  Reichsstrafgesetz- 
buchs erinneft,  weldie  es  gestattet,  jugendlidie  Personen  in  be- 
sonders gearteten  Füllen  mit  einem  Verweise  zu  bestrafen.  Geschieht 
dies  durdi  Zusendung  dnes  den  Verwds  erteilenden  Schriftstücks, 
(was  unbedenklich  zulüssig  ist),  so  wird  in  solchem  Falle  dn  Straf- 
gesetz zur  Anwendung  gebracht,  das  in  keinem  Stadium  auch  nur 
den  leisesten  physischen  Zwang  zur  Anwendung  bringt,  dch 
▼Idmehr  auch  bei  der  Strafvollstreckung  auf  eine  rdn  psychische 
Einwirkung  beschränkt  Dasselbe  gilt  in  allen  den  Fällen,  in  denen 
es  "ZU  einor  sog,  „bedingten  Verurteilung'*  kommt,  ein  Rechtsiustitut, 
das  ausser  in  einzelnen  Staaten  der  nonlamerikanisclien  Union  auch 
in  finor  Reihe  euroi)äischor  StnatoTi,  (z.  B.  in  England,  Belgien, 
Fnirikivieh  11.  s.  w.),  bereits  Kingang  t;t  lmi(ieii  hatuiul  anscheinend  noch 
immer  weiterer  Verbreitung  entgeirensielit.  Liegt  nämlich  eine 
wirkliche  bedingte  VermU  ihing  vor.  so  hat  das  gegen  doii  Miss» - 
tliäter  ergangene  Slrafurteil  die  ücfloutung,  die  heieits  in  dem 
Strafgesetz  enthaltene  allgemeine  \uv\  al*stnikto  Stmfdrohung  in 
eine  konkrete  umzuwandeln,  d.  Ii.  der  in  iler  Slrafdrühiing  des 
Strafgesetzes  enthaltene  psycliische  Zwang  winl  nicht  etwa  < hin  Ii 
das  Stmfurteil  in  einen  physischen  iimgowand« «Ii :  vielmehr  lK?gniigt 
sich  dasselbe  damit  den  allgemein  üehaltenen  ]isyelii>chen  Zwang 
dt's  Stnifgesetzes  diuvh  eine  ganz  genau  formulierte  Ein  wirk  um  <;  /.u 
ersetzen,  indem  es  dem  Tbäter  ein  nach  Art  und  Umfang  genau 

fOhruDg  nadi  preusslachem  Recht  im  ,,YenraltangnrdiiT^  Bd.  3  S.  1  ff., 
und  dazu  wieder  Rosin:  Bas  Pol.-YeTDrdnunfp-Recht  (2.  Aufl.)  Bwlin  1895, 
§  10  8.  103  ff. 
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benpssenes  Straffibd  fClr  dem  Fall  in  Aiissicht  BtdUf  dam  or  Rieh  innGi"- 
liilb  anes  gewissen  Zeitroiuns  einer  neuen  Strafthat  schnldig  macht 

ViBSen  wir  also,  dass  das  Pnvat-,  Straf-  tuid  Verwaltungs- 
fücht  Mine  Verwirkltchnng  in  der  Regel  nur  mittelat  ps^chiaohen 
Zwangest  anstrebt,  und  dass  gewisse  Bedtti^^  nur  in  dieser 
yfcm  verwirklieht  wenlen  kRnncn,  so  hat  (^s  für  nns  auch  dnrohaus 
nichts  Befromdliches,  dass  das  Vftlkerrocht  stets  nnd  dns  Staats- 
recht vielfach  sich  mit  einem  rein  psychischen  Zwange  l>egnng^t, 
nm  «Ion  von  ihm  anfgestolltün  Nonnen  Geltung  zn  vci-schafTon. 
Gerade  hieran  hat  aber  die  juristische  Theorie  vielfach  bis  auf 
den  heutigen  Tag  denirt  Anstoss  gonominon,  da»s  sio  solchen  Sätzen 

Staats-  un<l  Völkerrechts  ledigliüli  wegen  des  diesen  er- 
mangeliuleu  physischen  Zwanges  den  Charakter  von  Rechtssätzen 
völlig  abgesprochen  hat. 

Tra  dies  überhaupt  nur  ^fMireiflidi  zu  uiachon,  raflsson  wir 
hier  auf  die  herrschende  Lelire  von  dorn  Zwangschamkter  <lor 
H»\hl<normen  um  so  mehr  des  Xi\lieien  elnu-^elu  n,  als  sell»st 
Philosophen  vom  Range  eines  Wnndt  luid  Juristen  von  dem  Scharf- 
sinn «n'l  der  Bedeutung  eines  .Thoring  i1bor  dns  Wcfjcn  des 
ZwangniüiüeutÄ  im  Hecht  durchaus  unklare  und  unhaltbaie  Vor- 
stellungen haben. 

Jhering  (Zweck  im  Recht,  Bd.  1,  S.  IG,  17,  45,  M.  2,  S.  17S, 
1 ' ff.|  nuterscheidet  den  physischen  oder,  (wie  er  ihn  auch  neimt). 
•"Phänischen  Zwang  von  dem  „psyehifschen"  oder  ,.itsychol()irischen''; 
l'^tztfren  nennt  er  auch  den  „indii-ekten"  im  G^nsatze  zu  dem 
^lirekten'-  mechanischen  Zwange^). 

S<)  sagt  er  Bd.  1 ,  S.  1  n  :  „Nehmen  wir  zuerst  den  Fall  dos  physisehen 
Zwani^fes.  Wo  der  liäuber  seinem  Opfer  gewaltsam  Uhr  und  Börse 
cntreisst,  li^  gar  keine  Handlung  des  L*>*'tr!eii  --  ^i*!  rn  des 
Erstoren  vor.  Wo  al)er  die  Drohungen  des  Riiul>ers  den  Bedrohten 
•»stimmen,  ühr  und  Börse  auszuliefern,  handelt  Letatererf  wenn 
aocli  linier  dem  Einfloss  eines  (peychologiachen)  Zwanges.*' 

')  Ahnlich  wie  Jhering  unterscheidet  auch  Wundt  (Ethik  S.  121) 
zifischon  inneren  und  äuKseron  Zwanfjsmittnin ;  erstpro  sollen  nafh  soiner 
Heißiuig  an«!whlie8sllch  der  Sittlicltkeil,  lututerti  ausscliliesslicli  dem  Hecht 
nr  Veilumiug  stehen,  während  er  der  Sitte  beide  Arteu  von  Zwangs- 
nitteb  laweist.   Was  aber  unter  diesen  ^^sseren*^  und  ,4Dneren**  Zwangs- 
mittdii  so  Tentehoa  ist,  darüber  Utet  er  uns  im  Unklaren. 
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Ebenso  nennt  er  S.  335  den  mechaDiBchen  Zwang  einen 
solchen^  mittelBt  dessen  der  Widerstand,  den  der  fremde  Wille 
unseren  Zwecken  entgegensetst,  dinch  das  Au%ebot  einer  der 
seinigen  Qberiegenen  physischen  Kraft  gebrochen  wird;  diesem  stellt 
er  den  „psychologischen^  Zwang  gegen  nbor,  „bei  dem  der  Wider* 
stand  Yon  innen  heraus  in  ihm  selber  überwunden  wird". 

Wfltrend  diese  QegensMae  an  und  fQr  sich  klar  und  verstftndlioh 
sind,  finden  sich  dagegen  darüber,  welcher  Art  des  Zwanges  das  Recht 
sich  mit  Hülfe  des  Staates  zur  Verwirklichung  seiner  Zwecke  be- 
dient, die  s«^ltsini8teu  Widersprflohe.  So  hoisst  es  a.  a.  0.  8.  318: 
„Der  Stjiut  ist  wie  der  berufene  so  auch  der  einzig«?  Innehaber  der 
so/.ialon  Zwangsgewalt  —  das  Zwangsnx'ht  bildet  das  absolute 
M<in(»iH)l  di  s  Staates.  Jeder  Verein,  der  die  Ansprüche  gegen  seine 
Mitglieder  auf  i\>-m  Weire  des  mechanisehen  Zwanges  realisieren 
will,  ist  auf  seine  Mitwiikung  angewiesen".  —  „Das  heisst  mit 
amU  ren  Wurten:  der  Staat  ist  die  einzige  Qiiollo  (]»'s  K.  i  hts,  denn 
Normen,  welche  von  demjenigen,  der  sie  aufstellt,  ni(;ht  erzwungen 
werden  können,  bind  keine  Rechtssiltze". 

Danach  mnss  man  doch  annolimen,  dass  Jhering  unter  Reoht^?- 
sätzoii  mir  Holehe  v.  rstaiiden  wiss.-ii  will,  die  mittelst  pliysischon 
odor  nHM  liaiiisclien  Zwanges  i"ealisiert  wenlen.  Denn  dass  aiicli  «Iii; 
Sitte  un<i  Sittlichkeit  einer  Zwan<i:<?gewnlt  üIkt  di^n  Einzelnen  nicht 
ontlieliniJU  das  ist  .llit-iiiiu:  keinoswc^^s  riitt^aii^'cn.  So  sagt  er  Bd.  2 
S.  170:  „Wie  dem  iit'chlsgtiäet/.  di«'  mechanische  Zwjingsgewalt 
des  Staates,  so  korrespondiert  dem  Sittnngcsetz  die  psycholopisflie 
Zwangsgewalt  der  Gesellschaft'*.  Dementsprechend  vindiciert  er  in 
einer  sich  anschliessenden  schematischen  Cbei-sicht  die  letztere 
ausschliesslich  dem  Sittengesetz,  die  erstcre  ausschliesslich  dem 
Rechtsgesetz.  Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  begreiflicfaf  warum 
Jhering  in  der  Existenz  des  Völkerrechts  und  gewisser  Normen  des 
Stnalsi-eidit.s  Schwierigkeiten  gegenüber  seiner  Theorie  erblicken 
konnte.^)    Diese  Sdiwäche  seiner  Position  hat  er  swar  selbst 

')  A.  a.  0.  Bd.  1  S.  323  sa^  .?hf>rinf,'  immtich:  „fJegoti  'ii.-  hier 
entwickolto  Auffassung  giebi  es  aber  eim  ti  Kinwand,  der  oft  f>rhnbt»n  woixlen 
ist,  und  dür  ihru  giui^Iiditi  Uuhaltbarkeil  m  sich  zu  schliessun  scheint  Das 
Kriterium  der  Oiganiaatioa  des  Zwanges  zum  Zwecke  der  VerwirUkdmng 
des  l?«chts  versagt  schlechthin  lür  das  Völkerrecht,  und  für  einen  anderen 
Teil :  daji  Slatitstrocht  WtfoigsteoR  insowMt,  als  os  rieh  innerhalb  der  absoluten 
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Kton  erkannt;  indessen  hat  ihn  sein  gesunder  praktisc  iier  Sinn 
ilavor  bewahrt ,  sich  dem  dem  Sprachgebrauch  und  den  konkreten 
Tluisiu  ht'ii  gänzJi<li  /iiwitU'rlaufendt'ii  AuRktmfti^m Ittel  derjenigen 
iiomlich  iiulilreirheii  Theoivtiker  anzuschliessfii,  die  jenen  Sätzen 
'ies  Staats-  und  Völkt  nwlits  „elmn  wr^oii  difscs  Mangels  der  ge- 
aclu  it'  ii  F]i  z\v  iiii^hai  keit  den  ChanikltM-  vnii  KtM-litssätxen  gänzlicli 
alisptwlicii  niid  iliiieii  Klos  den  von  nn>ralischen  Geboten  imd  Yer- 
iiflichtiingen  zuerkennen'*  (a.  a.  0.  Bd.  1  S.  323). 

Qleichwohl  vermag  Thering  aucli  die  Ansicht  derjenigen  nir-ht 
ni  teilen,  die,  um  den  Iuot  in  Betj-sicht  kommenden  Sätzen  des 
SUatfr*  und  Volkerreclits  den  Charakter  von  Rochtssützen  lieilegen 
zu  können,  „das  Moment  der  £jrzwingl^»arkeit  für  den  Kecht«begriff 
füllen  lassen".  Er  meint  nAmlich,  dass  damit  das  „c  h a  ra  k t  e  r  i 8 1 i  s e  he 
Unterscheidungsmerkmal  der  Neimen  des  Rechts  von  denen 
(ier  Sitte  nnd  Moral,  preisgegeben**  werde  und  sie  alle  drei  ,fUntcr 
tlon  weiten  Gesichtspunkt  allgemein  anerkannter  und  thatsftühlich 
itefoli^'ter  Normen  su  einer  unterschiedslosen  Masse «  zu  einem 
veicbea  Brei  zusammenfÜsssen/* 

Andererseits  erkennt  aber  Jhering  an,  dass  hier  Fftlle  vor- 
I>Wi  nin  denen  das  Bedit  die  Organisation  des  Zwanges,  die  es 
aoort  entrebt,  schlechterdings  nicht  beschaffen  kann",  dass  es 
isoittck  ,4nnerhalb  der  Rechtsordnung  Punkte  giebt,  wo  der  Zwang 

Rine  Losung  der  in  den  niitgotoilten  Sätzen  liegenden  Wider- 
«prflcho  hat  Jhering  nicht  vei;>iu  ht ;  sie  ist  aber  auch  schhxhter- 
luimoglich.  Einmal  sollen  Normen,  die  nicht  orzwnngen 
*Cr»k'n  können,  keine  Rechlsüütze  s.  iii;  dcmgeniäss  winl  die  Kr- 
WiKUirkeit  als  das  chanikteriHtisch.'  uiul  t;iii/ag  ilüiclignMf(!nd«> 
ÜBtetxlu-idungsmerkmal  bezeichnet,  mittelst  dessen  sich  die  Nonnen 

«uostitutjuiicUeii  Müiiarcbie  um  die  Fflicliteti  des  Aluuaiuhuu  handelt  — 
<fie  Beobadttniig  der  Schranken,  weldio  die  VerfasHung  dem  Souvonüo  setxt, 
vxi  die  &ffiHang  der  Pflicbteo,  welche  sie  ihm  auferl^  sind  nicht  durch 

Zmig  gi»sichort". 

Auch  Wundt,  der  zwar  fa.  a  (».  S.  57.'$.  .")71)  in  dem  Kodit.szwang 
mr  ein  sekundäres  ^ferknia!  ilrs  Iv't  hts  (M-Mii  kt,  innl  zwar  nur  ein  Hülfs- 
das  zu  seiner  Aufrecliterhaltung  dient,  meint  anaerei>»eitN  0.  072) 
*iodi,  OS  liege  iu  dein  Mangel  dos  Zwaugcs  gesotzlicher  Vorschriften  beint 
ToUemcht  für  den  joiistiach«!  Standpunkt  eine  SchWjttcbe. 
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iloi»  Rotiiits  voa  denen  der  Sitte  und  Moral  abheben.  Andererseits 
vrird  aber  auch  anerkannt»  diiBS  es  innerhalb  deB  Rechts  FSlle  giebt, 
in  denen  ein  Zwang  nicht  beechafft  werden  kann,  wo  der  Zwang 
versagt;  gleichwohl  wird  auch  diesen  Kormen  der  Charakter  von 
Kechtsafttzen  xuerkannt 

Damit  sind  aber  die  bei  Jhertng  sich  Bndenden  Widersprüche 
in  dieser  Lehre  noch  keineswegB  erschOiift.  WAlirend  er  nAmlicli 
in  den  olien  mitgeteilten  Stellen  (insbesondere  Bd.  2  S.  179)  den 
rein  ^mechanischen^'  Zwang  ab  das  chaFskterisUsche  Merkmal  des 
Reell  tisgesetses  dem  „psychologischen^  Zwange  des  Sittengesetzos 
gogenaberstoUtf  heisst  es  dagegen  Bd.  1  S.  145:  «Der  Verwirk* 
liohimgs:ipi>iirat,  den  der  Staat  für  seine  Zwecke  in  Anwendung 
bi'iugt,  ist  ganz  derselbe  wie  der,  dessen  sich  die  Natur  bedient 
Er  beruht  auf  einer  doppelten  Art  des  Zwanges:  dem  direkten 
oder  mechanischen  und  dem  indirekten  oder  psychologischen 
II.  s.  w.'' 

Wir  .suhl  II  also,  dass  die  Jhcring'scho  Tlioorie  der  Bedeutung 
dt  s  Zwangsnioui»  iits  im  Recht  und  in  den  Iiistitiitioncn  dei  Sitt- 
lichkeit, ücligiuü  und  Sitte  niclit  jreixx'ht  zu  worden  vermag,  sich 
vielmehr  in  ganz  unentwirrbare  Widersprüche  verwickelt.  Üasj^^llte 
gilt  auch  von  allen  sonstigen  in  dieser  Hinsicht  aufgestellten 
Theorien,  m5gen  sie  nun  das  ZwangsnionieiU  aus  dem  Recht  gänz- 
lich eliiuinicien,  wouiit  sie  üher  »las  Ziel  l>ei  Weitem  hiimus- 
si  liics.-eii.  oder  mögen  sie  durcii  Ausbelieidung  des  VrilkeiTC^htH 
un<l  eines  Teils  des  Staatsrechts  in  sprachwidriger  uml  den  wirk- 
liehen  Verhältnissen  direkt  zuwiileikiufender  Weise  den  BegrilV  iles 
Rechtis  willkürlich  einengen.  Wii-  müssen  vielmehr  «Inhei  fstehoii 
lileiheiv,  dass  wedei  der  Zwang  überhaupt,  noch  eine  tfeseiideie 
Art  des  Zwanges,  (nlimlich  der  physische  oder  mechanische  Zwang), 
ein  besondei-es  Charakteristikum  des  Rechts  bildet.  Denn  es  giebt 
eine  Reihe  von  Rechtssützen,  die  in  derselben  Weise,  wie  die  Ge- 
bote der  Sitte  und  der  Moiul,  ihre  Verwirklichung  nur  mittelst 
Anwendung  von  psychischem  Zwange  anstrel)en.  Dazu  gehören 
ausser  den  schon  oben  erwäluiten  S;lt/,en  des  Privat-  und  Straf- 
reehts  insbesondeio  die  Sätze  des  Völkerrechts  und  eine  Reihe 
\  M  Vonscimftcn  des  Stuits-  und  Verfass\uigsreehts  und  zwar  von 
deii  letzteren  nicht  bloss  solch* .  die  sicli  auf  die  Stellung  des 
Monaivlien  oder  sonstigen  Staatsoberhauptes  beziehen,  sondern  z.  B. 
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tttch  solche,  die  die  Stellung  der  Volksverl tt^tcr  i-ogt^lii.  I>er 
psydtiische  Zvrang  zur  Bo<.l'.iclitnng  <Iei  V.^njchriften  (l«'s  Völker- 
ndits  besteht  fOr  den  eüizdnea  Staat  darin,  rinss  er  sich  boi  Vor« 
Irtiui^  derselben  der  Gefiihr  auenotzt,  mit  Krieg  Aberzogen  zu 
veidcD.  Für  den  Monarchen  bihlen  das  feierliche  eidliche  OelOl»« 
m  beim  Regierungsantritt,  die  Verfossnng  beobachten  an  wollen, 
nidit  minder  wie  die  Erwflgungf  dass  eine  Verfassungsverletzung 
den  Aiiäbnich  einer  Revolution  und  in  deren  Gefolge  Verlust  von 
Ttuoa  und  lioben  nach  dch  ziehen  kann,  hinreichende  psychische 
Z«aiig8imttel,  um  eine  gewissenhafte  Beohaditung  der  Yerbtssung 
Moteiu  desselben  au  gewährleisten.*) 

Das  Ergebnis  imserer  bisherigen  Untersuchung  geht  also  da- 
kio,  dws  das  Recht  sich  in  gewissen  nUlcn  zur  Verwirklichung 
wioer  Hennen  derselben  Art  der  Einwirkung  beiHont,  wie  Religion, 
SittJicbkeit  und  Sitte,  so  dass  die  Untersdieidung  zwischen  Redits* 
gesetac  und  Sittengesetz  nicht  auf  die  Art  dos  von  diesen  aus- 
i^eObten  Zwanges  abgestellt  werden  kann. 

Janodi  mehr.  Ebenso,  wie  sich  nicht  Mos  SlttUcfakeit  und  Sitte, 
wndeni  auch  das  Recht  rein  p  sychischer  Zwangsmittel  bedient, 
to  hat  umgekehrt  nicht  blos  das  Recht  allein  von  rein  physischen 
ZvrangHinitteln  Gebrauch  gemacht  Vielmehr  finden  wir  im  LAufc 
<ler  itKchichtlichen  Entwicklung,  dass  insbesondere  anch  die  Religion 
öch  phygischer  Zwangsmittel  zur  Verwiridichnng  ihrer  Zwecke 
Wienl  bat.  Gottesläbterer,  Gottesleugner,  Ketzer,  Alitn'iiinige  sind 
in  Alterttitti  sowohl,  wie  noch  im  spaten  ^littelalter  mit  den 
^Werten  [»h\si schon  Zwangsmitteln,  unter  denen  inslH^sonden'  auch 
^  Twlesstnifc  nicht  fehlte,  hostraft  worden.  \u\n  Schi*  rlings- 
l'öclit'i,  den  der  Verächter  doi   vaterländisuhen  Jieliginu,  Scikmles, 

Man  denke  x.  B»  an  Artikel  83  der  preuNütiiehen  VerfassungBur- 
«odurofa  es  den  Abgeordneten  cur  FfUcbt  geinacbt  ist,  nur  nach 
ibner  fn^teo  i'borzougung  zu  stimmiMi  uml  sich  durch  Auftiü^ie  und  hi- 
'^i^ktioutH)  nicht  binden  zu  lassen.   Vei^.  auch  Artikel  2U  der  deutschen 

I  l>ie  An-sichi  vou  Ihenng  (h.  a.  O.  Bd.  I  S.  3-0  ff.),  dass  da«  Kccht 
ikn  Monaruhen  gcgouüber  die  Organisation  das  Zwanges  achlechterdiogfi 
viiAt  bnvhaffen  könne,  ist  übrigens  nicht  einmal  thatsacbiich  richtig;  (vcrgl. 
totwr  nnten  8.  61).  Jhering  hat  hier,  wie  dies  bei  philoHopbisehon  £r- 
örterqngen  80  oft  zu  geschehen  pflegt,  eine  liistorischo  Erscheinung 
neiner  begrifflichen  (niid  Jogischeu)  Notwendigkeit  gestempelt. 


I 
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Irinken  inuaBtef  bid  zu  den  Scbeitetliaafen,  die  das  Mittelalter  Ketzern 
und  AbtrQnnigen  eirichtete,  weiss  uns  die  Geschichte  von  zahl* 
i-cichen  physischen  Zwangsmitteln  zu  erafthlen,  die  seitens  der 
Keligion  in  Bewegung  gesetzt  wurden,  um  die  Beobachtung  ihmr 
Gebote  zu  sichenu  Wollte  man  hiergegen  geltend  machen,  in  all 
diesen  Fällen  habe  sich  das  Recht  in  den  Dienst  der  Religion  ge- 
stellt, um  mit  seinen  Mitteln  den  religiösen  Geboten  Anerkennung 
zu  verschaffen,  so  wäre  dies  einersdts  eine  petitio  piincijtiif  die 
auf  der  erst  zu  bewasenden  Anschauung  beruht,  dase  die  An- 
wendung physischer  Gewalt  nw  dem  Recht  eigentflmlidi  ist; 
andererseits  enthfilt  aber  auch  dieser  Einwand  eine  Yerkennung  des 
wahren  geschichtlichett  Sachverhalts. 

So  wissen  wir,  dass  das  den  ältesten  Bestandt^l  des  griechisch- 
attischen  Rechts  bildende  Bhitrecht  sowohl,  wie  die  Bhitgeiichts- 
barkeit  zu  den  Satzungen  des  lieiligen  Rechts  gehörte  und  rein 
religiösen  Anschauungen  und  Einflüssen  steine  Entstehung  ver- 
dankt. Die  Hinrichtung  des  Möitlei-s  war  imt  Ii  tli  i  Auil.i.ssiing  der 
ältesten  Zeil  die  Erfüllung  eines  religiösen  Gebults,  vennöge  deren 
<las  Land  von  d<-i  Befleckung  durch  das  vergossene  Blut  und  von 
der  Rache  der  oli  iloi-  Bluti?cluiM  züi  n«  luien  Götter  hofreit  wiirdeJ) 

In  Rom  konnten,  wie  uns  glauliliaft  iibeiliefert  ist,  die  Fonti- 
ficcs  die  Verletzung  rein  religiöser  Yoii>chri{teu  mit  Oeldstrafen, 
Geissolung  und  selbst  mit  der  Todessti-afe  ahnden.  Es  soj  in 
dieser  Hinsicht  an  iVw  liekanntcn  Stellen  bei  Liviiis^)  n-innfT-t,  awh 
denen  liervva'geht,  da.ss  aelion  eine  likisse  Nachlässigkeit  der  Vcsta- 
Usciiuu  Jungfrauen  in  Bewachung  des  heiligeu  Fouei'ä  ihre  Geist^lung 


')  Die  dif^f-n  Arist  hamiiifjcti  rininde  liegende  Auffassung  war  ur- 
sju un;;l!i  h  yine  gruli-HitiiilicIte,  wie  sich  aiu>  Aeschylos  Cliocphoren  V.  05  ff. 
400  ff.  ergiobt,  wo  es  heisst,  dass  das  von  der  Eide  aufgouoninieno  Blut  des 
Eraohlagonfin  einen  Flecken  xurtieklaBse,  der  nur  dtuch  das  Blut  des  Mörders 
al^ewaachen  weiden  könne.  Ver^.  auch  dieselbe  Anadianung  im  4.  Buch 
Mose  Kap.  35  V.  33. 

')  Liv.  28,  11  und  22,  57.  Vergl.  dazu  Leist:  Graco-italisobe  Reehts- 
geschichte  S.  204  ff.  —  Momnison :  Abriss  des  rüniischeu  Staats- 
rechts (I>Hipzig  1803)  S.  Dl  betraohtüt  fix'ilich  das  gegen  die  Yestaliniien 
aogewaudtü  Strafverfahrou  als  uiue  ruiue  Nachbildung  der  hauslicbuu  Straf- 
gewalt,  gewisseniutssen  als  einen  Ansfliise  der  Patria  potostas  des  ponttfex 
niaxinras  über  die  Vestalinnen.  Damit  ist  aber  die  bestimmt  bezeugte 
Stmlgewalt  gegen  den  männlichen  Stnpratoi*  nicht  erklärt 
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Sur  Folge  hatte,  wShraod  ein  Ventons  gegen  da»  ihnoD  obliegende 
KeuBchhieitsgebot  sogar  die  Todesstrafe  fOr  sie  und  ihren  Stupmtor 
ntch  sich  sog,  die  von  dem  pontifex  maadmus  verhAngt  wiurdei  ohne 
ilass  dagegen  die  sonst  ztdAssige  pi-orocatioad  jx  tpulum  statUuKL  Aach 
die  Besetchnang  „supplicium*^  für  die  Todesstrafe  und  eine  Reihe 
twaliger  Momente  weisen  ilaiiiuf  hin,  dann  inan  in  Sltcster  Zeit 
die  Verhängiutg  der  Strafe  als  eiue  i-eligiuse  Sühuehaudlung  auf- 
gefaüjit  hat.*) 

Nicht  minder  wie  der  ^^rit  cliisLluMi  iiiid  mmischon  war  aueh 
der  permanischen  Religion  die  Anwendung;  physischen  Zwanges 
(lurthaus  geläulig.  So  l)erichtet  uns  Taeitus  im  7.  Kapitel  seiner 
Gennania :  Ceterum  ne<iue  animadvei1ei\'  ne<|ue  vincire,  ne  vt  i  Ifiare 
■juiileni  nisi  sac e  r d  o t  i  It  u s  ]>ennissura,  non  >|uasi  in  poenam  nee 
dilti!»  ju»öu.  sed  vtdut  fleu  im  pe  rant  e.  Ganz  im  Einklanir  hier- 
mit lehii  81  lui  1  •!  in  seiner  Deutschen  Kechtögesrliiclite  in  Ikv.ug 
auf  da.s  altgenuani:>ehe  Stn\frecht  (^^  12,  rJO.  S.  330):  ..Die  Todes- 
strafen hingen  aufs  Kngste  mit  den  Meiic^eheiuipferii  zusammen. 
Das  Xfatorial  für  diese  Opfer  lieferten  in  eisti  r  l^eihe  —  —  — 
VerhaH;her.  Auf  diese  hatten  dio  (iTitter  ein  uiieatziehbares  Hecht.'* 
Dementspreehf»nd  bezeichnet  Seln-rMler  s(«hinii  das  5ffentiieije  Stinf- 
recht  der  Uerraanen  als  ein  sakrales,  das  als  einzige  öffentliche 
Strafe  nur  den  Opfertod  kannte  und  ihm  zufolge  genwle  wesr^n 
seines  sakralen  Charaktei-b  von  der  clihBtUchen  Kirche  als  heiduitich 
bekämpft  wunle. ») 

Auch  die  christliche  Kirche  des  Mittelalter  hat  kein  Ht  denken 
gstnigen,  asur  Aufredithaltung  ihrer  Glaubenssatze  [ihysischen  Zwang 
znr  Anwendung  zu  bringen.  So  wurde  mit  Rücksicht  auf  den 
Sat/..  dass  die  Kirche  kein  Blut  vei-giesst,  für  die  Ketzerei  die 
Stiafe  des  Feuertodes  eingeführt    Der  Oedanke,  tlass  die  Religion 

')  Vergl.  dazu  M.  Voigt:  Dio  zwölf  Tafolu  (U^ipzig  li^'d)  IM.  i 
&  486  ff.  (§  51).  Bar:  Usndboch  des  deutschen  Stmf rvohts  iBorlin  1882j 
Bd.  I  S.  5  ff.;  Homrosen:  Röm.  Staatsreobt  Bd.  II  a  40;  den,  Köm.  6e- 
s  hichte  I3d.  I  S.  175  ff.;  Ihoring:  Geist  d«s  rom.  Rechts  Bd.  I  (4.  Aufl.) 

S.  275  ff.;  I^ist  a.  a.  0,  S.  380  ff. 

')  Khenso  schon  von  Arnim:  ..('Injr  Zweck  \iu<\  .Mitt.  l  der  gernuinis<.'hofi 
Ke» ht<^p»schiohto"  (Munciieti  ]h7«i>,  8.  i)7  ff.  .\.  A.  von  l>jir  a.  a.  O.  S.  53, 
A  -'42.  iichr  vorsichtig  diückt  sich  Urimni:  Deutsche  h'echtsialtertümur 
S.  iS4b  dshin  s«is:  „Zuminmeoluuig  beider ,  der  Bwnsm  uod  Strafen,  mit 
altbeklDitichou  Upfern  können  wir  vcniiuten,  uicbl  mehr  aacbweiseu.''  — 
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selbst  berufen  ist,  sur  DiiiohfQhniiig  ihrer  Gebote  physisdie 
Gewalt  anzuwenden,  war  aber  schon  soweit  abgosckwflcht,  dass 
die  geistiiclien  Gerichte  sich  auf  die  Sfxaffestsetzung  (die  Ab- 
urteilung) beschrankten,  wogegen  die  Strafvollstreckung,  also  die 
unmittdbare  Volhiehnng  des  physischen  Zwanges,  den  weltlichen 
Biohtem  fiberiassen  war.^) 

Fassen  wir  das  Resultat  der  bisherigen  BrOrterungen  xu- 
ssmmen,  so  ergiebt  sich  folgNides:  Die  herrschende  Anschauung, 
als  ob  der  Zwang  schlechthin  ein  dem  Recht  eigenthflmliches 
Merkmal  sei,  hat  sich  uns  als  img  erwieHon;  nicht  minder  irrig 
ist  die  Ansicht,  welche  den  Unterschied  »wischen  Sittlichkeit  und 
Sitte  auf  der  einen  und  Recht  auf  der  anderen  Seite  in  der  Vcr- 
Wendung  «los  physischen  Zwanges  fflr  das  letstece  und  des 
psychischen  fQrdie  beiden  ersteren  zu  finden  meint.  Wir  Ivaihen 
demgegenüber  gesehen,  dass  das  Hc-cht  ebenso  gut  wie  die  Moral  und 
Sitte  seine  Normen  zum  grösßten  Teil  lediglich  mittels  psychischen 
Zwange«  zu  verwirklichen  sucht  und  dass  es  sogar  neuerdings 
einzelne  seiner  Nonnen  mit  einem  au.ssclüiesslich  psychischen 
Zwange  ausgestattet  hat 

T)a  sonach  weder  der  Zwang,  noch  die  Art  des  Zwanges 
ein  dem  liechte  eigi  ulündiches  Clinnikteristikuin  bildet,  so  fnigt 
es  sich  nutimehr.  wodurch  sich  «li  iin  das  Hecht  in  seiner  Eigen- 
schatt  ;ils  Homilatur  des  nuMischlirhon  Willens  von  lirn  ihm  ver- 
wandft  n  InsliUiiionen,  nämlich  der  Sittlichkeit  iiini  Sitt»»  imt«'r- 
scli'  idct  ?  Das  einzige  Moment,  wodnicli  sich  dir  Auwcuduiig  des 
Z\\;mi;cs  im  Kredit  von  der  Verwendung  dcsf^eJUm  abst^itm  der 
Sittlichkeit  und  *li'r  Sitte  din'cligrcifoml  unterscheiilet,  ist  die  dem 
licchte  (ujid  in  gewissem  Sinne  auch  der  h'eligion)  eii:entinnli(die 
Organisation  des  Zwanges,')  Diese  prägt  sich  nach  einer 
doppelten  Hiciitung  liin  aus:  einmal  sintI  die  (TelM>(e.  um  deren  \'ei-- 
wirklichung  es  sich  handelt,  durch  bestimmt  eiganisierte  Faktoren 
und  in  bestimmt  organisierter  J^'orm  auigeatcllt,  und  äodaun  ist  auch 

')  dazu  Hinschins:  System  des  katholischoo  Kirdienrechts  Bd.  Y 
(Berlin  I8'jr>).     201  S.       Anm.  ö  und  §§  L\SG.  208  ff,;  iiisbes.  S,  ÖUl  ff. 

■)  Ki^'eutüinlidi  ist  /.war  ilciii  Kocht  auch,  dass  es  im  (u'p'nsatz  za 
Sittlichkeit  inid  Sitit'.  die  sieh  lcdiL'!!'  !i  ps y  oh  ischt' r  '/ \v  a  ü  tn  i 1 1 cl  W- 
dieneii,  iti  inanchon  Kiilluu  Zwangsnult- I  rein  ]>hysischer  Art  verwendet; 
aber  die  Verwendung  fiolcher  iiittel  geliuit  nicht  notwendig  zum  ^Veseu 
des  Recht«. 
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decVenrirklichungsapparat,  dessen  sich  das  Recht  zur  Dutchsetzung 
«iiier  Können  bedient,  bis  ins  Kleinste  gerogolt  und  oi-ganisiert.  Da- 
gegen ist  der  physische  Zwang  so  wenig  eine  chaiakteristische  Kiger)- 
tünficlikeit  des  Bechts,  dass  vidniehr  die  entwiokluugsgeschichtiiche 
BBtnohtiBig  uns  lehit,  wie  auch  das  Redit  mehr  nnd  mdir  dahin 
ttnibt,  diesen  pliysischen  Zwang  absustreifen  und  nach  Möglichkeit 
dmh  rciu  psychische  ESnwirlcungen  zu  ersetzen.    Dieser  Entwick- 
lungsgang soll  nuii  im  Folgenden  in  ganz  kurzen  Zügen  skizziert 
»eitlen,  wo) »ei  ich  mich  indessen  darauf  hefwhi'änken  mum,  die 
mal  kalltesten  That«aehen  hervoi7.uhebeii.    Auch  wird  sicli  die  Er- 
örtLTuiij:  nur  über  dasi  giiechisch- attische,  das  römische  tmd  das 
geraianLsche  Hecht  ei-sti'ecken,  s»  hon  weil  diese  tlivi  ){c<  htssv-tt  lue 
dk  üruiidlage  der  modernen  westeuropäischen  Kultui-entwicklung 
bildeiL 

n. 

Wie  wir  aus  einer  Reilie  von  sicher  nberliefei'ten  Thatsachen 
liisl,..si,iiilon:'  für  das  gri'M  liisclio  und  duutschc  Recht,  deren  Ge- 
?<liiclile,  um  oifien  treffenden  Ausdinick  Mommsens  zu  t;ei»rauchen, 
f"*^!  Hm^ni  weit  fridiereii  Civilisationsahschnitt  beginnt,  als  die  des 
r'iiii>«  lit  n  Rechts-,  mit  Ht  stimmtheit  ruckschlinssend  fnlm>rn  können, 
wurden  die  ältesten  Zustände  in  (TriochenlaiHl.  I^nui  und  Germanien 
gieichmä.'isig  von  dem  System  der  S  e  1  b  >  ( h  ü  I  f  e  t)ehen-sf;ht.  Die  älteste 
fmn  der  Sollisthfdfe  gegeniUier  Eingriffen,  die  abzuwehren  gegen- 
wärtig AnfgalK)  des  Strafi-echts  ist,  war  lum,  wie  uns  für  griechische 
und  gormanisohe  Verhältnisse  sicher  bezeugt  ist,  für  römische  «la- 
!;>gen  nur  aus  einzelnen  rudimentären  Ei  <  h  Munngen  gefuigert 
werdoii  kann,  die  Blutrache.  Diese  bedeutete  elnanso,  wie  die 
S'llistliülfe  auf  privatrcchtlicbem  Gebiete  die  nick  sich  tsloseäte  An- 
«endung  physischen  Zwanges.  Dem  Verletzten  oder  dessen  An- 
i?ehr»rigcn  war  es  vollständig  überlassen^  zu  bestimmen,  in  \v.'l<  li,.r 
Weüe  and  unter  welchen  Voraussetzungen  sie  ihrer  Raclio  Ausdruck 
J^n  wolilen.  Indem  nun  i>eligiöse  Einwirkungen,  wie  schon  oben 
^Uuit,  es  waren,  die  dem  Blutrftoher  das  Schw  ei-t  gewissermassen 
«US  der  Hand  wanden  und  statt  der  rOcksichtshw  geübten  Rache 
"in  onhumgsroilssiges  Verfiihren  gegen  den  Verfolgten  herbeiführteut 
^  «ofoft  der  Anwendung  des  Zwanges  eine  Organisation  ge- 
jtebeo.  Aber  nicht  das  altein  war  die  Folge  des  Eingreifens  einer 
oipflisfertcn  Rechtspflege  au  Stelle  «ler  bis  dahin  willkfirlicli  ge- 
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übten  Rache.  Der  Letoteren  war  eine  Berflcksiobtigimg  der  Motive 
des  Thätera  und  demgemäBs  eine  Abstufung  in  der  Fonn  der  Rache 
voUstAndig  fremd.  Wir  wissen  aus  den  homerischen  Epen,*)  dass 
derjenige,  der  einen  Mensdion  getötet,  unter  ollen  Umstftnden  die 
Blutrache  der  Verwandten  au  fOrchten  hatte^  gleichviel,  ob  die 
Tötung  durch  dnen  wohlüberlegten  Mord  hefheigefflhrt  oder  die 
Folge  eines  unglücklichen  Zufalls  war.  Für  eine  Unterscheidung 
awischen  v<»8fttdioher  und  unvondttslicher,  verschuldeter  und  unver> 
schuldeter  Tüdtnng  war  vom  Standpunkte  d&F  Bhttrache  schon  des- 
halb kein  Baum,  weil  eine  objektive  Untersuchung  des  Sachverhalts 
gar  nicht  stattbmd,  der  Blnträcher  den  wiridichen  oder  vermeintlichen 
Tliäter  \ielmelir  da  ohne  weiteres  lüederstiess,  wo  er  ihn  ^rade 
fujid.      Dazu  kommt  noch,  dass  den  Vertotzten  oder  dessen  An- 

VergK  z.  B.  11.  2,  601  ff.;  13,  004  ff.;  28,  88  ff.;  24,  480  ff.; 

Od.:  14.  380/81;  1'.  270  ff.  .\us  diesen  Stellen  ergieht  sich  u.  A.,  dass 
Patroklas,  der  als  Knabe  versobeutlioh  einen  Jugcndgespielon  beim  Knöebol- 
spiel  <retötet,  gerade  so  sich  der  Blutrache  <hn'  Verwandten  des  Erschlagenen 
durcli  die  Flucht  eutsiuheu  moss,  wi»  Tlepolenios,  der  tiiuea  oahea  Ver- 
waudteu  ermordete. 

')  Den  Sats,  dass  dem  faomeriBdieo  Zeitalter  die  Untencheidang 
zwiBchen  tpSvoc  ixo^ouK  und  ^^wof  Axownof  fremd  gewesoD,  kann  ich  als 
die  honschende  Meinung  bezeichnen.  Vgl.  z.  B.  ihilippi:  Der  Areoj^ag 
und  die  Epheten  (Berlin  1874).  S.  1  ff.;  Thonissen:  l>e  droit  pt  nul  (!<•  la 
lopublique  athenienne  (Parin  et  Hruxelies  1875),  S.  41  Anm.  1;  E<i.  Meyer; 
(Jesthichtü  des  Altertums  Bü.  11  (Stuttgart  ]81»3),  §§  3Ü3,  304;  Uilbert:  Böi- 
ii'age  zur  Eotwicklung.>geschicbte  des  griechischen  GericbtiveirWuiwis  n.  s.  w. 
in  den  Jahrbüchf  rn  für  kUnsiscihe  Philologie,  23.  Sappl. -Bd.  8.  504  ff .  — 
Leist  (a.  a.  0.  8.  304  ff.),  der  die  Uotersebeidang  xwiachea  absichtlicher 
und  un.il'si*  htlichcr  Tödtuug  als  eine  liereits  dem  „alten  arischen  St^imnivolk'' 
geläufii;«'  .\iiff:Lssunpf  ansiiht.  stellt  mit  lücsfr  Ansicht  ganz  allein.  Wiesehr 
dieselbe  di  in  (iunge  der  geschirlitlirhen  Entwicklung  zuwiderläuft,  das  er- 
giebt  sich  aus  den  Ausführungen  des  Textes  vou  selbst.  Aber  auch  mit  deu 
besten  QuellenzeugnisscQ  steht  die  Auslebt  Leist*«  io  unvereinbarem  Wider- 
spruch. Vgl.  die  8.  45  A.  2  angeführt«  Stelle  aus  dem  drakoDtisdieo  Blut- 
gesotz,  ferner  die  Ausführungen  Philippi*s  a.  a.  0.  S.  13i^  ff.  und  U.  Müller's 
(Eumeniden  8.  128),  wonach  auch  der  unvorsätzlichn  Tfxltschliiger  selbst  in 
ges«:hichtlither  Z<'it  nm  li  il,  r  Blutra'  ho  in  p-wissen  FiUlen  ausircsotzt  war.  — 
Auch  ditt  IJctKUiiitiiiii:  Li  i^t  s.  ihos  .schon  dem  ...ilt-Hris«'hen  Hecht'''  Fälle 
eines  «/oVo»  iVx«**n-  (eine.s  erlaubten  Tudtschlags)  bekannt  gewesen,  widei'spricht 
der  geschichtlichen  Überlieforung.  So  zog  selbst  die  Tödtung  des  auf  der 
That  ertappten  Ehebrechers  die  Blutrache  der  Verwandten  nach  steh  (Gilbert 
a.  a.  0.  8.  .^04)f  was  den  Ausführungen  Lcist's  (8.  2US  ff.«  341)  direkt  wider- 
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gebSrige  regolmSssig  eine  Empßnrliing  beBeelt  und  inabosondere 
in  «Der  Zeit  der  Blutrache  beseelen  inufisfce,  wie  sie  in  Antipltons 
2.  Tetralogie  mnen  Oberaus  treffenden  Ansdmck  in  den  Worten  de8 
denTodtschlag  des  Sohnes  beklagenden  Vateis  gefunden  bat:  „Dass  er 
Tonitdieh  getötet  hat,  dessen  klage  idi  den  ThStrar  nicht  an,  sondern 
üOfOTsStztich.  Mir  aber  schuf  er,  obgleich  er  unrorsätslich  getötet  hat, 
liclit  geringeres  Leid,  als  wenn  er  es  mit  Yorsata  gethan  hStte." 

Indem  nun  an  Stelle  des  parteiischen  Blntrftchers  der  un- 
pMtensche  Richter  trat,  war  sofort  die  Mogliclikeit  gegel>en,  auch 
den  Standpnnkt  des  wirklichen  uUor  vermeintliehen  Thfttors  zu  l>e- 
riick sichtigen,  d.  h.  also  flie  Motive  /u  uiittTSuehen,  welche  ihn  zu 
s^-iner  That  crefuhrt  iiutt*  i..  Ihami  war  dann  von  selbfit  die  Unter- 
»■heiduiii:  zwischen  voiisjUzlichcni  uud  unvorsätzJicheni,  verschuhlotem 
uml  uiiverüchuldetem  Todtschlag  angebahnt,  eine  Entwicklung,  die, 
wie  wir  ans  sicherer  rberliefening  wissen,  in  Athen  unter  den» 
ESnflnss  <1ps  delphischen  Orakels*)  und  zwar  erst  in  der  drakontisohon 
ütöt'ti'-gebung^)  zu  einem  fjrewissen  Abüchiiiss  gelangt,  in  Spaita^) 
aber  niemals  zu  voller  Ausbildung  gckommeu  ist. 

spricht.  Schon  diese  Beispiele  dürften  es  zur  Genüge  rechtfertigen,  daSD 
i  :h  (lio  „alt-arischen  Kechtskonstruktionen*'  I^eist's  nicht  zum  Ausgaiigsjmnkt 
für  meine  t>nt\vickhiiiir*p<srhichthcheo  UntersnohuD^oti  {^enonunen  hi\\»'. 
Mau  vergleiche  Uaiüber  meine  „£utwioklui]gägei»chichte  deä  ßeobts''  (liorlin 
im)  Bd.  I  S.  88  ff. 

>)  So  bezeugt  uns  Plato  (Leg.  IX  8.  865  b),  daas  in  den  FUlen,  ia 
ieutm  m  Atteaer  im  Kriege  oder  bei  den  oiyinpiiidieii  Spielen  vetsebentlich 
iurch  einen  I^dsmann  getötet  war,  erst  das  dcdphische  Orakel  die  Straf- 
losigkeit des  Thätcrs  direkt  vorgesuhrieben  liatte. 

■)  Aiirh  'h"f  draknntischo  (»esetzfjrljuiif,'  ljw.st  deutlich  erkennen.  da.«iS 
vor  ihr  die  l'at«r»cheidung  zwischen  vorsätzUchur  uud  unvon>ätzliclicr 
TSdtuug  uich  t  zu  vollem  Dun^bmch  gekommen  war.  I)oun  der  Voi^rift^ 
4m  4io  Aogehorigen  des  Erschlagenen  dem  Todtschlfiger  im  Falle  einer 
nnvorsitzHehen  TSdtnog  Verleihung  (aXIkatc)  gewähren  durften,  wird  aua- 
drädÜHd)  rückwirkende  Kraft  bei^'>  1'  _t  man  mit  Recht  gef  ilLi  iI 

bat,  dass  vor  dem  Rrlass  des  Dnikoiitisch-  ii  (i-'sft7es  d'-r  vorsätzliche  und 
unvoTsätzliche  TodtschlUfrcr  wenigstens  insofern  völlig  gieicU  lu  liariilolt  wurden, 
als  auch  dem  letzteren  eine  ai^ati  nicht  gewahrt  werden  d»ufto.  Vgl. 
JteRKMtbenes  43,  57  und  dazu  OUbart  a.  a  O.  8.  510,  514.  Die  AuthenticitAt 
4n  eeraie  hier  in  Betracht  koaunenden  Fassns  des  in  der  Demo&thenischen 

mitgeteilten  Gesetzes  ist  insohriftlich  bestätigt.  Vgl.  Philippi  a.  a.  0. 
Ü.  71  ff.:  330. 

')  Aus  der  Erzälilnnp  in  Ximkj|i1ioii"s  AtialiaMs  4.  8.  '3.  wotincli  der 
i»(»t]tiate  Drakoutioü  (ebenso  wie  ratruklosj  zeitlebens  flüchten  mu&ste, 
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Vergleichen  -wir  nun  die  ZustänOc  zur  Zeit  der  Geltung  des 
Blntmchesystems  mit  den  YerliftltnisRoa,  wie  Bie  sich  unter  der 
HNiwhaft  des  Blntrechts  geatalteton,  m  treten  folgmde  für  nnaere 
Untersnchimg  wichtige  entwicklungsgoschichtitehe  Momente  hervor: 

Zunftdist  beruhte  de^  gewaltige  Unuchwung,  wekhen  dl» 
Blutrecht  gcgenflber  dem  System  der  Blutrache  herbeifflhrte,  nicht 
sowolü  in  der  Verwendung  nc\ier  Zwangsmittel,  die  vielmehr  dem 
Mörder  gegenüber,  rein  linsserlich  l)etraclitet,  dieselben  blieben,  als 
vielmehr  in  der  '  h  maiiisation  des  Zwanges.  To<l  oder  Flucht 
in  «lie  Fremde  waren  die  Cbel,  W(dche  dem  MönU  r  unter  der 
Herrschaft  der  Jilutraclie  drohten;  To<leastrafe  oder  Verbannung 
die  Zwaiit^siiiittel,  dessen  sich  das  Blutro<  lit  liediente,  um  Mordern 
und  Todtx  lililgorn  entgegenzutreten.  Trf)t7.  der  .s;i(  hlichen  (Jj.  ichheit 
des  f  licls  deuten  schon  die  Worte  ..Toflosst  i  ai  i  '"  und  „Verbannung^* 
den  ungrliouieu  Fttjt»ciiritt  an,  welchen  lias  System  des  Blutrecht.s 
kciin/.oii-hiii't.  ein  Fortsrhritt .  der  in  den  Worten  .,iuiort;anisieite 
Gewalt'  der  BlutraA-ho  gegeniU«M*  „orpuiiaierter  Gewalt"  des  Blut- 
re«'lits  besclilos.sen  liegt.  Wie  seiir  durch  diese  <  h'ganisatiou  die 
Lage  des  Verfolgten  cro}ie*;sort  war,  das  liahe  ich  seilen  ang«^dou<et: 
einem  uniiaiteiisehen  Kicliter  gegenüber  konnte  er  duit;li  l^•<|»'  und 
Gegenn:'do  seine  Unschuld  <larthun,  wilhreiid  der  erzinnt»'  IMut- 
liicher  ihn  ohne  jede^  Gehör  niedersties*;.  Aber  auch  die  IjJigo 
des  Verlet/.bMi  und  seiner  Angehörigm  ^\aI  imter  der  Ileri*schaft 
des  Bhjtrechts  eine  bessere,  da  sie  nicht  auf  die  einem  mäclitigou 
ri»elth;lter  gegenüber  mitunter  unzulängliche  Selbsthülfe  angewiesen 
waren,  sonilern  auf  den  Sclmtz  des  Richters  rechnen  durften.  War 
die  Schuld  des  Thäters  festgestellt,  so  war  auch  die  Anwendung 
des  Zwanges  gesichert:  auch  nach  dieser  Riehttmg  machte  sieh 
die  Organisation  des  Zwanges,  dessen  Anwendtmg  nicht  mehr 
von  den  mit  der  Selbsthülfe  verknüpften  Zufälligkeiten  abhing,  als 
ein  wesentlicher  Fortschritt  gelterid. 

Gleichzeitig  wui-de  durch  das  Blutrecht  der  dem  Blutrache- 
System  fremde  oder  fast  völlig  unbekannte  psychische  Zwang  nadi 
einer  doppelten  Richtung  hin  fflr  das  Recht  fruchtbar  gemacht: 

Weil  oi  fils  Knabe  VLMsclu'iitlich  einen  Altei>Hgouo.sst^u  getödiet  Jiatto,  ist  zu 
folgern,  dass  deo  Spartanern  der  Untersdii^  «wi5(chen  vonAtzlichor  and 
unvorsIltElicher  TSdtung  auch  damals  noch  fremd  gewesen  Bein  mnsR.  Vgl. 
TA.  Mojrer  a.  a.  0.  Bd.  II  8.  575. 
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HMBil  durch  die  in  der  Blntrechtasatsung  enthaltene  und  die  Folgen 
ileiTiKltschlags  genau  flxiexende  Strafdrohnng.  Diese  psychieehe 
finitkang  der  StnidTohung  wurde  in  ihmr  Tragweite  und  Be> 
deaUmg  noch  dadurdi  verschArfti  dasa  an  Stelle  t\ev  schwankenden 
Biwniehen  Überliefenuig  eine  schriftliche  Festsetzung  derselben 
(rat  Diese  AofKetchniing  diente  ztigleich  dasu,  die  weltliche  Norm 
g*gea  Veidunkelu  Ilgen  sicher  au  stellen,  so  dass  die  Aufzeichnung 
and  uSmtliche  Aofistelinng  der  BhitrechtssatzuDgen  imd  die  (hunit 
g^^bene  Qewfthr  einer  gloichmSssigeii  Anwendung,  wie  ich  ver- 
mide,  ein  Aqnivnl(^nt  für  die  ihr  entzogene  oder  in  Folge  der 
Vereelbstäuiliy;uug  des  Rechts  mindestens  erheblich  a^eschwftchte 
Higiös«^  Autorität  bot.  Erwägungen  Ähnlicher  Natiir  haben  viel- 
Iti'jit  iuioh  /.IM  Auf/.t  iohnung  dos  Zwölftafelgcsetzes  bei  den  R4>niorn 
,;vfüiut  uud  »lud  allt  in  Anschein  nach  aucli  beatinnnend  für  die 
Äiifzoichnnng  der  gennanischeu  Volksrechto  gewesen,  als  dei-en 
rf'Iipös4^  «iiumUage  durch  daa  liereindrängcude  ChriBtcutum  er- 
st'hfitteil  wuiile. 

Das  zweite  Moment,  das  im  System  <lt's  lilntreclits  zur  An- 
wendung [»sychisehen  ZwaiiL»^«  führen  musste,  war  die  scliou  er- 
wühiito  Möglifliki'it   der  Herüiksicliticriuig  der  Motive,  d.  i.  der 
'"•sinntine:  des  Thüteiy.    Ual)  diese  Veranlassung,  die  That  aus 
trvf'iid  wc'lclien  Gründen,  {?..  B.  wegen  mangchulen  Vomitz-s.  w^'i^cn 
Voriiegcns  von  Notwehr  u.  dgl.).  milder  zu  Iteurteilen,  so  wai-  dnmit 
'iit^  Al'fitiifnng  der  Strafe,  alsn  die  Kinfidu'Uiit;'  <'inr's  Sti .'ifonsystrins 
iKtUeniiig  gegei>en,  das  ohmsn  notwendig  auch  mehr  oder  weiuger 
I^^yrhisch  wirkondn  Zwaiii;smittel  enthalten  musste.    Denn  die  im 
System  der  liiutnu'he  Lrenlite  Tö<ltung  des  Thators  l>etleutete  die 
Anwendung  des  reinsten,  von  jeder  psychischen  Einwirkung  fi*eien 
{(hysischen  Zwanges,  da  sie  die  gänzliche  Vernichtung  des  Willens 
ies  Tliätcrs  zur  Folge  hatte.    Jedes  mildere  Zwangsmittel  musate 
also  den  Willen  de8  Thäters  wenigstens  teilweise  intakt  lahisen; 
iin<l  (ianut  war  von  selbst  die  Mßgliclikeit  g^beu,  diuxdi  An- 
wendnng  von  Zwang  auf  den  Willen  des  Tliätei-s  einzuwirk'Mi.  was 
eben  niekts  Anderes  bedeutet,  als  die  Anwendung  psycliii»chen 
ZwanjETPS.    Auch  der  Umstand,  dass  man  bei  der  Feststellung  der 
That  die  Qesimiung  des  Thaters  berücksichtigte,  muss-te  vr)n  selbst 
(hhin  fülu^n,  durch  die  Strafe  auf  die^e  Qesiunung  einzuwirken, 
weil  diese  ja  fAr  die  Beurteilung  der  That  entscheidend  wurde. 
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DemoDteprochcnd  bestraft  denn  anch  das  attificho  Blntrecht  den 
unvorBätxliohen  TodtBchlAger  nnr  mit  zeitweiliger  Verbannung,  eine 
Strafe,  die  gleichseitig  eine  psychische  Einwirlcnng  anf  den  Thftter 
liedeiitet,  wahrend  der  Mord  die  gänzliche  Verniohtong  seines 
Willens  (entweder  durch  physischen  oder  bürgerlichen  Tod,  nSm- 
lich  lebensllngliche  Flacht)  snr  Folge  hotte. 

£rwfigt  man  nun,  dass  der  physische  Zwang  seinem  Wesen 
und  seiner  Tendenz  nach  lediglich  darauf  absielt,  den  menschlicheD 
Willen  so  vernichten  oder  lahmsnlegen,  wfthrmid  erst  der  jisychisdie 
Zwang  eine  Einwirkung  auf  denselben  ermöglicht,  so  erlangt  das 
Bedit  erst  durch  die  Anwendung  des  letzteren  den  Charakter 
einer  sozialen,  d.  h.  das  Zusammenleben  der  Menschen  in  fOrder- 
lidier  Wdse  regelnden  Iiratitiition.  WSre  die  Menschheit  bei  dem 
System  der  Blutrache  stehen  geblieben,  so  wfirde  dies  gar  bald 
zur  Temichtnng  jeglichen  menschlichen  Zusammenlebens,  fa  zur 
Vernichtung  jegliclier  menschlichen  Willensbethätigung  Oberhaupt 
geführt  habeu :  Die  Einführung  des  psychischen  Zwanges  im  Recht 
bedeutet  demnach  in  gewissem  Sinne  seine  eigentliche  Geburt  als 
.soziu  l  e  I  n  s  1 1  t  u  t  i  0  n. 

Die  eulinento  wirtschaftliche  Traurweite  der  Einführung 
des  psychischen  Zwanges  im  Hecht  kann  liier  nur  fin gedeutet 
weixlen :  während  der  rein  physische  Zwang  jedesiual  die  Ver- 
nichtung eines  Individiniins.  also  einer  wirtschnftlicheu  Sunder- 
existenz  bedeutet,  lüsst  dagegen  dt^r  psycliisehe  Zwanu'.  wenn  er 
sich  rein  psychischer  Zwangsmittel  bedient,  die  wirtscluiftliihe 
Existenz  des  Einzelnen  vollständig,  bei  Anwendung  physischer 
ZwangsniittA^l  wenigstens  teilweise  intakt. 

Es  ist  interessant  zu  venrleiclicn.  in  Avcldit  r  vei^^hiedenon 
Weise  das  gricchischt'.  r"»niit»che  und  genn.-inisclie  Recht  in  (his 
Rltitiiichesystcm  cintiogrüfcn  haben;  nichts  kennzeichnet  besser  die 
Kraft  dos  staatliclieu  üedankens,  als  die  Art,  wie  jedes  dieser  drei 
Völker  das  Bbitrachesystem  duixdi  ein  System  geonlnetcr  Bliit- 
jvehtspflege  ei-setzt  hat.  Bei  dem  römischen  Volke,  bei  welchem 
sich  der  Staatsgedanke  am  kräftigsten  entwickelt  hatte,  finden  sieh 
von  allem  Anfang  an  nur  noch  ganz  rudimentfirc  Erscheinungen 
der  ehemaligen  Bluti-ache.  Viel  stärkere  Spuren  hat  dieselbe  in 
dem  Beeilte  <ler  «lie  Freiheit  der  Einzelnen  viel  liöher  achten<len 
Athener  zurückgelassen:  dem  System  der  ßluttucUe  entsprechend 
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«wn  hier  nur  die  näilistoji  V<'r\v;iiplloii  doR  Ei-srlihm'-iwii  zur 
AnMelltmg  ^^*^r  i^lutklago  l)ofngt;  mir  ^io  alloin  li:i1t''ii  im  K;»llo 
niivorsatzlicher  Tötiinp  'Ii*'  Bt-fni^iiis.  «li-iii  Tot««  hlügf'r  \'»  r/.i'ihunp 
und  damit  Sti-aflosigkeit  /.u  p  währfii ;  und  auoh  «la>  Ho(*\it  dor 
aiulrolcpsia '  I  i.st  nach  mfiner  ,'\Ieiiiung  niclits  anderes,  nls  <>!n  Ans- 
lliit«  des  phemalisren  Rochts  dor  Blutrache.  Iv'och  viel  l»c»hutsatnor 
^ff  das  frcrmnnisclio  Rwht,  das  mit  der  altr-ii  u'oimnnisrlton 
öemoinfnÜK'it  dos  Individnnms  zu  n-chiicii  liatt«',  in  das  Bhitiwho- 
systein  cm.  ^\';lhr^nd  iiilmlicii  das  altgri»'cliisc'lie  H.'<'ht  im  FaUo 
einer  vorsätzlichen  Tötung  den  Angehörigen  des  Krschlagonen  jede 

*)  Olier  die  awS^ohjyda  aiad  wir  bauptafiohlioh  nur  dnroh  Demostheaeft 

Kode  gegen  Atistuknites  (23,82)  unterrichtet,  \vose]b>t  flas  folgende  GesetX 
mitgt'teilt  ist :  „'Edv  u'i  ßiat'ot  daräro»  djroOärf)^  v.^e(^  tovtov  to?;  .njoatfxoi'atv 
r!rm  i<k  miSonlr/yin',  ftoc  «v  r/  Sfxac  rnr  ff  m'nv  rminyroaiv  tj  rovs  droxrf/myfa» 
ixdÜKHr.  Tifv  uyö(MJ/.tj^>t'm'  ehai  fiij^fJt  iy<uj> ,  .^Äeov  Ae  ftr}."  Nach 
diesem  Ge^tz  ist  also  den  Verwandten  eines  Enchlageucn  ge- 
atattet,  höchstens  drei  Personen  aus  dem  Orte,  wo  er  gewidtsamen 
Mfls  gestorben,  als  Oeisaeln  so  lauge  festzabalten,  sie  entweder 
'**f!Pn  des  Todtschlags  Genugtliuung  geben  oder  die  AuKlieforunp 
df^  wirklichen  Mörders  herlxMfiihrpn.  Diese  Vorschrift  ist  nach 
mmner  Ansieht  eine  Keminificenz  au  ilotu  System  der  Blutrarfu'  .  i^i  ti- 
thüiulidio  „Genieinbürgscbaft^',  wooacii  auch  die  Angehörigen  des  Tliätei>i 
für  lUe  Ton  lUeeem  verübte  Blntthat  mit  verantwortlidi  sind,  wie  uns  dies 
für  «bs  älteste  gennanisdie  Redit  direkt  besengt  ist  (Vgl.  Sehroeder, 
Di  utschf?  Rechttgescliiohte  §  12  8.  73;  Köhler:  Shakespeare  vor  dem  Forum 
^er  Jurispnidenz  S.  158  u.  das.  Anm.  4).  Die  von  Mrii  r-Schöniann 
(Attischer  Prozess  8.  34G)  nii<l  von  den  Philologen  (vgl.  /..  15.  II.  Weil: 
l'Iaidoyerx  poütiriu.-.  'If  Dumostheno  (Paris  188ÜJ,  1>(1.  11.  S.  223, 
A.  IS)  unter  Bezugnulun«;  auf  Ktym.  Magn.  p.  101,54  vertretene  Ansicht, 
die  wrdooifjtf>ia  sei  lediglich  ein  Institut  des  t^YSlketreohts'^  gewesen  und 
■übe  aar  stattgefandeo,  wenn  ehi  Athener  m  dem  Gebiete  eines  fremden 
Staates  ermordet  worden,  vermag  ich  nicht  su  theilen.  Sie  ist  weder  aus 
den  Worten  des  Gesetzes,  noch  aus  der  von  dem  Redner  dazu  gegebenen 
Krlin'^rtinp  horzuloitfti.  Dagopon  spricht  schon  die  Erwägung,  dass  es 
gaiiz  tinversiajiiilich  ist,  wie  dei  Staat  der  Athener  dazu  hätte  kontnu'n 
ttUeo,  Gi^etze  zu  geben,  deren  Wirksamkeit  von  vornherein  ausschliesH- 
lidi  f&r  em  fremdes  Staatsgebiet  beredinet  war.  tfoglioh,  ja  sogar  wahr- 
^obemlieli  ist  «a,  dass  zur  Zeit  des  Demosthenes  thatsftc blich  die 
Mfeiilfpk  am  stattfand,  wenn  ein  Athener  in  einem  tOT  Btindes- 
gf>nos*»^nsfhaft  'J*'i'  Athener  gehörif^i'n  Staat»"»  ei'<?oh!ajrfn  war.  wa<5 
aber  für  dio  r  e  <•  ii  1 1  i  c  Ii  c  Beurtoiluiii;  dir-scs  Institut.s  bcdi'uf  uiii.'-sl'is  ist. 
Für  die  hier  vertretene  Ansicht  Thonissen  a,  a.  U.  S.  24ü  und  neuerdings 
•neb  Köhler  a.  a.  0.  m 
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Blntnicihe  untersagte*)  inid  sie  ansschlieHglich  auf  das  Anrafen  des 
staatliclien  Schntses  verwies,  boscliiilnkte  sich  das  germaiuachc  Rectit 
noch  xor  Zeit  ile^r  Volksrechto  im  Wesentlichen  darauf,  durch  Fest- 
setzung hoher  Wehiigvldsätze  die  HcrheifOhning  eines  friedlichen 
Ansgleichs  zwischen  dem  MOrder  und  der  Sippe  des  QetOdteten  an- 
sulMihnen  und  zu  iOitlem.  Ein  Zwang  zur  Annahme  des  Wehrgeldes 
war  aber  nicht  gegeben  und  os  blieb  den  AngohOrigon  des  Er- 
schlagenen nnbcnommenf  im  Wege  der  Fehde  Blutrache  zu  üben.')  Die 
Unterscheidung  zwischen  voi'Sätzlicher  und  nnvorsatzlicher  TMung 
machte  sich  hier  nur  insofern  geltend,  als  nach  dem  edilitum 
KOnig  Rethars  bei  unfreiwilliger  Tötung  der  Fehdegang  untersagt 
und  die  Annahme  dos  Welirg«  Idcs  geboten  war.') 

Nachdem  einmal  clor  psychisclio  Zwang  in  der  gesell iMftrten 
Weise  sich  Eingang  in  Strafrocht  verschafft  hatte,  gewann 
(leisolhe  alsUiM  auf  Koston  dos  ])hysischen  immer  nu  lu-  an  T<^rniin. 
Man  erinnere  sicli  des  Vorwaltens  des  rein  physischen  Zw.iii-^es, 
nämlich  der  Todcsstj-afe,  im  ältesten  attischen  Recht.  Dif  <ii.i- 
kontische  Oosetxgehimir  er«rhien  schuii  der  späteren  Zeit  dos 
AltertmuK  in  einem  *!<  raitigen  Lichte,  dass  man  sagte,  die  Gesetze 
Dmkons  seien  mit  Hlnt  gfsehrifhcn  ^)  und  dass  man  ihm  frvilicli 
VAX  T'nivclit  vorwarf,  er  habe  als  einzige  Strale  die  Toilcsstrafe  aii- 
gi'drolit.  Rodenkt  man,  da.H.s  zu  DRik<m's  Zeit  aueli  der  !::ering- 
fHgigsle  DieliMtahl  — -  naeh  niner  Uliorliefernng  sogar  der  MOssiL^u  iDL'^  ') 
mit  dem  Tn<lc  U_Hiroiit  war,  so  nvM-hte  den  Grieclitii  dr-r 
spätfren  Zeit  dci  AVmtan^i  der  ditiknutis-hi'n  (lOM'i/.golMitig  von 
ihren  lieclitszuständen  vielleicht  ebcniso  gtxiss  erscheinen,  wie  in 


0  Vergl.  das  bei  Domosthenes  c/a  Axiatokrates  (23,  37)  citierte 

Gasotz. 

*)  Am  deutlicli.s<üii  kommt  dieser  Gedanke  in  dem  Ed.  Roth.  74  aam 
AasdnK^:  —  —  ideo  majorem  compositionem  posnimus,  qnam  antiqui 
noatrif  nt  faida,  quod  oat  inimi«itta  poet  accepta  aupraacripta  compoaitlone 
postponatur,  et  atnplius  non  raqoiratur,  nec  dolus  teneator,  aed  ait  aibl 
causa  finita,  amicitia  ninnentem. 

Ed.  Roth  f?S7:  Si  qiiis  liominnm  liHt:»rum,  cAsmn  facienfem  nolondo 
ue«;id<>rit.  conipuliat  uuni  sicut  adpreüatuH  fuerit,  ut  faida  uon  re«|uiratui', 
üo  4Uod  nüieudo  fecit. 

*)  Plutsrch  Solon  o.  17;  Aristot  Rhot  n.  23,  28,  (1400  b)  Pol. 
II.  9,  9.  (1274  b). 

')  rintarch  Solon  c  17;  Lysias  im  Lox.  Cant  GGG,  20. 


Digitized  by  Google 


Wirkhvlikeit  (las  Stnifm  lit  »los  honticron  «loutsoliofi  Rcirlis,  ilas  «üe 
Trtl«^4rafo  nur  in  zwH  FSllon  niMlrnht.  üIm  i  <I<'iu  A^v  HliH«»7,fMt 
tit»>  hellenischen  Huinanisinus  im  klassischen  Alt«'itiim  t'inj'oi-iiiL:!, 
•Us  ilamals  nof  li  für  otwa  Hd  Delikte  die  Totlosstrafe  verhiingte.') 
Das  römische  Kecht  weist  gegenüber  (\<^m  attischen  .iljermals  einen 
Fortschritt  auf.  Schon  durch  die  Vorsciirift,  das»  dio  Todf^Kstrafe 
segen  oinen  nanisehen  Bflrgor  nur  vollstreckt  werden  durfte,  wenn 
'lie  VollvcrKaniinlinig  de«  rinnisclien  Volkes  (dio  Centuriatc(»niit<M3n) 
'lie  Anwendung  dieser  Stmfo  guthiess,')  brachte  sie  pniktisch  fast 
ganz  ausser  Tbung.  Rechtlich  Ijcstand  sie  nl>er  insliesondeiv  wegen 
paricidiiiin  (Verwandtenmord}  luid  wegen  Mord  eines  inii  vi  sehen 
Hürp^Ts  noch  lange  Zeit  fort,  bis  sie  auch  hier  wegen  dos  letzt- 
uMlachten  Verbrechens  auf  Grund  iler  Sullanischen  Qesetzgebung  — 
kti  Cornelia  de  aicariis^  —  duith  die  Verbannung  ersetzt  wunle. 

Xelien  dem  reinsten  physischen  Zwange,  der  Todesstmfe,  b»»- 
haiiptetcn  in  dem  Recht  der  Alteeten  Zeit  die  luu'  auf  teilweise 
Vernichtung  oder  Lahniiefcnng  des  meoschlichen  W'i Ileus  gerichti>teu 
Bog.  Veixtnmmhmgsstrafen,  denen  das  Talionsprincip  zu  Grtuvle 
ia^.  wie  dies  in  der  (^echischon  Gesetxgebnng  des  Zaieukos^)  wwi 
CharondH*)  und  da*  rSmiachen  Zwi^ftafelgefletisgcbnng  vorheri«c)i6nd 
«ar,  wahrend  eines  langen  Zeitraums  ihre  Geltung.  Auch  dem 
älteren  deutschen  Recht  sind  derarHge  Verstflmmlnngastnifon  durch- 
aa»  geUhiflg.  Besonders  charakteristisch  ist  es,  daas  vor  Allem 
das  Abhauen  da*  (rechten)  Hand,*)  das  der  ureprflnglichen  An- 

')  Vergt.  Tliuiiisson:  Le  droit  puual  do  la  r^pubüquc  AUioiiienne. 
(Bmxelles  I87ä)  S.  100. 

^  Lex  XII  tab.  (Mb.  IX,  1,  2;  Fönte«  8.  34)  :  De  capito  civi«  nisi  per 
imximujii  comitiatnm  ne  ferunto.   Vgl.  Cic  de  leg.  3,  4,  11;  3,  19,  44. 

0  Pftol  Sent  Rea  T,  23,  1:  Lex  Cornelia  po(>nam  deportationis  in* 

fli^it  ei  qui  hominem  occiderit.  .    Nur  für  difjonif^on,  wclohf  nahe 

V<Twan'!tM  gomonlet  hatton,  blieb  die  Todefi^^frrifr»  in  ili-i  alti  i tümlicluin 
Form -Ii ..Kiu.siiukt'iis"  (pwna  culei)  besteli*>n.  die  s|iiUor  durdi  lieii  Fmiortod 
«dir  dun  h  das  ad  be»t»a.s  dare  ersetzt  wmde.  1.  1  D.  de  leg.  Pomp,  de 
piiT.4B,  9.  Plsol,  Sent  reo.  V,  24,  1. 

Vergl.  Meyer:  OeBohichfe  des  Altertums,  Bd.  II,  8.  567  ff.,  569; 
Beloch:  f'.rie.  Iiische  Geschichte,  I,  S.  308. 

')  Vergl.  Waitz:  Doutache  Verfassuiigsgeschiohto  (2.  Aufl.)  lid.  IV, 
S.        rill  ff.;  Schropder:  Deutschp  Tfodits^^osohichte  (1.  Aufl.)  §  3(i 
:i41  und  dif»  das.  Anm.  hl  cit.  Qut*lkinstellen ;  iican/.  bosonders  abt«r 
Brunncr;  Dt  utsche  Rochtsgescliichte  Bd.  II  S.  134,  003  ff. 
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idimuing  als  der  cigontHche  Site  oder  jedotifiilte  als  daa  Symbol 
der  Willetiabethätigung  erschien  —  (man  denke  an  das  Wort  „Hand^ 

lung"),  —  bei  diosen  Strafen  eine  hervorragend  grosse  Rollo  spielte. 

Schon  «las  Zwölftaf(>lj?»'9etz  hat  alxr  auch  hier  den  Umschwung 
vorlteroitot,  indoni  es  «Ii«'  auf  eine  teilweise  Vernichtung  der  niensoh- 
lirlun  Willensl»ethjltigung  hinaiislaufoiido  Talionsstmfo  durch  die 
rein  psychisch  wirkende  (leldbusse  zu  ei-sotzen  suchte:  „si  uiembnnn 
nipit,  Iii  I  iini  eo  pac-it,  talio  esto''  Siigcn  nüiiilich  die  Zwölf  Tafeln. 
Imlfin  <la.s  spiiioiv  \{<\\\t  hieran  anknüpfend  dem  Tiiätfr  und  dem 
Verletzten  «lie  [«u.;tiu  zur  Pflicht  mai  lit«*,  beseitigte  es  «lanut  ohne 
Weiteres  die  gi-ausaiuen  VerstQuiinlungsöti^afen  dos  alten  Zwölf- 
tafeln'<;ht,H, 

Ausser  der  To<les8ti'afe,  den  Vcrstinnnn  hingsstrofen,  der  Ver- 
zinnung und  der  Goldstmfe  finden  wir  sowf)h]  im  klassischen 
Altt  itiim,  wie  inshoMmdoiv  im  Heclit  dt  s  Mittelaltei-s  die  verschieden- 
artigsten Ehrenstraf»  !!  (Atiinir.  infamia,  Ehr-  und  Echtlosigkeit),  die 
YiK'ht  eigentlich  niii  i)sy(lÜ8<^h  wirkende  Strafen  sind,  <lii/.u  be- 
stimmt, einerstMts  auf  die  Gesinimii^  des  Thäters  einzuwirki  ii. 
andererseits  die  in  seiner  That  zu  Tage  gotretcTK^  niedrige  Oesinnung 
zu  brandmarken.  Die  Entwicklungsgeschichte  dieser  Ehrenstrafen, 
die  auch  in  imseivm  heutigen  Sti-afensystem  noch  eine  grosse  Holle 
spielen,  ist  geeignet,  ein  besonders  interessantes  Streiflicht  auf  die 
Entwicklung  des  psychischen  Zwanges  im  Recht  zu  werfen;  ich 
muss  mich  hier  auf  «lie  Andeutung  beschränken,  dass  eine  Durcli- 
forschung  verschiedener  Re<  htssyfätein*^  nach  <lieser  Richtung  sicher- 
lieh hfiehst  inten^ssante  Aufschlflsse  Tiber  die  Entwicklung  des 
Zwangsmoments  im  Recht  liefern  würde. 

Diejenige  Sti-afe,  die  im  Mittelpunkt  des  nioilenien  Stmfen- 
systoms  steht,  luul  den  Voraiig  hat,  sich  ganz  bcsondei-s  zn  jjsy- 
chischer  Einwirkung  auf  den  Thäter  zu  eignen,  ist  die  Freiheits- 
strafe.^)  Es  ist  bezeichnend  ffir  den  schrittweisen  Verlauf  aller 


')  Yeigl.  darüber  nenestens  von  Hippel:  „Beitrilge  snr  Oesdiichie  der 

FreihtMtsstrafe"  in  der  Zrits.  lu  ift  ffir  die  gfsanito  Strafrecjhtswissenschaft 
B'l.  IH  (18*»7)  S.  410  ff.  In  di.'-^or  tnir  ei-st  während  der  Drucklegung 
zugiUi^'lirli  ^'.'Würdeiion  Abli:in<llun<:  licisst  es  panz  in  t'boreinstinirnung  mit 
dou  Ausfuhinugun  des  Texten«  [8.  425  fT.):  .^Daniit  haben  wir  in  diesem 
ftltesten  englischen  Zuuhtliaos  im  Prinzip  diejenige  Art  des  Strtfvotlniges 
anoTkonnt,  welche  ffir  die  moderne  FreihMtsstrafe  Überhaupt  ohankteristisch 
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Entwiddung,  daM  die  Ausbildung  der  Freiheitsstrafe  als  eigentp 
licher  Sfra&rtr  erst  der  Neuaeit  angehört  —  Daniit  hängt  es  wohl 
auch  lUMmnieD,  dass  man  erst  neuerdings  die  Ansicsht  aufgestellt 
hit,  der  eigentliche  Zweck  der  Strafe  sei  die  Besserung  des  Ver- 
•liecliers,  also  die  [»sychische  Einwirkung  auf  Beine  Gesinnung, 
VQSD  dcb  allerdings  die  Freiheitsstrafe  in  gauz  besonderem  Ifasse 
eipjet.  Diese  Strafe  biKlot  also  in  der  Entwicklung  des  Zwan^- 
nioinents  insofern  eine  ganz  henori-agond  markante  Stufte  des 
Entwickliingspinces,  als  hier  die  Vollziehung  des  Zwanges  nicht 
liküN«  dazu  hciiutzt  wird,  dem  VerhitM'her  Übel  zuzufügen, 
ttimleni  ^gleichzeitig  ei-ziehiieh  auf  ilui  einzuwirken  und  ihn  zu 
reehtlif'lior  ri.  ^inmuig  heranzubildon. 

Im  IVivatjechl  licM  liränkte  sich  in  Athen  noch  in  späthistoi  ischer 
Zeit  der  slaatlidie  Sclnitz  auf  die  Feststellung  den  kliiget Ischen 
Ausprr«-h.s.  I>f'r  stiuitlicho  Zwaiiu  l»o.statid  hier  also  au5tM::hliesslich 
liiiii.  liuöö  dem  Si'luiUlner  <lui(;li  riclücrliclios  rrtcil,  hIbo  ein  roin 
p>}  (  Ii  isches  Compelle,  aufgogr-lion  wurde,  dfu  (^il;iul'iL'»'r  zu 
UkHÜgen.  Im  t'brigen  war  es  dem  Gläubiger  M-lbst  iiiit  ilassen, 
riiif  Ortind  des  gerichtlichen  Urteils  dun-h  PfÄndmig  seine  Be- 
iiorbcizufüliren.  \)  Eine  Milderung  dos  ursprünglichen 
.S  ilt-thii!ferc<  lit.s  war  von  Sulon  nur  insoteni  eingeführt,  als  er  es 
untei^^ugte,  den  Leib  deH  Schuldners  ui  Ansprucli  zu  nehmeu,  also 
Uksen  in  Sehuhlknechtschaft  abzuführen. 

Dass  auch  das  römische  Re<;ht,  dessen  Zwölftafelgesetz  noch  den 
grausanion  (Grundsatz  zu  Gunsten  des  Gläubigere  sanktionierte, 
..si  plus  minuBvo  secuerit,  ne  fraudi  esto^S  deni^lben  Entwickituigs» 
pang  durch  Reseitigung  der  Schuldkneehtschaft  genommen  und  über 
^a^  tttische  üeeht  noch  hinausgehend  zu  einem  rein  staatlicben 
l'finduiigsrecht  vorgeschritten  ist,  das  alles  ist  Ihnen,  meine  Herren, 
»  gut  bekannt,  dass  es  genügt,  hier  dann  au  erinnern. 

iVnsellwn  Gang  der  Entwicklung  weist  eudlieh  auch  das  ger- 
DiajiiiM;ke  Recht  auf.  Man  vergegenwärtige  sich  den  liekannten  Bericht 
lies  Tacttos  im  24.  Kapitel  seiner  Qcrnoania,  wonach  die  Germanen 

ist.  timl  t)i<^eibo  von  d«"m  Strafvollzug  des  Mittelalttus  untersdu'idet: 
Zuan^jsweise  Krziohuug  und  liosseruuf^  »iu rch  Arbeit,  aastatt 
bloss»  aiisserlicher  brutaler  Abschrockuug,'* 

')  Veigl.  darüber  Ifeier-SohomanD:  Der  attisohe  Prozew.  II  S.  0tt2  ff. 

*l  Aristoteles:  StaatsverfSsaang  der  Athener  Kap.  6.  Plutarvh  8olon  C.  15. 
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cxtrerao  ac  noiissimo  jactu  de  libertate  ac  de  oorporo  oontendunt 
und  der  victiw  voluntariain  semiutem  adit;  man  erinnere  «cb,  daes 
diese  Schuldknechtecfaaft  noch  zur  Zeit  der  Volksroehte  im  Schwange 
war^)  und  dasa  aelbet  noch  der  Saohaenapiegel  die  Cbergabe  dea 
Schuldners  an  den  GUUibiger  au  Hand  und  Halfter  Junnte*);  dass* 
ferner  diese  immer  noch  bis  au  einem  gewissen  Qrade  den  Charakter 
der  härteren  SelbsthüUe  an  sich  tragende  Art  der  ZwangsvoU' 
Streckung  sich  im  Laufs  der  Jahrhundwte  in  die  naturgemftsa 
mildere  und  allmfthlidli  Äusserst  subaidiftre  stsatlidie  Schuldhaft 
umwandelte,  die  dann  auch  in  der  aweiten  Hftlfte  unseres  Jahr- 
hunderts verschwunden  ist»  so  hat  man  ÜbersU  dasselbe  Bild  einer 
mehr  und  mehr  sich  abechwJIdienden  und  rohe  physische  Ein- 
wirkung fortgesetzt  weiter  abatreifenden  staatlichen  Zwangägcwalt 
Diese  Tendenz  kehrt  in  der  Ihitwicklung  aller  Rechtsinstttute 
der  drei  uns  hier  beschäftigenden  Völker  in  so  auffallender  Über- 
einstimmung wieder,  dass  wir  darin  ein  Entwicklungsgest^-tz  von 
;illgcnieinster  Gültigkeit  wieiler  erkennen  können.  Ich  nenne  dieses 
Gesetz  das  der  fortschreitenden  V^ergeist  i  ixung  des 
»  Rechts,  das  auch  daim  einem  Entwicklungsgesetz  duicliau»  ent- 

sprichi,  a.d  es  den  Keim  der  Auflösung  des  Rechtszwanges  und 
damit  des  Kocht«  selbst  in  h  ti-ägt.  Wir  sehen  sein  Waltt-ii 
in  den  ereten  l  iiuifängcn  de»  Rechts,  wenn  sich  Ijeim  Üliergang 
aus  dem  System  iki  Selbsthülfe  zu  dem  der  Staat?<hülfe  aus  dem 
rein  pliy>i<(  lien  Zwange  der  psychische  entwickelt.  Wir  erkennen 
s«'iin'  Simn  ii  dai  in.  dass  e>  immer  neue  strafi-echtliche  Thatbpstande 
hcrvi.rtnilit,  die  darauf  abzielen,  ein^rs-its  in  den  {lu^srnn  Kr- 
sch^'itiungen  der  menschlidiofi  Handlungen  all«n  Selileichw  .-ui  n 
tlt"-  int^nschlii  litMi  (ioistes  nacli/.Uiich'^n  und  j<gli(  lier  l^'t:nii^r  cinor 
schlechten  Gcäiiuiung  entgegenzuti'eten  -^j  und  underei'Süits  die  Stiufe, 

')  Ver^.  Lex  Bainw.  II,  2,  5:  Et  si  non  habet  tantum  pectmiam,  ae 
ipBum  .  .  .  tradat  in  servitio  ...  —  lex  Yisigoth.  V,  6,  5:  aut  reddere  .  .  . 

aut  oninibuK  addiceudus  est  sorviturus;  Liutpraiid  VI,  03.  Vergl.  feraer 
Schrckl-M  :  D.  iitscbe  Reohtsgos'cbichtti  §  35  S.  '2'i')  ff.,  §  37  S.  3Ü7  ff. 

)  Sacbseiisjuogel,  III  31)  §  1 :  Svc  so  scnit  vor  goricbte  vorderot  iip 
euen  man,  der  he  gelden  nicht  no  niacli  novli  hingen  setton,  de  riditöre 
sal  iuiu  den  man  antwerden  vor  dat  gult,  den  sal  he  balden  geiik  sinem 
iogesiode  mit  spiso  uade  mit  arbeido.  

')  So  war  dem  grieohisdien  Recht  das  Veiten  dm  Betrages  jils 
einer  8  traf  baren  Handlung  noch  vollig  unbekannt;  ja  selbst  von  einer 
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d.  b.  (las  )laS8  des  aozuwendoodeii  Zwaiige«  fllicnill  noi^li  der 
Suhvoie  des  verlirocheriachen  WUlens  abKUBtufon.*)  So  tiitt  venntlgio 
des  Gesetxtti  der  fortscbrcitenden  Vergeiatigimg  des  fi^*hti»  die 
BerOduiehtiguiig der  Oesinnung  des  Tb&tcrs  in  immer  grnsserem 
UoGuige  in  die  Erscheinung.  Wfihrend,  wie  wir  sahen,  das  Straf« 
nebt  in  der  Utesten  Zeit  mir  den  äusseren  Erfolg  borOelcsichtigto 
n»)  ent  sUmShlich  das  Vorschuldon,  d.  h.  die  Oesinnung  des 
Thtten  in  Rechnung  zog,  tukl  w&breud  noch  dorn  griechischen 
&cht  der  Begriff  des  stmfbareii  Yersuchs  ganz  fremd  war-),  ge- 
langte  erst  das  riSmische  Recht  und  swar  auch  nur  gans  schritt« 
vd»  durch  die  lex  Cornelia  de  sicariis  zu  einer  weiteren 
^ritaalisicniug  des  Kochts  vermOge  der  Bestrafung  des  YorHUchs. 
Ke  Ton  der  roniist^hcn  .Iurispru(l<^iiz  in  Ankiiftphing  an  dioso  lux 
aufgestdlte  Lolii-e.  djwss  niclit  der  äussert)  Erfolg,  djis  fai-liiin, 
wndeni  lediglich  die  innoi-e  Gcsinming  (diis  eonsilium)  die  Stiaf- 

'  ivilrtvhtlichtüi  .AnftM  litbarkoir  botriif^lichür  Rechtsgoschäfte  findmi  ^'.<  h  nur 
whwache  Spurn  «iroziel!  mit  Bezug  auf  doti  Sklavcnknudfl  bei  l'lat.  li<»g. 

er  iiui  vuu  einer  Aitttf  «»uyfoj'j^v  benchtet.  —  Diu  rouiischo 
L  ddt,  die  stets  ein  l'rivatdulikt  gebliobeu,  also  küiu  krimiDalrechtUches 
^ai]^heo  im  heutigen  Sinne  darstellte,  ist  verbJÜtnismiissig  spftten  Datums; 
Qnd  £e  eigentlidi  briminalreditliche  Ahndung  des  Betruges,  als  crimen 
■>feIiionatus  —  ülp.  !.  3  §  1 D.  stell.  47,  20  giebt  eine  Definition  —  stammt 
par  erst  auü  der  Kaiser:?»»!!.  Rein:  Das  Kriminalrecht  der  Rönior.  (liüipzig 
l!yl4)f^  :^:^!.  —  Nfxh  l  li'iaii  benehtete  in  !.  3  §  2D.  Stpll.  47,  20:  Poena 
*utm  8toiiionatus  nuiia  legitima  oat,  cum  nec  it^itimum  criniun  bit.  buleot 
Mtem  ex  boc  extni  ordioMn  {deeti  —  — w  Oandidi  unbekannt  war  der 
istü^en  Welt  das  Veigehen  der  strafbaren  Untreue,  In  Rom  bildi4en  in 
<ii^r  Hinsicht  Privatkhigenf  wie  die  a.  tutelao,  a.  rationibus  distrahendis, 
(JepoHiii,  die  einen  gcNvissen  iwinalen  Charakter  hatten,  (teilweise  auch  iiie 
*  furti),  einen  nutdürftigen  KrsatJ!.  Die  Bestrafung  des  unlatttiTHu  Wett- 
^)t'^(rl)s  ist  gar  vrat  eine  Errungenschaft  der  allenieut'Hton  Zeit.  Das 
XiiiitTi'  ij»t  in  der  Eutwieklungsgesubicbte  des  Strafrechts  ziu-  Darstellung 
n  Magen. 

*)  Das  Vergehen  der  ^^Untonichlagung^*  als  solches  kannte  nuui  im 

'  iiii  nieht.  Die  Bestrafung  einzelner  Källo  der  Unterschlagung  — 
HT^'I.  z.  B.  1.  1  ??  2D.  de  furt  17,  l»;  1.  33  D.  h.  t.  -  als  furtum  gehi.rt 
•■M  licr  spat«'ren  Jurispru<!enz  an,  lunvoist  übrigens  gerade,  dass  niati  zu 
«iK-r  begriffliehen  Önlei. Scheidung  iwisclieii  Diebstahl  und  riilcisvhl;ij4iuig 
•och  Dicht  geliuigt  war,  eine  Unterschoidung,  die  sogai"  noch  der  C.  C.  C. 
f»Mii  ist   Veigl.  Art  J70  C.  C  C. 

*)  Gaus  vereinzelte  Spuren  des  Bcgriffa  des  Vonucbs  finden  sieb  in  ' 
^  Rd«  des  Lysiaa  c/a  tJimon  41,  42.  yeavh  '^(''imtof  ix  ^tgoi^tUaS' 
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barkeit  bedinge'),  führte  allinfthlich  anch  jui  einer  Pfinalieieriing 
des  Voreuch6>  ohne  da88  jedoch  die  Römer  xu  einer  prinzipiellen 
AusgGfstaltung  dieaer  Lehre  gelangt  wflren.*) 

Wie  hier  im  Straf  recht  die  Berfickiuchtigung  der  Oeeinnnng 
deB  ThAters  daxu  geführt  hat,  jede  «einer  Willonregungea  bis  in 
die  geheimsten  Triebfedern  und  Fasern  seines  Herzens  zu  verfolgen 
und  von  dem  V(»iiandensein  eines  äusseren  sdbädig^niden  Eifriges 
gänzlich  abzusehen,  eine  Anschauung,  die  in  ihrer  letzten  von  der 
bekannten  Bechtssprechung  des  Reichsgerichts  gezogenen  Konsequenz 
das  Ki'gcbnis  gezeitigt  hat,  den  Vorsuch,  d.  Ii.  also  die  bßsc  Ge- 
sinnung des  Thaters  öelbst  dann  fflr  strafbar  zu  erklären,  wenn  im 
konkreten  Falle  die  Verwirklichung  dieser  bösen  Ciesinnung 
schlerlitcnlitii^ü  unmöglich  ist  -  wie  also  im  Strafrwht,  sage  ich, 
in  iiniiicr  giösBorera  Umfange  das  entscheidende  (tewi»  hl  auf  die 
Gesiiiuung^  dos  Tliütei-b  gelegt  wird,  so  gilt  du.s  Gleiche  auch  für 
die  Kntwicklung  des  römischen  l'rivatrechts.  Was  dieses  anu»  ht, 
so  bin  ich  in  der  glücklichen  Lage,  von  der  Mitteilung;  j.  f;li(  lier 
Details  hier  absehen  zu  k(>nnen,  indem  ich  mi<  h  darauf  beschränke, 
Sie,  meine  lioncu,  auf  eine  der  Suhriftcn  .Iherings  über  diesen 
Gegenstand  verweisen  zu  können,  die  violh'i<  ht  /u  dem  liesten  pe- 
ijört,  was  dieser  fruchtbai"e  und  geistreiche  Schrillst«  Uor  im»  itinler- 
lassen  hat.  Ich  meine  seine  Schrift  Ober  ..das  Schiüdmoment  im 
römischen  Privati-echt"  (Giessen  1867),  in  weh  lier  er  in  ebenso 
gnnidlicher,  wie  sorgfältiger  Weise  und  indem  er  aUen  Ver- 
ästohmgen  des  Entwicklung.^ganges  im  Kinzelnen  naehi;ing.  in  einer 
für  mieh  vollständig  rd)crzougemlen  Weise  dargetlian  liat,  wie  dem 
allen  römischen  Keclil  die  Begriffe  dolus,  cul]>a  und  casus,  also 
die  Momente,  die  fflr  das  Mass  der  subjektiven  Vei-schtddung  aus- 
schlaggebend sttid,  vollständig  fi-emd  waren  und  sich  erst  Schritt 
filr  Schritt  cutwickeit  haben.  ^)    Uierhin  gehOrt  auch  die  immer 


')  Clpian  Coli.  1,  (i,  2:  Et  «|ui  honiinen»  ocddit,  absolvi  sulet, 
si  ilirr't  si  non  Decidendi  animo  id  adiuisit:  et  qui  oon  occidit,  sed  voiait 
üccidere,  pro  homicida  damnatur. 

VtTgl.  darüber:  Kein;  a.  a.  ü.  S.  121  ff.  und  nuucrdiugü  vou  Bar 
a.  a.  (>.  $  14,  &        Pornioe:  labeo  II,  S.  40  ff. 

Man  vgl  aodi  Pernioe  a  a.  O.  II,  S.  338  ff.  Dass  die  llaftung 
für  ein  Verschulden  des  (Jehülfen  luid  in  sonstigen  flUien  (§§  27S,  078, 
701,  833,  8S5,  904,  918  B.  G.  B.),  die  ein  UDintttetbanw  und  eigraüiuhw 
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Väter  gittfende  Berfldtsichtigung  von  bona  und  maU  fides'),  und 
daB  in  der  neuesten  Zeit  scu  volter  Ausbildung  gelangte  Verbot  der 
flNHwinnoe  d^loyale,  des  unlauteren  Wettbewerbe,  vermflge  deeaen 
meh  hem  Kampfe  ums  Dasein  nur  Mittel,  die  mit  einer  ehren- 
lafton  Gesinnung  vertiflglich  sind,  benutst  werden  dflrfen. 

Qflststten  Sie  mir,  nun  noch  mit  einigen  Worten  die  mar- 
bnteitea  Gesicbtspunkte  aus  der  Entwiddung  des  Strafjproiesses 
vod  des  Stsats-  und  Yerwaltungsredits,  soweit  sie  fUr  tuisore 
Fhigen  in  Betracht  Jcommon,  im  Imlage  «i  berOhren^  um  sodann 
unsere  Betrachtung  mit  einer  Entwiddung  des  Zwang»momottte 
im  Völkerrecht  zu  beschliessen. 

Im  Stnifprozes8  tritt  uns  das  Zwangsmoment  vor  allein  1km 
(lev  Ermittlmitr  dos  Sarhv<Tluilt.s  iirifl  \m  der  Stnifvullstreirkiing 
entgegen.  Im  ^liochischoii  HchIiI  linden  w'w  in  <lioser  lliiisii  ht, 
wenn  maii  vun  den  einen  rein  psyc  hischen  Zwaii^^  ausfiUoiKlen 
Eidschwüren  ab.sieht,  mit  denen  im  Blnt[ii()zcb.s  tlor  Klil^:«'!  soino 
Anklagt;  als  richtig  darthun,  der  Aii^'cklafi^te  seine  Unscludd  \>e- 
teuem  musste')  —  Könnendes  PruücbJjganges,  die  uns  in  gewissem 
Sinne  an  die  CahwnnitMieide  des  späteren  romisch-mittelalierlichen 
Civilproze-sseseriiniorn,  —  im  griecJuselieu  Beeilt  fiiuion  wir  in  dieser 
Hingeht  nur  die  peinliche  Befragung  der  Sklaven  als  Zeugen. 
Gall  nämlich  auch  im  Allf^meinon  der  (unndsiitz,  daKs  iler  Sklave 
als  Zeuge  im  Prozess  niclit  anftreten  konnte,  m  öpieiten  doch  die 
von  dem  Sklaven  mit  der  Fidtrr  erpressten  Aussagen  in  dem 
attischen  Prozess  eine  tj^rosse  Holle.  Andi  das  n"niische  Re<-ht 
kennt  ursprunglich  nur  eine  Foltenmg  iler  Sklaven  zwecks  Hr»r>wM- 
Ifihning  wahrheitsgemässer  Aussagen  als  Zeugen.  Es  würde  zu 
weit  fuhren,  wenn  ich  die  besondci'en  Gründe  darlegen  wollte,  die 
in  der  späteren  nimischen  Kaiserzeit  die  Anwendung  der  Folter 
auch  gegen  Angeklagte,  mochten  dies  nun  Sklaven  oiler  Freit;  sein, 
herteiführte.  V'-ni  römiachoii  ]?«x;ht  wurde  sodann  die  Folter  in 
du  mitteialterüuiie  Froasessredit  übernommen.    Weldi  traurige  Kolle 

Verschulden  des  Haftenden  nicht  erkcnnrn  lassen,  keinen  Rückschritt 
zu  dem  Standpunkte  des  iiiteston  Kitht?»  t»t'deut«?t,  soi!«lt>rn  nmfr»»k«*hrt  citio 
veitae  Siiiritualisir UQg  des  Kechts  darbteilt,  das  nuiss  icli  bei  «'iiier 
aideMii  Gelegenheit  nachzuweisen  mir  vorbehalten. 

»)  Pernloe  a.  a.  0.  U.  8.  145  ff. 

*)  Demostfaencs  c/a  Ariatokntes      63  ff.  a.  tiO. 


—    58  — 


sie  liier  insbesondere  in  den  Hexen-  und  Ketserprozessen  gespielt 
hat,  das  bedarf  keiner  weiteren  AusfQhning. 

Auch  das,  meine  Herren,  ist  Ihnen  Allen  zur  Oentige  belcannt, 
dasä  es  eine  der  ersten  Regierungsliandlnugen  Fricdriclis  des 
Grossen  war  (Edikt  vom  3.  Juni  1740),  die  Beseitigung  der  Folter 
ansubahnen;  aber  selbst  dieser  erleuchtete  Geist  veimochte  sich 
zunächst  KU  einer  vollen  Aufhebung  des  Föltorxwanges  nicht  au 
entschliessen,  indem  er  sie  f&r  Untersuchungen  wegen  Majestftts^ 
beleidigungen,  Landesverrats  und  Massenmords  beibelialten  zu  mflssen 
glaubte,  so  dass  es  erst  im  Jahre  1754  zur  vollen  Aufhebung  der 
Folter  kam.  ^)  Aber  selbst  damit  war  die  zwangsweise  Einwirkung 
auf  den  mensohlidien  Willen  im  Strafpiozess  noch  keineswegs  in 
Preussen  beseitigt  Noch  die  unter  dem  18.  März  1806  ver- 
öffentljohte  preussische  Eriminalordnnng  vom  11.  Dezembei-  1805 
gestattete  unter  gewissen  rmständen  die  Anwendung  der  PrOgel- 
strafe,  um  von  hartnäckit;  leugnenden  Angeklagten  und  von  ver- 
dächtigen Zeugen  eine  walulioitsueinfisse  Aussage  zu  erzwiaguu.-) 
Bedenkt  niaa,  datb  diese  Vnrsrluifteu  hier  in  Berlin  l»is  zum  In- 
krafttreten iler  X.  vom  17.  luli  184G,  in  den  (ihrigen  Teilen  der 
altpreussischen  Monai-cliie  gai  bis  zum  1.  April  Ib-iL)  in  Geltung  ge- 
hliehen sind.  SD  ur^icU  sich  auch  hier  wieder  die  Walnhcit 
des  Ssjtz<'>.  dass  jtnler  treistige  Fortschritt  iler  M«'nsi  hlicit  erst  dmch 
eine  Fülle  von  Blut  und  nionschliehem  Elend  liindurcliwatoa  muss, 
ehe  er  sich  vollständiu'^  Balm  bricht.  Man  vergegenwärtige  sich 
nun.  dass  die  iwrh  im  vorigen  Jahrhund«;rt  zulässige  ..jMÖnlichc 
Frage**  in  d«  r  zweiten  llillfte  unseres  Jaiiriiunderl»  einer  Vorschrift 
hat  weii  Ii '11  iitüss.ni,  nach  welcher  es  üheriinujit  nifht  mehr  statt- 
lijift  ist,  den  Angeklagten  überliaupt  nui*  gegen  dessen  Wiilcii  über 

')  Vergl.  hierzu  den  Autsatz  im  Trouss.  Just,  M.  Bl.  1887  S.  UU  ff.: 
„ßin  Rückblick  auf  die  Geschichte  des  Preussiacheu  Strafprozesses^^ 

')  Die  den  bis  zum  Anfang  dos  19.  Jahrhunderts  bestehenden  Rechts» 

zustand  erheblich  mildernden  Vorschriften  der  sjjj  292-^207  der  Kr.-Ordnuog 
boruliteii  auf  eiiur  oi-st  aui  17.  Juli  IS(>2  erjr:uif,'enon  Knb.  -  Önlre 
Kriedridi  Wilhehn  III.,  deren  Iiiliult  sie  im  Wcs^-ntliclion  wrirflirli  wiciler- 
gt  beij.  Danach  fand  gegen  ,,lialssiarri,i;e  und  vorsclilageuu  Vei bici;li*  r",  so- 
wie gegeu  die  „der  Teilnahme  verdächtigen  Zougou"  die  Verliängung  der 
Prügelstrafe  (PoiUidien-  oder  Rnthouhiobe)  swoeks  Erlangung  eines  Oestäud» 
nisses  statt.  Vgl.  dssn  8t5lxel:  Brande:ibuj:g>PreQ(ffiens  Bechtsveniiraltttng 
and  IZecbtsverfiissung  Bd.  2  (Berlin  1868)  S.  SS»  il 
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dieBe!ichukii,mu)g  zn  bi  frageii  auf  rlor  einen  Seite  also  Anwendung 
der  graiisainstei)  Folterqualen,  '1.  h.  Anwendung  eilel^l^^hbtol•  phy- 
siischcr  Zwa  11  i:s mittel,  um  nicht  bloss  oino  Aussage,  Hondem 
eino  solche  bestimmten  Inhalts,  nümlich  liii  Gestiin<liiis  vom  Au- 
p-khiirU-ii  zu  erpressen,  und  auf  der  anderen  Seite  rn/.idässi^k.  it 
jeglicher,  auch  der  leisesten  ps ycliisrlipii  Eiiiwiikuug  aul  dun 
Allgeklagten,  verbunden  mit  den  hriile^toii  Stijifiindrohungen  gej^en 
^11*^1!  Beamten,  Wf-ldier  Zwangsmittel  anwendet,  um  (JeetändFiisse 
ok'i  Aussagen  zu  erpressen  (§  343  R.  StGB.:  Zuchthaus  bis  zu 
5  J.l  uiiil  man  wiitl  den  Fortschritt,  den  diu  von  mir  soir.  .,Vcr- 
:'•i^tiL'||!ll:  tl<'S  Rechts''  hier  gemacht  hat.  den  modeni<_'n  Ki i  iinp  n- 
ahaiteii  auf  dem  Gebiete  der  Katureckeiiutuis  ebenbürtig  «ui  die 
Seite  stellen  dfa-fen. 

Gegen  den  Zeugen  weixien  heute,  um  ihn  zu  einer  Aussjigti 
zu  bestimmen,  nur  noch  die  psychLsch  wirkenden  Zwangsmittel 
tlt'i  Geldstrafe  otler  Freiheitsentziehung  bis  zu  0  Monaten  in  An- 
weudung  gebracht,  während  die  Wahrheit  seiner  Aussage  durch 
(ks  rein  psychiache  Mittel  der  Beeidigung  naoh  ÜOgüohkeit  aiclior- 
gestellt  wird. 

Di-  Strafvollstreckung  hat  tfü  uns  —  abgesehen  von  dem 
schon  früher  beiührten  FaUe  der  Vollstreckung  von  Freilieitsijti-afeii, 
die  ganz  l^esoaders  d.-r/n  geeignet  sind  und  benutzt  weixlen, 
auf  den  Sti-äfling  psychisch  einxuwiikcn  —  n\ir  insofern  Ijitereese, 
ab  sich  auf  diesem  Gebiete  unter  Einwirkung  des  ursprünglichen 
SSustandes  der  SelbsthflUe  im  Laufe  der  geschichtlichen  £Intwicklung 
noch  KÜle  finden,  in  doieD  der  Staat  sich  damit  begnOgt,  nur 
fnbtuslellen,  dass  der  Fall  der  Anwendung  des  Strafzwanges  gc- 
getien  ist,  und  eventuell  auch  vorzuschreiben,  welches  Zwangsmittel 
ingewendet  werden  soll,  wogegen  er  die  Vollziehung  der 
Strafe^  also  die  Anwendung  des  Zwanges  selbst  den  Beteiligten 
Olttriflssu  Wfthreud  das  giiochtsche  und  rOmiscUe  Recht,  soweit 
tt  sich  nioht  um  sog.,  nach  damaliger  Anschauung  zum  Gebiet  des 
Clrihredits  gehörige  Privatdeiikte  handelt,  nur  vereinzelte  Spuren 
Micher  PHvatstiafvollstreekung  aufweisen,  finden  wir  dagegen  im 
dmlschen  Recht,  dem  es  am  schwersten  wurde,  die  SelbsthQlfo  zu 
beseitigen,  noch  bis  in  das  spatere  Mittehiltor  hinein  zahlreiche 
mie,  in  denen  das  Gericht  sich  (kiiauf  beschrankte,  gegen  den 
Thäter  <Ue  Strafe  festzusetzen,  und  allenfalls  denseltien  dein  Klager 
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SU  Aberliefern,  wJIhrend  ea  dieaem  fiberlasfieii  blieb,  das  Strafurteil 
eelbfit  XU  voUatreoken.  Dieser  fkitwicklungsgang  hat  u.  A.  nodt  in 
otnzelnon  hollindieohon  Oeaetzen  aus  dem  13.  und  14.  Jahrliundert, 
die  voffichrieben,  dass  der  Bostohlene  den  Dieb  selbst  au  hAngen 
otler  die  Verwandten  des  Ersohlagenen  dem  Thftter  solliet  die  Hand 
abaulianen  faattenf')  deutliche  Spuren  aurOckgelassen, 

loteresBant  sind  diese  V&lle  deshalb,  weil  sie  uns  ebenso  wie 
die  bereits  besproeheneUf  gans  ähnlich  liegenden  Fälle  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechts  beweisen,  dass  das  Recht  su  verschiedenen 
Zeiten  und  fOr  vciBchicdene  FftUe  den  Zwungsiiiij[»anit  gans  vor- 
sübietlonaitig  ausgestalten  kann.  Wenn  demnach  das  Recht  sidi 
in  dnzdnen  Hillen  darauf  beschrftnkt,  die  Vomiissetzun^^eii  festzn- 
stellen,  unter  d^cn  dem  Eänxelnen  die  seUistlifilfewdse  Anwendung; 
von  Zwangsmitteln  gestattet  ist,  so  hf}ron  derartige  Sätze  noch 
keinettwogs  auf,  don  Charakter  von  Rochtssätzen  an  sich  zu 
trafen,  obwolil  es  hier  au  einer  Anweiitliing  staatlichen  Zwaugea 
gäii/Jii  h  gebricht. 

Diese  Bemerkungen  leiten  üWi  und  erM;hliesseu  zugleich  das 
Verstfüuhiis  für  ilic  lici  den  vei-schiodeiien  Völkern  iiiid  /u  ver- 
sehifdeiu;!!  Zuitun  >n-h  liiiden«le  man iiii; faltige  AusgosUillung  iles 
Zwungsapi>arat8  auf  gewibseu  Uebieten  den  Staatä-  uiid  Ver- 
fatiÄungsrot'ht«. 

Es  entspricht  dem  tlcniokratisi  h.  n  Charakter  des  aftisdien 
litxlits.  dasK  alK'  n<'auik'ü  s<  ht^n  während  ihrer  ArnUiführung 
mit  ülfentlirlu'ii  Klagen  iH-lanL-^t  und  sogar  duitih  die  Volks- 
vorsrinimluni;  v  ui  ihi-em  Amte  susjjendit'rt  wenlen  knnnt*Mi.  Nach 
Be«'ndigting  ihms  Amtes  von  R»gelnuu<Big  nur  «  injähriL'^or  Ihiuer 
waren  sie  dann  <»hno  \\'»  it''res  zu  einer  eingehenden  IJechou- 
sthaftsidjlage  verpllichtet.  Hi«'r  war  also  der  Zwangsipi  arat  mich 
gegen  alle  Mcamtc  in  vollem  Masse  ausgeliildet.  Ktwas  andejs 
verhielt  es  sich  hei  den  R<imern,  denen  vor  Allem  die  Interess^^n 
»Icr  Staatsgewalt  und  deren  kulftige  Bethätigung  am  Herzen  lag. 
Hier  waren  die  luH-hsten  lkamt<ni  vvähren<l  ihivr  meist  einjährigen 
AmtsfAhning  von  jeilcr  Kechtsverfolgung  Itefi-eit  und  auch  >»ei  den 
niedt'ixMi  wiurden  die  gegen  sie  aidiilngigen  IVK-esse  im  ]ateref<8e 
der  Amt^verwaltiing  meist  bis  nach  Abiauf  ihvcn  Anitsjalircs  ver- 

')  Vtiigl.  SectändiiM^ho!;  I^drudit  von  1256  und  1280  und  Handveste 
von  Sudbolhuid  von  1303. 
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lagt  Nach  Beendigung  ihn»  Amte»  konnten  sie  aher  wegen  ihrer 
AmtshaiMlhmgen  legelnitasig  ohne  Binftchrftnknng  snr  Re<*hen9ehAft 
gea)g«i  werden.  Hier  war  also  die  Zwangsgewalt  des  Staate« 
und  damit  des  Rechts  nicht  aufgehoben,  sondern  mir  im  Interesm 
einer  geonlneten  nnd  thatkiftftigen  staatlichen  Verwaltung  vorftber- 
gdiencl  hiiiaiii>go8choben.  Es  war  nnr  ein  folgerechtes  Festhalton  an 
dieser  Amohauting,  dnss,  als  zur  Zeit  des  rOmischen  KaiserrHchs 
der  Principat  die  höchsten  magistratischen  Ämter  in  sich  vereinigte, 
der  priiR-eps  anch  wlhrend  der  Baiwr  seines  Amtes  d«n  Rechts- 
tvange  nicht  untenR'orfen  war.  Dagegen  konnte  eine  Absetzung 
des  princeixs  «Inrch  den  Senat  nnd  das  theoretisch  iwmverftne  Volk 
erfolgen;  nach  der  Absetzune:  konnte  er  dann  in  vollem  Unifanpo 
für  alle  Amtshandlungen  zur  Rechenschaft  gezogen  werden.  Erst 
in  der  spätei'en  Kaiser/eit  und  wesentlich  unter  dem  Einflüsse 
ori«^n(aliseher  Anschautmgen  ist  doi  Satz:  „princeps  legibus  solutus" 
mit  Consoquenzen  zur  Anei  kennuiiLi-  gt'huigt  und  damit  tler 
K';iiM  i  von  jetrlicher  rechtlichen  Vurantwoi  tlichkeit  fflr  seine  Amts- 
handlung, also  insoweit  von  jedem  Rechts/wancro  liefreit  wonlen.') 
Nach  dem  deutschen  Ht^(  lit  dos  Mittolaltt-i-s  war  der  Koni^  in 
keiner  Woiso  v»>u  dem  K«ic*ht*»zwango  i  ximiert.  Wie  der  Sachsou- 
>pi«  gel  lehrt,*)  hatte  das  Fürstengericht  unter  Vorsitz  dt  s  l't.il/.- 
iHTifen  das  Roi  ht.  ühoi-  Krone  und  Leben  dos  Kr>iii^^s  alizuurteilen. 
Dass  diese  Ansieht  in  vollem  Umfange  der  ilamals  pdtcnden 
Rechtsilhun?  cntsprociuMi ,  ist  zwar  nieht  nachwcislmr;  alior  auch 
die  Goldene  Bulle  erkannte  es  als  dem  Tlerkonunen  gemrt^s  ausdrnek- 
li«h  an,  der  gesamte  Reichstag  unter  dem  Vorsitz  (h^s  Haiz- 
^en  über  den  König  zu  Gericht  zu  sitzen  befugt  sei.'')  Im  heutigen 
Verfassungsreoht  der  europäischen  Kultuifitaaten  hat  sich  nun  zwar 
l'»ils  m  Aidehnung  an  die  Anseliauungen,  die  sich  unter  der 
Herrschaft  des  absoluten  Königtimis  der  früheren  .lahrhundeite 
bildeten,  teils  auf  der  Grundlage  des  Satzes  der  englischen  Ver- 
fassnng:  ..the  king  c<in  do  no  wi-ong^  die  Ix^hre  von  der  rechtlichen 
Tn Verantwortlichkeit  des  Herrachers  und  damit  von  seiner  dem 
Beehtsswange  nicht  unterliegenden  Stellung  herausgebildet.  Qleich- 

')  Vergl.  hierzu  Monunseu:  Köniisuhüs  Staatsrecht,  2.  Bd.,  2.  Abtlg. 
(3.  AoCL  1877,  8.  729,  1076 

*j  S0p.  L  56  S  2;  m,  52  §  3. 
Bulla  aaraa  C.  5  §  2. 
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vohl  haben  die  8Stse  der  VcrfaBsun^'^on,  dnreh  welche  die  Rtaats- 
reditliche  Stellung  des  K(inigs  gei«gclt  viid,  durchaiis  den  Charakter 
von  RechtsBfttien.  Bei  den  auf  den  Herrscher  sich  boziehendpn 
Vorsdiriften  der  Verfassung  ist  schon  dcmi  Vorhandensein  ein 
gennffondor  psychischer  Zwang,  um  deren  Befoignng  durch  den 
obersten  Schützer  des  Rochü*  zn  gowährleiston.  Einen  weiteren 
Z\vnng8a])])arat  hier  auszubilden,  ist  ebenso  fll>erflvis8)ß:  und  unthunlich, 
wie  auch  in  anderen  Ffdien,  (Pflicht  vmv  Iloj'stcUunf;  des  olieiiehen 
liCbens,  Dienstvertnig),  das  Recht  davdn  .Ml>g<'sehen  hat,  zur  Ver- 
wirklichung wi'iner  (lebote  besoinicrf!  /w.umsmittel  in  Bewegune:  zu 
setzen.  Im  Übrigen  hat  nlier  auch  «las  luinl.-mc  konstittitioneile 
und  ])arlanicntarisehe  System  dun  h  Kiiifiiluuug  Ue.<  Satze«,  «Isiäs 
alle  i^egierungshandlungen  des  MonarciuMi  ih  r  Oeirenzeichnung  dnmh 
einen  verantwoitlichen  Minister  bodurf»'a,  gegen  wekh  letzten^u 
violfneh  in  vollem  Umfange  die  staatHcbon  Zwangsmittel  mittelst 
Ministiiranklajj'Mi  zur  Anwendung'  k'unmcu  kruinen,  hinreichend  <lafiir 
Sorge  getmg.'ii.  dass  auch  tili'  Hetolgnng  der  Vorschriften,  die  die 
verfassungsrechtlichen  Pflichten  den  llinsnliora  betreffen,  durch 
einen  ausreichenden  ZwanLcsnpparat  siclu  ri:< -stellt  ist. 

Aber  auch  da.  wo  das  Hodit  sicli  nnt  AufstoUung  der  blossen 
Norm  begnfigt,  ohne  derselben  dtuidi  Einrichtung  eines  l^esondenMi 
Zwangsapivirates  Nachdnick  zu  verleihen,  ist  «lerurtigen  Rwhtssätzen 
keineswegs  eine  gerhigere  Bedeutung  beiziunessen,  als  solchen,  die 
ausser  dem  schon  in  Aufstellung  der  Korm  liegenden  psychischen 
Zwange  noch  mit  Ii»  sonderen  physischen  oder  psyeliischen  Zwangs- 
mittdin  ausgerüstet  sind.  Gera<le  den  wichtigsten  Vorsclu-iffen 
des  modernen  VerfassnngsroeiitA,  der  Ausü))ung  der  Wahlen  zu  di  u 
parlani'  ntanschen  und  manclu  n  i  nstigen  nn'entlichen  Körperschaften 
lind  der  Ausübung  der  Funkti(jnen  eines  V  olksvertreters  steht 
wenigstens  im  deutschen  Reiche  iru:on<l  welcher  Zwangsapjumt 
ragelmfissig  nicht  zur  Seite.  Und  doch  nimmt  unser  ganzes  öffentr 
liclies  Leben  nngehenunt  seinen  Fortgang.  Diese  Erscheinung  giebt 
uns  Aufschltiss  Aber  die  wahre  Bedeutung  des  Zwangsmoments  im 
Reclit,  die  meist  viel  zu  sehr  ftbersohüst  wird.  Die  Anwendung 
physischer  oder  psychischer  Zwangsnüttel  im  Recht  ist  nichts 
Anderes,  als  ein  äusserster  Notbehelf,  der  die  freiwillige  Be- 
folgung der  Rechtsnormen  niemals  zn  ersetzen  vermag.  Man  mache 
sicli  nur  eiomal  die  Konsequenzen  Idar,  die  eintreten  wfirden,  wenn 
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Unemand  mehr  eine  Schuld  ohne  vorgftu^goi  Rechtsz^'ang 
zahlcii,  kein  Zeuge  ohne  Anwendung  von  Zwangsmitteln  tot  Qerii^ht 
endwinen  wollte.  Wie  liald  alsdann  der  RechtBxwang  ans  Hangpl 
an  Hitfeln  zu  seiner  Verwiriclichnng  veraagcn  wQrde,  das  leudiU^t 
oh«  Weitsrea  ein.  ^)  Hiernach  hftngt  der  Bestand  des  Rechts  nidit 
Mvohl  von  dem  Umfang  des  zm  Änwendnng  gelangenden  Rechte- 
iwugm,  als  vielmehr  von  dem  Masse  der  bei  den  Einzelnen 
ToriiaiideDen  reektlichen  Gesinnung  ab.  Anfgnl)e  des  Rechts^ 
xvttigee  ist  ob  also^  diese  Gesinnung  zu  erzon^n,  zu  fArdem  und 
wach  ni  halten,  also  seine  eigene*  Anwendung  iiKiglichst  flliernnssig 
«n  nudien.  So  gelangen  wir  auch  von  diesran  Gesiditspnnkt  aus 
zu  dem  die  Rechtsentwtcklnng  behernk^henden  Gesetz  der  fort- 
swhrettenden  Vergoistigung  des  Rechts,  ilan  ;c\iglMch  die  Selbst- 
anflSsnng  des  KecIitszwangeK  l)e<liiigt. 

Gab  uns  «las  Staats-  und  Wi-fassungsieeht  flW  die  Bodeiituug 
des  Zwanpiinoments  Aufs<'hlnss,  so  lelirt  uns  die  Entwicklung  des 
Veni'aiiuuji>zsvanire8  die  Ti.mwoite  der  Organisation  <les  ZwaiJ^cs 
nach  oinor  hesonili  rni  KicUtnng  hin  kennen.  Zuaaehst  sei  hier 
nur  im  AllLii  iiu  int  ii  daran  erinnert,  d.ass  ganz  entspi-echend  (Um* 
l>i.shor  gesi  iii liiert« 'U  Kntw  ickinng  in  Attim  lifV-hst  wahrecheiidich '-) 
nml  in  Rom  gnn-/.  l>estininit  das  dem  Beamten  zur  Dinchfilhnmg 
>oiner  VoTwaliuiii^slH'fehic  ni-sitrnnirli'-h  '/nstelnrnde  Zucht igungsrc<-lit 
sieli  S|*ätcr  in  ein  hloa«r>8  Hi  ü.  litnvcht  ahgeschwilcht  hat.  iKu 
Enivvic'khmpsgang  des  gormaiiischt'ii  Amtsjvchts.  daj*  seinen  Aus- 
gatigs|tuiikl  \i>n  d.'iii  Königslxmn  ;iit<si(>n  Zeit  nimmt,  hier 
AiK'h  inn*  andi'Utuntrswniso  zu  schildern,  muss  ich  mir  vn-sairrn. 
'la  eine  soichf^  SchiMornng  für  sich  allein  mehr  als  einen  ganzen 
Ahend  ausfülleu  würde.    Ich  roiiss  mich  doBiialb  hier  damit  be- 

')        hierzu  Jolliaek  a.  a.  Ü.  8.  äi:  f,eiuo  auäsohlio^isiich  durch 

Zwang  Bich  danemd  verwirklichende  Rechtsoidnung  iet  ein  Unding/'  — - 

*)  Ich  bin  geneigt,  anzanehmen,  dass  auch  die  umfasseude  Stmfgewalt, 
^<:'lclie  nach  Aristoteles  (Staatsverfsasung  der  Athener  C.  45)  ursprünglich 

dem  Kat«?  zugestanden,  ein  An.sflu.ss  seines  Verwaltungszwangsrecht« 
jrcwesen  i.st.  Die  Art,  in  welcher  Aristoteles  über  die  Abschaffung  Hiesos 
Uwhts  bericht(?t,  lässt  darauf  Hchlio.ssen;  sie  gestattot  gleichzeitig  lion 
fenifrtu  Schluss,  dass  auch  iu  Aihcn  (aiJndich  wie  in  Preusseu)  die  Urganisation 
4es  Zwanges  zu  emor  Beseitigung  der  YerwaltungswiUkür  geführt  hat,  nur 
ttit  dem  üntenichiede,  dass  diese  in  Athen  durch  die  ROg.  erdontliche 
fieditspflege,  in  Preusseu  dardi  die  Verwaltungsrechtspflege  ersetzt  wurde. 
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gnflgüii,  anf  diejenige  Entwicklung  <1eB  VerwaltnngBS&wangm  liintti- 
weiaen,  die  nach  meiner  Meinung  den  springenden  E*iinkt  in  dem 
Übergang  vom  PolicoiBtaat  äe»  ▼origen  JahrhnndertB  au  dem 
Rechtsstaat  der  Gegenwart  darstellt  Nicht  sowohl  in  der  Art 
der  von  den  VerwaltnngsbdiQiden  zur  Diuchffihrung  ihrer  Anord» 
uuiigon  angewandton  Zwangsmittel  unterscheidet  sidi  das  Ver- 
waltirngsrecht  des  PoliaeiBtaates  von  dem  des  heutigen  Rechtsstaates} 
als  vielmehr  vor  AUem  darin,  daas  die  Voraussetzungen,  unter 
ctonen  die  Anwendung  des  Zwanges  und  die  Verwendung  bestimmter 
Zwangsmittel  statthalt  ist^  im  Rechtrataate  genau  gesetzlich  fixiert 
sind,  wfthrend  nach  dieser  Riditung  im  Polizeistaate  AUos  von  dem 
freien  Emiessen,  d.  h.  also  von  der  Willkür  der  Verwaltungß- 
behönlon  abhängt.  Im  Rechtsstaate  sind  also  auch  die  Vorans- 
st'tzmigen.  unter  denen  ein  Verwaltungszwang  zur  Anwciiduii^^ 
kommen  darf,  ein  inteerrierender  Bestandteil  der  Zivilisation  dos 
Zwängt'S  srllist.  Auf  diese  Weise  wiid  im  Rechtsstaate  djis  iicrUei- 
gctniirt,  was  (jtieiNt,  der  S<^höjiter  'l«'r  inodtMiiou  ifandhaVnmg  des 
Verwaltuntrszwanges  in  Deutschland  und  in{il>c^t>iidere  in  Preussen, 
eine  Vorwalluug  ,,uach  den  Oo»>i  t7.i'u  des  Ijandcs"  genannt  hat. 
Niumit'lir  wiiil  es  auch  oiinc  Weiteres  Ue^ieiflieh,  weshalb  t  iu 
eigentliches  Verwaltungsrecht  und  eine  beson<lere  Verwaltungs- 
re<'htswi8sen8chaf t  erst  ein  Pr("lul<t  der  Neir/eit  ist.  War  im 
Pnlizristaat  die  VerwRltunj,^  hc-sujidi'i'en  u-'-setzlicheii  Sehranken  h(n 
ihrem  Einirreifeu  nicht  unlerwmfcii  uiul  «leslialli  die  Polizeiwillknr 
auf  ^'ewissen  Gebieten  allinäi  hti^-.  sn  teiiHe  es  selbstredend  an  eineju 
Hedürtnis,  die  Yerwaltung<*ang'eleg'enliciten  gesetxlieh  zu  rci^chi. 
im  Keelitsstaate  bedenten  demnach  die  Verwaltungsgeselze  ni(  hts 
Anderes,  als  eine  deiintifre  Keg-eiung  und  Organisation  des 
Verwaltungszwanges,  der  nur  in  den  gesetzlich  genau  fisierteii 
Fällen  und  deu  in  derselben  Weise  festgestellten  Formen  Platz 
greifen  darf. 

Dai'f  ich  Ihre  Aufmerksamkeit  m  w  i-  u\v  wenige  Minuten  in 
Anspruch  nehmen,  meine  Herren,  so  lasseu  Sie  uns  n«»ch  die  Be- 
deutung des  Zwangsmoments  für  den  neuesten  liechtszwcli^  i,e_ 
trachten,  den  die  Entwicklung  des  Rechts  hervorgetrieben  hat,  ich 
meine  ffir  das  Völkerrecht.  Das  heulige  Völken-ccht  ist  ein  Produkt 
der  Neuzeit  tukI  speziell  der  eunüiKuschen  Kultnrwelt  Seine  Eilt" 
stehnng  wird  in  der  Regel  an  das  beluinnte  Werk  des  Hugo  Orotiiis 
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de  jttre  belli  ac  pnois  nngeknUpft.  Ww  dein  aiuth  mm  —  so  viel 
iFt  «eher,  Claas  das  enroirfÜBCtho  Vrilkerrccht  bine  gonx  moderne 
SchApluug  ist,  die  sich  noch  in  den  An&ingfwtaüien  ihrer  Ent- 
vkUang  befindet.  So  ert^lArt  es  sieh,  dass  auch  die  Organisation 
(liaes  Bechts  noch  der  festen  Formen  entttehrt.  Ocwisso  Grund- 
sUie,  die  bei  wichtigen  Friedensschltlsson  oder  bei  Kongressen 
nwixten  oder  der  wiclitigsteii  etiropftiftcben  Staaten  zur  Anerkennung 
gelaugt  isiml,  bilden  schon  jet/.t  eine  feste  Basis  fflr  die  Oit^anisation 
des  Tfilkerrechts.    Dahin  gehören  der  Zasammensdilnstt  in  dem 

„curojiäisclion  Konzerl'*,  die  führende  StcUuog  der  Omssmachte 
IL  dgl.  ni.  Welche  psychische  Zwangskraft  dieses  eiiroiiSiBchc 
VSkeiTPcht  besitzt,  das  haben  wir  nocli  vor  wenigen  Tag<Mi  er- 
fahren, als  Nonhnnerika  nnd  Spanien  aus  freien  Stocken  erklUrt<'n, 
*k<s  sie  sieh  den  Gnuulsätzen  der  Pariser  Konvention  von  18r)0 
lülier  (las  Seekriegsrceht),  die  einen  Bestaiulteil  (les  europriisehen 
\''ilkerr»x>hts  büdot,  ohu''  Weiteres  unterwerfen,  obsvolil  hie  «K'i-si'lben 
Ushei  lit  iK'igetreten  waren.  Die  »lun  li  SUwtsveiirilg«^  und 
Konr-iv>s>>  «iif^r;, visierte  eurr»päis(Oie  Stn^itenpcniriiischaft  st«'llt  unter 
irihiuiij,'  der  Grofvsmik'hte  da.s  anerkainite  Uigaii  für  <lie  Hildiuig 
•Hfl  Weiterbildung  de.s  V51konY>chts  dar,  dessen  Sätzt»  seliou  voniiötro 
ilir  >  l>,iseins  die  erforderlich''   i>sychjsehe  Zwangskitift   b»  sit/.<  ii. 

ein  ein  für  allemal  «>rjE^nisi«M  t»'r  Z w an ^siij »parat,  dt-r  <loii  Säl/.i'n 
"les  Völkerrechts  ei'foril(;riii;lioiifiills  imdi  w.  itoron  Nachilnick  ver- 
leiht, nicht  vorhanden  ist,  vermag  dit«  Kechtsnatur  dieser  Sjltze 
vi«  iiN»weuig  zu  beeinträchtigen,  wie  dies  in  Boti'MI  dorjenigt?n  Siitz«' 
'\(-^  Straf-.  Staats-  nnd  Privatrechts  der  Fall,  die.  wie  wir  vorhin 
'Valien,  dinch  einen  besonderen  staatlichen  Zwangsapparat  nicht 
(!«8chritzt  sind. 

Es  läs.st  sich  übrigens  nicht  verkennen,  dass  in  den  Bostre- 
''i'ngen,  Schiedsgerichte  zur  Entecheidiuig  völkiMrechtlicher  Streitig- 
keiten zu  schaffen,  wie  sie  in  dem  freilich  bis  jetzt  noch  nicJit 
Zill»  Alwchliiss  gelangten  Schie(lsgerichtsvertrage  zwischen  Gross- 
l^tanaien  nnd  Nordamenka  die  erste  pmktisch  iKxlentsame  Gestalt 
aupononmien  haiw^n,  die  Anfange  einer  Weiterbildimg  vorliegen,  die 
^umi  hinauslaufen,  dem  Völkerrecht  anch  noch  einen  besonderen 
ZTangsapiarat  au  schaffen. 

Xiuhdem  Sie  njit  mir  alle  Zweige  des  liechtsgohiets  in 
ibier  Bedeutung  fflr  die  Entwiekelnngpgeschichte  des  Zwangsmoments 


iin  Itecht  flflcli%  diirchinnstert  haben,  bleibt  uns  jetxt  nur  noch 
flbrig,  rfickblickend  die  Eiigebnisse  nnecrer  Betrachtung  knra  xu- 

Wir  &nden  nun,  dam  nicht  der  Zwang  schlechthin  und  noch 
weniger  die  ErKwinglmrlieit  ein  charohteriBtisches  Merkmal  des 
Rechts  bildet;  ebenso  wenig  stellt  die  Verwendung  rein  phy- 
sischen Zwanges  eine  Eigentflmlichkcit  des  Rechts  dar,  noch  ist 
es  richtig,  dass  die  Anwendung  vom  |*  s  y  c  h  i  b  c  h  e  m  Zwange  sidi  aus* 
Bclilicsslich  bei  den  dem  Redit  verwandten  sozialen  Institutionen 
der  Religion,  der  Sittlichkeit  und  Sitte  findet  Vielmehr  hat  uns 
die  entwickln  II  gBgcschichtiiehe  Unterenchung  den  Beweis  geliefert, 
einmal,  <1ass  die  Verwendung  von  physischem  Zwange  auch  den 
Uranfängen  der  Religion  eigen  ist  und  sodann,  dass  das  Recht 
auch  (los  psychischen  Zwanges  nicht  bloss  in  grossem  rnifaiige 
sieh  bedient,  sondern  dass  aueh  vermöge  des  Gesetzes  der  foit- 
sehreitonden  Verireisligiuig des  Rechts  dessen  EntwicklungsgMiiij 
ganz  «mverkcniibiir  dahin  geht,  der  Anwendnng  dos  psychi»  In  n 
Zwange«  ;uif  Kosten  des  physischen  ein  iiiiniei-  giosseres  Gebiil 
zu  e!"s<"hli»ssiii  im<i  diü  physische  Einwirkung  solhst  immer  mehr 
zu  vt^rgeisligen,  d.  h.  auch  <lie  physischen  Zwangsmittel  mehr 
und  iiu'hr  durch  psy  ein  bebe  und  diosp  wiedoi  durch  dir  Er- 
zit'lning  dfM-  Nb'uschen  zu  nächtlicher  (lesint)uiig  zu  ersetzen,  was 
sciüies.slit'h  zur  Seihstauflösung  des  likH-litszwanges  ffdiren  niuss. 

Nach  dieser  Tendenz  des  Entwicklungsganges  des  Zwangs- 
nionit  nts  knnnon  wir  aueh  ein  Uileil  ülx  r  die  Bestrebung<Mi  ge- 
winnen, die  eine  inis  nabestohendf  Vi  iciniL^iing,  die  .T.  Krim.  V, 
voi-folgt:  soweit  sie  'iuivli  Hrfürwortung  der  lK?<iingtt'n  Vcrniti-ilung 
eine  weitere  Vergeistignng  des  Kechtszwnnges  anstivbt.  entsprci  lion 
diie  Ziele  unsoi-em  Entwicklungsgesetz.  Das  Gegenteil  ist  der  Fall, 
soweit  sie  beabsichtigt,  die  sog.  unverlM-sserlichen  YerbiTcher  durch 
dauernde  ,,rnsclüldlichmachung^^  gewissemiassen  einem  bürgerlichen 
Tode  zuzuffdiren. 

Die  Erkeiuitnis.  dass  ni<  ht  der  ilussere  Erfolg,  sondern  die 
Oesinnung  dos(Thater8)  Handeinden  das  Entscheidende  sei,  mussto, 

')  M.  K.  hat  das  Oosetz  „der  fortsclireitouden  Verf^istigung'*  auch  für 
das  Gebiet  der  Religion,  Sittlichkeit  and  Sitte  Oeltuiig.  Kur  diese  sozialen 
Institutionen  tiein  Walten  uachzuwciacn,  mm»  einer  anderen  GelegMiheit 
%'orbebalten  bleiben. 
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wie  wir  sahen,  mit  Notweadigkeit  snr  Tervendiing  dos  iiKvchiscIiou 
Zwanf^  im  Recht  und  conseqnenterwctse  zn  einer  solcheit  Ans- 
gost^ltnng  dieseti  Zwangemittels  fahren,  datts  es  gociguet  wur,  in 
einer  tleo  Zielen  des  BeciitB  fOrderlidien  Weise  auf  die  Gesinnung 
lies  Mridniiiiis  einzuwirken ;  (Ersnehnng  des  Mensohen  zu  einer 
icchtlichen  Oeeanniing).  Als  eine  besondere  EigentQmlichkeit  dos 
finshtaxvangos  ergab  sich  uns  endlich  die  Thatsache,  dass  er  nber- 
all  (laliiri  strobt.  m  einer  festen  ^Organisation  m  gelaiigon,  sodass 
»wohl  »iip  Voraussetzungen,  unter  denen  er  zur  Anwendung  gelangt, 
von  hjcstimmten  Oi^nen  einer  l»estimmten  Ocnieinschaft.  (nämlich 
hanjitsTulilich  des  Staates),  in  genau  (un<l  zwar  neuen! ings  meist 
si  liiiftlicii  oder  gar  ge<)iu<  kt  i  fixierten  Sätzen  nic(b:»rgelegt  wenlen, 

v\o  aiuh  (He  Formen,  in  denen  sich  die  Handhabung  des  Zwanges  ; 
v<.li/,iciit,  in  dtüiieibcn  Weise  organisieit  und  featgeUgt  .sind.  j 
Iii  dieser  Organisation   des  lieehts z wa n ges   ist  nun  j 

I 

nacli  iiK  int  r  Meinung  dasjenige  Kriterium  zu  erblicken,  niiltclst  j 
•k'sseu  er    sirli    ilurch^ncjf.Mid    und    wesentlich    vdii   demjenigen  j 
Zwange  niitersclieidet,  tlor  v<tn  den  dem  Iie<-hte  verwandten  socialen 
Iiistimtionen ,  näralicli  der  Sittlichkeit  luid  Sitte,  ausgofibt  winl. 

B"i  diesen  gehen  die  Vor:iusset/nn^v>n .  nntc!-  «Ionen  ein  Zwanir  ' 
L'»'ril>i  wenlen  kann,  (die  Nnnncn),  niclit  von  ciiit-r  nr^-anisiiTti'n  ()••-  \ 
incinschaft ,  («lein  Stiiate).  soinlein  vielmehr  von  der  luioi-gani- 
>iertoii  „Gesellschaft-  \)  aus;  auch  gt'bncht  es  ihnen  an  einer  ge- 
nauen Fixierung.  Elx?n.'^o  aber  ermangelt  es  iluien  vollständig  an 
einor  Organisation  der  Formen,  in  denen  sich  die  Anwendung 
des  VOR  ihnen  geübten  Zwanges  volhcieht. 


')  Auf  die  Xatur  der  „Zwischeubildungen",  wie  sie  sich  in  der  Aus- 
?wtaltunp  von  Sitten  seitens  gewisser  mehr  oder  weniger  oiganisiortor 
Vulkstt'ile  (Stände,  Korporationen)  finden,  kamt  ich  hiu»  iiiclit  oiiigclicn.  Sie 
remiugc'D  an  dem  Eudergebuis  nichts  zu  ändern,  dass  es  für  das  iicclit 
ein«  wesentliche  ISgenscbait  und  Tendens  ist,  den  Zwang su  orgaoisiorea, 
wibranit  die  Sitte  nur  in  ganz  untergeordneter  Weise  (und  wohl  im 
Wn^tlichen  nur  als  Übergang  zu  einer  rochtllciien  Ausgestaltang  der 
tiis)irünglich  lediglich  in  «noi<jiiiiisirrfer  Form  Vf'ihältnissf»)  von 

fint  r  Orgauisation  Gebrauch  iiiacht,  zumal  wenn  man  er^vjigt,  dass  die 
zwevLs  begri f f »»iniiNsiger  Erfassung  den  Erscheinungen  notwendige 
sdwrfe  Scheidung  derselben  io  dieser  Beinheit  wetkn*  in  der  nns  umgeben- 
dm  Natnr,  noch  in  der  Welt  des  Üeistes  irgendwo  in  Wirklichkeit  duroh- 
grführt  ist 

0* 
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Die  Religion  hat  «ch  dagegen  Ähnlich,  me  das  Recht  ron 
jeher  nml  big  auf  den  hentigcn  Tag  gewisser  Organisationen  be- 
dient, sowohl  nm  die  Voranssetzungen  festsustellen,  unter  denen  sie 
Zwang  sur  Anwendung  hringen  will,  als  iim  die  Formen  m  fixieren, 
in  denen  die  Vollziehung  des  Zwanges  vor  sich  geht  Wir  liOnnen 
demnach  scheiden:  auf  der  einen  Seite  Religion  und  Recht,  die 
sich  organisierten,  und  auf  der  anderen  Seite  Sittlichkeit  und 
Sitte,  die  sich  unorganisierten  Zwanges  bedienen,  um  ihren 
Geboten  Geltung  zu  verschaffen. 
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Stellung  und  Aufgabe  dos  Stiiit\*)llzugs  in  der 
Strafrecbtepflege  der  Neuzeit 

Von 

n.  liriiiieiii  <  »bfr-Kt  Kieninf^snit  Dr.  Karl  Ki*ohne. 

vuilfagemlrin  Raff  im  Ministerium  des  Innoru  in  liuriin. 

üt'haiten  um  10.  Nüvymbor  1807. 


„iVr  Zweck  im  Ket;ht  ist  Srliul/.  <ler  Jiclx-nfsiiiloresseii  dor 
n.  s«'li><  li;ift."  „Der  ZwfH'k  iiu  ^trafi>'(  ht  'Irr  verstärkte  Srlnit/, 
bf  s< 'ti'iLM  s  acliut/.wüiiligor  und  schtil/J»c'ilüi  ftit;rr  Interosson  ilinvli 
Aiulmhuiig:  und  Vollzug  der  Straf.-."  Durcii  dioM'  »Siltze  Iheriiig's 
und  Liszt's  ist  die  Stellung  und  Aiifi::il>e  der  Btrafimtlitspflogo  im 
Kochtsleljen  jeder  staatlieh  geordueteu  Gesellschaft  klar  gestellt  und 
fest  umgitjnzt.  Das  sind  intornati<»!i;tl"  Kundamontiilsiltze,  auf  denen 
j^i'fKT  Kulturstaat  Strafi-echl^pllege  aufbauen  iiiuss.    Das  Ge- 

bäude kann  je  nach  <ler  Zeit,  nach  Nationalität  und  Kiütiirstawl 
iM's^hränkter  oder  lunfangreiciier  ausfaUen;  die  {"a^ade  mag  in 
klasedschem.  K-  iiais?;an(i?-.  gothischem  oder  Empire-Stil  ausgestattet 
wenlen:  die  Fundamente  bleiben  immer  «lieselben;  denii  in  England 
uih\  Ja{»ü,  tu  Nurwegen  uiul  in  Italien  ist  die  Sicherung  des 
staatliehen  Bestandes  ohne  Strafrechtspile^e  nn  lt  nkl>ar.  Die 
Strafrechtopßege  ist  das  erstgeboieoe  KinU  Uer  Politik,  das  Wort 
im  wdtcsten  Sinoe  als  Staatengrfindung)  Ausgestaltung  und 
Sicherung  genommen;  das  Schwort  des  ersten  Stammeshauptes  und 
ersten  KCnigs  reckt  sich  ebenso  drohend  und  schlagend  gegen  den 
FViedensbrecher  im  Innern  als  den  Volksfeind  von  aussen,  —  Alle 
Politik  ist  zweckrofisMges  Uandeln  der  Zeit,  den  Uinst&nden,  eigenen 
QDd  fremden  Machtverhältnissen  Rechnung  tragend;  sie  kennt  nur 
ein  oberstes  Oesetz:  Salns  reipublicae.  Das  ist  auch  das  Erbteil 
■ier  Strafrechtspfleige,  je  treuer  sie  sich  dessen  bewusst,  desto 
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grosser  ihre  Leistung,  je  mehr  sie  es  veigisst,  desto  kläglicher  ihr 
Misserfolg.  —  Es  bedarf  Jalirhnnderte  langer  Versuche,  um  »i  er- 
proben,  weldics  die  schutcbedflrftigsten  Lebensinteress«!  der  OoHelK 
Schaft,  welches  die  zweckraBssigsten  Strafmittel  sind,  sie  su  schfitzen; 
wekshen  Personen  als  Trflgem  der  Staatsgewalt  die  Handhabung 
des  Stmfrechts  anvertraut  werden  muss.  Im  Gewohnheitsrecht 
wei-deii  sie  festgestellt^  bis  mit  fortschreitender  Staatsentinnckclung 
die  iM)litische  Notwendigkeit  zwingt,  das  SU^recht  und  den  Straf- 
j)n)zoss  öclinftlicli  in  Gosotzosfonn  zu  faKsen.  —  Der  Gesetzgebor 
l'Ogiiiiit  sein  Werk.  Aber  bei  der  riierfuhniii^  des  Gcwohiiheits- 
rochts  in  ilas  gosohricWno  Recht  kann  der  Süiutüiuaiin  dor  Wissen- 
s<  li;ift  nidit  ontbohron.  Sie  begleitet  seine  Arbeit  als  I^echtstje- 
scirn.'hte,  als  liochUsphibisophie,  als Gesel/.<'skuu<l«'  .Iiiris[>ni<b'iitia  — 
im  weitesten  Sinne  des  Worts;  sie  hilti  iiau  ^iio  Ho<-litsb.>^n  ifTo 
festzustellen,  sie  bring:t  in  das  einpirisf-he  Vi"i>ULhtii  \iml  unsieliere 
Tasten  Stetigkeit;  sie  eiitwiiidct  das  Stiufgusetz  der  Willkflr  «b  i- 
jeweiligen  MaclithalK?i'  uml  stellt  es  auf  den  festen  ßudea  sozial- 
etbischer  Nonnen;  wtnler  Sulla,  der  Diktutor,  noch  Justinian,  der 
Kaiser,  noch  Schwarzenbenr.  der  deutsche  lütter  und  Staatsmann, 
koiuien  l>ei  der  Gestaltinig  dos  St)afi*erhts  dor  Rechtswissenschaft 
entbehren.  Je  enger  verbundoji  (leset/.^olnnii;  und  Wissenschaft 
zusammen  arbeiten,  lun  so  zweckmässiger  wird  das  Stmfrocht  und 
die  Norm  seiner  Anwemlung  gestaltet;  je  mehr  sie  sich  entfremden, 
desto  mehr  verkümmert  die  Entwickelung  und  Fortbildung  des 
Strafrechts,  überwiegt  «lei  Politiker  im  Gesetzgel»er,  so  artet  das 
Strafrecbt  aus  in  i>oliz(;iliche  Willkflr;  überwiegt  der  Rechtsgelehrte, 
so  überftnichert  ein  dem  sozialen  Loben  entfremdeter  Doktrinarismus. 
Beides  macht  dtus  Straf  recht  unfähig,  dem  Zwecke  der  StrafrecUts> 
[)nege,  Sehutz  der  Lebensinteressen  dor  Gesellst^haft  zu  dienen. 
Der  dritte  Faktor  in  der  Strafrechtspflege  ist  <lie  Haniiliabung  dos 
Stnifrechts:  die  RecUtspm3hung.  Hierfür  die  geeigneten  l'ers<Mie« 
zu  fmden,  ist  von  nicht  geringerei  Bedeutung  als  die  SchalTimg  des 
Rechts.  Es  ist  ein  langer  Weg  von  dem  Stammesluuipt ,  der 
unter  dem  Zuruf  der  Stammeegenossen  als  Umstand  den  Richtor- 
spruch  ffiUt,  bis  Kum  recht^lehrten  Bichtei  unserer  Zeit.  Abel* 
die  Ältesten  Zeiten  zeichnen  schon  mit  sicheren  Strichen  die  Eigen- 
schaften des  Richters.  Genaue  Kenntnis  des  Rechts  sowohl,  als 
der  I^hensbedingungen  des  Volkes  und  Staates,  die  es  scbütseen 
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aoU;  unbedingte  UnabUbigigkeit,  die  oluie  Ansehen  der  Person 
ihren  Spnioh  fAllt«  weil  das  Intervsse  des  Staiitoft  höher  steht  als 
das  Interresse  des  Einzelnen.  Dass  die  Rechtsordnung  des  Staates 
besteht,  ist  notweixlig,  dass  der  Einzelne  liesteht,  ist  nicht  not- 
veiidig.  —  Je  weiter  sich  das  Kiiltnr^  und  Rechtsleben  eines 
Volkes  entwickelt,  um  so  hnliere  Anfordenitigeu  werden  an  den 
Kchter  gestellt ;  es  K:*'nügt  nicht  mehr  die  einfiiiche  Lebenserfahnuig ; 
der  gesunde  Mensdienveistand  der  Schöffen;  darum  weist  die 
broBm  den  Hic;btor  in  allen  schwierigen  F&llen  an  den  Rai  deit 
Rechtflverstftndigeu.  Der  Richter  kam  der  Heclitswissenschaft 
ttieht  entrutPii.  Wie  den  (le.sotz^cbor  liebt  sio  auch  den  Richter 
iJber  das  riisicliore  dos  Vei-suehviis,  nl>or  <Iio  Willkür  iIoh  rih-ileiis 
von  Füll  zu  Kall  liinaus;  sie  lehil  ihn  ilie  i'iiizi'lnen  Straltlialcii  unter 
••«slimmtf  allgoineiiie  Heji^riffe  brintT«'».  die  Strafe  >;oroc:)it  und 
massvnll  altine^son,  um  ilurrii  den  S<'hiitz  dos  oiuzfliu-n  HLH-hti-gul.s, 
'lie  staatliche  (Mdiiima:  in  ihrer  (jcbiuntlieit  zu  sehützen.  Aber 
*ie  für  den  Oe&etzgel>er  birgt  tlie  WisKcnsi  liaft  au«*h  eine  (lefiihr 
fiir  (leii  Kiehter.  Verliei-t  si<'  sieh  in  unfruehtbam  Sia-kidatient  n, 
verliert  sie  den  Zusiunmenliang  mit  dem  vielirestaltigen  Werden  und 
Kritwickeln  des  Volks-  und  Staatslobcns .  v('i>ti  jfi  sie  vjch  damuf. 
im  Sdufivcht  Selbstzweck  und  nicht  Mitt<'I  zum  Zweek  zu  sehen, 
S'  tiül.t  -ii>  dfn  Bliek  des  Richters,  und  s«.'in  Spruch,  statt  ein 
S«.iiiiUwaU  gr<;on  die  Feinde  dei  l\echtsoitlnung  zu  sein,  wird  zum 
J^|iiiiiigewel)e.  Die  2")  000  Todesurleilr  Carpzovs,  dem  Verbrecher 
int  wohlveitlicnten  Strafe,  anderen  zum  alischreckenden  Exempel 
erkannt.  hai>en  dem  Zwecke  dei  Strafrechtspllege  eljensewonig  gc- 
'li«'iit,  wie  die  hnndorttnuscndc  von  Freilieitsstmfon  unter  8  Tagen 
^lie  ..zur  Wie<lerljei-stellung  der  gebrochenen  Rechtsordnung^'  all- 
Mriieh  im  deutschon  lieiclu!  vorhängt  werden. 

IVr  letzte  Faktor  in  der  Straf iwhtspflege  ist  tler  Vollzug  der 
^•'111  (M-si^tz  bestimmten  und  Richter  fil>er  <1«mi  Reihtsbr«'cher  vt-r- 
^wiiirtt'ii  Strafe.        Det  Strafvollzug  ist  1ms  auf  den  heutig« -n  Tag 

Stiefkind  der  Strafrerhtsi»nege  geblifbeu.  Wjis  für  »«ine  Summe 
^"'>  geistiger  Arbeit  ist  auf  die  Abfassung  der  Strafgesetze  ver- 
•tmi^t:  von  den  libri  terribilcH  an  bis  auf  die  neuesten  Straf- 

t/.hfielKY  in  Deutschland  f  Italien  und  Holland  hemb.  —  £in 
^ "^rtfljahrhundert  haben  sich  Staatsmänner,  Rechtslehrer  und 
l^i^kMe  Jnristen  abgemüht,  um  dan  pivnasische  Strofgv'HctKbuch 
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XII  Rclialfeit.  Ai'kt  Entwürfe  sind  »usgearbeitet«  verworfen,  nm- 
geftrheitet,  bis  endlich  der  nennte  Kiir  Annahme  gelangte;  die 
Nieiiorlandc  haben  Uber  ein  halbe«  Jahrhundort  gebmiicht,  um  ihr 
Strafgesetzbuch  van  1881  xn  gewinnen;  nnd  wo  in  den  lieutigen 
KulturKtaaten  die  CmgeBtaltnng  de»  Stmfiiecht»  in  Angriff  genommen 
wird,  »ei  es  in  Rusidand,  in  der  Schweiz,  in  Önterreidi,  unter 
Jahi zehnte  langer  Arbeit  geht  e»  nicht  ab;  nnd  England  verzweifelt 
daran,  ilie  Aufgabe  überlmupt  zu  Uteen.  —  Welche  Bffihe  und 
Aibmt  kostet  die  Findung  dea  ürtdls,  die  Abmessung  der  Strafe, 
von  den  Zeiten  des  rDmischen  Frfttors  an  bis  zu  den  Erkenntnissen 
des  RfMchs>;eriehts.  Aber  war  das  Urteil  gespnwhon,  so  knmniei-te 
«ich  lim  ilon  Vollzüp  der  Strafe  wi^ler  der  Qesetzprbor,  noch  der 
Hicliter.  niclit  einmal  das  neue  deutsche  Reich  hat  es  bis  zu  cin»M" 
^«•setzliclien  Hc*r<?lung  des  Strafvollzugs  gebracht.  Die  Richter 
schickten  wohl  »len  jüngsten  der  Richterbank  unter  den  Galgen, 
tun  den  Stab  über  den  Delinquenten  zu  l»re<'hen  und  festzustellen, 
ilass  der  Hi'iikor  seines  Amtes  ii^irelrt-eht  gewalti't.  n\n'v  was  aus 
(liT  Fr>'iheit>>lrafe  in  den  G<'frnigui>K'n.  Kr-rkorn  \un\  Zuciitliäiisfrn 
wintie,  uiaciitc  ihnen  keine  Snige.  Auch  die  Strafreehtswissenschaft 
hat  sich  abl(»hnend  verhalten,  s«t  lange  man  Aiiftralie  der  Stntfe 
und  des  StrafvoH/ji^'s  nichts  anderes  als  eine  kürperlicli'-  («1er 
soziale  Veniichtinig  Ucs  KiM  htslirecliors  ansielit.  Auf  dem  Boden 
hat  dann  allerdings  Strafreciit  und  Rechtsprechung  bis  an  den 
Anfang  dit  ses  Jahrhunderts  gestanden:  Ausstossen  aus  der  Volks- 
gemeinsihaft,  zum  Verkommen  in  der  Fremdi';  Toten:  Ver-tüimiieln, 
koiiH'rlich  (^»uÄlen  dunh  Vennof^i»nskonfiskation ;  unei-schwingliche 
Busse,  wirtschaftlich  zu  (irunde  richten;  zum  Sklaven  erniedrigen, 
in  Sklavenarbeit  luitergehcn  lassen,  in  den  Bergwerken  der  Römer, 
auf  den  Galeeren  des  Mittelmeers,  als  SchifTszieher  im  Staate 
.lüsephs  IL;  als  Ketten-  und  Baugefangene  in  Kasematten,  Zucht- 
häuseni  und  .,Hulks'*  dem  Scorbut  und  Kerkorfieber  verfallen  lassen; 
als  Deporti«'rte  an  die  Ausledler  Nc»nlamcrikaH  vei kaufen  otler  der 
trockenen  Guillotine  Cayennes  überliefern.  ^lit  soK-iiem  Straf- 
vollzüge kann  die  Wissensdiaft  nichts  zu  scliatfen  haben,  alier  sie 
hStte  dfi^M^gen  jirnfestiei-on  seilen.  So  hoch  im  Staate  der  Gesetz- 
geber,  der  Strafrichter,  der  Rechtsgelehrte  geweitet  wurde,  auf  um 
so  tieferer  Stufe  standen  die  Pci*8onen,  welche  weh  mit  dem  Straf- 
vollzuge li«»KWtigten.   Es  ist  ein  tragisches  Geschick,  dass  die 
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SinfaKhiBpflege,  dieees  Fundament  der  staatlichen  Ordnung,  in  den 
RSoden  des  Henke»,  Bfittek  tuid  Zuehtknechts  endigte,  die  Ton 
der  VoUumeinung  unter  die  unehrliohen  Leute  geK&hlt  wurden.  — 
Je  hlrter  die  Strafen,  je  grausamer,  gemnner  der  StiafvoUeugt 
dato  melir  wuchs  die  Zahl  der  Yerbrecheo.  Wenn  ein  Taschen- 
dieb ^h&ngt  wnrde,  so  maditen  seine  Zunftgenossen  an!  dem 
Mphtze  reiche  Beute;  vom  Folterknecht  und  Henker  lernten 
&  RaubgeBellen  den  Bflrger  und  Bauer  au  foltern,  um  ilmi  das 
QeitiiKliiis,  wo  er  sein  Geld  versteckt  hatte,  absupressen.  —  In 
den  QefllDg^issett  bildeten  sich  die  Banden  und  Baadenfflhrur, 
vdcke  bis  in  den  Aniang  unseres  Jahrhunderts  hinem  fo^t  alle 
Kvltudbider  Europas  unsicher  machten.  Die  Strafrt  chtspflej^o  liattr 
ihren  Zweck :  Sicherung  iler  IteHonders  schutzwürdigen  und  besonders 
!« hiitzliwlQrftifren  Lebensinteressen  der  GesellöcliatL  verfehlt;  —  sie 
«ai  äiii  Ende  ihrei-  Weisheit  angelangt 

Die  n-sache  lag  nicht  /.um  geringsten  Teile  daiiii.  ilass  Oo- 
H'tZji;;eI)er,  Richter  un<l  Reclit>gelehrte  sich  um  den  Stnif Vollzug 
nidit  ::'>kriiiiiiiert.  die  Wirkung  der  Strafe  aui  den  Hcchlhluci.  lu-r 
nicht  l'Luliiii  litet  hatten.  —  Die  Besserung  ist  auch  ni(;ht  ausge- 
^atiiien  vun  der  Strafg<srizLr(»l,uii«r  und  <ler  Rtvhu-'pi-echung,  die 
sidi  im  alten  (?leis«^  weifrr  Ih  wi  «^te,  sondern  von»  StiTitvuH/.nge. 
Dk-  wi.iiiiM^ten  Staatt-u  dn-  Niederlande  macht«Mi  di'ii  Anfang. 
Statt  (ieti  ik'cht.shn'rlu'i-  diii-cli  den  Stntnq-  z»i  \ ••niiclitcii  (<\h-v  als 
Oohi-amlniarkten  von  der  Uesfllsfliaft  auszuschlicsxMi,  iinichti-n  sie 
'^'1  in  Arl>eitshiluser  nnd  suclitcn  durch  (iew«"»linung  an  ehrliche 
Arlrit,  ilurch  Untenicht  und  rfdiiriris-sittlichen  Einfluss  ihn  vom 
vt'rl>n'(h»'rischen  Leben  abzubringen  und  für  die  ehrliche  (lesell- 
>''Iiaft  wieder  zu  gewinnen.  Die  freien  Keichsstiwlte  Deutschlantls 
'"l^»Mi  ilnvni  Beispiele.  ..Make  them  diligent  and  they  will  be 
ln»n.*sf,  war  die  I^osung.  Papst  Clemens  XI.  i>rrifhtete  ein  Stiuf- 
H'NMrimgs-  und  Erziehungshaus  im  Kloster  San  Michcle  zu  Rom 
lüi  vorl)iy\heri8che  und  unbotmässige  .Ingendliche.  Die  Quäker 
P^nsylvaniens,  gehoi-sam  dem  Herrenworte :  „Idi  bin  gefangen  ge- 
*'>*'f\  und  Uir  seid  zu  mir  gekommen,''  >ficL':cji  in  die  (b'fängnisse 
hinah  un.|  gestalteten  sie  um  Christi  Barmlierzigkeit  willeti  derart 
MD,  (Um  die  VerbWK'her  von  zeitlichem  und  ewigem  Vcnlerlrt-n 
''n>-ttet  vfirden.  -  John  Howanl  deckte  duit:h  «eine  Besuche  der 
'ifängiuKse  die  zum  llimmcl  schi^iemicn  Missstilode  des  Sli^- 
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vo]l»igs  in  fin|»]and  und  anf  dem  Kontinente  auf  und  zwang  weit 
(Iber  sein  Hoimatdand  hinaus  von  der  ßfiTentlicJicn  Meinung  ge- 
ti-agon,  die  Staatsmänner,  die  Gefibignisse  zu  verbet*sern.  Alle 
die«o  Bestrebungen  sielten  darauf  ab»  zu  zeigen^  dass  man  btrafcn 
kCnne,  ohne  den  Bestraften  leiblieh  imd  sittlich  zu  Grunde  zu 
richten.  Durch  das  Elend  des  Strafvollzugs  angeregt,  ziehen  die 
Philosophen  der  AnfkUlning  die  heimthendeu  Ideen  Ober  den  Gnind 
und  Zweck  der  Strafe}  welche  (Iber  den  rohen  Abschrecknngs- 
und  Vernichtungsgodanken  nicht  hinaus  gekommen  waren,  in  den 
Krei»  ihrer  ErSrtenmg.  Sie  kommen  zu  dem  Schlüsse,  dass  nicht 
vernichten,  sondern  aufrichten,  nidit  martern,  sondern  liossem, 
nicht  ausgössen,  sondern  fOr  die  Gesellscliaft  wiedergewinnen,  ilie 
Aufgabe  der  Stivfe  ist ;  denn  auch  im  Bechtsbrccher  ist  der  Mensch 
zu  achten.  —  Je  mehr  der  Strafvollzug  sich  bemüht,  die  vor- 
brcchoiisclieii  Pei-soiieii  kennen  zu  lernen,  um  so  klm«r  tritt  hemiis, 
(lass  am  Verbnuhon  nicht  bloss  der  Yorbn'clier  allein  s<lnil«I  ist, 
Hoiulein  aueh  die  Geisel Iselmft :  tlass  nicht  blos>s  der  eigene  W'ilJo 
den  Menselien  zur  Anütliauu^  treffen  die  Reehtsonlnunji;  treibt, 
sondern  gosellseliaftlielie  Missverhältnisse  und  Sehäden,  denen  der 
Wille  de?;  Dur<  liM  luiiti^iiit  nsi  Iumi  nicht  W  iderstand  zu  leisten  ver- 
mag. Diese  Heol.arhtiiimvn  im  Sl i jit'vollzuge  führni  ilaliiii.  die  indi- 
viduellen und  sit/Jalru  l'rsiichen  th'>  \'<-rbreiheris  iiüIkt  zu  untor- 
sueheu.  Damu.s  erwächst  die  Fonlerunp,  die  Sti-ifrechtspflege  juif 
andeien  Grini«lsät7,en  als  di««  bisher  gfdtigeu  aufzustauen,  und  andere 
Strafmittel  als  die  bisiiei  üldichen  zu  Aviilil  'u  ;  die  VernirhJmt^j;s- 
uud  Mart<  rstratt  ii  zu  beseitigen,  und  sie  durch  Fiviheit.sstrafcn, 
welche  eine  l  uigostaltung  de>  Keehtsl>ivchers  und  Wiedereinffigung; 
dessplltpn  iti  die  chtsordnuiig  (MinoLzliclicn.  zu  ei'S<'t/.eii.  Damit 
iuil  <ler  8triitvol!/im  die  FerdeniiiL:.  aN  gleiehbort.-chtigt  neben  der 
Oest'lzgt'bMng  un<l  Kechtssju-echung  in  der  Stnifi-eclifspflege  aner- 
kunnl  zu  werden,  erhoben  imd  begründet.  Er  veriangl,  dass  seine 
Erfahrungen  und  lleobachtungen  vom  Uesetzgeber  un^l  Hichtet  be- 
achtet und  verwertet  werden.  Daran  sehliesst  er  die  weito?-»^ 
Foiilerung,  dass  auih  die  Wissenschaft  ihm  di'  Hand  reichen  soll, 
lim  die  jj'rdlo  der  Beubsi'iLtungen,  welche  mit  jedem  Tage  wächst, 
zu  sichten,  zu  (Ordnen,  wissens<?luiftilich  zu  verarbeiten  und  für  die 
Umgestaltung  (l«>r  Stiafrechtspflcge  zu  ver\v<«r(en.  Stmfgei^etzgcbtmg 
und  Rochtsprochung  haben  sich  der  Koitienuig  gegemlber  zunftchst 
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iNehnend  verbiüten;  die  am  Ai«^ange  des  vorigen  und  Anfange 
Im»  Jahrhunderts  neugeechaffonen  Stm^ietKJtzbnchor  bleilien  in 
OroBBen  und  Gauen  auf  dem  Boden  der  baaieOf  nackten  Ab> 
eehreckung  stehen,  höchstens  wird  der  etwas  anstfissig  gowmxlene 
Xne  nmgefiadert  in  jisyehologischen  Zwang.  Zwar  wonlon  die 
iD  die  neue  Zeit  nicht  mohi-  passenden  Strafmittd  dos  Kfiflems, 
SÜRie,  Nasen*  und  Olunbaehnoidens  durch  die  Froihcitsstimfe  er* 
«HA,  velche  nunmehr  als  die  Hauptstrafa  in  der  Strafrecbtspflvi^o 
ädi  «nhfirgert,  aber  die  Namen,  luiter  denen  sie  erscheint:  liagiio, 
taiTMix  forc^,  i>enal  servitude,  Kettenstrafe,  schwerer  Kerker, 
Zuchthaus  von  Itestiiiimter  oder  unbeHtimmter  Dauer  zeigen  dout- 
li(h.  tlass  sie  tlie  alto  Motluxlo  des  (^Miälcns  bis  au  die  Orcn/.o 
physischer  und  moralisther  ViTuichtung  den  Al»schmckunt;sge- 
daiikeii,  zum  Ausdruck  bringen  soll.  Auch  der  Richter  l>on\isst 
dio  Dauer  der  Freiiieitöötiufe  nach  dem  (iruiulsiitzc  dur  Absclu-eckung, 
'iiiliekrimniort,  wie  der  Vollzug  die  Strafe  irest^ltot  und  was  sie 
aus  ilein  Besti-aftoii  macht.  Audi  <lif  Strafivclit>wi>seiiM  li;ift  ver- 
läit  sieh  al>l<)iiieM(l.  iJurclnnusln-t  man  div  L<lii  tiü<lu'r  di'S 
Strafrechts  bis  zur  Mitte  dieses  .Jalii  liuiiib  rts.  vom  Slralvollzutre, 
M-iikT  Be<lt'Utung  und  seiner  Anftrab*-  wird  man  wonig  darin  liudcu 
'Ulli  iifK-h  in  neuester  Zeit  i<niinte  i;iu  bedeuttMub-r  Recl!t.slehi-cr  den 

ttufsti^'ileii :  Kinc  Strafvoll/uu^swisöenöcliaft  giübt  so  wenig 
wie  t'irie  Ilinrichtungswissenscliaft. 

l>er  Strafvollzug  hat  ^^eim  n  \\  i  g  gelivnnt  von  ib  n  and«  len 
hkton^n  d-  r  Stnifreehtsj'tleue  geilen  müssen;  oft  sogar  im  (b  Um- 
sätze gegen  sie  unti  von  ihnen  bekämpft,  —  Dagegen  kommt  den 
IVstrthnngeu  des  Strafvollzugs  der  Neuzeit  eine  wesontlichi^  Hillfo 
\'Jti  anderer  Seite.  Die  Politiker  erkennen  die  hoho  Beileutung 
'''^  Strafvollzugs  fiir  die  Stnifreclitsptlege;  kirehlielio  und  weltüchL' 
imion.  l'apst  Clem. ns  XL,  König  Oscar  von  Scliv  «  d 'ii,  Friedrich 
^ilholni  IV.;  Staatsmänner  von  der  Bedeutung  William  i'enn.s,  Lonl 
brahams,  l'almerstons,  Lonl  Brougliams,  des  (irQnders  der  Howard- 
As*- .Ration,  bemühen  sich  um  di«.*  Verb«v«sennitr  und  NeuLn-staltung 

Strafvollzugs.  Philos<)phen  wie  .leremie  Hentham,  Arzte  wie 
Julius  und  Varrentrapp,  eluistliche  und  weltliciie  Pliilaiithropen, 
^<'r  allen  aber  die  «SoKial|iolitiker,  welche  den  Zusammenhang  ib  s 
VftbNcfa(>ns  mit  sozialen  Schaden  erkennen,  verbinden  Ktch  mit  den 
>n  Apt  Piaxih  geschulten  StRihulhug^hcAnilen,  um  den  SIrafvolhiig 
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von  Onind  niif  iirozugestBlten.  Vom  Strafvollzüge  aus  werden  die 
geltenden  Prinzipien  des  Stmfrechtfi,  die  Auswahl  der  Straf  mittel, 
die  Abmessung  iler  Strafe  immer  aufs  Neue  der  Kritik  unterzogen. 
Nun  lieginnen  auch  die  wissenscliaftlichen  und  ])niktiM:hen  Krimi- 
nalisten sich  mit  dem  Strafvollzüge  zu  lK»chäftigen;  erat  vereinzelt, 
dntiii  iininor  zahlroidior :  Livingston  in  Amerika;  Bteumont  und 
TfH<|uevillo  in  Kninkrcicli:  Mittcitnai«-!-  und  Rudor  in  DetitschlHnd ; 
Iiis  HoltztMidoifl"  die  IkHieutiing  des  StnifvüUzugs  in  der  StrafiT-chts- 
pflege  dahin  [nllzisieiio :  dass  er  der  im  Gesetz  hestininileii .  vom 
Kiclitei-  t  ikamitcn  Strafe  rrst  Wesen  und  Inhalt  gelte  und  liesondens 
•^»•»MgiH't  der   :-uzial|»olilisehen   Aufiralie  der  Strafm-htspflege 

gurcrlit    zu    weitien.  I^ei-    0»*st'l/,,u'«'li'i"    nkciiut    die  Gleich- 

l)ere(;htigung  des  Strafvollzugs  mit  der  .Strafgc.M'tzgebung  an;  iKjini 
Erlass  des  Strafgesetzbuchs  für  das  deutsche  Reich  wird  als  Er- 
giuizung  ein  iieichsstrafvollzugsgesetz  verlangt;  alle  neueren  Straf- 
gesetzbflcher,  das  hoUäudisolic.  das  italienische,  die  Entwürfe  zum 
norwegischen  imd  scliweizerisclien  enthalten  eingehende  ibeatim- 
miingen  Ober  den  Strafvollzug.  E»  ist  der  Strafvollzug,  welcher 
auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  eine  andere  Abmessung  der 
Freiheitsstrafe  ala  <üe  bisher  übliche  vom  Richter  verlangt,  und 
die  Richter  fangen  an,  dieser  Forderung  Rechnung  zu  tragen,  wie 
die  Kriminalstatistik  ausweist  So  hat  sich  im  Laufe  der  letzten 
anderthalb  Jalirhundeite  der  Strafvollzug  langsam  aber  sicher  seine 
gleichberechtigte  Stellung  in  der  Strafrechtspfiege  neben  der  Straf» 
gesetzgebung  tmd  der  Rechtsprechung  erobert;  und  auch  die 
Strofrcchtswissenschaft  kann  der  WissenBchaft  vom  Strafvollzüge 
—  der  science  p6nitentiaire,  penological  scicnce  —  eine  gleich- 
iiereehtigtc  Stellung  in  ihr  oder  neben  ihr  nicht  weigern. 

Diethe  neu  ernmgene  Stellung  in  der  Strafrpchtspflego  stellt 
dem  Vollzuge  der  Freiheitsstrafe,  die  im  MittLlpunkte  nnserer 
modernen  Strafrochtsptlogc  »toht,  neue  vorher  nie  gekannte,  ja 
nicht  einmal  geaiuite  Aufgaben.  Zu  ihrer  Ijftsung  ist  imbedingt 
notwendig  ein  klares,  sicheres  Verstilndnis  für  den  Gnuid  und 
Zweck  ilcr  Slralc;  die  \Viss(Mischaft  mag  iii'cr  Strntr«vlitsthe(irien 
s(it*iten,  der  Gest^tzgcber  sich  l»ei;nügcii,  die  Lein  ii>iiitcivs.sen  tnul 
liechtsgüter,  sowie  die  Stnifmittcl .  weK  he  sie  lnit/,cii  nullen,  zu 
l>estimmen;  der  Richter  sich  besichiäiikcn  auf  menschlich  gei-echtes 
Abmessen   der   Strafe   nach  Art    und   Dauer,  entspixichend  der 
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S(h«vn^  tl»^>j    Roclitsliiuflis   und   dt-r  CiofalirliHikoit   <1»'n  Utilits- 
ltiV"ohors.    Der  Slr;if\ iill/iiu>l*«'aiii1e  inuss  ir«'nnu   wiasiMi.  was 
Strnfo  an  dorn    fifstraftt-H   iiinl  an  der   V<>lksuTmi  iris.  li;if(  \virk«'ii 
i' im  nuf  hf'ido  ist  ihiv  Wirkung   l«'i»'i  linet.     l)i<'.sor  frste 
Btii  ii  wild  nur  j^efnndon  in  doni  am  Anfanp^  aufpostollton  Satz«»: 
Zw(vk  der  Strafe  ist  Sicherung  der  Lebcnsintei-essen  der  (i<'s»dl- 
scluft.  —   Wie  kann  dieso  Aufgabe  gelöst  wenlen?    Parum  »'st 
(iiprcvr»'   im[»n)bf)S   pnona    nisi   probos   efficias   diseiplina.  Diese 
Worte  Hees  Papst  Clemens  XI.  ntit  gn)ssen  Tiettern  auf  die  Waud 
des  ölten  rrwähnten  GefüngniRses  scrhreihen,     Cwrec^re  improlw»« 
[ifw^na,  deu  Hechtsbieoher  durch  die  Wucht  der  Stmfe  unter  die 
HechlMHilming  zwingen,  piot)os  efHeere  disciplina,  durch  ernßto, 
LTHist  tjoente  Zucht  ihn  zur  Achtung  der  B^htsordnung  eruehcn. 
Itt  dienen  beiden  Sätzen  eng  verbunden  Uegit  die  ganze  StrofToUzugs- 
«eialiett;  jeder  für  rieh  allein  durchgefflhrt  ist  Thorheit  Darin 
snd  die  leitenden  Ideen  Jedes  zweckmissigen  Strafrollzngs  be- 
MUoasen;  sittlicher  Emst  und  erbarmende  Menschenliebe,  welche 
Ilm  gegen  die  gefthiiichsten  Feinde  der  Strafreehtspflege:  charakter- 
lose,  vdchinfltige  Schlaffheit  und  brutale  Bohheit  schützen.  Die 
Mauern  von  San  Michele  kOnnen  zusammenstOrsen  und  die  Schrift 
unter  ihren  Trfimmem  begraben,  aber  der  Satz  wird  bleiben,  w 
hage  Kulturvölker  unter  einer  festgefAgten  Rechtaorrtnung  lelieUf 
»  lange  menschlicher  Obennitt  und  Frevelmut  dagegen  anstArnit, 
w  laoge  es  eine  starke  Hand  gieht,  welche  den  Rebellen  xurAck- 
wifft   Ist  der  Rwhtsbreeher  unter  die  Rechtsfutlnung  des  St;uites 
irezwungen.  ist  ihm  zum  Hewusstsein  gebracht .  dass  er  ohnuiUchtig 
ist  gegenüber  der  Vollmacht  des  Staates,  hat  er  gelernt,  da^xs  es 
s*'ino  sittliche   und   sozial»-   Pflicht  ist,  dem  Missbrauche  seiner 
Krpih,  it  Sohrnnken  zu  setzen.  fv>  ist  die  nosfdlsehaft  gegen  neue 
^hikiij,'iini;..n   durch  dies<\s   Individuuni   g<siclicrt.     Von  s(dchem 
Stnifvfll/.UL'^f'  aus  durchdringt  alle  (Hii-dri  der  stantlichen  Oenicin- 
^hh  das  ÜewusstHein,  Aufiehiuuig  gegen  die  K<tditsordnung  des 
Staues  ist  nutzlos.    Sie  steht  wie  der  eherne  Felsen,  vor  dem  das 
K^idliaoiie  Individuum  sich  Injugt  o<lor  an  dem  os  zersr-hellt.  — 
Betigen  und  Erziehen  Ijeides  verlangt  individuelle  Behandlung 
Bestraften.    Individuell  behandeln  heisst  scheiden  und  unter- 
sdieiilon  und  das  setzt  voraus  ein  Studium  der  Eigenart  fler  I*er- 
''^^nlichkeiL   Das  Weib  will  anders  behandelt  sein  al8  der  Mann, 
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«1er  Rrwanhsone  nnilers  als  iler  Jugendliche,  dor  ziiin  omtminal 
Bestnifto  aiuloi-s  als  der  Voforan  im  Vorlneclion ;  der  in  leitlon- 
schaftliühor  Aufwallung  dir»  Schranken  dor  RfuiitHinilauntr  durcli- 
hroclion  hat,  veilangl  oino  andeif  llMiulhatiting  als  dor  kalt  1m  i'»-k'1i- 
nendo  Egoist,  der  all«-ii  l^äiik.  ii  ziiiii  Trotz  in  ilen  S*  liliML''  n  «l«--. 
St i-af gosot/ofi  sich  gofangcn  l>at;  «l'-r  Eigontunisvorhrcchcr  ans  Sai 
will  anders  angofnsst  sein  als  «ler  ue\verlisnia>sii:e;  fler  HetnigiM' 
anders  n\<  dt  i  \)u-\r.  il.  i  Bant pienitteur  anders  als  der  Falücliniunzor, 
der  Zuhälter  anders  als  der  Notzüohtler;  der  Rechtslu-echer  aus 
ländlichen  Verhältnissen  andeiN  als  der  vom  IkKlen  dor  Orossst;ult, 
der  Gebildete  anders  als  der  Ungebildete,  der  wirkliche  Redakteur 
anders  als  der  Sitzreilakteiir.  Alior,  sobald  man  anfängt  y.w  nnter- 
sclioiden,  wird  man  kaum  zwei  Personen  finden,  die  in  ihier  Eigen- 
ait  deniit  sich  gleichen,  dass  an  ihnen  in  gldcher  Weise  die 
fVeiheitHstrafe  voliaogen  weiden  k5nnte,  venn  der  Zweck  der  Strafe 
erreicht  werden  soU.  Sperrt  man  sie  untorschiedalos  zuBammcn, 
so  hat  man  dne  Masse,  die  man  durch  feste  Mauern  und  Schlosser 
wohl  am  Entlaufen  hindert,  fdttert,  bekleidet,  xur  Äitieit  zwingt, 
mehr  oder  weniger  streng  disseiplinirt,  aber  ein  Eindringen  in  das 
Seelenleben  des  JSinzelnen,  eine  sittliche  Einwirkung  auf  sie  ist 
dabei  unmfiglioh.  Dem  QefMigenen  stellt  sich  die  Bechtsordnung 
des  Staats  dar  nnter  dem  Haiisgesetz  des  Gefftngnisaes.  Gegen 
dieses  Qceets  steht  die  Oomeinscliaft  der  Gefangenen  in  nnnnter« 
brochener  Auilehnung ;  anch  die,  welche  sich  fügen  wollen,  wonlon 
von  den  schlechten  Elementen  in  den  Eaniiif  gegen  die  Ordnung 
hineingezogen;  statt  die  Rechtsbnx'her  zu  beugen,  werden  sie  in 
ihrer  Auflehnung  gegen  die  staatliche  Onlnnng  nur  bestärkt  Das 
<b\-^etz  und  die  Hi(  litn.  welche  sie  verurti  ilt  hal>en,  werd'-n  dor 
hnrt'ston  und  uiifläti^'.steii  Kritik  uiiLrrzMi;fn ;  sie  wenlen  v»'ihöliiit, 
vti s]»uüi  t;  das  (i»\N*'tz  ist  ungerecht,  der  l\i(  liter  iwirteiiseli,  «ior 
Richtei-spnich  falsch;  der  Rechtsbrecher  ist  der  Gere<;hte,  «ler 
Staat  mit  seinen  Gesetzen  der  rngerechte.  Wenn  die  Str.if/.«Mt 
nlvirelaufen  ist.  w.mui  die  Thür  des  (n'f;uigni>>''s  sieli  (ilFnet,  tritt 
d«'r  Rechtsbrecliei  uugeiieugt,  mit  Hass  uikI  Verachtung  gegen  die 
Rechtsordnung  erfüllt  in  die  Gesellschaft  zurück,  füi-  welche  er 
cirie  schlimmere  Gefahr  bildet  als  vorher,  —  Erzogi^u  wird  der 
Bestrafte  liei  solchem  Stmfvollzuge  auch,  aber  nicht  zum  rechten 
OcbraucUe  seiner  Freiheit,  sondern  zu  neuem  Missbrauche.  Der 
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Dieb  lernt  vom  Beti-uju^r,  der  Bnnquerottetir  vom  MeiiH»idig«>n,  clor 

Vft'hseinüsoher  vom  FalschinOnzor ;  alle  aber  von  Allon,  wio  innn 
neue  Vorhro<-hon  hegelien  und  sicli  dor  Strafe  entziohon  kdnno, 
»iV  man  Polizei,  Staatsjiiiw alt,  Hit'htei-  täuw^hen,  bclflifon  uiul  Im>- 
tnigen  mfifise.  in  dem  sclilochtea  (iofrini:iiis  i  iihm-  kk'iiicu  Oarnisfm- 
siivlt  fnn<l  loh  «liogen  Sommer  ein  wegen  IIüI/.di»  l(stnhls  Itesfniftes 
[•«  rfiiifi  Irhtü  und  zwei  Soldatemlimen :  M'ozn  das  Doi  lrii;Mrli.>ii 
t-r/'i-'i;  ist.  kann  jeder  Rieh  s.'llist  aiisiDalcn.  .Man  kann  in  einer 
Xaeiit  in  einem  GenjeinfJchaH^^'efüngiiis  für  sein  ganzos  Lelw'n 
moralisrh  vergiftet  wenlen.  8c:hützen  soll  die  Strafiwhtspflege  die 
l>el»ensintorossen  der  Qesellseliaft  nnd  sie  ei7,ieht  ihr  neue  Feinde. 
S<ik'her  verhivcherisrlitMi  rn  moinsoliaft  gegennl>er  ist  auch  üor 
tfiehtigste.  gewissenhaftest«  •  Stnifvollzugsbeamte  machtlos,  er  kann 
^eine  Aufgabe  in  der  8tnifrecbtsi>flege  nicht  erfflllen.  Individti.  II 
bekndelii,  beugen  und  erziehen  liat  zur  Bedingung,  dass  man  jeden 
m  FVeiheitastnife  Venirteilten  allein  Betzen  kann,  scharf  getrennt 
TM  jedflr  anderen  verbreciierischen  Gemoinscluift;  dann  erat  kann 
<lw  Sttafvollziigsbeomte  die  Per95nlichkeit  des  Bestraften  atndiren, 
Km  Vorleben  durchforschen,  gleichsam  die  geschichtliche  Ent- 
vickelnng  des  Verbrecheis  und  des  Verbrechens  yerfolgen  und 
iom  IwliTidnalittt  entsprechend  beugend  und  erziehend  anf  ihn 
einviiken.  Das  heisst  nichts  anders,  als  alle  EVeiheitsstrafe  muss 
smilehst  in  Einzelhaft  TeUzogen  werden.  In  der  Einsamkeit  der 
Zelle  kommt  dem  Venirteilten  zum  Bewnsstsein,  dass  er  seine 
F^eit  verloren  hat;  hier  ist  jede  Auflehnung  gegen  die  Ifens- 
wÄnung  nussiehtslos;  hier  muss  er  nachdenken  Aber  seinen  Rechts- 
linich;  hier  täus<.'ht  ihn  keine  frivole  l'nterhaltung  der  Genossen 
Uber  soiiie  Schuhl  hinweg.  Wenn  er  auch  vor  sich  selbst  <lio 
VYliältnisse.  andei-e  Menschen,  das  Schii'ksal  für  seine  That  ver- 
;intwoillic.ji  iiiaclu'n  will,  es  tönt  doch  iinmei'  ans  dem  eiL^vin-ii 
Inneni  heraus:  du  selbst  bist  Schuld;  die  That  branclili'  ni.lit 
}^\\m  zu  wenlen;  was  er  auch  jreltend  macht  ili«>  Strafe, 

'Hre  Schwere,  Dauer,  zuletzt  bricht  es  doch  duix-li:  die  Stnde 
""•■«te  sein,  du  hast  sie  venlient.  Diesen  innerlichen  Prozess  soll 
<l(t  Strafvollzugsbeamte  fdrdem,  leiten,  durch  eingehende  Besc  haf- 
f'gim^  mit  dem  Gefangenen,  die  seiner  Eigenart  angcpasst  wenlen 
•nn*;  l^i  «lern  hartnackigen,  verbisseneii  muss  sie  fest,  energisch, 
rückaichtalos,  bei  dem  verzagten  freundlich,  aufrichtend,  trüstond 
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sein.  Bei  dem  Rohon,  AnfRässi^;:«  !!  ^^ili  os,  den  Irflaen  Willen  zu 
brochen  mit  aflen  Mitteln  der  Disziplin :  dein  Unwis8<^ndon, 
peißtig  Ziirik-k^lilielionon  und  Vorkomnionon  nntenicht*  n.  zu 
l»il<I»?n,  lioi  doni  Ch:in»kterloson  den  Willen  /.it  siiiik<  ;i,  <]ass  t  i  ih  n 
triclijutigon  finpnlson,  die  ihn  zum  Verbivehen  fi^otiitlK^n.  Wider- 
stand leisten  kann.  Alle  dio-io  AH»ei(  iniiss  tretnigen  nein  nou 
sittlielieni  Ernst,  der  auch  den  li»'<  litsluv(  li,«r  p  n  '  Ut  l>ehan<i«  il, 
damit  »t  in»  Stmflmnso  liic  Wnhltliat  dt  >  Hrchf-'s  und  dos  Ro<'ht- 
schnty.L's  erkennt;  d<  r  .ilit-r  aiuh,  wo  es  sein  muss,  mit  fester,  rüek- 
siohtsloser  Hand  zntasst,  um  zu  Invchen,  was  sieh  ni<  ht  lieu^eii 
will,  ohne  daliei  in  genieine  Roheit  zu  vei-fallen.  Die  Arboit  miiss 
alKT  auch  brhi  rrseht  soin  von  erlKirniender  Mensehenli(»l»e,  tüe  den 
üeialioiien  aufnehteii^  und  vom  leiblichen  und  geistigen  Tntergange 
erretten  wU].  der  ihm  uofelilbar  aus  der  forl^setzten  Auflehnung 
gegen  die  Reehtsonlnung  droht. 

Soll  der  StiufvoUziig  diese  Aufgabe  leisten,  dann  mnas  der 
Staat  Oe^gniseinrichtungen  schalTen,  die  die  Lusung  ermSgliclicn 
nnd  Beamte  gewinnen,  die  dieser  Aufgabe  gewachsen  sind.  Steht 
der  Strafvolhug  in  der  StrafivchtRpflege  gleichberechtigt  neben  der 
Strafgesetzgebung  und  der  Becht8iiix?ehttng«  dann  seli  ihm  dieselbe 
Fürsorge  gewidmet  werden  wie  jenem.  Man  liat  diesem  Strafvoll- 
züge seine  Misserfolge  vorgeworfen ;  vor  allen  dass  er  den  Rfick- 
lall  in's  Verbrechen  nicht  hindere,  dasa  tausoml  und  abertausend 
ungebeugt,  unerzogen  für  soziales  Leben  aus  den  OefibignisBen  in 
die  Freiheit  ziurQckkehien,  darum  mßssc  man  wieder  wie  in  froheren 
Zeiten  Richtbdi  und  Peitsche,  Kette  und  Himger  ihres  Amtes 
walten  lassen.  Kann  der  Arzt  der  Neuzeit  alle  Kranken  heilen? 
Kann  er  einen  Tuherknloscn,  einen  Krehsleidenden,  vollstfindig  von 
srineni  leiden  befreien,  kann  er  einen  Ainptitiorlcn  wieder  vrdl 
arheitsfähig  iiiarli.n.  kann  er  einem  geistig  al-normen  den  vollen 
Besitz  der  Gei^lr-Kiiilio  wicHlergeben?  Aueh  der  j^echtsluxHlu-r 
ist  in  gewisser  Weis«-  ein  Kranker,  ein  Abnormer,  denn  er  ist  ans 
dem  s<jzialethis(hen  Gleifhgewicht  geruckt.  Wie  luvtrr  den  jiliysiscii 
und  ]>sy<-his'-h  Kranki-n  ^ii'l.t  »■>  auch  untoi-  den  sozifd  KmnkiMi 
lioilltaii.',  iiiiheilliai>'.  lx*dini:t  h'-ilhaie.  Ebmsowenig  wie  wir  der 
heutigen  .Medizin  zumuten,  zur  Krankenl>ehandlung  des  MittdaJtei-s 
zurückzukehren,  sollten  wir  ein  ilhnliches  Ansinnen  an  den  Sti-af- 
voüzug  stellen.    Wie  wir  unsere  Uospitäler  und  Irrenhäuser  ver- 
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^»saem,  unsere  KronkenpflegQ  hesüpr  oi'gnnisierpn ,  unsere  Hoil- 
meüiodcn  erweitern^  das  Stitdinm  des  menBchlidieti  On^nimniis,  dor 
Ubensfiinktionen  imd  Lebeosfiedingiing««!!,  dor  störenden  Elemente 
vertiefen,  die  Ansbildnng  der  Ante,  Apotekor,  HeUdienor,  Kranken- 
ffleger  ausdehnen,  sollten  wir  unsere  Stnfvolhiigsemrichtangen 
nngeBtslten  und  unsere  Strafvolteugsbeamten  fflr  ihren  Beruf  besser 
Ttnbernten.  —  Wenn  die  Dirne  mit  Syphilis  behaftet  in's  Hospital 
geliefert  wird,  so  wird  alle  ärztliche  Kunst  aufgewendet,  um  sie 
ai  heiles,  mögen  Wochen  und  Monate  darilber  hingehen,  mögen 
die  Eosfen  nach  Hunderten  ron  Mark  zählen;  das  finden  wir 
sellstrersmndlinh ;  gewissenine,  pftichtvergessen  wArden  wir  den 
Antt  sthelten,  der  sie  vernachlässigt  oder  nngeheilt  entlSsst  Und 
wenn  (lio8ell)e  Dirne  aus  dem  Krankonhause  in's  Gefängnis  gebracht 
vinl.  Iii«  ihre  Straft-  \vü{,^cii  Tboi-tretung  der  Contrrdvorschriften  ab- 
ziilmsson,  so  gewährt  man  dem  Strafvollzug«'  nicht  die  Möglichkeit, 
sie  in  eine  Zelle  zu  setzen  und  eine  hinn  ii  hende  Zeit,  um  die 
Ht'iluiiir  der  sozialt-n  Krankheit  zu  vei-snciien.    Man  biingt  sie  in 
Oomeinschnft   anderer   Gefangenen,  nm   »loi-t   wfitor   \ (>i-i;ift<'t  zu 
wt'nlen  «ler  zu   vergifton.     Körperlieh  geheilt,  aluT  sittlich  ver- 
sol»l<^htert  wirft  man  sie  auf  die  Strasse,  um  ihr  die  Ges*dlsehafts- 
cnlninig  zerrflttendes  Gewerbe  weiter  zu  tiviben.    Und  »lann  will 
mn  den  Strafvollzug  dafflr  verantwortlich  nui<;hen,  dass  er  seine 
Aiifgal)e:  Sicherung  der  Gesellschaft  gogon  Rechtsbrecher  nieljl  <m- 
lilUt?  —  Man  wirft  dem  Strafvollzüge  vor,  er  gestalte  die  Stnife 
oifibt  ai  dem  Stnifleiden,  wehdies  das  Gerechtigkeitsgefühl  des  Volkes 
v^rlango;  die  Behandlung  der  Gefangenen  sei  zn  human,  der 
Aufenthalt  in  den  Oeffingnissen  so  angenehm,  dass  Rechtsbrilche 
^Higen  würden,  nm  fflr  eine  Zeit  lang  Unterschlupf  im  Gefftng- 
nine  zq  6nden.   Das  letztere  mag  zutreffen,  wenn  das  Qef&ngnis 
*ie  eine  gemeinsame  Herberge  Ungerichtet  ist,  in  dem  die  Ge- 
^Senen  ihre  Zeit  verträumen,  verrauchen,  verschlafen  und  in  der 
^nnernng  an  vergangene  und  mit  dem  Planen  kilnftiger  Übelthaten 
^  ei|g5tZ6n;  wenn  die  Strafe  so  kurz  bemessen  ist,  dass  sie  nur 
angenehme  Ruhepause  im  Verbrecher-  und  Vagabondonleben 
iflt  Aler  das  ist  ja  gerade  das  Gefängnis,  welches  der  Strafvollzug 
derNenzeit  nicht  will;  das  er  überkommen  hat  als  ein  böses  Erb- 
ted ans  vergangenen  Jahrhunderten.   Ätisserlich  ist  es  wohl  rein- 
ficiier  als  vor  100  und  200  Jaliren;  die  WAnde  werden  alljährlich 
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geiflncht,  die  FaasbQrlen  sind  nicht  mehr  die  Cloake,  auf  denen 
der  Unrat  fliesat;  das  duldet  die  heutige  Sanitätapolixei  nicht;  es 
mOchte  sonst  wie  in  frilheren  Zeiten  der  Flecktyphus  ans  der 
Pesthohle  hervorbrechen  und  nicht  bloss  Richter  und  Änwfilte, 
sondern  den  ganzen  Ort  infizieren.  Die  Oefiingenen  müssen  ge- 
waschen und  von  Ungeziefer  goreinigt  worden,  man  louin  sie  nicht 
mehr  wie  fi-Qher  mit  8  Unzen  schlechten  Brotes  croflhren,  iu 
feuchten,  iingrlioizten  Rilumen  auf  dem  Fussfaoden  oder  verfotiltem 
Stroh  liegen  lassoK.  weil  sie  fjonst  die  Hosnitiller  füllen  wünlen. 
Aher  innerlifh  herrscht  in  diesen  Vorhivcherlierlicrgen  «lieselbe 
sitthtlu*  Vcrwililt  riiiig  und  moralische  Infektion  wie  zu  Howanls 
Zeiten  in  Newgate  tin<l  dor  Stadl vogtei  in  IkiHiii.  Wir  können 
das  Erbteil  nooh  nii  ht  .ihHcliütteln,  donn  man  weigert  d^r  Oefäii<;iijs- 
Verwaltnng  di«*  Mittel,  sie  durch  zsvtckuüüs^igcre  Einrirht untren  zu 
ersetzen  und  dio  Hoamt<^n,  wolehe  ihrer  Aufgabe  gewaclisi  ii  sind. 
AIkm-  man  gehe  doch  nur  einmal  in  oin  irut  ein^riclitctcs  und 
verwaltetes  Zellengt^fängnis  der  Neuzeit.  Es  herrscht  darin  aller- 
dings die  Stille  eines  Klosters,  die  Reinlichkeit  eines  Krankenhauses; 
08  wird,  nicht  geschimpft,  geflucht,  gestossen  und  geschlagen,  08 
wird  zweckmässig,  w^enn  auch  kärglich  geuälirt,  um  Leben  und 
Gesundheit  zu  erhalten;  imd  doch  wieviel  seelische  Leiden  werden 
hinter  den  Zellenthüren  ausgestanden,  die  tiefei^e  Wunden  schlagen 
als  Peitschenhiebe.  Man  soll  auch  nicht  einwenden,  der  grQsftte 
Teil  der  Reditsbrccher  ist  solchen  seelischen  Begiuigen  nicht  zii> 
gSnglich,  er  ist  zu  verkommen,  zu  vertiert,  als  dass  sie  in  ihm 
aufkommen  kannten.  Dos  ist  eins  von  den  hAsslichen  pharisSischen 
Worten,  die  der  sittliche  Emst  in  der  Strafrechtspflege  nicht  auf- 
kommen lassen  darf.  Der  Richter,  welcher  die  Untersuchung  fflhrt, 
der  Vorsitzende,  welcher  die  Verhandlung  leitet,  behandeln  auch 
den  schlechtesten,  gemeinsten,  verkommensten  Angeklagten  als 
HenschoD,  weil  das  die  WOrde  des  Rechts  und  ihres  Arotes  ver- 
langt; sie  suchen  anzuknAf^n  an  das,  was  ihm  noch  an  Gutem 
und  Wahrem  geblieben,  damit  sie  ihn  zur  Erkenntnis  seines  Un> 
rechts,  zum  GcstAndnis  seiner  That  und  xar  Rene  über  seine 
Schuld  bringen.  Dasselbe  müssen  wir  vom  Strafvollzi^beamten 
verlang«  II.  damit  im  Bestraften  duix'h  seelische  Schmerzen  der  sitt- 
liihe  [«intcnnigsprozess  sich  vollzieht,  der  allein  zur  Übcrwiinhing 
des  Cnre«  iits  fiiluen  kann.  —  Wer  in  der  Tiefe  der  Meuscheiiseele 
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m  lesen  vfrstrlif,  der  weiss,  wievi«»!  L»  i<lrti  in  t\ou  KO<^^Minnnlen 
veitMfteii  Verbrot^hoinaturen  lnnt(^r  stOrrischoin  .S<'hwcigen,  tto- 
«indiem  Beden,  ja  brutalen  AusbrQchen  nnd  Auflehnen  gegen  die 
Diniplm  rieh  rerbiigt.  —  Bs  muis  der  Sfrafvollxug  in  einem 
solchen  Gefängnis  dodi  wohl  nicht  so  viel  Annehmlichkeit  bieten, 
VHm  die  festesten  Kauern  nnd  die  sorgfiUtigBte  Bowachnng  er- 
Ibrderlich  sind,  um  Entweichungen  zn  veriundern,  die  trotzdem 
nut  liteksichtsloeer  Einsetsung  dea  eigenen  Lebens  immer  wieder 
rersudit  werden;  oder  wenn  eines  Morgens  der  Strick  dem  Seelen- 
hmfk  ein  Ende  gemacht  hat. 

Bengen  und  Erziehen;  das  letxte  Wort  weist  Aber  den  Straf- 
Tollzug  lind  das  Ge&ngnis  hinaus  auf  die  Rückkehr  des  Bestraften 
IQ  die  Gesellschaft  Jede  fVeifaeitsstiafe  reisst  den  Rechtsbredier 
■MAr  (»Icr  mindor  soharf  aus  seiner  sozialen  Stellung.  Dem  einen 
nimmt  sie  Amt.  Ehre,  Stellung,  Arbeit;  bei  den  anderen  zcn-eisst 
sie  Kaniilionhande,  geschäftliche  Verbindungen;  für  alle  bedeutet 
sie  eiüc  s^  liwere  wirtschaftliche  Schädigung.  Dem  Bestraften  ikk  U 
Al>kuf  der  Strafe  <lio  Gofängnisthfir  offnen  und  sich  f^elUsl  üIm  i'- 
lasKU  ist  ebenso  vci  k»  hi1,  wie  don  von  Bchworor  Krankheit  Oc- 
iii-senpii  ohne  Hüifo  vur  die  Tliür  dos  Krankcnhanf»  .-,  srfzon.  Scliiui 
im  StnfvnllzTige  muss  die  Rnckkclu-  in  dio  Frrihrit  \ nrlM*nnlt't 
wti  l.  ii;  /.'iiiss*'!!«'  Verbindung(>n.  die  zu  einem  gwnbiotcn  I>'ben 
lieif  II  k(  niinn,  müssen  wiederangeknüpft,  gelockerte  gefestigt  wenU'n; 
'ler  Arboit«!fahigkeit  und  Arbeitsfreudigkeit  muss  im  Gefängnis  be- 
soiuk'i«  Sorget  gewidmet,  eine  Arbeitsstelle  und  ein  sirheit?» 
ünterko!nm»Mi  soll  beschafft  weitlen ;  denn  der  beste  Schutz 
gegen  den  Rückfall  ist  ehrliche  lohnende  Arbeit,  geonln  T^ni- 
g^ting.  Damit  tritt  der  Strafvollzug  auf  das  weite  Gebiet  der 
Filreofge.  Seine  Beamten  kOnnen  die  Fttrsorgearbeit  nur  ziun 
Unnten  Teile  selbst  fibemehmen,  aber  von  ihnen  mnss  die  An- 
Kpmg  ausgehen;  sie  kOnnen  am  besten  beurteilen,  was  für  den 
EntlaBsenen  geschehen  mnss,  welche  Arbeit  fflr  ihn  geeignet  ist, 
welche  ^nfenthaltsorto  fflr  ihn  gefährlich  sind,  wo  er  noch  einen 
Fanilieo«  oder  befreundeten  Anhalt  findet 

Aber  auch  damit  ist  die  Angabe  des  Strafvollzuges  noch  nicht 

endiOpft   Durch  das  Studium  der  rechtsbrecherisohen  Persönlich« 

ketten  lernen  die  StrafvoUsngsbeamten  die  individuellen  und  sozialen 

ünachen  des  Verbrechens  kennen.   Diese  Beobachtungen  haben  sie 

0* 


zu  sninmclii  uikI  zu  vorarlvoifon.  damit  sio  hoi  don  voibeiigeiulen 
Mjissre^(»ln  f;ogou  das  Vcrbiwlion  verwertet  wt'nlen  können.  Sie 
erkennen  unter  den  Rechtslimhern  die  grosse  Zalil  sozial  niinder- 
wertigor  Existenzen,  die  zwar  nicht  als  körperlich  und  geistig 
Kranke  erscheinen,  alier  iWh  in  unserer  hochentwickelten  Kultur 
ihi-e  volle  wirtschaftliolie  Existenz  aus  eigener  Kraft  sich  nicht 
echalTen  können.  Pas  sinrl  f^ozial  Elende:  k5nnen  die  Glücklichen 
denn,  um  ein  goetheMtheü  Wort  zn  gebrauchen,  Terlangenf  dass  sie 
wie  die  Gkdiatoren  mit  Anstand  vor  uns  sterben  sollen,  -wie  der 
rSroische  PCbel  es  zu  Terlangon  pflegte?  Sie  verCallen  daher  in  ESgen- 
tumsverbrechen,  Bettel«  VagabondagCf  mehr  taumelnd  als  bewusst; 
mit  jedem  neuen  Verbrechen  werden  sie  minderwertiger  nnd  un- 
sozialer; in  ununterbrochenem  Wechsel  schleppen  sie  ihr  Le1)on 
durch  Gefibignisse,  KninkenhAuaer,  Korrektionshäuser,  Arbeits- 
kolonien, WArmehallon,  Verpflegnngsstationcn ,  ZuchthSuser;  ein 
KrehAScliaden,  der  Millionen  des  Nationalvermdigens  ventchlingt  , 
weil  eine  ihrer  Aufgabe  verkennende  Annenpflege  sie  auf  die  Rechts- 
pflege abschiebt,  die  sich  ihrer  nach  Lage  der  heutigen  Oceetz- 
gebnng  nicht  erwehren  kann.  Sie  weisen  nach,  dass  imter  den 
gewerlis-  und  gewohnheitsninasigen  Verbroehem  ein  hoher  Prozent- 
sjitz  —  in  der  pnMissisehen  Zu(!hthausbevolkenuig  3')  ^/^  -  vor 
dem  18.  Ijebensjahre  und  ein  noch  höherer  ProzentvSiitz  — -  in 
Preussen  42*^/0  —  in  der  Zeit  vom  18.  bis  2.5.  Jahre  in's  Ver- 
hm'hen  iremten  ist;  eine  dringende  Mahnniit:.  dass  in  der  B«diand- 
lung  <liM-  verhitH-heriselien  und  v<-r\vahilo.stt'ii  -lugend  Geset/.^>  l'ung 
und  VciwaltunL'"  aiidoiv  IJahiicii  .  insehlaErfii  miis-sen.  Sie  können 
an  iltT  Ilaml  der  H'  ^hai  liiungen  ft'>tsf.'lleii,  dass  die  jetzige  Ai-t 
der  Strafzumesstuig  dem  Zwecke  der  Slr.ifrecht.siiflego ,  Sicherung 
der  L<'ljensintei*esscn  der  Oesellschaft  nicht  dient ;  sondern  ihn 
eher  gefährdet.  Die  hunderttausende  von  kurzen  Freilieit.sstrafen, 
mag  man  sie  vollziehen  wie  man  will,  ob  mit  ob  ohne 
Hunger  und  hartes  Lager  in  £inzelhaft  oder  gemeinsamer 
Haft  sind  kein  geeignetes  Mittel,  um  den  Keclit^shi-eeher  unter 
die  Rechtsordnung  zu  beugen,  geschweige  denn  ihn  zum 
rechten  Gebrauche  der  Freiheit  xu  erziehen.  Sie  unteigral>cn  viel- 
mehr die  Achtung  vor  der  Strafe  und  der  gesammten  Rechtspflege 
nnd  erziehen  Verbrecher.  Sic  weisen  darauf  hin,  dass  die  Strafen 
gegen  das  gewerbs-  und  gewohuhcitsniflssige  Verbrechertum  nicht 
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auf  wenige  Jahm,  sondern  auf  10  Jahre  und  darfiber  bemessen 
werden  mOssen,  damit  die  Geeellsciiafl  vor  ihren  Angriffen  dauenid 
gesichert  tutd  die  Bemflhungen,  sie  vom  Yerbivcherisohen  xu  ent- 
wöhnen, mit  mehr  Aussiebt  auf  Erfolg  angeatollt  wenlen  kennen; 
damit  ne  verhindert  werdon,  eine  nette  Vorbrodiergeneration  zu 
zeugen  oder  in  Herbeigen,  Pennen  und  atif  der  Vagabondenstrasse 
zu  enciehen.  Sie  zeigen  auch,  dass  die  BcBtrcbiiiigen  zur  Reldas* 
sirung  Bestraften  weit  grosseren  Erfolg  liaben  wflrden,  wenn 
die  ywUufige  Entlassung  zweckmftseigor  geonlnot  und  hfluflgor  zur 
Anwendung  gebracht  würde.  Doch  K'cnuf^,  die  Aufgaben  des  Straf- 
Tolizngs  und  der  daran  beteiligten  üeamteii  sind  gross  und  mehren 
sieh  von  Tag  zu  Tag.  Wie  viel  n«M-h  an  iluvr  I/>sung  fehlt,  weiss 
nur  der,  \velci»er  mitten  in  der  Arbeit  steht,  weil  sie  ilin  ül*er- 


Grundlagen  der  neueston  iSteuer-Iieiurmen. 


Von 

Dr.  Hermann  von  Schnllern  zu  St  lirattonhofen, 
Privatdozt*otcn  der  polit.  Okoootnie  aii  der  rnivensitat  lu  Wiou. 
Gehalten  am  29.  Dezember  lbU7. 


Eine  Keihe  von  T'mstäiiden  hat  es  mit  sich  p:el»rarlit,  »h^ss 
unser  Reform-Zeitalter,  (his  Vjerufeii  erscrheint,  die  vieltach 
doctrinären  Anschauungen,  weldie den  grossen  Umwiilzungen 
in  der  Mitte  unseres  Jalu'hundertes   zu   Gnuide   gelegen  haben, 
auf  SOÄialpoiitisf  her,  historischer  und  nationaler  Grund- 
lage sni  sieben  und  neben  das  Prinsip  der  den  liediirfnissen  staat- 
lichen   Zusammenlebens   angepassten    politischen  Freiheit 
jenes  der  wirtschaftlichen  Selbstbestimmung  sn  setxeiit 
auch  die  Steuer- Oesetsgebung  in  den  Bereich  seiner  Be- 
trachtungen gesogen  hat    Dass  der  Zustand  der  letzteren  in 
den  70er  und  am  Anfange  der  80er  Jahre  weder  den  Anfoiderungen 
der  Theorie,  noch  denen  der  staatlichen  Finanzverwaltung,  noch 
endlich  jenen  einer  mtionellen  Wirtschsfts-  imd  Sozial-Politik 
entsprochen  hat,  braucht  nicht  erst  bewiesen  zw  werden,  da  es 
wohl  Niemanden  giebt,  der  daran  zweifeln  wflrde.   Sie  war  wohl 
in  den  meisten  Staaten,  die  flberhanpt  in  Betracht  kommen,  ein 
Stückwerk,   dessen   einzelne  Teile  momentan  aufgetretenen 
Bedürfnissen   ihre  Üntstehung  verdankten,   zu   vergleichen  mit 
einem  Bauwerke,  welches  in  verschiedenen  Zeitperioden  ent!<tanden, 
die    verschiedensten  Stile  zeigt   und   in  seinen  einzelnen  Teilen, 
sowohl  alb  uucii  als  Ganzes,  einen  uribefiiodigenden  Eiiidiuck  macht. 
Die  österreichische  Steuergcsetzirobunii'  insbesondere  — 
i«h  spi-eche  von  den    direkten    Steiii  rii     -     war  im  Lriufc 
unseres  Jahrhunderts  schrittweise  entstanden,  witj  oben  gerade  ein 
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RMürfiiis  nacli  jjifisseren  Eimmhmon  eiiitnit  (kIoi-  ein  leitLiidiM* 
StaaL^mann  in  irg«  ii<l  eiiiciu  Punkt. •  eine  V»'rU\s.'<TUiig  fflr  imt- 
vmW^  hielt;  sie  war  ein  Strnk\\<Tk  uiiil  k*'iner  ilii-r  Teile 
hielt  vor  <lo!i  iiiM<lenit'ii  B«Hliufiiiss.'ii  uinl  AIl^^•ll;llllm^■('rl  irgeiul 
SUiui.  Wenn  ich  gerade  von  ihrer  iiefonu  liri  iitfiiien  H«> 
tr*  htuiigen  aiisgelie,  m  dürfte  das  wohl  vollauf  dadurtrh  lie- 
triindet  sein,  das«  ich  als  Österreicher  Aber  die  Grundlagen  (h-r 
St'uer-Reform-Gesetze  in  der  Uauptsta<lt  jenes  Reichen  spreche^ 
welches,  wie  auch  sonst  in  inandien  Kicbtungen,  so  atuh  in 
diesem  Punkte  anregend  und  weg^'eisend  voransgelicn  durfte.  Ks 
mae  liies  aber  umsoinehr  darin  Ix^rundet  sein,  djiss  die  (»stem'ic  hischo 
Slfiier-Refonn  ein  Werk  ist,  das  weder  als  abschliessend  liotraohlet 
«enien  kann,  noch  als  abschliessencl  gelten  will,  das  vielmehr  mit 
giwser  Vorsicht  und  Sorgfalt,  den  konkreten  Verhältnissen  des  Staates 
Reduinng  tragend,  den  Cehergang  von  der  alten  ziu  neuen  Zeit 
vviiiittelD,  auf  diese  neue  Zeit  vorbereiten  soll,  ein  Werk  also,  das 
recht  geeignet  ist,  den  Einfluss  der  neuen  theoretischen 
Erkenntnisse  und  der  neu  erwachten  Anforderungen  der  Sozial- 
potilik  auch  auf  solche  Zustände  wahrnehmbar  zu  machen,  welche 
«Q  unvenuitteltes  Aufgeben  der  alten  Einnahme  •Grundlagen  nodi 
nicht  tätlich  erscheinen  lassen.  Um  dies  verständlich  su 
Bachen,  sei  es  gestattet,  zunächst  ein  paar  Worte 
Aber  die  bisherige  Steuergesetzgebung  Österreichs 
uod  dum  den  wesentlichen  Inludt  der  nenen  Steuer-Oesetzgebung 
iMtwteilen.  lo  der  ersteren  Richtung  beschränke  ich  mich  auf 
öne  kurze  Erwähn uiig  jener  Auflatron,  welche  durch  die  neuen 
Steiii-m  ersetzt  wenlen,  und  sehe  vnii  (  iiit  i  H» -prechnng  der  Grund- 
Wftd  <j(^liäudest<.Mier  ganz  ab.  Die  fiagliclK  n  Steueni  waivn:  1.  die 
Erwerl>-Steuer  des  Jahiies  1812,  welche  —  eiuf  Ertrags- 
sttMicr  im  schlimnisten  Sinuc  (i<  s  Wortes  —  »1er  Na]K>!et>nis<'lH'n 
Ho'lränspiis  ihre  Ent.stt?hung  veitlankte.  Diese  Steuer  teilte  die 
J>t«ifTpflichtigen  in  4,  naeli  der  Art  der  Gewerbe  untei-schiedene 
KU>scii  ein:  jede  dieser  Kla.sben  mit  Äusnahnie  der  ei'sten,  in 
*^'kho(lic  Fabrikanten  und  Grosshändler  gehörten,  —  die  zweite 
«imfa^sto  HatHlols-Unternehmungen  mit  Ausnalime  d»M-  Gross- 
^'anJIiitigen.  die  dritte  Künste  und  Gewerbe,  die  vieile  Dienst- 
leistungen (/.Hill  Unterrichte,  zur  Geschäfts- V'ennitlelung,  zur  Be- 
i^erong  von  Personen  uod  Sachen)  -  wurden  je  nach  dem  ^tand- 
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orte  in  eine  Anzahl  von  OrtskhisBtii  und  jode  Ortsklastr  in 
diuppcn  fjjetc'ilt,  für  tleiüii  jtHlt«  ein  nxn  Steunsiitz  bestinuut 
WHi.  JeiliT  Unternehmer  halte  p  wis-i'  füi'  ilir  Homteihinj?  des 
Eiträjj^nisses  charakteristische  Momente  der  Steuerbehöixle  an- 
zug<  1' 'n.  8o  die  OWis?»e  de«  BetriebskapitaU,  die  Zahl  der 
Arbeiter,  die  Zaiil  und  Art  der  vorwpTidften  Maschinen.  An 
diese  Aii£m>>en  sich  anleimend,  konnte  dann  ilie  Steuerbehörde  nach 
ihrem  Gutdünken  und,  ohne  sich  ii*gend  genau  an  diesellK^n  o«ler 
«u  die  vorge8chrie)>en(>n  OrtakUäsen  halten  zu  müsäen,  jedes  Ge- 
werbe ein(>r  bestinnnten  Gruppe  zuschreiben,  daher  mit  einem  be- 
stimmt(?n  Steuersatze  belegen,  Solanp3  dann  weder  der  Besteuerte, 
noch  die  H-  lionle  eine  Andenmg  forderte,  blieb  es  bei  dieaer  Bo 
lastung.  £s  ist  wohl  klar,  daas  roher  eine  Steuer  kaum  venuüagt 
sein  kann,  als  es  diese  war  und  bis  zum  Jahre  1898  blieb.  Die 
2.  Steuer  war  die  Bogenannte  Einkommensteuer,  welche  «liesen 
Namen  aber  durchaus  nicht  verdiente.  Sie  wurde  durch  ein 
kaiserliches  Patent  vom  29.  Oktober  1849  ausdrücklich  provi- 
sorisch eingefflhrt,  sollte  aber  thatsftohlich  ein  &st  SOjflhriges 
Leben  fristen,  ohne  im  Mindesten  ihrer  Aufgabe  gerecht  werden 
Bu  können,  Sie  zerfiel  in  3  Klassen^  von  denen  die  erste  im 
wesentlichen  nur  die  Belastung  der  Gewerbe  erh<Shte,  ohne  die 
Erwerbsteuer  abzuschaffen  odw  zu  verbessern.  Sie  traf  die  schon 
der  Erwerbsteuer  unterliegenden  Untemehmimgen,  die  Pacht' 
gewinne  und  die  Gewerke.  Ihre  Veranlagung  sollte  auf  Onind 
alljährlich  vorziUegender  Einkommens-,  richtiger  Eilrags-Fassionon 
xiher  die  3  letzten  abgelaufenen  Jahre  nach  einem  fixen  Steuer- 
siitze  {570  Dmx'hschnittes  dieser  3  jährigen  Erträge,  später  mit 
70  resp.  H)0  procentigem  Zuschlag(^)  i  ifuit^viu  aber  so,  dass  der 
als  Einkomment.tt* wer  einzulndjendc^  Betrag  nie  weniger  als  vim" 
DriUcl  der  in  die  Einkommensteuer  einzui>H-hn»Miden  Erwerbsteuer 
ausmachen  durfte.  Schon  weil  vom  i-oiien  Kinkuniinen  w.  di  r  die 
Zinsen  dor  im  UntcnulinKM»  verwend»*ten  Pnssiv-Kapitaliou,  no«_-h 
der  Arbeitslohn  für  die  ThUtigkeit  des  l'ntfnieluuere  und  seiner 
Familienmitglieiler,  noch  die  Kosten  der  Wohnung  der  letztcivn. 
noch  endlich  die  aus  dem  Gewerbe  in  tler  Veranlagungs-Periode 
zurflckgezogenen  Kapitalien  abgezogen  werden  durften,  war 
diese  Steu<'r  keine  Einkommensteuer  im  modernen  Sinn<\  und  <bireh 
die  iieziehuug,  in  welche  nie  zur  Erwerbsteuer  gebracht  wurde, 
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wurtif  sie  ganz  und  piv  untroh<»n»»rlich.  Dii'  /weite  Klasse  sviir  t  ine 
!ll*ra»is  -^tarlv  jtr«);^nv>,-ive  liesülilunghsti-ut-r  (1  —  lO^*'^  der  Be- 
iigiN  mit  "U  ivsp.  lOMO/^igen  Zusehltige  mul  FivihisMiii^'  eines 
Existenz-Miniuiuiub  von  ti30  fl.),  die  3.  eine  Art  K apital-iientcn- 
stener,  welche  die  meisten  Rentencjuellen  in  Folge  der  vielen 
«ipjLossenen  Aiisnahmeii  oder  deswegen  nicht  traf,  weil  die  Ver- 
inla^img  auf  FasBionen  der  Rentenbezugsliei-echtigten  beriiheii 
sollte  und  dem  Staate  fast  jede  Kr>[itrole  (Iber  die  Richtigkeit  dieaer 
Fkssioaen  benommen  war.  315  fl.  Hi  nten  waren  steuerfrei,  wenn 
uciiweisbar  der  Besugaberechtigte  keine  aiidoni  EiukQnfte  hatte. 

Ich  aeho  hier  ganz  ab  von  einer  Reihe  besonderer  Steuern, 
80 1  R  Ton  cter  Koaponsteuer,  um  nicht  zu  sehr  die  Zeit  in  An- 
spmch  zu  nehmen. 

IMese  4  Steuern  werden  am  letzten  Tage  dieses  Monats  aus- 
gdeht  haben  und  durch  neue  enetzt  werden,  deren  wesentliche 
Jfomente  im  Folgenden  mitgeteilt  und  besprochen  weiden  sollen. 
Auch  in  dieser  Richtung  will  ich  mich  auf  das  allerwesentlicfaste 
beschritaken,  insoweit  dies  zulfiseig  scheint,  da  es  ja  nicht  meine 
Anlgabe  ist,  Einzelheiten  zu  bringen,  sondern  ich  vidmehr  die 
boiKhenden  OrundgeitoKken  zu  unterauohen  und  festzuatellen 
labe,  mwieweit  dieselben  sich  an  jene  der  grossen  8teuer>Refonn- 
Aktionen  Preussene  und  einiger  anderer  Staaten  anschliessen. 
Eue  wirkliche  Neuerung  und  wirklich  von  modernen 
hUen  getragen  ist  aus  dem  ganzen  üesetzgehungs- Werke  vom  25. 
'•kto^T  1896  nur  die  Per  s  o  n  a  1  -  Einkorn  men -Steuer,  alle 
anderen  Teile  der  Reform  fcitell«'ii  iiloa.se  V«'i hi'X.-niugt'n  <leö  l»e- 
'U'hetitl.  n  Ht'<  iiLs-Zustandes  dar,  ja  zum  Teil  nur  Vcrbessenuigs- 
^ersijche  von  um  |j  sehr  zweifelhaftem  Werte;  wh  bemerke.  <l;i>.s 
idi  »«ei  der  let^ttt  reu  Äusserung  vor  allem  die  Kapital- Kuuteu- 
öteiKi  im  Auge  lml»e. 

Wir  wenlen  uns  daher  auch  vorwiegend  mit  der  PersoniU- 
Giiij*>mmensteuer  befassen.  Ein  paar  Worte  vorher  üVer  die 
tieschichte  dieser  Steuer- Reform.  Schon  in  den  lOer 
Jahren  Jiatte  man  die  UnhiUtbarkeit  des  bestehenden  Steuersystems 
vfilaiif  geffdilt  und  schon  damals  Reform- Veixuche  uuternonunen, 
Ii''  ''Cäctzgebung  des  Jahres  1849  bringt  einen  Beweis  hierfOr. 
in  den  50er  Jahren  wunlen  diese  Bestrebungen  noch  lobliaftt^r 
ubiI  im  Jahre  1S6U  wurde  sogar  eine  eigene  Koninüssion  ern- 
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tfoset'/t,  welche  (las  s<*hwicritre  Werk  fönleia  und  zum  Absflilnsse 
lifiii^tMi  sollti'.  Difsc  K'i iinmissioii  hat  in  einem  Rt'ft.u'atc  von 
wirklicli  \vi».'>eiiM  hultliolieiu  Weile  siuh  ein  "  ln-enhaftes  Di^nkinal 
gesetzt.  Im  Jahre  IHOB  los^te  Ignatz  v,  Flent  r  ein  Reform- 
I'mjekt  vor.  ilH.-i  zwar  uioinalH  Gesetz  es  kmft  erlangte,  aber  lange 
nachwirkt«'  und  im  J.iiuv  18G7,  freilich  etwas  vei-ändeil:,  wiecbn' 
auf  der  iiildflilehe  erschien;  auch  Minister  Brestel  hat  im  Jahre 
1809  einen  Oesetz-EutwuH  vorgelegt  AHe  waren  zu  umfassend, 
ich  möchte  sagen,  zu  kühn,  um  duichlQhrbar  zu  sein;  erst  die 
aiisgiehigi^  Besserung  der  deterr.  Finansen,  welche  herl»eizufrdiren 
dorn  Minister  von  Dunajewski  gelang,  schuf  den  Boden  für  ein 
gross  angelegte  Werk;  naturgemäss  tauchten  dann  auch  wie<ler 
Reform-Plftne  auf.  Steinbaoh  endlich  war  es  beschieden,  ein 
Projekt  m  schaflbn,  das  die  ganze  Bcfomi-Aktion  auf  das  durch- 
fflhrbare  Mass  redusirte  und  mit  sozialem  öle  salbte. 
Die  eigenarägen  VerbAltnisse  im  Osterr.  Eariamente«  die  mehrfiich 
widerstreitenden  Interessen  der  einzelnen  liLnder,  vor  allem  aher 
wohl  die  immer  wieder  auflebende  Furcht  vor  dem  Deficit 
verzögerten  die  Beratung  und  Verhandlung,  so  dass  erst  die 
Minister-ThAtigkeit  Böhm  v.  Bawerks  im  Stande  war,  das  Projekt 
durch  Skylla  und  Xaiybdis  in  die  olfene  See  zu  steuern;  noc^ 
später  wurde  es  Gesetz,  freilich  in  wesentlich  veränderter  Form, 
ein  GompromisS'Weik  nationaler,  politischer  und  wirtschaftlicher 
Parteien,  nicht  mehr  das  Werk  eines  tief  denkend  und  ziel'- 
bewussten  Gesetzgeliungs-Künstlers.  Den  einheitlichsten  Chai-aktar 
hat  iniuier  nooli  dir  Persona  1  -  Ki  ii  k  n ni  inen-Stouer  heilK^halten, 
der  wir,  wie  schon  L'csagt,  hauiitsächlich  unsere  Aufmerksamkeit 
zu  widmen  luben  ujkI  die  au<ii  am  nieibtvu  eine  eingehi  ndf  Ii.-- 
aoiilung  und  Vergleichung  venlient.  Die  ührigen  Teile  des  (le.st  tsifs 
lietrefTen  die  allgemeine  Erworiisteuer,  die  Erwerbstouer 
der  zur  öffentlichen  Hechu  u  imslfgung  verpflichteten 
Tn ternehmu n qon  und  di*^  Ren ten-St>'ner.  Die  allgemeine 
Erwerlisteuer  ist  eine  Ertrag-Steuer,  die  auch  nicht  einnuü 
den  Schein  envet  ken  will,  eine  Einkonunensteuer  zu  sein,  sondern 
in  vielen  Kichtungen  der  alten  Erwerbst^Mier  ilberraschend  nahe 
steht^  mit  di>m  einen,  allerdings  wesentlichen  l*ntei-schic<le,  dass  sio 
eine  Repartitions-Steuer  ist.  An  dieser  Steuer  ist  während 
dfiV  parlamentarisclien  Verhandlungen  am  meisten  uuU,  wie  mir 
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fldidnt,  im  wenigst  günstigen  Sinne  geändert  worden*  £b  wAie 
Ton  btaresfie,  die  Ursachen  dieser  Umwandinngen  zu  belenchten, 

ich  m(Schte  sagea  von  psychologi.seheni  Intemsse;  ich  vei-sage  mir 
aller  ilieses  Vei-giiüpen.  weil  ich  uiuei-seits  diiiuil  zu  weit  v<m 
meinem  Tiioma  aUkuiiuiirii  würde,  und  weil  andererseit**  eine 
genaue  Kenntnis  unserer  inneren  politischen  Verhältnisse,  «leren 
Schilderung  ja  weder  meine  Al>si(ht,  noch  meine  Aufgaltc  ist, 
notwendig  wäre,  um  diese  Vorgänge  genau  auf  ilire  Tn^woite 
beurteilen  zu  k^^iiiion. 

Wie  die  Steuer  heute  dasteht,  trifft  sie  alle  Jene,  welche  eine 
gewerbliche  Industrie  oder  eine  sonstige  Beschäfti- 
gung zum  Zwecke  der  Erzielung  eines  Gewinnes  be- 
treiben; ausgenommen  sind  die  Beamten,  diejenigen,  welche 
äcb  mit  Land-  und  Forstwirtschaft  beschäftigen  und  Per- 
sonen, deren  Gewinne  einen  minimalen  Betrag  darstellen.  Über- 
dies können  unter  Umständen  zeitweilig  Personen  loegesfthlt  werden, 
velciie  aich  in  einer  Notlage  befinden. 

Steuer-Kontingent  ist  auf  Qnmd  der  ErtrftgnisBe  der 
aftn  Erwerb-  und  der  Einkommensteuer  1.  Klaeee  berechnet  worden,  da 
dIeK  beiden  durch  die  neue  Steuer  ersetst  werden  eoUen.  Ober> 
dies  iiuieste  Rfickaicht  genommen  werden  auf  die  neue  Personal- 
Biokommens teuer,  die  ja  auch  die  erwerbeteuerpflichtigen  Per- 
woen  treffen  wird.  Demgemfias  wurde  von  dem  alten  Steuerertrage 
«in  erheblioher  Abschlag  gemacht  und  das  Kontingent  fflr  die 
Uire  1898  und  1899  mit  17732000  fl.  festgestellt  Dass  man 
fiberiiaapt  ein  Kontingent  bestimmte,  war  einerseits  darin  be- 
gribidet,  dass  eine  prosentale  Steuer  mehr  oder  weniger  immer 
einem  gewissen  Misstrauen  des  Publikums  hegtet  und  anderer- 
fieite  dtrin,  dass  die  Personal-Einkommensteuer  die  Rolle  einer 
Ergänzuncsteuer,  die  ihr  allerdings  the<r)retisch  nicht  zukommen 
wünle,  üiatsächlich  ülnMiioninien  hat.  Das  Kontingent  soll  aber 
^f'ui  fixes  [»leiljen,  sonrlern  von  2  zu  2  Jahren  um  2.  ^^/q  wachsen 
UDtl  zwar  entsprechend  dem  voraussichtlichen  Wachstum  der  Er- 
Udi^iiL-sr  1. 1  in  Betracht  kommenden  l^etriebe:  andererst^ts  fassl 
ai«er  da-  (it  set/.  eine  allmälitre  Reduktion  dei  Steuer  ins  Auge 
'Jnl  zwar  irt  ir^  nuber  dem  Ertrage  der  alten  Steuern  Ms  auf  '■\f^ 
lersollK^n.  eine  Rt^luktion,  welche  alnn-  bedingt  erscheint  diuvh  ein 
cnt^pre^Ucodcs  Wachsen  der  Etjgebuitisc  der  Pei'äonal-Einkumiuen- 
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Steuer.  Die  Aufteilung  des  Kontingentes  ist  in  einw  sehr 
oompliziertcn  Weise  geplant,  die  flbrigens  dem  Prinnp  der  Selbst- 
besteuerung und  dem  der  Beachtung  der  Leistungsfähig- 
keit grosse  ConceHsionen  macht    Die  Steuerpflichtigen  werden  in 

4  Klassen  gotcilt;  dio  erst©  Klasse  bilden  jene  Pei-sonon,  welche 
liisher  an  Erworb-  und  Elnkommenstcuor  1.  Klasse  zusammen  mehr 
alrt  1000,  dio  2.  Klasse  jene,  welche  zwischen  150  und  1000,  die 
3.  jene,  welche  zwischen  30  und  lüO.  die  vieile  endlich  jene 
IVisonen,  welche  weniger  als  30  fl.  p  /.iihlt  haben.  Die  Stuuer- 
pflichtitren  der  »  i-sten  2  Klassen  w.'nien  territorial  wie<ler  nach 
tlen  S[)it:Mii:cl!i  der  Haudf'l.^-  mid  G''\vi'ilifkamnicni.  die  Stciier- 
pfli(  lifip>n  der  andeiva  nacli  den  Sprcngeln  der  nr/.irks!iaupt«iann- 
schattcn  einfj^eteiil,  wobei  Städte  von  mehr  alp  2U  DUO  Einwohnern 
den  Bezirkshauptmannschaftssprengeln  gleich  geachtet  wenlen;  jcile 
dieser  temtorialen  Orn|tperi  innerhalb  einer  Klasse  bildet  eine 
Steuer-Öeseilsehaf t.  Die  Steuer- Gesellscluiften  der  ersten 
Klasse  weitlen  für  die  Jalire  1898  und  1899  mit  dem  ganzen 
I^otrauf  Ijelastet,  den  dieselben  nach  dem  alten  Steuersystem  im 
Jahre  1897  entrichten  mussten,  natürlich  mit  Abzug  deijenigen 
Summen,  welche  im  Jahre  1897  Personen  aufgelegt  waren,  die 
nunmehr  von  der  Erweibsteuer  frei  sein  werden.  Die  anderen 
3  Klassen  werden  ausser  diesem  noch  einen  anderen  Abzug  er^ 
hUuren,  der  den  Zweck  hat,  die  Steuer  kräftigen  Schultern 
stärker  als  die  sohwiteheren  zu  behisten.  loh  gebe  auf  die  Einzeln- 
heiten hierOber  nicht  ein,  weil  es  nicht  mOglich  ist,  in  kunsen 
Worten  ein  Bild  der  Bersdinungsweise  zu  geben  und  weil  dieselbe 
ilbeitlLes  um  so  weniger  theoretisches  Interesse  hat,  als  sie  nur 
einmal,  nämlich  für  die  erste  Voianlagungs-Periode  durchgefUirt 
zu  werden  hat  Im  Grossen  und  Ganzen  findet  die  Entlastung 
so  statt,  (Uiss  sie  für  die  zweite  Klasse  mit  dem  eingehen,  für  die 
dritte  mit  dem  anderthalbfachen,  für  die  vierte  mit  dem  doiipelten 
Betrage  festgestellt  ist  Nat^hdem  diese  Berechnungen  erledigt  soin 
wenlen,  wir»l  die  Summe  der  gesamten  Kontingeute  i^o- 
zog»>n  und  mit  dem  zu  repartierenden  Betrage  verglichen.  Voraus- 
siihtlirh  wenlen  sieh  dabei  \vi>.  t)tliehe  Übei^ichiisse  ergeben,  die 
durch  eine  Knimnission,  die  K  u u  t  i  n  ge  n  t- K  u mm  i  s^ ion,  auf  «He 
«  iii/.rliifii  StiMKT-Cresellschaften  ids  Abzüge  repartieit  zu  weitlen 
hallen.    Ks  wird  dioj<cr  Ubei^chusö  nämlich  so  als  ^iacldac»«  den. 
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StHifr-Of'soUsoliaftr'ii  /ii;^»- wiesen   v\«  iiltn,  d.nss  die  droi  iintoivn 
KlasHon  wicnit  j  m  iU-m  V»  i  hälttiiss»'  vi»ii  1  :  1     :  2  lio^finstifft  H'iii 
ttcnlcn.    Für  dio  Auftoihintr  dor  den  St«Mi<«r-(M's»*l  1- 
Rchaften  oiulgilti;,^  y.ug»»  \v  i«*«enon  K  ofi  t  i  ii  irc  ii      auf  «Ii«' 
cinn'lnen  Stf^tiprtmg-or  ist  oin  Tarif  fostf^estellt ,  wt'li-hor  joiloch 
li«'!!i'^n  andeivn   Zwotk    hat,  als  oino  eiit.sinvchondo  Altstnfuüf]: 
Mikr/iistollou.    Dor  Minimalsatz  diosos  Tarifos  l>oti%t  1  fl.  50  kr. 
Dio  Kintoilun^  in  densoll>nn  hat  nun  nach  Geworbe-0 rupjfon 
>tattziifin(len .  wobei  die  öcworbc»  mit  dem  poringsten  Krti-age  iu 
ili<*  untoi-stf»  Tarif-Klasse  und  die  orträgnisreicheren  in  die  ont- 
sitmliiiide   höhere  ein|,'rf''nt    wei-dcn   sollen,  und  «war  |,d<'i(di 
<  rträ^nisroiche  immer  in  diosell^e  Klasee.    Um  diese  Einteilung 
diirchfQlnvn  zu  können,  haben  die  hieifar  cingesetasten  Erwerb- 
Steuer-Kommissionen  bestimmte  Anweisimgen  seitens  der 
Rnun-Verwaltnng  und  Bekenntnisse  der  Erwerbstenerpflichtigen 
wr  VcrfOgung,  in  welchen  lotisteren  die  Ertrags-Ffthigkeit,  die  Zahl 
der  verwendeten  Arbeiter,  die  Qualitftt  und  Zahl  der  Maschinen 
IL  L  V.  zum  Ausdruck  zu  kommen  hat  Die  Kommission  legt  ihre 
Opmte  der  Finanz-BehOnle  vor,  diese  summiert  die  so  bestimmten 
^^iGueni  und  vergleicht  die  Summe  mit  dem  QeseUschafts-Kontin- 
lü^Dte,  respektive  rediusiert  aie  auf  dasselbe  durch  prozentelle  Ab- 
iR|Se,  indem  sie  damit  den  wirklidi  zu  leistenden  Steueraatx  fest- 
et Die  darüber  angefertigten  Register  werden  durch  14  Tage 
tnr  allgemeinen  IHnsicht  aufgelegt   Die  Kommissionen  sind  dem 
Prinzip  der  Selhstvensaltung  annähernd  entsprechend  eingerithtet, 
^^fmisn  wie  die  Kontingent -Kommission;  \hA  jeder  .iber  ist  dem 
Finanz- Minist* tI III ii  '  in   r-  ichlich  »Mitsprechender  KiiiHuss  gewühr- 
k'istf't,  l>ei  letztfTL'i-  iiisU'Soiidere  aber  auch  (Icn  Inti-resso!»  der  ver- 
^•hiodenen.  den  Staat  7iis;iiniiiriisetzend<>n   Läii(l<T.     \\'ühri;iid  jo 
•MiK'  Kr^'erbsteuer-Kommisijiun  für  jcdr  St("Ut  i  -(  i.'s.-li<chaft  l>esteht, 
triolt       nur  eine  Kontirjgent- Kommission  in  Wien  luul  ubci*dies 
onimis.si<Mieii  als  Hrnifungs-Instanzen. 
Damit  sind  die  (r  ru  n  d  |)r  i  n /,  ipien  diesfr  Steuer  an- 
i.'p|»>^l<eii ,  und  es  ist  nm  die  Gelegenheit  geboten,  anzuerkennen, 
•lass  an  ihr  wenigstens  praktis»  h  manches  zu  loben  ist,  vor 
alJ^ni  die  M&ssigung,  mit  welcher  die  fiskalischen  Interessen 
zur  Geltung  gekommen  sind,  dann  d^r  Si)ieli-aum.  wtdcher  dem 
Piiuzip  der  Selbstbesteueruog  eingeräumt  wurde  und  endlich  die 
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Borucksicliti^^nnf?  ilos  so  z  i  a  1  -  |hi  1  i  t  i  seh  o  n  Posfiilals  oiiior 
»nigliilisten  Entlastnnp  <lor  wi  iii^er  Kt<Miorkräft!iioii  Srlmlt.  rn. 
Anilcivrsoits  darf  aber  wiodt^r  n\<-hi  verkannt  w-tiIch,  dass  ilu-s«' 
St«  ucr  cloin  IMnzip  dor  Ertrng-Stoiior  mit  alh  ii  ihren  S<  hatti^n- 
soiton  Fortdauer  sichert,  da«''?  dio  —  allt  rdings  nur  i'innial  in  dirsor 
WoiftO  ilurchzufuhronile  —  V««ninlaping  überaus  kompliziert  ist 
und  Misstraueu  erwecken  muss,  und  dass  dem  föderalistis«'hea 
Qetianken,  ,8pezieU  in  der  Zusammensetzung  der  Kontingent -Kom- 
miBrion,  nhermflasige  Uilüluicht  ejitgogenp^braclit  wonlen  iat  — 

Im  Grossen  und  Ganzen  stellt  al^^o  diese  Steuer  freilieh  sehr 
Terklausuiierte  Konx6(«Bionon  an  die  modernen  Ideen  dar; 
e»  bleibt  aber  wOnschenswert)  dass  sie  früher  oder  sp&ter  ihre 
gegenvftrtigo  Stellnng  verlitm«  und  hinler  der  PerBonal'Einkommen- 
Steuer  xtirücktrete.  —  AhnJicheR  gilt  in  Betreff  der  Bestenemng 
von  Hansier-Qewerben,  wolcJie  dne  eigene  hier  nicht  nfther 
211  besprechende  Regelung  gefunden  hat  —  Wir  kOnnen  dieeem 
Teil  der  Reform  nur  die  Bedentnng  einea  Überganga-Stadinma 
Koorkennen,  ohne  Rftckaicfat  damnf«  dass  für  die  spftteren  Yeranlagimgs- 
Perioden  die  oben  angodenteten  komplizierten  Berechnungen 
wegfidlen  und  dabei  einiach  von  der  fdr  die  Jahre  1898  und  1899 
festgestellten  Summe  ausgegangen  wird. 

Ein  Vergleich  dieser  Österreichischen  Steuer  spezidl  mit  der 
prouBsisohen  Gewerbe-  und  Betriebe-Steuer  vom  Jahre  1891  wflrde 
xahlreiclie  Analogien  seigen,  uns  aber  nt  weit  fnhren  imd  wohl 
die  ganze  verfügbare  Zeit  in  An8i>ruch  nehmen.  — 

Eine  wohl  ziemlich  eigenartige  Steuer  ist  die  Erwerbs- 
Steuer  für  solclie  LTnternchmungcn,  welche  nach  den 
l»09tehenden  Gesetzen  der  Pflicht  öffentlicher  Rech- 
nungslegung unterworfen  sind.  Sie  ist  eine  Reinertrags- 
stouer,  wahixnd  die  aligemeine  Erwerhsteupi  eine  lioiierti-ngssteuer 
da?-sto!lt.  Während  jihysisclie  IN'rsnncn.  welche  der  all- 
geiueini'ii  Kr\v<>rli>ttMi<r  unterließen,  auch  von  der  Personal- 
E i  n  k o ni  in  c  u  s t  c u  c  r  l"Mn)fVon  Nvi>r<len.  haben  j  u ri  s t  i  s cli e  Per- 
sonen, die  unter  die  jetzt  in  Bespiwhiuig  stehende  Steuer  fallen, 
keine  Personai-Einkonmien Steuer  zu  tnigen,  sie  nehmen  also  eine 
gewisserraassen  ausserhalb  des  neuen  Steuereystems  befindliche 
Stellung  ein.  Der  Oruii«!  Ineffir  liegt  einfach  darin,  dass  sich  der 
reine  Ertrag  eines  Gewerbes  im  allgemeinen,  wenn  Oberhanpt,  nur 


Digitized  by  Google 


w'hr  schwer,  der  vom  Goworhon  d.igogen,  wclclio  jAhrlicli«>  offeiit- 
Wie  Reoluimij^  legen  müssen,  wenigstens  formell  solir  leicht 
konstatieren  läsest,  und  wohl  nuch  darin,  dass  eine  progressive 
Personal- Ei  II  k  o  in  in  en  »teuer  t heoret  i  seh  anf  j  u  rih t  i  sc  lie 
Personen  nicht  wühl  ungewendct  wcnlei»  kann.  Dieser  Steuer 
unterliepcii :  1 .  Industrielle  U  n  t  *  r  ii  e  h  m  u  n  g  en  von  Aktien- 
m<\  Koiainandit  -  (iesellseha  f  ten,  Ge werken.  Vor- 
siohenings- Gesellschaften  mit  Ausnahme  derjenigen,  wciclie 
wechselseitige  Versicherung  pflegen,  öffentliche  Kredit- 
institute und  Staats- Bah  nen,  solche  Erwerbs- und  Wirt- 
^ f 'i  :i  n -  G  e  n  o s  s  e  n  s c  h af  ten ,  welche  ihren  Betrieb  nicht  auf  ihre 
Mitglieder  tieschränken;  2.  gemeinnützige  Unternehmungen 
iin<l  Verein igUDgen  zur  Selbsthilfe,  insbesondere  Erwerbs-  luid 
Wiiiscliafts-Genossenadiaften,  veldie  ihren  Bebieb  auf  ihre  Mit- 
glieder beschrBnkan,  Sparkassen,  wechselseitige  VersichenuigB- 
AotiBlIeQ,  die  aus  den  KoDtributions^  nnd  Steuergeld-FondeD  ent- 
rtndeneii  Vonchnsskassen,  endlich  die  Gemeinde-Vonohtisakassen. 
Aus  dem  Gessgten  ist  es  sofoit  klar,  dass  Unternehmungen  von  sehr 
verschiedener  Bedeiitnng  hier  stisammengeworfen  sind,  von 
dem  einzigen  oportanisti sehen  Oeflichtspunkt  ans,  dass  bei 
ümeiif  weil  sie  einer  Öffentlichen  Itechnnngs-Legung  unterworfen  sind, 
tieVennlngung  einer  Reinertnigssteiier  mOglich  ist,  also  nicht  sosehr 
fon  den  Postulaten  der  Theorie  Umgang  genommen  werden  muss, 
wie  bei  der  Besteuerung  der  anderen  Gewerbe.  Natürlich  war  es 
notwendig,  in  den  Einzelheiten  der  Besteuernng  anf  diese  Ver- 
iduedenheiten  genau  Rf^cksieht  zu  nehmen,  und  so  kommt  es 
denn,  dass  die  Verdnhigung  und  der  Steuersatz  nach  mehreren 
Grnp[)en  verschieden  bestimmt  wurde.  Prinzipiell  erfolgt  die  Ver- 
anlagung jährlich  auf  Grund  von  Fassionen  der  Steuerträger 
hihI  lietiügt  dei  Stcurrsatz  IO'^/q  des  Reinertrages;  es  liegt  also 
^no  percentuelle  Steuer  vi)r;  «lies  war  zulässig,  weil  hier  eine 
Sichfriinir  der  Stourrpf lichtigen  durch  FostHtoliung 
viri-'s  Kontingentes  nicht  notwendig'  erschien.  Dabei 
»imien  abtT  AtiweichiHip'ii  vom  allgemeiM(?n  Prinzip  der  iiiozcntuollen 
Steuer  insofern  durchgeführt,  als  das  Gesetz  als  Minimalsatz  der 
»Steuer  1  pro  mille  des  gesamten  Anlage- Kapitales  des  l'nter- 
riohmens  bezeichnet,  bei  Ve  rsicheruntrs-Gosellschaf  tcn  auf 
Aktien  1  pro  mille  des  Betrages  der  jährlichen  Ncttoprämion. 
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SparkafiRon  und  insViofJondon?  Erwerbs-  nn«l  Wirtscliafti*- 
Genosson schafton  j^nicssen  wesentlicho  Erlcichteningon  jo 
nafh  ihrem  winon  Ertrag;  auf  dieselhon  soll  abor  nicht  näher  ei»- 
^oj,Tineron  werden:  heö^tndcrs  genaue  Bestinunungcn  sind  getroffen 
in  Ikitretr  d(»s  Ortes  der  Steuerleistung,  insbosnndei'e  filr  Eison- 
hahnen;  diese  Frage  hat  für  Ostori-eich  mit  ksicht  auf  dl«'  Im»- 
stehemle  Z  u sch lags- Wi  rt schaf  t  £rr<»s>*'  i>niktische,  aber  nur 
pM-iiii;p    tht'oretisrhe    Bodi^utunc:.  Eino   dritto   Steuer  ist  aic 

Kentensteuer;  iliosclht^  ersetzt  diealto  F.inkonimensteuer  3.  Klasse; 
sie  bildet  unsoi-es  Ki;i(  Iltens  don  wenigst  gclnngenen  Teil  unserer 
Steuerreform,  ja  es  kann  kaum  Ix^hauptot  werden,  dass  sie  irc^nd 
eine  Besserung  der  In^stehenden  Verhältnisse  erhoffen  lässt;  dui\:h 
sie  wird  der  gmsste  Teil  des  R«>nten-Einkommen8  und  damit  wenlen 
vifdfach  geiwle  die  widerstandsfähigsten  Schidtorn  von  der  Steuei'Inst 
fi-eigelassen.  Antloi-ei-st-its  ist  sie  auch  iofiofem  nicht  ontS]>ixM.-liend 
eingerichtet,  als  sie  die  PaBsivzinsen  in  der  R^jel  nicht  in 
AbsQg  bringen  Usst.  Ihr  unterliegt  jeder,  der  aus  Ter m Agens- 
Objekten  oder  Vermögens -Rechten  Bcsfige  empfingt,  die  nicht 
schon  durch  die  Grund-,  Oehande-,  Bcsoldungs-  oder  Erwerbsteaw 
betroflPen  sind;  befreit  davon  sind  der  Staat,  die  Lftnder,  die 
ciimulatiTen  Waisenkassen,  Invalidenfonds,  Wohlthätig^ 
keits- An  stalten,  die  Postsparkasse  nnd  die  Zinsen  von 
den  bei  ihr  etli^nden  Betrilge,  gewisse  VorschuBsicassen,  jene 
Personen,  deren  Gesamteinkommen  den  Betrag  von  600  ü.  im  Jahre 
nicht  erreicht,  die  Zinsen  der  Staats-Obligationen,  insoweit  ihnen 
die  Steiierfr^heit  zngeuchert  worden  ist,  die  Dividenden  der 
Ostcrreichisch-nngarischcn  Bank  n.  s.  yr.  Die  VeRinlagiing  der 
Steuer  erfolgt  auf  Gnind  von  jflhrlinhen  Fnssionen  mit  einem 
Steuersatz  von  von  don  Zinsen  jener  Teile  der  einheimischen 

Staatsschuld,  welche  niihi  ^.ui/,  stiMi.Mfioi  odor  hoher  besteuert 
sind,  sowie  von  den  Zinsen  des  inländischen  i.andea-,  «ifTont liehen 
P'onds-  und  ständischen  Anleihen,  unter  IJniständoii  aber  mit  einem 
solchen  von  lili  ss  3%  (bei  ver|)achteten  Gewerben),  von  2%  von 
dc?i  son«tig*»n  Hentenstonerpflichti^en  Hozflgen,  I^/^^/q  von  Sjmrkasse- 
Eiidagezinsen,  sttwif  von  den  Zinsen  von  l)ei  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
Oenossenschaften  und  Vorsch»iss-Kas.sen  erliegenden  Beträgen,  von 
den  Zinsen  der  Pfandbriefe,  der  Iiandes-Hyi»<»thekar-Iustitute  u.  s.  w.  — 
Es  i8t  übcrtlfUisig,  nocii  iiervor^nheben,  dass  diese  Steuer  nichts 
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vtw.n  [iU  vom  Staiulpuiikt  der  Theorie  aiiK  musterhaft  int; 
tii-s  si>  aber  anrh  praktiBch  ihr  Ziel  nicht  erivielien  wini,  dürfte 
kaum  in  Zxveifel  stehen.    Eb  knnn  ?iur  ^^edaiiert  werden,  dass  diese 
Steuer,  welche  nehen  der  Tersoual-Ei  n  kommen -Steuer 
eingehobeu  wird,  mit  solcher  Ängstlichkeit  eingerichtet  wiii-de, 
iini  dasjj  man  daliei  so  viel,  wie  mir  scheint,  ungereclitfertiqto 
fifickttdit  anf  die  veraltoten  Priviiegieii,  spesieU  der  StaatsgUUibiger 
gPFu^mmen  hat  —  Es  war  notwen<li^,  von  diesen  Steuern  tu 
üpRchen,  lim  uns  ein  Bild  von  der  AoUe  zu  vei-scliaiTen,  welche 
in  zoUnfligen  (tederreichischen  Steuersysteme  die  PerBODal-£in- 
koDJDen-Sleuer,  Ton  welcher  ich  nun  bandehi  will,  m  spielen 
berafeo  ist   Sie  hat  vorlftußg^  durchaus  den  Charakter  einer  Br- 
glDzangS' Steuer,  freilich  nicht  nominell  und  nicht  nach  dem 
Jünanz-Plan,  während  sie  eigentlich  in  jeder  Richtimg  die  Haupt- 
Steuer  sein  sollte,  der  die  and^n  Stenern  för  so  lange  als  er- 
gtaseod  xiur  Seite  stehen  mflssen,-  als  die  Sicherheit  fehlt,  dass  • 
dnich  das  System  der  Fassionen  thatsachlich  das  gesamte 
Bbilroaimen  jeder  einzdnen  steuerpflichtigen  Person  bekiuint  imd 
demnadi  der  Besteuerung  untersogon  werde,  und  so  lange  nicht 
durch  eine  Ausgestaltung  des  Gebühren wesens  dem  Bedenken 
die  Spitze  abgebrochen  winl,  dass  durch  eine  ausschliemjliche  Ein- 
koramens-lieste»ienmg  die  einzelnen  ohne  jede  Rücksicht  auf  die 
Dienste,  die   ihnen  die  Staatsverwaltung  leistet,  belastet  wenlen. 
diia  iieltenljei  bemerkt,  seheint  mir  gerade  das  Gebührenwesen 
(ia.^  Mittel  zu  «ein,  durch  weh  hos  das  Ideal  der  einheitlichen  und 
aiis.schlies,*^liclien  Poi'snnal-Einkoniruen-Bestenenmg  dui-clifuhrtiar  und 
der  ganze  Komplex  clor  Ertrag-Steuern   mit  ihren  Al>;irten, 
tiie  Vermflgens-St  eu  0  r  als  Krgflnzunps- Steuer  imd  wohl  auch 
die  iiulin  ktcn  tmd  zwar  wenigstens  die  Mehraahl  der  Konsum - 
Steuern  entbehrlich  gemacht  würden.  —  Diesen  Gedanken  näher 
auszuführen,  fehlt  hier  Anlass  und  Zeit;  er  sei  nur  angedeutet, 
im  meine  prinzipielle  Stellung  den  gegen  die  einheitliche  Be- 
^tpijwitig  erhobenen  Bedenken  gegenüber  asu  markiren.  —  Die 
Idee  der  Fersonal-Einkommen-Steuer  wurde  bisher  überall, 
*o  00  Geltung  erlangt  hat,  nur  unvoUkonunen  durohgefflhrt, 
iweifellos  am  voUkommenslon  jedoch  in  Preussen,  wö  die 
l'^enoDsl-Einkommen-Steuer,  wenn  auch  nicht  die  einsige,  so  doch 
die  vichtigste,  ich  mOchte  sagen,  die  grundlegende  Staate-Steuer 
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geworden  ht  Genide  hier  hiease  es,  Btilen  nach  Athen  tragen, 
wollte  man  noch  Aber  ihre  theoretisohe  BegrAndnng  sprechen;- 

es  g:enrigt  zu  Ijenierken,  dass  sie  die  einzige  ist,  in  der  das  Prinzip 
f;enrigend  durchgeführt  wenlen  kann,  dass  joder  nach  steinet- 
Leisttingsfähijjkeit  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staats- 
Aufguben  beizutrageu  luit;  fflr  dio  Kosten  dor  besonderen  LeistTintr«'u 
des  Stiwtes  wili-den  da  im  in  einem  nach  nieiinT  Ansiclit  \ull- 
KdiiiiiK'n^Mi  System  der  Staats-Eiiinahnien  e))eii  dif  «lebühreu 
aufkoiiuui'ii  mnsset).  —  lietrachtoii  wir  mui  kurz  die  Kinrichtung 
der  o  s  t  e  r  r  e  i  e  Ii  i  s  e  h  e  u  P  c  r  s  u  n  a  l  -  hJ  i  n  k  o  III  ni  c  n  -  S  t  ( '  11  e  r.  1  hr 
unterliegen  alle  physischen  Personen  und  dio  hemlita« 
jocena,  die  erstoren.  soweit  sie  in  Österreich  ansässig  sind,  <xler, 
wenn  im  Auslande  ansässig,  ans  österreichischen  Steuerquellen 
Einkünfte  beziehen.  V^on  der  Steuer  befreit  ist  der  Kaiaeir, 
woiteiiB  dio  Mitglieder  des  kaieerliehen  Hauses,  letztere  aber  nur 
mit  Bezug  auf  ihre  Aiianagen^  die  Offiziere  und  Mannsc  liaftcn 
dea  Heeres  und  der  Landwehr,  inaoweit  ihre  Oagen  in  Betracht 
kommen,  und  endlich  alle  jene  Personen,  deren  Einkommen  den 
Betrag  von  600  fl.  nicht  erreicht  Diese  Bestimmung  reduziert 
zwar  das  steuerfreie  Existenz^Mtnimum  der  bisherigen  Gesetzeelage 
gegcnfiber  um  einen  kleinen  Betrag,  iKsst  es  aber  nodi  immer 
grOsB«',  als  es  sonst  zu  sein  pflegt,  und  hat  um  so  grOssN«  Trag« 
weite,  als  auch  allen  OrundbesitBem,  deren  KatastEal^Rdnortrag  die 
Summe  von  2b0  fl.  nicht  flbersteigt  und  die  nicht  sonstige 
Einnahmequellen  ziur  VerfOgung  haben,  die  Befreiung  von  dor 
Personal-Einkommenssteuer  zugestanden  wird.  Das  der  Besteuertmg 
zu  Qrund  zu  legende  Einkoramen  ist  dargestellt  durch  die  Summe 
der  silmtlichen  Familien-Mitgliedern  znfliessenden  Einkommen, 
eint;  Bestimnnuig,  dio  sich  «lern  rmstande  gegenüber  schwer  iwht- 
ferti>r<-'n  liisst.  dass  in  Osten  eich  die  juristischen  PersuJieii 
der  Persoual-Eiiikoiiiinen-Steuer  nicht  unterliegen,  ihr  also  sonst 
ib'r  rein  perhimale  Charakter  gewahrt  ist.  Es  umfasst  das 
gesjinite  i-egeliuHasigc  Geld-  und  Natund-Einkojumen  der  Familie 
mit  Abzuir  aller  Aufwein hingen  für  BehirlialTuug.  Sicherung  un<l 
Krhaltiiiin-  (ii«sci-  Kinküntte,  sowie  mit  Ai>/,ug  der  Zinsen  von 
passiven  Kai»italien.  Ausserordentliche  Einnahmen  sind  nur 
dann  einzurechnen,  wenn  sie  aus  dem  regelmässigen  Oewerbs- 
Betrieljo  oder  aus  einer  SpeJLulation  erlüessen.   Das  Einkommen 
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ist  zu  U'ro<lin>  n.  iiisoAvcit  ein  fixe«  ist,  n.n*h  seiijriii  H'  ti.ü,»: 
ira  Steuorjahro.  .soweit  es  «Introy-on  vorihid»*!*!  icli  ist,  iia<  Ii  il>'(it 
Ihirdischnitt  der  let/Jeii  :\  .lahi-f.  Ihi'St!  Htstiiiuiiuiit:  wiii.'ispriclit 
iia«:li  iii'  iiUT  Aii<^iclit.  ähiilicli  \vi<^  joiu;  iiluT  die  Zu- aiiiinenfas-iiiii: 
J^r  sammtlicheii  Einkommen  d.-r  Faiuilit  n-Mitgiieder.  dem 
einer  wirkiichon  Pei-sonai-Einiiommon-Stcuer,  da  damit  die  St»Mier 
nichl  mehr  leia  uach  dem  Einkommen  des  t>etr»:*ffenden  btenei- 
jahr»  bemessen  wird.  Zur  Ermittelung  der  Einnalinien  sind  eif^ne 
Koniiuissionen  eingesetzt  und  zwar  je  eine  für  das  Oeliiet  einer 
B^v-irksliauptmannschaft,  respektiv.-  .-incr  Stadt  mit  iin'hr  alti  lUOOO 
iunwohnero,  Kommissionen,  die  üae  i'rinsip  der  8elbstbeBtetioru  n^, 
iJMigB  in  beüchribiktem  Mttöse,  zur  Geltung  m  bringen  halten; 
die  Besehr&nkting  ist  eine  doppelte,  sie  besteht  erstens  dariu, 
<hss  die  Hälfte  der  Mitglieder  und  der  Präsident  vom  Finanz- 
Minister  ernannt  werden  nnd  zweitens  darin,  daes  die  Wahl 
der  übrigen  Mitglieder  nach  den  WahlkGrpern,  wie  sie  fOr  die 
fiemeinde-,  Landtags-  und  Reidisratswahlen  bestehen,  durchgefOhrt 
*inl;  da  diese  Wahlköiper  im  Wesentlichen  naclt  Massgabe  der 
^uedeistiing  gebildet  sind,  wird  hierdurch  ein  Cbei-wiegen  der 
inanzkiaitigeren  fievOlkerungs- Schichten  wahrscheinlich  und  damit 
<üe  Mhr  vergrßesert,  dass  der  Art  der  Einteilung  in  die  Steuer- 
«*ifen  voo  der  BerMkcning  Mitwtmuen  entgegengebracht  wird.  Es 
^tcharaJcteriHtiReh,  dass  dieser  WahlmoduH  nicht  im  Rcgierun^s- 
Boivurfe  vorgesehen  war,  sondern  dun-h  die  parlamentarische 
ßcraluiifir  in  denselhen  hineingetragen  wonleu  ist.  Man  könnte  daraus 
'len  St'liliiss  ziehen,  dass  das  I*arlanu»iit  in  difsfiii  Fallu  alicruial>  t  iuen 
ß"*X'is  dafür  eil  u  acht  liat.  dnss  es  nidit  eine  Volks -Vertretung  im 
*alirfii  Sinne  des  \\'f>rtt's,  >niuleru  vielmehr  ein  Koimlmiiorat  von  V'Ttre- 
tune^'n  vprschit'deiier  und  zwar  koukurnerender  Bev(>]kcriingssi  lii<  hten 
'lai>ielle,  —  ein  Schiuss,  der  woh!  audi  stlmn  \vie<K'rhoit  g»'ZOgen 
*onleti  ist.  - —  Das  Material,  welches  den  Konunissionen  vorliegen 
*ini,  besteht  hei  allen  jenen  Steuerträgern,  welche  mehr  als  1000  tl. 
Einkijininen  haben,  in  dei-en  Fassion,  hei  den  andern  wenigstens 
""'•sidiAr  in  den  sonst  ermittelten  Daten.  Nach  Prüfung  derselben 
«eisen  die  Kommissionen  die  Steuerträger  je  nach  der  festgestellten 
Kinnahmen-Summe  oder  nach  der  allgemeinen  Lehenshaltung, 
nach  anderen  wichtig  erscheinenden  Gesichtspunkton  in  je 
«ine Klasse  des  Einkommen-Steuer-Tarifes  ein;  die  Resultate 
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»lirst  r  Einsdultzung  wcnlen  dureh  14  Tage  zur  öf  fen  1 1  ie  heii  Einsirht- 
imhmo  ;iufgrlcgt.    Drr  Tarif  ist  dorn  die  ganze  St^Mier  l»eherrt§cluMKloii 
I'rinzi|)e,  Wass  tlie  Steuerträger  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit 
p:otrofTeiL  ueitlon  sollen,  gemäss  j)rogressiv,  er  beginnt  mit  einem 
Steuerfuss  von  0,6%        steigt  unter  Anwendung  entsprechendar 
Spannungen  zwischen  den  einzelnen  Stufen  bis  zu  fast  5%  an. 
Boi  «iiom  Einkommen  von  mehr  als  48000  fl.  nämlich  wird  das 
plus  mit      Q  besteuort.    Nur  sehr  mangelliaft  scheint  uns  dalioi 
die   Berücksichtigung   der   besonderen   Verhältnisse  der 
Stenerti-ager  su  sein:  gerade  der  Umatandf  dass  die  Einkommen 
der  Famitienmitglieder  zusammengerechnet  und  die  Gesamtaumme 
der  Bestetiening  unterworfen  wird,  hätte  Vennlassung  sein  solien, 
dass  der  Zahl  der  Familien-Hitglieder  in  einer  viel  v^ter  gehenden 
Weise  Rechnung  getragen  werde,  als  dies  fhatsächlich  geschehen  ist 
Es  ist  nämlich  unter  nonnalen  Verhältnissen  nur  dann  ein  Atiziig 
vom  Einkommen  bei  Berechnung  der  Stcueignmdkge  zulässig« 
woun  das  Gesamt-Einkommen  2000  fl.  nicht  flbeisteigt;  dieser 
Abzug  beti^gt  ffir  jedes  Familienmitglied,  das  Aber  die  Ehefrau 
tind  3  Kinder  hinaus  vorhanden  ist  und  kein  eigenes  Einkommen 
bezieht,  ein  Zwanzigstel  des  ISnkonumens  imd  bewirkt  die 
Herabsotzunfr  der  Steuer  \\m  wenigstens  eine  Steuerstufo;  bei  Ein- 
konimon  zwisrhori  2000  und  5000  fl,  ist  zwar  ein  ähnlichei  AUy.ug 
auch  zulässiir.  al'er  in  oinem  fugoi-cn  Siimo  und  nur  unter  bo- 
sondemi  Voraussetzungen.    Einzelheit»  ii  in  dit  s-  r  ]?it  htung  seien 
rd »erffanirf'n.   —    Trotz   der  iferOtrten  Mängel   kann  goRa«r1 
wi-nlen,   dasb   die   ö.-feiT''ichi>i  li,'    l'i'isonal -Einkonunt-nstnior  auH 
iMueni  Öms  irestaltet  isi  und  im  w osoiitlielieii  naeii  keiner  Hichtunir 
ihren  prinzi|nellen  ('hnraktor  verJeu^iirt.    Dempem.lss  konnte  auch 
der  vieltiicli  aufgestellten  Fonlenuig  in  ihrem  Kaimieu  nidit  Rechnung 
getnigon  w  erden,  dass  f  u  n  d  i  e  r  t  e  s  E  i  n  k  o  n>  m  e  n  hölier  liesteuert 
wenle,  als  <las  Arbeits- Einkommen,  um  so  weniger,  als  ja  die 
sonstigen  Steuern,  wenigstens  zum  Teil  dieser  Idee  Heclmnng 
fingen.    Nur  in  einer  Richtung  hat  man  das  Prinzip  \erla8sen, 
indem  die  alte  Einkommensteuer  2.  KJ:usse,  die  Besohl un gs- 
stcuer,  neben  der  Einkommensteuer,  allenlings  gründlich  ab- 
geändert,  au&echt  erhalten  wurde ;  Geludtsbezflge  rcn.  mehr  als 
3200  fl.  werden  nämlich  neben  der  Personal-Einkommen-Besteuerung 
noch  durch  eine  bcsondeie  Steuer  mit  dem  progressiven  Steuerfusse 
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NB  M  ^iB  6^0      troffen;  diese  ISniichtting  ist  tLeoretiach 
pQz  ungerechtfertigt  und  wohl  nur  historisch  verstbidlich. 

Es  sei  nun  gestattet,  mit  dieser  osterreichisehen  Einfcomraen- 
Strtier  i;uiiä<!hst  die  preussische  zu  vergleichen.    Freilich  iijt  es 
D'iivvendig,  ura  die  Tragweite  der  Verschiedenheiten  genau  und 
billig  zu  1  »III teilen,  die  konkreten  Verhältnisse  der  l>eiden 
Staaten  eingehend  in  Betracht  7ii  ziohen,  denn  ol>enfto,  wie  diese 
von  cinanflf»r  abweichen,  niütsson  aiidi  Anwendungen,  welche  tlas 
Besteneriin^^s-Prinzip  auf  sie  findet,  mehr  (kIcp  wenig  verschieden- 
artig u'estaltet   sein.     Geratle  so,  wie  die  Kesultatc  thooretisch- 
•xakf.r  Foi"8chung  auf  dem  Gebiete  der  Volks wirtschnft  üKeihaniit 
m€  oiine  weiteres  auf  das  praktisclie  Wirtschaft8lel)€n  üt»ertr.jf^on 
werden  dürfen  —  der  wirtschaftliche  Doktrinarismus  frühoi*er  Jahr- 
zehnte liat  sich  bitter  genug  gericht  — ,  el>tMiso  mnss  auch  dieses 
tiieoretische  Postulat  im  Interesse  der  Gedoihlichkeit  seines  Wirkens 
je  nach  den  äusseren  YerhAltuissen  Modifikationen  erfohren.  T)nsa 
Österrek^  in  den  letzten  Jahrzehnten  ungeheure  Portschritte 
inf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  gemooht  hat,  dass  der  Volks- 
nicfatiim  bedeutend  gestiegen  ist  und  der  Staat  einen  laschen  Gang 
tuf  dem         vom  Ägnuv  zum  Industrie-Staate  durchgemacht  hat, 
bsD  nur  mit  Erstaunen  anerkannt  werden,  nichts  destoweniger 
darf  man  aber  nicht  flbersehen,  dass  diese  Fortscbritta  verhAltnis- 
nNg  wenig  weit  znrflckreichen,  dass  sie  nicht  alle  Teile 
dei  Reiches  gteichmassig  beginckt  haben  und  dass  sie  auch  in 
michen  Biditungen  noch  nicht  genug  gesichert  sind  in  ihrem 
Beilüde.   Vor  allem  aber  darf  nicht  veiigessen  werden,  dass  das 
tereichisdie  Staatsrecht  den  einzelnen  Ländern  eine  weitgehende 
SeHmtverwaltung»-  und  Gesetzgelamgs-Gewalt  einräumt,  welche  die 
Regelung  zahlreicher  für  die  Entwicklung  des  Wirtsehafts-LebcnB 
höchst  wichtiger  Momente  /.u  einer  sehr  vei-schiedenartigen  macht. 
Die  Gesetzgebung  n^m-  die  Siaat.sstenern  ist  zwar  eine  das  ganze 
Reich,  respektive  die  ganze  diesseitige  Reichshälfte  umfassende,  sie 
taym  aU^r  naturgemäss  manchen  der  ansrcdenteten  Verschioden- 
htiten  Hechnung  trapen  und  in  Folge  '1--  ii  manches  für  ganz 
<>iterreich  bei  Seite  S(liirl»en.  was  für  ein/eine  Ländci-  jranz  gut 
«lurchführbar  wäre,  für  andere  aber  nicht.    Andererseits  sind  es 
aWr  audi  die  Frtahrungeu  früherer  Finanz-lYM-ioden,  welche  'lio 
Staatsverwaltung  veranlasst  haben,  beim  grossen  Reformwerke  mit 
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äusBerster  Vorsicht  Toraiigehen,  den  gesicherton  Boden  der  bisherigen 
Steuern  mugliolist  wenig  aiif/.ugebcn  und  sich  nidit  mit  dem  gansen 
Gewichte  der  StutS'BedllrfnisBe  auf  einen  neuen  Boden  von  un- 
bekannter Tnigfalugkeit  zu  verlassen;  endlich  haben  gerade  die 

parlamentarischen  Beratungen  unter  dem  Einflnsse  politischer 
utul  nationaler  Strömiin«ron  noch  manches  von  dem  ni-aprünglichen 
T'lane  der  Regierung  wo^^ezorrt;  dadin-«  Ii  ist.  wie  schon  oben  an- 
g<^<lciitt't.  das  ganze  Ht^f<>rni\voik  violfadi  lK'»  inti;lclitigt  wonlen,  es 
hat  natürlidi  den  (Miaiaktor  <nn>\s  vorhereiteiiden  Aktes  nicht 
verloren,  in  mancher  Hü  htuim  w(irdf>n  nber  di**  nnmittHliattMi  Ziele 
desselben  eingccnirt.  riiiiir,H:lich  ist  es,  dirse  Momente  iiiih'  r  ans- 
znfrdiren;  es  genüge,  darauf  vcrwie^^en  zn  liaKr^n.  damit  bei  Beur- 
teilung des  ganzen  Werkes  di<^  crf  ordcrl  iche  Objektivität 
Platz  greifen  könne,  die  den  zu  beurteilenden  Gegenstand  von  allen 
Seiten  und  mit  Rrnksicht  auf  seine  Lebensbedingungen  lie- 
trachtet  und  nicht  von  oImmi  herab  und  von  vorgefassten.  theoretischen 
Lehmieinungen  ausgehend,  den  Stab  brioht.  —  Im  Gros^^-  T)  Mud 
Ganzen  finden  wir  eine  auffallende  Ähnlichkeit  zwischen  dem 
Österreichischen  imd  dem  preussischen  Einkommen  •Steuer- Gesetz, 
wenn  wir  die  Veranlagimg  der  Steuer  ins  Auge  fassen,  während 
eine  Ähnlichkdt  fsst  Tersch windet,  wenn  man  die  Stellung  der 
Personal-Einkommen-Steuer  in  den  beiderseitigen  Steuersystemen  in 
Betrachtimg  zieht.  Davon  haben  wir  aber  schon  IrTiher  andeutimgs- 
weise  gesprochen  und  werden  wir  noch  Erwähnung  thim  mfisaen;  es 
sei  hier  nur  bemerkt,  dass  auch,  wenn  wir  die  Geschichte  der 
Reform -Aktion  ins  Auge  fassen  wollten,  nns  wenig  ähnliches  vor 
Angen  treten  würde.  Diese  geschichtliche  Entwicklung  hat  natClrlich 
insbesondere  in  der  allgemeinen  Stellung  der  Steuer  ihre  ein> 
schneidende  Nachwirkung  gehabt.  Ich  will  nicht  behaupten,  dass 
die  preuBsische  Steuerreform- Aktion  als  abgeschlossen  betrachtet 
werden  könne,  aber  sie  ist  sicher  bedeutend  weiter  vorgescb ritten, 
als  die  österreichische,  sie  hat  oben  um  ii  viel  früher  eingi^setzt 
und  unter  unvcrgleichlic-h  giinstigcreu  Bed  i  ii  si-unge  n 
sich  entfaltet,  als  diese:  die  übten eichisclje  kann  alix»  nur  dami 
gercdit  beuiteilt  werden,  wenn  man  sie  tiineui  früheren  Stadium 
der  prenssii^eben  an  die  Seite  stellt:  e«  steht  }d>er  zu  liotTen,  dass 
bei  Hormuler  Wfitereiitwiekelung  der  \virt«ehaftiichen  Verhältnisse 
Ue»  Staates  auch  iu  diesem  Punkte  der  Vorsxmuig  iMÜd  eingeholt 
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wird:  freilich  mfisste  dies  mit  Vorsicht  geschehen,  da  es  diinhaiis 
mdil  ritlich  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Sachlage  in  allem  und 
jetlfm  »las  preiissische  Muster  zu  befolgen.  —  Gehen  wir  nun  auf 
«iie  wichti^teu  Momente  ein. 

Vor  allem  sei  nochmals  bemerkt,  dast»  die  pi.  ussisehe  Ein- 
kommen-StciifT  im  staatlichen  Stetiersystem  die  emU'  UoWe  spielt, 
(U  ja  die  Ertr.i^'stenorii  sfit  April  lH9f)  an  die  <tcni<  indi*n  ilbor- 
viwTi  sind.  Aucli  in  <  »stoiTeich  ist,  freilieli  erst  für  eine  sjiätorc 
Zeit,  eine  teilweise,  unter  Umständen  vollständige  Überlassung 
•ier  Ertragsteuern  nn  die  Länder  als  anzustrel>eijde8  Ideal  hin- 
gMtelit  worden;  vorerst  luit  man  es  aber  vorgeaogen,  eine  Herab- 
■indernng  der  mit  ubcnaAssigen  Steuersätzen  veranlagten  Grund-, 
OeUmle-  und  Krwerhsteuer  und  eine  besi  luruikto  Thf^rweisang 
v^a  ItBÜen  des  ErträgnisseB  der  direkten  Peraonal-Steuem  an  dit.> 
Under  unter  beBtimmteii  Vorauasetzungen  festousteUen.  Die 
vichtigste  VonuiSBetxnng  li^  oatürlieh  darin,  daas  der  StaatR- 
Bedirf  voiMadigr  gedeckt  ist;  eine  weitere  darin,  daas  die 
Uodesgesetsgebungen  die  FreÜassnng  der  Peisonal-Einkomnien- 
Steoer  von  allen  der  Kompetens  dieser  QesetJEgebungen  unterliegenden 
ZittcUigQ  normieren.  Im  allgemeinen  beniht  nftmlidi  gegenwirtig 
die  Iflodee-  nnd  Gemeinde*  Blnans^Wirtschaft  auf  ZnschlAgen  ni 
den  stMtlichen  Steuern,  neben  welchen  selbetstftndige  Steuern  nur 
eioe  Bwist  onteigeordnete  Rolle  spielen. 

Als  wichtiger  Unterschied  ist  zn  beachten,  dass  die  Qetei^ 
RicluKhe  Personal -iSnkommen- Steuer  nur  physische  Personen 
WR,  während  die  preussische  auch  iimstischen  aufgelegt  winl. 
Wnopell  glaube  ich  wohl  behaupten  zu  dürfen,  dass  der  ostor- 
rwchisrhe  Vorgang  der  ricbtip'ro  ist,  da  ja  vüu  einer  Lcistungs- 
^hijfkcit  im  stnnigen  Sinn«!  tliatf^clilicli  nur  bei  pbysiscben 
Persrmt-n  die  Rede  sein  kann;  prak tisch  al^T  ist  dn-  Vorgang 
Treiiiisen,  znin  mindestens  der  eiufaclieiv;  ühenlics  liegt  in 
Jct  der  EinkoiiiiiM  n-t«  ncr  im  jirenssischen  S  si  ni  oingeiHnmton 
l'^'ben-sfh enden  iStellung  eine  i^onügeiidc  Rechltcrtiirimi,'  für  das 
Aitweiclien  von  dem  tlieorctisdi  richtigeren  Vorgang;  in  Öster- 
reich musste  man  denn  auch  fftr  juristische  Personen  eine 
♦"igwie  Steuer  einführen,  nämlich  die  Erwoil »Steuer  von  den  zu 
>'>R'entlicher  Bechnungslegung  verpflichtoten  rnternelnnungen ,  um 
^  Ucke  ansnifQUen,  welche  die  teterieichische  Personal-fiin- 


kommen-Stener  sonst  oflion  lassen  wflide.  Ein  weiterer  Unterschied 
liegt  in  der  Feststellung  dos  Existensminimums,  welches 
in  Österreich  hOher  liemesson  ist,  als  in  Preussen;  der  Qrund 
hiervon  mag  wohl  darin  gelegen  sein,  dass  eine  wesentliche  Ver- 
minderung der  Steuerfreiheit  für  die  kleinsten  Einkommen  gegen- 
ilber  dem  bisherigen  Rechtszustande  niclit  lilUieh  erschien, 
am  wolligsten  gerade  in  dem  Autrenblieke,  wo  ciiK»  Entlastung 
der  armei-en  BevOlkenings-Scliiclitea  auf  die  laiiiK»  geschriel^en 
wuixie;  in  (lie>er  Richtung  seheint  uns  jedenfalls  dem  Öster- 
reich i  s<  1h>  ii  (iosetze  der  Vorzug  zu  fjr»^bQhren,  da  das  Zu- 
geständnis lies  Existrnzmimmums  voll\s\virtschaftlich  nur  dann  seine 
Finiktion  crtülleii  kann,  wenn  let/.toi-es  su  IidcIi  iM-niesscn  ist,  dass 
es  tliatsächlieh  deri  n^t  wc  n<l  igen  ben  su n ter Ii a  1 1  einer 
Familie  siehei-stellt  l'l»er  die  Verschiedenheiten  in  der  Art  der 
Progression  wollen  wir  hier  nicht  weiter  bandeln;  dieses  ?nr- 
wte^nd  Tnatlteuiatische  Problem  gehört  nicht  in  den  Kreis  der 
grundlegenden  Momente  der  ßteumysteme.  Die  Berechtigung 
der  progressiven  Besteuerung  an  sich  steht  üiuigens  in  allen 
jenen  Staaten  ausser  Frage,  in  welchen  man  sich  von  gewissen 
Vorurteilen  bei  gemacht  hat,  welche  anderwftrts  noch  nicht  über- 
wunden sind. 

Kit  Rflckdcht  auf  das  Prinsip  der  Selbstbesteuerung 
aber  ist  danuif  aufmerksam  au  machen,  dass  dasselbe  in  Preussen 
vollkommener  dniohgefOhrt  ist,  als  in  Osterreich.  Die  Vor- 
einsch&tzungs-Besirke  fehlen  in  Osterreich,  ein  Umstand, 
der  sich  ohne  weiteres  dadurch  rechtfertigt,  dass  in  manchen 
Teilen  des  Stsates  den  Oemeinde*Vorstftaden  nicht  jene  Geschftfta- 
kenntnis  augemutet  werden  kann,  welcdie  sur  ErfOUung  der  Auf- 
gabe d^  Voreinschätaungs-Kommission  notwendig  wäre;  auch  mag 
der  Umstand  hier  eine  Rolle  spielen,  dass  die  Gemeinde -Vor- 
stehungen nicht  nnt<»r  die  Kfmipetenz  der  StaatslHihörden,  sondern 
unter  jene  der  Landes-Ausschiisse  resoitieren. 

Auch  die  Zusaninionsetzung  der  Ve ran  lagu n )?h -  und 
Berufungs-Kununis.sionen  ist  in  Pivuason  liheiiUoi'.  da  in 
(»Rtorroich  im  allfreuieinen  di-'  Hälfte  der  Mitudi.'(h'r  d*'r  Kianniission 
finannte  Persrjniif  hkeit'Mi  sind,  während  in  Preussen  diese  letzteren 
auch  eine  geringt^re  Zahl  darstellen  kramen.  Bei  dem  Umstände, 
dass  dos  Priuzi|)  der  Stdbstbcsteuerung  in  OsteiTeieh  en>t  neu 
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«hgefQhrt  wird,  ist  die  Beschtftnknng  seines  BeÜiAligungA- 

kreises  wohl  als  g(«reclitfertigt  m  bezeichnen.    In  allen  andern 

vcscntlichen  Punktfii  flmU^n  wir  eine  fast  völlige  Cberein- 
-•timmunjir  zwischen  den  beiden  Stoueni,  eme  Ühoi-einstimniunf?, 
dp  lioff-ntlii  li  in  ftTiu^r  Zukunft  no!  h  dinhiioh  vergrosseii  weiilcn 
uird.  ilass  auch  in  <  )st.>i  ivich  die  P«^i  soiial-KinkommenKteuer  eine 
üln^rragende  Bedeutung  gegenüber  den  andern  Steuern  erlangen 
winl. 

R-  sei  nun  iifxli  ^a'stnttft,  <'inig('  Tifmerkungoii  iiImt  die 
hayrisi  ho  Stononotorm  auf  dem  Gebiete  der  Persnnal-Kiiik<'iniueii- 
.»Icwr  2u  machen.  Doi-tselbst  besteht  nflnilit'h  eine  piirtiello 
Einkommensteuer  und  als  Veilreter  dieses  Systems  sei  dieses 
KTiflipfieich  hier  genannt.  Die  Fersonal-Eiakommenstenc r 
ia»  hier  prinzipiell  Ergän  znngssteuer,  während  sie  <»a  in  Uster- 
reidi  anr  thatsächlich  ist;  sie  tritt  nur  für  jene  Einkommen  ein, 
velche  nicht  durch  die  0rund-,  Gebäude-,  Qewcrbe- 
od«r  Kapital-Bentenstener  getroffen  werden.  Das 
eteoeipffichtige  Einkommen  wird  in  3  Klassen  geteilt:  Einkommen 
«18  Lohnarbeit  bis  zu  1,80  Mark  per  Tag,  Einkommen  aus  dem 
Bergwerks  betriebe,  aus  FaditongeD  von  Landwirtschaften 
nad  Qewerben,  ans  wissenschaftlicher  und  kOnsttoischer  ThAtigkeit, 
Ankommen  aus  Gehalten,  Pensionen  n.  s.  w.,  sowie  aus  L5bnen 
voD  mehr  als  1,80  Mark  tflglich,  wobei  ffir  jede  Abteilung  ein 
(temoderer  Steuertatif  besteht,  der  in  sehr  verschiedener  Weise  ge- 
Nldet  ist;  die  ftbrigen  Bestimmungen  bieten  nichts  besonders  Er- 
ikibomwertes.  Die  Reform-Entwürfe  zum  bayrischen  Steuersystem, 
velehe  dem  Landtage  im  abgelaufonen  Herbste  zur  Beratung  vor- 
gelegt worden  mnd,  Indern  an  der  prinzipiellen  Eigenschaft  der 
layrischen  Einkommen-Steuer  wenig  oder  nichts:  im  einzelnen  he- 
«leuten  sie  aber  eine  wesentliche  Verbe&serung,  du  sie  eine  erheb- 
liche Entlastung  der  minder  I^eistungsfähigen  und  den  Ei-satz 
des  ilamit  gegt-lienen  Ausfalls  durch  die  LeistungsfühigtMii  anstrehen. 
Inäil:*w)n»lerf  dif  erste  Abteilung  wird  jjatuip-niäBS  stark  liegünstigt 
Ull  i  Kni»  der  ihr  angehörenden  Einkommen  wir«l  insofern  er- 
^•-itt'rt,  als  sie  solche  bis  zu  einem  B<Hi-aire  von  2,50  Mark  ])er 
Tat'  timscltliessen  wird:  die  2.  und  3.  Alitfilung  sollen  znsammen- 
j^ezogeu  und  nach  einci  einheitlichen,  all  m  iiii  1  i  eh  steigenden 
i^Ussenskala  belastet  werdenj  Einkummeu  unter  2400  Mark 
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crs(*h»Mnon  (I.iImm  ^rcpfii  frülior  w^scntlicli  iM'gfiiistigt.  Die  Fälle  «ler 
S t «>  u  rbe f  re  i  u  n gp  n,  auch  mit  Rncksiclit  auf  die  Familienvor- 
hältnisso  sind  veriueliil.  Auf  «loii  Einfluss,  wolchon  die  goplantc 
Kefonii  der  üewerliesteuor  auf  die  Einkommensteuer  ausulHjn  winl, 
sei  nur  verwiesen.  —  ?>  ist  bezeichnend,  dass  man  in  Bayern  es 
in  manchen  Punkten  nicht  gewagt  hat,  soweit  zu  gehon,  wie  man 
in  Österreich  gegangen  ist.  obwohl  die  Verhältnisse  hierfür  dort 
vielleicht  gunstiger  gelegen  wären;  ja  es  liegt  in  dieser  Haltiuig 
Bayerns  geradezu  eine  indirekte  Rechtfertigung  des  öster- 
reichischen Standpunktes,  insoweit  dersellie  ein  ztuflckhaltenderer 
war,  als  der  Preussens.  Die  Teilung  der  Einkommen  in  Abteilungen, 
wie  sie  in  liayerii  liestehen,  resj^ektivc  in  Zukunft  l»estehen  weitlen, 
hätte  für  Österr-eich  mit  Rücksicht  auf  das  doit  geltende  Existenz- 
nnnimum  keine  Becleutimg;  an  sich  aber  wäre  der  (nxlanke  einer 
s<»lchen  Teilung  nicht  ohne  weiteiies  zu  verwerfen,  w^enn  er  aucli 
tlann  sofort  als  verfehlt  bezeichnet  werden  mftsste,  wenn  an  eine 
wirklidi  allgemeine  Einkonuuensteuer  gi'dacht  wird. 

Es  ist  natürlich,  dass  <lie  Fortschritte,  welche  die  genannten 
Staaten  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  gemacht  haben,  auch  für 
andere  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  sind,  und  ao  ist  es  gekommen, 
(hiss  zuiulchst  in  fast  allen  deutschen  Staaten  mehr  oder  weniger 
weitgt^hende  Reformen  der  Einkommen -Besteuerung  durchgeführt 
woiilen  sind,  auf  deren  Einzelheiten  hier  einzugehen,  nicht  in 
unsere  Aufgal)e  fällt;  das  sei  al>er  bemerkt,  dass  wohl  ulx;i*all  der 
(red.inke  der  Entlastung  der  weniger  wohlständigcn  Bevolkenmgs- 
Klassen  vorherrschte  und  den  Ijcitstern  für  die  Reform  -  Aktion  ge- 
bildet hat  Von  ausserdeutschen  Staaten  sei  auf  die  Nieder- 
lande mit  ihrer  partiellen  Einkommensteuer  von  unfondierten 
Einkonunen,  dann  auf  Gross britannien  verwiesen,  welches  an 
Stelle  der  bisherigen  Einheitlichkeit  des  Steuersatzes  dem  Gedanken 
vei^schiedener  Erhebinigssätze  Platz  gegeben  hat,  und  zwar  zunächst 
mit  Unterscheidung  der  Einkommen  nach  Schedula  »i,  c,  d,  e  einer- 
seits imd  der  Einkommen  nach  Schedula  b  (Pachteinkomnien)  andeivr- 
seits;  auch  eine  wesentliche  Vennehrung  und  Erhöhung  der  stetier- 
freien  Einkomnieji  ist  zugelassen  worden. 

Damit  wollen  wir  unseiv  kurzen  Ausfühnmgen  sohliessen  und 
zusjunmcnfa.ssend  nur  l)emerken,  dass  die  östen-eichLsohe  Steuer- 
reform zwar  noch  hinter  dem  gewaltigen  und  grossartigen  Refonn- 
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yxreik  Preiisseiis  woit  zunii  kM(  il>t ,  ilass  si<»  abor  gogenfiltot-  «Ion 
Aktionen  dev  nm^U'U  aiulcrcn  Siaatcii  i  rlicMI'  li  iia  Vorn  j-ru  ii^' 
ist:  wie  sio  f i tm iizi»-!  1  wirken,  ob  niid  inwieweit  albo  eine  Aiis- 
g^aLiltuDu'  niöglidi  siMii  wirtj.  das  niuss  die  Zukunft  lehren;  alle 
Aus/^iV'ie/i  il'  Uton  über  flarauf  liin,  dit>s  das  B»'>tu  erwartet  werdt*a 
kann  und  dem  »-i-sten  Schritte  Kild  writrn^  auf  dem  Wotr«'  <ler 
Vereinheitlicluuitr  der  staatlich^^n  direkten  lie.stouerung  und  dei- 
PTtvhten  Verteilung  aller  (nieht  nur  der  staatlichen  Steuorlasten) 
wird  folgen  können;  dabei  winl  man  den  preussisclien  Vorgang 
gewiss  als  Muster  im  Auge  V>elinlten;  es  wird  aber  nie  vergessen 
werden  dfirfen,  da.ss  die  konki-eten  Verhilltnissc,  die  ja  wesentlich 
aodeie  tdnd  als  in  Pteiissen,  stets  berficksichtigt  zn  werden  haben. 


Reformbestrebungoii  auf  strafrechtlichem 

Gebiete  unter  ßerücksiclitigunp:  iKniörer  Stral- 
gesetze  nnd  StrafgesetzentwQrfe. 

Von 

dem  Geiieiiiiori  Olier-Roponnii^siat  Paul  von  liheinbab6D, 
vortnigeodoni  Uat  ln  im  si.iat,s;ninistf»rium  (Berlin). 
Gebaltou  at»  2.  Fehiuar  1896. 

Unser  Strafrocht  w'm]  liaufig  «leslmll»  als  vei-fchlt  bezeic-luiet, 
weil  trotz  allen  Strafens  die  YerbrcH^hen  nicht  abnelimeii  und  die 
Gefängnisse  nicht  leeror  wcM-den. 

Hierin  liegt  eine  ÜberscliAtznng  der  Aberhaupt  möglichen 
Wirkungen  der  Strafen,  die  um  ao  verwunderlicher  ist  bei  denen, 
die  mit  bei^onderem  Nachdruck  betonen,  dass  das  Yerbrechen  eine 
„sosiale  Erscheinung^'  sei  und  dadurch  selbst  zu  erkennen  geben, 
daas  auf  seine  Zunahme  oder  Verminderung  sosiale  VerhSltniase 
einen  mehr  oder  weniger  wesentlichen  Bünfluss  flben. 

„)fan  Boll  den  Verbrecher  beurtdien  imd  nicht  das  Verbrechen", 
das  ist  der  Schlachtraf,  mit  dem  allenthidben  gegen  das  heutige 
Strafrecht  zu  Felde  gezogen  wirvl. 

Soweit  damit  der  Vorwurf  erhoben  werden  soll,  dass  dec 
Strofrichter  bei  seinen  UrteilssprAchen  bisher  nur  den  Verbtechens- 
lK\u;rilT,  nicht  die  Person  des  Verhrechcrs,  niu*  den  objektiven  That- 
bostand  des  Verbivehens.  nicht  aber  die  individuelle  Verjschuldunp 
dos  Verbrechers  ins  Auge  gefasst  hnbo,  würde  er  eine  ^ichwere 
Anklage  gfgen  unsere  (lerichte  »  ufhaiii  n,  die  in  ihi^r  AIl^^i  im-in- 
lieit  sell>stversläiiillii'h  »uigerechtfertiirt  ist.  Soweit  ferner  jenen» 
Se)i)nf,nN «nt  Aiiiialmn'   zu  Grunde  liept,  dass  das  Verbiwlien 

ledigliili  (las  Krgeliui.-'  von  Krankheit,  Vercibung  und  sozialen 
Miäikitliudcn  sei,  die  die   Vci-antwojtlichkeit  und  Zureclmun^ 
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fShideit  und  somit  die  Voraussetzung  der  Strafl»arkeit  aiifhebon, 
CKler  vielleicht  ^nr  nur  eine  Folf^f  jow.  iliger  Veiftadeningi>n  in  der 
SnfastiBz  der  Hirurindo,  die  die  freie  WiUensbestimmung  •UBSciUieAeen, 
60  ondit  66  zur  Regel»  was  nur  Ausnahme^  Tenllgemomerl,  was  nur 
Bnieleischeinang  ist,  and  mOsste  atis  Orflnden,  deren  nÄhere  fir- 
Memog  hier  %a  ttbü  IQbren  würde,  ala  gftnzlich  unhaltbar  von  der 
Hand  gewiesen  werden. 

loflofem  dagegen  jener  Kiiegsnif  die  Fonlening  erhebt»  dass 
ba  der  Handhabung  des  Strafirechta  der  Individualität  dea  Ver- 
ttreehen  mehr  Aufmerksamkeit  geschenkt  werde,  ala  bisher,  dasa 
erblidie  Belastung,  whlechte  ESnsiehung,  geistige  Minderwertigkeit, 
knnkKafte  8t9rangen  des  Organismus,  kurz  alle  diejenigen  Um- 
sÜBde»  welche  die  Zurechnung  einer  That  ausscfaliessen  oder 
Tmmndeni  können,  mehr  als  bisher  berflcksichtigt  werden  fiollen, 
»  Unnen  in  ihn  auch  diejenigen  einstimmen,  die  den  danm  ge- 
koQpfton  weitergellenden  Konsequenzen  nicht  zu  folgen  vemnftgoii. 

Wenn  die  An?iicliten  über  (  luuaktor  und  Bedeutung  den 
>ü.iilichen  Strafrechtf»  so  weit  auseinander  t^ehen,  so  liegt  einer 
der  wesentlichsten  Grümle  darin,  das«  sidi  (Uireii  die  ganze  Straf- 
wlitslohre  ein  Dualismus  y.'irht.  Zwri  verschiedene  Grundan- 
s^lminingeu  iiiii(  iii>n  sich  Konkurrenz,  die  niemals  \v\n  zum  Ausdruck 
gelangen,  oft  in  diioktem  Widerstreit  stehen,  deren  aitg^-uiessener 
Aii«;?!piph  ahei-  ilie  llaui»taufgabe  «h  r  Heclitfüprechung  ist.  Tuser 
Strafm-ht  zeigt  mit  einem  Worte  eiu  JunuBgeBiclit:  lassen  Sie  uns 
«iBeii  Moment  hineinhlicken! 

I>if^  Strafe  ist  ihrem  Begriffe  nach  ein  Übel,  welches  der 
Staat  (lein  Verlirecher  zufügt.    Mit  welchem  Rechte ? 

Professor  Loening  hat  in  ein.  r  R«^le  ni  rr  die  Begründung 
de«  Stnifaechts  treffend  gezeigt,  wie  die  Strafbefugnis  ursprOnglich 
as  privates  Recht  der  durch  das  Verbreohen  ximAchst  verkitasten 
P^non  war,  wie  dann  der  Stsat  sich  veranlasst  sah,  regulierend 
is  diese  StnfthAtigkeit  der  Einzelnen  einaugreifen  und  deren  Dis- 
poBtioD  Aber  die  Strafe  immer  mehr  einzuschriinken,  bia  er  end- 
^  in  der  Erkenntnis,  dass  durch  die  verbrecherische  That  auch 
dtt  nchtUche  VeriiAltnis  aller  fibrigen  Bechtsgenossen  au  dem 
^etlfecher  in  Hitleidenschaft  gezogen  werde,  als  Rcprflsentnnt  der 
lste«MBen  Aller  die  VerfCgung  Ober  die  Ausnbung  des  Straf- 
rcMb  dem  Einxelnen  ganz  entzog  und  auf  seine  Organe  flbertrug. 
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Die  Stmff  ist  n\m  muh  Wm'V  historischen  Eiitwickehuig  \  i-r- 
geltuiii:,  Haclie  wenn  Sio  woll.  n.  iil»er  nir*lit  mohr  «Ii«'  gonieine 
Riu-hf,  <lio  iV\H  s»'lltstsrn.hli^en  Mutivon  i'iit>]iringl  iiini  (Vu^  (»enuf;- 
tliuitn^  verlaiijit,  weil  »las  eigene  iiit-ivsse  verlet/.t  wonlon  ist, 
soikUtii  'lio  veie(h'h«'  lineho,  «lit;  V.  i troliting  fonhni,  weil  (hiixh 
den  Eiiibrueli  in  die  Keeht66])lulre  den  Eiluolneii  der  aUgemciuQ 
Friotlen  gestört  woitlen  ist. 

So  angesehen,  verwandelt  t^ioh  die  iuu  he  in  d<Mi  HegrifT  der 
Sülm.'  lind  wiid  dadnnh  ein  Postulat  der  riei.'chtigkt  it.  ein  B«^- 
dürfnis  des  jedem  Mensehen  angeborenen  GereciitigkeiUgofOhl»  und 
ein  Ausdruck  de»  allgeineinen  im  Volke  lienselienden  Reehts- 
bewuHStseinS}  dessen  Yerwirkliohung  ja  (Iborhaupt  der  Zweck  der 
gesainmten  fitaatlichcn  Rechtspflege  ist  Wer  hieran  zweifelt,  der 
niQge  einmal  das  OefQhl  der  inneren  Befriedigung  verstehen  lernen, 
das  uns  ergreift^  wenn  ein  grosses  Verhrrohen  durch  Richtcrspnich 
die  angemessene  Sflhne  gchmden  hat  Dieses  GefQhl  ist  ein  tief 
sittliches,  der  Menschennatur  eingeitflanztos,  unaustilgbarea,  und 
*  eben  dämm  werden  die  Wflns«thc  derer,  welche  veriangen,  dass 
an  Stelle  des  Richters  der  Arxt,  an  Stelle  dos  OefAngnisses  die 
Krankenanstalt  und  au  Stelle  des  Strafgesetsbuchs  ein  Handbuch 
<1er  Theiupie  treten  solle,  nieniaht  Aussicht  auf  Erfüllung  liaben. 

Die  Strafe  ist  also  Vergeltung  fOr  den  Bruch  der  Recht;«- 
ordnting,  aber  nictit  etwa  in  dem  Sinne,  dass  jeder  Reehtsbnich 
mit  innerer  Nolwemligkeit  otno  Strafe  nach  sieh  zieiien,  dass  die 
Sti.if.  dem  R<M'htshnn  li  fi)Uen  müsste,  wie  der  Donner  anf  den 
Blit/-.  Dies  wflrde  mit  der  iiistoriselien  Ent  w  iekelung  d>  i  ötaat- 
lii  lnMi  StnifgexNalt  nieht  im  Einklang  steht-n.  Vielmehr  st«dit  es 
dem  Staate  frei,  naeh  Massgal>e  seiner  eigenen  .illp'm.  iiirn  Zweeke 
die  Gi-enzen  zu  ziehen,  innorliaU»  weleher  er  Je  ehfsN ci  letznngen 
zu  erfeigen  für  uni\v:  hfdt.  riili.Mlcutenrle  Heehtsverh'tznngen  kann 
er  ungestraft  lassen  »)der  ihro  Bestrafung  von  einen)  Antiiige  des 
Verletzten  ahhilngig  maehen  oder  aueli  sie  ganz  in  ihis  (ichiet  der 
l'iivatklage  verwfMsen.  An  sich  wäre  zu  wünschen,  «lass  die 
st<u)tii(-he  Anklagehehönle  die  Befugnis  besääSe,  eine  Strafver> 
foigung  überall  da  abzulehnen,  w«»  ein  genügendes  öffentliches 
Intere^^se  ni«lit  vorhanden  ist.  I'olitisehe  Rücksichten,  Misstriuen 
in  die  UnfNirteiJichkeit  der  Staatsanwaltschaft  stellen  sich  dem 
entgegen.   Die  vor  einigen  Jahren   dem  Reichstage  irotgeiegte 
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Novelle  zur  StiafprozessKidimiig  wollte  l»eka(uiilich  den  Kiviö  tler- 
jenieen  Verjj^ehon  erheblich  erweitern,  deren  Verfolgung  der  l'rivat- 
Uage  iibeilaftseu  wenlen  sollte.  Es  ifjt  zu  bedauei'n,  ddön  dieaev 
Vorschlag  nicht  Gesetz  gewonior»  ist. 

Ih  die  Strafe  «in  f'bol  ist.  das  als  Veigeltung  für  die 
Verletzung  der  Bechtsordnung,  fflr  den  fiingrift  in  eine 
Iniilde  Recbtsaphftre  Eiigefflgt  wird,  so  folgt,  das»  die  Verietsang 
der  fieditsordntuig  Yoraussetning  und  die  Schwere  dieser  Ver- 
ktmg  der  Massstab  für  das  siiznfflgende  Übel  ist  Weil  aber 
ladereiseits  -die  staatliche  Yeigeltnng  auch  den  Anforderungen 
der  Gerechtigkeit  entsprechen  muss,  so  ergiebt  sich  als  sweite 
Tomuselznng  sowohl  wie  als  »weiter  Hassstab  der  Strafe  die 
indiridnelle  Verschuldung. 

St i;if zwecke  sind  demnach  auf  der  einen  Seite  Vcrp'ltuu^' 
uml  Süliiio.  auf  il»  r  anderen  Scliutz  di-r  Reehtsgdter,  Sicheruiii;  der 
Ot'S»;!l>'li;ift  i;t'i:cii  den  Bi-in-li  tlcr  Keditsordiunisr.  Ht-ide  Zwecke, 
Itei'lt' Ma,-»tälH^  iu  das  richtig»;  Verhclltnis  v.n  >et/.ei).  ist  die  Kutint 

Strafire-etzgebuiig  und  der  Recht>preeh\iiiL:.  Sie  decken  sieh 
liiatig,  ijft  aber  stehen  sie  auch  niiteiiiaiuler  in  Widerspruch,  iiier 
i-t  dip  Quelle  des  vorerwilhnten  Dualismus.  Seine  Si>uren  finden 
vii  Otierall.  Bald  hat  der  eiuo  Masastab  das  Übergewicht»  bald 
<)er  aDdere. 

Die  Lebensmittelm'ffilscher  z.  B.  mQssten  besonders  hart  be- 
straft werden,  weil  sie  in  hohem  Grade  das  Gemeinwohl  gefährden. 
Aadere  Vergehen,  wie  Betrug  und  Wucher,  verdienen  dagegen 
miger  ans  dies»  Rücksicht,  als  wegen  der  niedrigen  Gesinnung, 
die  Hmen  zu  Grunde  liegt,  eine  strengere  Bestrafung. 

Wenn  wir  foinor  von  Zeit  /m  Zeit  in  den  (itreutlieh-'u  Blättern 
von  den  unerhörten  Grausaiukeiton  losen,  dio  eiitiuenschtt^  Mütter 
stiren  ihre  ausserehelich  ^eltnreiieii  Kinder,  vertierte  Stiefeltern 
ß'^n  ihn?  Stiefkinder  verüben,  so  wiid  zwar  durch  derartige 
Haiiflliingen  <lie  allgemeine  Rechtssicherheit  nicht  in  l»esondei-em 
Mvsse  gefähnlet;  unser  Kechtscrefühl  bäumt  sich  aber  doch  jedes 
Mai  auf.  wenn  der  Richter  nicht  der  subjektiven  VerwerfUchJceit, 
'••r  teuflischen  Bosheit  und  Sell»8tsucht,  die  jenen  Handlungen  zu 
Uniiule  liegt,  durch  ein  entsprechend  hohes  Strafmass  geuUgend 
fieduuiDg  trilgt 
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Wenn,  im  Ge^:(Ml^^.ltz  hitM"zn,  iiiisor  Strafffosolzbnch  Körpi?!*- 
verletzun};  oder  Bramlstiftniif?,  die  den  Tod  eiiK  s  ^!cns(  ht»n  vei- 
ui^ht  halten,  lodio^Iieh  um  di»*sos  Kif<ilges  willen,  ohgleicli 
er  nielif  Lr''\v(.)lli  vur.  mit  lit'SoM<lers  >rli\verer  Striife  bpl''gt.  wenn 
es  riiirni  Eiüenliahnlteaiüten,  der  durch  VernaehlflssiiruHt;  seiner 
Dien>l pflichten  einen  Eisenbahntransport  in  Gefahr  setzt,  Gefängnis- 
stmfe  androht,  obwohl  sonst  ein  Beamter  wegen  Vernachlässigung 
seiner  Dieustpfliehten  in  der  Regel  nur  disziplinarisch  bestraft 
werden  kann,  so  hat  bei  diesen  Strafandnjhungen  die  Rücksicht  auf 
die  Schwere  der  objektiven  Verletzung  der  Rechtsordnung  das 
Übergewicht  gehabt. 

Der  neueste  Schweizer  Strafgesetz- Entwurf  Iflsst,  um  ein 
weiteres  Beispiel  anzattthien,  die  Unzucht  mit  Tieren,  die  Unzucht 
zwisdien  erwachsenen  mAnnlichen  Personen,  die  Prostitation  voll- 
ständig straflos,  während  das  Deutsche  Strafgesetzbuch  hierin  straf- 
bare Handlungen  erblickt  Auch  hier  wiedemtn  ist  der  Grund  des 
Zwiespalts  in  jenem  Dualismus  zu  snchon.  Das  Deutsche  Recht 
legt  weniger  auf  die  zu  schützenden  Rechtsgflter,  als  auf  die  be- 
th&tigte  Sittenlosigkeit  Gewicht,  während  fAr  den  Verfasser  des 
Schweizer  Entwurfs  der  Umstand  ausschlaggebend  war,  dass  sowohl 
der  Mann  wie  das  Weib  frei  Aber  ihren  Körper  verfügen  dfirfen 
und  dass  auch  die  Tiere  in  der  angefflhrten  Beziehung  eines 
Schutzes  der  Gesetzgebung  nicht  bedürfen. 

Der  Gewohnheitsvorbrecher  feiner  soll  nach  der  Meinung 
der  Kinen  ni ich  st  streng,  nach  der  Meinmig  Anderer  be- 
sonders mild  bestraft  werden,  je  nachdem  sie  den  Schwei['uiikt 
auf  seine  ürführlirlikt'it  für  die  Sichorlicit  der  Gesellschaft  oder 
auf  die  durch  dit;  Gewohnheit  bewirkte  Sehwiicliunf^  des  Willens 
und  die  daraus  sich  eingebende  Verriugemng  der  subjektiven  Ver- 
scluddnntr  b'gen, 

Bi  s(indei*s  weit  geiit  da?*  Kng]i--«  he  Strafreeht  in  dorn  St-hulz 
der  Keclilsguter  auf  Kosten  des  Sehuldinoments,  indem  es  ao^r 
den  Selbstmoixlvei-sueh  liestraft  und  die  Anstiftung  zum  Selbstmorde 
ebenso  wie  die  Anstiftung  zu  jeder  anderen  Mordthat  mit  Todes- 
strafe bedroht. 

Am  Schärfsten  al>er  prallen  die  Gegensätze  aneinander  Itei  ih-r 
Frage  der  Strafbarkeit  des  Versuchs  mit  untauglichen  Mitteln  und 
am  untauglichen  Objekte.    Bekanntlich  hat  das  Reichsgericht  die 
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Straibarkeit  grundsätzlich  bejaht  und  damit  die  Bethätigunp:  des 
Twbrecherischen  Wiliens  auch,  dann  für  stnifltar  ei  kl.'lrt ,  wenn  sie 
in  ihrer  letzten  Konaequenz  niemals  eine  objektive  Verletzung  der 
Ref'lit^onlnuug  hätte  zur  Folge  haben  kOnnen.  Die  Aiiffai^snng  des 
Reichsgerichts  wird  vielfach  angefochten.  In  glücklicher  Woiso 
u^mt  mir,  om  das  hier  beiläufig  zn  erwlhnen,  der  neue  Rusaischc 
Stn^eeetzentwurf  dieftes  aohwierige  Problem  gelOst  zu  haben.  Er 
nnlmciieidet  beim  Teisuch  mit  untauglichen  Mitteln,  ob  der  Yer- 
Invclier  erst  während  der  Ausführung,  in  Folge  gewisser 
snfiUigef'  Uzsa<dien,  Mittel  anwandte,  die  sich  als  untauglich  er- 
endeeen,  oder  ob  er  schon  bei  der  Planung  des  Verbrechens 
hierflir  untaugliche  Mittel  wählte.  Im  •  rsteren  Falle  hält  er  sämt- 
lidie  Bedingungen  der  Stiafbarkeit  für  vorliegend;  er  etachtet  also 
des  Yennchs  der  Vergiftung  den  für  schuldig,  der  in  Folge  Ver- 
wedBeliiiig  der  Gläser  statt  des  Giftes  seinem  Opfer  ein  Glas 
Wtfser  reichte,  &r  bestraft  wegen  Mordversuchs  denjenigen,  der  aus 
«ineni  Gewdir  auf  Jemanden  zu  schiessen  versuchte,  das  vorher 
ohne  mn  Wilsen  entladen  worden  war.  Im  zweiten  Falle  läset 
er  den  TIiAter  daim  .sti-affi*ci,  wonii  er  lediglich  in  Folg»»  jlnssoi-st«'r 
l'nwisseuheit  fHler  rolien  Alieiglaubens  »'ine  Handlunti:  mit  untaug- 
iirhen  Mitteln  zu  ))>  p:*'hen  vei-suehtc.  Dagegen  oi  kiäi  t  <l<'r  Ru8sische 
Eulwiuf  den  Vrisucli  au  einem  nicht  existicitiiKien  (xler  hierfür 
«ntanplirhen  <  »Itjekte  allgemein  für  htraflof»,  weil  jedes  VoHMedirn 
einen  Angriff  auf  ein  L^i'si't/Jieli  geschütztes  Objekt  voraUi<H«'t/-e  und 
ein  Anfang  der  Ausffihruiig  ilesnen  undenkbar  sei.  was  auszufuhren 
al'Sjlut  unmöglich  ei"S<'heine,  wie  z.  ß.  die  Tritung  eines  toten 
Menschen  oder  die  Abtreibung  der  Fnicht  hei  einer  iiiolit  schwangeren 
Fniiienspei-soa. 

Ich  komme  nunmehr  auf  die  Sti-afzweoke  zuiQck. 

Andere  Zwecke,  als  die  vorher  von  mir  angeführten,  sind 
nwines  Erachtens  nicht  anzuerkennen.  Die  sonst  noch  angeführten 
''inti  ootweder  gleich&Us  schon  im  BogntT  der  Strafe  selbst  ent- 
Ittlten,  oder  sie  liegen  ansserhalb  der  Sphäre  des  Strafrechts. 

DieAbsch reckung  —  eigentlich  ein  nicht  ganz  glücklich 
gevihlter  Ausdruck,  weil  er  dem  Gedanken  Raum  giebt,  es  handle 
ridi  darum,  durch  besonders  grausame  und  harte  Strafen  eine 
Wirinoig  auszoOben  —  scheint  mir  insofern  schon  im  Begriffe  der 
Stnfe  SU  li^n,  als  diese  ein  Übel  ist  und  der  Mensch  sich  im 
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Allgemeinen  vor  Eaiidlungen  zu  hüten  pflegt,  die  ein  übel  für  ihn 

zm  Folge  haben. 

Die  Besserung  des  Verbrechers        dagegen  an  und  für  sich 
ausserhalb  des  Stnif/.wrcks.  Bossenuigslaliig  ist  der  Mensch  in  der 
Regol  nur,  solange  seine  körperliche  und  c-oisticro  Kiit  Wickelung  noch 
nicht  vollt'iiilet  ist,  also  in  dem  Stadium,  wi/  die  Strafe  mehr  den 
Cliarakier  des  Erziehuugsmitb'Is  trap-n  sollte,    l-k'i  dem  erwachsenen 
Menschen  wird  dagegen  von  eint  i-  eigent liehen  Besserung  selten 
die  Rede  sein  können.    Nur  das  StrafgestHzbuch  «Ics  Staates  New- 
Yoik  hält  das  weibliche  Geschlecht  für  unbegi'enzt  IxjHsei  unustaiüg, 
denn  es  verordnet,  dass  Frauenspersonen  stets  zur  Einsperrung  in  einer 
BezirksbesBernngsanstalt,  anstatt  in  einem  ätaatsgefängniss(>, 
zu  vonirteilen  seien.  JedenfaUs  aoll  man  es.  wenn  man  ©inen  Frevler 
nicht  beBtrafen,  sondern  bessern  will,  aiisdrüoklich  sagen,  aber  nicht 
verlangen,  dass  aus  unseren  QefiLngnisaen  und  Zuchthäusern  die 
Vttbreeher  g^jesaert  herauskommen.  Korrekter  Weise  achreibt  daher 
z.  B.  das  erwShnte  New- Yorker  Strafgeselzbiioh  vor,  dasa  eine  Manns- 
person zwisdien  16  und  30  Jahren,  die  zum  ersten  Mal  eines 
Yerbrechena  ÜbeifOhrt  wird,  nadi  dem  Ermeesra  des  erkennenden 
Gerichts  zur  Einaperrnng  in  der  Besse rungaaustalt  zn  Eimifa 
TerurCeüt  werden  kann.   Aber  die  Erfohningen,  die  man  mit  dieser 
Besaerungeanatalt  gemacht  hat.  reizen  wahrlich  nicht  ziu:  Nach- 
ahmung! Erste  Yoranaaetzung  jeder  Besserung  ist  aufrichtige,  von 
Herzen  kommende  Reue  über  die  begangene  Frevelthat,  und  diese 
kann  l»eim  erwachaenen  Verbrecher  kaum  dimih  ein  anderes  Mittel, 
ala  durch  die  Einwirlnmg  der  Religion  hen-orgerufen  werden.  Aber 
wie  Wenige  erweisen  aich  ihr  zugänglich!    Ausserlich  zwar  sehr 
viele,  aber  innerlich! 

HeiT  Geheimrat  Krohne  hat  selbst  neulich  von  'liesiM  Stell.» 
aus  mit  b(M-edten  Worten  den  Seelenzustand  geschildert,  in  ilem 
sich  die  meisten  Vorbrecher  Utinden,  Keiner  will  nach  seinor 
SrliiMerung  anerkennen,  dass  er  eine  Schuld  auf  sieb  geladen  habe, 
ilie  der  Sühne  l>edarf ;  ♦  ein  jeder  su<-ht  <lie  Vorantwortlielikeit  vnn 
sicii  ab/uwälzen  auf  äuHsere  Verhältnisse,  auf  die  (iesi'Hscliuft.  di.» 
ihn  in  ein.'  soh  lio  Lat^e  t^ebraclit  habe,  dass  er  zum  Verbrec?her 
habe  wrideii  müssen,  l'nd  dass  oft  ein  Korn  von  Walirheit  in 
diesen  Anklagen  gegen  die  üesi'Uscliaft  liec^i,  hinflert  nur  um  so 
mehr  die  Ijesi^eruiig !    Sie  kennen  Tielleiclit  die  Geschichte  von 
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Friedridi  dem  Grossen,  dor,  als  m-  \m  flom  R^sucli  oiiion  Oofäng- 
nisses  sich  mit  den  Sträflingen  iibei*  die  TJi-sache  ihrer  Gefangen- 
lialtimg  nntorliielt.  von  je<]em  die  Antwort  »loknm,  or  sei  »nschuldig. 
Endlich  traf  ov  auf  Einen,  der  reumütig  seine  Übelthaten  bekannte. 
Da  erhob  der  König  seinen  Stock  und  rief  ihm  zu :  „Will  er  sich 
woU  auf  der  Stelle  fort  packen !  Was  hat  er  in  der  GeseUachaft 
dieKT  ehroa weiten  Leute  zu  suchen?" 

Diejenigen,  die  die  Besserung  des  Verbrechers  auf  ihre  Fahne 
«hniben  —  von  Übertretungen,  von  Vergehen  gegen  die  Gflentp 
fiche  Oidnuttg  sehe  ich  hier  selbstverstftndlich  ab;  wir  haben  hier 
Mitiipt  nur  strafbare  Handlungen  im  Auge,  denen  eine  sittliche 
Vendmldung  zu  Gnmde  liegt  — ,  geben  audi  selbst  keinen  Weg 
an,  auf  weldiem  ^n  Verbveoher  im  Znchthause  oder  Gefilngnis 
gdiesMft  w^en  könnte,  denn  allein  die  viellach  empfohlene  Einzel« 
hift  kann  die  seelische  Gmndverfassung  des  Verbrechers  nicht 
daiernd  fladem.  Viel&ch  wollen  auch  die  auf  Besserung  des  Ver- 
liPecheiB  gerichteten  Vorschläge  —  ich  erinnere  z.  B.  an  tlie  be- 
dingte Verurteilung,  die  vorläufig»»  Entlassung  —  don  gewOjisohten 
Zw(xk  jrerade  dadurch  ern  irlu  n ,  dass  von  Stnilo  (xlor  Stinfvoll- 
streckmig  abgesehen  wird  —  und  insoweit  lässt  sich  eher  mit 
ihnen  realen. 

¥.>  niuss  also  }>ei  den  beiden  Strafzwet^kon  hloilton:  Sülm.'  dir 
'hl  Hnirti  rlt'i-  Kt'chtsnnlniuig  auf  d'T  (Miumi,  S<-!iiit/  luid  Sii  hrriiiii;- 
<hr  l  ir-M  lix  iiaft  gegen  eine  Verletzung  der  Kechtsordnung  auf  der 
anderen  .Snte. 

So  allgemein  anerkannt  iler  letztere  Zweck  ist,  so  bestritten 
ist  dor  erstei-e,  der  eine  MessUu'keit  der  subjektiven  Schuld  zur 
Vonuissetzung  hat.  „Niemals  kann  der  Mensch  die  moralische 
^'hiild  ."meines  Bruders  messen  oder  b.  nrtoilen",  so  rief  der  l>e- 
kinntß  Kriminalist  Fern  in  Rom  auf  dem  Kriminal^Antbropologen- 
KongresR  in  Genf  aus.  Und  es  ist  wahr!  Wer  kann  in  die 
^mnisvoUe  Werkstatt  der  menscliUchen  Seelenthätigkeit  ein- 
diingen,  wer  kann  alle  die  Triebfedern  der  menschliclien  Handhmgcn 
«gründen,  wer  kann  einem  Menschen  in*s  Herz  sehen?  Welcher 
IbiKch  kann  Oberhaupt  sagen,  dass  er  einen  anderen  wirklich  kennt? 

Herr  Professor  von  Liszt  hat  versucht,  die  verschiedenen 
VotiTe,  welche  zum  Verbrechen  führen,  zu  klassifizieren;  er  liat 
^  Systematik  der  Motive  aufgestellt  und  ist  zu  dem  Resultate 
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gekommen,  dass  /\v.)lt  v.  i^thiedeno  Haupt-Tii-i-f-dorn  zu  unter- 
Hfheidou  seien.  AIm  r  die  inneren  Seeienvorgänge  sind  zu  ki.tiq  li- 
zieit,  diti  versehietlenen  Triebe  der  Menselien  7.11  vf»i*s<  hluiigen,  alt» 
dass  man  hoffen  dürfte,  eine  deruilige  Kiasbitikatinn  könnte  für  die 
Straf rechtspflcge  jemals  von  praktisciier  liedentnng  werden. 

In  der  That:  auf  keinem  Gcliicte  vielleicht  ist  die  rnvoll- 
kommonheit  menschlichen  Erkennens  so  augenfüUig,  die  Gefahr 
eines  Irrtums  so  gross,  wie  da,  wo  es  sieh  darum  handelt,  den 
Orad  der  Scliuld  eines  Menschen  festzustellen. 

Das  darf  aber  nicht  dazu  führen,  das  Scliuldmoment  aua  der  Straf» 
Justiz  zu  beseitigen,  sondern  muss  nur  ein  um  so  grösserer  Ansporn 
sein,  im  Einzel&Ue  mit  möglichster  Sorgfalt  dasjenige  Material  zu 
sammeln,  welches  ims  Aufschluss  Ober  die  Persönlichkeit  des  Ver- 
brechers und  die  Motive  seiner  Handlung  gewAhien  kann.  Diese 
Arbeit  wird  um  so  aussiehtsvoUer  sein,  als  die  Entscheidnng  der 
ffir  den  Strafrichter  wichtigsten  Frage,  ob  eine  Handlimg  aus  un- 
ehrenhaften, verftchtUohen  Motiven  hervorgegangen  ist  oder  nicht, 
verhältnismässig  nur  geringe  Schwierigkeiten  bereiten  wird. 

Die  BchrofBiteu,  wenn  auch  nicht  die  gelfthrlidisten  Gegner 
der  Yeigeltungstheorie  sind  die  Anli&nger  der  sogenannten  posi- 
tiven Schnle  mit  ihren  Häuptern  Lombroso,  Fern  und  dem 
neapolitanischen  Staatsanwalt  Garofalo.  Dass  gerade  Italien«^'  das 
Wort  führen,  eiklärl  -ich  leieht  ans  dem  Chaiakter  ihrer  lv<uv, 
dei-en  lieisses  Bhit  öfter,  als  bei  den  anderen  Völkern  Eui-opas,  über 
die  Vernunft  die  Oberhand  gewinnt. 

Der  Kufer  im  Streit  war  der  Turiner  l'rotVss(*r  Lombroso  mit 
seinem  als  „St«inda?'d  -  Werk  der  Kiiminal-Aiillir'>piiio,Lrii"  lnv.eiehn<^tr>a 
Buche:  ..rhuomo  (it4in«pi<  iitt'  -  (ih  r  Verbreelier).  Es  lohnt  sich  wohl, 
einen  Augenblick  bei  diesem  Huehe  zu  verweilen. 

Bei  seiner  Beurteilung  muss  man  sich  vor  Augen  halten,  dasti 
Lombroso  Mediziner  und  nicht  Jurist  ist;  es  enthält  eine  Ffdlc  von 
Einzel beobachtungen :  zahll<.>e  Symptome  sind  in  bunttMii  llure!»- 
eiuander  zusammengestellt,  aber  logische  Konsequenz  ist  nicht  sein 
Hauptvorzug. 

Neu  und  onirinell  ist  die  Entdeckung  des  „geborenen  Ver- 
brechers'^ als  eines  besonderen  Typus.  Diuch  bestimmte  Kenn- 
zeichen  und  Gewohnheiton,  wie  z.  B.  Umfang  des  SchJldoN 
raums,  Gangart,  Sucht,  sich  zu  tätovieron,  imterscheidet 
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•  r  .-ifli  sowohl  (i.iii  ..III  ■!  )al  i  .>t- h  Irren''  und  iU'in  .,K]«i- 

[Hik^'i-'',  die  juit  ilnn  ..»'jiio  natUrliclie  Famili«»"  liildtMi,  wie 
rondom  ,,Vorl)reclu*r  aus  LeiUonsi  hatt  •  unrl  dem  „iri-en  ViM-luvch«-!-," 
'lit'  ihm  an  die  Seite  «restollt  ■wriilm.  Mituiil'  r  \h{  man  z\vi  if.  |- 
kft,  ol»  man  die  Kfiiii/fiflnnui:^  dos  ucliuicnen  Vn-liricliiTs  wick- 
livli  ernst  riehmeu  Boll.  Lombroso  findet  z.  B.  iu  tlcm  röiuischea 
S[iräcliworte : 

Wenit^  Hart  und  Bleichgesieht 
Giebt's  Schlinim'res  auf  der  Erde  nicht 
Physiognomie  des  geborenen  Verbreeliers  ,,8<*lmrf  gezeichnet." 
t>an;i<li  mflssto  viellei(-ht  der  gi'össere  T<'il  der  Menschheit  zu  den 
^TclionMU'ii  V(Mlne(  hern  gehören;  jedenfalls  aber  gehOrcn  die  Kinder 
dmchwei,'  (kzu,  denn  er  sagt  wörtlich: 

Kind  stellt  als  ein  des  momlischen  Sinns  (mtbehiender 
lka«k  das  dar,  -was  die  Irrenftrzte  einen  momlisch  Irrsinnigen, 
vir  aber  einen  geborenen  Verbrecher  nennen." 
Die  Merkmale  des  letateien  fOhrt  Lombroso  auf  Ätaviamus 
zortick.  tySchon  gewisse  Pflanzen'*,  sagt  er,  verüben  an  den 
Insekten  wahre  Morde/  Auch  bei  den  Tieren  sind  nach 
I^bnwo  die  Ursachen  ihrw  Verbrechen,  sii  denen  namentlich 
Diebstahl,  Betrug  gehören,  dieselben  wie  beim  Menschen, 
t  B.  Rache,  Liebe,  Übenrölkenmg,  Qentiss  belauschender  Sob- 
•taozeiL  SpeaeU  beim  Morde  der  Tiere  soll  es  22  QrOnde 
B^brn,  von  welchen  viele,  wie  Lombtoso  bemerkt,  in  unseren 
Öesetzhfiehern  stehen,  wie  z.  B,  Beschaffung;  von  Nahnuig, 
&ianpuntj  der  Herrseliaft  über  den  Stauun,  Notwehr. 

Zwar  kauu  sich  Lombroso  der  Kinsi«  lit  niclit  verschliessen, 
<fess  OS  vielleicht  wenig  ernsthaft  gemeint  erscheinen  könnte,  Iland- 
l'^fien  der  Tiei-e  als  Verbrechen  zu  bezeichnen,  da  sie  eine  not- 
«t  ruh'ji^^  Folß:e  der  Erblichkeit,  d*^r  orirairi^clien  Struktur  seien  untl 
'K'n  (Tcwohnheiten  der  Art  f,'rri  i  l)nt't  wcrdt  ii  niüssten.  „Sie 
sind  OS  indessen,''  fügt  er  charnkterisl i-i  h  hinzu.  ..die  uns 
'He  Nic  htigkeit  «les  absoluten  Gereclitigkeitsbegriffe- 
'lartbiin  und  uns  ein  erstes  Hfllfsmittel  zur  Erklärung 
l'.-"  Auftretens  verbrecherischer  Neigungen  auch  bei 
^zivilisierten  Völkern  geben."  Bei  den  nicht  civilisierton, 
<ku  \y?Aeü,  erscheint  dagegen  nach  Lombroso  das  Verbrechen  als 
<fe  Begel. 
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£b  wftre  ungeredit,  wenn  man  ihm  vorwerfen  wollte,  daes  er 
die  &U88ereD  Beizo  zum  Verln«c1ien,  die  Gelegenheit,  da»  sogen. 
Milieti  des  YeibretsherB,  nicht  berflcksichtige.  In  der  That,  sagt 
er,  finde  äch  bei  jeder  Handlung,  sogar  bei  dem  Inen,  noch  mehr 
aber  bei  dem  Y^recher,  eine  grössere  oder  geringere 
Gelogonhoit,  aber  „sie  gleicht  nur  dem  Tropfen,  der  den 
Boehor  nborschäumou  lllsst." 

Ei;  uiitcrsi-heitli't  aiuU  sogar  au>clrfU:klich  vnii  <lv'm  geborenen 
Verbrochor  und  den  ihm  gloichötelK'nden  Typen  die  besoiid.  iv 
Khi-sse  diH  Gelegen  hei  tsverbrecher  (KriminjUoiden),  U  i  «l'  iieii 
„die  Gelegenheit  die  Hnu]! trolle  spiele  und  die  da/. u 
Bea  11 1  a  teü  f  oi'tiri  sse,*'  wn-  iieispielswoisc  bei  den  „kleiiifii 
Kaufleuten,'*  dei-en  Gewerbe  liestäiidige  Gelep  nlieit  zum  Betrüge 
biete,  oder  bei  jenem  Graveur,  dt  i  einr»  Medaille  steohen  sollte, 
die  einer  ^ngbai-en  l^indesmiluze  selu'  äiiulioh  war  und  dadurch 
nun  Falsclunünzer  wurde. 

Sieht  man  aber  n&her  zu,  so  gewahrt  man,  dns^  er  eine 
prinzipielle  Scheidung  zwischen  dem  geborenen  Verl>ieuher  mit 
seinen  Geistes verw^andtcn  und  den  Gelegenheitsverbrechem  in  der 
That  gar  nicht  beabsichtigt. 

Lombroso  meint,  das  SprQchwort  „Gelegenheit  macht  Diebe** 
mflsste  etgenüioh  heiasen:  „Die  Gelegenheit  ergtebt  es,  dass 
der  Dieb  stiehlt.** 

Er  bAlt  den  Gelegenheitsverbrecher  mur  „ffir  eine  Abart  des 
geborenen  Verbrechers,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass 
ffir  letzteren  der  äussere  Reiz  weniger  zu  bedeuten  hat,**  fOr  ,^inen 
solchen,  bei  dem  das  verbrecherische  Wesen  nur  in  sehr  imter- 
geordneler  Weise  und  mit  sehr  seltenen  Abnormitftten  erscheint,** 
fOr  ein  Individuum,  das  „den  Übergang  vom  geborenen 
Verbrecher  zum  ehrlichen  Menschen  bildet**. 

Auch  der  Qelegenheitsvcrbrecher  Iwt  nach  Lombroso  seine 
bnsondcre  oi^iische  Anlage.  An  einer  Stelle  seines  Buches  kenn- 
zeiehnet  er  ihn  so: 

„Der  Gele^enhei  tsverbrecher  zeit^^t  weniger  Keligiositilt, 
niuunt  sein  Verbi-echen  leicht  auf  luid  l>ekennt  leicht,  er  Ih»- 
teiligt  sich  nicht  viel  an  }>olitis(li.'n  Fragin,  vt-rlil.sst  l<icliter 
sein  Gewortt-'.  ist  dem  Trunkf  crgolien.  hrtritt  friihzeitip  di-' 
Verbreclierbahii  und  ist  öfter  rückfällig.  Er  ist  indcss  im  Ganzen 
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weniger  grauitaiii,  ist  Intelligenter,  aber  auch  leichtfertiger  als 
der  geborene  Verbrecher." 

AIb  Befweis  fahrt  Lombroso  die  Schmuggler  an,  die  er  als 
die  reinste  Art  von  Oel^nheitsverbrcchem  bezeichnet^  weil  ihr 
Vei^hen  allein  auf  der  Gelegenheit,  nuinlich  dor  Nachbarschaft 
oineR  fremden  Ijandes,  iKjruhe.  Auch  bei  ihnen,  sagt  er,  „zeig«  a 
>iih  nicht  blos  anatoniisclie  Mc i  k  in  ;il e,  Bon<lern  auch 
(las  im  ]iu  1  si  v.>  Wesen  wie  liei  dem  croborenon  Verbrecher." 

Kinllicl)  imtci^i-heiilet  l^>ml>rühO  iKH'h  eine  dntte  Art:  'Ii«' 
*i'  \v  . Ii  11  iM' i  t  s  V  erbreche  r.  Das  fiollen  «liejenigen  Verhri-rli-T 
■^■iii.  wii  AiioiiKilic,  Kililiclikcii  noch  ^\  i-nif^fr  h<'ivr»i-ti'-ten,  die, 
••igtiiUich  nurmal  und  ohnr  schlimme  Anhigcn  lit-i  der  Geburt.  »hin*h 
Vemachläsjiigung  der  Er/ichuiiL;  in  der  ersten  Jugend  niclit  die 
Kiiift  !,'ewonncn  haben,  sich  zu  einem  ehreidiaftcn  Leben  duivh- 
ziiarlteitcn,  sondern  auf  dem  kindlichen  Standpunkt  mit  seinen 
naturgemäss  schlimmen  Eigenschaften  stehen  geblieben 
>in«].  .,Denn",  fügt  er  hinzu,  „die  Erziehung  verhindert  das  Ober- 
haupt, seiner  Natur  nach,  (physiologisch)  schlimme  Kind,  ein  patho- 
l'igisthos  Wesen,  ein  Gewohnheitsverbrecher  »u  werden."  Als 
Beispiele  von  Qewohnheitsverbrecheni  führt  er  an:  Madchen,  die 
in  Folge  einmaliger  Verletzung  der  Schamhaftigkeit  ihre  Grundsätze 
to^eben  und  zur  Proetitutton  gebrecht  werden,  Findlinge  und  ver» 
hseene  Waisen,  die  in  den  Instituten,  wo  sie  untergebracht  sind, 
One  Va-brecher-Sniehnng  geniessen. 

Als  praktisches  Resultat  sdner  Lehre  TOm  geborenen  Ycr- 
titecher  ergiebt  sich  für  Lombroso:  Der  geborene  Verbrecher  ist 
luveriieBserlich ;  unsoe  sagen.  Besserungsanstalten  sind  vidmehr 
Venlerbungsanstalten.  Zweckmässiger  ab  diese  würden  Anstalten 
für  veibrecheriBche  Irre  und  Asyle  zu  lebenslänglicher  Aufbewahrung 
umcntlich  solcher  Hinderjfihngen  sein,  die  mit  hartnAcldgen  bösen 
Neigungen  oder  mit  Moral  insanity  behaftet  sind. 

In  der  Wissenschaft  hat,  das  kann  man  wohl  sagen,  die  neue 
D«-»ktrin  Lombrosos  nur  geringe  Zustimmung  urefunden.  Zwar  kommen 
h\  vielen  Verbrechern,  namentlich  den  vitUn  straften,  in  der  That 
Depeuerationserschcinnngen  vor,  aber  sie  sind  nicht 
typisch  fflr  (Ion  Vfibiccher,  sie  finden  sich  aurh  Im  I  anderen 
Monschf'n  nii<i  sind  kein  Hülfsmittel  für  die  Vorbi '  rhor- 
(iiiiguosc.    (  ix^rluiupt  giebt  ei»,  wie  Koch,  Direktor  der  Königlich 
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WQrttombergischeii  Stiüfanstalt  Zwiefalten,  in  soitier  Sclirift  über 
den  geborenen  Verbrecher  hervorhebt,  keinen  Verbrecher,  der  auf 
dem  geistigen  Gebiete  blos  durch  sein  verbrecherittches 
Wesen  gckennseichnet  v&re. 

Nichts  de8to\V(  iiitrf>r  hat  sich  1  jonilnuso  das  grosso  Venliciist 
erwurhen,  zu  KelunnlH  stroliuiigi'ii  nach  iolgendeii  Richtuiigi'n  liiii 
ciucu  weöcntliclien  Anstois  gegeben  zu  haben : 

1.  man  musB  die  Person  des  Verbrechers  mehr  studieren  als 
bisher; 

2.  zur  Verhfittmg  des  Verbrechens,  als  einer  sozialen  Er- 
scheinung, mu88  mehr,  als  bisher,  auf  andere  Mittel,  als 
die  Strafe,  Bedacht  genommen  werden; 

3.  das  StrBfeDSjmtem  muss  spezialisierter  werden,  namcntUeh 
müssen  die  Veteranen  des  Verbrechertums  anders,  als  bisher, 
behandelt  werden. 

Wir  fass.'ii  zuiiiu  hst  die  Pei*son  des  Veibrechei's  in's  Auge. 

LuHulnoso  Jiat  darin  Hecht  dass  <lio  zahlreichen  Dogenoration.s- 
erscheinungeu,  die  mau  bei  alten  Verbrechorn  wiiliiniiiimt.  auf  etwas 
Kranktiaftes  in  ihrer  Natur  deuten;  daher  iin*e  häufige  Neigung 
zur  Geistesstörung.  Hervorragende  Stmfan6taltäl)camtc  haben 
erklärt,  dass  sie  deti  grösstiMi  Teil  der  schweren  Verbrecher  in  den 
Zuclitbftiisem  für  geisteskrank  hielten. 

Auch  darin  kann  man  Lombroso  zustimmen,  dass  in  jedem 
Menschen  die  Keime  zu  schlechten  Handlungen  schlummern;  durch 
die  Erziehung  sollen  sie  erstidtt  wwden.  Bei  manchen  Maischen 
ist  aber,  wie  Koch  mit  Recht  hervorhebt,  die  krankhafte,  angeborene 
oder  erworbene,  sittliche  SchwOohe  so  gross,  dass  selbst  die  aorg- 
föltigste  Erziehung  wirkungslos  bleibt  und  auch  das  sog.  miliea 
höchstens  noch  manches  verderben,  eine  Wendung  zwn  Besseren 
aber  auch  unter  den  günstigsten  Verhältnissen  nicht  herbeiführen 
kann.  Bei  iliesen  Menschen  liegt  in  der  sittlichen  Schiiik^e  selbst, 
die  die  Folge  chronischen  Nervenleidens  oder  eines  sonstigen 
leidemlen  Zustandes  ist,  die  wesentliche  Ursache  zum  Verbi-echen; 
hier  ist  ein  steter  Anreiz  /um  \'<  rlu  .  cheu  vörhan<len,  dem  sie 
iiiitorliogen.  Namentlich  hvA  Kiii<lcni  tritt  nicht  si  llen  der  Einfhiss 
cine8  jjoli  heu  leidenden  Zusbrndcs  deutlich  zu  Tage.  Wie  wäre  es 
sonst  zu  erklären,  dasü  wir  uft  Kinder  aus  den  besten  Familien, 
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die  in  der  miiigfiUtigstea  Hut  uiid  Ix>itung  aufwachsen»  instinktiv 
iDid  konstH^ucnt  auf  das  Sohlechte  gerichtet  sehen ! 

Koch  nennt  solche  Menschen,  von  denen  mir  flbHgens  einige 
tw  penOoHcher  ErMinwg  vor  Augen  stehen,  „psychopathisch 
XiDdervertige'-.  Da  sie  nicht  vnUig  unsurechnunp^fäiiig  siml, 
ao  kann  ihre  Bestrafimg  nicht  abgelehnt  werden,  aber  sie  sollen, 
wio  Koch  verlangt,  nach  Verbussung  der  Stnife  in  besonders 
für  sie  eingerichtete  Schutz-  und  Bcsserungsaustaiten 
uulur^e bracht  werden. 

Tire  Verbrecher  mflssen  gleichfalls  in  besonderen  Inon- 
anstalton  detiniert  wenbn.  die  mit  rincr  Strafanstalt 
verbunden  Jiei  ihnen  liegt  aljer  die  Gefahr  vor.  dass  sie 

iD  lichten  Zwischenräumen  oilei-  überhaupt  vor  völliger  Genesung 
aus  der  Anstalt  entlassen  wenlen  und  dann  in  der  Fieilieit  ueu<; 
Verbrechen  begehen.  Ihre  Entlassung  muss  daher  unter 
befiondere  Kaut  eleu  gestellt  werden. 

Ke  Entschei'lung  darüber,  ob  bei  einem  Verbrecher  (J.  istrs- 
kraokheit  bezw.  geistige  Minderwertigkeit  anzundunen  ist,  darf  nidit 
lediglich  dem  Arate  ul)€rlassen  wenlen,  sondern  muss  in  (ivr 
Haod  des  Richters  liegen,  -wie  ja  auch  z.  B.  in  der  Frage  der  £nt- 
müiidigiing  Oeisteskninlcer  die  ausschliessliche  Herrschaft  des 
inÜieliSQ  Gutachtens  immer  mehr  Gegner  findet  In  besonders 
ediwierigen  FBUen  aber  erscheint  es  zweckmissig,  dass  der  Richter 
nicht  blas  Änste»  sondern  auch  erfahrene  Strafanstaltsbeamte 
Bi  Rite  zieht  Auch  wäre  zu  wünschen,  dass  die  Ijeiter  der 
Stn&BBtiJten  refpflichtet  wflideo,  bei  der  Haftentlassung  eines 
vc^eii  schwerer  Vergehen  Yenirteilten  einen  ausfflhrlichen  Bericht 
^  desaai  körperliche  und  geistige  Veranlagung,  sein  Verhalten 
is  der  Anstalt  und  seinen  dort  etwa  nfther  ermittelten  Lebensgang 
«a  ^  Gericht  zu  senden,  das  s.  Z.  die  Venirteilnng  ausgesprochen 
Iwl,  am  bei  etwaigen  späteren  Strafthaten  als  Material  fflr  die 
Beurteilung  der  Persönlichkeit  des  Rilckfälligen  in  Betracht  gezogen 
W  werden. 

Ich  wende  mich  zur  Frage  der  Behandlung  der  üe  wohn  hei ts- 
^er  Ii  rech  er. 

In  der  That  ist  rs  »  in  Mnlei'ilicher  Zustand,  dass  Pei-sonen 
iJ'ir  auf  ei  HO  bestimmt«»  Zeit  zur  Einspommg  venirtoilt  wenlon. 
^«i  denen  hinreichender  Grund  zu  der  Aunahmo  vorliegt,  dam  sie 
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die  wiedererlangte  Freiheit  nur  benutzen  werden,  um  aufs  Neue 
den  Frieden  der  Gesellschaft  zu  stfiren,  daas  die  Qesellechaft  im 
Interesse  ihrer  eigenen  Sicherheit  vor  dem  Tage  attern  muas,  an 
dem  sieh  die  Kerkerpforten  fOr  den  Sträfling  wieder  Oflben  werden. 
Der  Staat,  der  einen  solchen  Znstand  duldet,  setzt  sich  dem  be- 
gründeten Vorwurf  aus,  dass  er  seine  erste  und  heiligste  Pflicht, 
die  Sicherheit  der  Ocscllsohaft  2u  gewährleisten, 
uaclüässige. 

Tfh  trete  al<o  der  Fnnlennif;  bei,  die  Gewohnheitsverbrecher 
(lauernd  unschädlich  zu  niai  hon.  Aber  f^s  kommt  darauf  an, 
die  richtigen  Grenzen  zu  ziehen.  In  lietracht  küiuien  über- 
haupt nur  die  von  Professor  LammaschV)  zutreffend  herausgehol>enen 
3  Doliktagruppon  kommen:  Vermögensdelikte,  Gewalt- 
thaten  und  Sittlichkeitsv ergehen.  Es  scheiden  ferner  aus 
die  von  Koch  „Geiogenheitsverlirecher  in  Permanenz"  ge- 
nannten Verlirecher,  welche  sich  in  einer  äusseren  Lage  befinden, 
die  ihnen  das  Verbredien  nur  scheinbar,  und  z>^'ar  deshalb 
zur  Gewohnheit  macht,  weil  sie  es  immer  wieder  auf's 
Neue  hervorruft,  z.  B.  die  Schmu^j^r,  Für  die  flbrig 
Bleibenden  ist  das  ausscMaggebende  Kriterium,  ob  sie  eine 
dauernde  Gefahr  fflr  die  Oesellschaft  bilden,  und  auch 
selbst  diejenigen,  bei  denen  diese  Voraussetzung  zutrifft,  sind  noch 
keineswegs  alle  reif,  dem  bflrgerlichen  Tode  flberliefert  zu  werden. 

Es  kommt  vielmehr  noch  auf  die  Intensität  der  Gefahr 

a  n.  Gejren  gewohnheit.-.iiiilssigo  TaschendielK?,  Betrüger  können  wir 
un.s,  lueiiie  ich,  bei  einiger  Vorsicht  allenfiiils  selbst  schützen. 
Hier  liedarf  es  noch  nicht  der  Anwemlung  des  äussersten,  nur 
durch  die  Notwehr  zu  i^chtfertigenden,  VerteidiguiiLisinittels,  \^*io 
es  die  dauernde  V<  riiirhtiing  der  bürgerliclien  Kxi.->teuz  eines 
Menschen  ist.  Wogegen  wir  uns  ahef  Jiieht  x  hützen  können,  das 
ist  brutale  Gewalt  und  RcOihcit.  Zu  verliindern.  dass  nicht 
die  rohe  physische  Gewalt  innerhalb  der  Gesell^eliaft  die  Ober- 
hand gewinnt,  das  war  die  erste  Aufgabe  eines  geordneten  Staats- 
wesens und  winl  seine  vornehmste  bleiben.  Damm  sollen  nur  die 
wirklich  d.  h.  die  in  dem  lotztgedachten  Sinne  gemeingefähr- 

')  T>ninniasch,  Vorschlüge  zur  Bevision  des  österreichiachen  Straf- 
gesetzeatwurfä  ti.  27. 
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liehen  Verbrecher  dauernd  au»  der  mensithlichen  Gemeinschaft 
üilfenit  werden  dflrfen. 

Wl  komme  also  m  dem  Sctdusae:  Nur  solche  Qewohnheiüi- 
ferl>recher  sollen  fdr  immer  nnschftdlioh  gemacht  wenioii,  dio 
Jdich  nicht  zn  zügelndo  Rohhoit  odor  durch  den  orwois- 
lii  hen  Hajiij:.  ihren  verbrechcrischon  Triobon  durch  An- 
wendung vr.n  (xtnvalt  Bofried  ifjuug  zu  vernchaffen,  eiue 
Jauoni<!*>  Gofalir  für  dio  (iosollscliaft  bilden. 

Uh  diese  Voraussetzung'  voriifut,  darf  nur  dor  SUafiü-hler 
»iif^Viflen.  Ich  würde  es  nicht  ItilÜL'oii,  wenn  nmn  ihn  dabei  in 
zu  fiigo  <riviizen  bannen  iiml  an  citic  bestiiinnto  Schabloii»'  binden 
wnilti?.  wie  dies  gegen wäilig  meist«'nteils  verlangt  winl,  von  Liszt^) 
i. B.  vedaugt  ünscliädlichmaehung  der  Unverbesserlichen  bei  dritter 
Verurteilung  wegen  eines  von  neun  ifipeziell  bezeichneten  Ver- 
brechen, worunter  u.  a.  auch  Diebstahl,  Betrug,  Sach- 
kscliftdiguner.  Dagegen  will  Lammasch'}  jene  Folp^  mit 
einer  sehn  mal  igen  Bestrafung  wegen  eines  in  dieselbe 
Gnii«pe  gehörenden  Delikts  verknflplt  wissen.  Auch  dor  Schwcissei 
Sdafgenetaentwurf  verlangt  !Qr  die  Anwendung  der  von  Ihm  ein^ 
gefOfacten  „Verwabning  des  ROcklSlligen**,  dass  Jemand  wegen  Ver- 
Men  gegen  Leib  und  Leben,  gegen  das  Vermögen,  gegen  Treue 
nnd  Ohiiben  eta  mindestens  10  Freiheitsstrafen  erlitten  hat 
nnd  innerhalb  dreier  Jahre  nach  Bestehung  der  letzten  Freiheits- 
.  itfife  wiederum  eines  jener  Yerbrechen  begeht.  Wenn  man  die 
rvdildlichmachnog  des  Verbrechers  von  soldien  Voraussetzungen 
>t>liiopg  macht,  dann  ist  diese  Massregel  entweder  eine  nidit 
goecbtiertigte  und  unnOtige  Hftrte  oder  ein  Schlag  in's  Wasser. 
KntereB,  weil  die  Sicherheit  der  Qesellschait  es  keineswegs  er- 
fcrfert,  Penonen^  die  weg<'n  kleiner  Diebstähle,  Betjügereien, 
Kfirperverietziuigen ,  Sachbeschildigungen,  wenn  auch  noch  so  oft, 
l^ertrift  worden  sind,  für  immer  oder  auf  unl)estimnite  Dauer  ihrer 
Proheit  zu  berauben.  lietzteres,  weil  bei  wirklich  gefährlichen 
Verlrechem  die  ^lassregel  zu  spät  kommt,  wenn  mau  oi"i>t  eine 
^dmiualige  Besti-aiuug  abwarten  will. 

')  Die  von  ihm  henrasgegebene  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrochts» 
«ineflttlMft  Bd.  3  a  39. 

-)  liunmascb.  Vorschläge  zur  Revision  des  Österreichischen  Straf- 
l»eUeiitwartB  S.  3U. 
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Nach  EiigHsehem  Recht  kann  schon  hei  einer  zweiten  Vei^ 
urtciiiing  wegen  fclony,  d.  i.  wegen  eines  schweren  Vcrbrcehens, 
in  allen  F&Uen  lebenslängliche  Znchthant*Rtrefe  verhftngt  wenlcn. 

Ich  meinorseitR  hin  allenUngs  mit  Bozi  *)  der  Ansii  lit,  dass  die 
Bestimmung  ubor  die  Art  dor  T  n  sehäd  lieh  mach  ung  nicht 
dinx h  l{ichtoi"s|inu!li  erfolgen ,  sondern  der  Verwaltung  u  b  e  r - 
lassen  Wt  iilon  soll.  D»?nn  die  Yerlulnguim  ciiur  demrtigen  Mius.^- 
rcgel  geht  über  tlie  Zwecke  der  Strafi-echt.Nitllege  hinaus  und  liegt 
jenscitii  der  S]>hare,  die  dem  Richter  vorbehaltiMi  ist.  Der  Kicliter 
kann  vielmehr  nur  —  und  er  allein  kann  es  der  Natur  der  Sache 
nach  —  das  Voi haiiil«  nsein  der  Vomussetzu n t:  feststelleii.  unter 
der  die  Massivgel  nach  verbÜ66ter  Strafe  von  der  Yurwaltimg  ver- 
hängt werden  darf. 

I(  h  wende  mich  zu  den  Strafarten  und  dem  Strafmas.s. 

L)  bcideu  Beziehungen  hin  ich  dafür,  dem  Richter  möglichst 
frei«'n  Spielraum  zti  lassen,  wie  denn  die  ganze  neuem  Oesetz- 
gebung  überhaupt  die  Tendenz  hat,  das  richterliche  Ermessen 
zu  erweitern.  Mit  Recht  winl  es  für  ^en  der  grOssten  Vor^ 
Züge  des  neuen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  gehalten,  dass  et» 
das  hillige  Ermessen  des  Richters  in  den  Vordergrund  stellt, 
und  erst  recht  in  der  Strafrochtspilegc  ist  kein  Fortsduitt  ohne 
Ausdehnung  des  freien  richterlichen  Ermessens  denkbar. 

Ich  bin  für  Beseitigung  der  unteren  Strafgrenze.  Was 
hat  es  auch  für  einen  Sinn,  eine  soldie  Torzuschreiben,  wenn  man 
gleichzeitig  —  wie  dies  z.  B.  der  Schweizer  Entwurf  und  das 
Bulgarische  Strafgesetz  von  1896  erfreiiUcherweisc  thun  — 
dem  Richter  die  Befugnis  giebt,  in  den  ihm  geeignet  erscheinenden 
FKllcn  noch  unter  jene  Grenze  lierabzugehen? 

Auch  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Strafart  würde  ich  für 
den  Richter  einen  grftBseren  Spieli-aura  wünschen,  als  ihn  unser 
Strafgesetz  ihm  i»ietet.  Vor  MlJru  Dingen  bin  ich  für  eine  Er- 
weiterung der  sog.  custodia  honesta. 

In  alten  Zeiten  v.  i stand  man  es  mitunter,  wie  in  3lomnK<en*s 
ninnsciier  titsclut  ht*;  zu  lesen  ist,  recht  gut,  die  verschieden- 
artigen Wirkungen,  die  eine  Strafe  auf  den  Betn>fFenen  ausübt, 
je  uachdem  er  reich  oder  arm,  gebildet  (xler  ungebildet  ist. 


')  A.  Bozi,  Bekämpfung  des  Oewohnbeitsverbrechens. 
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in  gerechter  Weise  au.szugleiclien.  So  war  z.  B.  den  Beaint.Mi  der 
fmMien  Republik  untersagt,  an  demselben  Tage  donsellM'ii  Maiui 
lim  mehr  als  2  Schafe  und  um  mehr  als  HO  Rinder,  ausser 
mit  Gestattun^'  der  Provokation  an  das  Volk,  zu  bibt^on,  und 
3lomuis*ni  fügt  dabei  hinzu  \) : 

„Die  Trsache  dieser  seltsamen  Ansätze  kann  wohl  nur  darin 
echiiulen  werden,  dass  für  den  kleinen,  nur  dnige  Schaf«'  bo 
siJzenden  Mann  «  in  aiidei'es  3flaximum  nötig  s<'hien.  al>  fiii  den 
leichen  Binderkerdenbesitzer  —  eine  KücksichtRahmc  auf  R»ich- 
tnm  Oller  Armut  der  QebOssten,  von  der  neuere  Gesetzgebungen 
lernen  könnten.^ 

Ans'  der  Ealsenseit  schreibt  Monimsen  an  einer  anderen  Stelle 
vüitlichs): 

^Es  bestehen,  sagt  der  alexandrinische  Jude  Philon,  hin* 
sichtlieh  der  körperlichen  ZQchtigung  Unterschiede  in  unserer 
Stadt  nach  dem  Stande  der  zn  Züchtigenden.  Die 
Ägypticr  werden  mit  anderer  OoiBsel  gezOchtigt  und  von  Anderen, 
d»  Alexandrinen  aber  mit  Stocken  luid  von  den  alexandrin ischen 
Stoikträgern.     Er  beklagt  sieh  na- liher  bittor,  fü^t  Monunsen 
hinzu,  dass  die  Ältesten   seiner  Gomeiudf,  wenn  sie  sc-hon 
•  iiiiual  gehauen  werden  sollton,  nicht  wenigstens  mit  den  an- 
>tiii(li}ren  Bürgerprügeln  b(  ila<  )it  worden  seien." 
Tn^ier   Strafensystem    stellt,   wie   dasjenige   alh'v  houtiLzen 
fttiliiirvolker,  die  Freiheitsstrafe  in  den  Mittelpunkt  des  Stiiif- 
"".vit.ins.    Die  Freiheit  ist  das  kostl»arste  Gut  des  Menschen,  aln^r 
•i'  «inl  doch  nicht  von  Allen  als  solches  angesehen.    Kür  den 
^jt'l>il<leten  ist  schon  die  Entziehung  der  Freiheit  für  sich 
»'itis  der  grossten  rhcl,  die  ihm  /'i'j-'  fiigt  werden  können; 
f'u"  'Jen  Ungebildeten  i>edai-f  es  in  der  Kegel  noch  mancher 
^"tluten,  um  ihn  die  Freiheitsentziehung  als  ein  wirkliches 
Strafübel  empfinden  zu  hissen. 

Unser  ganzes  Straisystem  hat  m.  El  zu  sehr  den  Charakter 
<ler  Uniiormltftt;  wenn  ich  nicht  irre,  hat  Herr  Geh.  Bat  Krohne 
*db8t  einmal  bemerkt,  dass  zwischen  Zuchthaus-  nnd  Geftngnis- 
>tnfe  bum  ein  wesentlicher  Unterschied  zu  entdecken  sei. 


Bd.  I,  Achte  Auflage,  8.  265. 
*)  Bd.  V,  Dritte  Auflage,  8.  561. 
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In  der  letzten  <lcin  Reichstage  vorgelepten  Novelle  /um  Stmf- 
p'sct/.liui  h  NViir  iM'kaiiDtlich  vorg'tscli.'ii ,  dass  \h'\  Vcrurteilimf:  zu 
Zuchtliaiis  (idor  (Jefüngnis,  wenn  «Ii'-  That  von  bcMUulerei-  Sitd-n- 
losigkeit  oder  Rohlieit  des  Tliätei-8  zoupto.  auf  V.  rscliärfutig 
dor  Strafe  bis  auf  die  Dau(»r  der  ei*8t<^n  G  AV()<  hen  sollte  orLinnt 
werden  können.  Di^'  Vei*schärfung  Ix'stand  darin,  dass  der  Vor- 
nrteilte  eine  liarte  Lagerstättu  uiul  als  Nahniug  Wasser  und  Brot 
erhalten  sollte. 

Dieser  Vorscliliig  konnte  nur  allgemeine  Billigung  finden. 

Aber  man  sollte  sich  nicht  Idoss  auf  eine  angemessene,  meist 
die  unteren  Klassen  betreffeniie,  Straisühärfung  für  Qandlungim 
beschränken,  die  auf  besonders  verwerflichen  Motiven  he- 
nihen,  sondern  man  sollte  auch  nach  oben  hin  auf  S traf- 
erleichtern n  gen  Bedacht  nehmen  für  solche  Personen,  die  schon 
durch  die  Entziehung  der  üfroiheit  an  sich  schwer  genng 
bestnift  sind,  vorausgesetzt,  dass  sie  keine  unehrenhaften  Handlungen 
begangen  haben.  Man  sollte  fOr  lUle  der  letzteren  Art  eine 
custodia  honesta  in  yr&t  grosserem  Umfange  zulassen,  als  es  jetzt 
der  Fall  ist.  Eine  Verletzung  der  bfligerlichen  Ql«chheit  liegt 
hierin  nicht,  denn  ob  giebt  nun  einmal  innoMb  der  Oesellsohaft 
gewisse  Unterschiede,  wie  diejenigen  des  Standes  und  der  Bildtmg, 
die  der  Gesetzgeber  bei  Massregeln,  die  in  das  soziale  Gebiet  ein- 
greifen  —  und  zu  diesen  gehGrt  anch  die  Strafgesetzgebung  — 
nicht  unberflcksichtigt  lassen  darf.  Nur  Ehrlosigkeit  und  ni<H]rige 
Gesinnung  brauchen  ülierall  mit  gleichem  Maasse  gemessen  zu 
weiden. 

Andere  Sti-afgesctzbücher  und  Sta-afgesetz-Entwflrfe  sind  uns 

in  dies<'r  Beziehung  vorangegjingon. 

Das  Englische  Recht  z.  Ii.  läs.st  in  all»  u  1  älKni,  für  weklu- 
nicht  ZwangsarlKil  unlitdingt  vorgeschrieben  i^t,  di^  gemilderte 
Gefängnisstrafe  zu.  Eine  in  dieser  Art  verurteilte  P<  i>>un 
wird  in  Sv  liuMliaft  befindlichen  Pei-sonen  gleichgestellt;  sie 
darf  iliic  ciL^rucn  Mr»l»el  benutzen  und  sidi  selbst  verköstigen, 
jedoch  utitor  i;v\vi>Ren  von  der  üefängnitsbehörde  zu  l»eRtitntnen<len 
Einst  liränkuu^rLn.  El»enso  sali  d.  i'  letzte  Osto  rreich  ische 
Straf gt'setzentwnrf  vor,  dass  bei  Verurteilung  zu  Oefängni.s- 
.strafe  das  erkonnendc  Gericht  in  bosondors  rficksichts- 
würd igen  Fällen  im  Urteil  au6zu8})rochoii  befugt  sein  sollte, 
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•las?  der  Venirteilte  unter  j^ewissen  B<'schräiikimj^n  von  dor  Vor- 
itmiLf  zur  Arbeit  befreit  weixlen  und  sich  auf  eigene 
Kosten  VC r ]. f  1  *•      11  köiiiic. 

iU.'!-  dl''  Strafe  der  Dciiortation  hat  sieh,  wie  Si««  wissen, 
iler  Herr  Staaissekretilr  de>  Kcicbsjustizamts  in  diesen  T.'ig«n»  im 
Rikh^^aes  ausfresprochen.  Nach  s^inor  ErkÜltnnp  hat  die  Reiehs- 
vemltuiig  vorei*8t  keinen  Anlass,  «ier  Ki~ige  weiter  luilier  zu  tn-ten. 

Ich  will  nur  bemerken,  (hiss  nach  dem  neuen  Russischen 
Entwurf  die  Verurteilung  zur  Deportation  als  Strafe  nnr  wegen 
Hanlkmgen  eintritt,  die  weder  eine  Gowohuheit  zum 
Müssigpang  noch  zu  lasterhafter  Lebensweise  verraten. 
Wit'  es  scheint,  soll  sie  als  Sti~afe  hauptsftohlioh  gegen  die  Anhänger 
nnokubter  religiosei  Sekten  in  Anwendung  kommen. 

Als  Mittel,  um  eich  dauernd  von  gefölirüchen  Verbrechern  zu 
befreien,  kommt  dagegen  in  Ruasland  die  Deportation  nur  als  gesetz- 
lidie  Folge  der  Eatoi^  der  Zwangsarbeitsstrafe,  In  Betracht  Die 
Katorga-QefAngniBBe  sollen  in  Sibirien  angelegt  werden,  nnd 
svar  aa  Orten,  die  zur  Ansiedeln ng  der  Verbrecher  besonders 
ged^t  sind.  Auf  diese  Weise  wird  der  Übergang  von  der 
Katofga  zu  der  ncli  daran  sch liessenden  Deportation 
in  Folge  der  von  den  Verbrechern  erworbenen  Ortskenntnisse 
veeeotlidi  erleichtert 

Wmn  Sie  di^  fQr  Rassland  geplante  Handhabung  der  Depor- 
taüon  lüUier  in  Betracht  ziehen,  so  werden  Sie  die  Bedenken  der 
ReichsTerwaltimg  gegen  die  Einführung  der  Deportation  in  unser 
StnfiiTStera  umso  eher  zu  würdigen  wissen.  Für  mich  hat  die 
Dep-irtationsfntge  hau ptsilcli lieh  insofeni  Bedeutung,  als  die  Deportation 

Verbrecher  aus  seinen  alten  Vei  hält  n  issen  horaus- 
reisst  und  ihm  da<lureh  die  Möglichkeit  erleichtert,  ein  neues 
\/-Um  zu  Ii.  LMiiiifM  und  —  wenn  ich  mir  einmal  ausnahmsweise 
'iiesen  Au>'inirk  ^^'statten  darf  - —  ein  besserer  Mensch  zu 
»enien.  Von  dies«  in  Gef<iehtspimkte  aus  wird  sie  wohl  nicht 
»0  buM  von  der  Tagejjoiilnung  versolnvinden. 

Xüch  ein  Wort  ni>er  die  P  r  ü  ij;  e  1  s  t  ra  f  e. 

Ich  teile  mit  vielen  sehr  verstilndigen  Leuten  die  Ansi<  ht, 
lass  für  manche  Veigehen,  namentlich  aber  für  solche,  die  von 
)^>ii(lerer  Rohheit  zeugen,  die  Pnlgelfttrafe  das  einzig  ongemoKscne 
Stnfinittel  wAre. 
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Aber  sowohl  in  der  Politik  wlo  in  aiidtMon  Heziehuugen  des 
Stant«leli<Mis  ^\]it  t-s  Üiiipo,  die,  oinmal  tri^trt^lifii .  iiiclit  wieder  ge- 
noiniiKni,  riiiina]  li<s('iti)Lj^,  iiiciit  wirili')-  eiiim'fi'ihi'1  wcnluu  i\T>nnen. 
Der  Lioist  unserer  Zeit  widerstrebt  nun  einmal  doi  WitHloreinführung 
der  PrflgelstFafe,  und  deshalb  sind  alle  darauf  gerichteten  Wünsche 
aufl8iüht.slos. 

Ich  bin  am  Schluss.  Gern  hätte  ich  mich  noch  über  ;indcro 
Reform  Vorschläge,  mit  denen  sich  namentlicli  die  internationale 
kriminalistische  Vcreiiiiprung  so  eingehend  und  hoffentlich  nicht 
ohne  Aussicht  auf  künftige  gesetzte  ho  risclif  Verwertung  beschäftigt 
hat,  wie  die  Beform  der  Geldstmien,  die  Behandlung  der  Jugend- 
lichen, die  bedingte  Vemrteihmg,  geftuBSert  Aber  die  Arbeit  ist 
mir  unter  den  Hftnden  gewachsen  und  die  mir  gegebene  Zeit  wohl 
nahezu  ^fi(^9pft 
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Die  britische  Arbeiterbewegung/) 

Von 

Dr.  M.  Biermer, 
Professor  dui  Staatewissenschaften  in  Münster  i.  W.  (jetst  io  Orei6»widd). 

Oehaltan  am  14.  April  1897. 


Ais  im  Februar  d.  Ja.  (i897)  der  nach  maocher  Richtung  hin 
i&eikwfirdige,  aber  in  seiner  Bedeutung  atg  flberBchfltste,  Kongresa 
derOeweikveieine  cfariatilicher  Beigaibeiter  suaammentrat,  nntemahm 
»  einer  der  Haaptiedner,  die  engliache  Arbeiteibewegung  au 
achüdent  nnd  Parallelen  «wischen  den  deutschen  und  englischen 
ArbeHerorganisationen  au  aiehen.  In  den  Berichten  einiger  west- 
dsQlachen  Zeitungen  war  au  lesen,  dass  wShvend  dieser  Bede  die 
federn  der  aahlveiohen  Beporter  ruhten,  um  nicht  Iflngat  Bekanntee 
und  hundertfach  Dargeatelltes  wiedenugeben.  Ich  muaa  gestehen, 
dasB  ich  diesen  Streik  der  Berichterstatter  wohl  begreifen  kann, 
denn  in  der  That  sdt  denn  Anfangs  der  idebziger  Jahre  erschienenen 
grnmllegenden  Werke  „Die  Arbeitergilden  der  Gtegenwart'*  hat 
Brentano  und  seine  ihm  treu  ergebene  Sehlde  nicht  aufgehört,  in 
Woii  iiüd  Schrift  iiomer  wieder  die  englischcu  Gcworkvcrcine  dem 

')  Unter  den  vorwiegend  benutzten  neneren  Schriften  aind  folgende 
beaoodflfs  hervonnheben :  gering«  die  soziale  Frsge  in  En^and  und 
Macbland.  Jalirl.  f.  Oes.  u.  Veiw.  XIV,  181K).  —  Sombart,  Sozia- 
ILhihus  uod  soziale  Frage  im  19.  Jahrhundert.  Jena  180G.  —  0.  Adler, 
der  Chartiamn^  W-u  l„>nschr.  d.  Zukunft.  18,  1897.  —  0.  Schmoller, 
Besprechung  vrm  Na.Hse- Krümm  er  uod  KeisniaDn-Grorfp.  .Tahrh.  f.  Oes.  n. 
Verw.  XVi,  1892.  —  S.  u.  B.  Webb,  The  hiatory  of  trade  uiiioiiism.  2.  A. 
1866^  —  In  der  Benrteilang  des  OewerkTereinsweeens  stimmt  der  Vor- 
ttagende  grundaatilioh  überein  mit  dem  ansgezeicbneten  Werke  von  W.  Lex  is, 
OeveHnrereiae  nnd  (Tnttfrn«hmerveri)Knde  in  Frankreidi.  8dir.  d.  Ver.  f. 
Sozial  pol.  XVII,  1879,  —  Man  vergleiche  aus.serdem  die  Verhandhmgen 
des  Y.  t  SosialiM)!.  io  lÜraakiort  a/M.  (1890).  Sohr.  d.  V.  f.  Sozial|)ol.  XLVll. 
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deutsehen  Pablikum  anzuiweiscfi  und  in  ihrer  Nachahmung  die 
Zukunft  des  sozialen  Friedens  zu  sehen.   Auf  der  in  Frankfurt 

a,  M.  abgehaltenen  Versammhing  de??  „Vereins  für  Sozialjwlitik'* 
diufte  deswegen  ein  anderer  auspezoichneter.  aber  8kei)tischer 
denkender,  deutscher  Kcnnt-r  grossliritannischer  Verhältnisse,  Gustar 
Cohn,  sagen,  Brentaiiu  vei-surhc  tlrii  Verein  für  Sozialpolitik  nmi 
schon  seit  vollen  /.wan/.ig  .Tahi-'ii  auf  das  Programm  des  Uitischen 
Trade-Ünioiiisnius  festzunageln,  eine  kleine  Bosheit,  die  freilich  in 
die  stenogiapiusciie  Niedersrlirift  keine  Aufnahme  gefunden  hat.  — 
Mag  man  nun  von  dem  Optimismus  der  Rnmtano^chen  Seliulo 
und  von  dem  sozialpädagogisclien  Wert  ihrer  dialektist  h-glänzcMiden 
und  besonders  entwicklungshistorisch  so  bestecihonden  Darstellungen 
auch  denken  wie  man  will,  das  Yenlienst  ist  ihr  jedenfalls  nioht 
abzusti-eiten,  daas  sie  zuerst  die  Entwicklung  der  englischen 
Arbeiterfoewcgimg  untersnolit  und  das  Problem  des  Aufsteigens 
der  gewerblidien  Arbeiterklasse,  welches  die  wirtschaftliche  Revo- 
lution der  letzten  hundertfadzig  Jahrs  gestellt  bat,  in  Yerhindung 
mit  dem  Prinzip  der  Associationsfreiheit  zueist  kulturhistorisch 
hehandelt  hat. 

Brentsuo  gilt  au€h  heute  noch,  auch  in  England,  als  der 
Qeschichtsschreiber  der  britischen  Qewerkrereine  xor*  iioxijVi 
seine  „Arbeitei:gilden^,  ebenso  wie  das  mit  liebeuBwfirdiger  Be- 
geisterung geschriebene  Werk  von  Schulze-GftTemitz'  „Zum  soziaton 
Frieden"  sind  allenthalben  in  England  auch  in  den  Arbeiterkzeisen 
bekannt  und  fehlen  in  guten  englischen  Übersetzungen  in  keiner 
Privat-  oder  Volksbihliothek.  Es  ^arf  uns  nicht  Yerwundezii,  daaa 
speziell  die  Führer  der  Trade-Ünions  diese  Darstellungen  ihiw 
Politik  ül)eraus  schätzen,  und  gleichsam  als  Katechismen  ihrer 
Lehren  ansehen:  bei  dem  idealistischen  Aufbau  der  Kausal- 
zusammenhange, die  Bewunderung  für  englische  Zustände  diktiert 
Imt,  ist  das  nur  zu  begreiflich. 

Erf<t  viele  Jahre  nach  den  Brentano'sohen  Untereuchungen  er- 
8e!)ien  «  ine  englische  Geschichte  der  (n'werkvereine  von  Sidney  und 
Beatrice  Webb,  ein  in  seinor  Art  ausgezeichnetes  Werk,  da?»  die 
deutsche  Sozialdemokmtio  sofort  in  einer  deiitsehen  Ausgabe  einem 
grosseren  Publikum  zugänglich  machte.  Auch  sonst  holten  die 
Engländer  jetzt  das  Versäumte  mit  Lebhaftigkeit  nach,  wofiir  die 
tftglich  anschwellende  sozialpolitische  Litteratur  Beweis  liefert 
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Es  lag  in  <lcr  Natui'  der  S«iclu-,  tUuss  dio  nrpntnin'  scli.n  Dar- 
stellnn?pn  zn  einer  Nachprüfung  der   tliiitsät-hliclK  ii  VrrliilUni.sso 
töniiiicii  luniusforderton  und  Brent.Tiio  ist  ni<  ht  allein  daiaii  Sclml'l, 
wenn  er  immer  \vio<ler  seinen  zahlreichen  Kritikern  p:('p"nüber  seine 
rin?rzc'iij,ning    von   den   Vorzügen    der   englischen   (lewerk vereine 
publizistisch  vertreten  niusste,  was  ihm  freilich  nicht  selten  (hm 
Vonmrf  eingetragen  liat,  dass  er  in  dem  Bestreben,  gegen  die 
sonaiea  Ktoiple  <ler  Gegenwart  eine   unfehlbar  wirkende  Penae«»« 
sa  finden,  einem  bedenkliehen  und  oinseitigen  Speziali^mus  anheim- 
g>'fallcQ  lei.    Das  anerkannte  Standard  work  der  Brentano^schen 
Schule  war  An&ing  der  70er  Jahre  erschienen.    Wenn  auch  seine 
uageuidmeten    und   grQndliolien   historischen  Untersuchungen 
UeiheRflen  Wert  beanspruchen,  so  war  doch  Dasjenige,  was  über 
dflD  Tüdennionisinus  gesagt  worden  war,  vielfach  veraltet  Ein 
Tiertdjahrhnndert  wirtschaftlicher  und  sozialer  Kämpfe  war  darOber 
bimngegangen  und  was  bedeutet  nicht  in  unserer  Zeit  eine  solche 
Sptmie  Zeit  fQr  die  politisdie  und  sociale  Entwicklung  eines  grossen 
Eidtiirvolks!  Zwar  hat  ein  Schüler  Brentanos,  v.  8chulze'Q&Temits, 
•och  m  der  neuesten  I^ge  der  sozialen  Lage  Orossbritannint's 
«in  Unstleriach  und  farbenreich  gehaltenes  Zustandsbfld  zu  geben 
venudii   Aber  seine  an  Ort  und  Stelle  vorgenommoien  Studien 
iiren  viel  zn  sehr  vom  Standpunkte  eines  bestimmten  Ideals  bo- 
ebflnsst,  als  dass  sie  ein   kritisches  und   nüchternes   Bild  der 
üeiT'  iiwail  häticii  geben  können. 

in  DeutschUmd  regten  die  h-bhafton  Eir>itrningen  über  den 
W*?rt  tind  die  H»  «i»'utiing  der  Arhr  itt  iorirniiisiitioiien,  die  sich  an  den 
ir:^"Kfi<^n  KohleiiuräU  lausstand  im  ihoinisch-westfälischen  Montanrevier 
knüpften,  zu  weiteren  Stiidicmrisen  an.  Die  nrnssgebendm  iiidn- 
■^inV^elleu  V'erl>ände  entsandten  im  Herbst  des  Jahres  18Ü0  unter 
Fühmiig  des  bekannten  jetzigen  Abgeonlneten  Bneck  (»ine  Kom- 
mi!s?noii,  den  n  Wahrnehmungen  in  einem  interessanten  Bericht,  der 
Ifll'l  darauf  zur  Vinnff»  iifliohung  gelangte,  nieilcrgclegt  wonlen  war. 
hie  Gegensätze  der  Anscliauungen  gorieten  dann  auf  dem  denk- 
»ünligen  Frankfurter  Kongresse  des  „Vereins  für  Sozialftolitik" 
Kbarf  aufeinander.  Nochmals  machte,  als  die  al)steigend6  Ge8clidfts- 
konjnnktur  den  grossen  schottis^en  Kohlenarbeiterstreik  in  Dnrham 
vHif^  ein  Vertreter  eines  deutschen  Untemohmerverbands,  des 
befgtenlichen  Vereins  fQr  den  Oberbeigamtsbezirk  Dortmund,  Reis- 
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mann-Grone,  eine  lufüimatioiiHreise  in  das  schottiscli»:'  Streikgebiet. 
Ktiftiu.iiUi-iTrtmo  zeigt  sich  als  cntsclilossencr  zielbc\vns.ster  Gegner 
der  Gewerkvcrcine,  was  insofern  übenuschend  ist,  als  er  zu  den 
erstf^n   Vorkämpfern   für  imluRtrielle   Kartelle,  also  für  fest  ge- 
schlossene Koalitionen  industrieller  rnternehmer  gehrirt.    Er  hemüht 
sich  zwar,  den  älter-en  und  konservativen  Oewerksvercinen  gerecht 
zu  werden,  prophezeit  aber,  dass  sie  einer  steig-enden  Radikalisicnmg 
und  Demokratisioning,  die  nicht  den  sozialen  Frieden,  sondern  den 
Unfrieden,  den  Terrorisnius  und  den  Niedeigang  der  britischen 
Industrie  zur  Folge  haben   wird,  unterliegen  werde.     Bs  lässt 
sich  nicht  leiignen,  dass  Reismann-Qrone  ein  drastisches  und  Oberaus 
lebendiges  Bild  von  demjenigen  was  er  in  Schottland  gesehen  hat, 
zn  entweifen  venitand.  aber  die  Tend«is  sein«  Schrift  war  augen- 
Bichtlich,  und  stempelte  sie  m  einer  unsweifelhafton  Ptateisdiriftk 
Eb  fehlt  eben  den  meisten  deutschen  Beurteilem  an  der  in  England 
in  allen  Klassen  so  am^prilgt  vorhandenen  nfiditetuen  und  markt- 
miangen  Beurteilung  der  moderne  Kfimpfe  um  die  Arbeits^ 
bediflgungen.   FmteiBohiiften  und  warmhersige  Erstthlungai  vom 
Standpunkte  gewisser  Ideale,  erwedcen  zwar  einen  lebendigen  und 
aktuellen  Bändru<^  sie  ersetzen  aber  nicht  die  färb-  und  leiden- 
schaftslose Darstellung  des  Thafbestands.    Ich  kenne  nur  eine 
deutaidie  AUiandlung,  Ober  das  moderne  engUache  Arbeiterweson, 
welche  unbedingten  Ansprach  auf  stricte  Objektivitit  machen  kann; 
es  ist  dies  der  Bericht  der  preussischen  GeheimrÄte  Nasse  und 
Krflmmer  (Iber  ihre  iui  Sommer  1890  in  ministerielleni  Aufbage 
unb  rnomniene  Instniktinnsreise  zur  Untersucliung  der  britischen 
Bergarbeiter- Yerlulltnissc.     Während    Reismaun -Grone   in  seiner 
Broschüre   die  sinkende  Konjunktur  zum  Gegenstand  seiner  Be- 
traclitiuig  gemacht  hat,  fassten  Nasse  und  Krümmer  mehr  die  Ent- 
wicklung bis  zur  neuei-en  Hanssepprio(le  ins  Aua;(i.   lyci'lt  r  befassen 
sie  sieh  nur  mit  einein  beseki-änktcn  ]leobaejitTinp:su:el)iet,  aber  (bis 
verhältnismässig  Wenige,  was  sie  geben,  ist  wie  Schmoiler  in  seiner 
fein  abgetönten  Anzeige  mit  Recht  sagt,  ein  wahres  Muster  einer 
objektiven  farblosen  Beamtenrelation,  bei  der  keine  Silbe  verrftt,  auf 
wessen  Seite  die  Berichteretatter  persönlich  stehen. 

Glücklicherweise  liegen  die  Ereignisse  der  neusten  britischen 
Qewerkveteinspolitik  so  klar  vor  aller  Augen,  und  geben  die  unbe- 
strittenen Thataachen  eine  ao  zuverlftasige  Grundlage  fOr  die  fie- 
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utahmg  der  moderneD  Boziideo  Kämpfe,  dasB  es  auch  so  möglich 
nn  wild,  ein  vorlAnfig  abachHeMondes  Urteil  über  die  britiache 
Ailwiteifaewegung  der  Nenseit  su  geben.   loh  habe  mich  llbrigeiui 

wlbst,  ebenfalls  im  Wege  einer  Studienreise,  die  mich  Dank  aua- 
gereichnetor  und  siichverständigcr  Anleitung  in  alle  Industriezentren 
Grosslruanniens  geführt  hat,  an  Ort  und  Stelle  von  don  in  Vi-,v^ 
Irommenden  Verhältnissen  überzeugt,  und  mich  auch  nachher,  auf 
Grand  englisclior  Quellen  bemüht,  mich  über  die  Bewegungen  des 
Arl>eiti>tnarktes  auf  dem  Ijaufenden  zu  halten.    Pi«-  n-alpolitisehe 
Methwle  der  Yolkswirtschaftslöhre,  die  sie  ais  nnm  Erfahrungs- 
▼is^^iischaft  auffasst,  in  der  die  Thatsaehen  die  allein  entselK^id-'^nden 
Stimmen  liaben  und  in  der  die  Theorie  nur  abstrakt  zuöiunmen- 
fanende  Ausdrücke  der  beobachteten  Erscheinungsreiben  liefeni 
lami,  bricht  sich  jetzt  —  ich  darf  wohl  sagen  glücklicherweise  — 
auf  allen  Gebieten,  besonders  in  der  sozialen  Frage,  Bahn.   Da  ich 
gnind^tzlich  diese  Richtung  vertmte,  bitte  ich  meine  Ansichten 
ffiber  die  britiache  und  deutsche  Arbeiteibewegang  nur  unter  dieser 
^mmeßaBong  au  verstehen. 

Dm  der  Wahrheit  auf  den  Onmd  au  kommen  und  em  richtiges 
Bild  TOD  den  britischen  soaial-Okononiifichen  YerhAltuissen  an  ge- 
iriimeii,  muss  man,  wie  Sering  in  seiner  Berliner  Antrittsrede  mit 
Recht  hervorgehoben  hat,  sich  jedenfolla  vor  einem  Fehler  ängstlich 
hOliD,  nimlich  vor  einer  den  Glanz  und  die  Kraft  des  im  britischen 
Rache  pnlmerenden  whrtsdiafüichen  und  sosialeQ  Lebens  über- 
tBeibeaden  Überschfitanng.  EngliBcfae  Bi&hnmgen  und  Boobaohtungen 
hako  lange  Zeit  die  Stellungnahme  vieler  unserer  Gelehrten  und 
Sltttooilnner  gegenüber  den  wlcht^ten  Problemen  politischer  und 
vottswirtschaftlicher  Art  stärker  beeinflnsst,  als  dies  berechtigt  war, 
tnd  man  hat  übersehen,  dass  der  UeuUsche  Staat  Dank  seiner 
Wstoriächon    Eatwickhuig  gauz    andere   Bahnen    politischer  und 
sozialer  Art  einzuschlagen  berufen  war,  als  dif  dun-h  England  vnr- 
gweichneteu,     "Wir  danken  Elngland  unendlich  viel  und  können 
noch  vhr  vi»«!  von  dem  dortigen  freien  Kulturleben  lernen ;  aber 
ia  I>  iits(  bland  ist,  angeregt  durch  die  Entwieklung  unserer  Oe- 
*^hieht*schreibung,  eine  neue  Wissensehaft   vom   St;üit  und  der 
Volkswirtschalt  enti^tanden,  welche  mit  der  Forschungsinethode  rler 
Engländer  zugleich  ihre  prinzipielle  AnfTiissung  vom  Staat  und 
»Q6m  Yerii&ltnia  zur  Gesellschaft  bekämpfte  (Sering). 
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Ich  'will  es  dahingestellt  adn  IsBRen,  ob  wir  in  dieser  Bichiung 
nicht  doch  m  weit  gegangen  sind.  Soriel  ist  jedenfalls  sicher, 
daes  die  deutsche  Oesetxgebung  trotz  mancher  Wandlungen  immer 
wieder  an  die  Idee  des  Staate  als  Or^^anisiiins,  dessen  Wohlfahrt 
in  erster  Linie  durch  Gesetze  zu  pflegen  ist,  anknüpfte.  Wir  stehen 
heute  mitten  unter  dem  ESnflnss  dieser  Staatstheorie:  Auf  der  einen 
Seite  eine  kraftvolle  soziale  Oesetzgeliung  zu  Gunsten  der  Arlieiter, 
mit  der  sich  sell»st  unsere  liberalen  Parteigruppen  zu  befreunden 
begonnen  haben,  auf  der  anderen  Seite  die  sogoiiauiite  „Mittelstands- 
politik  mit  ihren  ebenso  niut vollen  wie  auf  die  Dauer  sich  als 
erfolglos  erweisü-utbii  Versnrlieu.  q-opon  wi  ltwirLscliaftliehe  That- 
sachen  anzugehen  und  der  gru>>ka]>itali>lis(hen  Enlwickliiii£r  mit 
ihren  hohoii  Wirtschaflsfonnen  durcli  paiiimir  Paragraphen  kicin- 
wirtschaftiiche  Unternehmerfonnon  ontgi»genzustelien. 

Rolrnii!:^  wir  in  diesem  Milieu  von  nationalwirtsehaftiichen 
liloen  verharren,  und  solange  die  Eigenart  unseres  nationalen  (ie- 
meinwesens  eine  so  ansg(  ]>nli:(e  ist,  verbietet  sich  die  blinde  Nach- 
ahmung ausländii^lier  Yorl>il<ler  gjuiz  von  selbst,  besondere  dann, 
wenn  die  Voraussetzimg  hierfür  eine  tlurch  Jalirhunderte  verbriefte 
{lolitische  Freiheit  ist,  für  deren  weisen  Gebrauch  wir  in  Deutsdi' 
land  immer  noch  nicht  fOr  reif  genug  erachtet  werden. 

Dazu  kommt  noch  ein  Weiteres:  England  ist  seit  langer  Zeit 
ein  ausgesprochener  Handels-  und  Industrie-Staat.  Kdnem  Menachen 
fUlt  es  in  England  ein,  dies  zu  bedauern.  Die  ganze  Staatspolitik 
steht  im  Dienste  der  möglichst  freien  Emanzipation  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte.  Wirtscbafdidior  und  socialer  Fortschritt  gilt  als 
gleichbedeutend  mit  der  grosskapitalistischen  Entwicklung.  Das 
Adam  Smith^sche  Systemi  das  auf  der  YonMissetzung  marfctmAssig 
Temünftig  denkender  Personen  beruht,  ist  nichts  anderes  als  die 
codifieierte  britische  öffentliche  Meinung.  Der  Unternehmer  hfllt 
es  für  selbstverstftndlich,  dass  der  Arbeiter  als  Verkäufer  seiner 
Waare  ,,Arl)eit"  ebenso  kanfmfinnisch  rechnet  und  die  Konjuneturen 
ebenso  klug  ausnützt,  wie  er  selbst  Man  vergloithe  damit  unsere 
deutschen  Ver!iälliiisse.  Der  denkljar  schärfste  Gegensatz  zwischen 
Laudwiitsrhaft  und  Industrie,  Gross-  und  Kloini;v\voil>".  Oiohs- 
und  KleinUandol  macht  sich  geltend  iinil  erfüllt  die  wirts<liaft4s- 
politisehe  DiÄkub&ion,  Der  Zwiespalt  /.wi.schun  Kapital  un«l  Arbeit 
wird   als   ein    uuveräühulichor   dui'gei>tellt,    nicht   als  ein  uot- 
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leoffigos  Übel,  sondem  als  «in  Ausbeutongssystein  aondergleicfaon. 
Welte  Kreifl»  stehen  unter  dem  Druck  der  Anfbaeong,  dass  die 
OtteHflchaft  niur  aus  Hmohero  und  Beherrschten,  aus  einer  selbst- 
süchtigen Bourgr^oisie  und  einem  der  zunehmenden  Vwelendigimg 
unterworfenen  Proletariat  l)estehe.    Auf  diesem  fruchtbaren  Nähr- 
boden der  Klassenverhetzung^  wuchert  eine  pessiniistisclio  Philosophie 
der  Unzufriedenheit,  die  das  einzige  Heil  in  einer  i-cvolutioiiän'ii 
Umgestaltung  ven  Staat  und  Geseliücluift,  aus  der  dann  ein  ninier, 
gesunderer  und  pereditoivr  sozialer  Or<^;uiismu8  hen'orgelien  ü«>11. 
sieht    So  i«t  es  irekoinnien,  dass  die  modernen  Unternehmun^- 
ff>m'"'n.  die  ailerdingü  €'ine    wiitsciiaftiiche   l^'volution  luMiniten, 
ailentliallten  auf  die  stärksten  Widerntünde  stiessen,  und  sii-h  nur 
hm^m  die  Macht  der  Thatsachm  einer  modernen  Produktions- 
technik zum  Durchbruch  verhalf.    Wenn  dann  der  sonst  so  omni- 
potente Staat|  indem  er  diese  Widerstftnde  zu  TeiBtOrken  suchte, 
die  Grenzen  seines  Mai  htl^ei^iehfi  verqpflUrto,  SO  wurden  r^febnässig 
niciit  die  wirtschaftüchen  Natuiigesetse,  sondem  die  ungeschickten 
und  eoeigielosen  Oesetxgeber  Terantwortiich  gemacht   Ein  klein- 
nötiger,  unmoderner  und  steriler  Pessimismus,  der  selbst  bm  einselnen 
Theoietikeni  Eingang  gefunden  hat,  mmstert  heutzutage  die  ftngst^ 
lidien  Gemüter  und  geftUt  sich  in  beweglichen  Klagen  Über 
nDmIscUaod  als  Indostriestaatf'.  — 

Die  BerOcksiohtigung  all  dieser  Gesichtspunkte  erscheint  noth- 
vmdig,  wenn  wir  vom  deutschen  Standpunkt  aus  die  britische 
itbeitttbewegimg  wOrdigen  wollen,  in  Sonderheit  die  gegenwärtige. 
Am  der  ilteren  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung  wissen 
vir  fveilidb,  dass  nidit  immer  der  gesunde  Tolkawirtschafdiche  und 
«aale  Geist  das  Wirtschaftsleben  Grossbritsnniens  beherrsdit  hat. 
Die  englische  Nation  denkt  zwar  ilirer  ganzen  Natiiranlage  nach 
iiQchterncr  imd  kaulauuinitjcher  als  die  deutsche,  aljcr  das  Sich- 
ahfinden  mit  den  Tliatsachen  der  grosskaiiitalistischen  Technik  einer- 
wits,  und  der  Wflnligung  der  Koalitionen  der  ArUeitsvcrkäufer 
■"i'i>  iv'its,  ilas  wir  heute  mit  Staunen  beobachton,  hat  sieh  auch  dort 
u-bt  laü^'snni  entwickeln  müssen.  Die  Erfahrungen  v<in  lanirwiorigen 
Kämpfen  und  stürmischen  Konflikten  waren  notwendig,  um  die 
Interessengegensätze  in  ruhigere  Baimen  zu  lenken.  Wir  wiswn, 
«im  das  Übel  der  Grossindustrie^  in  England  in  den  dreissiger 
od  rierziger  Jahren  besonders  grell-  zu  Tage  getreten  ist  iu 
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einer  Ztit,  vo  man  von  einer  dentadien  bidustrie  luum  reden 
konnte,  wo  erst  das  Bfligertom  um  seine  EmandpBtion  kftmpfte, 
und  wo  der  ganze  bürgerlidie  libendismos  fdoh  in  der  polittsohen 

Forderung  nach  einer  Verfessiing  einigte,  machfe  Grossbritannien 
unter  acuten  Kämpfen  und  Krämpfen  die  Kinderkrankheiten  der 
grossindustriellen  Entwicklung  durch.  Es  trat  also  in  England 
eine  Trennung  der  Arboitt  r  vom  LÜK^r  il  asinüs  iH  n  its  in  einer  Zeit 
ein,  wo  gleichzeitig  in  Deutschland  von  einer  Arbeiterschaft  als 
politischen  Partei  keine  lietle  war,  wo  sich  vjplmohr  der  deutsche 
bflrgerliche  Libfralisnius  veranlasst  sah,  seine  I\>sition  gegen  die 
Fraktion  ilureli  die  Vcrhrüderung  mit  der  Arbeiterschaft  zu  stärken. 
Hat  ja  doch,  um  nur  ein  besonders  bezeicimendes  Symptom  in 
Erinnerung  zu  bringen,  Karl  Marx,  seine  journalistischen  Sporen  in 
der  von  den  FAbrern  d<>r  Bourgeoisie,  Camphausen,  Hansemann 
und  Mevissen,  gogrüjidcten  politischen  Tageszeitting  vei-dient: 
Also  drüben  jensrits  des  Kanals  sociale  Emanzipationskämpfe  des 
vierten  Standes,  in  Deutschland  ^n  Bflndnis  dw  bQigerlichen 
Fortschrittspartei  mit  dem  gewerblicfaen  Proletariat!  — 

nust  man  das  Wesen  der  Sozialdemokratie  riditig  auf,  d.  h. 
als  einer  Arbeitsrpartei,  welche  in  eister  Linie  bestrebt  ist,  die 
Staatf^walt  in  die  Hfaide  der  arbeitenden  Kiasse  za  bringen,  um 
denn  von  Staatswegen  die  QeseUschaft  im  Sinne  der  socialen 
Okiohheit  und  Gerechtigkeit  zu  reoiganisieran,  so  war  die  englische 
Ghartisten'Bewegung  zweifellos  eine  eozialdemokratiBche,  und  zwar 
die  erste  sociale  rovolutionSre  Bewegung  des  19.  Jaluiiunderts. 
Natürlich  wurzelte  ihr  politisches  Prograaun  in  soaskn  Hissstftnden, 
nnd  zwar  in  Ifissstftnden  so  entsetzlicher  Art,  wie  wir  sie  wohl  in 
Deutschland  kaum  annähernd  kennen  gelernt  haben.  In  den  Akten 
des  preussischen  Handelsministeriums  sollen  sich  Gesandschafts-  und 
Konsulatsberic^hte  befinden,  die  drr  preussischen  Fabrikgesetzgebung  als 
Grundlage  dienen  sollten,  ilie  ein  geradezu  grauenhaftes  Hild  der 
sozialen  Zustände  jeuer  Zeit  in  England  aiifrollen.  Emile  Zola  hätte 
seine  Sehildenmgen  im  Genninal  nirgtnds  besse  r  herholen  können  als 
aus  den  Bergwerksdistrikten  Englands  und  Schottlands  aus  dorn 
ersten  Drittel  unseres  .lahrliundcrts.  überall  fand  man  entwürdigende 
Arbeitsbedingungen,  masslose  Ausnützung  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit, fiberspannte  Ärbeit8zeiten|  unglaubliche  hygienische  und  sitt- 
liche Zustände,  Hungerlöhne  bei  einer  diuxih  schlechte  Ernten,  rasche 
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Bpwlkf'ninLrsztinaliiiie.  Kri^p:8om£»"nissf  und  nnrrh'^rte  Ansj>anniing 
i\>-r  inilir»4:^«^n  H»'st»  noning  eingetretüner  Steigerung  der  Bn)tpnMse. 
England,  wirtschaftlich  so  hoch  postiog'ün,  war  sozial  schwer 
erkrankt.  Die  Einführung  der  Ma^jiuhinon  liatte  den  Wert  der 
■enBcbliehen  Arbeit  stark  vennindert.  Die  Konsumtionskraft  der 
Mse«en  der  Bevölkerung  war  rediizirT-t  nnd  alles  das:  Verstärkung 
d^T  i'i.4uktion8kiiift  durch  die  Maschinen  und  Verringerung  der  Kauf- 
kraft der  Massen  musste  schwere  Krisen  hcrbeif (ihren;  technische 
Mndongen  und  Yeitiessemngen,  die  sich  in  rascher  Folge  abUfeten, 
md  ankende  Qeschftftskonjunkturen  scbofen  xeitweise  eine  Arbeits- 
Mgkdt  Ton  einem  üm&ng  und  einer  Dauer,  wie  sie  vorher 
aBbekaant  waren.  Die  Armenlast  sti^g  rapide,  und  in  diesem 
AngeaUicke  enüedigte  sich  die  am  Ruder  befindlidie  Bonigeoisie 
von  dem  alten  menechenfreundlidiem  Armengeeetse.  Aber  nicht 
mr  hierio  erkannten  die  Arbeiter,  wie  sehr  sie  sich  in  der  Bour- 
Seoiäe  getäuscht  hatten.  Auch  auf  verffaasungsreohtlichem  Gebiete 
kidt  die  sur  Honrschaft  gelangte  Hittelklasse,  geftUut  von  dem 
aeaem  mlchtig  erstaikten  Fabrikantentum,  nicht  das,  was  man 
TOQ  ihr  bilHgerweise  hfttte  erwarten  können.  Die  Refonnbill  tou 
1832  hatte  die  Parlamentsverfassung  zwar  in  lil)eralera  Sinne  re- 
organisiert, aber  das  liberale  Bürgertum,  das  mit  seinon  Interessen 
praedominierte,  war  den  Arlieitern  weniger  entgegenkoinnieiid  als 
•Uj  früiu'io  Parlament.  Man  dachte  nicht  daran,  das  Stiintn-  un<l 
Wahlreiht  auf  die  Arl>eiter  auszudehnen,  benutzte  sie  ülmr  wohl 
»i^  nüuliih*^  Wt'rkzt'H^',  um  dif  feudalen  Grundherren  in  Sehach 
tn  hfilten.  Die  Arbeiter  treiitilfu  sich  «lesweji^en  von  der  liberalen 
l'iutei,  mit  der  sie  so  laiifre  eins  gewesen  waren,  konstituierten 
ach  als  besondere  Partei  un«l  an  ihre  Spitze  trat  1837  die  Londoner 
Arbeitergesellschaft.  Ihr  nflchstes  —  politisches  —  Ziel  war  der 
Aatäi  dar  Arbeiter  an  der  parlamentarischen  Vertretung.  Das 
PrCTumTn  lautete:  Allgemeines  Stimmrecht,  geheime  Alistimmung, 
^Hchmässige  Wahlbezirke  nach  der  Kopfzahl,  Abschaffimg  des 
Vomflgensnachweisos  fOr  Parlamentskandidaten  und  Diäten  IQr  die 
Aligeordneten.  Dieses  Prognmm  wurde  als  das  neue  Orundgeseta 
(Cbtta)  bezeichnet,  das  den  Interessen  des  Arbeitetstandes  ebenso 
&nen  sollte,  wie  die  Magna  Charta  seit  Jahrhunderten  den  Interessen 
da-  fornehmen  und  reichen  Klasse  erfolgreich  gedient  hatte.  Nach 
ibuem  Fuleistatut  nannten  sich  die  Arbeiter  „Chartisten*'. 
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Man  hat  sit-h  vielfach  dureh  den  rcin  politischen  Charakter 
ihivr  Fonlpnuigcii  täuschen  lassen.  Bei  Lic  lit  Ix  trachtet  waren  sie 
nichts  ainl-Mcs,  als  ein  Mittel  zur  Erreichung  sozialer  Ziele;  ganz 
anoli»g  wie  lier  deutschen  .SuziahUMnokratie  ein  Mcnscheniiiter  später, 
das  dann  1867  von  HiBman  k  uktinyierte  allgemeine,  gleiche  und 
p'hcinu'  Walihfcht  als  vonu  hmstes  pdlitisrlios  Mittel  zur  Ern'ichiing 
wirtschaftlicher  Zwecke  erschien.  Der  Chartismus  war  in  Wirk- 
lichkeit nur  eine  Magcnfrage,  oder  nm  mit  einem  Chartisten-Agitator 
zu  sprechen^  gute  Wohnung,  gutes  Auskommen  und  kürzere  Arbeits- 
zeit mren  die  eigentlichen  Ziele,  nicht  politische  Sefaesnrechte. 
£8  war  in  der  Folge  Thomas  Carlylo  vorbehalten,  das  grosse  Pub- 
likum Auf  düle  wirklidieii  Ursachen  der  stfirmiBchen  Bewegung  auf- 
merksam m  madien,  und  er  hat,  wie  die  Ikfahrung  der  Folgezeit 
lehrt}  darin  Recht  behalten,  wenn  er  meinte,  der  Ohartismua  liesse 
sich  nicht  beseitigen,  ohne  dass  man  auch  seine  wirtschafüidien 
Qnmdursachen  hinw^giUume. 

Die  Chartisten-Botschaft  wuide  in  allen  Industriegebieten  wie 
ein  neues  Evangelium  aufgenommen.  Tausende  von  Vereinen  bildeten 
sich,  zuerst  lokal,  sp&ter  interlokal.  Je  radikaler  ihre  Vorderungen, 
je  unbesonnener  die  Arbeitseinstellungen,  je  revolutionftrer  ihr  Vor- 
gehen —  man  denke  nur  an  den  Futsch  von  Birmingham,  wo 
sich  die  Arbeiter  in  den  Beelts  der  Stadt  setsten,  die  ihnen  erat 
mit  Waffengewalt  wieder  abgenommen  werden  mnsste  —  desto 
mehr  zeigte  sich,  wie  thöricht  es  war.  das  Stimmrecht  mit  der 
Waffe  in  der  Hand  erobern  zu  wollen.  Die  imlikale  Bourgeoisie, 
die  lit'i  di  r  Katstehung  «les  Chartismus  i'atlie  gestanden  hatte,  wunle 
ängstlicher  und  zahm«  i,  sie  zog  sich  von  ihm  zurück.  Oleiehzeitig 
wunl<^  die  Rcaktioji  der  Regierung  immer  kräftiger  und  rücksichts- 
loser. Zwar  erhielten  die  Chartistenführer  die  wuclitit^c  Unter- 
stützung der  gi"ossen  Massen,  und  pie  risr?en  auch  die  l>es(»iuienon?n 
Elemente  mit  sich.  Monstrestreiks  füluten  zu  Monstrcjtro/.csscn, 
zaidlose  Bestrafungen  wurden  verhängt,  und  als  dann  die  französische 
Februarrevolution  von  1848  den  revolutiouAren  Qeist  auf's  Neue 
entfachte,  war  das  Fiasko  der  Chartistenpartei  besi^lt.  Nach 
lächerlichen  Verschwörungen  und  Geheimbündnissen,  wahnwitzigen 
Eteformideen,  die  alle  durch  Misserfolge  über  Misserfolge  erstickt 
wurden,  siechte  der  Sozialismus  dahin,  und  fiel  mehi  und  mehr  der 
lAoherliohkdt  anheim  (Georg  Adler).  — 
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Das  ist  in  flüchtigen  Umrissen  die  Oonesis  der  englischen 
!i<tml(Jemok ratischen  Bewegung.  Es  ist  gewiss  richtig,  da«8  sie, 
»ic  Broiitano  meint,  wenigstens  die  eine  nachlialtijre  Wirkung  ge- 
hai  t  l:;it,  die  britische  Arbeiterschaft  zum  Iktwussts(>ni  ihrer  Klassen- 
i[,t-rt-s''ii  7.n  luineren.  Auch  das  Weitere  ist  unxwcifolhiift  richtig, 
liax;  {mint  die  Grundlage  gebchaffen  war,  für  die  gcwerkvcreiiiliclie 
Assoziation.  Seit  1850  verschwand  in  der  That  die  cif^ojitlichc 
radikale*  und  s(tziali>tische  Arltciterbewegung.  Die  Arbeiterjjiutei 
mauserte  sicii.  Die  Arbeiterechaft  schien  prinzipiell  die  Grundlagen 
der  kapitalisti.schen  WirtKchaftst)rdnung  anzuerkennen  und  besti-ebte 
BK-h,  (iin-ch  Grändung  von  Unterstutzungskassen,  Genossenschaften 
ond  Qewerkvereinen  innerhalb  der  bestehenden  WirtBchafteordnung 
•lio  Lage  der  Arbeiter  im  Wege  der  Selbst iiHlfe  zu  verbessern. 
Die  JUassengegensAtze  milderten  sich,  die  organisierte  Arbeiterschaft 
vnrde  toq  der  Gesellschaft,  nach  von  dem  Untemehmertam,  als 
berechtigtes  Qlied  anerkannti  und  es  trat  unaweifelhaft  nach  den 
Tosdiiedensteii  Richtungen  hin  eine  wirtschaftliche  Hebung  der 
Uge  der  lohnaii)6itenden  Klassen  ein.  Dieser  augensichtliche  Um- 
Bdiwinig  in  dem  VerbSltnisse  von  Kapital  xur  Arbeit  hat  nun  ge- 
wisse Ideologen  wie  Schulze-GATemita  und  Andere  verfllhrt,  m 
behaupten,  es  sei  in  die  britische  Gesellschaft  unter  dem  Einfiuss 
TM  Gharlyle  und  christlicfaen  Sosialreformatoren  gleichsam  ein 
aeoer  Geist  gefahren,  der  die  Arbeiter  ptdtxlich  maniedich,  die 
üntemehmer  au  somai-mod^men  und  hunuui  dai1tend«i  Kensohen 
gemadit,  und  den  starr  individualistischen  Qedankenlcreis  geliot^ 
oad  gebrochen  habe. 

Davon  ist  gar  keine  Rede;  wer  das  Miiiiiiumt,  verkennt  voll- 
stäDfh'g  den  nHchternen,  geschüftsmässigcu  (lniii<U'liarakter  der 
i'ritiw.-lKu  G*-s*'lU<-haft.  Es  ist  ja  richtig,  dass  den  Englüiidurn 
aller  Benifsarteii  dif»  Religion  tief  im  Rlutc  sit/,f.  und  kein  Mittel 
»ünle  ^itii.'ivr  wirken,  sie  v(»u  <ler  Kielitigkeit  dt-r  snzialistisohen 
HeiNwahiliriten  zu  überzeugen,  als  der  Naeiiwcis.  dass  sie  mit  den 
Lehren  iler  Evangelien  ülxjreinstinunen.  In  der  Tiiat  predigen 
soit  Jahren  Geistliche  der  englischen  Staatskirche  christlich- 
^iiiali.'  Ge<lanken.  Sieht  raau  aber  näher  zu,  was  da  als  neue 
Weisheit  verkiindet  winl,  so  merkt  maii  bald,  da-ss  es  auch  jenseits 
•ies  Kanals  den  Sozialpolitikern  im  geistlichen  Gewände  an  der 
tiefeien  volkswirtschaftlichen  Bildung  und  Einsicht  gebricht,  und 


dasB  sich  ihre  Bchwangyolleti  Lehren  nur  als  elh]flch<4oaale  Phnaen 
entpuppen.  lliigendB  kommen  sie  fiber  die  GegenflbetBtellung  der 
beiden  gi-osaen  Prinzipien  der  Heneehhoit,  „IndiTidnalismns  nnd 

Sozialismus**  hinaus.  IVIan  lese  nur  die  Rede  dee  bekannten  Lord- 
bischofs von  Durhani,  Westcott,  eines  der  Häupter  der  „Christian 
Sozial  Union",  über  die  ..Kirche  und  den  So/ialismus"  und  man 
wiitl  Ix^ureifeu,  waiuai  diese  Art  vun  christliclieni  Utopismus  auf 
Ii»  ili  Iii ik»'i,  wie  sie  die  Fdhrer  der  niassgel »enden  Trade  UnioDS 
dui'dnveg  bind,  keinen  nennenswerten  Eintluss  luilieii  konnte. 

Die  führende  britische  Arbeiterpchaft  ist  aber  nicht  nur  diirc^h- 
ans  realpolitiseh  gerichtet,  sondern  sie  wurde  in  ihier  (icwork- 
vereinspolitik  durch  eine  höchst  eigenartige  sozial-ökonomisciie  Kon- 
stellation in  derjenigen  Periode  anter8tflt7.t,  in  welcher  sich  die 
heute  sozlal-i'ezipier'tP  und  von  der  önentlichen  M«ming  als  be- 
rechtigte Thatsache  anerkannte  Arbciterozganisatiou  und  deren 
Politik  entwickelt  und  konsolidiert  liat 

Den  kräftigeren  und  intelligenteren  Elementen  des  engliaolien 
Arbeiterstsndea,  also  den  besser  bezahlten,  gelernten  Arbeitern,  ist 
es  in  der  Folgeieit  gelungen,  eine  neue,  befriedigende  und  geachtete 
soziale  Ordnung  fOr  eich  zu  acha^.  Diese  neue  und  befriedigende 
soziale  Qigamaation,  die  ihren  Auadruck  nicht  in  staatlichen  Ge- 
setzen, sondern  in  den  mannigfaltigsten  und  umfcssendsten  Institu- 
tionen  der  SelbsthüUs  findet,  ist  aber  im  wesentlichen  beschrftnkt 
geblieben  auf  die  höheren  Schichten  der  Arbeitersohaft,  die  In 
zflnfiiger  Abschlieseung  gleichsam  eine  Aristokratie  der  Atbdler- 
Bohaft,  einen  besonderen  „rorletsten**  Stand,  darstellt 

In  den  grossen  nach  versichernngstechniscfaen  Grundsfttzen 
verwalteten  Ärbeiterorden  findet  heute  die  ^te  der  Arbeiterschaft 
eine  hinreichende  Vei'siehenmg  pregen  Krankheit,  Unfall,  neuerdings 
Arlteit.slasigkeit  und  teilweise  aiieh  Invali  ;it  it.  Die  Alters-,  Wittvven- 
und  WaisAnversorgung  ist  zwar  gar  nahl  oder  nw  in  den  ersten 
Anfänt,'on  voilianden,  dagegen  sorgen  zahllose  Erwerbs-  und  "Wirt- 
schaftsgenossenschuftcn  in  immer  grösserem  Umfange  für  y>!-oi'>;- 
würd^en  Unterhalt,  für  billige  Wohnungen  und  für  zeitgeumä^e 
Pflege  der  Bildung  und  OeBolligkeit. 

Den  Kern  der  neuen  Ordnung:  bilden  aber  die  (lewerkvei'eine; 
sie  haben  es  in  schweren  Kämpfen  durchzusetzen  sermocht,  dass 
nicht  mehr  der  einaelne,  sondern  die  geschlossene  Berufegenossen* 
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ykift,  die  Verband  Inn  gen  Aber  ArloitslM'flingungen  ffllili.  Die 
ötwerksvereiiie  haben  mit  andon  i,  A\  niien  die  ArbcittT  in  ihmm 
Verhiltnis  zu  den  ArbeitgeLtetti  aus  ihrer  Vereinzelung  brlreit  und 
tx-virkt,  dass  aie  <leii  letzterea  als  gleichwertige  Macht  gegea- 

Die  Oewerksvereine  haben  also  neben  ihrer  fdrsorglichen 
IhÜigkeit  wehrhafte  Funktionen.  Sic  sind  Interessenvertretungen 
der  ArbeitRrcrlc3nfcr,  und  ihr  hauptsächlichstes  Mittel,  um  auf  die 
Gestaltung  dos  Arbeitsmarkts  einm  Rinflus»  zu  gnwinnen,  ist  die 
ArbeitBeiDsteUnng.  Oer  Streik  setzt  die  gewerkschaftliche  Koalitiott 
dflriibeiter  vonns,  die  orgaoisiflrtea  Arbeiter  sind  die  Mannschaft, 
m  ümm  SolidaatttsgefQhl  bAngt  die  Disciiilin  und  die  finaniielle 
BOstmig  ab,  ihre  Waffe  ist  der  Ausstand.  Alle  diese  Yotaus- 
ndaagea  sind  in  Qrasshritannien  in  weitestem  ümfutge  gegeben, 
tad  80  ist  ee  gekommen,  dass  man  England  als  die  Hochschale 
für  Irbeiteriroalitionen  aller  modernen  Industriestaaten  ansehen 
dui  In  Deutschland  ist  Immer  noch  nicht  eine  freie  und  nflchteme 
BeorteQuiig  der  gewerkveieinliohen  Aktionen  zum  Durchbruoh  ge- 
hngt  Bas  Unternehmertum  perhoneadert  in  emseitiger  Klassen* 
le&ogeidiett  die  gewerkschaftliche  Koalition,  und  Verwaltung  und 
Jostis  sind  auch  nach  der  EinfQhning  der  je^setzlichen  Koalitions- 
freiheit von  gewißsoii  spiessbürgerlichcn  Vonirti  ilen,  mehr  als  sie  es 
«selbst  wissen,  beherreclit.  Ich  fürchte,  dass  es  nr>ch  ifcht  laiigc  dauern 
vird,  biä  wir  aus  zu  der  in  England  vorherrschenden  sachlichen 
Beurteilung  der  Koalitionen  hübcis  und  driUjen  durchringen  vvcixleii. 
Koalition  mi  ]  Sh  oik  sind  ausgOf5pi(A.heü   moderne  Erschoinungon, 

Uüvermeidijch  sind.  Tberall,  wo  sicli  die  intil'iK"  *iiu^H- 
industrie  entwickelte  und  eine  l)esondere  lohnarbeitendo  Klasse 
^'hnl  legte  eö  sie  der  Arteitersi  liaft  nahe ,  der  imbcschrflnkten 
Herrschaft  des  Unternehmers  über  die  Bedingiuigen  des  Arl)eit8- 
tertrages  in  der  KoaliUoD  der  Arbeitsverkäufer  ein  G^ngewicht 
tn  bieten.  Die  grössere  Intensität  des  Klasseninteresses  bei  den 
Arbeitern  liegt  im  Wesen  der  modernen  Produktionsordnung.  Der 
Äfbeiter  wird  und  kamt  sich  erst  dann  mit  dem  ka})it<i1istischen 
Sptem  aussöhnen,  wenn  er  die  Garantie  erhält,  dass  in  demselben 
die  Arbeit  nicht  als  „eine  Waie  wie  jede  andere^  behandelt  wird. 
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Die  menflchliGhe  Arbdt  ist  eben  eine  Ware  ganz  beecmderer  Art, 

Uoim  sie  ist  untrennb»*  von  der  I*er8r)iilichkeit  des  Arbeitenden. 
Dieses  persönliche  Element  in  d.  i  Ailieit  suchen  die  Arbeiter  durch 
freie  Organisationen  und  Associationen  zu  wahicMi,  d.  h.  sie  vor- 
binden sicli  zu  Oewcrk vereinen.  Nur  auf  (lirsi  ni  Wege  ist  es 
nioglich,  ein  wirklich  geschäft««maRsigeR,  zwar  iiiclit  idoalos,  ali.  r 
der  liesnmloren  Natur  der  „War«-  Arbeit''  an^T^nicj^senes  Verhältnis 
7.wis(;ti('ii  Ä rbcitgel>«^rn  und  Arbeitnehmern  7.11  unt<  ihalten.  Dun-h 
die  Koalition  der  Arbeitsvcrkilufer  leidet  aUorrliims  das  gegensei tiire 
Vertmiien  der  Parteien,  es  hört  die  GemiHlichkeit  auf.  Aber  rein 
geschäftsrafcsige  Beziehtingon  pflegen  meistens  ungemütlich  zu  sein, 
dafür  aber  frei  vou  Ijeidenschaft  und  Haas.  Solange  die  Arbeiter 
isoliert  ihren  Arbeitgebern  gegen ulwrsteheo,  namentlich  im  grösseren 
kapitalistischen  Betneb,  drrukt  sie  ein  gewissns  stibjectives  Oefühl 
der  Hilflosigkeit,  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit,  der  Ungleicblieit 
der  beidersoitlgeii  Stelhmg  beim  Absciiiusfte  des  LobnvertragB. 
Diese  Empfmduitg  ist  die  Quelle  des  Klasaeobasses  und  der  Klassen- 
verhetsimg.  Soll  an  derea  Stelle  ein  geschäftsmAssiger  Oleichmut 
treten,  so  nnss  den  Arbeitern  das  OefOhl  eines  Rückhaltes  and 
eines  festen  Standpunktes  gegeben  werden,  von  dem  aus  sie  die 
ihnm  gfinsttgen  Konjunkturen  besser  ausnutxen,  und  g^n  die  un- 
gfinstigen  besser  ankftmpfen  können,  als  sie  es  einacln  und  sieb 
selbst  llberiassen,  vermögen,  i) 

Es  handelt  sidi  bei  den  Oewerkvereinen  um  die  Herstellung 
einer  Organisation,  welcher  die  Arbeiter  mit  freiem  Willen  die 
Begelung  des  Arbeitsangebots  Qbertngen.  IMese  Organisation  ist 
psychologisch  betrachtet,  wegen  der  natürlichen  Klassensolidarität 
der  Arbeiter  wahrscheinlieli  und  möglich.  Die  grosse  Ma.«5se  hat 
eine  naluiiichc  Neigung  zur  Vrrsclimelzimg  der  individuellen 
Interc-^sen,  weil  die  Beteiligten  instinktiv  o<ler  mit  Bewusstsein  er- 
kennen, dass  aii'  h  die  Einzelinteressen  in  der  Koalition  i/esser  ?e- 
wnliit  sind,  als  in  der  TsolienniK-.  Dieses  natürliche  Solidaritiit."^- 
u;efiilil  in  der  Arlifiterklassc  das  beweist  die  Soeialgesehichte  -  — 
ist  el)en80  eine  wirtsrhaftliche  l*atonz.  wie  der  individualistische 
Egoismus.  Auch  die  Kiitwickeiung  der  politischen  Parteien  b«> 
st&tigt  diesen  Sats.    Durch  gemeinsame  K&mpie  und  durch  die 
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Gewöhnung  ie^'elinästsie:er  individueller  Opfer  für  die  Kameraden 
iiiuiuit  dieses  Gefiitil  der  Solidarität  einen  besonderen  Charakter  an. 
Je  «rhwit  riger  die  Chancen  von  Gewinn  und  Verlust  lu  UMeelmen 
biüii,  'ir>to  grosser  wird  mit  der  Zeit  <lit'  Vorsicht,  mühsam  or- 
sparte  und  zusani menge hmchte  Einsätze  in  einem  aleatorischen 
ÜBternehnien,  wie  ein  Streik  stf'ts  ist,  aufs  Spiel  zu  Betzen. 

FnüicU  liat  tlit'se  Solidarität  ihn»  iiiitflrliehon  Grenzen.  Mit 
der  jiuchtemen  und  kaufmännischen  Eiehandlung  der  Beziehungen 
rwischen  Kapital  und  AHx'it,  wie  8ie  die  englischen  Oewerkvei'eine 
liereits  gelernt  haben,  mit  d<  m  gesell fiftsmässigen  Gleichmut  ilirer 
Verliandlungen  und  der  rückBichtslosen  kaltblOtig«n  AusnOtzung 
der  Konjunktui-en  des  Marktes  mitwickelt  Rieh  ein  eigentttmlicher, 
cxclusiver  Korpsgeist  der  Alteren  geaobulten  Vereine  gegenüber 
deo  jüDgeien  und  der  grcesen,  im  nfichtemen  Lobnfcampfe  noch 
nicht  gefibteo,  undiacipHnierean  Masse.  Ans  der  oberen  EßUfte  der 
Albeiter  entstebt  dn  neuer  Mittelstand,  und  so  wertvoll  diese 
weiteie  Differensienmg  und  Abstufung  der  Gesellscbaft  auch  sdn 
sng,  80  bedenkliob  ist  sie,  wenn  eine  starke  BevOlkerungssunahoie, 
fie  wiederam  das  Arbeitsangebot  steigert,  die  Gewerkvereine  stur 
Sdifiessung  ibrer  Organisationen  fönnlicb  swingt  IKe  Aussen- 
ttdienden  werden  bocbmfitig  vor  den  Kopf  gestossai,  bartbenig 
bjkottieit,  und  in  dner  besser  situierten,  weil  straff  oiganisierten, 
MiwxitU  droben  die  Missbriache  des  zflnftigen  numerus  dansiis 
»ad  der  gegen  Zuzug  gesperrten  Ärbeiterkasten  in  moderner 
IWm  wieder  aTifznleben.  Jede  solche  Einschränkung,  die  den 
einen  Stand  hervorhebt,  vermehrt  den  ungeheuer  schweren  Druck, 

auf  dem  Rest  der  Arbeiter  lastet.  Und  daher  auc  ii  das  einfache 
Oeheimnis,  wanun  die  ungelernte  Arbeiterschaft  durch  die  lilütc 
*ler  Gewerkvereine  gelernter  Leute  in  das  i-adikal-sozinlistisehe 
Uger  £retriel>en  wirtl.  Die  stolze  lJaabhänui*ikeit,  die  die  Mitf,Hi<'<l('r 
J«"  wohionranisicrtfn  Koalitionen  mit  dt-r  Zeit  i;e^a'nüb<'r  ilen  Tuter- 
D«'hm<»ni  t  i-stiitten  haben,  erscheint  teuer  erkauft  mit  der  doppelten 
Abhängigkeit  der  nicht  koalierten  und  aus  Mangel  an  Mitteln  auch 
nicht  koalitioQsfähigen  proletarischen  Genossen  von  dem  sie  be- 
Bcitiftigendeii  Kapital  einerseits,  und  von  der  Gnade  ihrer  bevorzugten 
Küiemden  andererseits. 

Unter  diesem  Oesichtspimkte  will  ein  guter  Teil  »1er  Erfolge 
Worteilt  werden,  welche  die  grossen  und  mAohtigen  Yerbftndo  der 
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britisehen  l^iadeB  Unions  in  deo  loteten  lolmelinten  enieit  haben. 
Ihre  Verndhemug  gegen  Arbeitslodgkeit,  ihre  Kassen  fflr  Beise- 

UDterstützung  etc.  sind  vielfach,  bei  Licht  betmchtet,  nichts  anderes 
als  schi-  probate  Mittel,  \im  die  erkämpft«*!)  bessen^i  ArUritsbo- 
diüguugeu  vor  den  (iff;iliren  des  griksseron  Arlteitsangebot.s  zu 
schntzen.  Hand  in  iliind  damit  geht  die  Weigerung,  mit  nicht 
korporierten  Arbeitera  (so^.  „Pla<  kl«'gs  •)  zusammen  zu  arU  iten. 
In  letzter  Beziehun^^  \y\n\  üln-r  tMiifn  t  .rmliohen  TerrorisniuK.  der 
schon  zu  grossen  Arbeitiieiüsteilungea  und  Auä^perruDgcu  gelührt 
hat,  immer  mehr  gt>khif?t. 

Es  soll  damit  natürlich  nicht  f^enagt  werden,  dass  alle  zum 
Teil  sehr  erheblichen  und  dauernden  Erfolge,  auf  die  die  Gework- 
vereine im  Laufe  ihrer  Entwicklung  zuriickblicken  können,  auf 
Kosten  der  übrigen  Arbeiterschaft  durchgesetzt  worden  sind.  Vieles 
davon  man  denke  nur  an  di^  Reduktion  der  Arbeitszeit,  an 
die  Eiuigungs-  und  Schiedsämter,  in  denen  das  Oeltäude  der  ge^ 
werkvereinlichen  Seibethilfe  seine  KrOnung  gefundesi  hat  —  ist 
direkt  oder  indirekt  allen  arbeitenden  Klassen  au  gute  gekomnifni.  — 

Die  lUSglichkeit  einer  dauernden,  auf  der  Klaaseosolidaritit 
beruhenden  Organisation  der  Arbeitsverkftufsr  war  als  pegrchologisdi 
denkbar  hingestellt  worden.  Sie  ist  nicht  nur  das,  sondern  sie  ist 
thatsBchlidi  vielbch  erreicht,  und  weitere  Fortschritte  nach  dieser 
Riofatung  liin  sind  —  unter  gewissen  Voraussetsungen  —  wahr- 
acheinliofa  und  wUnschenswert. 

Diese  Voraussetzungen  liegen  einmal  in  der  Selbstemiehung 
der  Arbeiter,  ferner  in  dem  Yerhalten  der  Gesetzgebung  und  Yer^ 
waltung  zur  gewfthrldsteten  Koalitionsfreiheit,  in  der  Beurteilung 
der  Arl)eitS8treitigkeiten  seitens  der  öffentlichen  Meinung  und  end- 
lich in  der  SteUungnjüimo  der  Unternehmer  gegenrd>er  dem  Qewerk- 
veiviiis]>n>bleni.  Damit  die  ArlHnterasaoc^iatiom'n  die  Regelung  des 
Arbeitsaiig«  l,nts  einheitlich  und  dauernd  zum  allgemeinen  Vorteil 
gestalten  koniu  n  und  sich  einen  l)es()Hnenon  und  zweckmässigen 
EinfluRB  auf  ilie  Arl»uitt»bedingungen  sichern,  bedarf  es  einer  strammen 
Bis(  iiilin  innri  lialb  der  Vei-eine  in  allen  ihren  Teilen,  eines  eijrent- 
liciion  Stammes  vun  Leuten,  die  die  Erfahrung  und  die  Tradition 
der  Vereinsgescliichto  verk?>rpern.  und  endlich  der  T'msieht, 
IVlfissigimg  und  gescliäftliche  Einsieht  der  massgebenden  Führer. 
Dass  die  Erfüllung  aller  dieser  Bedingungen  mCSgiich  ist,  dass  die 
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Arbeiter  mit  'h'r  Zeit  dit'jf^nip'n  Kiirfn?5fhnftori  oi\v«Ml«'n.  ili<'  si«» 
zur  ClHTnalime  dor  angfxieut-  t'  ii  Uolle  hefähi^^eii,  <1}uüI"M-  ist  gar 
kein  Zweifel.  Die  Entwickeliiiig  der  „älteren'*  liritisflien  Ti-adeü 
Cnions  beweist  djus.  Auch  in  Deutsciihmd  Imheii  z.  R  die  Hucli- 
(imcker.  jene  Gruppe  der  ^fbeitersciiaft.  die  in  fjist  allen  Kultur* 
ländoru  dasjenige  besitzt,  was  der  Arb(Mler  unter  Intelligenz  nnd 
fienifstradition  versteht,  aich  in  gleicher  Bißhtung  hin  vorteilhaft 
eotwitkelt. 

Sehr  viel  hftngt,  wie  gesagt,  von  der  Stellungnahme  der  Gesetz» 
geVoog  und  von  der  AnsflUining  derselben  durch  die  Verwaltungs» 
beh&den  ab.  Die  moderne  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  bringt 
es  um  einmal  mit  meh,  dass  das  Becht  zur  Koalition  nnd  zu 
der  ans  ihr  hervorgehenden  Arbeitseinstellung,  sobald  die  letztere 
olme  Gesetzesverletzung  dnrchgefflhrt  yr'mV,  zu  den  ersten  Orund- 
bedingimgen  euier  freien  und  gerechten  GeseUscluiftsorganisation 
SehOrt.  Ängstlichen  GemAterUf  die.  sich  immer  noch  in  den 
Tfftameti  von  einem  patriarchalischen  VerhAltnisse  von  Arhdtgelier 
und  Arbeitneluner  einwicg«>n,  mag  ein  solches  Postidat  in  hohem 
Örade  bedenklich  erscheinen.  Wer  aber  nOchtem  Arbeiterznstftncie 
ttndiert  hat,  weiss,  dass  die  Zeit  der  Harmonie  der  Interessen  ein 
für  allenial  vorl)ei  ist.  Er  weiss  femer,  daf>M  nichts  der  Kiassen- 
Tiprhetzuiig  grösseren  Voi-schub  geleistet  hat.  als  das  Koalitions- 
verlxit.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  suhlic  AiiMiahinr^'csf  tz- 
?el)Ung  nirgends  dir  ei  wünsi'hten  Wirkungen  gehiil.t  hat.  I<  h  nenne 
<la?  Koalitionsvi/i hut  mit  vollem  i{^•\vu^>tsrill  ein  Aiisiiahniugcsetz. 
Ivnn  e^i  trifFt  rnir  dii-  Arbeiter,  die  sich  schon  \v,  i:.  ii  ihrer  jjrossen 
Mass«^  um'  voi   d.n   Augen  der  l'olizei   ymi  nehnnnig  ihrer 

Interessen  venünigen  können.  .Ie<ler  Untci  ik  Iiiiii  i  in  di  r  (iross- 
itviustrie  stellt  schon  in  sich  eine  natürliche  Koalition  dai-.  Mit 
•  itiheitlichem  Willen  nnd  na4^'h  einheitlichem  Plan  kauft  er  Hunderte 
viin  Arb'iUikräften  und  entlässt  sie.  Nichts  liegt  näher,  als  Ver- 
lande der  Bran4;hengenos8en  zu  verabreden,  die  auch  in  der  Lohn- 
fwlitik  einheitlich  voi^gehen.  An«  der  Geschichte  der  Kartolle  und 
Syndikate  wiss^Mi  wir,  wie  h-icht  solche  Untemehmerkoalitionen 
vor  «lern  lichte  der  Öffentlichkeit  in  eiii  geheimnisvolles  Dunkel 
geiifllit  weiden  kSnnen.  Und  warum  sollen  solche  Verhftnde  daliei 
rtrfjen  bleiben,  nur  das  Quantum  der  Produktion  und  die  Preise 
ihrer  Waaren  durch  Verfoandstatut  festznc^tellen?  Uegt  es  nicht 
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mindrsteiuH  eiiensi»  iialu'.  aiK*h  die  Pnniuktitiiiski'sicii,  untoi-  (ii-iit'ii 
ja  ilio  gewililtpn  I/»hno  «Ii«*  wicht igf,U'  >}ii(  Ion,  oinheitiiiii  zu 

tHigelnV  Die  (irx  liiclii.-  il.  r  I\'ialiiioii8gt'8(»t'/y''''iuiig  in  allen  St;u»t«;'u 
hcstiltijt^  den  s<  hon  von  Adam  Smith  aiiiretieiitet«'?i  Satz,  divss  ein 
gosetzliclif^s  KnalitionsvorlMtt  nur  die  Arlieitsvf'rk.iuf*  r.  ni«  ht  aber 
die  Arl>eitskilnfor  trifft.  Unsere  .InrivSton  lehren  uns  im  Hinl)li<'k  auf 
die  Vereitisp  srtzcr'  ftnng,  dass  „Sitzungen*'  keine  .,Versanunlungon'' 
sind.  hX  etwa  uüt  diener  feinen  Unterscheidung  niciit  mit  imt^kten 
Worten  aiiBgv^sprochcD,  dass  stark  oreranisierte  Vei^ine,  mögen  sie 
bezwecken,  was  sie  wollen,  vor  dem  üesetee  ein  Privileg  baben, 
vor  zufälligen,  vorfibergehenden  Veroinigungen  der  Interessenten. 

Kein  objektiv  Denkender  wird  leugnen,  dass  ein  freies  Koali- 
tionsrecht nussbmudit  werden  kann.  In  jedem  Stande  giebt  es 
Böswillige  und  Hetzer.  Das  Koalitionsrecht  Iftuft  immer  Gefahr, 
in  den  Koallttonszwang  auszuarten.  Aber  die  Gefahr,  «nen  recht- 
lichen Znstand  aufrecht  zu  erhalten,  der  dem  Bechtsbewusstaein 
des  gemeinen  Volk»  widerspricht,  ist  viel  grosser,  als  diejenige 
des  Koalitionszwanges.  Unsere  Sozialdemokraten  sind  mit  den  wirt- 
schaftlichen YerhUltnissen  unzufrieden  und  schlagen  aus  dieser 
TTnzufriedenheit  fortgesetzt  lEbpitai ;  ihr,  an  und  für  sidi  nicht  allzu 
grosses,  Gefolge  w^ird  aber  ins  Ungemeasene  vermehrt,  wenn  die 
grosse  Masse  erst  fflhlt,  das»  die  herrschende  Minoritftt  einen  ver* 
einsrechtlichen  Zustand  schafft,  der  niir  seine  Urheber  bevorzugt. 

Je  fi'flher  die  Koalitionsfmiheit  der  industriellen  Arbeiterschaft 
zugestanden  worden  ist,  desto  fniher  hatte  jene  auch  Oelegenheit  in 
den  eiitstt^lieiMh'ii  Kämpfiiii.  die  freilich  .lahr/.ehntc  lang  wiiteten.  zu 
einer  h«'S{iiul»'i<ni  Taktik  sicli  dnn-hzuringen.  Die  ei-ste  iind  unmittel- 
bare Folge  einer  fivien  Koalitiunsge.setzgrl  11111*4-  ist  auch  in  <iriiss- 
britaiinieu  dkc  gewesen,  das'«  sieli  die  K( laliti' »nen  stnrk  vmiit  hrten 
und  tlass  sie  von  einem  inigcümiden  Stit  ikfielin  gejjackt  MUi-^ien. 
Aber  Niemand,  der  die  soziale  (le.schichte  KiiglandB  verfolgt  hat, 
kann  verkennen,  dass  der  materielle  Aufschwung,  den  ein  erheb- 
licher Teil  der  britis<  hen  Arbeiterschaft  im  dritten  Viertel  dieses 
Jahrhiuiderts  erzielt  hat,  nur  mit  Hülfe  der  (I  wi  tk vereine  und 
der  Arbeitseinst.  1  hingen  erreichbar  war.  Viele  ül  ei  sehen  mir  das 
Eine,  diiss  <lie8e  Erfolge  wesentlich  unterstützt,  ja  bedingt,  diux^ 
eine  h«">chst  eigentAmlich  ökunomisch-politiHche  Konstellation  in 
jener  Zeit  waren.    Ich  bin  keineswegs  mit  Allem  einverstanden, 
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«a>  SoinVtai-t  in  öt'infn  Vnrlräuon  .,riM'r  SozialisitiuK  und  soziale 
Beweminir  im  19.  Jalirliuudert  •  «'iitwickflt  liat.  Aber  wiis  er 
lilier  britische  VerliSltnisse  dort  au.stülut,  ist  ni.  Er.  djv8  Treffendste, 
was  ük»r  den  walii-en  Ciuu-aktor  des  Tradeuiiioiüsiiius  bisher  ^csji^rt 
voTfieii  ist  in  der  Zeit  von  1850  bis  etwa  1880  machte  England. 
«*>tühil  Somlmrt  aus,  einen  ungeheuren  wirtschaftlichen  Aufschwung 
»liirclu  »lor  ihm  vor  anderen  iSationen  eine  Art  industrieller  Monopol- 
stellung sicherte.  Die  Möglichkeit,  den  Markt  In  einer,  der  steigenden 
PnHiiiktivitit  entsprechenden  Proportion  auszudehnen,  gunstige  Kon- 
junkturen, die  nur  selten  duix:h  KriBcn  und  Absatzstookimgen 
noierbrochen  wurden  und  endlich  eine  wirksame  Arbeiterschutx- 
8<*0t^ung,  getragen  von  der  Schaukelpolitik  der  beiden  grossen 
pofitnchen  Parteien,  die  eifersüchtig  darüber  wachten,  dass  die 
immer  schwerer  wiegenden  Stimmen  der  mftchtig  eratarkten  Ar- 
beilerklaase  zu  ihren  Ounsten  im  Wahlkampfe  in  die  Wagschale 
fielen,  beeinflussten  die  Arboitsmarktverhältniese  besonders  gttnstig; 
atoo  auf  der  einen  Seite  konstant  wachsende  Nachfrage  nach  Arbeit 
iifld  geringe  Arbeitslosigkeit,  auf  der  anderen  Seite  Geneigtheit 
and  Flkigkeit  des  Unternehmers,  dem  der  Gewinn  in  StrGmen  zu* 
flosB,  den  Arbeiter  besser  zu  remunerieren,  ihn  an  dem  Goldregen 
bis  zu  dnem  gewissen  Grade  teihiohmen  zu  lassen.  Damals  griff 
ttse  in  mehr  als  einer  Richtung  hin  gesunde  und  moderne  sozialp 
öliederuiig,  die  von  einer  erheblichen  und  stetigen  Verbes.<eriuig 
mateiiellen  L^ige  der  industridleii  ArlM'iterschaft  begleitet  war, 
i-^iu.  Die  in  den  lalnoii  Ibül  hin  18Ö4  tagende  „Royal  Commission 
Oll  IäIh)ui-*',  der  die  umfangreichste  und  gciliegenste  .soziale  Kinjucie, 
'lie  wir  überhaupt  kennen,  zufiel,  hat  dies  dun^h  Feststelhuig  ül>er- 
rasoheiider  Thatsaclien  erwiesen.  Seit  den  vierziger  Jahren  liab«»ii 
'^ie  Hau|jtk< I in pon outen  der  Ijage  der  aibeitenden  KhiHscti,  Hoii«^ 
'}<'S  Lnihns,  Kaufkraft  des  liOhns  und  Arbeitszeit,  eine  wesentliche 
und  anhaltende  Besserung  erfahren.  Die  I^filim  sind  gestiegen, 
uud  mit  Ausnahme  der  AusgalM^n  für  <len  Mietzins  in  grossen 
^ten,  die  alwr  ebenfalls  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  sich 
kwm  weiter  eriiöht  haben,  z»  i  jt  mch  die  Kaufkraft  der  Nominal- 
l'hiie  gegenüber  tlem  gesellschaftlichen  Bedai-f  eine  bedeutende 
Steig:enmg.  Es  ist  gar  kein  Zweifel,  wenn  es  auch  nicht  allgemein 
bektnot  nt,  dass  m  England  die  Lebensmittel,  auch  die  Eiddung, 
ndbrh  billiger  sind  als  in  Deutschland.    Seitdem  noch  dazu  clor 
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Konsuln  von  unionkanist'hem  Fleisch  in  immer  stfirkcrcr  Aufnahme 
gekommen  ist.  Iiat  sich  diese  Erscheinung  n(x;h  weiter  vermehrt. 
Durcli  liie  Oiuaiusation  des  Veikaiit^-  im  Kleinverkehr,  dtirch  die 
Austii'hnung  der  Konstunvtuvin«-  auf  Kreise  des  Mittelstiindes 
und  uiicii  der  gehildeten  um]  lie-^^  i  sitiiiiiU-n  Klassen  ist  der  Vor- 
tneb  der  W  ;ir»>n  in  <!ie  kh  ineten  IvonsuintionskanäJe  in  zimelimeuder 
Weiße  vereiufarlit  und  verliilliirt  woidt-n. 

Auch  in  sanitärer  liinsiiht  sind  die  Arln'its/u.-täMd*'  besser 
gewonlen,  und  in  zunehmendem  l  infang«'  li<  /.iehen  zahhfielie  ArV»eiter 
neben  dem  blossen  Arbeit.seinkonunen  EinkomDiens(£Uoten  aus  ge- 
wissem ersparten  und  investierten  Kapital. 

Der  genannte  En<juetel>ericht  hebt  ausdrüekli(rh  hervor,  daas 
dieser  beträt;htiiehe  und  fortgesetzte  Fortschritt  in  der  materielK'n 
I>age  mit  dem  der  modernen  Industriecin wirkliuig  angepassteii  fort- 
Bchreitenden  Qewerbei'eeht  Hand  in  Hand  gehe,  ilass  die  Arbeiter- 
gruppen in  hohem  Grade  die  Kraft  und  das  Geschick  der  Oiiganisation, 
Sclbstverwaltimg  nnd  Selbsthilfe  besitxen  und  duroh  die  Assoisiatioii 
als  Konsumenten  selbst  Ofiganisatoran  und  Leiter  grosser  und 
blühender  Handels-  imd  Gewerbountemehmungeu  geworden  sind, 
wodurch  sie  sich  einen  grösseren  Anteil  an  dem  allgemein  sinkenden 
PreisniTeau  sicherten. 

Dasu  kommt  die  Thatsacbe»  heisst  es,  da»8  die  höheren  Industrie- 
grade  die  ungelernten  Arbeiter  zum  Teil  alisotbiert  haben,  wfthreml 
die  r^n  vom  Arbeitseinkommen  lebende  Arbeiterbevolkerang  surdck- 
gegangen  ist  Die  frflher  den  Lohnkampf  begleitenden  Schärfen 
sind  einer  freien  nnd  «rfTenen  Behandlung  der  strittigen  Fj-agon 
gewichen. 

Die  Endresultate  der  englischen  Untersuchungskunimissicm 
wi(ierlegon  in  zuverlässiger  Weise  die  kühn  ljehau[»teten,  aber  nit  lit 
erwiesenen  Sätze  unserer  Sozialislcn  und  bestätigen  in  geradezu 
überraschender  Weise  die  schon  früher  von  (linV'n.  Piiin«'/.,  Lei"oy- 
Be^iulit'U,  .1.  Wolf  n.  a,  veili-  tenc.  allcnlings  loskuig  dwrr^h  nin- 
hussi'ndes  BeobaelitungsmateriHl  un/urcirlHMid  Ijofmlndt-t'-,  sngciiannte 
optimistische  Auffassung,  dass  gemdo  in  grossindustriellen  und 
WelthandeJsstaaten,  nach  längeren  I'erioden  gemessen,  sich  eine 
wohlthätige  soziale  Versehieliung  des  Vrilksoinkommens  vollzogen 
liat  Die  Heuten  der  Grundstücke,  der  Untemohmeigowinii  und 
die  Zin»en  vieler  Kapitalien  sind  kleiner  geworden  2U  gnnsten  der 
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L^fi»  ilti  I»e.sit/Jv»bcii  Klus8ori.  Das  hcküiinU*  „thf  rieh  ri<  hcr,  th»^ 
j'or  iKjoi-er^  als  sozialos  Entwickluiij^l)riiizi|i,  «las  eine  (loiioration 
Lini;  nicht  mir  von  Sozialisteii  wie  ein  Dogma  hinjixinoninu'n  wunle. 
erleidet  duR-h  die  neueste  englische  soziale  Eii<iuete,  die  an  OrHiul- 
iirhkrit  uud  glfickl icher  Erfassung  des  UntersuchungSgegeustandes 
m  keiner  vortiei^heDden  übertroffen,  wixd^  einen  neuen  kr&f* 

Frtüicli  ist  der  Anteil  der  verschiedenen  KlasBon  an  dieser 
BMterieUen  Verbesserung  ein  sehr  Terschiedener,  und  man  macht 
oü  den  Fehler,  bei  einer  Veigleiohung  englischer  und  kontinentaler 
mialer  YerhAltnisse  nur  von  den  Znstftnden  der  gewerkveretnlich 
dirigierten  Arbeitetschaft  ausKUgehen.  Bei  ihr  finden  wir  aller* 
dings  Lohnsfttze  und  ArbeStssseiten,  wie  sie  bei  uns  unbekannt  sind. 
So  banA  ich  beispielBweise  in  Glasgow  bei  als  Vorarbeiter  thfttigen 
Sdiübtoiieni  TagelOhne  von  15  Mark  und  mehr  und  eine  Arbeits- 
zeit fon  etwa  4  bis  Wochentagen.  Erheblich  anders  gestaltet 
iA  die  Lage  der  nicht  gelernten  Arbeiter,  jener  Kiasse,  die  nichts 
ils  ihre  ph^'sische  Kraft  einanaetaen  hat  und  erst  in  den  letzten 
Ja&fen  versnoht,  organisiert  in  den  Lohnkampf  su  treten.  In  diesen 
innereD  Schichten  der  Arbeiterschaft,  die  mehr  als  |4  der  Qesamt- 
heit  .nismachen,  simi  l)ald  l"^V»erstunden ,  hjild  Arbeitslosigkeit  in 
Iie^lenkliciisleni  UmfaiiL'^»!  an  der  Tagesoi-dnung.  Der  \norte  SUiiul 
teilt  sich  eben  in  Kiij^laixl  in  sehr  scharfer  Weise  in  eine  Klasse  4a 
unil  4b  ein.  \\elcli"  letztere  zum  Teil  in  den  ekiuleHten  Vriliält niesen 
lebt.  Man  kann  in  London  beispielsweise  stundenlang  dujch  saul«3re 
und  ein-  i:e\vi8t>e  Woh!hal)enhoit  verratcntle  Aiboiterviertol  wandern 
untl  andeivrseits  in  (Quartiere  kommen  von  einem  Ma,ssenelend  un- 
geheuerlichster Art.  Empfangen  doch  in  London  täglich  über 
100  000  Personen  Arraenunterstutzungeu,  60  Millionen  Mark  worden 
jährlich  filr  die  dortige  Armenpflege  ausgegeben.  - 

Die  Erfolge  der  gewerk vereinlichen  Politik  kamen  also  in  erster 
Linie  der  Aristokratie  der  industriellen  Arbeitei-schaft  zu  gtite  und 
lind,  wie  schon  gesagt,  <las  Residtat  einer  hdchet  eigentümlichen 
Bonil'Akonomischen  Konstellation.  So  lange  diese  anhielt,  waren 
die  Cntemehmer  wohl  iti  der  I^ige,  Konzcsmon  auf  Eonzession  zu 
DttdieD,  und  da  man  dank  der  praktischen  und  trockenen  Gemfits- 
rennlagnng  beider  Teile  den  Lohnkampf  als  einen  rein  Wirtschaft* 
lichfn,  als  ein  Goschftft,  wie  es  sich  allenthalhen  zwischen  Eftnfer 
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mid  VerkSufor  a(  .s[  ii^  lt,  ansah,  so  ist  es  durctuuiB  nicht  flberraschend, 
dass  Bich  die  DUferensen  swischen  den  Pärteion  in  so  ruhiger 
gescbftftsmftssiger  Weise  ahwickelten. 

Jenseits  d«'S  Kanal»  spielt  \m  den  Forderungen  der  Arbeiter 
das  \V(»rt  „i-easonalde''  eine  gross*»  Rolle,  und  die  Notw*'ii(ji;;ki'il 
des  Zu.suimueiif^elu'ns  von  KapitiU  und  Arbeit  winl  klar  erkannt 
und  anerkannt,  und  so  hal^ers  »U  li  di>'  ;ilten  Gewerkvei-»?ine  zu  einer 
f:^enssenen  Inteivsseuvertn-tunp  hen«usc-  l.ililt>(  :  iii|.li)iiiatiM  li  ^t  wandt. 
glatt  nacli  oben,  exklusiv,  engherzig  und  riU,'k.siehtsl*js  nach  unten 
(Sonibail). 

Tutc^r  diesen  Verhau«! liinusnu  thoden  kam  die  organif^ierte 
Arbeit^^i-sehaft  zu  ilm^in  Heriit,  ohne  sitdi  utopistiseli-so/.ialistisehe 
Soniitagsideen  und  ein  radikales,  den  kapitalistischen  Stjiat  negieren- 
des, Programm  leisten  zti  bra)i<  hen.  Bs  entstand  ein  sozialer 
Waffenstillstanil,  garantiert  durch  den  Corpageist  und  die  KOstungen 
der  Partei(Mi.  Es  war  al)er  ni(;ht  etwa  ein  wirklicher  ,.sr>/.ialer 
Friedings  denn  die  ultima  i-atio  blieben  immer  doch  nur  di;>r  Streik 
und  die  Aussperrung.  Audi  jene  wirtschaftlich  so  günstige  Periode 
ist  Oberaus  reidi  an  Arbeitseinstelliuigen,  luid  in  den  zehn  Jahren 
von  ISrO^—lSSO  zählt  man  in  England  nicht  weniger  als  2352 
Arbeitseinstellungen.  Bevan  hat  in  derselben  PericMle  stetistiscbe 
Berechnungen  über  114  spezielle  Streiks  gemacht,  welche  den 
Arbeitern  an  Löhnen  etwa  102  Millionen  Mark  entzogen  haben. 
Wie  hoch  mag  sich  der  Verlust  der  flbrigen  223B  Streiks  wohl 
beziffern? 

So  gestaltet  war  der  vielgerilhmto  soziale  Frieden  in  der 
Periode  von  1850— -1880. 

Als  dann  eine  Periode,  die  bis  in  unsere  Tage  dauert,  eintrat, 
in  welcher  die  englische  Monopolstellung  auf  dorn  Weltmatkt  auf 

zunohmondo  Sehwinrigkeiten  fstießs,  die  Konjunkturen  in  raschem 
Wechsel  auf-  und  al)gingen,  tniteii  auch  die  inigelernten  Arbeiter 
auf  den  Kanijif]»latz :  die  Streiks,  vielfa<'h  erfolglos,  nahmen  an 
y^ahl,  1  niluiiir  und  Krbitterung  der  Parteien  erheblich  zu.  Auf  der 
and»  rcn  Soite  autwurteten  di»«  Fabrikanton,  sol».dil  üie  die  .Markt- 
lage iiicitüi  für  trunstij;  eni<  Iii.  t- n,  mit  ^taiilreiclieu,  rücksichtslosen 
un<l  oft  ei-f.ili;i-.'ichcii  .\uss|ii'i  rmigiMi. 

Inzwi:<<;iien  »aLMnisieite  si'  li  ;»uch  (his  I'roletnriat,  Äuss.'ilirli 
unter  den  bewährten  Fürmcn  der  Trade- Union«  üalen  die  „Jungen" 
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mit  mdüuilen,  ja  aUBgeKprnchen  sozialistimihen,  Pitif*niinin<m  in  die 
Aiena.  Dieses  Auftreteu  der  oeucn  Goworkvercine,  stteiklustig  und 
ndikid,  wie  sie  waren,  führte  zu  heftigen  (iegt  usatxen  innerhalb 
der  Qcwerkvcreine  selbst  uml  damit  zn  Kämpfen  der  beiden  Hich- 
tangea  8\if  den  Jahreskongreesen.  Schon  auf  dem  Gk^werkvereinK- 
Koiigrt'ss  zu  Liverpool  (1890)  hatte  die  Politik  iler  Un^^eleriit4.'n 
Mehrheit,  uinl  trotz,  hoftiiifer  Opposition  seitens  dw  alten  ue- 
i;;i«ii^en  Veiv^ine  ivzipierten  du-  Kongresse  in  <lcr  Folg»«  woitere  Frag- 
UMite  der  sozialistisehen  Lehiv.  Gnuul  uiul  lioden,  liergwerke, 
ülK'rhaiipt  alle  rroniiktions-,  Vpi-teilungK-  und  Tausfrlunittel  —  so 
Miinl<*  in  einer  priiizi[iiclloii  Rv>>iliitioii  aiis^fSjtivH'li,>n  — -  sollt«'!! 
ii.ilioiiali>i.  r1  wi-nien,  ninl  in  /.iiiK-hnieiHloin  Uiufange  wunlc  aucU 
•i»^r  Rill  laut  nach  staatliclioüi  Eingn'ifen. 

Man  hat  tli»}  Bedeutung  dieses  neuen  Tmdo-Unionisnius  elienso 
')lt  unter-  als  uhersehätzt.  Als  man  sieh  von  iler  ersten  V\m'- 
raH-lmng.  die  die  soziaUstiscdien  Ikrsehlüsse  alienthali>en  en^egt  hatten, 
•rliolt  hattt-,  war  man  vielfach  geneigt,  sie  auf  zufällige  Majoritäten, 
'ii<-  durch  kluge  Taktik  ohne  Schwierigkeiten  in  Schach  gehalten 
hittm  werden  können,  zurflckxufühi'en.  Eine  einfache  Clierrnmfjoluug 
—  80  hiess  es  —  habe  stattgefunden.  In  der  That  hat  der  dem 
Kiagvess  von  Norwieh  folgende  Gewerkverein^-Kongresa  von  Gardiff 
wieder  etwas  eingelenkt  und  zahmere  Resolutionen  gezeitigt.  Als 
dann  die  selbfltftndige  Arbeiterpartei  bei  den  Parjamentswahlen  ein 
Slinwndes  Hasko  machte,  jubelte  man  im  Kteise  der  Bewunderer 
^  britischen  Oewerksvereinspolitik  und  meinte,  mit  der  Nieder- 
lage der  unabhängigen  Arbeiterpartei  sei  der  beste  Beweis  geliefert, 
^  in  England  auch  in  Zukunft  kein  Boden  für  den  soaalistisohen 
Radifcwliflmus  voriianden  sei 

Andere  ftuseerten  sich  vorsichtiger.  Sie  gaben  zwar  su,  das» 
die  massgebende  britische  Arbeiterschaft,  unbeirrt  durdi  sozia- 
üfitisdie  Sonntagsideen  und  entsprechende  Progiammerweiteningcn, 
eotspreehend  der  goschichtlirhen  Entwit-klung  ihres  Vereinswesens 
öfi'l  dank  des  nüehtornen,  >taut.^niännischen  t'hanikters  ihivr  Le\ite 
Btrh  wie  vor  die  khme  Ausnützung  ihres  nä<  listen  Interesses  in 
-rstor  I.iiii.'  im  Auge  halten  weide;  i^in  solches  Interesse  der 
Artieiteikoilitii.iien  liege  auch  daim  vor,  wenn  e«  ihnen  gelange, 
'lunli  radikai^Tt^s  AuftixjU'H  einen  «rnVseini  lüntluss  auf  die  poli- 
ü.'^iteii  Parteien  zu  gewinnen.    Die   britisciic  .\j"l)eiten*cha£t  hat 


lAngst  erkannt,  6sm  ihr  eine  besondoro,  aosechliesslieh  auf  den 
Interasften  der  Arbeiter  fnssende,  |M)litischc  Partei  mir  wcnl;^  nDtzt. 

Sic  rechnet  vielmehr  mit  den  bestehenden  beiden  grossen  Part^^ien 
und  weiös  bei  den  Parlamentswahlen  das  Gewicht  iliier  uiuiujr 
schwerer  wiegenden  Stimmen  in  möglichst  vorteilhafter  Weise  yai 
verwerten,  und  die  U  iden  grossen  Parteien  miiRstcMi  in  der  F'dt^n 
ihrc  l'ri>grainme  imd  ihr  legislative-  ViTliidtm  sr>  rimichten.  da>s 
sie  >irli  im  Wrihlktinipfc  <ler  Stiiiuin'n  dci-  ArhcitfraiaHiseii  vor- 
gewibserten.  iJitt  Folg*-  war,  iias>  /wiM-hfii  den  Konservntivrn  und 
LiWralcn  eifj  frmnlicher  Wettlanf  in  arbeitci-freundlichen  Projektott 
und  Massnahmen  begann.  Kaum  hatte  <lie  Opposition  das  Schlag- 
wort der  Unentgeltlichkcit  des  Elcmentaninterriehtsj  ausgegel>en,  so 
bemficlitigten  die  R<>gicrungspart(4en  sich  seiner  mit  Elifer.  Kai  im 
regte  ein  frühetvs  Mitglied  des  (Tladstone'schen  Kabinets  die  Kin- 
Setzung  einer  rntersuchungskommission  zur  Festeteilung  der  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  ein,  als  auch  diesem  Vorschlage  die  Re- 
gierung zuvorkam. 

Nach  dem  Siege  der  Dockarbeiter  kam  die  Oewerkvereina- 
bewegung  der  jungen**  in  lebhaften  Fluss  und  erhielt  namentlich 
durch  die  radikale  Haltung  der  Londoner  Halfpennyprease  eine 
kräftige,  publizistiBche  Vertretung.  Der  adiottische  Eisenbahnstreik, 
die  Ausstände  der  Docker  in  Gardiff,  der  Oranibus-Bediensteton 
und  der  in  der  Schuhwarenfabrikation  bescfaflftigton  Arbeiter  ei> 
regten  beeonders  um  deswillen  Au&ehen,  weil  hier  unter  rückaichtB- 
losem  Voigefaen  die  ungelernten  und  hausindustriellen  Arbeiter  in 
den  Lohnkampf  traten. 

Die  schfirlere  Tonart  in  der  britischen  Qewerkvereins-Bewegung, 
die  von  unzweifelhaften  tndir^ten  politischen  Erfolgen  b^leitet 
war,  hatte  dazu  geführt,  dass  gewisse  kollektivistische  Grund- 
foixlorungen  in  das  Programm  der  Trade- I  niuns  jüs  eisenier  BestantI 
anfgenonunen  wurden,  und  aucli  die  letzten  Arbciterkongrisso 
lirucliton,  so  prinzipienmOde  man  inzwischen  geworden  war,  Be- 
x'lilüHse  zu  üunt>t«'ii  dcf  Veititaatlicliiin.i:  viui  (n-iiiid  un<l  Bodf»n, 
dof  liergwerke.  Eist'nbaliiH'ii  u.  s.  w.  Sir-  v.iiidcn  itiit  t'fdrri<-keiider 
Majorität  ani:<-nniiimta.  Von  eincf  rt*«>rrumpelung  konnlc  diest^s 
Mal  umsowenii;»'!  dir  liede  se'm,  als  gerade  die  radikalen  Vereine 
nur  schwach  vertret^Mi  waren. 

ich    habe    vorhin    darauf    hingewiesen,    daas  Eiudiingein 
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(odilistiBcber  Ideen  in  die  englische  Arbeiterbewegung  sowohl 
1mU!^  iä»  ttbersch&txt  worden  ist    Eäne  Übertreibung  bt  es 

lutfirlich.  wenn  Adolf  Warmer  sagen  konnte,  dam  die  britische 
Art«iters«-huft    luit  Pauken  und  Tiuiniieton  ins  sozialistische  liagcr 
fil«ergep»ugen  sei.    Da^u  i.st  der  englische  Arbeiter  viel  zu  ««'lir 
tt«?ithäft*manM  und  einer  Utopist isclu  n  Ideenbildung,  seiner  gsutzen 
Maiüiiicheii  Eiiionail  nach,  zu  sehr  ahlioM:  ich  niTK  lite  baf;eu,  er 
i.«.t,  wi»^  die  i^aii/e  Natiot»,  zu  kaufmäiuiiseh  und  vi»lkswirths<-haftlich 
'lutthgebiMet.    Das  gilt  unl)e<lingt  von  der  ulieivviH^'enden  Mein- 
zahl der  in  den  Tieifles-lTninus  Ink(jr]tf»riei-ti'ii  Arl»eiter;  es  eilt  l>t> 
ilm^i  auch  von  denjenigen  Arl>citers(  hi(  hien,  die  bislang  ausserhalb 
der  Gewerkvereinabeweguug  gestanden  und  nur  in  der  allerletzten 
Ze\{  zw  Sti*eikkoalitioneu  sich  ziiBaramengeschlossen  haben.  Wa.s 
auch  die  letztere  iüasse  von  den  Trades-Unions  gelernt  hat,  ist  die 
dem  euglisc^hen  Typus  entsi.n  <  hende  Metlnxle,  die  Stetigkeit,  die 
Ruhe  und  gescbftftfiinitHsige  Berechnung   in   der  Arbeiter^iolitik. 
Nicht  gelernt  haben  die  neuen  Veteiiie,  sich  für  den  Notiali  zn 
rÜBleii.  Sie  rekrutieren  sich  eben  aus  demjenigen  Proletariat,  das 
gunif^t  in  der  Lage  ist,  hohe  VereinsbeitrBge  zu  erflbrigon. 
OifKe  Schwftche  der  Oiganiaation  der  neuen  Vraeine  hat  sich 
benitB  geiSdit»    Nachdem  sie  in  dem  grossen  Londoner  Ausstand 
TOö  1889  in  einer  stflrmist^en  Aufwftrtabewegung  eine  groeae  An- 
ziebongskraft  au^gefibt  hatten,  sind  sie  in  der  Folgezeit  wieder 
npid  zurttckgegangen.   Der  grosse  Verband  der  Dock-  und  Hafen- 
»Mbt,  der  1890  in  der  Statistik  mit  einer  Mitgliedensahl  von  57000 
figurierte,  verfugte  nach  der  letzten  Z&hlung  nur  Ober  9000.  Es 
wiederholt  sich  also  auch  in  Engknd  die  firfahrungsthatsache,  die 
»ir      unseren  deutsehen  Gewerk.<»chaften  längst  beobaehtet  haben, 
dlS8  nur  diejenigen  Arbeitervereine  sich  einen  festen  Stamm  von 
beuten  siciieni   können,  die   an  die  Koalition  durch  erhebliche 
finanzielle  Leistungen  gefef^selt  sind. 

Der  englische  Aiijeitcr  ist  niciit  nur  practisch,  sondern  national 
gesinnt  Von  einer  inteniatimialen  Wrbrnderuug  vei-sprieht  er  sich 
nichts,  luni  er  ist  darin  durch  ilie  Vorgänge  auf  dem  internationalen 
>'.'zi;ilisii-rhen  Kongn^ss.'  in  Lnndnii  (1896).  der  die  von  dt!u  cunti- 
»»^nuifu  Sozialisten  ei-^eiinte  Vers(!hinelzung  der  hritisf  ht'ii  Arbeiter- 
wiiee  mit  dem  continentalen  Sozialistenheer  nicht  zu  bringen  ver- 
><^te,  bestftrirt  worden.   Dia  Mehrheit  der  Trade-Unionisten  ist 
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von  jener  Tabing,  die  «cli  in  widorwArtigen  Zftiikei^ien  und  Inlri- 
giusn  erHchö[)fte,  mit  Groll  und  Widerwillen  gt  schieden.  Beeonders 
aigriert  waren  die  Ftthrer  der  alten  groHsen  Verbände  Über  die 

Behandlung,  die  ihnen  von  Seiten  der  oinheimifwihen  So/.ia)i(<ten,  die 
ßifh  als  die  l*art«'i  <ler  Zukunft  aufspielten,  witlerfulii-.  Mit  der 
Westniiii8ter-Al»tei,  die  nichts  als  alte  (fn'llier  enthalte,  hatte  ein 
radikaler  Kediier  die  alte  (Janle  ih  i  ( iewerkvei-eine  veiglii  hcn,  und 
ihit?  „ÄdiniC'  LoJinpoIitik  wurde  einfarli  verlii  hnt.  Die  Vei-stiuunung 
ül»er  den  Mamaldon  Ausj^aiit:  des  Lnii-lom  i  r'ontr|-eh,-  und  der 
AVidcrwilie  ^fgen  ein  liniuinis  mit  den  kDniin.ntalen  SozijüdenK»- 
knitef»  fand  auf  den  spätei-en  nationalen  Versainmlung^en  der  Ar- 
boitervendno  unii  in  ihivr  Presse  kiAftif^en  Ausdruck.  John  hurns, 
der  in  Knpiand  für  einen  ül>er/eu^^t»>n  Kolloktivisten  gilt,  hat  nach- 
träglicii  an  den  Kongress.  den  er  f>inen  iiein^l,  der  mit  i:>kandal 
anfing  und  mit  IJicherlichkeit  «mdigte,  nannte,  oino  überaus  scliarfe 
und  iK'isHcnde  Kritik  geüht,  die  im  sehroiüiton  ticgensatz  zu  den 
Triumphbenchten  der  kontinental« >n  Genüssen  stand.  X<  •  h  hezeieh- 
nender  fQr  dio  Stimmung  nach  dem  Kongix;88>  und  zugleicii  eine 
Illustration  fOr  den  nationalen  DQnkel,  der  selbst  den  Arbeiter  in 
Qroaabritanmen  faeseelt,  war  eine  Äiiasernngf  welche  ich  auf  der 
Jahresversammlung  der  Gewerkvereine  in  Edinburgh  von  einem  Dele- 
gierten aus  «lern  Eolilenrevior  hOrte:  f,Waa  8oll<^n  wir  uns  mit  den 
deutschen,  itali^Hchen  und  ungarisiihen  Arbeitern  imd  deren  Be- 
strebungen be&SMon?  Die  Jjeute  stehen  ja  in  der  wirtschaftlichen 
Kultur  fünf  Jahrhunderte  lünter  d^  unseligen  ziurückJ*^ 

Wenn  ich  vorher  gesagt  halte,  dass  die  britischen  Gewerk- 
vereine von  internationalen  Bflndnissen  nichts  wissen  wollten,  so 
war  mir  dabei  wohl  bewusst,  dass  sie  gerade  in  den  letzten 
Jahren  zahlreiche  internationale  Fachkonferonzen  beschickt  haben. 
Sie  haben  aber  flberall^  wo  »io  mitmachten,  dio  Arbeiterechutz- 
geset /gehung,  deren  Aushau  und  die  Fiuiren  der  reinen  Oowerk- 
ven'insp<ditik  hetunt,  die  Krörterung  von  l'rin/ipienfmgen  alKT 
mö^:lichst  von  der  Hand  m  wiescn.  Nur  der  radikale,  vorläufig 
ab<'r  noch  nicht  aias.'-^chciKlc,  Flügtd  der  jun;;en  Vei^eine  si  hw  äiint, 
wie  -  i'  \\ cniL;stf>ii<  hchinij)tet,  für  t'ine  V<>rltindung  mit  »Icu  k«»n- 
tifi'  fit.d«'M  (i^'nt»^' n.  Dass  die  ]iel/.t(»ren  dun  das  irlaul»ten,  h.d»en 
di«'  lland»uri'<'r  Hafenarbeiter,  die  sich  zum  Sturndtock  für  unklaiv 
luiU  frivole,  iiit^rnatioiiaie  Sprünge  in  <ler  lx)tinlH:wtigtuig  ausnützen 
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Incs^,  iicliwor  bdssen  mitoMO.  Die  v^prochcno  HItIf«)  üus  Eng- 
land blieb  aiis.  Soweit  o»  sich  lun  die  Tnul«»-rnion8  hamlelCn,  erwies 
>kli  jeileiifalls  <ier  Satz  von  der  „iutenuitionaJen  Solitlaritat  '  als  ein 
mm-  Mytlius. 

Hat  also  (liT  lnilische  Soy.i;ilisiiiiis,  soweit  im*  sich  im  neiiori 
Tra(k>-üiiioiiisiuus  und  in  <1»m"  pDlitisrhi-ii  Akii"ii  oinor  .sollistäiplit^i-ti 
iiwlikaleii  Aili<  itt'rjiiirl*.'i  äussern  knnnte,  nt'nii'  ii>\viM  l*'  FoHm  Iii  itt».' 
nioht  ^ejuacht.  so  sind  doch  'iit-  U'tyAnn  Jalir»^  ausg'  /<  ichn«^t  'lim  h 
einen  T'uiscliw  unir  iji  den  wiitÄchaft«-  und  sozialpi'liiisi  li-'ii  Aii- 
sthauiingen,  der  anjrcnsichtlich  ist.  Der  iclassisclie  B^nlrn  ih's 
ImlividuaHsmus  ist  ins  &'h\vankon  gekonimon,  und  (\s  vollzient  sicli 
iü  Enudand  in  zimehmeudcin  rmfange  eine,  duich  die  S4'lbst- 
virwahiin^  und  dio  von  radikalen  Führern  an  der  individuahstischcu 
WirlR'liafts-  und  Sozialpolitik  der  Parteien  und  der  hori>icl>enden 
Qewerlcvereioe  geübte  s(;honung8lo6e  Kritik  unterstützte)  Demokniti- 
oenmir  des  ganzen  staatUchen  und  soiüalen  Liebons.  Die  alten 
Führer  des  LibenüiBmu»  wcnleii  duiYih  den  Radikalismus  eineK 
Ubouchere  zivftckgedrftngt  Die  Fabian  Society,  ein  CorpH  sozial- 
politischer  Proiiagandiston,  welches  fQr  soziale  Evolution,  starke 
uid  omlBssende  Sozialgesetzgebung  eintritt  imd  nicht  marxistii^sch, 
liier  unzweifelhaft  sozialistisch,  für  einen  Staatssozialismus  Stimmung 
■udit,  rieht  immer  weitere  Kreise  der  intelligenten  Bürgerschaft 
m  ndl.  An  die  Spitze  auch  der  Alteren  und  konNervattven  Trade- 
ünioos  treten  mit  der  Zeit  jüngere  Führer,  deren  Qlaubeu»- 
ittvsiaclit  in  die  Heilkraft  der  gHwerkvereinlichen  Selbsthilfe  an- 
gobSakelt  ist,  und  die  zum  mindesten  da»  (le^icht  der  von  ihnen 
vertreteneD,  immer  mehr  den  Ausschlaf;  Rottenden,  Arbeiterstimmen 
dura  aiunfltzen,  um  sich  die  hestelieniien  Parteien  gcfüi^sani  zu 
BWclit  n.  Die  Pro^mmme  der  Parteien,  die  sich  so  lan^^e  in  tMner, 
'i'-m  K'>i  itiiient  kaum  vei"ständlichen  Schaukel|)<»litik  ^^efielen,  werden 
•im-r  j)finliclieji  Prüfung  auf  f^i-üssei«  odei  m'rinp're  Arlwiter- 
fMiixiiichkeit  unterzoiren.  und  di»-  l,'nt»'ihaiiNhfiktionen  tiapMi  iiiuiiei- 
iii''hr  il»;n  CharakU  r  vun  wirtschaftlichen  Intei-essenveitretungeu  der 
Wähk'r.  die  ihnen  zu  den  Mandaten  v*  rlmlten  hahen. 

Kigenlliciie  Arheiter  halten  ziu'  Z<'it  inn-  verliältnismässi^^ 
wt'iiigo  Sitze  im  ParlamiMite  inne;  ihr  Einfluss  ist  aher  deswejj^«'n 
ni'hl  i^'^'rintjer,  und  ihre  Thati.^ki'it  erfährt  «lurch  ein  parlauienUi- 
nt*.-im  Komitee,  das  die  Besclüftase  der  Jaiii^skongresse  dem 
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Miiiist«'riiiiu  uinl  den  PaHoit^i  p:'pMifil>er.  mit  deiuMi  tIa.ss*'lU>  als 
luaclitvoÜfMii  Faktor  im  Sta;itsloltr'ii  vm  konforioron  ptlcf^t,  «'iiif 
kräftige  l  iitorstntziintr.  V.,i  lautig  Kf;fia  di*'  Führer  dor  Oewerk- 
verdih'  und  d«u'  lukaloii  tl.  wprkvereinskartelle  in  erster  Linie  Wert 
darauf,  in  der  kotnmuiwleii  S.  Ui^tverwaltiniir  uiitspi-echen  zu  können. 
In  einigen  Graf»  haftsiiitt'n  sind  sie  K.  ivits  siog^i-ei*-)!  dun-li- 
gedninsr*»?!,  und  .«<  ist  der  sogenannte  „Munizipal-Soziali.snius*-,  von 
dorn  jetzt  soviel  die  liede  ist.  iTnni'  T  mehr  zur  Thatsaelie  gewoi-den. 
Es  wird  allenthalben  „kominunalisi«Mt",  und  es  ist  nur  eine  Frage 
der  Zeit,  dass  die  industrielle  Arlieitt^rsehaft  die  Selhstverwaltungs- 
verbiinde  zum  Teil  in  <lie  Hände  bekommt.  Als  gleichberechtigter 
Stand  ist  sie  ja  längst  anerkannt^  jetzt  wird  sie  regierunga>  und 
verwaltmigsfühig. 

Ich  stehe  nicht  an,  divHe  Entwicklung  als  natürliche  iiml  ge- 
sunde ansusehen ;  je  mehr  man  die  Arbeiterschaft  sur  Gesetzgebung 
imd  Verwaltung  heranzieht  —  und  in  Orossbritannien  erschöpft 
sich  ja  die  ganze  politische  Tlifttigkeit  im  Sellgovernement  — 
desto  mehr  verwischen  sich  die  Klassengegenifitze,  desto  sicherer 
wird  einer  unfruditbaren  Klassenverhetzung,  an  der  Ja  Deutschland 
seit  Jahrzehnten  krankt,  yorgefoeugt 

Aber  Hand  in  Hand  mit  dieser  Beform  der  politischen  Zu- 
stände vollzog  sich  die  VerschmehEiuig  der  industriellen  Arbeiter- 
koalitioneu  zu  Riesenverb&nden,  die  fOr  ihre  wehrhaften  Funktionen 
kolossale  Kassenbestände  anzusammeln  bestrebt  waren.  Man  streikt 
nicht  mehr  in  einzelnen  Etablissements,  sondern  in  der  ganzen 
Industrie.  Die  giftssen  Arbeiterverbände  haben  auf  der  anderen 
Seite  mächtige  rnternehmerverbände  ins  Ij<?ben  gerufen,  und  beide 
nützen  jede  Veränderung  in  der  Konjunktur  des  Markte»  ia  der 
rücksichtslosesten  Weise  —  freilieh  auch  in  nüchtern  kalter  Ridie 
-  au«.  Mali  luit  oft  gesatrt,  fest  geschlossene  uml  liiiau/.iLll  ge- 
iüst«'{«"  Kuaütiojion  hül>on  und  dridicn  >t'icn  das  be^Jte  Mittel,  um 
Arbc'itsstrt'itii^keiteij  vorzuln*ugen.  Da^  i<t  iiu'in<'s  ErachtcUf  nur 
bedingt  richtig.  Sobald  wir  eine  l'bcrs|>aimung  d»'^  Ko;ditions- 
prinzips  vor  uns  haben,  nehnien  zwar  die  Arbeitsstreitigkeiten  viel- 
leicht an  Zahl  ab,  sie  nelimon  aber  an  Dauer,  Umfang  und  Hart- 
näckigkeit zu.  Das  wirtSiihaftlicliH  lii^ben  Nvii-l  in  einen  fortgesetzten 
KamphiustMid  versetzt,  und  die  weit  wir  tsrhaftlichen  Konjunkturen 
in  ihren  unvermeidlichen  Auf-  und  Abwärtsltewcgungen  fOhren  zu 
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dhidiliifigen  Kra{ti»robeii  der  beiden  Parteien.  Ofoasbritannion 
steht  j,^'geiiwärtig  vollständig;  üu  Zeichen  der  Obettriebenen  Lohn- 
Ümpfe.  Ein  Blick  in  die  Statistik  belehrt  uns,  daas  die  StraikB 
qm)  Lockouts,  trotz  aller  Einigungs-  und  Sehiedsinstitute,  xu  den 

alltäglichen  Erscheinungen  gehören.  In  den  letzten  Jahren,  von 
dt-nen  die  aiiitlicht-  Statistik  uns  dio  endgfdtigen  Ziffern  gi«'l»t 
as93— 189Ö),  gab  es  in  Englun.l  2C10  Ausstände  und  Aus- 
sjmiiii^«  II,  in  welchen  l^A,  Millionen  Arbeiter  an  4C  Millionen 
.\ri»  :r>r,mt.n  gefeiert  haben.  Gewiss  ganz  ei-staindif^he  Zalilen! 
\iN-t;iii-ii .  die  Monate  lang  ganze  Industrien  zsu  Einstellung  des 
Betnein?s  zwanaviK  waren  durchaus  keine  Seltenheit. 

In  allerli  t/.tt  r  Zeit  ist  allen  Kiiihites  auf  den  Ocüankeu  ztnflek- 
^<'f,'riffen  wrutlen,  alle  <  iewerkvereiiie  /.ii  >  inem  gitjssen  Sehutz- 
iitpi  Triitzverband  für  Sti-eikzwocke  zu  vei'schmelzen.  Gelingt  dieser 
P!.ii!.  was  ich  freilich  vorläufig  noch  bezweifle,  so  werden  die 
Lutüroehmer  tiic  ht  z<jgern,  iluvrHeits  nachzufolgen. 

Die  natürliche  Folge  ist  der  allgemeine  Ausstand,  für  den  die 
^zr«ischen  Sozialisten  schon  so  lange  schwärmen,  obgleich  sie 
nocfa  auf  dem  letzten  internationalen  Kongress  in  Xjondon  von  den 
deutschen  und  englischen  Delegirten,  als  sie  diese  Idee  zur  Reso- 
lution erbeben  wollten,  einfach  ausgelacht  worden  sind.  Ich  sehe 
wllsld&t  zu  pessimistisch  in  die  Zukunft  und  untetschfttie  den 
geaiindeni  vernünftigen  Geist,  der  die  britische  Nation  von  jeher 
beaeelt  hat  Soviel  ist  jedenfalls  sicher,  dAss  sich  jenseits  des 
Kamb,  «atdem  sich  die  dortige  Industrie  und  der  Qrosshandel  in 
ihrer  so  kmg  behaupteten  Monopolstellung  ^geengt  sehen,  eine 
ägentfinaliche  Unruhe  und  Unsicherheit  geltend  madit  Aus  dieser 
mbehagJichen  Grandstunmung  heraus  ist  die  sohrofie  Haltung  der 
Uoleroebiiier  gegenflber  eigensinnigen  und  masslosen  Ford«*uogen 
ihrer  Arlwiter  erwadisen.  Und  in  der  That,  das  Gedeihen  und  die 
Konktirrenzfähigkeit  der  englischen  Grossindw^trie  stehen  jetzt  auf 
dem  Spiele.  — 

Vn>  Deut>i  lien  kann  vorläutiy  diese  Verlegenheit  der  britischen 
K'.iikurmnten  iiui  angenehm  sein.  Al)er  hüten  niüsHt^n  wir  aus,  zu 
fnlh  tiutiioc'ken :  je  mehr  wir  Industriestaat  werden  —  und  das 
i!-t  unvermeidlich  —  destf>  mehr  miis^eii  wir  sucrhen.  die  Erfahnnigeu 
Industriestaats  par  exceli<»nce,  dem  wir  nachfolg(Mi,  zu  l)elierzigen. 
l  uteru  Untenieluuer  müssen  —  das  ist  die  ei-ste  Voraussetzung  — 


mit  der  KooIitiniiBfr^heit  der  Aibeiter  als  mit  Pinem  (>obot  der 

g©sells(;luvftlic-hen  Billigkoit  mchnen.  Wir  .  haben  glücklicherweise 
keine  üelKMsjKinming  dos  Koalisitionsprinzips.  Djiniit  wir  aucli  in 
Zuknnft  nicht  dahin  kommen,  bedarf  es  ciiM  s  iiini!*'i  neu.  sozial  ^e- 
fonlerten  (leistos,  iib<'iliau]>t  o'inov  gesunden  mid  iiüditi  i iK^n  Ii<Mir- 
teiliinir  dos  Verhältnissos  von  Ar!>eitskflnfor  und  Arln  ii -\  rkäufor. 
llulfi'ii  wir.  dass  es  uns'-ivm  VaUilaiide  gelijigt,  dnrcli  Arl»eiter- 
auss<-liüs.-'',  EinigimgseiMriciitnngen  und  ein  auf  gegenseitigem  Ver- 
trauen iM'ruhendeK  EntueLrenkommen  aller  Teile  dieses  Ziel  zu  ep- 
i-eiehon.  Diis  wünschen  alle  Wohlgesinnten  von  Herzen;  auch  die 
bösen  KatliederHozialisten,  die  jetzt  so  oft  als  Prügelknaben  her- 
halten mUsaen. 
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Aufsätze. 


Die  Ooisteskrankon  als  Verbrechon 

Von 

Raonl  de  la  Grasnerie, 
Ricbtpr.  K<>rres|KjiHlent  des  fraiizcsisdioii  rtiterriclita-UiuititcrinmR,  Rennea, 

l  bernetBung  roD  £nif»t  Waltjen,  Geriohtsastioiisor,  Berlin. 

(Fortsetzung.) 

Wir  haben  bishei'  einen  Obcrlilick  Aber  die  GoHchichte  und 
die  Geographie  der  die  Geisteskranken  betreffenden  KechtBvorschriften 
gejgeben  und  damns  wertvolle  AufBchltlsse  gewonnen.  Nunmehr 
vnllen  wir  mit  Hülfe  der  Ijogik  und  des  gesunden  Menschon- 
Tentandee  untersuchen ,  wie  die  geisteskranken  Vwbrecher  zu  be- 
handeln sind. 

Bevor  wir  zu  der  Dnrchfahrung  unserer  Vorschlflge  in  der 
PnxiH  Qbergehen,  sind  einige  Grundsätze  aufoustellen  und  zu 

iwhtfertigeii : 

Erster  Grundsatz:  Die  geisteskranken  VerhrerluT, 
'lie  man  wohl  von  ilen  wälireml  (U*r  Strafvollstreckung 
g'istig  rk  1  ii  u  k  te  n  Ve  rli  i  ce  Iw  r  n  /u  s<'lioi«l«Mi  hat,  sind 
keine  g e  w  ö h  n  1  i r  h  c  ii  (r e  1  s  t  e s  k  i  a  ii  k e  ii.  Sie  Iii  I den  nielit 
oinnial  eine  be.soniltro  Klasse  von  ( i  <•  i  -  1 1  .s  k  ta  ii  ke  n. 
Vielmehr  stehen  sie  in  der  Mitte  /.\vi>i  li»'n  Geistes- 
kranken und  Verbrechern  und  hewahi«  n  sehr  häufig 
feinen  solchen  Grad  v  <>  n  Ve  ra  n  t  \v  n  r  t  J  i  c  h  k  e  i  t.  dass  n>aii 
l»ei  ihnen  Massregeln,  die  gleichzeitig  dem  Straf-  und 
ii*'m  Ueil  ungszweckü  dienen,  anwenden  kann. 
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Dieser  Qnindaatz  int  noii  nnd  unseres  Wissens  von  den 
Bearbeitern  dicBcr  Lehre  noch  nicht  aufgestellt  worden.   Bd  nur 

hallior  Verantwortlichkeit  mnss  man  nach  ihnen,  wonnf^lei^h  zu 
einer  inildtMen  Stmfe.  vcruiieilen.  Wenn  uIkt  f^ar  kein«*  Vmant- 
wortlichkeit ,  keine  Spur  von  Sclmld  mehr  vorlKiiideii  ist,  so  niuss 
man  den  Besrhuldigten  firila«.sen,  sofern  die  öHeiitiiche  Sicherhint 
nicht  gefähnlet  wini. 

Wir  halten  diese  Ansicht  niciit  für  zutreffend.  In  Wirklich- 
keit gieltt  «s  (in  Viertel,  Fünftel  oder  drei  FQuftel  an  Verant- 
wortlichkeit (xlcr  gar  keine. 

Im  letzten  Falle  ist  der  (ieistcskranke  keineswegs  ein  Ver- 
hn^cher.  nnd  C8  scheint  crfonlerlich,  ihn  freizula.ssen ,  soweit  tlie 
r»fTentlI<  lie  SiehvM'heit  es  erlaubt,  jedenfalls  trögt  seine  Verwahnnig 
nicht  molir  den  Charakter  der  Strafe.  In  den  anderen  Fällen 
dag^^n  gcnilgt  der  Hniehteil  von  Verantwortlichkeit,  um  den 
Geisteskranken  wirkiicli  zu  stnift>n,  ohne  dass  jedoch  seine  Vreibeits- 
entsdehung  sonst  iigendwelche  Straffolgen  hat 

Unter  diesen  Ujnstftndeu  kann  der  nicht  gftnzUch  unsurechnungs« 
fiUüge  geisteskranke  Veri»reoher  in  einer  Anstalt  sogar  Ober  a&ne 
Heilung  hinaus  festgeh^ten  werden «  und  zwar  unter  dem  zu- 
treffenden Qesichtspimkte  einer  {!$tia&nilderung.  Wie  wir  spfiter 
sehen  werden,  ihirf  solche  Festhaltung  sogar  den  gänzlich  Unzii- 
FBchnungsfiÜiigen  treffen,  dann  allerdings  nur  der  Öffentlichen  Sicher- 
heit wogen. 

Gelehrte  Kriminaliston  weisen  auf  mskr  als  einen  gemeinsamen 
Zug  zwischen  dem  gewöhnlichen  Verbrecher  und  dem  gewöhnlichen 
Geisteskranken  hin.  Kein  Wunder,  dass  diese  ZOge  bisweilen  noch 
weiter  ineinandergehen,  und  es  Wesen  zwischen  Verbrechern  und 

Geisteskranken  gieht,  die  nach  beiden  Richtung^  zn  behandeln 

sind.  Eine  falsclu;  Humanität  lietracht^'t  ein  solches  Mischwesen 
nur  als  Geisteskranken.  Man  entwirrt  die  sozialen  Win'nisse  nicht, 
wenn  man  sie  leugnet.  Vcrhältiiissf  gemischten  Charakters  er- 
fordern eine  entspreeh»  nde  Behiuidlung.  — 

Zweiter  OrundsHlz;  Das  Recht  zu  strafen  LMiindet 
sich  weit  nielir  auf  die  Verteidigung  der  (leseiiscliaft 
als  auf  die  Vergeltung  und  Besserung.  Folglich  sind 
Z  Wangs  ma  SS  regeln  seilest  geu'  ii  den  hei  Begehung 
des  Verbrechens  vüilig  üuzurechnungöiiLhigeu  statthaft. 
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Die  Th«^>iif  oi^^irlt.  'lass  die  Vorantwortliehkoit  des  Vor- 
brochers  nicht  immer  so  vollkommen  ist,  wio  man  annimmt. 
Schnttweiae  nähert  er  sich  dorn  Ooigtfskmnken,  ohne  doch  als 
solcher  /n  gelten,  und  erreicht  ihn  bisweilen  unmorklich.  Die 
Pnuds  lehrt  eine  nur  geringe  Besserung  defi  VorVtret  lioi^i  trota 
der  angemessensten  Stmfe.  Diese  Grundlagen  dos  Riecht.'»  zu 
«^trafen  gin<l  also  gebrechliehf  eine  bessere  Onindlage  ist  der  Sühutx 
der  Gesellschaft 

Nun  kann  man  von  dieser  Rechtsanschauung  aus  fost  ebenso 
entflchieden  gegen  den  geisteskranken  wie  gegen  den  nichtgeistes- 
knuiken  Verbrecher  vmgehen.  Der  geisteskranke  Verbrecher  ist 
fflr  die  Oesellschaft  gefthrlicher  als  der  gesunde  ICisfiethäterf  der 
dmch  verständige  Überlegung  Ton  einem  weiteren  Verbrechen  ab- 
gehalten  werden  kann.' 

Folglich  darf  der  geisteskranke  Verbrecher  Aber  seine  Heilung 
hinaus  solange  festgehalten  werden,  als  die  Anriohtung  weiteren 
Schadens  yon  ihm  su  befRrchten  ist,  auch  wenn  es  sich  nicht  nur 
om  einen  sogenannten  gemeingefihTlidien  Ocisteskrankoi  handolt. 

Durch  geanndheitspolizeiliche  Massrogoln  darf  man  nicht  nur 
rn  das  Vormiigen,  sondern  auch  in  die  persönlichen  Rc(rlite  un- 
schiddiger  Personen  schn)fF  eingreifen.  In  Anwendung  dieses  Grund- 
satzes hat  ruan  das  gleiche  Recht  gegen  Geist«  Jiknuikc.  — 

Dritter  Grundsatz:  Frei  h  ei  t  sent  z  ie  h  u  n  e:  wegen 
eines  Verbrechens,  wrcjcTi  ( i  e i  s  t ps k ra  ji k  h ei t,  suw  ii-  uns 
andf>rcn  Gründen  darf  enigiiltig  nur  durch  die  Uorichts- 
behi'nde  ausgesprochen  w(!iden. 

Kur  da«  Gcri^-ht  entscheidet  über  Vermögens-  und  Personen- 
rechte,  dei-en  S<-hiit/.  man  ihrer  Wichtigkeit  wegen  an«len>n  Bt'hörden 
nicht  anvertraut.  Anderseits  Oberlässt  man  ei-staunlicher  Weise 
<len  Medizinal-  oder  sonstigen  VerwaltiHigsbehrnlen  das  Kecht  und 
die  Pflicht.  üf»er  die  individuelle  Freiheit  zu  l)etinden. 

Nach  dem  Gesotse  von  1838  wini  der  Geisteskranke  auf  das 
Qutachteu  eines  einzigen  Arztes  in  Verwahrung  genommen.  Diesp 
Vofscilrift  ist  auf  das  lebhafteste  und  zutreffendste  schon  solange 
kritisiert  worden,  dass  die  Kritik  sich  jetzt  in  Gemeinplfttzen  bewegt. 
Gleichwohl  ist  es  angebracht,  die  Kritik  zu  erneuern,  imi  Miss- 
bribiehe  darzulegen  und  zu  beseitigen.  Die  Kritik  ist  indes  so  klar 
liegrfindeC,  dass  wir  uns  damit  nicht  aufzuhalten  brauchen. 
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Es  ist  ein  nicht  weiter  zu  rechtferti)t^ndor  Orunilsatz,  dass 
man,  abgesehen  von  vorläufigen,  nur  eine  kiu-ze  Zeit  währendoii 
Festnahmen  bei  Gcfalir  im  Verzuge,  nur  auf  ricliterlichen  Befelil 
Beiner  Freiheit  bei-aubt  werden  darf.  Allerdings  wird  der  in  die 
bronanstalt  Aufgenommene  durch  den  Anstalts^irzt  untersucht,  in» 
denson  wiid  ein  solcher  Arzt,  von  der  Möglichkeit  von  Missbräuchen 
abgesehen,  geneigt  sein,  weil  er  gewöhnlich  (Jeiateskranke  vor  Augen 
hat,  in  jeder  Person  einen  solchen  zu  erbßcken.  Warum  giebt 
man  moh  femer  mit  einem  Arzte  zufrieden,  iranim  hOrt  man 
nicht  deren  zwei  oder  drm,  um  aidrar  zu  gehen?  VerfiÜirt  denn 
gewöhnlich  bo  die  Bechtapflege?  Nein,  vielmehr  holt  der  Gerichtshof, 
der  die  erforderiic^e  Fachkenntnia  der  Regel  nach  nicht  beeitzt, 
von  einem  Sachverständigen  ein  Gutachten  ein,  triflt  jedoch  aclbet 
die  Entacheidnng.  Überzeugt  das  erste  Gutachten  den  Richter 
nicht,  80  erfordert  er  ein  zweitea,  das  oft  mit  dem  ersten  un- 
vereinbar ist  So  hinfilUg  ist  das  Urteil  von  Sachverständigen! 
Gleichwohl  entscheidet  bei  Gebtoskrankheit  der  Sachverständige, 
ja  nur  ein  einziger  Sachverständiger,  der  weiler  vom  Richter  be- 
rufen, noch  von  den  Partf^ien  vereinliart  worden  ist,  sondern  von 
Pei-soncii  hinzugezogen  wini,  die  an  der  EinsiKTrung  des  aii^^rblichen 
Geisteskranken  interessiert  sind.  Die  ni  nan.'  dor  Ht"chtsi>lli'ge  wirken 
in  keiner  Weise  mit.  Suluhoi-  Zustund  ist  »He  Vt>rnt'iiinng  dos 
gesunden  Menscht  nvtM'Rtandes  und  der  Gerecht i^^keit.  Zweifelsohne 
muss  der  Richter  die  rvorragendstfii  Inviiär/t«'  liiiizuziehen,  er 
nnisR  sich  a^»er  wie  Uci  allrn  aiiilrrcn  Bt'i,nitachtungCü  eine  selbst- 
sUindige  Prüfuui;  des  Gutachtens  vojliclialten. 

Dies  ungl'  iihmfissigc  Verfahren  tritt  noch  schärfer  hen-or, 
wenn  man  das  Entmündigungsverfahren  heranzieht.  Bei  der  Kat- 
mündiguug  liandelt  es  sieh  niclit  um  Freiheitspiif/.iehung,  sondern 
bloss  um  das  weit  weniger  he<leutsame  Verbot,  über  das  eigene 
Vermögen  zu  verfügen.  Das  Verfahn^n  ist  ein  ganz  anderes.  Eb 
erfordert:  1.  einen  Beschluss  des  Familienrats  Aber  den  Geistes- 
zustand, 2.  häufig  eine  Untersuchung,  sobald  sich  Zweilei  erheben, 
3.  oft  eine  Begutachtung  durdi  Irrenärzte,  4.  eine  Vernehmung 
durch  den  Gerichtsvoraitzenden,  5.  eine  richteriiche  Entscheidung. 
Diese  Garantieen  sind  hervorragend,  und  deshalb  wird  oft  der 
Entmflndlgungsantrag  zuiflckge wiesen.  Wenn  er  nicht  ganz  zQrflck- 
gewiesen  werden  darf,  kann  das  Gericht  einen  Mittelw^  ein- 
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dili-^^n  \in(\  eine  Pflop;chjift  oinloitfii  ((iation  de  coiifieil  jiiflicuirr*). 
Selb^t  wenn  es  skh  mir  um  ein  EiiikoiinnfMi  vnn  einigen  hiiiHlt'i't 
Franken  handelt,  wT?fl  dieses  ganze  Rüstweik  iKiiintreholt.  Sloht 
ilagewn  danenulf'  Fieihoit<entzielmng  anf  dem  Spielt«,  so  InWm 
alle 'lit>o  Si(  lioili.Mt>s<  lirank.„'U  fort:  Keine  riclitorliche  Entseheidung, 
keim^  Vernehmung,  kein  liesehlus«  des  Kainüienrats.  koiii  (JuT- 
acliti^n!    Es  kommt  ja  nur  die  peramliche  Fiviheit  in  li<^tnicht! 

Wie  ungerecht  ist  ein  solches  Vei-fahren  gegenüber  dem 
0»'i^teskranken  und  weit  mehr  noch  gegenüber  dem  geisteskranken 
Verhrecher!  Man  verfäliil  gegen  ihn  zunächst  wie  gegen  einen 
V.rlireeher,  sclüiesslich  geht  er  als  Geisteskmnker  völlig  frei  ans. 
Auf  die  unnatürlichste  Weise  zerlegt  nmn  ihn  in  zwei  Teile,  ohne 
<lie  Unteilbarkeit  dee  menschlichen  Ödstes  zu  berflcksichtigen. 
8ov«t  er  als  Verbrecher  gilt,  entsdieidet  der  Richter  Aber  die 
Stnfiiarkeit,  und  um  das  zu  können,  muss  er  auch  über  den 
Oasteaciistand  befinden.  Aber  dies  gesdiieht  nur  stillschweigend 
vn)  wird  nicht  rechtskräftig  festgestellt.  Soweit  er  dagegen  als 
Gfisteskmnker  erachtet  wird,  hfilt  sich  der  Richter  nicht  mehr  fllr 
msOndig.  Er  gehört  indessen  der  HedizinalbehÖrde,  die  Dber  ihn 
'erfflgen  kann.  Alsdann  handelt  es  sich  nur  noch  um  einen  ein- 
hchea  Geisteskranken,  der  in  seiner  frftheien  Eigenschaft  alle 
«deotlichen  Garantieen  genossen  hat,  jetist  aber  deren  keiner  auch 
m  «euer  Eigenschaft  als  Geisteskranker  trotz  derselben  TTmstftnde 
«^ühaflig  wird. 

Der  soel>en  entwickelte  Grundaitz  ist  ganz  \inbestreitbar,  wie 
denn  auch  in  der  ciit^lischen  Gesetzgebung  und  in  dem  früher 
OTTähnten  Entwürfe  aiicrkuiuit  worden  is't.  Trt»tyAlem  hat  er  ht  ftiiro 
Widersacher  gefunden.  Bei  der  Besjuv*  Innig  des  Entwurfs  hat 
nian  die  Entscheidung  dem  Arzte  lUx'i lassen  wollen,  sio  /u  vci-- 
Michntn  wäre  dann  die  oinzige  Aiif^Mlio  dos  T?icht»'is  m-wcscn. 
Da>  ti'  i«.>t  duch  al>er  <lie  (irundsätze  über  Sachvi'rst.'indii^cn^ufacbtfn 
gätjdich  verkennen,  .\iidere  wollen  der  Ven*-nitiHigsl»*li.,idc  das 
Recht  lassen,  oiiu*  Ptrsfin  in  eine  Irrenanstalt  zu  schatten.  Der 
<^m<]e  Menschenverstand  genügt,  diese  Abwege  und  Willkürlich- 
kcjten  zu  tK}urteilen. 

Die  Geisteskranken  können  allerdings,  wie  auf  Antrag  der 
Familie,  m  auch  auf  Betreiben  der  Verwaltungsl)ehörde  in  eine 
^Qstalt  gebracht  werden,  wenn  sie  geroeingelfthrlioh  erscheinen. 
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Das  Kinschreiten  der  VenvaltungslM'liünl.'  in  .nolchen  Fälk'ii  i<t  srlir 
li.'j^rriflich,  sofern  sie  nicht  gleicli/.fitig  verfolgt  und  ri'  htet.  ihn* 
ratersiichung  viohneKr  »  ine  iferifhtli'lif  EntBfheidnng  liorl»»  iffUm*ii 
will.  Ein  solches  Einschreiten  erübrigt  siel»  al>er,  wenn  der  (n-istes- 
kranke  sich  iK'n  ils  ans  irgend  einem  Grunde  in  den  Händen  der 
Justiz  befindet,  ist  die  Justiz  einmal  mit  der  Sache  iH^fasst.  so 
iftt  es  tjnvei"8täiiil]i(  h,  den  GeiBtesltranken  wieder  der  Verwaltung 
auwsuantwoiten,  die  doch  keineswegs  hierfOr  zuständiger  ist  Kaoli- 
lich  zustllndiger  sind  die  Arzte,  ihr  Gutachten  aber  Boll  dem 
Oerichte,  nicht  der  Verwaltungsbehörde  zukommen. 

Vierter  OrundsatB:  Wenn  nur  die  Gerichtsbehörde 
fllr  die  Onterbringung  in  eine  Irrenanstalt  zuständig 
ist,  so  mnsB  sie  auch  für  eine  Änderung  oder  Auf- 
hebung der  Sicherheitshaf t  allein  zuständig  sein. 

Nur  das  Gericht  darf  die  Fi-eiheit,  die  is  <iityj>gen  hat^ 
wiedergeben.  iJas  eine  dilrfte  aus  dem  anderen  folgen.  Das 
Gericht  Ix'schliesst  die  Entnnindigung  oder  Pflegschaft,  das  Gericht 
hat  auch  deren  Wiederaufhebung  auszusprechen.  Heute  erfolgt  <lie 
Aufnahme  in  eine  Irrenanstalt  ohne  Mitwirkiuig  der  Justiz.  Wird 
jedoch  der  entgegengesetzte  Oruiidgatz  zugegeben,  SO  muss  auch 
die  Justiz  die  Entlassung  aus  der  Anstalt  bestimmen. 

Nach  römischem  Rechte  selbst  konnte  ein  Schuldverhältnis  nur 
in  derselben  Weise,  wie  es  eingingen  war,  geKtet  werden. 

Man  wendet  gldchwohl  ein,  dass  die  Mitwirktmg  der  Justiz 
beim  Beginne  zwar  die  individnelle  Freiheit  verbürgen  soll,  dass 
aber  die  gleiche  Mitwirkimg  nicht  mehr  erfoi-derli«»)!  ist.  wenn  es 
sich  um  die  WifHlerentlassunp  liamlolt.     Man  vei'gißst,  dass  die 

ricliterliche  <i.uaiitio  niclit  allein  /tun  Vditeil  dc6  Einzelnen,  sondern 
auch  zum  ^\'ohle  der  (n  s-  Uschafl  besteht,  und  dass  (iberdiee  der 
Geisteskranke  diese  Oaranii.'  in  Anspruch  nehm«  ii  kann,  wenn  er 
gesundet  ist.  Das  Beispiel  der  Entniüiidiguni;  und  ihrer  Wieder- 
auf helmng  ist  idaigcns  ein  durcligroifonder  Beweis;  dos  Gericht 
niuss  entscheiden. 

Der  Geri(;htshof  allein  hat  überdies  sehr  wirksame  Unter- 
Buchungsmittid :  die  Vernehmung,  die  Untersuchung,  die  Befragung 
der  Familie.  Wenigstens  die  Vernehmung  ist  notwendig.  Überdies 
ist  das  Prinzip  dasselbe:  ein  8achverständig(»r  darf  niemals  das 
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Reefat  der  Entecheidiing  haben.  Dies  Recht  giebt  man  ihm  aber, 
«eon  man  den  Anstaltsarzt  Über  die  Entlaasung  befinden  liest 

Wenn  es  sich  so  mit  einfach«!  Geisteskranken  verhSlt,  so  gilt 
«  mit  grosserem  Rechte  hea  geisbeskrankan  Verbrechnn. 

Eb  genügt  dann  Dicht,  dass  der  Arat  die  jetzige  geistige  Ge- 
sundung feststellt,  Tielmdir  muss  der  Gerichtshof  entscheiden,  dass 
die  dem  Grsde  der  Zurechnnngsfihigkeit  entsprechende  Stmfe  ver» 
Uat  und  die  Öffentliche  Sicherheit  nicht  geffthrdet  ist 

So  lässt  sich  auch  noch  ein  Rest  von  Verantwortliöhkeit  bo- 
stiinmen.  Es  ist  üb^^nlies  anstfissig:,  fast  unverzüglich  einen 
(leisteskrankfii  mit  besi  inankter  ZurechiMüigsfälut;k»'it  zu  entlassen, 
<la  eine  «lahingehemle  Krkläi  iing  'ler  Äi*zte  allein  nicht  uher  jeden 
V.-nlai-hl  t-rhalx-ii  i>t.  Die  Ärzte  können  mindestens  Kiiitlü^-tviuiigen 
gefolgt  'i«»in.  ihn-  rnparteilichkeit  steht  auf  d^-m  Spiclr.  lirnt-n 
nicht  lieide  Pal■tt■i^'ll.  I)as  Gericht  allein  >oll  iliv  Vcrantwoitlich- 
iieit  tr.»geu,  es  ist  danach  oi'gauisiert,  as  ii])t  i"iiieii  T«>il  der  StaiitH- 
Kewalt  mis,  nicht  ai»er  dio  Ärete,  die  keine  Kichter  sind.  Aller- 
«lings  machen  die  Befugnisse,  die  mau  den  Ärzten  in  solchen 
Meli  beilegt,  sie  zu  Richtern. 

Wie  für  die  Aufnahme  und  Wiederentlassnnu:.  so  ist  auch 
ftr  die  Umwandlang  der  Haft  richtf?i-liche  Mitwirkung  erfonler- 
ücfa,  nSmlich  wenn  ein  gewöhidicher  Stififling  wiUii-end  der  Strsf- 
verhOssung  geisteskrank  wird.  Dann  kommt  es  nicht  der  Verwaltungs- 
bebfirde  an,  die  Änderung  der  Haft  anauordnen;  sonst  sind  MisS" 
stlode  nur  au  begreiflich,  wie  sie  sich  in  einem  berichteten  FsUe 
in  fii^d  herausstellten. 

Über  das  Gericht  hinweg  Ifisst  sich  so  dem  Verbrecher  eine 
völlige  Stiaflosigkeit  ausichem,  sogar  wenn  die  Geschworenen  die 
rantredhnuttgsffthigkeit  vemdnt  haben.  Wird  der  Vorurteilte 
CMstesiEnmk,  so  wird  das  hiervon  in  Kenntnis  gesetzte  Gericht  die 
Gttstesknnkhdt  feststellen  und  die  Überfahrung  anordnen,  es  wird 
die  fiescheinigungeD  erhalten  und  den  Kranken  hOren. 

Dies  folgt  ans  dem  Offienthchrechtlichen  —  heute  allerdings 
TerkaDDten  —  Grundsätze,  dass  die  individuelle  IVeiheit  nicht  ohne 
Kchtersiirnch  ang(;tastet  werden  und  denselben  Schutz  wie  Eigen- 
tm  und  Familie  heanspnichen  darf.  Allerdings  darf  die  PVeiheit 
vwlüufig  entzogen  werden,  aber  selbst  dann  bedürfte  es  ent- 
^iprechender  Garantieen. 
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Fünfter  Qrundsatx:  Vorl&ufige  Unterbringung  in 
die  Irrenanstalt  darf  nur  der  Untersuchungsrichter  an- 
ordnen. 

FOr  die  dauemde  Unterbringung  in  eine  Irrenanstalt  lassen 
wir  nur  richteriiohe  Entschetdiing  zu.  Es  fragt  sich  aber,  ob 
nicht  die  Tori&ufige  Unterbringung  der  Verwaltiings-  oder  Medizinal- 
befaOrde  vorbehaltlich  eines  Beclitsmittels  überlassen  werden  kann. 
So  winl  die  Sache  in  verschiedonen  Staaten  gf»handhabt,  ferner 
scheint  dies  dio  öffeatlirhe  Siclicrlieit  -m  erfonltTn. 

Wii'  liwuitworton  ]ono  Kia^^e  folgendpniiass»>n :  Wenn  jemand 
auf  fi'isf  In  r  That  ertajipt  und  ft'stgtniouiuien  wird,  bringt  man  ihn 
dann  ins  Oefflngnis  voiliohaltlieh  der  gerichtlichen  Entscheidung V 
Kciucöwegt»,  man  fi'ihrt  ilin  vor  den  Untorf^uchungsrichtcr,  dor  ihn 
hinnen  24  Stunden  vcrninimt  und  nach  Lage  des  Falls  die  Halt 
anoidiK't. 

Warum  geniesst  der  Geisteskranke  nicht  denselben  vorläufigen 
Schutz'/  Er  ist  gemeingefährlich  und  wilnle  Bich  ohne  Verhaftung 
nicht  vernehmen  lassen :  das  Beste  ist  vielleiclit,  wenn  er  verhaftet 
wird.  Wanun  Lisst  man  ihn  aber  nicht  von  dem  Untei'suchungs- 
richter  auf  die  ärztliche  He^heiuigtuig  hin  vernehmen?  Warum 
Terdient  er  nicht  den  Schutz,  den  ein  Verbrecher  beanspruchen 
kann?  SoUte  seine  unversflgUohe  Unterbringung  in  eine  Anstalt 
notwendig  sein,  so  mflssts  man  wenigstens  den  Richter  benaoh' 
richtigen^  der  sich  binnen  24  Stimden  in  die  Anstslt  bu  begeben  hatte. 

Der  vorlaufigen  Verhaftung  des  Beschiddigten  muss  allerdings 
die  vorläufige  Unterbringiuig  des  Geisteskranken  in  eine  Anstalt 
entsprechen,  die  Bedingungen  mflssen  aber  auch  gleidi  sein. 
Andernfalls  ist  die  Festnahme  mit  sich  anschliessender  Elaft  eine 
Handlung  der  Willkür.  Daher  darf  dem  Oeisteskianken  ebenso 
wie  dem  Angeklagten  nur  durch  Bicktetspruch  die  Freiheit  ent- 
zogen werden«  dahingehende  vorlfttiflge  Hassregeln  aber  müssen, 
andi  wenn  es  eich  um  einen  Geisteskranken  bandelt,  vom  Unter- 
suchungsrichter angeordnet  werden. 

In  n<x;h  höherem  Grade  gilt  dies  für  den  geisteski-anken  Ver- 
b!^<'hor,  der  als  Geisteskranker  und  als  Verbiwher  einen  dopi)elten 
Aii>|nu<  li  auf  jene  Garaiiliccn  hat.  Seine  Kiitlü-ssuiig  muss  daher 
nicht  nur  bei  Gefahr  für  >li.'  ( lesellschaft  untt-rbleiben,  sondern  auch 
dann,  wenn  unerlaubte  2sachbichl  zu  befürchten  ißt,  oder  die  Sühne 
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udi  der  Stnin>aikeit  iiocli  nicht  erfolgt  ist.  Bos<)nders  erforder- 
lk;h  ist  alter  die  g>Miehtlicho  Mitwirkung  dafOr,  dass  der  geist^ 
Jranke  Verbrecher  nicht  ungehOiiger  Weise  sm  dem  QeBUignivec 
in  die  SondeiaiiBlalt  gebracht  wird. 

SechBter  Orundsats:  Die  Entscheidung,  die  den 
geisteskranken  Verbrecher  durch  Unterbringung  in 
eine»  Anstalt  der  Freiheit  beraubt}  darf  nur  eine  vor- 
llnfige  sein,  sie  muss  jedoch  eine  bestimmte  Zeit 
fest  setzen. 

Unbestrittenpiniassoii  f,oll  der  Verbrecher  zu  einer  zeitlich  be- 
grenKten  Oofilngnis-  oder  Haftstrafe  venirt^ilt  wer^loii.  die  Dauer 
kann  indessen  atif  dem  Gnadenwege  oder  dm-ch  beiüngte  Jint- 
lasiiiiiig  abgekürzt  wenlen. 

Die  Berechtigung  dieses  Systems  ist  für  den  geistcnknuiken 
Verbrecher  bestritten,  er  soll  nur  auf  unbestinunte  Zeit  und  zwar  Iiis 
la  leinsr  Heilung  eingesperrt  werden,  weil  seine  Knuikheit  allein 
die  ESnspezrung  rechtfertigt,  und  die  Wirkung  mit  der  Ursache 
waßOm  muBS. 

Diese  Unterscheidung  arächen  dem  einfiechen  und  dem  geistes- 
imkm  Verbrecher  scheint  uns  beide  m  scharf  zu  trennen. 

f'berdies  wunle  die  Stmfdnnei  fniher  selbst  liei  dem  geiston- 
gesimden  VeH.n^r'hcr  fcstgt-.-»  izt,  sie  wurde  nur  auhualimsweiH© 
Juixh  c'iue  willkürliche  Mas^regol  der  Gnade  abgekürzt.  Man  ging 
von  einem  unrichtigen  Gedanken,  von  der  rein  objektiven  Natur 
<W  J^trafthat  aus,  währenfl  man  auch  das  bei  jedt'ni  Menschen 
<u»'iens  geartete  subjektive  Element  hätte  beriicksichti^ren  sollen. 
Dies  subjektive  Element  zeigt  sich  nicht  gleich  beim  l'rteilsspnich. 
»eil  (las  objektive  die  ganze  Aufmerksamkeit  beansprucht,  erst 
die  Stnf Tollstreckung  läs^t  das  subjektive  Elonieni  horvortrcten: 
'üe  beeren  Naturen  olfenbaren  sich  und  zeigen  hierdurcli  an,  dass 
die  SCiafe  zu  hart  var. 

Id  Wirklichkeit  bewirkt  die  StrafvoUstieckung  nicht  Besserung, 
■mdem  enthflllt  den  wahren  Charakter.  Die  Begnadigung  ist  in 
dem  neuen  Oedanken  der  bedingten  Entlassung  regelmflsaig  und  wirk» 
■mer  geworden.  Die  erwfthnte  Wirkung  der  Strafvollatrackung 
laui  tiflgerisch  sein,  es  kann  Venttellung  vorliegen,  eist  das 
si>ätcro  Verhalten  soll  die  Probe  bestehen  hissen. 
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Dies  hewahrhoitet  sich  auch  \tei  «ien  goibicskiaiiken  Yor- 
l»ro<-hern,  ni'lit  mir  insofern  sio  Veil»refher,  »ondeni  auch  soweit 
sie  Oiiistchkrank«'  sind,  und  fj;anz  bosonch^rs  insofoni  sie  l>eides  zu- 
gh'ich  sind.  Die  Strafe  mtiss  \m  ihivr  VerhäimuiiL'  fest  l)egn:'n7.t 
sein,  Bonst  steht  der  Willkür  Tiifir  und  Thor  offen.  Gleichfalls 
niuss  <lie  teilwei»'  Stnife,  die  die  j{:erichtlich  angeoi'Unete  Unter- 
biingung  in  f^ine  Anstalt  eiitluüt,  fest  beg^renzt  s<Mn. 

Tn  dem  Augerd)lick,  wo  dt>r  fi-cifresi>rOf  hene  Geisteskranke 
einci  Aiistalt  fUierwieHen  wird,  eihellt  nieiit,  oh  er  »"iniMi  Vei-stand 
vor  Ablaiil  drr  g.^w nlmlii  lii'n  Sdiifzeif  /Jirriekerlangcn  wini.  Die 
Irrenanstalt  wird  die  [,Meii  lu'  Wirkung  auf  ihn  äussern  wie  das 
GoiangniB  auf  den  Verbitn-her. 

Die  Verwahrung  in  der  Anstalt  d,arf  als()  nicht  einen  dauernden 
Cliarakt^'r  tnigen.  Mit  der  Heihuig  muBs  sie  enden,  es  muss  jedoch 
eine  gewisse  Zeit  der  SiHuie  und  Prüfunj:  vei-stnchen  fM>in. 

Ein  Tunkt  ist  ImmhuIci-s  hervor^uhi  lH  ii,  weil  über  ilm  keine 
allgemeine  f'bereinstimniung  licnxlit.  Ks  uiüsst«'  uäiMÜrh  hri 
Freispreehiuig  von  einem  Verbivclit-n  (hIim-  Yeriivlicii  Ii  lierichl^*- 
behönl''  ihr"  Eiits(lu"i<lung  ülK»r  dir  iriitiM-l»i-in^iiiig  de>  (ioistes- 
kraük'  ii  in  i-'inv  Anstalt  danjich  trelVi  n.  oh  die  Ueisteskmukheit 
zur  Zeit  di  r  Betrehunir  der  Tliat  v<ill>tündisr  gewesen  ist  oder 
nicht.  Im  •■i-steii  Fall"  lirstiianit  iLis  (i-  riclit  di«'  l'ntei bringung 
ohne  zi'itliclie  Hf>i:r«'nziuiL;  bis  zur  Heilung.  Beim  Einti'itt  der 
Heilung  nnissl-'  i"iliriL;.Mi>  <-iii  n«Mies  ri-tt>il  «  rgehen. 

Bei  au8s<'t/.<  ni],  r  ( ii  i-t-'-^kiaiikheit  dagegen,  bei  Sfl\if»M"wahn- 
sinn,  Ito'i  Mononumi''  udor  bildlich  bei  einer  uiivoll>tändii:''ii,  nur 
die  Zure<-linnn!««fäliigkeit  niindernden  Geiste:>ki-ankli<'it  hat  der  zu- 
stündige Hu  hter  ein  Mindest-  und  ein  HrM-imtmaKs  von  Strafe  duix-h 
rnterbrinyung  in  die  Anstalt  zu  Itestimmen,  die  Mindeststrafe  wegen 
der  dem  Tluiter  noch  verbliebenen  Ziuwlmungsfähigkeit  und  zum 
Schutz  Dritter  und  des  Verletzten  gingen  Rückfälle,  die  Hö^-hst- 
strafe  dages^en  der  Heilung  halber.  Mit  Ablauf^ der  Mindeststrafe 
ist  d.  r  <  Ji  ist<"skranke  von  neuem  zu  untersuchen.  Ist  er  n««  h 
krank,  twj  wiril  er  weiterhin  festgeiialten.  Ist  dagegen  die  liücköt- 
strafe  abgelaufen,  m  bleibt  er  nur  dann  in  der  Anstalt,  wenn  seine 
Fi-eilassung  die  öffentliche  Sicherheit  irefähnlet. 

Es  ist  «ehr  gefährlich,  einen  llalbgei.^leokranken,  einen  Trinker 
gleich  mit  ikrer  Heilung  zu  entlassen,  denn  Rückfälle  sind  möglicbf 
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jMcli  ist  die  erlittene  Strafe  eimhucksvuU  genu^,  Hückfälle  zu  ver- 
iiirj(teini.  Die  riiteri>ring'iiiig  in  die  Irrenanstalt  mit  dem  Charakter 
<k  Strafe  zu  bekleiden,  würde  eine  wichtige  Neuerung  des  neuen 
{lesetaEes  sein. 

Siebenter  Grundsatz:  Die  Entlassung  vor  Ablauf 
der  Höchststrafe  darf  nur  bedingt  sein. 

Diesen  neuerdings  fQr  Verbrecher   anerkannten  Grundsatz 
««Dein  wir  auf  die  geistesknmken  Verbrecher  anwenden.  Die 
büher   nnbekannte  bedingfte  Begnatiigung   hat  überall  treffliche 
Mcht«  getragen,  sie  schfttst  vor  BftckflUlen  und  gewöhnt  an  gutes 
Ydalten.   Man  wflrde  das  Gleiche  bei  dem  geisteskranken  Ver- 
IndieT  erreichen.    Wflrde  er  wfthrond  der  angeordneten  Unter- 
brinpng  in  die  Anstalt  als  Geisteskranker  oder  als  Verbrecher 
Jtckfillig  werden,  so  wflnle  man  ihn  von  neuem  in  eine  Anstalt 
«iludfen.  Solch  eine  Massr^l  würde  sich  beeondem  für  Geistes- 
büke  mit  beschrSnkter  Znrechmingsfthigkeit  und  für  Trinker 
«mpfiaUeD.   BCan  könnte  dabei  weniger  streng  verbhren  als  bd 
^  «Bteo  Unterbringung,  deren  Fülle  von  Vorsichtsmassregoln  nicht 
iwhr  erforderlich  w&re.    EKne  kurze  Vernehmung  und  die  Be- 
wbeiDiguBg  eines  Arztes  würden  ausreichen. 

Achter  Grundsatz:  Der  Rückfall  ist  bei  geistes- 
krenkon  Verbrechern  entsprechend  wie  bei  Verhrechern 
10  behandel n. 

f^'kanntlit  h  ist  jt^letn  Rfickfalle  die  Stmfliarkeit  und  .soniitaucli 
•ii»'  Strafe  erhüiit.  Wt-im  der  p^ohoilto  goistesknmke  Vcrhi-echer 
i«fh  Ablauf  der  für  >'-\nc  I'Vstlialtimt;-  in  der  Anstedt  hestinimton 

it(  das  bOrp  rli«  lif  Lcbon  zurfickkehit,  so  ist  f»r  neuen  An- 
;iiis^^r»s*:'tzt.  Mehr  udfi-  wniif^nr  der  Vorininft  honuiVtt.  vor- 
i^'ht  fa  >'u\i  dann  von  neuem.  Eine  iStnifschäifuiif,'  kann  dann 
nitht  in  Frage  kommen,  weil  keine  eigentliche  Strafe  zu  ver- 
^'USsen  ist;  es  sind  jedoch  weitere  Vorsiohtsmassregeln  zu  eri^rnifcn. 
K«m  /.Mieiten  Male  wflitle  dor  fi  sttrononnneii''  0*>ist»»skraiike  niclit 
bidiujrt  ^ntla^seu  wenlen.  Dci  (li  istcskmnke  uinl  in  der  Anstalt 
^'iliiL'eii  Beweis  seiner  Oesunduiiic  t  i  lti  iii^cii  inüf*«f'n.  daf^  Gerieiit 
TinI  ftTiii'r  di«'  Miiiili"<tdauer  seiihT  KrsthaltuiiL:  in  il-'i'  Anstalt  zu 
►"riiöhni  iialien.  Bin  Säiifer\vahnsinn  winl  ili  r  trclieilte  Kranke  eine 
Dodi  läogere  Mindestzeit  in  der  Anstalt  verbleiben  müssen. 
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Nennter  Gruudbatz:  in  ullcn  Fällon  (iflrfon  nur 
Geschworene  über  den  Q oi steszustand  von  Oeiitites* 
kranken  und  V.  rbrechern  befinden. 

Verdienen  Beruf anchter  oder  Geschwomne  den  Voraug?  Die 
Mcinun^ron  hierfll»cr  gehen  auseinander.  Der  einen  Ansicht  nach 
verbürgt  dor  Richter  von  Renif  besser  die  Interessen  der  Ge- 
sellscliaft,  er  Iftsst  den  Schuldigen  niclit  entschlüpfen  und  ver- 
hängt eine  angemessene  Strafe.  Andere  meinen,  Geschworene 
wahi-ten  besser  die  individuelle  Freiheit  und  schützten  den  Un- 
schuldigen am  l>e8ten.  Dahor  mfV  hten  die  einen  die  Gasehworenen 
abschaffen,  denen  sie  nicht  mit  Ciu'echt  einige  unglaublich  milde 
Wahrsprüche  vorhalten.  Ändere  haben  ilie  fixe  Idee,  die  B^fn?- 
nisse  der  Berufsrichter  ^nzlirh  zu  Inseitigen,  besonders  im  Straf- 
reeht  Wir  haben  uns  ni(  lit  in  diosrn  Streit  zu  mischen.  Wir 
haben  die  Gesehworeneneinnchtiing  hinzunehmen,  wie  sie  dab 
geltende  Recht  aufgefasst  halten  will. 

Was  ist  das  üntersclieidringsnierkmal  zwischen  dem  Wirkungs- 
kreise der  Geschworeiioii  und  dorn  dor  p^lehrten  Richtor?  Ein 
sehr  einfaches:  die  Richter  snlli'u  in  den  gcwühnli«  licn  Filllon  aus- 
reichen, in  den  Avirhtigeren  Fällen  dagegen  fonlert  man  eine 
grössere  Gewähr  dci-  Rechte  des  Einzohion.  In  der  Thal  scheinen 
auch  Geschworene  mehr  das  H<<  lit  des  Kiiizclnen,  Berufsnuhter 
hingegen  die  Rechte  der  Ooscllschaft  zu  vertreten. 

Wann  bedarf  nun  der  Einzelne  des  erhöhten  Schutzes  seihst 
auf  die  Gefalir  hin,  dass  einige  Schultligc  straffi'ei  aiisgclien  ?  Zu- 
nächst, wenn  es  sich  um  Leben  und  Tod  oder  um  lelienslängliche 
Bestrafung  handelt,  femer  Ixui  einer  härteren  als  GeMnein'sstrafe 
und  ausseixleiri  bei  Pressvergehen.  weil  die  (icdanken-  luid  K<>du- 
freiheit  bisweilen  dor  Gesellschaft  selbst  nützen  und  entschieden 
geschützt  wtMilen  müssen.  Ans  derasellieii  (riunde  sind  (Jesehworene 
sogar  für  den  bürgerlichen  H.  ilitsstreit  eingeführt,  nämlich  für  die 
Kntcignung  im  r»freTitlic}i<-ii  Interesse.  Der  die  Gesellschaft  ver- 
tretende Berufsrichter  erschien  hier,  wo  die  Interessen  der  Allge- 
meinheit und  <les  Kin/.einen  im  ^\'i<leI■st reite  sind,  nicht  da7:u  ge- 
eignet, des  Ein/einen  He<  utc  wahr/uiieluneri.  So  nahm  man  zu  (ienCrc- 
schwnreuen  seine  Zuflueiit.  Nichts  dergleichen  gtjschieht  alK:'r,  \vi» 
das  kustbmst.'  Gut  auf  dem  Spiele  steht,  die  Freiheit,  deren  der 
Geisteekranke  oft  sein  I.<elion  lang  wie  der  Verbrecher  beiuubt 
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wird.  FieUioh  hat  man  befOrchtet,  dneii  uniohiildigen  Angeklagten 
»I  Terurtoilen.  Muas  man  aber  nicht  ebenso  fOrditen,  ein«i  Geistig- 
gesunden  in  die  Lrrenanstalt  su  bringen?  Sind  die  Folgen  nicht 
sonst  ebeuBO  achretAlioh?  Sicherlich  wird  der  gelehrte  Richter  un- 
paitetisdi  nnd  naeh  bestem  Wissen  nach  AnhOniog  der  tratliohen 
SachvergUbidigen  entscheiden.  Wenn  dien  aber  allein  maasigebend 
«118}  so  bedfirfte  man  auch  keiner  Geschworenen  in  Bnteignungs- 
uad  StnIsBchen. 

An  den  wohlmeinenden  Absiditen  des  gelehrten  Ridtters  be- 
sidit  kein  Zweifel,  wohl  aber  fragt  es  sich,  ob  er  gnade  der  Be- 
fufenste  auf  dem  hier  ftaglichen  Gebiete  ist 

Er  ist  daran  gewöhnt,  die  strsngen  Bechtsfnigen  za  priUen, 
«r  striit  nicht  nnmittdbar  im  praktischen  Leben,  er  ist  wenigm* 
dutt  geeignet,  schwierige  Thatfiagen  au  entscheiden,  wie  die  Hohe 
<ler  Enteignungssumme,  wie  Verbrechen,  die  aus  der  Gesamtheit 
der  aoEialeo  Yeriiftltnisse  zu  beurteilen  sind,  wie  fmner  auch  die 
Qiade  dar  Geisteskiankhdt  Weita*  ist  er  dem  Aigwohn  aus- 
geeetst,  dass  er  parteiisch  und  streng  verftthrt  oder  au  sehr  die 
Interessen  der  Gesellschaft  wahrnimmt.  Daher  wirken  auch  in 
fibglaad  Geschworene  in  Yergehenssadien,  ja  sogar  in  Civilaaohen 
nit,  mid  bei  Terbrechem  treten  neben  die  Urteilsgesohworenen 
die  AnUagegeschwoienea. 

Unserer  Ansicht  nach  mfissen  Geschworene  stets  entscheiden, 
wenn  es  sich  um  einen  goateskranken  Verbredier  oder  um  einen 
einfiaohen  Geisteskranken  handelt  Sie  haben  zu  ericUlren,  ob 
jenund  in  die  Irrenanstalt  an  bringen,  ob  er  frncnlassen.  und 
ob  er  aus  dem  Gefibognisse  in  die  Anstalt  zu  ttberfOhren  ist. 
Wenn  das  Zuditpolizeigericht  wegen  voUkonunener  oder  teilweiser 
Geisteskrankheit  freispricht,  ist  der  Freigesprochene  den  Ge- 
tthworanen  zu  Überweisen. 

Die  Geschworenen  würden  eine  doppelte  Angabe  haben. 

Sie  bitten  sunfichst  zu  entsdieiden,  ob  der  Sdiuldige  gelstes- 
kiaok  oder  halb  geisteskruik  ist  Bei  Geisteskrankheit  würden  sie 
die  Unteriwingung  in  eine  Anstalt  und  deren  Höchst^  und  Xindestp 
dauer  anordnen.  Sie  würden  also  im  weiteren  Umteige  mitwirken 
ab  im  Falle  der  Verurteilung,  wo  sie  die  Strafe  nicht  zu  ver- 
hiagen  haben.  Denn  richtige  Würdigung  der  Geisteskrankheit 
ist  rine  thatsBchliohe  Fkäge.   Ibndelt  es  sich  nicht  um  einen  Ver- 
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hrech(.>r,  Mnd<äni  nur  um  einen  Ooisk'üknuiken,  sf>  sIikI  '»cHondere 
OoBc-hworenc  zu  benifen,  die  gleichseitig  Qber  die  Eiiiiuflndigunc^ 
zu  beüoden  liaben. 

Hiernach  treten  nciien  die  (toRchwonmen  in  Straf-  uad  in 

Enteigiiungs.sa<'hen  («eschworene  für  Geisteskranke. 

Die  Aufgabe  dieser  Geschworenen  wunle  sifli  ;i1»er  nicht  auf  das 
l'rteilen  KU  beschränken,  aomleri!  sich  auch  auf  das  rntersuchlings» 
verfahi-en  zu  eretn-cken  haben.  Heute  stellt  der  Untersuchimgsrichter 
und  bei  Berufiing  die  Anklagekammer  das  Veiialiren  ein.  Her 
Untersuchungsrichter  kann  daher  einen  wirklichen  Verbreciin  frei 
aui^ehen  las.s»jn.  Allerdings  wird  er  dies  nicht  thun,  allein  die 
Möglichkeit  bleibt  Ijestehen.  Die  Folge  wird  sein,  dass  der  Unter- 
suchungsrichter einer  ungercchtfertigliün  Freik-ussunp  v(  r.lUchtigt  wird. 
Dies  muss  vermieden  worden.  Wenn  er  anderseits  das  Verfahren 
nicht  einstellt,  und  sir  h  um  einen  wirkliehen  Geisteskranken 
handelt,  so  besteht  der  i  Ijel^laml.  dass  ein  Unzurechnungsfähiger 
und  somit  Unschuldiger  vor  dem  Schwurgericht  erscheinen  mu.ss. 
Wird  er  selbst  freigesprttclieii.  vielleicht  infolge  einer  glänzenden 
Verteidigung,  so  bleibt  doch  stets  an  ihm  und  s«'iner  Familie  ein 
S(!handfleck  haften.  Diesen  mannigfachen  Missständen  helfen  Ge- 
schworene für  Geisteskranke  ab.  Früher  standen  zwischen  dem 
Untei'suchungsrichter  imd  den  Urteilsgeschworenen  die  in  gleicher 
Weise  berufenen  Anklagegeschworenen,  die  nicht  öffpiitlich  befanden 
und  alle  Anklagen  anhielten,  die  nicht  begründet  waren  oder  ni<  lit 
an  den  Tag  zu  kommen  brauchten.  Die  Ehre  des  Unschuldigi'ti  waj' 
so  Itesser  gewährlt^istot,  er  hatte  nicht  in  voller  Öffentlichkeit  voi 
dem  Schwurgericht  /u  erscheinen. 

Die  Wiedcn^infülininur  d«>r  Anklagegest-hworenen  wän^  wünscheu.s- 
wert,  sie  erscheinen  uns  notwendig,  um  die  Ui'lividualität  gegen- 
übt^r  den  Interessen  der  Gesellschaft  zu  schüt/.cii.  .Ie«l<  iifalls  aber 
sind  sie  imentbehrlich,  wenn  es  sich  um  einen  geisteskranken  Ver- 
brecher handelt. 

Denn  wenn  in  dio«pni  Falle  der  rniersuchungsricUt^r  das 
Verfahren  einstellt,  sn  kaiiii  man  stets  an  Gunst  denken:  verweist 
er  dagegen  den  offeiihar  <  itMsteskmnk<>n  vor  das  S<  h\vurgorieht,  so 
ist  das  eine  unnötige  Grausamkeit.  Anklagcgescliwcn-ene  würden  da- 
gegen infolcro  ilnvr  Znsanimens4>ts(ung  und  Stellung  beide  Cbel- 
ständc  vermeiden. 
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Die  AnUagegeschworenen  würden  bd  IVeisimoliung  des  geiRteo- 
knnken  Verbrechers  die  gogeu  ihn  su  erg^fenden  Mast'ii'egeln  zu 
besthnmen  und  seine  Aufiuhme  in  dne  Anstalt  bis  sur  Heiiiiiig 
luuoidnen  haben.  Liegt  die  Sache  sweifelhaft,  oder  handelt  e« 
flidi  iin  Trinkerrahnsinn  oder  um  einen  rorüb^geliei^en  Anfill 
vm  Odsteskiankheit,  so  würden  die  Anklagoge^chworenen  die  Sache 
den  üiteUsgeechworenon  au  flberweisen  haben. 

Wir  hAtten  denuiai^  Geei^worene  für  das  Urteil  und  angleidi 
die  Untei«uchung,  die  au  bestimmen  haben  wfltden:  1.  ob  der 
geNfteskianke  Verbrecher  verantwortlich  ist,  2.  ob  er  einor  Urteils- 
behfirde  au  fiberwda«!  ist,  3.  welche  Usssregeln  anaaordnen  sind^ 
insbemndere^  ob  die  Unterbringung  in  eine  Anstalt  au  erfolgon  hat 

Zehnter  Grundsatz:  VlTird  in  der  Oerichtsverhand* 
lang  die  Frage  der  Geisteskrankheit  aofgeworfen,  so 
mwt  sie  gestellt  und  im  Urteile  entschieden  werden. 

Wir  sind  soeben  von  der  Annahme  ausgegangen,  dasa  Ge- 
schworene aber  Gelftteekiankheit  an  befinden  haben.  Wenn  man 
«hv  gelehrten  Richtern  die  Entscheidung  Aberiiast,  so  ist  die  Sache 
nidit  schwierig.  Schützt  det  Angeklagte  Geisteskrankheit  vor,  so 
bit  aidi  «las  Gericht  darUber  wenigstens  in  den  Urteil sgrimden 
aoNulaRien.  Besser  geschähe  dies  allerdings  in  der  Urteilsformel, 
doch  ist  dies  eine  blosse  Formfrage. 

Anders  ist  die  Sachlage  beim  Schwnigericht.  Die  Geschworenen 
geben  ihren  VlTahrqHiich  nur  darfiber  ab,  ob  der  Angeklagte 
Dcboldig  oder  nicht  schuldig  ist,  ohne  im  tetateren  Falle  Gritnde 
nucnfllhren.  Geisteskrankheit  nnd  Unzurechnungstthigkeit,  aber  auch 
«ädere  Gründe  konnten  anr  Freis[>rechung  fOhnm.  Wie  soll  dann 
der  Oerichtahof  Massrogelu  gegen  einen  wegen  Geisteskrankheit 
Angesprochenen  eigveifen,  wo  dodi  Geisteskrankheit  nicht  festge- 
stellt ist,  und  bisweilen  der  Schein  hervorgerufen  werden  kOnnte, 
der  Gerichtahof  habe  sie  nur  erfunden!  Allerdings  können  die 
Ocriebtsverhandlungen  Geisteskrankheit  annehmen  hissen,  a.  B.  der 
HtMitHuiwalt  hat  die  Einstellimg  des  VerCfthrens  beantragt,  oder  der 
Verteidiger  hat  auf  Getsteskiankheit  plftdiert  Damit  ist  jedoch  der 
Wahrsfunidi  nicht  bestimmt  wkUrt  Haben  die  Geschworenen  boi- 
■{lidaweise  mnen  anderen  ThSter  angenommen,  so  darf  der  Gerichts- 
iwf den  Odsteekranken,  der  kein  Verbrecher  ist,  nicht  m  eine  An- 
itilt  schaflbn  lassen.   Wenn  er  gleichwohl  diese  Massregel  trifft, 
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Bo  Wird  ea  nuuidiinal  aiiBaeheiif  ak  wollte  er  nofa  an  dem  fOr  irrig 
gehaltenen  Spmch  der  Oeachworenen  iSohen.  Dies  geechielit,  wenn 
man  ein  Weib,  das  das  Schwui^ericht  vwn  Kindeamorde  freige> 
sprochen  liat,  wegen  VerheiniHchung  eines  neugeborenen  Kindes 
(sQppressioo  d*  enbxA)  oder  wegen  fiüirUtesiger  Tfitnng  vor  dem 
Zuditpoliseigericht  yerfolgt  Ea  findet  gleichsam  eine  Berufung 
gegen  den  Wahrapnidi  der  Qeachworenen  bei  dem  Znchfpolizel- 
gerichte  Büktt.  Der  Schwnrgerichtehof  würde  aber  in  dem  obigen 
Falle  an  sich  aelbat  Benifang  einlegen,  was  noch  Aigerlidier  wflre 
nnd  ein  aeltaamea  Ergebnia  hexbeifllhren  wflrde. 

Es  bedarf  einee  Wahiapnichee,  dasa  der  Angeklagte  geiatea- 
kmnk  iat,  wenn  der  Qeriohtshof  bei  Freisprechung  die  Aufnahme 
in  eine  Anatelt  auaapreohan  aoll.  Diea  haben  die  Verfaaaer  des 
oben  erSrterlMi  Entwürfe  nicht  wahrnehmen  woUen.  Li  der  Be- 
sprechung dea  Entwürfe  aind  laute  Beadiwerden  dag^n  erhoben 
wi»d«i,  und  daa  Scheitern  dea  Entwürfe  iat  tdlwdee  darauf  anrQck^ 
zuführen,  daaa  man  dieae  Sdiwierigkeit  nicht  gelOat  hat. 

Sobald  Geisteakiankheit  in  Frage  kommen  kann,  müas  hterfiber 
stets  eine  beeondere  Entscheidung  eigehen. 

Dies  wird  den  Qeediworenen  keine  Sdiwierigkeit  maohen,  im 
Gegenteil  werden  sie  nch  von  Oewiaaenabedenken  befreien  kflnnen, 
wenn  ihnen  eine  aiiareichoide  Auaapraohe  ralSglich  iat 

Wie  berate  bemerkt,  hat  nch  der  Bichter  bei  Minderjährigen 
die  Frage  voranlegen,  ob  die  ESnaicht  in  die  Stmfbarkeit  der 
Handlung  vorbanden  ist  Femer  wird  den  Oesohworenen  die  Frage 
nach  mildernden  ümatinden  vorgelegt 

Die  0eaohworenen  haben  ndi  nk^t  nnr  die  allgraieine  Bnge 
nach  OeiateekranUimt  vwairiegm,  aie  haben  den  Charakter  der 
Krankheit  und  den  Giad  der  verbleibenden  ZurechnimgefiÜiigkeit 
zu  prüfen,  wie  sie  aidi  über  die  Sdiuldfrage  und  über  mildernde 
Umstände  auszuaprechen  hab«i.  Allerdinga  werden  sie  den  Orad 
der  Geiateakrankbeit  nicht  genau  bestimmen  kOnnen,  wohl  aber 
die  gänzliche  oder  teilwmae  Uniurechnungsfittiigkeit  Soviel  hin- 
Mchtlich  (le,s  Grades. 

Was  den  Charakter  der  GeisteBkrankheit  angeht,  so  haben  eich 
<lii'  (ioRchworenen  darüber  su  erklären,  ol»  eine  nur  vorfilivrgeheude 
geistige  StSrnng  vorliegt,  z.  1^.  Zorn,  Hypnotismua,  Trunkenheit, 
oder  ob  es  aich  nin  dauernde  oder  weuigatena  eingewunelto 
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OwrtaihMlrhfiit  handelt  Im  fetoteren  IViUe  wird  swisdiMi  Trinker- 
«ibnsiiuit  Raserei  und  BUSdwnn  m  unterscheiden  Bein«  Verhängen 
die  Qeachworenen  Reibet  die  Strafe,  ao  werden  sie  dies  auf  der 
Gnmdhge  ihres  Wabrspmohs  zn  thun  haben.  Hat  aber  der  Oerichts- 
inf  fBnierhin  die  Stufe  m  bestimmen,  so  mam  er  diese  verschie- 
denen  Wahi^clUdie  der  Qeediworenen  seiner  Festsetsunf^  an  Gründe 
Httten  die  Qeediworenen  tkk  nar  fiber  die  volle  Znrediniings- 
Migkeit  oder  ihr  gttnaliohes  Fehlen  m  erklflren,  ao  wfirdeii  ne 
ach  inmer  nodi  in  ihrem  Gewissen  bedrftngt  fOhl«!.  Man  mnss 
ihiten  nnoi  Sfaelranm  lassen.  Oft  werden  die  Geschworenen  aar 
Üben  Zureohnungatthigkeit  gelangen. 

Elfter  Grundsata:  Die  gerichtliche  KrklArung  der 
CniDrecbntingsf  Ahigkeit  hindert  jede  eigentliche  fie- 
Btrafungt  berQhrt  aber  nicht  die  Notwendigkeit,  den 
Oeisteskranken  in  eine  Anstalt  —  nicht  in  ein  Gefftngnis 
—  n  schaffen. 

Hier  hat  der  Kranke  so  isnge  an  verbleiben,  als  eine  wegen 
halber  ZnrechnnngsfiUitgkeit  ausgospitKshene  Haft  dauern  wfirde, 
dd  giDilkher  ünanrecbniuigsffthigkeit  dagegen  nur  eine  kttraere 
2tit,  nündesto»  aber  ein  Jahr.  Bei  Trinkerwahnsinn  muss  die 
Verwahmag  in  der  Anstalt  soknge  wie  die  Haft  dauern. 

Hier  eigiebt  Bich  nun  der  springende  Punkt  in  der  Frage 
<ier  geisteskranken  Verbrecher.  Wenn  sie  nach  FMpreohung  frei- 
SehuBea  oder  der  Verwaltungsbehörde  nur  als  gefthrliche  Geistea- 
banl^e  nur  Verwahrung  flberwieaen  werden,  so  schwindet  jeder 
I^ilenchied  swischen  dem  geisteskranken  Verbrecher  und  dem  ein- 
hcbm  Oeisteskranken.  Eine  gesetagebecische  ThBtigkeit  erObrigt 
äcb  dann. 

hl  der  Thal  kann  man  nach  gemeinem  Bechte  ebenso  gut 
dtt  gewöhnlichen  Geisteskranken  in  eine  Anstalt  schaffen,  wenn 
die  filfentliche  Siclierheit  es  eifordert.  In  Wirirlichkeit  ist  der 
gejgtpabranke  Verbrecher,  wie  schon  dargel^  ein  Hiachwesen,  er 
igt  dem  Hindmi^Üirigen  entapreohend  an  behandebi,  der  mit  oder 
obe  Eifcenntnia  der  Strafbarkeit  gehandelt  hat  tmd  selbst  im 
lelitaRn  Falle  mit  Zwangamaaaregeln  belegt  werden  kann. 

Daa  Recht  au  strafen  ist  auch  auf  der  Grundkge  der  Ver- 
gdtung  gegen  den  Halbgebteskranken  und  besonders  gegen  den 
attshdiBehen  Geisfaaknnto  anwendbar.    GrOndet  man.  es  aber 
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auf  die  Mfentliciie  Sidierhdt,  so  lässt  es  rieb  auch  gegen  deo 
unsiiKchiiiingafittiigeii  Oeisteakranken  anwenden.  In  allen  Fttleu 
darf  sich  die  Oeselladiaft  durch  eine  Verwabran;  in  der  Anstalt 
schfitsen,  im  eisten  Falle  wfthiend  d«r  ganzen  oder  teilweisen  Zeit, 
die  ein  gewöhnlicher  YerurteUter  in  Haft  v^ringen  nillsstef  im 
zweiten  EUle  aber  solange  die  Geistesknuikfaeit,  selbst  wenn  sie 
keine  Tobsoeht  ist,  dauert,  und  ferner  solange,  bis  die  Heilung 
eiprobt  ist,  folglich  stets  eine  gewisse  Zeit  Aber  die  Heflung  hinaus^ 
Dies  sind  die  Orundsitse;  es  fragt  sich  jetzt,  wie  sie  aussu» 
fOhren  sind. 

Mn  gftnilich  unsureohnungsfUiiger  Oeisteskranker  ist  stets  ge- 
fährlich, w«l  er  zur  Begehung  von  Stnfthaten  neigt,  ohne  dass 
ihn  Abschreckung  daran  hindern  kOnnte.  So  ist  er  mehr  als  jeder 
andere  Verbrecher  zu  fOrohten.  Er  braucht  dazu  keine  Qewalt- 
thaten  begangen  zu  haben  oder  tobsfichtig  zu  sein.  ISn  geistes- 
kranker Dieb  wird  beispielsweise  weitere  Diebstähle  hegten,  was 
man  yerhindem  muss.  Er  ist  deshalb  bis  zu  sdner  TOUigen 
HeUung  einzuqierren.  War  er  nicht  tobsQchtig,  und  hatte  er  k^nc 
Strafthat  begangen,  so  verblieb  er  bisher  in  seiner  Familie.  Dies 
darf  man  jedoch  nidit  zulassen,  weil  eine  unaufhörliche  Gefohr 
vorliegt  Man  muss  nach  der  Heilung  eine  gewisse  Zeit  warten, 
ob  der  Kranke  wirklidi  wieder  gesund  gewiNrden  ist  und  es  vor- 
aussichtlioh  bleiben  wird. 

Der  gänzlich  unzurechnungsfiUüge  Geisteskranke  kann  Jedoch 
bald  nach  seiner  Einlieferung  in  die  Anstalt  plOtstich  genesen.  Soll 
man  ihn  dann  sogleidi  entlassen?  Dann  ist  zu  befQn^ten,  dass 
sdne  Oeisteskrankhrit  nur  Ventellung  gewesen  ist  Eine  Probe- 
zeit ist  daher  eifoiderlich.  Bei  Tiinkerwahnrinn,  den  wir  noch 
besonders  untersuchen  werden,  wird  sieh  der  entlassene  Geistes- 
knmke  von  neuem  berausdien  und  in  diesem  Zustande  wmtere 
Strafthaten  begehen. 

Aus  allen  diesen  GrOnden  darf  die  Entlassung  nicht  sofort 
geschehen,  sondern  Söhestens  nach  einem  Jahre. 

Kmdelt  es  aicfa  um  eineii  halb  ünzurechuungsflUiigen,  so 
fordert  streng  genommen  die  Vergeltung  ihre  Bedite.  Unserer 
Ansicht  nach  darf  man  aber  keine  eigentliche  Strafe  gegen  ihn 
verhängen,  sondern  nur  Hassregeln,  die  zwisdien  Verwahrung  in 
der  Anstalt  und  Oefängnisliaft  in  der  Kitte  stehen.   Wir  verstehen 
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hier  unter  halln^r  Zuretiinua^^-?fähigkeit  sowohl  clio,  die  es  dem 
ünaile  niu^h,  al.s  auch  die,  die  es  ihrer  Art  nach  i>t. 

Da  hat  jemand  z.  B.  <lie  Dielx^tulilsinonomanie.  Ihn  in 
Fmihoit  zti  V)elasscn  ist  gefülulich,  er  küuntf  weitere  DiehsüUile 
liegehon.  Da  andrerseits  seine  Urteilskraft  erhalten  geblielien  ist, 
so  lüittc  er  sein  verbrecherisches  Wollen  üliei-M'inden  niflss«'».  Ihn 
pia  711  entlasten,  wäre  une^ereclit,  um  hu  itiolu",  uLs  die  uigi'iitlicho 
Wrwaimuig  in  der  AnstiiJt  unbegründet  ist,  wenn  der  Gesichts- 
punkt der  Heilung  entscheidet.  Die  Sache  liegt  ebenso  bei  dem, 
der  nur  bruch weise  zui-eclniungsfiüiig  ist. 

Solche  Geisteskranke  müssen  eine  Strafe  verbilssen,  die  ein 
Mittelding  zwischen  Vei'A^ahmng  in  der  Anstalt  tind  Gefängnis- 
strafe ist,  und  zwar  während  eines  Teils  der  gewflhnlichen  Strafdauer. 

Eine  besondere  Hehandlung  erfordert  liierWi  der  geisteskranke 
Trioker.   Er  ist  schuldiger  als  jeder  andere  Geisteskranke,  sofern 
«  sich  nicht  um  eine  vorük^rgehende  Tnuikeiüieit  handelt.  Er 
empfindet,  daas  die  Tnmksucht  ihn  zum  Verbrecher  inachen  kimn. 
überdies  ist  die  Trunksucht  an  sich  unsittlich.    Der  besondere 
Charakter  dieser  Geisteskrankheit  besteht  darin,  dass  sie  bei  Ent- 
haltong  von  alkoholischen  Getrftnken  geheilt  wird,  jedoch  bei  deren 
OonnB  wieder  auftritt,  mit  anderen  Worten:  kaum  eingeliefert 
wird  der  Trinker  gesund,  el>en  entlassen  verfällt  er  wieder  seiner 
Kiankheit    Diee  ist  der  geffthrlichste  Fall  von  Unzurechnungs- 
fähigkeit, er  nfihert  eich  am  meisten  der  Zurechnungsfähigkoit. 
ht  Trankraciht       Vergehen,  so  wird  sie,  wenn  sie  zum  Ver- 
(iKchen  fuhrt,  ein  Verbrechen,  wenngleich  ein  geringeres  als  ein 
graCihidldieB  Verbrechen.   ZweckmAsaig  und  geredit  wäre  es,  den 
^rcitvecheriachen  Trinker  der  ordentlidien  Straf  zeit  zu  imterwetfen, 
jedoch  ffiflaste  eine  ÜberfOhrung  aus  dem  GefiUtgnisse  In  eine  Irren- 
asstüt  möglich  sein. 

Zwölfter  Grundsatz:  Geisteskranke  Verbrecher 
Aiad  nur  in  besondere  Anstalten,  nicht  aber  in  Gefftng' 
Bisse  oder  gewöhnliche  Irrenanstalten  und  auch  nicht 
in  besondere  Abteilungen  beider  aufzunehmen. 

Der  geisteskranke  Verbrecher  steht  in  der  Mitte  zwischen  dem 
Qeisteaknuiken  und  dem  Verbrecher.    In  der  Theorie  soll  er  anders 
bnde  behandelt  und  mit  ihnen  nicht  zusammengebracht  werden, 
hl  der  Praxis  tat  diese  Sondemng  aber  noch  nötiger.    Im  Ge- 
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iSngmsso  würdra  die  Verbrecher  den  unbeachotteneu  oder  mir 
halb  bescholtenen  Geisteflkninken  ungfinstig  beeinilii»«n,  er  winl 
zum  wirkliche  Verbrocherf  der  wegen  miner  geistigen  Erknuikung 
sehr  gefiüirlich  ist.  Li  der  LTenanstalt  wird  das  Gegenteil  ein- 
treten. Seine  teilweiso  oder  noch  ftohlnmmenide  verbrecherische 
Ncigting  kann  die  nicht  Tei'brcoherischen  Geisteskranken  anstecken. 
Alle  ReformentwUrfe  haben  daiier  die  Notwendigkeit  anerkannt 
jene  Yereinigiing  zu  vermeiden,  das  englische  Recht  steht  auf  dem- 
selben Standpunkte. 

Besondere  Abt^ungen  in  den  Geiftngnissen  oder  den  gewöhn- 
lichen Irrenanstalten  sind  oft  fOr  eine  genfigende  Ifossregel  vor> 
geschlagen  worden.  Die  finanziellen  Bedenken  gegen  die  Errichtung 
ganz  bescmderer  Anstalten  sind  allerdings  gewichtig,  es  würden 
grosse  Eoston  entstellen.  Zwar  könnte  man  durch  Enichtung  einer 
Anstalt  fflr  ganz  Frankreich  oder  einen  gi-össeren  Gebiotateü  die 
Kosten  mindern,  dann  wftrden  die  Geisteskranken  aber  von  ilirer 
Familie  weit  entfernt  und  gleichsam  verbannt  sein.  Eine  besondere 
Abteihing  wfinle  ein  vollstftndigeres  Ziel  mit  weniger  Sparsamkeit 
erreichen. 

Wir  treten  diesem  Vontohlage  nicht  bei.  Eine  besondere  AI)- 
teilnng  w^Onle  die  beste  LOsung  sein.  Selir  wahrsdicinlich  würde 
sie  aber  nur  auf  dem  Papiere  stdien,  die  Trennimg  wftre  unvoll- 
kommen und  von  den  örtlichen  VerhAltniaBen  abhSngig.  ESn  voll- 
kommener Alischluss  der  geisteskranken  Verbrecher  von  den  ge- 
wöhnlichen Geisteskranken  würde  ziemlich  eriiehliche  Ausgaben, 
die  doch  nicht  gemacht  werden  würden^  beanspruchen. 

Das  Gesetz  vom  5.  Jnni  1876  hat  fOr  Geftngnisse  das 
Zcllensystem  eingeführt,  sofern  geeignete  Rftiirolichkeiten  vorhanden 
sind.  Daher  ist  dies  Gesetz  hmge  Zeit  ein  toter  Buchstalie  ge- 
bliohen.  Die  Einfflhning  einer  Sonderanstalt  dagegen  nötigt  zur 
Ausfühning  des  Gesetzes,  eine  solche  Anstalt  ist  entweder  vor- 
handen oder  sie  ist  nicht  vorhmiden.  Eine  Sonderanstalt  für  je<les 
Departement  wftre  zu  kostspielig,  eine  einzige  fflr  Frankreich  ist 
der  grossen  Entfernungen  wegen  nicht  mSglich. 

Dagegen  lOsst  sich  eine  sol<die  Anstalt  fflr  einen  grösseren 
Bezirk  errichten.  Vermag  dann  der  geisteskranke  Verbrecher  nnr 
hin  und  wieder  mit  seiner  Fiamilie  in  Verkehr  zu  treten,  so  win) 
das  eine  angemessene  Strafe  für  ihn  sein.    MOsste  man  anderseits 
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Uer  mcht  wie  bei  gewöhnlichen  GeiRtrakraiiken  dorn  Bhegatten, 
4m  !Elteni  und  den  Kindern  znm  Besuch  des  Kranken  jährlieh 
fm  bestimmte  Zahl  freier  Eismbahnfiihrtai  gewähren? 

ÜB  mOesten  nicht  bloss  Sonderanittalten  filr  ^e  geistefdcnmken 
Vobrecher,  sondern  auch,  soweit  dies  möglich  iHt,  Sondenftume 
fiir  <lie  verschieflenen  Verbrechergrup|H^n  tmd  filr  die  verschiedenen 
Kknen  von  Oeisteskranken  geschaffen  werden.  Leute,  die  ein 
SittBckkeitsverbreohen  oder  eine  Gewaltthat  begangen,  die  in  der 
Lndensduift  gefrevelt  oder  sich  einer  Unrefllichkeit  schiüdig  ge> 
macht  haben,  dUrfen  nicht  zuBammengelegt  wenlen,  denn  die  ver- 
Mwrieche  Neigting  ist  teilbar.  Man  sollte  auch  die  Blödsinnigen, 
Epüeptiker,  Tobtiflchtigen  und  einfachen  Oeisteokranken  von  einander 
absmdero.  Vor  aUem  miiss  aber  der  geisteskranke  Trinker  be- 
sofldera  untergebracht  werden.  Sonderrftume  sind  auch  fflr  die- 
jeDigen  Ycnirteilten  erforderlich,  die  erat  während  der  Strafvoll- 
itreckiiDg  geistesknuik  geworden  sind. 

Das  Zellensystem  ist  nur  auf  den  gefthrlichen  geisteskranken 
Verbrecher  anzuwenden,  dann  aber  geneigt  es  auch.  Arbeit  darf 
(im  Kranken  mtr  als  Heilmittel,  seinem  geistigen  und  kOriier- 
lidien  Zustande  entsprechend,  auferlegt  werden. 

Dreizehnter  Grundsatz:  Für  sämtliche  Oeistes- 
Iranke  muss  eine  Beaufsichtigung  durch  Sachver- 
itindige  geschaffen  werden.  Diese  Sachverständigen 
baben  die  Kranken  und  die  Anstalten  zu  besuchen  und 
sweckmässige  Verbesserungen  vorzuschlagen. 

Hit  Recht  hat  dies  sclion  die  Kommission,  Aber  deren  Arbeit 
vir  berichtet  liaben,  verlangt  Nach  dem  Gesetze  von  1838  üegt 
•lie  Aufiücht  dem  Präfekten  imd  seinen  Vertretern,  dem  Gerichts- 
Tfmdtzenden.  dem  Staatsanwälte,  dem  Friedensrichter  und  dem  Mairo 
ob,  ohne  dass  sie  zu  Besudien,  die  zu  bestimmter  Zeit  wiedcr- 
kehrea,  veipflichtet  wären. 

Thatsächlich  erfolgt  keine  Beaufeichtigung.  Sie  ist  fibrigens 
loch  unmöglich,  weil  die  dazu  berufenen  Beamten  zu  sehr  he- 
sckiftigt  sind,  mn  die  erforderiiche  Zahl  von  Be$;nchen  machen  zu 
kinnen.  Sie  ist  ferner  zwecklos,  da  den  Aufsiditapersonen  die 
Sachkunde  fehlt 

Nehmen  wir  den  Qerichtsvorsitzenden  als  Beispiel.  Verhört 
«r  ad  hoc  den  zu  Kntmflndigenden,  so  winl  er  die  richtigen  Fragen 
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stellen,  nach  den  Antworten  und  dem  Oeeichtoausdnicke  des  Be-' 
fragten  wird  er  die  richtigen  Schlüsse  ziehen  kOnnen.  Wenn  er 
aber  «ne  grosse  Anzahl  Geisteskranker  vor  sich  hat,  wie  soll  or 
da  feststellen,  ob  einer  geistig  gesund  ist  Wenn  dies  dann  ein 
Qflisteäkranker  behauptet,  wie  dies  oft  nnbegrilndeter  Weise  gnst^ielit, 
so  wird  der  Beamte  gegen  diese  Prfifung  abgestampft  werrlen. 
Nur  SachverstSndige  sind  hier  am  Platze. 

Die  Anstalten  mtSssen  von  InenJbuten  und  anderen  Saoh- 
kiiiidigen,  die  nicht  xum  Anstaltspersonal  gehören,  besichtigt  werden. 
Es  ist  jedoch  zweckmAasig,  wenn  die  Sachverstftndigen  bisweilen 
▼on  den  Örtlichen  Qerichta-  oder  Verwaltungsbehörden  begleitet 
werden,  und  diese  Behörden  dann  eine  momlisdie  Kontrolle  auR> 
flben,  das  einzige,  was  ae  auf  diesem  Qebiete  thiw  kOnnen.  Die 
beanflBichtigenden  SachTerständigen  mfissen  von  der  GentralbehOrde 
berufen  werden,  ihre  Au^be  darf  keine  lienifsmAssige  werden, 
sonst  würden  «s  immer  dieselben  sein,  und  es  konnten  sich 
zwischen  ihnen  und  den  Anstaltsleitern  zu  enge  Boziehungen 
herausbilden.  Sie  mnd  Sachverständigo  mit  besonderem  Auftrage. 
Anderseits  müssen  sie  Ober  jeden  Verdacht  erhaben  luid  von  der 
politischen  oder  CentralbehOrde  onabhftiigig  sein.  Unser  Vorschlag 
geht  dahin,  sie  für  eine  bestimmte  Zeit  von  allen  Irrenftrzten,  die 
nicht  im  Dienste  einer  Anstalt  stehm,  wfthlen  zu  lassen. 

Diese  Aufsichtspei-soiion  hätten  nicht  allein  den  Gcistcsxuetiind 
zu  pi-flfen  und  die  einfache  oder  die  bedingte  Eiithissnng  vorzu- 
schlagen, sondern  auch  das  Anstaltsjiersonal,  die  Behandlung  der 
Kjxinkou  sowie  den  sonstigen  Betrieh  der  Anstalt  zu  überwachen. 

Vierzehnter  Grundsatz:  Kür  g<i  s  tos  k  ranke  Yer- 
breciier  darf  es  nur  fiffontlicho  Anstalten  geben. 

Ob  Geisteskranke  in  Frivatanstalten,  die  geringere  Garantie 
bieten,  nnfirfnoinmen  wenlcu  soUten,  mag  dahingestellt  bleilien. 
Gci«t»'skranke  Verbreither  aber  dürfen  zweifelsohne  nur  in  öfTent- 
iichen  Anstalten  untergebi-acht  werden,  wenr»  nicht  die  grössten  l'n- 
zuträglichkeiten  entstehen  sollen,  insbesondere  der  Simulation  und 
sträflichem  Einverständnisse  Vorschub  geleistet  werden  solL 

Der  in  dieser  Weise  von  seiner  Familie  imtergebrachte  geistes- 
kranke Verbrecher  kOnnto  Geisteskrankheit  simulieren  und  so  zu 
leicht  8»ne  Entlassung  erhalten.   In  seiner  Unterbringung  würde 
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andikein  Strafeweck  enthalten  aein,  allos  Ikig^nisBe,  die  zu  ver- 
ottiden  sind. 

FOofzehnter  Grundsatz:  Die  Unterbringung  eines 
geisteskranken  Verbrechors  in  die  Anstalt  zieht  uhno 
weiteres  seine  Entmündigung  nach  sich,  die  ftUer  üio 
EollaBsnn^  hinaus  te stehen  bleibt.  Die  Aufhebung  der 
BntuQDdigung  oder  ihre  Umwandlung  in  eine  Pflegschaft 
<iarf  nur  durch  Richterspruch  erfolgen. 

Zwischen  der  üntorbrint^untr  des  Geipteskninkf»n  in  Ano  An- 
*>t«ilt  iiml  der  Entmündigiuig  besteht  mit  Bezieiiung  auf  die  reclit- 
''^'he  Handhuigsfähip-keit  p'm  sfltsjuner  T^nforschiod,  auf  'b'ti  wir 
^*reiN    hin-zowipseii    lialioii.  T'^nterbringung    <'iitK.hrt  der 

•^■liüUfcinicu  Fm  iii\iii'S('hrift''n,  dir  Kiifniflndignn^'  ilatn-gcn  ist, 
Illingens  mit  vnllrm  Kofht,  von  tausend  Voisii  hlsmassregidn  nm- 
ijtbi'n.  Die  Entziehung  dev  liaudlunpsfähigkeit  ej-.u  hti  t  man  für 
<^int  schwerwiegende  Massivgei,  den  Verlust  der  Fi(\i)h.'it  dagegen 
^1""  eine  Kleinic^keit.  Man  geht  «oi;ai-  n^eh  weiter  und  iJtest  naeti 
^••rillst  der  Kieiheit  die  VerfiigungsfühiKkoit  fortihiuern:  aus  der 
Anstalt  heraus  (iarf  der  Geisteskranke  frei  te?^tiei-en,  schenken,  ver- 
^hk'U,  dies  ist  besonders  dtireh  die  Artikel  30  und  40  des  üc- 
'^'tz^'s  von  183S  bestimmt  wortlen.  Ebensowenig  macht  die  Hnti^r- 
'■rinpuie  in  .  ine  Anstalt  fVw  wnstigen  Ueclitshandlungen  nii  htig, 
Ji'-  nur  unter  den  gewöhidiehen  V'oraui?s*'t/ungen  augefoehton 
»♦rden  k^>nnen.  Nur  der  Geisteskranke  kaun  seine  eigenen  Hand- 
liingoii  iinnen  10  Jahren  anfeehten,  diese  Frist  wird  aber  nicht 
'on  der  Vuinahmc  der  Handlung,  sondern  von  dem  Tage  ab  ge- 
f^^hnet,  wo  man  dem  t-ntlassenen  Geistcskraidien  die  fragliche 
fiftlitsbaadlung  gerichtlich  angezeigt  hat. 

Diese  ungleiohmfissige  Behandlung  der  Geisteskranken  muss 
uolxdiii^  aufhören.  Es  ist  zuzugeben,  dasa  bei  geffthrlicher  Oeiate»- 
knoUidt  der  Kranke  vorlftufig  dner  Anstalt  /.ugeführt  werden 
<bff)  und  dies  keine  Entmündigung  zur  Folge  hat.  Das  Geri(dit 
Qi'JSN  aber  alsbald  mit  der  Sache  befasst  werden  uiul  gleichzeitig 
^  dauernde  Vei-walmuig  in  der  Anstalt  und  die  Entmündigung 
WK|inchea.  Hiergegen  lässt  si(  h  nic  ht  einwenden,  da.ss  die  Yer- 
Vlümmg  vtets  nur  mit  Rücksielit  auf  die  gegenwärtige  Sachlage 
ngeorduet  winl.  Dies  ist  ja  auch  bei  der  Entmfindigung  der  Faüi. 
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Der  Gerichtahof  wird  Übrigens  auf  die  dauernde  Verwahrung  die* 
selben  VontichtemasBregoln  wie  bei  der  Entmündigung  anwenden. 

Die  EntmOndigung  kann  von  dem  Gerichte  nur  dann  be- 
fiondeFK  auageaprochen  werden,  wenn  d^  Geisteskninke  nidit  ge- 
fährlich ist  und  in  seiner  Familie  bleibt  Die  gerichtlich  aiige- 
onlnete  Verwahrung  muss  aber  die  Entmfiniligung  ohne  weiteres 
nach  sich  zieheu. 

Bei  dem  geititeftkranken  Veri>reoher  liegt  die  Saclie  noch  weit 
einfacher.  Er  liefindet  sich  in  einer  Zwitterstellung,  wie  bereits 
wiederholt  bemerkt  worden  ist 

HAnflg  ist  er  zugleich  GdstcRkianker  und  Verbrecher.  Als 
OeisteskninkeB*  ist  er  zu  entmündigen,  desgleich^  als  Verbrecher. 
Denn  brtanntlich  gelten  nach  dem  Qesetae,  wenn  nicht  alle,  so 
doch  viele  Verbrecher  ohne  weiteres  als  entmündigt  Die  beiden 
Entmündigungsgründe  treffen  hier  also  zusammen.  Ein  besonderer 
Ausspruch  erübrigt  sich,  die  Entmündigung  wird  kraft  Gesetzes 
eintreten.  Andrerseits  wird  sie  stets  die  unmittelbare  Folge  der 
angeordneten  Verwahrung  sein. 

Die  Frage,  ob  die  Entmündigimg  nach  der  Entlassung  fort- 
dauern soll,  ist  zu  bejahen.  Dies  ist  seibstverstftndtich  bei  der 
bedingten  Entlassung,  muss  aber  auch  bei  der  unbedingten  gelten. 
Denn  der  Entiassene  ist  noch  nicht  ausreichend  auf  seinen  Zu- 
stand  auf  die  Probe  gestellt  worden,  er  darf  während  dner  Über- 
gangszeit nicht  frei  über  sein  Vermögen  verfügen  dürfen.  Er 
könnte  übrigens  gleich  nach  seiner  Entlassung,  ja  sogar  in  Heinom 
Endasinngsgesuch  einen  Antrag  auf  Wiedergcwfthrung  des  Vor- 
fflgungsreohts  stellen. 

So  (lauem  auch  nach  gemeinem  Rechte  gewisse  BeBchrftnkungen 
der  Handlungsfähigkeit  über  die  StrafverbQssung  iünaus. 

Sech.sz <•  h  ntor  Grundsatz:  Wird  der  Angeklagte 
wegen  Gel steskran k Itei t  freigesprochen,  so  hat  das 
zust&ndigc  Oer  ich  t  das,  was  zum  Schutze  des  Ver- 
letzten und  der  Familie  des  Geisteskranken  erforder- 
lich ist,  zu  veranlassen,  hkil'  seine  Verwahrung  an* 
geordnet  gewesen  sein  oder  nicht,  oder  mag  sie  auf- 
gehört haben. 

Mit  der  Freispn'chung  und  Entlassung  des  geist<>skninkeD 
Veibreohers  ergiebt  sich  oft  eine  peinliche  und  geffthriiche  Lage. 
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Ist  er  verheir.itet,  liat  ei-  Kindor,  Eltorn  wUn-  Oosehwi.ster,  so  kelirt 
er  zu  seiiHMi  Angeliönj^^n  zurnck,  <lio  Wiswfücii  si'ine  VorijrU>ilung 
liek-r  gos«'lh;n  hätten.  Der  seiner  Stratlo.sif^keit  irewisHermassen 
sichert'  Ehemann  kann  Frau  und  Kinder  mis^hundeln.  er  hat  oft 
t'enu«;  Vernunft,  um  einzusehen,  dnss  er  nichts  zu  fflnhten  hat, 
hindern  stets  die  gleiche  Entschuldigung  voixeliiltzen  kann.  WirU 
er  verurteilt  (xler  für  einige  Zeit  in  eine  Irrenanstalt  gehra<'lit,  so 
winl  Sf'ine  Rückkehr  dieselhen  liefürehtungen  henorrufen.  Seine 
Familie  lebt  in  ewiger  Angst,  um  so  mehr,  als  der  Kranke  infolge 
der  Zwangsmassi-egeln  verbittert  ist.  IKn-  geisteskranke  Trinker 
T»ird  sich  seiner  Lei<lenseliaft  von  neuem  ergeben  und  immer  ge- 
fährlicher wei-den.  Man  kntnite  dagegen  anführen,  da.ss  in  dieseti 
Fällen  sogar  nach  der  iieutigen  Gesetzgebuiiii  di  r  Geistesknmko 
Voll  Anitswegen  in  eine  Anstalt  gebracht  winl.  Dies  geschieht 
ni«jht  immer.  Feni^T  nlyer  hört  die  Verwahrimg  des  Trink'Ts  auf, 
i-  UM  er  gesund  whxl.  Das  kurzsichtige  (iewtz  Uifft  liier  kuine 
Vorkehnmg. 

Der  Verletzte  ist  noch  mehr  gefährdet.  Der  Geisteskranke 
t'riitet  Kache,  mag  er  geistig  auch  Tun  h  so  gest/ui  sein.  Hei  seiner 
Hntlassuntr  vefutellt  er  sich,  der  Stratlosigkeit  ist  er  sicher,  die 
Kraiikkeit  macht  seine  f^xe  Idee  nocli  hartnäckig»'r  Tleiite  int  die 
Gefalu-  giuss,  weil  (lei-  (>ei«tepkranke  sofort  in  Frcilieit  gesetzt 
»enleii  kann.  Gerin^i«  r  wünli'  sie  sein,  wenn  die  Verwahrung 
ck'ic-h  bei  der  Kr-  isjnv.  luini:  ;uigeoitlnot  wüidr.  Eine  Gefahr 
vQnle  al>er  trotzdem  l..'stehen  bleiben  und  pi<  Ii  wir  immer  ver- 
tio|)i)«!n.  «sobald  ein  i^eisieskranker  Trinker  in  Frage  kommt. 

Der  I  ifsci/ueber  hat  sich  nicht  hier  iilli  in  kurzsiehtit;  L-^i  z^igt. 
Schncdl  im  SlJiifen,  langsam  im  Vorbeugen  erffUlt  er  nni  den 
Inngend'-t«  II  und  imwirksaoiBteu  Teil  seiner  Aufgabe,  wie  folgende 
ßeis!|iiele  lehren. 

Die  Ebefnin  .^etzt  die  Ti'  unung  von  Tisch  und  Bett  oder 
ilic  S  heidiing  wegen  Gi  waltthaten ,  grausamer  Misshantllung  nder 
fxhwerer  Beleidigung  diU'  h,  l)as  BjjiuI  der  Ehe  wird  u-  irst  ihI.  t 
fr»'!<wkprt.  das  gemeinsiin-'  L.  lten  hört  auf,  Di«-  (iewaltllialea,  die 
'1'  TnimuiiL"  verursacht  liid^cu,  -^ind  wirkliche  Vergehen  imd 
»iiiiitii  unter  anderen  rnisiruiden  sti-afiv.litlii-h  verfolgt  wniil.n 
sein,  (wler  eine  Verfolgung  ist  sogar  endtnet  wonlen.  >la?in  und 
Frau  woUneii  weiter  an  dem  gleichen  Oilo,  dvr  Mann  vielleicht 
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mit  einor  Konkuliino  zusammen.  Häiiiig  sucht  er  wül<  i i< .  luli.  h 
in  (Iii'  frühere  elit^liche  Wohnung  einzudringen.  Seine  Fmu  kann 
ihn  jeilerzoit  treffen  und  seinen  Oowaltthätigkeiten  ausgesetzt  sein. 
8ie  Ideiht  allen  (iefahren  ausgesi'tzt,  trot'/doin  die  Ti-ennungsgrünile 
seh worw legender  Art  sind,  und  der  Mann  für  den  schuldipen  Teil 
erklärt  worden  ist.  Es  bleibt  ihr  uiehts  übi  i^  .  ;ds  dtni  ( »rt  /.ii 
verlassen.  Der  Mann  folgt  ihr  gleichwoiil  von  Urt  zu  Ort.  imlein 
er  sie  stets  dureh  seine  blosse  Gegenwart  l»edr(tht.  Sie  ist  dag^  i:»*!! 
ohnmächtig.  Sie  ruft  die  Geriehti'  ;in .  iliese  köiim-'n  sie  al>«f 
mangels  einor  Rrtht^vürsehrift  nifht  schüt/.eii .  die  ilodi  .^n  leicht 
zn  finden  licwcsen  wäre.  So  wii-il  ilio  rii>rhiil'lip;f*  weiti-r  ixt'hi'^tzt. 
Wenn  der  Mann  lioi  ihn-  TiY'nninit;  \vft,n'ii  ^-i'waltthätigi'n  ndor 
schinipflichon  Veriiultens  für  den  ü<'huldigen  Teil  erklärt  Int  so  dürfte 
er  nicht  iiim  rhalb  eines  bestimmten  B«v.irkes  tnil  der  Frau  wohnen. 

Ist  die  Frau  Un  der  Trennung  für  den  scluddigen  Teil  erklfii-t 
wonlen,  so  sind  Gowalthan<lIungen  wi  niiror  7M  iK-fün  liten.  wohl 
aber  ein  8<-!n-erkljeher  Skandal.  Dir'  Krau  läuft  mit  ilnvi-  Schande 
am  gleieiieii  <  bte  wie  tler  Mann  li'  iuui.  Der  Mann  entfeiaU-  sich 
am  besten,  aber  seine  Thätiukrit  iündert  ihn  daiau.  Auch  wäre 
es  nicht  seine  Aufgal«,  den  I'hilz  zu  i-äumen. 

In  beiiitMi  Fällen  hätte  der  Gesetzp'bcr  iloii  Hii  litor  zu  der 
Anordnung:  «'rmiielitigen  ro11».'ii.  dass  der  srhuldiue  und  irefährli*  he 
oder  seliirapflich«»  Teil  an  <  inem  anderen  Orte  oder  in  einem  andereu 
Departement  eine  m^wisM;  Zeit  hindun-h  zu  wohnen  hat. 

Da  i^l  (  in  Kind,  das  si(rh  von  den  Eltern  nicht  erzieiien  lassen 
will.  Kfiiio  Erziehungsanstalt  will  mch  sriiuT  annHunon.  Es  wiitl 
ält>'i-  um!  In'drxht  dmeh  tieiiie  Gegenwart  die  Ellern,  auf  deren  Kosten 
66  unthätig  Iclien  will.  Eine  gesetzli^-he  Handhabe  hiergeg»Mi  felüt. 
Ein  ordentlirbos  Erpivs>ungS8ystem  wird  durehgefülirt,  das  Kind 
U^diTiht  die  Eltern  duivh  s.  in»«  luiniiticlbjn'e  Anwesenheit.  2^ieht< 
hilft  dagegen!  Es  können  Gewüllihätii^loMteii  -  rfulgen.  Das  Kind 
rieiilet  sich  vielleicht  im  Elternhause  ein  und  führt  fortwfilu^nid 
ein  drohendes  Srliinar«»tzcrleben.  Es  gäbt»  oin  finfaches  AMiülfe- 
mittel :  man  luühuste  eiiK  in  snh  hon  Kinde  diii  .\ufentlialt  an  dem- 
M'lben  Orte,  in  demselben  Dejiui  t.'uu'nt,  worin  die  Eltern  wohnen, 
ujitei-siuren.    Hieran  hat  der  Gesctzgrl.cr  nicht  ge<la<  ht. 

Dsi  itit  eiii<»  PeiNon.  sreiren  deren  L<'i>rn  ein  Attentat  l>egangen, 
oder  dio  das  Opfer  eines  Sittlichkeitsverbrechens  ist   Der  Schuldige 


mliiiBst  sdne  bisweilen  sehr  kurze  Strafe  und  kehii  zurilck.  Der 
Vdetzte  hat  alles  za  befürchten.  Gei-oizt,  nicht  gebessert  kommt 
kThftter  zurück  und  hat  (li'ii.  üor  seine  Restrafung  herbeigcfQbrt 
llt^  jftderaeit  vor  Aujren.  Die  Riiehsucht  i-e^jt  sich.  Dein  l'n- 
«ÄtJ<\if?en  bleibt  mir  die  Flucht,  der  Schuldige  kann  bleiUm.  Das 
Vm?ok»^hrte  hätte  der  Gesetzgeber  ermöglichen  snll.  n.  «liiss  nABÜioh 
(iw  Mortlgesellc  ni»ch  Verbüssnng  seiner  Strafe  sich  nicht  an  «Icm- 
NibeQ  Orte  mit  seinem  Opfer  aufhalten  darf.  wäre  wieder- 

«ine  Auf  iitli:iltsl>eschrilikang,  ali.  r  in  einem  amlen-n,  nützlicheren 
Sinm-.  AlknlingB  wäre  ea  schwierig,  dem  Verurteilton  den 
Aufenthalt  in  grossen  Stfldten,  wo  er  am  leichtesten  Arbeit  findet, 
lu  untci-suf;on.  Dapregen  wäre  eine  Ausweiaung  aus  dem  Orte« 
wo  (ter  Verletzte  wohnt,  mot:li(  h. 

Bei  einem  geisteskranken  Vorbi^her  ist  ilii-  Sachlage  noch 
trtfälu-l icher,  weil  er  als  Oeisteskrankor  weniger  üherlegt,  weniger 
ttn^htet  und  mehr  z«  Gewalt tliäftgkeiten  neigt. 

ist  ein  Schrecken  seiner  Familie  und  des  Verletzten.  Man 
s«:'llte  ihm  verbieten,  sich  in  ihrer  Nähe  aufzuhalten.  Dies  kunn 
i^^r  -^iiio  Krankheit  wieder  entgehen,  es  ist  der  Fimke  ins 
Fuiverfa}.s. 

Auch  (Ue  Furcht  vor  wetteren  Stnifen  bietet  keinen  Sciiutz. 
DiT  geisteskranke  Verbrecher  wirtl  vielleicht  sehr  schnell  wieder 
eutlasw^n.  Die  Gefahr  wächst  dann  umaomehr,  als  die  Erinnenmg 
iikI)  frisch  ist  und  erst  mit  der  Zeit  vei'wischt  wcitlen  kann. 
l>a.s  Auf.  nthaltsverbot  für  einen  bestimmten  Ort  ist  eine  Ortliche 
ÜÄssregel  j.'egen  Geisteskranke  dieser  Kategorie. 

Trotz  aller  dieser  Voi-sichtsmassi-egeln  schwindet  die  Gefahr 
fni  den  Verletzten  und  die  Familie  nicht.  Wir  werden  gleich 
seilen,  wie  jede  Spur  von  Gefahr  verschwindet. 

SieUzehnter  Grundsatz:  Alle  den  geisteskranken 
Vorbrec  her  angehenden  Entscheidungen  sind  in  münd- 
licher Verhandlung  mit  dem  Verletzten  zu  treffen. 

Die  Wis-senschaft  des  Straf i)rozes.ses  verlangt,  dass  dieser  Prozess 
üicht  allein  den  Beschuldigten  und  die  Gesellschaft,  sondern  auch  den 
Verletzten  angeht.  Seine  Sicherheit,  sein  berechtigtes  Verlangen 
mh  Vergeltung,  sei  es  durch  Schadens<'i-s;itz  oder  Strafe  nötigen 
■laiu.  *len  Verletzten  zu  beru(;ksichtigen.  Diese  Wahrheit  ist  in 
<ier  Pnxis  oft  wenig  beachtet  worden,  sie  muss  gleichwohl  im 
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Auge  behalten  wonicii;  hieran  ist  es  nötig,  diiss  der  Yei  letzte  jede»* 
mal  hinzugezogen  oder  l)ona<'hrichtigt  winl.  wenn  über  Geisteskrank« 
heit  des  Thäter«  zn  licflnden  ist.  Der  Verletzte  nuiss  sogleich  vor 
die  zuständigen  Anklage-  und  IJrleilKgeschworenen  geladen  werden. 
Im  Unterlassungsfälle  tnuss  er  Einspruch  dagegen  erheben  können. 

Die  Oeisteskrankhoit  liegt  oft  im  Dunklen.  Iliiir  Aufhellung 
tlienen  nicht  nur  aiv.tliche  Gutaeht»'n,  Vernehmungen,  Untereuchungen, 
sondern  auch  Mitteilungen,  die  die  interessierte  Pailei  besser  als 
jeder  andere  zu  geben  veriuiig.  Ausseitlem  könnte  diese  Partei 
die  Geisteskrankheit  kontroliei-en  und  jede  mögliche  Nachsicht  hindern. 
Nichts  ist  Hfr  thätig,  so  eindringend  als  das  Frivatintnrnsse.  Fniirt 
der  Verletzte  vor  den  Anklagegeschwoi-ent  n  alle  Gründe,  die  fftr 
Geistesgesutidheit  spivchen,  an,  so  hat  die  Erkläning  der  Ocidtes- 
krankheit  ein  »nnso  gmssei'cs  Gewicht. 

Desgleichen  muss  der  Verletzte  hinzugezogen  werden,  wenn 
der  Kn\nk<^  ans  dorn  ( tofHiiirnisse  ins  Irrenhaus  flbcrfühH  «xier 
beilingt  oder  uiilM-<liiigt  entlassen  werden  soll.  Dasselbe  muss  gelten, 
wenn  der  Venuteilte  erst  im  Laufe  der  StrafverbOssuug  geistig 
erkmnkt. 

Die  Atiwendung  dieses  Giuiulsatzes  und  die  Anweisung  eiijes 
besondereil  Aufenthalts  fttr  ilen  ontlatisenen  Verurteilten  schafleu  volle 
Garantie. 

A  c  !i  t  z ''h  II  t  e  r  G  r  u  ri  d  s,i  t /. :  Wird  bei  einem  angeblich 
geisteskranken  Verbrec  h  .>  r  Simulation  f  es  t  ir  st  e  Ii  t. 
so  haben  <lie  Gesch  w  n  le  tnu  ihren  früheren  Spruch 
auf  zulieben,  auch  ist  die  Strafe  zu  erhöhen. 

Es  ist  bisweilen  nicht  schwor,  (J.'isteskmnkheit  zn  iHMich-  ln 
und  so  der  V»  iui tcilin^  zu  eutiielu  ii.  Diuin  kanji  luiui  den  Spruch 
der  Goschworonen  nicht  al-^  enilL^üln^  ansehen,  er  ist  aufzuheben, 
wie  bei  Vorspieglung  faJschci'  Thatsacheii  das  Anuenrcckt  ent- 
zogen wird. 

Es  wäre  ein  uiierlräglii  lin-  rix'lstand,  wenn  der  Anp'klagt».'; 
der  die  (Jeschworenen  über  si  inen  Geisteszustaud  getäusi  lit  liat,  '1er 
Sti"jdlosigkeit  sicher  wÄi-e.  Allcnlings  ist  nach  gemoineui  Keehte 
die  Fr«}is])re«  hiitm  sonst  gültig,  sollten  sich  selbst  neue  Beweismittel 
ergeben;  hier  liegt  die  Sache  jedoch  anders.  Die  (ieistcskninkheit 
ist  der  innerliche  (irund  fiir  die  Fn*is[)rechung  gewesen,  ohne  »la.-sS 
ileni  Kranken  dies  zum  Uowusstsein  gekommen  ist    Daher  steht 


weder  tool  Standpatikte  der  QGrochtigkeit,  noch  des  Mahlt»  der 
Revision  ein  HitMln'oiB  entgt^^en.  Niir  mfisste  die  Zät  der  Vcr- 
ixhnmg  nt!  die  Strafe  angerechnet  wenlen.  Dies  fahrt  uns  sur 
Anrediniin^frage. 

Kennsehnter  Grundttats:  Erkrankt  ein  Qe- 
fangener  im  Lanfe  der  Straf  Vollstreckung,  hu  hat 
uanihn  in  eine  Irrenanstalt  su  bringen.  Wird  er 
wieder  gesund,  so  kann  er  der  Strafanstalt  wieder 
>u;ef<lhrt  werden,  es  ist  dann  aber  die  in  der  Anstalt 
rerbraobte  Zeit  auf  die  Strafe  anzurechnen. 

Dio  plötzlich  auftretende  Oeistesknuikhcit  t'rfoitleil  die  Ülier- 
ßhrung  in  eine  Anstalt.  Ks  fragt  sirii,  ob  der  Geisteskrank»'  nicht 
B*ch  iler  Heilung  zu  entlassen  ist.  Hierfiu  lässt  sich  anfühivn, 
•fass  seine  Vomunft  erschüttert  ist  und  von  neufui  in  Frage  gesteilt 
'iwl,  wenn  man  ihn  wieder  ins  Gefängnis  Kringt,  Dies  wäre  zu- 
teilend, wenn  nicht  die  Befui-chtung  der  Simulation  und  iles 
^ledennftretens  der  Krankheit  entscheidend  wftren.  Der  Oeistes- 
btnke  ist  daher  ins  Gefängnis  zurflckzuschafTen,  jedoch  in  eine 
bMftttdep'  Abteilung,  um  doi-t  den  Rest  der  Strafe  au  vcrbflsaen. 
"'rigeiis  wini  Umi  die  bediugte  Entlassimg  loiclitor  als  jedem 
fflderen  m  teil  wenlen. 

Zwanzigster  Grundi^at'/:  Die  (U f  n  1 1  i  r  h  k ei t  muss 
JiiMuer  mehr  ein  hei-rsc  h  <' n  il  c  r  ( 1  r  u  ii  «1  sa  t  z  de.s  Straf- 
">"l  Ci  vi !  r  >•  I- h  t  s  w  0  !  d  c  n.  »Sie  soll  so  gut  für  wie  gegen 
tl«?n  Uei  s  t >  k  1  a  II  k n  wirken.  Kür  den  g«M  s  1  r  >  k  rn  !i  k  e  n 
^«rl^rechei  ist  >io  iio(  h  notwendiger  als  für  den  eiu- 
*4cheii  Geiste.«<kranken. 

Hie  ofFentliclikeit  ist  eins  der  wirksamsteji  Kechtsschutzmittel. 
Bt'traihtet  man  den  geisteskranken  Verbiecher  als  Geisteskranken, 
»  ist  es  zweikinftsstg,  dass  seine  Verwahrung,  seine  bedingte 
lAi't  »  infaclie  Entlassung,  seine  Entmündigung  un<l  deren  Aufhebiuig 
allen  bekannt  winl.  Es  könneu  dann  die  erforderlichen  Massregeln 
fetroffen  werden.  Es  liegt  auch  im  Interesse  d<>s  G^^isteskninken, 
^  edne  Entlaj^sung  und  Wiedereinsel/.imir  in  seine  J^  <  iiti  nfFen- 
hnrli»  wird.    Das  Gesetz  kennt  ja  auch  bei  dei-  Entmündigung 

allerdings  nur  unvollkommene  Öffentlichkeit;  dio  Verwahrung 
üt  mio  aber  doch  weit  eingreifenderer  Natur. 
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BetiHchtot  man  den  geisteskraiikon  Verbrecher  als  Verbreeher, 
80  ist  die  Öffentlichkeit  wx^  notwendiger,  weil  die  Gefahr  für 
die  OcselltKshaft  grOstier  i»t.  Der  gewöhnliche  Oeisleektanke  hat 
ein  Interesse  an  der  Öffentlichkeit  dahin,  dat»  seine  Verwahrung 
bekannt  wird,  und  fiiUs  sie  unbegründet  ist,  seine  Freunde  und 
Verwandten  seine  Entlassung  herbeiführen.  Der  geisteskranke  Vor- 
brecher dagegen  bedarf  mehr  wie  jeder  andere  der  Öffentlichkeit, 
weil  seine  Lage  verwickelter  ist.  Wird  er  alsbald  oder  nach  kurzer 
Zeit  entlassen,  so  ist  es  dringend  erforderlich,  die  Beteiligten 
davon  zu  benachrichtigen. 

Die  Öffentlichkeit  Ifisst  uch  durch  Bekanntmachung  in  den 
Amts-  \vad  Ortsblllttern,  sowie  durch  Eintragung  in  ein  De|Hutements- 
registcr  und  in  das  Hypothekenbnch  bewirken. 

Einundswanaigster  Grundsatz:  Jedes  Verfahren, 
worin  der  geisteskranke  Verbrecher  für  geisteskrank 
erklärt  nnd  die  Verwahrung  angeordnet  wird,  muss 
mündlich  und  Öffentlich  sein.  Eine  Berufung  dagegen 
ist  a  u  geschlossen. 

Öffentlichkeit  nnd  Mündlichkeit  der  Gerichtsverhandlungen  sind 
Hauptgarantieen  unseres  öffentlichen  Rechts,  sie  müssen  daher  auch 
auf  einem  so  wichtigen  Gebiete  xur  Anwendung  kommen.  Mian 
vergesse  nicht,  dass  gerade  die  GcHchworenen  zustftndig  sein  sollen, 
und  ihrem  Spruche  eine  Voruntersnchung  und  Ärztliche  Beobach- 
tungen vorbeizugehen  haben. 

Andrerseits  sind  die  Wahrsprflche  ihrem  innersten  Wesen 
nach  der  Berufung  nicht  unterworfen;  sie  sind  nur  thatsBcfaliche, 
aber  endgültige  Feststellungen.  Wie  selbst  bei  Todctturbeilcn  eine 
Nadiprfifung  dos  Wahrspnichs  nicht  zulässig  ist,  so  muss  sie  auch 
bei  einem  Spruche  ausgeschlossen  sein,  der  die  Geisteskrankheit 
ausspricht  und  zur  Verwahrung  verurteilt 

Di^  Grundsfttze  sollton  uuscrer  Ansicht  nach  einem  Gesetze 
über  die  geistCBkranken  Verbrecher  als  Grundlage  dienen.  Wir 
übergehen  die,  die  wif  die  sonatigen  Geisteskranken  anzuwenden 
wftren,  weil  dies  den  Rahmen  imserer  Erörterungen  überschreitet 

Jene  Grundsfttze  möchten  wir  in  ilirer  Gesamtheit  nochmals 
aberblicken,  ohne  in  überflüssige  Wiederholungen  zu  Ncrfallen. 
Wenden  wir  hieneu  die  GnmdHlUze  nachoinandcr  an,  indem  wir 
zttnftch»t  einen  Verbrecher,  der  entt  nach  seiner  Festnahme  geistea» 
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knok  wifd|  dann  einen  schon  in  Verwahning  genommenen  Qeistes- 
kianken,  der  zum  YerbieohM'  wird,  und  endlich  einen  gewöhnlichen 
gmtesknuiken  Verbrecher  yonnusetzen. 

Ein  Verurteilter,  der  erst  spftter  geistig  erkrankt,  ist  auf  den 
Sprach  der  ad  hoc  berufenen  Oesdiwoienen  in  eine  Icrenanstalt 
tQ  bringett.  IGt  seiner  Gesundung  bat  man  ihn  unter  derselben 
Omatie  irieder  dem  QefAngnisse  bis  zur  Beendigiuig  seiner  Strafe 
in  flberveisen.  Die  Verwahrungszeit  wird  auf  die  Strafdauer  an- 
gerechnet Dies  ist  der  einfodiste  fal\.  Übrigens  Ist  die  bedingte 
Eotlaflsiuig  statthaft 

Bandelt  es  sich  um  einen  Oeisteaknmken,  der  in  der  Irren- 
tnatalt  oder  nach  seiner  Elncht  daraus  sich  eines  Verbrechens 
schuldig  macht,  so  besteht  an  seiner  OeisteskmnUieit  kein  Zwdfel, 
»  bedarf  daher  weder  einer  Voruntersuchung  noch  einer  Ent- 
scheidung. Der  Kranke  wird  der  Anstalt  bis  au  seiner  Heilung 
wieder  »ig^Qhrt.  Seine  vorzeitige  Entbssung  geschidit  nur  auf 
geriefatliclie  Entscheidung. 

Ein  Qdateskranker  dagegen,  dessen  freie  Willensbestimmung 
nur  vorflbwgehend  ausgeschlossen  war,  und  der  infolge  von  Be- 
trankeiiheit,  Hypnotismus  oder  berechtigter  Aufn^ung  ein  Ver- 
brechen  begangen  hat,  muss  einfach  freigesprochen  werden.  Wir 
haben  es  dann  nicht  mit  einem  eigentlichen  Oeisteskranken  zu 
Umn,  sondern  mit  einem  Menschen,  der  TOTAbergehend  unzurech- 
nnagsiftbig  gewesen  ist 

Wenn  endlich  ein  Oeisteskranker  in  Frage  kommt)  der  bei 
Bähung  der  That  wie  gewöhnlich  oder  hAuflg  vollkommen  oder 
(olveise  bewusstlos  vrar,  so  wird  der  Fall  schwierig  imd  erfordert 
äoe  gesetzliche  Regelung. 

Winl  jemand  bei  seiner  Verhaftung  nicht  für  v511ig  geistes- 
befunden,  so  hat  die  Staatsafiwaltschaft  das  Dntersuchungs- 
verfahren  gegen  Ihn  zu  eröffnen.  Der  ITntoräuchungsrichter  hat 
iba  Ton  Amt.<wegen  o<ler  auf  Antrag  seiner  Angehörigen  oder  des 
Verletzten  durch  einen  Gorichtsarzt  untersuchen  zu  lassen.  Der 
Richter  wird  fenier  die  Familie  befragen  und  vernolnnen,  er  wird 
Zongen  hören.  Gewinnt  er  so  die  ziemliche  Gewisslieit,  da^s  der 
Iks^  liuldigte  unzurechnungsffthig  und  daher  keiner  Urteilsjunsdiktion 
zu  »{»erweisen  ist,  so  hat  er  ihn  den  CteBchwoi-enen  für  Oeistes- 
knake  zu  Oherweisen.   Diese  Ooschworeneu  haben  nur  Aber  die 
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GeistMkronkhdt  und  darüber  zu  befindon,  ob  der  Bjanke  der 
WahcBcheinlichkeit  nach  der  ThAter  ist.  Erscheint  ihnen  das  alles 
klar,  oder  haben  sie  vreitere  erforderliehe  Prüfungen  Torgenonimen, 
so  stellen  sie  das  Verbhren  ein,  indem  sie  sich  ausddlcklich  Aber 
das  VorliQgen  des  Yerbtechens  und  der  Oeistesktankheit  aiis- 
sprochen.  Wenn  der  Oeiateskninke  ilinen  der  Th&ter  zu  «dn 
scheint}  geben  sie  den  Oeiatesnialand  —  Wahndfin,  BlSdsinn, 
Trunksucht  —  und  den  Giw!  der  Zurechmingstlhigkeit  an  und 
achidcen  den  Kranken  in  dne  Anstalt  unter  d«is^ben  Bedingungen 
wie  die  Ürteilsgeechworenen.  Falls  die  Begehung  des  Verbrechens 
durch  dm  Beschuldigten  ihnen  xwoifelhaft  ist,  verweisen  sie  ihn 
vor  das  ZuchtpoHzeigericht  oder  vor  die  Ürteilsgeechworenen. 

Das  Zuchtpolizeigeridit  mnss  alsdann  ans  dem  Vorsitzenden 
nnd  zwei  Geschworenen  als  fieisitzem  bestehen.  Unter  neuer 
Prflfimg  forscht  es  nach,  ob  das  Vergehen  begangen  ist,  ob  der 
Angeklagte  derThäter  ist,  und  ob  und  in  welchem  Gi-ade  Oistes- 
krankheit  vorliegt,  ^ird  letztere  verneint,  so  oi-folgt  die  Bestrafung 
des  Schuldigen;  winl  dagegen  die  Geisteskrankheit  bejaht,  sn  wird 
der  Angeklagte  in  eine  Anstalt  gebracht,  wie  es  aue)i  die  Urtdls» 
geschworenen  thun  würden.  Das  Zuchtpolizeigeriiijt  muBS  sich 
immer  bestimmt  Aber  die  Frage  der  Geist,  skianklieit  ansspredien. 

Das  Schwurgericht  kann  sich  Über  Geisteskrankheit  zu  erklären 
IialMMi,  wenn  der  Beschuldigte  von  den  Qeschwon^nen  für  GeisteS' 
kranke  dem  Schwurgerichte  überwiesen  woitlen  ist,  oder  wenn  sich 
vor  dem  Schwurgerichte  AnztMchen  i;«  istiirer  Erkranknng  herauS' 
stellen,  oder  ans  Geisteskruikheit  hergeleitete  Bewei^riindi*  vor> 
gebracht  werden.  Das  Sehwnrgericht  kann  zu  dner  nochmaligen 
üntersnclmng  schiviten.  Nur  die  Geschworenen  haben  fiber  drä 
Frage  der  (bMsteskmnkheit,  und  zwar  ausdrücklich  zu  entsclh  iden. 
Geht  ihr  Spnu'h  auf  G<'ist.  skranklieit,  so  haben  sie  auch  die  Über- 
weisung in  eine  Sondenuistalt  für  geisteskranke  Verbreche  aus- 
zuspivchen. 

Die  Geschworenen  tinterscheiden  in  ihrem  WaJuspruclie  zwischen 
Wahnsinn}  Blö<lsinn,  Monomanie  und  Trinkerwahnsinn.  Sie  be> 
Stimmen^  dass  bei  völliger  gewnlmlii  hcr  Geisteskrankh(»it  die  Vei> 
Wahrung  in  ili  i  Anstalt  die  H.llfte  der  gewöhnlichen  Strafdauer 
zu  w{lhr.'n  hat.  Bei  teilwfM'sor  Geistesknmkheit  bestimmen  sie  eine 
beliebige  Zeitf  in  beiden  j«Men  jedoch  nicht  unter  einem  Jahn». 


Digitized  by  Google 


BäTiinkerwahiiniin  «lauert  die  Yerwahnmg  aolange,  wie  die  ordent- 
Uche  Stnfe.  » 

Die  Erklftrong  der  Oeisteekiankheit  zieht  beim  geisteskninken 
Terinecber  kraft  Gesetzes  edne  Entmllndiguiig  nach  sich,  bie  eine 
^niditlidie  Aoihebung  erfolgt 

I>er  zitr  Yn^irahniiig  verurteilte  geiateskranke  Verbrecher  wird 
ii  «ne  Sonderanstalt  gebracht,  wo  die  versohied^en  Arten  von 
Qcisfnknnken  ron  einander  getrennt  sind.  Die  Anstalten  dürfen 
)mit  Piivatiuitemebmnngen  sein.  Sie  unterstehen  der  Aufisidit 
adnwatSndiger  Inspektoren,  die  auf  Zeit  von  der  MedixinalbehSrde 
«naimt  irenlen  und  auch  die  sonstigen  Irrenanstalten  zu  beaiif- 
«iditigen  haben. 

Der  geisteskranke  Verbrecher  darf  nur  zum  Zwecke  seiner 
Beünng  nir  Arbeit  herangezogen  werden. 

Die  &klftTung  der  Oeisteakrankheit  und  der  gerichtliche  Ver- 
«diningabefelil  nebst  der  aich  anschliessenden  Entmllndigung  sind 
diiidi  Bekanntinachnng  in  don  öffentliclien  Blftttem  und  durch 
ßnttagnng  in  das  Standes-  und  in  das  Hjrpothekenregister  bekannt 
n  iMchen.  Ebenso  wird  die  Aufhebung  der  Verwahrung  nnd  die 
tberiahnmg  ana  dem  Gefängnisse  in  die  Anstalt  veröffentlicht 
Soll  der  geisteskranke  Verbrecher  ans  der  Anstalt  entlassen  oder 
io  do  QefiUignis  flbergeffUui  werden,  so  bedarf  es  eines  neuen  Wahr^ 
Bpradis,  den  die  Geschworenen  nach  vorhergegangener  Untersudiung 
dnngebeii  haben. 

Der  gebteskranke  Verbrecher  darf  bedingt  entlassen  weiden. 

Seine  Entlassung  muss  selbst  nach  der  festgesetzten  Zeit 
unterbleiben,  wenn  die  QeistesstOnuig  andauert  Die  Entscheidung 
debt  dann  dea  Geschworenen  für  Geistesknuike  zu. 

Wifd  der  gdsteskranke  Verbrecher  rttckiftllig,  so  ist  die  Ver- 
«ahmngBiQtt  entsprechend  zu  verlAngem. 

Der  sofort  oder  nach  einer  gewissen  Verwahningszeit  ent- 
hmne  (geisteskranke  Verbrecher  darf  nur  mit  Einwilligung  des 
VigcktKleQ  in  demselben  Departement  wohnen. 

Der  Verletate  ist  zu  hOren,  wenn  es  sich  um  die  Verwahnmg 
oder  die  Entlassung  des  geisteskranken  Verbrechers  handelt 

Dies  wftren  die  einfachen  Massregeln,  die  der  Oesetzgeber  zum 
Sdmtxe  der  Öffentlichen  Sicherhett  und  auch  zum  Schutze  des 
getBtesbnnken  Verbrechers,  seiner  Familie  und  dritter  Personen 


anordnen  milsste.    Sie  bringen  einige  wichtige  Neuerungen  tür 
unser  Becht  mit  aichf  ohne  doch»  darin  Verwirrung  anzurichten. 
Es  smd  drei  Gnuidgedankoi: 

1.  Die  Verwahrung  des  geiateskranken  Verbrechera 
ist  seibat  Aber  seine  Heilung  hinaus  gerechtfertigt. 
Es  ist  dies  ein  geringfügiger  Eingriff  in  die  persSn- 
liehe  Freiheit,  die  ausOrllnden  des  öffentlichen  Rechts 
bisweilen  entzogen  werden  kann,  und  ein  nur  schein* 
barer  Eingriff  in  die  Gerechtigkeit,  weil  der  Geistes- 
kranke selten  völlig  unanreohnungsf  fthig  ist 

2.  Die  Geisteskrankheit  darf  nur  durch  Geschworene 
ausgesprochen,  und  auch  nur  von  ihnen  die  Verwahrung 
angeordnet  werden.  Dies  Verfahren  sollte  auch  bei  den 
einfachen  Geistoskranken  beobachtet  werden. 

3.  Es  sind  Sonderanstalten  mit  wirksamer  Auf' 
sieht  an  schaffen. 

Alle  diese  Gnmdsätse  sind  Übrigens  im  englischen  Rechte 
teilweise  verwirklicht  worden. 

Um  schnell  au  praktis<<^en  Erg^nissen  au  gdaugen,  mOsste 
der  geisteskranke  Verbreche  gegoitlber  den  aUgemeinen  Vor- 
sdilSgen  Hhet  Geisteskranke  zunftchst  fOr  sich  betrachtet  werden. 
Überblickt  man  die  ganze  Sache,  so  bemerkt  man,  dasa  sie  zu  viele 
bedeutsame  und  schwierige  Fragen  aufrOhrt  und  mitten  unter  so 
vielen  anderen  Fragen  zuviel  Baum  beanapmcht,  um  fiberiuupt 
einen  Platz  zu  finden.  Die  Vertagung  d«*  bereite  in  den  gesetz- 
gebenden  Eörperschaften  besprochenen  EntwOrfe  ist  ein  Beweis 
dafOr.  Selbst  die  öffentliche  Meinung  zieht  sich  vor  diesen  zu 
grossen  Reformen  ziuHdc,  da  sie  kmnen  sozialen  oder  politisdien 
Reiz  haben.   Die  Frage  veiftllt  der  GleichgOltigkeit. 

Die  Frage  der  geisteskranken  Verbrecher  ist  engw  begrenzt, 
sie  giebt  nur  nach  zwei  oder  drei  Richtung«!  den.  Erörterungen 
Raum,  sie  wflrde  den  Strömungen  der  Öffentlichen  Meinung  ge- 
nügende Befriedigung  gewähren,  sie  wflrde  willkommen  sein  imd, 
was  das  Wesentlichste  ist,  besonders  wohlthuend  wirken. 

In  unserem  Stmfrecht  findet  sich  eine  LQcke,  infolge  deren 
die  GesoUscbaft  nicht  mehr  geschützt  ist,  oder  vidmehr  das  Pu* 
blikum,  um  ein  weniger  feierlicheB,  aber  insofern  trefFenderes  Wort 
zu  gebrauchen,  als  es  sidi  hier  um  die  Gesellschaft  als  Indi- 
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vidiinin  hamlolt.  Oer  eben  oder  vor  kurzem  festgenommene 
Verbrecher  wird  freigelMseii,  er  Ritcht  sein  Opfer  wieder 
auf,  er  if^t  der  Stnuflneigkeit  gewi$«.  ßrinfet  er  seihst  einige 
Zeit  in  der  Anstalt  zu^  so  kann  er,  sobald  er  geheilt  ist,  Reine 
EntlaBBiii^  beanspruchen.  Wo  sich  hente  die  TnmkBiicht  und 
damit  der  Trinkerwahnsinn^  so  weit  ausbreitet,  ist  die  Gefahr  noch 
driDgender,  sie  wird  aiioih  besser  rertfOt^n.  Es  ist  Zeit  fOr  den 
Oesetzgeber  ebizuschreitcn. 

Diee  muss  auf  wisaenscliaftliclier  Onuullage  KCKcheheu.  Gnmd- 
aStze,  nicht  blosse  AusbnUemittel,  mttssen  hierbei  den  Gesetzgeber 
leiten.  Die  Betrachtung  des  früheren  Rechts,  andrerseit»  die  Re- 
frsgrung  der  Yemuuft  uud  die  Eingebungen  des  geaimden  Kensehen- 
verstandes mOssen  soigflUtig  zusammengestellt  wenlen,  der  äoziologe 
miiss  hier  vergleidien  itnd  seine  Schlüsse  ziehen,  bevor  der  Oosetz« 
lEseber  das  letzte  Wort  spridit 
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Die  Kevijsiüii  des  Erbiecbfe  in  Belgien. 

Von 

Dr.  J.  van  Bienriiet,  ordentl.  ProlpRsor  an  (l«r  Cnivondtftt  fjSwen. 

Übersetcang  von 

Dr.  lor.  et  phO.  Emst  Rosenleld— Berlin.  Kenimei]geric1itini)ferendRr. 

Die  xweite  Hälfte  dieses  JahrhundertB  scheint,  entgegen  der 
Amncht  Savigny's,  doch  dazu  benifen  »i  sein,  lestxnstellen,  dai« 
unserer  Zeit  der  Beruf  zur  Gesetzgebung  und  insbesondere  zur 
Kodifikation  des  Hechts  innewohnt.  Zum  Beweise  dieser  Belmtiptiing 
genügt  es,  ohne  das  Gebiet  des  Civilreohte  zu  verlassen  und  ohne 
hier  von  den  jOngsten  englisdi^amerilianisclien  und  spanisch-ameri- 
kanischen Qesetzbfichem  zu  sprechen,  hinzuweisen  auf  die  Voll- 
endung des  Sächsischen  Gesetzbuches  von  1883,  des  Italienisdien 
von  1865,  des  Portugiesischen  von  1867«  des  Schweizerischen 
Bundesgesetzes,  betreffend  das  Obligationenrscht,  von  1881,  des 
Spanischen  von  1889  und  des  Deutschen  BQrg^Ußhen  Gesetzbuches 
von  1896,  jenes  Denkmals,  errichtet  von  der  Wissenschaft  und 
dem  Patriotismus  eines  grossen  Volkes. 

Unabhängig  von  politischen  Gründen,  vorwiegend  in  Italien 
und  Deutschland,  hat  eineraeits  die  Entwickelung  der  jturtstisohen 
Studien  in  Europa,  andererseits  die  mehr  und  mehr  mch  verbratende 
Kenntnis  d«r  fremd«i  Gesetze  dazu  beigetragen,  diese  bedeutende 
Bewegung  in  der  Gesetzgd^img  hen'orzurufen. 

Sohm^)  hat  vortrefflich  im  Jahre  1874  gesagt:  „Seit  Savigny 
un.serer  Zeit  den  Beruf  zur  Gesetzgebung  abgesprochen  hat,  sind 
zwei  Menschenalter  angestrengtester,  resultatreichster  rechtswissen- 


' )  Sohm :  Die  deutBche  Recbtseutwickelung  and  die  Kodißkationfsfi-ago. 
Zeitst  lirift  für  da»  Privftt»  und  (iffoiit).  Recht  der  Opgenwart.  Wien  1874. 

Bd.  1,  8.  277. 
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NclKiftJicher  Arbeit  verstrichen.  Wir  haben  gelernt,  und  wir  hiüten 
gei^ade  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  sehr  viel  g^iemt^' 

Dieses  trifft  auch  fflr  andere  Lftnder  als  Deutschland  xu; 
und.  berondei«  wahr  ist  es  bezttglich  der  versleichonden  Rechts- 
iriasenflchaft 

Dnich  Vergleich iing  der  eigenen  Gesetze  mit  denen  der  Nachhai^ 
Stuten  haben  die  Reehtsgelehrten  und  Gesetzgolier  leichter  die 
UnroUkommeidieiten  und  die  Lficken  des  lieimisehen  Rechts  Iwy 
greifen  kOnnen;  sie  haben  lobenswerte  An»trengiingeii  gcinac.l)t,  die 
notwendigen  Verbessemngen  einzufOhren. 

So  auch  in  Belgien, 

Schon  im  Jahre  1831  hatte  der  NationaUcongress  erklärt,  es 
sei  notwendig,  ,4n  der  IcArzeeten  Zeit  fQr  eine  Revision  der  Gesetz- 
bOcher  zu  sorgend 

Infolge  hiervon  beauftragte  die  R^enmg  besondere  Kom- 
missionen mit  der  Revision  des  Strafgesetzbuches,  des  Haudelsgesetz- 
biiches,  der  Civilprozessonlnung,  der  Stra^rozessordnung  und  des 
BliiK^rlichen  Gesetzbuches. 

Das  Strafgesetzbuch,  dessen  Revision  iiatiptsäeldieh  das  Werk 
des  Profcssoi-s  Haus  gewesen  ist,  wurde  1807  verkündet  Die 
Revision  tles  Handelsgesetzbuches  gcsehali  durch  vei^schiedene  auf 
einamlor  folgende  Gesetze,  beginnend  mit  dem  Gesetz  vom  18.  April 
1851  ühor  den  Konkurs,  endigend  mit  demjenigen  vom  25.  August 
1891  ülier  Verkehr  und  Transport. 

l)ie  H<'vision  der  CivilprozesS"i<liiiiii;;  uali  lifiii  l'i'.f<">sor  AUanl 
Veranlas.*«»  1 1: zu  oineui  l»oinorkeiis\\ cit»'!!  liciiclit,  ileii  er  der  Re- 
gieriinfT  daln''   Isfi!)  ciiireiciilc :   Ailard  war  liestrebt.  ar»  die 

Stelle  ilor  n\  i«  i  ipii  Fol  iiia  Ii  täten  des  französischen  Gix  t/.liiu  In  s 

von  1  SUO  <l«*ii  suriimari.sf'lion  f'iozess  des  llandclsrfcUts  zu  bolzi  ii ; 
im  Anschhis«  an  diose  iiiidk  gende  Hefnnn  vcrlniinrti"  er  die  \h- 
»*chaffnn>?  Anwaltszw niiuos,  der  ,.avoues''.    V.ii-  ilie^'r  Ict/tei'  ii 

Jlatisnahiiic  stdireckte  jeilwli  die  Repräscntanteiikamnier  zurik-k, 
weniger  \\  «>1»1  »"■'^  inneren  als  aus  |»olitischcn,  mit  dem  damaligen 
Wahisjtitem    ziisammouhängejuleii  üründeu;  dio  ,^'ivoucs-,  die  nur 

1^  Artikel  130  dor  Küiustitution  vom  7.  Febrtiar  183J. 
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«lie  Scliriftsiltzt'  zu  tuiter/oichtu'n  liaKtMi.  wurdon  l>eil>ehaltoii  no!>f»n 
»Ion  Ailvokaton  (avoeats),  denen  dio  eigentliche  liSitung  der  Sache 
und  der  Vortrag  obliegt. 

Dieser  Beschluss,  votiert  am  19.  Juni  1B79  mit  41  g^spen 
34  Stimmen,  hatte  eine  rolisf&ndigc  ITmarheitimg  des  EntwnrfpR 
von  1869  sciir  notwendigen  Folge  und  sdiob  die  Revision  <1er 
CivilprozesBonlnting  auf  unbestimmte  Zeit  hinaus;  mau  Itesdirftnkte 
sich  darauf,  ein  Gesetz  (vom  25.  März  1876)  Otter  die  Znatanflig- 
keit  der  Gerichte  in  Cinlsaclien  zu  erksäen. 

Die  Revision  der  Strafprozessordnimg  hatte  liein  besseroK  Schick- 
sal: sie  hat  zwar  zwei  bekannten  EriminaliKten  Professoren  Nyx^ols 
und  Thonissen  Gelegenheit  zu  vortrelflichen  Gutachten  gegeben« 
einige  Zeit  winl  aber  wohl  noch  vorgehen,  bis  am  den  Kntwflrfcn 
Gesetze  geworden  sind. 

Die  Revision  Bnru'orliclu'n  Gosel zlmche.s  ist  am  wenigsten 
vorj^eschritton.  Ein  oi-stei-  Entwurf  wiinle  von  Professor  JiUnrent 
ausf^earbeitet  inul  im  Laufe  der  .Taliix»  ISRO  -ISH;")  in  seolis  Quart- 
bänden  veröffentlieht  Nol<en  vorti-efflifUen  Teilen  enthält  <li«'>er 
Entwurf  amlero  Abschnitte,  welche  einem  einseitigen,  der  VoJks- 
empf^ndunj?  frenulen  Oodankonirangu  entspninj^en  sind  tmd  daher 
wentK  Aussicht  atif  Aimahme  halrf»n  dOrften. 

Im  .fahre  IHs  l  si  t/i.">  «üa  I^ir  i'^i  hul:  <'ino  aus  ri.  litt  i  lii-ht-ii 
H»'amton,  Anwälten  iiinl  J'nitc>.>orcu  /iisamiiH  ii^i  sct/ti'  Kiunini.ssiiiu 
mit  (!•  r  AnfealM'  ein,  die  Um>;«8taltung  des  liürgerlichen  Gesetz- 
buches vorzui>ei-<'iten. 

Diese  KonimiM^ion  hat  das  Buch  1  filier  das  Personenrecht 
genauer  Revision  unterzogen. 

Die  Revision  des  Ruches  II,  betr.  das  Sachenrecht  mit  Aub- 
nahine  des  Pfandrechts,  ist  nahezu  vollendet. 

Von  dem  Inhalte  des  Buches  III:  Eirbredit,  Recht  der  Schuld- 
Verhältnisse,  Pfandrecht  und  Yerjfthnmg,  hat  die  Kommission  die 
Titel  „Das  Schuldverhftltnis  im  Allgemeinen"  und  „Die  Hiethe^* 
revidiert  angenommen. 

Zuletzt  hat  sie  sich  nut  dein  Erl»iY>clit  l>efn,sfit :  ulwr  «liose 
Materie,  ühcr  welche  ich  im  Xamcn  dei  Konunis-^itui  ui  die  Kcgierung 
zu  heriehtea  hatte,  will  ich  jcty.t  Einiges  mitteilen. 
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Sehr  bestritten  ist  die  Frage  nadi  der  Qnindlage  des  Erbrei-hts. 
Xicht  aiir  »troitet  man  darflber,  urolche  Grundlage  die  boRtehende 
Oe£»etz£pebutig  dorn  Erbrecht  anweist  —  und  dioHOS  ffihrt  zu  go- 
Hohichtlichen  und  juristischen  Erßrteningen  -  sondern  weit  aus> 
einander  gehen  die  Ansichteu  bezQglich  des  ChaiTikters  der  Erb> 
folge,  vom  Standpunkte  des  Naturrechts  aus  lietivcfatet. 

Grossen  Ansehens  erfreut  sich  in  Belgien  und  Frankreich  die 
Lehn>,  nach  welcher  der  Grund  der  Erbfolge  der  auqgesprocheue 
oder  stillschweigende  Wille  des  „de  'cuiiis"  ist  und  sein  mll. 

Der  ausdrücklich  erklärte  Wille  kann  in  einem  Tetttanient  oder 
in  einem  Erbvertrage  niedergelegt  sein;  feldt  solche  Willonf^crklftrungf 
dann  dbertragt  das  Gesetz  die  Hinterlassonschaft  ,yab  üitestato** 
Denjenigen,  die  dem  Herzen  des  Verstorbenen  vermutlich  ain 
nik'listen  standen. 

Zwar  Ifisst  sich  nicht  leugnen,  dass  die  VerfeKsor  des  BQjger- 
liehen  Gesetzbuches  der  erwähnten  Lehre  in  ihren  Berichten  und 
Vorträgen  Atisdruck  gegeben  haben,  immerhin  aber  wait>  es  gewagt, 
hieraus  schliessen  m  wollen,  da^s  die  BeHtiromungeu  des  Gesetz* 
bucbes  von  1804  thatsflchlich  auf  dieser  Grtmdlage  benihen. 

Das  In  Belgien  und  FrankiWch  herrschende  Erbrecht  ist  kein 
ganz  neues  Recht;  zum  grösseren  Teile  beruht  es  auf  Überliefenmg; 
die  Auseinandersetzungen  der  Redaktoren  des  Büigerlichen  Gesetz- 
buches sind  in  vielen  Fftllen  einer  Gesetzgebung  angepatsst,  deien 
Prinzipien  seit  Jahrhunderten  festgelegt  waren;  ttbrigcns  lässt  sich 
t]aniiM?r  streiten,  ob  diese  Erläuterungen  immer  zutreffend  sind. 

Man  ^bt  dem  Erbrecht  eine  Hchmale  Ba^is,  wenn  man  ihm 
den  Willen  <ler  Sterbenden  zu  Grunde  legt ;  man  gibt  ihm  in  diesem 
Falle,  zumal  bei  der  Erbfolge  „ab  intestato^  eine  Gnmdlage,  die 
^^cb  wohl  anfechten  läast. 

Das  Krbrecht  bemht  auf  breiterer  Basis:  auf  ursprünglichen  und 
wichtigen  Pflichten,  auf  natürlichen  und  notwendigen  Verhältnissen, 
die  ihrerseits  atil  unserer  gesellschaftlichen  Ordnung:  Fämilie,  Ehe, 
väterlicher  Gewalt,  Staatsangehörigkeit,  gegründet  nind. 

A*  Erbfolge  zu  i^unsten  ehelicher  Verwandten. 

Die  Familie  uinfasst  di.'  »lurcli  die  Hände  «Jet»  Blutes  unf«'r 
••jnandtT    oriK   ""'^  l**git»ni  verbundenen  Personen  und  bildet  die 
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ursprüiiglit'he  Oemetnsohaft,  wclclie  von  Qott  eingesetzt  ist  zu  dem 
Zwecke,  iliren  Gliedern  ihr  Los  durch  die  gi^genscitig  zu  gew&hrende 
ünterstfitzung  /.ii  erleichtem. 

I)ic:ser  Zweck  winl  eii-eicht  durch  moiulische  uiul  luaterielle 
Mittel. 

Di«'  iiximlischnn  Mitt»»!.  i^nwcit  sie  unter  die  I liTiscliaff  ilos 
l»ürg»'rli»-li''n  fftrlitrs  fiillfii.  lit-zicheii  -ii-h  auf  «lic  cheiuänulichc 
und  die  väterlicht'  «iewalt  und  die  Voniuuidsi'haft. 

Das  liaujitsAoii liebste  niatericlle  Mittel  bestellt  in  der  VerAvendung 
des  Familienvenuugens,  welrhes  von  einer  (leueration  auf  die 
uudetv  übergeht,  2ur  Befriedigung  dor  iSedürfnisse  der  Familien- 
glieilcr. 

Es  sind  gerade  diese  successiven  VermÖgenBÖbergllfige,  welche 
den  Rang  und  Stand  d<>s  Jiurgei-s  hestinimen  •)  und  die  uutliin 
einen  erheblichen  Kn  fluss  utf  das  intellectuelle  und  moralische 
lieben  eines  jeden  Fauüliengüedes  ausüben. 

Nichts  hiervon  jedoch  ist  das  Ergebnis  des  Znfalls. 

„Oott  ist  es,  der  uns  an  die  Familie  bmdot,  in  welcher  er 
uns  hat  geboixm  werden  lassen**  sagt  Laurent  so  wahr,  indem  er 
jene  erhabene  Lehre  Domats  wiederiu>lt 

Unter  diesen  DinstSnden  giebt  es  also  für  die  Mitglieder  <mier 
BWtlie  dn  n^Orliches  Bec^t,  Yortdl  zu  »eben  aus  dem  Familien« 
vermögen,  und  ein  Recht,  auf  die  eine  oder  die  andere  Art,  auf 
den  NadibsB  eines  verstorbenen  nahen  Verwandten.  tKese  Art«i 
kennen  verscbietlen  sein,  ohne  dass  dadurch  dem  Natiugesetze 
Abbruch  geschieht 

Welche  Art  ist  die  bessi^rc.  das  Vermögen  eines  Verstorbenen 
auf  .-.(  iiii'  Faiuilienglieder  iiberg*'h»  n  zu  lassen?  Ist  es  die  ti.*f?ta- 
mentarisi  Ii.   Kinsi^t/.un^  oder  die  Eins»»tziuig  Auwh  das  Oesetz? 

W.  lch.Mi  Ivdinmmtrcn  wird  man  geoigueterweiso  da.s  liecht 
zn  Testieren  iiiit.  i  woHen  nn'lsseir;' 

In  welcher  <)i<]ninig  wii'd  da?»  gesetzli<he  Aidicimfallen  vor 
sieh  «rehen  mflsiten  und  bis  zu  welehem  Yerwandtschaftsgiade  wird 
das  liGcht  7M  erben  auszudehnen  sein? 

')  Bigot-Preani«ieii8  Bericht  an  die  Regierung. 

Fenet,  Travaux  prvparatoircs  du  Code  civil.   Baad  XII,  pag.  344. 
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Die  LOeung  all'  dieser  Fragen  ist  dem  liestehenden  Rechte 
nirbebalten ;  sie  ist  oatuigemftas  verscliiedon  je  nach  dem  Chamkter, 
dee  Überliefenmgen  und  den  Sitten  der  einzelnen  Volker. 

Da»  Erhebliche  bei  dem  übeipuige  des  FamilienvermOgena 
bt  nicht  die  Art  tind  Weise  des  Überganges  an  nnd  fflr  sich,  auüh 

die  Festsetzung  der  einzdnen  Teile,  die  jedem  Familiengliede 
lukoiDinen,  das  Erhebliche  ist  die  Sorge  dafflr,  dass  der  Übergang 
des  TermOgens  so  weit  wie  mOglich  die  Erhaltung  nnd  Entwicklung 
der  Familie  sichert,  dass  er  einem  jeden  Mitgliede  das  Erreichen 
des  ihm  bestimmten  Lebenssweokes  erleichtert  ^) 

Die  gesetzliche  Erbfolge,  so  wie  sie  uns  im  Bflrgerlichen  Gesetx- 
hak  entgegentritt,  seigt  in  ihren  Houptzilgen  die  logische  An- 
vendnng  jener  Natutrechtsbestimmung. 

OMohwohl  kann  in  den  Lftndem,  wie  in  England,  wo  die 
teetanentarische  Eärfoeseinsetsung  vorwiegt,  diese  Art  der  Erbfolge 
«beiiaognt  die  Interessen  der  Familie  sichern,  Toniusgesetzt,  dass 
der  Testator  und  die  von  ihm  eingesetsten  Erben  die  Pflichten  er- 
fWea,  die  ihnen  die  Natur  auferl^. 

In  den  Gegenden,  wo  meistens  „ab  intestato'*  geerbt  winl, 
rechtfertigt  sich  sogar  das  in  gewisse  Grenzen  eingeschränkte  Testir* 
recht  in  dreifacher  Weise:  es  befestigt  die  väteiüche  Gewalt^  eine 
der  Grundlagen  der  Eamilienorg^ieation;  es  gestattet  die  Aus- 
reichung znfSlliger  Yermögensungleichheiten  zwischen  den  Gliedern 
doer  selben  FamiHe;  notwendig  endlich  ist  die  Testirfrdheit,  um 
dem  Einzelnen  die  HSglichkeit  zu  geben.  Anderen,  als  seinen 
seeetzlicdien  Nachfolgern,  gegenüber  Pflichten  der  Gerechtigkeit,  der 
Eikenntlichkeit,  der  Barmherzigkeit  auszufiben. 

Keine  bestimmte  Art  der  Erbfolge  darf  also  vom  rein  theore- 
tiacben  Standpunkte  aus  verworfen  werden ;  eine  jede  Art  hat  ihre 
Bmechtigirag,  vorausgesetzt,  dass  sie  fflr  die  Erhaltung  der  er- 
lieUichen  Redite  dar  Familie  Gewfthr  löstet. 

Dann  nur  Utge  eine  Verletzung  des  Naturrechts  vor,  wenn 
nin  das  Erbrecht  auf  den  völlig  freien  Willen,  ja  auf  die  Ijaimo 
des  ESozelnen  grOnden  wollte.  Veiigebens  beriefe  man  sich  auf 
das  fSgentiimsiecht,  um  auf  solche  Art  die  unbeschrftnkte  Testir- 
Inikeit  zu  rechtfertigen ;  wie  jetles  andere  individuelle  Recht  giebt 


*)  Olivecrona,  TestameDtsriUten.  Utwala  1896. 
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en  dm  K*^cht  <loi  T'  stirfreiheit  nur  zum  Zw^rko  der  Erreichung 
vcrnfinriigiT  Zicio  und  eingo:t-hn'inkt  in  die  Schranken,  die  ihm 
die  gewlIscliaflJichen  rflu  lifen  zit^u-n.') 

Dit>  oi-Kti>  KOKi- II. schaftliche  Pflicht  iat  abei'  die  des  Menschen 
seiner  Familie  gegeiiQber. 

B.  Die  Krbfot^c  zu  (lun^^ten  (2:ewi8Her  natürlicher  Verwandten. 

In  B«'/Ufr  auf  dir  Eiltfol^o  ist  das  \uspn"injrli<iit*  Hrclit  djun 
Rollt  der  Fanu'li«'.  weil  die  Familie  eint«  notwendige  (iemeins<haft 
dai>t»'llt,  fliMi'n  <ili.Mi.M  nntcr  einander  dun-h  Iiezi»^liiuigen  verbunden 
sind,  aus  wdi  In  n  iiniititt'  H«;»!-  tiiid  in  eister  J^iiiic  für  -ledeu  die 
IMliflit  ei\\.i(  h.st.  nit  lit  willkiii lieh  ilie  Seiuon  des  Erbteils,  da»  er 
fiterlN'nd  liinierljlsst.  zu  ImmmiiIhmi. 

Aber  t  >  f;il't.  w  if  i  i  \\ .ilitii .  uucli  aiideiv  Pflichten,  alä  die  gegen 
die  ehelir  hen  Verwamll'  n.  nämlich  in  ei-stcr  Reihe  : 

a)  Die  Pflii;liten  tiea  Vaters  iiud  der  Mutter  dem  natürlichen 
(unehelichen)  Kindo  gegenHbcr. 

Liurent  8chlä|;t  in  seinem  Revisionsentwurf  des  Bfuxerlirhen 
(lesclzliuches  voi-,  dem  natürlichen  Kind»-  dasselbe  Recht,  wie  dem 
ehclielien  Kinde  auf  den  Xaehlass  von  Vater  und  Mutter  zu  geUen : 
wie  die  Verglfit  hung  mit  dem  fremilen  Rechte  und  die  Cieschi<dite 
Ifowcist,  steht  dies<-r  Vorschlag  jedoch  im  Widerspruch  mit  dem 
allgemeinen  Eni] »linden. 

In  den  ftesetzcn  der  latfiuiiicheii  Urnjtjte  iiabcn  die  natürlichen 
Kinder  ein  Erbri>cht  ilmem  Vater  und  Mutter  gegenül)er:  ihr  An- 
recht ist  j<Hl(^'h  auf  ein«>n  Hntehtet)  de«  dem  ohelichen  Kinde  zu- 
stehenden Rechtes  beschränkt. 

Die  ireinianischcn  (b  setze  gewähren  dem  natürliclien  Kinde 
keinerlei  Recht  auf  den  ^fachlass  des  Vaters,  wohl  aber  auf  den 
der  Mutter  und  -  -  in  cini{;en  lifttulem  —  auf  den  der  Verwandten 
mütterlicherseits. 

Das  englische  R.cht.  das  sdiwediache,  nisfiKche,  ondlidi  auch 
dan  Recht  oin/,eh>er  Staaten  der  Union^  sie  alle  verweigern  dem 

„Audi  dai»  l^chenrütiht  i8t  zuletzt  ein  Vorbältnis  zwisdien  mensch« 
liehom  Willen,  nicht  zwischen  einem  isolierten  Eiozclwillen  und  dem  willen* 
losten  Objekt.    Wo  aU-r  Moiis«  li  uii«l  Menscli  sich  ^'t'-jeiiülwr  stehen,  da  ist 
für  nnsci.'  Iieufi^ie  AiiffasMUig  <b<'  |'flicli)l"Sf  IbMiNcjiaft  ati^u'esclilossea." 
n.  (iifrke,  iHo  .s«>iiiiale  .\ufgalM'  des  rrivalredits.    S«»ite  17. 
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onekliclBeti  Kinde  jedes  Recht  auf  den  Nachlaes  von  Vater  tmd 
latter;  es  hat  nur  Ansprach  auf  Alimentation. 

Die  gleichm&isige  Teilung  des  Nachlasses  von  Vater  und  Mutter 
twiKhen  deren  ehelichen  und  unehelichen  Kindern  hat,  ftberaU  sonst 
vctpBot,  nur  in  den  tnuuigsten  Tagen  der  fmnznrtischen  Revolution 
oistirt.  Das  Oesets  vom  12.  brunudre  des  Jahres  II  stellte  elic- 
litilte  und  unebelidie  Kinder  auf  eine  Stufe.  Diese  Bestimmung 
ist  Ton  den  Verhssern  des  BOiigerliclien  Gesetzbnches  und  jHngst 
ent  T<Mi  der  Deputiertenkammer  und  dem  fi^nzOsischen  Setuit  als 
imiiKmlisch  ven^-orfen  worden;  das  Oesetz  vom  25.  Mfti'Z  189G 
f-pstimnit  als  Antoil  des  mit  ohelicher  Dcsccndcnz  konkuiTirenden 
nnehelichen  Kindt  s  die  Hälfte  der  Erbportion,  die  ihm  zugefallen 
wlre,  wenn  es  «•hol ich  gewesen  wäre. 

Mail  hat  sich,  vom  Standpunkte  den  Nnturrechts  aus,  zu 
Onnstcii  der  (Heiehlieit  drs  ErhriH-hts  von  ehelichen  und  unehe- 
lieben  Kindern  auf  die  Pflicht  der  Eltern  henifen,  welche  die 
gleiche  allen  Kindern  ]^f^nrd>cr  .sei;  dieser  gleichen  Ptlieht  ent- 
^Wche  ein  gleiches  ftecht  der  eiielichen  wie  der  nnehelichen  Kinder. 

Es  ;:^'tn"igt  ul"  I  iiii  lit.  imi  dieses  ProMcm  zu  losjen,  dem  un- 
oh>  liehen  Kinde  ein  Recht  auf  den  Nachhiss  seiner-  Kllenuzn  gelx>n; 

Reiht  muss  erst  verglichen  wenlen  mit  dem  Hechte  der 
tiHuilie;  diese  lieiden  Hechte  mfissen  auf  ihren  Charakter  liin  unter- 
SBclit  werden  —  und  von  ihrem  bezriglichen  Werte  winl  die  Fest- 
«tiuni»  ihres  gegenseitigen  Verhält nisses  alihJlngig  zu  maelicu  sein. 

I).i.s  Jittht  <les  unehelichen  Kiinie.>  ist  ein  rein  persönliches 
Kt'  ht.  «las  seinen  rrsitrung  in  der  Beziehung  des  Kindes  zu 
Ktoem  Vaiter  und  Mutter  hat.  Ein  altes  Hecht.ssprüchwoil  lautete 
'•ei  n\\%:  ..f^»ni  fait  lenf-ant  Ic  doit  nourrir".  Der  natürliche  Eltern- 
tvil  hat  die  individuelle  Pflicht,  nach  Kniffen  für  defi  rnterhalt  des 
^eeuea  Kimle>  zu  sorgen:  diese  Pflicht  ist  die  Uruudlagc  für  jem- 
B^jitininnnijr  der  lateinischen  (lesetzesgruppen  gewesen,  wonach  das 
uneheliche  Kind  ein  Recht  auf  den  Xaclil.iss  von  \  ater  und  Mutter  hat. 

Hüiiz  ander-  ist  die  .NatiU'  dos  Eiltreehts  dei-  ehelichen  Vor- 
vandteo.  Eh  ist  clies  weniger  ein  individuelles,  als  ein  vor- 
liegend S  o  z  i  a  1  e  s  R  e  <•  h  t. 

Di«'  auf  die  Ehe  gegründete  Kaiuilie  ist  ein  >< >zia  1er  Organ isinut*, 
iii"  ivM-hf müssige  und  iiotwendige  (ieniei)»sehaft,  ohne  die  es  keine 
ItArgfrürhe  (ioitelL^chnlt  gieht;  sii>  hat  diihcr  Ansprucii  aut  Allen, 
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was  KU  ibrer  Erhaltung,  zu  ihrer  Entwicklung,  ihrer  YervoUkominnung 
notwendig  odor  nützlich  ist. 

Dieses  ist  die  Grundlage  des  su  Giuisten  ehelicher  Verwandten 
eingesetzten  Erbrechts,  das  seinen  höchsten  Qmd  von  Intensität  in 
der  Person  des  ehelichen  Kindes  erreicht. 

Wenn  ancli  vom  individuellen  Rechte  aus  betixiclitet,  .sämt- 
liche Kinder  auf  eine  Linie  gostellt  werden  können,  vom  Stand- 
punkte des  sozialen  Rechts  aus  gehen  entschieden  die  ehelichen 
Kinder  vor. 

In  ihnen  verkörport  sich  dius  Fainilienrociit  itml  ly^  tzteivs  ist 
unluslicli  mit  der  ErhaltunL'^  dor  pr^'^*el!*><•h,^ftlichen  Onlmiii";  vorknüpft. 

Leugnen,  f1a*!S  dir-  Ei  Ijauwartx  liaft  «les  ehelichen  KIikIos  der- 
jenigen des  uiit'ht'lichou  Kindes  vorgeht,  hoisst  folt^oiuiigsweise 
iiMignen,  da^JR  die  Familie«  zur  Onindlngo  die  Kht'  hat,  liuisst,  als 
<  iipinisattr>ii  der  Familie  betiachtct,  Ehe  und  freie  Verbindung  auf 
eine  Stufe  stellen. 

Hni  Aufstellung  eines  ven<ehie<lenen  Rei'htes  für  eheliche  und 
uneiieliehe  Kinder  hat  man  bezüglich  dc?^  Letzteren  von  einer  „dem 
Unschuldigen  auferlegten  Strafe*  gesprochen.^) 

')  In  den  Moüveu  eines  der  (ranzösiscben  I)u[)utiürtenlnuninw  imter- 
broiteten  Gesetsentworfes  beisst  «s: 

„Es  soll  die  Sünde  der  Väter  auf  den  Kindern  btsteu! 

,,Auf  diese  Gruudiage  gründet  noch  unser  Oesetshuch  die  Lage  der 
„unehelirlien  Kiudor  .... 

„Dass  diese  bibliscbc  Lehre,  welche  Cjeueiatioaen  die  Schuld  der 
„Väter  biissen  Uiast«  eine  lechtswidngü  ist,  obwohl  sie  Jabrhimderte  bin- 
„durdi  die  Oesetigebung  alier  Uoder  beeinflusat  bat,  darf  heute  Ninmaad 
„mehr  bestreiten/" 

Das  hl'i^.-t  s(Miu'  viillige  I'nvfMtnnith'  it  mit  der  Guscbichte  des  lü^i  lits 
und  (Irr  hiblisditu  l>ebrc  bekooden.  (Sitzoog  von  1890,  Documeuts, 
No.         pag.  öOtj.) 

Jedermann  weiss,  dass  in  Born  das  mtebelidke  Kind  vom  Vater  oicbt 
erbte,  weil  es  der  Flamilie  dee  Vaters  nicht  angehörte;  dieses  ist  das  elgeet- 
licbo  rrinzip,  dan  in  dtL>äer  Materie  stets  gegolten  hat.  (loradc  die  christlichea 
Kaiser  halion  hier  Mildertuigen  zu  Gunsten  der  Konkubitienkinder  ein-.'i  führt. 

lu  der  Bitiel  hoisst  es  beim  Götzendienste,  da.s.s  der  (lott  Israels  ein 
eifiiger  Gott  ist,  der  die  Mis.sethat  der  Väter  zwar  heimsucht  über  die 
Kinder  ins  dritte  und  vierte  Glied,  aber  Bonnhersigkeit  ereeigt  in  yUA 
tausend  Glieder,  die  ihn  lieben  und  seine  Gebote  halten  (Denteronominm  T, 
9,  10). 
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IHeses  Argument  entliehrt  aber  des  Onindes:  ,yStrafen*^  heisfti 

ein  ihm  gehöriges  Gut  scfanuUcim. 
3bn  mnid  alBO,  die  man  von  Strafe  reden  darf,  nachzimcisen 
hfaeo,  dass  dem  unehelichen  Xinde  thatsBchlich  daaselbo  Recht  wie 
dem  €heliclun  Kinde  auf  den  Naotalaas  von  Vatinr  und  Mutter  zvt- 
hmm  mms» 

Tenichern,  dass  man  straft,  indem  man  weniger  zusiM-icht, 
hänt  eine  Frage  durch  die  andere  Ifieen  wollmi. 

Hao  straft  nicht  die  unehlichen  Kinder,  wenn  man  die  Un- 
slcwUnt  svisdien  ihnoi  und  den  ehelichen  Kindern  aufrecht  eihttt, 
■w  aetrt  nur  ihren  Anteil  fest,  indem  man,  wie  Ohabot  ^)  sagt, 
üiR  UUigen  AnsprOche  auf  den  NachJass  mit  den  guten  Sitten, 
■ä  der  Begünstigung,  die  man  der  Ehe  schtüdig  ist  und  dem 
fitette  der  Fanülioi  in  Mnklang  bringt. 

l>)  Wenn  man  die  Gleichheit  «les  Rechts  zwisclien  ehelichen 
"ml  nnehi'lichen  Kindern  verwirft,  so  winl  man  au«  analogen 
Grfji!  i.  ij  Recht  der  in  Ehehnich  und  Blutschande  erzeugten 
Kimier  einer  noch  viel  grösseren  BcschWinknng  unterwerfen  nulssen. 

in  Erbst-liaftssachen,  die  doch  so  eng  mit  der  Familien- 
'»ri^nisatiyn  zusammenhängen,  hat  der  Gesetzgeber  die  Pflicht,  seiner 
Missbilligiing  aller  Verletzungen  der  Gesotze.  welche  bestimmt  sind, 
^  Hniilie  zu   leiten,  in  energischer  Weise  Ausdruck  zu  geben. 

Die  Bf'S<  litänkuiij^  der  Erbrechte  der  ausserehelichon  Kinder 
°' I'''"  'Uli  so  weiti;olieii<ler  sein,  je  schwei'cr  die  Vorletzun^^  der 
gniäi  lleL.'Mii,[,ni  FaiuiliengesetÄC,  je  uaduldbarer  der  Eingriff  in  ilic 
Urünung  ist. 

HienHMdi  eoU  das  Glfick  oder  das  Unglück  ihrer  Kinder  (Ue  Belohnang 
'<ier  die  Strafe  der  Elten  sein;  besfigUch  der  Kinder  aber  soU  das  UnglQck 
Strafe  für  eigene  Sünde  oder  eine  Prttftuig  sein,  nicht  aber  dne  Strafe. 

^  tüe  rnschuldige  büssea  müssen. 

h  der  citierten  Stelle  handelt  es  von  der  güttiichou  Uerechtigkeit;  von 
^  menaclxlicheu  Gerechtigkeit  heiast  es  aber  ioi  Gesetze  Moeis:  „Die 
^  sdlea  nicht  filr  die  Kinder,  noch  die  Kmder  ffir  die  Väter  sterben, 
Mem  ein  Jegliciier  soll  für  seine  Sünde  sterben"  (DeDterononüum 
XXIV,  IG). 

t'nd  es  heisst  fcnior:  ..Der  Solni  soll  nicht  tragen  die  Missethat  des 
^itip)  uAd  der  Vater  soll  nickt  tragen  die  Missetbat  dos  Sohnes*^  (Uesekiel 

xnit  20). 

V  Fenet  op.  cit  Band  XII,  pt«.  104. 
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c)  Den  Ui^pntng  eines  Ret'htos  tlflrfcn  Vater  und  Mutter  des 
imebelielton  Khuloe  nicht  in  Wirom  f^mointichBftiiehcn  Vergehen 
fiiulen;  zwar  können  die  unerlatihton  Beziehungen,  welche  auMer- 
Imlli  der  Ehe  entstehen,  eine  thatfulchlidie  GemeinKchaft  (scIialTen, 
nie  wird  alier  diese  (lemeinjichaft  ein  R<H.Aii  zu  existieren,  nie  folglich 
ein  Hecht  auf  Erhaltung  und  Entw^ickliing  haben. 

Doch  da  immerhin  die  Qebiirt  eines  Kindes  den  Eltern  die 
Pflicht  anforlegt,  dasselbe  zu  erziehen,  ihnen  aber  zu^eich  das  Recht 
gibt,  Gehorsam  j  Achtung  und  Unterstützung  von  dem  Kinde  zu 
verlangen,  so  hat  man  den  Eltern  ein  Hecht  auf  den  Nachhisi»  ihrer 
unehelichen  Kinder  gegeben. 

d)  Wenn  Vater  und  Muttor  eines  verstorbenen  unehelichen 
Kindes  vorvcrBtorbon  sind,  so  erscheint  es  billig,  die  einzelnen 
Teile  des  Nachlasses  des  Kindes  in  diejenigen  Familien  (und  zu 
HAnden  deren  ehelicher  Nachkommen)  znrQckgelnngen  zn  lassen, 
aus  welchen  sie  seinerzeit  auf  (las  uneheliche  Kind  ^'^<'li»ig<  »iimI' 

V.  lieclite  des  überlebenden  Ehegatten. 

Ht'i  Eiiip'luing  «Irr  Ehe  tritt  der  Eliogatte  nicht  ans  dorn 
VcrlMiiulo  seiner  eiuoiifu  bisherr^'oii  Familie  hfiuus;  er  bewahrt  viei- 
raehr ihr  gegenüber  seine  säiutlii^hen  Eilavehte. 

Man  könnt«'  es  ilaii<  t-  auf  den  •■i-st<'ri  Blick  fQr  unnOtig  iuUtea, 
dem  Übcrlelienden  Rechte  auf  den  }{auhlass  seines  verstorlM-nen 
Kli  ^iratteii  iMn/uifinnieii;  man  kOnnte  einwenden,  dass,  im  Falle 
kein»'  KiiidiT  vorhanden.  Imm  dem  I'Im  rpiitjjire  sämtlicIuT  Güter  des 
ein<Mi  Elle^attcn  bei  dessen  Strrlien  auf  den  nln  rli  lM»nd»-n  Klie^^atteii, 
diese  Gflter,  w<*nn  auch  der  l'berleWend«'  stürl»»',  leicht  »  ine  Familie 
bereichern  wurden)  weli-lx  r  xji/.u[alh>n  dit's<llK>ii  nicht  Itestimmt 
gewesen  seien  :  dass  zum  I  tterflusBit  t».s  dt>n  ehesehliesscndeii  ParteiOD 
freistehe,  ihre  pekuniären  Interessen  na(*h  Gutdünken  vor  Eingehung 
der  Ehe  zu  regeln.  soImss  kein  Bedürfnis  vf»rliege.  «lern  ,,conjnx 
supeivtes"  ein  gesetzlielies  Hecht  auf  den  Xaeidass  seines  Ehepilt«'» 
zu  geben.  Mag  man  auch  hieraus  sehliessen,  da>s  der  Ansipnieh 
der  Ehegatten  auf  ihivn  gegen-eitigen  Nachlas»  nicht  80  gewichtig 
ist,  w  ie  deij.  iiig.  n  rler  eltclichcn  Verwamiten,  so  verdient  Ereterer 
glei<'hNv  "Iii  Beriicksichtigung. 

Pilichten  gleicher  Art.  w  ie  /.w  isclu  ii  nahen  Verwandten,  eot- 
sti'hi'ii  zwischen  Ehegatten,   liir  Zusammenleben  sclialTt  gegenseitige 
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Vtniflifhtunfrcii.  <lic  lici  dein  Tmh'  dr-s  Eiiifn  nidit  völlig  niifliöri'H  : 
li'Tii  ru^rUM MMulon  IIMI8H  <lir  gloiclio  soziale  iStelliinj;.  <lio  er  vAlirond 
'I  r  Kliv  iiuio  hafto.  •i-osicheit  bleiben;  cler  arme  Oatto  miiw  vor 
<lfm  Elend  bewahrt  werden. 

Air  diese  Beweggrftnde  sind  pei^aHinlicher  Art;  sie  Itezichen 
Reh  lediglieh  auf  den  fiberlebcnden  Ehegatten  nnd  erdtrpcknn  «di 
nidtt  auf  seine  Familie. 

Diesen  Cliarakter  hat  auch  sein  Erbrecht,  ünd  da  der  Erfolg 
4^  Tnadie  entsprechen  inuss,  so  mnas  das  Erbredit,  das  der 
Itierleliende  gegen fibcr  der  Familie  des  verstorbenen  Ehegatten  hat^ 
die  Nittiir  eines  Rechtos  auf  Lebenszeit,  einer  Ntitsnies^ung,  dner 
WwndKnglichen  Rente  halion;  nur  im  Falle  der  verstorlieno  Gatto 
*^  eheliche  Desoendenz,  noch  Familie  hinterlfisst,  nur  dann  darf 

VennQgM  dem  Tlierlebendon  endgflitig  zu6illen. 

r>.  Um  Kecht  de»  Staates. 

Im  Falle  wpiI.t  eheliche  nocl»  imelioliclic  V»'nvuiulte,  nofh 
'i*'r  Ehoi^atte  vorhanden»  gehen  die  OQter  den  Vci>it(>rl»cncn  auf 
<i»'M  Slaat  aber. 

•I'^lcmnna  hat  Pfliditen  der  bürgerlichen  OeseUschaft  gegen- 
fi*»er.  (leren  )ütglied  er  iüt,  und  welcher  er  zum  gritesten  Teile 
'i'  Mittel  verdankt)  mit  welchen  er  seine  Ziele  hat  erreichen 

Üie  Solidaritflt  unter  den  Gliedern  ein  und  derselben  Geuellachaft, 
"»g  sie  auch  weniger  intensiv  als  diejenige  zwischen  den  Gliedern 
*mr  Familie  »cxn,  ist  danim  doch  vorlianden.  Sie  ist  die  rationelle 
^'"»Mlhige  des  Erbrechts,  welches  jederxeit  nnd  bei  allen  Völkern 
z&  GmisteD  des  Staaten  anerkannt  worden  ist. 

Gonieiiiiiin  woixlm  Wt-r  I>oiiii'  vom  Erbredit«'  <1»'S  St.iates  dio 
Pliltttltifii  (|.>r  lA'hrr  von  den  licrn-nlosoii  (lüteni  /n  <iruiide  j^cle^t. 
IVr  Staat,  sagt  man,  ist  niemals  dei'  wirklielu'  Erhc  des  V«>i- 
•torhenrn:  er  nimmt  nnr,  ntangels  cijie,s  Eliben,  dessen  Güter,  weil 
^  "hne  Herr  sind. 

I>'tztere  i^-hre  liojjt.  melueren  l»estohenden  Gescit/.iinchorn  /.n 
'Inml»';  sie  ist  i»u  internationalen  l'riv,itiv(  hfo  sehr  lieiieht.  Aus 
titr  ((ligfrt  man,  dass  der  herrenlose  Nivchiass  nicht  dem  Heiiiuitä- 
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Staate  fies  Verstorbenen,  sortdem  demjenigen  Staate  zufallen  muss, 
in  dessen  Gebiet  sich  di*^  Ofifcr  Iiefinden. 

Mit  Kee-Iit  winl  alwi  dies«»  Theorie  heulzut^igt'  von  viflcn 
Seiten  aTviref<M  lit«  ii.  Wio  kamt  man  lop;iK«-herweise  un  iieitvulHso 
Gfiter  Yor|itlii  htiiiii:''!!  des  Vi^stnilioiieii  kiiHiifen'/!  Wie  wWi  tiiaii 
erklären,  dsiss  (i er  Staat  [;<  liahi  ii  wrnlcit  kann,  als  Kigt^ntünier  des 
Ä  Njichlasses  die  Srhiildon  do  cinsticn  }it  rrt?n  zu  iit  zahlen,  wenn 
jtHle  KijrentiunsU'ÄiehuriL:  zwiseiiea  dem  Vt•I^t^>l•l"  n-  iT  und  dem 
Staate  geleugnet  winl  \v<  iin  der  Staat  nicht  den  lii>li.  np  n  Ki|,'en- 
tflnier  beerbt  ,  sondern  er  die  (iiiter  wirklich  als  hör  reu  Ion  vor- 
findet d.  h.  als  Güter,  die  in  keinerlei  Heziehung  zu  irgend  einer 
lebenden  oder  veretorbenen  Pei-soii  Btelien  I 

Die  Verpfliehtnng  des  Staates,  die  1'a.ssiven  des  Verstorbenen 
bis  zur  Höhe  der  Aetiven  r.n  )»efrleiclien,  ist  al.er  auch  von  allen 
( lt's-'tzL,'eliUhgen,  wie  di-ni  fi anzüsiscbfMi  Coi\r  civil,  welche  ab- 
sirhtlich  den  Erbmifall  an  d>-n  Staat  ncid  ii  der  L<-ln'e  von  den 
herrcidosen  üntci  n  behandelt  lial»*  n.  alt»  U  jjleiiend  anerkannt  wonlen. 

Hieiin  liegt  ein  wirklicher  Widers|»ruch : 

Es  ist  Iftgiscii  unmöglich,  dass  di  lu  Staate  die  (jüter  des 
Verstorltenen  glcichzeititr  auf  Grund  rint-r  oriffinären  Eiwcrl'sart. 
der  <  >(  (  upatini).  \\  i.>  auf  Grund  einer  die  Schulden  dlM'rtnigender 
deiivaliveu  ?a\vi  ilisut  zugesprochen  weiib-n. 

Das  bürg»  ilii  he  (tesetzbueh  für  das  Deutsche  Reich  iil'-  iliifTt 
hi«'r  Imi  weitem  den  franz/isji.sclien  Code  civil;  es  giebt  d*  lu  Staate 
ausdrüeklirli  die  (^ualitüt  eines  gesetzliclten  Kilien  und  bestinnnt, 
als  Prinzijj  woui^rsb'ns,  dass  der  Nachlass  demjenigen  Staate  zufallt, 
dem  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Tcxles  angehört  hat  (i;  1!>3G); 
die»^  Bestimmung  steht  in  logischem  ZnsanuneniianKe  mit  der 
oben  bozeichneten  Grundlage  des  Erbit»chtes  des  Stiiates:  der  PHiciit 
des  Bürgei-s  gegenüber  der  bai-gerlichcn  Gesellscliaft ,  der  er 
angeliürt. 

Dieses  nnd  die  gnmd  legenden  Betrachtungen,  welche  die 
beJgisclie  Cominission  ni  den  beschless^iw  YoTinderungmi  auf 
dem  Gebiete  des  Erbrechts  gefnhrt  haben. 

')  vor<z].  Instruction  de  la  Din'ction  dr  l'^  iiregistreinrnt  et  ilos  domaines 
eil  Frunee  U-i  fiaurent,  Ix'  droit  civil  ini-  rFKifinnal.    llui'i  VI,  pa^.  444. 
Kolin,  IViiicijies  du  droit  intcrnationai  jtnvi.    liuud  11,  pag.  libT. 
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Wird  man  dieser  Auffassurp:  vom  Erl»n'chte  «Ion  V^orwurf 
UKhen,  da&s  sie  die  VerfOguugBfivihoit  rlrs  Einxclncn  fl)>ei-  seine 
Otter  von  Todeswogen,  wie  unter  Lelw'nden  nicht  Konügend  berück- 
whligt,  flondern  einxig  luid  allein  auf  den  sozialen  Pflichten  benihtV 

Gewiss  kann  der  Einzelne  iniierbalb  bestimmter  Gronien  durch 
kIm»  Willen  AbvMchungen  Ton  den  allgenieineii  Begeln  Aber 
&  Erbfolge  bestimmen.  Soll  das  aber  heissen,  dasa  jene  allge- 
■Kioen  Regdn  einzig  ans  dem  Grunde  xur  Anwendung  kommen, 
v«tl  es  dem  Erblasser  gerode  nicht  gepasst  hat,  abweichende  Be- 
itiiuiraa^n  zu  treffen? 

Vfae  dem  so,  dann  mdsste  man  daians  schliessen,  dass  der 
die  Laune  de«  Verstorbenen  die  wahre  Basis  des  Erbrechts  iirt. 
Aber  dem  ist  nicht  so! 

ller  Eiii/.tlne  soll  «lie  Mr»{;li(  hkeit  iialM>n.  über  seine  OiMor 
«ttsh  vntcof^eri  der  gesctzli<  heii  Gi  uiitlititlming  /,u  vi  rfügen,  um  in 
der  zu  sein,  l>esonileren  Pflichten  zu  genügen,  nirlit  ulier 
im  einen  willkurliclien  (Jebrauch  von  diesem  Rechte  zu  inai  her..') 

Ks  niuiss  initliiiu  wenn  Jeniiiiid  besondere  Bestinanungen  trifl't, 
pi*8Umirt  werden,  das»  er  es  in  Erfüllung  einer  besonderen 
Pflicht  K,.th;ui  hat. 

Hat  c'f  nicht  te>Jtiert,  dutin  lileitit  ilio  all,^cIllcin^•  Pflicht  in 
Kraft;  denn  .iicsc  I'flicht,  und  nicht  die  Liunc  tU's  Kin/diien,  Itleibt 
4ie  rationell,.  (Inindlage  des  gesetzlichen  l'l)ertrangos  vnii  Todeswegen, 

V^äa*  es  anders,  wie  liessc  sieh  die  »»leichmäösige  Art  des 
ErbfiK^ri,'ange8  „ab  intestato"  ree)itfcrtigen"r 

Was  giebt  ^s  eigentlich  Al>weiehenderes,  als  die  Hoihenfolge, 
m  w»^](  |[er  die  Verwandten  dem  £inzclnen  in  den  verschiedenen 
Familien  teuer  sind? 

,.WoIlen  wir  mchtdie  ganze  Zukunft  des  Erbrechts  in  Fiage  stellen, 
dörfeo  wir  es  uimmennebr  vom  individaellen  Willen  her  aulbatteo! 

Jmmor  rielmehr  niilssen  wir  nii  <h:m  im  Volksbewusstsfin  nodi  an- 
.>:«brw'!jrr;i'n  tiatiotiak'u  rtrnri(f^^i'daiiki'ii  fi-sthaltpn.  dass  di<'  auf  |»('r?»oii<>u- 
•.rethtlKlie  Züsanuneubaoge  banirte  gohutxlichü  »bfolgo  üan  i'riiiiare  ist, 
4iedeffl  Eiozelvvillen  eiugerüuuitü  Verfügungsmachtabor  ourdie  Bestinunuug 
Mdie  geeetzlidie  Regel  coooret  aoszugestalten  und  vorbehaltlioh  gewisctor 
•uilieniHireitbBrer  Sohranken  in  besonderen  F&llen  durch  eine  den  Um« 
■>täsiJ^ti  nwet  geeigneiere  Anordnung  zu  ersetzen/*  (0.  Gierke,  op.  cit. 
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Welcher  OoHQtxgebor  kflnntc  sieh  schmeicheln,  in  flicser  Be- 
xiehnng  mit  <lcr  Wirldichkdt  ftt)er«insttmmen<1<^  PrUsumptionen  zu 
flchaflim  ?  Wäre  die  Zunetgimf^  flio  einsige  Grundlage  der  Erbfolge, 
dann  miloBte  de»  Testament  oder  der  Erbvertmg  die  einxig  zulAssigon 
Qnelleu  des  Erlien  sein  und,  fohlte  der  eingesotxto  Erfao,  so  mflssten 
dem  Staate  die  heiTenlos  gewordenen  Gfltor  zugcsprodien  werden. 

Eine  gosetzliohe  Erhfolgeordnnng  lässt  sich  uiir 
aufrooht  erhalten,  wenn  man  ihr  nicht  das  Gefühl, 
Rondorn  die  Pflicht  xu  Grunde  legt 

IL 

Es  entspricht  nicht  imt$ei^n  Absichten,  hier  alle  BeechlAssc  zu 
nennen,  welche  die  liolgtschc  Kommission  in  ÜlieivinsUmmung  mit 
den  elien  auscinandcrgesotzton  Prinzipien  geftisst  liat;  wir  wonle» 
uns  darauf  beschranken,  einige  der  wesentliclisten  Punkte  hervor- 
zuheben. 

A.  Beibehalteoe  BestimmoDgen  de«  Bui^rlicbeo  Cresetsbuche». 

a)  Der  Erlte  erwirbt  den  Nachlass  mit  dem  Augenblicke  <\e» 
Fl^iwerdens  dettsollicu  durch  den  Tod  des  Erblassers. 

Der  Erbe  hat  nicht  nötig,  die  Erbschaft  anzutreten  (adim 
heieditatem),  das  Gesotz  l&sst  unmittelljar  und  sogleich  die  Rechte 
des  Yerstorlienen  auf  ihn  ilhorgelien  und  zwar  noch  vor  iigenil 
welcher  WiUensIx^kumhmg  des  Erben,  selbst  ohne  sein  Wissen,  so- 
dass, felis  er  stirbt,  ehe  er  sid»  zu  dein  Antritte  geäussert  hat^ 
dieser  selbe  Nachlass  gleichwohl  durch  ihn  auf  seine  eigenen  Erlien 
ilhergeht.    (Artikel  781  Biiigorliches  Oesetzbuch). 

Dit'ses  ist  <li<'  Foljm  lavon,  »lass  diu  Erhfolge  auf  iiatrirliclirMi 
Jk'ziolnmgen  liorulit.  woIcIumI«'!-  (iioiiscliliclu'  Willr  ni»  hl  /.i  rnM^s»«!»  kann. 

Ocwiss  kann  <>,•«  i;u1''  15.  sss-^müipir  uebcn,  uine  KiI'm  IkiIi  auK- 
ziisriiiajrcn :  es  kann  fli*'>  von  Sellen  Krl>en  '!!••  Krliilluiig  einer 
Pllieht  L'egcii  si«-h  s<  U-^t  nn<l  seine  Antroliürigeii  .st  iu;  i\]<-<>'  Aus- 
selilaf4nn;4:  l»il'l<  t  ;U>er  in  allen  Fällen  die  AusnalHue,  sie  darf  nie 
jiiil'iinnifrt  \\'  i'l<  ii. 

!*'*r  Antritt  der  Erli>eliaft  dagegen  iiildet  die  Regel  und  lindet 
ilah<  r  statt,  ohne  dass  eine  Erklärung  des  Willens,  anzutreten,  uot- 
woudig  vei. 
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V>)  Die  Intestat-Naehf olger  zerfallen  in  zwoi  Klassen: 
1.  die  IntestaterlKMi;  dieses  sind  die  ehelichen  Verwandtendes 
^»retorljcnen.    Das  Gesetz  beruft  sie  zur    hernähme  des  Nachlasses 
mit  iW  Vf^rpfliehtung,  die  Schulden  des  Erblassere         uut  der 
Fins»hrÄniiung  der  Rcr-htswohlthat  des  lnventai"s  —  zu  1)egleichen. 

2.  die  anderen  gesetzlichen  X;w^hfolger:  dieses  sind  p-^wisse 
»latürliche  Verwandte,  der  üVwrlol.endo  Ehegiitte  und  der  Staat;  sie 
müssen  tpst  die  Ausfolgung  ihres  Anteils  von  den  Erl)en,  mit  denen  • 
konkiirrien^i ,   verlangen;   sind   keine  Erben   vnrhan'l<>n .  dnnn 
«if"  <;ich  von  Amtswefrcn  in  den  Besiti;  eiiiwrisi  ii  hiss-  ii; 
>i   tni^'M  ilic  Bchuldentilgiuig  nur  bis  zur  Höhe  der  erlialtenen 
Akmtii.   I Artikel  728,  724  ROrgerlielies  Gesotzbueh.) 

nii'eiiiri-  ZusaiiiiiK'ngehftrigkeit  7wis('h<'ii  (Ich  ciiizfliicn  (ili'Klern 
«■•itiei  familie  n^chtf-  rti^'-t  —  und  «lieses  b(*d;iri  wuhl  kciii.T  näheren 
F.rTirK'nütt»  —  die  den  eig»  iitli<  hcii  Erben,  d.  Ii.  »'h'  lich«»n  Ver- 
».iii^iten.  vom  Gesetze  zuerkannte  iiefugnis,  die  Keclite  des  Vrr- 
storlienen  mit  dem  Momente  dos  Kroiwcnlcns  der  Erbsehaft  tliat- 
säohlif-h  auszuüben.  Sic  können  sein  Venmigeti  in  Besitz  nehmen, 
w»dl(.'ii,  nutzniess.'ii  und  über  dnsseUie  verfügen,  ohne  hiemi 
einer  liesondei-.'ii  Krlaiiliuis  zu  itedihfcn. 

Brw  aus  die^eln  Grunde  ist  ihr  Krlj<»  gehalten,  im  Trinzip 
wcnii.'stcns,  die  Schulden  des  VerstorlMMicu  nhne  Abzug,  also  OIhm" 
■\'-n  R'trag  der  Aktiv. -n  liiiiaus,  zu  ZitliN  ii  —  ultra  vires  hei-e<iit«riiis. 
i>je  SehuMen  des  VerstorU  nen  weitlen  zu  den  {»ei-sönliehen  Schidilcn 
Erben;  das  \  ermögen  des  Toten  vci'schniilzt  mit  Aktiven  und 
Passiven  mit   ilem  Vermögen  (b's  Krlieu;   von  mm  an  bilden  «lie 
lioiden  V.  rmrii;eii  nur  eines.    Krtilasser  und  Krbe  wenlen  i-echtlich 
in  IVv.ii-:  auf  iVw   Vermögeusrechte  und  VcruiögenspÜi<;hton  nur 
eine  einzit:c  I*.r>on. 

Die  uneitkgeschränkte  Verpflichtung  fiir  den  Krbctj.  die  S<  huldcn 
ultra  vires  zu  zahlen,  lässt  sich  niclit  dun  Ii  das  Verhältnis  des 
Erl«en  zu  den  Gläubigern  des  Erldassers  rechtiertit;cn .  liisst  sich 
auch  nicht  allen  Universalerben  ohne  Unterschied  gegenüber  rccht- 

Ans  welelieni  Grunde  .sollt«'  man  die  Sicherheit  für  die  Be- 
zahlung' der  Scinilden  des  Vorsti>rl>eneii  dadtu'ch  erhöhen,  dass  zu 
dt*in    V'fnnögen   des  Sehiildnerü  noch  das  ganze  Vernnigen  des 
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Der  einsige  Ornnd  —  und  dieser  besieht  sioh  nur  auf  die 
eKelicben  Verwandten  —  ist  wiedenim  die  IWiliensusammen- 
gehfirifpkeit,  die  Solldaritftt.  Das  Öffentliche  Gewissen  würde  es 
dem  Erben  voraigen,  der  «r  unterliesse,  die  Schulden  eines  ver- 
storbenen  nshen  Verwandten  m  begleichen,  wenn  dieselben  ans 
lauterer  Quelle  stammten  und  von  dem  Erben  ohne  betrBohtliche 
Einimsse  an  sdnem  und  seiner  Familie  Vermögen  getilgt  werden 
könnten. 

All*  dieses  ist  aber  nicht  auf  die  anderen  gesetzlichen  Nach- 
folger anxuwenden. 

Oegonftfaer  dem  urRprQoglichon  Hechte  der  Familie  können 
die  erst  in  zweiter  Reihe  kommenden  Bechte  der  nberlebcnden 
Ehegatten  und  der  unehlichen  KIndw  nicht  ohne  weiteres,  de 
piano,  ausgeflbt  werden.  Zuvor  haben  die  nahen  Verwandten  das 
Recht,  die  Ansprache  derjenigen  zu  prOlen,  welche  &wm  Tdl  &itim 
Vermögensganzen  für  uch  verlangen,  welches  das  eigentlic^he 
Domaniiim  der  Familie  bildet 

Diese  AmprQche  beruhen  auf  juristischen  Thatsachcn,  welche 
mehr  oder  minder  bestritten  werden  können: 

Die  Ehe  kann,  in  gewissen  Fftllen,  fflr  un^Itig  erklärt  werden; 
die  Beziehungen  zwischen  den  Ehegatten  können  diuch  das  Octrennt- 
leben  golookei-t,  durch  die  Scheidung  gelöst  wcnlen. 

Die  Anerkennung  eines  unehelichen  Kindes  kann  zu  PiY)?'.eseen 
Vorankesong  geben,  wäliroii«!  der  An8i)nieli  eines  ehelichen  Ver^ 
wandten  kaum  Gegenstand  des  Streites  sein  wird. 

Nur  natürlich  ist  es  daher,  einen  ITntorseliied  zwischen  dioson 
zwei  Arten  von  Ansprüchen  in  Bezug  auf  ihre  unmitt*'I1>:ut^  Geltend- 
machung zu  machen.  Daher  sind  d.  r  nlinriobendo  Ehegatte  und 
das  uneheliche  Kind  gezwnn<reii,  die  V'^erabfolgung  dei-  ihnen  äu- 
kommenden  Oflter  von  den  Erijen,  mit  welchen  sie  konkurrieren, 
zu  verlangen  un«l  abzuwarten. 

Sind  keine  Erben  da,  so  haln^n  sie  sich  an  das  Gericht  zu 
wenden,  welches  dafür  soi-gt,  da.««  der  Naeldai^s  aus  Irrtum  oder 
Betrug  nicht  in  unbefugte  Hände  gerate.  DicRO  Verpflichtiuip  lie- 
steht  auch  für  die  aitssorehelichen  Verwandten,  abgesehen  vom 
unehelichen  Kinde,  sowi*^  ffir  den  Staat. 

Die  geectzliciieii  Nachfolger,  welche  nicht  Erben  sind,  sind 
weniger  sti'eng  als  die  Letzteren  au  die  VerptUchtung  gebunden, 
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^  ^hulden  des  Verstorbenen  zu  befahlen ;  sie  bniiiehen  dieselhon 
^Va      zur  Höhe  der  Aktiven  zu  begleielien.    Der  Gnind  hiervon 
i^t,  "lass  reffolmüssig  die  Solidarität  zwiwlion  Naclifo)g<'r  un<l  V»m- 
rtnrUnoii  nicht  eine  so  enge  ist,  um  einen  Gnuid  für  die  liezahlui.g 
«kr  ibchvdden  ultra  vii-es  abzugelw-n, 

Was  insl)es4>ndere  den  nborlelx^nden  Kliegatteu  l)etrifTt,  so  ständo 
e«  im  Gegensatz  zu  den  Grundsätzen  über  die  Eho,  wollt«^  man  die 
Viiwe  niibes^chi-änkt  für  die  von  ihrem  Manne  gemachten  Schulden 
Ittlten  lass»^n  o<ler  den  Ehemann  für  die  Schulden  seiner  Fmu. 
nad  VKK  selbst  fOr  diejenigen,  welche  sie  ohne  i»cine  Genehmigiuig 
geaw'lit  hat 

c)  Die  Erben  zerfallen  in  5  Kliissen,  welche  subsidiarisch  anf 
QDinder  folgen. 

Di«  er»te  Klasse  begreift  die  Kinder  des  Verstorbenen  und 
denn  Donendenz. 

Die  zweite  Klasse:  Vater  und  Mutter,  Geschwister  und  die 
Dnoeiidenz  der  Geschwister. 

Die  dritte  Klasse:  die  AacaAdenten  väterlicher  und  mOtter- 
üdMfwits. 

D»  vierte  Klasse:  Die  Aacendenten  einer  Seite  iitid  die 
KcUftteralen  der  anderen  Seite,  die  noch  nicht  in  der  zweiten 
Khsse  »ind. 

Die  fünfte  Klasse:  Dieselben  Kolbteralen  in  beiden  Stftmmen. 
Die  Kinder  und  Descendenten  des  Verstorbenen  erben  noch 
K<~i>f^">         sie  vermöge  *  ig«  nen  Rechtes  berufen  werden;  nach 
Sttnunen,  wenn  sie  alle  oder  zum  Teil  veminge  der  Reprftscntatton 
zur  Erbfolge  gelangen.    (Artikel  745  Bürgerliches'  Gesetzbuch.) 

Die  Le  nay'eche  Schule,  welche  verdi^istvoUe  Vertreter  in 
H'lgicn  hat^  hat  «nsüiohe  BSinwftnde  gegen  das  Prinzip  der  Teilung 
zu  gleidien  Teilen  zwischen  allen  Kindern  erhoben.   Man  wirft 
dieeem  Prinzip  besondere  vor,  dass  es  in  knnter  Zeit  zu  einer  voll- 
fitftndigen  Zerstückelung  des  Grundbesitzes  ftthre  nnd  die  Ent- 
Wickelung  der  Landwirtsdiaft  hemme.    Femer  dass  seine  unver- 
iiieitlliche  Folge  die  Zwang8ver8teig<?nuig  aller  jener  ererbten  land- 
«irt^haftli^ken,  industriellen  oder  kaufmännischen  Anstalten  sein 
wevlo,   derf>n  Gedeihen  hauptsiichlidi  von  der  Einheit  in  der 
lA-iUin^,  von  *ler  Fortsetzung  der  IToberliofeningon  nnd  der  er- 
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worbenen  Ei-fahning  althiliifre,  d.  h,  von  Dingen,  die  sich  verlioren, 
wenn  der  Hesitz,  anstatt  auf  einen  \\oh\  vorbereiteten  Xaehfol^er, 
auf  eiuen  Fivniden  übergehe.  Endlich  —  und  dieses  ist  der 
Bclnverste  Vorwurf  —  werde  die  Teilung  m  gleichen  Teilen  die 
AiiflAsung  <lcr  Familie  zur  Folge  lial»en,  weil  -sie  diesell>e  ile» 
dauernden  Mitteljnmktes  und  der  lieständigon  Stütze  )>eraubo;  sio 
werde  dio  (ioburtsziffer  heninteri^tzen,  und  alle  Remrdumgeii  ver- 
g<ddich  niarhoM.  ■\\<^  bisher  gemacht  worden  sind,  um  dio  Latge 
der  Armen  «luifli  8i>aren  imd  Schaffung  eines  Kleinl.'^sitaes,  znmiil 
durcli  den  Bau  und  den  Erwerb  von  ArlieiterwohnnDgc^n  ssii 
verboBseiTi. 

Die  Vielgische  Kommission  hat  sich  durc;li  diese  Vonvurfo  niclit 
anfimltcn  lassen,  Waivn  sie  in  je<lci'  Beziehung  begnlndet,  wie 
Hesse  sich  die  Thatsache  erklären,  dass  die  Teilung  zw  gleichen 
Teilen,  Widche  ehemals  die  Hegel  in  unserem  Mittelstaude  bildete», 
nicht  zu  seinem  gänzlichen  Untergsmge  gefiThrt  liat.  -niidi  in  im 
(icg<>ntheil,  d{is8  jene  Klassen  einen  so  grossen  Aufäciiwung  JuilxMi 
nehmen  können. 

Es  liisst  sich  nicht  leugnen,  das«  die  gleiche  Teilung  oine 
lietriichtliche  Zunahme  des  Kleinbcsilzcs  zur  Folge  hat;  dieses  ist 
alter  sicherlich  nicht  von  l'ltel.  Von  Hbcl  dagegen  ist  die  Zf»r- 
krumohmg  de.s  Grund  und  Bodens,  so  wie  sie  in  einigen  Teilen 
Frankreichs  existi<'rt.  Aber,  wie  man  richtig  bemerkt  hat.  da.«* 
Heilmittel  erwächst  aus  dem  tbermasse  des  ('hels  selbst:  WfinltMi 
die  Parzellen  zu  klein  wenlen,  dann  machen  die  Erben  eine  Aus- 
nahme von  jenem  Gnindsritzo,  na«  h  welchem  jeder  Anteil  die  gleii-ho 
Monpe  von  Mobilien  und  Immohilien  halM-n  soll  (Ailikel  82G,  832 
l^ni-t:<Tliohes  Oeset'/Vnich) :  oder  die  Pai^lo  ^ird  versteigert  uud 
der  Erlös  unter  die  Miterben  verteilt. 

Man  wird  hier  mit  Recht  eiii wenden,  dass  das  l^irgerliche 
OesetzVnifft  Ivi  der  Nachlassverteilung  Ijestimmt,  nicht  nur  dass  die 
Anteiit;  gleichen  Wert,  sondern  dass  sie  auch  aus  einer  pleielu'u 
Menc^e  tileielier  GflU?r  Ijestehen  snllrii  und  dass  es  nicht  inmier 
den  Ki  l»  II  freistehen  könne,  beliebige  Ausnahmen  von  dieser  K<^gol 
zu  maciien. 

Daraus,  dass  dieser  Einwand  Ih  ui imdi  t  ist,  l>]^t  al)er  iii»-)it, 
diuss  das  Prin/ip  der  yleieheii  TriliuiL'  darau  txhuld  ist.  nur  die 
Anwendung  des  Prinzips  ist  mangelhaft. 
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Dif  Iwlifiselio  Kuniinissinn  winl  nicht  veialisilmni'ii,  wenn  si»- 
siili  ikvk'j^'ntlifh  mit  du'??euk  l'unkte  beschnftif'Mi  winl.  di.'  tTwaliiMi' 
•mriditige  Aiiwi'iKiung  z>i  verbessern;  muu  wiiil  am  li  iIh-  lisk;ili-;flit'u 
Tiisetze  iiü  Sinne  ein*^r  erheblichen  Herabsetzung  der  Versteigeriunjs- 
und  Teilimgsgi^büliien  reformieren  müssen. 

Uie  Zwangsverstei«i:ernng  eines  landwirtschaftlichen,  industriellen 
"*ler  kaufmännischen  I'ntf  niohTnens  hat  sicherlich  {grosse  Schatten- 
seiten; alxT  auch  hier  wiixl  eine  weise  Keform  der  Hegein  fiber 
die  Erbteiluiig  und  eine  kluge  Anwendung  der  Hilfsnuellen,  welche 
d!<  <Tt  n()s.seiischaft  in  ihrer  vielerlei  Oe^jtait  bietet}  in  weitem  Bfastie 
deu  erwähnten  Missstilndou  abhelfen. 

(ha&  »ich  einer  offenbai-en  (  beilreibung  schuldig  zu  mai  hon, 
vini  man  nicht  dem  Ctnle  civil  die  Hauptschuld  an  der  Vermin- 
dffuiii;  der  Geburtsziffer  in  Frankreich  zuschreiben  dui-fön.  Der 
Ustc  Beweis  ist,  daBS  diese  Verminderung  weder  in  Belgien,  noch 
den  Ni*xleilanden ,  noch  in  gewissen  Teilen  DeutschlanU»,  weiclie 
alle  unter  deaiselben  Erbregime  stehen,  in  die  Ersc  heinung  getreten 
ist.  Iti  Krankreich  selbst  wechselt  die  Oeburtsziffer  mit  den  ver- 
:*Aiotleneu  Gegenden. 

S<  hiüd  an  dieser  fQr  Frankreich  gelfthrlichea  Loge  ist  vor 
idloni  die  zflgeUdse  Oeniisssucht,  jene  Sucht  nach  Wohlleben,  die 
skrii  die  genmte  soziaIc  Stufenleiter  herabisieht  und  sich  nicht  iin 
Gorinf.'yten  um  jene  Gesetste  der  Moral  kdinincrt,  die  das  Gedeihen 

^»  Qitae  eines  Volkes  sichern. 

wäre  es  wünschenswert,  dass  jede  Familie  einen  Mittel- 
punkt, einen  dauernden  und  ständigen  Heerd  besitze;  was  insbesondere 
^  >niien  Kiassen  betrifft,  so  ist  es  ganz  ausserordentlich  zu  be- 
daneni,  ^  einem  entbehrungsreichen  Leben  mtlhsam 

^''^Kne  Arbeilerwohnung  heim  Tode  des  Familienvaters  verkauft 
«eiden  mfm^        eine  gleiche  Teilung  unter  aUe  Kinder  zu 


man  diesem  Übelstande  durch  gute  Gesetze  abhelfen! 

^If'lies  ist  der  Gegen>tand  l  ines  Gesetzentwurfes,  den  Baron 
3t  roii  4.J  Hiüggen  am  12.  März  1891  der  b*dgischen  Heprä^sen- 
tatttikanimer  üfterreicht  hui ;  sie  hat  gewissen  Bestinunungen  der 
fi*ttfi«*lien  Gesetze  vom  30.  November  1S94  und  31.  Mftrz 
1^96,  U'trcHend  die  billigen  Wohnujjgen,  zum  Muster  gedient. 
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Wenig  vernQnftig  wäre  es  aber,  wollte  man  aus  dieBor  besonderen, 
eigentllmliche  MassrcgelTi  erfordernden  Lage  den  Vorwand  nehmen, 
das  Prinxip  der  gleichen  Teilung,  das  so  fest  in  unseren  8itt<m  und 
Qebifittohen  wurzelt,  im  Ganzen  abauspJiaffen;  jenes  Piinaip,  welches 
xtir  Grundlage  die  gleiche  Pflicht  der  Eltern  ihren  sftinüichen 
Kindern  gegenüber  und  ztun  Hanpterfolge  die  Erhaltung  des  Friedens 
und  der  Eintracht  in  der  Familie  hat;  jenes  Prinzip,  das  die 
individuelle  Thfttigkett  aller  Oesellschaftsklaason  durch  die  Not- 
wendigkeit anstachelt,  in  der  Arbeit  den  Schutz  vor  dem  lTnter> 
gange  zu  suchen. 

Die  Teilung  nach  Stämmen  —  wenn  die  Deeoendenten  rer- 
der  ReprBsentation  ziu*  Erbfolge  gelangen  —  ist  in  gleidier 
Weise  wie  die  Teilimg  nach  Köpfen  —  wenn  sie  aus  eignem  Rechte 
erben  —  die  unmittelbare  Anwendung  des  Grundsatzes,  dass  der 
Nachläse  mit  Rflckeicbt  auf  die  Pflichten  der  Eltorn  übertragen 
werden  soll.  Wftre  die  Nadüasrteilung  ratsprechend  der  Liebe 
des  Verstorbenen  zu  seinem  Nachkommen  geregelt,  dann  wftre  die 
Teilung  nach  Stämmen  unlogisch,  denn  es  muss  rermutet  wenlen, 
dass  der  Einzelne  zu  allen  seinen  Kindern  die  gleiche  liebe  hegt; 
ebenso  muss  vermutet  werden,  dass  aäne  sSmtlichen  Enkel  ihm 
gleich  teuer  sind ;  die  Teilung  nach  Kr>pfen  unter  seine  Enkel  wäre 
daher  der  einzig  logische  Modus. 

Wenn  mithin  die  Anhftnger  der  Reihenfolge  gemSss  der 
priteumirtra  Liebe  hier  die  Verteilung  nach  Stämmen  in  Anwon* 
dung  bringen,  so  sind  sie  vor  die  Alternative  gesldlt,  entweder 
ihr  eigenes  Prinzip  aufgeben,  oder  folgerungswoise  xugebcn  zu 
müssen,  dass  dio  Liebe  des  Grossvaters  zu  denjenigen  Enkeln,  die 
er  von  einem  und  demselben  seiner  Kinder  hat,  mit  dem  Steigen 
ihrer  Zalil  änkt 

B.  Veränderte  Bertinmungeii  des  BüigerUchen  Gesetcbnches. 

a)  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  dehnt  die  Erbfolge-Fähigkeit 
bis  zum  zwölften  Verwandtschaftsgrade  ans.    (Artikel  755.) 

Seit  lange  und  zu  wiederholten  Malen  hat  man  in  Belgien, 
wie  in  IVankreich,  die  Abftndenmg  dieser  BeBtiromtmg  verlangt. 
Die  IflUiigkeit  zu  erbon  bemht  auf  der  Solidarität  zwischen  den 
Mitgliedern  derselben  Familie ;  sie  darf  daher  nicht  Über  diejenigen 
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VernndtfiduftegTadc  airaigeilehnt  werden,  wo  dio  Beziehungen  zu 
den  SiUMBer  noch  wirkliche  und  wirksame  sind. 

ZiriKkon  Verwandten  Aber  den  fQnften  oder  sechsten  Grad 
hunit  werfen  regelmieBlg  Bexiehungen,  dio  lediglich  auf  der  Vcr- 
vandtsdiift  beruhen,  nicht  mehr  bestehen;  die  Verwandsdiaft  ist 
z«  eioer  lein  nominellen  geworden;  der  Verwandte  ist  gleich  dem 
Enten  Berten  ein  Unbekannter. 

Mia  bat  neulich  in  der  BeprBsentantenkammer  einen  Proieess 
erwlhnt,  wekh»  vor  dem  BrUsaelw  Appellgeridit  geepielt  hat  und 
in  dem  3500  Vwwandte  allnr  erfofblgefiUugen  Grade  sich  gemeldet 
hatten,  um  eine  Erbschaft  auf  Grund  eines  Testaments,  das  sie  Alle 
koakuirirend  eingesetzt  hatte,  in  Empfang  zu  nehmen. 

Hier  entgleitet  der  gesetzlichen  Eihfolge  die  juristische 
Oraiidlage. 

Das  allgemeine  Interesse  verlangt  dringend  die  Einsohibikung 
der  2ahl  der  erbfolgefflhigen  Omde,  um  so  eine  Quelle  von 
Pri7Ass*<n  veraeg«!  zu  machen,  die  stark  das  herrschende  Erbrecht 

«liskitHlitiei-on. 

Diiitli  die  Einschrfinkung  der  gesetzllcdien  Verwandtscliaft  in 
die  geioasB  der  herrschenden  Sitte  zalflssig  engsten  Grenzen  winl 
(lus  (igjin  bestehende  Verwandtschaft  vUA  wirksamer 

erx'hfinen  lassen.  Dann  wird  die  Erbfolge  all'  Denon,  dio  nicht 
einj^fleis(;hte  Gegner  der  sozialen  Ordnimg  sind,  als  eine  Institution 
trscheinen,  welche  nicht  nur  auf  jahrhundertelanger  Cberliofcrung, 
»ihloni  auf  den  einfachsten  Gnmdsätzen  des  Naturrechts  g<?grOn(lct  ist. 

1"  «lerThat,  die  Familie  ist  eine  naturliche  Gemeinschaft,  dcrcii 
Mitfrlieder  j^Ug  sicherlich  das  individuelle  Eigentum  an  ihrer  Habe 
W'walinen.  mit  der  Verpflichtung  zugleich  je<loch,  sich  gegenseitig, 
falls  nr.iig^  j^jjiistehen.  Der  Tel  einrs  Verwandten  tlai  f  nii  ht  das 
ß^'U'^'he  Aufhören  dieser  Familien- Verpflichtung  /au-  Folge  haben, 
™  ^^iiteil,  er  muss  dieser  Pflicht  eine  fühlliiiioio  Gestalt  gehen. 

^ach  dem  Vorbild  des  spanischen  Gesotzbu»  he»  hat  die  Kom- 
o^m  vorgeschlagen,  die  Fähigkeit  zur  Erbfolge  nur  bis  zum 
sechsten  Grade  auszudehnen. 

Im  BOrgei  lit  hen  Gesetzbuch  konkurrieren  in  der  zweiten 
Klasf^  Vater-  und  Mutter  des  Verstorbenen  mit  dessen  Geschwistern 
«od  'lerpn  Descendenz. 
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Dutt  litt  venmuftguinSHa  Denn  wenn  eineiveits  Achtung  und 
Dankbarkdt  vichtige  Pflichten  «los  Kiotlos  gegen  seine  Eltern  dar- 
stellen, MO  entspricht  e»  anderoraeitt»  nur  dem  luitflrliehen  Lauf  der 
Dinge,  dass  das  YermfSgen  de»  Einzelnen  mch  nach  unten,  eher  wie 
nach  ohen,  vererbt 

filtern  und  Geschwister  bilden  den  eigentlichen  Eem  der 
IilamiUc.  In  der  Intimität  des  täglichen  Lebens,  in  dem  Schutze 
desselben  Heerdefi,  ttchliessen  ttich  die  fisnde  der  Verwandtschaft 
eng  um  <tie8e  Gruppe  und  machen,  dass  diese  Verwandtschaft  jeder 
anderen  Verwandtschaft  vi^^geht;  fliese«  ist  auch  dor  Grund,  aus 
dem  die  Geschwister  sogar  rar  den  direkten  Asc^denten,  Aber  den 
ersten  Grad  hinaus,  zur  Erbschaft  berufen  sind. 

Bfangolhaft  dagegen  ist  die  von  dorn  Bflrgerltehen  Geectasbuche 
%'0rge6ehriebene  Art  der  Teilung  des  Nachlasses  zwisdion  deu  ge> 
nannten  Erben  der  zweiten  Klasse. 

Vater  niul  Mutter  de»  Eil»lass«^i*s,  nnnilich,  wenn  sie  mit  Oe- 
schwistern  desselben  konkurrieren,  liabcn  Jeder  nie  inclir  Ameclit 
als  auf  >/|  det*  Nachlasses,  so<|{iss,  im  Falle  der  Vater  leiliglR-h  mit 
einem  Bruder  des  Vei-storljenen  in  Fra^  kommt,  dem  Bnider  y^, 
dem  Vater  alier  nur  der  Erbschaft  Äufälit.  (Aitikel  751,  Bürger- 
liches Oesetzbuch). 

Die  Kommission  h.it  lüt-^e  Uotiminuiig  v*  rw  ii  teii  und  sie  iluit-h 
tliejenig«'  der  Artikel  O'il  und  9U2  des  Niederländischen  Oeäet;^- 
buches  ei-setzt,  wolclies  lie&.igt: 

„Wemi  Vater  und  Mutt<T  finos  ohne  Iksc  i ml.  tr/  V'<M-8türlH-'ncn 
„d«Mis<Obon  üborlt'hen  imd  der  Verstorben»;  einen  Bruder  odor  eine 
„Schwester  hint'  i  l.i'ist,  dann  wird  der  Narhhiss  /,u  3  gh'iehcn  Teilen 
„imter  die  di-ei  Kilcn  cfteilt;  falls  er  mrliKTe  Oesi-liwister  hinter- 
„lässt.  zerfilMt  <\<'v  Nachlass  in  'J  i^lfi.  hr  Teile:  die  <  iiie  üälfti' 
.,orhal(en  \  ater  und  Mutter,  welche  nach  Köpfen  teilen,  die  andoru 
„ilie  Gesell wister". 

,4Ät  der  Vater  oder  die  Mutter  ♦»ines  ohne  Desoendenz  Ver- 
„8ti>rlK»nen  vorverätorben,  und  hinterlAsst  der  Erblass^-r  einen  Bnider 
„oder  eine  Schwester,  so  erhält  der  überlebende  Elternteil  die 
„Hälfte  des  Naehlasses ;  i  '.  aber,  wonn  zwei  Geschwister,  V'j  wenn 
„drei  oder  mehr  Oesehwigter  vorliaixlen  sind.  Die  Ge8<ihwi8ter 
„erhalten  den  Best  der  firbschaff*. 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


Nwli  in  ein^  andenen  wichtigen  Punkte,  nftmlivh  liozllg^lich 
Oes  Dibfecktea  der  Eitern,  hat  die  Kotnmiaaioii  von  ilenen  des 
BürgerKchen  Oesetzbnches  abfweichende  Bestimmungen  getroffen. 
Arblei  746  luid  754  des  Letzteren  beatimmt  nimlieh : 

Wenn  der  Verstorbene  weder  Desofflidenz,  noch  Oeschwistor, 
noch  QeBchwisterdescendenz  lunteriSsst  nnd  ein  Ettemteil  vorver- 
Bttnben  ist,  so  konkurriert  der  Dberlebendo  Yatcr  od»  d»  Mutter 
mit  den  Oroeseltem  der  anderen  Lin»,  oder,  falls  solche  nicht  da 
siaii,  Dit  dea  Kollateralen  dieser  Linie  bis  zum  zwölften  Qnule. 

Man  verkennt  offenbar  die  Onindsätze  des  Erbrochts,  wenn 
man  einen  sehr  entfernt  Verwandten,  ja  einen  Unbekannten,  mit 
dem  Vater  oder  der  Mutter  des  Verstorbenen  konkuxrieren  läest. 

Nat4i  dem  Vorschlage  der  Kommission  ffiUt  in  dem  erwfihnten 
Katlo  iiie  gesamte  Erbschaft  dem  fiberlebmiden  Eltemteile  zil 
I)iei<es  kt  die  Vorschrift  der  meisten  euro|>ftiachen  Gesetze, 
(r^  19-5  des  Deutschen  BQiferlichen  Gesetzbuches;  §  737  des 
(Jevteneichiscben,  Artikel  876  des  Zflroher,  Artikel  900,  906  des 
MederiSndiBchen,  Artikel  738  des  Italierasohen,  Artikel  936  des 
SjNjuscfaen  und  Artikel  1993  des  Portngiesischen  Gesetzbuches). 

I^äKevigionsprojekt  behftlt  zwischen  Geschwistern,  wie  zwischen 
A^sx^udentoi  msser  den  Eltem  nnd  den  Kollateralen  im  allgemeinen 
ilie  T'  tliiiig  zu  gleichen  Teilen  zwischen  den  Verwandten  vftter- 
üchenseite  unfl  nintterlicherseil«  bei. 

^'^se  Art  der  Teilung  entspricht  den  nationalen  übci  lieforungon 
uii*l  recliifertjgj  sich  vollkommen  vom  Ge^iiclitsiiunkte  der  Faniili<'ii- 
^•liliiritAt  ans,  indem  man  in  gleicher  Weise  die  Verwandten 
v-lf^'Hif  hAf  mütterlicherseits  zur  Erbscliaft  beruft,  bleibt  man 
'f^'m  griiiullogondea  Prinzii)e  <les  Erbrechts  getreu,  nach  welchem 
'las  Htriit  auf  den  Nachlass  nicht  nur  ein  den  nftehsten  Verwandten 
cigt^ntuüiliehes  Anrecht  ist,  sondern  und  zwar  bcsondci-s,  ein  gomein- 
<liaffliches  Recht  dfer  Familie  auf  Gnter  darstellt,  welche  ihr  von 
^  ^"jrcdacht  sind.i) 

Es  licsso  sich  entgegnen,  der  Anspruch  des  Ascendenten  müsse 
'iwli  sU'Ls  den  ij«  II  igen  des  Knllatii-al-n  vorgehen;  so  finden  wir 
dwh  iiu  Spanischen  nnd  Portugiesischen  Hesptze  die  Bcstinnnung« 
^  Venn  nur  ein  Ascendent  in  einer  Linie  vorbanden  ist,  der* 
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selbe  nicht  nur  dio  EoUatenilen  seiner  eigenen  Linie,  sondern  auch 
sflmtlicbe  KoHBtenJen  der  anderen  Linie,  ja  selbst  die  Geschwister 
des  Vontorbenen  amssdiliesst 

Was  die  Geschwister  bctrifTt,  so  haben  wir  oben  gesehen,  aus 
welchem  Grunde  sie  den  Aszendenten,  mit  Ausnahme  der  Eltern, 
vorgehen,  üm  die  BeTorsugting  richtig  zu  finden,  welche  das 
spanische  und  das  portti^esische  Beoht  dem  Asoendenten  vor 
sämtlichen  KoHateralen  beider  Linien  gewährt,  darf  man  nicht 
ausser  Acht  lassen,  dass,  eigeitlich,  bei  dem  hohen  Alter  des 
Asoendenten  xweiten  oder  hOheren  Grades,  die  ihm  snfallcnde  Erb- 
schaft ihn  so  m  sagim  nur  berOhrt,  um  bald  in  die  Hände  seiner 
Desoendenten  llbensugehen. 

Mithin  ist  das  Kesnltat  des  Systems,  nach  welchem  die  Asoen- 
denten den  KoHatetalen  imbedingt  voigehen,  in  gewissen  fallen, 
dass  das  gesamte  Vermögen  des  Verstorbenen,  nach  kurzer  Zeit, 
auf  die  Sdtenverwandten  einer  Linie  unter  Ausschluss  der  sämt- 
lichen Kollateralen  der  andeit^n  Linie  übergeht^) 

Uiiil  «liosos  Ifcsiiltat  ontspriclit  nicht  den  wirkliohci;  An- 
fui\leiuiijjen  einer  auf  Verwaiidtoiipflicht  l»asiertcn  Erbfolgeoimmug. 

c)  Folgcinlermassen  ivj^elt  das  Burgerliclie  Gcsotzluich  die 
KtHrlite  des  uueheliulieu  Kiudes  auf  deu  2saci»lass  von  Vater  imd 
Mutter: 

„Wenn  der  Vater  oder  die  M'itfor  oholiolie  Deszenden ten 
„liinterlässt,  dann  liat  das  uneheliche  Kiud  AiiBprueli  auf  '/g  der 
„Portion,  die  es  erhalten  haben  wünlf»,  wenn  es  ehelich  gelion-n 
„wflro.  Ks  hat  Anspruch  auf  die  Hälfte,  wenn  Vater  oder  Mutt«'r 
,./.war  keine  Descendenten.  wohl  aber  Äseend^nten  o<l(>i C  sehwistor 
,.hint<'rlässt :    auf  wenn    weder   eludiehe    Dtsiemlenten,  lujch 

„Ascendt'iUi'n,  noeii  (Jeseliwister  da  sind;  enfllich  hat  es  AiircN-ht 
„auf  die  {resjimte  Erbschaft,  wonn  uar  keine  eheliche  VerwantUen 
,,in  eihfolgebcreehtigier  Klasse  vurlmndeii  sind.    (Artikel  757,  758.) 

Obwohl  die  KunnniHsion  die  rngh^iHihoit  in  din-  Rfhandhitjps- 
weisc  von  ehelichen  und  unehelichen  Kindern  beibehalten  Imt,  hat 

*)  Vergl.  hierüber  E.  Lebr:  Etüde  oomparative  et  critiqoe  mt  les 
lois  relatives  anx  sacceasions  Icigitiines  in  der  Revue  de  droit  international 
et  de  I6gii»lation  oomparcc.  Band  28,  1800,  S.  IfiS  ff. 
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fio  (Ml  iiiini"  rliin  dou  Untcrücliictl  güiuilUoit.  i>et  neu  vor- 
gft<-li!agoue  Woi  tlaiU  h-'isst: 

„Wenn  der  AVi-stoj  iieno  elieliche  I)es(^<>ndeiitt'ii  als  EiIkmi 
..!.;:it..ilässt.  so  hat  jedes  uaeliolicli«!  Kind  Anspnicli  auf  f  .,  (I<m- 
..Erl»[iortion  eines  oholiclien  Kindes:  hioiUei  wonItM»  vorverstorliont' 
..••holicho  Kinder  duix-li  ihi-e  eheliclie  Desceiidonz  re]n-üsciitiei1. 
.,Sin<l  eheliche  Descendentcn  nicht  vnih;miloii,  m  tällt  der  gesamte 
3*aclilaj>8  den  lukcltelidien  Kin<l<  i  ii  zu.'' 

Nicht  otme  Oj»[M>sitiim  int  ilieso  Be:^tiiimiuiig  angenouimeu 
worden: 

Der  Boriehterstatter  hatte  sie  iH'känipft  und  l»eniorkt,  man 
kAtne  nicht,  ohne  unp:ei-ocht  zu  sein.  Klt'-ni  und  Geschwister  des 
Veretorljenen.  die  df)ch  .,dic  latniliL'*  in  der  engsten  Bedeutung 
desVofti's  darstellten,  zu  Gunsten  eines  uiu'helichen  Kinde»  vCdlig 
voo  dar  Erlschaft  aussehlifsseu. 

ße  Mohrheit  der  KomniisslonsmitgUcder  sclUoss  sich  jedoch 
Meiauug  nicht  «in. 

ßewlglich  der  iu  Ehehnieh  und  Hlutsdiande  erzeugten  Kinder 
h»t  die  Kommission  die  Bestimmung  de«  Arlikols  7G2  Bürgerlichen 
öcnettbuches  l>eil)elialten,  wonach  diese  Kinder  ntir  einen  Älimen- 
tahnmiDspruiU  yji  leisten  iles  Nachlasses  ilires  Vatei-s  oder  ihrer 
Mntter  luben. 

^  der  Erbhisser  selbst  ein  uneheliches  Kind,  so  fällt,  nach 
Beriflknigvorschlag,  sein  Nachlass  in  erster  Reihe  seinen 
£tHiem  und  Descendenten  zti;  sind  solche  nicht  da,  dem  üUjr- 
'^^^  Qjegatten.  Fehlt  auch  dieser,  dann  geht  der  Nachlass 
Hüfte  auf  Vater  und  Mutter  des  Erblassei-s  über;  ist  der 
^»ter  «der  die  Mutter  vorverstorben,  dann  erhAlt  das  fiberiebende 
Eiteitleü  den  gesamten  Nachlass. 

^BJem  der  Entwurf  den  überlel»enden  Gatten  des  unehelichen 
vor  dessen  Eltern  zur  Erbschaft  beruft,  ändwt  er  die 
^^^^luig  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  wonach  aUe  natflrlichon 
difolgeaiugen  Yerwandten  dem  Eh^tt«i  vatangeihen;  diese 
^^<^i^g  beruht  auf  dem  aweifelloa  richtigen  QedanlKn,  dass  die 
'Mite  aiw  einer  Ehe  gewichtigere  aind,  als  die  ans  mer  nnehe» 
Mm  Voter-  oiler  Uiittorschaft. 
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Im  Fallo  Vater  rnler  Mutter  des  nnehdbhen  Kimlos  vorver- 
storben ist,  {allen  diejenigen  VennögenBlresUiiidteile,  weld^  tuch 
iKfcb  in  natura  im  Nachlasse  vorfinden,  nnd  die  von  dem  vorver^ 
storbenen  parens  heirAlirton,  an  dessen  Descendenten;  mithin 
kehren  diese  Ofiter  in  die  Familie  xnrflck,  ans  der  sie  stammen 
—  das  ist  ntir  gerecht. 

Das  BQiigerHche  Gesetzbuch  giebt  den  unehelichen  Geschwistern 
ein  Erbrecht  auf  den  Nachlass  des  unehelichen  Erblassers;  der 
Entwurf  hat  diese  Bestimmung  verworfen.  Denn  es  sei  unlogisch, 
wenn  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  (Artikd  756)  erst  bestimme»  das« 
das  nnehelidie  Kind  die  Verwandten  v<m  Vater  und  Mutter  nicht 
beerbt,  dann  aber  nichtsdestoweniger  den  unehelichen  Qeaohwiatern 
ein  Erbrecht  geben  werde;  diese  Begfinstigtmg  benihe  weder  auf 
juristischer,  noch  auf  moralischer  Basis. 

d)  Oerechte  Einwände  hat  man  gegen  das  System  des  Bnigerw 
liehen  Gesetzbuches  eriioben,  welches  den  ttbejrlobenden  Ehegatten 
nur  dann  zur  Erbschaft  beruft,  vem  der  Verstorbene  Verwandte 
bis  zum  12.  Grade  nicht  hinterlSsst  und  welches  ihm  sftmtliche 
erbfolgeffthigen  unehelkshen  Verwandten  vorgehen  Iftsst. 

Der  Entwurf  berncksichtigt  diese  Einwfinde.  Er  beruft  den 
Überlebende  Eh^atten  znr  Gesamtheit  des  Nachlasses,  sobald  der 
Erbhisser  weder  eheliche  Verwandte  bis  zum  sechsten  Gnide, 
noch  uneheliche  Kinder  hinterlassen  hat. 

HinterUast  der  Ventorbene  eheliche,  orbfodgeBUtlge  Verwandte 
oder  uneheliche  Kinder,  so  hat  der  fiberlebende  Ehegatte  ein 
Niessbrauchrecht  an  der  HAlfte  des  Xachlasses.  Sind  Xinder  aus 
einer  frOheren  Ehe  vorhanden,  so  hat  der  Ehegatte  nur  ein  Niees- 
brauchrecht  an  der  Erbportion  eines  eheUclien  Kindes,  welche 
jedoch      des  Nachlasses  nicht  überateigea  darf. 

Diese  Bestimmungen  fiber  den  Erb-Niessbraucb  des  Ehegatten 
kommen  denjenigen  des  neuen  Tjelgisch«!  Gesetzes  vom  20.  November 
1896  sehr  nahe;  letzteres  wiederum  ähnelt  sehr  dem  franzOmschen 
Gesetze  vom  9.  März  1891. 

Die  Rechte  des  Ehegpatten  auf  den  Nachlass  des  Verstorbenen 
beruhen  auf  den  Pflichten,  welche  aus  der  Ehe  entstehen.  Dies«; 
Rechte  schwinden  mit  der  Ehescheidung;  denn  wenn  einmal  das 
Band  zwischen  Ehegatten  auf  gesetzlichem  Wege  getrennt  ist  und 
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die  Dielonto  somit  einander  frein«!  ic^wortlon  sind,  so  kann  von 
Pflidti'ii  und  Rechten  unter  ihnen  die  Re<le  niclit  mehr  sein  — 
wler  W  ihren  L»^lizoiten,  noch  nach  dorn  To<lt'  dos  einen  Teils. 

Soll  die  Trenntinj?  von  Tisch  und  Bett  in  Hezug  auf  da«  Einb- 
recht (lio>elben  Wirkungen  wie  die  Scheidung  haben? 

Eiu  Uaterschied  bietet  sieh  dar: 

Ke  Trennung,  zum  Cntei-schiode  von  der  Scheiilung,  lasBt  die 
Elle  »it  allen  ihren  Pflichten  mit  Ausnahme  d^enigen,  welche  sich 
uf  4aB  ZnsainmenlelK'n  dinkt  beziehen,  vollkommen  bestehen. 
Wifir  reiliert  der  Ehegatte,  welcher  die  Trennung  erwirkt  hat, 
9em  kmM  auf  den  eventuellen  NachlasB  dos  Anderen  nicht. 

Ww  den  aiuleren  Teil  betrifft,  der  den  Grund  zur  Trenniuig 
gegeben  hat,  ao  steht  von  ihm  gesetzlich  fest,  dass  er  die  ehelichen 
PflicbtOQ  «ifg  gröblichste  verletzt  hat;  es  hiesse  gegen  Gcrechtig- 
Icett  unil  Vernunft  handeln,  wollte  man  ihm  gestatton,  sicli  behufs 
Erlangung  der  Erbschaft  auf  Pflichten  zu  stützen,  die  er  seihst 
verlier  Temadüftssigt  hat 

I^eaea  ist  das  System  der  Revisionskommission.  Es  ist  das» 
k<üge  des  hwaTjeischen  Gesetzes  vom  9.  MArz  1891,  fies  itaUeniselieu 
^«^««^bes  (Artikel  757),  des  portugiesischen  (ArHkel  2003),  de» 
^mischen  (Artikel  832)  und  des  Genf«  Gesetzes  vom  5.  September 
1874.  Ebenso  hAlt  der  §  1933  des  Deutschen  Rflrgerlichen  Ge- 
die  Unterschddnng  zwisdien  dem  schuldigen  und  nielit- 
schsMi^  Ehegatten  aufiecht. 

^  befische  Gesetz  vom  20.  November  1896  verwh4t  aber 

solche  Untersdieidung  und  nimmt  in  gleich«*  Weise,  dem 
nicht  Bchiddigen  wie  dem  schiddigen  Teile  das  Erbrecht  im  Falle 

^  Urheber  dieses  Gesetzes  haben  diese  Bestimmung  damit 
RXHiiiett,  dasB  die  gesetzliche  Erbfolge  ihrer  Ansidit  nach  auf  der 
pwnmiedeii  Zuneigung  beruht;  zwischen  gerichtlich  getrennten 
B'^'wtei»  habe  aber  jede  Zuneigung  aufgehört 

^^^i^  Prin»p  zur  Grundlage  zu  nehmen  ist  durchaus  Mi«cb, 
*te  et  lichtig,  dann  mflsste  man  logisclier  Weise  jede  gcsctz- 
^  iHUe»  v«w«i»  -  «der  weni«<rt«»  )ed«m  Ltorariortc 
'lesJEK^i^i^  gestatten,  daas  die  Praesumption  der  Zuneigung  im 
inslirhni  Falle  den  Thatsachen  nicht  entnpricht  — ,  man  mllsste 
<fe  IWhribiknnf^  der  Artikel  913  und  915  des  bfiigcrlichen 
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Qesetaebiushes  abschaffBiif  ebenso  wie  die  Teilung  nach  Linien 
(Artikel  733)  und  die  nach  Stftmmen  (Artikel  743);  man  mfisste 
ehelichen,  unehelichen,  in  Bhebruoh  und  Blutschande 'erzeugten 
Kindern  (entgegen  Artikel  757  und  762)  gleiches  Recht  gehen 
und  damit  in  Beziehung  auf  das  Recht,  zu  erben,  freie  Verbindung 
und  Ehe,  Concnbine  und  Gattin  auf  eine  Stufe  stellen! 

In  einem  anderen  Punkte  nodi  hat  das  belgische  Oesetx  Tom 
20.  November  1896  eine  bedenklidie  Neuerung  cingefOhrt:  Es 
bestimmt,  <1a8s  der  Ehegatte,  wenn  der  VeisCorbene  Deecendenten 
hinterlassen  hat,  des  Niwsbranchsrechts  Terlnstig  geht: 

1.  'wenn  er  infolge  Missbniuchs  oder  einer  sbafgerichtlichen 
Verurteilung  sftmtlicher  oder  eines  Tdles  seiner  Rechte  der  väter- 
lichen Gewalt  veriustig  gx>gaiigeii  ist, 

2.  wenn  ihm  wegen  notorischen  sclüechten  L^imiswandels  die 
Vormiuidsduift  über  seine  mit  d^  ver»torb«ien  Gatten  erzeugten 
Kinder  abgesprochen  wonlen  ist, 

3.  wenn  er,  aus  demselben  Grunde,  «loi-  Voi  mundseliafthiv«  hte 
üIhm-  die  Kinder  des  Vorst urboucn  aus  einer  früheit'ü  Elie  ffir  vor- 
lustig erkläil  wonlen  ist. 

Dil  si-  m  iiri»  rii\vüitii<^keithgrünUe  ln'i  uheii  nicht  auf  don  lie- 
ziohnnc:en  drs  Kiiifolgi^rs  zu  doüi  Yerstoilii-iii'ii.  somlorii  auf  d.'ii- 
jenigon  /m  dm  Kindein  des  viTsturltenfU  Galtmi.  Diosc  Bozii'lmiip'n 
oiitstohon  a\is  «Im*  väterlichen  Gewalt,  der  Vunnuiidscludt,  der 
Mitvuiiniiinlsrhaft;  sie  sind  voi'ülM.Tp'lieiidiT  Natui-  und  kuniion 
s<-h<tn  vor  (JlTnung  des  Naeldasses  oder  bei  Fieiwrrden  <l.->si  ll.4  n 
zu  existien>n  aufe:t'hüii  halHn  bezw.  aufhören;  Hbrigi  iis  i-t«'bt  .s 
aber  d^Mu  Vatt  i.  welcher  seiner  viltorlichon  Gewalt  veHustiti:  erklart 
worden  ist.  fi»  i,  nach  growisser  Zeit,  auf  Wied«  reiasetzuutr  «rorir-ht- 
licli  anzutragen.  S<j11  uiaii,  nnUn'  divst  w  TlmstAnden,  eine  bU  ilii'uilo 
Wirkung  die  des  Vorlustos  des  Erbnx,ht.s,  au  eine  eventuell  v«>r- 
überq-ehcnde  Ui-stRhe,  die  des  Verlustes  der  väterlicheu  Gewalt, 
anknüpft'ii  V 

Diese  Fnige  ist  von  der  Revisinnskoniniission  verneint  woitlon. 

Glücklicherweise  haljen  die  Urheber  des  Gesetzes  V(tni  20.  No- 
vember 1890  selbst  erklärt,  dieses  Gesetz  sei  nur  ein  provisorisohos; 
sie  wQnlen  ftich  neuerdings  mit  demstdlien  bei  Gelegenheit  der 
Revision  des  gesainten  bürgerlichen  Gesotsibuohes  zu  befossen  haben. 
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KtiiD  man  dem  beJgisdieii  Gesetzgeber  aiich  einereeito  mit 
fidit  den  Vorwurf  machen,  ohne  hinreichenden  Onind  in  den 
beiden  angegebenen  Punkten  das  fnuutOeiBche  Oeseti  vom  9.  Mftrx 
1891  modifiziert  zu  haben,  80  mosB  man  ihm  doch  andieraeits 
Buk  dafür  wissen,  dass  er  die  Qel^genhdt  oi-giiff,  um  au  be- 
stinnen,  dase  dem  flberlebenden  Ehegatten,  in  den  Grenzen  des 
KieasbiwidH,  die  Nutzung  an  der  Ehewohnong,  an  deren  inneren 
lanlattiiQg,  an  dem  vom  Hausbeeitzer  bearbeiteten  Lande»  und 
an  denea  totem  und  lebendein  Inventar  zu  Teil  werde. 

m. 

UnaUilogig  von  den  bisher  erwfihnten  Reformen^  die  dio  An- 
wendusg  der  anfangs  ausdnander  gesetzten  Prinzipien  darstellen, 
lut  ^  belgische  Kommission  &ne  andere  Reform  nach  einer 
«ndenn  Btchtong  hin  voigeeohlagen. 

ÜB  lisudelt  sidi  um  die  öffentliche  Eintragung  des  Überganges 
von  ImiDobilieii  von  Todeswegen. 

Du  belgische  Bypothekengeeetz  vom  16.  Dezember  1851 
tA^ilert,  dasB  Beditsgeschftfte  irater  Lebenden,  welche  Lnrnobiliar^ 
i^te  fibertngen  und  begrfindoi,  abgesehen  von  Privilegien  und 
Hypotbekea,  ihrm  ganzen  Inhalte  nadt  in  dem  zn  diesem  Zwedte 
u  i  «lern  HjfpothekenbewahrungS'Amte  der  belegenen  Sache  geHUirten 
^^V^  eingetnigmi  werden;  vor  der  Eintragung  wirkt  das  Rechts- 
E^"<^  nicht  gegenaber  gutgläubigen  Dritten. 

bezieht  sich  aber  nicht  auf  die  Erwerbungen  von 

I»  Belgien,  wie  in  Frankreidi,  erwirbt  der  Testaments-  wie 
^  ^^terfae  den  Mobiliar-  und  den  Immobiliamaohlsss  ohne 
«dches  SITentliche  Bekanntmadien  oder  Bekanntwerden, 
Diit  AqiiuJiiqq  desjenigen,  das  unmittdbar  aus  der  Thatsadie  des 
^^^f^  des  bisherigen  Besitzers  folgt,  mit  Ausnahme  femer  dniger 
*<^>ger  Ton  dem  Erben  in  gewissen  FBllen  zu  erfOllenden  Forma- 
>>^<<'n,  «ie  Erklärung  des  Erbschaftsantritts  mit  der  Bechtswohlthat 
'^'^  Inveotars  oder  der  gerichtlidien  Einsetzung  gewisser  gesetz- 

£H«n  und  VenuSchtnisnehmer. 

Dieie  unvollständige  YerOlfentlichung  hat  errate  Schwierigkeiten 
^I'dge:  Derjenige,  welcher  ein  zum  Nachlasse  gehöriges  Onindstnok 
ffVfiiieii,  oder  gegen  hypothekarische  Eintn^ung  Geld  leihen  will, 
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hat  nur  tmvoUkommene  Bfittol,  sidi  die  orfordeiüchen  AiifeclUlUf*« 
über  die  BeohimSssiglceit  dos  Besitzes  des  das  GrandAtHdc  inne- 
habenden Erben  zu  TerBcluifren. 

Hier  wietlemm  hat  die  deutsche  OosetsEgebting  irieten  andmn 
Staaten  cum  Yorbikl  gedient. 

Mitderdeiitsciheu  Oenetzgehnnf;  vor  Augen  hatdiemitdcrRoTiMon 
des  Hypothekenveftens  beauftragte  fransflsiflolie  Kommismon  einon 
Oeaotaentwnrf  verEamt,  welcJier  den  von  Todc«»wegen  erfolgten  Über- 
gang von  Gnindstficken  der  obligatorischen  läntiagnng  in  das  Gnmd- 
bnoh  nntcrwirft 

Dieser  Entwurf  ist  am  27.  Oktober  1896  dem  fronxQe^ieehen 
Senat  von  d«n  Siegelbewahrer  M.  Darlan  unterbreitet  worden. 

Die  belgisdie  KomnÜRSion  bat  eine  ähnliche  Boatimmnng  ent> 
werfen. 

üni  m  leichter  hat  aie  mdi  hierzu  verstandaif  als  sie  Kchon 
anf  den  Bericht  hin,  den  i(;h  ihr  im  Jahre  1894  gemacht,  die 
BcRtiinmungen  dos  fiürgcriichen  OesetsbucheA  in  Sachen  der  Etgon- 
tumafibertnignn^  niit<'r  TiCbonden  von  Qnud  ans  geftndiMi  hatte. 

Indem  es  mit  dem  alten  GrutinsiUxc :  ,,iion  iimlis  i^u-tis  domiuia 
i»M'inu  tninsft'nintnr*'  bricht,  hat  das  Bürgerlloho  Oosotzbucli  als 
Prinzip  »Ion  KipontumsülHM-gang  Hohon  lediglich  durch  Willens* 
einigimg  als  völlig  zu  Kocht  liestehenU  anerl\annt, 

S*j  bestimmt  Artikel  1583,  (la.ss  Imin  Vorkanfe  eines  Qnuid« 
8tiick(>s  ilaö  Eigentum  des  Känfei-s  dem  Yericftilfer  gegfMifllKT  zu 
Hecht  lM>Mteht  mit  dem  Augenblicke,  in  dem  man  fiher  äu-lio  und 
Pivis  einig  gewoi«'  i  •«  ♦  —  mag  auch  weder  die  Sache  übergeben, 
noch  der  Pn'is  gezalUt  worden  sein. 

Die^e  Bestimmung  verkennt  offenliar  den  wahren  Cliamkter  i\(*s 
Eigentunisn^  lites ;  dieann  Kochte  enti^pricht  nämlich  eine  allgemeine 
Pflicht  eines  jetl.'n  DritteJi :  das  Eigeutumsn^cht  bildet  das  geseta* 
liehe  Hindernis,  dass  niciit  der  Gegenstand  dieses  Hechtes  von  oder 
für  iigend  welchen  Dritten  das  Ohjekt  beliebiger  Itechtöliandiungen 
werde,  welche  im  Gegensit/  zu  dem  ausschliesslichen  Hechte  des 
Eigentümers  an  seiner  Sjv  he  stehen. 

Ist  r-s  nnt'f  flinspii  T'mstilnden  erforderlich,  dass  «lie  (ia.s  Eig««n- 
tum  begründen<Ien  Tliatsai-hen  Dritten  gegonfiher  zur  Kenntnis  ge- 
brsf'lit  wenleny 

Die  Ant«'ort  kann  nicht  zweifelhaft  sein. 
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SimialB  hat  man  die  Notwendigkeit  bezweifelt,  die  Qeeetase 
an  vertfliBilUichen,  da  sie  doch  die  Allgemdnheit  der  BOtger  ver*^ 
pliditeii  aoUen.  IMeser  selbe  Onnid  paest  aiich  auf  den  Erwerb 
Qiil  den  Übergang  des  Eigentums,  üm  ein  Recht,  das  jedem 
Diitten  gegenüber  hindwid  geltend  gemacht  worden  tcann,  zu  er* 
««to  und  zu  Übertragen,  bedarf  es  eines  Willens,  der  Öffentlich 
in  die  Enchetnung  tritt,  bedarf  es  einer  offenkundigen  Thatssche. 

Duniis  folgt,  daae  die  Willenseinigung  wohl  die  Quelle,  die 
jiiitttittlie  Orandkge  des  Eigentumsflbergangs  sein  kann,  dass  sie 
aber  nidit  im  Stande  ist,  diesen  Übergang  zu  verwiiUichen;  in 
der  Hut,  one  ^e  Gesamtheit  bindende  Verpflichtung  wird  schwer- 
lich ihr  Dasein  lediglich  ans  einer  eingehen  Willenaeinigtmg  her- 
leiten tonnen,  d.  h.  aua  einem  Vertrage,  der  sich  nur  auf  zwei 
ganz  bestimmte  Menschen  bezieht  und  der  den  Anderen  unbekannt 
geWeliea  ist. 

Die  Anhänger  des  Systems  des  Bfirgerliehen  Qesetsbnches 
otilien,  dass,  wenn  man  auch  zugeben  kOnne,  dass  die  öffentiich- 
lusdiuiig,  Hin  Dritten  gegmüber  zn  gelten,  erforderDch  sei,  dieselbe 
dodi  betreib  der  bnden  Kontrahenten  überflflasig  sei;  nichts  stehe 
<)ntt  iot  Wege,  dass  zwisdien  den  Parteien  schon  imd  lediglich 
dnick  den  Yertrag  das  Eigentum  Obergehe  „auf  den  KAufer  gegenüber 
'lern  Terklnfef''  wie  der  dtirte  Artikel  1683  sagt  Denn  die 
KoBtialienteii  kennen  die  einzelnen  Abmachungen ;  die  Dritten  allein 
bedürfen  der  Benachriditigttng  von  dem  Übergänge  des  Eigentums 
^  Beinen  eventuellen  Folgen. 

Untersdieidnng  zwischen  den  Kontrahenten  einerseits  und 
(i«o  Dritt»!  andrerseits  hat  in  Belgien  durch  das  erwähnte  Oesetz 
^  ''"i  16.  Dezember  1851  und  in  Frankreich  durch  dasjenige  vom 
^(  ir/  1855  Geltung  gewonnen. 

I^rotxdem  ist  sie  entschieden,  als  den  einfnchsten  Rechtsgrund- 
ziiHriderUuifend,  zu  verwerfen. 
BSgentiim  ist,  seiner  Natur  nach,  ein  imumschriLnkteR, 
"""^UienUchea  Recht,  eine  Sache  zu  gebrauchen  und  Aber  dieselbe 
m  ^etfQgQn.  Eigentum  ist  dort  nicht  mehr,  wo  es  nicht  erfolgreich 
Dritten  gegenüber  geltend  gemacht  werden  kann. 
^  Begriff  eines  „relativen  ^gentumsrechtce'*,  das  unmittelbai' 
ouenieoi  VertragsschluBSe  entspringend,  nur  zwischen  zwei  Individuen 
*»teD  «qU,  ist  reiner  Unsinn. 

15 
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Die  belgische  KominwAion  hat  diese  unsinnige  Bestiminiuig  im 
Rerisionsentwurf  beiseite  gelassen  und  bestimmt,  dass  der  Eigentnms- 
fibergnng  nur  durch  die  Verwirklichung  des  Vertrages  und  «war 
bei  MobUien  durch  die  wirkliche  Bcsitiergrcifung»  bei  Immobilien 
durch  die  Kntixigung  in  das  Grundbuch  vor  sich  geht 

Diese  öffientlichmachung  durch  Orundbucheintragimg  ist  auf 
Erwerbungen  von  Todeswegen  ausgedehnt  worden.  Allerdings  folgt 
immer  ein  gewisses  öffeutlichwerdcn  aus  der  Thatsache  des  Todes 
des  bisherigen  Eigentfimers  selbst;  es  verstOest  daher  nicht  gegen 
Rechtsgrundsätze,  wenn  man  hier  einen  unmittelbaren  Eigcn- 
tumsfibeigang  annimmt;  es  empfiehlt  sich  aber  immerhin,  wenn  os 
sich  um  den  Übergang  von  Immobilien  von  Todeswegen  handelt, 
dieses  öffientlichwerden  wirksamer  zu  madien;  dieser  Zweck  kann 
leicht  erreicht  werden,  wenn  man  dem  Erben  die  Hfiglichkeit  gibt, 
wie  es  in  Deutschland  geschieht,  seinen  Ansprach  auf  den  Nach* 
iass  vom  Oeriohte  bestätigt  zu  erhalten.  Die  Eintragung  des  neuen 
Erben  geschieht  auf  Onmd  eines  Erbscheincs  und  ist  notwendig, 
wenn  der  Erbe  gQltig  tiber  die  NachlassgnmdstQdce  verfQgen  will. 

Dieses  ist  das  von  der  belgischen  Kommission  angenommene 
System. 


Beitrage  zur  Geschichte  der  diplomatischen 

Ycrliaiiilluiigcn  zwisi^licii  Itusslnnd  und  England 
im  XVIIL  Jalirhuudert 

Von 

Professor  Va«>ilij  Nikiforovi*  Alexaodrenko  (Wai-sehau). 

Kapitol  T. 

£poche  Peters  des  Grossen  und  deren  Bedeutung 

für  die  Entwickelung 
der  diplomatischen  Repräsentation. 

Die  <liplomati8(-heii  Verlianclluiigoii  zwischen  Hnssland  und 
Kngliin  l  legannen  in  der  Mitte  des  XVI.  Jahrhunderts,  als  Osip 
Gi-igorjewitsch  N>'|»eja  in  der  Eigenschaft  des  erBten  Gesandten  nach 
I/nmIod  gesc-hickt  wurde  (im  Jahre  155G),  und  dauerten  fiist  un- 
nnterbnichen  bin  zum  Jahre  1097.')  Diese  Verhandlungen  wurden 
mit  Hilfe  au**erordentli(  lier  OesandtsehuftiMi  gi'fuhrt,  w^K  h»'  in  irgend 
•  •ineni  l^estiinmten  Auftitige  ausgescliit  kf  wniden,  naeh  dessen  Aus- 
frdirutig  sie  in  ihre  Heimat  zurückkehrten.  Am  ]  7.  Febnmr  des 
Jahres  1705  kam  nach  Moskau  der  auBserordeutliche  Gesandte  Charles 

Der  erste  Entwurf  Utreffeiitl  dit-su  (iesandUschttitüu  wurde  vom 
iJeamttiu  des  ilciükaucr  Archivs  das  Küll«giunis  des  Auswärtigeu  Stritter  ver- 
faast  uater  dem  Titel:  „Veibandlmigen  zwisehen  Russlaod  und  England  von 
den  ilteoten  Zeiten  Hb  auf  die  Unrahen  unter  den  fidachen  Demetriem 
1553— 1W7'',  aus  Aruhiv-Schriften  gesammelt  von  Johann  Gottliilf  Stritter. 
Kr>ter  B.in.i  (S.  M^—fibü),  Muskau  1784.   Di-  s.  Hanilschrift  wuiiie  auf  Ver- 
anla/^uDg  des  wu-klicheu  Staatsrats  Miller  im  Apnl  lies  Jaln-es  1782  vorfasst 
uüä  gehört  gegenwärtig  d«m  Herrn  W.  .1,  Siemiewski  aa,  dank  de.s.seu  (Jute 
wir  si»  benatzen  konnten.  Einen  künereo  Entwurf  giebt  N.  N.  BautiAcb 
JTaaiieoftkij  (Übenickt  der  auawirtigen  Verhandlungen  Busalands  bis  1800), 
I.  T«4t  S,  Ol— 155f  Moskau  1894. 
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Whitworth^)  und  Aberreichte  Peter  dem  Orosseu  in  der  Audienz 
sein  VoUmachtaschreibcn  (▼oni  20.  September  1704).^t  Whitworth 
(Iberbiw^hte  dem  Zaren  nicht  nur  den  Wunsch  der  Königin  Anna, 
die  fdte  Freundschaft  und  Korrespondenz  mit  Rnaisland  ssu  unter* 
stfitzenf  sondern  auch  Königin  Annas  Bereitschaft,  sur  Versöhnung 
RuBSlanda  mit  Schweden  beizutragen,  ^um  gegenseitigen  Dank 
für  die  Sendung  eines  ausserordentlichen  Gesandten  an  Seine  Zarische 
Majestät^'  bestimmte  Peter  Ende  November  1706,  Andreas  Arte- 
monowitsoh  Matvriejew*)  als  Oesandten  nach  London  zu  schicken. 

')  St'ine  ilepüscbeu  wurden  (lückenhaft)  in  der  Sanuulung  der  KaisoH. 
Ruaa.  Hist  Oeseltechaft,  Band  L,  gedrackt 

*)  Bei  Bantiflofa  Kamienskij  wurde  fehlerhaft  das  Jahr  1703  (S.  125) 
genannt;  vergleiche  die  engUsdkfla  Alleihöchsten  Sdireibon  im  Moskauer 
Arohiv  des  Mini.-t.  iiums  des  Auswärtigen  Xo.  0. 

■')  A.  A.  Matwiejf'w,  Solln  *h'H  Bojaren  Artenjon  Sersfiejewitscli,  wurde 
den  lö,  August  101)1)  geboren,  als  achtjähriger  Kual«;  zum  Kainuier-Trudisfss 
und  un  Jahre  1692  für  „diu  Verdienste  des  Vaters"  zum  Okolnit8<hij 
(Beamter  zweiter  Khsse)  ernannt.  Im  Auslände  galt  er,  dank  seinem  Ycr« 
Stande,  für  einrn  ilcr  gebildetsten  Russen  jener  Zeit.  Nach  Holland  wurde 
er  durch  den  Ukas  vom  'J.  Ajiril  1(399  geschickt.  Im  August  170ö  um  h 
l'aris  ge.sandt,  kehrte  er  am  29.  Oktober  nach  dem  Haag  zuriick  und  i  iliicli 
am  27.  Dezember  deu  Befehl,  äich  uaoh  Eugland  zu  bsgebeo.  Xm  England 
<aru<^gokehrt,  blieb  er  auf  sdnem  frahereD  Porten  in  Holland  bis  zum 
Jahre  1712.  Im  Ukas  vom  13.  November  deeeelben  Jahres  wurde  er  zum 
Geht  iiiiiat  ernannt  und  beim  österreiohisehen  Hofe  angestellt,  wo  er  M 
scituin  Weggang  nach  Petersburg  i<\vn  20.  April  1715)  lUn  Titel  eines 
rötniiichen  Heiclis^rrafen  erhielt.  Im  .hilire  1719  zum  .Senator  und  F'hlsi- 
deutüu  deä  JuHtnc-Koiiegium»  ernamit,  un  .Jahre  1727  de»  Dienstes  entla.ssen, 
starb  er  am  16.  September  1728.  £r  aetchuete  sich  als  Diplomat  dureh  grosKo 
Bt^bung  aus;  es  w&re  daher  wiiosdienswert  die  Ausgabe  seiner  BotscÄtafts- 
Aufsiitze  (Stateinje  spiski)  (Handschriften  in  der  St.  Petereburger  Kaiserl. 
Uffentl.  Hibliothek),  seiner  Herichte  titui  r>rii'f(".  Als  M.'iix  li  war  Andreas 
.Xrtemonowitst^h  seiner  Uechtscbaffenheit  wegen  bekannt  und  iHt  ihiliri  kein 
Wunder,  dass  er  bis  auf»  Kude  seiuca  Lebens  das  volle  Zuti-aueu  l'eters 
des  Oroesen  genoss.  Näheres  über  ihn  bei  Bantisoh  Kamienskij  f^Wörter» 
buch  bemerkenswerter  Männer^,  Hoekau  1836,  Teil  III,  287^290;  Tumanskij 
„Samml.  der  Memoiren  über  Peter  den  Grossen",  Moskau  1787,  I,  III — 221); 
„Zeitgenosse"  185')  No.  <;  f(l<  i  Artikel  von  Piekai-skij);  Ta>,'<'ini.  Ii  dt^s  Mini- 
steriums der  Volk.saufklärung.  \L1  (1844),  117—120  (über  i^tura.  seinen 
Debling);  Hytschkow  „Briefe  und  Papiere  Peters  des  (J  rossen'',  St  Petei-s- 
buig  ISbO,  11,  260—270;  III,  343,  764,  829,  8f)7,  808;  Solowjow,  Orachlofate 
TOn  Busshndf  B.  XV— XVII  passim;  Sammlung  der  Kaiseri.  Boss.  Hilten 
Oesellschaft,  XXXIV,  37-41 ;  L,  456—457. 
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Di»'  liistruktif»n  (vom  23.  N'dvonil«!  1700),  das  Hi;gluul.i;4Uiifrs- 
M-hroilMMi  und  der  Ukas')  wuiduii  Matwiejow  Anfang  Miliz  1707 
iup>s(]iifkt.  »ind  aiu  7.  Mui  desselben  Jahi-eö  traf  er  in  En^^land 
ein.  Er  war  der  erste  ruRsisdu«  bleibende  Gesandte  in  EiiKi^i'»'!- 
Im  Kampfe  go^•en  Schwellen  siiolito  der  Zar  entweder  Hilfe  nnd 
Bündnis  U-i  anderen  M.leliton  (Ostorreich,  Holland,  Englaiuij,  im1(.:i 
wollte  sie  wenigstens  davon  aldialten,  seinen  Feinden  Hilfe  zu 
leisten.  Es  wurde  dabei  3Iatwiejew  in  den  Verbal  tu  ngsmassregeln 
vep>nhiet:  a|  y.uui  gemeinsamen  Wohl  der  beiden  Stallten  und  deren 
Unterthanen  den  Seiiluss  eines  Bündnisses  mit  dem  Zai-en  vorzu- 
schlagen, b)  an  die  YcTmittelimg  im  Kampfe  mit  den  Schweden 
zu  erinnern,  da  in  di<*er  Hinsieht  von  Wliitworth  nichts  Bestimmtes 
^•sagt  worden  wai .  ')  Seinerseits  driickt«'  der  Zar  seine  Bereit- 
willigkeit au.s,  sich  der  „Grande  AUianee**  '')  anzusehlicHson  und  den 
Bundesgenossen  dorthin  eim*  Armee  zu  schicken,  wo  sich  dies  als 
notwendig  erweisen  wilrde.  Der  Zar  war  zu  Konzessionen  geneigt, 
wollte  jedoch  «las  mit  WafiTen  zurückgewonnene  Erbgut,  d.  Ii.  jenen 
Teil  des  Meeres,  nach  wachem  er  so  getrachtet  hatte,  behalten. 
Matwiejew  sollte  auch  auf  die  Handelsvorteile  hinweisen  ^  welche 
den  Engländern,  falls  sie  ihre  Waren  den  Häfen  dos  Baltischen 
Meeres  zuführten,  m  teil  werden  soUten.  Ein  Handelsvertrag  hfttte 
ihren  tntereRßen  feste  Garantie  bieten  können. 

MaiwiejeiA  fand  aiitangs  von  seilen  der  Engläntler  gute  A\if- 
nahme:  je<l<K"h  dauerte  es  nicht  larige.  bis  sich  bei  Ausführung 
lies  ihm  auferlegti-n  Auftrags  Schwierigkeiten  zeigteti.  In  England 
regierte  die  sich  dun:h  die  Schwäche  ihre>  i  liarakters  au.szeichnende 
K'~iiiigin  Anna:  über  niclits  liatle  sie  ihr  eigenes  Urleil.  in  nichts 
liet^s    sie    ihren    eigenen    Willen   hervortreten,    sondern  befolgte 

'»  Kai>eihcl!er  Befehl. 

-)  Dio  Augelqgenhcitcii  voc»  KnglanU  170«  iNu.  .If  im  Moskauer  Arehiv 
dva  Jljuisteriluiui  des  Auswärtigen.   Instnüttioneu      1 — 7:  „Der  engUscbe 
(hjiuMdte  wohnt  hier,  ond  seine  EDtaenduoK  gilt  am  dem  Bandol  und  hat 
MMist  mit  Dichts  zu  Ünui.''    Der  grosHO  Eaiuler  Tii.  (iulowia  an  A.  A. 
Malwiejew.  Briefe  uud  Papiere  Peters  des  (Irossen,  III.  S67. 

•)  So  hiess  das  zwischen  England.  Ilulland  und  «»storroit.h  p'gen  Fnnk- 
reich   und  Sfyanien  ntn  7,  Scptoinhor  1701  im  Ibiag  tffsfhlos.seiie  Bündnis. 
C.  von  Noortlen,  Euro|»äi.M.lie  iieschithte  den  XVll].  JaiirhuDderls,  1.  Abteil., 
der  fepiiuische  fcbfolgekrieg,  I.  Band,  Düsseldorf  1870,  S.  144  u.  f. 
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stets  die  Anweuaingen  der  Anderen.  Im  Änfuig  ihrer  Regierimg 
berief  sie,  zum  Teil  ihi«n  iiereönlicfaen  Ansichten  xufolge,  die  Tones 
mir  Verwaltung,  welche  die  unter  Wilhetm  III.  hertschendeii 
Whigs  xurQckdrftngten.  Wahrend  Marlboroiigh  im  Kri^  gegen 
Frankieicb  Siege  davontragf  Idtete  Godolpbine,  talentToUster 
Finander,  Kanzler  des  Beichsschataes,  das  Birlament  Das  Kabinet 
trug  einen  Koalisations-Oharakter,  da  die  Tones,  weldie  in  DOrfeni, 
auf  ihren  Gütern  lebten,  den  Krieg  ffir  lilstig  hielten,  wAhrend  die 
Whigs,  Vertreter  des  KapitalismuB  ^)  grosser  Stidte,  mit  dem  Kriege 
einverstand^  waren,  von  ihm  Bereicherung,  Stägerang  des  Handels» 
verliehrs  nüt  den  KcdcHiien  und  d^n  Blflte  erwarteten.  Daher 
Staaten  sich  die  durch  die  Tones  mflchtig  gewordenen  Marlborough 
und  Goflolpliine  auf  die  Whigs  und  maditen  äch  den  Grafen 
Kochester,  Bobert  Harley  und  dem  Herzog  Buckingfaam  zu  Feinden. 
Die  gegenBeitige  Nebenbuhlerschaft  dieser  Personen  wurde  noch 
verwickelter  infolge  der  Rftnke  der  Hofdamen,  welche  auf  die 
Königin  Einfluss  hatten  (Sarah  Mailborough  tmd  dann  Abigall  Hill, 
die  spätere  lady  Masham).  In  dieser  Icomplisderten  Atmosphftre 
verschiedenartiger  EinflOsae  war  es  selbst  uineni  Ixgubtcn  Diplo* 
maten  schwer,  ins  Klare  -in  kommen.  Bei  all'  seiner  Erfahrung 
kannte  Matwiejew  «las  Land  wenig,  wohin  er  gesandt  wurde.  Er 
fuhr  öfters  nadi  Windsor,  konferierte  mit  *h--\i  Ministem  (Uarley), 
stellte  ihnen  seine  Memoiren  vor  -),  s»l>er  die  Ministor  antworteten, 
dass  sie  bis  zur  Kückkelir  des  Herzogs  Marlborotigh  nichts  tltiin 
konnten.    Der  Herzog  Jcam  am  9.  Novembw  nach  Ijondon,  jedoch 


')  Es  gelang  dem  Nachfolger  Matwiejews,  dem  Füislen  B.  J.  Kurakin 
Obiges  ZQ  merken:  „Weungleicb  die  Partei  der  Turi(>s.  WfhJie  der  Partei 

der  Whigs  <'Mt«r"L''^Mitr'*'-ptzt  i^t,  ürti.?  aucli  dit'  '  •1,.  rli;in  l  L'^^woiiuon 

hat,  ^0  kann  fiodi  dn'  Tailei  diT  Wiiign  im  ParlainriiT  \vi>'il.T  ^tiirker 
wcr'ieu  liurch  bedtjutiinieu  Ueldvurschujjs  un«i  kann  die  Hank  in  Bezug 

auf  die  Zinsen  steigern ,  was  in  keinem  Falle  die  Partei  der  Tones  au  «»r- 
mfigUcben  ünatande  ist,  da  e»  ihr  an  reichen  Lenten  mangelt"  London^ 

den  10.  November  1710.  Ardüv  des  Fiii-st(!n  Kurakin  11,  343.  Weiter. 
(!»>ti  Hi'stand  des  Kubin-  N'  tfMUMPn'l  iim  Ptii  ff  ;ui  'l'H  Fiirs1«<n  (r.  ,1.  Oolowkiu. 
den  lU.  Deceniber  desselben  .lai.i  s  tVi-"  Kunikui  liiuzu:  „Lady  Ma.shani. 
welche  jetzt  die  Würde  der  ller/.ogui  .Marlborough  erhalten  liat,  steht  io 
grossem  Ansehen  bei  der  Königin/* 

*)  Die  Buasiadien  Gesandten  in  London  im  XVHI.  Jahihnndert  ven 
Prof.  Alexandrenko,  Warschau  1897,  an.  B.  Materialien  S.  4^11. 
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fiuideD  bei  ihm  die  Erolieningspllliio  KuhsIuikIs  i)  k<'inen  Anklang 
iiml  or  Will"  entschie<len  dagegen,  Vetor  den  (iiosson  in  soiiie  Allianz, 
d.  h.  den  Bund  der  vereinigton  Milchte,  aufouiiebnicn.  -)  .Ie<loch 
emchtcte  es  der  Herzog,  als  i  rfahteaer  StaatBmann,  nicht  für  ratsam, 
fkn  Z»ren  gegen  England  aufzubnngen  und  besriitfuikte  sich  in 
srinen  TJutcrluindlungen  mit  Matwiejew  auf  Ausflüchte  und  sii 
nicht«  verpfichtende  V^|weclllingen.  Ks  ^^elang  dennoch  Mutwiojew 
vf,ti  den  Eiuflflsterimgen  seitens  der  Höfe  von  Preussen  und  Hannover 
XII  erfaliren.  welche  die  Furcht  vor  der  gcfälirlichen  Verstürk ung 
Kiissland.s  verbreiteten.  'Iiis  sich,  nach  der  Zei-struiing  Schwedens» 
in  Europa  weiter  ausdehnen  würde.  In  Angesicht  dessen  war 
Etiglajul  genoifrt,  nicht  nur  Schweden  zu  unterstützen,  sondern  nr- 
kaiwite  sogar,  Peter  zum  Trotz,  Stanislaus  Ijcschtischinski  als  König 
vm  Polen  an.  Da  hörte  Matwiejew  auf,  am  Hofe  zu  eischeiiien; 
Mitle  Juli  (1708)  erhielt  er  den  Ukas  über  seine  KQckkehr  auf  den 
friiliert-n  Posten  in  Holland  und  verliess  England  äuss<:'i-st  erbittert. 
fKiit  dij)lomatisc-hen  Misslingen  reihte  sich  noch  eine  i»ersönliche 
Bt'leidigiuig  an,  als  er,  der  Nichtentrichtung  einer  geringen  Schuld 
wf-iren,  geniisshandelt  und  ins  (Jefilngnis  eingesperrt  wurde,  von  wo 
iiuii  ihn  übrigens  nach  einigen  Stunden  freiliess.  3)  Auf  diese  Weise 
wiinle  (Iiis  Hauptziel  der  Mission,  „den  Schweden  zum  Frieden  zu 
z*iii!^en"  nicht  erreidit,  und  es  stand  die  Aussicht  bevor,  den  Krieg, 
il'f  8  }i\vr'r  genug  war,  lediglich  mit  russiRchi  n  Krfifteti  zu  führen. 
NVb  dem  Beispiel  Schwedens  gehet  die  Tüikei^)  iu  Aufruhr,  die  alte 


')  X'x;h  am  0..'20.  1707  schrieb  Marlboroiigh  au.s  dfin  Haag  an  (Judul- 
it  is  certaiii  you  will  not  be  ablo  to  gratify  hini  in  auy  |>ait  of  bis 
"'^''^^os.  Auf  diese  W«ise  wurde  das  Looa  des  Auftrags  Hatwiejews 
^'-"'^  ^^r  desssn  Ankunft  nach  London  entschieden.  Göxe,  Hern,  of  the 
of  Marlbozoogh     U.  p.  44. 

Tonchant  les  Uosoovites  tächer  d  olnder.  Faffairo  sans  chagriiier 
niais  iju"  il  ne  convient  de  radmettn- ilatis  la  grande  alHan  .'.  lirit. 
^  MSs.  1707,  No.  28  0{»3  f.  271.    A.  History  of  the  reigu  of  ^»ueen 
^  h  John  Hill  Buiton  v.  III  i>.  III»,  I/mdon  1880. 

**  Näheres  darüber  siehe  in  Mat.  S.  7 — 14. 

*1  Die  lieziehuugen  der  Ottomanischuu  Pforte  zu  Pulen,  Frankreich 
^  ^  Karl  Xn.  (nach  der  Schlacht  bei  Poltawa  uud  wahrend  des  Prath- 
Feldzages  wurden  vom  englischen  Gesandten  in  Konstsatlnopel  — 

"''^^ri  _  h».obarht»'t)  siehe  seine  interpssanteo  Depesdhen  im  Londoner 
^^ts-Aruhiv  Puhl.  Ä  Off.  For.  Turkey  No.  23. 
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ßiuidosgonossin  Frank loichs,  ^)  jenes  natürlichen  Feindes  des  Kaisei-s 
von  Ast.  m-icU,  zu  dem  Peter  der  Qit)88e  in  nähere  Veibindung  treten 
und  mit  dem  er  oinen  Bund  selüiessen  wollte.  Oleich  dem  MiQisteniiin 
waren  auch  die  Handelsklassen  Englands  äusserst  ven*lrrt  in- 
folge des  unangenehmen  Vorfalls  mit  dem  Gesandten  l^nsslands.  Man 
befürchtete,  dass  unter  dem  Zorne  des  Zaren  die  den  HandelsverkoUr 
mit  Rnsslaiid  l>etreibenden  Engländer  zu  leiden  hal)en  würden.  Ausser- 
dem, laut  Whitworth's  Berielit  aus  Petersburg  an  Hoyle,  —  „könnte 
der  Handel  Grossbritanniens  mit  Russland  in  Zukunft  so  viel  Vorteile 
darbieten,  besondere  was  den  Absatz  englischer  Wollenstoffe  (of  the 
woolen  manufaetui«)  anbetrifft,  dass  es  England  nur  nützen  wOnle, 
zu  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  in  gute  Beziehungen  zu  treten  und 
dem  Zaren  auf  jede  Weise  Ehrfiuvht  und  freundschaftliche  (ie- 
sinnung  auszudrücken,"  Nachdem  die  „kränkende  Angelegenheit'' 
der  Beleidigung  Matwiejews  erledigt  wordon  war,  vrurde  der  Fürst 
jBons  Iwanowittloh  Kurakiu  ^)  nach  London  gesandt. 


')  Schweden,  Poleu  und  Türkei,  lins  ist  jene  östliche  S.  hut/maner, 
welche  Richelieu  im  Kampfe  t^e^'un  Ostern'ich  pHschaffeii  hafte  iCi-tte 
l>:irriere  do  l'Eöt  —  sagt  iiinnttuau  Kttu.  du  Instr.  Ku«sie  1,  Xi  —  gr!u;e  u 
laqutüle  00118  prenions  TAutriche  entre  deuz  leux,  tandies  qne  oous  etions 
eerras  nous  memes  «ittre  TAntnohe  et  rBspagne). 

■)  Sammlung  der  Kaiserl.  Elist.  Gesellsoh.  Baud  L,  S.  IIÖ. 

")  Uer  Fürst  B.  J.  Kurakin  wurde  am  20.  .Tuli  1070  geboren,  rmhm 
au  der  Belagerung  und  Einnahnie  Aäows  teU;  im  Jalue  1ÜU7  wurde  er 
uauh  Veuedig  geschickt  ,,zum  Erl  erneu  der  europäischen  Sprachen,  der 
Mathematik,  SchifCCiüirt,  wie  auch  um  die  fremden  Sitten  und  Oebittnohe 
an  beolMuhtan.**  Ln  Jahre  1707  führte  er  nnterhandlmigen  mit  dem  Papst 
wegen  <Ior  Nichtanerkennung  Stanialana  Leaohtschinski's  als  Königs  reu 
Polen.  Seit  fletn  '2'i.  oVtvAwr  170!'  war  er  als  bevollmächtigter  Minister  bei 
vrv<-hic<ienen  em (ijiiiisrlun  Ibifi-n  augestellt  (in  London,  Hannover,  in 
Haag  und  endiicli  iu  rmi»)  uud  nahm  ausserdem  au  den  Kougressen  von 
UtiBoht  und  Brauiiaohwelg  Anteil.  Kunldn  genosa  votzii^idie  Bildung^ 
setduete  wAl  durch  politieaheo  Yentand,  Takt,  sdiaxfe  Beobaditungs- 
gabe  aus,  war  gut  and  gemütvoll.  Während  des  Azow'aohen  Feldzages  hatte 
IT  sieh  an  einer  sehwpron.  unheilbaren  Krankheit  angasteckt.  an  welcher 
er  den  Kest  seines  Lebens  hindurch  litt,  woi»ei  er  von  Zeit  zu  Zeit  ui 
Schwermut  verfiel.  Er  starb  in  Paris  den  17.  Oktober  1727.  Er  war  ver- 
heiratet: 1.  Mit  A.  Th.  Lopuofaiaa,  der  Schweeter  Eudoxia  Theodorowna 
Lopnobina,  der  eisten  Gemahlin  Peteia  des  Qroseen,  2,  mit  Ptinzeesin 
Marie  Th.  Trus-sowa  (seit  November  1690).  Üeber  ihn  siehe  ArobiT  des 
Fürsten  Kurakin,  unter  der  Redaktion  von  M.  J.  Siemiewsky  und  Smoljaninoiv 


uiLjiiizuü  Dy  Google 


In  alten  Ehirapa  stoliten  die  Oesandten  in  ihrnr  Pemon  die 
Kk^te  «Bten  Bingen  dar,  jedoch  wuen  die  Ehrenredite  für 
Rwlnnd  noch  nicht  anerkannt  und  die  Lage  seiner  diploraatiHohen 
Bevollmächtigten  war  unbeetimmt  und  nicht  gesichert.  Man  akkre- 
ifiiierte  den  Füisten  Kniakin  nach  dem  miaalungenm  Auftng 
des  Gesandten  Matwiejev,  ohne  ihm  jedoch  irgend  welchen  be- 
stimmten Charakter  eines  Gesandten  au  verleihen,  Wichtig  ist^ 
diM  Fürst  Knrakin  die  Bedeutung  eines  Ranges  anerkennt  *)  und 
Mgur  begreift,  dass  der  Bang  die  Wflrde  nnd  Lage  eines  diploma« 
tischen  Agenten  erhOht  In  London  wird  er  kalt,  aurflckhaltend 
•uigHioDinien.  *)  In  der  ersten  Konferenz/)  welcher  der  Stsata- 
sekretftr,  der  Heraog  Queenebniy  bdwohnte,  erkl&rte  Ffirst  Kurakin, 
lass  sieh  Peter  mit  der  ihm  gegebenen  Gemigthuung  in  Matwiejews 
ABgelegenheit  befriedigt  fahle  und  dass  der  Zar  meine,  Engknd 
wenle  sich  wahrend  des  Eiiegee  zwischen  Russland  und  Schweden 
I»rtei1u8  verhalten.  Fürst  Kurakin  lenkte  die  Aufmerksamkeit  der 
"^ngiist  hon  B^{ierung  auf  die  neuen  territorialen  Erwerbungen 
Kusslands  an  der  Kflste  des  baltisi^n  Heeres^)  und  äusserte  den 
^uji^ch,  dio  Englftnder  mfichien  mit  den  eroberten  StBdten  den 
früheren  Handelsverkehr,  dessen  Freiheit  ihnen  ganntiert  werden 
^"i^i^^,  fortsetzen.  Er  berObrte  die  Frage  wc^n  der  Schliessung 
•  mos  Handelsvertrags,  aber  die  englische  Regierung  zog  es  vor, 
''^  ^Unterhandlungen  in  Petersburg  durch  Whitworth  zu  führen. 
Im  illgoriieinen  war  der  Kreis  seiner  Pflichten  eehr  gross:  es  kam  ihm 
3^"«.  nicht  nur  politische  Unterhandlungen  zu  fOhren,  sondern  auch 
Aufträge  in  verschiedenen  Zweigen  der  Verwaltung 


^'■^^'egeben  (bishor  7  Hände)  erschienen  St  Petsnbarg,  Saratow  18!»0 

^1^8  wi'l  liio  A(if:fIt_'f>'L'nlirit''ii   Leider  Erwähnten  im  ^roskaiicr  Archiv 
^iniaUriiiiiis  dt  s  Auswäiligen.    Meine  Mater.  II.  i'l,  udU  MuL  für  die 
^«clUchte  (Iti  ru&Msschen  Flotto,  Teil  IV,  0—225,  imaim. 
*)  Mater.  1!>. 

Kr  erwitliut  iiiich  aiideron  ihm  gegebenen  VollmachiK-hreibeuj», 
'^^^  ihn  gleidUHun  unteren  fiHentliehen  Mmlster  nannte,  wenn  er  aber 
-p">I'uaditigt"  genannt  wire  (fugt  Knnkm  hmzu),  so  würde  er  frailtuh 
-^^r  au^ommen"  worden  sein.  Arohiv  IV,  229, 

Ffint  Kurakio  an  den  Grafen  0.  J.  Oolowkin  d.  10.  November  1710. 

*)  im  la  November  1710. 

^  fi^Pi  Beval,  Pemau. 
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zu  erfüllon.  Er  ist  tier  erste  uiitei-  (Ion  mKisi  li<-ii  <Ii[)l(iniiiti.schen 
liovolliiiäc^'htifjft»'!! ,  iler  seine  Aufim  i ksainkeit  auf  die  Ei{;eiitüiiilicli- 
keitoii  der  VerfiU>8Uii<r  Eiifrlamls.  auf  die  Oi-ganissition  drr  Part«MCii ') 
und  deren  Kinfluss  auf  die  auswärtige  Politik  dog  Landes  ^)  richtete. 
In  dieser  Hinsicht  üherflÜKelte  er  vitale  seiner  Nachfolu^r.  Bei 
«üiicn  Ix'hzciten  hcfrann  in  iüissland  die  Aufnulinie  »ler  IVinzipien 
di's  englischen'')  Seerochtes,  worflher  er  Außzüpo  uini  vei-sehiitlene 
Werke,  dem  mächtigen  Willen  de»  K<>fornia(<  rs  Hu.s.shu)Us  gemäss, 
nach  Petersburg,'  üliei'&indtc.  Den  12.  Juni  (1711)  erf^ng  an  den 
Fürsten  Kumkin  ein  Kaiserlicher  Befehl,  sicii  zur  Armee  und  zum 
Kaiser^)  tu  begeben  und  auf  seine  Steile  wurde  der  frttliere 
auseeroidentliclic  (iesandte  am  preuäsiBchen  Uofe,  der  Hofmt  van  der 
!,ith.  befolilen.  Seine  Thätigkeit  war  farhicNSf  er  wahrte  wenig  die 
Interessen  Russlands,  hörte  sogar  ruhig  zu.  wenn  man  es  sdimahte. 
fn'/wischen  nahte  der  siKinisohe  Erbfulgekri«'tr  seinem  Ende,  und  es 
enUstaad  eine  neue  <iefahr,  djiss  sieh  m'lmlich  die  früher  dui-ch  den 
Kiieg  beschäftigten  Mächte  in  den  Streit  zwis(;hen  Kussland  und 
Schwellen  mischen  ni"cliten.  Am  31.  März  1713  wurde  der  bekannte 
Kriedenstraktat  zu  l'trecht  untei-schriehen  und  den  8.  (19.)  Mai  dem 
Parlament  vorgelegt.^)  Dieser  Tmktat  sanktionierte,  wie  l>okannt, 
das  Prinzip  des  politischen  Gleichgewichte  (justiiiii  potentijie  ac<jui- 
iibrium),  als  des  „besten  imd  iestesten  üruudeä  der  Freuudsdtaft 


»)  Meine  Mat.  1<J— 21. 

■•')  Fürst  B.  .).  Kurakin  im  A'-n  nrafoii  r.ultiwkin,  dcu  10.  November 
1710:  .,lch  Werde  verscbitHlfne  Vor^n  llt>ma^>^l•-uhl  auch  während  d«*r  V>t- 
üuuiuduug  des  Parlaiueuts  treffen,  welche  den  25.  Novomber  beginnt,  und 
es  wird  sich  erweisen,  welche  Partei  überhand  uimoit;  sind  es  die  Tories, 
so  können  wir  um  nnswe  Interessen  ruhig  sein;  die  Whigs  aber  h^geo 
foindliche  Gesinnungen  gegen  uns." 

')  St.  IVtersb.  Staats- Anhiv,  Abt.  Peters  des  Grossen.  VA.  38  (ßO) 
No.  45.  4(i  ( Besch reiltung  des  Englischen  i'ourt  i'f  .\dmiralty  und  l'rize  I»iw). 

'»  The  Duke  of  (,>uet»!islii  rn  tn  The  Kiglit  H*<n.  m.  Whitwnrth.  ^^'hite- 
hall.  12.  .Tiine  1711:  1  thought  fit  to  send  you  the  enelosed  cu|ty  uf  Prime 
Kuiakin  s  letter  of  ruvocation,  whieh  he  i^ave  nie  this  uveuiug.  I  am  vory 
sorry  to  part  with  hiin  ti>  Auddently,  espeelally  since  he  hss  bebaved  himself 
to  well  here,  tbat  we  can  hardiy  expeot  to  change  for  the  better  (daninter 
verstehe  man  van  der  Ltth). 

')  EinKolheiten  bei  0.  Weber,  Der  Friede  von  Utrecht,  Gotha  1891, 
S.  391. 
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BDd  anludtender  Eintracht  der  Näclite^^)  Wie  grow  die  SIftngel 
iGews  Sy&tems  in  der  Theorie  und  dessen  SchattcriHctIeu  in  der 
Praxis  aueh  sein  mOgen,  —  so  ist  es  dodi  wichtig,  da»»  dietiee 
Prinsip  im  XYIIL  Jahrhundert  von  den  diplomatischen  BevoU- 
nichtigteu  Rueslands  nnd  von  dessen  Kegierung  angenommen 
wmde.  In  den  intemationiilen  YerhAltnissen  mfisMen  ein  gewisse» 
Sifstem  uad  hcetimmte  leitende  QrQnde  vorhanden  sein.^  Im 
Eäasdnen  hatte  der  spaniadie  Erbfolgekrieg  widitige  Bedeutung 
mak  fQr  Engiand.  Er  beförderte  die  Entwickehmg  und  Befestigung 
«einer  Kriegsmacht  auf  dem  Meeie.  England  war  eine  Meeret»maclit 
anch  vor  dem  Kri^,  ging  aber  aus  dessen  Beendigimg  als  Meeres» 
iivuht  eisten  Ranges  hervor  und  verblieb  als  solche  bis  sum  Ende  des 
'  i  Hunderts.  Sein  Handel  entwickelte  sich  auf  Kosten  seiner 
Faunde  und  seiner  Feinde,  unter  dem  Schutz  seiner  mächtigen 
Fl>)tt<>.  es  hatte  keinen  Nebenbuhler  in  der  Gegenwart,  befOitihtete 
•tio  li  keinen  in  der  nfiohaten  Zukunft  und  stützte  sich  auf  starke*) 
^oBitbnen  in  allen  Welttttlen. 

Die  mSchtige  englische  Flotte  war  flbeiaU  bereit,  die  britischen 
Intoresser)  zw  verteidigen,  und  ebm  diese  Handolsinteressen  vor^ 
Üehen  En^^ands  auswärtiger  Politik  die  Hauptrichtung. 

In  Angesicht  der  Beendigung  des  Krieges  beeilte  sidi  Petor, 
^''^^  7Ai  entfernen.  Statt  seiner  wiude  der  in  die  rusHischeu 
'♦itiiste  aufgenommene  dänische  Kanuneriierr,  der  Biiron  von  Scliack, 
akknMitiert.  Den  22.  April  1713  Umgte  Scliju  k  in  London  an 
<i'>^  am  5.  Mai  händigte  er  der  Königin  sein  Beglaubigungasdiretben 

')  <^uo<l  opdmum  et  marime  sdidimi  mutuae  amidtiae  et  doratnrae 
toficoTtUai,  fandamentttm  est  Daniewvfcij,  Systeme  des  politischen  Oleich- 

?f*i^'ht.s  ij,„i  l^j^timismus.   St.  lVter8bur^'  l^^i.  s.  7 

'*  N<xh  iju  .Iahr<-  170G  iiiacbt»«  sid)  tlor  Füi-sl  Kur;ikin  eiiio  Nute: 
liitfte  eifi  Uu  li  iinT.-r  dein  Titol  sschreibeu  sollen:  ük*  Tolitik  der 
^•"ten      Verhultnis  zur  Aluskauor  Alouarcbiü,  uiit  welohuu  Poteutattiu  uud 
^  ^en  eio  Band  zu  khliessen  wäre.^  Archiv  fid.  3,  8.  168.  fis  war 
«^beo^jig  bekannt,  daas  der  spanische  Erbfotgekrieg  im  Namen  dur 
<Ims  i  nlitischen  (ileicbgewioht.s  uutt'nionimon  worden  war.  Siebe  seine 
"Ri  ••nglis<;hon  Staatssekretär  Saint -John  mits^eteiheu  AbliancIlunL'on  (vom 
1711):  le  bat  <[o  l'Anfrletorre  et  «le  la  llollarule  ilans  la  guerre 
p^wtii^.  ^  toujoiu-s  i  t«'  l  u^uiJibre  d&iis  rEuropu.    Die  erst«  üezeicbuuiig 
l*oUlüc|,«o  8y»tenu  trifft  mao  später  beim  Grafen  N.  P.  Fanin  (Mai 
voo  Brückner,  VI,  17—26). 
In  £un>pa  eroberte  es  Porte-Mahon  uad  Gibraltar. 
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ans.  Sehr  intersHSiint  ihrem  Inhalte  nach  ist  die  ihm  vom  Grafen 
Gotowkin  s&ugesandte  und  mit  detssen  Unterachrift  iind  dem  kleinen 
Petschaft  vereehene  Instruktion.  In  der  letzteren  wurde  dem 
Baron  von  Schack  befohlen,  so  schnell  als  möglich  nach  Eni^land 
SU  reisen  und  alle  Papiere  seines  Voijgftngers  in  Empbin^  zu 
nehmen.  In  Vomnsaicht  der  so  oft  voricommenden  Veifindenmgen 
fand  es  der  Graf  Qolowkin  unmöglich,  „im  voraus  Anweisungen  zu 
geben",  sondern  „er,  Baion  Schauk,  sollte  an  den  Hof  schreibeu, 
und  ea  wflrden  ihm  spesielle  Befehle  und  Instniktionen  augeechickt 
werden**  (§  5).  Es  wurde  dem  Baron  Scliack  aur  Pflicht  gemacht, 
,,mtt  den  sich  an  anderen  HOfen  aufhaltenden  russischen  Ministem 
einen  Briefwechsel  au  unterhalten"  (§  6).*)  Im  Übrigen  (§  7)  ver- 
lioss  sich  der  Kaiser  auf  seine  Gewandtheit  Auf  diese  Weise  setste 
diese  Instruktion  das  spftter  in  Theorie  (von  Mably)  und  Praxi» 
angenommene  Prinaip  fest,  nach  welchem  ein  begabter  diplomatiacber 
Botschafter  keiner  ausffihrlichen  Instniktion  bedarf,  wie  das  frfther 
bei  den  diplomatischen  Bevollmichtigten  des  Moskauer  Beichea  der 
Fdl  geweeen  war.  Der  Gedanke  an  einen  thitigen  Anteil  Englands 
am  Kriege  gegen  Sdiweden  wurde  aufgegeben;  daher  erhielt  der 
Baron  Schack  die  Vorschrift,  „wenn  die  Königin  (?!)  den  Vorteilen 
des  russischen  Zaren  nicht  genvogen  wftre,  —  damadi  au  strelien, 
dass  sie  wenigstens  neutral  blciljen  und  sich  in  den  Krieg  mit 
Schweden,  um  dem  letzteren  su  helfen,  nicht  einmischen  m<Schte". 

Schack  blieb  in  London  nicht  lange,  und  Mitte  1716  ersetzte 
ihn  in  der  ESgenadiaft  des  Residenten  Theodor  Pawlowitsch  Wiosie* 
lowsky.^   Trotz  der  Fähigkeiten  des  Barons  Schack,'*)  traute  ihm 


')  AiiK  den  engUsebeD  Ingelegenbeiten  des  Moskauer  Arbhivs  des 

Mioititcriums  des  Auswärtigen  1713. 

')  Biographische  Einzelheiten  über  ihn  —  siehe  Helatioiian  vom 
A.  D.  Kautemir,  S.  IIU^  Aiinierk.  43;  Mal.  32—34. 

*)  Im  Dezember  17U  schrieb  Pünt  KurskiB  über  ihn  an  Golowkin: 
„Meinem  Amte  gernSas  berichte  ich,  daw  hier  ein  Mioister  nusisdier  Uer- 
kuuft  besser  am  Platz  wäre,  da  sich  jetzt  an  die  Intereiwen  Seiu'  i  Kaisorlicben 
Majestät  auch  Staat.sanjrelegenheiten  geschlossen  haben,  wodurch  hA  Atis- 
Ifinrlt^rn  ihre  eigenen  Intere«?^on  «rffährdet  weitlen,  und  die  Engländer  \\  unifn 
einen  Minister  russisdier  Herkunft  liebur  sehen,  als  einen  Minister  deutscher 
AbstamDiung.»  S<^luwjow,  B.  XVI  (letzte  Ausgabe  B.  IV)  8.  332.  So 
konnte  man  schon  zu  jener  Zeit  auf  den  diplomadschen  Posten  den  Anta- 
gonismos  zwischen  den  AusUUidern  (Patkul,  Sohleimtz,  lith,  Schack)  auf 
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Riter  dannoch  nicht  vdllig  und  beauftragte  den  Fürsten  B.  J.  Kumkin 
mit  den  wichtigsten  Angelegenheiten.  In  Jahren  1714,  1715  und 
1716  kam  letsteror  nach  London,  um  einen  Verteüliguiigsbund 
and  einen  Handelsvertrag  mit  England  za  adiÜeraen,  jedoch  hatten 
dia»  Venuche  keinen  Erfolg,  tmd  „die  Negotiation  hOrte  bald  auf". 
Feier  wollte  von  Seiten  Englands  eine  thfttige  Hilfe  anr  Erhaltung 
der  von  Schweden  eroberten  Besibsungen  erlangen  und  erst  dann 
tteabdchtigle  er  in  den  fOr  die  EngUbider  vorteilhaften  Traktat  ein- 
snwiUigen. 

Ausserdem  wollte  er,  dass  sich  die  englischen  luid  mssiechen 
diplomatiBcfaen  Qesandten  an  anderen  euiopAischen  HMen  gegen» 
sntig  unterstfitzten.      Dieser  Versuch  des  Zaren  fahrte,  wenn  er 

erfolgloB  geUieben  ist,  nichts  desto  weniger  etwas  Neues  in  den 
Verlauf  der  diplomatischen  Verhandlungen  ein ;  seine  diplomatischen 
Bi*vollmAchtigtcn  nehmen  nicht  nnr  feste  Stellniigen  ein,  sondern 
<ie  wOnachen  Mitglieder  des  diplomatischen  Corps  zu  sein  nnd 
"f^n  si<^  nicht  mehr  von  den  Verbetem  fremder  MAchte  ziirflck; 
^^^r  sie  Rtreben  darnach,  von  ihn^  Beistand  nnd  Hilfe  zu 
^gen.  Der  Onmdsats  der  frQheren*)  Veischtossenheit  und  Ali- 
*^ening  fiel,  das  Prinzip  der  internationalen  Gemeinschaft  hridit 

Bahn  und  luit  die  Znkimft  ffir  nch. 

t>iaeo  Seite  uud  den  sie  hasst»udeu  luid  veraclHcuden  Küssen  (Matwicjew, 
Kitnkin  Q.  a.)  auf  der  anderen  sehen. 

')  Piomenrona  dem  extraordinttren  nnd  bevollmMchtigten  Oeeandten, 

i'in  Fürsten  Korakin  vom  23.  Mai  17 10  und  die  liedingun>?i'n  des  BundeH- 
i^'>"t/truktats  zwischen  Rus^laml  inid  Kii^'lund,  §  2:  die  hohen  vtM-frfi<r- 
*^*^«-l>den  I'ai"teir>n  sollen  einander  au  ausliiiitiischen  Höfen  hehilfli<'h 
ttijj  ihreu  Muiistern  Befehle  erteilen,  nacii  d<'nen  sie  sich  wecliKulseitig 
^""'^  und  in  Negotiationeo,  die  ihnen  auferlegt  werden,  eiDetintmig  handeln. 

''i^  des  Punlen  Korakin  ID,  27.    Das  Projekt  eines  Verieidigunge- 
Tf^''<at,s  mit  (Jen  Nit«derlanden  (1715).  §  3:  man  liusse  alle  MinisttT  an  ans- 
^"1«M  h»»n  lli.ftin  einander  untei-stützen.    Hat  für  die  Gesch.  der  rusMHuli. 
Teil  IV.  St.  I'eterwImiK  181)7.  S.  83. 
*•  Die  liistmktion  an  den  un  Jalire  ItKK)  nach  England  gesandten 
batst  wie  folgt:  soUlen  bei  der  IMel  der  Königin  anderer  Hemwher 
"^'>dte  atsen,  so  ist  es  Oregorius  nnd  Jobann  verboten,  mit  diesen 
'^'*^ten  und   Bevolintächtigten   zu  speisen   oder  zur  Tafel  zu  gohen. 

der  KaiscrI.  Rm^.  Hist.  Csi-llsch.  38,  S.  '.*^M.     Iin  Sendsehn  ilnni 
Iwdor  lvanovit.schs"s  an  die  Königin  von  England.  Küs.iIm  tIi.  wimlc 
.jL'uheiv  iiaiideUdeutu  pfl»'gten  nie  in  dein  lieieii  zu  g«'lii-n  uud  auch 
■  ^  Zukonft  bmnoh<>u  sie  ee  nicht  an  thon."  Ibid.  167. 
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Die  Verseliicdenheit  der  IntereBsen  verhindorte  leider  die  nähere 
Verbindung  Russlands  mit  England  gegen  das  Ende  <ler  Regierung 
Peters  des  (hm«en.  Von  der  persönlichen  Abneigung  gegen  Peter 
abgesehen,  befflrchtete  Georg  T.  dossen  Verbindung  mit  der  Partei 
de8  Prätendenten  JacolNs  III.  Stiuirte.  ^)  In  der  Absicht,  in  Schweden 
7M  laiulon,  iitii  (lern  Kriege  m  schnell  als  mOglich  ein  Ende  zu 
I» 'reiten,  lioffte  Peter  auf  lien  Heistand  der  engliseheii  Flotte,  aber 
die  llantlhingsart  der  englischen  R^eriuig  war  eine  zw-ridetitige 
und  die  an  Wiesielowskij  ergangenen  Antw(»rten  waren  ausweiebend. 
Die  liSge  des  rnssischen  Residenten  in  Liondon  wui-de  seliwierig, 
liesonders  nach  Entfernung  (}.  Gyll'  nlinrtrs  aiis  England.  In  dem 
Berichte  vom  1.  Oktüber  (1717)  bat  T)i.  Wi.  sieJuwskij  um  Ei  l.iul nis, 
von  Zott  7,11  Zat  „wenig^tens'^  ätis«erliehe  Versicherungen  der  Freund- 
Rfli;ift  iil.geben  zu  können.  Die  F;iiiijilil.  t-TJtt>  ratiir,  auf  (li<*  i:  1'- 
scliaftliche  Meinung  wii  k-  iid,  si<  Ute  den  Zaren  als  drohend  dar  und  >i«  Ii 
bemühend,  die  Haupt« |urllo  der  Bereiclierung  des  englischen  Volkes 
—  den  Hand«^l  auf  dem  Haitischen  Meei-o  und  in  Asien  in 
seine  Händr  zu  Itekommen').  £s  war  notwendig,  den  hen-selisiielitigen 
Plänen  Husslands  «Mitgegen  7.n  wirken,  tnul  die  englischen  diplo* 
niatisciieii  Agenb-n  strebten  eifrig  darnat  li,  die  Annäherung  zwischen 
Hu.ssland  und  Frankreich  nicht  zuzulassen^)  und  es  zu  verhindom, 

')  Mal.  S.  24—28.  Die  BeBdraktifOBgea  der  engluichen  Regierung 

beantwortend,  legte  Wie-nielowsky  Memoiren  vor,  welche  er  nacbber  drucken 
Hess,  in  dor  lloffmuig,  (lun-h  sie  auf  die  öffontlidie  Meinung  zu  wirken. 
Diese  \rt  Thiititrkeit  war  den  rusttiächen  Diplomaten  vor  Peters  Zeiten 
gänzlich  unbekanut 

'J  Portrait  du  Gzar  imprimö  en  1717,  p.  U.  Pro  ntemoria  pour  faire 
voir  cnmbien  la  puissanoo  du  Czar  uBt  redoutaUe  MDCCXX,  p.  4:  le  Czar 
n'aspire  pas  a  moius,  qu  k  lu  Monarchie  de  tout  le  Nord  ii  l  aequisitiun 
tuuiie  du  oommerce  de  k  Mar  Baltique  et  celui  de  la  plus  graude  partie 
de  TAiiie. 

•)  Memoire»  du  due  de  Siiiiit-tSunon  publ.  pai"  Cberuel  et  Keguior-fUt», 
A.  XIV,  d.  ed.  Paris  1887  p.  84:  Le  Czar  aveit  une  pasaion  de  s'unir 
avec  la  FTanoe  (d.  h.  im  Jahre  1717).  II  u'aimait  point  TEmpereur,  it 
desirait  de  iious  deprendre  peu  a  peu  de  nutro  a)>andon  a  l'Angleti-ne  et 
ce  fut  TAngleterre  qui  n^ns  yndit  sounls  ä  ses  invitatious.  —  Andrerseits 
üher^reugte  sieh  der  Zar  im  Kriege  gegen  S'-Inveden,  ..dass  es  für  uns  nicht 
unnütz  wäre,  in  Holland  und  Euglaud  Bnefe  über  die  schüdliuheu  Absichten 
des  Königs  von  England  in  Betreff  der  GÜiaschung  des  Volkes  au  verbreiten. 
Solehe  Ermahnungea  (Hcbrieb  Ostemiann)  üben  ihre  Wirkung  auf  das  Volk 
aus,  besondeis  auf  das  englncbo  and  pobisohe.*' 
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nach  dem  Tode  Earis  XU,  einen  yorteUhaften  Frieden  mit  Sohveden 
n  schlievaen.  Früher  schon  war  es  211  bemerken,  daes  Peter  gegen 
Ekvgland  ausbracht  var;  mm  hawtte  er  Qeorg  nnd  deeaon  l^üniater 
find  war  über  das  ErRcbdnen  eines  englisdieu  Geaohwadera  im 
BtltiBchen  Meere  (im  Juni  1719)  empbt.  Seineraeit»  schmiedete  Eng- 
land Ranke  gegen  Rnssland  in  Wien,  WarschaUf  Berlin,  Stockholm 
und  im  Hiag;  vorher  aber  hatte  sich  England  durch  Yerteidigungs- 
tnktate^)  seine  Lage  gesichert,  falls  Spaniens  Stftrke  wüchse,  und 
Peter  der  Grosse  den  Wnnsch  hegte,  zu  fjotaterem  in  nfthei« 
Vetbindiiog  zn  treten. 

„Hätte  ich  andere  gehaiulelt''  —  schricli  Cart»:'ri!t  aus  Sto<  kli<»lni 
aXorris  (d.  12.  Juli  1710),  „so  mrflrde  der  Zar  schon  vor  ()  Taj,n'ii 
Frieden  gesehloss«'n  hat>cu  {The  Czar  had  his  poaco  (5  days  afi;:o)/''-) 
Peter  yna  mit  den  Ergebnissen  der  Thütigkcit-')  Theoilor  Wicsie- 
Imki's  unzufrieden,  nnd  als  dessen  Brud«T  Abraham  aus  Berlin 
Mdi  der  Schweis  floh,  ereilte  des  Kaisers  Zorn  auch  den  russischen 
Ilnidenten  in  Ijondon.  Anfangs  Juni  1720  wurde  er  durch 
Bwhiachew  ersetat,  welcher  u,  a.  auch  beauftragt  worden  war, 
TL  Wiesielowskij  zu  ▼erhaften  und  ihn  nach  Kussland  zu  schicken.^) 
'^'^  Zorn  steigerte  sidi  noch,  als  er  erfuhr«  dasa  die  englische 
Gerung  die  geächteten  rassisciieii  Minister  beschfltae.  Das  neue 

*)  SieLe  die  Text«  dtir  Vemäge  iui  Loudouer  Staats-Archiv  (Pull. 
^  Off.):  fwiaehen  Grossbritannien,  Holland  und  (ysterreich  am  15.  No- 
^mht-T  1715  (No.  242);  der  Verteidigmig8.Traktat  zwischen  England  und 

•Merjeich  vom  25.  Mai  1716-,  zwischen  England.  Frankreich  und  Holland, 
Januar  1717.    Die  sogeuaniito  „Quadniplu  AUiance'"  vom  22.  Juli 
<- Auguyjj  1^27  No.  2Ö8);  dio  vorläufige  Kouveutiou  mit  Schwodeu 

la  (20.)  August  1719  und  der  Buaduävertrag  (Treaty  of  alliaucc 
Great  Britam  and  Swedea,  jaa.  21, 1720,  ibid  No.  292;  hn  Anhang 
ao'l)  Ri  kläi-uiij,'en  dazu).  Vorgleiche  auch  DroyHon's  (  iu8obichtc  der  Prousa. 
r-jütik   H.  IV,  310  u.  fol.  Wnlf^'ang  Michael,  Englische  Geschichte  im 
^^ÜJ  Jahrh.,  Leipzig  1H06,  S.  700:  Noi-di.sche  i'olitik  (Jeorgs  1. 

)  Seine  De|*esrlien  befinden  .sich  in  British  Museum  unter  d,  Titel 
J™  '-^eret,  De.ipatches  duriug  his  Embas.sy  to  Sweden  v.  1 — IV  (Hr. 

H  No.  22511^22514).  Interessante  (Quelle  zur  Aoftdärung  der  Uo> 
'^^^^  RoBslands  za  Schweden. 

*)  Reskript  vom  22.  Febmar  1720  ün  Moskauer  Ardiiv  des  Ministeriums 
A»»irtigfin. 

Bnz^thoiten  im  Mat.  a  31 --35. 


« 
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Menionuiflum am  o./lT.  Oktober  1720  von  Bestuschew^i  ein- 
gei-eicht,  wurde  »chon  viel  soli&rfer  ala  Wiesielovski's  SchriftstOcke 
gefosst  Die  dein  Letzteren  gegebenen  Antworten  der  englischeo 
Begieroog  wurden  fals<  h  und  unsuverlfisBlich  genannt.  Bcntuschow 
iseigte,  iuwieiern  <lii>  Befni-clittingon  Georgs  und  seiner  deutschen 
Minister  wegm  der  Mnnabmo  von  Mecklenburg  duK  h  das  nissisobe 
llecv  lind  wegen  der  vermuteten  Verbindung  des  Zaren  mit  dem 
Prätendenten,  die  nicht  einmal  bewieeen^)  wären,  unbegründet 
waren.    In  der  Konferenz  beim  SlaatSBekretftr  Gragga  bewies 

')  In  London  heraufigegeben  unter  dem  Titel:  Ttie  Memorial  of  Bestu- 
aehew  His  Gkaiish  Uajeaties  Bendeot  in  London  pna.  oet.  17«  1720.  1721. 
Diese  Ausgabe  kann  man  im  Hritis<  li>'ti  Miis^nini  unter  Xo.  10U3,  A.  57  finden. 

')  Der  Graf  Hestuscbow-Küniin  wuitl«-  am  7.  Septcmlt  r  l'iKS  ;.'.  Inirt^n, 
fTPHoss  die  Krzictunig  in  Berlin  und  diente  neit  den  frülieKteu  Jahren  am 
Hofe  VotoK  des  Grossen.  Im  Jabru  1705  wurdo  or  als  Sekretär  der  Ge- 
aaudtaohaft  nach  Kopenhagen  gescbidtt,  durch  den  Ukas  vom  16.  Mftra  1720 
snm  Residenten  in  London  ernannt  nnd  Uieb  dort  ins  com  23.  November 
ITl'O.  Von  d' rt  Ikm^uI)  er  .sich  naoh  dem  Haag,  wo  er  sich  bis  zum  18.  Mai 
17  J1  tM'fand.  Nai  Ii  dem  Frieden  von  Neustadt  wurde  it  luvh  Strif^khobn 
gesandt.  Am  4.  Dezember  1721  einpfah!  er  »ich  i*eler  und  um  4  Vhr 
in  der  Nacht  empfing  er  von  iiitn  nuirulliche  und  schriftliche  Ermahnungen 
und  VorschrifteD.  „Ich  wüsBcbe  dir  eine  glückliche  Beiae,  sagte  der  Kuser 
beim  Abschied ;  erfülle  deine  Pflicht  moglidiBt  fleiBsig  und  treu.  Yerbjütet 
dn  dich  so,  wie  ich  ea  von  dir  erwarte,  üo  werde  ich  mich  um  dein  Oliiek  be- 
mühen, im  «'intgegeugf^ctzfcii  Falle  findest  du  ketnon  Fn»tnid  an  mir.  sondern 
einen  Feind.*'  Darauf  kusstr  t  r  ihn  auf  die  Stini  und  fügte  hinzu:  „Gehe 
in  <iotteH  Namen!"  Am  24.  Mai  172(3  wurde  er  alä  au&sei-utdenUicher 
Oeaandtor  nach  Warsdiau  gesohid^t  und  blieb  dort  bis  1730;  im  Jabm  1732 
warde  er  wieder  naoh  Sdiweden  versetzt  Spiter  diente  er  in  Berlin^  Wii»n 
und  Paris  und  verhraehte  im  Ganzen  40  Jahre  seines  I>id)enH  an  eurojiäisfhen 
II»"»fen;  er  starb  den  20.  Februar  17()0.  t'ber  ihn  siehe  das  bioerrtiiiiis,  he 
Lexikon  von  Bantisch-Kannenskij  1,  153 — 162.  Sein  L<?bon  in  Pari«  wurde 
vom  Grafen  A.  H.  Worouzow  beschrieben,  Archiv  V,  79:  Nutro  ambassadeur 
avait  alors  70  h  71  ans,  fl  avait  Je  meilleur  ton,  beauooup  d'amalHlittt  et 
un  grand  nsago  dn  monde.  Partotit  ou  ii  a  ett-  on  mission  il  s'oet  fait 
eonsidi'ror  ....  II  avait  un  1h>I  hotel.  un  des  plus  beaux  eiiuijjages  de 
Paris,  »'t  u(H>  iivn'-o  qui  y  repondait.  Je  n'ai  guerre  vu  de  mai.'«)ii  mii-ux 
niontre  et  pivis  en  ordre;  lorsqu'  il  doiinait  de  grands  diners,  soit  au  ix>r|>8 
diplomatique  ou  aux  persounes  du  pays,  tout  y  otait  deoent  et  convenable  .... 
La  eonversation  de  cet  ambassadeur  etait  agreaUe,  instructive  et  fen 
profttai  Rouveut  —  Sein  Testament  im  rusMischeiu  Archiv  1879  I,  (S.  037). 

Toutos  les  personnes  d(>s  intcressoes  en  penvent  aisement  reconnaitre 
la  fausüete  et  le  peu  dn  fondemeut 
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BestUBchenTf  dass  die  von  ihm  an  Wiesielowekij  ergangene  Ant* 
vort  solche  Beplik'*  verdiene,  aber  der  Staatssdcretttr  brach 
du  GeqiKftcib  ab^)  nnd  verliess  ihn.  Am  14.  November  wurde 
Beatuadiew  befohlen,  binnen  sieben  Tkgen  England  su  verlassen. 
Snt  dieser  Zeit  wurden  die  diplomatischen  Yerhandinngen  zwischen 
Rmsland  und  England  abgebrochen*)  und  nicht  eher  wiederher- 
gfstelltt  als  am  Anfange  der  Regi^ng  Anna  Iwanowna^s. 

Dieses  Braches  ungeachtet  wurde  die  Regierung  Peters  epotthe- 
oadiead  in  der  Entwickolang  der  diplomatisdien  Reprftsentation. 

1.  eine  ganse  Reihe  nach  einander  folgender  Diplomaten  weist 
«hiiof  hin,  dass  in  der  Oiganisation  der  diplomatischen  Verhand- 
lungen eine  Veränderung  statlgefimden  hatte:  anstatt  der  früheren. 
uHweiligen  Gesandtschaft  ersdidnen  bleibende  diplomatische  Qe- 
wlte,  weiche  in  ihrer  Penton  diejenige  ihres  Monarchen  vertreten 

vom  Letateren  akkreditiert  »nd. 

3:  Die  diplomatischen  Oessndten  fiihren  von  einem  Posten 
^  anderen  (ans  London  nach  Haag  und  umgekehrt),  atehen  im 
>^n  Vettehr  mit  anderen  Vertretern  Russlands,  die  an  anderen 
aii^^ländiechen  Hofen  accreditiert  sind,  und  bilden  auf  diese  Weise 
'l>*^  CmrisBo  jenes  politischen  Systems  aus,  welches  der  Bofonnator 
R'i'^shuitig  befolgte.  Sein  ganzes  Leben  lang  strebte  er  nadi  Er- 
füllung zwei»  Battptau%iben  seiner  Politik:  a)  er  trachtete  darnach, 
<^^(*^rlie]ie  Grensen  fflr  Busaland  zu  erobern  und  b)  politische 
^(elluQg  for  sein  I^nd  in  Europa  zu  erwerben  und  zu  garan* 
Indem  Peter  der  Grosse  diese  Aufgaben  zu  erfüllen  suchte, 
lomte  er  einen  schweren,  andauernden  Kampf  fahren.  Ausser 

')  Man  machte  sich  lustig  über  Wiesielowaluj,  als  er  in  BetrefT  seines 
Memo  ran        Aufklämngen  gab.  So  wurd<'  zum  Üeispie!,  laut  dem  Bcriolit 

'ranzosisohen  f\VsifIpnteii  aus  l/)ir rinn  {<\.  l'K.  Ff^liruar  1720),  angt^gebon, 
**  "tTti  Memorandum  Wasielowski  s  erwaluU  worden,  dasa  Maiestr 
^™aKni^  a  eu  la  (M>n)plaisauce  d'offrir  ha  in6diatiou  at  Mylord  Stauhopo 

^^^^t  pas  gowt  k  la  plaisaotene  Iqy  (d.  h.  Wieailowskij)  dist,  en  luy 
^HTabt  ^  plusienrB  repriaea  le  doigt  aar  restoinac:  oay,  Honaieur,  o*est 

?faod«  wmplaisancel  on  rien  a  eu  qu(<  trop,  ou  rien  a  eu  <iue  trop, 
^J*l'luoy  il  lui  tourua  le  dos.  —  Pariser  Arohiv  d.  Miuist.  d.  AoflwiUrt, 

^^*)  Der  englische  Resident  Jeffertes  wurde  schon  im  Jahre  1719  ans 
iUwfufen,  und  Anfang  Oktober  empfahl  er  aich  Peter  dem  Ofosseo, 
^  ^  tWrabuii;  nach  Baazig  za  fahren. 

IC 
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seinem  treuen  Heere  brauchte  Peter  eine  besondere  dvile  Armee, 
die  auf  den  viditigstcn  enrop&iechen  Posten  seine  Interessen 
wahieu  und  sein  System  durchfflhren  konnte.  Solches  Amt  be- 
kleideten eben  die  ersten  stehenden  diplomatischen  fievollnifi(>hf3gten. 
r)ios<>  Armee  braiK^hte  einen  erfahi-enon  Fcldherm,  welcher  ihren 
Wirkungskreis  zu  einem  harmoniHcht'n  Ganzen  machen  tnul  nlli>s 
7.11  oint'ni  gemeinschaftlichen  Ziele  lenken  konnte,  wie  das  in 
Frankreich  initcr  Richelieu  der  Fall  gewebten  war.  Die  ersten 
russischen  diplomatischen  Gesandten  erhielten  Anweisungen  und 
Vorschriften  von  ihrem  Monarchen;  ihm  waren  sie  nur  Yeraiitwortung 
schuMi^ ')  und  er  war  es  nur,  der  ihnen  einzig  tmd  allein  Furcht 
einflr^te.^)  Der  Einflnss  centraler  Behörden  und  sogar  *1ei  «lic 
auswärtigoa  Angelegenheiten  leitenden  Persönlichkeiten  (l\;tn/.l-'r, 
Vicekaualcr)  war  unansehnlich.  In  der  Organisation  der  «lijlo- 
matisehen  Veihandhingen  spiegelt  sich  nicht  nur  dns  politische 
System  I*eters  <les  Grossen,  sondern  auch  seine  Persönlichkeit  und 
sein  ('han»kt«'r  wieder.'') 

3.  Die  Kiiep  .  Idn  Peter  der  Grosse  führte,  die  von  ihnen 
erzeugten  Mftngel  und  Bedürfnisse  samt  der  ausgedehnten  nmge- 

')  Vorgl.  diu  Aumerkungen  uIht  Büstiujchew  uud  dio  biographischen 
Angaben  über  Gebrüder  Wiesielowskij's  in  den  Relationen  von  Fiireteo 
Rantemir,  von  mir  heransg.  HoBkan  1892,  &  118—110. 

^  Es  ist  eino  fliorlieferung  .vorhandcti ,  dass  der  t,'eweseno  R«?ident 
(in  Wienl.  Alitahain  Wif^sieliavslij,  ir<'t'*'n  das  Krt<^p  nt-nnps  T,el>ens.  in  seinem 
<»rt'isonalter  so  kindi.sch  wurde,  daß«  er  beim  i>lo^^ell  Vorübergehen  am 
Porträt  Petors  des  tJrosson  zitterte;  das  Bild  wurde  von  ihm  aus  Wien 
mitgebraofat,  als  er  nsoh  der  Schweis  ftob.  Seine  6t(^phie  in  den  Bela- 
tionen  des  Fürsten  Kantemir  I,  118,  Anm.  4ßt. 

')  Puter  den  Informationen,  die  der  Toischrift  elnverk-ibt  wunU'n, 
srliri-'l«  P(>t('r  cig('nbäfii]i<:  nn  AndrcT;  A rt(Miiono\vits<'b  Matwiejew  (Eufil. 
Angelügenh.  No.  '2,  17(>ö — KU7.  iSainmluug  ;i  im  Moskaner  Archiv  des 
Minist,  d.  Aiuswart.:  „Ks  wäre  ratsamer,  anfangs  unerkannt  zu  reisou,  und 
geht  es  dann  gtit,  so  kann  man  es  öffentlich  machen.**  Vor  allem  behielt 
man  die  Vorteile  der  Sache  ün  Auge  und  nicht  die  Foi-derungen  des  eitlen 
Zeremonials.  In  der  am  23.  November  1700  an  Matvviejew  ergangenen 
IiistniktiMi  wnHf  ihm  vorgeschriebrn  roi^sicbtig  und  sparsam  zu  sein,  ,.um 
nichts  umsonst  zu  vergeben".  Es  kam  bei  Peter  dem  Grossen  zuweilen  vor, 
dass  er  seine  Sendbriefe  im  freien  Felde  and  anf  dem  Schiffe  unteTSchr»b 
nnd  seine  Instruktionen  diktierte;  im  liSger,  in  einem  einfachen  Zelte 
empfing  er  audindische  Oesondte  und  hörte  ungern  ihren  hochtönenden 
Reden  zu. 
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sliheiideii  Thätigkeit  des  Zaren  riefen  nidit  nur  die  Sliftnng 
diplouktischer  Posten  in^s  Leben,  sondern  sde  bestimmten  »igleich 
den  ^uptinhalt  der  Yerrichtangoi  diplomatischer  Bovollmftchtigter^ 
—  lind  diese  ESgentQinUchkeit  ihrer  Kompetenz  dauert  das  ganze 
Jahrhundert  hindurch.  Die  Vorteile  des  Friedens,  die  Kultur-Auf- 
gnben  ndimen  bei  ihnen  immer  die  zweite  Stelle  ein. 

4.  Unter  Peter  erscheinen  die  diplomatischen  Vertreter  Russ- 
Iwds  im  Auslande  zum  ersten  Mal  als  lifitglie<ler  des  diplomatischen 
Corps,  jedoch  war  ihre  Lage  noch  nicht  bestimmt  und  ilas  aus 
vendiiedenen  QrQnden.  Vor  allem  war  der  Rang  ihres  vatcrländi- 
wben  ReichcB  noch  nicht  anerkannt,  wie  auch  der  kaiBerlidie  Titel 
des  russischen  Monarchien.  Indem  8.  M.  Solowjow  Aber  die  Bo- 
dentnog  des  Nordischen  Krieges  sprach,  wies  er  auf  dio  Lage 
Rofilands  nach  dem  Friedensabschluss  zu  Neustadt  hin.  .^Schweden 
verior,  sagt  er,  seine  Stellung  ersten  Ranges,  welche  von  Rue^sland 
4'mgK'nommen  wurrlo.  Damit  war  aber  die  Bedeutung  des  grosfcen 
EreignisBcs  noch  nidit  erschöpft  Rnssland,  das  die  Stellung 
&bvedens  eingenommen  hatte,  war  eine  nene  Macht,  welche  früher 
an  dem  gesamten  Ijeben  Europas  nicht  teilgenommen  hatte,  — 
eine  Macht,  welche  der  Qeschichto  Europas  eine  ganze  Welt  neuer 
Betiehungen  mitbcadite,  ein  rieaengrosses  Reich,  dessen  Grenzen 
sieb  bis  zum  grossen  Ocean  eretreckten  und  mit  denen  von  China 
aerfloseen;  ein  slavisohes  Reich,  welches  der  ortliodoxen  Kirche 
a&gebdrle,  eine  Macht,  welche  die  natflrlichc  Vertreterin  der 
sbviwThen  Völkerschaften  und  die  natflrliche  Verteidigerin  der 
Vrdker  griechisdicr  Konfession  ward.*' 

Uap  das  noch  so  schön  gesagt  sein,  man  kann  dem  doch 
Mcht  zustimmen,  dass  Russland  gegen  das  Ende  der  Regierung 
P^ra  des  Grossen  in  der  Gesamtheit  der  europfiischcn  Staaten 
die  StoUnng    einer  Gross -Macht    eingenommen   hfitte.  Es 

')  Vergl.  z.  U.  den  eigt<ubäudit;cu  Brief  rtturs  au  dou  Fürsten  Ii.  .1. 
SankiD  vom  20.  September  1719:  „Da  nun  die  Engländer  einen  Bund  mit 
Schvfdea  gefichlosBen,  so  steht  Euch  bevor,  Sponieo  für  uns  zu  gewinnen 

nd  es  zu  vt'i-sichern,  dass  wir  bereit  sind,  gef,'on  di«-  Ix'iden  ObigtMi  ciiieii 
Band  zu  scIiÜ'-^sph  mv\  ntxi-h  S|)anien  einen  Residenten  zu  schicken;  i  In n- 
fall>  wollen  wir  einen  solchen  von  ihnen  halvn.  der  Kci|Utin)liulikeit  der 
Kwi>j.poüdeüi5  wegen."    Archiv  des  Fürsten  Kumkin  I,  11. 

*l  Schon  der  audanerade  Krieg  an  und  für  sieh  und  die  Einflüsse 
uder^r  MSchte  tbatou  seinem  Ansehen  Abbruch.  Vorgl.  die  Berichte  von 
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erectaien  eher  als  •  in  '  Macht  zweiten  Ranges,  aber  schon  mit 
AutoriUtsstiinnio  in  Jon  Angclcgenlioiten  Enropos.  Erst  seit  der 
zweiten  HUfto  der  K.  t  um:  Katliarinas  IL  erlangt  es  die  Positioo^) 
einer  der  eisten  Mächte  der  Weit 

Chainmorei  aus  London  iiacU  Paris  im  Jiüire  1720,  im  Pariser  Archiv  des 
Hinist  d.  Answärt.  (Angletem  No.  330).  Andereneits  wunscbte  Peter  der 
Grosse  die  StoUnoff  Sdiwedena  eiazuaebmen,  jedoch  andere  Hüdite  gönnten 

es  ihm  ui(;ht.  „Mettez-moi  (sj)rach  er  zum  Regenten  in  Paria  am  17.  Juni 
1717)  :m  Heu  et  ,"i  la  plricc  rle  !a  Sünl,'.  systenie  de  l'Europo  n.  chango, 
la  iSut-tle,  quasi  aneantic,  lu'  iieiit  plus  vous  etre  d'aucun  socout-s  ...  Je 
uu  vous  deuiaudti  uuUu  gurantie  de  mes  üouqui'tes,  inaiä  faites-moi  lo  UH-nic 
trütemeDt  qne  Toua  laites  I.  la  Svede.**  Baint« Simon,  Ifomoires  XV,  209. 
Über  die  Besiehangen  Frankreichs  an  Biiasland  (1720—1725)  aiehe  die 
interensanten  MenKtiron  im  Pariser  Arahiv  d.  Hinist  d.  AuBiriiri  Frsnce, 
Mem.  No.  458,  4(30  (20). 

*)  Der  Graf  S.  R.  Woiuwü;u\v  au  .st'ineu  Bruder,  den  lirafeti  A.  Ii. 
aus  London  den  13./24.  Juni  1795:  il  m'est  ües-avantageux  ü  Londres, 
d'etre  ministre  de  la  piussanoo  qu'  on  estime  le  plus  et  qn'  on  recberclie, 
preferabbrnent  h  tonte  antra,,  d'&n  votre  frere  et  l'ami  de  Harris,  —  eela 
me  donno  un  air  qo'  aucuu  de  nies  confreres  n'a  eu  dans  ce  pays.  Arcliiv 
des  Fürsten  AVoronzow  TX,  40.  Oraf  S.  Tl.  Woninzow  «^Hiätzte  auch  da.s 
schöpferische  (ieuie  l*eters  des  Ci rossen  sehr  hoch  (contra  ßousseau  in 
Coutrat  social). 

(Fortsetzung  folgt.) 
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Die  Arbeiterfrage  in  den  Kolonieen. 

Von 

Kiri  von  Stengel,  Professor  der  Hechte  in  München. 


L 

Zvel  Fragen  sind  es  hanptslchlich,  von  deren  Lösung  und 
Begdting  die  wirtschaftliche  Entwickeloug  und  das  Gedeihen  der 
Kolonieen  abhftngt:  die  Landfrage  und  die  Arbeiterfrage. 

der  Landfrage  handelt  es  sich  vor  Allem  danim,  festsn- 
stellen,  was  unter  herrenlcsem  Land  su  Terstehen  ist,  bexv.  inwieweit 
AnsprOche  der  Eingeborenen  auf  den  von  Urnen  in  Besita  ge- 
nommeoen  oder  als  ihr  Gebiet  Stenden  Grund  und  Boden  an- 
erkannt werden;  femer  muss  beetinimt  werden ^  von  wem  oder  in 
welcher  Weise  Aber  das  herrenlose  Land  verfQgt  werden  kann; 
rteoso  nrasB  vorgeschrieben  werden,  wie  der  Erwerb  und  Verlust 
ttiid  die  dingliche  Belastung  des  Gmndbesitzes  sn  arfölgen  hat. 
Der  2veol  dieser  Bestimmiugen  ist  nicht  bloss  der,  den  Grund- 
beätzverhlltnissen  die  nOüge  Sicherheit  und  Klarheit  su  verschaffen, 
aondem  auch  der,  einer  wüsten  I^ndspekulation  einen  Birgel  vor- 
2<^ieben,  der  schadliehen  Ansammlung  des  Grundbesitzes  in  den 
Iläti'loii  Weniger  entgegenzutreten  und  datnnf  hinzuwirken,  dass 
^  Iniltiirl&hige  Boden  in  mögliohst  wdtem  ümfinnge  in  Kultur 
laommen  wird. 

Was  die  Arbeiterfrage  anlangt,  so  kommt  hier  vor  Allem 
^  dnterechied  zwischen  Ackwbau-  oder  Ansiedelungs- Kolonieen 
Qocl  Plant^^kolonieen  ^)  in  Betracht  Li  den  im  gernttsugten  Klima 
gelegenen  Ansiedelungskolonieen  nflmlich,  in  denen  der  EuropSer 

'}  Die  sog.  nan(lolsko|<»niot'n .  vvonn  sio  nicht  gleich/fitit^  Plantagen- 
lrjloDie*m  älud,  kommcu  schou  Uireui  Begriffe  nach  hier  uicht  wuiter  iu 
Betracht. 


die  Boliwcre  Arbeit  <1e8  Landmanns  leisten  kann,  bandelt  es  sich 
im  Wetientlichen  lediglich  dämm,  die  Einwandening  ireisser  Arbeiter 
KU  veranlassen  und  su  begAnstigen.  Je  nach  Umstftoden  kann  fQr 
die  fehlenden  freien  ArbeitskrAfte  wenigstens  fOr  die  Anfangszeit 
durch  Deportation  von  Verbrechern  Ersatz  geschaffen  werden,  wie 
dies  z.  B.  seiner  Zeit  in  Australien  geschehen  ist. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  in  den  in  tropischen  oder  sub- 
tropischen Gebieten  befindlichen  Plantagenkolonieen.  In  diesen 
Gebieten  kOnnen  die  Eurqjfler  aus  klinfatisohen  OrQnden  schwere 
körperliche  Arbeiten  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  leisten  und 
daher  im  Allgemeinen  nur  als  Aufscher  und  Leiter  landwirtschaft- 
licher Arbeiten  verwendet  werden.  Die  schwere  Handarbeit  auf 
den  Plantagen,  sowie  überhaupt  alle  sonstigen  schwerem  kOrperiichen 
Arbeiten  werden  von  farbigen  Arbeitern  geleistet  SelbstverstSnd- 
licher  Weise  wird  man  bestrebt  sein,  die  Eingeborenen  der  Kolonie 
selbst  heranzuziehen.  Häufig  ist  dies  aber  nicht  mi^licli  oder  nicht 
ausreicliond,  sei  es,  datss  die  eingeborene  Bevölkerung  nicht  zalil- 
roich  gonug  ist,  sei  es,  dass  die  Eingeborenen  nicht  die  erforder- 
lifho  körperliche  LeistiingsßUiigkeit  besitzen  oder  dass  sie  in  einem 
glAcklichen  Himmelsstrich  lebend  an  ernste  Arbeit  nicht  gewöhnt, 
sich  wdgern,  sich  als  Arbeiter  anwerben  zu  lassen,  bezw.  nur  ein 
sehr  wenig  taugliches  Arbeitennaterial  liefern,  i) 

Unter  solchen  Umständen  crgiebt  rieh  die  Notwendigkeit, 
von  auswärts  farbige  Arbeiter  zu  beziehen. 

Wie  bekannt,  ist  der  afrikanische  Sklavenhandel  und  dio 
damit  verbundene  zwangsweise  Yerforingung  von  Negern  nach  dem 
tropischen  und  subtropisdien  Amerika  dadiut^  veranlasst  worden, 
dass  sich  die  Neger  durch  ihre  physische  Kraft  und  die  RÜiig^- 
keit,  unter  dem  tropischen  Himmel  auch  die  schwersten  körper- 
lichen Arbeiten  zu  verrichten,  vor  der  amerikanischen  Urbevölkerung 
auszeichnen. 

Mit  der  Aufhobung  der  Sklaverei  in  den  europäischen  Kolonicen 
und  dem  Verbote  des  Negorhandels  ergab  sich  fOr  die  Plantagen- 
kolonieen  die  Notwemligkeit,  die  eingeborene  Bevölkerung  in 
höherem  Masse  als  bisher  ziur  Arbeit  heranzuziehen,  oder  freie 

*)  Mitunter  bat  man  selbst  Arbeitszwang  eingeführt,  wie  z.  B.  eine 
Zeit  lang  in  Niederländisch-Ostindien,  ohne  freilich  besonders  gute  Resultate 
zu  emelea. 
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i^iter  aiis  andcfOD  tropiadien  Lftndem  cinzufQhcen,  wie  dies 
v  B.  in  Westindien  und  Aostralien  mit  den  sog.  Kulis  \l  h. 
\mai  Arbeiteni,  die  aas  Ostauen,  iusbosondcro  China  iind  Indien 

tnr  AuBwandwung  nacb  europftisdien  Kolonien  veranlasst  werden, 

geecihielit 

Da  die  Kidis,  obwohl  sie  freie,  ^'ertragsmfissig  angeworbene 
Albeiter  sind,  vielbch  wie  Sklaven  behandelt  wurden,  so  haben 
ädi  die  betreff.  KoIonialrc^erungcMi  gtMiötigt  geschon,  Vorschriften 
lu  erlasseo,  duidi  welche  im  Interesse  der  Hiunanität  die  teditiiche 
Stellung  der  Kulis  geregelt  wurde.    Ebenso  haben  diejenigen 
StMte«,  in  deren  Kolonieen  farbige  Arbeiter  xam  Zwecke  der 
VeHiringung  in  anders  Gebiete  angeworben  werden,  diese  An- 
veiinug  beschränlcenden  Bestimmungen  unterworfen,  insbesondere 
ttiD  2a  verhüten,  dass  ihrem  Kolonieen  nidit  zu  viele  Arbeiter 
entsogeo  worden,  besw.  dass  nicht  durch  die  ihnen  entzogenen 
Arbeitskrffte  konkurrierende  Nationen  in  der  Konkurrenz  gestärkt 
Verden.   Namentlich  in  den  letzten  Jahnsehnton  ist  dieses  Gebiet 
der  Gesetzgebung  immer  ausgedehnter  geworden  imd  zwar  auch 
insofern,  als  die  Beziehungen  der  weissen  Arbeitgeber  zu  den 
fubigea  Arbeitern  Überhaupt,  gleichgültig  ob  sie  in  der  Kolonie  ein- 
heimisch oder  erst  in  dieselbe  verbracht  sind,  Angehend  gesetzlich 
Spiegelt  wurden.   Es  muss  daher  als  ein  Verdienst  des  Institut 
Cdonial  International  bezeichnet  werden,  dass  es  die  auf  die 
Regelong  der  Arbeiterverhältnisse  bezüglichen  gesetzlichen  Be- 
«finunungen,  die  in  einer  Anzahl  von  Kolonieen  in  Kraft  stehen, 
diwdi  verschiedene  seiner  Mitglieder  zusammenstellen  Uess  und 
veKÜTentlichte*)  und  sodann  die  Arbeiterfrage  in  den  Kolonieen 
gelegentlich  der  am  10. — 12.  September  1896  stattgehabten  Tagung 
in  Httg  zum  Gegenstande  der  Beratung  machte.^ 

')  Mit  'h'm  NaintMi  ..Kuli"  wird  in  Voril'  riri'Hen  zunärhst  jcilMr 
T%;'*l'"ihn>.>r  ohne  Besitz,  der  von  der  Urbevölkerung  „Koii"',  die  ui-sjuuiiglich 
<h8  Gangisthal  bewohot  habtiu  soll,  abstauunt,  bezeichnet.  Oegeuwürtig 
«ini  das  Wort  zur  BezddmuDg  aller  ans  Ostasien  nach  tropisohen 
K'>lmeen  verbrachten  Arbeiter  verwendet  V|^.  Martens-Bergbohm, 
rdierrt'.  ht  I,  8.  333. 

')  Lt  mait!-*l''.o(ivre  aux    colonies.     Doounieiits    officiols   sur  lo 
tsoutrdt  de  travail  et  It;  luuago  d'ouvrage  aux  o<.ilonit's,    2  Hde.  l'aiis  IS'Jf). 

■'}  Cuuipte  rendu  de  la  Session  tenue  ä  la  llaye  les  ü,  10,  11  et  12 
wptenbre  1895.  Paris  1895.  S.  101—267. 
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ßerdcksichtigt  bei  dieser  Zusammenstellung  sind  die  deutschen 
Sc'hntzgel»i«te,  der  Kongostaat,  die  fninsfieischen  Kolonieen,  HolULndisc^h* 
Ostindien  und  die  englischen  Kobnieeo,  soweit  sie  Oberhaupt  für 
unsere  Frage  in  Betmcht  liommen.  Dagegen  sind  von  den  spanischen, 
portiigiesisohcn  und  italienisdien  Kolonieen  die  beKflglichen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  dem  Institut  nicht  mitteilt  worden. 

Der  erato  Band  der  Sammlung  enthält  suerst  eine  von  Dr. 
Herzog,  Staatssekrot&r  a.  D.  gemachte  genaue  Zusammenstellung 
der  fOr  die  deutschen  Schutsgebiete  erlassenen  besflglichcn 
Vorschriften,  auf  welche  s])ftter  noch  genauer  einzugeben  sein  wird. 

An  die  Vorschriften  flir  die  deutschen  Schutzgebiete  scbliessen 
sich  die  im  Oongostaat  erlassenen  nicht  zahlreichen,  aber  in« 
haltlifh  bemerkenswerten  und  teilweise  mustergOltigen  Vorschriften 
an.  In  einem  der  Zusammenstellung  dieser  Voischriften  beigegebenen 
Berichte  ist  hervorgehoben,  dass  die  Regierung  des  Kongostaates  von 
seiner  definitiven  Konstituierung  an  Massr^ln  ergriffen  hat,  um  den 
Eingeborenen  die  Freiheit  der  Arbeit  zu  gewfthrieisten  und  sie  gegen 
die  Ausbeutung  gewisseoloeer  Arbeitgeber  sioher  zu  stellen.  In 
diesem  Sinne  hatte  durdi  eine  Verordnung  vom  14.  Mai  1886  der 
Oeneralgoiivemeur  die  Staatsanwälte  ermächtigt,  im  Namen  von  in 
ihren  Rechten  verletzten  Negwn  deren  Ansprüche  gegen  die  Arbeit- 
geber  vor  den  Givilgerichten  zu  verfolgm,  da  man  mit  Recht  der 
Ansicht  war,  dass  die  Neger  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  selbst 
nicht  im  Stande  seien,  dies  zu  tbun. 

Dieser  Grundsatz  wurde  auch  wiederholt  in  der  königlichen 
Verordnung  vom  8.  November  1888  sur  le  louage  on  contrat  de 
Service  entre  noirs  et  non  indigdnes,  indem  zugleich  in  art  1  dem 
Direktor  der  Justiz,  dem  die  Staatsanwaltschaft  unterstellt  ist, 
speziell  der  Schutz  der  eingeborenen  oder  eingewanderten  Neger 
und  der  angeworb^cn  Arbeiter  übertragen  wurde. 

Um  ferner  (Lot  Einführung  verschleierter  Sklaveroi  vorzubeugen 
hat  der  Art.  428  oode  dvil  bestimmt,  dass  man  seine  Arbeitskraft 
nur  auf  bestimmte  Zeit  vermieten  kann  und  Art  3  des  Dekrets 
vom  8.  November  1888  hat  Dienstmictverträge  aiif  länger  als 
7  Jahre  verboten.  Eine  Erneuerung  derartiger  Vertilge  ist  nur 
mit  Zustimmung  der  Behörde  zulässig. 

Von  wdteren  Bestimmungen  de»  Dekrets  vom  8.  November  1888 
sind  anzuführen,  dass  der  Lohn  in  Geld  oder  genau  bestimmten 
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VaD'M  verabmlot  sein  iriiiss,  dass  vorbei  ml  tl  ich  aiisdiTukliolier  tMit- 
j;^'n\|?eset7.tcr  ViTciiibaning  »1<.t  Ail)eit^el»or  vorfiniehtft 
aul  8«Mu<»  Kosten   die  IJefünlornng  der  Arln-itor  uiuj.h  Al)lauf  ilitvr 
LVioustieit  in  die  Heimat  zu  bewirken  und  dass  alle  Arbeitsvertrftgo 
'^-hriftlu-h  gemacht  und  innerhalb  bestimmter  Zeit  der  zuständigen 
IMinnlo  zur  l*rufnng  vorgelegt  werden  müssen. 

Im  liitei-esse  dos  Schutzes  di^r  Eingeborenen  ist  ferner  der 
Gnindsatz  aufgestellt,  <lass  bei  Stivitigkeiten  zwischen  Arl>eitgebern 
UQ']  »'ingeborenen  Arbeitern  »ler  B»'weis  für  t>in  dem  Rechte  ent- 
pprechende«  Veihalten  vom  ArlKMtgeljer  zu  fnhnMi  ist,  wi«^  au(!h 
dfe  Arbeitgeber  von  der  zustilndigen  Behönle  jeder  Zeit  angehalten 
werden  können,  nachzuweisen,  dass  die  in  ihrem  Dienste  befindlichen 
Xt^T  die  Arbeit  freiwillig  und  nach  MassgalK)  der  von  ihnen 
»ertragsDiässig  übernommenen  Rnlingungen  leisten. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  ^^esetzlitrhen  Voi-schriften  oiler 
geffon  die  Bestinimungen  der  Arlxjitsverträge  seitens  der  Arbeitgebar 
«nd  strafbar.  Ebensr»  werden  al>or  auch  die  Arbeiter  mit  Geld- 
strafe oder  Zwangsarbeit  wegen  Contraktbnu^hs  lx*straft,  ganz  ab- 
gesehen davon,  da^s  die  contraktbrftphigen  Arl>eiter  auch  dun  h  dio 
zutiiidige  Behörde  ihren  Arbeitshen-en  zwangsweise  wietler  zuge- 
führt  werden  Ic/Snncn. 

Ungemein  umfangreich  und  ins  Einzelne  gehend  sind  die 
lKKQ||;lichen  Bestimmungen  des  französischen  Rechts  für  dio 
dkin  hier  in  Betracht  kommenden  sog.  Alteren  Kolonieen :  Quadeloupe, 
Guyina,  Martinitiue  und  Reunion  (Bd.  I,  S.  89—500). 

In  dem  die  Zusammenstellung  der  Gesotzostexte  begleitenden 
von  Ghali cy- Bert  ^)  ist  auf  die  interessante  Entwicklung 
^  bezüglichen  Gesetzgebung  hingewiesen. 

Den  Ausgangsjuinkt  bildet  dio  Aufhebung  der  Sklaverei.  Die- 
selbe eifolgte  in  den  fnuizSsiachen  Kolonieen  that«iachlich  erst  1848, 
^oM  der  Grundsatz  der  persönlichen  Freiheit  bereits  in  der  Er- 
ifilnwig  der  Menschenrechte  von  1789  und  den  diesellien  wioder- 
i^lenden  oder  in  Bezug  nehmenden  Oonstitntlonen  und  Gesetzen 
«MVMptochen  war. 

Die  Aufhebung  der  Sklaver«  hatte  znnfichst  fflr  die  okn  or- 
wlbileii  vier  Kolonieen,  die  allein  hier  in  Betracht  konnnen,  da  die 
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nitiif^cn  Koloiüoon  oritweder  ei-st  später  i'i  worbeii  wurden,  oilor  docb 
die  N»>p'nul>oit  in  ihnen  keine  Rolle  spielte  —  sehr  tnmrip!  Folgen, 
da  die  Mehrzalü  der  fi-eif^elassenen  Skhwen  jeprliche  Arl)eit  ver- 
woigcrto  und  sofoiliger  Ei-satz  ffii  dieseHien  nicht  zu  bei»c^ha£fen 
war.  Viele  Planüipren  konnten  daher  nicht  mehr  iKjbaut  werden 
und  die  FJantagenbeeitzer  gingen  dem  wirtschaftlichen  Unteigange 
entgegen. 

Um  den  notlei'Ini'ltMi  Kolonieen,  in  denen  h:uii)t**ächlich  Zucker- 
rohr geUaut  wimlt\  Hülfe  zu  Birliaffen,  er^niff  die  Regienuig  des 
Mutterlandes  zw.  i  Mnssrr  geln.  Sie  gründete  die  jetzt  noch,  be- 
ßtchcndei)  kolonialen  i^anken,  <Ue  den  bedrängten  Plantagenbesitsem 
drn  erfonlerlichen  Kredit  gewühiicn  und  versuchte,  von  auswärts 
Arbeitskiiifte  einzuführen.  In  Itrtracht  kamen  in  diese  r  Hinsicht 
namcntli^'li  «ü  '  volkreichen  englisrhcn  sit7.iiiia:en  in  Indien.  Es 
kam  auch  zwischen  Frankivieh  und  Kni^laiid  am  1..hdi  18G1  eine 
allerdings  später  (1879)  wie<ler  aufgfhohene  l'bei-einkunft  zu 
Stan<le,  inhaldli  !i  deren  die  englische  Kegicrung  die  Anwerbung 
von  farbigen  Aibeitern  für  die  französi seilen  Kolonieen  in  Indien 
unter  gewissen  B<Hiingungen  ttn<l  Garanticen  gestattete.  Später 
hat  man  auf  h  farl  iire  Arbeiter  aus  Afrika  und  zwar  auch  aus  Mo^atn- 
bi.|ue  eingeführt.  Im  Interesse  der  liefr>itlerung  <ler  Einwantlenuig 
farbiger  ArU-iter  wurden  der»  betr.  Unteinehmern  Unterstützungen 
und  Prämien,  teils  aus  Mitteln  des  Mutterlandes»  teUs  aus  Mitteln 
der  Kolonieen  selbst  gewährt.  Im  l'brigen  wurden  migemein  au.^ 
filhriicho  Vei  srlniften  in  Bezug  auf  ^lie  Anwerbimg  der  Arbeiter, 
den  Tiunspoit  dei*solben  nach  den  Knlonieeiu  den  Inhalt  und  die 
Form  d(\s  ArbeitHvei  trags,  die  Behuidlung  dei-selbeu  seitens  der 
Arbeitgebor,  ihre  ZunU  kbefönlerung  in  ihre  Heimat  u.  s.  w.  g^ben, 
Vorsehriften,  die  vielfach  einen  geradezu  kleinlichen  und  vexa- 
torischcu  Cliaraktcr  an  sieh  tiagcn,  i^^dass  man  wohl  bezweib  ln 
kann,  oh  sie  stet»  und  überall  ausgeführt  wurden  und  ausgeführt 
werden  konnten. 

Was  die  eU-nfalls  in  den  Tropen  gelegenen  Holländisch- 
Oh  tindien  bildenden  Hesitziuigen  jinlangt,  w»lche  auch  eine 
ziemlich  umfangreiche  hier  einschlagende  (iesetzgebung  aufzu- 
weinen haben  (Bd.  I.  S.  501 — 555)f  so  ist  in  dem  Berichte  von 
van  der  hith^)  darauf  hingowiei«cn,  dass  sie,  obwohl  eine  einzige 
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K'iVmk"  ^tikU  ii<l,   dm-h  in  scH  ial«  i   und  etlinnf,'rai»hiHch«*i-  JJczii  hiui^ 
|;r«>sse    Vorsthiodenhoiton    /eigen.     Auf    einzolnon  Inseln, 
naiuoniUeli   in  Java,   findet  sidi  eine  /ieinlüli  ilichto  oiüij'  ljnivii,. 
R»'\ülkoning,  di<^  an  und  für  sich  gveiguet  wilre,  die  oi-fordei  lit;lit'ii 
Ärlfoitskrifto    zu   liefern,    die  ahor  mit    HiU-ksicht  auf  ihre  Be- 
«iüiüu.-i  >ii:k<Mt  iler  Erziehung  zu  ernster  auMiam  i  itder  Arbeit  be- 
(hirfto  nn*]  bedarf.    So  hinge  nuji  d.i??  von  dem  GoneralKuuverneur 
van  der  Boseli  einfreführte  Kultuihyotem  in  Kraft  war,  dessen 
Wesen  <luin  bestand,  d^jss  die  EingelK)n^nen  j;.'z\vuiip<M  waren, 
iiiittr  Aufsit  ht  der  StaunnoshUupter  Ueis,  ln<ligo,  Gewürze  u.  ß.  w. 
xt\  KiiKii  und  den  gif»s8ten  Teil  des  Kilrages  an  die  Regiei  uiig  ab- 
ziihH>rn,  gab  es  natürlich  keine  Arbeiterfrag»*,  als  aK-  i  im  Jahiv 
I'^Ol  «las  Kultuisysteiu  aufgt^geben  und  den  l'i ivatiinlernehuiern 
fn  ier  Spieli-aum  gt  lassen  war,  sah  sieh  die  liegierung  vemnla>st, 
die  R'zielinngen  zwischen  den  ArbeitgeW-rn  und  den  Arbeitern  iti 
ansfülirlicher  \Vei>jt'  zu  i-eg«'ln,  wie  aurh  um  G.  ()ktol»er  18G8  mit 
China  ein  Vortnig  abgeschlosFwn  wui"de,  ilei-  die  Rtn-hte  der  oingo- 
fflhiton  eliinesisc^hen  Kulis  wenip^tens  indirekt  sieiier  stellt. 

Die  bezüglichen  Vorschriften  beziehen  sich  teils  auf  die  HechtA- 
vefbÜLltniss««  der  tnidieimisclicn  eingeborenen  Arbeiter,  teils  und  vor 
Allem  auf  die  von  auswärts  eingefülirten  farbigen  Arbeiter.  In 
letiteter  Umsicht  ist  namentlich  die  Verordnung  des  General» 
Owivenwuni  vom  13.  Juli  1889  von  Bedeutung,  welche  die  Ein» 
HttwiDfi^  von  Kulis,  die  mit  denselben  abzuschliessenden  Arbcits- 
wrträge,  die  Behandlung  der  Kulis  durch  die  Arbeitgebor  und 
anderetseits  <lio  Bestrafung  der  vorsätzlichen  Verletzung  den  Arbeits- 
vertngs  durch  die  Arbeiter  genau  regelt.    Da  diese  Verordnung 
im  TOfigen  Jahrgiuig  des  Jahrbuchs  (S.  90  fT.)  durch  Geonalkonsul 
Qftbrtel  (  ine  ausfülirlichc  Besprechung  gefunden  hat,  kann  auf  diese 
AnifiUiruiigeu  verwiesen  werden. 

Die  im  zweiten  Bande  mitgel^lte  engliauhe  Oesetzgcbimg 
iKrielit  sich  auf  Indien,  die  Goldkfiste,  Qanibien,  Sieira-Leono, 
Hongkong  und  (Queensland.    Uervtwzuheb^  ist,  dass  »  »di  liei 
deo  für  Indien  tmd  Hongkong  erlassenen  Vorschriften  hauptsächlich 
m  denSdiutz  der  daselbst  angeworbenen  und  in  fremde  Kolonieen  zu 
reriningenden  indischen  und  chinesischen  Arbeiter  handelt,  wShrend 
iimisrekehrt  die  in  Queensland  erlassenen  Vorschriften  ^ch  auf  die 
finffdirtuig  der  von  auswSrts,  insbesondere       von  den  Inseln  des 
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fttillen  Ozeans  kommenden  farbigen  Arbeiter  beuehcn.  Namentlidi 
ist  die  ISnfQhruDg  von  farbigen  Arlieitem  von  Inseln  des  stillen 
Ozeans  nach  Queensland  nur  mit  Qenelunigung  der  R^ening  ge- 
stattet (Gesotz  vom  18.  November  1880,  Artikel  7). 

Andererseits  ist  nach  dem  indisdien  Oesetse  vom  18.  Desember 
1883  die  AusfQhrung  von  Kulis  ans  Indien  nur  aus  bestimmten, 
entweder  im  Ocsotxe  selbst  bezeichneten  oder  v<mi  VioekOnig  an- 
zugebenden  Httfen  snUsMg  und  unter  strenge  Kontrolle  der  speziell 
hierzu  aufgestellten  Behörden  und  Beamten  gestdlt 

Bei  den  Verhandhingen  über  die  Arbeiterfrage  gel^ntlich 
der  erwähnten  Tngiwg  des  Instituts  drehten  sich  die  Er&rternngen 
h&uptsfldilich  um  folgende  vier  Fhigen'): 

1.  Kann  die  Anwerbung  farbiger  Arbeiter  (Kulis)  für  die 
Kolonicen  der  freien  Th&tigkeit  der  privaten  Unternehmer  über* 
lassen  worden  oder  muss  der  Staat  zur  Verhütung  von  HissbiKnchen 
regelnd  und  beaufsiditigend  a'ngreifen,  und  tmter  welchen  Voraus- 
setzungen kann  sich  eine  derartige  Einmischung  als  wirksam  erweisen? 

2.  Welche  Massregeln  können  ergriffen  worden,  damit  aus  d&c 
Einwanderung  Farbiger  eine  wirkliehe  Kolonisation  entsteht,  indem 
dieselben  sich  dauernd  in  der  Kolonie  niederlassen,  und  zwar  zu 
ihrem  eigenen  Vortal  sowohl,  wie  zum  Vorteile  der  Kolonie  selbst? 

3.  Welche  Massregeln  mflssen  ergriffen  werden,  um  die  fturbigen 
Arbeiter  gegenüber  den  weisem  Arbeitgebern  zu  schützen  und  für 
beide  TeUe  eine  genaue  ErfQUung  ihrer  beiderseitigen  Verpflichtungen 
hcrbeizttfflhrm? 

4.  Soll  der  Kontniktbruch  der  farbigen  Arbeiter  strafrechUich 
verfolgt  werden? 

Die  erste  Frage  wurde  selhstverstftndlich  bejaht  und  zwar 
winde  bervorgdioben,  dass  der  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  An- 
werbung der  Arbeiter  stettfindet,  dieselbe  durch  seine  Betiördon 
bcaufeichtigen  lausen  muss,  namentlich  damit  die  Anwerbung  ni<^ht 
durch  bedenkliche  Elemente,  die  als  Agenten  auftreten,  erfolgt 
und  kein  Zwang  auf  die  Anzuwerbenden  au£sgeQbt  wird,  dass  aber 
andererseite  auch  von  dem  Staate,  in  dessen  Kolonieen  die  Arbeiter 
eingeführt  werden,  genaue  Bestimmungen  über  Form  und  Inhalt 
des  Arbeitsvertrags  und  der  Behandlung  der  Arbeiter  zu  treffen 
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deren  Beobathtung  durch  bosondero  Beamte  flberwacht  wird. 
^6  wurde  dabei  dem  darchaiis  bcreehtigten  "Wunsche  Aiu^druck 
^^>:U:ü,    dass    zwischen  den  beteiligten  Staaten  internationale 
Xeranbaningen  Aber  die  Einfahrnng  «md  Ausführung  von  Kulis 
gnchloesen  werden,  dandt  die  getroffenen  Maewregeln  zu  inOglicbst 
lirkBunem  Vollzüge  gelangen. 

Bezflglich  der  zweiten  Frage  wurde  betont,  dass  es  in  der 
ßegd  sehr  sdiwierig  sei}  Kulis  in  der  Kolmiie,  in  welche  sie  als 
AiMter  dageflllirt  worden  Bind,  festzuhalten,  tind  dass  man,  wo 
Überfaaopt  diese  FeeÜuiltung  wünschenswert  sei,  gewöhnlich  nur 
dimdi  Ludzuweisangen  etwas  «wird  erreichen  können. 

Wis  die  dritte  und  Tierto  Frage  anlangt,  ilio  ja  innerlich 
lummahäugen,  so  war  die  Yenaimnilting  der  Ansicht,  das«  man 
in  «inxdien  Kolonieen  je  nach  dem  Charakter  und  der  Kulturstufe 
der  eingeborenen  BevOUcernng  die  Arbeitsverträge  mit  den  ein> 
gefaueneii  Arbeitern  dem  gemeinen  Rechte  unterstellen  könne,  ge- 
«Aolich  aber  besondere  Vorschriften  für  dieselbai  erlassen  mitasc, 
vnd  dass  es  ebenso  in  der  Regel  imvermeidlioh  sein  werde,  die 
maitztidie  Verleliiing  des  ArbeitsvertrugB  durch  die  farbigen 
iHidter  mit  Stralm  zu  bedrohen,  nicht  bloss  um  die  weissen 
üifernehmer  vor  Sdaden  «i  bewahren,  sondern  audi  um  die 
Eingeborenen  zn  ernster  Arbeit  zu  erziehen. 

n. 

£Sb  ist  nicht  möglidi,  an  dieser  Stelle  eine  auch  nur  kurze 
Analyse  des  vom  Institut  Golonial  zusammoigostdlten  nmlangreichon 
Mat>  rials  an  gesetztichen  Vorschriften  aber  die  ArbeiterverhAltnisse 
in  allen  angeführten  Kolonieen  zu  liefern.  Dagegen  soll  im  Folgenden 
wenigstens  ein  Überblick  über  die  bezüglichen  in  den  deutschen 
S(  Initz^ebieten  geltenden  Vorschriften  gegeben  werden. Dieser 
l  berbiick  winl  um  so  mehr  g^flgen,  ein  Bild  von  der  Art  und 
^'ai^'  zu  geben,  in  der  in  den  Kolonieen  die  Arbeiterfrage  geregelt 
nt,  als  sich  ja  begreiflid^  Wdse  die  deutsche  Kolonialvcrwaltung 
b>>im  &hmG  dieser  Vorschriftea  nnOglichst  genau  an  die  von  den 
ilteteo  Kolonialstaaten  gegebenen  Bns^de  gehalten  hat. 

Von  den  deutschen  Kolonien  scheidet  nun  das  südwest- 
sfrikanische  Schutzgebiet  deshalb  hier  aus,  weil  es  nidit 
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zu  den  tropischon  Kolonieen  gehOrt,  di<>  kliioatif^lien  VorUältiuHAe 
der  Kolonie  vielmehr  den  Euroi>lkM-n  jegliche  körperliche  Arbeit 
gestatten  «ndaiicli  die  oiiigelMtrciie  Bfvölkeninf;,  zum  Teile  wenigstens, 
tflchtige  und  willige  Arbeiter  liefert.  In  Folge  dessen  sind  in  diosem 
Schntzgebiete  ffir  die  ArhoitsvertrSgo  besondei-o  Vorschriften  nicht 
eiigangon.  l'bi^rhaupt  besteht  mir  eine  einzige  hier  einschlagende 
Vcrordnirnir  des  Kaiserl.  Kommissars  vom  17.  Mai  1891,  dun;h 
welche  verholen  wnnh^,  Borg-Damaras  oder  andere  Eingeborene 
des  sudwestafrikanischen  Schutzgebiets  anzuworboB  nnd  als  Arbeiter 
aus  dem  Schutzg«  biete  auszuführen  oder  dieselben  tur  Auswandommg 
zu  veranlassen.  Die  Anlegung  v.n  ALrentnren  zu  diosem  Zwecke 
wunle  untersagt  und  die  Zuwiderhandlung  gegen  das  Verbot  mit 
Ausweisung  ans  dem  Schutzgebiete  bedi-oht. 

Oau%  anders  liegt  die  Sache  in  den  übrigen  in  tropischen  und 
subtropischen  Gegendon  l>efindlich«'n  deutschen  Koloni(Mi. 

Was  zunil«  list  das  Schutzgebiet  der  Keii-G ui  nea-Compagnie 
anlangt^  so  war  bereits  dui-ch  VoiDithumgen  des  Kaiserl.  Kummissars 
vom  15.  August  1886  inul  20.  Marz  1886  die  Ansmhnmg  von 
eingeborenen  Arbdteni  teils  ganz,  teils  mit  gewissen  Beschränkungen 
verboten  woi-den. 

Duruh  Verordnung  des  Ijandhauptmannes  vom  1!^.  Januar  1887 
bozw.  3.  November  1S<87  wunle  sodann  mit  (lefllngnis  bis  zu  drei 
Monaten  oder  mit  Geldstrafe  >*is  zu  :{i)00  Mark  i>edroht,  wci-  Ein- 
geborene zur  Verwendung  als  Arlx  iter  ausffdu-t:  a)  aus  dem  S<  hulz- 
gebiele  nach  «isscihalb,  nlso  na<h  fremden  Besitzungen,  b)  ohne 
Beachtung  der  von  dr  r  liandcsverwaltinig  vorgeschriebenen  Kontrolle, 
aus  einem  Teile  des  Sebutzgel  i ets  nach  einem  anderen  Teile  oder 
nach  auswärtigen  deutschen  Plantagen  ans  denjenigen  Teilen  des 
Bismarck- Archi]><ds,  wo  dies  bisher  geschehen  ist,  und  aus  den 
zum  Schutzgebiete  geheiigen  Inseln  der  Siilomftnsgnipi>e. 

In  ausführlicher  Weise  wurde  ausi^erdem  die  Anwerbung  iiud 
Ausführung  von  Eingeborenen  als  Arbeiter  gi^egelt  «lureh  die  Ver- 
onlnung  des  Jijindeshauptmannes  vom  15.  August  1888.  Nach 
dieser  Veiordnimg  1)  darf  die  Anwerbung  von  Eingeborenen, 
welche  als  Arbeiter  aus  einem  Teile  dos  Scludzgebiets  nach  einem 
anderen  Teile  d.'sselben  Ober  See  verbracht  wenlen  sollen,  nur 
duR'h  St'liifTskapitaine  oder  Agenten,  welche  im  Dienste  der  Neu- 
Ouinea-Kouipagiiie  stehen  oder  von  ihr  beauftragt  sind,  oder  welche 
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^on  Landeshauptoiaiin  die  Erkubnis  dtzn  erhalten  l»ben,  innerhalb 
^  Grenze  dieser  Erkubnis  geschehen. 

Eingeborene,  welche  als  Arbeiter  nach  deutschen  Plantagen 
aaaKfhalb  des  Sdratzg^ietee  au^föhrt  werden,  kftnnen  dnn4i 
Ägeotuider  dasQ  Berechtigten  in  «len  Teilen  dos  Bismarck-ArchiiM  lR, 
«0  dka  bisher  geschehen,  und  auf  den  Salomons-TDRcln  angeworben 
vfifden;  jedoch  bedürfen  die  Agenten  der  Erkubnis  des  Landes- 
IttuptiiuinnB  (§  2). 

Die  nach  Mamgabe  den  §  1  angeworbenen  Aifaeiter  mtlsaen 
im  bterease  der  Möglichkeit  einer  genanon,  namentlich  auch  Ärztlichen 
KoDtioUe  Tom  Anwerbeplatz  in  eines  der  von  der  Neu-Guinea* 
KompegDie  aiigeleglea  und  unterhaltenen  Depots  gehradit  werden, 
«ddies  der  Landeshauptmann  dafür  bezeichnet,  und  dürfen  nur 
Ton  dort  unter  den  von  der  Vorwaltung  su  bestimmenden  Be- 
dingungen an  private  Arbeitgeber  nl)g*'<;eben  und  ihror  Bestimmung  xu- 
ftfüiirt  werden.  Für  die  nach  Mas^bedes  §  2  angeworbenen  Arbeiter 
itiinnen  zur  AusfQhmng  Berechtigton  benondere  Depots  anlogen, 
in  «eldien  die  Arbeiter  vor  der  Verschiffung  gesammelt  und  bc- 
vKlit  werden.  Arbeiter,  welche  nach  Ablauf  des  Vertrags  zurück- 
gebmcht  wenlen,  sind,  bevor  sie  an  die  AnwerboHtcIlo  oiler  in  ihre 
fleiout  abgeliefert  werden,  zunächst  dem  Depot  vorzufahren,  an 
welehes  m  vor  OberfQhrung  an  den  Bentimniungsort  gebracht 
iweD  (§  3). 

Die  Beförderung  der  im  §  1  bezeiohnetf>n  Arbeiter  nach  und 
von  dem  Depot  darf  nur  auf  Schiffen  der  Neu-Quinea-Kompagnie 
oder  aolchen   Schiffen  anderer  Rheder,  welche   vom  Landes» 
Iianptoiann   die   Ermüchtigung   dazu  erhalten  haben,  erfolgen. 
Ariiäter,  welche  nach  Massgabo  des  §  2  ansgefOhrt  werden,  dürfen 
m  den  dazu  Berechtigten  auf  eigenen  oder  gecharterten  Schiffen 
vom  De[K>t  der  Berechtigten  und  von  dort  nach  dem  Anwerbeplatz 
inritekbefiirdert  werden  (§  4).   Die  Erlaubnis  zur  Anwerbtmg  von 
iiimtero  wird  schriftlich  für  eine  bestimmte  Anzahl  derselben  und 
^  eiaea  oder  mehrere  Distrikte  oder  Teile  der  Küste,  in  welchen 
die  Anwtfbung  beabsiditigt  wird,  erteilt  und  zwar  nur,  wenn  ge- 
wisse Nachweise,  insbesondere  Ober  Seetüchtigkeit  des  Schiffis  etc.  bei» 
gebncht  sind  und  kann  bei  Zuwiderhandlung  gegen  die  über  die 
inwerbung  der  Arl»eiter  gegebenen  Vorschrift^,  schlechte  Beband* 
Joog  der  Arbeiter  u.  s.  w.  wieder  zurückgenommen  werden  (§§  0,  7). 
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Als  selbstäiulige  Arbeiter  (iQrfen  nur  gesiiiulo,  ausreichend 
körij^rlieh  entwic'k<»lte  lind  nicht  in  Folge  höheren  Alters  gehrech- 
liche  ]>eute  angeworben  wenhm.  Personen,  die  fliesen  Anforderungen 
nicht  entsprechen,  dfirfen  nur  ango\vorl>en  werden,  wenn  sie  zu 
einer  angeworbenen  Familie  geliörcn  und  ilireu  Unterhalt  von 
dieser  erhalten,  sofern  sie  nicht  an  einer  ansteckenden  Krankheit 
leiden  (§  S).  Die  Dauer  des  Vertrags  darf  drei  Jahiv  nicht  iiWr- 
tichreiten.  Der  schiiftlich  von  dem  zuständigen  Beamten  abzu- 
fjissende  Vertitig  muss  einen  vorgeschriebenet»  Inhalt  haben,  ins- 
l>esondeiv  liostimmungen  über  tlic  tHgliche  Arbeits/.«  it,  Sonntags- 
ruhe, Fcstsff/utiu;  d(?8  Monatloluieb  in  baar  Geld  odor  liandclswaivn, 
fivio  TJeferun^r  <lor  Behaustmg,  Kost  und  ärztliche  Pflege  und 
Zurückbcf/)rdeiinig  der  Arbeiter  nach  Beendigung  des  Dienst- 
vprhiütnisses  in  die  Heimat.  Eine  Yerlänir<  rung  des  Vertrairf»?  bis 
zur  Dauer  von  weitereu  dir^i  .laliren  ist  zulÜssig,  wenn  Arbeiter 
und  Arbeitgeber  darüber  (Muvei-standen  sitid  (§§  9,  lO  bezw. 
Verortln.  v.  18.  Oktober  1894).  Oenano  Vom:hriften  entiiält 
ferner  die  Veiordnuni:  iilier  das  von  den  Anworl)ern  über  die  An- 
geworbenen m  f?ihreiule  Verzeichnis,  die  Beschaffenheit  der  ArbeittT- 
schiffe,  den  auf  denselben  l>eroit  zu  haltenden  Proviant  und  <las 
vorrätige  Trinkwasser,  die  Arzneimittel,  welche  sich  an  Bord  l)e- 
finden  müssen,  dio  Aufnahme  der  geworbenen  Arbeiter  in  ein 
Depot,  die  Bcaufsii  hii^nnt:  der  Depots,  die  Yerbrinirnngr  dfrsellM-u 
vom  Depot  auf  das  S<  liit1,  die  Zurfickb«>fönlornnt:  d<  r  Arbeiter  in 
ihn?  Heimat  u.  s.  w\  (ijij  1 1  -  2H).  Zuwid-  i  liandUmgen  gegen  die 
Vors*  In  ift'  ii  'l-T  Vin'onlnuni^,  deren  B«v>b;i(  htiinc:  von  den  Stations- 
v<»r.s(>'li<'ni  Ifcaufsii-htigt  wird,  ulnd  mit  (irfäagais  bis  SU  vier  Wochen 
(xloi  (icldstruf.'n  bis  zu  r»«)0  M.  bedrolit  |§  2')). 

Zwi  i  Venn ddniiiivn  \"u\  10.  August  I8h8  und  19.  November 
1.S91  halx^n  genaue  V.iix  hi  itten  älter  die  Besc  haffenheit  der  Arbeiter- 
depots und  <1ie  erosim  lheitiii  iie  KoutioUe  der  als  Arbeiter  äuge- 
worl»enen  Eiiiyt  lnirenen  getnitTen. 

In  uninitti'lliareni  Zusrtnimeiihaiige  mit  der  Veroidnunt;  vntn 
15.  August  186^  stL'lit  fli.'  Vciiii-.lmiiii;-  vom  22.  Oktolier  1888, 
teil\vt>i>e  abgeilndert  ilunli  Voroi-(liiiuig  ytwn  1  !>.  Oktober  1SS9, 
iH'trelT.  <iie  Erhaltung  der  Disziplin  unter  «I-'h  farldgeii  .VrlM-itoru. 
Nach  die-  r  Veronlnuncr  köniK'U  zur  Erhaltung  dej-  l>is/iplin  und 
des  Uehorsauis  unter  den  farbigen  Arboitera,  welche  iu  einem 
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festen  ArbeitsverfaAltnisfle  stehen,  als  Disuplinantnifen  durch  don 
StituiiisvorBtetier  ▼erhftngt  werden: 

I.  Beschrftnkitng  der  Nahrung  —  bis  hOchatens  eine  Woche 
—  und  Entsiehuiig  Ton  Qenunmitteln;  2.  Arbeit  über  die  ge- 
wöhnliche Arbeitaxeit  hlnana,  täglich  nicht  Aber  3  Stunden,  und 
«dchentlich  nidht  Aber  3  Tsge;  3.  drei  Tage  in  der  Wodie  nicht 
flbenteigende  Einspeming  mit  oder  ohne  AbsdilieBsung  in  abge- 
«mdeiten  Rinmen;  4.  Kftrperlidie  Zfichtigungf  jedoch  nur  gegen 
nliHiliche,  körperlich  TOllig  gesunde  Arbeiter  und  nur  in  dem 
RiDe,  wenn  andere  Ziichtmittel  keinen  Erfolg  haben;  höchstens 
10  ScUSge  hintereinander  imd  nicht  Öfter  als  dnmal  in  der 
Woche.  Gegen  solche  fiurbige  Arbeiter,  welche  in  Niederländiseh- 
IndieD  angeworben  worden  sind,  ist  auch  Oeldbusse  bis  sum  HOchst- 
betrage  von  30  Mark  sulftssig,  körperliche  Zflchtigang  ist  jedoch 
gegen  diese  Arbeiter  nur  sulisng  wfthrend  der  Deuer  von  Freiheits- 
Btiafen,  welche  sie  auf  Orund  der  Verurteilung  wegen  Yerbrechen 
oder  Veiigdien  veibOssen. 

scfaweten  Yerfehlungen  oder  im  RAekfiille  können  die 
Teiachiedenen  Disdplinantrafen  auch  nebeneinander  verhSngt  werden. 

Die  Karachall-Inseln,  eine  Gruppe  sahlreieher  kleiner 
KeraUen-Inseln  sind  weder  fOr  die  lAudwirtschaft,  noch  für  den 
Plantagenbau  gengnet,  dagegen  gedeoht  die  Kokosnusspalme  da- 
■elbst  auageiekdinet,  die  der  etwa  16000  Seelen  slhlenden  Be- 
fOikemng  (Eanaken)  sowohl  Nahrung,  wie  auch  das  Material  fOr 
Xleidnng  und  Wohnung  liefiart,  wfthrend  der  getrocknete  Inhalt 
der  Mchte  (das  Copxa)  den  Banpt-Ausfuhrartikel  bildet. 

Zu  einer  eingehenden  Regelung  der  ArbeiterrerfaSltnisse  war 
aach  Lage  der  Sache  in  diesem  Schutsgebi^  ein  Anlass  nicht  ge- 
geben; ea  wurde  lediglidi  durch  eine  Ywoidnung  des  Sjiiserl. 
Konunisaars  vom  1.  September  1893  bei  Strafe  verboten,  Einge- 
boieae  den  Sdrotsgebietes  au  iigend  welchem  Zwecke  ohne  tw- 
giagige  Eriaubnis  des  Eommissan  ans  dem  Sdhutagebiete  ans^ 
nfOhien. 

1h  Ostafrika  hat  der  Aubchwung,  den  der  Planfagenbau 
BQt  «eigen  Jahren  genommen  hat,  die  EinfOhmng  T<m  chinesiadien 
and  malaiisfäien  Kulia  yeranlasst,  wfthrend  andererseits  durch  Vei^ 
«fdniing  des  Eaiserl.  OouTemeurs  vom  26.  Hftrz  1896  die  An- 
werbung TOD  Azbeitem  im  Sohntxgebiete  aum  Zwecke  der  Aua- 
IT 
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fuhr  nach  fremden  Gebieten  bei  Strafe  verboten  wurde.  In  Bezug 
auf  «11'*  Kinfühmnp  iind  Behandlung  der  Kulis  hat  eine  Verordnung 
vom  24.  März  1892  (Kol.-Bl.  189Ö,  S.  65)  eingehende  Vorschriften 
getroffen.  Zunächst  ist  bestimmt,  dass  oetasiatische  Einwanderer, 
welche  von  einzelnen  Unternehmern  oder  Gesellscliaften  auf  Grund 
von  Arbeitsverträgen  in  das  Dciitschn  Schutigehiet  eingeführt 
werden,  nur  in  den  Häfen  Üar-eH-Saläin.  B;i;?amoyo,  Tanga,  Pangani, 
Kilwa  und  Lindi  gelandet  wenlen  dürfen  (§  1).  Bei  Ankunft  der 
Arbeiter  und  elie  diese  den  Boden  des  Scliutzgebietes  betreten,  hat 
entwetler  der  Kapitän  des  Fahr/.ctips,  auf  dem  «lie  Arbeiter  cinge- 
Bchifft  öind,  oder  der  einfdhrcndo  üntemehnier  dorn  BezirkKimte 
des  Hafenorts  hiervon  mündliche  oder  schriftliche  Meidung  Qber 
Zahl,  Geschlecht  und  Herkunft  der  Einwanderer,  Geaundlicitszu- 
stand  im  Allgemeinen,  Name  des  Schiffs,  des  Kapitftns  und  des 
einffihn^ndon  rntornehmers,  sowie  den  Bestimmungsort  der  Arbeiter 
zu  erstatten  und  der  Meldung  ein  Exemplar  des  mit  den  Arbeitern 
abgeschlossent'ii  Vertrages  und  ein  Zeugnis  des  deutschen  Konsuln 
oder  der  zuständigen  Landesbehöixle  am  Oile  des  Veischiffungs« 
hafens  beizufügen,  in  welchem  die  Zahl  der  eingeschifften  Arbeit»^r. 
sowie  die  Freiwilligkeit  der  Auswaiidi  runir  bcschoiiiigt  van]  (§§2,  3). 

Auf  Gnuid  dieser  Meldung  lässt  das  Bcziiksamt  durch  einen 
Beamten  und  einen  Arzt  eine  Untersuchung  der  Elinwanderer  voiv 
nehmen  und  auch  untersuchen,  ob  die  Einrichtungen  des  Schiffes  den 
hierüber  erlassenen  Vorschriften  entsprechen,  ebenso  Beschwerden 
der  Kawianderer  entgegen  nehmen  und  deren  Richtigkeit  uuter- 
sudien,  sowie  feststellen,  ob  die  Einwanderer  über  die  einzelnen 
Bestimmtmgen  des  mit  ihnen  abgesohloeaenen  Vertrags  genau  unter- 
richtet sind  (§§  4— G). 

Für  die  Unterkunft  der  Arbeiter  am  Lande  hat  der  Unter- 
nelimer  Sorge  zu  tragen;  es  ist  Sache  des  Bezirksamts,  darüber  zu 
wachen,  dass  die  hierfür  bestimmten  Räume  je  mit  Rücksicht  auf 
die  Dauer  des  Aufenthalts,  sowohl  was  Bauart,  Umfang,  Gesundheit 
als  auch  die  innere  Einrichtung  betrifft,  den  Bedürfnissen  und  bis- 
herigen Gewohnheiten  der  Einwanderer  entsproclu-n  (5j§  7,  8). 

Transporte  von  Einwanderern  von  der  Küste  in  das  innere 
mi'issf'n  durch  eine  von  oinom  Weissen  konmiandieiie  Polizeiab- 
toilIln^^  begleitet  worden.  Der  Kommandierende  hat  (hirü>>er  zu 
wachen«  dass  auch  auf  den  Uaitestationeu  vom  Unternelmier  di,e 
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iNgm  Vorkehningen  mr  Unterkunft  nnd  Verpfleguag  der  Bin- 
wiiidenr  getroffen  sind  und  dass  diese  sdbst  ▼ollsShllg  am  Orte 
Huer  BestinDkiingen  angelangen  (§  9). 

Qenane  Vonehrillen,  deren  Beobachtung  behördlich  fiberwacht 
wM,  cnthllt  sodann  die  Verordmmg  fiber  die  Unterbringung  und 
BebuKlhmg  der  Aibdter  am  Orte  der  Yerwendung,  insbesondere 
Iber  die  Wohnungen  der  Arbeiter,  ärztliche  Untersuchung  und  Be- 
Jandliiog  der  ndissigen  Lohnwrsohtlsse  an  die  Arbeiter,  die  Ver- 
pffiditimg  der  Arbeitgeber  nach  LSsung  des  ArbeitsTertmgs  ffir  die 
Bfldtftdirt  des  Arbeiters,  sowie  dessen  Unterhalt  bis  zur  Abfahrt  zu 
«UKen  n.  B,  w.  (g§  10  ff.) 

linden  sich  im  Arbdtsvertnge  Bestiomiungeni  welche  den 
iMtehmden  Oesetien  oder  den  Fordotingen  der  Humanität  zuwider- 
hohn,  80  ist  das  Gouveniement  befogti  den  Vertrag  wom^iglieh  im 
GarenOndnisse  mit  dem  Unternehmer  oder  Arbätsherm  in  dieser 
Bniehnng  abzuändern  ($  26). 

In  Uebrigen  sind  Uebertretnngen  der  Bestimmungen  der 
Vomdouttg  durch  die  Unternehmer  oder  Arbeitgeber  in  §  21  mit 
Q«UfltnfB  von  1000  Bnpien  oder  Haftstmfe  bis  zn  sechs  Wochen 
bedroht  Andererseits  hat  §  16  dem  Arbeitsherm  bezw.  dem 
iitfrichtabeamten  des  Gouveinements,  wenn  taa  solcher  sich  an 
Ort  und  Stelle  befindet,  fUr  leichtere  Übertretnngen  eine  Straf- 
pnlt  eingerftumt,  welche  einen  Lohnabzug  his  zu  einem  '^«rtel 

Vonatsgehalts  nicht  flbersteigen  darf. 

IMeae  Yocschnift  findet  nunmehr  ihre  Eigftnzung  durch  die 
fb  Oitafrifat,  Xameran  nnd  Togo  erlassene  VerfOgung  des  Bncha- 
bnilfln  vom  22.  April  1896  (§  17X  wonach  Eingeborene,  welche 
in  einem  Dienst-  oder  Arbeitsverhfiltnis  stehen,  auf  Antrag  der 
Dient-  oder  Arbeitgeber  wegen  fortgesetzter  Fflichtverietzung  und 
l^sMt}  wegm  Widersetzlichkeit  oder  unb^grllndeten  Verlasaens 
ikrar  IXenst-  oder  Arbeitastellen,  sowie  wegen  sonstiger  erheblicher 
▼erietzongen  des  Dienst-  oder  Arbntsverhiltnisses,  diszifdinarisch 

dem  mit  Ausübung  der  StnfgerichtRbartceit  betrauten  Beamten 
Vit  kfliperlicher  Zflohtigang  und  in  Verbindung  mit  dieser  Strafe 
oder  allem  mit  Kettenhaft  m<dit  Aber  14  Tage  bestraft  werden  kflnnen. 

b  Kamerun  nnd  Togo  hat  die  Kolonialverwaltnng  noch 
k^sen  Aolaaa  gehabt,  die  VeihAltnisse  der  eingeborenen  Arbeiter 
«^sehend  zn  r^gebi,  sie  hat  eich  bisher  darauf  beschrtnkt,  die 
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Ausfuhr  von  Arbdteni  ans  dem  Schutsgebiete  Stnie  zn  vor* 
bieten  (Tenndn.  vom  6.  Juni/ 7.  Oktober  1887  fflr  Kamerun  nnd 
Vetordn.  vom  24.  Dezember  1891  fflr  Togo). 

Ausserdem  ist  nach  der  Yerordnuni;  Tom  11.  Dezember  189d 

die  Auswanderung  Eingeborener  von  Kamerun  nach  FUtsen 
ausserhalb  dersell>en  nur  mit  Genehmigung  des  Kaiserl.  Oouvemeius 
geststtet.  Die  Verfügimg  des  ReichskanzlerB  vom  22.  April  1896 
Aber  disziplinftie  Bestzafung  dor  farbigen  Arbeiter  wegen  vnrsftts- 
licher  Verletzung  des  Arbeitsvortrags  u.  s.  w.  findeti  wie  schon 
bemeriLt,  auch  in  diesen  Schutzgebieten  Anwendung.  — 

Der  eigentümliche  Charakter  der  kolonialen  GeeetÄgebimg  in 
Bezug  auf  die  Arl)eiterverhältni8He  liegt  darin,  dass  diese  Verh&it> 
nisse,  obwohl  siej  nam^tlich  die  Beziehungen  der  Arbeitgeber  zn 
den  Arbeitern  nach  unserer  Auffiassnng  grundsätzlich  dem  Privat» 
redite  angehören,  doch  in  der  einsohneidendrstcn  Weise  vom  Staate 
geregelt  und  beaufsichtigt  weitlen.  Allerdings  liat  in  fast  allen 
europäischen  Staaten  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Gesetzgebung 
und  Veinvaltiuig  in  viel  umfassenderer  Weise  als  frOher  die 
Arbeiterverhältnissc  in  den  liereioh  ihrer  Thätigkeit  gezogen  und 
sind  namentlich  der  Arbeitsvertrag  und  die  sich  daraus  eigeben* 
den  Besiehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  Gegenstand 
der  sog.  Arbeiterschutzgesetzgebung  gewonlrn. 

Viel  weiter  geht  aber  in  diost m  I3oziebung  die  koloniale  Ge^tz- 
gebung.  Der  Staat  l>estimmt,  oh  bezw.  unter  \vekhen  Voraus- 
setzimgen  farbige  Arbeiter  in  eine  Kolonie  eingefülu-t  bezw.  aus 
derselben  ausgeführt  werden  können,  er  kontrolliert  auf  das  Genaueste 
die  Ausfuhr  und  Einfuhr  der  Arbeiter,  welch'  letztere  er  sogar 
unter  Umständen  selbst  finanzieU  unterstützt«  er  schreibt  die  Form 
nnd  den  Inhalt  des  Arbeitsvertnigs  vor,  und  überwacht  die  Ausführung 
derselben,  wie  er  die  Behandlung  der  Arbeiter  durch  die  Arbeit- 
geber beanfoiditigt.  Unl>ekümmert  um  die  theoretische  Unter- 
scheidung von  civilem  und  kiiminellem  Unrecht  bedroht  er  die 
Verletzung  des  Arbeitsvertrags  durch  den  Arbeitgeber  wie  den 
Arbeiter  mit  Strafe.  Kurz,  das  ganze  Verhältnis  der  Arbeitgeber 
zu  den  Arbeiten)  ist  der  Hauptsache  nach  aus  dem  Gebiete  des 
Privatret^hts  in  das  des  öffentlichen  Rechts  verschollen. 

Die  Gründe,  aus  welchen  die  koloniale  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  sich  in  so  eingehender  Weise  mit  den  Verhältnissen 


der  dngeboTonen  Arfadter  bMchftftigt,  tisd  tdls  litimaner,  teils 
virtaduftlkiheir  Natur.  JedenbUs  beweist  die  Art  und  Weise,  wie 
adi  alle  KotonialstsateB  um  diese  Yerhiltnisse  siueliiiien,  dass  es 
nnaiQgüdi  ist,  eine  sllgemeine  Formel  für  die  Wirksamkeit  des 
Stute  auf  wirtadiaftlifdiem  Qebiele  aufsusldlen  und  dass  nament- 
lieb  der  Onindsatz  des  „Laisser  fsire  et  laiaBsr  aller**  gegenttber  den 
BfldllibiisBen  des  wiiUiohen  Lsbens  in  keiner  Weise  Stich  bilt 
lim  von  diesem  Gesichtspunkte  ans  die  Behandlung  der  Aih^ter- 
619B  in  den  Kolonieen  ebsnso  interessant  wie  lehneioh  ist,  bedarf 
«oU  keiner  Henrorhebiing. 

Nachtrag. 

Nsdidem  die  vorstellende  Abliandliug  beraits  im  Dnid^e  l>e* 
hdlidi  var,  erschien  der  dritte  (letxfe)  Bsnd  des  S.  24?  angefOhrlen 
SniBMlweii»  „La  raabi^d'oeuvre  attx  colonies".  Derseilie  entbAlt 
eine  Annhl  von  im  ersten  Bande  noch  nicht  berflckaiohtigten,  fOr 
<lie  frauKQsisohen  Kolonieen  erhaeenen  Gesetze  nnd  die 
Gflsetzgebnng  der  hoUSndiscben  Kolonie  Surinam. 


Dor  Zug 

der  Gesetzgebung  iu  den  Vereinigten  iStaaleu 
hinsichtlich  Kapital  und  Arbeit^) 

Von 

Frederik  A.  Clevelandf  Dozent  dor  Staatäwi.säcn6cliaften  (Chicago). 
ÜbeEsetxmig  vcm  mefarorcn  Mi^adern  der  Xatwugang. 

Aus  der  Auffassung  des  Gesetzeweohtes  als  der  liergebim  !itAn 
oder  feststehenden  Ordnung,  Handlungsweise  oder  Methode,  oder 
in  der  letzten  Analyse  als  einer  hergebnii  ht*-ii  Denkensmethode 
folgt,  dass  ein  erjassenes  Oesete  eine  maBBgebende  Ausdrucksweise 
oder  Formulierung  jener  allgemeinen  Methode  ist  Ein  Gesetz 
kann  daher  nicht  ein  spontanes  Geschöpf  eines  Augenblickes, 
snn<1om  muss  das  Eigebnis  einer  langAviongon  Ebitwicklung  sein. 
Di»'  Ansrhauungen  der  vei^schiedenen  Angeiiöngen  des  politischen 
8taateiif;i  liildos,  in  welchem  das  Geeeta  gilt,  mflssen  in  gleicher 
Weiso  boeinfluBst  sein;  die  Methode  muss  allgemein  «Otden,  bevor 
die  Einfühning  möglich  wird.  Die  Daseinsbedingungen  spiegeln 
sich  im  Geiste  des  Einzelnen  und  wenlen  von  hier  in  eine  all* 
gemeine  Ausdnieksform  zurückgespiegelt  Das  nennt  man  Gesetz» 
gebung.  Ein  kurzer  überMick  üImt  die  Entwickhmg  der  Ver- 
einigten Staatcngeset^^ebung  hinsichtlicli  Kapital  luid  Arbeit  IBsst 
daher  einige  Bemerkungen  hinsichtlich  der  I^bensbeding^mgen  der 
„Pilgervätei^*,  der  Gesetze  und  Institutiotten  des  Landes,  in  welchem 
sie  lebten,  angebracht  erscheinen. 

Die  nachfolgenden  Anaffllimngwi  dürfte  beaoDders  mit  Kfioksiaht 
anf  die  angefügten  Tabellen,  und,  da  die  eingehenderen  Ibterialien  nnaeren 

Lesern  zum  gross'-n  Teil  iii*  ht  leicht  augKeglich  sind,  als  ein  willkommener 
Beitrag  für  das  Jahrbuch  angesehen  werden.  Die  Bedaktion. 
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mr  finden  da,  daas  den  engliadien  AnBchairongen  von  den 
«inlen  Daadnebedicgiingen  a.  Zt  der  Arbdtevstaiid  ala  die  aller- 
jiiedijgste  Sducht  der  Oeaellachaft  ersohknen  war.  Bin  bekanntes 
QttttsEdaatds  des  Dritten  vom  Jahre  1349  venndnete,  daea  Jedennann 
anter  60  Jahren,  der  Irelue  Subristensinittel  habe,  anf  ergangene 
Anfloiderang  Terpfliofatet  sein  aolle,  „dem  an  dienen,  der  darnach 
fvlaage^;  ea  aetste  feste  Lohnaätae  an  und  bedrohte  die  Zahlung 
hfiherer  Lohne  mit  Strafe. 

Die  Gesetze  Utisabeths  vom  Jahre  1467  ff.  verordneten, 
to  alle  aiiieita&higen,  mittdloaen  Personal  gezwungen  werden 
konnten,  in  der  Landwirtschaft  Arbeit  au  nehmen,  und  weiterhin, 
da»  die  Ortarichter  von  Zdt  au  Zeit  mit  ihnen  geeignet  erscheinenden, 
nvetUeeigen  und  bedächtigen  MSnnem  nieanmienkonunen  imd 
nach  einer  gemdnaamen  Beratung  Aber  „der  Zeiten  Wohleigehn 
oder  Notdurft"  die  LRbne  für  die  verschiedenen  Arbeiterklassen 
üeslsetsen  soUtm,  deren  Nichtinnehaltung  schwer  an  bestrafen  sei. 
Diese  Gesetaesbesttmmungen  spiegehi  nur  eine  allgemeine  Methode 
des  Denkens,  allgemeine  Ornndafttae  wieder,  die  in  der  englischen 
Oeaetigebnng  bis  1813  enthalten  und  thatdtohlidi  bia  sum  Jahre 
1676  nicht  völlig  aus  der  Bechtscrdnung  ausgemerzt  waren.  — 
36  und  39  Vict  Oh.  86. 

Ein  Arbiter,  der  ans  der  Stellung  ging,  konnte  eingeaperrt 
weiden,  wShrend  der  Herr,  der  seinen  Knecht  zu  Unrecht  fortjagte, 
nur  eine  Oddatrafe  zu  gewärtigen  hatte.  Das  einzige  Rechtamittel 
v^en  Yertnigabrudia  gegen  den  Herrn  war  oivflrechtlicher,  daa 
gegen  den  Knecht  strafrechtlicher  Natnr. 

Die  englischen  Arbeiter  empfanden  diese  ungerechten  Ein- 
schiinknngen  ihrer  Amdlungsfreiheit  sdion  frühzeitig  sehr  schwer 
and  veriieh<>n  ihrer  Unzufriedenheit  Ansrlmck.  Sie  äusserte  sich  in 
Otpnisationen,  Pctitionon  und  gelegentlich  in  Aufständen.  Aber 
Bo  tief  wurzelte  die  Anschauung  von  der  Unterwertigkeit  des  Ar- 
beitecBtandee  im  englisch«!  Anachauungskreiae,  dass  selbst  in  der 
Mode  retigiOser  und  politischer  Enegimg  zur  Beformationszeit 
der  Arbeiter  kaum  als  in  seinen  Rechten  und  Freiheiten  dep  übrigen 
Kinasen  der  Oesellschaft  ebenbürtig  angesehen  wurde.  Jedwede 
A^tition  auf  Seiten  d«r  Arbeifer  wurde  von  der  Oesellschaft  als 
m  Angriff  auf  den  Sffenflichen  Frieden  und  die  allgemeine  Vohl- 
Uirt  aoljgefasst   QrganisationeD,  selbst  HilEs-  und  Schulzgenossen- 
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Bchaftcn  wurden  fQr  unges^t/lii  Ii  erklArt;  VernDtgungen  zwecks 
Lohnsteigerung  galten  als  VeraohirOrungcn ;  schwwe  Stmfen 
wurden  auferlc^  und  hohe  BeLohnangen  Iflr  Entdeckung  solciher 

ausgesetzt. 

Die  empörenden  Tyranneien,  die  dies  System  begünstigte  nnd 
erlaubte,  wunlen  am  besten  durch  die  geechichtUohen  Thatsachen 
der  Prakttken  in  gewissen  Minen  beleuchtet,  wo  angestellte  Untei^ 
Buchungen  eigaben,  dass  zalilroif  ho  Familien  stBndig  unter  Tage 
gehalten  wurden,  um  die  ^^'ollMu^^>kosten  SU  sparen;  in  gewisHen 
Kohle  II  in  inen,  wo  die  YUdtze  schmal  waren,  worden,  um  an  der 
AuBscliachtung  zu  sparen,  nio<liig*>  GefiUurte  von  ganz  oder  halb* 
nackten  Weihern  auf  so  niedrigen  Wegen  entlang  gezogen,  dass  oe 
in  einem  0e8<.'hirr  sich  auf  Hiinden  und  Knieen  fortljcwcgcu  mu&stea. 

Die  Wirkung  dieser  Gest  t/g.  l.img  und  einer  socialen  Onlnuog, 
welche  Dienst  und  Ai1>t;it  als  ein  Schandmal  ansah  und  dem 
Arbeiter  da»  Recht  dei  Menschenwftrdo  absprach,  die  die  Gesell« 
Bchaft  in  Klasaea  schied,  von  denen  die  produzierende  die  niedrigste 
war,  tritt  in  unserer  Kolonialgoaeta^bung  zu  Tage;  Verbote  jeder 
denkbaren  Art  waren  an  der  Tagesordnung.  In  Viiginia  muBSte 
der  Knecht,  der  ohne  Erkubnis  seines  Herrn  heiratete,  noch  ein 
Jahr  dienen,  eine  Hagd  die  doppelte  Zeit  ihrer  Verpflichtung  und 
ein  Freier  nicht  nur  die  doppelte  2Mt  dienen,  sond^  auch  nodi 
eine  Strafe  von  500  Pfund  Tabak  zahlen  (Geeetze  von  1642  und 
1657).  Entiaufene  Zeithörige  mussten  für  den  ersten  Fluchtfiül 
die  doppelte  Zeit  ihrer  Abwesenheit  dienen  und  wurden  beim 
zweiten  Male  gebnandmarkt  (Gesetz  von  1642).  Handel  mit  Ge- 
sinde in  irgendwelchen  Waren  ohne  Zustimmung  des  Heim  wurde 
mit  Geld  und  Gettngnis  bestraft  (Gesetz  von  1657).  Körperliche 
Züchtigung  war  gestattet,  allerdings  mit  der  Beschrlnkung,  dass 
der  Herr  memals  einen  christlichen  weissen  Knecht  anf  den  blossen 
KOrper  ohne  EiniAchtigung  des  Friedenariditeis  auspeitsebea  solle 
(Gesetz  von  1705).  Wir  kOnnen  uns  vorstellen,  wie  wdt  man 
ging,  wenn  der  Knedit  nicht  gerade  ein  weisser  Christ  oder  ent- 
bl5sst  war.  Widerstand  gegen  den  Herrn  wurde  mit  einer  zwei- 
jfthrigen  Dienstverlftngening  bestraft  (1761).  In  Massachusetts  be- 
stimmte das  Gesetz,  dass  ein  von  seinem  Herrn  verkrüppelter  oder 
verstOmmelter  Knecht  frei  weiden  sollte,  ausser  wenn  es  ohne  fra- 
williges  Znthun  geschah.   1061  wurde  in  Virginia  ein  Gesetz  er* 
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kss«?n.  fing  unter  anderem  Folg<^iKleß  liestimmt:  ..Siutomal  rlio 
private  Beerdigung  von  Kneclitt  n  und  Anderen  Anlab.>  zu  vielen 
Gerüchten  gegen  gewisse  Pei-sonen,  als  die  vermeintlichen  rrhel>er 
ihrps  Todes  giebt,  aus  dem  Onuido,  dass  sit;  tneistiiMis  ohne  Wissen 
uiü!  Gegenwart  Andoror  als  Kololier  Aiigelniriu;er  stattfindet,  die  in- 
folge ihrer  nalicn  VerwandtacluJt  ~  Mann,  Fiau,  Kimler  nicht 
gewilh  sind  oder  als  Gesinde  sich  oft  scheuen,  Anzeige  zu  maclien, 
sofern  ein  Mord  vorliegt,  soll,  ujn  dies  zum  beseitigen  und  ferner, 
um  der  barliarischen  Sitte  ein  End<*  7U  machen,  welche  die  KOrjMjr 
d«>r  Toten  durch  Bogi-alipn  auf  iifTentliihen  und  unabgezftnnton 
Plätzen  jEur  Beute  der  S^  iiweine  und  an«leren  Gpzfi<'hte8  macht, 
liicnnit  Ix-stimmt  werden  etc.  .  .  Es  \Nird  nun  lu'Htinnnt,  dass 
die  B*?i'niig\ingeii  an  bestimmten  Piät/.en  und  öffenlliih  stattlindi-u 
sollen.  Aijeriuals  heii«8t  es  1602:  Alldieweil,  wenn  eine  Fnuu'ns- 
perwn.  die  von  ihrem  Dienstherni  ein  Kind  bekommen  hat,  ihres 
DieikHtf?»  Itilig  wird,  hierdurch  alle  lockeren  Personen  veranlasst 
werfen  könnten,  all  ihi-e  Rastardf  ilueu  ilen-en  vor  die  Thüre  zu 
legen,  wird  hierdurch  vorcirdnet,  dass  Frauenspei-sonen,  die  von 
iiiren  Herren  ein  Kind  bekommen,  für  zwei  Jahre  verkauft  werden 
wtllen  und  der  Erlös  in  Tabak  —  dem  damals  landesüblichen 
Gelde  -  der  Kii-chengemoinde  zufliessen  soll  '.  In  Massachusetts 
(üesi  tz  von  1062)  war  den  Dienstleuten  die  Traelit  li.\stimmt  und 
Torgeahriel^en  und  1698  das  Rerht,  Wirtshäuser  zu  iieriuclu  n,  ver- 
—  Der  Zweck  dieser  kurzin  ZusananenstüUung  ist,  eine 
Vorstellung  über  die  reihtliehe  und  gesellschaftliche  »SteUujig  der 
Arbeiter  zu  Beginn  der  »nierikanischen  Geschichte  zu  geben. 

Die  liohneinschränkungefi  mögen  aus  folgenden  Citatm  der 
cinzelüen  Kcdonialgesetzgebungen  ei-sehen  werden.  Die  Gesetze 
Tim  Mas<!aehusetts  (1630.  33,  35,  30,  41)  setzten  fest,  dass  die 
L;'4uit!  Von  der  Ortsgetneinde  bestimmt  luul  alle  Arbeiter  und 
Knechte  daran  gebunden  sein  sollten.  Die  Kolonie  l'lymouth  (lü3Ö) 
^»«timmtc.  ..da.«s  ohne  behAnlürhe  Gcnelmiigung  ein  Arbeiter  nicht 
ffivlir  al.«,  12  pence  pro  Ta^-  mit  Mahlzeiten  oder  18  pence  ohne 
Mahlzeiten  erhalten  sol]»>'v  Die  Koli>nif  von  Massacliusetts  Bay 
'1633)  bestimmte,  das-  Ziinnierlente,  Säger,  Maurer,  Ziegler,  Töpfer, 
Schreiner,  Radmaeh«  i.  Sehnitter  und  andere  Arbeiter  zwei  Shilling 
ohne  Verköstigung  oder  14  pence  mit  Verköstigung  ei halten  und 
^  der  Koostabel  zusammen  mit  zwei  Aoderea  die  Löhne  für 
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niedere  Arbtit  feetietieii  solle,  moht  zu  gedenken  der  einceliiffli, 
in  Viiginia  und  den  anderen  Kolonien  auferieglen  Beedhilnhingen. 

Ee  vOgaa.  drei  bedeutaune  Schritte  in  der  lüntwickluiig  der 
die  geeeliechaftfiche  und  geeetdiche  Stellung  des  ArbeSteis  be- 
treffianden  Oesetse  der  kolonialen  Zeit  herroigehoben  weiden. 
1.  Leibelgeneofaaft  und  Hörigkeit  waren  nie  eingeführt  Der 
Ariteitar  und  Knecht  war  nicht  an  die  Scholle  gefeeaelt,  noch 
dem  Immobiliarbesitse  seineB  Herrn  angefügt  Selbst,  nachdem 
die  SUaversi  eingefChrt  ward,  war  der  Sklave  nicht  ein  ZubebOr 
des  ßealTemiögens  (Real  Property);  er  wurde  yiebnehr  als  ein 
Glied  der  &niilia  im  r5mis(^n  Sinne  angesehen.  2.  Die  Be- 
schiinkungen  der  Yertragsfreiheit  wurden  allmihlich  beseitigt 
3.  Der  Bechtsbehelf  dee  Herrn  wegen  Yertiagsbruohes  ward  auf 
das  Cärilrerfahren  bestdiriinkt 

Schon  die  Tbatsache,  dass  die  ersten  Kolonisten  ihre  Unter- 
nehmungen auf  einer  genoeeenschaftliohen  Grundlage  xu  ffihiea 
suchten,  ist  beaeichnend  für  ihre  wmtgehende  Rttcksichtnahine  airf 
die  allgemeine  geweibliche  Wirtsdmft.  Obwohl  sie  englische 
Ideale  und  englische  ELnrichtungen  mitgebracht  hatten,  wurden  sie 
durdi  die  Ökonomischen  Verhältnisse  geswungen,  die  kfinsüloben 
Daseinsbedingungen  von  Klasse  und  Kaste  absuschfltteln.  Gemein- 
same Gefahren  und  gemeinsames  Interesse  knilpften  ein  gemein- 
sames Band  der  Anteilnahme,  stellten  sie  auf  eine  höhere  sittliche 
Stufe  und  neitigten  eine  erliabenere  Auffassung  von  den  Menscfaen- 
rechten.  Diese  neuen  Dsaeinsbedinguogen  modifizierten  allmthlieh 
ihre  Einrichtungen,  und  noch  vor  dem  Unabhingigkeitskriege  waren 
die  Gesetze  fiber  EinsdurSnkung  der  Verixags-  und  Verpinigungs- 
faeiheit  dahingesdiwunden. 

Die  Entwicklung  bis  dahin  dürfte  man  als  eine  negative, 
d.  h.  in  der  Beseitigung  von  Hindernissen  bestehende  ansehen. 
Im  Grunde  aber  war  sie  positiver  Natur.  Sie  schuf  Gldchheit 
zvrischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  Herrn  und  Knecht  Sie 
stellte  den  Kapitalisten,  den  Unternehmer  und  den  Arbeiter  auf 
ein  und  dieselbe  Stufe.  Hatte  sich  nicht  die  Gesellschaft  in  ihrer 
gewerblichen  Gliedenmg  erheblicher  differenziert,  wire  das  Ver* 
hlltnia  zwischen  Herrn  und  Knecht  in  seiner  alten  Einfachheit 
bestehen  geblieben,  wäre  das  Gewerbe  weitethin  von  kkinen 
Wirtschaftsgruppen  betrieben  worden,  so  würde  hOchstwahiacheinlich 
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die  OweUaehaft  Jraine  Notwendigkoit  einer  poBitiTen  Geeetzgelrong 
mn  Schatze  der  Arbeit  «Deritannt  haben.  Aber  Kette  und 
Botehhig  des  gewerbliobeii  Betriebe»  luderten  aioh  Bfshrittweb& 
An  die  Stelle  der  kleinen  WlrtsdiallBgrappe  trat  die  Fabrik,  an 
die  Stelle  der  Handarbeit  niaeBige  Haeohinea.  Der  Kapitdiat,  der 
Axbeiter,  der  üntemehmer  —  ein  Jeder  fibecnahm  besondere  und 
abgegreiate  Ftinktionett.  Kapital  und  Axbeit  trennten  aioh  weit 
Ton  einander  and  der  üntemehmer  stand  daawiaoihen  und  be- 
henechte  aie  beide.  In  seinen  Hftnden  waren  Bohatoff,  Kapital 
und  Aibeit  nichts  als  Elemente,  die  er  in  der  wirkaamslen,  d.  h. 
für  ihn  einträglichsten  Weise,  zu  kombinieren  snohte,  und  die. 
anonyme  Geaeüachaft  erwies  sich  als  eine  sehr  nfttsüche  Ein* 
richtong,  um  alle  diese  Elemente  in  die  wirtschaftliohe  Beitehnng 
m  einander  au  bringen.  Hier  finden  wir  TdUig  verRnderte  Daseins- 
bedingmigen  entwickelt  durch  die  wirtechaftliche  Betbitignng  der 
Gesellsehaft.  Es  soll  nnnmdur  gezeigt  werden,  wie  ddi  dies  in 
nnserar  Qeseta^bnng  seit  d^  Zeit  der  Unabhängigkeit  wieder- 
gespiegelt  hat 

Das  Bedit  der  Yertnigsfreiheit,  soweit  es  sich  in  der  kolo- 
aialtti  Periode  herausgebildet  hatte,  war  eine  Befugnis  des  Oe- 
DwiBen  Rechts  und  umfasste  alle  YertrUge,  die  weder  unsittlich 
Doch  stmibar  noch  dnrch  Spezialgesetze  verboten  waren.  In  dem 
Onde,  wie  die  spezialgeeetzlichen  Beechiftnknngen  beseitigt  wurden, 
ddmte  man  den  Wirkungskreis  des  gemMnrschtlichen  Grundsatzes 
ans;  er  blieb  immerhin  der  spezialgesetsiidien  Regelung  unterworfen. 

Nach  der  Annahme  unserer  Verfiissungen  vrurde  das  in  vielen 
Staaten  gewShrleiBtete  Recht  „Eägentnm  zu  erwerben,  zu  besitzen, 
und  zu  beschützen**,  sowie  die  „Bestimmung,  dass  Niemand  sdnes 
Lebens,  seiner  Freiheit  oder  seines  Eigentums  beraubt  werden  soll, 
aoeier  im  Torgeschriebenen  Rechtsverfahren*'  von  den  Gerichten 
dahin  anbiegt,  dass  darin  das  Recht,  vernünftige  Vcrti-ägc  abzu- 
aefalieBsen,  inb^n^fl<sn  Md  und  dass  dies  Redit  von  den  gesetz» 
gebenden  KOrpendiafben  nicht  genommen  wuden  kOnne.^)  Die 

')  Im  Zosammeidiaage  hiemiit  ist  zn  beachten,  dass  die  Theorie  des 

unehkaoiscbeo  Verfassungsrechtps  vom  deiitsclu'n  Verfassungsrechte  iiii- 
weicht,  itisoffin  die  Verfassung  in  den  Vereinigten  Staaten  über  den  ^'eseta- 
psbeoden  Kurparechaften  uod  vou  iluieu  unerreichbar  dasteht  und  d&Hs  jedes 
■■ter  Terietsong  der  Veiftssung  angenommene  Oeeets  von  den  Gerichten 
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denut  ausgelegteil  einschlägigen  Vei'fossungtrparagraphen  mfigonals 
der  ente  Schritt  der  positiven  Regelung  clor  Genetzgebiuig  sur 
Besiehung  zwischen  Kapital  und  Arbeit  in  unmittelbaiem  Anschluss 
hieran  n»ch  dem  Erwerb  nnseror  Unabhängigkeit  anzusehen  sein. 

Demnächst  begann  die  Bundesregierung  mit  einer  Reihe  von 
Zülltaiifbestimmungen,  die,  wenn  sie  auch  nicht  durcligeliends  den 
Zweck  vei'folgen  sollten,  doch  thatsiiehlich  dazu  gedient  haben,  den 
Arbeiter  rlienso  gut  wie  dem  Fabrikanten  vor  dem  nachteiligen 
Wettbewerb  des  Auslandes  zu  beschützen.  Dies  dikfte  als  ein 
sweiter  Scliritt  in  der  positiven  Geeetagebung  gelten. 

Der  dritte  Schntt  nach  vorwSrts  folgte  in  unmittelluii  om 
Anschluss  daran;  mit  ihm  Ijegann  unsere  Gesetzgebung  zur  Siehe- 
rung  der  I.olinzahlung.  Es  ist  das  Statut  Ober  das  Pfiuidrecfat 
der  Handwerker,  üeber  die  Geschichte  dieser  Gnippe  von  gesetz- 
lichen Bestimmungen  berichtet  Philipps  (,^echanic's  Liens'*),  wie 
folgt:  „Dos  den  Handwerkern  zur  Sicherung  des  Betrages  ihrer 
Fonlerungen  für  die  geleistete  Arbeit  zustehende  Pfandrecht  an  den 
Qebftuden  und  dem  Grund  und  Boden,  worauf  diese  eniditet 
wai-en,  ist  eine  Schöpfung  des  statutarischen  Rechtes.  Es  war  bis 
dahin  der  Rechtspflege  sowohl  im  Gemeinen  Recht  (Common  Law) 
wie  im  Aequitiltsrerfahren  (Equity)  unbekannt  In  den  Qesetxr 
bflchem  Groesbritanniens^)  hat  es  nie  eine  soldie  Bestimmung  ge- 
geben, nodi  giebt  es  heute  eine  solche,  die  in  irgend  einer  Form 
den  Bandweikem  dn  Ffuidrecht  an  den  Qebftuden,  die  sie  mit 
8u|gai<ditet  haben,  gewährt 

Der  ente  Versuch,  ein  Handwerkerpfandreoht  au  schsJlen,  ent- 
sprang dem  Wunsche,  so  schnell  als  roOglich  die  Stadt  Wsshington 


fflr  null  und  nidiiig  erklärt  wiid.   Massregoln,  die  Vorfassuogsändenuigen 

in  sich  schlicsspi»,  können  nur  durrh  sppzipik»  Vcrfa^isnnpsänderungen  Gesetz 
weitlen  und  die  Modalitäten,  unti  r  wcli  hcn  suMih  \  (iigf»nommen  werden 
können,  sind  in  den  Bundes-  und  Kiii/.elstaatsvuifas.suugtin  gmm  vorgesehen. 

Der  Übeisetier. 

Der  ÜDteisohied  swischflo  Gemeinem  Recht  (Oommon  Law),  Oeaetaes» 

redit  (Suitate)  und  Äquitätsverfabren  (Equity)  mag  für  den  nicht  mit  dem 
enpliscbon  Recht  VLiliatitcn  als  entsprefhend  dem  gemeinen  nmiischen  Recht, 
den  btisoudcrcn  von  KaistMii  fwler  Reich.stai;»'!!  er1a«spni'ii  (VnistitutioinMi  und 
schliessUch  dem  besunderen  praetorianischeu  Prozessverfaiireu  mit  fost- 
sfehenden  Ekceptiooen  entqneohend  anfgefaBBt  werden,  obgldoh  die  Ana> 
logie  nidit  ganx  genau  antreffend  ist  Der  Übeisetier. 
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nui  flUndigen  Sitae  der  YeieiDigten  Staateniegterang  auf*  und  aiv- 
admeiL  In  eAnar  Sitsong  der  sn  diesem  Zwecke  eingea^zten 
lonniNioa  (General  Aaeembly)  am  8.  September  1791  wurde  eine 
Dotoebrift  angenommen}  die  der  Landegversanunlnng  von  Maryland 
uhekgle,  ein  Gesetz  »i  beschlieesen,  das  den  HaodweriEmeistem 
«h  Ffudreckt  an  dem  eiriohteten  Hans  nnd  sdnem  Grund  und 
Boden  dcherte;  ein  Verlangen,  welcliem  diese  im  Verlaufe  des- 
Ktben  Jahres  entspraoli. 

Bas  nSchste  Gesetz  Aber  diesen  Gegenstand  besehloes  die 
legiidative  von  Pennsylvanien  im  Jahre  1803.  Diese  Gesetze  ent- 
Uelten  zwar  den  Keim  der  spSteren  Massregeln  hinsichtlich  unseres 
Qqjeoslandes,  waren  aber  unToUkommen  und  dürftig  verglichen 
oiit  dem  heutigen  Znstsnde  des  Rechts.  Die  ganze  Matene  hat  ein 
iflnlUiges  W^hstum  anzuweisen,  das  von  diesen  unvollkommen«! 
und  eng  l>egrenzten  Bestimmungen  ausging,  bis  es  sich  zur  Richt- 
idmnr  des  Verhaltens  flSmtficher  Staaten  answnchs.** 

Ünsor  Fivisc  hulsyst<'in  ist  gleichfalls  ein  Hilfsmittel  dor  VolKs- 
erzielinnp  grwdirlcn  iiml.  \vi.nvohl  wir  die  diosbozni^liclK'n  (tcset/.'' 
ni'bt  als  ausgesprochene  ArKeitoi^osetz«^  b«'/cicliiieii  können,  so 
blvn  sio  auf  alle  Falle  iu  der  eiuschlägigen  Eutwickluog  eiue 
wichlip'  Holle  gespielt. 

Mit  der  Entwicklung  höherer  Bildung  und  einer  liikrksicht- 
nahme  auf  den  Arbeiter  in  sozialer  und  politischer  Hinsicht  kam 
a!?Kild  die  übermässige  Länge  der  Arbeitszeit  dem  Oesetzgeber 
vm  Bewusstseiu.  Der  Arbeiter  verlangte  eiue  deraitige  Verkürzung 
'Icr  Arbeitszeit,  dass  das  Leben  ihm  nicht  zur  Tretmühle  werde, 
«ndem  er  Zeit  belialte  zur  Erholung  und  FortbiMiuiL'.  Diese 
Agitation  leitete  zum  vierten  Schritt  in  der  Entwicklung  der  Arbeiter- 
P^tzgebung,  Sie  begann  schon  in  den  ersten  Jahi-zehnten  dieses 
Jahrhunderts,  erhielt  aber  ihre  obrigkeitliche  Sanktion  erst  1840, 
>ls  Priteideat  Van  Buren  seine  VerfOgiuig  erliess: 

.(lass  zur  Arbeitszeit  in  allen  staatiiohen  Anstalten  in  Zukunft 
d«r  Zehnstnndentag  einsurichten  sei.^' 

Das  eivte  Gesetz  Aber  diesen  Gegmstand  wurde  1866  von 
^  Lsgiilative  von  Ibssschusetts  angenommen,  doch  wurden  hier 
aar  die  Arbeitsstunden  der  Minderjährigen  in  den  Fabriken  ein- 
SwMikt  und  wurde  fOr  ihre  Endehung  Vorsorge  getroflbn, 
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Es  ist  mit  Ausnahme  der  genannten  Beetfanmnngen  bis  vor 
20  Jahran  nur  sehr  wenig  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitergeaetigebiing 
gcsclichon.  Dann  lag  der  fiberwiegende  Teil  der  Qeaetagebong 
innerhalb  der  letzten  10  Jahre.  Indessen  auf  der  Orundlage  der 
Freischnlen,  der  yertnig8>  und  Yereinigungsfreiheit)  des  Sehutees 
gegen  nachteiligen  Wettbewerb  uiid  der  Sichening  der  Löhne  durch 
Pfandrecht  am  Ftodukt,  Qnmdnonnen,  die  gleich  an  Beginn  unserer 
Regierung  au|gestellt  wurden,  auf  der  Orundlage  der  Ausdehnung 
des  Wahlrechtes)  die  den  Arbeiter  nun  massgebenden  Ekktor  in 
der  Politik  machte,  der  Yericfinnng  der  Arbeitsaeit  teils  auf  dem 
freiwilligen  Übereinkommens,  teils  durch  gesetxliche  Be- 
stimmungen, haben  die  Vereinigten  Staaten  einen  Obeibau  errichtet, 
der  nicht  nur  au  einer  besseren  und  gfinstigeren  Berflcksiditignng 
des  Arbeiterstandes  im  Vm^leich  mit  anderen  Lindem  gefOhrt  hat, 
sondern  auch  als  ein  Denkmal  der  wahren  OrOsse  der  Regierung 
dundi  Volksvertreter  dastdit.  Oesetae,  welche  die  Arbeitazeit 
ferner  verkilraten,  die  Arbeiter  gegen  ungflnstige  Konkurrenz 
schützten,  fOr  gesicherte  Ix>hnzahlnng  sorgten,  die  Gesundheit  und 
das  Wohleigefaen  der  Arbeiter  betrafen  und  ffir  ihre  Sicherheit 
und  Erziehimg  soi;gten,  haben  neuerdings  unsere  Oosetxgebnng 
speaiell  beschäftigt 

Die  Gesetae  Obw  Verringerung  der  Arbeitstage  im  Jahre 
ksSnn^  in  drei  Klassen  eingeteilt  werden;  nlmlich  in  solche,  die 
die  tiglichen  Aibmtsstnnden  herabsetsen,  solche,  die  die  Zahl  der 
Petertage  vennehren  und  solche,  die  die  Sonntagaruhe  betzeffen. 
^r  haben  vier  staatliche  Feiertage:  Neujahr,  Unabhingigkeitstag, 
Danksagungstag  und  Weihnachten.  Ausserdem  haben  die  Einzel- 
ataatslegiahitiven  fast  allgemein  Washingtons  und  Lincolns  Gebnrts^ 
tage  als  Feiertage  anerkannt  Das  Laubenfest  wird  in  manchen 
Staaten  gleichfalls  gefeiert  Andere  treffen  specielle  Bestimmungen 
hinsicfatUoh  eines  ganzen  oder  teilweisen  Feiertages  an  Wahltagen, 
und  in  21  Staaten  ist  ein  besondeter  Arbeiterfeiertag,  der  einer 
Würdigung  der  Arbeiterinteiessen  dient,  festgestellt  Die  Arbeits- 
stunden kflraenden  Gesetze  zeifülen  in  solche,  die  sich  auf  ei^ 
wachsene  MAmier,  solche,  die  sich  auf  Finnen  und  solche,  die  sidi 
auf  Minderjfthrige  und  Kinder  beziehett.  Die  Gesetze  für  erwachsene 
Ifilnner  ffihren  den  gesetzlichen  Arbeitstag  ein  in  Flrivatnnter- 
nehmungen  unter  Anssdiluas  anderer  vertiagsmissiger  Abmachungen: 
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■k  10  Stnnden  in  5  Staaten  und  mit  8  Stunden  in  6  Staaten, 
■k  Anff^h"^  der  Landarbeit  und  der  hauslichen  Diennte.  In 
Ifatüfehen  Betrieben  ist  dar  AdktBtandentag  in  9,  und  der  Neun- 
ilntelig  in  2  Staaten  eingeführt  12  StMten  haben  Gesetie^ 
iGb  <Be  Azbeitaxeit  der  Hindecjihrigen  und  Kinder  in  den  Aibriken 
diKliilnken,  und  16  haben  gleiche  Beatimmungen  über  die 
Bauwerke« 

Neben  den  erwähnten  Zollgeaetzen  giebt  ea  nicht  weniger  aU 
<  Alten  von  Gesetzen  cum  Zwecke  dee  Schutiea  gegen  ungflnatigen 
Wettbewerb.  Die  Bundeegeselagebung  hat  geaetilich  die  Ein- 
laklenuig  von  mittelloaen  Personen  und  Yert«edi«ii  verbeten, 
fener  die  EinflUinuig  von  fremden  Arbdtem  mit  einem  Arbdta- 
nttngB  und  einem  AntichineeeogeeetE;  ausserdem  geht  eine  leb- 
hafte Bewegung  daneben  her,  die  ESnwandenmggetthrlicher  oder  uner- 
vnoediter  Elaasen  noch  weiter  einsusduftnken.  Die  verschiedenen 
BnwIrtMften  haben  innerhalb  ihres  Sfaditbereidiea  die  FVsge  dee 
Müchea  Schutsea  warn  Qeg^tande  von  Gesetien  gemacht  Diese 
MUeii  die  freien  Arbeiter  vor  dem  unerwünschten  Wettbewerb  mit 
der  Stillluigsarbett  schütsen,  ^)  indem  sie  die  Arbeit  in  den  Straf- 
mliheii  regeln,  und  vor  Wettbeweib  bei  der  Übernahme  öffent» 
Hdier  Arbeiten,  indem  sie  verlangen,  dasa  Zeitarbeit  geleistet  wird, 
iDid  r»  iSnflqiw«",  weldie  dahin  führen  kfinnten,  die  Lebenshaltung 
la  Terriogera  dnndt  Gesetze  gegen  Schwdsstreiberliden  und  das 
Sdiveiaetrenbersystem. 

Als  unsere  WirtschaftBordnung  weniitror  kompliziert  imd  das 
Kapital  noch  nicht  in  der  Hand  des  Untciiichmers  zentraliüirt  war, 
erschien  eine  G»  .-et/i^obun^^  gepren  die  Wahlbeoinflussiing  durch  die 
BrotherrciJ  kaum  notwendig.  MümUiihe  odtT  andere  öffentliche 
Vahlforinen  wann  allgemein  gebräuchlich.  Nicht«  kennzeichnet 
besser  den  Einfluss  der  gewerblichen  Entwickhing  auf  die  Gesetz- 
jf^bung.  Die  neuerdings  in  den  verschiedenen  Staaten  erlassenen 
ein,s4-hlägigen  Bestimrnuntxon,  i.uua  iitlic  h  seit  Annahme  des  austra- 
fechen  Abstimmtingösyslenis,  sind  so  gleit  hai  tig,  dass  die  folgenden 
§1  flen  L'mfang  der  bezüglichen  Gesetztroliuiig  allgemein  kennzeichnen. 
i  7065  der  revidierten  Statuten  von  Ohio,  Ausgabe  von  Smith 


0  hl  Amerika  werdea  die  Sträflinge  vidfacb  an  üntnnehmer  Eor 
ZnKptrteH  venaielet  Der  Obetsetter. 


und  Benedict,  6.  Auflage,  tautet:  «,Droht  ein  Arbeitgeber  oder 
dessen  Vertretor  einem  seiner  Arbeiter,  ihm  seinen  Lohn  vonuent- 
halten  oder- ihn  au  entlaaseh,  oder  ▼ensgt  er  ihm  ürkub,  um  der 
Wahl  beiauwohnen  und  zu  stimmen,  so'  9dII1  er  mit  Geldstrafe  von 
nicht  Aber  1000  und  nidit  unter  100  «0^  oder  mit  Zuchthaus  bis 
an  3  Jahren  bestraft  ^werden*'.    §  109  des  Strafgesetsbuches  von 
Houtana  nimmt  folgenden  vorgeschrittenen  Standpunkt  ein:  „Kein 
Arbeilgeber  darf  bei  der  Lohnauexafalung  dem  Arbeiter  den  Lohn 
'in  Zahlkouverts  einschliessen,  auf  denen  irgendwelche  politisdien 
Sprüche,  Parolen  oder  OrundsRtae  geschrieben  oder  gedruckt  sind, 
die  ausdrllckliohe  oder  verstedLte  Drohungen  enthalten,  die  bezwecken 
oder  dasa  aiisgesonnen  sind,  die  Meimugen  oder  Handlungen  der 
Arbeitnehmer  au  beeinflussen.   Auch  ist  es  den  Arbeitgebern  ver- 
boten, binnen  00  Tagen  vor  allgemeinen  Wahlen  in  ihren  Fabriken, 
Werkstätten  oder  sonstigen  Flfttsen,  wo  ihre  Arbeit«*  arbeiten,  dnen 
Zettel  oder  em  Plakat  aufauhftngeu  oder  zur  Schau  zu  steUen,  welclie 
irgend  eme  Drohung,  Mitteilung  oder  Benachrichtigung  enthalten,  dass, 
im  falle  eine  Parteitiste  oder  ein  bestimmter  Kandidat  gewihlt 
wird,  die  Arbeit  auf  ihren  Plfttzen  oder  ihren  Untemehmimgen  ein- 
gestellt oder  die  Anstalt  gescfaloesen  oder  die  Löhne  ihrer  Arbeiter 
gekihrzt  werden  oder  sonst  irgend  dne  ausdrückliche  oder  v6r> 
steckte  Drohung,  die  berechnet  ist  imd  damuf  hinzidt,  die  poli* 
tische  Ansidtten  oder  Kmdlungeii  der  Angestellten  zu  beeinflasaen. 
Diese  Bestimmung  gilt  eliensowohl  für  anonyme  Oesellschaften,  wie 
fttr  Einzelne;  und  Jedermann  oder  jede  Gesellsohaft,  welche  die  Vor- 
schriften dieses  Paragraphen  verletzen,  machen  sich  eines  Yeiigehens 
schuldig,  und  die  anonyme  Gesellscfaafk,  <Ue  diese  Bestimmung^  ver^ 
letzt,  soll  ihres  Freibriefes  verlustig  gehen**. 

Wir  haben  bereits  die  Ffimdrechtsbestimmungen  zwecks  der 
Sicherung  und  Zahlung  von  Lohnen  erwflhnt  Wir  brauchen  diee- 
bezflglich  nur  hinzuzufügen,  dass  tot  auf  jede  Form  von  Eigen- 
tum, bei  dem  Arbdt  zur  Anwendung  kommt,  auch  ein  Pfandrecht 
zur  Anwendung  gelangen  kann.  Beispielswdse  im  Staate  Washington 
hat  der  Arbeiter  ein  Pfmdrecht  an  allen  Oebftuden  und  ihrem  Qrtind 
und  Boden,  an  ICnen,  Qiftben,  MQhlenschleosen,  Deichen,  Maschinen, 
Eisenbahnen,  Schindeln  imd  Bauholz,  Baumstämmen,  Dampfbooten 
imd  anderen  WasseripefiÜirten,  Docks  und  Werften,  landwirtadiaft- 
Ucben  Erzeugnisseo  und  vielen  anderen  Gegenständen,  an  denen 
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Ailn'it  «mUt  DioMst  trch'islot  sind.  iir>lion  d*'m  iiiicli  (loiii«'iin'in  Kfi  hf 
l»>ti liemlon  l'fnii<li-<^«  lit  an  lM'\\oirli**li(>iii  Kigoiitiiin,  <la>  man  im 
R'>itz  hat.  Itei  <I«mi  Arlicilen  ati  StaaJsciir^'iilnm  müssen  »lio  CImt- 
ii'liitior  für  <Ho  Sicherheit  der  Auszahlung;  von  Arl«eitorfonK'rung»'n 
.SitlierlH'it  leisten. ') 

Nelx-n  <l<-m  l'landroelite  srinl  in  la.^t  aUt  ii  Suiüten  der  l'nion 
'Kn  FonliMiingon  auf  (fiundhiq:e  t^ehisteler  ArNoit  Viii7,npsreehte 
'»•i  K  .ukurs<'n,  V%^rmo^^'nszessionon  mid  Roguiierunjr  von  Erli- 
N  linfb<inass«>n  eini^erütinit.  In  einer  Reihe  von  St.mten  verlanp'U 
iiit  lit>s<;lzi>.  dass  von  Cesol ls(  haften  und  Au^lallon  .  die  mehr  als 
tili'"  m>\viss»>  Auz;ihl  V(»ii  l'orsonen  Iwsehäftinen,  dii'se  in  liestinunten 
Älis<lmilten,  wie  \v«"M  hejjllieji.  vieizehntüj^i^  oder  monatlieii  zu  l»o- 
7-ihk'ti  siiiil,  und  dio  Ooset/A^  Rfi^en  das  Trueksystom  sinri  in  etwa 
1*»  St;i;if»-n  eimrefulirt.  Ks  «ind  Ii«^slinunungen  erlassen,  die  den 
Kisoiiliaiin-  und  11«  r;j,\verkst^osollsehafUMi  dio  liultnug  von  ««ler  die 
ll»k'ilif,'nnj;  an  landen  verhi*  t>  n. 

Ks  trieht  eine  Itestinunnnj; ,  dass,  im  Falle  »«in  \J<^\\\  lit 
''iiiiii'H  3<)  'I'aL,'''n  l'-  /.iihh  i.st,  ein  Ktdiknrsvei  w.illiT  (Heefiv.  rj  cin- 
C'-^'tzt  werden  kann;  in  Michigan  kann  ein  I  rteii  auf  Arheifslohn 
tti'lit  siisp-ndiert  w«>nlen.  In  Missouri  und  an«leren  Slxiten  nuiss 
•  III''  -t*'!! iftlii  t).'  Mitteilung  voraufgehen;  in  New-.Jii>ey  soll  den 
>tü(iiitu.  ri  '1er  I'jtiai,'  ihivr  eigenen  Arlieit  ziil.illi'ti ;  in  New-York 
"»  nli'n  lioluikl.i.:'  II  mit  eiruMu  ^)hjokte  von  U4'iiiger  als  ;'•(» 
k'Nt.'nfrei  zugt  l  i-seii,  und  in  fast  allen  Staaten  sind  durch  Uesetzi» 
I/»luie  von  15«  .-i  liliiguiiiune  oder  Pfäii<lung  hefreit. 

Ilinsichtlii'h  der  (Jesundiieit  der  Arl>eiter  sind  vieh»  Be- 
rtitniinnigen  getrolVen.  Z.  H.  uenlen  in  fiäd<Mi  nid  Faluikrji  dir 
hun.»!)  Sit/geleijenheiten  veihmul.  i  Ihmi-h  Iii:  S(rassciilialiidvuf<rh<'r: 
Kniiik<ii!irui~iT  uml  Ai>r/.tf  >ind  vorg<'^''liri('ttiMi.  In  vi-isi  iiiedenen 
Miiit'ii-  lind  Fahrikiresi  t/.en  wird  die  laiftnng  geivgelt  und  andere 
s:'->iiinllieitli.Iie  Anforderungen  gesU'llt,  <lie  alle  tlius  alJgemeiuc 
^'»lil'  igeljen  hoben  sollen. 

IhH  ouglischo  Recht  kennt  den  BegiilT  des  Fiskus  nicht.  Dalier 
bnn  tun  civUroobtlicbo  Foitl<«ning(*n  nicht  in  illon  FlUlon  go^n  don  Staat 
J?^ih1  machen  uml  sellist,  woiin      obsto^ndoB  tTHoil  auf  Oeldaimahlung 

c-L:.^ti  *lt.(i  Stnnt  erzielt  i»t,  fehlen  <lein  privaten  Klüf^er  die  Ifcelitsinittd 
"jr  Kiiitr.'ihiin::  Ki  kruin  nicht  lM'frit>digt  werüen.  itoferu  nicht  die  Sjsght- 
^ive  die  (jeiduiiUcl  hierzu  bowilligt. 

18 
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Die  Falnik-  iiikI  Hpif^worksvt'ionlntmjron,  die  H»'Stiininiint:*'n 
uImm'  die  Kt'ssol-  iiikI  Miisi  lunt  iiiusjM'ktioiioii  iiikI  <Ii«>  (irsftziielmiitr 
ül»or  die  IIaft|>f1i«-lit  atHuiviiiLi  (*ics('lls('lian«'ii  ffii'  Vorlet/.uu^  ihrer 
Augt'stciltoii,  soipMi  tiir  tlit'  Sirin>rlioit  dt  r  ArlH?i(or. 

■}.{  von  <l«^n  Staaten  hal»on  statistisdH'  Hni^-anx,  Arlx-ils- 
aintt'i*  ••fc.  eingesetzt,  hestiuuitt,  dei-  OlTentli(^liki'it  zw»  <  kiii;i:^si;;e 
Tnforniaf ieneu  zti  liefern  rd»er  die  T^atre  und  Hvdürfiii.-^-«.  der 
ArUeitt^rn  liaft  ;niu.'sielits  <li  i  ii-  u.  ii  und  nnaMässii^  fliessend«'n 
DrdiiUHj^  der  Dinp'.  Zii-  iiniiM  n  mit  dem  Ai-Kfifsamt  dt-r  Vcr- 
eini^•ten  Staat«"'M    halH*n  die>.-  m-Ih-  •■ih.Mirli.  ii  Kintltiss  auf 

die  jnnirste  fieM'tzfeliunp  ans-xi-ülit.  r>iiii  li  ilii''  Hi  iiniiiiiiiLien  ist 
das  l'nltlikiiiii  mit  vielen  Missltiüin  lit  u  und  riielstäitdi  ii  iM-Uaunt 
f^fwerden.  di»'  sf>n>it  uanz  niili«'a<-litet  p-ldielicn  waren,  r>ie  .so 
tM-halt''ii<'ii  Au^kiinft''  ül»er  L<"lin«>  nnd  F'reise,  S|ieluiik»'ii  (Simn-,). 
^fit■•tsk;l-'■l  ii>^n .  Kai>rik«M-dMnnp'ri  und  Mi^-slnfuh  lio,  Stuki-s  und 
andt'ii'  <  Ifj^cnstände  sind  dem  W.uiI'T  und  iKin  Gcsctyo'»'''»«'!"  als 
Material  in  «lie  Hand  «r- uilnii.  uuttei>t  tlt-->'ii  voisliiiidiij'S  Nor- 
gelit-n  m<Vli<')i  und  ilin-  ii  -  in  1».  :vs»>r(>s  Vci-t."iu'lui<  d<'f  ues<*lls<-|iatt- 
Jichen  nml  \virts<-liaflli<-li'-n  Zu-i.'iiidc  i>rsrlilu,>,st'u  wiiil. 

l'm  RedeuliHii?  nnd  Ti.i-  w '  df^r  nuf  das  Verhältnis  von 
Kapital  nnd  ArKcit  iM'zimlirln  n  I  i  's-  t/,,'  .!<  ulln  her  zu  niaelieii,  als 
es  in  dieser  kurzen  Skizz*'  in  .jli'  h  ^v;^.  maj?  liier  eine  t^dnd- 
larisclie  Aufstellung  <ler  einzelnen  Ciesetze  beigegeben  wenlen 
(s.  Beilage). 
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Die  Schikanefroilieit  im  engliscJien  Iteclit. 

Von 

Dr.  Jnr.  Richard  Samter  in  ßerliii. 

Am  I  I.  De/.tniltor  1  Sl>7  liat  das  i'iit^liwiie  Olwiliaiis  ;ils 
olH'i-st.f  rit-ht^hof  iliis  al»si  lili»'sscn<lo  Uitfil  in  cintMU  Kcclitssf if-it 
^fällt,  ih'V  laii^'oi  als  U  Jahi«  Uic  Uomüter  in  tinf:^*'\vüliiili(  lii'r 
W»  is^'  liescIiAftigt  liatto.  Wie  so  vir»lo  nouH<'  Hrrlit^fäJlo,  führt 
auch  «Uesor  mittoii  in  dif«  wiilscliaftliclifii  Käiiipt«'  unserer  Zv'it 
hiiuM'ii.  Üie  Firi|inh«>ii>!<liafl  dfi-  onyliscIuMi  Ge\v«>rkv»*r4'iii«\  ilie 
mit  <ler  verniclitcndon  Waffo  des  linvkolt  irnii/o  Stadtvici t»'l  <>dfr 
Oitsi  luift<Mi  sich  zu  uiiliT\vi'rf»4i  im  Stand«-  ist,  hatte  schon  fifiher, 
im  Fall  Temperton  v.  Htisftci],  doji  ilricht(M-  niederer  Instanz  /.n 
♦ItMii  Wrsn<  lio  golriülieil)  öOllos  Hoclit  zu  seliaffon :  oiu  V«Msuch. 
der  in  FUmmI  v.  Jackson  wiederholt^  jetzt  al>or  durdi  da»  llrtoil 
<les  Ol»'rhausos  in  let7,U^rer  Sache,  zur  (lenngthuiing  aller  Ver^ 
feciitt  r  d»  s  Heiuvl.rnditon  in  England,  endipltig  verworfen  wonlen 
ist.  Gleichwohl  dilrfU.»  es  ein  p  wissef?  Interessi'  halten,  die  Rccld- 
sprechling  ni>er  einen  Gegenstantl  zu  verfolgen,  filier  den  die 
Meininis^en  der  Gesetzp'ljer  bisher  schwank<'nd  gel.lielten  sind,  wa« 
am  schlagendsten  in  dem  Umstand  zu  Tage  tritt,  dass  ein  so 
Ftni.I.mi.  nfaler  Rechta^iatz  wie  55  L'L'n  B.G.B,  erst  in  letzfi  1  Sfinule, 
durch  den  Keiehstag  selbCP}  in  das  Oesetzlmch  liin<  ini^vl  ra<  ht 
winde.  Für  eine  soleho  Betiwhtunp  eij^net  sich  al»er  Knf;land 
ganx  hp.<5i mders,  sowohl  wegen  des  hecleutenden  Ülwrpewiclits,  «las 
dort  die  Hechtspivchung  j^ej^enülier  Ges^'tzpdnum:  und  Wissenschaft 
iM'haitptet,  als  auch  w<^en  der  Eigenart  englischer  ReclitsanscJiaunng 
im  Allgemeinen. 
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Dio  Fifipro.  <Ue  in  TtMiijuitim  v.  Uiif-s«  ll  mifl  FIoimI  v.  .Tack- 
.H<iii  ihre  vorliliifigo  li^wilworfiinp  p'fnnih'ii  halt*',  iant»'t:  liiwi«'Wt'it 
inaclit  sifii  X  *\om  A  ors;i1z|»nif'1itifir,  wenn  or  'Ion  V  venuiki8K(, 
einen  Vriiiiii;  mit  A  zu  luvchcn  oder  nicht  oinzugolien '/ 

hai-auf  ist  zu  ant\vort<^n 

1.  I«t  X  von  j«M|«'r  Al><5i'  ht  fn-i,  den  A  IiöswIHIk  zu  schä<lij?rMi 
(rtlor  sich  auf  sein**  Kosten  au  lMT»'irli<'rn,  so  kann  <1(M1  Y  yoi- 
anlass«'n,  »'inon  mit  A  «4-f's*-|\|f>ssoiion  Vcitraf?  zu  lnvclimi,  uhin- 
(lass  <lai-ius  dem  A.  oin  Im -nt/an'^prucli  g<'gen  X  ♦M'wndist.  n«'i- 
spiel  (für  England):  X,  dor  nur  V.'s  lJ«-stos  will,  rät  ihm,  sein  A 
p^ef^ohents  Eht'vorspi'0(-h<'U  zu  ImH'hou.  A  fortiori  ^iit,  ohwohl 
hiei-fi'ir  keine  ausdrür-klieho  authority  It^sloht,  d.i8  gleiche  für  den 
Fall  <Ies  Ahnitcns  vom  Kiupdien  einos  Vortiiif^^s. 

2.  Ist  X  nur  von  dor  Al»sii'lit  p'loit<»t^  i^oworhlich  v«ir\varts  zu 
kommen  und  insl»i'son«h're  di«'  Konkurrenz  zu  heseitigen,  so  kaiu» 
er  mit  Y  oin  Ahkommon  trolTeu,  wf»na<  h  «liesor  j;ehalt«'u  ist,  oinon 
Vertrcig  mit  A.  ni«  lit  einzuj^ehon.  So  z.  B.  kann  er  unter  der 
Beilingtui^,  das«  Y  mit  A  nieht  in  Oesi  häftsvorltiudunfr  tnHe,  d«'m 
Y'  Waren  zu  ir«  i  inf,'oif  u)  rn'iso,  ja  unter  dem  Selhstkostenpreis,  ab- 
iaRSeu  und  damit  die  Konkurrenz  des  A  v«Tniehten,  ohn«'  ihm 
ersatzpfliehtijj  zu  werden.  OesehAftlicher  Wettlieworb  ist  vlfu 
«  i  l.ud)t  und  wini  nieid  dadurch  rechtAwiilrig,  dasA  er '/iir  gownllton 
Scliädigiing        Uegn<M-ft  fiihit. 

Dajjetren  setzt  sieh  X  einer  Ei-satzklage  dos  A  aus,  wi^nii 
er  <hu('h  a?i  sieh  «ngesetzliehe  Mittel,  z.  H.  Gewalt  oder  B«*drohnng 
mit  Gewalt,  den  Y  dahin  bringt,  einen  Vertrag  mit  A  zu  bnK;hen 
Oller  nicht  einzugehen. 

4.  X  si  tzt  sieh  fenior  einer  ErsiUzklago  des  A  aim,  wenn  er 
in  der  Altsi<'ht,  ihn  lK">swiing  zu  sehiUligen  oder  sieli  :uit  aeino 
Kosten  zu  heiviehern,  den  Y  vei-anlasst.  einen  mit  A  gesehkifMcnen 
Vei-tnig  zu  bi^echeRf  z,  ß.  duroh  Veispreeheii  hfthert^'n  liohnos  zum 
Vertragsliriich  gegen  A  und  ztim  Eintritt  in  seine,  de»  X,  l>ien8te 
bringt  (Howen  v.  Hall  und  Lumley  v.  Gye). 

5.  X  setzt  sieh  einer  Pirsatzklage  des  A  ans,  wenn  er,  nm  A 
lK*»swillig  zu  sebädigen,  den  Y  bestimmt,  einen  Vertrag  mit  A 
nicht  einzugehen,  selbst  wenn  der  hierzu  auf  Y  ausgeübte  iinu'k 


*)  Vei^l.  zum  Fblgenden  Law  Quarterly  ßeview  XI,  44  p.  SOG  ff. 
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nur  in  der  Androhung  einer  Handlung  besteht,  zu  der  X  an  sirli 
berechtigt  ist  En-eiclit  hIbo  z.  B.  X  sein  Ziel,  den  A  böswillig 
zn  schä<lifron.  durch  die  Drohung,  dass,  wenn  Y  weiterhin  Oe- 
achäftsverbiiidungen  mit  A  pflege  oder  ihn  beschäftig*',  er,  X,  seiner- 
seits seine  Geach&ftsverlaiulung  mit  Y  aufgeben  «xior  ihn  nicht  be- 
BCh&ftigen  werde,  so  wird  X  dem  A  ersatzpflichtig.  Dies  war  die 
nunmehr  Tom  Oberhaus  vei  worfene  Hechtsauffaßsung  von  Tem]>erton 
V.  Russell  nntl  FIotkI  v.  Jackson,  die  zim»  rberfluss  der  8aohe 
eine  strafrechtliche  Spitze  insofern  gelten  wollte,  als  das  gemein« 
same  Voigehen  mehrerer  in  den  Fallen,  wn  tlie  zivile  Ei-sjUxklage 
Platz  greife,  das  Delikt  der  oonspiracy  begründen  sollte.  Betnichtet 
und  v^leicht  man  die  Entscheidungen  unter  4  und  5  unitefangim, 
so  muss  man  allenlings  zugeben,  dass  man  es  in  Nr.  5  mit  einem 
Verzweiflungssohritt  zu  thun  liat,  der  die  bürgerliche  Gesamtheit 
aus  einer  I^age  zn  reissen  strelit,  aus  der  ein  aiultM-er  Ausweg  un- 
niogli<!h  erscheint.  Hat  sch»)n  Nr.  4  etwas  bcfi-ciiidlii  lios.  sf>  tritt 
sogleich  der  weitgehende  lJnter8(;hicd  gegen  Flood  und  Jackson 
hervt>r:  dort  handelt  es  sieh  um  die  Anstiftung  zu  einer  an  sich 
ungesetzlichen  Handlung  des  Y  (Vertragsbruch),  hier  um  Herbei- 
ffihnmg  eines  durchaus  gesetzlichen  Entschlusses  «Ics  Y  durch  eine 
Handlung,  die  nicht  an  sich  ungesetzlich  ist,  wie  Anwendung  von 
Gewalt.  Vor  allem  aber  fügte  sich  L  u  in  1  o  y  v.  ( r  y  e  in  das 
System  des  englischen  Kechts  ein,^)  Flood  v.  .larkson  dagegen 
bedeutete  einen  unerhörten  Bruch  mit  demselben.  Wie  um  diesen 
Bruch  vollends  klar  in  die  Ersi  ii  ■  ning  treten  zu  lassen,  datirt 
aus  demselben  Talir  (1895)  die  Entscheidung  in  Corporation  of 
Bradford  v.  Fi  ekles,  die  das  Common  I^aw  so  deutlich  wie<ler- 
spiegelt,,  dass  es  an  ihr  wie  an  einem  Paradigma  entwickelt 
werden  kann.*) 

Die  der  Stadtgemeinde  Bradforl  gehörigen  Wasserwerke  er- 
hielten ihre  Zufuhr  von  jrewi'^^r'n,  dem  Gnindstilck  dos  Pickles 
lienachiiarten  Quellen.  Pickles  dr(»hte  auf  diesem  seinen  Grund- 
stück  Tunnel  anzulegen,  um  das  durohfliessende  Wasser  abznfongen: 

')  Rs  ist  dies  lier  Ansjnni  !i  ;ui^.  Irm  ,,t'ntu;ing  nway"  fWoglocken 
eiu«.'!>  DieustbotcD),  dor  analog  auf  alle  Faile  des  Arbeits  vor  träges  aiLsgedebnt 
wurde.  Selbst  Impresarios,  die  Opernsänger  zum  Yeitragsbruch  Terleitetsn, 
ttoteriagen  ihm.   Holland,  Elements  of  jon^nidenoe«  p.  134. 

^  Vergl.  La«  Quart  Bev.  XI,  42  p.  108. 
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eiii  BeLriniieiK  ila«;  dif  Srlimfiloninir,  wenn  nicht  das«  völlige  Ver- 
sagen jener  (^Miellen  zur  Folge  gchal»t  hätte.  Der  Gerichtshof  nahm 
als  enviASPn  an.  dass  der  Beweggnind  dos  P.  lediglich  der  sei, 
die  Gemeinde  zu  zwingen,  sein  Gnuid-iü.  k  zu  kaufen,  gelangte 
aber  d<w  h  r.n  der  Entscheidung,  dass  Bekljigter  ziir  Anlegung  ge- 
nannter Tunnel  befuirt  £rf^wesen  und  der  Grund  seiner  EntSchliessung 
rechtlich  ohne  Belaus  Infjonderheit  billigten  die  Lord-Riihter 

Lin<Hey  und  A.  L.  Smith  den  Ausspnich  Lonl  Wensleydale'.s  in 
Chaseniore  v.  Richard-^:  ..Der  Vei"8ucli.  jemanden  zinn  Abkaufen 
eine?;  Grundstücks  zu  zwingen  —  selbst  zu  einem  Preis,  den  der 
Verkäufer  diktiert  —  kann  nicht  als  böswillige  Absic  ht,  den  anderen 
zu  schädigen,  aufi:r'f,is«5t  werden.  Es  ist  in  Wahrheit  nur  ein  Ver- 
such, sich  selber  zu  nützen.  Aber  auch,  wenn  es  sich  andere  ver- 
hielte, hätte  doch  eine  soiclie  Lehre  im  Common  Law  von  England 
keinen  Raum". 

Nicht  so  weit  freilich  ging  Lord  Hei-schell,  der  sich  mit  dem 
Hinweis,  dass  legaler  Eigennutz  nicht  Si'hikane  genannt  weitlen 
dürfe,  l>egnügte.  ..Alles  in  Allem  —  so  beendet  der  gelehrte  Sir 
Frederick  Pollock  die  Besi>i-eclnmg  dieses  Rechtsfalle.s  —  fällt 
hiermit  ein  ausschlaggeltendes  (tewicht  in  die  Wagschale  gegen  die 
Lehre  des  Römischen  und  <les  Schottischen  Rechts,  dass  der  er- 
wiesene aninujs  vicino  nowndi  in  solchen  Fällen  einen  Unterschied 
begründen  könne." 

Vergleichen  wir  dieses  Ergebnis  mit  dem  Urteil  in  FIo^m] 
V.  Jackson,  so  wird  der  Ris>  offenl»ar:  denn  sowolü  nach  der 
laxei-en  wie  der  strengeren  Auffassunir  w;ir  entgegengesetzt  zu 
entsclieiden.  Liessc  sich  annehmen,  dass  die  Gewerkvercine  nu.s 
nit-i'!.  durch  Eijrenniitz  nicht  ..getrübtem''  llass  zum  Boykott 
Sciu'  it>  n.  dann  freilich  wäre  nacli  der  strengeit^n  Aiiffassiuig  eine 
Verurteilung  zu  i-echtfertigen.  In  Wahrheit  aber  handelt  es  sich 
ja  bei  diesem  Messen  wirtschaftlicher  Kräfte  um  horvorrag« 'nd 
materielle  Interessen :  das  Wort  des  Lord  Wensleydale  gilt  auch 
hier:  .,it  is  in  reality  an  attempt  to  bcnetit  himself**.  Das  ()l>er- 
haus  hat  also  mit  der  Verwerfung  des  eriitini^tanzlichen  Urteils 
lediglich  das  Commofi  Law  wiederhergestellt. 

Einige  Worte  >eien  zur  Vergleichung  mit  imsenn  neuen 
deutschen  Recht  hinzugefügt.  Die  schikanöse  Rechtsausübung  wird 
in  §  226  B.  ü.  B.  für  unzulftssig  erklärt.    Ferner  ist  nach  §  826 
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ervatzpflichtig,  w.m-  in  einer  gt>gen  die  gnUm  Sittoii  verstossiencli'n 
Weise  voi-sätzli' h  einem  andera  Schaden  ajufüirt.  In  praxi  stellt 
sich  also  §  220  als  eine  zur  Erlangung  vorläufiger  Verfügungen 
befähigende  Präventiv-,  §  826  aln  eine  fionugthuung  bietende 
Repressiworsf  liiift  dar.  Zu  keinem  dieser  beiden  Keclitssätze  aber 
winl  wohl  je  der  Kommentar  gegeben  wenlen.  der  in  den  an- 
geführten englischen  Worten  gipfelt.  Die  Drohung  mit  der  sehikanQsen 
ßechtsaiisübung  mag  dem  Eigennutz  entspringen,  die  begonnene 
und  vollends  die  vollendete  Rechtsansübaug  dagegen  kann  naeh 
deutschem  Rechtsbewusstsein  imv  als  Tüeko  aufgefasst  und  behandelt 
werden.  Fi-eilich  mag  bei  den  englisclien  Juristen  die  Erwägimg 
mitgespielt  haben,  da.«;s.  wenn  nicht  die  Tliat  mit  geschützt  wäre, 
die  Dr<ihuiiir  ;i!s  eitel  vcrlaclit  werden  and  ihren  Zweck  verfehlen 
wünle.  Und  hier  setzt  vielieicht  »lie  Eigenait  emrlisehor  R»x?iit8- 
anscbammg  ein,  tUe  es  gnin<lsfttzlich  al.dohnt.  Goschäftlieheu»  die 
Bahn  zu  versperren.  In  Dt  utsi  bland  wii-d  wohl  diese  Anschauung 
niemals  Wurzel  fassen.  Immerhin  verdient  es  hervorgehol)en  zn 
werden,  da^s  man  eigentlich  —  wenn  auch  für  uns  in  Deut.sch- 
kiid  nur  theoretisch  —  zwischen  absohit  und  relativ  schikanöser 
ReclitsaiisQbung  unt>?rscheiden  muss,  je  nadidem  Haas  oder  —  Geld- 
gier die  meigenste  Triebfeder  ist. 
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Im  vergannonen  .Talu-e  sind  206  Gesetze,  So.  347«  -  3683, 
crlass*<Mi  wonlon;  von  diesen  dfirfton  die  Folprn.l.-ii  intrressit^ivn: 

Dio  drt'i  Gesetze,  No.  3490,  3653,  3656,  b«'ziohon  sirdi  ,auf 
die  obligatorische  Veniichtimcr  dor  FfoHRchrecken  und  auf  die  Aus- 
gabe von  7  Millioiir»n  Pesos  zum  Zwecke  der  hierzu  notwendigen 
Arb<Mten.  Es  wini  allgemein  anerkannt,  dafiS  diese  Aufwendung 
einen  erheblichen  Teil  der  Ernte  im  Werte  von  vielen  Millionen 
Pestis  vor  dem  Verderben  gerettet  hat. 

Das  Gesetz  No.  3495  bezieht  sicli  auf  einen  mit  Holland  ge- 
schlossenen Auslieferungsvertrag  von  Vorbrecliem ;  sein  Inhalt 
entspricht  den  üblichen  derartigeu  Verträgen  und  stimmt  zum 
grfiösten  Teile  mit  dem  internationalen  Strafrechtsvertrage  ubenMU, 
der  im  Monat  Januar  1889  in  Montevideo  mit  verschiedenen  Bfid- 
amerikanischen  Republiken  abgeschlossen  wurde. 

Da«  Gesetz  No.  3497  gewährt  einer  Papierfal)rik  in  Cordava 
auf  4  Jahre  Abgabenfi'eiheit  für  ihre  Maschinen.  Werkzeuge  und 
ihr  Material.    Diese  sellie  Freiheit  wini  duix  h  das  Gesetz  No.  3501 

Bergwerks-Unternehmungen  auf  10  Jahn>  hinaus  gewährt 

Ibra  Sanktion  erfidir  d\o  am  10.  Mai  1895  vorgenommene 
YdlhRihiiuig  der  Kepublik,  nadi  weloher  letztere  4  Millionen 
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ISnwoluiar  sShit,  durch  das  GqmU  No.  3498.  Ti^deni  spielt  die 
Republik  politiflch  eine  ebenso  grosse  oder  grossere  Bolle  als  Brasiben 
mit  seinen  16  Millionen  und  übertrifft  in  jeder  Beziehimg  Mexico 
mit  seinen  V2^/^  Millionen  Einwohncni.  Im  Jahre  1869  zählte 
nnserp  Republik  nur  gegeu  1  800  000  Einwohner.  Nach  der  letzten 
Zählung  IoImjü  in  ihr  etwas  mein-  als  1  Million  Fremde. 

Das  Oesetz  No.  3507  orklärte  die  Yerfasäung  in  3  Punkten 
ffir  reformbedOrftig:  Die  Zahl  dor  Minister  der  Extnuti^e  mfissc 
erblüht  werden,  die  Bevölkerungsgruiullago  müsse  zum  Zwecke  dor 
Pestsetzimg  der  Zahl  der  Abgeoitlneten  vergnlssert  werden,  endlich 
mttesten  Änderungen  Itezfiglich  der  Zollfreiheit  fflr  die  entfernten 
Häfen  des  ätisserstea  Südens  der  Republik  {getroffen  wenlen. 

Der  Convent  —  als  dessen  Mitglied  teilzunehmen  ich  die 
Eliit?  hatte  —  vers^immelte  sich  z\i  Beginn  dieses  Märzes  und 
stthloss  seine  Sitzungen  14  Tag(^  damuf,  naelulem  er  die  Erhrihung 
der  Zalil  der  Minister  um  3,  die  Vergri^sserung  der  Grundlage  der 
Bevölkerung  um  33  OUO  Einwohner  für  das  Haus  der  Abgeoi-dneteu 
—  d.  i.  insgt  -ainuit  12U  Abg<'<»nln«:'ten  —  beschlossen  hatte;  die 
Frage  der  Freihäfen,  sowie  mehrere  andei«  Antjüge  wurden  als 
nicht  zur  Conventkompetenz  gehörig  zurut^kgewiesen. 

Die  Senatoi-enkammer  ei-scheint  weniger  besetzt;  sie  besteht 
rtus  jiur  30  Mitgliedern,  welche  für  jede  Provinz  sitzen. 

Das  Oesetz  No.  3582  schränkt  di«-  Ikstiuimung  des  Art.  286 
des  Handelsgesetzbuches  <  in  um!  führt  Begünstigungen  iia  Uie- 
jenigeu  GesellscluifiLii  ein,  welche  im  Auslände  mit  aubländischem 
Kapital  gegründet  sind. 

Gesetz  No.  3.539  bestiunnt  etwa.s  über  Miliiuu  Pe^ufe  zum 
Zweeke  der  EiiUngaung  dt  r  ( inuidstücke,  welche  zur  Erweiterung 
des  Riarluu'loHafens  uiiht  icr  Hauptstadt  dienen  soll. 

Auf  Griiuti  Uoö  (lot  tzes  No.  3548  winl  eine  nationaK;  Kolonie 
für  Geisteskranke  begi  üinl'  t;  diosell>e  befindet  sich  auf  (inuul^tü«  kr>n 
unserer  Hauptstadt  unW  umfasst  ein  Aival  von  lia.  Sie  soll 
nach  dem  neuen  si  hottlM  ln  ii  System  der  ..hospitalisation"  und  der 
ärztlichen  Hilfe  in  „open-door  asyiums"  (ofleneu  Thür  Asylen) 
eingericlite  t  w  e  v  len . 

Das  Gesetz  No.  3559  )>e/icht  sich  auf  die  Subventionen, 
welche  der  nationale  Schatz  tlca  Provinzen  zur  Ausilcluuin^  iles 
Elementar- ünteiTichtö  gewährt  j  bei  dieser  Gol*^nheit  muss  erwähnt 
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weiden,  dass  unser  Land  meiir  als  10  MUlionen  PefK)»  jährlich  fUr 
den  fiffenttichen  Unterridit  aufwendet. 

Für  die  Regeinng  der  GesundheitaverhUtitiBae  in  der  Stadt  Salt» 
bewilligt  das  Geaets  No.  3592  die  Summe  von  100000  Pcbob. 

Das  Qeeeti  3594  fahrt  die  Einriohtung  eines  Registera  in 
uneerer  Hauptatadt  etn,  in  welches,  soweit  es  sicli  um  Hechta> 
geachflfte  ansseriudb  der  Stadt  handelt,  man  jede  Vollmachts-Be- 
steUung,  Ändening,  Aufhebung,  jeden  Widerruf  und  Yencicht  ein- 
tragen Uttsen  kann. 

Die  Oeeet»  3644  und  3645  beatimmen  10000  besiehnngs- 
weiae  3000  Fbbob  als  Subacription  au  e&ner  Sammlung  von  MilitAr* 
gesetaen  und  fUr  ein  Werk  fiber  mediainische  EUmatologie.  In 
solchen  Subacriptionen  hat  das  Land  in  dem  Zeiti-aiime  von 
10  Jahm  etwa  1  Million  Pesos  verausgabt;  fOr  bessere  Dinge 
war  kein  Geld  Übrig! 

Das  G^tz  3646  fordert  dazu  auf,  sich  mit  der  Frage  zu 
befassen,  wie  das  Wasser  auf  dem  Gebiete  der  Republik  besser  zu 
verteilen  und  herbeizu.scliaffen  sei;  ebenso  mit  der  Bolirung  eines 
artesisciien  Brunnens  in  der  Stadt  San  Luis. 

Das  Gesetz  3657  befiehlt  die  Kanalisierung  und  die  Kr- 
richtung  von  Seliifffahrtszeichen  im  Flusse  Martin  Garcia  (l^i  l'luUi- 
Fliisa);  ebenso  das  Gesetz  3658  das  Projekt  von  Eisenbahnen  und 
Schifffuhrtskanälen  in  den  Xationalgebieten  des  Rio  Negro,  Nouguon, 
Chiubut  und  Santii-Cnrz.  Da  aber  der  l>ewaffnete  Friodo  Tins 
einen  grossen  Teil  der  Rente  kostet,  wird  es  nodi  zirmiicii  iun^c 
dauern,  bis  solche  Kofomien  durchgeführt  sein  wonlen. 

Filr  die  I^andeisausstellung,  welche  in  diesem  Jahre  in  unserer 
Eauptütailt  statt  tindon  soll,  wirft  das  Gesetz  No.  3061  die  Summe 
von  200  000  Pesos  aus. 

Durch  No.  3679  wai-d  der  von  Dr.  Bustill o  redigieite  Ent- 
wurf eiiios  Militärgesetzbuches  mit  seinen  Ändoruugea  von  00  Para- 
graphen zum  Gesetz  orlioben. 

Endlich  l)estimmte  da.-)  Uebt;tz  IS'u.  MB 70  einige  Reformen  auf 
dem  Gebiete  der  Fnedensjustiz  unserer  Hauptstadt,  in  der  Absi(  lit, 
flieselbe  \\  ii  ksaniei-  und  weniger  teuer  zu  gestalten.  Die  Compotenz 
des  Fnedensi  ichtors  wurde  erweitert;  «lic  Justiz  sollte  umsonst 
fKl(>r  so  gut  wie  uiusf>iist  sein;  die  Kosten  sollen  25  pCt.  <les 
Stn^itwertes  uicbt  übei-steigen. 

19* 


Digitized  by  Google 


—    288  — 


Diene  interesBante  Miinicipdljustix  hat  aber  viel  su  wünschen 
flbrig  gelassen. 

Eine  Reihe  anderer  Gesetze  hat  im  Jahre  1897  69  neue 
Buhegehftlter  geschaffen  luid  die  Zahl  der  bestehenden  nm  26 
erhöht  In  unserem  jungen  Staate  ist  die  öffentliche  und  private 
Verschwendungasudtt  endemisch. 

Femer  wurde  das  grosse  Pressgesets  erlassen,  auch  wurden 
die  jAhrlich  erlassenen  Gesetze  betr.  die  tÜVentlichen  Abgaben,  welclio 
unsere  Steuergesetzgebung  ausmachen,  einer  Revision  imterzogen. 
Die  Besprechung  der  Letzteren  wQrde  allein  einen  ganzen  Hand 
beanspruchen  und  kann  daher  an  dieser  Stelle  keinen  Platz  finden. 

In  dem  Bestreben,  den  Frieden  aufrecht  zu  erhalten  und  den 
Staat  vor  der  Habsucht  Anderer  zu  schAtzen,  legt  sich  die  Bepublik 
tSglich  grossere  Lasten  auf,  um  so  ihrp  Land*  und  Seemacht  zu 
kiftftigen  und  zu  vergritosem.    Si  vis  pacem,  para  bellum. 


Belgien. 

a)  QMetsgebimg. 

Referent:  Professor  Dr.  Bmeat  Hahaim,  Lflttich. 
Cbenetzung  von  Paul  flacher,  Recfatsanwalt,  Beriin. 

Die  Parlarnftitssitzung  von  1890—1897  brachte  noch  weniger 
Wichtiges  als  die  vorhorgelu'ndo.  ()bglei(;h  sie  nicht  viel  küiv^er 
war.  wurdo  sie  docli  diirrh  die  Näht»  der  Weltausatellung  in  Brüssel 
beeinfliisst  Allerdings  hat  es  an  Zwiticbennillen  und  Intt^i  i»  llntionon 
nicht  gefehlt  und  lial)eu  diese  wie  gewühnlieli  viel  Zeitvi  ilii>t  der 
Kammer  gebracht,  aber  man  hat  sich  auch  befleissigt,  sidi  später 
mit  den  ernsteren  Fragen  zu  befassen. 

So  wurde  das  Oesetz  über  Benifsvereine,  das  wlilu-end  mehr 
als  zwei  Monate  Anlass  zu  l&ngeren  Debatten  gegeben  liat,  auf  eine 
ausseroixlenlliche  Sitziuig  im  Oktober  vertagt,  eine  Sitzutiir,  die 
dann  nicht  zur  ErlediVuiii,'  hiim  ii  lite.  Das  erst  am  31.  März  1898 
publizierte  Gesetz  wird  demnach  nicht  in  den  Rahmen  dieser  Studie 
aufgenommen,  sondern  im  nächsten  Jahre  besprochen  werden. 

BiMlelmiigeii  mm  AmlBado. 

Kdne  wit^lige  intematkmale  £<mvwtion  ist  in  diesen  Jahre 
geschlossen  worden.   Groesbritannien  hat  am  29.  Juli  1897  den 
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Haivlels-  nni\  iichilTUihvt^vovu-.ii:.  (l.»r  sfit  dem  Jahre  18G2  in  Kraft 
war.  i?eküu«Ügt.  Kr  blt  ilit  in  Kiaft  bis  zum  20.  Juli  1898.  Ver- 
kmiliingen  sind  luunittelbar  zum  At»8chlus8  eines  neuen  Vertrages 
eröffnet. 

Nachdem  dio  holeii^r-he  Regiening  im  Jahre  1890  den  onglisch- 
«nüaÜBti.'ichen  Agitator  iien  TiUet  ausgewiesen  liatte,  der  einen 
Strikt'  der  Arbeiter  der  Docks  von  Antwerjien  zu  organisieren  ver- 
sucht hatte,  erhob  sicli  Stroit  Äwi»ehon  England  und  B«^lgien  über 
den  Punkt,  oh  diese  Ausweisung  nicht  den  bestehenden  Verträgen 
«^ntgcg-en  wüit-.  Da  eine  Einifrnnt^  ^irli  nicht  herstellen  Hess, 
wurde  beschlossen,  die  Frage  auf  dem  Wege  des  S('hie<lsgerichtB 
zu  entscheiden.  Arthur  Desjardins,  Oeneral-Prokurator  b*>im  Kaesa- 
tioMfihof  in  Frankreich,  ist  /um  SchieUarichter  gewählt  Zu  einer 
UsuQg  ist  es  nocli  nicht  gekommen. 

IDtts  Oeaets  yom  12.  Februar  1897  betr.  die  fremden  ist 
vic^tai^  für  unsere  Besiehungen  sum  Aualand.  Bis  zu  diesem  Jahra 
atand  das  Bec^t  der  Ausweisung  Ton  Ausländem  der  Begierung 
BOT  durch  ein  proviaorisdiee  Qesetx  von  1835  su  und  wurde  das- 
Mlbe  im  Wege  der  Qesetsgebung  alle  3  Jahre  erneuert  Bei  Ge> 
l^Senlieit  dieser  Erneuerung  yerfeUte  die  Opposition  niemalS)  die 
tuthr  oder  minder  willkUrlichen  Massregeln  der  Polisei  su  kritisitt^n. 

ivar  eine  wenn  auch  ziemlich  illusorische  Kontrolle,  da  die 
B^ierung  nicht  den  Fremden  gegenOber  machtlos  bleibe  kann 
^  clie  Ausweisungen,  da  sie  politischen  Gründen  entspnuigen, 
ein  tut  accompli  im  Augenblick  der  Debatte  bildeten.  Das 
K^n-wMige  Hinisterium  hat  dann  auch  rationeller  und  bequemer 
S*^n<1.en,  dieses  provisorische  in  ein  definitivos  Gesetz  zu  yer^ 
^<le]n.  Dies  ist  der  Gegenstand  des  Gesetzes  vom  12.  Februar 
^^^7 7  das  nur  den  Text  der  alten  Gesetzgebtmg  reprodusierL  Die 
^^lermig  kann  die  in  Be^en  sich  aufhaltenden  Auslftnder  aus- 
vtiaon,  die  dorch  ihre  Führung  die  ÖfE»itliche  Ruhe  stOren  oder 
^  ^tti  Ausland  wegen  Yerbrechen  oder  Ddikte,  bei  denen  Aus- 
WKiHuug  stattfindet,  verfolgt  oder  verurteilt  sind. 

iDie  Ausweisung  kaun  nur  auf  Grund  einer  Beratung  des 
durch  königlichon  Krlass  augeoninet  wenlen. 

l>ie  Ausweisung  kaun  iii»  lif  einen  Ausländer  treffen,  der  be- 
''^^gt  ist,  sein  Domizil  im  Königreich  auf  Grund  des  Artikels  13 
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de«  oode  civil  zu  nolini.  ik  sowie  nicht  denjenigen,  welchei-  mit 
einer  beljyischon  Fiiui,  von  der  er  Kinder  hat.  verheiratet  ist,  und 
auch  nicht  einen  sr)lchen,  welcher  mit  einer  Belgierin  verheiratet 
ist  und  seit  5  Jahren  seinen  dauern'ien  Wohnsitz  in  Belgien  iiat; 
endlich  nicht  den,  welcher  in  Bel^^n.jn  als  Sülm  eines  Ausländers 
geboren  ist  und  dort  s.'iii.;n  Wohn&it/.  hat 

Das  Oesetz  vom  20.  Oktol»er  1897  hat  die  lachte  unserer 
Koiisuli)  im  Aiislaiidc  beti-ächtlich  eiiigescliräakt.  Nach  deui  Ges<?tz 
vum  31.  Dtzoiuber  ISTtl  hatten  alle  belgischen  Kunsuln  die  Koin- 
petem  von  Standesl»  amt.  ii.  Dagegen  hatten  sie  nicht  die  notarielle 
Konipotonz  mit  Ausnalime  der  Konsuln  in  den  nichtchiistlidieu 
Ländern. 

U.k^  n«:ue  Gesetz,  d»  ni  die  < i.  sotzirebung  der  wichtigsten  ouro- 
I>aischen  Stajiten  erefoltrt  ist,  nimml  ihnen  in  christlitlion  Ländern 
das  Reciit,  Civilslandsaktt;  vurzum. Innen,  wenn  sie  ni(  lit  da/.n  dm-ch 
die  Vcrtrilge  berechtigt  sind,  (xlor  wenn  ihnen  die  Funkti>>nt  ii  eines 
Civilstandsbeamten  nicht  durch  den  Minister  des  Äusseren  besonders 
verii«  hen  sind. 

l'nti'r  Einsehiiinkiint:  diesem  l'iinzips  l-l-'iben  indoH  unsere 
Konsuln  kompeteid,  um  Hi'initcn  zwim  Ii-mi  Mcl^icrn  uml  selbst  — 
in  gewissen  Ländern  de>  *Jii' uts  —  mit  .-pe/i<  Her  Ermäciitigung 
des  Minist' TS  —    zwisi  h-  ii  H.  l-it'i  n  nnd  Fremden  zu  schliessen. 

Der  Entwurf  de>  veni  Miiii>ter  eingebraeliten  Gesetzes  unter- 
druckte s*dl»st  diese  Kr>miieten/  botieffs  Ehesch]ies.sungen  aus  tleni 
Grunde,  dass  in  allen  fi-eiaden  Ländern  niit  Ausnahme  Frankn^iclis 
die  vor  unseren  Konsuln  gesclüosäenen  Ehen  als  nicht  gültig  be- 
ti"achtet  würilen. 

AVkh'  iji  mi'i  kwürdiger  Inkunseijiien/.  liess  er  unseren  A^;onten 
das  Keoht.  »lie  Ehe  \  > nl lereiteude  llandlnn^-en  vorzunehmen  i  I'nbli- 
kationen,  Einwilli^iiiiu's^ikte  von  Aszcmienien  ele.).  M.  W.ieste'  1»»'- 
kämpfte  in  der  Kammer  eifrig  diese  Anschauung  mul  veriaiitrte 
Antreeliterlialtin)t:  der  vollständigen  konsularischen  Kompetenz  bei 
der  Klie-cli]ie>-un!::.  bi'/.iii;lieh  welcher  Mntert»^  er  d^r  Autor  ver- 
sckiedi  iier  wichtiger  (ies^  tze'  ist  (vergl.  meine  letzte  iSotiz  Jahrbucli 
der  Internationalen  Vereinigung  für  vergleieh.  Heelitsw.  u.  Volksw. 
1897  pg.  278).   Der  Minister  hat  sich  seinem  Antrat:  angesehlossen. 

Aus  den  zur  l'nterstütziing  der  ( iesetzesvorlage  vorirelegten 
Statistiken  ergiebt  »ich^  dass  auf  177  Konsularposten,  die  in  den 
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inchiigsten  fremden  Staaten  sieh  l»etin(len,  nicht  mehr  alt»  3(i  Civil- 
standsakto  (G''iiuit.-ii,  Todosfülie  und  Ehe.Nclilieswnn^n^  vor  unseren 
Konsuhl  während  «ler  letzten  10  Jahre  vüitrt  koinmen  sind.  Vom 
praktischen  Staudpunkt  aus  rechtfertigte  sich  also  diese  Reform 
roliständig. 

Was  nun  die  nntariolle  Kompetenz  anbetrifVt,  setzt  «laH  neue 
*re<t'tz  fest,  dasts  «ell>st  in  ehristüohen  Ländern  unst-re  Konsuln 
iiotaHelle  Funktionen  au&üheu  dürfen,  wenn  sie  diircli  die  V'erti'äge 
dazu  berechtigt  sind,  ofler  wenn  di»-  notariilli'  Ilefugnis  ihnea 
«peaiell  vom  Minister  des  Auswärtigi'u  übertragen  ist. 

Dieser  Teil  des  Gesetzes  hat  nicht  den  Scliatten  eines  Ein- 
^^alKle.-*  liervorgerufcn  er  ist  duix-h  da«  herx'orragende  Intei-esae 
gereelitfertigt,  das  unsere  Staati^angehririg^en  hnhen,  im  Auslande 
A.Lr«  nten  zu  finden,  die  iiutorisiert  sind,  den  stets  häufiger  und 
nichtiger  werdenden  Rechtsakten  (industriellen  Gesell fohnftssrrnn - 
'lüngen,  hauptsaehlioh  in  Russland!)  /ifTentliehen  Olauben  xu  gt-ben. 

Ich  u'laulfe  indes,  dass  die  Anwemlunj;  dieses  Teils  des  Oe- 
*^tzos  nicht  ohne  Sehwierii^keit  vor  eich  gehen  wird.  Er  giela  den 
Konsuln  das  Heeht.  ausser  den  Verhandlungen  und  Vertrilgen,  die 
ausschliesalirh  Heli:ier  l>etit  ffen,  auch  Verhandlungen  mid  Verträge 
»ufzti nehmen,  ilereu  einer  Teil  Fremde  sind,  voraustresetzt,  dass  die 
^**rträ5re  sich  auf  YormM^ensstOcke  in  Belgien  oder  auf  Oeschfifte, 
^   in  Belgien  nbznscliliessen  sind,  beziehen.    Diese  Fh«=!Uiic:  ist 

unbestimmt.  Es  ist  klar,  dass  s»dbst  in  diesen  Grenzen  soh  lie 
Verhandlungen  geei<?net  sind,  juristische  Wirkungen  auch  anderswo, 
*^  in  Bel^-ien  zu  eizeii£;en. 

Nun,  kein  anderes  Land  imt  die  Bechtdgültigkeit  dieser  Ver- 
n  anzuerkennen  f^enötiirt. 

AVenn  wir  ausserdem  su  die  KoiniM'tenz  unserer  Konsidar- 
'^^^nten  ausdehnen,  werden  wir  dasselbe  Hecht  den  fremden  Kousidn 
'n  Unseren  Territnrien  zugestehen  mris.sen.  Schon  erkennen  es  einige 
^^»iRiiIarische  Konventionen  an;  die  Gerichtshöfe  zeigen  einen  ausser- 
«^lentlioh  en  Widerwillen,  die  Ausführung  zuzulassen,  solange  lücht 
''P^*^i«lle  Veränderungen  luiserer  verschiedenen  Civil-  und  Uandels- 
gosötise  vorgenommen  würden. 

Bas  Gesetz  vom  27.  Oktober  1897,  das  in  Wechselwirkung 

dem  \  1 -rffehenden  steht,  hat  den  Tarif  der  von  den  Konsuln 
^^^f  Uie  Amtahaiidliuigen  m  erhebenden  Taxen  revidiert  und  erweitert. 
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Chilrecht, 

Die  Biua»«elfr  Ausst«'lluiig  ist  die  Vemiila.^tiung  zur  K*!vi.siou 
einen  Artikels  deti  oode  civil  g«'wet$en.  Die  Aitikel  1952 — 1954 
des  c.  Napoleon  niacbtoii  mit  j^russtor  Sti-eugo  die  Uötel-  und 
Oasthofebeeitzer  betrefis  den  Gepäcks  der  Reisenden  venutwortlicli. 
Sie  waren  haftbar  für  alle  Qegenstftade,  die  bei  ihnen  aus  irgend 
welobcin  Grunde  deponiert  waren:  sei  es,  dasa  es  sicli  um  einen 
vcrloiienen,  gestolUenen,  beechftdigten  Gegenstand  bandelte,  gleich 
viel,  ob  die  That  von  Dienatboten  oder  Angestellten  des  HOtela 
oder  von  kommenden  oder  gebenden  Fremden  im  HOtel  verObt  war, 
oder  ob  der  Thäter  unbdannt  blieb.  Die  einzige  Auanalune  für 
ihre  Yerantwortimg  waren  der  Fall  ii«  >  DiebstahL»  mit  bewafbctor 
Uand  und  der  höheren  Gewalt  Im  Übrigen  genfigte,  dasa  der 
Reisende  die  Thatsache  der  Niederleguug  und  den  Wert  des  Depots 
nachwies.  Der  Beweis  durch  2icugen  wird  zugelassen  ohne  BAcfc- 
sidit  auf  die  Wichtigkeit  des  Depots. 

Aitesder  Deputierte  unterbreiteten  bei  Annftherung  der  Aus- 
stellung einen  GesetaenvorBchlagf  der  beaweckte,  beträchtlich  die 
Verbindlichkeiten  der  U6tel-  und  Gastwirte  su  beschrftnken.  Sie 
wollten  ihre  Terantwortlichkeit  auf  Haftung  fOr  RLeidungsstUcke, 
Sachen  und  WtacAie,  aus  denen  das  gewöhnliche  Reisegepäck  be- 
steht, herabsetaen.  Was  andere  Gegenstände  anbetriflt,  wie  ge- 
mfinates  Geld  oder  Bankscheine,  Wertsachen,  Titel«  Silberzeug, 
Kleinodien,  Spitzen,  kostbare  Gegenstände,  so  sollte  der  Gaatwirt 
dafOr  im  IUI  dos  Diebstahls  oder  de?  Yeiiustes  nur  dann  ver- 
antwortlidi  sein,  wenn  er  von  Reisten  eine  schriftliche  Dekla- 
ration erhalten  hätte,  die  den  Wert  dos  in  das  Hdtel  Eingebrachten 
angäbe  oder  wenn  er  die  Dinge  in  sein  Depot  genommen  und  einen 
ESmpfongssdiein  darüber  gegeben  hätte.  Die  Urheber  des  Gesetz- 
vorschlagee  machten  besonders  darauf  aufmerksam,  dsas  die  Strenge 
des  Code  Nai>.  veraltet  wäre  und  feiorten  die  Rechtschaffenheit 
nnswer  zeitgenffssisdhenGasthoffibesitzi^T,  gtuiz  besonders  der  Brüsseler. 
Da  sie  sidi  auf  einen  Prflsedenz&ll  in  Fkankreich  beriefen,  wo  man 
gleidierweise  bei  Annäherung  der  Ausstellung  von  1889  die  be- 
regten Artikel  i-evidiert  hatte,  und  da  man  wohl  das  berechtigte 
Interesse  ihrer  Votsclüi^  einsah,  so  sprach  sidi  die  CeutralsektioD 
für  unbedingte  Annahme  aus. 
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Ber  Justisiiiitiistor  war  indeB  der  Anaicht,  dass  die  Gesetxe»- 
forlage  auf  dem  Wefe  der  Kachsidit  gogen  die  Gastwirte  zu  weit 
pige  und  or  schlug  ein  Amendement  vor,  das  besser  in  Harmonie 
ttift  den  Oeaetzen  der  benachbarten  LAnd^  wftre,  mtst  anderem 
mit  iim  neuen  fnnaOsisofaeo  Oeeeta  und  den  %%  701»  702,  703 
.  dm  IS  Tit  n.  Buch  des  deutschen  büxgerlidien  Gesetabucha. 
DieMB  Amendement  ist  ohne  Schwieri^eit  durch  die  Ceotcaleekdon 
angoBonuDcn  und  ilann  durch  die  Kammer  nach  einer  glSnaenden 
IKskimkUf  wobei  V«teidiger  der  Reisenden  und  Besohfltser  dor 
HOlelien  alle  Hilfsquellen  ihres  juristischen  Scharfsinns  erschöpften. 
Dte  OesetB  vom  22.  Juli  1897  httlt  die  Einrichtungen  des  Code 
wbecht,  indem  es  hinzufügt  :  „die  Verantwortlichkeit  dw  HOtelien 
i»t  liegieiiat  auf  1000  Francs  ffli  gt  mOnztee  Geld,  Titel  und  Werte 
jed«t  Art  und  Kostbarkeiten,  «lie  lücht  zu  des  ReiBenden  peraön« 
Ucbeni  und  gewöhRliuhem  Gebrauch  dienen,  eofern  dieser  sie  nicht 
tlMtflchlich  zu  Händen  des  Gast-  oder  Hötelwirts  deponiert  hat*^ 

Stnireclit. 

Hau  weisK,  da«*  eine  Reihe  von  (lesetzun  mit  weitgeheiulon 
^*rt>e86enaigen  vorgeschlagen  oder  inspiriert  durch  Lejeune.  elio- 
^ügen  Justizniinister,    seit   einigen  Jaiiren   in   unser  Strafrecht 

■ 

««geführt  ist.     So  das  Gesotz  vom  27.  Noveinlier  1891  über 
r'aterrlrüciiung  der  I^ndstreicherei  und  Bettelei,  da«,  indem  es  den 
'nedensrichtern  beträchtliclie  Machtbefugnisse  übertrug,  versuchte, 
Hmnaiiität  in  dieser  Bezieliung  einzuführen. 
Aiüiifl  25  des  Gesetzes  ordnete  an,  dass,  wenji  drr  Delinquent 
^  Person  von  unter  16  Jahren  wäre,   ilm  der  Frieder) srichter, 
im  Rückfalle .  weder  zu  Haft  noch  zu  Geldstrafe  veimteilen 
kdniQte,  akT  je  nach  der  Natur  oder  der  Schwere  des  Falls,  ihn 
^  Verfolgung  ül)er\veij>en  oder  ihn  zur  Dij^position  der  Regierung 
^  zur  Majorennität  stellen  künnte.    Kaum  war  dieser  Artikel  in 
Aavenfluiig  gtitreten,  so  hatte  er  schon  lebhafte  Reklamationen 
'^'worgenifen.    Friedensriehter,  die  vor  die  Alternativ.-  irestellt 
•Äeii,junee. einer  einfach»-!!  Kontra\ dif ion  übtTwiesene  DeliiKjUenten, 
*Ur  Dispoüitiun  dci'  Ke^'ierung  Iiis  üu  ihrei'  Majorennität  /.u  stellen 
*^  sie  zu   verfolgen,   haben   nicht  gez(»gert,  sie  'üm:n  Eltern 
awftckzugelieu-    So  blieb  in  den  meisten  Fällen  die  Übertretung 
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Man  hatte  auseordem  konstatiert}  dase  hinfig  die  Einder  die 
betreffende  Übertrotung  anf  VemniasBung  der  Eltern  l>egingen. 
Das  Geaeta  von  1891  traf  diese  nicht 

Der  Jitstiaminister  Bergerem  hat  deshalb  ein«!  Gesetzea- 
▼oredüag  eingebracht,  der  dieaen  beiden  Beaohwerde-Fimkten  ab* 
snhelien  bezweckte,  und  der  mit  geringen  Abttndeningen  das  Gesetz 
vom  15.  Februar  1897  geworden  ist 

Indem  es  dem  Gerichtshof  ToUstftndig  daa  Recht  iSsst.  das 
Kind  unter  16  Jahren  zur  Disposition  der  Verwaltung  bis  zur 
Ifljajorennitftt  zu  stellen,  ordnet  das  neue  Gesetz  eine  neue  Stnif- 
bestimmung  an:  den  Verweis.  Die  Vemrteüiuig  sdbet  zum  ein- 
üben Verweis  sieht  die  Verurteilung  zu  den  Kosten  nach  sieht 
und  gegebenen  Falle«  zur  Wiedererstattung  und  zum  Schadenersatz. 
Die  PerBcmen,  welche  fOr  die  Handlungen  des  Sjndes  Terantwortiich 
sind,  haften  solidartsoh  mit  ihm  für  die  Wiedemstattnng  und  den 
Schadenersatz.  Diejenigen,  weldie  an  einer  Obertretung,  die  durch 
das  Kind  begangen  ist,  teilgenonunen  haben,  oder  die  von  einem 
Kind  durch  Übertretung  erhaltenen  Gegenstande  als  Hehler  behalten, 
werden  i^eichermassen  mit  Geldstrafe  imd  Gefingnis  bestraft 

Fiskallsohes  Beeht 

Die  Lege  der  belgischen  Staatsfinanzen  ist  blflhend.  Daher 
kann  det  Ftnanzminister  sich  leichte  Reduktionen  der  Steuwn, 
wenn  nicht  beträchtlichen  Steuemaohlass  erlauben. 

Ein  Gesetz  vom  9.  August  1889  Uber  Arbeiterwdmungen  bat 
die  Gebflhien  fOr  Eintrogimgoa  und  Umschreibungen  ffir  Wohn> 
hftnser  der  Arbeiter  auf  die  Httlfle  herabgesetzt  Dkses  Gesetz  hat 
bemerkenswerte  Resultate  gehabt:  10 — 16000  Arbeiter- Familien 
sind  Dank  derselben  seit  9  JalwMi  ESgentOmer  ihres  Heims  geworden. 

Aber  dieses  Gesetz  stellt  die  flshalische  Begünstigung  uur  fftr 
Arbeiter  fest,  das  beisst  fOr  Personen,  die  mit  ihren  Hftnden  fOr 
einen  Arbeit^ber  arbeiten.  Man  denkt  daran,  die  Wohltitat  dieees 
Gesetzes  auch  auf  Erwerbungen  jeder  anderer  Art  von  Hänsem 
geringen  Wertes,  die  von  ihren  Begit^tern  bewohnt  werden,  aus- 
zudehnen. 

Inzwlscyien  ist  der  Ijandwirtschaft,  weUrhe  im  Parlament  zahl- 
reiche und  tliatig<'  Verti-eter  hat,  gelungen,  älinliche  Vergflnstigungen 
für  die  Erwerbungen  kleiner  ländlicher  Besitzungen  zu  orluütou. 
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Dm  ifit  der  Gegenstand  des  QesetMB  vom  21.  Mai  1897, 
n  dem  der  Finiiiamiiiiater  de  Smet  de  Naeyer  die  Anrcgting  ge- 
geben hat 

Die  OeUflhien  fQr  Eintragungen  und  Umsohieibongen  Ten 
Rantea  and  llndlidiem  Immobilienbesits ,  deaaen  EinkUnfte  nach 
dem  Kataafcer  nicht  200  Francs  flbereteigen ,  waa  einem  mitüeren 
Wert  von  nngetthr  7000  Francs  entspricht,  sind  um  50%  herab- 
gmetit.  Als  Iftudliche  Immobilien  werdm  angesehen:  ein  Bedta, 
der  zusammeQ  teils  aus  Qebftoden  und  teils  ans  Land,  das  su  knd- 
o4er  fontwirt^lmftlicher  Auanutaung  boBtimmt  ist,  besteht  oder 
Iber  niur  Land,  daa  in  dieser  Weise  benutzt  wird. 

Die  GebölirenermÄesiguiiy;en  sind  nur  zu  erlangen  und  auf- 
weht zu  erhalten,  wenn  der  Erwerber,  sein  Nachkomme  oder  Ehe- 
glttö  selbst  den  Immobilienbesitz,  der  Geg:en8tand  des  Vertragea 
ist,  ausnutzt.  Das  Gesetz  nimmt  die  nötigen  Vorsichtsmassregeln, 
wa  die  wirkliche  Absieht  der  Ausnutzung  im  Augenblick  des  Er- 
werbs festzustellen.  Es  verweigert  die  ErmÄssigimg  den  Eigen- 
tlhnem  von  Immobilien,  deren  Einkommen  nach  dem  Katjistor 
200  Krane«  übersteigt  oder  sf>l>ald  der  Verkauf  eiiveu  reell  unteil- 
baren Anteil  zum  Gegenstand  hat. 

Man  erwartet  von  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  viel  Gutes, 
^  es  ein  Föixlerungsmittel  zu  einer  i-ationellon  Herabmindening 
de  Steuern  ist,  ein  Gedanke,  an  den  nuiu  .sicii  noch  und  nac.h 
^  allen  Parteien  gewr.hnt. 

Er^viUiiit  nius>  in  Anlass  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  das 
Oftsetz  vom  9,  August  1807  werden,  welches  den  Einfuhraoll 
•tf  Theo  aufgehoben  und  noch  einmal  die  Gesetzgebung  über 
2ttcker  modificieii  liat. 

Man  weiss,  dass  eine  internutiunalc   Kunfi-renz  uuvt-rzM^lich 
iB  Brüssel  zur  Kegeluiig  der  wiclitigen  und  verwickelten  Zticker- 
zutsammentreten  wird. 

Verwaltan^recht 

Das  Gesetz  vom  6.  August  1897  hat  eine  Neueninpr  in 
''"^'^rer  kommunalen  Vt  rwaltunt;  \ -  rwjrklii  ht.  Es  hat  zweien  oder 
aiehreivn  Kommunen  erlaubt,  sich  zu  vei-einit^en.  um  Hospitäler  zu 
ßi^itiden  imd  zu  erhalten,  einf»  Saeho.  rlic  unser  allgemeines 
^"«umunalgee»etz  nicht  erlaubte.    Das  Ges<nz  nagelt  im  Einzelnen 
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den  OrganifiationBmodua  der  HospitSler,  denen  das  Bßdlit  jorietiacflMr 
PeiBonen  xuatehen  koU,  Bowic  die  Rechte  und  amtliche  ThAtigkeit 
der  interkominunalen  Kommiesionen,  weMe  deien  Verwaltung 
habm  BoUen*  Das  Prtnsip  dieser  Organisation  iBt  dasselbe,  weldies 
unsrer  Yerwaltungsgesotzgebung  sii  Onmde  liegt  :  Autonomie  der 
Kommune  unter  der  Bevoimundung  und  Kontrolle  des  Staates. 

Man  erwartet,  dass  benachbarte  iSndliche  und  industrielle 
Kommunen  sich  xunammenthun,  um  gemeinschaftliche  HospitSler 
au  grAnden«  deren  Notwendigkeit  in  vielen  Qcgenden  eich  fflhlbar 
gemacht  hat  Man  bezweckt  damit  die  Entlastung  der  grossen 
Städte,  die  oft  Bewohner  voistBdtischer  Kommunen  au  vei-pflegeu 
haben. 

Hier  ist  audi  das  Gesets  vom  14.  August  1897  au  er- 
wihnen,  daa  Verinderunge»  in  das  Kommnnalgeseta  und  iu  das 
Qe»etz  vom  1.  Febniar  Aber  die  '^Y^geijolizei  gelwacht  hat 

Die  alte  Gesetzgebung  unterwarf  die  Kommunen  unter  2000 
Einwohnern  und  die  übrigen,  was  den  Wegebau  anbetraf,  einer  ab> 
weichenden  Behandlung.  Die  hauptsftchlidiste  Reform  des  neuen 
Graetzeti  besteht  daiia,  dieti^n  Untertichied  verHch winden  zu  machen. 

EisenbaluieiL 

Ich  will  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1897  nicht  mit  Still- 
schweigen üljergelien,  das  den  Rückkauf  der  Eisenbahnkonzession 
für  die  Stit'cke  zwischen  Antwerpen  und  (ient  uud  zwischen  Gent 
und  Eecloo  sanktionici't. 

Die  Operation  hat  an  und  fflr  sich  keine  gi-ossc  Wichtigkeit. 
Das  Rückkauffikapital  i  iiLicht  nicht  15  000  000  Francs.  Aber  es 
ist  ein  Schiitt  weiter  in  der  Vereinheitlichung  des  Eisenbahnnetzes, 
das  eines  Tages  vollstÄndig  in  den  Händen  des  Staates  sein  wird. 

Die  Bahnübernahme  der  Grossen  Belgischen  Centiul-Hahn, 
deinen  Werf  850  Milliuneii  Francs  erreiclit,  ist  heut  gesichert,  b  h 
wei-de  im  nilclisteu  Jahre  Gelegenheit  liaben,  darauf  zurückzukommen. 

Arlieiter'Gesetae. 

Kill  (T.'setz  vom  11.  Ajuil  1897  liat  I)<'legierte  zur  ln.^pektion 
der  Bert^w»  i  ke  eingesetz,t.  Ein  Gesetzvorsf  lilag,  der  bezwwjkte.  den 
Miiieniugi  iii«Miren  Staatsbeamte  zur  Seite  zu  stell'  n.  ist  1895  durch 
<lie  Abgeonbu'ton  der  Opposition  eingebracht  worden. 
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Die  Rogiening  hat  AntrÄpo.  die  geracit  xu  tinen  Gegenvoibchlag 
enthieltifn,  in  der  Sitzung  vim  1897  gestellt.  Es  fanden  erregto 
DiskiKMonen  statt  /wisohen  den  Sozialisten  und  d»  r  H.  gioriing, 
solcher  iiian  vorwarf,  dass  sie  die  Arl>«Mter  veiiiin  l-  it''.  «ich  In- 
spektorwiu  die  aus  ihi-en  Keilieu  hervorgegaugou  wären  und  die  dir 
Vertrauen  besa^ssen,  zu  wälilen. 

Nach  'l.  in  neuen  (Jesetz  schlagen  die  Sektioii-  ii  'K  r  Industrie- 
1111(1  AHk  ijhuusjScliOsso  dem  Ministerium  der  indu-trir  und  Arl)eit 
M'prtc  als  Kandiüiiti^n  fHr  die  InsiJoktiou  der  uiiternxlis»hen 
Artppiteii  in  den  Kohl«Mil»ci  i^wi  ik.  ii  vor. 

Man  weiss,  da»!»  diese  Indu.strie-  und  Arheitsausschüs.so  (conseils 
<le  riiuliistrio  et  du  travaill.  gegründet  durch  ein  Oesetz,  das  aus 
'W  Initiative  von  Fivrf>-<.)riiiin  iKM-vorgt^gangcn  ist,  Krirju'rsrhaiten 
si'iil.  (Ijp  zur  Hälfte  aus  Rowisse  Aliens-  und  1 )' »ini/aiWedingungcn 
«••n'iillenleii  Arhoitorn  und  ziii-  Hälfte  aus  Ari»eitt:Ld»orn  gewählt 
Sind.  Sir  funkt ioiiit  ren  in  allen  Judu-trirliezirken  des  Landes  und 
^'ind  iü  m  viel  S<*ktionoii  geifilt,  als  es  wichtige  Industii.v.w.-ige  gidtt. 

Der  Delegirte  zur  Ui.si>ektion  der  Bergwerke  muss  Belgier  und 
Jahn^  alt  sein,  seit  10  Jahren  wenigst<'ns  Aibciteu  in  luiter- 
inlis(  li,.n  Minen  vorrichtet  haben,  die  eine  Lehrzeit,  sei  w  als 
ArU-it,.,-    ^(^i  Aufsichtsl>eamter,  erfordert,  muss  Ics^/n  uini 

il"  ii  können  und  die  Hocheneleinente  verst*'hen,  elementare 
^^'"itni>  im  Lesen  der  Mineuausbeutungspläne  besitzen  und  endlich 
n<xh  ji^.jij^  Strafen  wogen  Ycrgelien  gegeu  Polizei -Veroixlnuiigen 
'0  den  Minen  erhalten  haben. 

nie  Arifiihnni;:  «lieser  Be<linguni;en  gonüut,  um  zu  zeigen, 
üa^ü  tjuj  Kegierung  —  und  wer  kann  sie  üafiU'  taAldinV  —  d&6 
Ihre  frethan  hat,  um  Unfahii^e  fernzuhalten. 

Alx-r  ob  diese  zahlreichen  Bedim;iuip'U  nicht  ilazu  angethan 
^iu<l,  'iiejenigen  auszuschliessen,  zu  «jenen  die  Arbeiterklasse,  ob  mit 
R^clu  oder  Fnrecht,  das  meiste  Vertmuen  hat,  ist  eine  aiidei  e  Fi-at^e. 

r*i»'  Delegierten  zur  fnspektirm  der  Bergwerke  weixlen  auf 
^  -lalirp  ernannt  und  ilu-  Mandat  kann  erneuert  werden. 

Ih^'  Mission  ist,  v(mi  Gesichts[innkt  der  tb^sundheit  uml  der 
Si'heiiu.'it  der  Ai'beiter  die  untei  ii  lischeii  Arbeiten  in  den  Minen 
l^rüfen,  l»ei  der  rntersuchtmg  von  llnfiülen  und  der  Erforschung 
''^i"  b'rsachen,  welche  sie  veranlasst  haben,  mitzuwirken,  stAvie 
^  ergehen  gegen  das  Gesetz  sowie  die  Verordnuugen  übei*  die  Arbeit 
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anzuzeigen.  Sic  mü8Hen  monatlich  mindestm  18  Beftuohe  bei  den 
Arl)eiten  ihrer  Aufsichtsabteilung  machen  und  das  Qeeetz  ntntint 
Soi^,  die  Ausdehnung  ihrer  Bedite  den  Untemehmem  gegeuQber 

festzustellen. 

Sie  Aveitlen  vom  Staat  1>ozahlt  und  dürfen  weder  selbst,  noch 

durch  ihre  Frauen,  Kinder  oder  Eltern  Geschäfte  betreiben. 

Heerwesen. 

Das  Gesotz  vom  9.  September  1897  liat  vollständig  die 
IJationalgarde  iwrganisiert 

Die  B^erung  wollte,  indem  sie  die  Bürgerganlo  zu  vorstilrken 
versuchte,  eine  Ableitung  schaffen  gegen  oine  mächtige  Strömung, 
welche  persönliche»  obligatorist-lien  Militäixlienst  veilangt.  Die 
Nationalganle  Ist  übrigens  Bürgi-rgarde  mid  bildet  im  Falle  blutiger 
Konflikte  mit  ciu(^r  revolutionäre^!  Bevölkerung  ein  fUement,  auf 
das  die  Macht  sich  verlassen  kann. 

Dagegen  machen  sieh  nach  Ansicht  aller  kompetenten  Militärs 
die  rrhcl)er  dieses  Gesetzes  Illusionen,  wenn  sie  glaulien,  dass  die 
Bürgerganle  wirksam  das  Ileer  bei  der  Verteidigung  des  Landes- 
gebiets unterstatzen  könnte. 

Folgendes  sind  die  hauptsächlichsten  Zflge  der  neuen  Organi- 
sationen, denen  das  Gesetz  nicht  weniger  als  146  Ai-tikel  widmet: 

Die  Mission  der  Rnrgergarde  bildet  die  Aufiwhterhaltuug  der 
Ordnujic:  und  Gesetze,  die  Bewahning  der  nationalea  Unabhängig» 
keit  und  der  Integrität  des  Landes. 

Sie  ist  nach  Kommunen  oder  nach  Konununalgruppen  geord- 
net Sie  setzt  sich  zus2\mmen  aus  Belgiern  und  Fremden,  welche 
wenigstens  seit  einem  Jahn^  in  Belgien  wohnen. 

Diese  Einrichtung,  die  nui-  unter  Verletzung  gewisser  inter- 
nationaler Konventionen  ausgefühit  wenlen  kann,  ist  dazu  angethan, 
uns  diplomatische  Schwierigkeiten  zu  schaflFen. 

Die  Bürgergarde  ist  in  2  „Bans*^  eingeteilt:  zu  dem  ersten  ge- 
hören aUe  Individuen  im  Alter  von  22 — 32  Jahren.  Sie  mflssen 
10  Übungen  von  je  2  Stunden  im  Laufe  eines  jeden  Jahres  mit- 
machen. Sie  können  ausserdem  vei-anlosst  weiden,  während  5  Tagen 
gemeinsame  Übnngm  ausserhalb  der  Kommune  ihres  Wohnsitzes 
vorzunehmen. 

Der  zweite  „Ban'^  umfasst  die  Gardisten  von  33 — 40  Jahren. 
Sie  haben  nur  jährlich  3  obligatorische  Übungen  zu  machen. 
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Die  Büi-gergarde  enrreift  die  Waffen  Jodesmal,  wenn  sie  be- 
luiVü  \vinl,  die  Ordnung  aufrecht  zu  erlialton,  sei  es  durfh  df^n 
ßüigcimei.sU.r,  sei  es  durch  die  Regienmg.  Die  Ausrüstung  tülit 
(K'ii  einzelnen  Gardisteii  zur  I^ast,  welche  au<li  DejHisitäre  der 
ihnen  vom  Staat  anveili-auten  Waffen  sind.  Die  Bürger,  welche 
liiteiiweisen,  dat^s  sie  nicht  dlv  Mittt  l  sich  zu  utjiiiiiirf>n  haben,  sind 
vom  Dienst  ausgeschlossen.  Da  »lie  l'niforni  un|Lr''fälir  ;"»()  Francs 
kostet,  so  findet  man  darunter  nur  in  guten  \\  riiältnissen  löl>oudo 
Bürger,  Uiuulwerker  und  Kauth  ute.  Man  kaini  sügen,  da88  keiji 
Arl>eitö"  im  gewöhnliclit-n  Sinuc  Ttil  daran  nimmt. 

Die  Bflt^erganle  wäiilt  Üire  Offiziere  bis  /.um  Gratle  üoö 
Kapitäns,    llnlicre  Offiziere  Wc'Uilt  der  Könic'. 

I>i->e  Zriliigkcit,  welcli.'  die  K^-gicrunir  /••igt,  um  zu  versuchen, 
'"'ir.i'  unvrihes.stM-liclie  vt-i-Uteto  lubtilutiüu  zu  vertn'SHem,  womit  wir 
Iwlii  klk'm  in  Europa  stehen  svenlen.  /eigf.  wif  weit  sie  ungeachtet 
ikrer  Versprechungen  und  feierlichen  \  i  rpilichtungen  von  der  Heform 
iüi^^m  nationalen  Verteidigung  entfernt  ist.  Sie  ist  di.*  Gefangeno 
Jer  Mohrheitspartei  der  flämischen  Bauern  mit  beschränktem  Üefiichts- 
^am,  auf  welche  sie  sich  stätzt. 


b)  Literatur.^) 

Iteienikt:  Dr.  Panl  Enen,  Advokat  u.  Professor  der  Rechte,  BrQssel. 

Das  Jahr  1897  war  fflr  die  literarische  Thätigkeit  unswes 
Undee  nicht  sehr  fruchtbar.  Die  ganze  Wirksamkeit  wurde  von 
(kn  Tenchiedenen  CongreBsen,  die  die  Internationale  Ausstellung 
n  BriM  begleiteten,  absorbiert.   Jeder  land  einen  guten  Boden, 

'j  in  dem  Bericht  über  dio  belgische  Literatur  dos  Jabi-es  189ti  Bd.  III 
&■  2B0  dfl6  JahrbuoheB  haben  uch  leider  folgende  Druckfehler  eingeacUidieii. 
Et  DiM  beiMen:  8.  289  al.  2:  atatt  ein  Ueiner  Diplomat:  fast  ein  Diplomat 

§  292  al  2:  die  Lehre  der  Taterlandsloeen  U.  8.  w.:  die  mit  >k*r  Lehre  der 
^ ateriandslosen,  welche  in  der  Gegenwart  so  vprschn'cL'iiu  Fonnen  gefunden 
'^t  —  von  dem  J^onett  des  decadenten  Dichters  bis  zur  Bombe  des  Anar- 
du!»t«a  —  Dicht  zu  vurwechselu  ist.  S.  295:  statt  BibUothekenplünderer: 
KbUothekenpfeiler.  S.  295  al.  2:  statt  Baum  der  Schleofaten:  Baum  der 
SMteiu  8.  296  al.  3:  Btatt  die  Oraftohaft  Venaissin:  daa  Comtat^VeDatasin. 
^297  aL  3:  atatt  Ballemagne:  Dallemagne.  S.  299  al.  3:  atatt  Storqnart: 
Sto^juart.  \h\(i.:  st.itt  Bniglant:  Bruylant.  S.  200  al.  4:  statt  Anwun: 
'^'ttuuu.  8.  302  al.  3:  statt  Agatoo  Potter;  Agatbou  de  Potter. 
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luu  .seinen  Idoen  Ausdruck  zu  geben  und  man  slftht  die  Numiui 
da*  meisten  Juristen  find  Soziologen  unter  den  Berichterstattern 
oder  Rednern  der  Cot)f<i-esse  (z.  B.  Oongr^  International  de  l^gis- 
lation  du  travail,  (.'ongi-.  intern,  des  aceidents  du  travail  et  des 
asBuraniios  sociiUes,  Cong.  intern,  des  habitations  k  hm  marche, 
Cong.  intern,  du  repos  du  dinmnche.  Congr.  intern,  de  ra6decine 
l6galo,  (.'ongr.  intern,  du  commerct'  et  de  riudustrie,  Congr.  intern, 
dos  avociats  etc.  etc.). 

Als  speziell  juristisfhos  Work  nennen  wir  vor  allem  die  ('l>er- 
setzung  lies  B,  G.  B.  von  0.  de  Meulenaere  (Con.seiller  ä  la  Cour 
de  Gand),  INxle  Civil  Allemand  et  loi  d'iutraluction,  Paris  Chevalier 
Mart^  i  1807  iu  8»  XV  et  792  p. 

Älph.  De  Bii>8uhere  (Conseiller  a  la  Cour  d'Apjvel  de 
Bruxelles),  Code  de  Traitos  et  Armngementjj  intoinationaux,  iut«  !- 
e8.sant  la  Bt'lgi<|Uo.  Bruxelles,  .1.  ljel)egue  &  Co.  2  Vol.  in  .581 
et  IV  G3Ü  jjagiis.  (Saniiulung  der  auf  Belgien  bezüglichen  Vorträge 
und  internat.  Anonliiiiii;;en)  ergänzt  1.  durch  vorschimlene  Vorträge, 
die  von»  imalili;lnt,^igen  Congoataato  abgeschlossen  worden  sind, 
2.  <iiuch  voi-s(  lii<Mit  ne  internationale  Verträge,  die  die  Regeln  dos 
allgemeinen  internat itinulen  Rechtes  bilden,  3.  durch  die  Gesetz- 
gobung  über  die  Hauptgegenstände  der  Verträge  und  endlich  durch 
melm'i-e  praktischo  Bomerkungen. 

Das  Gesetz  vom  20.  Noveml)ei  1S!)6  über  die  Erbrechto 
des  übci Ul>onden  Ehegatten  wurzle  <lurch  die  Werke  von  G.  Dan- 
saert  (Avui  at  ä  la  (  uur  d'  Ai'Ih  I  de  Bruxelles).  Commontairo  do 
lü  loi  du  20  Noveuibre  18f)G  sui-  les  iliuitü  tlii  eoiijipint  survivant 
(I  Travaux  legislatifs.  Bruxelles.  Bniylaut  18^7  in  8°  328  y.) 
(der  zweite  Bajul  ist  im  Eibclioiiien)  und 

von  Alfi-od  Vanisterbeek.  eandidat  notaire.  Des  droits  sut  <■<  h- 
soraux  du  u>njoint  survivant,  r(irninentaii*e  theoriipie  et  prati'iue 
de  la  lf>i  de  20  Novembiv  lS9(i  avoo  formulos  annotoes  (Exti-ait 
de  la  Revue  pratiquc  du  Notariat^  Bruxelles  1897  erläutert. 

Als  eine  alliremeine  Abhandlung  nioehfen  wir  ein  gemein- 
veretäudliches  Werk  vielmehr  für  hii'  U  als  für  Rechtsgelehrte  von 
.1.  Waxweiler,  .luge  au  Triinuial  Civil  d*  Arlon:  La  Vio  Civile. 
(Bnjxelles  I*ireier,  6  volumes  1890—1897.  La  Familie  2  vol.; 
la  Propriet6  et  les  ÖucceäsioDs  2  voL;  les  Coutrats,  2  vol.^ 
anführen. 
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Das  Werk  ist  in  einer  sehr  klaren  Spnwike  verbwt,  wenn 
«vch  alle  speiidl  techniaohen  Auadrfloke  vermieden  sind.  Der 
YttfRflfler  benotet  die  Reihenfolge  dea  Code  Civil,  atreift  aber 
dabei  veraohiedene  Fragen  dea  Prozesaverfiüireiia  and  dee  Yer- 
waltangsrechtea  die  mit  dem  bfltgerlichen  Leben  in  niherer  Be- 
Behling  stehen.  Hehr  als  einmal  berOhrt  der  Autor  die  Oeeets- 
gebnog  anderer  Länder  nnd  ganz  besonders  das  B.  Q.  B. 

Das  Streben,  das  ebenso  bei  uns  wie  Oberall  aeinen  Weg  ein- 
idillgt,  iat  die  Erweiterung  der  Öffentlichen  Oemeindedienate,  eine 
Fona  der  Socialisation  und  Deoentraliaation,  die  aicberlich  die 
beetea  pimktifichen  Beaidtate  ssnr  Folge  haben  wird.  In  Beaug 
dnaiif  mochten  wir  hier  das  Werk  von  (leorgea  Cornil,  Arocat 
I  la  Cour  d*  Appel:  L'Aaanranoe  Munidpale  contre  le  Cbftmage 
iDTokntaife  (Bruzdlea,  Moreau  1898.  1  vol  191  pages)  erwähnen. 
Der  Verfaaaer  begnügt  sich  nicht,  die  verschiedenen  Einrichtungen, 
ilie  ichon  in  dieser  Hinsicht  in  verschiedenen  Ländern,  apesiell 
in  der  Schweiz  nnd  in  Deutschland  bestehen,  zu  analysieien, 
Bondem  1^  ein  ganzes  Projekt  fOr  die  Gemeinden  von  BrOsael 
ond  Bebe  Vorstädte  vor,  indem  er  sich  für  die  facultative  Ver- 
neiiernog  unter  der  Form  der  Mutualität  ausspricht  Die  eventuellen 
DsHzits  einer  aolchen  Gesellschaft  sollen  durch  freiwillige  Beiträge 
und  Oemeindeuaterstfltznngen  gedeckt  werden. 

Der  Entwarf  des  Prof.  Cornil  erhebt  also  einen  Aufrtif  an 
die  SolidaritätsgefQfale  zwisdien  den  veraofaiedenen  Elaraen. 

Dieses  Wetk  grenzt  aobon  an  das  Gebiet  der  Soziologie 
and  fährt  uns  zum  letzten  Werke  des  Prof.  Hector  Denis,  be- 
titelt: Qeacbichte  der  ökonomiachen  und  soaialistiscfaen  Systeme 
(Histoire  des  Systames  #ooncnniquea  et  socialistee.  Gh.  Rozez, 
firnidles,  in  12.  276  p.>. 

Das  ist  ein  populäres  Werk,  wie  seine  YerOffenttiöhung 
aelbat  in  der  „Belgischen  Bibliothek  der  Modemen  Wissensdiaften**, 
Iieiiiisgegeben  von  H.  Bertiaux,  die  schon  ihren  SOsten  Band 
aberachritten  hat,  ei^bt  Aber  Prof.  Denis  hat  einen  viel  zu 
eebr  durch  die  Lektüre  und  angehäuCten  Kenntnisse  in  einem 
Leben  voll  unablässiger  Arbeit  erfOllten  Geist,  um  elementar 
Min  zu  können.  Die  Citate,  Heinimgen,  die  bei  jeder  Gelegenheit 
nun  Vorschein  kommen,  und  längere  Besprechungen  bildai  einen 
Teil  seiner  Arhdtsmethode.    Er  illustriert  seine  Werke  durch 

20 
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SohematB,  Dugnmme,  Figuren,  deren  dnnges  Ziel  ist,  dieselben 
detitlieher  und  klarer  xu  nuchen.  Ob  es  dem  Autn*  immer  gelingt, 
ist  mitOrlieh  die  Frage  der  individnelien  |Uiigkeiten  des  Ijesers: 
ein  Oehim  ist  empftnglicber  als  das  andere«  diesen  graphischen 
oder  kaleidosltopischen  Verfiihningsarten  au  folgen. 

Die  ESnleitiing  synthetisiert  und  giebt  in  grossen  Zflgen  das 
Werk  an,  das  die  Physiocraten,  dann  Adam  Smith  und  adne 
Schule  behandelt.  IHe  Fortsetanng  wird  der  positiven  Verfossung 
d(>r  Sodologie  im  XIX  ten  Jahrhundert  gewidmet,  die  als  flkenonisclie 
Dynamik  der  statistischen  Ökonomik  oder  der  ,Jiehre  der  Reich- 
tfimer^*  (Science  des  richesses)  des  letaten  Jahrhunderts  en^egen- 
gesetst  wini:  Was  noch  von  metaphysischen  Anhängseln  in  der 
Wissenschaft  geblieben  ist,  soll  nun  abgest^hafft  werden. 

Eins  der  Verdienste  von  Denis  ist,  dass  er  dem  Andern 
das  Wenige  an  Wahrheit  augiebt.  das  sich  stets  dem  Irrtiun 
oder  vielmehr  der  unvoUstftndigen  Wissenschaft  beimischt  Er 
gehlirt  au  denen,  die  den  Absichton  derjenigen  volle  Oerechtig« 
keit  widerfahren  lassen,  deren  Ansichten  sie  nicht  teilen,  indem 
er  immer  geneigt  ist,  die  Bedeutung  derselben  eher  au  vetgrOssem, 
als  zu  vermindern.  Dies  hSngt  mit  seinen  evolutiven  Ansichten 
ausanunen,  die  seine  historischen  Coneeptionen  beherrschen.  In 
jedem  bedeutenderen  Werke,  m  jeder  [jehre  steht  er  sdion  den 
Keim  und  manchmal  den  Bestimmungc^md  der  spBtmen  Werke. 
Seiner  Analyse  fallt  es  nicht  schwer,  solche  Prinaipien  fOr  Quesnay 
und  seine  SchfUer  ebenso  wie  fOr  Adam  Smith  und  die  seinigen 
ansuwenden:  man  findet  bei  ihnen  den  grossen  Teil  der  Anfiings- 
gründe  jener  positiven  Wissenschaft  (sdenoe  positive),  au  der  Denis 
gehlSrt  und  der  er  mit  seiner  Thfttigkeit  Ehre  macht 

Ein  viel  weiteres  Gebiet  durehstreift  das  Werk  von  Em*  de 
Laveleye:  Essais  et  Etudes  (Oand  et  Paris  1897  in  8^  VI 
—  818  p.)- 

Diese  dritte  Serie  der:  „Vereuche  und  Studien'*  gehOrt  eigent^ 
lieh  nicht  zur  wissenachaftlichen  Th&tigkeit  des  vorigen  Jahres,  da 
der  Verfasser  schon  anfangs  1892  starb;  aber  seine  Veröffent- 
lichung als  Band  ergänzt  die  Werke  des  liervoiTagcnden  Publicistai 
und  zeigt  noch  mit  grosserer  Klarheit  den  Platz  an,  den  diesdben 
in  der  reichen  Kbliothek  der  Ökonomischen  Wissenschaften  eigent- 
lich einnehmen  sollen.   Es  ist  uns  ausserdem  eine  erwfinadite 
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Gtlt'genheit.  uns  des  Namens  eines  i;elii^hten  Meistern  zu  onunern, 
der  sicherlich  der  Stolz  unseres  I>;uulc8  war. 

Da  es  sicli  um  zerstreut^  Aufsätze  verschieWiMi-T  Zeitungen 
und  Zeitschriften  der  Jahre  1888  Ms  1802  liandeh,  »o  existiert 
natürlicherwpisf  weder  eine  Folue  mx-li  »  in  Zusammpnhnnc"  zwisfhpii 
lieiiscllKMi.  Diest'p  Mangel  an  Einheit  wird  al»er  duich  die  gläii/endo 
Pt  ii>r<idiclikeit  «les  Verfassers  ergänzt.  Sein  (lepiäp:»!  war  die  \Jn- 
a^hüngi ekelt  den  sehon  empfangenen  Ideen  wie  aucli  den  Mensehen 
gegennber  und  fällt  es  sehwer.  ihn  an  irgend  weleiie  Sehule  an- 
■/.nknnpfeu.  Die,  die  ilin  am  besten  r.u  heiut'  ileii  verstanden 
knüpfen  ihn  an  die  historisehe  Sehule  mm  mit  einem  Anflug 
von  Idealität,  vom  Finalismus,  deren  \\'uiv.eln  in  saunen  streng 
religirison  Uberzeugungon  zu  suclreu  sind.  Die  Unschlüssigkeit 
hat  in  ihm  nie  den  Pessimismus  oder  das  Oefüiil  der  Empönrntr 
liorvorgemfen.  Fr  vertritt  i>ei  uns  die  Ijehre  von  Jehii  Stuart 
Mill.  des.'U'n  Koi  i-espondent  er  war,  indem  er  nie  die  Hoffnung 
aiifgah,  einige  Formen  der  eollectivistischen  Gesellscliaft  mit  den 
Üimlen  Prinzipien  des  Individualismus  zu  vei-söhnen  —  ein  Aus- 
^Idoh,  den  man  weniger  für  dauernd  unmOgUch  aU  utopistisch 
xur  Stunde  proklamieren  dürfte.^) 

Sollten  wir  die  Gegenstände  seiner  Essais  gruppieren,  so 
bürden  wir  vor  allem  die  Nationalökonomie,  dann  die  allgemeine 
Politik  und  schliesslich  das  Staatsm^ht  nehmes  müssen;  seine  mehr 
Ütetarischen  Studien  wie  auch  seine  Aufsfttae  über  die  Lokalpolitik 
laweo  wir  vollständig  bei  Seite. 

L  Em.  de  Lareleye  hatte  die  Qelegenheit,  sieh  über  die 
Mution  der  Nationalökonomie  aussugpiecben  und  deu  gana 
positiven  Charakter  ihrer  Qesetxe  au  verteidigen.  (Lea  l(na 
natorelJea  et  Tobjet  de  Vteonomie  politiqne  1883).  Er  veisteht 
darunter,  daaa  es  menschliche,  erwünschte,  vom  Geeefaigeber  ge- 
Bcbiifene  Gesetie  sind,  da  die  ,fnatflrlicbea*'  über  die  Produktion 
und  Konsumtion  einem  ganz  anderen  Gebiete  als  dem  Okonomiachra 
ttgsbAren;  was  aber  die  Verteilung  der  Güter  anbetrifft»  so  wird 
nua  mnsonst  in  ihr  das  suchen,  was  nicht  „aoascUiesslich  und 
viUkOrlich  von  Menschm  errichtet  worden  ist^S  wie  es  John  Stuart 

')  Vei^I.  Hector  Denis:  Histotre  d«e  sytt^mes  ^oononiiques  et 
socisUtites  —  Broxelles,  1897,  p.  37. 
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Hill  Bchon  sagte.  Es  iat  hier  nicht  am  Platze,  diese  Ansicht  sii 
bestreiten;  wir  geben  sie  an,  ohne  uns  dersdben  ansusdüieseen. 

Em.  de  Lavolnyp  hat  eine  Studie  der  „ökonoinisehen  Krisis 
in  Belgien  und  Jim  r  {liUfsmittrl-  (Li  cnRe  etonouiitjue  et  ses 
remrdeB  1880)  gewidmet.  Ks  war  die  Folge  seiner  Mitwirkung 
an  dtn-  Konunis.^ion  für  die  Arbeit  (Comniissiou  du  Travail).  welehc 
am  Morgen  der  grossen  Unruhen,  die  in  vem-hiedenen  industiiclien 
Mittelpunkten  im  Jalae  IbbG  auslimclien,  vun  der  iK'lgiäclieu  lie- 
gierung  veranstaltet  wordt-n  war. 

Wir  stossen  in  di^'sem  Werke  auf  mehi'ere  Hauptgedanken 
mi.sercs  Verfassers,  die  er  fluchtig  behandelt:  den  Bimetallisnnis, 
Anti.ilkoholisnuis,  Annäherung  der  Arbeitgeber  an  die  ArlM^iter 
dureh  Vermittelung  und  Schiedsspruch,  Volkserzieliung.  alle  soli- 
darischen Unternehmungen,  die  er  als  Konseiiuenz  der  ./»konomisehen 
Moral''  (la  morale  fMonomiquc)  betrachtet,  und  endlich  auf  vor- 
treffliche KatsehlAge  für  d»'n  Ackerbau.  Wir  iM'cilt  ii  luis  noch 
hinzuzufügen,  dass  die  j)olitischen  Umstände,  die  .sich  schneller  er- 
eigneten als  Lavcleye  es  glaubte,  zur  HetUisiening  eines  grossen 
Teiles  seiner  Reformen  beigetragen  haben. 

Speziell  sollten  die  deutschen  Ökonomisten  auf  eine  Studie, 
die  Em.  Laveleye  in  der  „Revue  de  deux  mondes^*  unter  dem 
Titel  „ün  Pr6curseut^  (Eän  Vorbote)  erscheinen  Hess,  ihre  Auf- 
inorksamkeit  lenken.  Der  Aufsatx  ist  Dupont-White,  dem  Schwieger^ 
vater  des  PrSsidenten  Camot,  gewidmet.  Ei  erkiArt  denselben  als 
wahren  Begründer  de»  Katheder-Sozialisrans.  Ebenso  wie  unser 
Verfasser  und  wie  Stuart  Hill  verteidigte  Dnpont-White  die  immer 
wachsende  Rolle  des  Staates,  selbst  zur  Zeit,  wo  der  liberalläerende 
Doktrinarismus  triiimphirte,  gegen  1846.  Er  weist  der  politischen 
Ökonomie  eine  ethische  Bedeutung  an,  die  die  Eintracht  zwisch^ 
dem  Recht  und  der  Moral  her\'ormft:  la  Charit^  dans  les  lois, 
Haben  nicht  diese  Oeilanken  seitdem  die  ganze  Welt  schon  durdi- 
atreift? 

Das  besonders  Interessante  in  dieser  Analyse  ist,  dass  man 
gleichzeitig  mit  Du]x)nt- White  auch  Emile  de  Lavelej'e  naher  kennen 
lernt,  fOr  den  die  Benennung  eines:  „beimriihigenden  Optimisten^, 
die  Ouizot  nach  1871  seinem  Freunde  g-ab,  si<^  so  vorzAglicdi  su 
eignen  scheint 
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II.  „Ein  grosses  Volk  untwr  Bchlecbten  Oeeetzen.** 
(Cd  grand  penple  sous  de  mauvaiaes  lois  1884.) 
Es  handelt  sich  um  England.  Der  Verfasser  greift  vor  allem 
di8  Farhiment  an,  selbst  in  seoner  materiellen  Oiganisation.  „Wenn 
die  IL  P^B  nicht  tQchtig  gehftrtet  vriren  dnrdi  Tub,  Pferdereiten 
faiache  Luft  und  lialbrohee  Fleisch,  so  vflrden  sie  uch  schon  nach 
«nem  Jahre  abnützen."  "Er  kritisiert  femer  die  an  beharrliche 
Eiomisehung  des  Filaments  in  die  Äussere  Politik:  ^Sollten  keine 
Relbnnen  auf  dem  konstitutionellen  Gebiete  eintreten  ^  so  werden 
Bidi  die  Parlamente,  je  demokratischer  sie  sein  würden«  gleichzeitig 
m  80  weniger  tthig  zur  Leitung  der  Süsseren  Angelegenheiten 

Das  System  des  Grundeigentums  und  das  Agrarwesen  werden 
iemer  bekSmpft.  Alsdann  die  zu  oomplexe  Rechtspflege  und  die 
ilolpemde  Verwaltung.  „Das  Schlimmste  ist,  dasa  England  die 
Gemeinde  nicht  mehr  kennt»  diese  Ureinheit,  die  man  in  der  ganzen 
Welt  findet**  Das  was  England  rettet  und  dem  Volke  den  ersten 
Ruig  giebt,  ist  nach  Laveleje  sein  religiöses  GefOhl  und  die  sozialen 
Tosenden,  die  das  erstere  nach  sich  zieht 

Die  ^staatsrechtlichen  Aufsfttze^*  (Essais  de  Droit  Public,  188$) 
behaodeln  flQchtig  die  IIa ujit  punkte  der  Wissenschaft  und  würden 
vobenierkbar  vorttbergehen ,  wäre  der  Ver&sser  derselben  nicht 
Etaiile  de  Laveleye.  Aber  das  ist  das  Charakteristische  unseres 
Autors.  Er  versteht  originelle  Gedanken  in  einem  schmalen 
Rihinen  zu  oondenaieren.  Seine  Analyse  des  Secessionsrechtes,  die 
80  brennende  Fmge  der  Gegenwart,  stdlt  eine  ganze  Theorie  Ober 
das  Recht  auf  Unabhängigkeit  auf,  indem  er  dieselbe  mit  den 
höheren  Frinapien  der  Humanitilt  und  des  Rechtes  durch  den 
Fedemlisrons  versöhnt  Er  betrachtet  die  Demokratie  untw  einigen 
«tischen  und  politischen  Erschwungen,  um  sich  im  allgemeinen 
in  ^nstiger  Weise  für  dieselbe  auszusprechen. 

Mit  Bexug  auf  das  „Nene  Buch  Über  die  Demokratie*'  (Un 
DOUTMu  livre  siir  la  d§mocratie)  von  Sir  Henry  Haine  (188G)  be- 
nutzt Laveleye  die  Gelegenheit,  seinen  Gruben  an  die  Zukunft 
«neg  demokratischen  Staates  aunusprecheo,  obgleich  er  die 
Schwierigkeit  seiner  Orgsiiüaation  offm  zugiebt  Er  ist  oft  auf  die 
Notwendigkeit  zurückgekommen,  diesen  Staat  auf  «ner  vielmehr 
uttlichen  als  politischen  Basis  einzurichten.   (Siebe:  Les  Conditions 
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de  la  Dfimocnitie  1888,  nnd  besonders  da»  leiste  grosse  Werk  von 
Emile  de  Laveley:  Le  Gouveniement  dans  la  D6mocfatie  2  Vol. 
Faris  1891.) 

HL  Für  diejenigen,  die  sich  für  die  Qedankenbewegtmg  in 
Belgien  interessieren,  ist  die  Bedeutung  der  politischen  Krisis  von 
1884  und  der  Obmooiischen  ron  1886,  die  mit  der  KonstitationB- 
revision  vcm  1898  ihren  Abschluss  landen,  sicherlich  nicht  unbe- 
merkt TorQbergegangeu.  llan  findet  in  dem  Werke,  das  wir  er- 
örtern, eine  gamEe  Reihe  von  Studien  über  di^  Vorginge,  indem 
der  Verteer  ebenso  ehie  sehr  lebhafte  Geschichte  dieser  Zeit  wie  < 
klare  Ansichten  über  die  Lage  giebi  Die  belgische  Demokratie 
wird  hier  ohne  Schmeichelei  und  un|>arteiisch  behandelt.  Besondere 
UmstSnde,  speziell  der  EinflusH  der  rümischen  Kirche  sind  deutlich 
hervorgehoben.  Das  sind  die  Titel  dieser  Aafsftüse:  Ciise  du 
Libörs^sme  «i  Belgique^'  (1883).  Lea  Partis  et  le  B^gimc  parle- 
mentaire  en  Beigique**  (1884).  „La  Crise  politit^ue  en  Belgique 
et  la  Question  rdigieuse^*  (1885).  „Les  troubles  eu  Bt^lgiqne** 
(1886).   „La  Revision  de  la  Constitution  beige''  (1891). 


Brasilien. 

Referent:  Dr.  Vergneiro  Stoidel,  Advokat,  Säo  Bm)1o  (Bndlien). 

OberBetziiog  voo  Kai4  Edlem  von  Stockhammem» 
kgl.  bayer.  Regienuigmooesnstea,  besohiltigt  im  AuswirtlfBii  Amt,  Beilia. 

dullmande  Anmeikongen 
von  Dr.  Laoerda  de  Almeida,  Professor  der  Reohte,  Bio  de  Janein». 

a)  Geeetagebmig. 

lieider  liaben  sich  die  Hoffinungen  auf  eine  legem  geeetz- 
geberisehe  Thätigkeit,  die  wir  in  der  Übermcht  für  daa  Jahr  1896 

«um  Ausdruck  brachten,  nicht  erfüllt. 

Der  Gnn)d  war  einei-seits  der  Mangel  an  unabhängigen,  dem 
jiolitischen  Lel>en  fernstehenden  Juristen  und  andorsoits  der  Auf- 
stand im  Innern  von  Bahia  unter  Führung  des  fanatischen  Antonio 
Conselheinj,  dir  unglücklicherweise  auch  im  Schüsse  der  repu- 
blikanischen Regienuigspartei  Anhänger  fand.  Die  Folge  war  ilie 
Teilung^  der  Kegiemngspaitei  in  zwei  Fiuktionen,  dei*en  eine  nach 
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urie  vor  krftftig  die  Regierung  iinterätatste,  wfthKind  die  andere  adk 
der  Oppoeition  anschlofis. 

Wie  gewOlinlieh  hatte  diese  Spaltung  den  ESrfolgi  daas  es  im 
KongresB  va  atlinniachen  Auadnandetaetzungen,  Interpellationen  nnd 
Totniiensvoten  kaiO)  zn  denen  sidi  eine  lebhafte  Agitation  in  der 
Qffiantlichen  Mieinuiig  gesellte,  dnrch  die  die  Aafmerkeamk^t  der 
gesetzgeberischen  Oewalt  von  den  grossen  Aufgaben  ihrer  Thätig- 
keit  TOlUg  abgezogen  wurde. 

In  der  öfTentüchen  Meinung  glaubt  man  sogsj:  zwischen  der 
Spaltung  der  Re^eningaparteien  und  dem  am  5.  November  1897 
an!  das  Leben  des  PrBsidenten  der  Republik  verQbten  Mordantichlag 
einen  Zusammenhang  sehen  zu  sollen  imd  bringt  damit  den  Vize- 
prtodenten  der  Rqmblik  und  Francisco  Qlycerio,  die  Führer  der 
Opposition,  in  Verbindung. 

Schliesslich  wivden  nach  mOhevoller  Arbeit,  bei  der  nicht  zum 
mindesten  die  Tenrainschwierigkeiten  nnd  die  grosse  Entfernung 
dei  Schauplatzes  des  Aufstandee  ins  Oewicht  fiel,  die  Aufrflhrer  in 
Bhhn  von  den  Regierungsti-uppen  geschlagen;  im  Kampfe  fiel  auch 
der  Fanatiker  Antonio  Gonaelheiro,  den  seine  Anhftnger  fAr  un- 
redetzlioh  gehalten  hatten,  da  sie  in  ihm  den  Boten  Gottes  sahen, 
der  dazu  berufen  sei,  die  Monardüe  in  Brasilien  wiederheraustellen. 

Die  B^erung  benfltzte  denn  auch  ihren  Sieg,  um  den  Anf- 
stand  voUstftndig  au  eisiidren,  indem  sie  die  Hauptschuldigen  go- 
bngen  setzte  und  verschiedene  Politiker,  deren  Haltimg  ihr  bedroh- 
Kck  cffschien,  deportioi»;  dadurch  gelang  es  ihr  auch,  sidi  das 
flifentliche  Ansehen  nnd  Vertrauen  vollstftndig  wiedeizugewinnen, 
wie  die  zahlreich«!  Sympathidrandgebungen  aus  allen  Kreisen  der 
Bevölkerung  und  auch  von  befreundeten  Nationen  beweisen. 

Bb  ist  dies  sdion  das  sweite  IIa),  dass  der  Regierung  die 
Niedorwerfong  einer  revolutionftren  Bewegung  glAckt,  und  es  darf 
auch  nunmehr  erwartet  wefden,  daas  ^a  grosse  und  so  reidie 
Und  sich  endlich  der  zur  Entfaltung  seiner  wirtsdiaftlidien  Krftfte 
ao  notwendigen  Ruhe  erfreuen  kann. 

In  den  letzten  Ereignissen  kommt  das  Strelwn  nach  Konsoli- 
dation und  nach  einer  Kegieningsfomi  ziun  Ausdruck,  KU*  die 
Boailien  bis  jetzt  nocli  nicht  guaftgend  vorbereitet  war.  — 

Im  Nachfolgenden  soll  nun  eine  Beti-achtung  der  spärlichen 
Laistungen  auf  juristischeiu  OeUete  im  Jalire  1897  gegeben  werden. 
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IntonMtioBale  BesiehiuigMi« 

Aus  dem  Gebiete  det  internationalen  Beziehongen  iat  zunAchst 
die  Beendigiung  den  Konfliktes  mit  England  wegen  der  Insel  Trinidade 
XU  erwShnen. 

Nach  der  Anerkennung  der  Rechte  Brasiliens  auf  diese  Insel 
beauftragte  die  englische  Regierung  das  Kriegsschiff  „Ban-aconto", 
die  im  Jahre  1895  auf  der  lusel  enichteten  Hoheitszeichen  zu 
entfernen. 

Am  24.  Janu.ir  1897  errichtete  sinlaim  i\h-  Besatzung'  das 
brasilianis<;hen  KronzoiH  „Benjamin  Constaiit  '  im  Auftrage  der  Ke- 
pieiuiip:  als  Zridieii  d'T  bragiliani^dieii  H<'rrschaft8rechtc  auf  jener 
Insel  eiii  8teinmununient  mit  der  Aidschrift  „BiBiiil". 

Die  Arbeiten  der  brasilianisch-lwlivianischen  Grenzregiilierungs- 
kommission,  die  aus  Vertretera  beider  Staaten  besteht,  müssen  einst- 
weilen aus  politischen  GrOndon  ruhen. 

Die  Festsetzung  der  biasiliaDisch-engUsohen  Grenze  in  Britisch- 
Ouyana  war  Gegenstand  von  Verhandlungen  zwischen  den  beiden 
Staaten,  die  den  Präsidenten  der  Republik  in  seiner  jflngsten  Bot- 
schaft gdegentlich  der  Erßffnnng  der  Gmgresssitsiingen  die  Hofihung 
auf  eine  befriedigende  Lßsung  ausspredien  liessen. 

Der  Vertrag,  durch  den  die  Entsoheidnng  der  Orensstieitig- 
keiten  mit  Frankreich  in  FransOsisdi-Ouyana  der  schweizerisohen 
Bundesragiening  flbertragen  wwde,  fiuid  in  Frankreich  und  Brasilien 
die  Genehmigung  der  Kammern;  die  brssilianische  Regiernng  be- 
stätigte ihn  dnroh  das  Dekret  No.  474  vom  8.  Desember  1897. 

Nach  dem  Aostaasch  der  Ratifikationsurkunden  wird,  wenn 

die  Schweizerische  Regierung  das  Schiedsrichtmrat  annimmt, 
BrssUien  die  mit  der  Vertretung  seiner   Ansprüche   bei  der 

Schweizerischen  Rogienmg  betrauten  BevoUroÄchtigten  ernennen, 
und  ausserdem  die  Mitglieder  einer  Kommission  einsetzen,  die  ge- 
meinschaftlich mit  einer  franzrjsischen  Kommission  an  Ort  und  Stelle 
die  Verhandlungen  vorbeireiten  sollen. 

Im  .lahie  1898  lauft  der  n)it  der  Kepublik  i'amguay  ge- 
schlossene Handels-,  Sehifffahrts-  und  FroundRebaftsveitrag  vom 
7.  JMiii  1WR8  ah:  die  R<^gierung  von  Pnrns^Kiy  liat  jetloch  srhon 
iUro  Bercitwüliijjkcit  suin  Abschluss  eines  neuen  Ycrti-agee  erlüärl. 


Digitized  by  Google 


-    309  — 


im  4.  Mai  1897  wurde  mit  der  chileDiachea  Regierung  ein 
Vertrag  Ober  die  Auslieleniiig  von  Verbrechern  geschlOBSen,  der 
bereite  die  Genehmigung  dnrdi  die  Abgeordnetenluuiuner  gefunden 
hit;  die  Abstimmung  darQber  im  Senat  ist  jedoch  noch  nicht  er> 
folgt  Gn  zweiter  mit  GbiJe  gesuhkflsener  Verti-ag  über  die  Ge- 
Btattmig  d^  freien  Oewerbeausfibung  in  den  beiden  Lftndem  mues 
eilt  noch  in  der  Abgeoidn^nkammer  beraten  werden. 

Oer  mit  der  niederlftndisohea  Besserung  geschlosaene  Aub- 
BeferangBTertrB§^  ist  von  der  Al^geordnetenkammer  bereits  ange- 
Denunea  worden  und  unterliegt  mm  noch  der  Abstimmung  im  Senat 

Bfirgerlicbes  Recht 

Auf  il.'in  (rebiote  <l»  s  Inirgerlichen  Recht«  tritt  dir*  Kiuinuerlieh- 
iest  düi  gcijetzgeberischen  Thätigkeit  im  Jahre  1Ö97  am  deutliühsteu 

zu  Taee. 

Ikm  fflr  Biüsilien  m  imtwentiigen  Gesetz  über  die  Dienst- 
verträge ländlicher  Arbeiter  veii*airte  d»>r  PrJLsident  der  Republik 
•«inii-  Zustimmung  und,  da  hr  iui  S«  nat  die  zm-  Aufliebnng  des 
Vetos  erfoi-derlich«'  Zw^i  Drittel -Mehrheit  nicht  fand,  wurde  der 
Entwurf  nicht  zum  Oest  t/.  So  i-egeln  »irh  (l»  iin  aiu^h  fernerhin 
die  Dienstverhältiu?«.'-«  der  läiidlicheji  Ärbeitor  lun  li  dm  allg.'irinineTi 
ßeirtininninf^t'ii  übt-r  die  Dientjtmiete,  die  in  keuiei-  Weise  den  Iiitei-- 

der  Gniiidiiesitzer,  des  Ackerbaues  und  auch  nicht  denen  der 
Arbeiter  genrtp^en  kCinnen;  es  wird  daher  diese  Frage  von  grösster 
Be^leiitung  bleiben.^) 

')  Clx^f  weitere  ( leset /.entwürfe  von  allgi'iiujineni  liitere«««,  tlie 
noch  teils  in  das  Jahr  1896  zurückreichen,  mag  folgendes  erwähnt 
«erden: 

Der  Gesetzentwurf  ftber  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  im 
Onterfrachtverkehr  gehingte  bei  dar  ersten  Abstimmung  aur  An- 
aahme. 

In  der  Abgeoi-dnetenkammer  wurde  mit  66  gegen  4f3  Stimmen 
dei-  Eulwurf  eines  Heimstätteugesetzes,  duix;h  das  bestimmte  lilnd- 
üche  Gflter  der  gerichUiehen  BeschJagnahme  entrOckt  werden  sollten^ 
abgelehnt 

Zur  Zeit  findet  in  der  Abgeordnelerikammer  die  dritte  Bo- 
ratiiiij;  KntwMffs  eines  braHilianiKchen  Straluest-tzlmrlis  statt, 
»^wif  Miies  w  eitcu'ii  (iesetzentwurfs,  (hirch  <leM  die  Verrtn'cniürlaujg 
•Oünymer  Druckschriften  verboten  und  zugleich  bestinuui  w  eitlen 


FQr  die  IndiiBirie  war  die  Promulgattou  d€8  Dakrots  rom 
3.  November  1897  wichtig,  das  die  Einfuhr  und  Hentdlung  von 


soll,  daee  jeder  Artikel,  der  in  den  Zeitungen  erscheint^  die  Unter- 
schrift des  Verfassere  trago. 

Gleif  lifalls  in  der  ersten  Lesim«;  wurde  vnii  der  Kainuior  das 
Oesetz  über  die  Aushebung  ^uin  Heeresdienst  iu  Bntöilieu  an- 
genommen. 

jDas  im  Senat  bereits  angenommene  Gesetz  über  den  Schutz 
des  Urhebeirechts  an  literarischen,  kfinstlexischen  und  wiaaen- 
adiaftlichen  Erxeugniaeen  unterliegt  noch  der  Annahme  durch  die 

Abgeord  n  etcn  Irn  in  m  or . 

Der  Entwurf  t  iiios  Gesetzes  Ober  die  staatliche  Fflrtsorge  für 
(ieiHteski-anke,  in  dem  die  Gesichtspunkte  verwiridicht  werden  sollen, 
die  iu  der  Übersicht  für  1896  darget^^ieiU  worden  sind^),  ist  von 
der  Abgeordnetenkammer  angenommen  und  anr  Beratung  an  den 
Senat  ,ibgegel>en  worden. 

Von  den  Gesetzentwürfen,  die  in  der  Legislaturperiode  des 
.InhiT>s  1897  vorgelegt  worden  sind,  dttrften  einige  von  allgemeinem 
Interesse  sein. 

Obenan  steht  wegen  seiner  Wiclitigkeit  der  Gesetzentwurf  über 
die  Verhängung  dw  Belagerungszustaudes. 

In  den  imndiigen  Zeiten,  die  Brasilien  in  den  letzten  Jahren 
durchzumachen  hatte,  war  die  Regierung  wie<lcrho]t  genötigt,  zu 
dieser  Ausnah memassi-egel  zu  pv  ifcTi ,  mid  jodesninl  erA".'dien  sieh 
dann  Meinungsverschiedeidieilen  üi»ei  die  zuJässigo  Anxleluninir 
dieses  Mittelö,  über  die  Hechte,  dei-en  Schutz  dabei  vorläulig  m 
Frage  gestellt  wird,  Ober  den  Umlang  der  Machtbefugnisse  der 
Regierang  während  der  Dauer  des  Belagerungszustands,  Qber  seine 
Aufliebung  und  ähnliche  Fragen,  die  je  nach  der  Ansicht  der 
Parlamentarier  oder  der  Gei  if  hte  eine  veivcliiedt  ne  Beuiteilnng^  famlen. 

Dief^e  Zwoifol  brachten  il>  r  Kegiei  ung  nur  Verlegenheiten  luid 
Seliwierigkeiten  bei  Ut  i  Ke«timliuie  von  Individuen  auf  Grund  dos 
verhAngten  Belagerungszustandes. 

Der  Entwurf  No.  5,  der  hier  besprochen  wird,  bestimmt  dea^ 
halb,  dass  der  Belagern ng.szustand  vom  KongresB  oder  von  der 
Exokuliv -Gewalt,  im  Falle  jener  nicht  versammelt  ist,  verbannt 
werden  kann  bei  drirtfrender  Gefahr,  sei  es  in  Folge  eines  Antritts 
von  Aussen,  sei  es  in  Folgt?  .schwett-r  innerer  Unruhen,  die  \\m  den 
ordentlichen  Behörden  mit  den  gewöhnlichen  ZwaDgamaaBrageln 
nicht  unterdrückt  werden  kftnnen. 

Die  Exekntivgewalt  oder  der  Koiif.M.'s>  mues  bei  VerhSngung 
des  Belagerungssuatandes  das  Oebiet  bezeichnen,  in  dem  die  vei^ 

')  Vergl.  Jahrbuch  1897  S.  300. 
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infMMften  und  Etiquetten  für  Getrftnke  und  andere  einheimische 
Produkte,  um  äe  als  ausUndisohe  Eneugnisse  auf  den  Harkt 
n  bringen,  Terbietet   Das  Verbot  erstreckt  sich  auf  alle  ein- 

fassunpsmässig  gai-antiorton  Redite  \  oi  üborgeliend  »»iifgehobeii  worden ; 
tiabei  V»estimmte  der  Entwurf,  dass  ni<'ht  all«  GrnruliY dite,  sondorn 
nur  bestimmte,  nämlich  der  Seliutz  der  persönli«;heii  Frt'iheit  und 
des  Eigentums,  sowie  das  Aufenthaltßrecht  aufgehoben  werden  können 
Qod  dasB  der  Staat  sum  Ersatz  des  Teriorenen  FrivateigentumB 
wrpflichtet  bloibt. 

Während  der  Dauer  des  Belagerungfizustandes  kann  die 
Redminp  dio  cin/.olnen  wegen  gemeiner  Vei-gehon  bestraften 
Peiboueii  in  feölen  riät/.en  festlialten  oder  nio  in  andere  Plätze 
do6  Bundesgebiete  verscliicken,  wcun  sie  et»  nii  ht  vorziehen,  am»' 
nnraodem. 

Ist  der  Behigeningsznstand  aufgehoben,  m  entfallen  alle  seine 
Wirkungen  und  dio  Schuldigen  -werden  im  ordentlichen  Straf- 

verfahren  zur  Aburteilung  gobracht. 

In  keinem  Falle  kennen  (hM(  h  diu  Veriiängung  des  BolageningK- 
nstaiides  die  dem  raiiuuient  eingeräumten  Freiheiten  eingesciuänkt 

Verboten  ist  femer  die  Schaihmg  ^on  Sondeigerichten  und  die 
Ausdehnung  der  Militäi^riehtsbarkeit  auf  Verbreohra,  die  im  Gebiet 

de?  Belarrerungszustandes  begangen  sind. 

Wird  der  Belagenuigszustand  von  der  Exekutivgewalt  verhängt, 
»0  hat  der  Kongress  sich  binnen  30  Tagen  zu  versammeln,  auch 
veno  er  nidit  eigens  einberufen  wird,  um  von  den  GrQnden  der 
Vfliliingung  fonntnis  sn  nehmen  luid  die  Hassregel  su  genehmigen*» 
*^i^*r  ausauaprechen,  wer  fflr  die  inigerechtfertigte  Verhingung  def; 
Helagernnp^zustandrs  imd  die  wähn  nd  dosselben  begangenen  Amts- 
niissbränchi;  verantwortlich  zu  inarluMi  ist. 

£iu  weitert^r  Kntwurt  will  die  Eigentumäreclite  der  religiösen 
Orden  und  der  toten  Hand  beseitigen,  sobald  das  letxte  Mitglied 
ilemelben,  das  ihnen  am  24.  Febmar  1891  —  dem  Tag,  an  dorn 
•Be  Republik  erklärt  wurde  —  bereits  angehört  hat,  verstorben  ist. 

Schon  zur  Zeit  des  Kaiserreichs  hatten  dio  Mitghe<ler  der 
loten  Hand  nicht  vifd  mehr  wie  ein  Scheineigentum  an  dem  ihr 
gehörigen  (inmil  und  Boden;  der  jetzige  Gesetzentwurf  will  nun 
avdi  dies  Qber  kurs  oder  lang  beseitigen. 

Von  Neuem  wird  wieder  die  Frage  naoh  der  Abftnderung  des 
Of^'tzes  nl>er  die  ('ivilplio  durch  einen  Entwurf  angeregt,  dessen 
Onimiir.  daiiko  dahin  geht,  den  geschiedenen  Ehe^Mtten  die  Wieder- 
v^reheiichung  in  einzelnen  bestimmten  Fiillcii  zu  ^^estatten. 

Auf  dem  üebi«'t  des  Strafi-echts  kaiu  em  Entwurf  in  Vor- 
>chlag,  demzufolge,  wegen  des  Mangels  an  Strafkobnien,  jene  Stnfen, 
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heimiBcheii  Wai«n  und  ProdukU),  die  man,  um  ihnen  den  Schein 
besaerer  Ware  zu  geben,  durch  entsprechende  Beaeichnungen  bisher 
ale  auBlAndiache  Ware  in  den  Handel  brachte;  es  berührte  jedoch 
nicht  die  Warenbezeichniingen  jener  auslAndischen  Fabrikanten,  die 
Filialen  oder  Agenturen  in  Brasilien  haben.  ^) 

Was  den  brasilianiachen  Staatshaushalt  betrillt,  ao  waren  die 
Einnahmen  auf  342  653  000  Mürels  und  die  Ausgaben  auf  372  812  424 
Mürels  veranschlagt^') 

welche  in  soldioii  Kolonien  vorln'iRst  werden  soUten,  in  einfache 
öefäüg:nis.sstmfoii  imi/jiwandHn  w.'trnn. 

Der  Ge9»'tzentwni'f,  diii-cli  Ui*n  die  Aniwlinung  der  ünter- 
suchuDgahaft  auf  die  Strafhaft  auch  auf  die  militflrischen  Straf» 
Sachen  aussmdehnen  ist,  ist  angenommen  worden  und  hat  Oesetses- 
kraft  erlangt. 

Ferner  wni-den  im  Jahre  1897  Gesetze  ühor  (Wo  Aiisbeutimg 
der  Bergwerke,  fd'pr  djf  Fmere  der  NatMraüsatiou  um  über  die  ESn- 
fühning  einer  Kapitiiliviitensteuer  beraten. 

Die  Uneutbehilichkeit  des  Schutzes  der  Fabrikmarken  war 
iHjhon  durch  die  Verordnung  vom  23.  Oktober  1875  anerkannt 
IKese  gab  den  Kanßeuten  und  Fabrikanten  d^is  Recht,  ihre  Erzeug- 
nisse zu  stempeln  und  verlieh  ihnen  das  Eigentum  an  diesen 
Stf^mprln.  falls  sie  di^^elhni  hei  dem  Handelsgeriolit  odor  Hrtnde!-;- 
aus!^c'iiU8S  eintragen  liessen.  Den  ausländischen  Fabrikanten  wurde 
dieser  Schutz  nur  bei  Reciproeitilt  gewährt.  Das  obige  Dekret  ver- 
bietet bei  Geldbusse  (1 :  000  000  bis  5  :  000  000):  1.  Aufschriften 
und  Btiquettes  von  fremden  Erzengnissen  zu  verfertigen,  die  zur 
Nachraaehmig  und  Vei-fälschung  von  Getränken  und  anderen  National- 
produkton  dienen  könnten;  2.  die  Einfülirung  dieser  Etiquettes  durch 
die  Zollhäuser. 

Endhch  war  mit  Geldstrafe  und  Besclüagnalune  verboten;  1.  die 
AtissteUung  von  Apothekerwaren  und  Arzneien  ohne  Bezeichnung 
der  Fabrik,  des  Namens  oder  der  Benennung  des  Produktes  und 

deren  Verkaiifspreise  zum  Verkauf;  2.  die  Ausstellung  von  nationalen 
PitKlnkton  ndor  Wami  mit  einer  Aufschrift  in  fiviinlf r  Sprache 
zum  Verkaufe.  Nach  <ler  Veroithunig  solleü  in  U\'«tiiiiiuter  Frist 
die  bestehenden  Aufscluiften,  welche  den  Bedingungen  des  Gesetzes 
nicht  entsprechen,  vernichtet  werden.         Laoerda  de  Alm^da. 

*)  Nach  dem  Kurse  vom  31.  DezendH  r  1897  war  im  Allgemeinen 
1  M.  ^  1  S  COO:  -  am  Fiidc  .i.  >  .lahres  1897  betrugen  die 
thatsäcidichen  Fi n nahmen  312  042314  Mürels,  die  Ausgaben 
315  444  90.5  Mlh.  i>. 

**)  Die  ilegierung  ist  einsthch  bemüht,  ilun  li  lUH-lihidtige  Mittel 
die  fhumzielle  Lage  des  Landes  zu  lielicn,  die  ausserordentlich  imter 
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tleui  tief  gesunkenen  Wecliselkurs  leidet  und  es  wird  nilchste« 
Jahr  Gelegenheit  ^n  hen,  in  dieser  Hinsicht  einige  interessante  Be- 
merikUiigen  zu  bieten. 

Der  fibennttsige  Anfechwung  des  Kredits,  infolge  von  Cber* 
achwtininung  mit  fidokpapieren  in  den  Jahren  1690— 1891 ^  hat 
hienelbst,  so  wie  es  immer  und  flberall  der  Fall  ist.  ein  Unter- 
ritliniiingsfiebor  veranlasst,  das  einen  Rückschlag  finanzieller 
Kiisis  im  Jahre  189'2  erleiden  ninsst«»:  dieser  f'mstund  hat  fine 
völlige  l'iuwäl/ting  des  bisherigen  von  der  Regierung  befolgten 
Fioausystems  gebracht,  indem  eiuer  einzigen  Bank  die  fiefugni» 
inr  Kotenaiisgabe  gewährt  wurde,  der  „Banca  da  Bepnblioa  de 
Brasil'*.  Das  war  der  Zweck  der  V^erordnung  vom  17.  Dezember 
1892  und  des  Gesetzes  vom  23.  SeptemW  1893,  von  dem  in 
(ieni  Berichte  des  Prof.  Dr.  Jodo  Monteiro  iu  diesem  Jaiirbuch  Bd.  II 
S.  182  gesprochen  worden  ist. 

Bei  der  Äui^föhrung  dieses  Planes  ist  die  Regierung  alwr  zu 
weit  geg«ingen;  es  war  beschloesen,  die  Ausgabefaefiignis  gAnxlich 
ui&ohetien,  um  das  Emissionsrecht  sich  allein  vorzubehalten:  das 
war  der  Gegenstand  des  Gesetzes  vom  9.  Dezember  1896  und  der 
iwt'i  am  10.  desselben  Monat.«*  filass^^nen  Vemrdnungen.  Kraft 
jenes  Gesetzes  war  die  R<^gii>riuig  eunachtigt,  alle  nunmehrigen  in 
Umlauf  betindlichen  Banknoten  sich  anzueignen,  imd  sich  auch  der 
Dec^gen  zu  bemächtigen,  die  zur  Gewährleistung  für  die  Emissionen 
niedergelegt  worden  waren:  zu  gleicher  Zeit  wunle  der  „Banoa  da 
Hepulilica  de  Bi-asil"  dif  KinissioriBbefugnis  auf  ein  Mül  etit/ogcn.  Die 

lii  r  Bank.  «Ii«'  kmft  der  ihr  vorn  Gesetz  I>e\villigti-ti  Befugnis 
U'fkelire  uuiliefcn.  wunJen  in  Stiuit.sschatznoten  konverti-  rt  Die 
öwte  von  jenen  zwei  Verordnungen  iiat  die  Konvertierung  f^'  i  »  gelt 

ffine  andere  erwähnungswördige  flnanztelle  Mast^regel  bilden 
die  .Mnssnahni<m  zur  AnslSsang  des  Papiergeldes.  Die  mit  den 
Eiiussiont^Uuiken  gemachten  bitteren  Erfahrungen  lenkten  die  Hfr- 
Kifninc  nun  auf  eine  gute  Bahn,  nändifli  <lie  Pinh^^itlirlie  Gi  staltung 
<lej»  iiitnkwesens;  es  wuitle  nicht  nur  .Mctallili  i  ktmg  v<  rni«inet, 
*)lidein  oluie  dabei  stehen  zu  bleiben,  die  Knu.ssionsbefugais  der 
«üttigen  Bank  abgeschallt  und  die  Rnckkehr  zu  den  QnmdsStzen 
«bgeschlagen,  die  von  dem  Gesetzgeber  im  Jahre  1846  aufgestellt 
»aren.  Demgeniäss  wuitle  durch  die  Vwordnung  vom  18.  Dezember 
1"^'";  dir  allmälige  Ziu-fickzieliung  der  in  u?)geheunT  >fasse  um- 
lii'deaden  i'apiersummen  geb(tten,  welche  ein  so  gro.sses  Sinken 
Uiiserer  Geldmittel  hervorgebracht  hat. 

Zn  diesem  Zwecke  hat  die  R^erung  bestimmt: 

1.  den  Betrag  von  50  000  Milieis  8taatspapieren  zu  4% 
Uold  zahlbarer  Zinsen  aus  den  von  Emissionsbanken  niedergelegten 
I^^uagen;   2.  die  Zinsen  und  den  Amortisierungsbetiag  von 
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cfaM  es  imbedingt  gebot««  ist^  ron  jetzt  an  gr5BBore  Erspa- 

80  000  000  Miliejs  nuR  d.-ii  konvi-rtierten  Inhaber- Bons :  3.  dio 
Teil -Zahlungen,  dnitjli  weiclie  die  „Banca  da  Republira  «le  Hrasii" 
ihre  Sehvild  gegen  den  Staatsäcbatz  tilgen  »oUte;  4.  die  Biidgete- 
»blnngarrate;  6.  swei  Drittel  der  VetpnchtnngsbetrSge  der  Btindee* 
eisenbiihnen  wihrend  und  so  lang  der  Wechselkurci  anter  18  Sterl. 
pro  1000  Heia  bleibt,  und  ein  Drittel,  sobald  dieser  Knrafnsa 
sioli  erhebt. 

Diese  Verordnung  liat  (Art.  G)  aucli  o'm  Drittel  des  F;i<  ht- 
iM^trags  der  Eisenbahnen  während  des  lileibona  des  Kurse«  auf 
18  Steri.  und  zwei  Drittel  beim  Steigen  des  Kurse«  Ober  18  zur 
Verwendung  {Ar  die  Zinaenbesahlung  und  Amwtiaierung  der  ftusBeren 
Staat8s<  hnld  bestimmt  In  Folge  dea  aUmAhligen  Kurarilokganges 
wurde  die  Aufhebiinic:  dieser  Anordnung;  der  Regienuig  zu  schwer; 
dio  zur  Zin8VK?zalilung  und  Amortisienintr  bestimmten  Stimmen 
wiuxn  um  divi  Viertel  ilues  Wertes  vermindert.  Dieser  Umstand 
liat  niK?nnä88ig  die  schon  schwierige  finanzielle  Lage  des  Staats- 
Schatzes  geaehftdigt;  deswegen  entscliloaa  sich  die  (MTenfUche  Oewalt» 
das  äusserste  Hülfsmittel  zu  ergi*eifen,  nfimlich  die  schon  am 
28.  Dezt'inlitM  1890  geplante  Verpachtung  der  Bundeseisen bahnen, 
Ks  geseliah  luiter  den  in  der  Verordmmg  vom  28.  Dezember  1896 
festgesetzten  B».diugungen. 

Dief«e  gingen  dahin:  der  Bewerber  sollte  zur  Sicherheit  des 
Vertrages  eine  Kantion  von  £  50000  niederlegen;  der  Vertrag 
sollte  auf  60  Jahre  geschlossen  werden  und  der  Regierung  das 
Vorrecht  geben,  g<*gen  Entschädigimg  die  verjxichteten  Eisenbahnen 
wieder  selbst  zu  flberneliuKMi,  sobald  niilitarisciie  Rncksicbtpn  es 
erfoi-derten ;  auch  sollte  die  iicgiei  iiiig  während  der  ersten  3U  Jalm? 
den  Vertrag  für  ungültig  erklären  können  (encainpiir  o  contiacto),  wenn 
die  höchsten  Bundesvorteile  es  notwendig  machten.  Die  Vetpoehtung 
beaweidrte,  die  Zinsentiozahlung  der  äusseren  Schuld  zu  ermöglichen, 
was  al>er  wegen  des  sinkenden  Kurses  der  Regierung  immer  schwieriger 
geworden  war.  Den  Knrsiiioiiprg!ing  aufzuhalten,  vemmflitc  aber 
diese  einzige  Massregei  nicht;  die  Kegierunf;  schritt  daher  zur 
Konvertierung  der  Staatspapiere  der  inneren  Schuld  von  4  pCt,  Gold 
auf  5  pGt  Papier. 

Ein  gesetzgeberischer  Beschluss  von  weitem  Erfolge  auf  dem 
recht-  und  wirtsc^hnftlichen  Gebiete  war  das  laut  Verordnung 
vom  24.  Apnl  1^97  erlasseiM^  Hetrleinent  für  Wan*antomis.sion.  Die 
Vorteile  für  den  HandelKV(M  k'>hr  iuisdt  iu  Umlauf  von  W  arrants  wiitiien 
vormals  schon  im  Jalu-e  1Ö09  vom  Oesetzgelwr  anerkannt,  denn 
durch  ein  Dekret  vom  13.  Oktober  jenes  Jahres  wurde  die  Regienuig 
ermächtigt,  den  Dodtgesellschaftatt  die  Anagabe  von  Wammta  zu 
bewilligen,  was  unter  einem  anderen  Namen  den  Zollämtern  und 
Ankunfteanatalten  (Mazas  de  Beudos)  durch  die  Verordnung  vom 
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19.  September  1869  schon  gewShrt  worden  war.    Der  Wert  der 

vorjährigen  Veronlnniig  aber  liegt  darin,  dasR  sie  eine  Einrichtting 
in  das  Ix'l^icn  rief,  die  his  dahin  nur  toter  Biichstalx'  bei  uns 
geblichen  war.  Nunmehr  hat  das  Institut  oine  ei^ontündiche 
Gejitait  angenommen,  nämlieh,  die  Zwoiheit  der  Seheiu'-  (riae^r- 
liohein,  gesondert  vom  Warrant),  ebenso  wie  in  Deutschhuid,  England, 
Fnntaeidi  and  Italien.  Die  Verordnung  hat  aufwerdem  daR 
französische  und  italienische  System  der  obligatorischen  Ein- 
slireiliuiig  vereinfacht;  dem  Warrantsiidiaber  ist  zudem  das  Recht 
voHN^halt'ji  \vonlfii,  ilir  auf  Ixiiror  lieftndlichen  Waren  unabhängig 
vwi  den  üerichtsfürmliclik«'itt'ii  /m  verkaufen. 

Im  Gebiete  der  Prozessordnung  war  die  wichtigste  Ver- 
besserung die  ESnffihmng  des  iinentgeltliehen  gertchtiichen  Bei- 
ttuHte  ISr  Arme.  Zu  diesem  Zweck  war  von  der  Regienmg  dem 
Advokatenverband  die  Bearbeitimg  eines  Entwurfes  aufgetragen, 
nnd  ents]>rcfhen(l  dem  Grunrlfrodanken  dieses  Entwurfes  erging  die 
Verordnung  vom  8.  Fchruiii  1897,  welche  folgendes  vnrsehi-eibt : 
a)  ein  jeder,  dei-  diese»  IJeistandes  geuicsst,  ist  fi-ei  von  allen 
Oericktskosten ,   eiiischli^lich  der  cantio  judicatura   sei  vi; 

keiner  juristischen  Person  darf  dies  Annenrecht  bewilligt  werden; 
c)  der  Oerichtsbeistands'li.  nst  liegt  einem  Centralaiisschuss  und 
ffiehrt>ren  Hb.  r  das  lAnrI  verteilten  Ausschüssen  ob,  von  denen 
H»^r  aus  :}  .Mim-Iicfjpni  hc^t^ht;  d)  der  Ceutmlausschuss.  dt'-^-^iMi 
l'tis)d.-iit  v<iu  dem  Justizniinitster  zu  ernennen  ist,  wälilt  die  Mii- 
glieiler  der  audeim  Ausschüsse.  Der  um  Beistand  Nachsuchende 
vm  der  ffir  den  Streit  kompetenten  Behörde  ein  seine  Armut 
^»eiaendea  Dokument  einreichen;  der  Antrag  ist  von  dem  xu- 
ständigen  Ausschusse  zu  ])rüfen  und  wini,  wenn  die  Priifung 
tfÜDstig  ausfällt,  di-m  T?irlitor  fibcnnittell.  Moi  Kiiilotrnncr  oinns 
Re»'litsmitt»ds  miiss  der  Btnstand  von  neuem  naelige.^Jiclit  w»?i\h  iv; 
di8  Gt^gfuteil  im  Fall  der  Inkompetenz.  Falls  die  Partei,  welcher 
4fir  fieistend  bewilligt  war,  imterUegt,  so  kann  die  siegende  Partei 
nir  dttin  Erstattung  der  Kosten  fordern,  wenn  der  Besiegte  die 
Mittel  besitzt,  diese  Obligation  zu  erfüllen  und  inzwischen  diese 
Fordcnip  /  bt  verjährt  ist.  Gegen  den  Staatsschatz  ist  deswegen 
kein  H-  -res>  gestattet. 

Was  das  Strafverfahren  antrifft,  so  int  das  Iridiere  Hecht  iu 
^tmig  geblielicn,  nur  mit  der  lobenswerten  Yerbessening,  dasa 
Kif  Airtiag  des  Armen  ein  Beistand  gewihrt  werden  mnss,  sobald 
das  Haaptverfahren  eröffnet  wird,  wfthrend  vormalp  nur  den  Mindei'^ 
jäiirigen  und  dergleichen  Pers^nten  dic^  H.  rlit  zustand,  und  dem 
Ai^wklagten,  auch  wenn  er  aiiii  war,  nui-  v(ir  dem  Oosolnvorenon- 
gericht  ex  officio  Verteidiger  gegeben  wunien.    Daraus  ergiebt 
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Hioh,  vk'lo  viel  i-infarlier  dieses  Kechtsinstitut  in  Brasilien  i«tt,  als  in 
Frankreich,  Italien  et<:. 

Die  anderen  zu  ervväiiueudeu  Gesetze  sind:  aj  die  Verortltning 
vom  22,  Hai  1897  betrolfend  die  Aktiengieeellschsftttn.  Es  wird 
ihoen  bewilligt^  mit  den  Inhabern  ihrer  Obligationen  in  Yeriuuidlung 
Uber  die  AnsUisung  nnd  Bc/alilung  derselben  zu  treten,  wenn  nur  in 
diese  Voroinliarnnpt^n  dit»  Inhaber  von  meltr  ah  zwei  Drittel  dt  s* 
ganzen  Wertes  der  in  Umlauf  pe^raohtcn  Olili^atioiu  n  oder  Aktioiuiit; 
mit  ■•'/g  des  Grundkapitals  einwiiiigenj  eui  denigemäbH  getroifeues 
Abkommen  ist  fOr  alle  Inhaber  veibindlich. 

Endlich  sind  zu  erwähnen  die  beiden  Verordnungen  vom  17. 
Februar  und  16.  August  1897,  die  die  Atiändening  der  durch  Ver^ 
Ordnung  von  1890  organisierten  BundoBdiHtriktgerichtKordnung  ein- 
geführt tijiben.  Lui  nlii  de  Almeida. 

•)  Hi«'rüber  spricht  sich  uanientlicii  der  Pi"äsi<ii  iit  <1.  r  Repnhlik, 
Dr.  Prutlente  Jose  de  Moraes  Banos  in  der  Botschalt  vom  3.  Mai 
1898  aus,  mit  der  er  den  Kongress  eröffnete;  d<wt  heisst  es  unter 
Anderem: 

„Die  finanzielle  Lage  des  I^andes  hat  sich  nicht  gebest Mt, 
Von  <len  Mitteln,  dir  niil>e<linpt  notwctiiüf,''  siinl .  um  uns  wi.Micr 
eine  veitrauenswfinlip'  8t  eil  mit,'-  zu  verschnfTeii,  sind  die  Boschi*än- 
kiuig  der  Staatsausgaijen  und  die  Keorgauisation  des  Zoilwesens 
und  der  Yerwiltong  durchgeffthrt.  Wenn  diese  audi  an  dem 
erwarteten  guten  Erfolg  führen  werden,  so  kann  dies  doch  nicht 
sofort  sein  nnd  hingt  immer  no<.>h  von  anderen  Umständen  ab. 

Jetzt  ist  es  in  ersfe?r  Linie  unbedin^^t  nritwondig.  Kreparungen 
/.II  maehen  und  die  natürliche  Entwicklung  der  begonnenen  Aus- 
führung zu  fonleni. 

Wichtig  ist,  dass  das  Deffadt  lediglidi  durch  die  drückondeu 
Vorbehalte  bei  Zahlung  der  Äusseren  Schulden  unter  der  Ver- 
schiedenJieit  des  WocfLselkurses  henrorgeiuf.  n  \vord«i  ist;  ebenso 
richtig  ist  aber  atich,  ilass  die  2:esot/ru  lie  Anerkennung  luiserer 
Selmldrru.'kständo  Rehr  rlazn  bei^t-tragen  hat,  das  Goldagio  gegen- 
über unserer  Wähnmg  zu  erhöhen. 

Die  Hofluungen,  die  man  auf  die  Verpaclitung  der  ceuti-al- 
brasilianischen  Eisenbahn  gesetzt  hatte,  haben  sich  nicht  erfClllt  und 
dadurch  änderte  sich  die  I^age  völlig,  y^eil  damit  der  feste  Stüts- 
pmikt  für  die  finanzielle  Sanierung  schwand. 

Die  Hetscliaft  verbreitet  sieh  sodann  über  die  Mittel,  mit  (b-^non 
die  iiogierung  nach  Kräften  bemüht  war,  den  l«'inan/..sch\vit'n^kt^iten 
zu  begegnen,  allerdings  ohne  den  gehofften  Erfolg;  die  Ausgaben 
wurden  auf  daa  Allemotwendigste  beschrftnkt  nnd  die  stete  Sorge 
der  Regierung  war  auf  die  unbedingte  EifQllung  ihrer  V^ipflichtung, 
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auneiitliob  den  Glftnbigeni  im  Ausland  gegenüber  gerichtet,  obwohl 
die  mißliche  Lage  der  Imlostrie  tuid  dee  Handels  nicht  ohne  Rück- 
Wirkung  blieb. 

Infolge  «lea  steten  Küekgaiig-cs  der  Kaffeepraiae,  dein  wi.  htißston 
Atisfnhrpirtdukt  des  Lamlt  s,  stieg  das  Goldagio  noch  huher  und 
reizte  in  den  tollsten  Sju  kulationsfreRr-hiifteji. 

Die  iiobichaft  giebt  f<iigeiide  II  »ersieht  idier  das  Kaffeeguschäft : 
Die  Geaamtkaffbeproduktion  betrug  auf  der  Erde 

im  Jahi«  1896/97  12  608  000  Stoke 

Davon  entfsllen: 

auf  BnisUieu  8  670  000  „ 

auf  die  ühriu-en  Läiul.M-  3  928  000 

Der  Gesamt  verbrauch  an  KatTee  betrug  auf  der 

ganzen  Erde  12  500  000  « 

Im  Jahxe  1897  kamen  auf  Am  brasilianiaßhai 

Harkt  10  261440  „ 

Die   entsprec^hende  Durchsei  in  ittsnffer  aus  den 

Jahren  1890/97  beträgt  8  680  000  „ 

t'olglich  triflt  auf  das  Jahr  1897  gegenül)er  dem 

Durclischnitt  ein  Melirb«?t]'ag  von  1  581  440  „ 

Auf  dam  braalianiachen  Markt  wurden  ins  Aus* 

land  verkauft  9  817  493  „ 

Zugrundelegimg  eines  Dun  hs(  imittsi>rei8es 
von  l'/j  £  ffir  den  Sa«  k  oi^iebt  sich  hier- 
für ein  Verkaufs  wert  von  14  72G  239  £ 
la  den  Vorjahren  betrug  die  Gesanimtmeng  des 
auf  dem  brssitianiacheii  Markt  verkauften 
Kaffees  im  Diu-chschnitt  6  000  000  SOoke 
einem  Durchschnittspreise  von  4  £  für  den 
Sack    "t  iriebt  sich  ein  Yerkau&wert  von 
im  (tuuzea                                             24  000  000  £ 
^i'uu8  ei^ebt  sich  für  das  Jalir  1897  ein 

Ifinderbetrag  von  9  273  761  Sg 

Die  Botschaft  geht  dann  auf  die  Aufgaben  Uber,  die  das  Land 
'"•P  Hebung  der  Nutxbarmachung  von  Grund  und  Boden  und  zw 
ß<^8serung  der  Ijage  der  arVioitcndon  Klassen  durch  indnstiit^lle 
Anla]»pn  zu  orfüllen  haVje,  um  <'i!i"  solide  Basis  zur  Hebiuig  der 
Snanzielleu  I-»iro  gewinnen  zu  können. 

Die  Haupt])uuktc,  auf  die  der  Fi-äsident  in  der  Botschaft 
^^eist,  sind  folgende: 

1.  die  Notwendigkeit  der  Änderung  tob  Artikel  6  der  Ver> 
'^ung  Ober  die  Intervention  der  BundesrQgiemng  in  den  Bundcs- 
«aaten; 

2.  die  Nolwoiidigkeit  der  Ändt  rung  von  Artikel  80  der  V^er- 
^^wng  über  die  Verhangiuig  <b'8  Belagerungszustands; 
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3.  Regelung  der  Bestimmungen  über  die  Naturalisation; 

4.  Florbeifühnnifr  eines  ZiiJ^^Hntn^^nwirkens  der  Bundesstaaten 
hei  Erfüllung  von  AiifgatuMi  alltreuieuiei  Bedeutung,  wie  der  Oo- 
äundlieiUipflege,  dets  L'iiteniclitJs\vet>eus  u.  6.  w.,  die  alle  lu  den  ein- 
leinen  Staaten  veraohieden  geregelt  sind; 

5.  Erbauung  von  Stra&nstalten  zum  Vollzog  von  Gelängn  is- 
strafen sowohl  in  Eiii/elliaft,  wie  auch  mit  gemeinsamer  Beschäfti- 
gung bei  Tag  und  Trennung  hei  Nacht,  sowie  Erbauung  von  land- 
wirtschaftlichen Strafanstaltt'n  un(l  KorrektionsUäuseru  für  jugeud- 
liclie  Verbrecher,  Bettler  uud  Landstreiulior; 

0.  Ändern ng  des  Gesetxeft  über  die  Zwaogsenteignung  atm 
Grfindon  des  Öffentlichen  Interesses; 

7.  gesetzliche  Regehing  des  Verfahrens  l>eim  Verlust  und  bei 
der  Wiedererlangung  der  öffentlichen  Rechte  brasilianischer  Staats» 
bili'ger. 

Wie  man  wicht,  bleibt  noch  gar  Manches  in  Brasilien  auf  dem 
Gebiete  des  Bechts  zu  thun  übrig. 

b)  Literatur. 

fiei  der  ersten  Dantellung  der  literarisoben  Bewegung  in 
Brarilien  ninss  vor  allein  der  Idee  enlisegeiigetreten  werdmi,  daas 
in  BmsUien  die  literariadie  Thitigkett  auf  reGfatswiasenBcilaftlichem 
Gebiete  gleich  Null  sei. 

Wenn  in  Brasitien  im  Veihlltnis  weniger  auf  juristiscdieni  und 
TOlkswirtschalUichem  Gebiete  geschrieben  wird,  als  sonst,  so  hat 
dies  besondere  Gründe,  nicht  zu  wenigsten  weil  die  in  dieser  flin- 
sidit  wichtigen  und  bedeutenden  Rechtslehrar  in  FFankreich,  Italien 
nnd  Deutaddand  in  ihren  Werken  in  fimsilim  sehr  wohl  bekannt 
sind;  ihre  allgemeine  Verbreitung  wird  namentlich  dadnrdi  er^ 
leichtert,  dass  Französisch  und  Italienisch  eine  nahe  verwindte 
Spiadie  ist  und  audi  daa  Deutsche  in  Brasilien  vieUhch  verstanden 
wird.  Dazu  kommt,  dass  Brssilien  kein  eigenes  bürgerliches  Gesetze 
budi  besitzt,  sondern  dass  statt  dessen  die  Bestimmungen  des  alten 
portugisBisohen  Hechtes  zur  Anwendung  gelangen.  Das  Becht 
fremde  Kulturv(!lker  ist  daneben  als  subsidiSies  in  der  Art  rezipiert 
worden,  dass  man  sich  hfttifig  auf  die  Bestimmungen  fk<9mder 
Kodifikationen  beruft,  um  eineraeits  das  geltende  Recht  sn  begrilnden, 
anderseits  um  Lücken  zu  ergSnzen  nnd  Stidtfragen  m  entscheiden. 

Nidit  ohne  EinflusB  ist  weiter,  dass  in  Brasilien  die  Druok- 
kosten  für  Bücher  ziemlich  hoch  sind,  nnd  zwar  so,  daas  dies 
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fmdeitt  eta  Hindernis  für  die  weitere  Verbieitung  jnristiBoher 
Ltfenitur  bildet 

Endlich  sind  die  Gehaltsbezflge  der  Kichter  nnd  Justisbcamteu, 
wwie  die  Honorare  der  Advokaten  auareiohend  genug,  um  diese  zu 
ütenuiBcliw  ThiUgkeit  eigentlich  berufenen  Personen  nicht  su  einer 
Unfbabn  su  ermuntern,  die  recht  wenig  pekimiAre  Vorteile  bringt. 

Trotz  alledem  erscheinen  jedes  Jahr  einige  Werke  auf  juristischem 
Gsbiete«  denen  Bedeutung  nicht  abzusprechen  ist,  und  von  denen 
«nige  sogar  als  Lehrbücher  auf  fremden  Universitäten  Eingang 
gefunden  haben. 

Sowohl  in  der  chronologischen  Reihenfolge  des  Erscheinens 
wie  audi  seiner  Bedeutung  nach  ist  hier  an  erster  SteUe  die  Ab- 
Inndlnng  von  Dr.  Francisco  de  Paula  Lacerda  de  Almeida 
nObriga^des^  an  erwShnen.^)  Es  handelt  sich  hier  um  einen 
Bind  von  500  Selten  in  8<^-Format,  der  in  Portn  Alegra  (Rio 
Qnmde  do  Sul)  bei  Ossär  Reinhardt  erschien. 

Der  Yerlasser  bezeichnet  sein  Weric  als  systematische  Darw 
itollttng  des  einheimischen  Rechts  der  Schuldverhfiltnisse  im  An- 
nUnas  an  das  S^milien>  und  das  Sadioi •Recht  von  Ijsikyette 
Bodtigues  Pereira;  diese  beiden  Werke  Lafayette's  sind  bekannt 
vorsfigliche  Arbeiten,  die  allgemeine  Autorität  insbesondere  in 
^  Judikatur  eriangt  haben. 

Dr.  Lacerda  de  Almeida  folgt  in  der  Bearbeitung  des  Schuld- 
"Ata  dem  Plane  von  Lslayette. 

Wenn  auch  an  dieser  Stelle  keine  Kritik  an  dem  Werke  geflbt 
viMden  soll,  so  kann  doch  das  gesagt  werden,  dass  es  eine 
giinaende,  peinlich  genaue  Arbeit  ist,  die  sicher  allgemeine  An- 
«Awinung  finden  wird. 

In  Anmerkungen  begrOndet  der  Yerfnsser  eingeiiend  die  von 

^  aniigestelltmi  Theorien  unter  H^mdehung  der  frOheren  und 

^  modernen  Anadiauungen  und  des  Textes  dm-  Oesetse. 

Bss  Werk  seriUlt  in  drei  Teile,  in  denen  die  rechtliche  Natur, 
^  Begrändnng  nnd  die  Aufhebung  der  Schuldveriiältnisse  bdiandelt 

'^fi;  in  den  Schliisshemerkungen  gelangen  Siiezialfragen  zur  Er- 
ort^niTig,  wie  die  Lehre  vni\  den  Solidai-schulden ,  von  der  Lex 
Äiwkätagiana,  vom  Wucher  nnd  Anatozismus  lu  s.  w. 


')  Der  Verfasser  der  £rgäiizuDgen  dies^  Berichtes. 

Die  Redaktiuu. 
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Im  ersten  Kapitel  gibt  der  Yeif.issor  eine  D^nitioD  der 
Ohlitrntion  uikI  crt'ht  dann  zu  'Ion  Xatuialobligationen  Aber,  und 
teilt  Rio  an  der  iianU  ihror  IJntt'rscIui'luiiL'smerkinale  ein:  s^wlann 
bespricht  er  die  Subjekte  vou  Schuld verhältnisücn,  wobei  er  nainent- 
lidh  den  Fall  der  Mehrheit  von  Subjekten  unter  dem  Oesiditspunkte 
der  SoUdarsdinld  in  ihren  Wirkungen  fOr  die  Qlflubiger  niid  für 
die  Scbuldner  behandelt  und  die  Aufhebung  des  SoiidftrverbftUnisseB 
bespricht 

Sotlann  untersucht  er  die  Übertragung  von  Schuldverhältnissen 
dnrr'h  Erbgran^r.  (%>ssii,n  n.  s.  w.  und  wendot  f^irli  im  vierten  Kapitel 
zur  Uiitt-rsiK  luiii^  der  Objekte  der  Obligatiuiieu  luiter  riiigehender 
Behandlung  der  verschiedenen  Arten  von  Leistungen,  die  Leistuugcu 
von  Sachen,  von  Handlungen,  in  genere,  in  specie,  teilbare  und 
unteilbare  Leistungen;  letzteren  widmet  er  ein  besonderes  Augen- 
merk, insbesondere  hei  der  Frage  ihrer  Wirkungen  auf  den  Ix'istungS- 
berei  litigten  und  den  Iweistung^verfifliehteton,  sowie  boi  der  C»>ssion. 
Das  6.  Kapitel  k^fasst  sich  mit  der  Art.  der  Zeit  und  ^\^im  Orte 
der  ErfOUung,  das  7.  Kapitel  uat  den  liechtsgeschäfteu,  die  oiue 
Obligation  b^^nden  oder  verftndern,  namentlich  mit  der  Lehre 
von  der  Bedingung  und  dem  Vertrag,  von  Culpa  und  Dolua,  vom 
Yonug,  vom  Schaden  und  Interesse,  sowie  von  Konkurs. 

Das  zweite  Buch,  das  von  den  SchuldgrAnden  handelt,  beginnt 

mit  der  Lehre  von  der  ejnseitip  ii  Willensorkl.trung,  geht  sodann 
zu  den  '/.weiseitigen  Willenserklärungen  über  unt.  r  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Willen8fll>ereinstimnuuig  taid  ilii-er  Mängel  infolge 
Irrtums,  Betrugs,  Zwangs,  Scheiugeschüfta  und  Laesio  enormis  und 
behandelt  schliesslich  die  Lehre  von  der  SUiigkeit  VmivBge  au 
schliessen.  Insbesondere  sind  hier  die  AusfQhrungen  über  Ver- 
träge unter  Abwesenden,  dtnxh  Stellvertn'tung  imd  durch  Telegramm 
hervorzuheben.  Dabei  ist  auch  die  Einteilung  der  Verträge,  iln-e 
Wirkung  und  Auslegung,  sowie  die  Lehre  von  den  UJierlaubteu 
llandlungen  bi^rücksichtigt. 

Indem  der  Verfasser  sich  dann  der  Aufhebung  der  Schuld- 
verhftltnfeae  zuwendet,  untersucht  es  inabesondere  die  aua  der 
Zahlung  aioh  ergebenden  Folgen,  wobei  er  die  Zahlung  eintnlt  in 
direkte,  indirekte,  geriditliche  Zahlung  imd  In  Zahlung  durch  dnen 

Dritten. 

Eingehend  werden  femer  die  Arten  und  Wirkungen  der  Com- 
pensation  behandelt.  Die  letzten  sieben  Kapitel  endlich  sind  den 
übrigen  Schuldaufhebungsgründen,  wie  Konfusion,  Novation,  Un- 
möglichkeit der  l/eistm»g,  Tod  des  Schuldners  oder  Gläubigers, 
Verjährung  u.  a.  w.  gewidmet 

Hiermit  ist  ein  kurier  Überblick  Aber  das  vorzügliche  Werk 
des  Dr.  Laoerda  de  Alraeida  gegeben,  das  ebenso  ausgezeichnet  im 
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äteoretischen  Teil,  wie  in  prdititKdieii  Anvendungen  Tbeone 
irad  Pnois  in  glQckliohster  Weise  vereinigt 

Im  Verlag  ron  Laemmert     Co.  in  Rio  de  Janeiro  endhien 

JB  vergangenen  Jahr  der  zweite  Band  des  Kommentars  mm  brtai- 

Saniscfaen  Strafgeeetsbnoii  aus  dar  Feder  ron  Dr.  Jodo  de  Vieira 

de  Oranjo,  dem  Strafreditslehrer  an  der  juristiechen  Falculttt  in 

Reelle  (Pwnambuco)  unter  dem  l^tel  „Codigo  Penal,  commen- 

tado  theorioa  e  praticamente**;  der  erste  Band  ist  schon  1896 

cnchienen;  mit  dem  «weiten  ist  das  Werk  som  Abeclüoss  gelangt. 

In  beiden  Bänden  folgte  der  Verfasser  —  wie  schon  der 
Titel  zeigt  —  der  Anoi-dnung  und  Einteilung  des  Strairechts,  wie 
äp*  durch  den  Text  des  brasilianischen  Strafgesetzbuchs  vom 
11.  Oktober  IS 90  tregeben  ist,  und  kriti.sieit  sowohl  die  Methode, 
wie  auch  die  wisseuschaftlicheii  Theoiien,  die  dem  (ifsotze  im  all- 
gemeinen und  im  speziellen  Teil  zu  Gruude  liegen,  in  eingebenden 
Erörterungen. 

Zwar  geht  das  Strafgesetzlmch  heroits  rinor  Andornni^  ent- 
gegnen —  wenigstens  wunle  im  Koiign-ss  schon  ührr  den  Entwurf 
eines  neuen  Gesetzes  verhandelt  — ,  aber  iieiiiutcli  lioliiUt  (Iiis  Werk 
^"11  Dr.  Joäo  Vieira  do  Oranjo  seinen  Wert,  da  es  eingehend  die 
ailiretnt'inen  Probleme  der  Stmfrechtswissensthaft  behandelt,  und 
immer  ein  zuverlässiges  Nachschlagebueh  bleiben  nnd  Bedeutung 
^  die  brasilianische  fiecht^geschichte  behalten  wird. 

Im  ersten  Band  behandelt  der  Vot^asser  in  zwanzig  Abschnitten 
die  Einteilung  des  Strafgesetzbucli.^,  sein  Wirknnp;strebiet  und  seine 
Auslegung,  die  Einteilung  der  strafbaren  Handlungen,  die  rück- 
wirkende Kraft  des  Oesetaee,  die  riliimliche  Begrenzung  seines 
Herrschaftsgebiets,  seine  Wirknngen  dem  Ausland  gegenüber,  die 
Alislieferung  der  Verbrecher  und  die  Exterritorialität;  sodann  geht 
üf  tiber  zur  Lehre  vom  Vertsneh,  vom  vollendeten  Vorbrechen,  von 
<ler  Teilnahme  nnd  ihren  Arten  einschliesslieh  der  Hohleiei,  von 
^  Zurechnungsfüliigkeit,  dem  Dolus  und  der  Fahrlässigkeit,  den 
Sehuldaiisschlieesungs-  und  StiB&ussohliessungs-Grdnden  it.  s.  w. 

Im  sweiten  Band  folgen  die  BärOrtenmgen  Aber  den  Ver^ 
^Hecshensthatbestand,  die  Strafminderungsgrfinde,  die  Lehre  von  der 

Strafe,  ihrem  wissensdiaftlichen  Begriffe  und  ihren  Arten,  die 
"^tnifv  .llstivrkung,  (\:\<  Zusammentreffen  mehrerer  Stnifthaten,  die 

Verjährung  umi  K'ihabilitation. 

Endlich    reiht    sich   daran    di<'    Bchandljingfn    der  einzelnen 
Strafthaten  gegen  den  Staat,  die  Person,  das  Eigentum  u.  s.  w. 
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In  demselben  Verlag  enehien  ferner  eb  Band  von  600  Seiten, 
„Jnizo  da  Provedoria**  von  Dr.  J.  Augusto  Ferreira  Alvee. 
Der  ^vbt  da  provedoiia"  nt  eine  Schöpfung  der  alten  portngieaiaobwi 
Oeriohteotdniuig,  die  von  Portugal  nach  ^asiUen  anitftbeinommeii  woide; 
sein  Wirkuagskreis  war  früher  viel  ausgedehnter  und  umfasste  das  Vor- 
rauDdsohaftswesen ,  den  Loskauf  von  Gefangenen  aus  Staatsmitteln,  die 
Aufsicht  über  religiöse  KörpersoJuifton  und  die  tote  Hand,  die  Kuratel 
ober  Abwesenden  u.  s.  w.  Ueutzuta^e  b»bcbrkukt  sich  seine  Zuständigkeit 
■UerdiD^  nur  nooli  auf  die  EittffiiuDg  und  YoItatreckuDg  voo  letitwiliigen 
VerfÜgnngeii  und  die  BoiMheidnng  der  daians  entatelienden  Strehfr^jan. 

Dae  VfeAf  deeaen  Yerfaseer  eeit  30  Jahren  im  Staatsdienst 
stellt,  iat  von  grosaem  praktischen  Wert  und  hat  auoih  wissen- 
schalüidie  Bedeutung.  Zwar  behandelt  es  nur  eine  spezidl  brasi- 
lianiache  Einrichtung,  aUdn  immerhin  spricht  fOr  das  AufBehen, 
das  das  Boch  en«gte,  die  Thatsache,  dass  es  jetst  in  dritter  Auf- 
hige  erschienen  ist 

Nadi  einem  geschichtlichen  Überblick  fll>er  die  Entwicklung 
des  Instituts,  ^:eht  der  Verfasser  zur  Darstellung  der  verschiedenen 
Arten  von  Testmienten,  der  Form  ihrer  Errichtung,  ihren  Erforder- 
nissen und  ihrer  V(illstret?kung  über,  und  behandelt  Bodann  die 
gesetzliche  Erlifolgi'  uacli  den  5  Erbenklassen  tles  brasilianischen 
Rechts  (Aszendenten,  Deszendenten,  Seiten  verwandte,  Elhegatten, 
fiskus). 

Daran  schli»^ssen  sich  Ausff^hningen  ül)»;r  die  i^eiigiösen  Onien 
und  die  tote  Hand  und  cndlicii  über  die  Zuständigkeit  den  juiz  da 
provedoria  in  det  N'erM'ahi-ung  und  Verwaltung  der  ,|Bens  do  evento" 
(herrenlose  Güter). 

..Rwns  de  eveulo"  suid  Tiere  odtir  iSachtni .  di«  herreulus  im  l^de 
angetrofieo  werden,  die  Tbatigkeit  der  Juiz  de  provedona  auf  diesem  Ge» 
biet  hat  heatinh^  keioe  Bedeutung  mehr,  da  die  OemeindebeblMea  jelst 
die  hemnloB  umheiadiweifenden  Tiere  au^graifen. 

Nunmehr  sind  xwei  Werke  von  dem  Lehrer  der  vor^eichenden 
Reditswissenachaft  in  Recsfe  (Peniambuco),  Dr.  Olovis  Bevilaqua, 
euiem  sehr  rfihrigen  Autor,  zu  erwähnen. 

Da«  ei-ste,  ein  im  Verlag  von  Ramiro  M.  Costa  &  Cie.  in 
Kfecife  erschienener  Band  von  000  Seiten  behandelt  das  Familien- 
recht  („Diroito  da  Kamilia'*). 

Schon  oben  ist  auf  die  klassische  Darstt'Hung  diest^r  Materie 
von  Ijafayette  Rodrigiies  Pereira  hingewiesen  wonlen,  der  auch 
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Dr.  Chms  Bevilaqua  in  d«r  Vomde  Mines  Werkes  volle  Aneitomiuig 
«dlt  Bevilaqna  will  denselbeii  Stoff  hauptolchlidi  Tom  reobte- 
vei;slticbeoden  und  historiacben  Standpunkte  aus  belumdeln,  und 
nmentlich  die  dnechnddenden  Änderungen  berQckuohtigen ,  die 
dch  durch  das  Civilgesets  vom  24.  Januar  1890  ergeben  haben. 

Der  Yerfasüer  behandelt  alle  Punkte  zunäclnt  in  ihrer  ge- 
biiiiclitlichen  Entwicklung?  uiitei  Heranziehung  der  veischiedenen 
Oesetzgebiingeu  und  geht  daun  aui  die  Betra«^htung  den  geltenden 
brasilianischen  Rceht.s  über. 

Dann  gibt  fr  eine  ("borsicht  über  die  Arten  dos  Faniilien- 
beprriffp,  des  Verlöbnisses  und  der  Ehesehl iessung  in  iliren  ursprung- 
lichen F<»rmen,  ni>er  die  Eheliindernisse ,  das  eheliehe  Gntt'rrecht, 
das  Ddtalsystem,  die  Beziehungen  zwischen  Eltern  und  Kinder,  die 
idopti<Mi,  die  Alimentation,  sowie  Qber  die  VormundiüchaXt  und  Kiiratel. 

Dag  aweite  Werk  desselben  Verfassers  ist  das  Reoht  der 
Schuld Terhftltnisse  (,,Di reite  das  Obriga^des^)  ein  in  der 
livraria  Magalhdfee  in  Biahia  erschienener,  500  Seiten  starker  Band, 
^as  das  Buch  soll,  ssgt  der  Verfosasr  mit  den  Worten  „System 
in  die  Lehre  von  den  Sohuldverhftltnissen  bringen  anf  Qrond  neuer 
Theorieen  an  der  Hand  der  Philosophie,  der  Geschichte^  der  alten 
Jmiaprudens,  der  Nationalökonomie  und  der  vei^gleiGlmiden  Bechts> 
viaaenschaft  Die  Kritik  erklirt  das  Weik  fOr  mehr  theoretisch 
ils  iwaktisdi  und  in  gewisser  Beziehung  philosophifch,  ^was  fibrigens 
wht  als  NschteU  anxusehra  ist,  wenn  man  bedwkt,  dass  der  Yer- 
hsaor  in  erster  Linie  fOr  Jurist«!,  nicht  fthr  Laien  sdhrsibt*' 

Der  erste  Teil  handelt  anssohliesslidi  von  dem  Begriff  der 
Obligation,  der  Entstehung,  den  Arten,  den  WiHningen  und  der 
Beendigung  der  Schuld  Verhältnisse,  und  den  Fbigen  der  Nicht- 
«nsQbung  von  Sohuldiechten. 

Im  zweiten  Teil  finden  wir  die  Bespn^eliung  der  Schnldgrflnde, 
insl»esonderp  die  Lehre  vom  Vertra^r  in  eingidiendster  Darstellung, 
'las  einseitige  Schuldver8pi*echen,  die  DeliictÄ-lLindlungen  und  die 
'ih'Äsi-Kontrakte ;  endlich  geht  der  Verfasser  zu  den  einzelnen 
Verträgen,  Schenkung,  Leihvertrag,  Dcpositalverinig,  Mandat,  Tausch, 
Ktui,  Miete,  FQhmng  fremder  Qeschalle,  Wettvertiag,  Spiel,  Yei^ 
ücSienuigsTertTsg  u.  b.  w.  über. 

Von  dem  Werke  des  Dr.  Alcides  Lima  fiber  das  Pfand- 
recht („HjpothecaB^^}  erschien  in  Pelotas  (Bio  Chrande  do  Sul) 


Digitized  by  CoC)gl|c 


—    324  — 


eine  sweite  Aufiftge«  ein  Beweis»  irie  sehr  die  oete  Auflage  Be> 
achtung  gründen  bat 

Im  Verlag  von  AWea  ft  Cie.  in  Rio  de  Janeiro  lieaa  Dr.  BodrLgo 
Octavio  Langard  de  Henexea  eine  vergleichende  Dar- 
stellung der  Verfasaungen  von  Brasilien,  Argentinien, 
der  Vereinigten  Staaten  von  Nord -Amerika  und  der 
Schweiz  erscheinen  („Gonfronto  entre  a  Constitui^^äo 
Föderal  dos  Bstados  ünidos  do  Brasil  e  as  ConstituiQoes 
da  Repnblica  Argontina  e  dos  Bstados  U nid os  da  America 
do  Norte  e  da  Siiissa**). 

.loder  «  jii/r'Inon  B»\'^tiniinuiif;  df»r  braBiliaiiiscli' n  ^  ei"fai>{>uiig 
wenit  ii  die  e/i!s|trpchonilfMi  IV'stiiumuugen  der  Veiiaööuiigeii  der 
anderen  Staak'n  gegenüber  gt'stellt. 

Das  Werk  int  deshalb  von  Bedeutung,  weil  dio  limsilianische 
Verfassung  von  den  drei  anderen  Verfassungen  hoeinflusst  ist  und 
daher  diese  von  Wichtigkeit  bei  der  Auslegiuig  sind. 

Bei  veischiedenen  anderen  Abhandlungen  dürfte  wegm  des 
besohiftnkten  Interesses,  das  sie  nur  fOr  das  Land  selbst  haben, 
die  kurze  Titelangabe  genügen,  so  s.  B.  Gama  Coelho,  Conso- 
lidapäo  das  Leis  de  Processo  Civil  no  Estado  do  Bio  de 
Janeiro;  Gama  Coelho,  Consoltdapdo  das  Leis  de  Processo 
Criminal;  Velloso,  Processo  das  fallencias  (Bahia);  Seve- 
rino  Prestes,  Liedes  de  Direito  Criminal  (Rio  de  Janeiro); 
Pinto  de  Toledo,  Processo  Orphanologico  (8.  Paulo). 

Im  Jahre  1897  sind  sowohl  die  alten  juristischen  Zeitschrifttjn 
forterschienen,  wie  auch  einige  neue  mm  ersten  Maie  lierau»- 
gekommon. 

Unter  dt  i-  [M'iindi«<-hen  Liter.itiir  ist  iH'sunders  die  Jlalhmnnats- 
schrift  ..0  Direito"  zu  'i wälmen ,  (li(>  bereits  den  25.  Jahrgang 
aufweist  und  bei-eitß  80  Bände  lunksst 

In  der  ^.Revista  Mensual"  erscheinen  alle  Entscheidungen 
des  Appellgerichts  in  8.  Paulo,  sowie  Üieoretisohe  Abhandinngen 
aus  dem  Gebiet  der  Jiurisprudenc. 

Zu  erwähnen  sind  noch  die  alle  14  Tage  in  8.  Paolo  er- 
scheinende „Gaseta  Juridica**  und  die  in  Ouro  Pretas  (Mmas 
Geraes)  erscheinende  Zeitschrift  „0  Foru^m". 
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Die  Juriatenfikultiten  in  S.  Paulo  und  in  Hecife  geben  je  eine 

Zeitscfarift  j.Revista**  heraus. 

Im  crettm  Jahrgang  ersclueü  iü  Rio  de  Jaueiiu  die  „Hevista 
de  Juris  prüde  ucia'',  an  der  eine  Reihe  hervorragender  Kr&ft« 
uutai  l<fitei) ,  und  in  S.  Paulo  die  Halbmonatsschrift  „0  Forum", 
die  sicli  hanplsäcUlich  mit  dem  Wirkuugskreia  der  unteren  Iiu>tan2eu 

Nach  d^n  zur  Zeit  nntor  der  l'rosise  l)efindlichen  Arbeiten  zu 
urteilen,  ist  für  das  Jahr  1Ö9S  eine  noch  regere  literaneche  Be- 
vegung  zu  erwarten.*) 


Bulgarien. 

Referent:  Dr.  M.  St  Schischmanov, 

Erster  8ekii;täi-  d'-r  fmsü.  Imlgarisclieii  diplomatischen  Ageutie  zu  Belgrad 
(gew.  Geaeral-Sekretär  des  fürstl.  bulgariücheo  Jutitizininistefittmii). 


a>  Gesetsgebiixigt 

A.  Verfassung. 

Bevor  ich  auf  die  lächilderung  der  in  der  letzten  Legislatur- 
Seasion  durchberatenen  und  vom  Ffiisten  eanctionierten  Geuetze 

•)  Die  Zunahme  des  rechtswissenschaftlichen  Studiums  ist  eine  nicht 
M  l>^tn»itf'ndo  That^ache,  für  welche  die  verhaltjiismäusig  grosse  Zahl  von 
jungst  veruffeuüicbteQ  juristischen  Werken  und  Schriften  spricht.  Die 
Stäche  hierfür  ist  hauptsächlich  in  dem  Anstoss  zu  suchen,  welchen  die 
*<^Kniaiinto  moderne  Schale  den  Reobtalehreni  gegeben  hat:  besonders  die 
i^iÜMkiaohen  SohriftsteUor  weiden  hiereelbet  aebr  viel  gelosen.  Die  Er- 
vecluQg  der  Oeistesthfttigkeit  dürfte  ihre  ein^i^'  vorteilhafte  Wirkung  sein; 
ihre  juristischen  Theorien  aher  hleibon  imm*>r  bestritten.  Als  bf^detrtondstt^ 
lüerher  jjohörit,'«'  Werke  hitnJ  zu  iumimi'ii:  Di»-  (ioschichte  dva  Naturrechts 
^  Professor  Dr.  Marüus  junior;  Die  neue  htrafrechtUche  Schule  von  Dr. 
^«vten  de  Coitnaf  sowie  dessen:  Yerbreohen  gegen  die  Franenehre;  femer 
^^nsnnoloi^e  und  fischt  vw  Professor  Bevilsqua.  Yom  vdkswiitsohafU 
licbn  Standpunkte  ist  das  Werk  des  berfUunten  Staaismazuies  Vioomte  de 

Freu»  ,,Mohiliarfccedit'*  so  erwfthnen. 

LaottTds  de  Almeida. 
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Qbeigelie,  ecacheint  e»  mir  nteuii,  eme  kone  IkiBtolluDg  uoaeier 
YerfasBiing  (Ronsfitnsia)  m  geben. ^) 

Die  \\  1  iiitJsuiig  ües  bulgurischen  Fürstentums  ist  wie  diejenige 
aüei  i  hristlicheu  Balkaustaaten  —  nüt  Ausnahme  Monteuegi*08  — 
eine  m onarchisch-eoii stitutionelle. 

4j  4  rlor  VerfaHSung  bestimmt  ausdrücklich,  dasB  das  bulgarische 
Fürsteiitmii  eine  erbliche  und  konstitutionelle  Monarchie 
mit  National- Vertretung  (narodno  predstavitelstvo)  ist 

Der  FOrst  and  sein  Thronfolger  fahren  den  Titel  Königliche 
Hoheit  (Zanko  Yia^ScestTo).^  Seine  Person  ist  geheiligt  und  un- 
antastbar. Er  aanktioniert  und  promulgiert  die  Gesetze  (§§  9 — 10) 
und  ist  dw  oberste  Befehlshaber  denr  Armee  sowohl  in  Friedens^ 
als  anch  in  Eri^gsxeiten.  Wer  in  den  Bßlitftrdienst  tritt,  leistet  dem 
Forsten  den  Eid  der  Trene^  Die  exekutive  Gewalt  gehört  dem 
Forsten;  die  Organe  dieser  Gewalt  wirken  in  seinem  Namen  and 
unter  seiner  obersten  Aufsicht  —  Die  richterliche  Gewalt  ist  in 
allen  ihm  SphAren  von  der  V^erwaltnng  getrennt  Die  Gerichte 
fungieren  im  Namen  des  Forsten.  Der  FQist  hat  das  Recht  der 
Begnadigung,  wihrmd  ihm  das  Recht  der  Anmeetiie  nur  gemein- 
schaftlich mit  der  National -Versammlung  ankommt  In  seinem 
Begnadigungsrechte  ist  er  jedoch  beschrftnkt,  wenn  es  sich  um  Vor^ 
urteilung  von  Ministern  bandelt  Ebenso  kann  er  die  von  Geriditen 
▼erfaAngten  Strafen  nur  nach  Hassgabe  der  Strafprosessordnung 
herabmindern  oder  abändern.  (§  466  der  Str. P.O.  riUimt  den  in 
merito  urteilenden  Gerichten  das  Recht  ein,  bei  besonders  ausser» 
gewöhnlichen  mildernden  Umständen  die  Mderung  der  Strafe  oder 


^  Die  in  Kraft  beeleheiide  VerfMsung  weidit  wwentUoh  vom  nr- 
sprOn^iehoB  russisohon  VeffnBongBprqeet  ab,  wddies  b  koiiaervativeiii 

Sinne  gehaltrn  war.  In  der  Constituante  behielt  jedoch  die  .^liberale" 
Majorität  die  Oberhand,  so  dass  in  die  Verfassung  viele  solche  Prinzipien 
und  Normen  hinpinpenommen  wurden,  welche  sifh  hei  dfr  niedrigen  Kultor- 
stuie  de»  buiganHuhuu  Vulke«  alhbald       unhaltbar  erwiebeu. 

*)  Vor  Ändemng  der  Teitasmig  im  Jahre  18918  war  der  vezfissiingB- 
nMge  Titel  des  Fürsten  blos  „Barohlanohf'  (Svedost),  jedoch  wurde 
diaier  Titel  niemals  in  Wirklichkeit  angewendet,  da  der  erste  Fftnt 
Al'^Yander  I.  von  Geburt  aus  „Hoheit''  war.  dorn  grppenwärtip  re^orenden 
Furstüii  aber  ubcufalls  noch  als  Prinz  von  Cobarg-Uotha  der  Titel  ,4^iiig> 
liehe  Hoheit''  gebührte. 
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die  glmlidie  Begnailig\ing  in  Antng  su  bringüin.  Dieser  Antrag 
»t  in  Üiteile  selbst  su  stellen.) 

Der  Ffirst  ist  der  Beprflsentsnt  des  Stastes  in  slkn  Beiiflliiuigen 
nun  ludsnde.  In  seinem  Namen,  jedoeh  mit  Ermiohtigung  der 
Ktüoosl'Yersammlnng,  wetdra  mit  dsn  snslftndisdien  Staaten  Yff- 
trage  gesehkiBeen. 

Alle  Eriasse  and  Verfügungen  des  Forsten  bedürfen,  lun  Rechts- 
kiafi  zn  besitxen«  der  Hitzeichnung  d(*s  betreffende«  Ministers  (§  18). 
Die  gesetzgetende  Qewdt  gehört  dem  Fürsten  und  der  National» 
Vertretung.  Jede  G^setzesvorlage  mnsa,  um  Gosetz  za  wenlen,  von 
der  National -Yersammlung  beraten  nnd  genehmigt  werden.  Die 
letstere  ist  anch  die  legitime  Interpretin  des  Gesetzes  (§  44).  Wenn 
der  Staat  von  einer  inneren  oder  ftuRseren  Gefahr  bedroht  wiid,  tmd 
die  National- Versammlung  nicht  einberufen  werden  kann,  ist  der 
Fürst  unter  der  allgemeinen  Vei-antworlung  der  Ministai*  befugt, 
wf  Torschlag  des  Ministerrates  Erlasse  und  Verfügungen  zu  treffen, 
welche  jedoch  der  nächsten  Xational-Vorsammlung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  werrli-n  müssen  (§47).  Solche  Erlasse  und  Verfügimgcn 
kJtanen  jeiloch  niemals  die  Einführung  von  Str»ueru  oder  Taxen 
nun  Gegensümd  habm  (Jj  48).  Kein  Gesetz  kuun  Rt'cht.-«kr.ift  fr- 
langen,  ehe  es  im  Ämtsblatto  ( lMjiv(>n  Vestnik)  publiziert  ist  (§  46). 
Der  Fürst  und  der  Thronfolger  nuisson  sich  fortwährend  im  Fflrsten- 
tnme  aufhalten.  Wenn  er  für  gowissn  Zeit  ins  Ausland  geht,  er- 
ivennt  der  Ffirst  sich  einen  Regonttn  (Naint  stnik).  dessen  Hechte  und 
Wichten  ein  be.sotiderrs  Gesetz  ho.-^tiniuit  (i;  19).  {Ein  solchoB 
Gesetz  wurde  bisher  noch  nicht  vf  ifa.sst.  Kihzlieh  hat  der  Miuister- 
*st  im  Verordnungswege  diese  Kragt-  notrativ  gelöst,  indem  er 
jene  verfassungsmässigen  Recht»?  Ijestiinmi  liat,  welche  dor  Füi-st 
immer  au8fll>en  kann,  gleichuel  ob  er  im  iiiian<le  o<ler  Auslande  weilt.) 

Di^  bulgarische  Staatswappen  ist  ein  gekrönter  goldener 
l*we  auf  dunkelrothem  Felde  (§  21).  Dio  Nationalflagge  ist  die 
weiss-grüu-rothe  Trikcdon»  in  horizontaler  I^ige  {§  2.3). 

Die  fürstliche  Würd.«  ist  auf  die  roäuuliclio  absteigende 
liini«'  v.'rerblich.  Die  Erbfolge  bull  ein  bcs^onderes  bisher  noch 
nicht  «igangi'ues  Gesetz  bewtimmon  (t»  24).  Der  legiermd.'  Kürst 
lind  sein  Thronfolger  weitien  mit  dem  vollendeten  18.  Jaiire  als 
l?ro88)ährig  betrachtet  (§  25).  Wäiimnd  der  Minderjährigkeit  des 
Fürsten  r^iert  eine  Kegentschaft,  welche,  falls  dieselbe  nicht  von 
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seinem  Voiglngor  eingeaetet  wnrde,  von  dar  groeaen  Katiomd^Ver« 
eammliing  (Vdiko  Sobnmie)  gewählt  wird.  Letstere  hat  ihre  Oe- 
nehmigung  auch  mi  Falle  der  Einsetaning  der  RegentBchalt  xu  er- 
teilen. Die  B^ntBchaft  besteht  aus  drei  BGtgliedem,  welche  ans 
den  Reihen  der  Minister,  der  obersten  Biohter  oder  von  Personen, 
welche  diese  WQrden  beklddethaben,  genommen  werden  (§§  26 — 29). 
Bei  Antritt  der  Re^ening  hat  der  Füist  vor  d^  Grossen  Sobranie 
den  Eid  auf  die  Yerfassung  und  die  Lsndeegesetie  su  leisten 
(§  34).  Die  Civilligte  des  Forsten  betr&gt  j&hrlich  eine  IGllton 
Franos.*)  Diejenige  des  Thranfolgers  bestimmt  die  National-Ver^ 
Sammlung  nach  Eintritt  seiner  Orossj&hrigkeit  (§§  35—36). 

Die  Staat8kii*che  ist  die  griechisch-orientalische,  zu  welclier 
sich  mit  Ausnahme  dos  erstgewählten  Fflrstcn  alle  seine  Nachfolger 
auf  dem  Throne  bekennen  müssen  (§§  37  3«j.-)  §  4Ü  garantirt 
die  Freiheit  aller  Religionskulte,  ins^ifern  dieselben  die  bestehenden 
Gesetze  nicht  verletzen. 

^  51  enthält  eine  echt  dt  ui  luiitisciie  Veiiüt^ung,  dass  nämlich 
weder  der  Finst  noch  Hoine  Verwandten  den  J'Jieösbrauch  der 
Staattigüter  besitzen  können. 

Kraft  der  Verfassung  (§  54)  sind  alle  jene,  welche  in  Bul- 
garien oder  ausserhalb  Bulgariens,  jedoch  von  bulgarischen  Unter- 
thanen  geboren  wurden,  bulgarische  Staatsangehörige^  wenn  sie 
keine  fremde  Staatsangehörigkeit  angf»n<>mnien  haben.  Fremde  ITnter» 
thanen,  welche  nicht  von  bulgarischen  Eltern  abstammen,  können 
nur  mit  Genehmigung  der  National- Versammlimg  die  bulgarische 
Staatsangehörigkeit  erlangen.  (Näliei-o  Veif  flgungen  hiorübor  enthAlt 
das  Unterthanschafts^Gesetit  vom  26.  Februar  1883.) 

§  57  proUamirt  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze.  Stftode- 
tmterschiede  bestehen  nicht.  Desgleichen  können  keine  Adelstitei 
nnd  dergleidien  Ansseichnungen  vergeben  werden  (§  58),  jedoch 

')  Die  eigentliohp  Ci\illi.ste  beträgt  nach  der  Verfassung  (jlHjfHKj 
Francs,  jedoch  bat  s^icb  dieselbe  seit  der  Vereinigung  Nord-  and  Süd- 
Bulgariens  als  ansolio^dk  erwiesen  und  ist  daher  im  Budget  mit  einer 
MüHqd  «DgestellL 

*)  Wohl  wurde  §  38  im  Jahre  1893  dahin  abgeändert,  dass  auch  der 
erste  Nachfolger  des  Fürsten  sein  Olaubensbekenntnis  behaUi  ii  darf,  jedoch 
Ist  diese  Änderung  seit  der  oithodoxen  Salbung  des  Frinzeu-Thronfolger 
Bon»  gegenstandslos  geworden. 
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ht  der  FQrat  das  Recht  Orden  zu  Terleihen.')  Über  die  Etoriobtoiig 
denelboo  verfügt  ein  beatnideree,  bieher  noch  nicht  eriaesenee  Gesets 

§  61  verbietet  den  Menschenhandel  und  die  Sklaverei. 

Alle  unbeweglichen  Ofiter,  gleichviel  ob  einheimischen  oder 
fremden  ünterthanen  gehörig,  unterli^en  dem  bulgarischen  Qe- 
eetxe  (§  63). 

Staatsftmter  kOnnen  nur  bulgariBche  Ünterthanen  bekleiden 
^  65);  fremde  ünterthanen  mir  mit  Erlaiibniaa  der  National- Ver^ 
Mmmlmig  (f  66). 

Das  Bigenthnmarecht  ist  unantastbar  (§  67).  Eine  Ex- 
propriation ist  nur  für  Staats-  oder  QemeindeBwecke  statthaft  (§  68). 
Dha  Verfahren  hierfür  bestimmt  das  Expropriatiosugeaeta  (vom 
Iikre  1885).  Ausser  dem  Fürsten  imd  dem  Thronfolger  sind  alle 
Mgariachen  Ünterthanen  steuerpflichtig  (§§  69 — 76).  Desgleichen 
and  alle  bulgarischen  ünterthanen  militltpflicbtig  (vom  20.  bis 
am  45.  Jahre)  (|§  71—72). 

Niemand  darf  ohne  rechtsfaftftiges  Urteil  des  betrelfeiiden 
Oerichtes  bestraft  werden  (§  73).  Yerhaftimgen  und  Baussuohungen 
hBnnen  nur  nach  den  Vorschriften  der  diesbesOglichen  Oesetie 
rtattftmlen  (§  74);  jedoch  katm  der  Fürst  mit  naehtrilgliGber  Ge- 
nehmigimg  die  Wirkung  dieser  Verfügungen  im  ganzen  Lande 
Oller  nur  in  einem  Teile  desselben  suspendieren,  wenn  sich  emst> 
liehe  (ilfentlidie  RuhestArungen  ereignet  haben  76  —  Belagenings- 
inrtand). 

%  77  verbürgt  das  Brief-  imd  Depeechen-Gteheimnis. 

Der  ElementaT'Unterricht  ist  obligatorisch  für  alle  bulg.  Untere 
Auen  und  kostenfrei  (§  78). 

Die  Presse  ist  frei  (leider  nur  zu  frei,  ja  zflgelloK).  Keinerlei 
CeoBor  ist  eriaubt,  ebenso  darf  von  den  Verfiusem,  Herausgebern 
und  Buchdruckern  keinerlei  Oarantie  verlangt  werden  (§  79}^) 
Venn  der  Verfasser  bekannt  ist  und  im  FQrstentum  lebt,  wird  der 


*)  Dieses  Reoht  bat  der  Fürst  tiialiidilich  anoh  froher  atugefibt;  in 

<Ii«  Verfassnng  ist  dasselbe  jedoch  erst  im  Jabra  1893  aufgenommen  worden. 
Ki  dahin  durfte  der  Fürst  blo»  an  Militarpersonen  Orden  verleihen. 

^-  S>>lbst  das  republikanische  Frankreich  fordert  eine  vorhergehpndo 
kautiiifi  III  Bääiigeld  oder  Wertpapieren  vom  Herausgeber.  —  Deshalb  kann 
W  QQB  ia  Bulgarien  jeder  Abenteurer  und  Schwindler  ein  Blatt  herau^ebea. ' 
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Hentnflgebor,  Baohdmoker  oder  Golpoitenr  nicht  beatmft.  EixdieiH 
bQohfir,  welche  fOr  die  orthodoxeii  KiroheD  beBtimmt  sind,  sowie 
such  BeligionslehzbQcher  «nterliegen  der  vorherigen  Genehm^ung 
der  heil.  Synode  (§  80).  Pzeeedelikte  geh(}ren  vor  die  ordentlichen 
Gerichte  (§  81>. 

Die  Freiheit  der  OffentlidieD  Versammiungen  sor  Beratung  von 
allerlei  Fugen  und  deren  Tagung  ohne  vorherige  Bewilligung 
ist  verbttrgt  Sobald  jedoch  die  Tenammlnng  unter  freiem  ffimmet 
stattfinden  soll,  ist  ihre  Abhaltung  an  die  poliaeilichen  Voraohrilten 
gebunden  (|  83).  Ebenso  frei  ist  auch  die  Bildung  von  Ver- 
einen,  es  sei  denn,  dass  deren  Zweck  und  Mittel  fOr  den  Staat, 
die  Öffentliche  Ordnung,  für  die  Reb'gion  and  die  guten  Sitten 
schädlich  waren  (|  83).  Endlich  ist  es  such  jedem  bulgarischen 
Untoithan  geststtet,  so  viel  er  will,  Gesuche  an  die  Behörden  an 
richten.  Auch  GdUectiv-Oesuche  resp^  Beschwerden  'sind  erisubt 
(S  84).  Von  diesem  Rechte  machen  in  der  That  unsere  Bflrger 
ausgiebigen  Gebrauch.  Besonders  die  Post  und  die  Tdegraphen-' 
Verwaltung  haben  «n  gUnaendes  Einkommen  in  Folge  dieser 

  4 

Petitions-  und  Beschwerdesudit 

Die  National« Versammluug  ist  eine  zweifache:  die  ordent- 
liche und  die  grosse.  Auf  je  20000  Einwohner  kommt  ein 
Abgeordneter  fQr  die  ortlcntliche  National-Yersamnilung  (obikno- 
venno  narodno  Sobranie).  Mithin  besteht  sie  nach  der  letzten 
Volkszahlung  (3300000)  aus  165  Deputierten.  Wähler  ist  jeder 
männliche  bulgarische  Unterthan,  welcher  das  21.  Lebensjahr  er- 
reicht hat  und  sich  im  Qenusse  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  befindet  Zur  Wälübarkeit  als  Abgeoixlneter  jedoc*h  sind 
ausser  der  letzteren  l^dingung  das  30.  Jahr  und  Schreibfähigkeit 
erforderlich  (§  86). 

Die  Df>|»^tie^t^Ml  «lüifen  keine  besonderen  Instruktionen  von 
ihren  WfthJiein  annehmen.  .It*der  von  ihnen  vertritt  dio  ganze 
Nation  (§  87).  In  der  Kammer  können  statt  der  Minister  oder 
mit  Iptztt'reii  /usannnen  vom  Pn!-st«n  ernannte  Kommissare  A»if- 
kläniDgen  aber  eingebrachte  GesetzeotwQrfe  und  andere  Vorlagen 
geben  (§  91). 

t)  Was  das  Wahlgesets  sabeiaBgt,  iitb«  meinen  vorjährigen  Berioht 
(pL  Jahigttg  1807,  n.  Ablallnng,  Seils  848-361). 
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Vom  Abadmitto  fiber  die  Freiheit  der  MeinuqgBiQBeerung  und 
und  die  Immunitlt  der  Deputierten  (f  S  98 — 98)  ist  $  96  bemerkena- 
wert,  welcher  die  letiteie  nicht  nur  auf  die  Dauer  der  Sitaunga- 
Periode  aondem  auch  auf  fflnf  Tage  vor  BiOflhiung  der  National- 
Veraammlung  auadehnt  Während  dieaer  Periode  kann  der  Depu- 
tierte bloa  wegen  sehr  aohwerer  Verbrechen  stta^erichtlicfa  verfolgt 
werden  und  das  auch  nur  mit  Eriaubnis  der  National" VeEaaramlung. 

Die  Sitsungra  derN.-V.  oind  Öffentlich,  jedoch  kOnnen  die 
Minister,  Konuniaalre  oder  wenigstens  drei  Deputierte  geheime 
Sitzungen  beantragen  (§§  99— LOl).  Niemand  (hurf  bewaBhet  die 
N.-V.  betreten.  Bewaffnete  Macht  kann  llberhanpt  nur  durch  Be- 
ichluaa  der  N.-V.  requirirt  werden  (g  102). 

II  105—107  beatinunt  die  Th&ttgkeitaaphfiie  der  N.-V. 

Die  gesetzgebende  Initiative  haben  der  VQrat  und  die  National- 
versammlung (§  108).  Zur  Einreibung  der  Begierungavorbige  ist 
die  forstliche  Genehmigung  (Befehl)  erforderlich.  Jeder  Deputierte 
kann  nur  dann  einen  Entwurf  vorlegen,  wenn  derselbe  von  einem 
Viertteil  der  anwesenden  Deputierten  unterüBrtigt  ist  (§  109).  Um 
einen  Gesetzentwurf  votitten  zu  kOnnen,  rouss  mehr  als  ein  Dritleil 

Deputierten  anwesend  sein  (|  114).  Die  Abatimmung  iat  in 
der  Regul  öffentlidi.  Eine  geheime  Abatimmung  kann  nur  auf 
Antrag  von  mindestens  10  Deputierten  geachehen,  falla  dieser  An- 
trag von  der  Naticmal-Versammlung  angenommen  wird.^)  Die  Be- 
achlflsse  werden  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  gefaaat.  Bei 
Stimmengleidiheit  gilt  der  Antrag  als  abgelehnt  Die  votirten  An* 
tilge  und  Entwürfe  sind  noch  w&hrend  der  nftmlicben  Bessions- 
daner  vom  Forsten  zu  sanctionieren  (||  llß — 118). 

Das  Budget,  inbegriffen  die  OehAlter  der  Beamten  und  der 
Anneemttglieder,  wird  j Ehrlich  votirt  (§  119).  (Speaielle  Gesetxe, 
welche  die  Qbllter  der  Administrativ-  und  Justizbeamten  regeln, 
existieren  baaher  nidit   Bloss  die  Oehfilter  der  Lehrer  und  Fro- 


*)  üi^rüngUoh  lanteta  diese  Vontohrift  «nfacb,  „dam  auf  Veriat^en 
voD  wenigrteiia  10  Bepatierten  die  geheime  Atetimmang  anraordnen 
ill^.    Die  weitere  Bedingtmg  „dass  dieses  Verlangen   von  der  ganzen 

Kammer  genehmigt  \vt>nlen  muss^'.  wurde  erst  im  Jahre  18r»3  !i  in  zugefügt. 
Somit  hat  tli«  ei^stere  BedingTing.  daas  wenigstens  10  DcpntitTte  diesen  An- 
trag machen  müssen,  wenig  Bedeutung,  da  lo  jedem  Falle  die  Sobranie 
ftlMT  ia»  Zvlaesung  der  gebeimeD  AbstimmiiBg  zu  besohUesflen  hat 
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feesoren  an  der  Hoohscfaule  sind  duieh  ein  beBonderes  Oeseto  be- 
stimint;  jedoch  werden  jetsl  Vorlagen  ausgearbeitet,  deren  Zwed( 
68  ist,  die  OehBlter  aimmtlicfaer  Beamten  wie  auch  der  Militftr- 
personen  ein  für  aUemal  an  Ingeln  und  nicht  mehr  von  dor 
wandelbaren  Stimmung  der  sich  alljShrüch  versammelnden  Landes- 
vMer  abhfingig  au  machen.)  Wenn  die  National- Versammlung  nicht 
einberufen  werden  kann,  so  hat  das  letstjAhrige  Budget  Gflltigkeit, 
jedoch  unter  der  Bedingung,  dasa  es  von  der  aUernichsten  N.-V. 
nachtiflglich  bestttigt  wird  ($  122). 

Zur  Abschliessung  von  Stsatsanleihen  ist  die  Zustimmung  der 
N.-V.  eribfderlich  (§§  123--124).  Sollte  jedoch  die  Einbenifang 
der  N.-V.  auf  wesentliche  Schwierigkeiten  stossen,  so  kann  der 
FQrst  auf  Antrsg  des  Minislsrrates  und  mit  Vorbehalt  der  nach- 
tiflg^ichen  Qenehmigung  der  National-Versammlung  eine  Anleihe 
bis  aur  HOhe  von  drei  Ifillionen  Francs  decrstiven  (§  125). 
Auf  dieselbe  Weise  kann  der  FOrst  in  HOhe  von  einer  Million 
Francs  die  Begleichung  solcher  Posten  aus  det  Stsatskamc  an- 
ordnen, für  welche  im  Budget  kein  Credit  eingestellt  war  (§  126). 

Die  iv'^n->liuäf*.sigo  jälu-lichf  Arbeitsptrio<lt'  der  N.-V.  diiufi-r 
2  Monate,  vom  15.  Oktohn  hin  15.  Dezemlier  n.  St.  Sitzungsort 
kann  jede  Stadt  des  Inlamlos  sein.  —  Bei  auRsw^itrewöhnlichen 
Anläs.'^en  kann  die  Solmmie  am  li  ausser  diosei-  l'niode  einhonifen 
wenlen.  Ebenso  kann  die  Sitzungsix  iio«!.'  im  Kinveistäiuinis  mit 
dem  Fürsten  und  der  National- Verbammiuag  verlängert  weition 
(§§  127—129). 

130 — ^134  behandeln  die  übliclien  Parlamentsformalitftten : 
die  Thronrede^),  die  Adresse  und  die  Eidesleistung  der  Abgeordneten. 


')  Bei  £röf6ituig  ün<I  Schlusis  jcclin-  Kammprsossion  wird  je  eine 
Thronrede  verleseu,  während  doch  dit-se  ftMeiliclien  Paiiamentsakte  eigimtr 
lieh  blos  zu  Anfang  und  Schluss  der  l>egislatur-I\' riodo,  welche  fünf 
Jahre  dauert ^  geschehen  sollte.  Somit  haben  wir  während  eioor  solchen 
Periode  statt  swei,  sehn  feierliehe  Thronredsn.  Diese  Anomalie,  welche 
unnützer  Weise  den  Fürsten  und  seine  ümgebong  und  den  Huüsterrsth 
(welofaer  den  Text  der  Thronrede  bestimmt)  jedes  Jahr  zweimal  mit  dieeer 
Ceremonie  qnält,  dürfte  nach  Beeudigtiu^'  der  peppTiwärtigen  Lt-gislatur- 
periüde  bebeitijjt  wei-deu  und  der  richtige  Parlament.s-Usus  eingpführt  werden. 
Die  jiUirlichen  äei^oaen  werden  dann  mit  einfachen  furKtliohen  Hencnptdn 
erSflnet  und  gesohloswen  weiden. 
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Der  Fürst  kann  f1if>  jälirlicheii  Sitziingsperiodon  aus  eigener 
Initiative  um  je  2  Monnt»'  verlängern.  Eine  weitere  Vei  Iflnsronmg 
ist  mir  mit  Rinwillii^uiig  der  N.-V.  statthaft  (§  135).  l><'r  Fih'st 
liat  das  iinlK^diiiirtP  Itecht,  die  N.-V.  auf  zu  lösen  uikI  iii'U»-  Wahlen 
anznor<liion  (§  130).  Di'-  Neuwahlen  messen  sjiäfosf.'ns  Mru»en 
2  Monaten,  die  Eiuherufiuiir  der  neuen  Kammer  n)uss  aher  spätestens 
4  Monate  nach  Aufl(3«ung  der  alten  N.-V.  stattfinden  137). 
Alle  Abgeonlneten  erlialten  DiÄten  (20  Fres.  tä^^lich):  die  ausser- 
halb fies  Sitztnig8ortefi  wohnenden  Abgeoixioeten  erhalten  audi 
KcisekcHte^n  (§  139). 

Die  errosse  Nati<»nal-Ver!?nminliinf7  (veliko  naredn-»  So- 
hi-ani'-)  wird  vom  Fürsten,  von  der  KeL^entsehaft  oder  vom  Ministerrat 
eiiilM>rufen  (§  140).  Die  Eitd^eruhinL'  der  p:ro>s<'n  N.-V.  durch  den 
Fürsten  ueschieht:  1.  zur  lieratung  von  Fi*agen  wegen  Alitit:«tui\!X 
i«l''r  VertausehunsT  eine«j  Teiles  des  Tiandesbrwiens:  2.  zur  Eiit- 
»ciiieiduni;  flei-  Fniire,  oli  der  Fiirst  auch  die  Kegierun;;  eines  anderen 
Landes  nhernehun'n  soll  (was  §  7  im  Prinzipe  verl>t»^tet)  und  3. 
zur  Änderuni;-  oder  Kevision  der  Verfassung.  —  Zur  KntHchoidung 
dieser  Fnuren  ist  eine  Majont.'U  von  zwei  Dritteln  aller  Abge- 
ordnete n  erforderlieh  (i;  141). 

Die  Regentschaft  beruft  die  grosse  S<3bninie  bloss  zur  Be- 
schlu>.sfassung  und  twur  nur  mit  einfacher  Stimmenmehrheit^) 
über  die  oben  unter  Funkt  2  (§  141)  erwähnte  Frage  (i?  142). 

Endlich  hat  der  Ministerrat  die  gi-osse  N.-V.  einzuberufen: 
1.  zur  Wahl  eines  Fiusten  mit  Vj  Majorität  der  anwesenden  Ab- 
geonlneten, wenn  der  alte  I^'tli'st  ohne  Hinterlassung  eine.s  Erben  ge- 
storben ist  tmd  2.  zur  Wahl  der  TJeaenten  fein  fache  Stimmen- 
mehrbeit),  wenn  »1er  erbende  Fürst  tninderjährif?  ist  (§  143). 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  gro8.seu  N.-V.  teträgt  das  Doppelte 
der  Anzahl  der  ordentlichen  Deputierten  (§  144  —  siehe  oben 
bei  §  80). 

Die  hr<'hsten  Regierungs-Organe  sind  der  Ministerrat  und  die 
Ministerien  148). 

Der  Ministerrat  besteht  aus  den  Ministern  (acht  au  der  Zahl) 
unter  Vorsitz  des  Ministerpräsidenten,  welcher  unlwdingt  ein  Poile- 
leoille  innehaben  mvm  (§  löO).    Da  unsere  Verfassung  —  leider 

*)  Warum  in  diesem  Fitlle  nicht  auch  '/a  wanigsteos  absolute 
Msjoritit  gefoxdeit  wird,  ist  schwer  in  eigrttnden. 

22 
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—  kernen  Staatsrat  kennt,  so  übt  der  Ministermt  anch  die  Funo> 
tionen  des  Staatsrates  aus.  Insbesondere  hat  nach  §  151  der  Ver- 
&8snng  der  Ifinisterrat  ausser  den  allgemeinen  Pfliehten  noch 
folgende  Rechte  und  Pfliehten:  ).  hat  er  bei  naohfolgerlosem  Ab- 
leben des  Forsten  die  Begierung  des  Landes  au  Qhemehmen  imd 
binnen  einem  Monate  die  grosse  N.-V.  xur  Neuwahl  des  Fürsten 
einauberufen;  2.  hat  das  Nftmliche  au  geschehen,  wenn  der  Fllrst 
bei  seinen  Lebzeiten  keine  Regentschaft  eingesetzt  bat;  3.  Übt  der 
Ministerrat  die  Regierung  des  Landes  auch  in  dem  Falle  aus,  wenn 
nach  dem  Tode  des  Fürsten  seine  Wittwe  schwanger  surOck  bleibt 
und  awar  bis  aar  Geburt  des  NadifolgerB;  4.  wUüt  er  einen  neuen 
Regenten,  wenn  einer  dere^ben  gestorben  ist 

In  den  vorliegenden  4  liUlen  muss  der  Ministerrat  dem  Volke 
den  Regierungsantritt  mittelst  Proclamation  kund  geben.  So  lange 
der  MinisterrKt  regiert,  darf  er  die  Minister  nicht  wechseln.  Die 
Mitc^eder  des  Ministerrates  erhalten  fQr  die  Reg^erungsfunotion 
kein  besonderes  Qehalt 

Die  Minister  werden  vom  Fürsten  ernannt  und  entlassen 
(§  152).  Dieselben  sind  insgesamt  und  jeder  einiein  dem  Fürsten 
und  der  National-Versammlung  ?erantworÜich  (§  153).  Jeder  Aot 
des  Fürsten  muss  wenigstens  von  einem  Muuster  (Eushminister) 
gegeugeseichnet  sein  (§  154). 

Die  Mmister  können  von  der  N.-V.  in  Anklageaustand  ver- 
setat  werden:  wegen  Hoch-  oder  Landeaverrath,  wegen  Verletzimg 
der  Verfassung  und  wegen  eines  an  penOnlichen  Nutzen  ver- 
übten Schadens.  Die  diesbeaOglichen  Vorschlüge  mllssen  schiiftUch 
sein,  die  Aufzählung  aller  Anklagepunkte  enthalten  und  wenigstens 
von  einem  Vierteil  der  Sobnmie-Mi^^lieder  unterzeichnet  werden. 
Zum  Anklsgebesohluss  sind  die  Stimmen  von  */s  der  anwesenden 
Abgeordneten  notwendig.  —  Das  Richteramt  übt  in  diesem  Falle 
ein  besonderes  Staatsgericht  sus  (§§  156—158).*) 


Eb  ^  difls  dn  Staatageriaht  ad  hoo.  Die  Oiganiaatkni  deaaalbon. 
aowie  aooh  daa  vor  demaalbeD  so  beobeebtBode  Veifdirao  oonniert  daa 

Gesetz  vom  10.  De/A-inber  a.  St.  1880.  Dieses  Staatsgericht  besteht  aus 
allen  im  Dienste  befindlichon  Kassationsrichtern,  mit  Ausnahme  desjenif,'pn, 
welcher  au  der  Untersuchungskommission  teilgenommen  hat  und  au.s  eben- 
soviel Richtern,  welche  aus  allea  Appellatious-  und  Kreisgerichts-Frasideuten 
amgeloet  werden. 


Digitized  by  Google 


—   336  — 


£b  giebt  acht  Ministerien:  1.  des  Aumeren  und  fOr  Kultus; 
2.  des  Innern;  3.  des  ünterrichtes;  4.  der  Finansen;  5.  der  Justis; 
6.  dee  Krieges;  7.  des  Handels  und  Adterbanes  und  8.  das  Coro- 
mnnikationsimnisteriuoi  (§  161). 

IMe  venirteilten  Minister  kOnnen  nnr  im  Einveretandnis  mit 
der  Kammer  amnestiert  werden  {§  159). 

§  106  spricht  im  Friiizii«  das  Recht  jetlee  Staatsbeamten  auf 
Pension  aus.*) 

Den  Vonits  führt  der  KsaaationshofiB-Fiflstdent»  die  Anbhige  vertritt  ein 
▼OD  der  Kammer  ra  diesem  Zweok  geiriUiitar  Depotiertar.  BehriftfQlirer 

ist  ein  Sekretär  des  Obersten  Kassationshoft^  (§  17),  Die  Vorunter- 
SQchuQg  fiihrt  eine  hesondfre  1' iitrisuihungs-Kommission .  ln'stchtnd  aiis 
drei  Mituliedt  in :  einem  Kassatioii.>ii<  liti  r  aln  ^■u^s>iuendüo  und  je  einem 
Appeüatiuuii-  uud  Kreisgerichts -Vizo|iiusidtiuteu  (§  10). 

Den  AjQtrag  auf  Versetzung  in  den  i.nklageza8taod  der  Minister  kann 
jeder  Deputierte  eriieben  ($  1). 

Wegen  gemeiner  YerbteahMi  werden  die  im  Dienste  befindlichen  Minister 
Tom  Obersten  Ksesationshof  (iStrafsenat)  abgeurteilt  (§  23).  Exminister 
unt(>rli<  ;ren  wegen  der  aämliohen  Verbxeohen  der  allgemeinen  Kompeteos 

Sowohl  gegt!ü  das  Urteil  des  Staatsgerichtes,  als  auch  gegen  da«- 
jenige  des  Kassationshofes  im  Falle  eines  gemeinen  VcrbredienSf  ist  kein 
Beebtunittel  mehr  snüsstg.  Der  Vemrteitte  ksnn  jedoch  um  Gnade  naeh- 
BBohen  und  die  Erledigung  eines  aolohen  Gnsdoigeanofaes  ist  Bsdhe  der 

Depntierten-Kammer  (§  18). 

Zu  bemerken  ist,  dass  bisher  nocli  kuiii  inii/.igi  i  Ministoi  in  Aiikluge- 
zustand  versetzt  wurde,  obwohl  hierzu  das  ILabiuet  Stanibulow  reichliehen 
Anlass  »»»frebHn  hätte. 

')  Ein  endgültig  angenuininenes  Pensionsgesetz  für  die  Staats- 
beamten haben  wir  derMit  nodi  nidii  Das  alte  Oesets  vom  Jahre  1891 
wnrie  im  Jahre  1894  abgeKndert,  jedoeh  der  Entwurf,  welcher  an  dessen 
Stelle  trat,  wurde  von  der  Kammer  noch  nicht  durchbetaten,  sondern  blos 
der  Beschluss  gof;isst.  dass  man  si*'h  bis  Kur  Votierung  eines  Gescfzcs  nach 
diesem  Entw  u  r  f  zu  richten  ha^  Danach  wird  Jedem  Beamti  n  von 
seioem  mmiaÜiuben  Gehalto  5  Prozent  zu  Gunsten  des  Pensionsfonds  abge- 
legen. Das  fieoht  auf  Pension  entsteht  erst  nach  20jäbrigem  Dienste. 
Hat  jedoch  d«r  Besmte  15  Diens^shre  nnd  ist  von  Amtswegen  eatiassen 
worden,  so  erhält  er  eine  entsprechende  Pension  {""im).  Ausserdem  kann 
die  Regierung  jenen  BeanUen,  welche  10  Jahre  gedient  hab»  n  nnd  in  Aus- 
ubuDg  ihres  Dienstes  erkratikt  sind,  Tnvalid»»n-Pensionen  citjiejleii.  Voll»' 
Pensionen  giebt  es  nicht,  da  die  Pension  nicht  mehr  als  V»  dm  während 
der  leUtoo  fünf  Jahre  bezogenen  Durebsdhnitts-'Oebaltes  auamaohen  kann. 

22» 
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DieletstenSFkrBgiaphen  167— 169  der  Ver&asungbetfeffen  deren 
Ändenmg  oder  BeviBioii,  Diesbesfiglich  ist  dag  nAmliGhe  Verbhien 
wie  bd  Einbringaiig  ven  anderen  Geeelxentwttrfen  su  beoboohten; 
jedoch  sind  VonchUge  sur  Änderung  oder  Revision  der  Veriassang 
nur  dann  als  aogencmunen  anzusehen,  wenn  mehr  als  %  aller 
Abgeordneten  dafOr  gestimmt  haben.  Die  aof  diese  Weise  ange- 
nommenen VorschlSge  werden  dann  der  grossen  Sobranie  unter- 
broitet,  welche  eben&lla  nur  mit  einer  Stimmenmehrheit  von  mdir 
als  Ys        Abgeordneten  entschäden  kann. 

B.  Gesetqgebnng  de»  Jahre«  1891. 

Wir  gelangen  nunmehr  in  der  Darstdlung  auf  die  Sdulderong 
der  geeetzgebeiiscben  ThAtigkeit  der  letzten  Sobranie-Session  (15./27. 
OlEtober^l6./27.  Dexember  1897). 

1.  Was  sunfichst  die  OeriditsTerfassong  anlangt,  so  ist  au 
bemeiken,  dass  obwohl  ein  neuer  Entwurf  schon  im  Jahre  1895 
susgeaibeitet  und  im  vorigen  Jahre  revidiert  wurde,  ea  dennoch 
zur  legialatoiischen  Verhandlung  desselben  nicht  kommen  konnte, 
da  man  mdbrere  Bedenken  bezilglich  der  Einfflhiung  der  Inamo- 
vibilitftt  hatte.  Endlich  soll  aber  dieser  Entwurf  doch  die 
Kammer  gelangen,  aber  nach  nochmaliger  —  dritter  —  Über- 
arbeitung. Eäne  spezielle  EnquMe  hat  ihre  diesbeaflglichen  Arbeiten 
bereits  vollendet 

Da  somit  audi  heute  noch  das  alte  Oerichtsver&ssungsgesets 
aus  dem  Jahre  1880  in  Wirksamkeit  ist,  so  war  es  angesichts  der 
tiglidi  zunehmenden  Zahl  der  ,^bsolvierten">)  Juristen,  geboten, 
noch  vor  lQgislat(»ischer  Beiathung  und  Annahme  des  oben* 
erwfthntMi  Entwurfes  mit  einigen  Hodificationen  des  alten  Oeeetaes 
d^  Übergang  vorzuboeiten.  Nach  dem  Oerichtsverfassiuigsgeeetz 
vom  J.  1880  (§  98)  konnten  nftmlioh  tu  Richtern  in  beiden 
meritorischen  Instanzen  (Friedensrichter,  Ereis-  und  Appellations- 
gericbtsitle)  wie  auch  zu  Staatsanwälten  bei  den  nSmlichen  rnatain^ 
und   zu   Unterendiungsrichtem  auch  Nichtjuristen  emaiint 

*)  Unter  absolvierten  Juristen  versteht  man  bei  ans  jene,  wekhe  an 

der  juri-stischHii  Facultat  der  Hochschule  6  Semester  beendet  und  die  üb- 
lichen „ßeiiiestral-Pmfuugen"  bestanden  haben.  Eine  Staatsprüfung  ist  zu 
diesem  Zwecke  nicht  erforderlich.  Eine  solche  ist  blos  zur  Erkngaog  der 
Befähigung  zum  Richter  oder  Advokaten  notwendig. 
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veidfln.  Bs  war  genügend,  dasB  der  betreffende  Kandidat  bulga> 
riseher  Untei-than  wai',  bulgarisch  sprach  und  eine  swdjährigo  be- 
beii^lingsweise  beim  Kreisgerichte  blos  eine  eiujAlirigo  Qenehts- 
pnxu  (als  Sclireiber  oder  Oerichts-SecretAr)  hatte.  Nicht  einmal  ein 
gewisse»  Alter  wurde  verlangt.  Daher  hatten  wir  noch  bis  vor 
einigen  Jahren  20—21  jährige  Richter. 

Nur  fdr  A'w  Kiehtcr  am  obersten  Kassationshofe  nn<l  für  dit; 
Staatsanwälte  an  diest-ui  Gerichtshöfe  fortioi-te  das  Goßctz  (ij  KJO) 
jmidische  Bildung  und  weuigstens  dreijährigen  Dieast  bei  irgend 
einem  Gerichte. 

Endlich  vor  2  Jahren  hat  das  neue  Gerichts-Reglement  (§11) 
auch  für  die  unteren  Gerichtstellen  einige  Ordnung  gebracht,  indem 
es  vorschreibt,  dass  nur  jener  bulgarische  ünterthan  zum  Gerichts- 
achreil>er  (Gerichts- Vizenekretär)  ernannt  worden  kann,  welcher  eine 
Mittelschule  absolviert  und  seiner  ^lilitärptlicht  Genüge  geleistet 
hat  oder  von  dei selben  befreit  yrurde  und  die  ▼oigesohriebene  prak- 
tische Prüfung  1)  bestanden  hat 

'Nun  konnte  im  Torigen  Jahre  der  neue  Justiaminister  (Oeorgi 
Zgurew)  schon  weiter  TOfgefaan. 

Bin  fconea  GeeetK,  welches  auf  seinen  Antrag  von  der  So- 
hruiie  —  wohl  mit  schwerem  Herten  —  votiert  wurde  und  die 
Aendetung  des  historischen  988leii  Fanigraphen  der  Gerichtsver^. 
xom  Qcgenstand  hat»  verfQgt:  dass  an  FHedensrichtem,  Kveisgericht»' 
Ilten,  Krei8g.-8taatsaDwftlten  oder  Substituten  und  au  Üntersuchungs- 
riditem  nur  sc^he  volljährigen  (21jlhiigen)  bulgaiiadien  Ünter- 
IhatieD  ernannt  werden  kOnnen,  wdche  die  bulgarische  Hochschule 
Ouridische  Bhkulttt)  oder  irgend  eine  auslBndisdie  juridische  Ar 
knhftt  absolviert  and  die  voigesohriebene  Staatsprüfung  in  Sofia 
abgelegt  haben.  (Von  der  Vorschrift  emer  vorhergehenden  Praxis 
wurde  diesmal  Abstand  genommen,  um  nicht  unsere  an  das  bis- 
herige BÜdorsdo  gewohnten  Jflnglinge  allzusehr  xu  behsten).  INess 
StaataprOfung  Ist  streng  theoretisch.  Die  PrOfungskommissioD  be- 
steht aus  „Professoren**  unserer  Hochschule  und  aus  Kassations^ 
riditem. 


M  Diese  Prüfung  bestoht  in  einer  Quasi-Preis-ProtokoU-Anifertigiuig. 

Die  Kandidaten  nehmen  zusammen  Teil  an  ciuer  Ritzun^%  führen  dw  Proto- 
koU  und  wer  das  beste  Protokoll  ausfertigt,  erhält  die  Stelle. 
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Um  jedoch  auch  in  dieser  BiditUDg  unsere  fOr  strenge  Prü- 
fungen nicht  recht  eingenommenen  Studenten  wenigstens  teilweise 
m  befriedigen,  macht  dieses  Gesetz  för  alle  jene  ReGhtshfiver  dne 
Ansnahmef  w^he  bis  xum  1.  September  a.  St  1898  ihre  ju« 
ridischen  ^dien  beendet  habra,  —  so  dass  nur  jene  BiohtQiamta- 
handidaten  dem  StnateprOfangszwange  unterliegen,  welche  nach 
diesem  Termine  mit  ihren  Studien  fertig  werden. 

>Iit  obiger  Ausnahme  ist  es  aber  noch  nicht  abgethan.  Es 
niu88te  Sorge  getragen  werden,  dass  auch  vielen  auspiueliBvollon 
jungen  Herrn,  welche  nberliauj)t  keine  juridischen  Studien  gemacht 
haben,  wenigstens  die  Friedeiisrichterkette  nicht  entzogen 
werde.  Daher  verhlgt  eine  Anmerkung  zu  diesem  Gesetze,  dass, 
falls  sich  keine  Juristen  finden  sollten,  welche  den  obigen  Bedingunsren 
entsprechen,  wähmid  dreier  Jahre  (vom  luslelientreten  dieses 
Gesetzes  —  26.  Januar  a.  St.  hsns)  zu  Friedeiisrichteru  auch 
solche  Individuen  eruanat  wenlt  ii  kennen,  welche  blos  eine  Mittel- 
schule absolviert  iiaben  und  ahs  Gorichtssekretäiie  oder  VizesckretAre 
oder  in  höhoten  Stellen  wenigstens  drei  Jahr©  gedient  haben. 

2.  Gleichzeitig  mit  diesem  Gesetz  wurde  auch  eine  .\ndening 
des  §  3  des  Notariatsgesetzes  (vom  J.  1885)  Iw/ügiich  der  Quali- 
fikation der  Rffentlichen  Notare  promnli^nrt  und  voi^-esclirieiiOTi,  dass 
zii  «"»fFentJichen  Notaren  (welche  bei  uns  besoldete  Staatsbeamte  ohne 
Ansprueli  auf  Taxen  und  Gebühren  sind),  nur  jene  bulgarischen 
IJnterthanen  eniannt  werden  können,  welche  das  2fi.  Jahr  erreicht 
haben  und  entweder  Juristen  sind  oder  wenigstens  eine  Mittel- 
schiUe  absolviert  und  die  voi^gescbriebene  Notariatsprüfung  ab- 
gelegt haben. 

3.  Endlich  ist  auch  die  Qualifikation  xur  Advokatur 
analog  derjenigen  fdr  Richter  und  Staatsanwälte,  natürlich  mit  der 
gewissen  Ausnahme  für  die  bis  zum  1.  September  1898  absolTierenden 
Juristen  geregelt  worden.  Daher  kOnnen  laut  Geeeta  vom  18. 
Dezember  1897  a.  St.  (promulgiert  am  14.  Mftrz  a.  St  1898)  ~ 
unter  Abänderung  der  §§  4 — 6.  42 — 46  und  48  des  Advokaten- 
gesetxes  vom  J.  1888  —  nach  1.  September  1898  nur  jene  im 


')  Nach  nnsorem  Gesetze  ist  der  Frifdt'nsnchter  (mirovi  sudia)  ver- 
pflichtet, bui  Ausübung  Keines  Amtn<>  oine  dioke  roessiogeoe  Halskottfi  mit 
dem  iStaats Wappen  al»  Medaillon  zu  tragen. 
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InUnde  oder  Aasknde  absolTirten  Juristen  die  Bewil^ang  eot 
mflttwrtatfcidigftn  Ausfibniig  der  Advokatur  eriulten,  welche  die  fQr 
die  Bichter,  SteatsenirUte  und  UntersoolLnQgariolLter  voiigeecliriebeiie 
(obenerwlhnte)  StaatBprflfong  abgelegt  haben.  BSne  Toiheigehende 
Plaxia  wird  auch  von  den  Advokaten  nicht  gefoidert,  daher  kann 
nun  Bich  vorateUen,  in  welchen  sicheren  Binden  sich  die  Bechts* 
vertntungen  so  vieler  Leute  befinden.  Unsere  jungen  Advokaten 
piaktiaeren  ninüidi  auf  Koeten  ihrer  Klienten. 

4.  Cnter  den  fibrigen  von  der  letsten  Sofaruie  votierten  Ge- 
flfltien  sind  awei  von  beeonderer  Wichtigkeit:  ein  prosessoales 
Geseta:  Über  das  Man  data  verfahren  (npovedno  sudoproisvodstvo) 
Qod  du  Oesetz  materieili-reditlicihMr  Natur:  Aber  die  Verj Ehrung 
(adkon  za  davnoetta)»  wodurch  ein  weiterer  Teil  unseres  in  der 
Godilication  beflndltohen  bfligerHchen  Oeaetzbuches  voUendet  ist. 

Das  Oesets  Über  das  Handatoverlahien  (in  Kraft  getreten  am 
1./13.  Januar  1898),  umta*  drei  Teile.  Der  erste  (§9  2—13) 
behandelt  das  M.-Y.  bei  Fordernngen  von  Oeldsummen  der 
nraite  Teal  (${  14—20)  das  Verfshien  bei  Wechselforderungen 
sad  biUsts  k  ordre  zwischen  Kaufleuten,  —  der  dritte  TeU 
21 — 28),  das  Yeifshren  bei  Bestandstreitigkeiten  und 
Exmissionsklagen. 

Das  eigentiiche  Mandatsverf&hren  (weiches  eine  Kombination 
dfis  Osterr.  Handatsverfahrena  ($§  &48 — 554  und  558)  und  dee 
deutschen  Ushnverfthrens  (§$  628 — 643)  mit  dem  bälg.  ab> 
gskflrzten  Vef&hren  iat\  manifestiert  sich  nur  im  ersten  und 
dritten  Teile,  wfthrend  bei  Wechselstreitigkeiten,  wie  wir  weiter 
unten  sehen  werd«if  dasselbe  nur  dann  stattfindet,  wenn  es  sich 
mn  Sicherstellung  einer  Weclisdforderung  handelt 

Die  Klage  auf  Brlassnng  eines  Zahlimgsanftragea  (sapoved  sa 
fkstsnie)  oder  eines  H&umung  sauf  träges  (zapoved  za  iq^rax- 
vanie)*)  mues  sich  auf  eine  notarielle  Urkunde  oder  auf  eine 


*)  Im  ureprüDgliuhea  Entwnrfe  waren  analog  der  Quelle  auch  die 
iaidenmgen  aof  „vertretbare  Sachen^'  an^graommen,  jedoch  unsere 

n*^<>tzgeber  furobteten,  dass  die  Anfashme  dieser  Verfügung  zur  Aus> 
beutung  dor  iinwi8si'TKi"n  f.mdbuvölkpning  fühn-n  möchte. 

')  I^autt't  lÜL'  Klage  oios  iiuf  Kauinung  (Kxmission),  ohDe  dass  aaoh 
die  Mietbe  gefunlurt  wii^,  ho  iat  Dach  §  21  Abnatz  2  de8  id  Kede  stehenden 
Oceetses  zur  Yeihaadloag  dieser  Klsge  in  jedem  Falle  —  ohne  Kflok- 
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noturioll  1>r^liiul)itrte  Privat  Urkunde  8tfitSEen;  auch  darf  die  fiiissere 
Form  dieser  Urkuodea  keine  Bedenken  wachrufen.^)  Das  M.-V. 
findet  nicht  .statt,  wenn  nach  Inhalt  des  Gesuches  die  Geltend- 
machung den  Anspruches  von  einer  noch  nicht  erfolgten  Gegen- 
leistung f\lili3ngig  ist  oder  wenn  die  Zustellung  d^  Zahlungs- 
befelüg  im  Auslande  oder  dun'h  riffentliche  Bekanntmachung  er- 
folgen musRte  (§  2.  —  Der  zweite  Absatz  ist  dem  §  628  der 
deutschen  Civilprozessordnung  eDtnommen). 

§  3  ist  identisch  mit  dem  ersten  Absatx  dee  §  549  der  neuen 
Oste  r  r  r- 1  (  h  i  8  c  h  e  n  Civilprozessordnung. 

Die  Rntacheidang  der  Klage  auf  Erlassung  eines  Zahlunge* 
resp.  Räumungsauftrages  erfolgt  in  Geechäftasitzung  ohne  Vorladung 
oder  Anhörung  der  Pai*teien.  Der  dieebezflgUohe  Bescheid  kann 
nur  in  jenem  Teile  mittels  Rekurs  angefochten  werden,  welcher 
aich  auf  die  Geriohtskosten  bezieht  (analog  dem  §  552  der 
osterr.  C.  P.  0.  §§  4  und  23).  Die  Klage  ist  abzuweisen:  1.  wenn 
die  in  2  vorgesehenen  Bedingungen  nicht  vorli^n;  2.  wenn 
der  Foiderung  die  Einwoidung  der  Verjährung  entgegmgesetzt 
werden  kann,  et  sei  denn,  dass  die  Unterbrechung  oder  Hemmung 
der  Verjährung  durch  eine  notorieUe  Urkunde  oder  durch  eine 
Frivaturkunde  mit  beglaubigtem  Datum  (date  oerlaine)  erwiesen 


sieht  auf  die  Höhe  der  Miethe  — >  der  Friedensrichter  (forum  ivl  sitae 
oder  f.  domicilii)  zuständig.  Ek  muss  nur  envit^sen  sein,  dass  die  Mietlis> 
frist  abgelaufen  ist.  Man  titfllt  in  diesnni  Fiüle  die  Dolojxiruiifjsklage  • — 
durch  eine  Fiction  —  der  Besitz.storungsklage  gleich  und  die  letztere 
gehört  vor  den  Friedensrichter  (§  15  P.  3  der  C.  P.  0.}. 

Bei  Mieten  jedoch,  deren  Summe  95  Francs  monatlich 
oder  800  Francs  jährlich  nicht  übersteigt,  ist  keine  notarielle 
Beglaubigung  des  Mietsvertrages  erforderlich. 

Dio  Thatsnfhe  der  orfolgti'u  Küniipfung  —  insofern  f>inc 
üolclie  uutWLMtdig  ist  -—  ist  aber  jedesmal  durch  eine  notarielle 
Urkunde  auszuweisen. 

*)  Der  bezogene  §  3  lautet:  „Wenn  die  Klage  nicht  von  deijenigen 
Person,  weldbe  oaob  der  der  Klage  sn  Grunde  liegenden  ürknnde  als 
ursprun^idier  Gläubiger  erscheint  oder  wenn  sie  gegen  eine  andere  Person 
als  den  in  diest^r  TVknndf  hoimnnten  Verpflichteten  crhobnn  wird,  kann 
dem  Alltrage  auf  Eriassung  eines  ZnhlungüauftrageH  uur  dann  Htattgegehen 
werden,  wenn  und  soweit  duiuh  Lrkundeu  der  in  g  2  (=  §  5^  der  österr. 
CP.O.)  bezeichneten  Eigenschaft  der  gSaaliche  oder  teilweise  Obergung 
des  Anspruches  oder  der  Teipfliohtnng  bewiesen  witd.** 
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irt  {identiach  mit  dem  zweiten  Absatxe  des  §  549  der  teterr. 
C.P.  0.)  und  3.  wenn  die  Klage  nicht  ToUende  berQcksiclitigt 
werden  kann  (analog  dem  zweiten  Absätze  des  §  631  der  deutsohen 
CIP.  0.).  Li  diesen  FHllen  wird  dem  Oeeuche  auf  allgemeiner 
Oniadlage  Folge  gegeben  (  §  5). 

Das  Verfahren  ist  fodgendea:  Wird  die  Klage  fQr  riditig  be- 
hndra,  80  wird  der  betreffende  Anfing  auf  Zahlung  oder 
BHunong  oder  anf  Sicheratellnng  der  Wechadfordenrng  erlassen 
wd  dem  Schuldner  resp.  GeUagten  zur  Erfdllnng  des  Auftrages 
od«  snr  Erhebung  seiner  Einwendungen  im  ersteren  Falle  eine 
2¥9iw0ehentUohe,  in  den  beiden  letsteren  FAllen  aber  eine 
uebentftgige  Frist  gegeben  (§§  6,  17  und  23).  ^) 

Sind  Einwendungen  erhoben  worden,  so  hat  das  Geridit  von 
Amtawegen  apfttestena  binnen  2  Woohen  Ton  Eingang  derselben 
<fe  Yeihandlung  anzuberaumen.  Die  letsiere  geschieht  nadi  dem 
abgektfa-zten  Verfahren*)  (§§  8,  18  und  23).  Ist  die  obige 


INe  Competenz  des  Oerichtes  riohtat  aioh  nach  der  H8be  der  For- 

ilening  (bis  1000  Francs  der  Friadenriehter,  über  1000  Francs  das  Kreis- 

r^ri'ht)  f§  21  L'rsfor  Absatz),  ausgeDommeD  den  P'all,  wenn  es  sich  bloss  um 
iuirnissioD  hand^>lt,  wo  dann,  wie  oben  erläutert,  die  Kompetenz  der  Friedeos- 
ticliUsr  atteolut  ist 

Die  Klage  ist  in  80  vieleii  Sxemplaren  einzoreiohen,  daai  das  Gericht 
um!  jtdsr  Beklagte  je  ein  Ebcem|ilar  erhalten  kann.  Sind  mehieve  VaiKtsgte 

vorhanden,  und  hat  der  Kläger  nicht  die  nötige  Änz^  Klagesobrift-Exemplaro 
samt  Beilagen  beigebracht,  so  kann  nach  §  7  f  —  §  551  d^r  öst.  C.  P.  O  i  f|..ni 
Antrage  auf  Erlassung  eines  Zahlungsbefehl  es  nnr  in  Ans<!hung  dL-rjonigcu 
Beklagtea  Folge  gegeben  werden,  für  welche  der  Ki%ei  gehiirig  instruierte 
Snoplire  vorgelegt  hat  Hieibei  Ist  die  Beihenfolge  mai>bgubend,  in  weloher 
die  Bddagten  in  der  Klage  genaimt  sind. 

0  Dasselbe  oormiert  der  XIII.  Abschnitt  (§§  269  -381)  des  sechsten 
Hl  hcs  (fer  Civilprozessordnung,  Dieses  Verfahren  findet  nur  mit  Ein- 
»iiii^UDg  beider  Parteien  statt  Die  Einwilligung  des  Gekla^en  wird  ver- 
botet, wenn  er  bis  zum  Verhandlungstermine  gegen  das  Ansuchen  des 
K%H»  um  abgekfirstes  VerMireD  keine  sohriftUche  IBnaj^raobe  erhebt  Dem 
isitiintsn  Verfahmn  sind  mit  Ausnahme  jeder  Art  Prozeise,  wo  der  Staats- 
f^^ius  Partei  ist,  alle  StroitigkeiieD  wegen  Zurftckgabe  kreditierter  Waren, 
Pacht,  Miete,  Dienstlolm  und  Leistung  von  Arbeiten,  —  Aufbewahrung  von 
G«ldem  und  Sachen,  Erfüllung  oder  Aufbebung  vn»  ( ibligationen,  Wechseln, 
ät^ludenersatz,  —  endlich  Streitigkeiten  aus  Aniass  der  VoUstreokong  eines 
Uftoib  and  über  Privilegien  onterworfen.  Nach  diesem  Veifshren  kann 
■w  das  beiagsrieht  vorgehen. 
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Frist  fruchÜoB  verflodwn  oder  lut  der  Beklagte  keine  Einwendungen 
erhoben,  so  wird  dem  Klflger  auf  Verlangen  der  VoUsiehungsbeiehl 
veiabfolgt  (|  9). 

Liest  jedoch  der  EDAger  6  Monate  verstieichenf  ohne  die  Voll- 
xiehung  au  veriangen,  so  wird  der  Auftrag  sammt  der  Klage  und 
dem  gaosen  Teifiduen  entkilftet  (§  12). 

Hat  der  Geklagte  nach  Ablauf  der  gesetslichen  Frist  Ein- 
wendungen eriioben  und  der  KUger  inswischen  um  die  Zwangs- 
vdliiehung  dea  Auftrages  angesndit,  so  sind  diese  Einwendungen 
▼on  Amtewegen  abiuweisra  (§  10). 

Hat  das  Qerioht  in  Folge  erhobener  Bänwendungen  meritorisdi 
verhandelt,  so  ist  im  Urteile  ausausprechen:  ob  der  Auftrag  be- 
stitigt  oder  ganz  oder  teilweise  abgeändert  wird  (§  11). 

Nach  d^  Inkrafttreten  des  Auftiages  ksnn  der  Verurteilte 
iHunen  einem  Monate  von  der  Zustellnng  der  Zahlungsaufforderung 
durch  den  GerichtsroUsieher^)  bei  dem  Gerichte^  welches  den  Auf- 


Abgeaehen  von  dringendeii  FlOen,  welohe  eine  nngeaiQmlB  Ent- 
scheidung forderu  und  lu  denen  die  Partetea,  wenn  der  Beklagte  am  GerichU- 
flitze  wohnt,  noch  am  Tage  des  Eingangs  der  K\n^  vorpoladeti  wt-rdnn 
können,  beträgt  die  VorladungKfriKt  im  abgekürzten  Yerfabreii  weui^teus 
eine  VVoche  und  höchstens  einen  Muuat. 

Bis  FSrteiea  mfiaBse  alle  ihre  Belege  und  Uilnuideo  apiteetens  einen 
Hag  vor  dem  VezhandlaDgatennine  vorlegeo.  ^ne  Vertagang  der  Ter- 
handluig  iat  nur  ausnahmsweise  zulässig,  wenn  die  Farteten  nachweisen, 
dass  ihnen  wef»en  Kürze  der  Zeit  die  Bcs*  haffnng  der  vorzulegenden  Ur- 
kunden nicht  mögiii  Ii  ^^nvesen  sei.  lu  dem  neuea  VeriiandliuigtitenniDe 
wird  dann  in  jedem  Falle  verhandelt 

Zeugen  moas  die  Partei  entweder  eelhet  steUeo,  oder  so  «eitig  an- 
melden, daaa  ihre  Toriadong  anm  Tetmio  erfblgen  kann. 

Widerklagen  sind  gegen  Wechselklagen  and  Klageo  snf  Erfüllung  voa 
Obligatiniifn  nicht  zulässig;  bei  andtTcii  Klagpn  mxi^s  eine  Widerkla^'o 
biooeo  3  Tagen  von  Zustellung  der  Klage  ab  sclitiftlich  Hngereicht  werden. 

In  verwickelten  Falleii  kann  das  Gericht  von  den  Parteien  sobriftliche 
Anfldimogen  verlangen  oder  anoh  von  dem  abgekfiraten  Verfahien  gaax 
Abataad  aehnien.  Im  Übrigen  findet  das  gBw6hnliohe  Yeifahxen  ant- 
apreobende  Anwendung. 

M  Nach  §§  831,  832  und  SrjH  der  bulgarischen  C  P.  0.  ist  der  verur- 
teilte Btrliul(ln»'r  sieben  Tage  vor  d<^r  Pfändung  mittelst  einer  rpgolroehten 
Vorladung  zu  verständigen,  daK.s,  falls  er  die  dem  Kläger  a^ugeurteilte 
Stimme  samt  Geriohtskoeteo  binneo  obiger  Frist  aicsht  freiwillig  bezahlt,  mau 
sur  Pttndnog  seiner  bewegli<^en  Habe  aohreiten  wird.  Von  djeeer  Regel 
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ing  crlaBeen  hat,  die  ReviBion  des  Anfbiges  iiadMaelieii,  wenn 
er  nachweist,  dass  er  ans  berOdtsiehtiguiigBwerteii  OiHndeii  aeine 
ISDweodnngen  nioht  in  der  gesetilichen  Frist  anmelden  konnte  und 
duB  die  Sk^e  nnbogrOndet  ist  In  diesen  BUlen  ist  bei  der  Ter^ 
kaodJimg  der  nftmliehe  Vorgang  zu  beobachten,  als  wlren  Einwen- 
duDgen  erhoben  worden  (§  13). 

IKe  Beyision  hat  an  und  fOr  sich  fihr  die  VoUstredlning  des 
ZiUiuigs-  lesp.  nuimungsbefehls  keine  hemmende  Wiritung;  sollte 
jfiioch  bis  zur  Mnlegung  der  Revisicm  der  Befehl  nicht  voilstrsokt 
aoD,  80  kann  der  Ezequende  nach  Erlag  einer  entaqpteohenden 
Kantioa  die  Einstellung  der  Vollstreckung  fordern.') 

Die  §§  eigSnzen  das  Im  §  622  des  Eandelageeetzes 

Twgosohono  Verfahren  bei  FUligkeit  und  Vollstreckbarkdt  von 
WechaeUordorungen.  Der  erwflhnte  Ftasgraph  —  welcher,  eo- 
liDge  er  in  Exaft  besteht,  die  Anwendung  des  Mandatsveciihrens 
in  diesem  Fklle  unmOgÜch  macht*),  erfclftrt  die  Wechsel  oder 
vechielihnlichen  Hsndelfliiapiere  nach  ihrer  Fälligkeit  fllr  ipso  jure 
volbtieekbar  und  giebt  dem  Vecfaselschuldner  das  Becht,  bei  Er^ 
legang  einer  entsprechenden  die  VoUstrecbmg  hemmenden  Kaution 
gegen  den  Vollstrockangsbefehl  binnen  sieben  Tagen  seine  Ein« 
veiuliuigen  zu  erheb«i.  In  diesem  Falle  ist  der  WediselbesitBer 
bereckt^  binnen  drei  Monaten  vom  Tage  der  Zustdlung  der 

fami  tmr  dano  «nne  Aosnahme  gemaoht  werdeo,  wenn  die  sa  pttadeaden 

Sachen  1  Veidethen,  der  Fäulnis  und  dergleioheo  rascher  Entwertung 
uDtemorfen  sind,  oder  aber  die  Ocfahr  vorhanden  ist,  dass  der  Schuldner 
die  Sachen  verbergen  oder  veräussem  wird.  —  Sollen  Lip^M-nscIiaften  pfand- 
weise beigetneben  werden,  so  betrügt  die  obige  Frist  14  läge  (979). 

*|  Nadi  §  728  der  Dlmliohen  C.  P.  0.  hemmt  die  SSnrerohnng  der  Niofatig- 
bitebmchwerde  nur  dann  die  Zwangsvolbtreclrang,  wenn  der  Soholdner 
eiaai,  die  Forderang  vollkommen  sichenMie  Kaution  in  Baargeld,  Staats- 
|npier(>n.  oder  vom  Staate  garantierten  Wer^ia^enn,  oder  in  Immobüien 

^  Es  ist  eigentümlich,  dass  der  Referent  dieueb  Teil«»  des  ü,  0.  B. 
eben  Ja  diasaai  wiohtigen  Fonkta  «inen  fetalen  Seiteosprung  mauhle,  wo  er 
ach  doch  sonst  genan  an  die  Quelle  —  das  nngarisohe  Wediaelgesats 
Ueft.  Bnleos  ist  diese  Vorschrift  ganz  onpnktisoh  und  für  den  Kläger 

erschwerend,  und  z\v<'itt>ris  hat  sie.  als  rt'in  proxessualor  Natur,  im  nrrjtcriellen 
WecbKoIßf^spfze  nichts  zu  suchen.  Gerade,  wo  das  Mandatüvei-fabreu  ganz 
b^iOQdfr»  Anwendung  finden  sollte,  kann  es  bei  uns  —  Dank  gewissen 
Fhiksopben  —  nicht  rar  Geltung  kommen. 
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Einwendimgen  die  otdentliche  Klage  gegen  den  Wechselschuldner 
SU  erheben,  widrigenlnUs  det  ToUstreekungBbefehl  sammt  dem  Qe> 
suche  um  Ansfblgung  desselben  entkiiftet  wird  (§§  14 — 15).  Die 
Verhandlung  geschieht  nach  hier  nach  dem  abgekfirsten  Y«^ 
Jahim.  Das  Gesuch  um  Ausfolgung  des  YoUstreckmigsbefehls  ist 
jenes  Gericht  su  ^richten,  in  dessen  Beärk  die  Zahlung  n 
eifolgeiL  oder  der  säiuldner  sein  DomixU  hat  Dieser  Wohn- 
sils  ist  audi  mas^bend,  wenn  die  Elago  gogen  einen  Giranten 
gerichtet  ist  (§  16). 

Bezüglich  der  Delogienmgsklagen  (Exinissionsklagen)  insbeson- 
dere verfüpt  das  in  Rede  stehende  Gesetz:       Ji    22)  noch  folgendes: 

Diesem  Mandatsverfahren  sind  —  auf  Verlangen  des  Klägers 
—  alle  jene  aus  dem  Bestand  vertrage  entspringenden  FSllt^  unter- 
worfen, in  welchen  laut  G.sot?:  fijij  357—359,  361—364,  372 
mikI  373  des  Obligationengesetzes*)  die  Auflösung  oder  Erlöschung 

Die  bezogenen  Paragraphon  lauten  wie  folgt: 

§  357.  „Der  HietBvertrag  welcher  anl  bestimmte  Zeit  geabhloBswi  ist, 
endigt  v<m  BeohtawQgeo  mit  AUanf  der  bednngeoen  Frist,  ohne  dass  es 
einer  vorhergehenden  Kündigung  bedarf." 

§  358.  „Wenn  nach  Ablauf  der  vertragsmäs.sig  bestimniteu  Frist  dor 
Miinfer  auch  weiter  v(>r>i1fiht  nnd  im  Bpsitze  dns  Miotsobjekts  gelassen  wird, 
so  wird  der  Vertrag  gemäss  den  §§  374  und  385  als  erneuert  angesehen" 
(§  374  bestimmt,  dass,  falls  der  Mieter  in  solchem  Falle  länger  als  15  Tage 
ohne  Ehttprndi  das  Ifietwbjflkt  mBehXltf  die  VeriKngerang  des  Mlets- 
kontraUs  onter  den  nämlichen  Bedingongen  piisamiert  wird;  jedoch  bleibt 
beiden  Parteien  das  Recht  vorbehalten,  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Fristen  373)  zu  kündigen.  §  385  bespricht  die  stillaohweigende  Kr- 
neueruDg  der  Tachtverti^e  von  F^ldpru  und  dergl.). 

§  359.  der  Mieter  aufgefordert  worden,  das  gemietete  Objekt  zu 
▼erisBaon,  so  kann  er  selhBt  dann,  wenn  er  den  Gennss  seiner  Miete  ver> 
laageit,  sieh  nicht  auf  eine  atiUeohweignBdo  Yerliogetiug  derselben  berufen.** 

§  301.  Der  Mietskootrakt  wird  aafgelöst,  wenn  das  Mietsobjekt 
gänzlich  zu  Onuide  {lehX.  Wenn  eino  der  ^^lr•teien  ihre  Hauptverpflichtimgen 
erfüllt,  80  kann  die  audere  div  Aufliisutjg  des  Vortrages  nach  §  70  fordern" 
(g  70  =  §  1181  den  C<;de  Civil  enthält  Normen  über  die  auflösende  (re- 
Bolntive)  Bedingung). 

§  362.  ^Der  MietSTaitrag  «ixd  weder  durch  den  Tod  des  Yennieten 
noch  dnrcli  den  Tod  des  Mietere  aufgelöst." 

§  363.  „Wenn  der  Vernneter  die  verniietetp  Liegenschaft  verkauft, 
muss  der  Käufer  den  Miets vertrag  herücksiclitigen,  wenn  dieser  Vertrag 
vor  dem  Kaufe  geschlossen  wurde  und  mit  notaneller  oder  notariell  be^ 
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dtt  BestandvertngfiB  im  Shuie  dieees  Yertngw  oder  nach  dem  Qe- 
«lu  Btitthaft  ist 

Kompetent  nir  Verhandlnng  dieser  Klagen  ist  —  nach  der 
Qitae  der  Snmnie  —  jenee  FHedensgeriöbt  (niirovü  sud  —  bis 
1000  Flaues)  oder  das  Krei«gericht  (über  3000  IVancs),  in  dessen 
ümkrHse  sieh  das  Mietsobjekt  befindet 

Der  Zahlunga-  und  fiäumungssuftnig  ist  binnen  24  Stunden 
TOD  ISngang  der  Klage  dem  Geklagt»i  einsuhlndigen,  wenn  der* 
eelbe  am  Oeriohtasitse  wohnt,  sonst  sp&testens  binnen  fünf  IVigen. 

5.  Das  Qesets  über  die  Verjfthrung,  welches  am  30.  Januar 
a.  St  1898  in  Kraft  getrsten  ist,  hat  den  einsohligigen  Teil  des 
ittlienischen  und  französischen  bfirgerlidien  Oesetsbuohes 
dbemommen.  Aus  diesen  QueUen  wurden,  wie  bekannt,  aiieh  die 
Uiher  fertigen  Teile  des  bftigerliohen  Reohies  geschöpft 

Zu  bemerken  ist,  dass  wir  bisher  nur  sehr  sporadische  gesets- 
liobs  Verfilgungen  über  die  VeijShrung  hatten.  So  besitien  wir  z.  E 
in  Medschelle  (tflridsohes  bfiig.  Gesetzbuch  —  §§  1660-1675) 
Süd  im  §  20  des  Agrargesetzes  (Zakon  sa  zemite)  Verffigimgen 
Uber  die  YeijAhnmg  too  Klagerechten  und  bloss  für  einen  Fhll 
—  die  zehnjährige  Bebaniiiig  aerariseher  Felder  (§  78  des  letzteren 

pUttbtgter  lirkutidö  erliarti't  ist;  es  sei  doni).  dass  sich  der  Vermieter  das 
Becht  der  Auflösuog  des  Mietsvertra^  itii  Falle  de»  Verkaafes  vorbehalten 
hL*  WMa  gilt  bd  «Ii  oioht  die  Begel  „Kauf  teieht  Hieto^. 

$  364.  tyledooh  anoh  weoo  kein  DOttrieQer  oder  notaridl  bo^aabigter 
ÜMtBrertruK  besteht,  ist  der  Käufer  dennooh  verpflichtet,  deu  Mieter  im 
Genaase  des  iliets<)l>jektes  zu  belassen,  wenn  die  Innehabung  des  ietzteron 
iütf>r  i<;t  als  der  Kauf,  nur  ist  in  diesem  Falle  der  Miether  so  lange  im 
üeousse  des  Mietsobjekts  zu  belaiisen,  ala  für  Miotsvorträga  mit  unbestimmter 
Dner  bestimmt  ist  (aiehe  weiter  nnteo  §  372).  Will  der  Kttufer  des 
IGetar  nach  dieeer  fnak  enttenieD,  so  maas  er  dim  naeh  Tonckrift  dee 
1 373  kondigeii.'' 

§  372.  „Ist  der  Mietsvertrag  ohne  bestimmte  Daner  geschlossen,  so 
ist  derselbe  als  für  ein  Jahr  gültig  anzusehen,  wenn  die  Miete  in  jährliehpr 
•Munine  bestimmt  war;  für  eiuen  Monat,  wenn  die  Miete  nur  nach  Monaten 
hMiouDt  war  und  für  einen  Tag,  wenn  die  Miete  pro  Tag  bestimmt  war/* 

f  373.  ^Bei  den  im  Toihetgehendeii  Pangraphen  Toigeaehenen  IfietB* 
vemägea  kann  jede  der  Parteien  der  aadereB  mit  Beohaditang  folgender 
Fmteo  kündigen:  bei  jährlicher  Miete  wenigstens  zwei  Monate  vor  Ablauf 
des  Jalires.  ht»i  halbjähriper  oder  vierteljiihrijcjer  Miete  wenigstens  einen 
KoDst  vor  Abiauf  des  t^entetiters  oder  Quaitah»,  bei  Monatsmieten  15  Tage 
Ablaof  des  Monats  und  bei  Tagesmieten  24  Sttuden  vorher.*^ 
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Gesetaes)  —  V(»ac]irifteii  fflr  die  eigeDtliche  besitserwerbende 
Verjähnmg  d.  h.  Ersitzung.  Oiganische  YovBchriften  ftber  die  Be- 
diogiingen,  Hennnuiig,  UntorbreohuDg  u,  s.  w.  der  eriaachenden  und 
erwerbenden  Yeijlhrung  existaerton  nicht,  was  in  ooncreten  FRllen 
die  richtige  Entacfaeidung  Ton  Streitigkeiten  wesentlich  erschwerte. 
Nach  Analogie  der  extinctiven  yerjfthrung  wurde  auch  in  EUlen 
der  Erdtsung  voig^ogangen.  Demnach  galt  es  als  Begel,  daas  un> 
bedeckte  licgciwehafleii  (Felder,  Wiesen  und  deigl.)  in  10  Jahren, 
bedeckte  Uegenaobaften  (Hfttuer  und  dergleichen  bebaute  Flachen 
u.  8.  w.)  aber  in  16  Jahren  ersessen  werden  kSnnfen.  Der  letstoren 
Veijahrungsfinst  waren  auch  alle  jene  Bechte  und  Forderungen  untei^ 
weifen,  für  welche  in  irgend  einem  speneUen  Geaetae  nichts  anderes 
bestimmt  war.  Mithin  Terjfthrten  a.  B.  Forderangen  von  Qaat^ 
Wirten,  fttr  welche  das  neue  Oeeeti  (§  40)  eine  bloss  seohsmonat- 
liohe  YerjAhrungeCrist  vorschreibt,  in  fflnfiehn  Jahien. 

Das  neue  Geeeto  Aber  die  Vecjlhrung  serBUlt  in  4  Abschnitte. 
Der  erste  Abschnitt  (§§  1—10  §§  2105—8114  des  italieniachen 
a.  b.  Gb.)  enfbftit  allgemeine  Beatimmungen.  —  Dar  aweits 
Abschnitt  (§§  11--17  »  §§  2116—3120  und  2122  dee  itel. 
a.  bw  Gb.)  enthalt  die  Gründe,  welche  die  YerjAhrung  hemmen 
oder  aufhalten.  —  Der  dritte  Abschnitt  (§§  18—26  =  §§2123 
bis  2125  und  2127—2132  des  itaL  a.  b.  Gbw)  normiert  die  FU)e 
der  Yeijahrunga-Ünterbrechung;  endlich  der  vierte  Abschnitt 
(II  27^51  amdog  den  §§  2133—2147  des  ital.  a.  b.  Ob.  und 
den  §§  2260'-2279  des  Code  Civil)  enthalt  in  zwei  Abbralungen 
die  dgenflichfin  materiellen  Bestimmungen  der  Yeijahraiig, 
vorerst  der  besitaerwerbenden,  dann  der  erlfiachenden. 

Das  Oesetz  unterscheidet  zweierlei  Ersitzung  von  Liegen- 
schaften und  dinglichen  Rechten  an  denaelben  (der  bisherige 
Unterschied  zwischen  Mine-  und  MOlkejgentum  fiUlt  w«g)  und 
zwar  eine  kürzere  (§  29)  zehnjährige,  welche  zur  Yotrbedingung 
den  Besitz  bona  fides  und  juato  litulo  hat  und  die  längere 
(§  34)  zwanzigjährige,  welche  bloaa  ununterbrochenen  Be- 
sitz fordert 

BezflgUch  der  beweglichen  Sachen  stellt  sich  das  Gesetz 
vdlends  anf  den  bekannten  Standpunkt  des  finuizfieischen  Code 
Cüvfl  (§  2279)  „En  fut  de  meubles,  la  possession  vaut  titre^^ 
Demnach  verfOgt  §  35  unseres  Gesetzes  folgendes:  „In  Bezug  auf 
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Sadieii,  welche  ihrer  Natur  nach  beweglich  sind  und  der  auf  den 
Inhaber  lautenden  Wertpapiere,  vertritt  der  Beaits  an  Onnaten 
Dritter  in  gutem  Glauben  befindlichen  Peraonen  den  recfatUeh«! 
Onind.  Diese  Begd  findet  auf  die  Oemeinedhaft  von  beweglichen 
Sodien  keine  Anwendung.  Detjenige.  welcher  eine  beweglidie 
Siehe  veiloren  hat  oder  welchem  eine  aoiche  entwendet  wurde, 
kian  dieeelbe  Innnen  drei  Jahren  von  jedem  Inhaber  anrQekver- 
laogea;  dem  letateten  verbleibt  das  Regrettreoht  gegen  den  K&nlet'^ 

Es  iat  also  hier  der  eiuaige  negative  Fall  der  Etsittung  be- 
w^glicber  Sachen  bumen  drei  Jahren  reeipbt,  welchen  der  zweite 
Abaits  des  §  2279  dea  Code  Civil  nonniri 

Für  dM  Yeijfihmng  der  BeohtsliUigen  und  Forderungen  — 
wfeni  besondere  Oeaetae  keine  andere  IViat  bestimm«!  —  schwankt 
die  Frist  je  nach  der  Gattung  der  Forderung  von  6  Monaten 
bis  in  20  Jahren.  So  s.  B.  veij&hren  die  dinglichen  Klagen 
aof  liegenachaften  in  20  Jahren;  —  die  Hypothekarfclage  jedoch 
in  16  Jahren  (§g  37—38).  Teiinngsklagen  bei  Erbeohaften  oder 
Ißteigentum  unterliegen  keiner  Teijihrung  ($  39).  Die  §§  40, 
41,  42  und  46  zUilen  die  Klagen  auf,  welche  in  6  Monaten, 
1,  3  uod  5  Jahren  veijahren.  §  44  erteilt  jenen,  gegen  welche 
die  V.geltend  gemacht  wird,  das  Recht,  den  die  V.  Anrufenden  den  Eid 
mnuchieben,  daas  die  ftagliche  Forderung  wirklich  erioschen  ist 
Derselbe  Eid  kann  auch  den  Erben  und  Torm11nd«ii  in  der  Form 
lagetngen  werden,  dasa  sie  keuie  Kenntnis  vom  ErUtachen  der 
Pfilderang  haben.  Eän  analoger  Eid  kann  den  Advokaten  d^riert 
«orien,  gegen  welche  das  Bedit  auf  Forderung  einer  Bedmungs- 
hgong  in  f  finf  Jahren  verj&hrt  (§  45).  Sie  bekräftigen  in  diesem 
ftOe  mit  Eid,  dass  sie  die  betreflienden  Dokumente  nioiit  verwahrt 
iisbm  oder  nicht  wissen,  wo  sich  dieselben  befinden. 

Die  lotsten  swei  Ftoagraphen  (52  und  63  =  §  2381  des  Code 
CSinl)  betreifen  die  'Obeigangsbestimmungen.  Danach  ist  die  Ver^ 
jUtning,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Geseties  sbgelaufea 
■it,  Bsch  den  frflberen  Qeeetsen  zu  beurtheilen,  selbst  dann,  wenn 
^  finwand  der  Yerjähning  wflhrend  der  Wirkssmkeit  des  neuen 
Oeeetses  erhoben  wurde.  —  HindchtLidi  der  unter  dem  alten  Ge- 
Mse  begonnenen,  ahor  m6kt  vollendeten  Yeijfthmng  ist  die  im 
sveiteR  Absätze  dee  §  2281  des  Code  Civil  enthaltene  Regel  auch 
W  un  massgebend.   Daher  sind  die  Vorsdhriften  dee  neuen 
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Betses  auf  diese  begonnenen  Veijflhmngen  nur  dann  «nmwenden} 
wenn  rar  Etglasiing  der  VeijfthniDgsfrist  nach  dem  alten  Geeetae 
eine  längere  Frist  als  jene  notwendig  wftre,  weldie  das  neue  Oe- 
eetz  für  den  betreffimden  Gegenstand  vorschreibt; 

6.  Von  den  in  andere  Administrationflflteher  schlagenden  und 
letzthin  erlassenen  Gesetsen  und  gesetafthnlidien  Massnahmen  ist 
vor  Allem  jener  am  25.  Januar  v.  J.  sanctionierte  Kammer- 
be schluss  zu  »i'wtUmen,  durch  welchen  eine  Fariaments^Kommission 
ad  hoc  eingeeetst  wurde,  um  nach  iQn&nonatlidier  Beratung  (1.  Fe- 
bruar bis  1.  Juli  1898)  und  in  stetigem  Contakte  mit  der  Regierung 
einen  um&ssenden  Bericht  über  die  in  allen  Zweigen  der  Staate- 
Verwaltung  einzufahrenden  Reformen  und  Ersparnisse  auszu- 
arbeiten und  der  Nationalversammlung  vorzulegen.  Diese  Kom- 
raission,  deren  Mandat  am  1.  Jidi  a.  St  abgelaufen  ist»  bestand  aus 
7  ordentlichen  und  2  Ersatz  •Mitgliedern,  weldie  sSmtlioh  von  der 
Kammer  bei  Öffentlicher  Abstimmung  gewählt  wurden.  Diese  Kom- 
mission hat)  nachdem  sie  während  der  ihr  gesteckten  Zeit  (1.  Fe- 

*)  Wie  sehr  man  bestrebt  ist,  die  gtSsstmogUohen  EtSfianiiase  lu 

naaidien,  beweist  auch  der  Umstand,  dass  in  der  letsten  Kammetseesion  auf 

Antrag  des  Mioisters  des  Innern  die  §§  38,  40  und  41  des  Beamtengesetzes, 
welche  sich  auf  dip  Reise-  und  Umztigskosten  der  ins  Ätis!and  gesandten 
Staatsbeamten  beziehen,  dahiu  ubgeändei-t  wunieu.  dma  iieisevergütungen 
beziehungsweise  Diunien  dieser  Beamten  wesentlich  herabgemindert  werden. 
Wlhrend  früher  der  Mioistamt  in  jedem  konkreten  Falle  die  Tagesgelder 
bestimniAe,  welohe  für  die  verMhiedenen  Kategorien  Beamter  zwiaaken  40 
nnd  80  Francs  vatürten,  «etat  §  40  fest,  dass  diese  Diurnen  ffir  die  ersten 
droissig  Tapt»  nicht  mehr  als  den  Tagespohalt  (•  des  Monats^^ohaltes), 
für  dio  ubrigeu  Tage  aber  blos  diese»  Tagesgehaltejj  Ixjtrageu  können. 
Eine  Ausnahme  macheu  nur  die  Minister  und  diplomatischen  Agenten  und 
Handeisagenten  (0<msnb),  (toen  TlRgeagelder  nach  wie  vor  der  Mmistenat 
bestinimt  Da  snn  nach  dem  letzten  Budget  die  Oebilter  der  Zivflbeamten 
und  der  Offiziere  vom  Majore  abwärts  herabgemindert  wurden,  so  ist  ee 
offenbar,  da';«  die  Abändening  des  oboren  Paragraphen  den  genannten  Be- 
amten und  Offizieifii  die  Annahme  vi/ii  Kiit-sfridun^-^nii  ins  Ausland  fast  un- 
möglich macht,  da  die  wenigsten  in  der  Lage  siud,  da»  unvermeidliche 
Defizit  ans  ilixem  eigenai  VermOgen  za  bestreiten. 

§  41  stellt  die  den  zum  ernten  Male  emaanten  Staatsbeamten  biaher 
zukommenden  Reisespesen  ein  nnd  gewährt  solche  bloss  den  diplo- 
matisüheu  und  Haudels- Agontcn  und  deni  Pereonah^  dieser  Ägptitou.  Des- 
gleichi'n  werden  auch  jenen  Bt'atnten  keine  Bei&espesen  vergütet,  wekbe 
auf  eigenes  Verlaogeo  versetzt  werden. 
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bnnr  —  1.  lali)  eine  Anzahl  von  FachmSaner  nnd  die  Minister 

eingehend  gehört  hat,  sich  ihrer  Aiifi^bo  ge>\i88enfaaCt  erledigt  nnd 
das  nichatjährige  Budget  wird  schon  anf  Grund  der  yon  dieser 
Kommission  aufge>teQten  Prinzipien  ausgearbeitet  werden. 

7.  Bezuglk'li  des  Jutitizwesens  ist  eine  Verminderung  dor 
Kreisgerichte  in  AuHsicht  g(?noinnion  und  zwar  will  man  die 
Zalil  dei-Helljen  von  22  auf  14  herah.M?tzen.  Die  Gohältor  dor 
Richter  und  Staat ^auvväJte  sollen  aufgeliesBort,  5*^/^  Seniorat.s- Zu- 
lagen naili  je  5  in  dersollM^n  Stellung'  ali^^'^licutcii  Jahren 
((^niutjiK'iinalien)  eingci'ührt  und  den  in  tl'T  Haujilstadt  wuhiicndt.'ii 
Richtern  lux-h  liosfindore  lO^y''^  TouorunGr>-/.ula};i  u  Viewilligt  wertlen 
(wohl  mehr  j'ia  dosiileria).  Endlicli  t>«>ll  uueh  die  langei*sehnte 
liiamovibilitut  der  Richter  in  den  oberen  zwei  Instan/cn  ah- 
S4jlut,  l>ei  den  Kreifigeiichten  und  Friedensrichtern  al>oi  Idnss  unter 
bestimmten  Bedinguimon  ein<reffllirt  werden.  —  Alle  iliesf  Hoftmnen 
berüt  k^iclltigt  der  oben  erwähnte  Entwurf  des  Qerichtfiurganisations- 
Gesetzes. 

8.  Ein  wichtiges  Kefonngi'setz  ist  ferner  das  am  1,  Januar 
1S!)S  in  Kratt  getretene  Gesotz  i\ber  die  Anerkennung  (Nostri- 
fizienmg)  der  von  den  ausländiHchen  Universit&ton  er- 
lasseuen  Diplome. 

Der  Zweck  dieses  Gesetzes,  welches  aus  7  Paragraphen  lie- 
steht  imd  vom  rntemcht.sministeriimi  ausgearbeitet  wurde^  zielt 
daliin,  ein  fHr  alle  Mal  jenen  Mi8BV)räuchen  ein  Ende  au  bereiten, 
welche  mit  der  Aufnahme  bulgarischer  Jünglinge  an  gewissf'n  nus- 
lUndischen  (vorzugsweise  schweizerischen  und  bolgitichen) 
Unirersitäten  bisher  geflbt  wurde.  ^) 

Diese  Hochschulen  nahmen  Studenten  aus  aller  Herron  Lftnder, 
darunter  mit  besonderer  Vorliebe  Bulgaren  au^  welche  nicht  ein- 
mal ein  ganzes  Untergymnasium,  geschweige  denn  oin  Ober- 
gymnasinm  absolviert  und  die  MataritfttsprOlung  abgelegt  hatten, 
ernannten  dieselben  sogar  nach  phänomenal  kurzer  Lehrdauer  zu 
^fDoktoren  der  Rechte^  (selbstrerstftndlich  mit  der  stillschwei- 
genden Klausel  „bon  pour  l'oiient^).  In  welchem  Maasse  eine 
solche  Praxis  den  Rnf  der  betretenden  Universitäten  zu  heben  im 

Di«"  FreihnrnftT  (Schweiz)  nml  Liitfich»n  (Belgien)  Uaivorsität 
mijiiaetoii  hieb  in  tkxeaet  Beziehung  ganz  besunders  au8. 

23 


350  — 


Stande  ist,  laaae  ich  dahiDgwtellt  Nan  hat  aber  §  1  des  in  Bede 
stehenden  Gesettes  ausdrQcklich  proUamiert,  dass  nnr  jene  Diplome 
aufilSndisoher  UniventtiUen  in  Bulgarien  anerkannt  werden  können, 
deren  Besitzer  mittelst  Maturitäta- Zeugnis  nachweiseii,  dass  sie 
ein  inländisches  oder  ausländisches  Obeiigymnasiam  oder  dne 
fthnliche  Slittelscfaule  absolviert  haben.  Diejenigen,  welche  ein 
solches  Zeugnis  nicht  besitzen,  mflseen,  um  von  ihrem  üniversitäta* 
diplome  Oebrauch  machen  au  k&inen,  die  Haturjtfttsprfifung  binnen 
drei  Jahren  nachholen  (§§  2 — 3). 

Im  Unterrichtsministerium  ist  eine  besomlere  Kommission  von 
5  Vertretern  der  verschiedenen  Wiasensdudtsfik^her  eingesetzt, 
deren  Aufgabe  es  ist  —  selhstverstSndlich  gegen  ein  gesetaüch 
bestimmtes  Honorar  (5  Frcs.  per  Diplom)  —  die  im  Gesetze  vor- 
geschriebene  Diplom-Oberprüfung  vorxunehmen  (§  5 — 6).  Die  einzige 
Ausnahme,  welche  dieses  Gesetz  (Anmerkung  zu  §  7)  zulflsst,  bezieht 
sich  auf  jene,  welche  zwar  kein  Maturitfttazeugnis  besitzen,  aber 
dennoch  mit  einem  Schulzeugnisse  nachweisen,  dass  sie  die  letzte 
Klasse  eines  Gymnasiums  oder  einer  besonderen  Mittdschule  be- 
endet haben  und  bis  1.  Januar  a.  St  1898  an  einer  ausländischen 
Universität  aufgenommen  wonleu  sind.  Solche  Kandidat«!  sind  von 
der  Nachholung  der  Matiuitfttsprüfung  bofreit 

9.  Zum  Sdilusse  sei  noch  erwähnt,  dass  während  der  letzten 
Kammer-Session  ein  Zunf  tgesetz  (zakon  za  esnafitc)  votiert  wurde. 
Dasselbe  r^lt  die  Zünfte  nach  den  verschiedenen  (22)  Gewerbs- 
arten, bestimmt  deren  Zid  und  Organisation  (§|  1 — 21);  normiert 
die  Aufnahme,  SteUung  und  Rechtslieziehungen  der  Lehrlinge 
(u&nici-diraci  ^  22—47),  derOehülfen  (kalfi  —  §§  48--Ö9) 
und  Meister  (§§  60—73).  Die  restlichen  Abteilimgen  (VI— IX, 
§§  74—  113)  besprechen  die  Zunftversammlungen,  die 
Pflichten  des  Zunftkommissars,  des  Zunftmeisters  (prvo> 
maistor),  seines  Stellvertreters,  der  Räte,  des  Zunftboten  (birov- 
äius)  und  der  Zunftmitglieder;  die  Zunftvereine,  das 
Schiedsgericht  und  die  Gewerbetreibenden  vom  Ausland. 
—  Abteilung  X  (§§  114—122)  enthält  Ergänzuugs-Bestimmungen. 

b)  LiterattiT. 

Am  juristischen  literarischen  Erzengnissen  haben  wir  in  diesem 
(1898)  Jahre  bloss  zwei  Werke  aufzuweisen,  den  ersten  Teil  des 
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Kommentars  nnseres  Straf  geBetEes  (Kommentar  naNakaut(»lnia 
Zakon.  —  Cast  prra  —  obsti  postanovlenia)  von  Nik61a  Kikow, 
Sectionschef  im  JusttsminiBterivm  und  eine  vom  JtiBtiaministerinm 
afiprobierte  franzOsiBohe  Übersetzang  des  HandelKgoBetzes 
(inUuBive  Wechsel-  und  KonkurRgeaetz)  von  Dr.  N.  Pavlitis,  Ad- 
vokat zu  Philippopd.  (Ijs  lot  commercaale  bidgni  o,  —  imdnetion 
spprouT^e  par  le  Ministöre  de  la  Jnstioe  de  Bnlgarie,  —  par  le 
Dr.  N.  Pavlitis,  avocat  4  Phüippople.) 

In  Vorbereitung  befindet  mok  andi  eine  bulgarische  Über- 
setzuug  (der  russischen  Übersetzung)  von  Baron's  Pandec^tcn  von 
P.  Strandiov,  Krciisgericht^prSaidenten  zn  Sofia. 


Keferent:  Dr.  Mareial  A.  3Iartinez,  Seiiat  n   ??;mti;i  ,o  (Qhile^. 
t'ber«etzuDg  von  Karl  Edlem  von  St<Hktuuniiu'ni, 
kgl.  bayer.  Regiei  uugsaccoBsiston ,  beschäftigt  im  Auswärtigen  Amt,  Berlin. 


a)  Verfassung. 

Ohilo  ift  mne  koiistitutionollo  Ro|iuV»!ik  mit  repräsentativer 
Volksvortrotung  ^)  im  moüornoii  .-itaatsrfM  htlic  hon  Sinne. 

Bei  der  Revolution  im  Jalire  1891  -)  erhohen  sifli  die  Coiigrrss- 
l^rteieu  gegen  den  Presidenten  Dr.  Jost'*  Manuel  Balmaeeda,  uut 
das  Regit >rung>isy8tem  zu  einem  parlaincnt.uiKehen  in  <ler  Art,  wie 
»N  in  Frankreich  und  in  einigen  kon^tituf ionellen  Monan  liien  be- 
steht, unizugestahen,  aber  nicht  in  der  gemässigten  und  vorteil- 
haften Weise  wie  in  England.    Das  Schlimme  war  dabei  nur,  dass 

Die  Anmerkungen  sind  vom  Überaetser  hinzugefügt 
Die  neueste  offizielle  Ausgabe  der  cbileniachen  Verfassaog  vom 

-'>.  Mai  1833  mit  ihren  AbiindtTungün  bis  zum  10.  August  IHHH  .  '  '  i 
1888  unter  dem  Titel  „Constituciöu  Politifa  d-'  la  K'i'piibhca  d*"  *  "Iiily  Juiada 
y  Promulgada  ei  25  d«  Mayn  18H3  con  las  Koformas  Efectiiadas  hajita 
al  lU  da  Agostu  du  ISbS.  Santiago  de  Chile,  linprouta  Nacional,  1888.  8". 
72  Seiten. 

(Citiett  mit  C.  P.;  die  üngeUammerte  Ziffer  der  Artikel  der  Verfassang 

bezieht  sich  auf  den  ersten  Ti'xt  von  1H33.)  — 

C  l*.  Art.  1  12J:  ..El  gobiemo  de  Chile  es  populär  repre.sentativo'-. 

')  Vergl.  hierüber  Haueoek,  a  History  ot  Chile,  Chicago  18öH.  (b», 
XX  und  471  S.)   S,  329—371. 
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durch  die  Sevoliiticm  die  Paiteirichtungen  vemSbolbm  wurden  und 
dcb  dadurch  die  Notwendigkeit  eiigab,  ein  Koalitionekabinet  zu 
bilden,  das  den  direlrten  Gegensatz  zum  parlamentaiischen  Be> 
gierungasystem  darstellt 

Chile  bat  eine  Bevölkerung  von  etwa  drei  und  einer  halben 
Million  Menschen,  wenn  auch  die  letzte  Yolkazftfalung,  die  fibrigeni« 
nur  maogelbaft  durchgeffthrt  war,  diese  Zahl  nicht  ergeben  hat.') 

Das  Staatsoberhaupt  fahrt  den  Titel  „Prfieident^*;*)  seine  Th&iig- 
keit  ist  jeweils  auf  5  Jalire  beachtftnkt;^  zwar  madit  sich  in  der 
Doktrin  das  Bestreben  geltend,  seine  ihm  durch  die  VerfasHtuig 
eingerftumten  be<leutenden  Machtbefugnisse  zu  verringern;  allein 
eine  noch  weitergehendore  Einschrftnknng,  als  durch  die  jüngsten 
Beformen  sohon  erfolgt  ist,  kann  nicht  wünschenswert  erscheinen. 

Man  kwin  unbe^ngt  sagen,  dass  in  Chile  die  konkrete  Ans- 
flbnng  der  B^erungsgewalt  mehr  von  den  Mensdien,  wie  von 
den  Gesetzen  abhflngt,  und  dass  eine  tOditige  Begierung  bei  der 
g^nwArtigen  Staatsverfawung  sehr  wohl  in  den  Bahnen  der  ehren- 
vollen Traditionen  fortarbeiten  kann,  welche  dieser  Bepublik  einen 
havonagenden  Platz  unter  den  aadammkanischen  Staaten  ange- 
wiesen haben.  Das  Staatsgmndgesetz  bestimmt  den  Wirkungskreis 
der  legislativen,  ezekutiveti  und  richterlichen  Gewalt,  wobei  es  im 
Gebiet  der  inneren  Verwaltung  zugleich  den  Wirkungskros  der 
municipalen  ThAtigkeit  umschreibt 

In  Chile  bestehen  sechs  Ministerien    oder  vielmehi'  politische 

')  3  314  0OJ  Kiüwühner  auf  ciuem  Gebiet,  von  776  I  JO  i^)uadnitkilo- 
metero.  (Gotbaer  Hofkaleudor  Jahrg.  18ü8;  Petermauus  Mitteiluugen,  lb89, 
Heil  IT.} 

*)  „PieodeDte  de  la  RepüUica  de  Chfle'^  (C.  P.  Art  60  [&0}). 

*}  Vorgl.  (X  P.Art  52  [61]:  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ist  er  erst  nach 
einem  Zwischenraum  von  fünf  Jahren  wieder  wählbar  (C.  P.  Art.  53  [02]). 
Während  seiner  Amtszeit  und  ein  Jahr  lang  nach  ihrem  Ablauf  darf  er 
Chile  ohne  Genehmigung  des  Kongresses  nicht  verlassen.  (C.  P.  Axt  67  [76]). 

*)  Die  Verfasttung  überlädst  die  Bestimiuiug  der  Zahl  der  Ministeriea 
der  RegeloDg  dorob  etn  eigenes  Gesetz.  (C.  P.  Art.  76  {84$.  IKe  Vorbe- 
diogwigen,  tun  Minister  /.u  werden,  sind  ledigiioh  Gebort  in  Chile  und  £r> 
fnllung  der  persönlichen  firforderniflse,  um  Abgeordneter  werden  sn  kOnnen. 
{C  P.  Art.  76  [85]). 

Alle  Erla.s.se  des  Präsidenten  niu!>t»eu  die  Gegeazeichmuig  des  beti'. 
RessortmiuiüteK  tra^eu.  um  verbindliche  Kraft  zu  erhalten.  (C.  P.  Art  77 
[86]).  Für  die  gegengezeichneten  Regierungsakte  ist  der  Mhiiater  peiadnlich 
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und  adminutrative  Abteilungen:  das  Ministerium  des  Innern,  des 
Äussern,  der  Justis  und  des  UntemchtS}  des  Kriegs  und  der 
Xuine,  der  lAndwirtechaft,  des  Gewerbes  und  der  Aflentlichen 
Atbeiten.  Aas  SparsamkeitsrOcksichten  möchte  man  allerdings  das 
Ministerium  des  Gewerbes  und  der  Offientliohen  Arbeiten  aufhellen 
and  die  ihm  sugewlesene  Thitiglceit  je  nach  der  Natur  der  Gegen- 
stände, die  jetst  seinem  Wirkungskreis  zugehOren,  auf  die  übrigen 
fünf  Ministerien  verteilen,  namentlich  auf  das  Ministerium  des 
Innern  and  der  Landwirtschaft 

Ein  Ministerrat,  wie  in  anderen  Lftndern,  fehlt  in  Chile;  ^)  es 
giebt  daher  auch  kanen  Ministerpriteidenten ,  wenngleich  mit  dem 
Namen  das  Ministers  des  Innern  das  Kabinet  bexeidinet  wird:  es 
hat  dies  aber  sdnen  Grund  darin,  dass  der  Minister  des  Innern 

—  aiid  bei  Gegenzeichnung  des  OeeammtministeriuinH  solidari8ch  -  - 
antwortüoh.  fC.  P.  Art.  78  (87]).  —  Die  Ministeranklage  n-grU  die  Vor- 
fa??!ung  in  Äi*t  83  [!»2--10ll.  Die  Minister  können  liioraach  in  An- 
ktagezuütand  versetzt  werden  wegen  Hoch-  und  liaudeäverratii,  Erpressung, 
UntenoUagung  öffeotlidier  Gelder,  BeHtechung.  VerfMsnngsbmohs,  Rechts- 
beugong,  Kiditansffihrang  der  Qesetse  nod  wegen  sdiwerer  OeflUmiiuig 
der  Sicherheit  and  Ehre  der  Nation:  die  AoUsge  erfolgt  durch  die  Abge> 
ordnetenkammer,  die  davon  dem  Senat  Anzeige  macht.  Der  Senat  ent- 
scheidot  «odann  zh  <"teiiohtshof  über  (V\p  Scliuldfrage  mit  einer  Mehrheit 
TOD  zwei  Dritteln  der  Stinuiien  der  ariwo.setiüen  Seoatoren.  Wird  die 
Scbnldfrage  bejaht,  so  entscbeideu  die  ordentlichen  Oenohte  über  die  Straf- 
fiage  and  die  civilrechtliche  Haftung  der  Sohnldigen. 

AoBseTdem  kamt  jeder,  der  sieb  doroh  einen  Regiemnpiakt  verletzt 
^anbt,  den  betr.  Minister  vor  dem  Senate  anklagen  ;  der  Senat  entscheidet, 
ob  der  Anklnjrp  oino  Foliro  zu  f;oH.ni  ist  odor  nicht;  erxterpnfailB  mnsB  dann 
der  Klager  den  MiDiütur  vur  die  uideiitlicheu  Gerichte  laden. 

Eine  ganz  eigentümliche  Bestimmung  enthält  endlich  Art  92  [101 1  der 
Verf.  Damaob  iet  die  Anklage  gegen  den  aus  dem  Amt  geacÄiedenen 
Ißaiiter  nur  innethaib  des  etsten  HalbjahrB  naoh  Beinern  Anaadieiden  au» 
liaBig:  innerhalb  dieser  Frist  darf  der  inaktive  Minister  ohne  Genehmigang 
dee  Kongrps?ses  das  Gebiet  der  Republik  nicht  vf>rla55sen. 

')  Dagegen  bosteht  ein  Staatsrat  (Consejo  de  Estado)  von  11  Mit- 
gliedern (C.P.  Art  93— ftS  [102-107]),  von  denen  der  Kougress  6,  der 
Pifaideat  5  eniennt.  Den  Tonits  fährt  der  Prfsident,  den  im  Falle  der 
Veriuodenug  eis  vom  Staatsrat  gewühlter  ViaepiSaident  vertritt;  dieeer 
Vizepräsident  ist  nach  sümmtlichen  Miniatern  anr  Vertretung  dee  Präsidenten 
in  der  Regierung  der  Republik  berufen,  voransgf^jetzt.  dass  er  nicht  Geist- 
licher ist  (s.  a.  Anmf^rkuDg  2).  Die  Tbätigkeit  dee  Staatsrates  ist  haupt- 
sächlich eine  beratende. 
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nach  ilor  VerfaMiiiifr  in  liosümmton  FlUlen^)  xiir  Vertretung  des 
Prftsidenten  berufen  ist.  Das  Staatsoberhaupt  ernennt  nnd  entlSfit^t 
die  Hinister  nach  ft-eiom  Ermesaen,*)  so  dass  man  dazu  kommen 
konnte^  die  fief  ierung,  wie  es  thatsflchUch  auch  einige  tbnn,  als 
„Kabinetsrogienmg*'  su  beaseichnen.  Und  doch  hat  die  ReTolntion 
geiwle  da»  besweckt,  diesen  BegrifF  aus  dem  fifTentlichen  Recht  zn 
entfernen  und  das  Regiemugraystem  zu  einem  parlamentarischen 
umzugestalten. 

Jedes  Jahr  legen  die  Minister  einen  Bericht  über  die  Thfttig- 
keit  innerhalb  ihres  Ressort»  vor:  man  kann  sagen,  dass  sie  dieser 
Pflicht  bisher  in  völlig  genagender  Weise  nachgekommen  aind.^) 

Arn  1.  Juni  jeden  Jahros  tritt  der  Kongreas')  zusammen, 
dessen  Th&tigkeit  drei  Monate  datiert;  der  Präsident  kann  jedoch 

')  Wenn  der  l'riisident  deu  Oborbofehl  iiWr  die  bewaffnete  Macht 
übernimmt,  oilt  t  finrch  Krankbnit.  !?f'isf'  in«  Ausland  u.  s.  w.  au  dt»r  lA'itunf? 
der  Kegionuig  viMlimdert  ist;  der  MinLstiT  fuhrt  dann  den  Titf!  ..Vizf- 
präiiidfnt  der  Hepnblik";  boiiu  Tode,  Kucktritt  oder  bei  danerndyr  Bt»- 
binderaog  des  FiäsideDten  erfolgt  aber  eiae  Neuwahl  (C  ?.  Art  65  |74}). 
—  Den  Minister  des  lanern  vertritt  ale  Tizepiüsident  der  nScbstSlteste 
HessortiniiuHter  und  endlich  der  Vizepründeot  des  Staatsrates  (CP.  Art 
Ö6  [Täj:  Anm.  1), 

-)  C.  1'.  Art.  73  |S2J  Z.  6. 

*)  C.  l'.  Art.  80  [81»]. 

*)  C.  P.  Art.  43  [52J.  —  Der  Kongress  bertehi  ans  zwdl  Kamnem, 
dem  Senat  und  der  Aligeordoetenkamnier  (ORtnera  de  Senadorea  y  de  Dipn- 

tados).   c.P,  Art.  11  [13]. 

l>ie  Kongressmitglieder  gfniessen  volle  Redefreiheit  und  können  während 
dpf  Trauer  ihres  Mandats  nur  mit  /Zustimmung  ihrer  Kammer  strafrw'htÜrh 
vorfolgt  werden.  Ihre  Verhafiung  ist  nur  /.uiii.S8ig,  wenn  sie  boi  Hegehung 
einee  Delikts  auf  frischer  That  oitappt  worden.  (C.  V.  Art,  12—15  (14—17]). 

Der  Senat  ist  hei  Anwemnheit  von  einem  Drittel  seiner  Mitglieder, 
die  Abgeordnetenkammer  bei  Anwesenheit  von  einem  Viertel  ihrer  Mit- 
glieder be.schlu.s.sfähig  (C.  P.  Art  45  [64]).  — 

^Vt  im  dor  Konijrpss  ni<-bt  versammelt  ist,  \vf>rr!i-'n  seine  Anf-^icht«*- 
reohte  dun-li  einen  siaudigen  Aus.schuss  aus  je  SK'beu  Mitgliedern  beider 
KammerD,  der  Comisiön  CJouservadora,  ausgeübt  (C.  P.  Art,  48,  40  [57,  58]}. 

Die  Kongressniit^ieder  üben  ihre  lliätigkeit  nnentgeldidi  ans;  mit 
dem  Amte  eines  Senators  oder  Abgeordneten  wt  das  Amt  einef;  Stadtiats 
oder  irgend  ein  anderes  öffentlielu^  besoldetes  Amt  unvereinbar;  auch  kann 
kein  Kongressmitglied  früher  als  6  Monate  narh  AMauf  seines  Mnii-Ints  zn 
einem  iiffentlieheii.  besoldeten  .\n»t  benif'  ii  wifit-n:  nur  di«' H<»«soitnitnister 
und  die  diploniatibcheu  Agenten  köunen  äsiigit'Kli  Kongressnui^liwler  sein. 
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die  orifiDtlich«)  Tagung  vdrfiln^rn,  un<l  den  KongrpfM  aiuth  xiir 
«OBBerocdentiichen  Tagung  dann  benifen,  wenn  er  voriiar  die  Be- 
mtungteegenstSnde  bexeichnct.  Der  ta  einer  ordentlichen  oder 
einer  auflserordentlichen  Tagung  Tcreammclte  Kongress  hat  das  freie 
ficechverdc'  und  Interpellationarecht 

Die  Atig<H)rdneten  und  die  Senatoren  wenien  vom  Volk  in 
dii'ekter  Wahl  gewählt*):  auf  je  30000  Kinwolmer  bozw.  auf  einen 
15  OOO  Seelen  übeisteigenden  Bruchteil  trifft  ein  Abgeordneter. 
Vahlberechtigt  sind  alle  Bfbger  nach  vollendetem  21.  Leben8|ahre, 
renn  sie  lesen  und  achreiben  kOnnen  nnd  in  den  Wählerlisten 
ihres  WahlkreiseB  eingetragen  sind.*)  Zum  Abgeordneten  kann  jeder 
aktiv  Wahlberechtigte  gewählt  werden,  wenn  er  ein  Einkommen 
tron  mindestens  500  Pesos  besitzt*) 

Die  Abgeordnetenkammer  besteht  auf  Gnmd  der  letzten  Volks- 
dLhlung  ans  94  Abgeordneten. 

ÜD  PrBsident  werden  au  kr»uiien,  ist  notwwdig,  daSH  der 
l^ndidat  auf  chilenischem  Boden  geboren  ist,  mindestens  30  Jahre 
alt  ist.  und  die  Voinussetaungen  der  patwiren  Wahlffthigkeit  als 
^t^geordneter  erfüllt;^)  dabei  gelten  aber  als  in  Chile  geboren  auch 
^6  im  Auslande  geborenen  Söhne  von  Mitglicnlem  der  diplo- 
"'•tischen  chilenischen  lOssionen.^) 

(t-  P.  Art.  21.  26,  Abs.  2  {,23,  32]  in  der  Faasnog  des  Gesetzes  vom 
Juli  1892). 

>)  C.  P.  Xrt  le,  22  1 18,  24J.  — 
•)  C.  F.  Art  7  (81- 
*J  a  P.  Art  21  {23]. 

Nicht  gewühlt  wprdf'n  können  ürdensgeistlicho,  Pfarrer,  Hülfspfarror, 
StaatKan walte,  Mit>;lieder  der  obeffn  rtfrü'}it«höfe,  die  recht.sgelelirton 
Hicht»ir  elfter  Instanz,  Intendcnten  und  (iouvtjrneuro,  Staatsakkordanten, 
^^■ÄtKlit'ferauten ^  Ausländer,  wenn  sie  nicbt  mindestens  seit  5  Jahren 
"^^ralndeit  sind. 

*)C.P.  Art  51  (60). 

*)  Die  chilenische  Staatsaogehori^eit  wird  erworben: 

■Ii  liui'  h  ri.'biirf  in  Cliüc; 

b)  diu'  Ii  \i"deriafi.simg  in  Chile,  wenn  der  Vater  odor  die  Mutter 
des  im  .Ausland  geboreneu  ZuguMandei-teu  die  chilenische  Staals- 
angehörigkeit  besessen  haben; 

c)  durch  Naturalisation  durch  den  Prisidenten  bei  Ansländern  nach 

einjährigem  Aufenthalt  in  der  Republik,  wenn  sie  vor  der  Muni- 
z\pi\\}«']u>v>h'  >\''."  Al'siclif.  ^ioh  in  Chile  niedersulaason,  erklJlren 
und  um  das  Bürgerrecht  uachsucbeu; 
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Zum  Seii,ii<M  i>t  iiotwon'litr  <ler  Betsitx  des  B^l|•g(^n•»>eht^,  «'in 

Aller  miudi'Stens  3ß  .lalir.  ii,  straffreie  Führung  und  ein  Eän- 
kominon  von  miudestons  2(m>0  Pesos.*) 

Wie  man  sieht,  ist  der  Geibt  der  Verfassung  ausgcsproclien 

k»»niservativ. 

Di'i  S'  iiat  lu'st**li1  aus  Miti^liedern,  dio  aus  d<*r  direkten  Wahl 
der  FrDviiizt'n  liervorge^aii^eii  sind:  auf  je  drei  AbgeoriliiMf  im 
Kongre«s  trifft  ein  Senator.  Gegenwärtig  besteht  der  Senat  aus 
31  Miti^liedernJ) 

So  lntoi-e«s;int  hd  sii  Ii  i'iii  iiühtTf^s  Einiroheii  aid  das  V.»r- 
fa8suup;s!>?cht  von  V'hile  wäre,  so  wünie  es  doch  für  diese  Ai'beit 
zu  weit  führen. 

Die  tenitoriahi  Kiutiieihmg  des  Landes  ist  die  in  rrovinüt  u 
(Provincias),  Regierungsbezirke  (Departanientos),  üezirke  (Sub- 
delegaciones)  unr!  Distrikte  (Distritos).  5) 

Die  £rnenniuig  der  einzelnen  Beamten  geschieht  diu-ch  den 
PlAsidenten;  an  der  Spita»  dw  Provinz  st^t  der  „Intendeute",  an 
der  des  Regici  ungsbesirks  der  OotiT^enr  (Gofaernador),  an  der  des 
Bejsirks  der  „Siibdelegado",  und  an  der  des  Distrikts  der  „In- 
spektot*'.«) 

d)  durch  Naturaiisatiuu  im  Uuadenw^  duruh  den  Kongress. 
Diu  Staatsaugehörigkeit  gebt  verloren: 
s)  dunxh  Verarteilttog  ca  euer  Bohwerea  and  entebreoden  Strafe; 

b)  durch  betrügerischen  Bankerott; 

c)  dunli  Xaturalisatiou  in  einem  fremden  St;uit: 

d)  durch  Auualime  von  Ämtern  oder  i'eoBioueu  seitenü  frainder  fie» 
gicrungen  ohne  Ueaelunigung  des  Kongresses. 

Wer  die  fMennohe  Stsataangebürigkeit  vwloren  hat,  itaan  die  Wieder- 
verleihung h-A])\  KougresK  nachsucbsn. 
er.  Art,  5,  ti,  9  ((j,  7,  11). 
»)  C.  P.  Art.  26  [32). 
^  a  F.  Art  22  124]. 

Daa  Mandat  eines  Seaatora  dauert  secha,  daa  eines  Alfgeoidnetsn  drei 
.Tabro;  nach  Ablauf  der  Wahlperiede  sind  die  Kragresflotili^eder  wieder 
wählbar.    Vergl.  auch  \am.  8. 

^)  C.  r.  Art.  106  11151. 

Chile  beateht  zur  Zeit  ans  23  Provinien  und  einem  Tanitoiium 
(liagallanea). 

*)  Der  Prä.sident  ernennt  unmittelbar  den  Intondenten  und  auf  Vor- 
schlag des  Intendenten  den  Ooavemetiri  der  Subdeiegado  wird  vom 
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Die  innere  Verwaltuiy  des  LandM  ist  durch  ein  gut  ahge* 
Äsistes  OrganisationHgesetz  geregelt.    Aussei-dem  liestehen  noch  «>ine 
fianze  Reihe  von  Venvaltiinj;>e-pactzen  mit  den  einsoJilfigigcn  Vnll- 
zi/^voischrift>n.    Das  (li  si  t/.   über  den  S<'hutz  der  persßnliciien 
Freiheit  ist  l>edeuteiid  verteHsert  wonlen,  während  dafi  Proflegonota 
üoch  inuti<;r  sehr  viel  zu  wünschen  flbrig  lässt. 

Die  Rechtspflege  M  ist  sehr  gut  organisiert.  Der  oberste 
öeriohtshof  (Corte  su])rumaj  mit  dem  Sitze  in  der  Hauptstiidt  führt 
die  Qei>chäfte  der  Justizverwaltung,  die  Leitung  luid  Aufsicht  Ober 
d»  Unteigeriohte.  Unter  d«in  oberaten  Oedohtshof  stehen  ninlolttt 
die  AppeUatiomigerichtBh&fe  deren  g^;enwftrtig  6  tdnd»  danintee 
der  in  Santia^  mit  3  ünterabtetlungen.  Sodann  folgen  die  Oericfate 
cnter  lostans;  auasardein  ^  giebt  ee  nodi  Bestrkaricditer  (.jueoes 
de  aubdeiegacion«')  und  Diatrikta-Rieliter  («jneoea  de  diakiito''). 

Sa  in  dieaem  Anfsatae  nur  die  weeentlioben  Orondsfige  der 
Chiletiisdien  StaataverfiMBong  anr  Daiatelliuig  gelangen  auXha^  ist 
än  Eingehen  auf  «eitere  ESnsEelheiten  nicht  mfi^idi. 

Da.'^  Gesetz  vom  15.  Oktober  1875^  das  seit  seinem  Bestehen 
•  rs«  lii.  dene  Abftndenungen  erfahran  bat,  regelt  den  ^HrkangakieiB 
<*er  Gerichte. ») 

Chile  besitzt  eine  Reihe  neuerer  Oesetzgebungsweik»-,  die  all- 
?<^Wieinen  Beifall  gefuiiden  hah»^n:  so  da?  hiTrp:»^rlichf  (ipsetzlmi  h*), 
^  Randclff^-^sotzbiich-').  das  Stn»fpm»t7.buch'^)  luid  da«  H^Ti^trosctz.') 
'fTHH  steht  eine  gesetsilicho  Regelung  der  ländlichen  Bodonbcsita- 
'^^'liilltniiji'e  iio<  h  aus. 

Die  Militärgesctzt^ebung,   deren  Onindlagen  aus  den  ei-sten 
der  riiahliäiigigkeit  stammen,  wird  gegenwärtig  einer  Re- 
"**>on  nnterzogcu:  so  alt  sie  aber  auch  ist,  so  hat  sie  doch  ge- 
"^K^  um  mebeBondere  die  Harinp  snr  Oeltunj^  su  bringen. 

C«uvomeur,  der  Inspektor  vom  Subdelogato  cmaoot  (C.  P.  Art  73  Z.  t>, 
III,  112  [82,  118,  120,  121]K 

VergL  bierflber  das  vonOi^icbe  Werk  von  Manuel  E.  ßallesteroa, 
^  I  f^^M  i,-  Orgnnizacion  i  atribucioues  de  fos  Tribonales  de  Oiile;  Bantisge 

*e  Chile  ls!KX  jrr.  8°,  2  Bände. 

Nur  in  Bi^^telUtacben  zui^täudig. 
*)  bi  Kraft  seK  1.  MBrs  1876;  veigl.  anob  Ann.  7. 

•)  In  Kraft  seit  1.  Januar  1857. 
*)  In  Kraft  seit  1.  Januar  1R*;7. 
*)  Vorn  12.  November  1874. 
')  Vom  20.  Dezember  1888. 
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Dio  Entwürfe  oinoi  ( 'ivil|.iuzc«8<)ninung  und  »'incr  Sti-iifijru/.ess- 
oitlniuii;  lir>?pn  7.nr  Zeit  eiin-r  aus  den  beiü^  geaetsgebeiideu 
KörpenM-luiften  gebil'lftcn  Kominisainn  vdr. 

Die  Munizipalgewalt  i)eruht  auf  i  iut  in  Gesetze,  da&  dio  vor- 
einip:teii  Parteien  poffon  die  Regierung  liahuaoeda's  im  De/.emVier 
1891  erlassen  haben.  Darüber  ist  aber  nur  eine  Stimme,  dass 
dieses  Qeeett,  da»  den  Wirkiingekreis  der  HunizipalbehOrden  er- 
weitem  cnllte,  iingemeiii  numgelhaft  ist  und  einer  voUetibidigen 
Abtaderung  bedait  Das  Ziel  dieser  Oesetxgebimg,  den  Oemeinden 
ein  selbatatindigeB  und  undngeechrftnktee  Leben  va  gewihren,  mtw» 
aber  ala  veifelilt  beieiclinet  weiden,  da  dabei  keine  Rfickaicht  auf 
den  yeraobiedenen  Oiad  der  Kultur  und  die  geadüchtliche  Ent- 
wicklung des  Landes  genommen  ist:  man  ist  deshalb  jetat  schon 
dazu  g^okommen,  verschied-  rio  Einschränkiugen  eintreten  zw  lassen. 
Das  Vorbild  für  die  Genieindeorganisation  war  die  —  allerdings 
fortgesehritteneie  ^   Sfirbische  Komniunalgesetzgehung. 

Wiederholt  hat  das  Gesetz  von  1891  lH»reits  Änderungen  er- 
fahren :  es  winl  al>er  noch  viel  einschneifleTidore  durclnn.nrhen 
müssen.  Es  l<">nn»>n  hier  nicht  <lio  Schwächen  dit^sef«  Gesetze^  mid 
seine  verfehlte  Grumllai;!'  en'jrfnt  Werzlen:  nur  d:is  ma>r  hervor- 
gehoben werden,  ilii.';?^  ein  ilauiitiin^rriffspunkl  dio  temtoriiil«-  Al»- 
greuzung  <1<t  (n  inciiuien  ist:  viel  wird  auch  über  die  willkürliche 
Aufhebtuig  und  >i'euhchaftinig  voji  (ienieinden  geklagt,  sowie  über 
die  h&uiigc  Uerichtigung  der  Vemiessuug  des  Oemeindegebiets; 
allgemein  wiid  die  Hnriehtung  des  Referendnntf  an  die  Gemdnde- 
wlhlerverBUttmlui^ien  Terurtheilt;  ee  hat  sieh  femer  die  AusObong 
▼erschiedener  Öffentlicher  Hechte  in  die  Gemeinden  als  verUtaigniB- 
▼oQ  erwieem;  die  den  Gemeinden  sugewieeenen  Geldkapitalien 
sollen  im  Allgemeinen  ungflnstig  angelegt  sein  und  die  flnansielle 
Belastung  der  einseinen  Gemeinden  soll  hISchst  ungleichmMg  sein. 

Andereeits  weiden  aber  Beformen  in  der  angedenteten  Ridi- 
tnng  dadurch  sehr  erschwert,  dasa  die  selbststftndige  Entwicklung 
der  Gemeinden  schon  sehr  weit  gediehen  ist. 

Chile  iK'.'iitzt  eine  .«staatliche  rnivei-sität ')  tuit  .  inem  Rektor 
an   der  Spitze  und   unter  der  Leitung  des  oberste»  Unter- 

')  In  Santisgo  de  Cbile;  sie  bat  4  Fakultiten:  eise  juristisoh«,  eine 
staatswirtaohaftlicho,  oiiie  medizinische,  and  eine  philoMpbisohe  (für  Iftrthe- 
matik  votä.  sohftue  Känate). 
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rirhtsnds  (Consejo  superior  de  lüBtnicdoii),  der  durah  diui  Ocsoto 
WMD  9.  Januar  1879  Aber  den  Unterricht  der  initüei«n  und  hOherra 
Lehnuntilten  (LA  de  Imtmocbn  secnndar»  j  ma^&aiat)  dasu  be- 
mfen  ist.   Die  Tniversitfit  bositat  das  Recht  der  Yerleihnng  aka- 
demiacher  Titel  und  Wflrden. 

^ussoi-dem  giobt  es  noch  Gymnasien  für  den  mittleren  Unter- 
richt (LioeoH  de  Instniccion  socundaria)  in  don  Hauptstädten  dor 
Prov  inzon.  In  Santia«<  >,  clor  Hauptstadt  der  Republik  befindet  sich 
(las  Iiihtituto  Nacioual,  die  Pflanzschnle.  aus  der  allf  e^roftsrn  MilniifT 
vi'ix  Chile  horvnrirpßnni»on  sind  und  anssordera  zwei  Knali*'imym- 
iu«i*^Ti  ntnl  iln  i  Mäilcheneyninasieii,  ferner  «las  j>ildap<>£iise]it'  Institut^ 
•li^"?  I^elaxT-  und  Lfliit'riiineii-Bildungsaiisliilfon,  eine  >r\u'  aagesehonc 
Kunst-  und  Kuusstgcwerlit  schule,  eine  Borglmuütliule,  sowie  ver- 
■dtiecJene  höhere  iind  niedere  Urziehuiigsinstitutc  und  zalilmiclie 
Volkscihulen.  i) 

Der  VolkBft  huluntenieht  ist  duivh  das  Oesetz  vnm  1.  Dezember 
1860  geregelt.  Die  Leituug  des  ganzen  Yolksschulweaens  steht 
einem  OenemUnspektor  m,  dessen  llifttigkeit  der  des  «i|^sdisa 
P^teidestan  des  Bosrd  ol  Education  entspricht 

Keben  den  Oflientliclien  Ldiransfiilten  bestdien  in  Chile  eine 
^>^ge  privater  ünterrichtsanstalten,  ja  in  Santiago  ist  sogar  nach 

HoBter  von  Gent  in  Belgien  mne  katholische  Universität 

Das  Streben  der  konservativen  Parteien,  die  hauptsSchlich  aus 
■^liglQs  gesinnten  HAnnetn  bestehen^  geht  dahin,  die  Frage  der 
^^hr-  und  Lertt'Fk^iheit  (Unterrichtsirmheit)  und  der  Berechtigung 

Universitftten  oder  privater  Lehranstalteni  Titel  zu  verleihen, 
"'^'ht  zur  Rahe  kommen  zu  hissen.  So  lange  aber  die  liberale 
''*»^oi  am  Ruder  Ist,  wird  eine  Änderung  in  dem  bestehenden 
'^'•'^tande  —  die  Lehr-  und  Unterrichts-Freiheit  ist  gesetzlich  ga- 
'*'*tiert     -  nicht  eintivten. 

l>i''  ( Iiilenische  Verfa.s9ung  ist  im  .lahre  1833  den  Verfassungen 
'''^«nkroichs  und  Belgiens  nachgebildet  woixien:  da»luix'h  erklärt  sich 
die  .Schaffung  eines  Staatsrates  (Consejo  de  Estade),  der 
'"■''^ztitatre  fflr  imscro  V.'rfinlfinssr  iinnOtig  und  in  nianchoj-  Be- 
^'^Miiig  ,„i,-  nachteilig  ist,  uamentiidi  deslialb,  -weil  or  gewii$«e 

Jeder  staatlidie  Unterrioht,  reibet  der  aaf  der  Uoiveisitftt,  wird 
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Machtbefug'niBSw?  <ler  fxekntiven  Gewalt  besitzt,  ohne  dafür  zur  Vor- 
antwortun^;  goxogeii  werden  zw  kennen.  Ein  weiterer  Naditfil  ist 
der,  dass  den  Vorsitz  im  Staatsmt  der  Präsident  der  liepublik 
fflhrt,  der  doshalh  anoh  in  ZuBtändigkeitafrairen  /.wisdu-n  dor  ««xtv 
kutiven  und  der  richterlidien  Gewalt  ents(.lu'idet.  Die  üfientliche 
Meinung  drängt  darum  auf  die  B«;seitigimg  des  Staatsi-ats. 

Seit  1833  hat  di»'  Konstitution  wiederholt  Ändcningen  und 
Verbesserungen  erfahrcui.  Gegenwärtig  liegen  dem  Kontrros  wieder 
zwei  Beformvorschläge  vor,  die  wahrsühcinlicli  nocit  in  dioBeni  Jahr 
tur  Annthme  gelatigefi  uranbd.  AB»  diese  Befonnen  ergingen  im 
Smne  dar  liberalen  Partei  und  hatten  den  Zweck,  die  Verfiissiuig 
allniflhlidi  dem  modernen  Yertoungsrecht  ansupaasen.  Die  ftlteete 
und  weittrageadate  Befonn  war  das  Oesets  vma  87.  Juli  1865  siir 
Anale^g  des  Art  5  der  Verfuninp,  dmuh  den  die  aposto- 
liaehe,  rOmisoh-kaiholische  Belis^en  unter  AusBohluBS  jeder  Öffent- 
lichen Attsfibung  irgend  «nes  anderen  Bekenntnines  aur  Staats- 
religion  erklärt  worden  ist  Durch  dieaee  Oeaeta  wurde  in  der 
Republik  Glaubens-  und  Kultusfreiheit  in  der  Art  gewährt,  dass 
den  Akatholiken  die  Ausübung  ihres  Kultus  innerhalb  von  Privat- 
gobäuden  gestattet  wird;  auch  die  Altkatholiken  dürfen  nun  Privat- 
schulen gründen,  um  ihre  Kinder  in  ihrer  Beligion  erriehen  zu 
lassen;  seitdem  habon  die  Akatholiken  nach  ihr* m  Bedarf  eine 
Reihe  privater  Gotteshäuser  errichtet,  nur  Gli>ckeiitfinne  und  Glocken- 
geläute, die  allein  den  Katholiken  erlaubt  sind,  blieben  ihnen 
verboten.  ^)  * 


')  Zwar  ist  den  Akatholiken  la  Chile  die  freie  private  Ausübang 
ihrea  Kultus  gestattet,  wirkliche  Knltosfreibeit  best^t  aber  nicht  Trots 
des  „AuslegUDgsgesetzes''  besteht  noch  immer  der  Artikel  4  [5]  der  Ver- 
fa<isnnp,  woiiacli  die  römisch-katholischo  Kirrho  mit  Aussclihiss  jeden  andeivn 
Bekt'r)ntnis,s<'s  Staatsreligion  ist.  Nur  die  ramiHi  h-kathoiisehe  Kirche  hat 
das  Btivht  olfentiicher  BeiigionsaQbubuug,  nur  tsie  wiid  vom  titaate  finaaziell 
uaierstfitst  («in  EnbischoC  in  Santiago  de  Chile,  drei  Bischöfe  in  ConoepeLan, 
Serena  und  Ancud).  Die  katholische  Kirche  hat  aber  noch  ein  anderes, 
sehr  wichtiges  VorroLlitt  nor  ein  Kntholik  kann  rriisident  der  Republik 
werden.  Eb  ergiobt  sich  das  aus  dem  Eide,  den  der  Präsident  zu  leisten 
hat  (d  P.  Art  71  [80J);  denn  er  schwört,  den  römisch-kathoUscheD, 
apoetoUsohao  OlaabsD  su  bewahrsa  uod  m  beechütsen  („qua  obsarvarfi  y 
protegari  la  Religion  Catolica,  Apostölica  Romana^^).  Um  diese  Yerfassuags- 
bestinimuog  drehte  sich  1884—1888  der  chilenische  ^ultorinmitf^*.  Di» 
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Dei  Aufbau  der  Konstitution  ergiebt  flieh  deutlich  aiiB  ihrer 

ijiateiliing:  sie  zerfällt  in  folgende  Kapitel: 
Von  der  Regieningsform; 
Von  der  Religion; 
Von  ilen  Phi Ionen; 
<tneiitli<  he5  Recht  von  Chile; 
Vum  NationalkongreHS ; 

V(»m  Präsidenten  der  Republik,  den  Resaortmiiiisteni  und 

dem  Staatsrat; 
Ten  der  Juatixverwaltiing; 
Ton  der  inneren  Verwaltung; 

Ton  der  Qewflhrl^tang  der  peraSnIichen  Freiheit  und  des 

Eigentanis; 
illgeinetne  BeBtimmungen. 

SSoe  historiadie,  ejoegetieche  und  ItritiflGhe  Bearbeitung  dieser 
«inselnen  Kapitel  wlre  eine  ftiisserst  mnfangreidie  Arbeit. 

Ein  besonderes  Interesse  dflrften  die  Bestimmungen  Ober  das 
Znstatidekommen  von  Qesetsen  haben;  es  wird  aber  genfigeo,  an 
Stelle  «ettl&nfiger  Aiisfnhrungen  den  Text  der  einschli^gen  Artikel 
31  ""-Si,  41  und  43  der  Yerfiissung  wiederzugeben: 

Art  31.  QesetMSverscUflge  kOnnen  ?om  Senat  oder  von 
<ler  Abgeordnelenkanuner  an!  Vorschlag  irgend  eines  Mitglieds 
«ua^hen,  oder  auf  Onmd  einer  vom  Prlaidenten  der  Bepublik 
^KISBogenen  Botschaft.  Bei  Oesetsen  über  Steuern  irgend  welch« 
Art  and  über  die  HeereseigSnziuig  steht  die  Initiative  lediglioh 
^er  Abgeordnetenkammer,  bei  Amneetiegesetzen  ledij^ch  dem 
Senate  zu. 

Art  32.  bt  ein  Gesetzentwurf  in  der  Kammer  seines 
Ui^prottgs  angenommen  worden,  so  geht  er  unmittelbar  an  die 


lÄeral^  Partei  wollte  nämlich  diesen  Passus  aas  der  Eidesformel  eDtferoeit. 
^  daUii  gvhende  vom  Kongresa  im  Jahre  1884  angenommene  OentseR> 
«ntwurf  kminte  tiaoh  hefligeB  Aagriffm  von  kteilkfller  Seite  vom  Kongrass 
iti^  Jahre  1888  wegen  BesobliiasaofiÜiigkeit  nicht  ratifiziert  werden.  Da 

Gest.fv:  afwr  eino  Verfa.«8wng<<ändpnin^  gewesen  wäre,  hätte  es  nach 
^  einschlägigen  Bestimmungen  der  Verfassung  nach  der  Annahme  im 
^"^^C^eaa  1884  vom  oidisteD  Kongiew  (1888)  ratifiziert  werden  mflaaen. 
^  b«8tdit  dena  auoh  jetzt  noch  die  tüte  Eidesformel  aus  dem  Jahre  1833, 

AkaOttiiken  nieht  auf  den  Piteidentenstahl  gelangen  Ütart. 
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an*lpre  Ktunmf»r  zur  ileratuag  iin<l  Annahme  in  derselben  Sitzungs- 
periode. 

Art.  33.  Ist  ein  Gosotücnlwiut  in  il-  r  Kammer  seines 
Ui-spnings  abgelehnt  wonlon,  so  kann  er  in  liir  orst  in  iler 
nftchstjährigen  Tagung  wieder  eingebracht  Verden. 

Alt  34.  Ist  ein  Ocsotzentwnrl  in  beiden  Eainmeni  ange- 
nommen  werden,  so  geht  er  an  den  FMteidenten  der  BeptibUk, 
der,  wenn  er  den  Entwurf  billigt,  anne  Promulgation  als  Oeseta 
verfQgt 

Art  41.  Ist  ein  Gesetzentwurf  in  der  einen  Kanuncr  an- 
^nommen,  in  der  anderen  TollsOndig  abgelehnt  wonlen,  so  geht 
er  an  die  Kainnia>  seines  UrspniogB  sitr  nenerlicbeo  Beratung 
aorflck.  Wird  et  dort  mit  einer  Mehrheit  von  swm  Dritteln  der 

anwesetulen  KAmnicrmitgUeder  angenommen,  so  gelit  er  von  neuem 
an  die  Kammer,  die  ihn  abgelehnt  hat,  und  diese  kann  ihn  niu* 
mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  anwenden  Mitglieder 
wieder  ablehnen. 

Art.  42.  Winl  ein  rtosetziMitwurf  in  der  zweiton  Kanuner 
(Hovisionskammer)  abgeän>l*it  oder  verbefffrt.  so  geht  er  an  die 
Kammer  seines  rrs|)rung.s  zurück;  nimmt  ilie^e  die  Ziisiltze  und 
ÄtMlprimgfii  mit  absoluter  Mehrheit  der  anwesenden  Mitgiie<ler 
an,  so  g»^ht  er  an  den  Prüäiileuten  der  Reptddik. 

Werden  die  Zusätze  und  Ändeningen  abgeleluit,  60  geht 
der  Entwurf  zum  zweiton  mal  an  die  Revisiouskammer;  nimmt 
^ese  die  Zusfttze  und  Ändeningen  wieder  nnd  zwar  mit  dner 
ICehrheit  von  zwei  Drittehi  der  anwesenden  Mitglieder  an,  so 
geht  der  Entwurf  an  die  andere  Kammer  ziirOck,  welche  die 
Zusfttze  nnd  Änderungen  nur  mit  einer  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln  der  anweemden  Mitglieder  wieder  ablehnen  kann.*) 

')  Die  Initiative  zu  VorfaHsungsänduruDgöu  steht  suwohl  der 
Ewam/fir  Abgeordnetao  wia  dem  Senate  zu;  die  fieeohlüMe  hierüber 
mässsD  mit  absolotar  Stimmenmehrhoit  sMnuntlidier  KammermitgUeder  ge> 

fasst  werden.  Kiii  viiri  hoiden  Raiiunum  gei)»?hrnigter  Abaudwrmigs vorschlug 
geht  aodann  an  di'ii  Pi.vsidi'ntAn.  der  seinerseits  wieder  .Änderungen  und 
Zusätze  voräcbiagea  kaiiu,  nunmt  der  Kougress  diese  Vorschläge  des  l'ni- 
aideataa  mit  Majorität  der  anwesenden  Mit^ieder  aot  so  gebt  dw  Ab- 
ladernngsgesetzentwurf  zur  i'romulgatioD  an  den  Ptäsidenten. 

Nimmt  der  Kougres.s  die  .\ndpninpon  nnd  Zasätzt»  nur  KUfii  TIrmI  au, 
80  gelten  die  Anderungsii,  in  denen  zwischen  denKammüra  und  dem  Vnr 
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Von  kleinen  Abweich nn^ren  abgesehen  decken  Bich  diese  Be* 
^iniiitliigea  mit  deaeu  der  meisten  mod. mon  Verfassiing^on. 

Über  die  Auslegung  dos  Art.  41  und  Art.  42  hat  sich  seiner- 
zeit zwischen  dem  Kabiiiot  und  den  l*i"ä.sidenU^n  des  Senats  und 
der    Ahgeordnotonkammer  ••in>'   ^Ioimincrsv(*rschie<lenh<'it  ergeben, 
'Hf*    zum  Sturz   dos  Coiüitiuiihuiinisti'riuniH   führto.    Jetzt  giobt  zu 
Ik'lß^tutü  gewöhnlich    die  jedes  Jahr  im  Kougrew  stattfindende 
Budgretberatung  Aidass. 

Im  Budgetrecht  liat  sich  in  Chile  das  ejij,'lis«che  S\steui  nicht 
einbürgern  können,  wonach  die  Mitglieder  der  Kauuu<*ni  keine  Er- 
Uhiing  der  einzelnen  Budgetposten  vorschlagen  könnmif  sondern 
unr  eine  Abmmdening  oder  Stx«iohung.  In  Qüle  haben  vielmehr 
die  KoDgressmitglieder  das  Recht,  nidit  nnr  eine  EvhOhung  der 
Badgetpoeten  ▼ontnschlagen}  sondern  sie  können  unter  wett> 
elendster  Ausnflbnuig  ihres  InitiattvTechts  sogar  gans  neue  Posten 
iB  Antng  bringen. 

I>er  Präsident  der  Republik  hat  ein  in  Artikeln  35— '40  der 
Vergasung  geregeltes  SttspeasiTveto,^) 


»diiente»  t'bcrfinstiinmuug  bv&tdit,  als  geuebmigt  und  siuU  vom  rräsideoteo 
*•  pruniulgieieu. 

Lehnt  der  Kongicsa  alle  Ändemagvn  des  Piaaideaten  ab  and  bebant 

«^r  mit  Majorität  der  anwesenden  Ifitglieder  anf  dem  ntqnüngliclien 
Sotwui-f  so  i-f  iliwer  7.n  promulgieren. 

I>ie  pronmlgierteu  V'ürfattbaugüänUuruQgeD  siud  vom  näcbsteu  Kougresti, 
^  ^  dem  aus  den  oächfitan  Neuwahlen  hervurgegaugeuen)  zu  fatiliiieran, 
Acdorung^D  könnea  hierliei  nicht  mehr  vorgenommeD  werden.  Die  Sati> 
fiiati.jtjsV^.ratuiigc'n  beginnen  in  der  Kammer,  von  der  der  Verfassnogs» 
4odemr!t«,f.ntwtirf  niisg-iop.  Die  Beschlüsse  werdon  mit  absoluter  Majoritik 
''""»^tiicher  Mitglieder  gefasst;  der  ratifizierte  Entwurf  wii-d  Gesetz. 

^«nigstena  drei  UoDate  ror  deo  Neawahlen  und  aaeba  Monate  vor 
<^  Baginn  der  SttraogaD  daa  neuen  Koagreea  mfiaaen  alle  vom  neuen 
^"'^^r^s  zu  ratifizierenden  VariuaaagBftnderaDgBentwuTfe  vom  Pritaidenten 

vuu  dtT  zur  Hatifikation  berufene  Koogress  itinerlialb  »eiuer  Sitzungs- 
die  Batiiikation  nid&t  beaobliaast,  m»  gUt  die  Vatfuanngaitaideiiing 

*l»«elehot  (C.  P.  Art.  150—1.^9  1165--1681>. 

i^weifel  über  die  Aii>Ii7,'iiri;r  der  Verfa^siin^  weitlen  vom  Kongress  im 

Wege 

der  einfachen  Gt$KetzgebuuK  (s.  o.)  gelost  (C.  P.  Art.  155  [lö4]). 
')  Die  Artüel  37,  38  und  3Ü  [4U,  47,  48]  der  Verfassoug  sind  unter 
^^'^Meiiiiig  des  Art  36  [451  durch  Oeaeta  vom  28.  Juni  1893  anfgeboben 
««dan. 
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b)  Gesetzgebung. 

Die  fteB<;t2geliuntrsthätii,'k»«it  war  üi  Ohilo  im  vergangenen 
Jahre  spärlich.  Aussei  einigen  YerfttSSuiigsg*>sot/.t  n ,  dorn 
Budgetgesetz,  dem  Di.slukalionsgesotz  für  tlas  Heer  und  die  Marine, 
dem  Gesetz  Qber  die  Anwcsenlieit  der  bewaffoeten  Macht  inner" 
halb  dw  Bezirica,  in  welchem  der  Kongma  tagt,  und  den  Steiier- 
geaetzen,  hat  der  Kongress  im  Jahre  1897  nur  ein  wichtigea  Qosetz 
geeehaffen,  da»  ZoUgeeetz  som  Sdiutz  d«*  heimiachen  Indn^e. 

Von  Zeit  su  Zeit  tanohen  in  Chile  neue  Ideen  auf,  die  einer 
ernsteren  Begründung  entbehren,  aber  doch  die  Offentliclikeit  eine 
Zelt  lang  beachlftigen  und  die  OffoitUohe  Meinung  tftusoben.  So 
war  im  vwgangwea  Jahre  die  IVage  dea  Si^ataea  dw  heimiadien 
Industrie  durch  daa  aehlechteste  aller  Mittel,  den  Sdiutizoil,  an  der 
Tagesordnung. 

Da»  Gesetz,  durch  das  dieser  Zoll  eingefQhrt  \vnnl(%  ist  so 
ven\ickelt  tmd  aus  lauter  Einzelheiten  zusammengesetzt,  dass  ein 
Systom  flarin  kaum  zu  erkennen  ist.  Zwei  Ideen  ziehen  sidi  als 
leitende  Gedanken  durch  das  Zollgesetz  hindiirfh:  1.  die  Hinfuhr 
von  Erzcngnissen  zu  verhindern,  die  mit  einlmimisohen  Er- 
zeugnissen in  Kijiikuri-enz  treten  könnton  und  2.  die  Eiufidir  andeivr 
Erzeugnissf  zu  erschweren,  um  ilire  Herstellung  im  lulande 
zu  veniiilassen  und  möglichst  zu  begünstigen. 

Da.s  Zollgesetz  weist  in  der  Gestalt,  in  der  es  su  Stande 
gekommen  ist,  eine  Unzahl  von  Miasgriffen  auf.  Denn  jeder  Senator 
und  jeder  Abgeordnete  wollte  ea  nach  seinem  Kopfe  ausgestaltet  wissen 
und  Hundotc  yon  Litereaara  berflcksichtigt  sehen,  die  nicht  einmal 
unter  sieh  vereinbar  aind  und  oft  des  nationaten  Oepifigea  entbehren. 

Ea  wild  nicht  nOlig  s«n,  hier  den  Tarif  mit  all  seinen  Po- 
sitionen aufzuzahlen,  um  daa  oben  Gesagte  zu  belegen.  Ba  genilgt, 
auf  die  Thataache  zu  verweisen,  dass  kurz  nach  dem  Inkrafttreteu 
des  Gesetaes  sidi  s^on  seine  Mängel  geieigt  haben,  und  dass 
8du>n  jetzt  allmählich  seine  Reform  beginnt 

Im  Änschluss  an  die^^cs  Gesetz  wurden  auch  noch  einige 
Fragen  der  inneren  Zollverwaltung,  mdst  Pevaonalfragen  ohne  all- 
gemeineres Interesse,  geregelt. 

Ausser  di  ni  ZoUgesetz  wurd«^  noch  eine  Reihe  von  Gej^etz- 
entwfu  Ft'n  beniten,  die  zum  Teil  von  weittrageadster  Bedeutung 
eiad.    Hervorzuheben  wären: 
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1.  der  Entwurf  einer  ZiviU  nnd  Strafprozefsßordnuncr: 

2.  der  Entwurf  über  die  ZustoIIunfcen  und  die  Beweisführung 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  flWr  die  ÖlTontlichkoit 
im  .summarischon  Zivil prozt»;^,  wi.li.  i  zurii  T»'ii  dio  jUngste, 
französische  GesftzErebnii£r  inassur'lM'iui  war; 

3.  der  Entwurf  übt-r  dit-  Schafl'unu  i'iiii-><  KaswtiMiistiotH'*; 
dieser  Entwurf  rief  e.uw  st-hr  Id-Iiaftc  Ilohatti'  licrvor.  Ii»  ! 
der  der  Verfasser  dieees  llericlit.««  entschieden  für  die  neue 
Idee  eintrat; 

4.  der  &itwurf  eines  Trunksuchtsgesetzes,  das  mit  schweren 
Stcafen  die  Tranlumdit  bekämpfen  will; 

6.  der  Oesetaentwiirf  Aber  die  VerBtaming  imd  Abbauimg  von 
Wtldwaseeni,  die  in  Chile  namentlich  deshalb  «ehr  zahl- 
reich sind,  weil  das  ganze  Land  den  Westabhang  der  Auden- 
kette  nach  <lBr  MieerBeite  hin  bildet; 

6.  der  Entwnrf  eines  Gesetzes  Aber  BefOrrlemngeti  und  Pen- 
sionieningen  in  der  Armee; 

7.  der  Entwurf  dnes  Oeaetiea  Ober  die  Vereinigung  der  Post- 
nnd  Telegraphen- Anstalten.^) 

Mit  grossem  Eifer  wnnle  auch  an  den  Ban  staatli^hrr  Ei^on. 
Kihnlinien  ur^anp-n.  namentlich  der  interozeanischen  Linie  über 
ili«'  Anden.  Du  im  Jahre  1897  l>ei  Sclduss  des  Kongrosses  mit 
dem  Bnn  dor  I^inie  nach  Vopallatn  in  dor  I'rovinz  Arnncagua 
xwisciicn  Hosii  de  los  Andcs  auf  (•liiit.Mii.schi'r  iiinl  M<Mi<liiza  auf  ar- 
gentinischer Seite  srlioM  lii'i^DtiiKii  w!ir,  erteilte  ilii'  li-  L^j'  ruiig  für 
•liese  IJnie  die  EnUngiiUugserniiit  iiligutii:  und  vin-fugte  die  Fcrtig- 
stollimg  auf  Staatskosten;  da  aber  (üt-  I\oiit;ii'Rssitzungcn  l)ercits 
geschlossen  waren,  blieb  die  Bewilligung  ikh  Aufwands  für  den 
Bihnbau  miAchnt  noch  in  der  Schwebe. 

SSn  weiterer,  sehr  wichtiger  Gegenstand,  der  den  Kongrees 
beschftftHl^e,  waren  die  Verbandlungen  zwischen  Chile  und  Bolivia, 


Am  31.  Oktober  Ittfi?  kam  in  Buenos» Ajr res  der  Abachloas  eines 

Hlodeljsvertrags  zwisclieo  Chile  und  der  Schweiz  zu  Ktandü. 

Dar  V^'ftr.i^'  lia^iiMt  auf  diT  ^'Mir».nHi»ifi<jt'n  <»t'Wiiliruug  der  .Mcist- 
beKUOKti^uog  unter  Ausschluss  der  von  Chile  den  anüeri'ii  lateinihch-anieri- 
kuiicben  Staaten  xogesiobertua  besondereD  V'urgiui$«tigungen  und  Privilagien. 

Der  Vertrag  tritt  eia  Jahr  oach  erfuigter  Kün^gung  seitens  einer  der 
beidea  Staaten  anaser  Kraft 

24 
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von  dpreii  Cienehmigiing  die  Gültigkeit  <l»^r  öebietsahtn^tnngen  und 
lies  llaiitlt'ls-  und  FreundsrhaftH-V^ertniirs  von  1896  abhängen.  Die 
Regiening  lies«  erkonnon,  dass  ihr  die  Aiinahino  der  V.'rtra{3;sent- 
wurfe  nicht  gerade  erwflnscht  wäre  und  unter  diest  u  Veriiällnissrii 
wuitie  der  Kongress  vertagt  Seitdem  sind  Schwierigkeiten  bestehen 
geblieben,  die  ^ne  ernste  Bedeutung  erlangen  kOoneD.  Die  Re- 
gierung hat  zww  einen  Oeeandten  für  Bolivia  ernannt  Derselbe 
ist  aber  noch  nicht  nach  seinem  BestimmongBOrt  abgereist 

c)  Litoratnr. 

Die  Bflcher-  und  Brochtiren^Literiitiir  des  vergangene  Jahres 
weist  keine  Publikation  ftber  soiiale  oder  TolkswirtschafUiche 
Fragen  anf;  diese  sind  dagegen  vielbdi  in  der  Tagespressc  li^ 
handelt  worden* 

O^enwirtig  wird  lebhaft  Ober  die  Frage  gestritten,  ob  es  nicht 
angezeigt  wäre,  den  Salpeterliftndlerring  wieder  herznstcUen,  um  eine 

Tlterproduktion  von  Saljx  trr  zu  verhindern;  audi  die  Frage  der 
AuflCeung  des  Jodbjkndlerrings,  der  durcii  die  ersten  Produzenten 
dieses  Artikels  gesprengt  worden  ist,  wird  lebhiift  erörtei-t 

Mno  Monatsschrift,  dii»,  wenn  auch  mit  geringem  Gewinn, 
mehr  und  mehr  gedeiht,  ist  die  „Revisla  foronse  Chilena'*,  deren 
Chefredakteur  Dr.  Knriqne  C.  Latona  ist.  Man  kann  idch 
einen  Begriff  von  der  Bedeutung  dieser  Zeitschrift  machen,  wenn 
man  das  Itihnltsverzf^iclmis  flf^s  iihisrstcn  Hefts  durchgeht:  „Stu<lie 
lihcr  den  Kassatiruisi-ekuiv.  „Kritik  einet»  l'rteils  des  ApellErerichts- 
liofs',  „Da«  Staatshaushaltgcsetz",  „Cber  die  Beschlagnahme  von 
Salpeter',  „Der  ciiinesisch-japanische  Krieg  und  das  \'r)lkerit!C'ht'*, 
„Studie  ül)er  das  Checkwesen",  „Itic  Strafprozessordnung*'.  — 

Rndlich  ina^  noch  erwähnt  worden,  dass  au.s.'^er  einipen  Ar- 
beiten fUicr  Sjic/ialfntgcn  au>  detn  Gebiete  der  Rechtswisj^onb».  liaf t 
eine  vorzugliche  Abhandlung  über  das  Check wesen  aus  der  Feder 
des  Advokaten  Dr.  Fraucisco  I^augloiH  Viedal  erschienen  ist 
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Dfinemark. 

Referenten:  Profeesor  Dr.  Jnl.  LasHen 
iinil  1*rivatdo««nt  Dr.  H.  Mnndi-Peteraei,  Koponhaffim. 


a)  Gtosetsgebiing. 

Ausser  dem  CheckgeBetxe,  welches  unten  in  wflrtlidier  Über- 
setzong  mitgeteilt  wird,  ist  noch  zu  arwfihnea  als  beaanders  dem 
internationalen  Rechte  angehörend  ein  Oesetz  vom  18.  Dezember, 
welches  Regeln  sowohl  fllr  die  Mitwirkung  der  dfinlschen  Qeriohte 
xur  Aufnahme  von  Beweisen  im  Ausland,  als  imigekehrt  Uber 
Reweisaufiaahme  bei  den  dftnfechen  Gerichten  znin  Gebrauche  in 
fremden  Rechtsstreitigkeiten  gieht;  in  letzterer  Beziehung  verordnet 
€fi,  dass  «leni  Ersiiclieii  fremder  Gerichte  luu  Meweisaufnahme  oder 
an'lfn*  genchtliclie  Hamilungen  nur  dann  niK:lizuk(>nimeii  ist,  Wenn 
<luR'h  «las  Justizministerium  nhermittolt  winl.     In  einer  ge- 
uiisson  Verbindung  mit  diesem  Cioscitze  stellt  ein  anderes  0«'setz 
von  demselben  Datum,  welrlies  di*^  ltf>Hf<nd<Ts  envf>itf»i-to  Möglich- 
k<it,  A^|•e^t  auf  Ausländer  zu  irg»-ii,  atdhel»t   uinl  dieselben  in 
*lk'<.  r  J{-vJt'liMng  ilen  InlUndeni  gleichstellt.  -    [»iiii  h  pine  B/>k,innt- 
inachung  vom  25.  Januar  winl  >>iiir  Drki.iratiiiu  über  das  Vcih.'ilinis 
iwisthen   Dänemark   und    Kiankrtiieii   in   Tunis  publiziert.  Kine 
Verordnung  vom  22.  Januar  enthält  Vorschriften  über  die  An- 
wendung internationaler  Seefahrtsregeln  und  Notsignale  von  dftnischen- 
Schiffen.    Durch  eine  Bekanntmachung  vom  30.  S^tcmber  wird 
DSsemarks  Beitritt   su  der  internationale  Übereinkunft  vom 
U.  Oktober  1890  fiber^GAterbefOrdenrng  auf  den  ESsenbahnen  an- 
gelegt   Endlich  giebt  ein  Gesetz  vom  11.  Ifai  Bestimmungen 
Aber  Telegraphen  und  Telephone,  zu  deron  Anlage  und  Betrieb 
der  Staat  auf  dSnisohem  Land-  und  Seeterritorium  das  Monopol  hat 
Ein  anderes  Gesetz  vom  11.  Mai  schftrft  die  Strafbestimmungen 
für  Oewaltiiusnbung  gegen  BchukHose  PeisODen.   Von  ßestimnumgen 
mit  gemischtem  Inhalte  können  noch  g<Muinnt  werden:  eine  Ver< 
Ordnung  vom  22.  Januar  beti-effend  das  liegräbnia  von  I*ei"Sonen. 
welche  idoht  tier  Volkskirche  angeh«")ren .  auf  deii  Kirchhöfen  der 
Voikskii^he,  eine  andere  vom  22.  März  enthält  Kegtdn  fflr  den 
Austritt  ans  der  Volkskindie  und  die  Wiedei-aufnulime  in  dieselbe, 
ein  Gesetz  vom  11.  Mad  illier  die  Parzellierung  luul  ZuHanimen- 

'2V 
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legunp  von  Grnnflstfleken.  ondJich  zwei  Gesetze  vom  22.  März 
fili.  r  fkanfsirhtigxiDg  der  Auahihr  von  frischem  Fleisch  und  über 
den  (jrübrmich  uuü  die  Belioodluu^;  von  Mai|;ariue. 

b)  Idteratnr. 

Aus  der  Literatur  ist  zu  erwäluieu: 

Aus  der  JReohtsgeBchichte:  H.  Matzen's  Werk  über 
BeditageBcbichte  ist  ndt  einer  ffinleitin^  und  einer  Darstdliiog  der 
RedLtequelten  abgesdüoeaen  worden.  Ebenso  ist  der  II.  Teil  des 
Staate  verfaBsnngsrechts  desselben  VeilHssers  in  dritter  Aus- 
gabe ersehienen. 

Ans  dem  Proiess  mnd  J.  H.  Denntier's  DaistoUnngeo 
der  Lehie  TOm  Arrest  und  vom  Eenkurs-  und  Erbteilungsrerfiihren 
ebenso  in  neuen  Aullsgen  publixiert  wordffu  Von  H.  Münch* 
Petersen  findet  sich  ein  Aufsats  Uber  die  beweiaende  Knft  der 
Quittuntren  in  „rgfskrift  for  Ketsvason". 

Aus  dem  Strafrrclit:  Studien  über  die  Zurechnungsfähigkeits- 
frage  von  Eyvind  Ülrik.  Ferner  eine  Alihandlung  Ober  die 
ZtirfM'hnting^jfllhigkeit  als  8lrafl»t-<liiigiintr  von  F.  Hüdineer,  und 
eine  üKi  r  das  sogenannte  Notreclit  von  C.  Torji.  wcL-ho  beide 
sich  in  „Titbkiift  for  RetBvidenskaV  befindpii.  V«  i x  liiudene  straf- 
rechtliche Aufsatze  linden  sich  auch  iu  dem  noitiischcn  „Tidiiskriit 
for  Fängselsvüsen". 

Endlich  »ind  aus  dem  Privatrecht  liervoi-zuheben :  JuL 
Lassen's  ausfOhrUches  Handbuch  des  speziellen  Teils  des  Obli- 
gationenredits,  welches  sich  dem  frQher  erBduenenen  allgemeinen 
Teil  anschliesst  und  welches  auch  obligationenrechtliche  Frageu 
aus  dem  Handelsrecht  behandelt,  V.  Bentson^s  auf  Ginndhige 
▼on  Denntier's  Dsist^ung  au^earbeitetes  Peisonenrecbt  und  Ernst 
HOUer's  Buch  Aber  „Tinglyaning**  (nDinglesning'^  gerichtliche 
Auflassung).  Zunfldist  dem  Privatrecht  geliOren  auch  N.  Lassende 
Mitteilungen  aus  der  dftnischen  Bechtsprechung  in  TidBskrift  for 
Betsvidenskab.  — 

Aus  der  Nationalökonomie  sind  zu  nennen  verschiedene 
statistiKche  Mitteilungen,  publidert  vom  statistischen  Bureau  des 
Staitts.  Ausnenlem  finden  sich  mehrere  Aufafttze  in  nNationai- 
ökonomisk  Tidsskrift". 
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Anhaag. 

Dänisches  Gesetz  über  Checks 
und  andere  Sichtanweisungen  vom  23.  April  1807.') 

§  1.  Der  Chof'k  rnu-;?;  ontlialton:  die  in  den  Text  anfpe- 
geuommeoe  auädrUckliche  Hczeichnuug  als  Check;  die  zu  zaiiiende 
Oeldsnmine;  die  Person,  an  welche  gessahlt  ir^en  soll;  den  Niimen 
dessen,  der  den  Check  einlösen  soll  (Traflsatiis);  den  Ort,  wo  die 
Zahlung  geschehen  soll:  den  der  Aiuetellung  und  die  Unter- 
schrift flps  Ansptellers. 

Er  kann  nur  auf  Zahlung  t»ei  Vorzeiginig  (Sicht,  Anfunlening 
oder  deegleicfaen)  lauien;  auch  wenn  keine  Zahlnngsseit  angegeben 
18^  gilt  er  als  zahlbar  bei  Sicht. 

Als  Zahlungsort  gilt,  in  Ermangelung  anderer  Angabe,  der  bei 
dem  Nanjen  des  Bezogenen  angegebene  Ort. 

ht  (Ue  zu  zahlende  Geldsumme  mehrmals,  aber  mit  Ab- 
ireidiungen  angegeben,  so  gilt  die  geringere  Summe. 

Wenn  der  Check  Zinsverapnohen  enthalt,  gilt  dieses  als  nicht 
geschrieben. 

§  2.  Der  Check  kann  auf  den  Inhaber  lauten,  ijautct  er  auf 
Zahlung  an  eine  bestimmte  Fbnon  oder  den  Inhaber,  gilt  er,  von  der 
Vonchrift  dea  §  10  abgesehen,  als  auf  den  Inhaber  ausgestellt. 

§  3.  DIh  Vnrschriffon  dfs  Wechselgesetzes  [für  Dänemark]') 
vom  7.  Mai  1880  ühcr  rb*»il laguug  des  Wefhsel«^,  i\her  die  Ver- 
liaftiuig  des  Au.swteUers  und  der  ludossanten,  iU»er  die  Wechsel» 
ahlnng,  Ober  Regress  mangels  Zahlung*)  und  Ober  die  Wechsel- 
v*Mjähiut)i:  finden,  mit  den  aus  den  Vorschriften  dieses  Oesetstee 
folgenden  Abweichungen,  nnf  den  Clicrk  Anweiidiing, 

§  4.  Das  Checkindossament  kaiui  nicht  gültig  auf  eine  Ab- 
schrift (Kopie)  des  Checks  gesetzt  werden. 

S  5.  Dasa  der  Check  auf  den  Inhaber  ausgestellt  ist,  hindert 
SKht,  dass  er  durch  Indossament  an  eine  bentinimte  Person  zahl* 
bar  gemacht  wertleii  kann. 

§  6.  Die  ri)ei  trdgung  des  Checks  an  den  Bezogenen  gewährt, 
von  dem  Falle  abgesehen,  dass  der  Besogmie  mehrere  GesäiSftsab- 
teiloDgea*)  hat,  und  die  Übertmgung  an  eine  andere  [AbleOung]^) 

')  Das  norwegische  „Gesetz  über  einige  Anweisungen  (Cliecks)"  vom 
3.  August  1897  (N.)  und  das  schwedische  „CSieckgosetz"  vom  24.  März  1898 
(8.)  eodiaHm  im  Weaentlidien  ^eidilantende  YonobnIteD  .mit  deiselben 
ParagraphieruDg.  Die  AbweicfattDgeii,  Bofena  sie  nicht  rein  S|inidiliober 
Natur  ^uid  werden  m  Notpn  anpppebon. 

Die  eingeklammerten  Worte  febieo  io  N.  nud  8. 

*t  S.  fügt  bioztt:  aber  Verhaftttag  ans  VeobaeMsplikat 

*)  8.  lögt  bäum:  aa  veiaohiedenen  Orten. 

^  &  hat  statt  r  ]  diaaer  Abteiloogeo. 
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als  die  liesngeiie  erfolgt,  keinen  RegrasManspnicli  gej$eii  den  Auk^ 

JitelltT  niid  die  IiKlossanten. 

Der  CIkm  k.  ih  r  an  den  Bezogenen  übertrogen  worden  iat,  darf 
niclit  weiter  übeitragea  wertlen. 

^  7.  Wenn  %  wischen  zwei^)  Stdchon  ^oer  Ober  die  Vordciv 
soite  dos  Check«  die  Worte  ,ßn  Bank  oder  Bankier*  oder  andere 
gloichhfHlent*>ndo  Zusfitzo  venuerkt  sind,  ilarf  dor  Cherk  nur  au 
eine  Hank  odor  oin»Mi  Bankier  gozjdiU  werden.  Ist  der  Name 
einer  bcstiiiunton  Bank  odei-  eine«  be.stininiten  Bankierü  zwischen 
den  Striehen  angefahrt,  darf  die  Zahlung  nur  au  diesen  erfolgen. 

Ein  fiolelifs  Vorl)Ot  kann  [sowohl  vom  Aussteller  als  von  je<lein 
ChccketopiitfliniM  f  - ;  i^t'L-^i  l.on  w*  n!on.  Es  kann  mit  ivchtlichfi* 
Wirksamkeit  weder**)  znni(;kgeiiouiinen  norh  geändert  wenlen:  jedoch 
kann,  wenn  keine  bestimmte  Bank  oder  kein  beshniniter  Bankier 
genannt  ist,  dei>  Name  eines  solchen  beigefügt  werden. 

(Als  Bank  oder  Bankier  gilt  bei  Anwendung  der  Vorschriften 
dieses  Paragraplion  jodor.  dessen  rtr  -;,  hiiff  h*M  dorn  Hnndelsregiater 
als  Bankgeschäft  angemeldet  ist  und  je<le  Sparkasse.]*) 

§  8.  Das  auf  den  Check  gesetzte  Accopt  ist  ohne  rechtliche 
Wirksamkeit 

§  9.  Zur  Erhaltnn^'^  seines  Regn-ssjinsprnrhes  gegen  d»«u 
Ansf?t<dl<n'  und  die  Indcssanten  ujusr  der  fChekeigentümer]  ^)  den 
Check  biiuien  der  in  §  10  vorgesehriebenen  Frist  zur  Zalüiiug 
priteentieren.  Die  Präsentation  und  die  Nicbteiiiiasnng  des  Cheeka 
kann  entweder  dutxdi  einen  vor  Ablauf  der  FrftseDtationsfrist  tioter 
Anwendung  der  Voi-Ki-Iuiflen  rdK?r  W«Hh sei p rötest  aufgenommrncn 
Protest  oder  dunh  i-ine  .iiit  den  rhoclc  gesehriebene,  von  den»  Be- 
zogenen oder  von  einem  An<ieix»n  in  seinem  Namen  ^)  unterschriel>ouo 
und  das  Datum  der  Präsentation  enthaltende  ErkUrung  nach- 
gewiesen  werden.  Im  letzteren  Fall  läuft  die  Frist  für  die  im 
WechselgpKrtze  ij  4  5  vorq-esehrieliene  Benaehriclititrung  von  dorn 
Tage,  an  dem  die  Präsentation  der  Erklänmg  /Jifolge  geschehen  ist. 

Von  der  i-cchtlicheu  Wirksamkeit  einer  Aulforderung,  keinen 
Protest  erheben  zu  lassen,  gelten  die  Vorschriften  des  Wechsel- 
gesetzes  §  42. 

§  10.  Der  an  dems«>llien  Ort.  innerhalb  des  Keichsgebietes 
auagestellte  luid  zablbaiti  Check  ist,  sofern  ei  auf  Zahlung  entr 
weder  an  den  Inhaber  oder  an  eine  an  demsdben  Orte  wohnende 


')  S.  fügt  hinzu:  gltriohlattf^eD. 

*)  8.  statt  r  ]:  von  jedem  rechtmüiwigen  Inhaber  den  Cbeoks. 

^1  S.  füpf  liiiizu  :  ifestrichen. 
•   'i  I    i  fehlt  in  N.  nni\  K 
^)  S.  statt  [  ]:  Checkiuhaber. 
S.  fügt  hinatt*.  oder  tob  swei  sengDiafibigen  Zeagen. 
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naulhaft  gemachte  Pei-srnn  (mit  ud.  r  ohne  Zusatz  „odei  «Icii  In- 
haber*') lantot.  s]>flt<*stf'ns  ;ini  ilriltPii  Tage  nach  dem  Au> stell uiii.'— 
tage  7.U  piünentiei-en.  Andern  innerlialb  des  Reichsgebietes  zalil- 
We  CheiBlB  sind  epftlestena  am  zehnten  Tage  naoh  dem  Ana- 
«tellttngstage  oder,  insofern  mehr  als  fOnf  Tage  erforderlich  aind, 
lüit  (b'n  Check  in  gewöhnlicher  Weise  vom  Ansstellungs«)rte  nnch 
dt'tn  Zahlungsorte  zu  senden,  spätestens  am  fünfton  Tage  nach 
Ablauf  des  filr  solche  Versendung  erfoi-derlicheu  Zeitniiuues,  za 
prteentieron.  Ist  der  AiiBStellnngsort  nicht  im  Check  angegeben. 
s:ilt  dieser  als  am  Zahhmgsort  ausgestellt.  Findet  sich  an  einem 
ClKM'k,  der  auf  Zabltintr  an  eine  namhaft  gemachte  Person  (mit 
oder  ohne  Zusatz  „oder  deu  Inliaber*')  lautet,  Ijei  dem  A'ameu  der- 
Mlben  eine  Ortsangabe,  igt  sie  als  am  angegebenen  Ort  wohnend 
anznaehen. 

Endigt  die  <iben  vorgpschrii'bene  Frist  an  f^iiipm  Sonntapre 
oder  aliireTneincii  Feiertage,  kann  Prilsentation  (,'iltit,'  am  nächsten 
Werktage  getH:hehen.  Die  Vorschrift  des  Wechselgosetzes  g  92 
findet  entsprechende  Anwendung. 

Ülter  die  Präsentationsieit  bei  Cheoks,  die  int  Auidand  lahlbar 
sind,  entscheidet  das  am  Zahlungsmi  geltorido  Riecht. 

§  11.  Die  Fristen  (von  6  Monat<m  oder  einem  .lahrej,  in 
denen  •)  der  Regivssanspruch  (des  CheckeigentümereJ  •)  verjäljrt, 
[(Wediedgesets  §  78)]')  laufen  vom  AusstellungsliM^  des  Ghecks. 

§  12.  Ist  der  Kegrcssansprueh  verjährt,  o<i«  r  Rind  die  zu 
seiner  Erhaltung  vorgt'.s(  hriebenen  Handlungen  veralisäumt,  findet 
die  Vorschrift  des  Wechselgesetzes  §  93  eutfiprechende  Anwendung. 
Der  Ausstellei'  gilt,  wenn  nidit  Anderes  ansnuehm^  ist,  als 
mit  dem  Schaden  des  GheckttgentQmerB  in  Höhe  des  Gheckbetrages 
boeichei-t. 

§  13.*)  Ist  der  rhock  abhanden  gekommen,  kann  oi.  sei  es, 
dass  er  auf  Namen  oder  auf  inliat>er  lautet,  den  über  Amortisation 
von  Schuldscheinen  im  Allgemeinen  geltenden  Yorschriflen  gemJtas 
smortisiert  werden.^) 

§  14.  Die  V..i-s--hnft-n  des  \Vrcl:.<.-I^n-s.'tz.'.s  81  bis  86 
Ober  das  Verhältnis  zur  ausländischen  (lesetzgebung  hnden  bezüglich 
des  Chccks  entsprechende  Anwendung;  jedoch  gilt  bei  Anwendung 
dieses  Gesetze«  eine  Geldanweisung  als  gültiger  Oheck,  insofern 

*)  Statt  I  ]  hat  S.:  Frist,  in  welcher. 
*)  S.  hat  statt  [  J.  CheokiDhabeta. 
*i  {  ]  fehlt  in  & 

*)  S.  §  13  lautet:  Der  abbanden  gekomuiune  Check  kann  in  ik-r  für 
ftUiaoden  gekommpnp  Wechsel  vorpesrhriebenen  Weise  amortisiert  werden. 

')  N.  fügt  hinzu:  Die  besonderen  für  die  Amortisation  der  auf  den 
laliaber  lautemlen  SdroldadisiDe  geltenden  Bedingungen  und  ToTBobrütsR 
fiadok  anf  den  Check  keine  AnwesdSDg. 
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sie  rieii  am  Zahlungsort  für  Checks  geltenden  Vorschriften  gemSaa 
abgeiasät  ist. 

§  15.*)  Anf  die  Geltendmachung  von  RegreraansprOcheo  ans 
einem  Check  Hmlon  die  Yorstdiiiften  dee  Gf*sct/.€^  Uber  Wechsel- 
pro/.es.>ie  nixl  Wechselproteste  vom  28.  Uai  1880  entsprechende 

Anwendung. 

KechtS8trcitigkeiteii  zwischen  iiuutii'Utea  (Gesetz  über  Er- 
richtung eines  See-  und  Handelagerichts  in  Copenhagen  vom 
19.  Februar  1801  §  13  No,  1),  in  welchen  die  diuth  die  voran- 
Btehendon  Vorst'hriften  begn'indpton  Forderungsrechte  geltejid  ge> 
macht  wonlen,  sind  Handelssachen. 

§  16.*j  Gt^u  denjeuigon,  der  eine  auf  Sieht  zahlbaii?  Geld- 
anweisung ausgestellt  oder  indossiert  hat,  die  nicht  in  den  in 
diesem  Gesetze  und  im  Wpt  list  l^eBetze  vom  7.  Mai  1880  vor^ 
geschriebenen  Formen  abgefasst  is^i.  kann  Regress  mantrels  Zahlung, 
wo  solcher  Kegresäanspruuh  bcgrüudet  sein  möchte,  nur  unter 
den  in  den  vonunstehemlen  §§  9  und  10  besflglioh  Checks  vor- 
gesdirieltenen  Bedingungen  geltend  gemacht  w^en ;  solcher  Kegreea» 
anspnuh  verjährt  nach  den^tMl»  n  Vorschnft^'n,  die  für  Regress- 
anspriiclie  aus  einem  Vlm  k  f;olton,  und  die  Vorschriften  des  §  12 
Huden  eutüpi'echeude  Anwendung. 

§  17.*)  Der  Check  und  die  auf  denselben  geschiiebenen 
Indossamente  sind  von  der  Stempelabgabe  befreit.  Dasselbe  gilt 
voTi  arulfri  ii  ]),-\  Sicht  zahlhnv'^n  nrldanweisungeti.  insoft>ni  >io  iiidit 
die  liozeiclmtmg  als  Wechsel  enthalten  und  auf  sie  kein  Accept 
geschrieben  ist. 

Wer  einen  Check  oder  eine  andere  bei  Sicht  zahlbare  An- 
weisung vor  dem  darin  angegelienen  AussteUnngstage  begiebt  oder 
empfängt,  oder  wer  eine  solche  Anweisung,  in  welcher  der  Äus- 
btelluiigstag  nicht  angegeben  ist,  bliebt  oder  empfängt,  wird, 
insofern  der  Schein  nicht  nach  der  ffir  lange  Wechsel  vorgeschriebeiien 


')  N.  §  15  lautet:  Auf  Bechtssireitj^iten,  in  welchen  R«gressao- 
sprüobe  Mangels  Zahlung  gegen  den  Aussteller  oder  gegen  dio  Indossanten 

von  du-oks  gcUfiid  gemacht  worden,  fiiidwu  dif  Vorsrliriften  des  Gesetzes 
über  dm  We<'liselprozy.ss  m.  "NV.  vom  17.  .lamiar  IbiH)  AuweDdung,  — 
S.  §  lö  lautet:  Die  Vorschriften  über  W'echselproxess  und  über  die  Zwaugs- 
voUstreoknag  aus  Urteilen  in  solobea  Froiessen  finden  auf  Rechtsstreitif- 
keiten,  in  welchen  die  Regressansprücfae  ans  Cheoks  geltend  gemacht  werden, 
entsprprfioijiii'  Atnvondnnf,'. 
»)  Fehlt  Hl  N.  und  S. 

*)  Fehlt  iu  N.  und  S.  —  lu  Nurwegeu  siad  überhaupt  IQr  Weobad 
und  AaweisungeD  keine  Stempelabgaben  vorgescbrieben.  Für  Schweden 
werden  die  dem  dänischen  §  17  eutsprechenden  VotBcbriften  durch  Aenderong 
des  geltenden  Stempelateueigesetses  gegeben  werden. 
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Taxo  gestempelt  ist,  rait  einer  GeUllniss«-.  u:l.'i.  Ii  dem  /..  Imfachen 
Betrage  dieser  Taxe,  jedoch  nicht  unter  lu  Kmiien.  lustnift,  und 
der  Schein  ist  mit  dem  füi*  die  genannten  "Wechsel  vorgeschriebenen 
Stempel  zn  versehen. 

§  18.1)  Dieaea  Oesetz  tritt  am  1.  Januar  1898  in  Kraft. 
Von  dem.selben  Tage  an  treten  die  Vorschriften  des  §  3.  2  uin!  3  St. 
im  Gesetze  über  Begünstigungen  bezQglicb  der  Stempelabgabe  vom 
II.  Febniar  1863  ausser  Kraft. 


Doutscillaiid. 

Referent:  Privatdozeut  Dr.  W.  Mittomuuer,  Ueidelljei^g. 


a)  Gesetzgebung. 
L  Dn»  Reich. 

Uitgomein  rei<<hhaltig  ist  auch  im  .lahiv  1897  wieder  die 
fri  ';.  tzgebiing  im  Reiche:  noch  wird  sie  duneh  die  grossaiiige  üni- 
wäJziwig  auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechtes  beherrscht,  mit 
(leren  Üurchfilhnini:  sich  schon  die  Einz<'lstaaten  b<>schaftipen.  Schon 
hat  das  Jahr  1898  eine  Koiho  wcitorcr  Gesetze  reifen  lassen,  wie 
'l'h^  Novellen  ztir  Civilprf)7<'>^sortinini^'^  und  zur  Korikursoitlnnn«^  und 
G.'>ptz  über  die  Angele;ren heilen  der  freiwilligen  Gerichtsharkcit, 
mit  lU  iien  nun  die  HaiipUu  Wit  lx\i  das  Roic  Ii  t^ethan  ist  Danehen 
werden  aU^r  auch  audoro  Gebiete  reich  ungebaut;  im  Berichts- 
jahre be.schäftigen  ausser  den  vollendeten  Werken  der  wichtige 
Entwurf  einer  Militärstrafgerichtsorduung  und  die  noch  nicht  ah- 
geBchloBseneii  Ai^onngeii  des  UnfaOTecaicherungsgeaetEee  Steno- 
paphticfae  Berichte  dea  Beidtataga,  9.  L^alaturperiede,  IV.  Saesion 
1895—97*),  Droekaache  No.  570,  Anbgeband  5  und  No.  909  ff. 
Bd.  8  und  dea  Invaliden-VersiclienmgqieaetseB  Dntcha.  696, 
Anlageband  6  —  die  geaatigebendea  KSrperachaften.  —  Dahn 
utaen  wir  die  reiche  Arbeit  der  Komnuaaionen  im  Bundeant  und 
Reichstag  bewundern,  wfthrend  nn  Plenum  dea  Futementee  weniger 
wichtige  Erörterungen  stattfanden,  —  ja  oft  die  wichtigsten  Qeaetze 
mit  erstaunlicher  Raachheit  erledigt  wurden.  — 

')  N.  §  15  lautet:  Diesea  Oetets  tritt  am  h  Januar  in  nidiateD  Jahre 
ia  Kntft  ^  8.  §  15:  DieM»  Oesets  tritt  am  1,  Januar  1899  hi  Kraft. 
*)  HianKif  betiehen  aiidi  alle  folijandeB  ibafioben  VerweiBanKeB. 
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Das  bodoutoiidste  iiiul  schrumtf  Oosctz  do^  Jalii¥<)  ist  das 
j.Hanflelsgesotzbuch"  vom  10.  Mai,  R.  Q.  H.  S.  219  —  dessen  oi-stor 
Entwurf  aus  dorn  Tnli  1896  stammt,  Entwurf  Drucksache  G32, 
Anlagoliaiid  G,  KommissionJjhericht  DnK-k*!.  735.  Bd.  —  Es 

fimiot  wt'g.'ii  geiner  Klarheit  und  Kihzt'  luid  wegen  seiner  guten 
Spraclie  allgemeinen  Beifiül.  Da-s  Gesetz,  das  an  die  Stolle  dch 
Allgemeinen  Doutw-lien  Handelsgesetzhuches  treten  soll,  hat  den 
Zweck,  neben  pi-aktisrlH^n  Andenuigen  eine  rherein.stiuinnuig  mit 
dem  Bürgerlichen  OeBetzbiieh  herbeizuftthi-en,  das  jetzt  als  Grnnd- 
]ag6  dieimt  huai,  m  das»  auch  nanehe  aUgemeine  BesHimiinDgeo 
des  froheren  Oesetzbtiohes  gestrudien  worden  konnten.  Eäne  LOBiing 
neuer  «nialer  Probleme  war  nicht  beabdchtJgt,  ganz  neu  sind  nur 
die  swei  Abschnitte  Aber  die  Handelsagenten  und  das  Lageigeschftft. 
—  ESgentttmlich  dem  neuen  Redit  ist,  dass  es  ein  volles  Sonder- 
recht fdr  Kaufleute  geworden  ist,  nichts  mehr  für  Nidit-Eanfleute 
regelt 

Das  Gesetzbuch  zerfiUlt  in  vier  BOcher,  deren  erstes  vom 
Handelsstand  in  acht  Abschnitten  redet  (§§  1 — 104).  Der  Begriff 
des  Kaufmanns  hat  eine  Ausdehnung  erfahren:  §  1  nennt  dabei 
als  Handelsgewerbe  alle  ehemaligen  Gnmdge.<;chäfte,  aber  nur  als 
Opwcrl)cbetrieb.  Dazu  gilt  nach  der  Clnnsida  gf»noitilis  dos  §  2 
auch  jeiles  andere  gewerblioho  (Tntmit'hnn'ii  als  IlaiididsLrowcidif», 
sofern  es  nur  f^'wen  kaufmännischen  ( »eschäf tsbetrieb  erford<  it  und 
im  Handelsregister  eingetragen  ist;  zur  Eintraguns"  al>er  ist  der  In- 
haber verpflichtet,  und  anderseits  ie^t  der  Einlratj  na*  h  5>  5  immer 
von  i^nstitutiver  Bedeiitmig.  .\usgo8chlossen  sind  nur  nach  viel 
Streit  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  deren  Nebenbetriebe  aber 
eintragsberechtigt,  nicht  -verpflichtet  sind. 

Die  Beethnmungen  fiber  die  Kegister  sind  ziranlidi  geblieben. 
FDr  die  Firma  ist  Wahrheit  angentrebt:  sie  muas  bcnm  Einzelkauf- 
mann  mindestens  einen  ausgesdiriebenen  Vornamen  enthalten,  wo- 
211  nach  dem  EinfQhmngf^geseti  kommt,  dass  offene  I^en  und 
deigl.  auch  den  luniliemiamen  des  Oewerbetreibenden  zdgen 
mOssen.  Kbge  auf  den  Flimennamen  ist  gestattet.  —  WAhrend 
die  HandlinigSTollmacht  Ähnlich  wie  bisher  geregelt  ist,  nor  dent* 
lieber  den  Unterschied  von  der  Oehfllfenschaft  festhSlt,  sind  die  Be- 


0  Materialien  bei  Hsymann,  Guttentag,  Deeker  (Hahn-IIngdan  0.  Bd.). 
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«bmmnngen  «les  aechsteD  Abschnittes  Ober  Oehfllfen  und  Lehrlinge 
^mflBB  einer  seit  1892  go])flogenen  Erhebung  neuartig  und  sofiol- 
poIitiMh  sehr  wichtig.  Bisher  galt  hier  YertragRlreiheit,  wihrend  die 
Gewerbetndnung  den  Arbeitern  in  den  §§  1 05 -  1 39b  immer erwmterten 
Schlitz  gewAhrte,  von  dem  dann  das  B.0.fi.  im  Tit^  nbcr  den 
Dienstvertnig  einiges  entlohnte.  Jetst  ist  auch  den  IbndliingBgehttlfcn 
Schlitz  der  Gesnndheit^  Sittlichlceit,  Religion  gesichert,  und  Abreden 
gegen  das  Gesetz  sind  nichtig.  Fn  ili-  Ii  fehlt  noch  manches,  wie 
der  Sditttz  der  jugoinUicheu  und  w  rüili.  !ien  Arbeiter.  Gosiclioit 
sind  die  I>ohn Verhältnisse  und  die  Kflndigungsfrist,  die  nicht  unter 
•^inern  Monat  ! «-tragen  darf.  Das  KonknnwiTivf'rVMit  w.llmnid  d^r 
Dan»»r  <]as  Verhältnisses  ist  eingeschränkt,  ferner  ist  die  <en. 

K.oukiirri:'iizkl;ius.-l,  der  Ausschluss  der  Konkurrenz  naeli  Beendigung 
dos  T«-rli;litiiisscs  w-'sentlii  li  hesclu-ilnkt :  -^ie  iüt  nichtig  l>ei  Minder- 
jährig«-», bonst  nur  bis  zu  drei  Jahren  zulässig.  —  Ganz  neu  sind 
im  Anseid US8  an  die  Oewerbeonlnung  die  Bestimmungen  über  den 
I^hr\ertrag,  wodurch  die  Ausbildung  des  lichrlings  und  Boine  mtt- 
livhe  Erziehung  gesichert  wird.  'Wichtig  ist,  daas  hiemi  Rwcdntioiieii 
de8  Beichstages  ergingen,  die  eine  Erweiterung  des  Sdiutses  und 
*uie  ISnfQhning  von  Sdiiedsgerii^ten  über  die  StreitiglEeiten  mit 
^holten  nnd  Tjehriingen  wlins«^«!.  —  Unter  den  Iflklem  sind 
die  amtlich  besteUten  Terschwanden,  aber  die  Immobiliannftkler 

noch  nicht  in  das  Gesets  aufgenommen. 

Das  asweite  Buch,  §§  105-342,  regelt  die  Handelsgesell- 
^'liaften  md  die  stille  Gesellschaft,  wAhrend  die  alte  Gelegenheits- 
f^sellschaft  verschwunden  ist.  BQer  sind  besonders  die  Aktien- 
S^sellsohaften,  die  jetzt  endlil^  vor  den  Kommajiditgesollschaftt^n 
'^'^f  Aktien  stehen,  betroffen.  —  Die  offene  Handelsgesellschaft  ist 
ihren  (triuidlagen  wesentlich  nnver.1ndert,  wenn  au<^h  formelle 
An»lonn»gen  zu  beachten  sind,  da  jetzt  das  bürgerliche  Keclit  zur 
^'■"ndlage  dient,  «las  die  <leutsch-rechtliche  Oesamthand  bei  der 
'»esolljjohaft  verwirklichte.  Eine  Zwangsvollstret^kung  aus  dem 
*-rt*^il  gepM)  die  Gesellsehaft  iu  divr>  Vermögen  der  flesellsehafter 
ansdrüeküeli  für  unzulässig  erklärt.  Aiieh  sonst  sind  hier  die 
'^"^iKlIagen  gcblieV)en,  nur  ist  luanehes  vereinfacht.  Im  Aktien- 
*^t  hat  schon  das  B&rsengcsetz  den  Aktionären  erweiterten 
^hnt2  gebracht  nnd  Mich  jetst  Ist  besonders  das  Recht  der 
^^«nlie  gestftrkt,  grOflsere  öffentliöhkeit  gesichert,  die  Tantidmeii 
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des  Vorstandes  und  Aufisichtsratf^s  sind  beschränkt.  Endlich  kann 
die  Nichti|;keit  jetzt  nur  (hn-ch  eine  Nichtigkeitsklage  der  Gesell- 
achafter  geltend  gemacht  wenlon. 

Im  dritten  Biuh.  \m  den  Handelsgeschäften,  §§  343—473. 
fällt  vor  allt'iii  auf,  dus8  der  Bopriff  der  absoluten  Handelsgesi-häfte 
versohwuinifti  ist:  nicht  mehr  baut  sich  dor  Hcj^^rifT  des  Kaufmanns 
auf  liem  Handelsgeschäft  auf.  suudern  das  Verhältnis  hat  sieh  um- 
gedreht. Auch  sind  die  all^^emeinen  Bestimmungen  sehr  vm  iii- 
facht,  tia  ja  liier  das  Bürgerliche  Recht  <'iiifritt.  Die  wpsciitlichstt  n 
Abweichungen  sind  die,  dass  eine  Herabsetzung  der  Vertragsstrafe 
«uageachloBsen  ist  und  dass  dem  Bfirgen  die  Vorausklage  nicht  zu- 
Kteht.  Sodann  die  Vorschriften  Aber  den  gutgläuhigt^n  Et- 
weib  wie  im  alten  Gesets  nCtig  gewesen,  da  diese  das  Büi^rliche 
Recht  nicht  in  solchrai  ümlange  kennt;  dodi  ist  der  Bankier  nach 
§  367  wieder  weniger  gut  gestellt.  —  Weiter  ist  das  XontokiuTen^ 
▼eiMUnis  in  §§  356 — 357  neu  geregelt  und  dabei  der  Übergang 
der  Siflherungen  auf  den  Saldo  vcwgeeehen.  Unter  den  Ordei*^ 
papieren  nennt  §  363  jetxt  auch  die  Tiansportvenldierttng^oliae; 
der  Chectk  wird  aber  nirgends  erwähnt  (Ein!  0.  A.  17).  Die 
Sonderbestininiungen  im  Pfandrecht  sind  faRt  ganz  beseitigt.  T'ntor 
den  einzelnen  Oescliäften  gilt  für  den  Handelskauf  §§  373  ff. 
wesentlich  das  Bürgerliche  Recht;  doch  ist  die  Mängelnlge  anders 
geregelt,  flr\s  Fixposchäft  anders  nls  friiher.  —  Der  Begriff  des 
Koramissionsgebchäftcs  ist  in  §  383  iioii  pfrctrolt,  indmi  mehr  die 
Selbständit?keit  des  Oewprbotrfil>cnden  lifr\  il'  Imhen  wiixi;  dabei 
ist  nur  von  Einkatifs-  und  Verkaufskominission  die  Rede.  —  l)as 
8peditiünsf,^es<  liäft  bleibt  selbständig:  mit  der  Regelung  des  I*ager- 
geschäftes,  ^§  41(1  if.,  wird  eine  I^ücke  ausgefüllt.  —  Im  Fracht- 
geschäft sind  die  allgemeinen  Bestimmungen  im  Einklang  mit  der 
Bemer  Convention  und  dem  Binnenschiffiahrtsgeseti  gehalten;  eine 
wichtige  Neuerung  enthalt  §  429,  1,  wo  die  Haftung  des  VngHaU 
fOhrers  auf  die  Zeit  der  Annahme  entgegen  der  Annahme  sur  Be- 
förderung gesetst  ist  Das  Eisenbahnirecfalgeschill  nennt  jetit 
auch  die  PerHomenbeßrderung;  es  lehnt  sich  an  die  nVerkehrs- 
ofdnung**  an.  — 

Das  vierte  Buch  hat  auch  im  Seehandd  einige  sachliche 
Änderungen  gebnuAti  wenn  auch  weniger  als  in  den  anderen 
Teilen,  §§  474 — 905.   Wichtig  ist,  dass  gewisae  Bestimmiugen 
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hierall.-  nach  Eiiifüliningsgesetz  Art.  ^!  iiiid  7  auch  Anwendung 
finden,  wenn  See^chifle  nicht  zum  Erweih  durch  die  Seefahrt 
dienen.  —  Weggefallen  ist  der  Titel  von  der  SchifTsmannBchaft 
aiö  tiurth  die  Sepinaimsurdnuug  aufgehoben.  Beseitigt  iöt  auch 
die  uneigentliche  Bodmerei,  die  jetzt  durch  die  Verpfändung  des 
B.  O.  B.  §  1259  enetet  ist^  s»  dan  dne  Hypothek  an  dar  I^dung 
tmnl^üh  ist.  Die  wichtigsten  Änderungen  sind  die  Neabestimmimg 
des  Heimatsiiafens,  §  480»  die  HUdening  der  Saftung  des  Yer- 
inu^tHTB,  §  606,  der  ahnUdi  dem  Lnndverfrachter  im  flslle  des 
^erliutes  oäer  der  Beschädigung  von  Otttern  nur  Iflr  die  Soigfalt 
eines  ordentlichen  Verfrachters  haftet^  die  Bestimmungen  tiber  das 
KonosBsment,  §§  642  ft^  und  die  Bestimmung  des  §  735,  wonach 
ior  Schadenaenats  bei  Zusammenstoss  aus  beiderseitigem  Ver^ 
(chulden  von  den  Umstftnden  abhängt»  wie  nach  B.  O.  B.  §  264.  — 

Nadi  dem  selbständigen  EinfährungageeetB  xum  Efuidelsgeeetz- 
buch  vom  gleichen  Tage  tritt  das  Gesetz  zugleich  mit  dem  B.  0.  B^ 

also  am   1,  Januar  1900,  in  Kraft.    Welche  entgegenstehenden 
Besti  minunfTcn  damit  aufgehoben  werden,  ist  nicht  gesagt,  besoiidei-s  ist 
auch  hier  das  (.Tcwohnheitsrecht  nicht  erwähnt.    Das  Einf.-ix.  ändert 
a*»er  nuch  einige  anderc  Rf'ichstresctze,  wie  dir  Geweibeordnimg, 
da»    Genossens<'haft.sgeset/.,    BuuiensclutTf^lu't.sgesetz,  Hörsengesetz, 
«las  Ges.  iz  iM'tr.  dir  Gesellschaften  mit  beschränkter  Hnftun«;,  und 
'pgelt  im  Borsf-iigesetz  einen  besonderen  Streitpunkt:  <las.-^  uäuilich 
•ler   §  Gü  Jucht  durch  B.  0.  B.  §  7C4  aufgL'hübeu  werde  (vorgl. 
die«os  Jahrbuch,  IH.  S.  36G).    Da  aber  das  Einf.-G.  üh»er  sein 
c^nes  Lakrafttreten  nichts  bestinunt^  so  kann  nur  vermutet  werden, 
^  €s  ebenfalls  erst  mit  dem  Hauptgeseta  wirken  soUe.  —  Daneben 
bestimmt  es  in  Art.  1,  dass  der  Abschnitt  Ober  die  Handlungs- 
B^ÖUen  und  fiandlungalehilinge  mit  Ausnahme  des  §  65  schon 
M  1.  Januar  1898  in  Kraft  trete'),  während  der  Abschnitt  Ober 
^  Beförderung  von  QHtem  und  Personen  auf  der  Eisenbahn  schon 
^  den  t.  Januar  1900  in  Kraft  gesetst  werden  kann.  Damit 
tim  die  Schwierigkeit  entstanden,  ob  auch  schon  die  vom 
HandHlggesetzbuch  vorausgesetzten  Bestimnnuigen  des  neuen  B,  G.  B. 
^tung  eriangoi:  Richtig  ist  wohl,  dass  dies  nur  für  die  Sätie 


')  Staub,  Konmentar  sn  dea Bertimnwugen  Aber HandlaiigHgehttUeii, 
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gilt,  die  muadrQcUicIi  dtiert  sind  (die  §§  842>-846  im  §  62^ 
wfihiend  aonftt  voUig  das  alte  Recht  gilt.  — 

wdleree  Nebengeaeta  zum  B.  G.  B.  ist  die  „Gnindbudi- 
ordnimg**  vom  24.  BUrz,  RO.B.  8.  139.  —  Entwurf:  Drucke. 
No.  631,  Anlbd.  5,  —  Bericht:  Drucks.  686,  Bd.  6.*)  —  Das 
Immobiliarrecht  des  E  0.  R  seist  das  Bestehen  eines  Gniodbaohes 
Totaus  —  B.0.  B.  §  873,  —  dessen  Anlegung  die  Bundesstaaten 
regeln,  Eini-G.  zum  B. G.B.  Art  186,  180.  Zur  UerheifQbraDg 
ttnw  allgemeinen  Gloi(.'hiQä.ssigkeit  aber  dient  da.s  neue  Reichs- 
gesetz,  zu  dem  ticlion  die  Kommission  zur  Ausarhoitiing  ein<'s  B.  G.  R 
1889  i^inon  Entwurf  veröffentlicht  liatte.  Das  Gesetz  hat  zum  Vor- 
bild die  Preussische  Orundbucho>*d!iMtif^  vom  Mai  1*^72  ge- 
nommen. —  Die  Orun'lhnf'her  sind  für  nithbezirii.«' anzuli'^n'n,  wobei 
als  re<:flinässigt^  ( iiimiiliucli.lmter  (iie  Anitsirpriclite  ^'-■iliichl  sind, 
wenn  auch  tlic  Hcstininniiig  hii'rülier  den  Staaten  üln-rlaüseii  bJ«'ibt.  — 
Währeuil  nun  nacli  den»  Ii.  Ci.  Ii.  jedes  (Irundhlik  k  eingetragen  s^^in 
muss,  ist  dies  nach  §  90  für  Grundstücke  d«'s  Fiskus  und  einiger 
anderer  Eigentümer  niclit  notwendig.  Uiul  andeixeits  können  neben 
den  lokalen  Onmdbfichern  fOr  bestinomte  Gattungen  vm  Grand- 
stfloken,  z.  B.  Ritteiigttter  besondere  BQcher  geführt  werden,  §  85. 
—  Die  Gruadsttlcke  werden  nach  einem  besonderen  amtlichen 
Verzeichnis  eingetragen,  wegen  der  Deutlichkeit,  und  zwar  wird 
mfiglicbst  jedes  GrondstUck  und  jedes  Recht  gssondert  auf  ein 
„Gnindbuchblatt"  verzeichnet.  —  Für  das  Gnindbuch  und  die  b«« 
liegenden  Urkunden  gilt  Öffentlichkeit,  §§  11,  93.  Wichtig  ist, 
dass  der  Ansprach  aus  einer  Pflichtverletzung  des  Buchbearaten 
allein  get;cii  den  Staat  zu  richten  ist,  der  sich  seinerseits  an  den 
Beamten  halten  mag.  §  12.  —  Das  Gesetz  regelt  natfirlich  ntu- 
die  formelle  Seite  des  Grundstficksrcchtes.  Eintnigungen  aller  Ait 
erfolgen,  wie  schon  im  geltenden  Hecht,  nur  auf  Antrag  eines  Be- 
rechtigten mid  nur  mit  Uewilligung  des  dadurch  in  seinem  Hechte 
Betroffenen,  der  aber  als  Berecluint.  i  im  Buch  eingetragen  sein  inuss, 
§§  13,  19,  40.  Für  <Ue  Klarheit  über  die  Personen  der  Be- 
theiligleii  und  über  dns  Recht  sorgen  bcsondut.!  Bestimmungen. 
Der  Eintrag  niuss  Tag  und  Rang  tragen,  l/xschiuigen  ei-folgen 
durch  einfachen  Vermerk.    Widerspruch  oder  I/ischung  von  amtü- 


*)  l^etialiflD  bei  Heynuum,  Beriiu. 
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wpenn  wird  nur  dann  eingetragen,  w^nii  tier  Eiiiti;(i;  K*'i^**tzliche 
Bestimmnniren  v-Mlrtzt'-;  anmut  ist  auch  lii-  r  ••in  AntraL,--  listig.  - — 

(  bcT  den  HyiKjthokon-.  Orundschuki-,  Ht  iitenscliuMlirit  f  triebt 
(las  Gt?set7..  ^§  56  —  70,  keine  materiellen  Bebtiumiiukgtüi,  liic  sich 
im  Ii  0.  B.  1113  ff.  finden,  sondern  es  bestimmt  nur  die  Fonii 
und  Art  des  Briefes,  dei  vom  Orundbuchamt  zu  erteilen  i«t,  die 
Beieicbnmig  als  „Hypothekenbrief*,  „Orundschiild''-,  „Rentenschuld-  . 
bfief  tragen  and  die  dem  Inhalt  entsprechende  Oeldsumme  an^ 
geten  mufle.  Er  isl  dem  Eigentttmer  des  GrundstQokeB  vegen 
B.O.B.  §  1117  aiisiahftndigen.  Bei  LOachiing  ist  er  unbrauchbar 
za  maohen.  —  Beachwerde  und  w«t^  Beadhwerde  gehen  an  das 
laod-  und  Ofaerlaudesgeric^t,  wobei  §  79  atir  Wahrung  einer 
ttaheitlichen  Reuhtaprechiing  imter  den  Oherlandesgerichten  eine 
dem  §  137  des  Genchts-Yerfaaaungsgesetzee  fllinliche  Beetinunung 
trifft«  indem  er  die  Entscheidung  des  Reiclisgerichtse  bei  Ab- 
vfoichimgen  der  Ansichten  Aber  eine  Rechtsfrage  anonhiet.  — 
XaL-h  !^  82  tritt  das  nene  Gesetz  sugleich  mit  dem  B.  C>.  H.  in 
Krnft.  \^7.\v.  dann,  wenn  das  Omndbudi  in  den  einzelnen  Bezirken 
fertig  angele  gt  ist. 

Das  iliitte  Nehengesetz  hmh  dein  Jahre  1H97  int  das  ,,R.  O. 
über  die  Zwangsvei-steigenuig  und  Zwanpsv  erwaltung"  vom  24.  März, 
R.G.  B.  S.  97,  Entwurf,  Dnieks.  607,  Anlbd.  ö,  Bericht:  Drucks. 
C85.  AulW.  6.')  Während  bisher  wegen  der  Veixchiedenln  it  des 
UnaobiliaiTet  htes  dieses  Oebiet  nach  <ler  Civilprozessordnung  ^755 
hndeneiäiüich  geregelt  war,  ist  jetzt  eine  einbeitliehe  Regelung 
licht  nur  möglich,  sondern  w^n  der  materiellen  Folgen  auch 
■Mig:  Daher  erwihnt  das  EinfOhrungsgeseta  zum  B.  Q.  B.  Art  1 
^  Oesets  schon  nebrni  der  Qrundbuchoidnung,  und  es  wurde 
«dun  1889  eb  Entwurf  hterfOr  vorgelegt  Das  Oeseta  weist  die 
Züge  neuen  Entwicklung  der  ZwangsvoUstreekung  in  Immobilien 
anf,  wie  sie  liesondeis  in  den  betr.  Gesetaen  von  PreusBSii« 
13.  Jtili  1883,  Bayern  29.  Mai  1886,  Sachsen  15.  August  1884 
iBBtgslegt  wurde.  Es  ist  zweifellos  ein  joristiseh  ungemein  feines, 
&ber  ein  schwer  zu  lesendes  Gesetz.  Selbständig  ist  diese 
Materie  bei  uns  wohl  mehr  ans  historischen  Orönden  geregelt; 
aber  ««gen  der  dem  Konkiurs  ähnlichen  weitreichenden  Bedeutung 

')  mteiiaiian  im  Heymami,  Ueoker  (Habn-Miigdan). 


—    380  — 


der  ImmobiliarzwangsvollstrecknnEr  if?t  es  aii<  h  zweckmS.'^.sic:.  dir-selHe 
au»  fler  Civilprozessordnung  heiau>/.iineliinoii.  In  dios>  i  sind  nur 
einzolne  Tmiktp  geregelt,  die  jetzt  gfegeiiüber  der  luslierigt  u  Fassung 
nülQiiich  völlig  geüiuiert  sind.  Vor  ailleni  hestituttit  die  Novelle 
snirC.  P.  0.  vom  17.  Mai  1898  die  dieser  Vollst^pckuug^>alt  unter- 
worfenen Gegeastiiide:  Ornndstlldce,  InmMAaliarreclitet  daran  Zn- 
behOcden  und  die  sonst  von  der  Hypothek  mitergriffenen  Gegen- 
Sünde  (E  G.  R  §§  1120  ff.)  und  die  eineetragenen  Schiffe.  Bei 
diesen  letzten  ist  nur  Zwangsverstotgerung  znlSaaig,  sonat  aber 
dnd  die  Formen  der  VoUstiecknng  auch  noch  Zwnngsverwaltxing 
nnd  GBoherungshypothek,  §  767  b.  Diese  zwdte  Fenn  ist  eine 
moderne,  auf  d«r  Selbständigkeit  der  Hypothek  benih«id  (ß.  0.  B. 
§§  1184  ff.)  nnd  in  der  C.P.O.  !=;elbet  belmntU'it,  §  767c  — 
Das  Goaetz  nennt  zuerst  das  Vollstreckungsgericht,  die  Interossonten: 
Gläubiger,  Schuldner  und  dritte  Berechtigte,  und  die  AnsjirQche, 
welche  ein  Rocht  auf  Befriedigung  aus  dorn  Gnuidstflck  g»>wfthren, 
nebst  ihi'er  Rangonbinng.  deren  Bedoiitnnp  dit">  ist,  dass  die  An- 
sprüche der  folgi'tnifii  Klasse  immer  erst  hcfriniliui  wordon,  wenn 
die  vorherpcheiido  hofriedigt  ist.  — -  Du-  Zwangsveist.'igfiung, 
4}§  15—145.  wild  auf  Antrag,  der  aucii  das  Gnindstüek  neinuMi 
mu8S  —  so  (iasj;  iüao  ücui  Schuldner  die  Wald  niclit  gegeben  ist  - 
vom  Gericht  angeordnet,  und  dieser  Beschluss  gilt  ids  Beschl;i^- 
nahme,  die  zu  Gunsten  des  Gläubigers  die  Wirkung  ein^  Ver- 
ftusserungsverbotee  hat.  Damit  ist  die  dentschrechtliche  An- 
schauung, dass  die  FfiUidung  ein  Yorzugsrecht  des  pfBndenden 
Qlftubigers  bewirice,  angenommeu.  —  Zu  den  Bedingungen  der 
Yosteigerui^  gehffirt  wesentlich  das  sog.  geringste  Oebot,  §§  44  ff.  — 
WAbrend  nftmlich  frttber  \m  jedem  Zwangsverkauf  Baarzahliing 
eintrat  und  das  Oruodstück  lastenlos  fiberging,  die  Hypotheikra  ei> 
löschten,  hat  sich  albnftUg  das  MDeckungsprinzip^  herausgebildet, 
das  auch  im  Oosetz  gilt.  Danach  mflssen  alle  dem  vollstreckenden 
Gläubiger  vorhergehenden  Rechte  mindestens  befriedigt  wenlen. 
und  dafür  dient  das  jxorin|j:sto  Gebot,  das  vom  Gericht  festgestellt 
wird,  §§  44,  62,  66;  dieses  besteht  aus  dem  „Baiirgob nt*',  §  49, 
welche«  bestimmte  bevorzugte  Rechte  nnifasst,  zu  deii'  ii  noch  der 
ilas  geringste  Gebot  ü^^p^stpigendt'  Mchibftia^  'ies  Meistgebotes 
kommt,  imd  ans  der  Vei  {»tlii  htung  zur  riteiuahuic  der  durch  das 
Baargebot  nicht  gedeckten,  aber  dem  Gläubiger  vorgehenden  und 
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der  MMBst  etwa  berOcksidttigiten  Rechte^  52,  53.  FUlt  eines 
TOD  diesai  weg,  so  ist  aeio  Betrag  nachzncahlen,  da  er  ja  im  Gebot 
nit  becedinet  war,  §§  50,  61.  —  Mit  dem  Zuschlag  wird  dw 
Enteher  ISgentftmer  und  zwar  auch,  wonn  da»  QrundRtflck  nicht 

dem  Sohuldner  jr>  IiHtIo:  der  dritte  wird  nur  auf  flon  Erl5s  ver- 
wieeen.  sj?}  90  ff.  Wepf^n  die»>r  Bedeutung  erfolgt  auch  der  Zu- 
schlag durch  Beschluss  und  gilt  als  obrigkeitliche  ÜF»ertragun^, 
nicht  als  Verkauf.  Damit  ntM-niimmt  der  Erstoher  die  im  geritifrstcn 
(t»>lK)t  *iitii;ilteuoii ,  nicht  l-aar  >;'''lfckten  Rechte,  und  es  wenien 
'lic  durch  das  H;irvrfTiirit;»>n  /.u  deckenden ,  alnT  nicht  nm- 
pezahlfen  Forderungen  auf  ihn  fllierlragen,  wofür  eine  SicherunKi»- 
hyi-.thek  bt-gnindet  wini ,  SS  HB,  128.  Alle  nicht  b«'friedigten 
Rechte  uenien  gelöscht  und  an  ihre  Stelle  tiitt  der  Anspruch  auf 
Ereatz  au8  dem  Versteigerungserlos :  Subrogation,  92.  —  Dies 
Sjtttem  wurde  lebhaft  bekimx>ft,  <la  es  fdr  den  Ersteher  tintdar 
io,  der  Lasten  nbemehmen  mflaae,  die  er  vorher  nicht  flberaehauen 
Ulniie.  Anderseits  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  der  Bodenkredit 
pr  nicht  die  Baarzahlung  wolle,  Bondem  ein  Bostehenbleiben  der 
Hypotheken  vorziehe.  —  Die  Zwangsverwaltnng  ist  eine  Be^chlag- 
Dahme  der  Nntsnng  von  Eänktlnften,  §§  146 — 161,  wobni  der 
Schiddaer  die  Ontsverwaltung  verliert,  —  eine  besonders  hta  Zinsen 
leeignete  Form.  Der  Verwalter,  §  150,  steht  unter  Oerichtsaiifncht; 
amh  hier  tritt  eine  Verteihnig  der  Erträgnisse  ein.  AufL^olKibeh 
^'ird  (las  Verfahren  duix;h  Qerichtabeschluss,  wenn  der  Gläubiger 
'"♦"Irie^Ugt  ist.  —  Die  Zwangsversteigerung  von  S<'hifren  erfolgt 
äl'filifh,  §  1G2-  171.  Hier  ist  aber  '«in  geringstes  (iebot  nnbe- 
und  das  Meistgebot  vAllig  baar  zu  entrichten,  l(j9.  — 
SchlusB  ^ind  l>^'SOIllicI■e  Kalle  geregelt,  in  <1«ticii  eine  Zwnngs- 
Tollstreekiing  nicht   in  Kni^'e  is>teht,  8«  <He  Zw;iiii^svi;>r\VMrtiiiig  dt^r 

Ma.v-e  gehörenden  hiuaubilien,  der  Immobilien  cini>8  Xiiclilasses, 

Zwangbaufhebung  einer  Gemeinschaft  nach  B.  U.  II,  753.  — 
'•ö  Einfflhrungsgesetz  endhch  ist  bestimmt,  dass  das  Gesetz  bezflgl. 
^  Schiffe  mit  dem  E  0.  fi.,  im  fihrigen  dann  in  Kraft  tritt,  wenn 

Onindbuch  in  einem  Beiirk  angelegt  ist 

Aof  dem  Qebiete  der  Zwangsvollstrecktrag  ist  weiter  auch 
^  Qeeeta  soiialpolitiachai  Charakters  tu  erwfthnen:  das  „Oesetx 

')  Die  neue  Österreichische  Kxekutionsordimng  §  l.'io  kennt  leider  diese 
^  dn  R^eUmg  nicht. 
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wogen  AMtul-rnTier  dos  Gesetzes  betr.  iVw  Beachlognahine  ilos 
Arbeits-  öl»  i  Dieu^tlolmes  und  clor  l*.  (V'  vom  29.  März, 
R.  G.  Bl.   S.  159.    Kntwurf:  Drucks.  No.  M.   1,  No.  (542. 

IM.   0.    Beriolit   Drucks.   No.   .'»On.  B^l.  I);i>   Oospt^  i^t  «las 

Ki  t:' '»Iiis  wioderh()lt«'r  Antiauv  ilos  Iv  ichstag«  luitl  IüshI  na  wt\->iit- 
liclit  ii  iDin  nnch  «iio  Bosii  hhi^Muihiiio  liog  Arbeits-  fMler  Dioiistlohao.s 
zu  ümioteii  i\vv  (ItMii  !iii-'liclii  |iru  Kiiitle  vorn  Vater  kraft  tic.->etzes 
zu  gewährenden  l  uterhalulM'iti-ägo  zu.  Wdhei  alter  e'uio  Zeit- 
«chrauke  gesetzt  ist,  uuil  lüe  üuterhaltsi^nsprüche  der  Ehefmu  und 
Verwandtoi  vorgehen.  GMchzeitig  aind  der  §  4  No.  3  de»  ge- 
nannten QeeetxeB  und  der  §  749  Abs.  4  der  C.  P.  0.  (neue  Fassung 
§  850)  etwas  (senauer  gefaeet.  — 

Das  Gewerberecht  hat  eine  sehr  wichtige  Änderung  erfahren, 
durch  welche  das  Innungswesen  weiter  ausgebaut  wurde,  damit 
der  Handwerkerstand  noch  mehr  wie  bisher  geschützt  werde;  dies 
ist  die  Aufgabe  des  sog.  neuen  ffiaa&weAerg^x^bBeer,  Oesets  zur 
Abänderung  der  Gewerbeordnung,  vom  26.  Juli,  R,  0.  Rl.  S.  663. 
Entwurf  Drucks.  Ne.  713,  Hl.  Cu  Bericht  No.  906,  B^l.  7.  Vergl. 
auch  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Krnclitung  von  Haodwerlcerw 
kammem.  Drucks.  17,  AnUnl  1.')  Die  Hegierung  war  dem  viel- 
fach geäuss»  rten  M'niiwh,  den  Ilanrhverker  durch  Orgyriisierung 
vor  der  Vereinzelung  zu  bew;dir»Mi,  ilin  zu  starken,  schon  seit  1881 
nacligekomnu'Ti.  indem  pit"  ili<'  IniiiiiiL:i  u  nls  Of^-nne  gewerVdieher 
Selb.stvci'wahung  emnchtete.  Aber  inii-  \oi  ii;UtnistnM*;siii  w  enig 
Ilandw'  vker  waren  beigetreten,  die  fioiwillige  Innung  konnte  wenig 
im  Interesse  der  Allgemeinheit  leisten.  Dem  sollten  zwang-sweiso 
zu  gründende  Innungen  abhelfen.  189ü  wurde  daher  eine  Er- 
hebung über  YerhUtnisse  im  Handwerk  veranstaltet  und  in  der 
Bearbeitung  des  Kaiserlich-Statistischen  Amtes  verOfTentÜcht  Aber 
viele  Stimmen  wurden  gegen  den  neuen  Plan  laut,  besonders  aus 
den  Kreisen  der  süddeutschen  freien  Gewerbevereine.  Daher  musste 
man  den  Zwang  zur  Gründung  luid  zum  Beitritt  für  die  Innungen 
doch  an  bestimmte  Voraussetzungen  knüpfen,  um  die  Lebensfähig- 
keit der  neuen  Organisation  zu  sichern.  Neben  diesen  Zwangs- 
innungen, die  im  wesentlichen  die  gleichen  Au^ben  wie  die  bia- 

>)  Vergl.  Hugo  Böttger:  Gescfaichte  und  Kritik  d«s  aeaea  Hand- 
werkeigesetzes  vom  26.  Juli  1897.  IMederiehi,  Leipsig,  1808,  408  p|i.  — 
Ifaterialien  bei  Heymano,  Berlin. 
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heiigen  luil  t^ii,  können  auch  dio  fi-eien  l)eistehen  bleiben.  - —  Weit<»r 
aber  soll  dein  Handwerk  eine  Vertrctiiug  geschafTon  werden,  ähn- 
lich wie  si«^  die  HandelskumiiKM-n  bilden,  und  endlich  soll  bei 
li'  spm  Aiilass  aiir  h  wirnlor  das  T.<'hrling8weaen  verbessert  werden,  — 
ei«  Ziel,  das  den  meisten  Hi  ifall  fand. 

Demnach  ändert  das  Ge>eu  «len  gauzea  Tit»«!  VI  der  GpwpHk^- 
oplnung,  der  jetzt  „Innungen,  Innunf?sausschnHj?e ,  llandwerks- 
kaiUDieiTj,  Innunfrsvorbände"  übers»  in  iclien  ist.  In  deu  §ij  81 — 99 
werden  zuerst  die  Innungen  genanut,  die  im  wesentlichen  unver- 
Indeit  bleiben.  l>ocli  und  manche  ilirer  Vorrechte  aufgehoben, 
niQ  dadurch  aiil  die  Errichtiug  Ton  Zvangeannungen  za  wirken. 
fwm  ist  der  Oeselieoau sechuss  obligatwiech  geniaoht,  95 — 96 
und  imd  ihm  erhebliohe  Rechte  eiugerftumt  Auch  sind  Innnngs- 
«chisd^gerichte  neben  den  Gewerbegeriohten  TOdngesehfm  und  ist 
^  Innungen  eine  „Werksfattaufeichf*  in  den  xnr  Innung  ge< 
^nden  Betrieben  eingerttumt,  §  94  c. 

Zwangsinnungen,  g§  100— lOOn  können  auf  Antrag  Beteiligter 
Ton  der  höheren  Verwaltungsbehörde  unter  Gewerbeträbenden, 
velflie  das  gleiche  Handwerk  oder  verwandte  Handwerke  auaüben, 
enichtet  werden,  wenn  die  Mehrheit  der  Beteiligten  zus^timmt  und 
*^nn  der  Bezirk  der  Innung  wie  die  Zahl  der  Beteiligten  Ijel)en8- 
fähigkeit  garantiert.  Mitglieder  .sind  nur  die  einen  stehenden  Ge- 
«'erU>lK:'trieb  ausübenden,  aber  nicht  die  ihn  fahrikiiül'ifsig  bptrfiben ; 
^^nt}  Hesclir?\nkiing  ist  auch  möglich  auf  ( icweibetreibi-nden. 
•'•e  der  R./^'.'l  iia'  li  (.b'.s.  lleii  o<ler  T/ehrliiif^e  halten.  -  Wilhmid 
•lif  alten  Jniniii^sverbäiule  hestiOieii  bleiben,  104  —  104n,  sind 
"^'1  die  obligatoriiclun  ilaiidwirkskammern,  103  — 10.3«|,  die 
'ön  den  Laiidesc-entralbehöMen  zur  Vertretmig  der  Iüteresw?n  de*; 
^^werks  zu  errichten  sind,  deren  ^litglieder  von  den  Innungen 
^  Vereinen  gewählt  werden,  bei  denen  aber  auch  Gesellen- 
«Q«diil8se  zu  bilden  sind.  Ihre  An^be  ist  besonders  Unter- 
^tang  R^ening  in  Handwerksfragen,  Regdung  und  Über- 
gang des  Lehrlingsweaens  und  der  Gesellenprüfung.  Zur  Seite 
"l^t  ihnen  ein  behördlicher  Kommi»8ar.  —  Solche  Einrichtungen 
^'iBn  schon  in  einer  Reihe  von  Bundesstaatra  und  auch  in  Öster- 

bekannt  —  Endlich  ordnet  daa  Gesetz  die  Lehrling8v«rhAlt> 
^  neu  in  den  §f  126 — 132a,  da  das  bisher  geltende  Oesi  tz 
^  18.  Ja]]  1878  nicht  genug  fOr  die  sittliche  Zucht  und  die 
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techniflche  Vorbildung  getiian  hatte.  Daher  trifft  das  Gesetz  strenge 
Bestimtnungeii  clarflber,  wer  Tiehrherr  sein  darf,  nber  die  Eiii- 
rifhtnnc:  d^r  Lehrverti-äge,  die  gegeneeitigen  Pflichten  und  Rechte; 
die  Ausbildung  der  Lehrlinge  wird  auch  dadurch  j?:csichert,  dass  der 
Lehrherr  ntir  einf  dem  ITuifang  seines  Betriel>e8  ontsinvchende  Zahl 
Lehrlinge  halten  darf.  ^  12H.  Besonders  strenge  Vor8<-hriften  sind  für 
Handwerker  gegeben,  bfi  lit  iu  n  die  Innuniroii  eingreifen.  Ilit-r  ist 
auch  för  Ocselbnipn'Jfiinpon  u.  soi-irt.  die  in  <ii  r  Regel  nach  einer 
dreijÄhrigen  liehi/.eit  stüttlindeu,  uiuJ  auf  dt-ren  Ablt'f;un;?  die 
iunuugen  und  der  Lvltrheri'  den  Lrlirling  hinweisen  sollen.  — 
Wer  drei  Jalire  Geselle  war,  kann  die  Meisterprüfung  ablegen, 
und  nur  wer  sie  bestanden  und.  die  Befugnis  snr  Haltung  von 
Lehrlingen  erworben  hat,  darf  den  Meistertitel  führen:  dadurdi 
soll  das  Standeabewnsstsetn  gehoben  werden,  |  133. 

Neben  diesem  Gesetz  ist  einmal  die  K«serliche  Verordnung 
SU  erw&hnen  „betr.  die  Ausdehnung  der  §§  135 — 139  und  139  b 
Oew.O.  auf  die  Werkstätten  der  Kleider-  und  Wflwhekonfektion") 
31.  Mai,  R.  G.  B.  S.  469.  Vergl.  Drucks,  des  Reichstags  No.  914 
Anlbd.  8.  —  Entwurf  eines  Gesetzes  Drucks.  840,  Bd.  7,  woselbst 
der  Versuch  der  Einschränkung  der  Heiuiarl)eit  gemacht  wuifle 
gemfiss  der  Erhebung  aus  dem  Jahre  1 SH6.  Dnu-ks.  d&<  Reichs- 
tags, 1887  Xo.  83.  Die  Verordnung,  die  den  Sdiutz  jugemlUciier 
und  wciidichcr  Arlteiter  bez\ve(rkt,  findet  keine  Anwendung  auf 
Ib'imarbeitenverkst.'itten  und  soK^he,  wo  die  Waren  der  Kloidcr- 
nn'l  M'ilsch.  kniitt'ktiun  nur  gelegentlich  g*»tertiet  wenlen.  —  Smlunn 
ist  eine  Hi'kaniitnKichung  liotr.  die  Kinritrhtung  der  Buchdruckfrcicu 
un  l  Si  hi  iftui' >>ci.'i<'n  vom  31.  Juli,  R.  G.  Bl,  S.  014  erlassen,  worin 
auf  Uniud  (L»  §  120a  Gew.  0.  gesundheitliche  Anordnungen  ge- 
troffen sind.  — 

Landwirtschaft  und  Kuidet  gkickmftssig  betrifft  das  n^eaete 
betr.  den  Verkehr  mit  Butter,  Klse,  Schmalz  und  deren  Ersats- 
mitteln*^  vom  15.  Juni,  R  0.  B.  8.  475.  Entwurf  nebst  B^prfindung, 
Zusammenstellung  aualSndischer  Gesetzgebung  und  technischen  Er- 
Utaiterungen:  Drucks.  No.  72,  Anlbd.  1.  Beschlflsse:  No.  224,  Bd.  2. 
Neuantrige:  No.  613,  614,  Bd.  5.  Bericht:  No.  733»  Bd.  7.  — 
Die  steigende  Bedeutung  der  ICacgarinefabrikation  macht  ttbendl 
ein  EingrnfMi  der  Gesetigebung  sum  Schutz  sowohl  des  Konsu- 
menten vor  sohlechten  Fabrikaten  tuid  vor  Tftuschimgen«  als  auch 
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des  Butterfiibiikaiiteii  vor  «jiuoin  uiilautoi-en  Wetilicwerl»  uütig:  iu 
Deut8clilaud  trat  der  zweite  Gesichtspunkt  entschieden  in  den 
Voitteignind.  Daher  betrieben  besouders  die  Vertreter  der  Laod- 
«utachaft  eine  Erhöhung  des  gesetzlichen  Schuttes  gegenüber  dem 
alten  XargarinegeBetze  vom  12.  Juli  1887;  aie  hatten  im  Reiche- 
t«ge  1896  die  Bestinunung  darchgeeetat,  da«  die  Hai^garine  im 
Terbehr  su  fftriien  sei  und  dass  für  Butter  und  Bfaigarine  getrennte 
VerbufBritume  einzurichten  aeien,  wenigstens  in  grOsaeren  Orten. 
Aber  erst  im  folgenden  Jahre  nahm  die  Begierung  dieae  avei  Be- 
sitiinmnngeD  an ,  die  sie  auerst  fdr  ,,iinannehmbar^  erklirt  hatte. 
So  üind  .sie  zy\o\  Hauptpunkte  des  neuen  Qeaetaes,  die  aber  grosse 
Sthwi  riL'keiten  in  der  Anwendung  '  i»  t  Mi.  (Jegenstand  des  Gesotzps 
!*ind  die  der  Butter,  dem  Hutterschmalz  «xler  dem  Schweineschmalz 
ähnlichen  Zubereitungen,  die  nicht  ausKchlieiwIich  aus  diesen  Erzeug- 
nissen l)estehen.  Fnr  si*»  ist  neu  vorgeschrieben:  An'/.ei<xepf1i<"ht 
Mr  n»»rf!ti:'Iliinu  iiiiil  (  berwachung  den?elbpn:  Tronnung  dci  Verkaufs- 
riJüKi.  uiui  Färl)ung  der  Margarine.  —  8tnifn'<  litlich  besonders  ver- 
folgt winl  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr.  —  Auch  tiithiUt 
»las  (lesetz  einen  neuenlings  oft  zu  tindcudeu  .Straf pai-agraphen  ziun 
Schutz  gegen  den  Verrat  der  Betriebsgelieiinuisöe  durch  die  über- 
^'acfaeoden  Folizeibeamten.  — 

Auf  dem  Gebiet  der  aDgemeinen  Verwaltung  zum  Schutz  der 
Kinxelpsrstelichkeit  ist  ein  sehr  wichtiigea  Oesets  ergangen:  „über 
^  Auswandeningswesen**  vom  9.  Juni,  R.O.B.  463.  Entwurf: 
Dnicks.  706,  Anibd.  6.  —  Die  Gaaetagebung  hierQber  steht  dem 
Dach  Artikel  4,  Ziffer  1  der  IhdchaverbisanDg  zu;  bisher 
aber  war  nnr  ein  Reichakommisaar  zur  Beaufsichtigung  vorhanden, 
^^saetientwitafe  waren  schon  1878  und  1892  eingebracht.  Jetzt 

€s  fOr  die  BegieHrung:  die  AuswanderuDgaheiheit  nicht  anzu- 
tiaten,  aber  dafür  möglichst  gute  Beding^gen  zu  schaffen,  wozu 
*\fr  Qeacbftftäbetrieb  der  Vermittler  imd  Agenten  unter  Aufsicht 
it»  stellen  war.  Daneben  sollte  auch  eine  Auswandeningspolitik 
ir^fönlort  wenlen,  bes.  durch  Erhaltung  dos  Dptjtsclitnms  nii<! 
N'it/haniiarhunir  desselben  fHr  dan  Mutterlaml  im  Aualand.  Dazu 
«enlrii  Ji.-s.  im  Gesotz  .Iii»  SiedelungHgesellsehaften  bcvoraugt. 
-  N.i'li  (l>'m  Gi.'betz  ist  Erlaubnis  ffir  die  riiteineliincr  <lurch 
'ieu  ik'icliskaiizler  mit  Zustimmung  di-s  Buiidesratt\>^  und  Kaution 
von  mißdestens  50  00U  Mark  nötig.    Dazu  bcätebt  Agcntenzwaog. 
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Der  ÄiiswamlenincrsvtTtrag^  iimss  vorher  schriftlirb  nbp»'«rhln8s»:'n 
sein.  S<'inp  Be'>tiiniming<.'H  .siiiii  g>  rogelt.  f»f>f»nsö  wio  ilic  KiifS'irsrv 
im  AiisvcliitTiiiig-.->h;ifo!i.  Die  Hi'otnclitiuki-it  tl-T  Schifft'  h\  vom  I'n- 
torneluiicr  zu  jLcarantieitjn.  —  Als  «achverfitiirjtiitrt'i  Hriiat  dos  Hei^  ks- 
kau/Jers  besteht  eiiu'  Auswaiiderungsbr'hönle  von  15  MitsHftK'ni 
nelion  Überwachiingsbehöitlon  iu  den  IIafeu|)lätzeti.  Zu  <len 
StiafbeBtimmiingen  iat  diirdi  den  Rdchatag  eine  sehr  wichtij^e, 
aber  nicht  hierher  gehörende  gekommen:  der  Schute  der  Franene- 
personen  gegen  Verleitung  zur  Auswanderung  zum  Zweck  ate  d» 
gewerbsmfteigen  Unsncht  suzufOhren.  —  Das  Gesets  trat  am 
1.  AprU  1898  In  Etaft 

Das  Verkehiswfpsen  betreffen:  einmal  die  „Telegraphenoninung 
für  das  DentBche  Keicli"  vom  9.  Juni.  Centrslblatt  8.  163.  Die- 
selbe sichert  jedermann  freie  Benützung  der  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bestimmten  Telo^rmphen :  doch  werden  Telegramme  an- 
stOssigcn  oder  sonst  nnznlässif^en  Inhalts  nicht  liefönlort.  —  Für 
die  richtige  riK  rknnft  mmixI  nicht  Gewähr  geleistet,  und  Nachteile, 
die  dnn  h  Verlust,  Entstellung,  Verspätung  entstehen,  weitlen  nicht 
vertreten.  Sodann  erging  «'ine  iieric  „Vt-roi-dniuig  zur  Votlifitiiiig 
des  Zusiiiuiin'nstosses  der  Schifte  auf  See"  vom  0.  Mai.  H.  <i.  B. 
S.  (li>'  ih>  gleichnamige  Verordnung  vom   7.   Tamiar  ISSO 

aufliebt.  —  Dant'lx'n  steht  die  „Ventrdnung  Ix  Ir.  'lie  Lithter-  und 
Signalführung  der  Fisi  lu  i  fahrzeuge  und  der  Loottfcmlampffahrzeuge" 
vom  10.  Mai,  H.  Ct.  B.  S.  215. 

Auf  dem  Gebiete  des  luternatioualeu  lieclit»  uiud  zu  erwäluien : 
VW  allem  die  ^usalasakte  zur  Bemer  Übersinkunft  betr.  die  Bildung 
eines  internationalen  Verbandes  zum  Schutze  von  Werken  der 
liteeatur  und  Kunst  vom  9.  September  1886  (R0.B.  1887, 
S.  493)*S  vom  4.  Mai  1896,  RG.B.  S.  759,  —  und  die 
„Dfddarstion,  durch  welche  gewisse  Bestimmungen  der  Bemer 
Übereinkunft  vom  9.  September  1886  und  der  am  4.  Mai  1896 
zu  Paris  unterzeichneten  Zusalzakte  erUutert  werden*^  ebenda 
S.  769.  Veigl.  Drucks,  des  Reichstags  No.  640,  Bd.  6.  —  Leider 
kam  eine  einheitliche  Revision  noch  nicht  zustande,  doch  ist  die 
Neuerujig  von  besonderem  Weil;  für  die  deutschen  Interessenten, 
weil  sie  im  Artikel  5  der  rix>reinkunft  jetzt  den  Cbersetzungs- 
schütz  nicht  mehj-  auf  10  Jahiv  beschränkt,  soinltMii  so  lange 
dauern  iBsst,  als  der  Originaischutz  währt  —  Der  Art  2  der 
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Fbereinkimfl  svini  klargestellt;  dor  Artikel  3  schützt  jetxt  die 
eineui  Verhandslande  nicht  aogetuirigen  Urheber,  austatt  wie  bisher 
die  Verleger.  Nach  Artikel  7  werden  Fefiutletonronuuie  und  Novellen 
ia  d«n  Zdtangen  den  anderen  Werken  gleichgeachOtzt  —  Nach 
Aittket  20  wirkt  kfinftig  die  Kfindignng  der  Übereinkunft  nur  für 
den  Antkflndigenden.  —  Aus  dem  Schlussprotokoll  ist  fOr  Deutsch«' 
lud  besonders  bemerkenswert,  dass  architekttmische  Werke  nur 
geschatit  werden,  soweit  das  in  den  einzelnen  L&ndem  geschieht, 
—  was  fQr  uns  nidit  gilt  —  Und  aus  den  beigefOgten  „Toenx** 
ist  stt^ssdlten,  dass  die  Photogniphioii  fiherall  miiulestens  15  Jahre 
fiys<-hntzt  werden  8oU«n  —  während  sie  bei  uns  bislier  mir  5  Jahre 
Schutz  p^niessen  — ,  und  dass  auch  die  f^wünsi  htc  Strafen  für 
uiiliehigte  Annahme  von  Namen,  Signaturen,  Zeicbeu  der  Urbeber 
bei  uns  noch  nicht  voll  verwirklicht  ist. 

Zwisf'hf^n  dorn  Kfich  uml  Niearag^na  ist  ein  ,,Fr-Miiulschnftf!-, 
Handels-,  SchilVfaiirts-  niM  Knnsuhrvertrag"  geschlosson,  der  am 
4.  Fehniar  1896  unterzeicliuct  wüitle.  R.G.B.  1897  8.  171. 
I^iiiicks.  No.  578.  Bd.  5.  Er  ist  dem  Vertnig  mit  Guatüioala  vom 
20.  .September  1887  gleich. 

Gekündigt  wurden  der  Handels-,  Schifl&hrta  und  Konsular- 
veitrig  mit  der  Dommikaniadien  Bepublik  vom  30.  Januar  1886, 
^  am  26.  Januar  1897  ausser  Kraft  tritt,  der  Kmdels-  und 
Sduffiihrtsvertiag  mit  Uruguay  vom  20.  Juni  1892  auf  äea 
31.  Juli  1897,  und  det  Freundsohafts-,  Handda^  und  SchiffiC&hrts- 
fcitiag  mit  dem  Freistaat  CostarBica  vom  18.  Ifai  1875  auf  den 
30.  November  1897.   B.Q.B.  S.  6,  611,  785. 

Mit  den  Niederlandm  ist  ein  Andietomngsvettrag  am  31.  De- 
z«^mber  1896  geschlossen  worden,  R.G.B.  S.  731.    Drucks.  No. 

Anlb<l.  0.  Nelx'U  diesem  steht  der  ,,Vertrag  zwischen  dem 
I)eutischon  Beich  und  den  Niederlanden  über  die  Auslieferung  der 
Vtrhrecher  zwischen  den  Deutschen  Schutzgebioton  sowie  den 
*on«t  von  Deutschland  abhängigen  Gebieten  nn<]  deni  flphirt  der 
Ni-l.  ilainli'  smvie  den  Niederländischen  Kolonien  und  Auswfirtigen 
•^itKungen-,  21.  Septemhf>r,  R.  0.  B.  8.  747.  —  Der  Ilaupt- 
vertrag  tritt  an  die  Stelle  der  Usln-rigon  lu  einzelstaatiicheu  Ver- 
^f^t.  die  veraltet  sind.  Er  enthält  einige  Neuenmgen,  daninter 
*B  erster  Stelle  die  allgemeiao  Klau.sel,  dass  flie  Ausliefenmgs- 
pHwht  besteht  wegen  aller  ausserlialb  des  Gebietes  des  ersuchten 
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Teils  l)egang«neii  Handlungen,  die  ale  eine  der  in  27  Nummern 
eineelD  aufgaz&hlten  Stnfthaten  erscheinen.  Dabei  iet  Spcxialitftt 
der  AburteUung  und  NiohtweiteFaiiBlieferuag  beütimmt  Und  endlich 
iet  das  Meistbegftnetigungsredit  bexflglioh  der  Auelieferungsthaten 
ausgemacht  wie  mit  Serbien,  dear  Sfida&ikanischen  Republik^ 
Columbien  und  Japan. 

Zum  Schluss  sind  hier  zu  erwSbnen  die  tou  den  Bundee- 
regiernngon  vt>roiiit>ait<  n  ,,Qruiuisätzi> ,  welche  bei  dem  VdUuge 
gfrii'htUch  erkannter  Fi^iheitsstrafen  bis  zu  weitoivr  genieinsiuner 
Regelung  zur  Anwendung  komiueii",  die  ohne  D.itiim  lunl  Unter- 
schrift im  Deutschen  Kf>i<  lisanzoitror  vom  8.  November  vei*öffentlicht 
wurden  und  jetzt  von  den  Einzelivgi<  rimfr«Mi  zu  Wronlnunireu  ver- 
arbeitf't  weidtMi.  —  Nachdem  seit  1870  auf  <  ii)  Strafv«)ll/.\ii,'^sfrR«etz 
gewai  tot  wiril,  nachdem  lH7ft  der  Entwurf  •  iiifs  bolchen  buEionders 
wegtai  finanzieller  Scliwi»  rit^k*  iffii  nidit  veral».schiedet  wunle,  ist 
dies  das  erste  schwache  Ei^^^ebuis  dci  langen  Itemfihungen  iler 
Wisseuscluift^  unseren  Strafvollzug  auf  die  Höhe  der  Zeit  zu  bringen. 
Wichtige  Punkte  siiid  dabei  übergangen,  wie  die  Behandlung  dsr 
Jugendlichen^  der  kleinen  Q^bignisse,  der  ArbeitsbAueer,  andere  so 
allgemein  ger^lt,  dass  eine  ESnheitliehkeit  doch  nicht  su  erwarten 
ist:  kein  Wunder,  dass  der  Kampf  gegen  das  Yerbreohen  erfolgloe 
bleibt,  wenn  die  Regperungen  von  veralteten,  aber  ^ifbgßw<ymBneTif* 
Einrichtimgen  nicht  al^hen  wollen!  —  Die  Grundsfttie  regeln  die 
ünterbiingiing,  wobei  die  „mflgüchste"  Trennung  der  Stittfiurten  ge- 
wflnscht  wird;  Eintelhaft  soll  bei  Jüngeren  und  l^icht-Vorbeetraften 
und  bei  kflr/eren  Sti-afen  „vor/ugsweiHö**  angewendet  werden,  auch 
b<M  Oemeiusuhafthaft  sollen  Absonderungen  und  soll  besonders  die 
Nachttronnung  duifligeführt  werden.  —  Auf  den  Gebieten  tler 
Beschäftigtmg,  R'köstigting,  Kleidung,  Kmnklu'itsfälle,  Sefdsorge, 
des  rnterrichts.  der  BHcher  und  Sc  hriften,  der  Hewegimg  im  Freien, 
Bestifhe.  des  schnftlichen  Vfi  kehis,  rler  Hausordnungen,  Kevisioneti 
und  Btischwenlen  bieten  die  ( inindsätzi'  nichts  nennenswert  neues, 
zeigen  sie  keinen  foilschritilicht^n  (n  ist  uiiil  nirlit  die  strenge 
Durchführung  eines  Grundgedankens,  «oiidejii  nur  il.-n  Charakter 
eines  schwen^rlangten  Kompnunisses;  die  zuläs.sigen  Disziplinamiitt^.l, 
neben  denen  noidi  jeder  Staat  .seine  eigenen  lielialteu  mag,  sind 
wesentlich  Teischflrft,  — 
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II.  Die  Einzebtaateu. 
Audi  hier  nnd  nun  T«l  eefar  wichtige  Arbeiten  zn  veredclioen; 
doch  darf  man  im  ftUgemeinen  wegen  der  Yorbereitung  der  BSn- 
fDhnmg  des  B.  E  eam  gttewre  Ruhe  beobediteit.  Eine  einheit> 
ficfae  Tendenx  ist  nur  in  weniger  bedeutenden  nmgen  erkennber, 
n  X.  B.  in  da*  Neuregelung  des  Steuerweeensi  besonders  In  der 
hOheran  Beeteuerang  dee  Wandergewerbee.  VoUig  einheitlich  sind 
Dar  die  Verordnungen,  die  das  Anpreiaen  tmi  Geheimmttteln  gegen 
Knuddidten  der  Tiere  bei  Strafe  Teri»leteii.  — 

1.  AiH  dem  Httnogtinn  Anhalt  ist  das  Gerichtskostengeset« 
vom  22.  Mai.  Gesetzsaminlting  Bd.  XV,  S.  3S9,  und  die  Gebilhren- 
ordnnng  für  Notare  vom  22.  Mai,  S.  379,  zu  nennen.   Das  (resotz 

die  anderweite  AMndenmg  fl»  s  Gt  sctzes  die  Erl>8ehaft*<steuer 
If'tt.,  vom  22.  .Mai.  S.  3!t3.  i-pgflt  im  we>ontli<  hon  die  Beh'eiungen 
aii>  (irii  ( Ic'sctz.'ii  vorn  4.  Kcliruar  1S74  uml  vom  29.  Mflrz  1892. 
—  Da.«  (i«'setz  betr.  die  Einfühnnifr  einer  GeweHi'  sleutT  vom 
22.  Mai,  eWada  S.  399,  iukraü  mit  dem  l.  Juli  1898,  untoi wirft 
äi*'  .«stehenden  Gewerl>e,  auch  Zwoifj:nitMlerlas.«;nnL;eii  auswärtiger 
Betriebe  der  Steuer.  Nicht  dazu  goliöien:  l^ndwiilsehaft,  Jagd, 
Vieiuucht,  Foratwirtechaft,  Bergwesen,  die  Eisenbahnen  und  die 
Übenden  Bwnle.  Bei  dem  Gewerbebetrieb  im  ITmhendeheii,  der 
Qwtwirtschaft,  dem  Eletnhandel  mit  geistigen  Qelifinkai  blmbt  es 
tieim  biaherigen.  Die  ISnachUzung  erfolgt  dnreh  eine  Kommission, 
der  die  Gesdiiftabfloher  nur  freiwillig,  die  GeaohUtqgeheimniflse 
flbeduinpt  nidit  vorgelegt  zu  werden  brauchen.  ESnsprfldie  gehen 
an  die  ReUamAtioDskommiasion  und  von  da  wegen  Bet^tsfehlem 
itt  daa  Stastaministerium.  —  Nach  dem  Gesetz  betr.  die  ffinlQhning 
«iner  ^ipitalrentenateuer  vom  22.  Mai,  S.  417,  wird  das  Rein* 
•  inkommen  von  Kapitalzlnsen  und  deigl.  neben  der  klHSsifiziorton 
Kinkonimensteuer  aus  dem  Gesotz  vom  18.  April  188G,  Xo,  724, 
'•in^T  besonderen  Staatssteuer  unterworfen,  die  auf  Gnmd  der  An- 
gaben zur  Einkommeni^uer  in  einem  entsprechenden  Verfahren 
iotgestdlt  wird.  -- 

2.  In  Baden  ist  durch  die  Vei"oninung,  die  Fflhnjng  der 
Oniml-  uiiij  der  Tfundbücher  l>«^tr..  vom  11.  Septendter.  Ges.-  luid 
Verordn.-Bl.  S.  293,  die  Aniiassnn^^  an  dif  F?picht!gruiidliiicbordnung 
Vorgenommen  worden.  Nach  eiiuiu  Ch  si-tT;  vom  14.  April  1898, 
Ges.-  und  Verordn.-Bl.  1898,  S.  25G,  die  Eiuti»gung  des  Eigeotiun» 
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im  Grundbuch  h»otr.,  wird  von  Amtswegen  für  die  j«^t/t  absolut 
nötige  Einti^agun^  f;esuru;t.  —  Eim*  Vfirirdniing  vom  U.  Mär/,  Ges.- 
und  VefOirdii.-Bl.  S.  60,  cUki  Waffeutragen  betr.,  die  auf  Grund  des 
Gefftetaes  vom  17.  Juni  1896,  die  Abftnderung  und  Ergänzung  des 
PolizetstrafgeBetzbudi68  vom  31.  Oktober  1863  betr.,  organgi-n  ist, 
verbietet  MinderjXhrigen  und  gewisseu  geahrlioheai  PereoneD  das 
Tragen  von  Waffen  an  Alfentlichen  Orten  Oberhaupt  ohne  Eriaubnis 
nnd  gestattet,  daea  Peraonen,  die  wegen  bestimmter  Delikte  be- 
straft sind,  das  Waffentragen  bis  zu  5  Jahren  nach  der  Strafe 
verbotra  werde. 

Unter  d(>n  Rliciiniforstaaten  ist  auf  Qnind  deB  Artikel  32  der 
i"ovidiei-te!i  Kh'  insi  liifTfalirtsjikte  vom  17.  Oktober  18G8  eine  neue 
„Rheins  lulTlaluts-P<di/,eionlnung"  vereinbart,  die  in  Haden  untw 
dem  21.  Juli  verkündet  wui-de,  Ges.-  u.  Verrn-dn.-Bl.  S.  1G3,  und 
an  die  Stelle  der  am  21.  November  1887  verkündeten  vom 
1.  NovemJ»er  1897  ab  tritt. 

3.  Bayern  iJit  niit  einer  Steuerreform  bew-häftigt.  ilie  die 
Kink'ininien-.  KapilaheiUeri-  und  die  (Sewerbesteuer  belritlt.  — 
r)a.<  Berieht.sjalir  brachte  nur  ein  ..Gesu-tz  wegen  Amlenrng  dos 
Gesetzes  vom  10.  .März  1879  die  B<'8teuerung  des  Gewerbcbetnebs 
im  Umherziehen  k^tr."  vom  20.  Dezember,  Ges.-  n.  Verordn.-BL 
S.  415.  Danach  wird  eine  Normal-  und  eine  Betriebaanlage  fest- 
gestellt Erhöht  ist  die  Steuer  der  Wanderlager.  Der  beigefügte 
Steit^MI  fDhrt  besonders  eine  Erhöhung  der  Steuern  fdr  Hansieiv 
handel  mit  Luxnswaxen  u.  dergl.,  für  Ifusterreiaende,  Wanderlager 
und  Wandenuktionen  auf.  —  Eine  XfinigL  Y^rdnung  die  Feier 
der  Sonn-  und  Festtage  betr.  vom  21.  April,  Oes.»  u.  Yerord]i.»BL 
S.  197,  bringt  gegenflber  der  aufgehobenen  Verordnung  vom 
30.  Juli  1862  im  wesentlichen  eine  Anpassung  an  die  Gewerbe- 
ordnung. 

4.  Aus  Bra II  11 -chweig  ist  nur  da-^  Kirchengesetz  interes^mt, 
„da*i  Vorhalten  der  Kirche  beim  Begräbnisse  von  Selbstmönleru 
lietr."  vom  3.  Juni,  Ges.-  u.  Veronhi.-Bl.  S.  85,  wonach  hier  die 

,  sonst  ulilichen  Aus/.eirhnnngen.  eln/npo  I><  nkniiiler  u.  dertrl.  vcr- 
bob-n  fiind,  freilich  andei-ei'seits  auch  eine  „äjcliimpüiche  Art  der 
Btwtattung"  nicht  statthal^en  darf. 

5.  Bremen  hat  eine  Veioi'djiung  »■ila>s.ii  ..l»etr.  das  Aus- 
schünkeu  von  Brunntwein  und  den  Kieinluiudel  mit  Branntwein 
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oiw  Spiritus"  vnni  3.  TtiM,  Ofs,-R!.  S.  107.  wonach  der  Nachweis 
^(m  vorhan«loiu»u  BtHldrfnisses  vfilaiiirt  wini. 

6.  In  Klsass-rjothrintron  ist  ciiio  Verünlnmiir  ..Uffr.  ilie 
Handelskammern"  vom  14.  April  ergangen,  Ges.-Bl.  8.  '.\'>.  Danach 
sind  dip  Hari<it.'lftkaiuiuerii  gemeinnützige  Anstalten  zur  W-riix^tuiig 
der  Gesamtinteressen  des  Handels  und  der  Industrio.  Errichti-t 
w«deü  sie  durch  landeeherrliilie  Verordnung;  ihre  Mitglieder 
weiden  dun^  die  zur  Zahlung  von  Abgul>eii  für  die  Handdfl- 
hmmem  auf  Grund  eines  Oesetsee  vom  29.  Mftrs  1897  (6e8.«n. 
S.  33)  verpfliditeten  Fersonen  in  geheimer,  direkter  Wahl  auf 
aeche  Jahre  gewfthlt  Die  Deloete  vom  3.  Septemb^  1B51  und 
30.  August  1852  betr.  die  VerCwanog  der  Handeldcamniem  werden 
aufgehoben.  —  Weiter  ist  ein  „Stempelgesetstf'  vom  21.  Juni  er- 
Itteen,  Oes.-B].  S.  47.  Aus  d&i  67  Baragraphen  ist  der  II.  Ab- 
schnitt fib(>r  die  Erfflllung  der  Stem|>el])f1ieht  rechtlich  nichtig, 
wonach  die  ünterzeieliner  einer  Privaturkimde ,  bei  Sohuldschcdnen 
atisseixlem  der  GUlubiger.  wt  l.  her  den  Sehein  angenommen  hat, 
twmtrerbindlieh  sind.    Der  III.  Abschnitt  enthält  die  Strafen. 

7.  Hamburtr  liat  ein  ,,Hafengesetz"  vom  2.  Jimi  erla^^sen, 
(/siuiimliiu^'  (Irr  Freien  und  Hansestadt  1897.  I.  8.  26,  nebst 

iiafeiionlnimg  vom  30.  Juni,  ebenda  R.  Ol  ;  femer  »  inr  Vtmrdnung 
lietr.  die  V^erwendnng  von  schnlpflichtigen  Kindern  /um  Aus-tragen 
Ton  Zeitunt;.  )! .  Brot  und  Mileh  vom  12.  Juli,  elnndu  S.  73,  und 
me  Voruniiuiiig  vom  8.  Juni  betr.  die  Beschäftigung  v(m  8<hul- 
pflichtigen  Kindem  und  von  Mädchen  in  Gast-  tind  Scliaiikwirfc- 
«ehaften,  Qeaetzsammlung  II,  62. 

Aua  Hamburg  sind  für  1896  nachsutragen  das  wichtige 
Gesets  betr.  die  Ibmburgische  Staateangebörigkeit  und  das  Ham- 
iNiil^ecbe  BOigerredit  vim  2.  Novmber,  QeBetzsammkng  1896, 
I,  8.  96,  wodurch  das  Qesets  vom  7.  November  1864  aufgehoben 
winl:  —  das  Bevidierte  Oeseta  über  die  Organisation  d«r  Ver- 
waltong  vom  2.  November,  ebenda  8.  98,  das  an  die  Stelle  des 
Oeaetxea  vom  15.  Juni  1863  tiitt;  —  das  Oesetz  betr.  die  Beauf- 
Hchtigung  des  Eostkinderweaens  vom  21.  Dezember,  ebenda 
S.  131. 

8.  Hessen  plant  ebenfalls  <>ine  Frutirdirung  seiner  Steuer- 
reform, insbesondere  eine  gerechtere  Verteilung  der  Steuerlast  des 
einsehien  bei  deu  bisherigen  direkten  Steuern.  —  Da»  Gesetz 
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,,Die  Fflrsf)rgv  fflr  Beamte  iufolgf  \un  Iktru  bsuufälleii  betr."  vom 
2G.  März,  Rcg.-Bl.  S.  36.  hebt  diu^  Gesetz  vom  18.  Juni  1887 
betr.  die  Fürsoi^  fflr  Beamte  and  deren  Hinterbliebene  infolge 
▼on  BetriebBunfidlen  auf  und  versichert  staatliche  und  statutarisch 
gleichgestellte  Kommunalbeainta,  welche  in  r^disgeeetaJich  der 
Unlallversicherung  unterliegenden  Betrieben  beschäftigt  sind,  ganz 
analog  dem  Beicha-Ünfsllvereicherungageeeta.  Die  AnsprOche  der 
Versidierten  gegen  den  Staat,  die  Konunune,  das  Reich  werden 
dadurch  kansumiert,  diejenigen  gegen  Betriebeleiter  und  andere  nur 
dann,  weiin  diese  Personen  atnifrechtlioh  haftbar  änd;  diese  letsten 
gehen  dann  auf  den  Staat  Uber.  — 

9.  Au.s  dem  Fftrstentum  Lippe  ist  wieist  der  Höchste  Kilass 
vom  10.  Juli,  (ieset/sanimliuig  S.  189,  der  die  Niederi^gung  der 
Regentschaft  duivh  den  Regenten  Adolf  zn  Schaumbnrg-Lippe  ent- 
halt, zu  rr%\1ihnen  und  daneben  der  Höchslf  Ei  las«?  vom  gleichen 
Tage,  elteiula  S.  191,  in  <]om  der  Antritt  der  H«\i:iciiiiii;  dun-h  d<'U 
Rc[re?)t»^n  EriiBf ,  Gnif*  !!  und  hkllen  Ili-nen  zti  Lipj»' -  liir>t»  rfeld, 
au^ig«.•sp^^>l  ht  n  witii.  In  di-r  Oesrtzsammlun«!:  S.  10!»  ist  »ler  Schieds- 
spruch in  dfiu  RtLlit.ss.treit  ül>er  die  Thiuiifulge  im  Fflrstcntum 
Lipi>e  vom  22.  Juni  l»ekanntgemac!ht.  —  Das  „Gesetz  beü.  die 
Besteuerung  des  Wandergewerbes"  vom  18.  Destember,  Gesetzsaraui- 
lung  S.  263,  sieht  fOr  den  |  43  des  Gesetzes  die  ESnftthrung  einer 
Gewei-beetener  betr.  vom  19.  Februar  1878  einen  erhöhten  Jahres- 
steoersats  vor  für  „die  nait  grosseren  Warenlagern  umheniehenden 
Handehreibenden  n.  s.  w.,  sowie  audi  für  stdche  Wandetbetriebei 
veldie  das  stehende  Gewerbe  in  besonderem  Misase 'schAdigen*^ 
Dass  dies  ein  gesetxgeberisch  glfioklicher  Ausdruck  sei,  kann  wohl 
nicht  behauptet  werden.  Auch  wird  im  §  4  des  Gesetzes  betr. 
dio  Besteuerung  des  Wanderbetriebes  vom  8.  April  1882  eine  Er- 
höhung der  St-euer  vorgenommen.  — 

10.  Mecklenburg-Schwerin  hat  eine  Ven>rdnung  ,,l»etr. 
das  We^^t  trrlit"  vom  17.  Februar  erlas.sen,  Reg.-Bl.  S.  79.  DieselK^ 
ist  am  9.  Mära  auch  für  Mec^klenburg-Stnütz  ergangen,  Offizieller 
Anzeiger  S.  35.  Die  V.nonlntiiic;  ••ntlu'Ut  die  Wegeonlnung  in  den 
tjS  1 — 1>3,  di'-  Wcp'poli/riiM.liniiii:  in  den  ^jSj  (M — 75  und  Schluss- 
bestimmunpcn.  Sie  iM  tritl't  idleutiirin-  Wt^n  ,  die  nicht  Kunststrassen 
sind,  wt'lchf'  zu  allpt-meinem  Gebrancli  dienen  und  denisell>eii  nicht 
kraft  frivati^cht«  entzogen  wertlen  können.    Die  iiaulast,  für  die 
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Mck  WegeverbAnde  ohne  Beitrittszwang  gegrfloclet  werden  können, 
triflt  die  Orteobrigkeiten.  Auch  wird  eine  Veipflichtnng  Dritter  in 
bemg  an!  die  Baulasten,  bcHonders  zur  Abgabe  von  Besaeningit- 
mterial,  wo  solche!*  in  Cberfluss  vorhanden,  bej^^nndet. 

Aus  Mecklenburg-Schwerin  ist  noch  für  189fi  die  Veronlnung 
betr.  die  Gewerkschaften  zu  erwähnen,  19.  Juni  189(5,  Reg.-Bl. 
S.  147.  Danach  können  die  Personen,  denen  nach  dem  Gesetz 
vnm  Ifi.  Mai  1879  die  Rechte  tur  Anfsufhiin^  und  Gewinnung 
v'iii  Steinsalzen  und  andeivn  Sjil/.eii  ur-i^ebeii  >in(l,  unter  Bich  eine 
„Gewerkschaft"'  liililt  n,  dio  eine  jurisitische  Pettion  ist.  Die  in  das 
Oeworkenbuch  »  inziitramMKU  ii  Kuxe  sind  Nanienspai»ieiv.  Die  Auf- 
lösung erfolgt  durch  ßest  hiuss  mit  Zweidrittel -Mehrheit.  —  Auch 
erging  im  Jahre  189G  unter  dem  30.  September  eine  Vei-onlnung 
betr.  die  Erhebung  einer  Steuer  vom  Oevwliebetri^  im  Ümher- 
aehen,  Reg.-Bl.  8.  221.  — 

11.  Ans  Oldenburg  ist  das  Oesetz  für  das  Henogtum 
Oldenburg  betr.  Änderung  des  Schulgesetzes  vom  1.  April  au 
nennen,  0e8.>Bl.  Bd.  31  &  343.  Danach  wird  das  Qeseta  vom 
3.  April  1855  betr.  die  Einrichtung  des  Unterrichts-  und  Eniehungs- 
«•'st'DS  besonders  in  den  Dienateinkommen  nnd  Schulksten  gelodert. 
Eine  Neuredaktion  dm  Oesetaes  ist  am  1.  April»  6eB.-B].  8.  367, 
bekanntgegelK^n. 

Das  „Gesetz  für  das  Herzogtum  01denl»urg  betr.  die  Ausübung 
•lor  Jagd"  vom  17.  April,  Ges.-Bl.  S.  fjl.S,  duix'h  das  alle  ent- 
gegenstehenden Rpstimmungen,  besonders  das  Gesf^tz  vom  31.  Mcirz 
1870  aiifgehoben  werden,  bestimmt,  dass  die  Jagd  itdom  auf 
»'inera  Grtmd  und  Bod»^n  zusteht  und  dass  sie  auf  ilt  ii  dinglich 
Xntzniessungsberechtigteu  ilLKirgeht.  Mehrei-e  Eigentflm^  r  kennen 
sie  gemeinschaftlich  ausüben,  die  (n'iueinden  und  Korpnratinnen 
Bur  durch  Verpachtung  oder  einen  Vertreter.  —  Die  Ausübung 
dnrf  nur  mit  Jagdkarte  und  nur  in  den  Jagdzeiten  erfolgen.  — 
Bei  den  Sttafbestimmungen  ist  eine  Haftbarkeit  der  Dienst-,  Aubidils« 
vnd  Qewalthenen  fllr  Strafe  und  Geriohtskoeten  ihrer  Unter- 
wocfenen  festgestellt,  sofern  nicht  erwiesm  wird,  dass  die  That 
nicht  mit  ihrem  Wissen  verQbt  wurde,  oder  daaa  sie  sie  nicht 
UndeiD  konnte. 

Bis  „Enteignungsgesets  fOr  das  Hersogtum  Oldenburg**  vom 
21.  April,  0e8.-Bl.  S.  541,  das  an  die  Stelle  einer  grossen  Reihe 
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SIferor  Bostiiiimungen  tritt,  setzt  1.  die  Zulftagigkeit  der  Enteignung 
fest;  diese  darf  nur  aus  Rücksichten  d*i»  gemeinen  Besten  gegen 
gt'i-echto  Knts<:liädiginig  auf  Grund  einer  besonderen  Ven>rdnung 
sjpsohehfii.  Horinfr'^fv  Beschränknn^n  mtiss  sicli  der  (inind^«ieen- 
tüiner  immer  i.'i.-t.illeii  lassen,  "i.  Di»'  Eiit«chä<limiiig  winl  tür  ^leii 
gemeinen  Werl  zur  Zeit  der  Knt<'!t;nnnir  p-wiilirt,  3.  Tm  Vor- 
fahren winl  zuerst  der  Plan  fe>tt,o  s(.  11t  uml  dann  auf  Aiitr.iy  des 
Entschädigungsj)nichtigen  die  Kulsuhikligung  gütlich  oder  durch 
lÜo  Behörde  Ucstiuuut,  wogegen  gerichtliehe  Entscheidung  freist«^lit 
Srst  nach  Zahlung  od«r  Hinterlegung  der  Siiinine  wixd  die  Ent- 
eignung au8ges|)it>chen.  4.  Hiermit  geht  das  Eigentum  über  nnd 
die  dinglichen  Rechte  werden  auf  die  EntschAdigungesunime  fibeiv 
tragen. 

12.  Sehr  reich  ist  die  Gesetigebung  in  Freu  äsen.  —  Auf 
dem  Gebiete  des  Staatsrechtes  ist  zuerst  zu  nennen  ^ie  Städtc- 
ordnnng  für  die  Provinx  Heastm-Nassau**  vom  4.  August,  Gesetz* 
Sammlung  8.  264. 

Dies  Gesetz  findet  Anwemlung  in  den  Städten  tles  Regierunt»s- 
l»ezirks  Kassel  »md  in  den  im  §  22  der  Kreisordnung  für  die 
Provinz  Hessen-Nassau  vom  7.  Juni  1885  genanuten  Stadtgenieinden 
des  R^ponmi^hezirks  Wiesbaden,  ausgenomnuMi  Kraiikfurt  a.  M. 
Damit  weiden  die  alten  Oemeinde-  und  Stfldteonlnungen  für  Kur- 
hessen, Nassau  uml  iii<'  nriu--t.'  für  den  H»'L;ien)iiersliezirk  Wies- 
baden vom  8,  Juni  lh!>l  auss'  i  Kraft  goMilist.  (incli  ist  deren 
historisehu  (irutidhige  heiLithaltotu  —  Titel  I.  (iruniUat^'i-n  der 
stiwltischen  Verfassung.  Stadtbezirk,  wobei  ülwr  Grenzstiieitigkeilen 
im  Verwaltungsstreitverfaliren  entsi  hieden  wird.  Angehörige,  d.  s. 
die  im  Bezirk  wohnenden.  Das  Bürgi  rrecht  besteht  in  der  Teil- 
nahme an  Wahlen  und  Ämtern.  Die  St&dte  sind  ^öffentliche 
Körperschaften'*  mit  dem  Hecht  der  Setbetverwaltung,  vertreten 
durch  Magistrat  imd  Stadtverordneten  «Versammlung^  wobei  der 
erstere  die  Obrigkeit  bildet  —  Titel  II.  Zusammensetxung  und 
Wahl  der  Stadtverordneten -Versammlung.  Diese  besteht  aiw 
12 — 48  Mitgliodera,  und  zwar  zur  HBifte  aus  Hausbesitiem, 
w^olche  in  drei  Attteilungen  auf  sechs  Jahio  gewfthlt  werden.  — 
Titel  III.  Der  Magistrat  bestellt  aus  Burgermeister,  Beigef>rflneten 
nnd  2 — 10  Schöll  ii,  die  mit  Ausnahme  der  unlx^soldeten  Schöffen 
alle  der  ataatliohcu  Beatitigung  bedürfen.  —  Titel  IV.  Der  Stadt- 
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Tenndneten - Versammlting  fallen  alln  ?iicht  «lern  jMaL'istrafe  zu- 
gewiespiien  (TeschSfte  zu.  „Ülier  andere  als  (iomoiiulfangt'logen- 
hüten  darf  sie  nur  <lan»  berat**n,  wenn  solche  durch  Gesetz  oder 
Auftmg  der  AnfKichtslK'linrd«'  an  sie  j?(»wiesen  sind.*'  —  Titel  V. 
Dio  (leschäfte  des  Magistrats  sind  alle  genau  anfirezählt :  ihm  st^ht 
allein  die  Ausfilhnmer  zu.  Titfl  VI.  Ffld-  uiid  < 'rtgerichte 
und  Feldgeschwiat  iu'.  —  Tit.  l  Vii.  Hesohiungeu  uiiii  Pensionen. 
Titel  Vnr.  OeiiH'iii.icliiuisliait.  -  Titel  IX.  Einrichtung  der 
»tildtisclion  Verla.sfciuig  uhiie  Magi>tial.  wobei  nur  ein  Bih'gernieistcr. 
«n  ßcigeonlneter  und  2 — 3  Sidiüflen  gewählt  werden.  —  Titel  X. 
Verpflichtung  lur  Übernahme  etfidtischer  Ämter.  —  Titel  XI.  Die 
Aiifeicht  de«  Staates  ivinl  durch  den  RegieningsprSsidenteii  und 
(Rierpriaidenten  besorg.  —  Bei  der  Kicht^iOllung  der  gefietsliclien 
Pflichten  kann  Zwang  durch  die  Behörde  eintreten,  gegen  den 
Khgn  beim  Oberverwaltungsgericht  jsoltesig  ist  —  Die  Stadt- 
^ronlneten-YeraammluDg  liann  auf  Antrag  des  Staatsministeriiims 
<itipdi  Königliche  Verordnung  au^flst  werden.  —  Das  Oeseta 
tritt  am  1.  April  1898  in  Kraft. 

Daneben  steht  die  „Landgemeindeordnung  fttr  die  Provinz 
HpRsen-Kasaatt'*  vom  4.  August,  Ges.-S.  S.  301,  die  auf  alle  nicht- 
städtischen  Gemeinden  Anweinlung  findet  und  der  StÄdteordntmg 
älinlidie  Bestimmungen  enthält.  —  Eine  Gemeindevertretung  (Ge- 
meif;.li:>aiiss<  huss,  Hürgerausschuss)  iHt  nur  in  Gemeinden  mit  mehr 
als  4ii  Stiinitd>erochti<rt('ii  einzuripht«'f).  Die  Verwaltuii^^  fflhrt 
entw,.],.,  ,|,.r  Hin  Lifimeister  mit  zwei  S<.hölTen  oder  in  ^■n■f.^^t'l■en 
'jennimieii  ein  ücnieindemt  auH  Bürgeiineister,  Beigeordnuteii  und 
ScliöfftMi.  —  Neben  den  GfuiciiHlcn  sind  im  Regierungsb-v.itk 
K*8«j1  „selbständige  Gutsbezirke"  vorhand(?n.  —  Endlich  können 
**!t()Brlich  gelegene  Gemeinden  und  Gut.^bczirke  zur  gemeinsamen 
Vahmehmung  icommnnaler  Angelegeaheiten  durch  den  KreiS' 
•otBcboaB  verbunden  werden. 

Zu  sehr  viel  Besprechungen  gab  das  »Oesets  betr.  die  Begelotig 
^  RichtergehUter*^  vom  31.  Mai,  Gesetsaammlung  S.  157,  Anlaas. 
Vihiend  frOber  der  Oeeamlattfwand  der  Besoldungen  derart  fest- 
gntellt  war,  dass  sidi  die  Qehllter  danach  riditen  musaten,  aollta 
Mtxt  auch  fOr  die  Richtw  das  seit  1892  schon  anderwdt  durch- 
PflUute  Dienstaltersstufensystem  eiogerichtet  werden,  wonach  der 
B^te  in  regetmXaogen  Zwischenrftumen  eine  bestunmte  Zulage 
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erhftlt,  ohne  dass  deren  Qesamtsumme  durch  den  Vorutschfaig  ge- 
bunden w&re.  —  Aber  die  Dnrchffihnmg  fttr  die  unteren  Richtei^ 

stellen  schoitt^rt»«  an  dem  vom  Landtag  heftig  l)ekämi»ften  V.  rlangen 
der  Regierung,  daae  me«  hier)>ei  die  Atiswahl  der  zu  Richtern  zu 
ernennenden  Assessoren  vom  Bedarf  abhängig  machen  dürfe.  Man 
fürchtete  >\iiv<m  nno  Oeffthrrlung  der  Unabhängigkeit.  Daher  kam 
da»  neue  ^ysU  iii  nur  tür  die  höheren  Rirhtei-stelhM»  zur  Anwpndung: 
bei  den  unteron  l»lieh  os  hoiin  iiltoii,  so  diujH  sieh  der  (ichalt  der 
Amtarichtor,  Lamhirliti  r  und  ebenw»  der  StaatsanwÄlto  narii  ilem 
Dienstalter  als  iierichti>a8.He880ron  richtet.  —  Der  R.  cht.sinsjtruch 
auf  die  Gehaltszulagen  ist  den  Uiuhtüin  hit  i  iui  üe^t  u&it/  zu 
andern  Beamten  gewfthrt,  den  unteren  Richtern  aber  nur,  soweit 
eine  Zulage  in  der  Reihenfolge  de»  Besolduugsetat»  verfügbar  ge- 
worden ist  —  Aufgdiob«!  ist  die  bisher  geltende  Verorduung  vom 
16.  April  1879.  —  Hi«bei  kam  auch  die  tuigünstige  Bcaoldnng 
der  Richter  im  Gegenaats  au  den  Yerwaltungsbeamten  mehrfiMsh 
sur  Sprache.  — 

Preuaeen  entbehrt  nodt  eines  Tolkaachulgesetaee.  >}  Vorlftufig 
soll  aber  das  ^Gesets  betr.  das  Diensteinkonunen  der  Lehrer  und 
Lehrerirai^  an  den  Offeutliohen  Yolksaohnlen**  vom  3.  llttn,  Geseta* 
Sammlung  8.  25,  dringenden  Misaatinden  ein  Ziel  setzen,  indem 
es  den  endgültig  Augestellten  einen  bescheidenen  Lebensunterhalt 
sicherstellt,  der  aus  Omndgehalt,  Alterszulagen,  freier  Dienstwohnimg 
und  Mit'tsentBchädigung  besteht;  der  Mind  '>f;;ehalt  ist  festgelegt. 
Der  Rechtsweg  l»ei  Stivitigkeitcn  ist  die  Klago  vor  dem  Civil- 
gericht  nach  vorheriger  Entscheidung  dee  VerwaltungschefiB.  — 

Im  Gebiete  des  CivilproMSSes  liegt  das  „Gesetz  Iwtr.  die 
Zwangsvollstreckung  aus  Fordenmgen  landsehaftlicht'r  (ritterschaft- 
licher) Kreditanstalten"  vom  3.  August,  Gesetzsammlung  S.  388. 
Dieses  bestimmt  auf  Grund  des  Ger. -Verf. -0*.*;.  13,  Einf.-Ges. 
/um  B.G.B.  Artikel  1(57,  Einf.-Ges.  zum  Zwangsvcrsttigerungsgesrtz 
§  2,  dass  den  geiiaiiiit'^n  Anstalten  «^inninl  <!as  Rp«ht  vf^rli'^hen 
wenl'Mi  kann,  als  VollHtr»'ckungNbt>h'"inl''  riiu-  Z\vaiii;sviillstn'ckung 
aus  iM  stiiiuutea  F' irdi'i ungen  mvh  il  m  Verwalt>ini:sz\vatitrsv.Tfahren 
durclizuführen,  —  »»(iann,  dass  aus  b^timniten  von  ihnen  uuf- 

*)  VeigL  Pogge:  Die  nenen  Preoasisohen  VolkasehalgeBetse.  2.  Auf- 
lage. Sellin,  Heynuum.  1897. 
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genommenen   Urkunden  die  gerichtlidie  ZwangsvoUstveckung  wio 

aus  iiotaiiellen  rrkunUen  Mftttfindet  — 

Für  den  Strafprozess  isst  selir  wiolitip  diiB  y,Qe»sii  betr.  <ia8 
Yen^altunt^sstixifverfaliix^n  bei  Zuwitlerhundhingen  fiffgen  <lie  Zoll- 
gesetze und  die  sonstigen  Voi-schriften  i\lior  indirekte  Reichs-  und 
Ijanfiflial'trül»*'» ,  sowie  die  Bestimniitn^i  n   \\l>fX'  dii^  S<-h!richt-  und 
iiiti  ^\  iMjir.'tsteuei*''  vom  20.  Juli,  (ii's.  t/>iuiiiMliuig  S.  U'u'V 
wcnl'ii  Ii.'  vielfach  veralteten,  ii'iistreulen  Hehtimiiiiiii^^i  n  t^tjNmmielt, 
ziiiii  Tiil  unv  neu  mligiert.  —  Das  ti<»setz  frieltt  den  Verwaltunps- 
bt'liüdeu  das  Recht  des  Straf bescheids  nacli  der  Prozessoidiiung, 
tber  nicht  wenn  eine  Festnahme  stattgefunden  liatte  oder  noch 
udera  Gesetze  in  Betencht  fcDmmw.  —  Den  YffvaltungsbehOiden 
wild  hierbei  anch  ein  selbständiges  Recht  sur  Beschlagnahme  und 
Pttidundiiing  gegeben.  —  Die  vom  Reichsgericht  bisher  fQr  im- 
gecetzlidi  orkllrte  sog.  ,^iwil]ige  Unterwerfung'*  wird  jetzt  gesetz- 
lich festgelegt:  sie  tritt  bei  vorbehaltloser  Eintftumung  an  der 
AmtMtelle  do.  —  Im  Verfshten  wird  eine  Zeugnispflicht  ebenso 
wie  in  der  Prosessordnnng  bestimmt,  jedoch  die  Beeidigung  aus- 
pt«(^'lilossen.  Rechtsmittel  sind  entweder  <Iie  Anrufung  dar  gerioht- 
Hclieii  Eotscheitlung  oder  die  Bes<:h werde  im  Verwaltungswege.  — 
Aus  dem  rechtskrftftigen  Stmfbescheid  ist  bei  der  Vollstreckung 
VersU'igerung  eines  Onindhtückes  unzulässig.  —  Dazu  vergl.  die 
Ausfrihrungsvorschiiften  des  Finanzmini.st<'rs  vom  15.  Si^iitf'mltor  in 
<l"r  allgiMueiuen  Verfügung  vom  ^U.  September,  Justizminibterial- 
i'latt  S.  249. 

.\itf  dem  Oi^biete  der  Verwaltunt:  sind  zwei  Oosctze  zu  nennen: 
'-liujul  «lii.-^  ..üi'seU  betr.  die  Aiuleiun^  des  üe>t.'t/,«'.N  ülicr  du- 
liinidelskauimeni  vom  24.  Februar  1870"  —  vom  19.  August, 
Ocsetzsammlung  S.  343  (Neuredaktion:  S.  354).*)  —  Das  Gesetz 
erweitert  einmal  die  ßeitragspflicht  und  damit  des  Wahlrecht,  das 
«nch  hmdwirtsehaftlichen  und  Handwerks- Qenossenschaften  auf 
Antntg  gegebw  weiden  kann.  Die  wichtigsten  Neuerungen  sind 
>ber:  die  Umwandlung  in  Körperschaften  gemllss  einem  lande- 
gehegten  Wunsch,  wodurch  Selbstverwaltung  und  wichtige  Olfent- 
lidie  Fünktionen  den  Eammem  zukommen,  —  sodann  die  grosse 
Enroilerung  der  Thfitigkeit,  zu  der  nun  auch  allgemein  Einrich- 


I)  Attfleibe  LnseoSky  bei  Onttentag,  Berlin. 
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tungen  zur  Ffiriirriinc  von  TlamlH  itrul  GrwerU^  nmi  zur  Eraiehiing 
wie  zum  Sfimtz  von  LcliiliiiK^'H  ^t'h<irun,  —  und  (»ixllif  h  ist  die 
Aiitononüf  ffesichert.  —  »»Alli'  -  nt^' p'nstit'liendi^n  Best iiimmn^n 
treten  auss«^r  Kraft'',  —  eine  otwab  retlu  allgemein  geiialtene 
Regelung.  — 

Das  „Gesetz  lietr.  ili"  Fisehem  dor  l  fei"eigentün)er  un'l  die 
Koppolfischerei  der  Piw  inz  liannovor"'  vnm  20.  .hnii,  Ofsofzsrunmlung 
S.  196,  Hiehi  vor:  ;i  i  si-lh^.tändig*'  od.  i-  ^'.'irioinschafilirlu- Fisclioixii- 
l»e/-irke,  in  '1-t>>ii  zw.'itrii  die  Fisrher«;»  uiit- r  oineni  Voi-nlelier  nur 
durch  Ver|»aciituii;4  uilci  t.inen  .AJigestellt«  i!  erfolgen  darf,  lij  die 
Koppelfischei"ei  htA  melu^ren  Berechtigungen  an  dcrsellien  Gewässer- 
strecke oder  bei  einer  mehreren  Per8onf>n  an  deifelben  Strecke 
gemeinschaftlich  sustehenden  Berechtigung.  Doch  sollen  solche 
Rechte  epftter  weder  durch  Vertrag  noch  dnrrJt  Ersitzang  be- 
gründet werden. 

Auf  dem  Geliietc  des  Kin-henn-chtes  ist  sehliesslieh  die 
„Kirchengeujeindeordnung  für  die  evangeli.sclieii  Gemeinden  in  den 
IIühenzoller.scheu  I*«Klen"  zu  emirflhncn,  die  ihre  Sanktion  durch 
den  Erlaee  vom  L  Mftrz,  OcsetzBammlnng  S.  49,  50,  erhalten  hat 
und  durch  Oeeeta  vom  gleichen  Tage  festgelegt  wurde,  Oesetz- 
Sammlung  S.  69.  Die  Gemeinden  verwalten  sich  danach  seltist 
unter  einem  Gemeinde -Kirchenrat  und  bei  grosseren  Gemeinden 
einer  wetteren  Vertretung.  Ausdrilddich  ist  gesagt,  dase  diesen 
Organen  betreffo  der  Schule  „keine  unroittelKare  Einwirkung"  zu- 
steht — 

Endlich  darf  hier  nicht  die  „Allgemeine  Verfflgung  betr.  die 
erste  juristische  PrOf  ong'*  flbetgangen  worden,  die  der  Justuminister 
am  18.  Januar  erlassen  hat.  (Vergl.  dieses  Jahrbuch,  III.  Jahrgang, 
S.  416.)  Justizministerialblatt  S.  19.  Die  Verfflgung  musste  natOr- 
Uch  die  gleichen  oder  doch  ihr  angepasste  Verordnungen  der  anderen 
Staatra  zur  Folge  haben.  Sie  stellt  das  deutsche  bfligerliche  Recht 
in  den  Mittelj)unkt  des  Studiums  und  legt  ganz  iK^sonderen  "NVert 
auf  die  praktischen  Seniinaiübungen.  Daget;>  n  wird  die  geschicht- 
liche Äusbildimg  und  die  Ausbildung  im  «ittentlichen  Recht  ent- 
schieden zurückgestellt:  und  das  hat  lebhafte  Pi-nteste  sowohl  bei 
den  Hochschullehrern,  als  auch  Bedenken  bei  anderen  Kegieruugea 
hervoigeniien.  — 
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13.  Rouss  —  Jüngere  Linie  — .  Das  nOeeetz  vom 
V2.  Äi'iil  1897  zum  Volksschulgesetze  vom  4.  Novonibor  1870'\ 
n.  s<'t/suniiiliing  S.  67,  trifft  Rf'^timmungen  uIkt  die  Dauer  <ler 
>'iiul|ifli<  lif .  >\pn  Sohulvoretand ,  in  «lom  «Ut  <  >rts£rf  istlirhe  iinin<'r 
Terti'.-tt'U  i.Nt.  ilt-r  ;il"'r  >''imMi  Vdrsit/.finieii  in  u-h.Miuor  Walil  alle 
drei  J;i!u>'  wählt,  uiul  iinilicli  üImm'  tiif  Bfliaidltiiitr  von  Kindern, 
die  verwahrlost  oder  dn  Vi'r\v,dirlosuiig  ausgt-iH'tzt  sind.  Diese 
aiud  den  EUein  zu  enUielu  u  uml  in  einer  Familie  oder  Anstalt 
unterzubringen.  Kinder,  die  nicht  ohne  sittliche  Gefahr  fflr  die 
IßtachlUer  oder  Qelibr  d«r  Oesnndheit  «torselben  in  d«r  Sdrale 
bleiben  kAnneii,  sind  in  Privatuntmicbt  oder  geeignete  Anstalten 
>Q  bringen.  — 

Dm  ,Jagdgeeetz^  vom  7.  April,  8.  91.  hebt  die  V^vrdnnng 
vom  1.  Xai  1895  hierDber  anl  —  Das  Jagdrocht  ist  AiiBfliufi  des 
Onimleigentiune.  Jedoch  berechtigt  nnr  der  Beeits  dnes  gewiesen 
grösReren  sueammmhSngenden  StOckee  cur  JagdanAllbnng,  urftlirend 

dio  Übrigen  Onmdstnclie  eines  (ien)eindolH?/.irks  ein«^n  gemeinschaft- 
liVheii  Jagdlw/ii  k  ausmachen,  dessen  Besitzer  eine  .Iji|r<lgenossenschaft 
f»il<ion,  die  ihre  Jiigd  nur  durch  Verpachtung  auf  mindestens  0  Jahre 
'>I^T    »lurch  Flurschützen  ausfilten  darf.    Im  letzteren  Falle  darf 
al^>r»r    jod<^r  Gonossp  an  den  Treibjagden  teilnchTTifni.    -    Zur  Aus- 
libiiiitr   <1'T   -latid    sind   .Iat;ilkat1f'fi    nWitr.   —    W'ildx'hadi'il   i«t  den 
^iiticuiigf,l^je<  liti^iteii  ilurcii  die  Grundiiesit/.ei  in  Ifcstiniaitcin  l  tnfang 
*S   t*i">setzen,  und  zwar  nadi  cinpr  Festsetzunpr  des  UiMneindevor- 
atandes,  wogegen  binnen  zwei  \\  ii(1k  u  geiii  Ittlii  Ii»'  Klage  zidiissig 
Den  Sehluhs  bilden  lie.-,tiiiiiiiungen  ül»er  die  Si  honzeiten  und 
I***^^^!  liehe  fieachränkuugen  der  Jagclaiisfibungen  mit  Straffolge.  — 

14.  AuH  Saoheen  ist  nnr  die  Verordnung  ,,die  Nnmens- 
^S^be  Gewerbetreibender  an  offenen  Laden,  Gast-  und  Schank- 
*"^«*cljaften  betr.*'  Tom  21.  Miai,  Ges.-  n.  Veroidn.-Bl.  S.  83,  m 
^'Uinen,  die  ebenso  wie  eohon  IVeufiaen  die  f{lr  ^lAter  im  Artikel  9 


^  BUnL-Oes.  znm  HandelsgeBetzbnch  enthaltene  Bestimmung  (siehe 
8.  374)  wiedeigiebt.  — 

15.  Ans  Sachsen-Altenburg  ist  fflr  1896  noch  nachzu- 
(las  ,3inkommensteuerge8etz**  vom  24.  Apiil  1896,  Gesetz- 
**^mlung  1896  8.  19,  welches  an  die  Stelle  der  Klassensteiiem 
kbflaifizkrteo  Einkommensteuer  des  Ib^st^tzes  vom  17.  Mäns 
1^68  eine  allgemeine  Einkommensteuer  Hetzt,  der  das  gesamte 
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Jahreseinkommen  (Irr  Pflichtigen  in  Geld  und  Gf>ld»^swort  irgend 
einer  Art  nach  Al-ziiij  d»>r  AuHsralKMi.  AlmntziiTiir-  n  uinl  T/asn^n 
nnterliojrt-  Die  Steuer  iM-^-iiiiit  Kim  »in  Mark  Eijik<Hiu»i-'ii  ini'i  -rt^igt 
kliiKSi^nweiso.  lln'-  V.  i-;inlaL;ung  gt'.<i  hi<^ht  durch  eine  Komunssion 
nach  einer  8teUfit;ikläruttg.  —  Das  „UciMlz  die  Gewinnung  von 
Steinsidzen  u.  s.  w.  hctr."'  vom  18.  Mai  180G,  Gesetzsammlung  S.  17, 
ändert  den  §  1  des  allgemeineii  Berggesetzes  vom  18.  April  1872. 
—  Das  „Gesetz  die  Abindenmg  und  Ergänzung  dnzehipr  Bestim- 
muugen  des  allgemeinen  Befiggesetzes  vom  18.  April  1872  betr.** 
vom  1.  September  1896,  OeBetscsammltingf  S.  89 ,  regelt  b^soaders 
die  VerhAltuisse  der  Beiig^leute  und  Betricbsboamton,  nnd  ftthrt 
i^beitBordnungen*'  und  Zeiigniüse  ein.  — 

Dtfi  Jahr  1697  weist  eine  umfangreiche  Qeaetsgobung  aal. 
Vor  allem  ist  die  ,^l8dteordnnng  für  das  Herzogtum"  vom  10.  Juni, 
Qeeetzsammlung  S.  23,  au  nennen,  durch  die  die  frQheren  xer- 
Btreuten  Bestimmtmgen  aufgclir)btMv  wenlen.  Se  glebt  den  Sttillen 
juri8tis<  he  Perainlichkoit,  das  Recht  selbständiger  Verwaltung  tmter 
Staatsaufsicht  und  das  Kecht  zu  ÜJtsstatuten.  —  Das  Gemeinde- 
vermögen ist  im  Stamm  unvermindert  zu  erlialten.  —  Gemeinde- 
mit<r!i*>f1.»r  sind  alle  im  Stadtln^zirk  Wohnenden,  dort  GrundlH'sitz 
HabiMKl«'!!  ndo]-  ein  rt,'>rliäft  Treihenden.  ■  ■  Das  besonders  zu  vt^r- 
leiheniif  Hiii  i;'  !  i>  rht  l«fi?lcht  ausserdem.  —  Tutor  don  durch  Ort- 
Statut  zw  legeliuien  Jjeistuujkrcn  stehen  auch  imlirukl«;  AbgidxMi  (uul 
jM^rsönlichc,  alx^r  «d)kau[l«u-c  Dienste.  —  l)ie  Gemeindeverwaltung 
wird  von  den  aus  drei  Steuerklas.sen  der  Bfirp'r  gewählten  Sta<lt- 
verordneten  und  dem  ven  den  Stadtverordneten  gew&hlten  Stadtrat 
besorgt:  dem  letzteren  irteht  ein  von  den  zwei  Oi^^anen  gewfthtter 
und  landesherrlich  zu  bestätigender  BQrgermeiater  vor.  Der  Stadt- 
rat vertritt  die  Gemeinde  nach  aussen  und  ist  das  Örtliche  Oi^gan 
der  Staatsverwaltung,  —  die  Stadtverordneten  vmtreten  die  Oe- 
mande  gegenüber  dem  Stadtrat  und  haben  sonst  besonders  genannte 
Rächte  der  Teilnahme  an  der  Verwaltung.  Bmde  Oigane  kOnnen 
durch  Statut  zu  einem  „Stadtgemeinderat**  veiechmolxen  werden.  — 
Die  Staatsaufsicht  sorgt  liesondcrs,  dass  die  Grenzen  der  Befugnisse 
angehalten  und  die  Pflichten  richtig  erfftlit  werden.  — 

Das  „Gesetz  betr.  die  Erhebung  von  Umlagen  z«  Scliul- 
zwecken '  vom  14.  August,  S.  76,  macht  diese  Umlagen  den 
üemeiudeabgaben  gleich.  — 
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Da»  „Gesetz  l>cti-.  die  ADl^uiig,  Verämlenin^^  uikI  Bt'Uiiiun^^ 
von  Strassen  und  PlAtaw"  von  25.  NovtMnlM'i-,  S.  124,  «las  in 
Dörfern  Anwendunf?  nur  auf  besondere  Anordnung  findet,  heatimmt, 

■lass  vor  der  Bfhauung  einer  Stnisse  die  Baufluchtlinie  von  der 
itemeiii'K'in'hi'ii do  unter  Zustininitintr  'Irr  Ort-jmlizt'i  und  fieTiehini^Miiitr 
<les  Miiusteriunt-s  festgestellt  sein  nmK^.  Für  dit.»  Kiit/.ielunm-  von 
Grundeigentum  ist  chihei  Ent^ehitdiffunp:  zu  leisten,  wälinnd  die 
Anltauer  für  die  Anlagekonten  der  Strasse  auf  Verlangen  aufkonunen 
mQsaen.  — 

Das  „Geeetz  die  äussere  Heiliglialtung  der  vSonn-  und  Feier> 
tage  betr.**  vom  2&.  November,  8.  III,  ist  mit  21  Paragraphen  sehr 
nmfimgreacb  und  kaanietiaeh  abge&sst!  Es  verbietet  unter  anderem 
weh  das  Spielen  in  (^entlitdien  Schankstitten  und  in  QeaellBdiaflB- 
itimaen  bis  nach  Beendigung  des  NachmjUaggottesdienates,  sowie 
die  Ausflbuttg  der  Jagd  und  Fischer«.  Ausser  Kraft  tritt  das 
gleiche  Geseta  vom  3.  April  1882. 

8ehr  interessant  ist  die  „Qeeindeordnung**  vom  26.  November, 
^  S3,  durch  welche  die  Oesindeordnung  vom  24.  Dezember  1840 
>(i%ehoben  winl.  Djis  Oesetz  hat  107  Paragiuphen !  Es  regelt  auf's 
2Wiai  loste  auch  die  bürgerlieh -rechtliche  Seite  der  Eingehung  und 
'i^i*  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses,  s<)wie  dieses  selbst  und  giebt 
•"in«»  f:^)sse  Reihf  von  {Kilizeilicdien  Vnr*3**hriftx?n.  —  Die  Ordnung 
•»fi'lot  keine  Anwonduntr  auf  nieht-ununt<>rbrochene  Dienste,  auf 
Wissenschaft  liehe  Arinj'iter  und  auf  iroworbliche  llflifbarbeiter.  — 
Wenst  vertiüge  müssen  längstens  4  Monate  vor  Dienstantritt  «r»^- 
**'^<>88en  sein.  —  Unter  den  Folizeiübertretungf n  finden  fiich:  djw 
tanzeigen  von  dein  Diebstahl,  den  »;iu  Mitgesiad.-  begeht,  das 
j4nsjf>laudern  aus  dem  Hause",  aber  auch  das  eigenmächtige  Ver- 
''**>3i  des  Dienstes,  wobei  auch  das  Recht  *ii  zwangsweisem  Zurück- 
'"'^'^  besteht,  das  Annehmen  aolchen  entlaufenen  Gesindes,  das 
^Peostigmachen  von  Gesinde.  —  Ob  alle  Fteragraphen  nStig  oder 
sind,  mag  dahingestellt  bleiben.  —  Endlidi  ist  das 
''^eaetz  betr.  das  Spiel  in  auswärtigen  Lotterien«*  vom  9.  Juli,  S.  74, 
^  «n»j|hneo.  — 

16.  Sachsen-Koburg-Gotha  hat  ein  „Gesets  Ober  die 
^^itbtlduogsechulen**  vom  24.  Juli,  Gesetssammlung  S.  66,  erlassrai, 
^'^i^oi^  in  jeder  Sohulgemeinde  eine  PorUnldungssohule  für  Knaben 
^'^tet  werden  mnss,  —  fOr  Mädchen  errichtet  werden  kann. 
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Der  Zw<M-k  der  Schulen  i'-t  I^'fostitninjj:  der  Konntninsp  und  df>r 
Hllgmiieinen  Ausl>ildur»f?.  Üif  Sclmlptlieiit  trifft  Jillo  iiiämilichen 
Personen  während  dreier  .Jaiire  nach  dem  Kn'li-  der  Voiksschul- 
pflicht.  Sehtdfr^ld  darf  nicht  j^efonlert  wcnlcn.  —  Aufofdiohen 
wird  dag  Getk^t/  vum  3.  Juni  1872.  —  l  >as  „(jL-xjtz  U-tr.  Abänderung 
des  Volksschulgcsetzes  vom  13.  Mai  1892*'  vom  6.  August,  (Jesetz- 
Bammliuig  8.  75 1  i«gelt  lUe  Eiiichtung  der  nötigen  Schulen  und 
die  HOchBtaEahl  der  Schfiler  in  einer  Klaue.  — 

17.  Ans  Sacheen-Meiningen  ist  für  1896  noch  nadizu- 
tzagen  das  Gesets  vom  9.  Mflrs  Ergftnzung  des  Orundgesetzes 
▼om  23.  AiigUBt  1829'S  Sammlung  der  Verordnungen  fid.  XXIII, 
8. 139,  und  ,^nr  Erginzung  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1871  Aber 
das  DomlneuvermOgen".  Dassdbe  behanddt:  1.  die  Mitglieder  des 
Herzogliolien  Hauses,  2.  die  Erbfolge,  3.  die  R^erungsverwesung, 

4.  die  RechtsverhAltniBse  der  Mitglieder  de»  Herzoglichen  Hauses, 

5.  das  Venndgen  des  Kerxoglichen  Sjie/.ialljauses. 

1897  ist  vor  allem  eine  neue  „Gemeindoonlnung"  am  16.  Mäi-z. 
Sammlung  8,  211.  erlassen.  Das  Gesetz,  das  mit  dem  1.  .luli 
1897  inkraft  tritt  und  die  älteivn  bestimmt  genannten  Geetf/.t'. 
besonders  atirh  dap  0(»s*»tz  vom  11.  Mäiz  1  848  über  das  Oeineinde- 
wpst  n  aufhebt,  ist  liesonders  wepen  <1«  r  Neuregelung  des  ErwerV»p*! 
uitd  der  Ausfibunff  des  demeindeivclites  wichtig:  dies  beruhte  bij.ii«r 
auf  der  HeiiiiiitgeHieindi  .  —  Titel  I.  Artikel  1 — 20  behandelt  „die 
Gemeinden  im  allgemeiiK  ti''.  Iteziik  und  lieniurkung,  die  Recht*' 
und  Pflichten  der  OemeiiRieii,  deiiLn  Pei-sitnlichkeit,  Selbständigkeit, 
Ortspolizei  und  das  Kecht  ui  Ort»geiM;tzen  gegeben  ist,  und  die 
die  Verpflichtung  zur  Untnrstfitaung  der  Staatscweeke  in  ihrem 
Erna  haben.  Das  Gemeinderecht  enthalt  das  Recht  der  Teilnahme 
an  den  Gemdudewahlen  und  der  Abstimmung  und  der  ICitbenutsuiig 
am  Gemeindegut,  und  wird  erworben  von  jedem  mtonlidien, 
26  Jahre  alten  Deutschen,  der  den  Wohnsitz  in  der  Gemeinde  seit 
bestimmter  Dauer  hat  und  gewisse  andere  Bedingungen  erfOllL 
Das  Stimmrecht  steht  aber  auch  bestimmtMi  Niohtbfirgem  au. 
Titel  U:  Die  Gemeindebehörden,  Artikel  21 — 60.  Den  Gemeinde> 
vorstand  bildet  ein  Mann,  der  vom  Gemeinderat  auf  sechs  Jahre 
imter  staatlicher  Bostätigune  irowiihlt  wii-d,  und  dem  andere  Beamte 
Kur  Seite  stehen.  Die  Hesoldungsverliältnisse  sind  eingehend  ge- 
regelt. —  Der  von  den  Büigem  und  sonst  Stimmberechtigten  in 
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^heiiner  Wahl  gewilhJto  Gejn.^i n  ionit  \nn  »>— TJ  imIim-  mehr  Mit- 
{^lifMlt^ni   nbpi\va'"ht  die  Vfi  vvalnuiy:  Vrtrstamh's  uml   hat  ein»' 

Reihe  eipr^n^r  [{i-i  lit«'.  Au  St'iii«'f  .>l»'llt'  sl<-lit  in  kli'iiifivii  « M  tiHMdUfii 
die  Oelneillll'•Vl■l■-;lInnllullL^  Tito]  HI:  L)i>r  (it'moiiir|.  liau>lialt.  Artikel 
ni  -89.  riifLT  »Ion  <j«'itii.'ir.'li'l"i--t iiiiL'-Mi  stt'lit'ii  <li('  riiilajrt'n  ans 
Km koiuuit'ü  uikI  GniiKUM'sitz  al^  Zii^riilay  zur  Grim<l-.  (i<'l.aui|e- 
uml  Einkoinmensteiier.  Titel  IV:  Ik'sonilore  Vci«iiiiyuiigen  in 
GemeindeMcheiif  Artikel  90  —  92.  Titel  V:  AUgetnfine  BcHtim- 
muDgen,  Artikel  93 — 106.  Titel  VI:  Schiussbostimmungcn,  Artikel 
107—109.  — 

Das  „Q«setx  vom  12.  März  1897  betr.  das  Z«-an^verfahi«ii 
im  Verwaltungswege^,  Sammlung  S.  167,  regelt  diese  VorhAltnisso 
<ttm  ersten  Mab  seit  dem  GeBetx  vem  29.  Juli  1831.    In  den 
sUgemeinen  Bestimmungen,  Artikel  1 — 18,  wird  gesa;^,  dass  da« 
VerfahfeD  snUsaig  ist  in  jeder  Ait  von  Verwaltungssii«  In  n  anf 
^»riind  von  Entscheidungen,  Verfugniit?en.  Vf  iirlelclii  n  n.  il<  rgl.  zur 
Beitreiliung  aller  bestiniinf  genaiititcn  ön<'iitli<  li<'n  nii<t  trl«'irlit'est.>llt>»n 
.V'"Ki»ben  und  Si-hulden.    Vollstiv«  kinig.>lieliöi(]en  siml  l»>stinniit  l;»-- 
naniitt'  VfirwaUungslM'liöi"d»'n.    .ledocli  sind  diese  nin-  zuständig  für 
l^fändung  von  Moltilien.  H'-iliviliiini«  von  Xatnrali<-Ti  und  VoU- 
^trocktinir   zur  Eri"cichung   von   Handlungen   inid    I  iiterlassungen. 
^"^•^Ji    ihii-  [i   werden  Vollstrec'kungsl>eanite  leauftragt.    -    Der  Bei- 
treihiuig  von  Gel*lleistung«ni  und  Naturalien,  Artikel  19-39,  geht 
*ne    Mahnung  voraus.    Di<^  Mol)iliar|>filndung  ist  analug  <h  r  Civil- 
P'^aessonlnuug  gestaltet;  sind  Natnrali«'n  zu  leisten,  so  werden  sie 
4urcli  den  Voll8treckuiig!«l)oamtt'n  weggonommen.   Handlungen  oder 
^^^ikisnngen  weiden  dareh  Vcrliängiin^  von  Geldstrafen  bis  zu 
lOOO  Uai^  oder  Haft  bis  zu  6  Wochen  erwirkt.  Handhingen 
"^^liehenfslls  durch  einen  Dritten  vorgenommen,  Artikel  40 — 43. 
^  Has  Gesetz  trat  am  1.  Juli  1897  inkraft  — 

Endlich  hat  das  Herzogtum  zum  ersten  Male  ein  verwaltungs- 
S^HclitlieheB  Verfahren  eingeführt  dun:h  das  „Gesetz  betr.  das 
^'^rwaltungsstreitvei&hren"  vom  15.  Wkn^  Sammlung  S.  193.  Frei- 
^^^^    entspricht  das   (lesetz   noch    nielit   den    Anfonh'rurigen  der 
^'i**on8<.-haft  und  Praxis  hinsichtlich  der  l 'nahhiinL'igkeit  der  (je- 
^<^lvte  und  der  Stellung  dei-  Beteiligten.    Dil«  Verfahren  ist  anzu- 
wenden, da  wo  es  nach  Keieiisgesetzeri  zugelassen  ist  und  iti  einer 
^bc  angezählter  Fälle,  Artikel  1,  10— 12.    Ks  präjudiziert  nicht 
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ilcm    nnlentliclion   Rechtswog,  wohl   n^m-  scliüesst  os  mmt  «lie 
Jiiuhtsinitt.'l   in  VorwaltimfTRsaoht'n  aus:  Artikel  2.  H7,  ~~  Dio 
G<>ri(  htt'  sind:  die  Kreisverwaitungsgorichte  in  <h'n  KrtMSon,  l^e- 
sd  li.'nd  aus  dem  KreigvorstaiKl  und  zwei  auf  sechs  Jahre  vom 
Kiti.-^au.sscliusH  gewählten  Beisitzern.  —  das  Umdesverwaltimgs- 
gericht,  gebildet  aus  dem  Vorstand  der  Miiu^ti  riiilnbteilung  des 
Innm  und  zwei  vom  Herzog  au»  juristincheu  Beamten  eruamiten 
Beiedtzem,  —  das  Oberverwiltuugsgerickt,  am  dem  Sfmitmimisterf 
zwei  weiteren  HitgUedeni  des  Staatsministeriunra  und  zwei  vom 
Herzog  aus  den  Richtern  ernannten  Beisitzern  gebildet:  Artikd  3 — 5. 
—  Dae  Verfahren  beginnt  mit  der  schriftlichen  Klage,  die  in  einer 
Notfrist  von  zwei  Wochen  nach  der  anzufechtenden  Entscheidung 
SU  erheben  iRt,  den  Gegenstand  der  Klage,  einen  bestimmten  Antrag 
und  die  Beweismittel  enthalten  miias:  Artikd  13 — 16.   Sie  wiril 
dnn  h  das  Gericht  zugestellt.    Die  Entseheidnng  erfolgt  au»  freier 
Überzeugung  in  iler  Retrc!  nach  einer  mündlichen  Verhandlung,  die 
unter  Gerichtaleitung  in  öffentlicher  Sitzung  stattfindet;   in  dar 
licweiserhelmng  ist  aber  dan  (iericht  unabhängig  von  Part<!iantriigen: 
Artikel  18—  2;').    Dazu  kennen  lJrittintcn*ssiei1e  vnni  Omcht  hci- 
gezntrtMi  wpidon:  Artikel  89.  —  Di«-  R.'itiftiiitr  i>t  zulässig  p  ir«">n 
je<lc  Entscheidung  des  KreisverwaltnnusLirt i'  Ins  und  des  l>jindes- 
vprwaltungsgerichts,  soweit  ni(!ht  die  letzt*Meii  g«'setzli<"h  endirOltig 
siml  oder  die  Vuientiicheidunjr  lediglich  l>efttfitigen:  Artikel  29^ — ^34. 
Eine  Wiedei-aufiiahme  des  entigiilfii;  ■geschlossenen  Verfahi-ens  findet 
nur  bei  uiiverw-huldeter  Fristvei^ämunis  statt:  Artikel  35.  üänst^ 
w^ige  Verfügungen  und  vurlflufige  Yollstreckbarkeit  sind  mOglich: 
Artikel  28,  36.  —  Das  Gesetz  trat  ebenlUls  am  1.  Mi  1697 
inkraft.  — 

18.  Sachi(en*Weimar*£iBcnaoh  hat  1896  ein  i^Oesetz 
betr.  die  Znsammentiotsung  der  BeziricmuMSchflsse  und  die  Wahl 
der  Mitglieder  derselben«'  vom  17.  April,  Reg.-Bl.  80.  Jahrg.  8.  57, 
eriaasen.  Danach  bestehen  die  Ausschfisse  aus  dem  Bezirksdirektor 
und  aus  HitgUedem,  die  auf  drei  Jahre  geudas  dem  Wahlrecht  für 
Landlagaabgeordnete  gewKhlt  werden.  Der  Staatsbehörde  steht  das 
Beoht  zur  Auflösung  zu,  worauf  Neuwahlen  binn.  n  vier  Wochen 
stattflnden  müssen.  —  Auch  erging  r>in  .,Gesetz  die  Vemnstaltiuig 
von  Tänzen  betr."  vom  U.  März  189G,  Reg.-Bl.  S.  23.  — 

■1897  erging  ein  „Oesetz  Uber  die  Orossherzogliche  Landes- 
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kroditkasso*'  vom   1  »1.  Scjif.'iiiK.T.         -Hl^  S  An-tfilu  inrj:-- 

verordinmg  vom  l'i.  Soj.f.-inli.-r.  s.  l'l^'..  —  hic  ilm.  h  '«••v,.i/. 
vom  Ifi.  NovemliOl-  1  "^'iH  ri  i-iclit.'lr  K,i->'-  -"II  als  Sta;it-:iii-t;ilt  zur 
FSrt.lening  des  Ro;ilk'r"ijitos  I\a|iii.il;.'ii  .iii-(h]1i-mi  nihI  niniiflniMMi. 
Die  Ausleihung  fiml^t  ::••-.■[,  h'f.-il-i.'lifi-h-Mi  iiiti"i 'U-  (Ire--- 
herzogtums  sowie  üh  (Jcnu'iivlt  n  stiiii;  iti  i\'-r  H-  lm  I  -iin]  du.'  l.tur- 
tehen  seitens  der  Kmss.'  iir)ki'ni'n.:ii'.  din-h  i>t  /.ui  in  k/j.-Imnj^-  in  be- 
■ämmtea  J^ien  möglich.  Meliot-ationsdarlohen,  im  Ein7-«'lfail  bis 
n  10000  Hark,  zu  2\yVo  Zins  niid  2>  2V0  '^'Ig^ing  ^i"^  ">  ^«>' 
Sicheriitiit  dahin  begfinstigt,  iLibs  die  als  dauernd  na^hstiiweisendo 
Ü^ioration  dabei  Benlcksichtigung  findet.  —  Kapitilannalimon  siiul 
nakflndbar  aeitens  der  Qlanbigen  fi^ei  krindliar  dimeh  die  Kasse  und 
laden  gegen  Schuldverschreibungon  entwoder  auf  Nanum  o(ii>r 
bhaber  statt  —  Aufgehoben  wini  das  Oesetz  vom  17.  November 
I86d  nebat  seinen  Nachtragen.  — 

Das  nOeaetz  betr.  die  Abänderung  dos  revidicrttni  Gesotxeti 
Uber  ilie  Steuenretfa^stuig  des  Orossherzogtnm;«  vom  1 8,  März  1 8(50 
wbst  NachttHgent  myfio  des  neiii'cvidiorten  (ie»<otxcs  nUn*  die  ulJ- 
gemeine  Einkommensteuer  vom  10.  September  \HHiV'  vom  2.  Juni, 
JJ^.-Bl.  S.  73,  bringt  Ändeningen  d*^fi  zweitoii  ('«»sofzes.  das  jetzt 
^  „ESnkomniensteuergesotz  vom  2.  Juni"  S.  99  neu  voi-öfT^ntlit^ht 
i>f.    —  0ie  Bestimmtmgen  b  u  f'  ti  die  Steuerpfliclit ,  das  Jahies- 
^'rtkoinmen,  den  Abzug  vuti  >i-liiii'i/,iis.  f.  m-l  L;j>t.-ti.  'In-  i;.ni' k- 
^M-hti^iing  hesondeivr  Vfi  h  iiini--.    I  i  i  Ki-ikoiniii»  11  ids  2500  iLu'k, 
Annu'Uh'pflicht.  V'ir-'-iirif1''ii  i'iIh-i  ^li-'  l'jii -i-)i,'lt/.iiiiL'  'I'i-  i-inxi-lit.'n 
des  Eiükomuit  IIS.       S<  iiäUiuiga-  iiiul  Venmlagungskommissiun 
die  Strafboötiunuungen.  — 

rhirch  das  „Gesotz  t  t  fr.  -inen  Nachtrag  zu  drin  *i     1/  v  tri 
Apvi!   1H77  übei-  -Ii'-   ll.-ti'm  ihiil;-  de«  Gew<«i-bel'i  tr:.  l.>  itn 
1  iuh«|.zjg|lßl^ti  vom  7.  Afiril.  I^'^^-I>l.  S.         \\.-fi|i-ii   nm   <\\<'  V-.r- 
^^Hfton  wegen  d'-r  J^'is.  tid«  n  iiiil  «U  i  lH;\veibo(»rdtiung  in  Einklang 
^^*>Uciht  und  wird  die  6teuert«ixe  erhöht.  — 

19.  Schaumbiirg- Lippe.    Th\K  Filititentum  hat  im  Jnhi-e 

^^^0  ein  wichtiges  Gesetz  „betr.  dio  Kiitrimuniu  m^h  < ii imdi-iLifii- 
^Um««.  23.  Mrit/.  lS!»r;  .ilialtm.  .mnlnuugen  isUC», 

^-  179.  —   Die  Fratze  d-T  /iil;i->li::k-  it   i-t    iii<  i    \".  i«?  auch  sonst 
^^ich  ger^^t;  douh  dürfen  voiütiergehende  HeKctiränkungon  die 
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liaiiii  ii.'K'li  lU'ii  allircmfiiMMi  Oriniilsäi/fii  lH->tiniiiit :  >j  11.  — 
Ht'i  iltii*  Fr.it;>'  »ler  Ents<-))ä(ligutig,  die  in  iieU\  ym  zahlen  ist,  ist 
wiilitig,  dass  nach  §  13  der  rütonielmiPr  iuu-h  all«*  Anlagen  an 
Wegen,  BewiL'i.seninpon  n.  s.  w.  in;ii  hoa  laiiss,  die  für  die  N.ichbar- 
grundstüuke  odei  iiü  ütlent liehen  lntere8*;e  nötig  sind.  Hiei-gegen 
ist  nicht  der  iEiechtsweg,  sondern  nur  Rekurs  an  das  Ministerium 
zuiasfiig  .  §  26.  DieEntacheidung  Alter  die  EntachAdigimg  ei  iul;;t  thirdi 
ein  Sd^eds^richt  in  einem  mOgJichst  mflndlich-unmittelbai:'  und 
Hilter  PartdmitwirkuDg  eingeriditeten  Verfahren.  Aua  dem  Protolcoll 
ist  gerichtliche  ZwangaToUstreckung  atilflsaig.  —  Gegen  die  Ent- 
acheidong  steht  der  Rechtsweg  inneiiialb  sechs  Ifonaten  dfen:  §  26* 
—  Die  EntBchfldignngssuDame  ist  m  hinterlegen,  wenn  das  Qnind- 
stOd^  im  Streit  liegt,  wenn  es  Lehngut  oder  dergl.  ist,  odw  wenn 
Reallaaten  auf  ihm  haften.  Dann  ateht  den  Beteiligtem  der  Rechts- 
weg anr  Geltendmachung  ihrer  An8iirfl«  he  zu.  —  Das  Gut  geht 
frei  von  allen  privati-eehtlichen  Lasten  in  das  Eigentum  des  l'nter- 
nehmers:  au  seine  Stelle  tritt  gi^geniiliei  den  Privatr»Hhten  <iie 
EntHchiidiLiiinrssumme.  --  Das  „(tesetz  li'  ti.  die  Ard^gunt;:  iiiid 
Venlndeiuiii;  von  Stiussen  iitid  Plätzen  in  Städten  und  läiidlii  li<  ii 
Ortfieiiatten'*  vom  2').  März  1896,  Landes -Verordnungen  S.  199, 
regelt  die  BaufluchU'ii,  eveiitl.  den  Xeubehauungsplan,  giebt  ziemüfli 
strenge  IkiultesL-liränkungen .  für  die  Entschädigung  niclit  gewährt 
winl,  und  B«'stimüiuügcii  iil>er  den  Bei/ug  der  Anlieger  /.ii  den 
Strassen kusten.  —  Eine  ..Polizeivenmlnung  beti-,  Tauzlustbai^eiten** 
vom  18.  Angoat  189G,  S.  239,  verlangt  Erlaubnis  fQr  Öffentliche 
TInaa  tmd  verbietet  Kindern  bis  au  16  Jahren  den  Zutritt  ausser 
bei  volkatOrolichen  Festen.  — 

Aua  1897  ist  suerst  die  „Poliseivenirdnung  betr.  das  gewerba- 
mlBaige  ^ten  von  Ko»tkindern"  vom  9.  Jnlt,  Landea-Veroidnungen 
S.  355,  SU  nennen,  wonach  Poltaeierlaubnia  nOtig  ist,  wenn  fremde 
noch  nicht  sechs  Jahre  alte  Kinder  in  Kost  und  Pflege  genommen 
werden.  Die  Erlaubnis  ist  frei  widemiflich.  Die  Polizei  hat  das 
Recht  !<  I  Aufsicht  AVissentlich  unwahre  Angaben  auf  Fragen 
der  Polizei  sind  strafbar  als  Übcrtictnugen. 

Das  „Gesetz  betr.  die  öffentlichen  Lotterien"  vom  1.  Juli, 
S.  351,  verbietet  den  Verkauf  der  I/)««*  nicht  genehmigter  öfTent" 
lichcr  Lotterien  imd  daa  Spielen  in  denselben  ala  Vergehen. 
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20.  Schwarzbnrg-Rudolstsnlt  vrihietct  iliiivh  ilas  ..Gesotz 
Mr.  (\m  Spip!f»n  in  aMHw!lrfiqT>n  Lnftt'ri'Mi"  vom  5.  A[tri1.  OfM  iz- 
Mnuu'iiii^'  S.  43,  'las  S|iii>i<'ii  in  nit  lit/-Hf^'lass«Mien  l^itlriicn  lui«! 
Aussj.,.  luiigeii  8^>wie  deu  Verkiiuf  und  Yeiiiieb  von  deivii  Lojieu 
als   Vt-rarehen.  — 

21.  Schwaiüburg-Sondershiiiist'ii.    Das  wiclitig«to  iiiÄetz 
bt  dm  „GetneindeabgabengeäeU''  voui  Hi.  August,  (lesietuammlung 
&  83,  daB  den  Gemeiiideii  ein  Recht  giebt,  „GemeiudoleiBtinigen** 
ni  fordern,  venn  die  Einkflnfte  au»  dem  Vermögen,  aus  Beitrilgen 
Dritter  and  des  SüMtee  und  aus  Oebflhren  u.  dei-gl.  nicht  mehr 
Mreicben.    INe  Gemeinden  Bind  dabei  znr  Erhebung  indirekter 
Stonero  befugt   Die  direkten  Stenern  sind  „Gnmd-,  Gefattude-  und 
Eimkonuneneteuem*^,  deren  Einffthnmg,  Yeranlagiuig  tmd  Hebung 
Iwstiiamt  ist   Daxu  kommen  als  peniOnU<>be  Dienste  Hand-  und 
SptuitidiMiate,  die  ev^tl.  durch  Geld  abkaiintar  sind  und  von  denen 
gmrisse  Personen  befreit  bleiben.   -  H<»<  btsinitt.'l  sind  Hcsdiwurde 
Vttä.  Weitere  Be^chwenie  bis  zum  Ministeriuni.    I'uter  den  Strafen 
ist  »diie  für  die  in  der  Absicht  tb  r  SleueMiint.M/.i«'bung  auf  rlio  an 
ilen  J'tliclitigen  gerichteten  Fragen  imriditii;  odci  unvnll'^l.iiiin.r  i^«  - 
niachton  Angaben.  —  Das  Gesetz,  »las  am  1.  lannar  lts08  inliratt 
trat,   hebt  die  Artikel  IOC— 115  i\or  (ienifind«'<)rdnung  un<l  da.s 
<'?setz  vom  14.  Augnst  1896  „zur  Vermeidung  der  mehrfachen 
Heranziehung  u.  s.  w."  auf.  — 

Das  „Gesetz  betr.  die  Anstellung  von  Volksschullelin'riitnrir' 
»•ni  17.  Juli,  S.  53,  Umstimmt  die  .-Vn-stellung  und  feste  Hesohlung 
<)er  Lchreriuuen  fflr  vissenechaftlichen  und  tei'hiiisciien  Ilntemcht. 
Kach  §  11  gehen  angestellte  VolksschuUehrerinnen  durch  Ver- 
(lÄmtung  aller  Rechte  ▼erluatig,  welche  ans  dem  von  ilinen  ver^ 
halteten  Schulamt  etwa  für  sie  entstanden  sind.  — 

Du  ^^teriegeeetz"  vom  17.  Mai,  S.  23,  verlangt  für  alle 
'Mfentlichen  Lotterien  und  Ausspielungen  eine  Eilaubni«;.  Siiiolen 
in  einer  nicht  erlaubten  Lotterie  oiler  Ausspielung,  der  Verkauf 
»Ott  Losen,  Ankflndigen  der  Plane  u.  dorgl.  sind  Vergehen.  — 
AitMeiknft  tritt  das  Oesetz  vom  0.  Aj.ril  isr.s.  — 

Unter  den  mnanzgesetzen  sind  das  ..(ii?sotz  betr.  Anib  rnng 
dft*  Kammergutsgesetz'-'s  vom  14.  Juli  ISS]-  vom  15.  .luli,  S.  4!>. 
sowie  das  ..Gesetz  die  Abänderuiii:  d*s  Kinkonnn"'nst«'Heri;<'s»'t/.(»s 
vom  1.  Februar  1894  betr.'^  vom  14.  Juli,  Ö.  41,  )un8ti(M.h  uu- 
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erheblich.  Durch  «las  „Ges^^tz  die  B^?MUMit*ninf:  der  Vei-sichenings- 
anstalteii  Ix'ti."  vom  23.  Juni,  S.  29,  wordoji  dio  iiiL-ht  im  Fürstentum 
ihi-eu  Sitz  habenden,  zugelassenen  Anstalten  der  Steuerpflicht  unter- 
worfen. - —  Das  „(lesetz  U^tr.  die  Bi^steiu^rung  dns  (TewoHn^hptrinhs 
im  rmherziehen'"  vmn  3.  Jtili,  S.  33,  sofzt  i\u-  Steuerpllichl  für 
allr  mit  einem  Waiiili'ii;''\vcit».  >(.li.  iii  vem-heiien  Betiiehe  fest.  Die 
St.'ii»'!-.  na<  li  <  M'lf imL;>l.frt  irli.  /-  itdauer  imd  Umfang  des  OesehÄtlee 
V(  r>chiud\  n,  wird  vom  Laiidmt  festgesetzt,  wogegen  BescUweitle 
an 's  Ministerium  zuiiUksig  ist.  — 

22.  In  Wflrttemberg  wurden  wichtige  Gesetzentwürfe  be- 
raten, aber  noch  keiner  tn  Ende  geführt«  Zu  nennen  sind:  die 
VerfassongsreTidon dm»  OrtsvorBtchetsesets,  die  ijoderung  des 
PoIiieistrafreuhteB,  die  Steueireform.  — 

b)  Literatur. 

Natflrlich  ninnnt  no«-])  <Ijus  H.  G.  H.  hier  seinen  hesonden^n  Platz 
ein,  aber  noch  sind  es  melir  G«degeidi<>it?<sc)ir(ft''n  inid  kürzere  Ein- 
fflhrungen.  die  in  gmss»^  Mencr*'  auf  «Lmh  Maikt  i  is''htnn«'n :  Eine 
gute  Hliei-sicht  bietet  <  Uio  MiUilitaM;lit  mit  sfin.'i'  Hil'lini;iai>hie  des 
B.G.B.,  3.  Auflage,  1898,  Berlin,  Pullkuuuiur  und  Mühlhre«'ht; 
auch  Maas,  Bibliogfaphie  der  ajutliehen  Matf-rialien,  B.,  Guttcntag, 
iRt  zn  nennen.  —  Textau{jgal«»n  niid  Beuilicituugou  für  die  Praxie 
lind  das  Volk  erscheinen  in  grosser  Zahl.  Cohn  hat  in  seinem 
„Neuen  D.  B.  R  in  SprOchcn^  jotzt  unter  Kohlccs  MithflUe  das 
Recht  der  SchuldvertiflltnisHe  —  B.,  Uebinann  —  bearbeitet  — 
Sehr  dankenswert  ist  die  Henmsgabe  der  ,,ProtokoUe  der  Kommission 
fOr  die  2.  Lesung  des  Entwürfe  des  B.6.  B.*^,  im  Auftrage  des 
ReiohsjnstizamteH  bearbeitet  ron  AchiUes,  Gebhard,  Spahn  —  Gutten- 
tag.  —  Von  den  Kommentaren,  deren  einige  rasch  fertig  wurden, 
andere  grilndlieh  und  langsam  gearbeitet  wcnlen.  neime  ich  nur: 
die  schon  im  Vorjahr  erwähnten  von  Landi-,  Haidien  und  Planrk, 
von  dmien  die  zwei  ersten  vollendet  sind:  sie  halien  sich  sofort 
hervorragende  Plätze  gesichert.  —  An  die  Stelle  der  kurzen  Ein- 
führimgen  treten  jetzt  sclion  die  T.- hHuli  lu^r  des  neuen  H«H-ht,s. 
OoHack  —  Jena,  Fischer  —  uml  Eudeiuunn  Iwbttn  hior  zwei  bei 

*)  R  Siegfried:  ,JDi6  Proportioaalwahl.  Eia  Votum  zur  wOrttembeig. 
Veiteungsnvjaion.'*  Berlin,  Walther.  1896. 
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dur  Eflne  der  Arbotszeit  recht  bcHleutendc  Ijeistungon  gebracht, 
die  beide  die  allgemeinen  Lehren  un«l  ilas  R^  rlit  der  Foixleriingen 
bdiandeln.  (Joeack  behandelt  auch  i)i)rtikuhux>s  K*'«-ht,  miwim!  es 
nm  System  des  gesamten  Privatit^chts  gehört  und  zugleich  finden 
wir  \m'\  ilim  die  ei-st*-  ArU'it  zur  Phi-rwin^lung  »les  Dualisinns 
zwis«'hi'ii  p"iMu>rrhem  iiinl  dfutsehcni  Recht,  da  j<"t/.t  aucli  die 
nuianiächen  Teile  vimi  Gcrmanisti-ii  \ t'rarln'itet  wculi  n. 

TlTKleniaiiii   L'icht   die   vollkiiiiiiii>  ii   neu  p',iilM'it'  t<-   .'{.  itiid  4. 
Aiifla^N'   seiner   fi  üiieren    ..Kinffdii  iin^  ",    e|-   lit  tnut    wesi  ntlicli  die 
NeuoniiiMng  des  HeciitsstcitTet*  und  ili«-  gesciiichi liehe  Entwicklung: 
luelir  und  mehr  wini  jetzt  schon  das  neue  Recht  aus  nieh  tinil 
adbetllndig  aus  seiner  Entstehung,  nicht  aus  den  Materialien  wie 
in  Anlug«  venib^tet  —  Ed.  Heiihron  hat  seiner  rasch  Aner- 
kennung findenden  „Qeachichte  des  Deutschen  btliigerlichen  Rechts'* 
jetxt  die  erste  Abteilung  eines  ,J]iehrbnchs  des  B.  R.  auf  der  Orund- 
hge  des  B.  O.  E'^  —  Berlin,  Speyer  und  Peters  —  folgen  lassen, 
vobei  er  tlbrigens  nicht  im  engen  Rahmen  des  B.  6.  B.  bleibt, 
ihnlidi  behandelt  der  fQr  das  Preiissische  Privatrecht  und  das 
Cinlpitnessrecht  wohlbekannte  Piaktiker  A.  Engelmnnn:  ^^Das  alte 
und  das  neue  bürgerliche  Recht  Deutsclilands  mit  Einsehluss  des 
Handelsrechts,  historisch  und  dogmatisch  daiu- >!•  Ilt  •  Heriin, 
Hpinr»,  _  eine  kui-ze,  klare  Bearbeituni:  m 'lir  für  jünp  ie  .Imisten, 
Ein     'Ines  Lehrbuch  für  Anfänger  ist  l'aui  Knickmann:  Institutionen 
des  H.  II.  H.     -  Onttiniren,  Vandeidioeck  und  Kuin-echt  —  in  dem 
ciittreLc.ii  ilei-  abstrakten  .Metliode  der  iUteren  Leluhücher  an  der 
llaml   praktisclier  M<'is|iiel.-  d;ts  neiir  Recht  zur  Kinfiihnnii,'  lienutzt 
Wird.  —  Wäiir-  iid  L.  KnhienlK'ck  in  deu»  eisten  Teil  seines  Werkes 
^Vou    ijpii   Pandekten   zum    IJ.  G.  U."   —  lli-yinaiiii         als  eclitei- 
jQnger  Jherings  <lurch  das  Römische  Recht  ni>er  dasselbe  hinaus 
Mrebt  und  eine  zwanglose  Vergleichung  des  neuen  und  alten 
Syitoms  bietet,  sind  anoh  Haohmibui^  schon  letztes  Jahr  erwAhnte 
•of  dem  G^iete  des  franaOriechen  Rechts  entstandene  „Yortrftge*' 
—  Mannhnm,  Bensheimer  —  wegen  ihrer  Klarheit  und  Stoffbe- 
kemohiing,  mit  der  schwierige  Einzelfragen  behandelt  werden,  so- 
fort leliliaft  anerkannt  worden.   Auch  Hellmann  hat  „YortrSge  Aber 
^  B.  O.a*"  veiOffentlicht.   Freibuiig,  Mohr.  —  Von  den  bot  Lieb- 
mann  eracheinenden  veii^eidienden  Darstellungen  des  B.  G.  B.  mit 
dtn  lAndearechten  sind  die  von  Buchka  ftlr  das  Geraeine  Keclit, 
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Fnrtseh  filr  flas  Französische,  Loske  für  das  AlIf?emeino  Latuireokt 
r-rschioiioii,  uikI  all*'  'ir"i  dHrfen  als  äusserst  wertvoll  <^pltpn.  — 
Um  den  i'reussis.  lirii  .liiristrii  das  Wi-strunliiis  lies  n>'U<Mi  I^j<-iits 
zu  erlekliltjni.  haben  E.  Gohlmann  mul  IJlienthal  iM  friiiiin  ii,  (la.s 
B.  G.  B.  nacli  der  l/'galoixlimng  deb  Aligeraeineu  Laiidrechti*  dar- 
zustellen —  Berlin,  Heine. 

Natürlich  haljeii  auch  einzelne  Teile  und  Punkte  ihix?  Be- 
spret^ungcn  gefunden.  Hier  mögen  nur  hervorgehoben  werden: 
Ranizetti :  Du  inteniationale  Privatrocht  im  B.  6.  B.  fAr  das  Deatsche 
Rddt  —  Hannover^  Hetwing«  —  wo  die  hier  dnaohlagendeii 
Regeln  de«  EinfOhningogeaetBes  be^rochen  werden.  —  Die  von 
den  deutschen  Frauen  sehr  lebhaft  beeprochenen  und  »im  Teil 
acharf  verurteilten  Beatimmungen  fiber  die  Stellang  der  Finnen 
hat  Hermann  Jastrow  klar  und  ruhig  in  seinem  „Das  Recht  der 
Fnu  nach  dem  B.Q.  B/'  —  Liebmaan  —  daigostellt  Die  Pro- 
motionsschrift von  H.  Titze:  ,,Die  Notstandsre<Mite  im  Deutschen 
B.G.  B.  uufl  ihiv  geschichtliche  Entwicklung"  —  Leipzig,  Veit  — 
will  im  Anschlnss  an  Rudolf  Merkel  'I  m  ■  ivilr- <  htlichon  I  ntorlwu 
för  die  strafrechtliche  Behandlung  der  Lolnv  geben.  Die  Schuld- 
verhältnisso  luil)en  nu'hi-facho  BeaH»oiter  gefinulcn :  Schnllmeyer 
liat  im  „Recht  der  oinzflrifn  S<'liiiMve!ii;iIt ni-sr  inj  Ii.  O.  H.  f.  il. 
D.  R.''  —  Gultentag  —  eine  1  »arstelhuiK  »iinl  P>ljiuterung  der 
Uauptl<r^timIllungon  gegeben,  wol.ri  unter  Zunicklialtung  der  Kritik 
in  eineui  in  uartigeti  System  Einzeiauslührungeii  ge*reben  werden. 
Dagegen  hat  R.  Stamnder,  <ler  wegen  scMues  Einflus^ea  a'uJ  ilas 
Rechtastndium  jetzt  viel  genannt  wii^,  .,DaB  Recht  der  Schuldver- 
hSltnisse  in  seinen  aDgemeinen  Lehren*^  studiert  —  Outtentag  — 
wobei  er  eine  durch  die  Eiosclialtung  von  BechtsfiUlen  lebendig 
gewordene  Dai«telhmg  von  Einselpunlcten  giebt  Denselben  Stoff 
bebandelt  Metsner  —  Breslau,  Marcus.  0.  Schwedler  behandelt  ^das 
Erloschen  der  Schuldverhältnisse  durdi  Vereinigung  von  Recht  und 
Verbindlichkeif*  ^  Halle,  Niemeyer  — ,  wobei  unter  Darlegung 
der  bisheiigeu  Theorie  dieser  im  B.  0.  B.  nicht  aufgezählte  Er- 
löschungsgrund auch  ffii-  das  neue  Rwht  als  feststclM-nd  bezeichnet 
wiitl.  C.  Creme  iMjsjjricht  in  seinem  Werk:  ,,Die  partianBchen 
Rechtsgeschäfte  nach  iximiscliem  und  heutigem  Reichsrecht  nebst 
Beitiligen  zur  Lehii?  der  verschiedenen  Arbeitsverträge''  Frei- 
biuig,  Mohr  —  vornehmlich  im  Anschluas  an  das  B.  G.  B.  und  das 
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H.G.  B.  ein  heute  sehr  wichtiges  Gebiet,  wolioi  er  die  Absicht, 
jozialpolitist'hc  Auregimgen  zu  geben,  aiis(lrüi  kli«  li  !iuK.s]iri(  |)i.  Er 
liwst  alle  Ges<'liftftf*  zusammen,  die  «lio  sou.  [»:irtiiiii>rli<'  Klinis«^!. 
il.il  tli<-  V.Tfü^rung,  (laKs  das  Eiit^^elt  in  »'in.  in  Ai»t'-il  am  Ail«'its- 
-TTai:  i"'sti  !if'ii  sollt',  vortmtrcn,  —  i'iii<'  liisli'-r  iM<'!it  l'Oiiiit/.t<-  7m- 
>amnieiifasMUig :  die  Darst'  llntigen  d<-f  ••iiizi-hii'U  <  if.-ciiiift»'  siiiil 
aiicti  ohiu'  (lio  SoniififäilMiiig  äusserst  \v<'itv<ill.  I)frst'lli"  V.-rfa-stM" 
liat  „ilie  jiiristisi  lie  Natur  der  Miete  nacli  >l«'in  H.  (i.  H."  in  Ihfiingh 
Jahrbb.,  Jena,  Fis  her,  liehandelt.  Den  ..SachlH-sitz  nach  den»  B.  G.  B. 
t  d.  D.  R''  bebandelt  £.  Stmhal,  Jena,  Fischer;  Oierke  erörtert 
in  seinem  schön  geechriebenen  ebenda  erschienenen  ,,Üie  Bedeutung 
des  Ahmissbeeitses  fflr  streitiges  Recht  nach  <len«  B.  O.  B.  fOr  das 
D.  fi.**  das,  was  deutschen,  was  rSmischen  FraprungH  im  neuen 
fiogiiiristf) 

Auf  dem  Gebiete  des  heute  noch  inas»gebeiu1en  bürgerlichen 
Kechts  ist  ein  entschiedener  RQckgang  nicht  vx  verkennen.  Das 
rtmiflohe  Hecht  hat  1*.  X.  Affolter  ganz  neu  in  Angnff  genommen 
in  seinen  „Das  rOm.  Institutionensy^tcm,  sein  Wesen  und  seine 
OeecMdite*^  —  Berlin,  Puttfcammer  und  Mahlbrocht  Er  behandelt 
'•is  jftxt  mit  staunen8wertem  Wissen  und  viel  Geist  „Thatbestand, 
Bethtsverhültni^s  und  KtH-htsoi-diiung"  aU  <iiuiidlageii  eines  allg»'- 
nKinen  Teil»  d«>s  I'nvatJ'echts  liistorisch-kriti«  Ii  und  weist  dabei 
auf  di*>  £riY>s«e  Hodeutunp  d'  s  Tliatl>estaii<l>  s  hin.  Kine  schwierige, 
w^iiii:  Inearheitete  Lehre  lM-handflt  l)an/. :  ..l)i<'  Aui^leguiiir  de?- 
K<.-clnK^r,.i;,.i,äft,.-'  (11, »ft  2.  IM.  I  d.-r  AMiiiM.il.  au<  dnn  I'iivatn-clit 
im«l  Civilpr.  d.  >  |).  H..  .l.-n.i,  Fisrhcr).  hi.'  Tli.'nri.-  -I.t  «r.'rieht- 
li'-'li'^n  < 'i.injiensatioii  lieliaii«lelt  (leih  —  'riil>iiii.reii.  Liii(>j>,  —  der 
^''juip'ii.^itinii  nur  durch  Vertnig  odi-r  rrf'-il  k<MUit:  al»er  <la.'>  Urteil 
wiltt  ganz  aiuler^  als  der  Vertrag,  der  durch  freies  Angehot  und 
Anmkme  zustande  kommt:  die  genehtliche  t'umjien.sition^einrede 
fUirt  ein&ch  zur  Klagealtweisung  (vergl.  auch  Leonhard:  f,Dle 
Anfreelunuig",  Leipzig,  Dieterich,  1896).  A.  Stölzei  hat  seinem 
wdi  berilhmt  gewordenen  ersten  Teil  der  ,,Schulung  fOr  die 
juistisdie  Praxis^  einen  zweiten  Teil:  „Zur  Lehre  von  der  Eventual- 
••rfrechnnng*'  folgen  lassen  —  Berlin,  Vahlen.    Er  bespricht  die 


')  NttfixUch  ist  damit  nur  der  qiiaotitativ  geringste  Teil  der  Literatur 
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Zahlung  oder  Aufrechnung  mit  dem  Vorbehalte,  <1<18S  die  ev.  zn 
tilgende  Foitierang  zu  recht  bestehe,  eingehend  um  Ii  der  matoriell- 
rechtlicheu  und  prozessualen  Seite.  Die  Kmnp'Tisatinns.^inrode 
nötigt  nach  ihm  kt  iiipsweps  zur  Beweiserhebung  iüjer  die  vielleicht 
7wHf(  Ili!ift>'  KlriLifonlt  ruMf^,  wenn  nur  die  Or»genfoitlerniig  an  sich 
ft;.st>ti'lit.  Dir  Flage  wurde  darauf  sclir  lebhaft  btsjaochon,') 
NVdraui  der  Vetlasser  in  der  Z.  für  Civilpruzess,  Bd.  24,  „Zur  Ver- 
ständigung iU>er  die  Eventualaufrechnimg"  seine  Ansieht  no<  li 
mehrfach  weiter  klar  legt.  Laiunifiouuu  in  seiner  Sclirift  ,,Teiliuijj, 
Darlehen^  Auflage  und  Umsatzr^cag**  —  Leipzig,  Dunoker  und 
Humblot  —  bringt  Erörterungen  aber  die  Oerndnachaltsteiliing 
und  die  causa  wie  das  Wesen  der  Realkonttakte. 

Sehr  xa  beachten  ist  audi  das  „Frsuikfarter  Piivatrecht**  von 
I^eumann  und  Leyi  —  Frankfurt  a.  M.,  Baer. 

Das  Internationale  Privatrecht  bat  Zitdmann  —  Leip&ig, 
Duncker  und  Humblot,  I.  Band  —  bearbeitet  Das  intematioiialc 
Privatrecht  ist  ein  Teil  der  im  Staate  geltenden  Rechtsordnung, 
für  den  hier  die  Pi-inzipieu  ermittelt  werden  sollen  zur  Fortbiklmig 
eines  möglichst  oinheitiiehen  Rechts  und  Noj-men  aufgestellt  Werzlen 
für  den  Richter.  Behan<lelt  wenlen  bis  jetzt  di(^  allgomcineu  Siltze 
des  liiM'rstaatlichen  und  des  innerstaatUclicn  1.  Pr.  R.  und  d<*s  inter- 
lokalen Pr.  R.  (II.  Rund,  I,  189«).  Vnv  das  Ti  helM-rr-echt 
«ind  wiclitii;  <lie  „Herii  ht.-  und  Verliatidlungen  dvi  D»nU.>*;li-o.ster- 
reich.  (icwiTl^-'.M  lnit/.kunfeiviiz  am  12.  und  13.  Oktübor  189C  zu 
Berlin"  von  ( Jstcrrietii  uiiil  M  , .  iisler  -  -  Heymann.  —  Für  das 
Handelsrecht  ist  Cosackh  L«hibuch  in  4.  Auflage  auf  d«»r 
Qruiullage  des  UaudelbgesctzbuclLs  von  1897  umgearbeitet  —  ÜStutt- 
galt,  Enke  —  zu  nennen,  das  äch  auch  in  dieser  vOllig  neuen 
Form  bald  die  gleiche  Beachtung  erringen  wird  wie  die  früheren 
Aufbigen,  und  das  sich  au  einem  richtigen  Handbuch  ansnabikleii 
scheint  —  Staubs  wertvoller  Kommentar^  der  in  5.  Auflage  er- 
schien, wird  wohl  der  letate  ffir  das  alte  Gesetabuch  sein.  —  Ihm 
hat  0.  Scfaaps  sich  angeachloesen  mit  „Das  Deutsehe  Seerecht, 
Kommentar  aiim  4.  Buche  des  H.  G.  B.  vMn  10.  Mai  1897  und 
den  seerechtlichen  Nebengesetzen"  —  Berlin,  Heine  — ,  w&hrend 
B.  Boyens  „Das  Deutsche  8eerecht  auf  Grund  des  Kommonta»  von 


8.  bes.  EooiuB,  Beitiige  snr  Eriialenuig  dm  S),  ^  Bd.  42. 
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Dr.  William  Lewis  unter  Bernck8ichti$;uMir  anslaivlischor  S<H'i>'<  hte 
lenbeubeitet"  hat  —  licipzig,  Dunckor  uii<l  liuinMot.  Kr  l*ohaii(lelt 
(hher  nrK'li  das  alte  Hwht,  t)e8i)riclit  alM«r  aiu  li  -las  uono.  Er  jfit'bt 
auch  ein«'  w.-itvolle  EiiiN'itiiiifr  üIht  <lit:>  r.itlirlif  Cu'ltiinfr  s^i-tvolit- 
licher  G«'S4'tzf.  —  .,  Hetgung  iiiid  Hiilfclfistuntr  in  Sfoiiuf  hat 
J.  L.  Hiin  haixl  lieliaiulelt  —  Hanimv.  r.  llflwiim.  Ki-  liiiiml  <  :iit' 
reiclit!  Matorialsani'.nluii;^,  insbesoiuloiv  ans  di  r  Ilaii>'atiscti<  ii  R.'<  ht- 
sprechung.  lH?liaiidt'lt  aher  z.  II  nictit  <!!•■  Kra^.-  d«'s  Sdiiffsu-Ifinliiger- 
rechts,  di«'  in  den  zwei  genannten  Knninu-iitaien  bi'spiotlu'n  ist.  — 
Von  grusster  Bedeutung  ist  das  in  der  Binding'schcu  Sammlung 
trau  Handbfldieni  ersdhienene  rofort  vollendete  ^iWechsdrPcht^  von 
Orflnhnt  —  2  BSnde,  Leipzig,  Dancker  und  Humblot. 

Filr  die  SyRtematik  sind  swei  Arbeiten  xn  nennen:  H.  0. 
Lehnann:  ,^le  Syatematjk  der  Wismnschaften  und  die  Stellung 
der  Jnrisprudms'^,  Marbiu^f  Mwert.  Der  Veifasacr  weist  den 
Steidpankt:  Jnrispmdens  ist  blosse  Kunst,  xurflck,  bespricht  die 
gebrlQohUchen  ffinteilnngen  und  zeigt,  wie  wichtig  die  richtige 
philrtsnphische  Erkennung  der  Stellung  den  Kcclits  auch  ffli-  den 
Stmli,  ;vnd<'ti  ist.  —  E.  Biwlinann  git'l»t  /.wci  AMiandlnnp'n :  „Vom 
Stoffe  de«  Hechts  und  seiner  Struktur.  Das  Recht  im  l'it»/.ess''  — 
Onttentag  — ,  wo  die  subjektiven  Rechte  nm  als  logische  Deduktionen, 
ankMri])fciid  an  die  allein  hestehonden  Thatl>estjlnde  liinp-stellt 
W'i'liii.  —  ..Die  Rechts|ilii!ns(i|iliii-  des  .1.  .1.  Rousseau"'  hat  M. 
Liepmann  als  Heitnig  zur  (Tesdiiciite  der  Staafstlicdij.  n  (lutfcii- 
tag  —  Uearlieitet,  um  Kou.s,se;ui  und  die  Uei  |its|iiiiliis(i|iliie  ülier- 
haupt  wie<ler  mehr  /u  Ehren  zu  bringen.  Vei';!.  auch  lleyuiaiin. 
»Begriff  der  volont«'*  genei-ale  als  Kundam-nt  der  Hou>se;iu"schen 
l^lire  von  der  Souveränitftt  des  Volkes^',  —  Leipzig.  Veit  iV  Cie. 
«od  Dsndbe      J.  Boniseans  Sooslphilosophie*'.    1898  ebenda. 

Auf  d«n  Oelnete  des  Civilprozesses  ist  äusserst  tnter- 
WMit  die  grosse  Arbeit  von  J.  CSh.  Schwartz:  „Vierhundert  Jahre 
DeMwher  GiTilproaeesgeeetsgebting*'  —  Puttkammer  imd  Milhl* 
Iwcht  — j  in  der  der  Var&sser  Darstellungen  und  Studien  zur 
daMaohen  Bechtsgesohldite,  insbesondere  der  Gesetzgebung  Ober 
cÜe  Grundfragen  des  Prozesses  seit  1479  bis  zur  neuen  iteter- 
nicfaisdien  Ptocessordnung  giebt;  die  let/tc  zeigt  zngleieh  d» 
Richtmig  der  Reform  aucli  des  deutschen  Prozesses.  -  <laupps 
toeflUcher  Kommentar  ist  in  dritter  Auflage  von  Stein  neubearL>eitet 
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ersohieiien.  Das  wi<  litigKto  Werk,  das  noch  vor  der  Fertigstellung 
dor  Novelle  •erschien,  i<;t  aVior  flas  ,,Iiehrbuch  des  I>«'ntM:hen  Civil- 
pt nzi's>r.Thts"    von    Kiehanl   Si  hniidt  I)nncker  und  Muinhlot. 

1n!I<'^  — ,  ihiti  zwar  die  üescliii  hti'  liiir  kurz,  ilas  lu  ulige  K»'tiht 
i\\m'  III  •MIH  I-  ungeiiieiii  gei^tvolieii  Weise  ausführlich  und  stets 
origineli,  im  in  für  den  gei^iiften  Juristen  als  für  den  Beginaer 
darstellt.  —  „üei-  Koiikui«  der  offenen  Handelsges<:'llsi-haft"  ist 
zum  ersten  Mal  uuifassond  von  K  laeger  bearbeitet  —  Freibui-g, 
Mohr.  —  Von  dem  fttiwietKt  wichtigen  Werke  von  heekc  und 
Lnwenleld:  »Die  Bechteverfolgung  im  internationalen  Verkehr" 
—  Heymaan  —  ist  der  zweite  Band  ab^peechlosaen.  Er  bringt 
ausser  Nachtrtgen  noch  Dänemark  nnd  Norw^n  sowie  England. 
Bin  dritter  Auid  soll  ausser  dem  aiissereDropfiiachen  Recht  Nen> 
darBtellimgen  inawieohen  venüteter  Teile  bringen.  —  Die  ihrem 
Bnde  entgegengehende  beutige  KonsuiargerichfeRbarkeit  in  Japan  hat 
Tsumtaro  Sen^^  —  Berlin,  Prager  -   noih  einmal  kritisch  behandelt 

Für  die  Recht8verglei(!hung  ist  vor  allem  .1.  Kohlers 
Arbeit :  „Zur  L'rgeschi(;hte  der  £he.  Totemiamus,  Mutterehe,  Orui)pen- 
recht"  —  Stuttgart.  Enke  —  zu  nennen,  wo  der  bekannte  Autr>r 
die  einschlagenden  Arbeiten  kritisch  l>ehandeh  tnid  die  Gruppen- 
ehe  als  das  walns«  ti.'inlich  ursprüngliche  Verhältnis  hitistcllt.  — 
„Die  iti'pctz."  (1(1  Angelsachsen"  hat  F.  LieUennann  im  Auftrag 
der  Savimiystifiuüg  heianszugeht  i)  iM  i^MHiien;  Halle,  Niemeyer. 

Diis  Staatsrecht  im  weitereu  Sinn  hat  eine  Reihe  wcii- 
vuller  Arlteiten  aufzuweisen.  -  Zur  Geschichte  des  heut«  ^iuuuer 
mehr  bearlteiteten  Städtewesens  hat  E.  Liesegang  in  den  Gierkescheu 
Untersnohimgen  (Heft  S2)  dnen  wichtigen  Beitrag  geU^rt  mit 
«>ETiederriieiniHches  StBdteweeen,  vomehmlich  im  IKittelalter**  —  Bres- 
lau, KObner  — ,  worin  Untersuohnngen  xur  Verfassungsgeediidite 
der  dfiviaohen  StBdte,  ausgehend  von  Ealkar,  gegeben  und  die  ver^ 
aohiedenen  Einflösse,  besonders  von  Qeldenit  geschildert  werdsn; 
alle  diese  fitaderten  die  Verdlnheitlichnng  der  Einrichtungen.  Der 
Verbsser  schildert  eingehend  Land  imd  Leute,  StftdtqMditik,  Ämter- 
und  Steuerwesen,  TTandel  und  Gewerbe  u.  detgl.  m.  Koehne  hat 
„Die  Wormser  Stadtrechtsrefonnation  vom  Jalire  1499'"  —  Berlin, 
Speyer  tmd  Peters  —  bearbeitet.  —  Als  bedeutendste  Erscheinung 
gilt  aller:  S.  Ri..t8chel:  „Markt  und  Stadt  in  ihrem  rechtlichen 
Yerhältoia^',  Leipzig,  Veit  &  Cie.   —   Aus  1898  ist  sohon  wa 
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innen:  Hoprel:  ..Di«'  Entstehung  «los  Deutschen  Stfldtewesens'*. 
Leipziff,  Mir/.el.  Nicht  zu  üln'i-sflioii  siml  y.\y>'\  AilM-itt-ii.  dii'  zur 
Enti>tehuiig^s;,'cs(liicliti'  (ie>  lu-urn  Ifu-lies  iiit-ic^>.iiit''  liiiti-ilirt- 
liefern:  Frit'iljuu;;.  ,,iJiT  Kampf  um  'Ik'  \  ni li.  i rx  tiaft  \n  li<'utsrli- 
bnd  1869  -18GB'\  2  Rlml.',  Sfutti;ait.  Citta.  'J.  Aufla.i:.-.  im'l 
Uenriüi,  „Leljeiiserinnt>ningon  eines  Sciileswiff-liul.sti-infiv,  Stuttj^arl, 
Oentsche  Verlagsaustalt  —  Für  Studium  hat  W.  Altmunu: 
JkasgewShll»  ürknnden  zur  auMerdeuUohen  Verfaesungsgoschichte 
Mit  1776"  —  BorliD,  OBrtner  —  uml  „Ansgewalüte  Urkunden 
xur  Brandenbaigiach-PreuBsischen  Yer&Bsungs-  und  Vcrwaltungs- 
gMofaichte"  herausgeseben,  womit  er  seinen  J^usgewfthlteu  Ur- 
kunden zur  Yerfusungageechichte  Deutschlands  im  Mittelalter'*  au» 
1891  girfolg^  ist  —  Sehr  wertvoU  ist  endlich  eine  Arbeit,  die 
OBS  TreitBchkes  soharf  individuelle  Gedanken  Aber  Politik,  seine 
poiitisehe  Betrachtung  der  Qeechiclite  in  ganzer  Lebendigkeit  zoigt: 
E  tr.  Treitschke)  ^fPoUtikt  Vorlesungen,  gehalten  an  der  Univ«  i-sit/it 
so  B.  füll    herausgegeben  von  Max  Cornicelius,  —  Ijcipzig,  Hirzeh 

Aus  dem  Stnatsivciit  im  engeren  Sinne  ist  zu  erwrilui'  ti : 
Fleisf^imann ,  „Ih'v  \Vt»g  der  G«*s«'tzg<'liung  in  freussi-u".  11. -It  1 
(I'-r  Alilumdlun^'en  aus  dem  Staats-  und  Vcrwjdtungsix'clit,  intmut»- 
g»!geben  vnn  Hrie,  lirrslau,  Marcus. 

P.  S<'hr»n  giel>t  einen  Krgilii/jumsliaiid  zu  Rönne.  Staatsrecht 
•ler  j*n'ussis<-iien  Monareliie,  mit  „I)as  Hcciit  dci  K<numuiial\ cthäude 
in  l*r>'Us.son,  histuriseli  und  dogmutiscli  dargestellt",  l^'ipzitr.  HnK'k- 
luns.  Daä  Werk  tritt  an  die  Stelle  des  nielit  mehr  erschienenen 
5.  Bindet  der  letzten  Auflage  von  Rßnne  und  bcluiudelt  noch  vor 
Aem  ikisolieinen  der  Stftdte-  und  Landgemeindeordiumg  fflr  Heesen- 
Naniu  das  jetst  so  sdemlioh  abgeschlossene  Verfassungs-  und  Ver- 
vattnngarecht  der  KOrpersohaften  der  Selbstverwaltiuig.  —  G.  An- 
adiltti  behandelt  eine  sdiwierige  Frage:  „Der  EniatzauMtuiich  aus 
^waBgensbeschädigungen  durch  rechtmSssige  Handlungen  der 
Stetige walt"  —  Sondembdruck  aus  dem  Verwaltiuigsarchiv,  Hey- 
■UQ.  Binen  allgemeinen  ErsatJsanspnu-h  venioint  der  ViM-fasser, 
•bgfiw>hen  von  den  FäUon.  wo  er  durch  (ieseiz  geregelt  ist:  es 
gi^bt  hier  keine  wohlerworbene  Heelite;  AusnAhntefälle  sind  zu 
liovitiireii.  —  Ob  dies  Ergebnis  der  AiiM-hauung  der  Neuzeit  ent- 
^priciu,  ist  freilieli  reclit  fi^aglich. 

Die  Verwaltung  betrifft  .1.  Hienuann:  „PrivatitM-hl  und 
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Polizei  in  Preiissen''  —  Ikrlin,  Springor  — ,  wo  die  sehr  schwierige 
Frage  »^rArtort  witTl .  wolrJic  Oif^nzon  der  Polizei  gezogen  sind  für 
ihron  Kintluss  auf  «lic  jirivatpn  ViTliaItnis>p,  Eigentum,  Wrtrags- 
verhältnisK«*  uJei  (it  wei  beln>iht'it:  die  l'olizei  tritt  d:d>ei  als  das 
höherbereehtigte  E]*Mnt^nt  hervor.  -  (•.  Evert  ltelian<]t'lt  in  s^nneni 
j.Handliuch  des  gewei Idic-hen  Arheitorscliutzes'^  -  Heyinann  —  die 
Noveilf*  zur  0«!W.  0.  vom  1.  Juni  1891,  noeh  nieht  die  von  1897, 
in  systematischer  DarstelluDg  der  Grundbegriffe  und  in  eiueiu 
Kommwtar.  —  Auch  fßr  den  Juristen  ist  hoch  interessant  das 
Buch  von  W.  Rudheek:  ^Oeechiehte  der  Affentiicheu  Sittlichkeit  in 
Dentflohland**  —  Jena,  Costenohle.  Dargestellt  werden  die  Sitten 
einer  Zeit  in  ihrer  Bexichung  znm  SeximUcben.  soweit  sie  in  der 
Öffentlichkeit  geduldet  wurden,  daa  was  für  öffentlich  schicklich 
gehalten  wurde.  —  Die  neuerdings  wieder  Tielbeaprochene  Frage 
der  IrrenfQrsofKe  wird  behandelt  ron  R.  Arndt:  ^»Oeistesknuik. 
Unwirechnungsfähig.  Entmündigt"  --  Oreifswald,  Abel  — ,  worin 
der  Psychiater  die  Sat-hverstilndigenthatigkeit  vor  Geiicht  und  die 
Aufgabe  des  Kiehtei-s  iK'spricht  und  grOssere  Sorgfalt,  mehr  Kennt- 
nisse der  Psychiatrir  verlangt,  —  ferner  von  K.  Medem:  „Entwurf 
eines  Oesetzes  lietr.  die  Refonn  des  Iri"en rechts*'  -  ebenda  — , 
wo  einem  G('setzef;v<>rschlag  der  VerHneb  'ler  Rololirung  des  Riehti^i's 
iUkt  die  Bi  iii  iitung  der  Geisteskrankheit  angefügt  wird;  ■ —  weiter 
von  C.  Sehultze:  „Vorschlafe  zur  Reform  des  Invnreehts  auf  Gnmd 
einer  Yergloiehung  des  Italienischen  mit  dem  in  Preuss^'n  geltoii<i"ii 
l{<t  ht"  —  Guttentag  -  ,  wo  VorscliLlge  gegel)en  wei-den,  —  und 
endlich  von  H.  Orlloff:  ,»Zur  Iri-eugesetzgebung''  —  Woimai-,  BoUlau 
— ,  dn  Bericht  fiber  die  netie  Bewegung,  der  froilidi  wie  diese 
selbst  an  Bedenken  wohl  Yersnlassiing  geben  kann.^)  — 

Zwei  Arbelten  auf  dem  Gebiete  der  Reohtssprschung  des 
5flientlichen  Rechts  sind  noch  su  nennen :  einmal  0.  StSlsel,  ^eoht> 
eprechung  des  Gerichtshofs  zur  Entscheidtmg  der  Kompetenskonfliktet 
in  amtlichem  Auftrag  systematisch  znaammengestellt^  —  Heymann 
— ,  wo  sehr  dankenswert  die  gesamte  Bechtsaprechung  in  Freussen 
nach  Materien  geordnet  zusammengestellt  ist,  —  und  „Die  Kecht- 
sprechung  des  KönigL  Preussiachen  Oberrerwaltungsgerichts  in 

')  S.  aas  1808:  H.  Unger:  „Die  Irrengesebigebung  in  Preoasen,  nebst 
dea  Beetiinniungen  über  das  Entmündigungsverfahren  n.  s.  w.**  Beriin, 
Siemearsth  und  Iroeohei. 
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systeinatiücher  DarBteUimg^^  liearbeitet  von  Kamptz,  tienzmer,  Frey- 
la^,  DiikBen,  L  tiod  II.  Band,  HeymAiin,  wo  Thatbestand  und 
(Jrflnde  drar  Entsobeidungen  aus  dt  n  nun  32  Hand*  !)  <l*'r  offiziellen 
Sammlung  und  aus  anden  n  (^>uo1I<mi  iilwi-siclitlicli  i;»'>rolM'n  werden. 
Oas  auf  vier  Bände  lH>re(!liuete  Werk  wird  praktisch  und  wistscn- 
«ähÄfÜicli  von  hobetn  Weile  s»'h\.  — 

Für  da«  Kirchennx-.ht  ist  nur  ein  wertvoll«"«  Woi-k  /n  ru-nnen: 
K.  Frif-dbei^,  „Die  Canonessafiimlunp'ii  /wir^clien  Gratiaii  und 
'i'nhiinl  von  Psn-ia."  -  liOipzi^^,  TaiU'linitz.  —  Es  weitkMi  liier 
im-lit  AlMinicke,  sondeiii  Analysen.  Heselivi'iliuiitr^Mi  üher  im- 
P-<i  i'ucku-  Deki'c'lalen  aiifi  vciKiliifiltMien  Koilektiuiii.i)  aiit;;t:t«'ilt, 
inssl>«s.  die  reichhaltige  Kechtsbildung  Alexanders  III.  wird  dar- 
gestellt 

Auf  d«B  Gebiete  des  Stralreehta  hat  uns  vor  allem  Prof. 
R  Funk  eine  wertvolle  Qabe  gebracht  mit  einem  eigenartigen 
Kommentar:  „Das  Stca^Betzbncli  fflr  das  Deutsche  Reich  nebst 
dem  EiofQhnmgsgesetxe  herausgegeben  und  erläutert"  —  Leipzig, 
Hirachfald.  Das  Werk,  kommentarartig  al>gefas»(t,  geht  docit  mehr 
ab  dieee  litemtur  sonst  tkot,  auf  systematische  Erörterungen  ein: 
Es  ist  in  erster  Linie  für  die  Studirenden  bestimmt;  aber  w^n 
seiner  vieilen  selbstftndigen  Anslehten  und  AusfOhnuigen  ist  das 
Boeli  auf  Ii  fflr  den  älteren  Juristen  wertvoll,  wenn  es  natürlich 
aucli  nicht  andei-e  ausführliehe  Kommentare  ersetzt.  Eiiio  n*Mie 
Zeits<.hrift  brachte  das  Jahr,  die  freilieh  im  gleichen  (Jewande 
nicht  mehr  erscheinen  wird:  .,Zeifs<lirift  für  Kriminalanthronnlo-ri". 
Gcüiiigiiiswisseuschaft  und  Pn><Tiiuiinn<\vfs«"n'\  h»Mrin>jregel>en  \>>ii 
Walt#»r  Weni:r'\  -  B-tüii.  rri!"  i-  iiini  I  ..iiiuiii  i  >.  Di-'  Z<Mt.s<.-hrift 
könnt.'  \V(»U1  eine  Lücke  autol'iilku  und  «uitliK-ll  aiuli  viele  vcr- 
><-"iui*«ienartige  Auf8ilt/.e  meist  über  .Anthropoh^gie  und  P.svrhiatrie, 
aher  »johts  Hervorrageudes:  von  der  au  ihn  r  Stelle  zu  gründenden 
«Vierieljahrsschrift  für  Krijminalauthroi.o|ogie  und  Kriminalistik** 
de*  Cr.  H.  Gross  darf  von  vornherein  mehr  erwaitet  werden.  — 

ins  der  Oesohidite  ist  aus  1898  schon  zu  nennen:  V.  Friese: 
<,Dtt  Stiafxecht  des  Sachsenspiegels'*  (Qierkes  Untersuchungen, 
Heft  55),  —  Breslau,  KObner.  — 

«Über  Znrechnungaiahigkeit  als  Oesetzgebungsfrage'*  bat  der 
Schweiler  Qretener  „mit  besonderer  RfickKicht  anf  den  Schweixeri- 
sehen  luid  Russiacheu  Strafgesetzentwuif  gehandelt  —  Puttkammer 
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und  Hahlbreelit  —  hIh  Indetemiinist  und  strenger  Gegner  der 
Ansichten  von  Stoost».'  —  „Oeitchtliohe  Pfiyülnatrie'*  liat  A.  Cnuner  — 
Jena,  Fischer  —  «Is  einen  Leitlideii  für  Hediiiner  und  Juristen, 

abor  nur  zur  Einftthruiig  ilos  Neiilings  geschrieben;  —  axwäi 
A.  Delbrück,  ., Gerichtliche  Fsyclic»! Ethologie"  —  I^eipzig,  Barth  — 
ist  nw  ein  kurzes  Lehrbuch  für  Studieremle,  hImm  »^s  bietet 
insofern  neues,  als  dio  neuen  Ergebnisse  der  Stmii-eulitswjgsen- 
schaft  und  der  kriminellen  Anthto])nlf>«rif>  möglichst  berücksichtigt. 
—  Auf  dipft^m  (rcbiet  dnrf  priillicii  riiclit  (ier  ,.AtliiK  der  Gericht- 
liehen Medisüu"  von  E.  V.  Hofmanii  verL'e>=:oTi  we!-den,  in  dem  der 
berühmte  Verfasser  des  Lehrhurhs  eine  wpitvollp  Ert;äiizunp  zu 
di»'sem  in  dfi-  rascli  bei  Medizinern  beliebt  gewürtloDcn  Siiumilung 
von  Lehmanns  mcdi^.  llaudatlanten  —  München  —  nr»ch  kurz 
vor  seinem  Tode  geboten  liat.  Die  Tafeln  sind  auch  für  Juristen 
von  hohem  Werte.  — 

Zam  Kapitel  des  Stiafenwosens  haben  wir  wertvolle  Beitrftge 
erhalten:  Pbrrer  Um  schildert  in  sdner  Sohrift:  jflngaten 
und  die  Sj^testen  Verbrecher"  —  Berlin,  Wiegand  und  Grieben  — 
interessante  Chamktere  und  giebt  Beitrage  ni  den  so  unendlich 
wichtigen  Fragen  der  Enddiong  der  Jugendlichen,  der  Sicherung 
der  alten  Zustsndsverbredier.  ,,Jugendsohnta  und  Jngendbesscarung, 
Material  und  Abhandlungen  vorwiegend  strsh^echtlichen  Chamkters 
unter  weitgehender  Benlcksichtigung  dos  Auslandes  und  der 
Geschichte"  ist  ein  Werk,  von  dem  Adalbert  Berger  den  ersten 
Band,  Material,  herausgegeben  hat,  —  Leipzig,  Selbstverlag.  Das 
gross  ntiE^elegte  Buch,  das  sorgfältig,  wenn  au('h  keineswegs  ein- 
heitlich Ke<!htsbest  immun  gen.  Reform  voi-schläge  und  Koiijrn^';«!- 
ttosclilüsse  bringt,  ist,  soweit  ea  Mchwerzugänglichos  Material  bietet, 
werlvöll.  — 

Ein  ganz  vortirHIii  hes  Werk  int  ilas  im  Handbuch  der  Hygiene, 
herausgegeben  von  Tli.  Weyl,  ensciiienene  Buch  von  A.  Baer:  „Die 
Hygiene  des  Gef&ugnisweseus ;  «Ier  Vollzug  von  Freiheitsi^trafen  in 
hygienischer  Basiehung*'  —  Jena,  Flm^her.  Der  Yerfaseer  liandelt 
von  der  Salubrität,  der  SterblichkeitMifFer  in  den  Anstalten  und 
von  den  Krankheiten^  sodann  von  der  iaaserBn  ESnrichtnng  der 
Gefibignisse  und  von  ihnr  inneren  Eänrichtiing,  d.  h.  der  Behandlung 
der  Insassen,  und  endlich  von  den  veisdiiedenen  Haftsystemen, 
darunter  anch  der  Deportation.    Ans  seiner  reichen  Erfahrung  und 
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s<*?ineii  KeiintiiisHen,  die  er  nicht  nur  als  Mf'diziii'-i-  !iat. 

lK»i    'i'*in    sortrfniticr   tre8{»mmf>lteii   Stull   m  •itn-K-iuMKit.'  li<'l<'hninf^. 

VV'jilil  lüit  „Die  ( rt.'f.-iiitrniss.'  iI.m  .lusti/.v.  i  w  nlt  miir,  Erfriiir/.iinu^l«»!!'!"* 

—  Hamburg,  Vcilagsiiiistait  —  ^wiiK  üi  ila!iill4i<  li  i\Wv  »Tu*  (n-filn^j- 
iiis*ssie  der  Justizverwaltung  (in  l'rcussen)  ans  ISlHt  lol^'^n  luüsc-n, 
III    dem  or  die  Neuregelungen  auf  diesem  Gebiete  uufTühit. 

Immer  kann  die  Deportetinn  noch  nicht  zur  Ruhe  kommen: 
Brudi  hat  jetst  logar  schon  „Die  gesetyJiche  Einführung  der  De- 
portatton  im  Deutschen  Beich'^  erscheinen  lassen  —  BreslaUf  Marcim, 

—  wo  er  einen  ausgeuheiteteii  0eset7/«entwiirf  giebt.  Bornhak 
und  Freund  haben  Uber  die  Frage:  ob  sich  ein  Verbuch  der  De- 
portation nach  den  Kolonieii  empfehle,  dorn  24.  Üoutschen  .huisteii- 
ta^  Gutachten  gegeben  —  Verliandhuigcn,  IM.  I  und  II,  Qutten- 
ta^,  —  die  nur  leigenf  daa»  selbst  die  FVeunde  der  Massregcl  sich 
über  ihre  Ätisfilhrung  streiten.  Eine  grosao  Monge  geringerer  Auf- 
Atse  bi-ingt  daneben  nichts  Neues. 

Zu  der  lieute  immer  noch  viel  («spHK-lieneii  Krage  luu  li  dem 
Woisen  der  Strafe  gielit  F.  v.  ('aiker  einen  Beitrag  mit  i-inein  Auf- 
^:itx:  ..Strafn-rlit  und  Ktliik"  —  Ix'iiizi^r.  Dmnker  und  Mimil»]»»!  - 
'i-iii  er  p]in{)lliiuxutig  ethiselier  (irnnds;it/,e  als  wirksamste  \  rr- 
l'r»>chensbekanipfung  empfiehlt,  der  Strafe  wegen  'lies^^r  etla^ellen 
Be<leutung  Vergeltungscharukti  r  znsiirieht  und  Hea«  hiung  des  sitt- 
lii'lien  Zutstiiuds  der  Sträflinge  verlangt.  Doch  ist  die  Neulieil  der 
Woen  wohl  anzweifelbar. 

In  der  Schiüdlehre  ist  jetzt  gewisK  am  mdsten  bespiDchen 
4itt  Fkage  nach  der  adiftrferen  Fassung  de«  Bugriffes  <lca  dolus 
etentuilia.  Zwei  Qutaditen  von  Liszt  und  Stenglein  im  ersten 
Binde  der  Qutacihten  sum  24.  Juristtintage  besprechen  den  Begriff. 

Aua  dem  besondeten  Teile  will  ich  von  der  Reihe  kleinerer 
BearbeitUttgeD  absehen  und  nur  die  Fit>iKschrift  von  Fr.  Dnrr: 
^Cber  das  Object  bei  den  strafbaren  Angriffen  auf  vermCigensrecht^ 
üolfce  lateieaaen**  nennen,  die  in  der  ganz  ansehnlichen  Sammliuig 
Btraft«chtUcher  Abhandlungen  henuisgeiieben  v<»n  deni  leider  ver- 
}*torl>eiiea  Prrjfessor  Bennecke,  erHelüen  —  Mreslan,  Schletter.  Der 
l»e»>n(lere  Teil  der  Schrift  führt  atjs,  dass  das  Vermngon  im  wiil- 
fcJiaftliehen  Sinn,  nicht  das  Eigentum.  Angriffsolijeki  sei.  der  erste 
Teil  handelt  von  den  nhjokten  der  Verm<"igensdelikte  im  all>,'e- 
nioui^  in  einer  sehr  beachteiiiswerten  Ait.    Duuobeu  ist  du»  Work 
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von  A.  Lonz-Wien  zu  ei-wähiiHii:  „Die  Käl8dniii^\  erbleichen  in 
ftogniatischor  iiml  i-echtsvergloiclicnder  Dar«tolhing.  I.  Kand,  Die 
l;rknn(!«»nfjUsichuTig'*  —  Stuttgart.  Enke.  Doktrin  und  RochtHpi-echung 
uit  ht  mir  Dfiitsfhbndf?  sinfl  sohr  sor^rfilltic  daT-gestelllt,  anch  fH»^ 
Thi'orio  ili^i-  F.'il.schuiiL'^sveiln-tH'hpii  im  a!lq'f>Tii(Mii<'ii  fui(lf»t  Dai'stf^lluiiu'' : 
Eine  Klärung  lies  Begrifli»  der  Kälschunu  \iiui  »'ine  Darlegung  Keiner 
s.vsteinati.sciit'ii  Vf^rwpftViarkf^it  Ideibt  fii  ili<  li  noch  abzuwarten. 

Eine  int»nvi>Niiiit»;  Arh.it  ist  Bchlic-^slich  noch  zu  u-nntMi: 
A.  Löwenstiinni,  „Aberglaube  und  Strafrecht.  Ein  li<'iinig  zur  Ei- 
forachung  des  Einflu^s  der  VoLksanschauungeo  auf  die  VerÜbung 
von  Verbrechen.  Hit  einem  Vorwort  von  Prof.  J.  Koblo"  —  Berlin, 
RBde.  —  IHe  Schrift  bringt  Beispiele  besonders  aus  Russland,  seigt 
die  weite  Verbrütung  gleicher  Anschauungeiif  die  ESntwidtlung  der 
Ideen  in  der  Oeachicbte  und  verlangt  Beachtnng  dee  Abeiglanbens 
durch  den  Richter. 

Für  das  Stralprosessrecht  hat  uns  erst  das  Jahr  1898 
eine  besonder«  wichtige  Bereicherung  mit  Birkmeyers  Lehrbuch: 
,J)ent8chi>8  Stnjfjjrozessrecht,  Vorlesungen"  —  Bnlin,  MflUer  — 
gebracht.  Das  Buch,  das  in  der  üblichen  Anlage  mit  (rr<Vster 
Sorgfntt  gesammelte  Materialien  aua  deu  Gesetzen  selbst  giebt,  iat 
ganz  1)e.soriders  für  den  Seniinanmterricht  (Kon versa ti^»rien)  zti- 
ge^phnitt'^n.  —  Aus  18l>7  ist  die  Vollendung  des  trrnp5»en  Werliea 
von  Martif/. :  ., Internationale  Rerlifhliülfo''  —  Leipzig;.  Hrif-ssol  — 
mit  der  zweiten  Alil'-ilnn^'  /ii  mrl.l.  ii.  Das  Bm-h  b.'^iiint  mit  dem 
Belgischen  Ausliefet ungsfii'x  tz  vim  1 9,rVA  und  scliildei-t  aufs  ein- 
irehendst»'  die  Fnrtcnivvickc-lung;  ii;is  /i.l  al>er,  hjhIi  dem  alle 
ui  xivM-nt  u  Aualieferungsgesetze  streben,  ist  der  Weltanslieferungs- 
veitrag.  — 

Über  die  Parteien  im  Proxess  hat  W.  HitlnDaier  eine  rein 
dogmatische  Abhandlung  verCwast:  ,,Die  Partosteilung  der  Staats- 
anwaltachaft  im  reformierten  dentachen  Strsfverfiihren'*  —  Stuttgart, 
Enke  — ,  worin  auf  Grund  der  theoretiachen  Ansdiaaong  vom 
Strafrecht  und  der  geRchtditlichen  BntwicUnng  die  Ansbildnng  dc«r 
PSrteistellung  verlangt  wird.  —  Kfihler  hat  Lehre  von  der 
Verteidigung  nach  der  R.  Str.  Pr.  O.  im  Gerichtsaal*^  Bd.  68  dar- 
gesteDt  und  dabei  eingehend  das  Gesotz  kommentiert  —  A.  Boai 
hat  dn  interessante.s  Schriftchen  veröffentlicht:  „Reform  »h-'V  rnt.  r- 
saohungshaft.   DarsteUimg  nebst  GeaetaesvorBchlag*'  —  Breslait, 
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Uajx.'US.  Er  kritimoH  ilic  Vrii-;iii'iS('t/imir<'(i  <l''i  \'t  rliaftiinj;.  mit 
volloTii  RfM'lit  auch  (Vw  X  oi  s.  ln  iJifti  nii+>r  <len  Vullüiiii  im«l  ver- 
Un^t  giiksöc-iie  Auteclinittig  ih-v  Haff  auf  clie  StiuXe  uuH  Kiit- 
»chiLdigung  fflr  dieselbe  hei  Freispiv  lnirn?. 

Z\im  Schlns«  mn»»  icU  h'wr  iM'nieikrii.  dass  in  eiiioin  grossen 
Teil  die  Fortbildung  unserer  Wisst  us^liaft  «Uii-ch  die  in  Zeitschriften 
«Bdionraden  Ariieiten  geschieht;  diesen  naclixtigehen,  wflrde  aber 
tuer  m  weit  führen. 


DominikanisclK^  Uepiiblik. 

U&fei^t;  Roberto  Kfick,  T>e^rati(ln.ssokl(>tär  Uoi  <l<  r  Qc'»anUt«c)iaft 
tor  dominikanischen  Hepubiik,  Üerün. 

Am  27.  Febniar  1897  l^e^anii  die  iloiiiinikanisclio  Iy«»giHl;it)v»' 
ilirr*  f-Tstr'  Session  Aor  I/^gislatiirperiodo  18Ü7  — T  iiriing. 
<tt''  nach  Artikel  21  der  Verfassung  nontr/j--  T;vg«>  dau.  rt .  wurd.- 
«Inrr'li  Kongressbeschluss  am  2'i.  Mai  um  «livihfi;:  Tage  v«  rläiiK«^it. 
Im  August  wurde  das  PailaiiK  ut  duicli  ein  I)okr<>t  der  Ex<>kutive 
«'if  Onnid  dos  Artikels  öl  Abs;itz  7,  d»>r  V<-rfassnng  /.wt^  ks  [,osuiig 
drii» linder  Kegierungavorlagen  über  die  Kiiiau/i  ti  zu  einer  aus.-er- 
«deiitlicheu  Sitzung  vom  6.  bis  10.  Äugu^'t  nochmal  zuwimmen- 
benifen. 

Von  den  zahlreichen  Arbeiten  des  Kongresj^es  im  Jahre  1897 
inlkaa«D  die  vielen  Dekrete  nnd  Beschlösse  an  dieser  Stelle  im- 
herikekttchti^  bleiben;  nur  die  wichtigsten  neuen  Gesetze  nnd  die 
Abiadeningen  früherer  kdnnen  im  Fol^ndr^n  benprochen  werden. 
E»  sind  im  Jahre  1697  veraljschiedet  und  pmnitilgiert  worden: 
L  Ley  söhne  Divonno  y  Separacion  de  ciierpo  y  bionen  vom 
3.  Juni; 

2.  Ley  de  Patent*-«  para  el  un«>  1S9S  v..m  2.  Juni; 

3.  I/<\r  ]tam  .1  irgi)n. n  de  las  Cnmanüancias  de  Pnert»«  de 
la  Republica  vom  1(5.  Juni: 

4.  I/ey  de  Presupuesto  d«'  (iast<>>  Piiblirus  vom  21.  .hmi; 

5.  I^ey  sobi'e  Aduana«  v  Pucrtos  vnui  22.  Inni . 

6.  lißyes  <le  Hacienda  vom  A.  Mai  und  11.  August; 
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7.  Luy  Bohre  Anuicuieü  de  impoilaciou  y  Exportacioo  vom 

6.  Soiitcmht»! . 

1.  Zu  Ui<  akadt'inisclieii  Del^tten  tunl  schwipri^;en  Kämiif<*n 
hat  <lii'  l'assii  i  1111^^  di-r  I^t-v  ilo  Divonio  (Oazeta  Ofiiial  Nu.  118!>) 
^efnliH:  tlit'  Alt.stiimnuiii,'-  pescliali,  was  seit  langer  Zi'it  iiidit  v<>r- 
gt'koiniurn  ist,  nanitMiflicli.  Schon  am  24.  .hini  1895  h:\tto  der 
Deputieilti  K.  Gaii  ia  Martinez  eiiuMi  (i«.*etzent\vuif  übor  daa  H«'rht 
der  Ehescheidung  deiu  Koiigrt5KM>  vorgel^;  doch  ohne  Erfolg 
(Oaieeto  Ofidal  No.  1112).  Letitjährig  wurde  irieder  ein  Entwurf 
von  Martüies  und  einer  von  F.  L.  Yasquez  eingebracht;  fOr  den 
letzteren  entschied  sich  die  Kommission  des  Kongresses.  Derselbe 
ist  motiviert  und  in  den  Voriiandlungen  vertddigt  und  ang^rifTen 
worden  mit  Ideen  aus  Laurent,  Locr^,  Treilhard,  Berenger  und 
Yilleguet;  sum  grOssten  Teil  ist  er  aber  nur  eine  Wiedergabe  and 
Modifizierung  der  Yorschriflen  ans  dem  fransteiBchen  Code  civil  in 
den  Artikeln  234—310. 

Zum  Yeretfiiidnis  des  neuen  dominikanischen  ?]heHcheidung8> 
rec'hti'8  ist  ein  km/er  itrhtKp 'schichtlicher  Rückblick  erforderlich. 
Seit  der  rnabiiängigkeit  der  HefHiblik  ist  der  Code  NapolAon  in 
derselljon  in  Kraft,  alk'itlings  im  franxötsi sehen  Texte  bis  zum 
17.  April  1884,  wo  er  mit  i;n"BS<M'en  M<Hlilikationen  in  spanischer 
Sprache  publizicil  wurde.  .Mit  Kiiiführnng  dos  C'<xlo  NapoltMin 
wurde  die  luirgcilic  lic  Elleschliessung  obligatonsch ;  doch  fonlorto 
bereit."-  ein  Dekret  vom  15.  Juli  1S48M  von  allen  Dominikaiu^rn, 
die  sich  zur  römiseh-katholi.sc  lu  ii  Kdigiou  (la  religiun  del  Kstado, 
Artikel  38  der  Verfiissung  von  1841)  iK-kannten,  eine  kirchliche 
Trauung  zur  gesetzlichen  Uültit^keit  ihrer  bürgerlich  geechloMenen 
Ehen.  Ein  spiteree  Dekret  vom  23.  April  1853^  verschftrfle  diese 
Bestimmung  dahin,  dass  es  die  katholisoheu  Dominikaner,  die  dch 
nicht  innerhalb  von  vierundzwansig  Standen  nach  ihrer  ävilen 
Eheschliessung  hatten  kirchlich  trauen  lassen,  mit  einer  OeflngniB- 


')  Deoreto  del  C  N.  hadendo  obligitorio  el  malrinosio  rdigioso  k 

los  qne  le  contrajeren  eivilmentc   ColeooioD  de  I/cyes  Bd.  TT,  No.  162. 

f'I"'t  dii'  Kinlif  in  «Iit  (inminikBuisi-licn  Republik  hat  gesehrieben 
Licdo  Caiiotiigu  1).  Carlos  NoucI:  Ajuiites  para  la  historia  de  la  Iglesia  de 
Santo  D(Mniiigo. 

>)  Deoreto  del  C  N.  estableoiendo  Im  ofidales  del  estado  civil.  Coleodoo 
Bd.  n,  No.  BOB. 
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gffrafe  Itcilrolite.   Zugloich  sclirielt  «litssi  ll»»'  vor.  dif  ii.u'li  <l>  in  <'<Hle 
i'ivil    ton  Starulestipainten  /<ii8telieu«len  Hpfiifrnisse  ülier  die  Aiifnulimo 
\ei'  <  'ivilstaiulsiii  kiiivlen  sollton  wie  Mshor  bei  den  Friedensfi<  lit»M-ti 
(ald^ldeti^  verbleilien.    Erst  durHi  djus  Gosi'tz  vom  23.  N.i\' iii1*'M- 
1881     dfis  in  seinen  finind/jigen  eino  Wioderi^^abe  d»r  Arlik*  l 
Ma    101    deü   frauzösi.-jchtni   ('(mIo  civil    ist.  wurd«'   da.s  Amt  tl«?r 
Standesl^mtcn  als  solchos  gOhchall(>n.    Anrh  dieses  Oosotz  vor- 
pfliehtete  die  katholischen  Dominikaner  ?Mr  kirchlichen  Tiautnif; 
nach  ihrer  bfligerlioben  EheschlieBsung  unter  Androhung  einer  Strafe 
toxk  handffit  Pesos  und  einem  Jahr  GefAngni-^  (Artikel  48).  Im 
Anfnag  der  aechxiger  Jahre  wuchs  mit  dem  Hteigenden  Einfltifts 
Krone  Spaniens  auf  die  dominikanischen  VerhUtniese  auch  die 
Macht  der  Kirche.  So  erkläiie  ein  Dekret  vom  19.  Januar  1861  *) 
eine  biligeilidie  Ehe  sogar  für  nichtig,  wenn  ihr  nicht  die  kirch- 
liclie  Tnuiung  gefolgt  war.   Oleichfalis  wiederholt  ein  Dekret  vom 
3.  Februar  1894  (Gazeta  Oficial  No.  1016),  das»  zur  gesetislichen 
OUtigkcit  einer  bArgerlichen  Ehcfu-hliessung  eine  kirchliche  vier- 
odzwaniäg  Standen  spfttor  <Mfonl<>rlicli  iHt. 

Aus  diesem  starken  Kiiifluss  dor  k«tli<»li.>*(!ht'n  Kinlio  in  »1er 
H'i'ulilik    ff>lgt,   dass   l»ei   der   fublizierung   iles  doininikanix-lioti 
bürjärer liehen  Gesetzbuches  nn  Jahre  IMHJ   di.'  Artikf*]  des  <'<ide 
Na|>ok''on  284— SO.*!  und  'M(K  die  filter  dii-  KlH'srli.-iihiiiL;-  hiuii l.'!». 
nicht  riuijMert  innl  die  Artikel  227 — 28;>  ile^M^ibfii  (iesvt/.liiicheH 
entspjiechend  guüiidert  wurden.    Somit  ^»li  An-^  Klien-eht  «ler  katho- 
li*clien  Kirche  nicht  mehr  nur  teils  gewnliuheitsreehtlieh ,  sondern 
«twä  als  Eherecht  des  dominikanisc-hen  St.nafes  kodifiziert.  Die 
Ehe    konnte  nicht  gesdiieden  werden,  sondern  nur  die  nach 
Idoonischera  Rechte  sinüg  znlAssige  Form,  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett,  konnte  stattfinden.    Die  Gründe  zur  Klage  auf  diese 
mfarmAon  de  cuerpo  y  bienes  waren  dieselhen,  wie  sie  der  Oodi^ 
l^po]^  für  die  Ehescheidung  fordert   unter  Aofh^^bung  des 
Artikels  233  des  Code  Napolton,  der  die  lieiderneitige  und  beharr- 
liche Einwilligong  der  Eh^tten  als  vollgültigen  Grund  zur  Ehe- 
B(^diing  (beziehungsweise  Trennung)  ansieht.    Die  Bestimmungen 
des  ('ode  Napol^n  in  den  Artikeln  306  —  311  de  la  H^pantion 

')  Lsy  »obre  los  sciM  del  ISstado  civil.  ColeidoD  Bd.  VJll,  No.  19H0. 
1  Decreto  del  P.  E.  dedarando  do  reconocer  coino  perfoeto  el  matri- 
Bionio  mil,  mientns  no  se  eleve  k  Sottrainento.  Colecciou  Bd.  iV.  No.  075. 
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«If  Corps  wimlt.'ii,  iiiitürli<  ii  mit  ^\^'l:faII  des  Artikels  SlU*  wttrtlicb 
in  dus  «loiuinikanische  bürgerliclie  (iesetzbucli  aufgenommen. 

Vor  der  InliultsangaU.'  (Ipb  am  2.  Juni  1897  erlassenfn  Khc- 
schoiduntrsq-fst't/os  seien  kurz  lii»'  Motiv.'  drssidheii  orvvjUiiit:  Die 
riil'"i>liarkt;it  der  Ehe  hat  oft  der  Moral  widLTsprecia'iide  Wiikuiijren 
im  Gefolge.  Tim  di«st»  Mängel  abzustellen,  genQgt  nicht  die  bis- 
herige luHtitutiuii  der  einf:ii  hf>n  iieiMuilit  lion  Trennung;  das  eheliche 
Band  muss  gelöst  wenlen,  daiüil  der  unschuldige  Teil  nicht  ujiter 
der  Schuld  des  auderca  leide  und  behindert  bleibt,  eine  neue 
legitime  Verbindung  einsiigeheii.  Die  UnlOebwkeit  da*  Ehe  wid«^ 
spiioiit  den  Absichten  des  Gesetzgebers,  der  durch  sie  die  senale 
Ordnung  auf  der  BicheFen  Basis  einer  positiven  lfmal  anstrebt 
Da  das  Beoht  der  Ehescheidung  rein  fiiknltativ  tat,  verietxt  es  nicht 
die  Rechte  der  Kirche,  die  ihr  verfiissungsmiBsig  xuatehen. 

Das  Oesetz  aerOUlt  in  folgende  sieben  Kapitel: 

1.  die  Auflfiaung  der  Ehe; 

2.  die  Grunde  ilet  Ehescheidung; 

3.  di«>  Form  ilt  i  Klit  -elioidung  wegen  bestimmter  (»ründe;  die 
TorlAufigeu  Massregelu,  welche  die  Ebesoheidungaklage  ver- 

.nilnssen  kann; 

4.  die  EhesduMdung  auf  Unuid  wechselseitiger  Einwilligung 

und  die  Form  ihirr  Klair»^: 

5.  'Ii''  Wirknniren  ihn'  Eli»'si  heidung: 

6.  <iit>  Kinredeii  gegen  die  Annehmbarkeit  der  iilliescheiduiigs- 

kluge: 

7.  die  Tn^nnung  von  Tiscli  und  Bett. 

Die  Artikel  227—311  dos  O'wligo  civil  weiden  auigeUülien; 
ebenso  das  Dekret  vom  26.  Juni  1880  (Gazeta  Oficial  No.  775), 
das  für  Katholiken  die  kirchliche  Eheschliesaung  TierandswaDiig 
Stunden  nach  der  bflrgcrlichen  f&r  obligatorisch  erklftrt  (Artikel  1). 

Ehe  wird  aufgelöst  durdi  den  Tod  eines  der  Ehegatten 
«ud  durch  die  Ehescheidung  iwd  wird  suspendiert  durch  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  (Artikel  2). 

Der  Grund  einer  Ehescheidungsklage  kann  bestehen:  1.  in 
ein^  Ehebruch  emes  der  Ehegatten.  Das  dominikanische  Geseti 
macht  hier  keinen  ITnterseliied,  ob  der  Ehebruch  von  der  Fw«  oder 
vom  Manne  begangen  ist;  es  folgt  also  nicht  den  ßcKtimmnngen 
dea  Codo  Na|K>U*on  Artikel  229,  wo  der  Eiiebnicli  der  JFrau  uo« 
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bedingt,  der  des  Mannes  nach  Artikol  23(»  nur  bedincrt  als  Scheidunp^s- 
ursache  fafilt,  und  auch  nicht  d.  ni  von  ihm  aTjiilli'Ttt'ii  Artikel  J.'^ft 
r'.'.(1i£rf>  civil  von  11^84,  dei-  clHMifiilis  dor  Frau  nur  Iwilin^rt  ilas 
KfH'ht  tirr  Kliiit'  auf  j>ersönli<h.'  Tn-niiuntr  wf^ren  Kht'lirurhs  f^e- 
währtf:  viehiiehr  g^'ht  das  nt-ut-  ilosotz  liirrin  von  donist-llx-n  Stand- 
punkte aus  wit«  die  französische  loi  vom  27.  .luli  1884,  welche 
die  Ehegatten  in  öt'zng  auf  das  Recht  der  Ehescheidungsklage 
ToUstftndig  jfleichsteilt, 

2.  in  der  Virurteiliuig  cii\es  der  Ehegatten  zu  einer  ent- 
ehrenden Stnife  (peiia  aflictiva  c  infamante,  C^HÜgo  |)enal  Artikel  7). 
Atich  iu  dieser  Bestinimung  folgt  der  6e«etxgeber  von  1897  nicht 
den  Code  Napoleon  Artikel  232,  wonach  die  Verurteilung  su  einer 
pdne  infiBiuMite  ein  genflgender  Eheseheidnngsgriind  ist,  sondern 
der  loi  von  1884.  Diese  forderte  une  peine  afflictive  et  infamante, 
dunit  die  Verurteilnng  anr  Ausweisung  und  bOrgprlichen  Degradation 
wegen  politischer  Yei^hen  kein  Grund  zur  Ehescheidung  sei.^) 
Da  Iber  nach  dem  dominikanischen  Strafgesetze  audi  politische 
Verbrechen  mit  entehrender  Strafe  bedroht  sind,  schliesst  das  Qesetz 
ym  1897  in  einem  Zus;itz  zu  Artikel  3  die  Verurteilung  wegen 
politischer  Vergehen  als  Ehcüclieidungsgrund  aberhaopt  ans. 

3.  in  harten  Misslumdlungen  und  groben  Beleidigungen  des 
dnen  gegen  den  andein. 

Ausser  diesen  drei  Ehescheidungsgründen,  die  nach  dem  fran- 
xSoschen  Gesetze  die  einaigen  sind,  fülirt  das  dotninikanisohe  noch 
die  folgenden  vier  an. 

4.  in  absichtlicher  Verlassung  der  häuslichen  (iemeiuschaft 
durch  einen  Eh^;atten,  wenn  dersellie  nach  i-eohtskräfti^rcr  Ver- 
urteilung zur  Rückkehr  im  Laufe  von  fünf  Jahren  diesem  Urteil 
nicht  gefolgt  ist. 

5.  in  der  gewnhnheitsmftssigen  Hingabe  an  den  Trunk  nach 
Ablauf  eines  Jahres. 

6.  in  der  Abwesenheitserklärnni?  duix-h  das  Meridit  Krst.r 
Instanz  nach  Masstrabe  des  Kajiitels  2  im  Til<'l  IV  des  liHiTroi- 
Micn  »iesetzi'uriies.  Dit.Ko  Aitikej  11.^) — 11!»  .  nthalten  dieselben 
Bestiiumungen  wie  die  entsprechenden  des  Code  KapolL-on. 

*)  Theophile  Htw,  Oommentaire  theorique  et  pntique  da  Code  civil. 
hn  1802.  Tma»  2,  p.  317. 
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Das  Verfahi-eii  liei  'K  r  Kliesi  li*  iiiiint^  ans  lnü^timmton  Gründen 
ist,  wenn  »lie  unter  Nuniun-r  2  uiul  (1  aiii^ofühiton  l'rsaclien  vor- 
liegen, einfach:  Die  Vorle^rung  <les  l'iteils.  t'iii.  n  >ln'  Ehej?atten 
zu  einer  entehrenden  Strafe  verurteilt,  tnui  eines.  ZeuKnitss^»  des 
(ieriehts.sekretäi-s,  vom  Sfiiatsiuiwult  unterzeiehnet,  dass  diet^es  Ti-teil 
auf  gesetzlichem  Wege  nicht  mehr  abgeändert  werden  kann  (Artikel  20) 
und  fOr  den  Fall  unter  Nummer  6  die  Voriegihig  der  geiichtlich«i 
Abweeeoh^taerkläning  (C/idigo  civil  Artikel  1 15 — 1 17)  beim  Standes- 
amt geuflgen  zur  AuBaprecliung  der  Eheschdidung  ditrch  daaeeltie 
(Artikel  32). 

Kompliiiiert.  i  gestaltet  sich  das  Verfahren,  wenn  einer  «ler 
übrigen  IQnf  erwähnten  Orflnde  vorliegt  (Artikel  4 — 28).  Da  ee 
dasselbe  ist»  wie  es  der  Code  Napoleon  Artikel  234 — 258  vwiangt, 
sollen  hier  nur  die  Abweichungen  erwflhnt  werden. 

Während  der  ('ii.le  XajKiliMin  Artikel  23!J  keine  ZeiüüigalK» 
enthält,  setzt  der  Artikel  'J  lie.s  (louiiiiikanisehen  Ut'.M-tzes  den  Zeit- 
raum, in  welchem  dem  Gerichte  über  die  VorverhaiuUuiigeu  luid  die 
Ei-folglusigkeit  des  Ansstthnungsverauches  Emieht  zu  «rstatten  iat^ 
auf  acht  Tage  fest.  Femer  hat  der  berichtgehende  Btchter  im 
Falle  eines  Ehebruches  die  Frau  zu  ermAchtigen,  sich  der  QewIU 
Schaft  ihres  Mannes  zu  entziehen.  Dies  fordert  der  Code  NapolAon 
Artikel  259  nur  fOr  das  Probejahr  bei  Aussetzung  des  Urteils.  Die 
Yoraohriften  dieses  Artikds  259,  welche  Uber  die  Eh«)cheidungs- 
klage  wegen  Misshsndlnng  und  Bt^eidigung  handeln,  finden  nach 
Artikel  30  der  Ley  de  Divordo  auch  Anwendung  fQr  die  unter 
Nummer  4  und  5  genannten  Trsachen:  der  Ri<'liter  hat  die  I^e- 
fiignis,  die  Ehescheidimg  noch  ni<  ht  sogleich  zuzulasv  n  Krst  nach 
Ablauf  eines  Probejahres  kann  der  klagende  Khegatte  d<'n  Ausspnifh 
des  die  Seheid\mg  znlassendon  rrteils  heantn)<ren  (Artikel  Bl).  D»T 
Artikel  27,  dessen  Inhalt  sich  mit  'iein  des  Artikels  257  des  Code 
Napolf^-in  deckt,  iiat  zwei  Zusätze  über  di«'  Kosten  des  Pn/zesiies: 
sie  lallen  dem  Staate  zur  Last,  wenn  die  Ehe  zwisrlu  n  rnliemittelten 
wegen  Ehebruchs  geschieden  ist.  Im  Falle  der  lierufung  von  Elie- 
scheidungsurteilen  ist  der  Oberste  Gerichtshof  zuständig;  sie  ist 
nur  annehmbar,  wenn  sie,  wie  die  französische  loi  von  1884  ab* 
wachend  vom  Code  NapoJ^n  Artikel  263  voradirdbt,  innerbalb 
von  zwei  Monaten  eingelegt  worden  ist 
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7.  kann  »Icr  Gnind  »-iiK  r  Ehesilu  idiuifrsklage  in  der  wechsel- 
seitigiii  Kinwillipintr  »ler  ElH:>i;att«Mi  lM'>ti^lifii. 

Dil'  auf  <li<'  p'S«'tzlirli  vori,n>srlii  i«'l»Mi<'  Wris.'  ;ui"«i:<  'l!  ii'  kt<" 
heidersi'ifi^t'  iiinl  )>e.liai ilifho  Kiiiw illiyiiiiy  dor  Klic^'^att'-ii  sull  als 
hiiiläiidicli  aMf^t'iioinmen  woitlfii.  Hass  ilas  Ziisaniniftilol'«^ii  ilmon 
Diu'rträdiL-li  ist  (Artikel  \Y\v>v   Hostiniininig  derkf  sirli  mit 

der  des  Code  Napolöoii  im  Artikel  Diea*i  bat  uLmm*  die  fran- 

aflsiflclie  loi  ▼om  Jnli  1884  nicht  wieder  als  Ehescheidiingsgrund 
anlgaioninien  imd  zwar,  wie  Hnc  a.  a.  0.  S.  319  beliaiiptet,  ans 
Maogel  an  hinreichenden  Orflnden  fOr  die  Gew&hning  der  Mfiglich- 
Int  die  wahren  Qrflode  der  Ehescheidung  zu  verheimlichen.  Hier* 
mit  acheint  mir  jedoch  die  ratio  legis  des  Code  Napolton  fQr  die 
Artikel  233  nnd  275 — 294  missverstanden  zu  sein.  Denn  wenn 
die  Ehegatten  die  in  den  Artikeln  275 — 294  fflr  den  Ehescheidangs- 
pioaeBs  erforderlichen  Formen  beobachten,  „gehen  sie  damit  zugleich 
ane  so  tiefgehende,  unnherwindlioho  \vcoh8ols«'itip»^  Alinriirniii:  zu 
erkennen,  das»  aus  dem  ferneren  Forthestan«!  «>int>r  soldien  Ein-  nur 
Unheil  und  Äivniis  zu  erwarten  ist".')  Dpsliall»  ist  dio  Aufnahm«^ 
der  lieidei-seiligen  Eiiiwilli^jiuip  als  Ehcsclicidiinpsiriund  durch  das 
'l'niiiiikani^cho  Gesct/.  unter  Al>;uid»'iui>|^  dt-r  allzu  komplizifitpii 
l^■^tlllllllUll^eIl  des  Code  Napfili'-dn  in  di'ii  Arfikflii  27.')  —  als 
jflikklich  zu  Kt'zcichuen.  Die  Moiiilikat idiien  der  Voisclirifteii  des 
Cvide  XajK)I<'*on  nln^r  die  Srheidniif,'  auf  (iniiid  wci  hstd-^t-itip^r  K\n- 
willigiing  und  über  die  Form  ihrer  Klaj^e  tlurcli  das  dnminikanisehe 
Gesetz  im  Kapitel  IV  Artikel  43—52  sind  folgende: 

Der  Antrag  wird  nicht  berOoksichtigt,  wenn  die  Ehe  dreissig 
Ishie  bestanden  hat;  ebenso  wenig,  wenn  der  Ehegatte  Aber  sechzig, 
die  Ehefrau  Aber  fttnfeig  Jahre  alt  ist  (Artikel  44  Absatz  2 ;  anders 
C.  jr.  Artikel  276,  277). 

Die  Bedingung  des  G.  N.  Artikel  278  und  des  dominikanischen 
Qssetiee  Artikel  44  Absats  8,  dass  die  Ehegatten  bei  dem  Ehe- 
iekeklungsantrage  auf  Qrund  wechselseitiger  Einwilligung  der  Ge- 
nehmigung ihrer  Ascendenten  bedürfen,  hat  im  dominikanischen 
Rerhte  folgende  Einschränkung  erfahren :  wenn  die  frenehmigimg 
der  Asoendenten  ohne  triftigen  (irund  veniveigert  wii*«!,  kritmen  <Iie 
Baegrtten  in  Person  vor  dem  Bichter  ersdieinen  und  die  Qri'mde 


')  Stabal:  losütutioneia  des  fianzösischen  Civilreciits.  1803.  S.  80. 
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ihrer  beiderseitig^^n  Einwilligung  zur  Scheidung  vortragen  ;  hält  der 
Richter  dieselben  für  hinlänglich,  so  ersetzt  seine  in  authentischer 
Form  abgofasste  ErkLlnuig  die  Autnrisation  der  As^-endenten.  Die 
Urkunde  der  Einwilligunj^  d<»r  A>  ••'ridpntini .  flie  nach  Voi-schrift 
(ifs  Artik<»ls  151  des  biirucrliciicn  < iesctzliin-lios ,  iil><>ri'instirtiia<'n<l 
mit  üenisell>en  Artikel  ilts  (  X..  aiis/.ntertigen  ist,  hat  keine  iie- 
gnlndung  zu  enthalti  n.  Iki  dem  Ejx  hcinen  vor  dem  Richter  ist 
(lif  tiigenwnrt  und  Mitwirkung  zweier  Aotam  nicht  erfuidiiilich 
(Artikt'i  45  !{§),  wie  ea  C.  N.  Artikel  281  verlangt.  Fornei  sind 
die  umständlichon  Förmlichkeiten,  welche  der  C.  N.  Artikel  284 
bis  290  vorschrdbt,  in  das  dominikaniache  Qeeets  nicht  aafgenomiiMin 
worden.  Vielmdir  btttiramt  der  Artikel  47  und  folgende:  bleibt 
der  Yersnch  des  RidilerBr  die  Ehegatten  mit  einander  ausMifiAhnen, 
erfolgica,  so  luvten  sie  dreissig  Tage  eplter  ?or  dem  Tribunal  Erster 
bistana  zu  eradteinen;  aechaaig  Tage  hiemaoh  wird  die  EhesdieidiinfC 
fflr  ziiUiiaig  erklftrt  Auf  Orund  dieses  Urteils  mtiaaen  die  Ehe- 
gatten im  Laufe  von  acht  Tagen  beim  Standesamt  beantragen,  dass 
die  Eheedieidung  atu^gospi-oehen  werde.  Erst  drei  Jahre  nach  der^ 
ftell>en  dürfen  die  ge8chie<lenen  Gatten  neno  Elien  s<  hlie88on;  die84^ 
Bestimmung  ist  in  die  Ehencheidungsurkunde  aufzunehmen.  Be- 
sonders hervorzuheben  ist  die  Vorschrift  dos  Artikel«  50:  wenn  im 
Verlaufe  dieser  drei  Inhre  «itler  des  l'rozesses  von  den  As<  end»>tit«»ri 
der  Beweis  erbracht  wmi,  dass  die  geiichii  iieneii  Klioi^atf'  ii  hoini- 
liiiu  n  Vorkehr  gepflogen  haben,  ist  die  SclieiUung  null  nn  l  iiielitii^ 
und  die  Gatten  verlieren  jetrliches  Recht  auf  Elieseheidwng.  >ei  der 
(imii  l  ilafflr  auch  nodi  öu  schwerwiegend.  Die  üerufung  von  dem 
Urleil,  duis  die  Sc'heidung  zulässig  ist  niciit  antielunbar. 

Die  vorläufigen  Masstegein  über  den  Atifenthalt  und  den  l'nter- 
halt  der  Eran  und  der  Kinder  und  aber  die  Vermfigensverwaltung, 
die  dun^  die  Ehescheidungsklage  versnlasat  werden  kOnnen,  finden 
sich  in  den  Artikeln  38—42  und  sind  gldchkutend  mit  den  Be- 
stimmungen der  Artikel  267-- 271  dee  C.  N. 

Die  Wiricungen  der  Eh^icheidung  (Artikel  63 — 67)  sind  die« 
Mlben,  wie  die  nach  den  Artikeln  296—306  des  Code  NapolAon 
mit  folgenden  Abftnderungen: 

Nicht  rezipiert  worden  sind  die  Artikel  301 — 303  und  305; 
ferner  nicht  di(>  Be^itimmung  des  C.  N.  Artikel  298,  dass  im  Falle 
der  wegen  Ehebrucha  gerichtlich  augelassenen  Ehescheidung  sich 
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sehnWige  Ehegatte  niemals  mit  m  im  in  MitHchuMigen  verheiraten 
kann;  ebenso  wenig  die  zweite  Bestinunung  iles8eU>en  Artikels,  die 
den  Ehebruch  der  Frau  mit  Oefibngiiis  (reclusion)  bedroht.  Diese 
vir  bis  zur  Zeit  aueh  duroh  Artikel  308  des  bai^Hohen  Geaeta- 
boehM  in  Kraft  und  bleibt  rechtskräftig  durch  den  Artikel  307 
dee  dominikanischen  Cödigo  Penal  cntsprochend  der  französischen 
SlndrecfatsbeBtimmuimp.  Die  Vorschrift  (C.  N.  Artikel  205),  dass 
geaohiedene  Ehegatten  einander  nicht  wieder  heiraten  kOnnen,  ist 
ebenffdls  n«^t  in  das  Gesetz  aufgenommen;  eine  neue  Ehe  zwischen 
den  Gesdiiedenen  ist  nnr  dann  nicht  mGglioh,  wenn  sich  einer  von 
beiden  wieder  verheiratet  und  wieder  hat  scheiiieii  las,sen  (Artikel  53). 
Die  Bestimmung  des  C.  N.  Anikol  21»7,  dass  si(-h  die  geschiedene 
Frau  erst  zehn  Monate  nach  erfolgter  Ehesoheiihinf?  wieder  ver- 
heiraten kann,  enthält  der  vorhin  erwälinte  Artik»'!  4!». 

Die  Artikel  oS  —  fil,  die  iiUor  dir'  Kiiin-di'n  L'<'tr<'ii  Aii- 
uehmbarkeit  einer  SrliciduiipNkla^f  lianii.-lii,  i:l.'i(  lii-ti  ih'ii  Arlikt-In 
272  —  274  des  fnui/.ösiseheii  Idir^i-ilithiMi  (.iesrt/.t)iielies.  Feiner, 
da  die  Artikel  289  uml  290  d<'S  N..  aus  d.  ivii  Zweck,  die  Khe- 
schcidunj?  auf  Grund  wechselseiliiier  I  lfcroinstimnuMig  dun  li  Fornia- 
lititeu  ni())^lielist  zu  ei-schweren,  folgt,  dass  die  genaue  Beobachtung 
dar  komplizierten  Formalit&ten  ziu-  Annehmbarlffiit  der  Klage  er> 
foidertich  ist,  nicht  redidert  sind,  erklSrt  das  dominikanische  Oesetz 
im  Artikel  61  ausdrOcklieh  die  Ehescheidung  bei  Niohtbefolgitng 
der  gesetzlichen  yoisohrifien  fQr  unzulässig. 

Die  fiestinmiangen  des  Kapitels  VII,  das  Ober  die  Trennung 
ton  Tisdi  and  Bett  handelt,  unterscheiden  »ich  von  den  ent- 
apeehenden  franaflsisdien  folgendermassen:  Artikel  62  erweitert 
die  Vorschrift  dee  Artikels  306  des  G.  N.,  insofern  er  sich  auch 
anf  Ehesohmdung  auf  Qrund  gegenseitiger  Einwilligung  bezieht. 
Artikel  G3  bestimmt  entgegengesetzt  dem  Absatz  2  des  Artikels  307 
d«  C.  N.,  dass  auch  auf  Grund  beideiwitiger  Einwilliu-ung  die 
Sepamtion  gewahrt  winl.  Die  Hestinunung  <les  Artikels  .'}()!>  des 
C.  N.,  die  sii-h  auf  Artikel  :{0S  l.r/.ifht.  ist  im  doniinikanisch»'ii 
Oost'tz  dahin  aligeilndert ,  dass  der  Mann  di«'  Hefuirnis  liaf,  die 
Wirkiuitj  der  Verurteilung  zur  'l'rennunt:  vnn  Tisch  und  Hi  tt  auf- 
tnheUMi,  w.'nn  er  sieii  entschliesst ,  sfin>'  Frau  wieder  zu  sit-li  zu 
ncliiii'ii.  Die  Se|taration  hat  stet.s  die  (iüteilivnmint;-  im  (iefolge 
(Artikel  Gö  gleich  Artikel  311  des  C.  N.).    Wichtig  ist  die  Be- 
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stiinmiiii^'  iIps  Artikels  (IG.  'ii-i  hierin  und  .»einem  übrigen  InJialte 
nach  d.  III  Ai  tiki»!  310  der  l«>i  vom  27.  Juli  1884  f'ilgt,  dass  nach 
t  iijiM  tireijülirigtii  St  jwii-ation,  auf  die  aus  irgend  einem  Grunde  er- 
kannt worden  ist,  die  Klage  auf  Ehescheidung  gewährt  wiitl,  also 
fiikaltativ  ist  nicht  obligatorisch,  wie  ee  1884  in  der  ftiinzOeimshdii 
Kammer  gefordert  wurde. 

Die  Artikel  67 — 71  enthalten  Übergangshesümmungen :  aid 
Onind  eines  UrteileBf  das  vor  Promtügation  des  neuen  Oesetzee  auf 
Trennung  Ton  Tisch  und  Bett  lautet,  kann  auf  Ehescheidung  gia- 
klagt  werden. 

2.  Die  Ley  de  Patentee  paia  el  aflo  1898  vom  2.  Juni  1897 
(Qaxeta  Oficial  No.  1190)  enthalt  nur  wenige  und  keine  allgemein 
interessierende  Ahänderungen  den  Oe\verht*steuergesetzes  für  das 
Jahr  1807  vom  17.  Juni  1890  (Oazeta  Oficial  No.  1139),  Deshalb 
soll  nur  eine  kiurze  Inhaltsangabe  des  üesetaes  an  dieser  Stelle 
folgen. 

Wenn  auch  schon  die  or«to  Verfassung  der  HopuhÜk  von  1  844 
den  Dominikiinmi  Opw^i-befreilieit  srewährleistete.  eine  Garantie,  die 
auch  die  gtiitend««  Vtifassung  enthalt,  w  hat  doeli  seit  1844  eine 
Gewerbesteuer  als  Bedingung  d«'s  (icwoi ln  ljctnehes  iH^^tumien,  in- 
sofern erst  die  Sfeuerentrichtnng  durcli  Ij<58ung  eines  Gewerbe- 
scheines (La  patente)  einen  Betrieb  gestattet  Ausserdem  hat  der 
Staat  gewohnheitsrechtUch  das  Pririlegierungsredit  für  bestimuate 
Untmiehmongen  gchalit;  erst  in  einem  Dekret  vom  10.  Hai  1884') 
ist  dieses  mit  einigen  ESnachr&nkungen  geregelt  und  für  die  Anlage 
von  Eisenbahnen,  Kabeln,  Telegraphen,  Telephonen,  Kanllen,  Wasser- 
werken  und  deigl.  dem  Sisate  geaetalich  zuerkannt  worden.  Ein 
Qesnch  um  ein  deiartigea  Privileg  wird  Eunftcfast  bei  dem 
treffenden  Ministerium  eingereicht  und  ist  unter  Befarwortung  von 
Seiten  der  Exekutive  von  dem  Kongvess  dundi  einen  Beschluss  auf 
Onuid  des  ArtikolR  25  Ab^^atz  HG  und  44  der  Verfassimg  au  ge* 
nehmigen.  Das«  die  Gewerlx'freiheit  in  der  Ausübung  gewisse 
Berufe,  wie  der  eines  Qeometers Arztes')  oder  eines  Hechts- 

')  Colticcion  de  I^eyes  Bd.  IX  No.  222.5. 

^  Ley  de  Agriroemrara  vom  30.  Juni  1882.  Cdecckm  Bd.  VIII  No.  2021 ; 
Oasflta  Ofidal  No.  um. 

*)  Jjey  so^ro  .T  iro  Medioo  de  laBepüblioa  vom  23.  Hai  1883.  ColecoiMi 
Bd.  VIII  No.  2118. 
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anwalteR^)  durch  die  gesetzlioho  Koidonmg  eines  FAhigkeitsnach- 
voses  l>e8ehr{ink(  wiixl,  ist  oinlouciiteini. 

Das  Gewerl)Ost(^ii('i^eset/,  li^^ruht  auf  dorn  IVinzip  dt  r  IJt  triebs- 
anlai;e  und  dt>r  Ort8aiüage;  aus  beiden  zusammen  wird  die  ll«ihe 

der  Steuer  Vierechnet. 

Der  Gewerbesteuer  untorliegoii  alle  in  ilom  tlem  Gesetze  an- 
gefügten Tarife  aufgeffihrteii  Gewerbe  uihI  Pioffssidnon.  Khegafton. 
dio  zusammen  leben  und  dassellie  (it-w t  ibr  ln-tn  ilieii.  iKilürfen  niu* 
eines  Gewcrbt^scheines.  Dagegen  ist  der  ( ii'w.  i iM-diein  /.ni  Aus- 
ilhiinfir  von  nandeisgescliflften  (la  |i;itint.'  il^  ••-]'.ciil;i<l<)r,  eine 
iV'fiiiititin  gieltt  der  Artikel  1(1)  piTsriiilidi  iiii<l  nii-ht  kollektiv 
(Artikel  4).  Die  FixMuden  unterKteln  ii  in  L5e/.ug  auf  «len  (ie\verl>e- 
betrieb  den  gleichen  Vorschriften  wie  die  StaatsTng*'h«"»rigen. 

In  der  ei-sten  llälftt«  ji'ilcn  1  )i  Z«  iMbers  liabeii  ilie  ItetrelTt  iiden 
Eiuscluitzung>k'aiuuis.si()nen  die  eiii/dtii-n  betriebe  zu  kla.sisilizieren 
und  eine  Liste  darüber  dem  Vorsitzenden  der  Gemeindeversammlung 
(Fkeridente  del  Aynntamiento)  in  den  Kommunen  und  dem  Syndikus, 
vo  kein  Oemeinderat  (Consejo  Mnnicipal)  existiert,  einziu^ichra. 
Diese  haben  die  Gewerbescheine  auszustellen  und  die  eingegangenen 
Stenern  den  Oemeindekassierern  (Tesoreros  Municipales)  zu  ftber- 
voBsn,  INe  Etngftnge  an  Gewerbesteuern  smd  Oemeindeeinnahmen 
nch  Artikel  29  No.  8  der  liSy  «^re  Ayuntaroientos  vom  23.  Juni 
1890  (Oazeta  Oflcial  No.  1065).  £lne  Abrechnung  darOber  ist  der 
Oborsten  Bechnungskanuner  zuzustellen.  Das  Recht  der  Reklama- 
tioD  eriischt  in  vierzelm  Tagen. 

Dem  Artikel  13,  nach  welchem  die  Ausflbung  eines  Gewerbes 
ohne  Patent  mit  der  doppelten  Summe  desselben  bedroht  wird,  ist 
letztjährig  die  Androhung  einer  Gefängnisstrafe  von  fünf  Tagen  für 
den  SOckfall  hinzugefOgt.  Der  Artikel  IG  entliält  die  Deßnitionen 
der  itn  Tarif  aufgcfnhrten  (tewrrl".  Die  Veranlagung  geschieht, 
*i"  fnjgt:  Die  Gemeinden  (comuin\s;,  in  weicht^  die  zwölf  Prr»- 
vinzon  der  Repid-lik  zei-fallen,  w.  nl.  n  narli  vier  < )rtskl:iss<  ii  (ra- 
tegririas)  eiiiyreteilt.  Letztjührig  sind  in  ili'»  dritte  Kategori«-  »t- 
hol»Pii:  SidctMid,  San  Juan,  und  I-as  ^la1ii>  df  Farfäu.  Der  Tarif 
(Artikel  20)  bostinuut  die  Arten  de.s  (ie\verlieb»  trielK'S  und  setzt 

')  I>ey  (>rg;'ujica  para  los  Tribunales  de  la  Kepiibltca  Artilcel  65—7» 
fMi  21.  Joni  ia95.  Oazeta  Oficial  No.  1088. 

28* 
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(\ic  Hohe  der  Stcnom  Wr  die  voi-schiedenen  Orf^klnf.>on  fost.  N<h» 
ist  der  letzte  Artikel  27,  der  den  Vertriel)  v.m  S|iinHiO)*<?n  ohne 
GewerWschein  mit  eiii.M  Sti;ife  von        Pe^o'^  uufl  (Jefäugnis  bedroht 
Die  Ley         <  \  ivi^^iiuen  «!».•  iat»  Coniaiiilancias  <le  Puerto» 
de  la  Republik  vom  1  (i.  .Iimi  1897  ((razetn  <  »fn  ial  So.  1191)  ist 
mit   ihren  Reehzi^j  Artikeln  in  ihren  liaujfüeilen  eine  KtMliiiüiei ung 
der  auiu.stenollen  Verfügungen  nl^or  die  Hefugnisse  und  die  .liiris- 
diktiou  der  Ilafenkominandaitten,  die  den  Gouveruearen  der  Provinzen 
unterstehen.    Zur  Abfiuftung  des  QesetMB  führte  beflonders  der 
UmMtand,  das»  eich  seit  dem  Bestehen  der  Repnblik  die  Hann- 
mhaften  der  dominilnnischen  Schiffe  zum  grossen  Teile  aus  Fremden 
ziiaammensetzten.    Die  Folge  war  eine  zu  mangelhafte  DiRziplin 
und  hSnfige  R^lamationen.   Deshalb  bestimmt  der  Artikel  3  des 
nenen  Gesetzes,  daas  sich  ein  Ausländer,  der  in  dominikanische 
Scedienate  eintreten  will,  natumlisieren  lassen  mnas,  Torauageaetzt, 
daas  die  Bedingungen,  wie  sie  die  Verfasstmg  im  Artikel  7  No.  3 
und  5  verlangt,  erfüllt  sind.    Ist  eine  Naturalisatinn  ni(  ht  oder 
iwh  nicht  möglich,  so  tmterwirft  sich  der  Betreffende  durch  !>einea 
Eintiitt  in  die  Marine  den  Pfliehlen  eines  dominikanischen  S*«- 
mannes,  den  Strafgesetzen  und  der  Disziplinargerichtsltarkeit ;  auf 
intenuitionale  Reklamationen   kann   er  keinen   AtisprtU!li  machen. 
Dies  ist  fiiH-  Verschäi'fung  des  Artikels  22  des  .Mariii<'-Rt'L'lomonts 
%'oiii  17.  .lainiar  1895.')    Ft  iitt  r  »iithält  das  Oesotz  Hehüuimungcn 
für  die  Seliin'ska|iilüne,  die  Mannsehafleu,  die  llafearir/.t>\  die  Loots«?n 
und  andere  Ilafenangestcllte;  auch  eine  Anzahl  von  Stmfbeüliuiiauiigen 
für  Tliertretung  der  Vorschriften  und  normiert,  fiu  welche  Vorgehen 
der  Coiiseju  Administrativo  de  )a  Armada  Nacioual  zuständig  ist. 
Dieser  wurde  durch  daa  eben  erwähnte  H0glement  vom  17.  Januar 
1895  eingesetzt 

4.  Der  Artikel  25  der  Yerfiiasung,  der  die  Befugnisse  dee 
Kongressea  anfa&hlt,  bestimmt  unter  No.  7:  Der  Kongress  hat  vor 
Schlnss  der  Session  den  Staatshaushalts- Etat  festzustellen.  Wenn 
ans  irgend  einem  Gnmdc  das  Budget  für  die  kommende  Etatperiode 
nicht  zustande  gekommen  ist,  ist  daa  letz^'Ahrige  Budget  mass- 
gebend.  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  dekretierte  der  Kongress 

*)  Regtatnento  genenl  qae  detenniaaii  el  mando,  oidea  y  diadpfiiia 
abordo  de  la  Armada  de  guerra  Nacional,  segnn  Resoliraioii  del  OoUemo 
de  iecha  17  de  Eoen  de  1896.  Gaieta  Ofioial  No.  1067* 
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iB  21.  Juni  1897  (Gasete  Ofidal  No.  1211),  dass  die  Ley  de 
Pnmpuesto  de  Oastos  Püblioos  del  aüo  1896  fflr  das  Jahr  1897 
in  Knft  bleiben  solle. 

5.  Die  Modißkationen  der  Lev  sobi«  A'inanas  v  Puertos  durch 
du  Oeeets  vom  22.  Juni  1807  (Gazeta  üßciol  N(>.  1104—1197) 
sind  Ton  keinem  allgemeinen  [ntfn-sso.  seien  lU-shaH»  an  (lieser 
Stelle  nur  die  Artikel  50  Al^atz  ü:  Artikel  57,  108  und  die 
Hligoändert  wollen  sind,  zitiert  und  füi'  dio  Inlialtsjuipdic  des  (le- 
setzes  auf  den  Bericht  im  Jahrbuch  für  Iäü7,  3.  Jahrgang,  S.  420 
verwiesen. 

fi.  Kür  diis  Verständnis  der  im  letzton  Jahn'  |ias>iort«'n  Mün/,- 
uikI  Finanzfjesetze  ist  ein  kurzer  l^ückliliek  crforilerlicli.  Xai-Ii  dei- 
Ley  8«)l)iv  Mone<la  Dominicvina  vom  10.  Juni  InOU  (Oazetu  Ofliciiil 
No.  830)  bildet  die'  Rechnungseinheit  der  Silbei-franc  (el  franco  de 
l>lata),  der  in  hnndert  oentösimos  eingeteilt  ist.  Als  Goldmünzen 
worden  geprflgt  Hundert-,  FOnMg-  und  Zwanzig-FFancoestftcke  mit 
den  MiBchungSTerhflltnisse  von  *^/iooo  Oo\^',  als  Silbermanzen 
FOnfrancosstücke  mit  dem  ICschungsverhAltnisse  von  '**/tooo  ^ilber- 
tmd  ISnfnnoo-  und  FQnMgoentesimoB-Stüoke  mit  dem  Mischtmgs- 
leriilltDiaae  von  ''Vioeo  Bilber;  alt;  BronzemQnzen  Zehncentesimoe^ 
oQd  Fünfeentenmos-Stndra;  deren  HisohungsverhSltnis  beträgt  95  ^/^ 
Knpfer,  4%  Zinn  und  ly^Zink.  Den  Durelimesser,  die  Pnlgung 
und  das  Faaaiergewioht  der  Münzen  schreiben  die  Artikel  6  und 
10  vor. 

Die  bisherigen  Nickelmünzen  bleiben  im  Umlauf  und  zwar 
«ndea  die  2^/^  Centavosstücke  zu  O'/y  (?ent^simos  de  franco  und 
dia  IV',  Centavosstücke  zu  4-  -j  Centesimos  bfrer  linet. 

Niemand  ist  verpflichtet  Kinfraricostiicke  im  Hctrat^e  von  inebr 
nls  fflnfziitr  Francos  und  Rronzeniünzen  im  Betrat;»'  von  mein-  als 
JWanzig  Fram-os  in  Zahlung  zu  nehmen  l  Arlik*-!  15).  Der  Tmlauf 
fremder  Münzen  zum  Kurswert  bleibt  gostiiltet,  soweit  frühere  Ge- 
setze dem  nicht  entgegen  stehen. 

Ein  Dekret  von  demselben  Datum  (Oaseta  Oficial  No.  830)  be- 
(tininte  die  Ausprägung  von  12500000  Francos,  und  zwar  wie  folgt: 
an  Ooldmflnien: 

7500  Hondertfrancos-Stücke, 
15000  FQnfngErancoB-Stacke, 
50000  Zvrauzigfraneos-Stncke; 
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an  SilbermllDzeii: 

1500000  FattffruioMrStOcke, 
1250000  Eiüfnncoft-StQcke, 
1600000  Ffinfeigoent^BimoB-StQcko; 

an  Bron/omilnzen: 

3  000  000  Zehiui-ntesimoB-Stncke, 

4  000  riO(  1  Ffinfcentosimos-Stucke. 

Am  1.  S''i'tomh«;r  1891  wiinlon  die  ersten  1  Ou(M»00  Fi-aiu-oa 
in  Öilbor  in  Lmiaiif  gosotzt,  und  zwar  nach  Dtkiet  vom  G,  Anglist 
1891  (Gazeta  Ofii  ial  No.  885)  wai-en  fli»>  Znbhiniron  drr  Staats- 
unii  Gemeindekatsä?«.  !!  zu  10",^  in  den  ntnigepiaf^ton  dormnikjuiisclK  n 
iiri  l  zu  90%  in  tlca  kiiisioronden  Münzen  zu  leisten;  in  dem 
gleichen  Verhältnis  waren  Zahlungen  unter  Privaten  zu  entrichten. 
Bis  zur  Äusserkurssützung  waren  ferner  iu  Zahlung  zu  nehmen 
für  ein  FünfCnuiooe-Stttck  Silber  «n  mexikanisdier  Silberpeso  und 
25  GaitavoB;  ein  SUberfinmoo  für  26  Centavos  mexikaniaoh;  60  Cts. 
Silber  ffir  12V,;  Cts.  und  5  Cts.  Kupfer  zu  27,  und  1>/^ 
Centavoe  mexikanisch. 

Vom  1.  Febmar  1892  an  kursierten  die  domimkanischen  Fflnf- 
franoos-Stttcke  Silber  nach  einem  Dekret  vom  23.  Dezember  1891 
(Qazeta  Ofidal  Na  '905)  zum  Worte  des  mexikanischen  Peso. 

BSn  neues  Ifflnzsystem  brachte  das  Oesets  vom  26.  April  1894, 
Ley  of^noemiente  ä  monedaa  Domtnicanas  y  su  acufladon  (Gaseta 
Oficial  No.  1027). 

Seit  lif  '  iTi  Gesetz  bildet  die  Rechnungseinheit  der  domini- 
kanische (jülilpcso.  000  Teile  Gold  werden  mit  90  Teilen  Kupffr 
und  10  Teilen  Silber  legiert;  b'^'i  den  Silbcnn0n7.»*n  beträgt  das 
Mipebnngsverhältnis  000  Teile  SüImt  und  100  Teile  Kuiifer;  Hio 
Niekelniünzeu  bestehen  zu  drei  Vierteilen  aus  Kupier  und  zu  einem 
Viertel  aus  Niekel. 

Der  Goklpcco  cuthält  25,8  granos  ^giaiio  ist  gleich  0,0647 
Gramm)  des  Peso  Tvoy,  von  denen  23,22  gran(>s  reines  Gold  sind. 
Das  Gewicht  des  Goldpeso  betragt  also  1,66926  Gramm,  sein 
Feingehalt  1,5023S4  Gramm.  Zum  Yei^eich  sei  das  Gewicht  des 
fcanzOsiaohen  Fflnffninos-Stackes:  1,6129  Gramm,  und  dessen  Fein» 
gehalt:  1,4516  Gramm  erwfthnt  Der  dominikanische  Sitberpeso 
hat  ein  Gewicht  von  422%  gnmos,  hiervon  sind  380  granoe  tonen 
Silber.   Der  Peso  wird  eingeteilt  iu  100  Centavos. 
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A]b  GoldmOoieii  der  Bepublik  weiden  gopiflgt: 
{0  Posoaal&ok»;  Oewkht:  516  gnnoe    33^2  Gr.;  Feingebalt:  30,0406  Or. 

10         „  n      258    „     =  10,0926  „  „        ir.OL»:?:?  „ 

5         „  „      129    „     =  8,3463  „  „         7.5U7  „ 

Als  SUbrnnOnien  werden  geprfigt: 

1  FMMtflcke;  Qewioht:  422'/»  grano«  =  27^177  Ornmm 
50  Centaves;        „       21lVa     „     =  13,(5r,sH  „ 
26      „  „       105%     „     =    »!^2!a  „ 

10       ^  „         42«/»     „     =2,7317  „ 

Bei  den  20  und  10  Pesnsstücken  Gold  darf  die  Abweichiiug 
in  Gewicht  nicht  mehr  als  eui  halb  Oran;  liei  den  5  PesoKstflcken 
Oold  nicht  mehr  als  1/4  Oran;  bei  den  Silbennnnzen  nicht  mehr 
als  17,  Onm  betragen  (Artikel  10). 

Die  5  EVanoos-,  1  Fnnco-  und  Vs  Fiianco -Stücke  in  Silber. 
<lie   nach  dem  Gesetz  vom  16.  Jnli  1890  Kepi%t  worden  sind, 
bleiben  im  ümlaul,  und  xwar  gemäss  dem  Dekret  vom  23.  Dezember 
189 1  fOnf  dominikanische  Silberfrancos  zum  Werte  des  zirkulierenden 
mexikanischen  Silberpeeos.    Die  2>/s  und  1*/«  Centavos  Nickel- 
■nfinaan  kursieren  weiter  zum  Nenn\vprtr>.   Bis  /.ur  AnsprA^run^^  und 
Iiikiirssetsung  der  neuon  (ioniinikaiiitKrhen  Münzen  ist  bei  alKm 
Zahlungen  mexikanisches  Silhor  zum  Kurswrrtf  anzunehmen. 
Yaliitasohwankungen    iiat   die    ConUKluria    (niictal    fl«'  Ilaritn-Ia 
wfjchefitlirh  den  Adniiiiistracionfs  uiitzufoil»Mi.    Nach  Kuiissicn  ilcs 
neuoii  dr)minikanischen   (leides   wiiM   <lfr  nicxikaiiischo  Silhiriicso 
von    (It.-n  öfTeiitlirhcn  Kassen  zu  .•iii'  iii  uui  fünf  <  ■!  iita\ ms  u^.Tiiii:i-ivii 
Wi  rti',  als  der  Kurswert  auf  iiiiiil,iuniikaiii-i  h''n  <  i<-Miii;ii  ktfu  he- 
irigt,  in  Zahlung  genommen.    I)a>  v-.lUiailig.-  SillMTfz.  ld  uMindest- 
betrag  ist  fünf  I'es<>s)  kann  bei  «kn  Ivassen  der  Agenda  Fiwal  oder 
der  Natioualhaiik  gegen  dominikanisclies  Gold  eingewechselt  werden. 
Em  «twaiger  Mangel  an  dominikanischem  Golde  wird  gedeckt  durch 
nordaawrikaiiiiBches,  sedudg  Tage  nach  Präsentation  und  sechs 
Ftawot  jlhrliob. 

Oeniäss  dem  Artikel  13  <l<s  fLcn  hespHH  hmen  (lesotzes  vom 
28.  April  l.Sül  U'slimmtc  ein  D.  kiet  vom  0.  Mai  «lesselben  Jahre» 
(Gazeta  Ofiiial  Nu.  lu29j  die  ivagung  von  vier  Millionen  Peiws 
ood  1500  000  in  Gold  und  2  500  000  in  Silber.  Ein  besonderoit 
Dekret  aetste  die  Ansahl  der  zu  prilgenden  Nickolmünzen  fe><t. 
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Durch  die  alkustarke  EinfOhrung  ausUndisoher  SilbermOnzen, 
beaondeis  der  mexikaiiiachei),  wurde  das  Oold  vom.  Silber  TerdrftDgt; 
der  Silb^peao  war  im  Anfiuig  des  Jahres  18^7  auf  einen  Wert 
von  50  Centavos  Oold  gestinken.  Um  <]i(>äen  bedrolilichen  Mi8B> 
stänrlen  abzuhelfen,  setzt  das  lets^Ahrigo  Deki-et  vom  5.  Mai  (Qazeta 
Oficial  No.  1185)  das  Maximum  an  Silberprfigimg  auf  1500000 
Pesos  fest  \iud  bestimmt  die  folgenden  ausländischen  Goldmflnaen 
au  gesetzlichen  ZahbinnrHinitteln  -m  nachstehendem  Zwangskucse. 


En  sind  in  Zahlung  zu  iiLiuiien: 

20  amerikanische  Golddoliar 

für  40,— 

Pesos 

ein  englischer  Sovereigu 

„  9,50 

n 

eine  «[»anische  l'nzo 

3<l50 

eine  me  xikanische  Goldunze 

„    30  — 

>5 

fünf  spanische  Golddollar 

„  J>,25 

17 

ein  franzdäischea  Zvranzigfirancs-Stüok 

„  7,50 

)! 

ein  Zvnuudgmark'Stück 

„  9,25 

r> 

AuslSndisohe  SUbermünxen  haben  sedia  Monate  nach  Promul* 

gation  dieses  Dekretes  lamd  gesetsliehe  Zahlungskralt  mehr.  Durch- 
löcherte oder  beschnittene  MQnxen  werden  bei  der  Contodurla  Oeneral 
nur  zcuQ  Ifetallwert  gegen  dominikanisches  Silber  angenommen. 

Wichtig  ist  femer  die  neue  Konsolidation  der  auswIrtigeD 
und  schwebenden  Schulden  der  Republik,  ihre  UniBziemng  und 
Zinsreduktion  durch  das  Gesetz  vom  9.  August  1897  (Gazeta  Oficia] 
Noi.  1198).  Die  San  Domingo  Finance  Compagny  of  New-York 
fibemimmt  auf  Gnind  der  xtt  diesem  Zwecke  getroffenen  Verein- 
barungen mit  den  Gläubigem  in  England  nnd  Belgien  die  Anleihen : 
CoTisolidated  Gold  Bons  Four  Percent  18!J3  und  die  Fi'enfh  Amorican 
Reclainations  Tonsols  1895  als  Doniiiiican  rnified  Debt  4  per  cent 
bonds  nnd  Oblipafions  or  de  8aiut  D<»miiii;iu'  2'/^  pour  cent  für 
eine  Hiichstöiuuaic  von  4  230  750.  von  denen  150()0(H)  atif 
die  vierprozentigen  und  £  2  73Ü7ÖU  anf  die  2'^  ,  jnvizentigen  Boas 
entfallen.  Die  Zinsen  sind  halbjährig  fällig  am  1.  April  nnfl  1.  Ok- 
tober; erste  Zalüung  am  1.  April  1898.  Die  4'*/(,  Anleihe  ist 
vor  dem  1.  Oktober  1980,  die  23/4%  ^  ^-  Oktober  1999 
in  tägen.  Die  jihriiche  Tilgung  der  Schuld  beginnt  am  1.  Oktober 
1901  und  «war  durch  Ausloosung  der  snr  EiniBenng  beelimmteD 
Obligaitfonen  odw  durch  Aufkauf  derselben,  wenn  sie  unter  pari 
stehen.   Kapital  und  Zinsen  sind  in  englisdien  Pfunden  aussu- 
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aiden;  die  der  4%  in  London,  die  der  2»/^%  '»»  BrQBBel,  das 
Hand  siim  Eune  voo  35  Fnmks.  Die  Anleihen  sind  fundiert 
dnroh.  die  aUgeneiiieii ,  speziellen  imd  besonderen  Zolleinnalimen. 
Doich  die  spesiellen  sind  ferner  konHoliiHert  die  6%  Anleihe 
toch  du  Geeets  Tom  20.  Mai  1896,  die  3%  ^^*<^  Qeseiz  vom 

\h.  Juli  1896,  die  IVt  ^  3Vo  ^^^"^  ^P"' 

Die  neue  KonsoUdalion  be^rrrtnilete  eine  AlCin  Uning  dor  I^-y 
aobie  loa  DeredlOB  de  Tmpoiiarion  .  ExiH>rta<  ioii  y  Puerto  vom  28. 
April  1894  (Gaaeta  üflcial  No.  1027),  welche  dio  Erhöhnnir  des 
EinjrantrszoUes  von  60  Proz«-nt  vom  30.  November  Ih'.rj  um  10 
Prozent  ermässigte  und  vorschriel.,  dass  von  den  GesamteingiinKen 
45  Prozent  der  Caja  de  ReeaudaciAn  und  1 '/.. o  Til^nini;;!?- 
fftiid  für  die  auswärtige  Sclmld  ülMTwiebet!  werden  sollte.  Du.^ 
Ictitjährige  Dekivt  vom  9.  .August  (Gazeta  '  »tirial  ^i».  U»Hj  be- 
stiiHnit,  dass  ■l^^Vo  '  ''j''        Hee«iudaci<»n   fliesscn;  l'/s^o 

Ueibcn  zur  Amortisation  dor  aunwärti^en  Scluüd. 

7.  Ferner  hat  die  Ley  sobn'  Ai-anceles  de  Importadön  y  Ex- 
P">rtad6n  vom  20.  Febraar  1876,  deren  Artikel  2  §  schon  dnrch 
Mret  vom  16.  Mai  1879  abgeschafft  und  deron  Artikel  6,  1 
dmcli  die  Ley  sobre  Adnanas  y  Puertos  vom  14.  Oktotier  1887 
■mliliii^  worden  ist,  mehrfoche  Abftndenmgen  er&hien  durch 
diB  Oeaets  von  32.  Juni  1897  (Gaxeta  Oficial  No.  1205).  Die 
Beibiinimitigen  der  AJrtikel  1  §,  2  nnd  §,  6,  8,  0,  12,  16  sind  ge- 
itnehea  und  die  dea  Artikels  3  modiflaiert  worden. 

Znm  SchlusB  sei  noch  ein  Gesetz  erwfthnt,  das  im  vorigen 
Jahrbuche  nicht  mehr  besprochen  wcnlen  konnte.  Es  ist  die  Ivey 
<le  Pastportea  vom  22.  Juni  189G  (Gazeta  Oficial  No.  1141).  Seit 
Grün<lting  der  Republik  besteht  die  Passpflioht.  >)  Der  wachsende 
Verkehr  hat  Abänderungen  nötic  Keinncht.  l)o.  h  soll  vnn  dtc^^n 
♦einzeln,  n  abgesehen  und  nur  ein  Überblick  über  das  jetzt  geltende 
Ü€*i;tz  ^o-i^eht^n  werden. 

Es  triebt  drei  Klassen  von  Pässe:  soicii«;,  die  für  Reisen  in 
der  Itepuldik  vom  Gemeiuduvorsit/.enden ;  solche,  die  für  «las  Aus- 
land vom  Gemeindechef  des  Ein§chitTungshafens ;  drittens,  die, 
welche  im  Aiislande  vou  den  domiuikanisehen  Vertretern  nach  den 
Vorechrifteii  lier  l^ey  Organica  del  Cuerpo  Diplomatico  y  Oonsular 
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vom  26.  Augoftt  1876  ausgestdlt  werden.  Hohe  Stnatsbeamte, 
Artikel  8  slhlt  ne  auf,  sind  vom  Fttssswange  befreit  Die  Orfinde, 
am  denen  ein  Pass  verweigert  werden  kanoi  gi^t  Ka^td  in  an. 
Jeder,  der  ohne  Pass  reist  und  sich  nicht  legitimionn  kann,  ist 
ZU  verhaften.  Das  Ausbleiben  einer  Legitimation  siebt  eine  Haft 
von  dreissig  Tagen  und  Polizeiaufsidit  nach  sich. 

In  der  vorjährigen  Session  1897  ist  noch  eine  Reihe  von 
Gesetzentwürfen  und  Vorhig<'ii  üImt  Al^ündonintjon  bestehender 
Gt'Sftz«'  d'  iii  Kontrresso  vorp'|cL;t  \v(jrdrii,  iiln>r  die  alter  nicht  mehr 
verhand-lt  wi-idni  kunntf.  So  ist  i«'anlra)xt  worden  eine  M<Hli- 
fikation  der  Iav  de  l'olieia  Urbana  y  Rund,  der  Loy  Orgänira 
ludicial  und  der  Ley  (b-  (.'nstos  Imliriales  (Gazeta  Olicial  N<».  1181). 
Der  Äntnig,  betroflenil  Aufhebung  einiu'  r  Artikel  deb  Cotligo  Milit^tr 
und  des  Codigo  de  Pi'ooedimiento  Miiitm-  (Gazeta  Ofidal  No.  1204) 
ist  einer  Kmnmiesion  überwieeen  worden;  ebenso  der  Proyeoto  de 
Ley  de  Conscripoiön  (Gaaeta  Ofidal  No.  1210).  Femer  werden 
eine  Ley  de  Hoqpitalidad  und  ein  Gesetz  über  Kolonisation  aua- 
gearbeitet 


Frafikroicli. 

a)  Gesetzgebnng. 

Referent:  Dr.  Joseph  Hourtoule,  UntersuGhongsnohter, 

f?.'tlif]  (  Vi'b'iin.'nK 
Übeisetzt  too  Dr.  Jtklmiuiü  i'riudeborg,  Uehohtaatuieiisor,  Beriio. 

Im  folgenden  H<ri(ht  soll,  wie  im  vorjährigen,  lediglich  in 
grfi>sf'n  Zügen  eine  ri>orsieht  ül>er  di»'  fresrtzf  und  Erlasse-  »los 
Jahres  1M97  gegeben  und  dalM-i  soweit  ids  möglich  auf  ihre  cliaiuk- 
teristiächen  Merkmale  eingegangen  werden. 

Bürgeriidiee  and  Haadelsreoht 

Gesetz  vom  8.  Februar  1897  (J.  0.  vom  9.  Februar  1897 
p.  1061)  enthaltimd  Änderungen  des  Gesetzes  vom  6.  August  1791 
Ober  Domflnenpaoht  Dieses  Gesetz  modifiziert  in  dnigen  Punkten 
das  erwAhnte  Gesetz  vom  6.  Angnst  1791.  Das  Institut  der 
Doml^nenpacht  („domaine  congöable"*  oder  »bait  k  con  venanf  ^) 
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igt  nebr  alten  UrapruogB.  Sie  ist  eine  Atiart  der  OrumietQckspocht, 
itoht  aber  ihrer  Natur  nach  zwiscthcn  der  eigentlichen  Pacht  und 
dem  Kauf.   Der  VerpAchter,  hi«r  „fonciot'*  genannt,  ftberlftsst 
FAchter  (Domftnenpächter,  Kolonist,  „üonvmaiu  i(>r'*) 
an  TAfidgiit  aur  Nutznieeanng  und  riinrnt  ihm  trit'ichzeititj  .-inige 
llachte  in  Bezug  auf  die  Bebauung  ein  (SuiK  ttii  ios).    Di»-  Dauer 
des  Pachtve^hältnis^^■^  {penaiint  „La i  1  l»*o").  welche  von  Mal  zu 
Mal  bestimmt  winl.  tiotfftgt  in  <lor  Keuol  noiiii  Jahrn.    Nach  ihn-ni 
Ablauf  «larf  iler  Pärliter  ih-n  H.^sitz  <l.  s  (iiiind^trirks  sulaiiK''  fort- 
«»etzGii.  ».is  (1er  Wert  der  von   ihni  ei  i  i»  ht.  tt  n  Manlichkeitei»  ilim 
vf.m  Vpri'cV-ht'T  wip<lor  m-statt.'t  ist;  er  hat  su^ar  maimvls  ontj;ct;;»>ii- 
>t.'li<Ti(lor  V,T*.-inlianinL'*-ii  ••iii-n  Ansprudi  auf  Aiilir.>iaif;  «Kt  l'arht 
uiid  ErstatluitK  i'  H'  i-  Auslagen.    Wio  h-i.  lit  «•isi<htlich,  strlit  hier 
der    Dom.lnenpik  htur   günstiger.   aU   er   nar  h   «len  Normen  des 
orJenUicheti  Hechts  gestellt  sein  würde,  denn  nach  Artikel  555  des 
Code  civil  kömite  ihn  der  Gmii-leif^.  iitflmer  dazu  zwingen,  die 
emoliteten  Baulichkeiten  ohne  Entschädigung^  wieder  zu  entfenien. 
Ei  liat  sich  indessen  ehie  Klausel  eingebnrgert,  die  bald  sclb«it- 
Torstlndlicher  Vertragssusatz  wurde,  in  welcher  der  DomilnenpSchtcr 
«sf  das  Recht  vendchtet,  unter  Beanspruchung  «Ich  Bautenersatzes 
ni  kftndigen  (Versieht  auf  die  „faoultö  de  cong/'ment*^).  Seitdem 
steht  66  im  Belieben  des  Veri^hten«,  datt  PaehtTerltiÜtnis  unbegrenzt 
zu  verilngeni;  denn  solange  er  nicht  freiwillig  den)  ITu  hter  an- 
bielert,  ihm  den  Wert  der  auf  dem  (inimlstnck  liefindlioheii  Riuliuh- 
keiten  tn  erstatten,  wird  der  VeHratr  unter  den  ursi>rüiiKli'h.n 
Üe<ii rgiingen  ad  inflnitnm  fortgesetzt.  Folgr  ist.  dass  der 

Gniridbesitzer,  der  ange.siehts  ilcr  Bodenentw.  rtung  und  des  d;i<lur(  h 
Min^rten  FalJens  des  Paehtzin>*^-  hostreht   ist,  sifh  di-^  Vorteil«' 
>.'inet*  einmal  aLgesr-hlfi?set)r"n .  rt'iii.il"'hi  Vi"rtratr<'<  iiM''U''li'  li>>t  hing*- 
zu  sif'horii.   den  Pächter  mit   jem-r  Klaus«-!  zur  H.'iii«-!ialtung  dor 
alten  l'achtlM'tlint:iiiipen  /n  zwimren  sucht.     \h'\   Pächter,  dem  «lie 
Hände  gebundeji  aind,  k<inum  s.«  nach  und  nach  in  die  Lage,  einen 
fll>erniä.sRigen.  dem  thatsächlichcn  Podenwert  durchaus  nie-ht  mehr 
•  enisi»rw:hen<ien  Zius  zahlen  zu  müssen  Und  CR  bleibt  ihm,  wenn 
«r  sich  uicht  zu  Grunde  richten  will,  («chliesslich  nichts  flhrig,  «ds 
das  Out  anlzugeben,  ohne  ffir  die  von  ihm  mit  ausdrdckliclier  Gc- 
nshmiguug  des  EigentQmers  erTi(diteten,  zuweilen  rrxdit  bedeutenden 
Bauten  einen  Pfennig  zu  erhall<:;n. 
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In  dem  neuen  Qesets  hat  man  versuclit,  diesen  ÜbelBtSnden 
abzuhelfen,  unter  mfigUohster  Wahrung  des  Prinaipa,  daas  Vertrttge 
au  halten  sind.  Zu  diesem  Behufe  hat  man  den  aeltietwirlBcbafleiMlen 
Fichteni  (also  unter  Auaachlieasung  deijenigen,  die  ihrerseitB  wieder 
Unterplchter  annehmen)  ein  neues  Recht  verliehen:  nftmlich  daa» 
bei  Ablauf  d»  Pacht,  ohup  Rflckstcht  awf  entgegenfstehonde  Ver- 
mbarungen,  enfwt^er  Entschätligung  lOr  die  erricIiteUMi  Bauten  sn 
verlancren  oder  den  Yertrag  zu  einem  neuen»  von  SachverBtändinpen 
au  bestimmenden  Pachtzins  fortzusetzen. 

Dem  Ges^tT;  liegt  die  Anscjliauung  zu  Gnmde,  dass  VortrHure 
nach  Treu  und  Glauben  auszulegen  sind;  und  so  nahm  man  darauf 
Rfleksieht.  dass  der  Pächter  in  dem  Zeitpunkt,  in  wekhom  er  auf 
sein  liiii  ktiittürecht  v.  i  ziehtet,  gewöhnlich  nicht  in  der  Lage  ist, 
das  Fallen  des  Pachtzinses  vorauszusehen,  der  binwoilen  bis  unter 
50  %  herimtergeht.  Andererseits  ist  den  Interessen  des  Gnmd- 
besitzei^  inaolam  Bcclmung  getjiigen,  als  dieser  immer  berechtigt 
ist,  das  Paohtveiidltnia  ni  Bedingungen  fortsusetsen,  welche  dem 
wahren  Bodenwert  entspredien.  Indessen  ttsat  sidt  nicht  leugnen, 
dasa  diese  im  Öffentlichen  Interesse  erlassene  Beatimmungen  einen 
Eingriff  in  das  Prinzip  der  Verliagsfreiheit  endialten.  Übrigens 
gilt  ja  das  Oesets  nur  su  dunsten  der  selbstwirtoGhaftmden  Btehter; 
solche  Smderbeetimmungen  soUen  eben  nur  da  Pkts  greifen,  wo 
sie  unerlJtoaUch  sind. 

'  Gesetze  vom  17.  Äugtist  und  7.  Dezember  1897  (J.  O. 
vom  22.  VIII.  «nd  9.  XTT.  1807  pp.  4831  nnd  68911  betreffimd 
Änderungen  einzelner  Artikel  des  Cmlc  civil.  Das  Gesetz  vom 
17.  August  venlankt  seine  Entstehung  den  auf  Bekämpfung  der 
Bigamie  creriditt'ten  Restrebnngen.  Nach  dem  bisheripon  Rec-lit 
war  für  getrennt  lebende  Khe-r.itten  lier  Artikel  147  des  Code  eivil, 
welcher  die  Eingehung  einur  netien  Ehe  vor  Auflösung  (b  r  frübt'i-en 
verbietet,  leicht  zu  iimgclien.  Sic  brauchten  mir  wider  besseres 
Wissen  zu  versichern,  dass  sie  unverheiratet  seien;  denn  aus  den 
Urkunden,  deren  Vorlegung  das  Gesetz  erfordert  (insbesondere  aus 
der  Geburtsurkunde),  ging  der  wirkliche  Personenstand  nicht  hervor.  • 

Der  neue  Artikel  70  des  Code  civil  trifft  zur  Yerhfltung  solcher 
Maohenschaften  folgende  Bestimmungen: 

1.  Jede  Eheeohlieasiing  ist  in  das  Oeburtsregister  neben  den  be- 
treffenden Oeburtseintrsgungen  am  Ihmde  xu  vecmeriien. 
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2.  Die  Verlohton  haben  vor  ilor  Eliesr]ilio«Riiiii^  dem  Standesamt 
o'mou    Anszng   ans   dem    ( Icl.intsnjgister   l»eizubriiigen,  der 
hrK'listens  3  Monate  alt  sein  darf. 
EnthiUt  der  Auszng  eini  ii  Vt-rnu  rk  ül>er  ••iiic  fnllier  erfolgte 
Ehoschliessnng.  so  haljen  natürliih  tlie  Parteien  nachzuweisen,  dass 
dvese  Hu>  nii  lit  mehr  liesteht. 

Das  G.  setz  vom  7.  Dezember  1897  verleiht  den  Frauen 
F&higkeit,  ▼or  dem  Stendesamt  und  vor  Notaren  als  Urkunden 
zeugen  anfontreten;  allerdings  dflrfen  MAnner  und  Franen  nicht  bei 
demselben  Akt  als  Zeugen  mitwirken. 

Oesetz  vom  26.  November  1897  betreffend  die  Änderung 
dw  Artikels  18  des  Eriasses  vom  27  vend^iaire  des  Jahres  II 
(i.  0.  vom  25.  November  1897).  —  Der  Artikel  18  des  Erlasses 
ram  27  vend6miaire  d.  J.  II  schrieb  vor,  dass  die  Verftusserung 
oaes  Schiffes  oder  einer  Schiffsimi-t  dnr'  )i  Krklaning  vor  einem 
Mentfidken  Beamten  zu  erfolgen  lial«  und  dass  dit>  tlarüher  auf- 
genommene Urkunde  eine  vf.Uständigf  Alischrift  des  Patents  ent- 
halt«-!!  mnsso.  in  welchem  (iem  Seliifl  das  Hrcht  zur  Fuhrung  der 
l^titlesfiagge  verliehen  wird  (des  sogen.  Kra ix  isationsactsl  Dieses 
Verfahren   verursachte   einen   unverli;iltni>mUssig  grossen  Kosten- 
aufwand,  b«>sondei-s   wenn   das   ScliifT   im   Mit.-iu'entinn  nieluvrer 
PorFi^m.'n   stand,  da  die  Nainm.  A'lre»eii   und  l?enife  s"initru-her 
Mitejiftiitünier  aufzufilhivn   wai.-n.     B^-denkt   man.  da.ss  ati  einem 
Schiff  unter  rmstän<len  mehrere  hundert  Peiijonen  l>eteiligt  sind, 
«0  kiuui  man  sieh  ein  Bild  davon  machen,  welche  AlihRrendungeil 
ane^eils  diuvh  die  Beurkunduugsgebflhren ,  anderenteils  durch  die 
ftLr  die  Ur8cbrift  zn  kassierenden  Stempel  erforderlich  wurden. 
Nich  dem  neuen  Gesetz  ist  nun  da»  VerEahren  in  der  Weise  ver- 
eiafaudit,  dass  die  Verkanfsurkunde  nnr  noch  zu  enthalten  braucht: 
den  Kamen  und  die  Bestimmung  des  Schiffes,  Datum  und  Nummer 
des  Fbnoisationsscts  und  einen  Auszug  aus  diesem  Akt,  aus 
welckem  der  Heinoatshafen,  die  Eintragung  in  das  Sdiiffsregister^ 
,  Tonnengehalt,  Bauart  und  Alter  des  Schiffes  hervorgehen  müssen. 
Diese  Angaben  erschienen  mit  Recht  ausrciehend,  um  das  den 
Gegenstand  des  Kaufvertrages  bildende  Schiff  mit  absoluter  Üe- 
stinuntheit  zu  bezeichnen. 

Oesetz  vom  27.  Dezemlier  1«07  ülier  die  Fest.s.-tzung  der 
netauridlen,  Anwalts-  und  Gencht«vollziehergeltühi-eu  (J.  0.  vom 


i 
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27.  XIT.  1897).  Das  (icsotz  enthält  eine  Neui-egoluug  des  Ytoi 
der  FoHtsetzung  von  Oebühreii  öffontlicher  Beamter  zu  Ixolmchteiulon 
Verfahreus.  ÄL<  Haii|itziel  hat  muri  dabei  die  Voniiind«?ruiig  der 
Beitreibangskosten  im  Auge  geluibt;  zu  die&cm  Behiife  liat  man  an 
die  Stdio  des  frflher  «rforderlichjeu  DrteÜB  einen  einfachen  BeecUiiss 
gesetzt.  Dieser  BeM^hluBS,  der  ohne  vorgängige  mfindliche  Ver- 
handlung dnrch  einen  Einzelrichter  erlassen  idrd,  bildet  flir  den 
Beamten  einen  vollstreckbaren  Titel;  er  unterbricht  die  Venfthrunif 
und  gewflhrt  einen  Anspruch  auf  hypothekarische  Eintragiingf. 
Allerdings  kann  die  Entscheidnng,  da  sie  in  Abwesenheit  der 
Farteien  eigangen  ist,  durch  Rekiu«  (Einspruch)  beim  ordent- 
liclien  Gericht  angefochten  "wenlen;  dtx^li  auch  hier  ist  das  Yorfoliren 
vereinfacht,  indem  die  ganze  Verhandlung  Tor  der  Civilkaronier 
stattfindet,  ohne  dass  es  vorg&ngiger  ausaei^geriobUicher  Akte  bedarl 

Strwfreclit 

Gesetz  vom  7.  April  1»97  (J.  0.  vom  7.  IV.  1897  p.  2053) 
über  die  Berufung  gegen  Urteile  der  Polizeigmichte.  Nach  dem 
früheren  Wortlaut  des  Artikels  174  der  feanztUnschen  Stmfprozess- 
Ordnung  -«rar  die  Berufung  gegen  die  Urteile  der  Polizeigeriehte 
innerhalb  einer  zehntSgigen  Fri£>t  einzulegen,  deren  Lauf  erst  mit 
dem  Augcid)lick  hegann,  in  dem  das  Urteil  der  Partei  pci-sönlich 
zugestellt  oder  in  ihre  Wohnung  niedergelegt  war.  Infolge  dessen 
musste  die  Stiwtsanwaltschaft  7.nr  Herbeifillining  <ler  Rechtskraft 
jedes  rrtcil,  das  auf  Haft,  auf  (n'idstrafe,  Schadensersut/.  oder  iJiisso 
von  mehr  als  5  Franc-;  l;int<  to'V  dem  \Vnirt<  ilton  zustellen  lassen, 
selbst  wenn  es  in  der  Verlian<llung  vciküudet  war.  Aud»^rei-soits 
ist  nach  Aitilo  l  203  desselben  Gefietzt'U*  h»'»  die  Zustellimu  für 
Slrafkamni'  i  iirl'  ile,  die  auf  Gruml  miiiidlichi  r  Vi  i  liaii.llunt;  -  i  .r.  lH»ii, 
nicht  obligiitoiisch,  sondern  auf  den  Fall  l)eschrüjikt;  (lu&,->  da.>  rrt«,;il 
als  Yerjjäumni-surteil  in  Abwesenheit  des  Angeklagten  erlassen 
wird.  Der  Qedauke  diesor  Bestimmung  ist  kbr.  Die  in  der  Yerw 
handlung  <>rgangenen  Urteile  sind  in  Gegenwart  des  Angesagten 
vedtündetj  dieser  kennt  dann  seine  Ret^tslage;  wenn  er  daher  die  • 
xehntSgige  Frist  verstreichen  iSsst,  ohne  Berufung  einzulegen,  ist 

*)  Artikel  172  deü  Codü  d'Instructiüu  CriuiiiieUo:  Urteile  dei*  Polizei- 
gerichte unterliegen  der  Beruf nng,  sofern  sie  auf  Haft  lauten  oder  die  darin 
featigMsizten  Oeldstrafen,  Bussen  und  firaatsaospriidie,  abgesehen  von  den 
Kosten,  die  Summe  von  6  Francs  übersteige»« 
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iinijedeiiklich  anzunehmen,  dass  er  sich  Ik.I  il.  in  Citri  1  Im  ruhigen 
will.  Oifw^e  ünlnde  gelttii  ul>or  iimsnmehr  inv  Jas  V.  rf;ilir.n  vmv 
den  Polizeigerichten,  als  es  sicli  hier  um  leichtere  Strafen  iwnclelt; 
auch  ist  nicht  erfindlich,  warum  die  Prozessordnung  einen  Untor- 
Bcbied  zwischen  zwei  Fallen  raacht,  welche  ganz  gleichartig  liegen 
aod  deshalb  auch  glei(;hartige  Behandlung  erheischen.  Zur  Be- 
teidgung  dieser  Anomalie  hat  das  Parlam^t  jetet  den  gedachten 
Aitilcel  174  geAndert  Nach  der  neuen  Bestimmung  beginnt  der 
liHif  der  Berufungsfrist  aueh  bei  poliseigerichtlidien  Urteilen,  soweit 
Bolche  Oberhaupt  anfechtbar  sind,  schon  mit  der  VerkOndung,  wenn 
w  in  der  Verhandlung  erlassen  werden;  mit  der  Zustellung  nur 
dum,  wenn  sie  in  Abwesenheit  des  Angeklagten  eigeheo. 

Gesetz  vom  8.  Dezember  1897  (J.  0.  vom  10.  XII.  1897 
pb  6907)  rd>er  die  Voruntersuchung  bei  Verbrechen  und  Veigehen. 
IHeses  Oesetz,  da*:  die  Prinzipien  der  alten  Prozessordiiiing  ganz 
verlassen  hat,  giebt  dem  Angeklagt<*n  da«  Re<'ht,  sicli  schon  im 
Vorverfahren  eines  \VrtoidicT»r>s  zu  bedienen.     Die  GosptzsTcliiiiifr 
von    1 R08  benihte  auf  der  Anscliaining .  diiss  (iir  (toiirimhaltung 
*\<'T  Vonjnt^rsiifhung:  zur  Kniiittelung  (ier  Wahilu  it  erJoi\lerlich  sei; 
Jer  Angeschiddi^rt«'  sullti'  deshalb  bis  zur  Kiritruuntr  dps  H;inpt- 
»erfeihrens  dem  liiditcr,  der  das  BelaiiluiigüniaU'nal  zu  .^iuiiinelii 
^i^tte,  allein,  ohne  Beistand  gegeniibertreten.    Diesics  System  halt 
"^ger  Entik  nicht  Stand;  man  vermisst  darin  das  Prinzip  doi 
^Jeichatelluug,  welche  eine  ▼ollkommene  Gesetzgebung  auch  im 
^'^'^^roaess  beiden  Parteien  gewährleisten  muss:  auf  der  einen 
^  dem  AngeUagten,  auf  der  anderen  dem  Staatsanwalt  als  dem 
^ertx^ter  der  Oeseilschaft   Konnte  man  dieses  Ideal  auch  nicht 
^'^'hen,  ao  wollte  man  ihm  wenigstens  näher  kommen,  und  so 
in  der  Kammer  ein  Geeets  vom  8.  Dezember  1897  dimsh  mit 
^finen  Neuerungen,  die  im  Laufe  der  Verliandlnngen  bedeutenden 
MinneiT^  An]aB»  zu  Ipbhafter  Bekämpfung  pibpii.    Ob  ihre  Be- 
^luvhtuingpjj  gerechtfertigt  waren,  wird  erst  die  Praxis  leliren. 

Hauptinlialt  des  Gesetzes  Iftsst  sich  in  folgende  beiden 
Zusammenfassen: 

^Vahl  odnr  Bestellung  oin>  >  Verteidigers; 
«Ins  Kecht  des  Verteidigers,  einzelnen  Akt^n  der  Vonmter- 
^^ichung  beizuwohnen  und  ▼ora  Gange  dee  VurvorfalueoB 
Kenntnis  zn  erhalten. 
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a)  Dem  Anu;es<  linldigten  steht  von  seiner  ersten  Vernelinniiig 
an  das  Recht  zu,  auf  alle  ihm  gestellten  Fiagt  u  die  Aiitw(»it  zu 
verweigeni.  Über  dieses  Recht  hat  ihn  der  Untersuchungsrichter 
ta  bdehreii,  ihm  matdi  mitialiBilBn,  das»  er  sidi  unter  deu  aktiven 
AnwSlten  (avooatB  und  avon^s)  einen  V«t«diger  wftblen  oder  sidk 
etnen  solchen  vom  Gericht  bestellen  lassen  kann. 

ß)  Der  Angesdraldigte  kann  von  Anfing  an  frei,  d.  h.  allein 
mit  seinem  Verteidiger  veiiehren.  Die  Absperrung  (dsa  Verbot 
der  Zulassung  anderer  Personen)  erstreckt  sich  niemals  auf  den 
Verteidige;  dies«*  kann  allen  Konfirontati<»ien  und  Vernehmungen 
seines  Klienten  beiwohnen.  Ja,  noch  mehr:  er  muss  sogar  stets 
24  Stunden  vor  der  Vornahme  soIcli<  r  Massregeln  davon  in  X.  rintnis 
gesetzt  werden;  auch  der  Akteninhalt  it^t  ihm  mitzuteilen.  £s  ist 
klar,  dass  aus  der  N' twendigkeit  vorheriger  Benachrichtigung  und 
l)Csonders  aus  der  Innelmltung  der  vorpr^whriebeneu  Frist  grosse 
üiT/nträplirhkiMtfn  frwaohsen  koiuion,  zumal  manche  Akte  der  Vor- 
untersuehuui^  ihren  Zwtt  k  ^^auz  vcrfchloii ,  wenn  sie  nicht  unvor- 
zngiich  vorteil' »ninicu  wcnlen  köruieu.  Auch  gestattet  das  neue 
(}esetz  in  einzeluen  s-onan  abgegrenzten  Pillen  (Trannport  des  Ge- 
fangenen nach  dem  Thatoit  zwecks  FeststtUuug  noch  vnrhaudener 
Spuren  des  Verbwcheus;  Konfrontation  mit  einem  Zeuyou,  der  in 
Lebensgefahr  schwebt;  Prüfung  von  Überfühningsstfleken ,  deren 
Veriust  SU  besorgen  ist)  ein  Verhör  des  Augeschuldigteii  ohne 
Zttsiehung  des  Verteidigers.  Es  wftre  besser  gewesen,  dem  Er- 
messen des  Utttersw^ungsriohters  unter  Kontrolle  des  hlMieren 
Gwichts  zu  abwlassen,  in  wieweit  die  ümstibide  ein  Abweichen 
von  den  erwfihnten  Grundsätzen  eriieisch^;  es  kann  das  lei<^t 
notwendig  werden,  auch  ohne  dsss  einer  der  drei  geeetalioh  vor- 
gesehenen FHlle  voiliegi 

Das  neue  Gesetz  regelt  die  Isolirhaft,  d.  h.  die  Haft  unter 
Ausschluss  des  Verkehrs  mit  anderen  Petstmen.  Diese  Massngel, 
die  dazu  dient,  den  Untersuchungsgefangenen  von  der  Ausaenwclt 
abzuapeiTcn,  und  ihm  so  die  Möglichkeit  zu  entziehen,  Beweisstücke 
zu  vemicliten  iwler  Zeugen  zu  beeinflussen,  ist  fortan  in  Zellen- 
j»cfringnissi  ii  au^igeschlossen.  In  amleren  (tefängnissen  kann  der 
Untersuehuiigsrichter  sie  noch  V(>r1>ani:cii,  alier  liöchstens  auf  2Ü  Tage. 

Neben  diesen  die  Vdruntersiichung  belit'frendcn  Bestimmungen 
enthält  das  Gesetz  vom  H.  Dezember  1897  noch  eine  sielt  auf  die 
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liiiuptverhamUung  voi  <i<  i  Straf kainmer  Jieziehondi'  V(ns(  lirift.  Kacli 
dieser  soll  der  I  ntorsuchuagMicliter  in  tl.  njonigen  Sachen,  in  ilcnen 
er  die  Voruntereuchiing  geführt  liat,  von  der  ToilniUimo  Ihm  der 
UrteÜBftllung  ausgeschlossen  soiii.  Vom  theoretischen  Standpunkt 
ist  diese  Beetinimung  zweifelloe  «u  billigen ;  in  der  Fcbzib  lAsst  »e 
fkh  aber  bei  der  unsnrmcfaeiiden  Besetxung  der  meieten  Qericlite 
liclit  ao  leicht  ausfahren.  WeitauB  die  tfehnahl  besteht  nur  aus 
meim  Ptfieideiiten,  einem  rntenuchiingexichter  und  einem  Spruch- 
richter;  nur  selten  ist  ein  HUlfsriditer  da  und  auch  dann  ist  dieser 
Uoflg  zngleieh  der  Stnatsanwaltschaft  zugeteilt  und  daher  in  vielen 
lUlen  nidit  in  der  Lage,  bei  der  Entscheidung  mitsawirken.  Die 
hieraus  entstandenen  Schwlerigkoiten  gaben  Anlas»  /ai  dorn  am 
19.  April  1898  .  ilassenen  Gesetz  (J.  0.  vom  21.  Ai-i  il  1898  p.  2618). 
Es  ermächtigt  die  Ersten  Präsidenten  der  ApiwUhöfo,  bei  eintretender 
Notwendigkeit  einen  Hfllfsricht«  i  ihres  fiorii  hte  mit  der  Wahi- 
n^hrrmntr  rirltterlirher  Gesdiäfte  an  einem  anderen  (jk)richt  gleicher 
Orlaimg  betrauen. 

Finanzen. 

Da>  Budget  für  das  Jahr  1897  ist  am  29.  März  1M97  an- 
genouitii.  II   wonleu,   iiaehd»»m   zur  Sicht  i  uug  des  Kortgau^^s  der 
StetfijijeM-häfte  bis  zur  definitiven  Annahme  (b-ei  Provisorien  be- 
Behlonsen  waren  (Gesetz  vom  24.  X.  1896,  vom  30. 1.  und  26.  II. 
^8^7).    Das  Bndgetgesets  enthSlt  keinerlei  Refonnen.    Die  von 
'^<"uner  eingebrachte  Steuervorlsge  betreflbnd  die  Einkommensteuer 
Selbstmnschfttzung  ist  abgdehnt  worden.    Damit  ist  allentings 
^  ^xage  noch  nicht  ans  der  Welt  geschafft  und  man  kann  an* 
Qehinon,  daSB  sie  in  absehbarer  Zeit  ihre  LOsimg  findoi  wird.  Die 
^«^rheit  m  der  Kammer  steht  der  iSnfflhrung  einer  eoldien  Steuer 
^igt   gegenUber,  aber  diese  Mehrheit  mOehte  an  Stelle  der 
^i^-ation  eine  Einschätzung  nach  der  ftusaeilidi  mftennbaren  Hoho 
Ri  rLkommeoe.  Hierbei  vürden  die  j^llete,  Diener,  Wagen  u.  dergl. 
^^'^  einigennassen  sichere  Grundlage  geben  und  den  Stouerz^em 
^\Iq  unangenehme  Notwpnditjkt'it  erH|)art  bleiben,  vor  den 
^^hAtzungskommissaren  ihre  materiellen  Verhältnisse  aiifirollen 
«0  «Füssen. 

rnterrichtswesen. 

im   voi-j.'iliri^^en  Hericht  erwähnt,  hat  iliis  (Jeset/  vom 
^Uli  X896  die  „UnivereitÄton"  im  eigentlichen  Sinne  dadureh 
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wieder  ins  Leben  gorufen,  «iass  es  den  ans  den  Fakultäten  einer 
Stadt  gebildeten  Körpoi-wchaften  jtiristische  Peimiiilichkeit  verlieh. 
Jede  Kukultiltskörperechaft  soll  fortan  den  Namen  Universität 
führen;  dei  Cn-neralrat  der  Fakultäten  soll  Tin  i  versitätsrat 
lieissen.  Zur  ErhOhunfr  des  Ansehens  dieser  Belujrde  sowohl  dem 
Lehrkilrper  als  der  Studentenschaft  gegenüber,  versah  man  sie  mit 
Qerichtsbarkeit  in  Btreitigra  und  DiBziplinamdien,  soweit  solche 
mit  dem  hfflieisii  Untenic^tsweeeo  in  Yerbindung  stehen;  encDioli 
bewilligte  man  der  nenen  juristitchen  Peraon  eigene  Qeldmittd  sar 
Bestraitnng  ihrer  Unkosten  bis  eu  einem  bestimmtsn  HfiGhstbetnige. 
ESgentUeh  hat  dss  Gesets,  wie  in  den  Debatten  wiederholt  heieme^ 
gehoben  wurde,  nur  den  faktiscdi  schon  ant  dem  Finanigesets  vom 
28.  Aprii  1893  beetehenden  Zustand  gesetilioh  sanhtioniert;  trote- 
dem  mussto  man  nun  wieder  die  alte  Oesettgebung  den  neuen 
Verh81tnis8en  anivafisen  und  so  entstanden  die  drei  Erlasse  vom 
21.,  22.  und  24.  Juü  1897  (J.  0.  vom  24.  und  25.  Juli  1897), 
welche  die  Zuaammwisetzimg  des  Universitätsrats,  seine  Verwaltongs- 
befugnisse,  sein  Budget,  seine  Oeriohtsbarkeit  und  das  bei  dieser 
KU  beobachtende  Verfahren  le^^eln. 

In  Frankreif'h  erfolgt  dio  Verleihung  der  akademis-elien  Würden 
(Bacealaui-eus.  Lieenx.iat,  Doktor)  dumh  (Umi  Staat;  die  Fakultiiten 
liaben  ItMÜglich  dem  lliUerriehtsniinister  ihit;  Vom-hläge  zu  unter- 
breiten. Thatsächlioh  werden  zwar  ihre  Vorschlflge  immer  an- 
genommen, doch  iiat  das  Verleihungwecht  immerlüu  die  Folge, 
dass  die  Prdfuugsb^timmuQgcn,  welche  der  Unterrichtsminister  ais 
erassmeister  der  ünirersitftt  erUsst,  bei  aUen  Eakultlten  dieselben 
änd.  Die  Fakoltiten  mOssen  eben  mit  dieser  Notwendigkat  rechnen 
und  ihren  Unterricht  flbmnU  nach  gleichen  Priniipien  fOr  die 
Examina  anrichten;  mn  unabhingiger,  ledtg^ch  den  jeweiligen 
örtlidien  Bedllrbussen  angepsaster  Untecraoht,  wie  er  im  Ausland 
existiert,  ist  so  gut  wie  au^jeschlossen.  Es  ist  begieiflich,  daea 
die  Studenten  keinen  besonderen  Bifer  entwidBeln,  Xdlegien  an 
hören,  die  ihnen  keine  praktiachen  Vorteile  gewähren.  Diesem 
Übelstande  hilft  der  Erlass  vom  25.  Januar  1897  ab.  Ei-  erteilt 
den  schön  wissenschaftlichen  Fakultäten  die  EcmAchtigung,  für  die 
Fächer,  welche  sie  lehren,  Stiidienzengnisse  auszustellen.  Der  Kreis 
der  Disziplinen,  fflr  die  Rnlche  Diplome  ausgegeU^n  werden,  wird 
Tom  Uuterriolitsminister  bestimmt.  Sie  geben  an  sich  kein  Anrecht 
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lof  FQhnmg  eines  akademiMhen  Titels,  sondern  beurlninden  nur 
den  Erwerb  gewisser  Kenntnisse;  aber  die  Erlangung  dreier  solcher 
Zengnisas  Teileiht  dine  weiteies  den  Ond  eines  „lioenciS  ös^scienoes". 

jBukI  in  Hand  mit  der  stetitrin  Auslirpitiin^  der  Wissen- 
aohaft  geht  in  alle»  Zweigen  geistigei-  Thätigkeit  ein  Drang  sur 
Spezialisiening.  Die  Notwendigki  it  «'iner  solchen  war  sdion  lange 
von  clca  philoeopliischen  Fakultäten  iscienecK  et  l.'ttres)  Imm  den 
Prüfungen  fOr  das  liölrere  Leliranil  lierücksuhlii;-!  woitleii.  Dun  li 
den  p]rlass  vom  24.  Juli  1807  wird  sie  aiirh  für  di«'  iiiri>ti<i  hf 
Pn'ifunf:  anerkannt;  nach  den  Hestinmiunfrt'ii  (l.'s>ellieM  werden  di<; 
Kandidaten  in  vier  Sektionen  geteilt.  \ind  /.war  für  Privat-  und 
Str&fi-echt.  öffentliches  Beeilt,  K*»elit8ge8cliielite  und  Yolkswirtwchalt. 

Heerwesen. 

Oesets  vom  4.  Hai  1897  (J.  0.  vom  4.  Mai  1897)  ent- 
Inhmd  Ändemngen  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1889  flher  die 
Bnbeniffing  zum  IGlitIrdienst  nnd  des  Gesetzes  vom  24.  Dezember 
1896  Ober  die  Aushebung  cor  Marine.  In  dem  genannten  Gesetz 
wden  die  Prinzipien  des  Gesetzes  Ober  die  Strafaussetzung  vom 
26.  Hlrs  1891  (der  sogen.  Lei  B6i-enger)  auf  die  Aushebung  fflr 
Heer  und  Bfarine  aoageddint.  Beabsichtigt  war  dabei  eine  Mildenmg 
der  Q^ensStse,  welche  zwischen  den  so  meiischli(di<-n  H*>stimin)ing*'i) 
des  Stiaiuissetziingsgefletzes  und  den  stn^niren  Vorsi  hriftcn  der 
lieiden  vorgenannten  Gesetze  bestanden.  Nach  der  lioi  Heronger 
<larf  der  Richter,  nachdem  er  die  Vcrni1eilini;r  ansgfSi>r»u;lien  hat. 
denjenigen  Delin<|nenten,  welche  ni«dit  vorliest  mit  sind  nnd  ihn»  mit 
ROcksiolit  auf  ilir  Vorleben  der  Wnidtliat  wnr<liL.'  n -ehi'incn,  finst- 
*eiiii;p  Aussetzung  <ler  StrafvollstriM-kunu  ^<'w;ilir.  ii.  .Maclit  der 
V.'nirtMilte  sich  dann  iiuierhalh  <ler  näriisteii  fünt  .laliri'  k«  iner  mit 
Gefäntnus  (Hier  schwereren  Stnifc  iMMlnditen  Uaiidluni:  sclinldig,  ho 
gilt  <lio  Vernrt.  ilnng  als  nicht  ei-folgt  und  auch  die  NebiMistrafen, 
sowie  die  Rechtsfolgen  der  Hauptstrafe  (Unfähigkeit  zur  Bekleidung 
TOB  Ämtern  u.  dergl.)  erlOsolien  von  selbst.  Nun  waren  nach  den 
Oesetawi  vom  16.  Jnli  1889  und  24.  Dezember  1896  alle  Rekruten, 
«abhe  entweder  wegen  Verbrechens  nach  Artikel  463  des  Code 
Pteal  (mUdemde  Umstlnde)  zu  GefSngnis  oder  wegen  Vergehens 
gsgsn  die  Sittlichkeit,  Diebstahl,  Unterschhigung.  Vortrauensmiss- 
Ineehs  il  e.  w.  su  Gefitaignis  von  mindestens  3  Monaten  veriurtoilt 
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waren,  in  befloodere  BtrabbtdlungMi  einznstcllon.  Die  Kiiag»-  nad 

Mnrirwiniii ister  hielten  «ifli  fflr  verpflichtet,  <Iip  s.'  B-X'-tirnmunp  auch 
gegen  diejenijjeu  in  Anwendung  zu  bringen,  welche  zwai'  in  der 
gnwniiten  Wtiae  vienirlttlt;  aber  durch  die  Loi  Bfireoger  dostweileii 
Btnfk«  geblMben  wann,  und  6m»  sogar  dann,  wenn  bei  der  ESn» 
Stellung  Ihre  Vcruileihing  ^schon  mehr  als  fflnf  Jahre  zurflcklag. 
Die  Idee,  dn^s  dov  Ii.^ingt  Bognmligte  vorlSnfip  von  all  n  Folgen 
seiner  Verurteilung  verschont  bleiben  sollte,  wurde  hierdurch  natOr- 
lidi  iUuBoriioh.  Nach  dem  neuen  Oeaets  loUen  nun  die  Geaetaw 
TOin  15.  Juli  1889  und  vom  24.  Deaembev  1896  anl  die  genannten 
Personen  keine  Anwendung  mehr  finden,  diefs^?  Pei-srvnen  also  fortan 
in  die  oi-dentiichen  Regimenter  eingestellt  \\<  nleii:  dfK>h  steht  ee 
im  Erme^i^en  der  MititAi-behOnle,  jene  Leute  iiu  Falle  grober  l'n- 
gehOrigkeiten  wlhreod  der  IKenstmit  in  die  Stnbbtdlungen  zu 
■ditckent  in  die  sie  diae  Erlaea  des  Gesetze»  eigentlich  gehört  bitten. 

Ocsptx  vom  17  Dezember  1R97  (J.  0.  vom  17.  Demnbfr 
1897).  Durch  diescB  Gesetz  wird  die  Errichtung  eines  neuen 
Armeekorps  angeordnet  und  zwar  auf  dem  Wege  der  Verdoppelung 
dea  6.  Armeekorpe,  deaaen  Bealand  aeiner  auaaenndentSelien  Be- 
deutung nicht  entsprach.  Ein  Eriasa  vom  9.  Februar  1898  entfallt 
die  Aaefahraogsbestinunnngen. 


Dan  Gebiet  der  Kolonie  Algerien  zerfällt  Beiner  Ven^aUluig 
nach  in  zwei  Arten:  1.  Kommandogebiet,  welcJie«  unter  Militär- 
verwaltung, 2.  Civilgebiet,  welches  unter  Civilverwaltung  steht; 
das  letstere  wiedernm  besteht  ana  Gemeinden  mit  Tollkommener 
SelbatTerwaltnng,  naob  dem  ICnster  der  fnuadaiadien,  und 

gemischten  Gemeinden  unter  T^eitimg  eines  Bczirkshanptmanns, 
Derselbe  hat  die  doppelte  i  )Miegenheit:  1.  unter  Knn'f  'l'i'  einer 
atia  Franzosen  und  Kingeborenen  bestehenden  Munizipal icummissioQ 
die  FinancgeaehflAe  der  Gemeinde  an  fOhien,  9.  die  AtufOhnmK 
der  Yerwaltnngsanordnungen  bei  den  Eingeborenen  au  aiohem.  Zn 
fli.-.«r>Tti  ZtsttVc  ist  f1fn  Beziiksliauiitli'Utr'n  in  pf"wissem  TTmfange 
Disziplinargewalt  iU>cr  die  Eingeborenen  gegeben:  sie  dürfen  gegen 
diese  auf  die  im  Code  Pönal  für  Übertretungen  vorgesehenen  Strafen 
erkennen  ^aft  von  1  bta  su  6  Tagen,  Qddstmfe  von  1 — 15  Vmikm), 


L  Algerien. 


Die  Geltungsdauer  (liej*es  anftnglirli  niif  siclx'ii  Jahre  erlas^non 
üesetjte«  ist  (Inreh  zwei  Gesetzo  vom  27.  .Iiiiü  1888  iin<l  vom 
25.  Juni  1890  bis  zum  25.  Juni  1897  ausRtMlohiit  wimleu.  ClK^r 
den  ietztei-eii  Termin  hinau8  wiinlo  si<'  tluifli  («es^etK  vom  1.0.  .Fnni 
1897  um  weitt»ro  sechs  Monat*-  vorlänKeil;  diesi's  Uoselz,  welche» 
lediglich  den  Status  quo  aufr«'(.lit  hielt,  war  rein  pi'ovisorischer 
XaUix  und  hatte  nur  ilen  Zwwk,  ••ine  «'ingehende  Dunhboratuiif; 
der  ^nzon  Organisation  zu  errnftglicthen.    Dii>  liauptgiuiidlago  der 
uf  sie  gerichteten  Angriffe  bildoto  das  l'rinzip  der  Trennung  der 
Gewalten  und  man  wie<lerholte  da«  schon  1888  und  1890  vor- 
gebrachte Bedenken,  «lass  unter  einer  .Furiwliktion  von  Vorwaltungs- 
tmnten  die  Unparteilichkeit  lii-r  H<>i  li1.>ipnege  leiden  köniio.  In- 
dexen konnte  man  eich  nicht  der  Einsieht   vers4.-hliessen ,  dass 
l?egenübcr  einem  auf  so  niedriger  Kiiltiirstufe  stehenden  Volke  die 
<^rtnigkeit  in  der  Ijage  sein  mfi^.s4',  iiii\'ri  Aiiontlnuiigen  unmittelbar 
Achtung  zu   vera-hafTen;   die   Verwultungsl-ehonle  zwingen,  jeile 
Tbertretung  ilirer  Verfügungen  erst  «leii  Gerichten  /.u  unt»'rlireiten, 
lüe«ee  ihr  Aneeheu  in  den  Augen  der  Eingeborenen  herabsetzen. 
So  eiind  denn  die  richterlichen  Bi-fugnisse  den  Verwaltiu)g>.beamten 
durch  Gesetz  vom  21.  Dezemlier  1897  auf  weitoiv  sieben  .lalire 
gelassen   worden;  nur  in  einigen  I'unkteii  hat  man  ilio  frühere 
Ocbetzgebung  geändert,  um  die  Eiiigel>t)renen  in  ihn^n  K<fhten  zu 
!«chüt^'n  und  sie  vor  Willkür  zu  bewahren.    Hierher  gehört  die 
Bestimmung,   nach  der  gegen  alle  Entscheidungen  der  Bezirki*- 
hauptleute  die  Berufung  l»ei  «len  ihnen  fiVorgoonlneten  Präfekten 
oJer  l'nterpräfekten  zulässig  ist. 

Bei  der  I^ung  der  Land  frage  war  <lic  wesentliche  that- 
sifhlicbe  wie  rechtliche  Ver8chic<lenheit  iles  algerischen  Onmd- 
besitze«  von  dem  franz/isischen  zu  berflcksichtigen.  Hervorzniieljen 
ist  liier  vor  allem  die  auf  dem  Kontinent  unbekannte  l'nlerscheidimg 
i*is<  hen  Privateigentum  (Melk)  iiml  Ue.'s'imteigentum  (Arch),  welches 
letztere  etwa  dem  Nutzungsrecht  ent.^|)rielit,  da.s  die  frauz(jeischeii 
Bauern  an  den  sogen.  OemeindogütiTn  halieii.  Tbrigens  liegt  auch 
'las  Privateigentum  (Melk)  selten  in  »liner  Hand;  es  kommt  go- 
wöhnlich  als  Miteigentum  einer  groswn  Zahl  vi  in  Pei>onen  voi 
(Tribu8,  Douarx). 

Die  Ge*ietxe  vom  26.  Juli  1S73  und  28.  April  1887  entbielti  n 
einigt'  Bestimmimgen,  welche  den  Zwwk  hittten,  die  algerischen 
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(IriindJi'-sitzvf rhilltnisse  den  franzflsisflion  anztiitnp.^fii  uiiil  ilas  Kicrf^n- 
tiinisri^ciit  siclier/UKtellen,  da  die  in  dieser  lk>£iehiing  dunh  tln> 
mangelnde  Publizität  de«  EigcntuiuüflborgangH  entstandene  Unsicher- 
heit dea  AttÜKhwitng  der  Kolonie  ernstlich  geHÜudet».  Desluüb 
sfilite  erstens  da-  Eitri  ntum  unanfechtbar  h^in  in  den  Händen  einet« 
j«?»len,  der  st>iiic:i  Titel  vnn  ili-r  YerwaltitntrstK^li'pli'  i-rlialtcii  hatt«;. 
Die  Erlan^ing  dieses  Titt^ls  war  einigen  ülfcntlidiea  Fünnalitilt»»ii 
unterworfen,  durch  welche  denjenigen,  weidk»  Reobte  «d  den  fng' 
liohea  GrondMtOeken  ni  haben  behaupten,  Oetegraheit  gegeben 
wurde,  mit  ihnm  AnKprilchen  henorzutreten.  Zw4Mtens  w)Hte  des  eo 
erlangte  Qrundpitri  ntum  «It^in  franzusiM  hci)  Recht  unterworfen  wein. 

In  der  Pmxis  zei^^e  Bu^h  balil  die  Uuziilftogliulikeit  di&t«8 
STstems.  Die  «Ugemmiie  DwdiflUiraiig  ctor  BjgentiwwleeWelliiBgep 
TerwUang  enomie  Suminen;  und  der  Zwedt  wurde  entweder  gar- 
nicht  «vier  nur  auf  Kosten  groMter  Gefahren  erreicht. 

Oi*'  l^)wirksinikeit  der  franzen  .Mu.<.snahme  offenliartc  sieh  an 
dem  Tage,  an  welchem  der  KastiatiüUähuf  durch  einen  in  Ut^n 
Annalen  der  algerisohen  WirlscheftmeKbieht»  unauadOMhlidien 
Baaelilme  erkUrte,  den  die  Verleihung  den  TilelB  duvoh  die  Yer^ 
wal1iiiifr>'»«höiti('  da«  Onindeigentum  z'war  von  allen  darauf  liafttin- 
den  Healrei'hten  dT  Ei  n  tr'^  ttore n e ti  tiefroie,  nicht  al>er  von 
deujeuigou,  welche  Franzosen  ilarauf  erlangt  liatteu.  So  war  Uer 
gnrae  Aufwand  nm  Kosten  und  Mflhen  nutihM  verthao. 

Andeieneits  hatte  die  Unterwerfnag  den  algerischen  Grund- 
lie#iitzAs  unter  franzr>giwhes  Ref:ht  zur  Folge,  dass  der  Aitik"!  815 
det«  (Jo<le  civil,  welcher  Miteigentümern  jedeizeit  erlatdtt,  auf  Teilung? 
anzutragen,  nun  auch  fflr  Algerien  anwendbar  wurde.  In  eiueiu 
liuide,  in  welohem  das  gemMnaithaftUche  ESgentum  groaaer  Peraonen- 
geBumtheiteii  die  Regel  bildet,  musste  diese  Bestimmung  notwendigefw 
weiHe  eitie  rn'/cnhl  von  Teilungen  muh  doh  aiehea,  deren  Kesten 
im  Land  zu  ruinieren  drohten. 

Diesen  unhalthaien  Zuatlnden  macht  das  Oeaeti  vom  18.  Bebniar 
1897  (J.  0.  ?0D  18.  Februar  1897)  ein  Ends.  Zunächst  hebt  es 
die  beiden  vorgenannten  Gesetze  insoweit  auf,  als  durch  dieselben 
zum  Erweili  voti  Onin'lriiientuiii  der  Besitz  eines  Titels^  fnr  obli- 
gatorisch ericläi-t  war.  In  Zukuntt  soll  die  ErUngiing  eines  solchen 
dem  Enn«Hen  der  Parteien  Aberkasen  Ueiben.  Bs  steht  ihnen 
ti«,  ob  sie  sieh  einen  Titel  ausfertigen  laanon  wollen  oder  niebt; 
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iliejoni^'i'ii  aber,  wolili.-  <]]<■  Ki>>t-'ii  hi.tzn  oiiiinal  aiificewi'ixli't 
hab&u,  genicsttcn  vollkommene  l'naiifet-litUukcit  ihres  Kip-uliiiiis. 
«ktt  die  Verleihung  des  Titel»  befreit  das  OnindstOck  von  allen 
BMlredrten  und  eomrtigen  Beechrilnknngen,  mfigen  sie  auf  üer 
•Igeriwlien  (T.'s«>tzgehnn«:  oder  fninz/jsix  ln  ii  Tilidin  ImtiiIhmi.  Wenn 
endlicli  ein  .Miteip'utiliner  ii\if  rminil  dfs  Arlikcls  Sir>  Ans- 
eiuanUetbetzung  beantragt,  ho  duil  £ur  Vei>>teigerun^  t>eillL•^  Anteils 
nr  da  gMohiittHi  «eRl«n,  wo  die  natürliche  TeUung:  beanndere 
BAwiflrigkflitea  bielat  Inner  haben  die  beklagten  Miteigontflmer, 
in  i  h rer  Geeamthät  wie  eitiZ4>ln,  «las  Rn  lit.  'I<mi  Aiif»'il  iJes  Teiluiiir— 
kligors  zu  einem  irerichtlidi  fe.it/iisotzen<lon  l'reise  zu  kaufen:  so 
kfionen  sie  aus  ihrer  (ienieiuscliuft  diejenigen  ülie<ier  aiiüxtüBiien, 
velohe  mit  jahrinmdertalten  Überlieferungen  brechen  wollen. 

II.  M  n'l  a  t:  II  s  k  a  r. 
Dui-ch  Gesetz  vom  f).  April  iH'.tT  (.1.  < ».  von»  ö.  April  1«;»7) 
ilt  bohufs  I^kung  einer  Itib'J  autgenuinnieneii  !<ech!«|irnzeiitigen 
Anleihe  die  bdiekii  von  60000  Obligationen  zu  500  Franken 
^»'^chloseen  worden.  Da  die  französische  Regierung  die  neue  An- 
leihe garantieit  hat,  wenicn  <li('  LaMon  ili>'^iiiiil  vi.-l  corincri'r  sein: 
etvaige  Clierschfissc  der  hierfür  in  den  Etat  gesetzten  Summen  .sollen 
Ar  (ifEsntliohe  Arbeiten  verwendet  werden. 


Ergänzungen 
Hl  der  Übersicht  über  die  Geaetzgebnng. 

Retaent:  IL  Hagnol,  Advokat,  Toulouse. 
ÜbereetJit  von 

Jk.  jur.  et  phil.  Bnat  BoaeateM,  Katnintnsenthtxroferendar,  Berlin. 


17.  Angut  1897  betr.  die  Abänderung  des 
Art  49  Cod«  oiTil.  (Jonra.  Off.  vom  32.  Angiwt  1897.  S.  4831.) 

R«  bezweckt,  den  Inhalt  il«r  Personenstands- Riiristir  nuhr 
wie  bisher  mit  den  thataftchlichea  VcrbäUiiisBen  in  Einklang  zu 
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einer  jeden  Gemeinde,  das  xweite  auf  der  GerifhtsBclireiberei  des 
Landgerichts  verwahrt  wird  —  mQssen  hAu%  Abäudwungea  uod 
ZuBltMii  uDtttiOfM  w^edeo;  so  wenn  sidi  an  Irrtwa  eiitfMcJüiehen 
odar  noh  der  PerBooeaataad  das  Bdti«fl!and«n  TeiAnd«rt  bat  Dt« 
ZusAtze  erfolgen  durch  Bemerkungen  am  Rande  der  Urkunde.  Der 
bisherig«'  Art,  49  Coiie  civil  flh*»r)ipf<s  rlon  Partfien  die  Sorj^e, 
derlei  Andcnuigen  voroehmeo  zu  lassen.  Die  Praxis  zeigte  jed<»ch, 
wie  eebr  diese  Pfliobt  ygmaohttagigt  wurde,  eodaaa  die  Reiter 
bftuflg  nicbt  mehr  mit  den  Thataacben  im  Einklang  standen. 

Das  neii«?  Ges^etz  liat  daher  den  Grundsatz  aufpo-tcllt ,  dagt« 
die  verschiedenen  Rintragrmgen  dun-h  die  StandeslKamtan  und  die 
Gehcht^schreiber,  ein  Jeder  fQr  »ein  Kegister,  vuu  Aintawcgeu, 
nster  Aufaibht  der  EMail  Staattaawllte,  ta  erMgeD  haben. 

Folgende  Eintragungen  baben  nnnmebr  Yen  Antowegen  sa 

gesohehpn : 

Am  Rtinde  der  Oeburtsiukutule:  «lie  Aneriieniunig  und  iit^iig- 
nilog  der  Vaterechaftt  die  Legitimation,  die  Annahme  an  Kindeestatt. 
die  Eheeddieeanng  (ÄrL  62,  101,  83S»,  36»,  76  Code  dvil). 

Am  Ramie  der  Hdnlanrkuttde:  das  £head}eidniig»-Erii«inn1iiia 

(Art.  251  Code  civU). 

Bei  AUUidening  des  Xuhalta  einer  Urkunde  hat  die  Erwäiinuug 
des  die  Beriditigung  auaspuochenden  ErkennlniaMS  am  Bande  der 
bericbtiglan  Urkunde  su  erfolgen. 

Die  wichtigste  Neuerung  int  dii-  EinfQhning  des  Heiratsver- 
morkes  auf  der  Oeburtsurkiind*  .  Rio  fresfattet,  diM-  Doppelehe  vot^ 
zubüugen  und  die  Gültigkeit  der  Vertiüge  zu  siuheru. 

Die  Bigamie  wird  vermieden,  da  der  Standeabeamte  untar  den 
Papieren,  welche  er  vor  einer  Trauung  mnxufordeni  bat,  audi  die 
Geburtsurkunde  crhAlt;  auf  ihr  wii-d  sich  der  von  Amtswep-n  »»in- 
gotragene  Heirafiivorm<^rfr  befinden.  Sache  de«  Interessierteu  wird 
es  sein,  dio  Scheidung  zu  beweisen. 

Daneben  aber  aicbert  daa  nene  Verfaliren  die  (Mltigfcelt  der 
VectrSLTi-:  Will  man  mit  einer  Viwa  kontiahiereD .  so  ist  es  von 
grosser  \Viebtii:k>  it .  Kt  nntiiis  diivon  zu  liaben,  ob  sie  verheinitet 
ist.  in  diesem  Kalle  ist  sie  im  l'iinzip  gesehäftsunAliig;  uusoahins- 
weiae  aber  kann  diese  Geschäftttunfähigkeit  dtu-ch  den  Ehevcrtiug 
(Oatergemeinacbalt,  OtttartrennuBg,  Dotalayatam)  gemilderfc  oder 
vewtiritt  sein.   Nim  edirdbt  daa  Oeeetz  vom  10.  Jnfi  1860  den 
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St/incieeboamten  v^r,  Aufnaliiii>'  ili'i  H'^ii-ttsurkumlf  ili.'  Vei-iobteo 
xa   befragen,  oh       <'iii«mj  Eiievcrtrai;  üvm  itlnii,-,eii  halnju. 

Durch  die  Cebsuu^tirlninde  der  Fmit  erf&bii  mui  alao,  ob  sie 
mrheintet,  durdi  die  Heiratsnrkiuide,  ob  ein  Ehevertng  Reschloosen 
worden  ist;  wer  vorsichtig  ist,  iirinl  vor  dem  Kontrahieren  Eintiicht 
ID   die  Rpfristfr  V'  "l:irip-ii. 

Ht'ill  man  uut  einem  Manne  kotitraiuoreii ,  wird  allenling!? 
v»H±  Mne  QwohUftfifBhi^dt  roa  seinem  Verheiratetfieiu  abhftngen; 
in  Eimern  Falle  aind  seine  OOter  jedoch  mit  einem  geeetxlichen 
Pfaii<3rwht  lielaßt.  t .  wi  li  iios:  bisher  vi^ili«.m(  ii  Mii  l  .  da  eine  Ein- 
tiag^ling  nii'lit  vo!  _-'srliiii'l'.ii:  nmiTnchr  ist  liun-li         m.U''  *r<>sglÄ 

Up   dieses  i'faiidiv'  ht  täiuö  ge\^ibjxj  l'ul/lwiUit  gu^cluilloa  woidcii. 

Oewtt  vom  29.  M&rz  1897  den  Staatshauühalt  botreffend. 
(lount  OK  vom  30.  IDlrz  1897.) 

Das  Flnatugeaetx  euthAlt  in  dieson  Jahre  zwei  Btrafrechtliche 

ß^^tätBrniuigien : 

Jlrtikel  19  goötaü»!)  ilem  ütikiiti.'  «In;  Kra.gu  unih  tkiu  Vyi-- 
^MgOtt  mildanMler  Umstilude  bei  Aburteilung  von  Steuerdelikten, 
■Kfeli.  bei  JEonlialEaüonen.  Der  fmnzSKisc-hu  JuriHprudenz  h-.iUc  <]]<■ 
*eR-OTi  S!trtu'n'er;,'i'hoii  eikaimten  « l<.-!(lstnil"ii  rlin-  uls  ziviU 

'''ftser»  StrafBU  violiiiylir  slrufiicluljcina  Gepräge  auf.  Die  An- 
^Bndtinf  der  nVildemden  UiD8tftn<lc"  ist  jedoch  liier  ni(;ht  die 

"'►liolie.  Im  AiJtzorih'iiicii  k:uin  i|.r  l\icht<>r  mil'Krii'l«-  l  instiinJe, 
*^'t>i*t  bei  Bflckfitll.  v..i  lioL'''tiil  ,iii<'fk.'iiri.Mi,  :t'u-h  l.o.larf  du\-<' 
^ ^»CilieidunR  keiiu'i  Hvl'I  Mtulun;;.  Ihv-,  neue  üobeU  da^jegc»  iiiüöt 
^  ^x-age  nach  mUdeinden  üiiiütAnilen  nui  im  Falle  des  bona  ftdes 
(ies  ^^upaehuldigten  und  nur  zu,  wenn  seit  dem  lotsten  Stetier- 
^«lik^t^  mindostens  :(  Jaliro  verfloascn  sind;  Begillndnng  der  Eni- 
^''^icluiiL'  ist  erf'.ni.TÜi-li. 

-An  Stelle  der  Einziehung  kunn  dm  Voi  uritiiliitig  /.m  /^ihliaig 
^eldaamme  treten,  welche  jedoch  mindestens  den  Betrog  der 
^^dieclan  Stenern  erreichen  miwü. 
l3io  zweite  Voist  lnift  ( Aii.  .')7i   veiündert  di'  bc-stchendeii 
»»Inningen  b('/.iif:lii-li  il.  i  stfjifv.'i inlL;uiip  'iml  ilor  |{i'\vcisrf^.'!ii 
^    ^CiUvergohen  unJ  ZoUiUjeitiüUtng«.'».     Ikif   bislieiigv  Vt'italnui. 

^'^'^     due  mit  Ausnalinie  einiger  Auenalimefälle,  in  welchen  die 
e  llonate  Ws  3  Jahre  Oeflliigni«  betrug,  die  Vcruiteilunj; 
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mir  auf  Giniid  eines  PnitaliollK  üliri-  die  HeschLigualiin.'  der  ge- 
jinschten  (iOtar  statthaft  war.  Von  nun  an  beüarf  e«  nicht  dieser 
Cberfabrungsinittei,  jede  Art  des  BeweiMs  genügt  sor  VemrteUung 
dee  Ajig«echuldigteD.  Dwt  Delikt  verjlhit  in  3  JUtran, 

CtoMtt  Tom  8.  DeMmber  1897  Aber  <S»  YornDt«rsac1iiiog 
bei  Verbrechen  und  YergeheoJ) 


■)  Üie668  Gesetz  hat  io  deo  Knbeo  der  JarMm,  zumal  unter  d«ii 
aa  demMlben  betonden  inteiMMortcn  UDtereucfaungsrichtem  und  Anwälten, 
eiiM  nieht  geringe  Aufregong  Tenu«acht.  Das  Gesetz  ist  das  Überbl«tbwl 
«iBes  Diehrsre  hundert  Artilcel  amfassenden  Oefietzwivorm>hlago8,  der  wit 
mehr  als  20  Jnhron  dio  g«<>uetzgob«ndan  Körpentchoftea  in  Frankreich  be- 
Bübäftigt  hatt«  and  nooh  banoldftigt  Di«  Fanäng  ttart  My"i»''f  m  wünaohen 
übrig:  adcb  der  Ihhatt  d«*  Oocatze»  nidit,  aatliM  ti«l  Mig«d«luitMter 
Interpretation,  nicht  aus,  »elhut  grundlegende  Fragen  zu  beantworten.  Es 
aiod  daher  aofaon  KoiiektiueB  notwendig  gewotdeo;  ao  hat  der  Jmitiiminitter 
am  2.  Defember  1896  der  De|»tiertflnkimm0r  etneti  Etatwurf  sweoka  Ab> 
ändorung  dos  §  2  des  Oesetzcs  vimi  s  Dezcmlier  1897  >*orgelcgt,  welcher 
die  Dorcbföhning  der  Voncbrilt  des  §  2  in  den  kleinen  OefiUigniaaen  etat 
emtglioben  aoD.  Zar  EneMrang  einer  maaigebendea  btuptetation  der 
wichtigsten  Stellen  bat  die  übeians  verdiente  „Sociötv  Generale  dee  Prisons^' 
in  Fant,  welche  die  bedeatendaten  Jafiatan  Fxankraiohs  (Theoretiker, 
IßnisteiUbeaaite,  Staataanwilte,  Riehter,  Advokaten)  als  Mitglieder  Ter* 
einigt  und  deren  Verbandlungeti  un<l  Betichlüsi»«  an  massgebeudor  Stelle 
gebührend  gewürdigt  werden,  in  ihrem  Sofaooase  eine  grosse  fieihe  von 
grundlcgeoden  nngan  anfgestellt,  mdobe  der  Beentwoitnng  barren  und 
allm&li^'  ihra  Erledigung  finden;  ich  nenne  uur  diu  Fragt«,  ob  die  Staats- 
anwaltschaft jetzt,  wo  der  Verteidigar  vom  Beginne  der  Untevmohuog  an 
zagaiiog«tt  «erdea  tnom,  treieo  Zutarftt  an  dem  Zimmer  den  UDtenoehuige* 
liobiers  verliinf^t'n  kann. 

Diese  überaus  interessanten  Verhandlungen,  an  dMen  sieh  die  Beamten, 
AnwUte  eto.  ans  der  Profina  mit  sohriftUohen  Beriobten  Aber  ihm  Brfshr- 
ungen  und  Ansichten  Lotciligfin.  iTschcinoii  im  Wui  tljiut  in  der  seit  22  Jahren 
monatlich  ersoheinonden  Revue  Penitentiaire,  Paris  (Marcihal  &  Billanl). 

Sanatlge  Llteretnr  bei:  Leloir:  (Ma  dlnatmotii»  CrintiBalte,  Pute 
{Fedon<>)  1898,  Seite  861  nud  06  Seiten  Oomnenter  vor  Beile  1. 


Blltter  ftr  OeflngDieknede,  Bd.  81  (1897),  &  381  (Baeenfald}. 
Mitteilungen  der  Int  Krim.  Vereinig.,  Bl  vn,  Helt2  (188Q 

ti.  15Ü  (OardeU). 

Bevae  Critiqve  de  LigieUtlon,  Pkris  (Ootillon),  Bl  XXTH, 

1888.  No.  11,  S.  505  (Kahn\ 

Zirkulär  des  Justizministers  (Hilliard)  vom  10.  Dezember  1897. 


Femer: 


Dr.  Beaenteld. 
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Venrattunga«  und  HUItfmeht 

OwetK  vom  21.  Juli  1807  betr.  die  direkten  Steuer», 
(bum.  Off.  vom  23.  Jidi  1897.  S.  419! ) 

Erta-«c>  vom  4.  .lüinuii.  .luni,  IM;.  NiArnil.fr-  I^^^•7  \i<-U\  i\\<' 
Ce  II  t  ralorgnn  is.'it  ioti  lier  M  i  n  i 1  r  ri-j  ii  für  l-a  n  il  w  ;  rt  .^i'liaf  t , 
Handel  und  Unterricht.    (Jouin.  Cm.  S.  40G,  3270,  6803.) 

GwBts  TOm  24.  Mira  1897,  It&tr.  AiAndennig  des  Art  4, 
tooota  Tom  15.  Juli  1889  Ober  dl«  Heisres  reit  rutioning. 

Vorkelirs-  uutt  JntliHtrien'clil. 
Cicsctz  vom  2ii.  iliiiz  16U7  Uu.  Uk:  \W  gM;iiiaiikeii  au 
den   SlMbabnlinion.   (Journ.  Off.  vom  31.  Hürz  1897,  8.  1932.) 
Der  Hinifliter  der  OffeDtliehien  Arbeiten  wird  ermAchti^,  aü 

Stellen,  wo  der  sehwacho  Verltelir.  ><^i  t  s  auf  li'-n  Schienen, 
et>i  auf  den  rii.>ii»(i'>n  .  -  s  t;<-sf.iltet .  dif  \  i  H;ii-(i7  icn 

JU   entfpiwn:  «o  }i'i(Tt  man  ;uif  fin»'  Ki>imriiis  \i.in  i.iim.uiHi  Knmkr'H. 

liesetz  vom  (i.  A^iü  isiJ?  l«fc!U-.  duu  Vtuk.^ln  mit  Wo  in, 
^■^tehaltigeD  und  wnflhnlicbon  Oeti-ftnken.  {Joum.  Off.  yom  7.  April 
W»7,  &  2053.) 

Diest>{<  OeB4?lz.  w.'li-]ie>  di--  l'nt- idnifkuiii:  <ici'  Kmisi w.ine 
ttezvN-f ».4r.J(t^  hat  dieses  Zjfl  vwai  iiiclil  dun'li  diis  VovK'it  'l<-^i  lloi- 
^t^Uung  von  wt'iiiilliniiihiii  (li'tianköu,  abei-  diuvli  die  l<t?^u^ido^•ef 
Wfc.«    Besteuerung  die^ti  Kull^tp^o4nkte  en«ichL 

OewiK  vom  7.  April  1897  betr.  die  Besteuerung  des  Zuckers. 
Oft  ynm  8.  April  1897,  8.  2077.) 

Oesetz  vom   !>'>.  A[in!    iHitT    in'lr.  d.n  V.ikidir  mit  Ei-vit/- 
""'*^ln  für  Butter  (Margarine).   (Joum.  Uff.  vom  17.  April  1897. 

Xa  Frankreich  emd  be^oudei^e  luap^-ktMOtellua  ge^clMÜtiii  woideii, 
AoffflluruDg  der  Oesetxesvorachriften  su  Qberwauheit. 

von  17.  Juli  1897  betr.  die  Fc^toetzung  der  Ver- 
'*"^^»*ige-GebOhr«ij  fflr  Postpackete  innerhalb  FRUikreiehB.  (J.  O- 

1-8.  Juli  isftT,  s.  4(>t;:i.i 

^^^i«8etz  vom   17.  Novciulirr  ls!>T  Ijftr.  dio  ViTliimrcnm^  iles 
Jer  Bttßi^u«  de  Fnun.«.   (J.  O.  vuiu  17.  lXii,vmU^i  IbUT. 
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Geseüt  vom  10.  Dezember  1897  (J.  0.  vom  17.  Dezember  1897, 
S.  7071)  betr.  die  He»ibfiet2ung  der  Steuer  auf  deuaturierteu 
Spiritus. 

OoBBti  vom  29.  Deienber  1897  (J.  0.  vom  31.  Doemb«  1897, 
8w  7415)  betr.  die  AbflduüRing  der  OrtiBteuers  auf  Oelrinke 
(Wein,  ÄpfelwdD,  lDiieinlvMMr)>  wekdw  der  Ctotundheit  f9rd«r- 

lich  siiut. 

Dieses  Gesetz  b<'r-tiiiuiit  u.  A.  eine  Maximalhohe  der  Urtasteiier 
auf  die  sogenannten  hygieiiisc;hen  Oetiünke;  die  Qemcindeu  dQrfcn 
ab  Entgalt  die  Steuer  auf  AloohoUoa,  Motormgen»  Hunde.  RHard  ete. 
erhtßlen. 

Kolonialredit 

Für  rtmtliolie  KolomiMii:  Erlaaae  vom  7.  Febniar  (betr.  die 
NatuiaUflatioii},  9.  April  (Ehesoblieasuiig),  16.  Hai  (BlnainvieMii), 

17.  Antust  (Oej«t»  vom  30.  November  1899)i.  18.  DezemJier  (V»?r- 
läiigeniug  des  Privilega  der  Kolonialbaakea),  31.  llarz  (See-Sanitftta- 

polizei). 

¥ür  Hutlagaskar :  Erlase  vom  8.  Januar  (Unanswesen),  16.  Apiil 
(Zolle),  16.  Juli  (Grundeigentum),  80.  Juli  (BßnenveMn). 

FOr  Algier:  Eilasa  vom  88.  Januar  fKmuuweaen) ,  3.  Urs 

(Spirituosen-Ilertstelluiig),  14.  Juni  (Disziplinargewalt  der  Oemeiiido- 
vprw;ilt<M-.  0.  Tiili  fPrivilegsverlängenmg  der  Banqiie  d'Alg6rie), 
12.  UktuUir  (dei^liin|»ierte  GegenKtSnde). 

i'flr  Cochiuchina:  Erlaus  vom  26.  April  1H97  (Sparkassen). 

FOr  VhuisOa.  Congo:  Edass  vom  38.  September  1897  tlber 
die  Reofganiaation. 

Völkerrecht. 

Uetietz  vom  15.  April  iiud  Erlai^s  vom  29.  September  1897 
(J.  0.  vem  18.  Aprfl,  &  2289  und  5855)  betr.  die  Zuaatiakte 
und  Abänderung  der  Beruer  Konvention  (Iber  den  Schutz  d«« 
des  Urheberrechte  an  Schriftwerkeo und  Werkender  bildendeD 

KQuste. 

QeseU  vom  28.  Jiuü  18U7  ^J.  O.  vom  29.  Juni,  &  3621) 
betr.  die  von  den  Inteniatioiialen  TelegraphenoooliereaieD  an 
Budapeat  und.  St  Fetnsbnig  faatgeiiBlatBn  Tarifs. 
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Oesetz  vom  28.  Jnni  1897  (J.  0.  S.  3652):  Vf-rküriilimi;  dar 
Te  1  e  ijr  ap  h  en- rnnventionen  z\viH<-li.>ii  Fninkrcifh  und  B«'lf?iei», 
Uolland,  Luxembui;^,  Deiitficiüand,  der  Schweiz  und  Riisülaud. 

IßAuB  Tim  17.  kagaA  1897  (J.  0.  S.  481&):  AmwIÜMMNmg 
Razilaniflllui  an  die  la  MontBvideo  iwtechen  Bolivio,  Chile,  Bneilien, 
Pa.rai5-iiay,  Peni  und  Uruguay  g:eschlo8sene  Convention  zum  Sclmtze 
liea  1  itterari.sc-hen  und  kflustleritscliom  Urhoherrechts.  (Ähnlich 
Bit    Costarica  im  Erlass  vom  17.  August  1897,  S.  4768  und  mit 

vom  11.  Norambw  1897  (J.  0.  8.  6419). 
8.  September  1897  (J.  0.  S.  5103):  Con^entkiD 
iwi sollen  Frankreich  nml  Belgien  hotr.  <\\o  Regelang  de«  Spar- 
iiaa  »  «II  Wesens  zwischen  den  lieiden  Staaten. 

<3t!äetz  vom  4.  Dezember  1897  (J.  0.  S.  6855):  Uandelsvcr- 
aviaolien  Ftankielieib  und  Btüguien. 

Oesetz  vom  18.  Deiember  1897  (J.  0.  S.  715.5)  betr.  Ver- 
kilncl  ijriing  (1,  r  MfinKOonvention  vom  29.  Oktolx»!-  1R97  zwischen 
Frmxlcreicb,  Belgien,  Oriecbenland,  Italien  und  der  Sdiweiz. 


b)  Literatur.') 

Referent:  J.  Briasand,  Professor  der  Hechte,  Toulouse. 
ClwiMtat  von  Befarendar  Dr.  Knurt  Beeenjeld,  BeiÜB. 


BflicerilohM  Aecht  HandetsrediL 

Repcrtnrien: 
1.  Paadectes  frauQuaea.    Bd.  20—23. 
S.  Röpertoite  gänfinl  dn  drait  ftauQais,  herausgegeben  toq 
^^t^eratier  (bei  Unwe). 

3.  Repertoire  de  Dalloz.    Supplement,  Bd.  19. 

4.  Dictionnaire  du  droit  ooimnenail.  WOrterbnoli  den  Handele» 
wetit^  von  ßubea  de  Ck>uder. 

Bflrgerlichos  Recht: 
1.  r'oiin;  de  droit  civil  franv«is,  Kiirsna  dea  ftanzöaiwjben  Civil- 
von  Aubiy  und  Rau.   Bd.  1  und  11. 

Eine  Zusaninu'Tisfi'üiitij;  iler  hiiT  nicht  gpnanutra  ArlMjiten  findet 
>ca  Journal  general  de  rimprimeric  et  de  la  librairie,  Bibliografihie  de 
1897. 


>  ■  >    :  •■ 
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2.  Oommentaire  du  Code  dvil,  von  Hin-:  Hii.  X  (Kauf  und  Miete). 

3.  Trait»'»  de  droit  civil  von  BawJry-ljacantijierio. 

4.  Ti-aitu  dfs  Privil^es  et  Uypothüqucs  von  Deuiolombe,  fort> 
gesetst  ▼Olk  Quilloiuird.   2.  Ajofloge. 

5.  Trait'-  du  Contnit  de  inariftg»,  d«r  Ebev«rti«g,  von  Chtilknaitl, 
3.  Anflago  (hei  Fed€ii»»lAariel). 


1.  Dw  Hsndelflnclit,  ▼od  Lyon,  Omd  nnd  Benanlt  (bd  FSdion). 

Bd.  VII  (Konkurs). 

2.  Die  Handelsgesellschaften:  a)  von  Hoiipin  (bei  Larom);  b)  tod 
Vavasseiir,  ö.  Äuflago  (bei  MaivUal  ic  liiilaiil). 

ICimographieen  Ober  BQigeiUehee  und  BuiManditt 
L  KomnealMe: 

1.  Campistron.  das  Gosetz  vom  25.  Mflrx  1896  betr.  das 
Erbrecht  dor  iinohHichon  Kinder  (tiei  Rousseau). 

2.  Meli  et,  da»  Gesetz  voiu  30.  Nuveiuber  1894  betr.  die 
billigen  Wohnungen  (bei  Larow). 

3.  Pahon,  das  Qeeeb  vom  81.  lOn  1896  betr.  die  Oaat- 
wirte  (bei  Ij:u-o';c). 

4.  I'inehon  et  Üoiirvil,  da.»*  Oosetz  vom  C.  Februar  1897 
betr.  die  küudbare  Doniänenpacltt  (bei  Morlaix,  Chevalier). 

IL  Dektor-Theaen:  Die  meisten  «nd  in  den  Jalueeberiohten 
der  einzelnen  Falcidtiten  erirtimt. 

in.  Besondere  genannt  r.n  worden  venli>Mit   !■     \iHeit  von: 

1.  Lefort,  Traite  du  Coutrat  d'assnrauce  »lu  la  vie,  der 
liriieDBTeiaiaharQDgnTeirtng  (bei  Fontemoing). 

Von  pnUadien  Arbeiten  nnd  sa  nennen: 

3.  Coulon,  Oivoix«  et  Separation  de  ooipi,  Eheeoheidung  und 
Ehetrennung  (bei  Man-hal  &  Hilhuil). 

3.  Cou tarier,  Code  des  locations,  das  Mietsreeht  (bei  Chevalier, 

4.  Deir^nois,  TnitA  des  aoeUft  et  de  llnventaire,  das  Sagein 

des  Nachlasses  imd  das  Inventar  (bei  Outhanin-Chalandre). 

5.  Afttruc,  le  droit  privi'-  du  theatre  (hei  Stock). 

Die  Sammlung  der  Übersetzung  fremder  GesetxbQcher  (Uenius- 
geber:  Pedone-Lauriel)  iat  bereichert  worden  um:  das  Italieniaehe 
Blirgerlielie  Qenetibuoh  flbenetst  von  Pradbemme  und  da» 


Handelsreokt: 
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BClrpprlichp  Gf^sptzhtK-h  von  Voneziieln,  ebenso  wie  die 
Civilgesetze  Brasilien«,  leUteie  beide  Qbersetxt  von  de  k 

Civilprocess: 

Oarionnet,  HMidbudi  des  CtTilpiDMeMs  (Tnitö). 
CAaar  Bro,  Ia  «üsie-anAt  des  «d»ree,  die  PÜndong  der 
flelULLIer  (bei  VnitoiiMing). 


AndbOolier:  von  Oarraud  (bei  Luroee),  Laborde  (bei 
ItoiASBcau)  und  Nornand  (bei  Fiohon). 

Ilouographieen : 

1.  Olinr.  T)f}  la  condition  <lu  minotir  doTont  la  ioi  p^fialei 
Jogotidliches  uuil  Strafgoaotz  (bei  Ruuäseau). 

3.  Die  Refonn  der  üataiendittDgsliaft,  Kommentar  mm  Geaelw 
8.  Denmber  1B97  ^  Roaeaean). 

Verwaltungarecht 

1.  Ducrocq,  Cours  de  droit  administratif  et  de  l%ialatiaii 
"■■A«»«]^  avee.introduclion  d«  droit  oonatitutiomiel  et  prindpea  de 
^i't   public.   (Ven^-albingeredit,  FinaiHt-Qeaeti^bnng,  Stastraeoht) 

2.  Hauriou.  Fhjcis  du  droit  administratif  de  droit  public 
l^^ral,  VervaltoqgB*  «nd  Allgemeines  Staatareoht  (bei  Laroee). 

B.  Simone!,  Ttait6  titoentaire  de  dnit  public  et  admioiatiatif 
M  Pifdioii). 

■4.  Touzac,  Droit  ii<1miiiistnitif  (Vicq,  Dtinod). 

6.  de  B6cy,  Trait6  du  domaiiie  public  2.  Aufl.  (bei  Dupout). 


Ii;  ; 
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3.  de  Paaloweki,  La  Sooiologie  nationale,  Deflmtion  das 

2.  Outhoit,  Manuel  de  droit  oonstitutionnel  compaK>,  flandbucb 
^    ^«gleidienden  Slaatarechts  (bei  Bonsseaii).  Bd.  I  Deutsohland. 

de  la  Oraaaerie,  Droit  politiqne  et  oowtiIntionMl  (bei  Oiaid). 


*)  Bialwr  etsohieoene  Literatur  Uber  dies««  Oasotz  sicho  oben:  Frank- 
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4.  Fonrnol,  gur  quelques  traitAs  d.-  i\nnt  piihlif  iln  XVI.  Bidole, 
StaaUinthttiiibliaudlungen  des  lü.  Jahrhiimleits  (bei  Larose). 

KttkMdalredit 

1.  Delon.  Etiul''  sni-  los  difffoentM  chartw  de  la  Corapagnie 
■Pglaise  dt's  Imlos  (liei  Aiuliv). 

2.  Hube,  Expose  historiqiie  du  n''£|:iinc  administratif  et  politique. 
Sw  Chailley,  le  rAle  aodal  de  b  oolonintioii.   3.  Auflage. 

StiiatM>f©H€hi<'hte. 
1.  Bourgeois,  Manuel  hibtorii^ue  de  politiquc  «'traugt^re.  BiL  1 
(hei  Belins). 

8.  Boiitmy,  Le  dAveloppement  de  h  OoiMtitation  et  de  la 

aoaf'lt''  politi<iiio  f»n  Angletorre  (bei  FlOD). 

3.  Daniol,  Ij'Amn''e  [•olitinn'. 

4.  de  Luvay,  de  la  di'veiitraUsation. 

VStkeiredit 

1.  Rouard  de  Card,  Le«  traib'«  de  protectotat  oondua  par 
b  France  en  Afrique  IH70  ä  1895  (bei  Pedone). 

2.  Di8l«*>re  et  de  Mouy,  Dmita  et  devoir><  des  Knuivais  daiiü 
lea  paya  d'OcieBt  et  d*Bztrtaie-Qrient  (bei  Dupont). 

3.  de  Olivart,  le  Fkpe  (bei  Ondinji 

RcchtHge.schichte. 

1.  Viollet,  Iliätuire  des  in!^titutiülls  politiquett.  Bd.  Ii  (bei 
Laroae). 

2.  0 lassen,  Hiatoite  dea  institutions  de  la  Fnnce  (bei  Pichom). 

3.  Esint'in,  f^ours  i'lAincntair«'  (l>ei  Ijarose). 

4.  Brissaud,  Manut  l  d'histoire  du  droit,  Uandbuch  der  BedltB- 
geeohidite  (bei  Fontemoing). 

NationalSkonomie. 

1 .  L  n  V  0 1  o  y  p ,  El<''ments  (b»'i  Hachotte). 

2.  Forin,  Principe^  (bei  Lecof&oj. 

3.  Block,  Progr^B  da  la  sdenoe  foNMnique  depuis  Adam 
Smith.  2.  Aoflaga  (bd  QnOkumiii). 

4.  Leroy-Beauliett,  TAntiataiitiame  (bei  L6vy). 


5.  Li-roy^Beaulicu,  lo  CollectmBmo.     3.  Auflage  (bei 
Ollillaiimiii). 

Fttty  (bei  OUid). 

7.  BloDdelt  Etüde  siir  loa  populationa  ntmle»^  l'Älleflwgao 
•  t    In  erise  ngniin\  Stn  ii  •  aber  die  Mmlliciie  BovOlkening  Deutadi* 

iMlds  und  dir  AirnukriM--. 

S.  Blondel,  \'üv.iyti  jw>L-ial  cii  AUeuuiyuc  {Ih'I  Lui>öf|. 

9.  Bellom«  La  «(iieafion  des  i^etroitcs  oiivri*'Tea  dann  lea  paya 

10.  KelloiTi.  liow  d'aBaurance  ouvriAi'Ct  Arbeiterversicherungfl' 
göeetxe  (Iwi  Pichen). 

11.  DociiDJcut.-.  «l  etuile  »uoiale,  von  Bt'-rard,  [joinliroso,  vaii 
I^Aiviel  (Ly«n«  bei  Storck). 

12.  Doh  Gill*  uls.  luri  t  iliihs  la  popiilatini)  fitui^nisc,  dor 
i^Ustaml  in  der  friiiiz-ist-cliL-ii  l'K'\'>lk.  runt:. 

13.  Üftrkheiiii,  le  äuicuie,  Uer  .St-ll/slinorU  {k'i  Ait-^^. 

14.  Fagniez,  L'ISoMiomie  bocibIb  de  la  Fmnoe  sohh  Henri  IV 
(^i  Ibctaetto). 

1.  Fouruier  de  Finix,  1  IidikM  dMiis  les  divcrsea  civiliaatiena, 
<K«    Steuer  bei  doo  KnHnrvQlkern  (liei  Guilbumin). 

2.  Sulofraii<|ur<.  Kt  it  g('n«'^ml  (^t  coiiipamtif  du  rT^nio  flwal 
de    igj^  Fmaoe  (bei  Bei^r-Levranlt). 

CiMellscIiafl»  •  WiwenBohafi:. 

Hier  aind  la  neanen  die  Cliei«ctoangeii  vi>n  Giddinga,  Im 
^ri  iicsipM  de  la  aocioloi^e,  von  Lombroao,  l<ia  Etudes  di',  9<K:iol«>git\ 

Loria,  les  l'iol'li-nios  scji-iviux  c«mtein|ioi-;iiii-  (hr:  iii.nd), 
<l'Avenel,  If  31«Taui.siiio  de  la  modtiiie  iLp*.'i  diliii). 
Auf  die  dgentUche  soziale  FVago  haben  Beang: 

1.  J.  Orav.',  riiidividu    't  la  fi>JCH-U'-  (l  .  1  St.iok). 

2.  Hamon,  lo  S^ciiilisTU''  t-1  h'  *''h\ili<'>  <]•'  \,t<v.'[v^  (ln-i  St-H  ki, 

3.  J.  üurot,  l!ji*]iK''tu  ijiir  iu  <|iU'Stii*ii  E><)ciuie  tu  Kiu\»pt.^  Otui 

4.  E.  BUnc,  Etüde«  mctaJes  (bei  Yic  et  Ainat). 

30 
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f>.  Mannequiu,  la  Qucstion  sociale  et  la  Hcienoe,  die  soziale 
Frage  und  dio  Wissenschaft;  la  Franoo  Aconomiqne  au  19.  siücle 
(bei  Ouillaumin). 

0.  Vandervelde,  la  Question  agrairc  en  Reif^ique  (hei  Gianl). 

7.  Leroy-Beaiilieu,  los  exjM'ricncee  sooiale»  en  Anstralic 
(hei  Jaci|uin). 

8.  Adler,  Lea  origines  du  sfX'ialisnie  «i'Etat  on  Allomagnc 
(liei  Alcan). 

Statistik. 

1.  La  Franre  chnritahle,  das  wohlthÄtige  Frankreich,  Ülier- 
sicht  über  dio  wohlthatigon  Anstalten  und  EinrichtuiiEjon. 

2.  Ponada,  le  mouvement  sorial  en  Esjmffno  (bei  Giaixl). 

3.  Tavares  de  Mcdeiros,  lo  mouvement  social  en  Portugal 
(bei  Oiard). 

4.  Rogers,  Histoiro  du  ti-nrail  et  des  salaires  en  Angletcrit» 
(hei  Gtiillaumin). 

5.  de  la  (irasserie,  du  röle  de  la  statistique  parrai  los 
Bciences  sociales,  die  Kollo  der  Statistik  in  den  SozialwisscnKchaften 
(Ix-i  Oiard). 

6.  Bertillon,  Conrs  de  statistirjue  administrative  (bei  der 
SociAtI;  dYfditions  soientifiiiues). 


Grieclieiilaiul. 

Referent:  Dr.  N.  Zacharias,  Advokat,  Athen. 


a)  Oesetzgebung. 

Die  gesetzgelw'risehe  Thfltigkeit  in  (iriechenland  wAlin'nil  des 
Jahrt^s  1897  liat  wenig  Wichtiges  aufzuweisen.  Der  gewöhnliche 
Eifer  der  Kammer  war  durch  den  Krieg  lahmpMegt  Am  18.  Xyril 
wuitle  das  Ministerium  Delijannis  entla.sscn  und  <ler  Abgeordnete 
und  frühere  Mini-ster  Rliallis  zum  Premierminister  lN>nifen,  um  den 
Friedensehl uss  luild möglichst  herbeizuführen.  Nacli  der  rntei-schrift 
des  Protokolls  des  Praliminar-Frie«len8-Vertrage8  in  Konstantini>pel 
wurde  das  Ministerium  RliaUis,  das  die  formelle  Billigung  der 
Kammer  nachsuchte,  gestürzt  und  vom  König  am  21.  SeptemlK?r 
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der  KMnnur-FMtoident  ZtSm»  xum  PrcmienniniRter  «mannt,  uro 
ilfii    definitiven   Fii<'.l<-iis-Vi'i(i.it:   nml   ilic   Ki'ui'lmit,'  Kii  ^'s- 

«ritJ^chüdiixiing  uiul  ih-r  fi  iihi'i^'ii  Staats-cliuiildi  zu  licw  ii  k-  n.  Ii.i- 
Fitiatizmiiii.steniuu  übonuiJiui  in  ciiii-i  r^-hr  f>L-luviujigei>  Lago  ü.t 
Dfrektor  der  NadoiiAl-Dank  nnd  Mliere  Professor  Stitüt.  Am 
5.  Oktober  wurde  duin  die  ausserardenlliclie  ain  ir».  Oktol>er  1896 
be>^;-r>r5noiie  Se>si(.ii  .I.t  Kainin-'r  l-'-Tclii;! ,  Am  _':.'.<  ij.("li-M  win'lt'ti 
diö  Abgeordnet eti  zui-  'A.  ovl<>iilliili<ii  SovsKin  .|,r  11.  Kuuiinei- 
|iOi'iode  einbenWeu,  die  bis  zum  2'!.  Mihi  1»98  wälule. 

Innere  Angvlc^sonheiton. 

Of»setz  Vom  R,  JmMi.ir  iVtssrll.f  lintriiti-  lij..  ){..- 

st^ti^ung  eiueii  V«»rtraj^  mit  der  >iatioiiai-Baak wcniuixli  Hwa 
'ol^^ndes  beetimmt  wurde: 

Die  Bink  iet  veipflichtet,  im  Falle  der  tlrriehtung  einer  Agrar- 
^s*so  von  Thcssili-n  litztm-  mit  .inor  /u  "''  ,'*  ,>  in  }l:<llijahre9- 
"••ton.  verzinsliciion,  zu  l  ^  ^  :)iiiOitisi'Tlpar('i)  .\iil''ilie  Ins  /u  G  Millii.i:--ii 
'^**aolimen,  behufö  A»»(illining  von  Was^iei  weiki  u,  zu  unlerptüUen; 

Anleihe  ist  auf  einnal  oder  teilwei«e  binnen  4  Jahren  zn  ent^ 
H(;lit«Q.  iS»  nötige  Qeldsnmme  hieran  wird  von  den  ersten  Bin- 

'"•^iTinn  fler  Kasse  an  <ii.'  lijiiik  i^esfliaflt.  Iti.-  Anlcili<>  vvinl  in 
Ol*li^dtioiieu  auf  <lf»ti  Iiiiial-ir  ausgi'L'>>li<  ii .  welche  halbjäbrlictl  zu 

Die  CteechAfte  der  Banlc  werden  ausgedehnt  auf  dio  Erteilung 
bir-vc^ri^tiger  I>arlelme  gegen  VerpHUidunK  der  nach  den  Bestiin- 
in«*r»^Pii  dos  Oesct/.r-s  vom  11.  Apfil  1  sOü  i'iImt  ili"  [»<H-ks  ,'r- 
8"*S"O0fin  F^dbriüfe;  die  bumiue  der  ho  erteilten  Durieliue  dar! 

')  Die  Natioiial-Uank  ist  ilii-  wiclitif^ste  Kri-^l:t-Aiista!t  im  Reiobe;  *io 
ue  Uypoilif keti-  uinl  liiskonrn- li.mk  v.ml  wurde  ala  solche  im  Jahr« 
'^^'^    errichtet',  siit  l/t-sii/i  das  Kcht,  imf  riiisvutaHfui  zaiilhare  R.mknot»)« 
'Jc^n  innoraii  i^udarf.  —  i  h-dcrki  'pnin  amJ  Clict  kN  au^/.ll^'l•ll|•ll :  tiihimt 
^S^^^^aiten  voD  Tittiln.  Bargelde,  üold  und  SilVn  i  /'i  Zins  (idi  i  ulin,  m>!.  lien 
"*   *S«  venobafft  sioh  Kapttaliea  mitteln  OWigati  .utn  ii;.  s,.fz  v,,t:i  ii  ,\[>ril 
wnd  vom  16.  Dezember  1861 1;  ««  gnwährt  Anleihfin  an  B^a  iii  .  n^fea 
«4idare  jnriatiKb«  Penonen,  an  Laodwirto,  m  giebt  auch  Kredit  an 
und  Gnuidatückg^igontiimor;  §ie  nimmt  ior  Sicbernng  Ihrer  Krt^dite 
*^>j  vn[i  industji-jlJoii  ii.rM-1!  -.  f:aften  an,  liat  Spat  ^:l--;l■tl  ■■rii<  litrr  und 
.    ^**^t  dem  Fakm  zu  Jiulf*  .  so  das»  sie  eine  der  wichti^teii  Triebfedeni 
*B- — Yjfi^tmig  ij.jö  Staates  gebildet  hat. 

30* 


— I 
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•/j  (In»  laiifeiulpii  Pr»>i8(*8  dor  duroli  dip  Pfandbriefe  pekennzeifkneteii 
Wnn?  nicht  nbjTHteigen. 

Diin  li  Gesetz  vnin  IG.  Dfzomlier  18<il  war  der  Bank  gestattet 
worden,  l't'reoualdarli-lnif  an  Ijindwirtt»  auf  garantierte  Ordt'r|)apiere 
mler  Wedisel  zu  gewäliren;  dafdr  wuixlen  2  Millionen  Drachmen 
von  dem  Reservekapital  der  l^nk  ziu-  Wrfftgung  gestellt  Dioso 
Summe  ist  jetzt  auf  niiinlestcns  10  Millionen  Draeinnen  erhrdit, 
und  ist  binnen  zwei  Jahren  von  der  BoBtilligung  dieses  Vertrags 
verteilli«r.  Die  Hank  kann  auch  solche  Darlohne  durch  Notariats- 
akte gelten;  diese  sind  nach  speziellen  zur  Gunst  der  Bank  crla&<ienen 
Veronlnunjren  vollstreckbar. 


Bei  Dai'lehnen  der  Bank  an  Stfidte  und  andere  juristische 
Persouen.  geniiiss  dem  Gesotz  vom  2.  Dezember  ISSO,  wenlen  die 
Dauer  und  die  Beiti-eibnngsart  der  jAhrlichen  Einnahmen  und  Steuern, 
welche  als  Sicherheit  fflr  diese  Summen  haften,  bis  zur  gilnzlichen 
Tilgung  der  Anleihe  duii  h  königl.  Dekret  geordnet. 

Die  Goldlwtrftgc,  widcho  die  Bank  mittels  Obligationen- Ausgabe 
aufbringen  kann,  um  Darlehne,  gomä.'vs  den  (icsetzen  vom  11.  April 
1859,  vom  11.  Dezomlior  18ßl,  vom  13.  August  1.HG4,  auf  Und- 
giltor  zu  gewähren  und  .Vgi-arkredit  zu  lM>willigen,  kfinncn  (las 
AohtfacJie  ihres  Aktien- Kap itids  erreiclum.  Der  Nominalwert  der 
nach  den  obigen  Oesetzen  au.sgegelionen  01)ligationei)  kann  sich 
auf  woniger  als  800  DnichuuHi  belaufen,  luul  die  Frist  zur  Rfick- 
crstattung  des  Ka]>itals  auf  woniger  als  ein  Jahr  bcstimnit  worden. 
Der  Generalnit  kann  die  Hr>he  des  Zinses  dieser  Gbligntionen  er- 
niedrigtm;  doch  können  die  nicht  zustimmenden  Gläubiger  den 
Nominalwort  mit  den  abgelaufeneu  Zinsen  binnen  2o  Tagen  von 
der  Veröffentlichung  der  Ziiisermils.-igung  im  Stiudsblatte  fordern. 

Es  folgen  einige  Bestimmungen  nl»er  die  günstigere  Stellung 
der  Bank  im  Pmzessrechte. 

Um  die  Halbienmg  dor  10  Di-achmon-Banknoten  zu  vpnnei(Jeii, 
wird  die  Bank  ermächtigt,  5  Drachmen -Itanknoten  auszustidlen. 
Ö  Monate  nachher  ist  die  Zertoilung  der  Banknoten  verboten.  Die 
Summe  der  h  und  10  Drachmen-Banknoten  darf  nicht  die  luTchste 
gesetzlich  bestimmte  Zahl  der  in  Umlauf  Miudlichon  lü  Dnichnien- 
Banknoton  übersteigen. 

Gesotz  vom  8.  Januar  1897  über  das  Personal  der 
Forst  Verwaltung.   Es  wird  der  Kegicnmg  gestattet,  nach  vor- 
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höriger  Prfifunp  FnrstfK^flisseno  mit  riit.  pitüt/unR  auf  aiiftwfli-tig<» 
F*or«twirtfichafte- Schulen  zu  enteenden.  Klrjstor.  Konimiinon  und 
StiUltc,  welche  eiuüu  Wald  von  melir  «1«  drei  Kilonieteni  Länge 
beRitiflQt  verdeD  verpflichtet,  die  vom  Unaniintiueter  enuumten 
Personen  als  FoietmiDiiw  anxniiehiMii;  FHvatleute  kDoiien  das  naeh 
Beli«lt'ti  thuu. 

(rt  si  t/  \  iim  8.  Januar  1897.  Dastsdbo  giebt  oine  Bo- 
*tÄtignng  der  Vt.iitäge  zwischen  der  Aligeuieijien  Post-  und  Tele- 
ffVttiplMa-VerwBltuDg  un<l  den  gtieohifldiim  Schiffhhrts^Oeselladmften 
H>ear  die  BriefbefBrderang  und  den  Tnuieport  anderer  Staatagfiter. 

Das  Qeseta  vom  10.  Jannar  1897  entfaSlt  die  Bestitigong  dea 

^oi-lrageM  zwiacben  d«^r  Kog;i«»ninf?  und  il«;r  Oe«eU.sciiaft  d*T  Eiscn- 
'>a.liritii  ilf>s  nordwo.stlicliiTi  Orirthciilnrnls  ülK-r  ilon  Eis''iil>aim-l?au 
'***<J  bptrit'l)  von  der  Station  Kalyvia  tlcr  Bahn  Agriniae-Misvsolonghi 
btB  an  die  üfer  dea  Aohelma-Fluaaea. 

Oeaetx  vom  11.  Januar  1897  Ober  die  Erriebtnng 

^'  "  1»  Agrarwtationen  zur  Entwi'  krluiij;  inte  nsive  rer  Acrker^irt- 
■**-lijTiff,  Vifli/ut  lit ,  sowio  der  hierauf  hi«  h  1  it'ziyhenden  Gewerbe; 
^  -Kird  je  üne  Station  in  jedetn  Bezirk  (Noomm),  vorxitgsweiiie 
'^^ti«  den  BanpiattdteD,  ertiobtett  die  von  d»n  IGniatariim  dee 
Lixtmcren  abbtagt.  Die  Schule  in  Aidinio  wird  in  eine  praktiaobe 
^AoawirtechaMche  Schule  verwandelt 

Gesetz  vom  7.  Februar  1897  Ober  die  Vernichtung  der 
'><<--lit  bi'gäbenen  Oltligationen  der  AnleUte  von  170  Millionen 
^^»"»Mjhmeu- 

Oeaeta  vem  18.  Februar  1897.  Ein  Qeeetz  vom  Jahre 
^^71  regdte  die  ITerfllgnng  Aber  natioDalea  ImiA  (laut  hBni^. 

'**^l«Tote  spezieller  festg^'Stellt)  durah  die  Bürger  inittelB  ErUlmng 
ä-H       rjon  Finaiizinspcktor  binnen  einer  Frist    'lic  v*>rso!\ie<lcn  für 
*•  *^^*^s^ssoren  und  andere  Personen  war.   Durt-Ii  diese  Novelle  werden 
,  welohe  nationaiea  oder  UrohlicheB  I^nd  anbauen,  wie  anoh 
'^^^j^nigen,  welche  „Ithnikoidioktita'*  (natioaaleB  Frivatgut)  bealtien, 
lange  die  Güter  nicht  nach  den  Veronlnungen  des  Gesetzes  von 
^  ^  1' 1  angez'-'igt  wonlfii  «infl,  als  [ irckaristisehe  B«>«it?:er  nnirf^pi^hr-n 
'''^^  haben  an  die  Staats-  oder  Kircheukassea  Niessbrauchgebiiiiren, 
^|^**c%i6B  den  Geeetaen  vom  30»  Deiember  1885  Artikel  17  imd  vom 
^  *  Desember  1889  Artikel  7,  su  entatteu. 
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Gesetz  vom  14.  März  1897  Über  den  KcchtsstilUtand 
wegen  der  aneeerordeiiilioheii  KriogH^verhiltnisBe.  Durch 
kflnigl.  Dekret  kum  nadi  AnbOmiig  des  Ministerialnit»  auf  be- 

Btinimte  Frist  im  allgemeiiiMi  o<lr>r  in  einigen  Ei>an;hien  i-esp. 
Nomoi  angooiilaet  werden:  1.  <l;t.s  liulHii  jo^lor  Verjührung  b<*i 
geeetzliclien,  gei-icktiiciieu  oder  veilragsmiyiisigun  Fristen  jedei-  Art, 
d«E  ZwaagsrdllstredniDgapEntMhddiingen  der  CüvilgetM^te,  gsndxtr 
Ikher  oder  notarieller  Akte  jeder  Art,  ond  d«i  FerBonehrrMtoa  ab 
konservativen  und  exekutiven  Mittels.  2.  das  Verbot  j«^!^«  Ver- 
Häuinnis-Urteiles  in  Civil-  ixler  Kriminalsachen  auch  vor  dem 
Kaüsationageriubte.  Infolge  dessen  haben  die  Oeriuhte  ihn>  Sitzungen 
bis  nun  16.  Oktober  1897  (oiroa  «cht  Hmate)  amgesefast,  ab  dondi 
kfinigl.  Dekret  der  Rechtatttillstand  auf  di(>  tbessalisehen  Nomcit 
die  Sfadf  Arta  und  die  Insel  Skopelos  1"  s.  Iu*nkt  wurde,  bis  cor 
gänzliciion  KAumung  der  besetzten  Provinzen. 

Qesetz  vom  19.  M&rz  1897.  In  den  Städten,  wo  keine 
Stadtritte  gewflhit  werden  oder  die  adHun  gewAhttem  nk^t  in  dem 
gesetzlichen  Pleniun  sieh  vereinigen  können,  soll  in  dringenden 
FSllfn  der  Bflrgemieieter  allein,  nach  vorhoriger  Billigung  seitens 
des  Prftfekten,  alle  Massregeln  ergreifen,  um  die  Stadttechte  zu 
verfolgen  oder  an  TOiteidigen ;  nur  ist  er  verpflichtet,  in  der  entea 
Sitinng  dea  Stadhnatea  alle  aeine  Handhingan  geoehmigeD  an  laaam. 
DasseUie  gilt  fflr  Wohithatigkeit.shrius.  r  uri'l  Kirchenangelegcnlr^it.  n; 
hier  ^nrd  die  Zn-^timmung  dee  Präfekten  nach  vorherigem  Beöclilusa 
der  rospektiven  VerwaitungsausachOsse  gegeben. 

Oesetz  vom  11.  April  1897  über  die  Vcrniphning  verzins- 
licher Staat^huldenscheino  und  die  ErUaboifi  zur  Au«{pilie  einer 
Anleihe  bis  zu  10  MilUoaen  Dis^hmen. 

Geaeta  rem  11.  April  1897  aber  dfe  BeaHtignng  dea  Vw 
träges  vom  3.  April  1897  zwiechen  dem  Finanzministerium  und 
der  Natinnal-KpirothrsfjaliRchpii  utnl  Jonisehen  Bank  behufs  Ge- 
vftiining  von  6  .Millionen  Draeiimen  in  Banknoten  von  je  2  uud 
1  Dradunea  an  die  Regierung.  Diese  Summe  iat  nicht  in  der 
Kaxinialaahl  der  in  Umlauf  befindlichen  |^eich«i  Banknoten  ein» 
begriffen,  die  in  Folge  dea  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1886  über 
den  Zwaogakwa  von  jeder  der  oberen  Banken  auaB^^  worden 


Bind.  Diese  mQssen  im  Lande  als  le^nil.'  ^^tln7ß  anoh  naoh  der 
Aiiflmhiiniar  dof?  ZwanpikutN»'«  iuigenommen  wervien. 

Gesetz  vom  21.  Aiigutit  1897.  DaMwlbe  beatiuimt,  daag 
das  Qoels  vom  6.  Mai  1896  Uber  die  auaiqfaiueiiden  Korintlien 
bis  zum  5.  August  1898  in  Oeltuug  bleibt 

Oesetz  vom  13.  November  1897  Aber  die  BestltigWIg 

(l€?!-i  Budgt»t8  für  ü-AH  ,la!ir  1 897  fEinnahtnif^n  fltriinpr»Mi  mit  <?tw.i 
97   3iüUioneii  uud  Aufgaben  mit  circa  159  Millionen  Drachmen). 


FHedens  •  AngelegenhoitAn. 

Gebets  vom  6.  Dezember  1897.  I>a8se<ibe  bestätigt  den 
BVio<tflii8.Vertaag  vom  28.  November  (4.  Danrnbai)  1897  anriadioi 
Ofioefaenland  und  der  TOdcei.   Ea  grOndet  aidi  auf  die  Beatim» 

i**»»ngen  des  Prftliminar-Friedcns  vom  16./28.  September  1897 
''■^iechpn  den  Vt^treteni  der  OrossmAchte  nrvl  der  f'fnrte  in  Knri- 
****»itinopel  und  besteht  aus  16  Artikeln  un<l  2  Anhangs-Protokollen. 

Artikel  1.  Die  theaealiache  Qreniliiiie  nird  la  Oonsten  der 
'Hl^'iei  modifiuert. 

Arfikrl  2.  Die  Krifg>fnts.i:-h<idigUMg,  vclr-ho  OrifX'henland  an 
'Urs    TQrkci  zu  bezahlen  bat,  wird  auf  4  Millionea  türkische  Pfund 

AHikel  3.  IMe  Blnrauog  TheBaaUeaa  aoU  nadi  der  verherigeo 

'^^Sulienmg  der  Staatsschuld  Oriochonlands  duidl  die  FLmeontlQg 
^"^06  KontrollaiiK«chuii8es,  innerhalb  eines  .Monats  voe  der  Aobiabnie 
'l^c*   Anleihe  zur  Kn^entschädigung,  stattfindeiu 

Artikel  4.  Die  beiderseitigen  Gefangenen  werden  MMgeUeierL 
Artikel  6.  Anukeatie  iriid  beideiaeitig  bewilligt 
Artikel  6.    Die  Angehörigen  des  einen  Staat»  können  sich  in 
Gebiet  des  anderen,  -wie  vorher,  fmi  aufhalten  mit  .\usnahme 
•^-j^n.  die  in  ihn.m  eigene«  Lande  weg««  irgendwelcher  ür- 
verurteilt  tmä.  Dieselben  kOniMa  auagewieaea  «etden. 
Artikel  7.    Die  Ifnaftlmtener  in  Thoaaalien  lAmen  biDnen 
"^^^^i  Jahren  atuswandem  oder  ihren  Wohnsitz  in  der  Türkei  nehmen; 

alle  diejenigen,  w*  ]»  he  die  griwhische  Nationnlitüt  angenommen 
köuaea  die  türkitichti  Staatsangebürigkeit  wälden ;  sie  könne« 
ibne  Orundatllok»  auf  griechiacliam  Boden  ananataan  und  vei>> 
Qleiohe  RecihlB  Verden  gegeoaeitig  den  Bewolmani  der 
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Länder  zugp^tandeii,  welche  durdi  die  neue  Qrenzcnlinie  au  die 
Türiw  abgetreten  nad. 

Artik«]  8.  Qriechenbuid  »hlt  «odi  «ine  Eittaithlidigtiog  von 
hunderttansend  tOrkisohe  Ffnnd  an  die  Türkei  fOi*  BeRohSdigung 
tflrktöc'her  Privatlpiiff. 

Artikel  d.  Diiix-h  ,s|>ezielle  Verträge  werden  die  Konsular- 
Xminunittten  iwiadien  boden  Staaten  geregelt  Bii  an  dem  Ab- 
sdüina  und  dem  Inkrafttreten  der  «b^jeii  Vertrige  flben  die  Kooauln 
Iwider  Staaten  ilmr  Verwaltung«- Punktionen  auf  denHollvu  Orund- 
lapf»n  wie  bishej  ans.  —  !>io  v.ir  ihm\  Krieg»-  entstandenen  Streitig- 
keiten zwischen  Orieciien  und  Türken  werden  nach  dem  damals  in 
der  Türkei  geltenden  Rechte  Iwhandelt;  die  nach  dem  Kiiege  ent- 
standenen StiaitigkeiteB  ^rarden  gvnlai  dem  europftischen  RechtUi 
auf  Grundlage  des  serlo-tflrkiBcbeu  Yertnge«  vom  26.  Februar  1896, 
entecliief^en. 

Artikel  10.  Die  Vorschriften  de*i  Vertrages  vom  24.  Mai  1881 
Uber  die  Abtretung  TheBsaiieaa  an  Griechenland  werden  anfvecht 
erhalten  mit  Ausnahme  der  in  diesem  Vertrage  getroffenen  Ab- 
wciohungon  nml  mit  ilom  Vorliehalt  für  dio  Pforte,  ihr  Vmsr  hlSgo 
zur  Regelung  »let  aus  dem  Vertrage  vom  24.  Mai  iHbl  ont- 
(ipringenden  Fragen  den  Signatar -Mächten  zu  unterbreiten,  deren 
Entsoheldungea  Oriedienland  annehmen  muaa. 

Artikel  11.  Binnen  drei  Monaten  TOO  der  Katifikaüon  dieeee 
Vertrage;*  an  wenJcn  fnlir^'ndi-  Punkte  geregelt:  1.  die  streitigen 
Nationali tätsfragcu  auf  der  Grundlage  des.  Vertragseotwurfea  von 
1676  «vbehen  der  TttriErf  nad  GikclMnlaBd;  3.  dar  Konnüar- 
'Vertng  wie  oben  Artikel  9;  3.  die  AoalleferaDg  von  YeHwaohem; 
4.  die  Säuberung  der  Grenzlinie  von  Räubern;  sj)ät«?r  soll  ein 
Handels-  und  ächiffifabrta-Vertiag  beiden  Teilen  volle  Freiheit 
wiedergeben. 

Artikel  12.  IKe  aeit  Jahren  antetbrodieneii  Peetbesiehungen 
beider  Staaten  weiden  wieder  fafl^gegteilt,  tmd  haben  die  PoaU 

vei-wa1fiin.treri  der  beidr  n  Lander  ZU  diesem  Zwecke  einen  speciellen 
Vertrag  alsl(al<l  atizuHchlies^n. 

Artikel  13.  Die  Telegraphen -Verwaltungen  beider  leider 
aoQeo  durch  die  nStigen  Haaanahmen  die  Diahtnetze  wiederiiersteUen. 

Artikel  14.  Zur  &baltung  gutn  nachbarsehaftlicher  Besie- 
hnngan  dflifen  die  Begienmgen  beider  Staaten  keine  Thktigkeiten 
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in  ilir-'-n  T»>niti.ii,'ii  'luld.  n.  w.  l.  ti.'  die  Ssichorheit  untl  »minunf? 
des  ^NacliliaratuiiUj«  guttilinltsu  k;.iiiieu. 

ikrtikel  15.  Bei  Meinungsverachicdenheiten  wAhreinl  l'itter- 
buidlwgeii  zwischen  beiden  Staaten  sollen  die  Frapr>n  hIm  i  welche 

''rioi n rpkeit  b'-nsi-iit ,  i\>-r  iüv  Kcid-'  T''!lf'  Liiiilriiiifii  Kiit--rii.'i  luti^ 
((er  V ertreter  <lef  Gco8-iii;i''iit<'  in  KMristatititii.i[K)l  uiUci-UiviU-i  w.-fi.  u, 

.Artilcel  10.  UiL',-oi  Vertrag  .--'AI  bmnen  16  Tagpn  vom  k  iny 
*m    Oriechenland  und  dem  Sultan  rotißxiert  worden. 

Dio  zwei  Anhangs-Protokolle  eutl  ilt.  n  >\\<-  Punkte,  die  gemiss 

Artilcel  Ii.  1  (iinl  umh  d--y  i{:it  itikuti.  lu  \'ri  tnii.'--  /i.  r.j<'!n 
i'iiK.I  ;  aucli  (lasH  'Irr  niMJU  ei  wuliutt  Ilah'i.  1.—  uini  UilHaliilb- Vi  i- 
'•^B"    binnen  zw-  i  Jaiiren  abgeschlossen  wenlon  «oll. 

Qeisetz  vom  26.  Fc^bruar  1898  nber  den  internationalen 
K(>ntj-oiIa«i8Sfh'i>s,  (;>'mri<>  Al'll^•■l  _'  i\>'>  l'v.ijiii.in.u  •  Kh' il>"'(i--V<»r- 
'"^-^t •        wir!    in    Afli''ii  K.pnti'..ll;iii-..--i  |iiis-,  aus    \'.  i  tr>'t.'i  ji  li'V 

Grr>K«iijat.ht4j  eiijur  fiir  jeiie  Miu-iUj  i-i in:iU('l,  liiitt-i  iI^^miu  Auf- 
■Klkt  ^  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  Anloihc  fflr  dio  Krieg«- 
«>t«olildjfunf  und  fOr  die  frflhcren  Stant^schiüdeti  gestellt  wcnlen. 
—  T>,T  TMn»L-  il<  r  fi'n  die  Krict,'s--iit-' hüfliinni^  riMf/MiM-liiin'nJen 
Aalr*jli.>  iiuti'rst' lit  \<  v  |)i-|i"sitiiiii  il.'s  Au-s«  imsM-:.  il.  r  ffii  lü'i  hinint: 

■uigen  an  die  Türkei  xn  bewirken  liat.  Der  irbcrachuH«  f^lit 
"    «Ii«  Regi«rimg,  welche  durch  k?}nig1.  Dekret  mit  der  Billigung 

.A.  USSrhuR--' 'S  'l;irii).iT  vfifiit;-t  ''Ai-lik-I  7. 

Der  Aus-(  hiis:-,    ln  st.-lit    l.i-    zur    Lraii/ln  l  I.  II    Tilu'Uätg   üv\  >''H 
aufgeiJoinmc-Ji'  U  aiiöWiutiK' n  Anh  il.- ji  ),  hiAvi.  .ior  vun  4U<'St.'ni 
^«üUb  vm^fMehenen  Staateschulden,  d.  h.  1.  der  Geldanleihe  von 
^  ^lilUoDen  türkische  Phind   hir  <lie  Krieg«>uts<  hä<ligiiii^ ,  nt  i  nf 
^''^>  <>O0  tOrldsche  Pfund  fßr  Atnbezahlung  von  SchÜden  an  türitisdie 


*  I  Das  Ii'."  h  in   liialäuf  Ih'fiudliclii'   KitiHtal  -ii't   im   A i:>jiun]>;  auf- 
Anleihen  von  1681       laklaeiv  181*3  ist  foli^nndt^h: 

5«/#  1881  fraflcs  IM   

b'/o  1884  „  ^i'"' 

47,  18«7  Jlüt.M|:Ji-n         „  i.(X) 

4%  188!»  koi,-uI:ili..v'..  „  l5ütXK)000 

5  7,  1890  IHrwui,  UiiKss        ,.  wooiw 

5*/,  1883  FUndinif  i>:'.<n'ii 


Francs  5&1  716  300 
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Privatleuto,  nach  <J»^n  BoBtimmunpen  de«  Kriedcn'ß -Vertrages;  2.  «ler 
von  Qn>R.s-Hritannicn,  Krankreich  und  liussland  garaiiti*'i-ten  Anleihe 
von  1B33;  3.  der  konsolidi(<rten  und  der  Quidanleilieu  vün  1881 
bis  inklusive  1893;  4.  einer  Anleihe  vou  55  MUliütien  Francs  zur 
Dec'kiuiR  des  Dofizitä  von  1897,  zur  Tilguu;^'  oder  Knuvereion  der 
in  Gold  s(liW(>lM>nden  Staatssi-huld  und  3!ur  EiTektuienui^  der 
Zulilungen  un  die  Besitzer  von  Oliltf^tiouen  der  Staatsschuld  in 
Gold  (Artikel  10). 

Die  Staatsschuld  in  Banknoten  von  konsolidieiien  oder  tilg- 
baren Anleihen,  die  circa  60  700  000  Drachmen  beträgt,  wini  mit 
der  aus  verzinslichen  Kassenscheinen  herrflhrenden  Schuld  von 
18  Millionen  Drachmen  vereinigt  und  in  eine  duix-h  Obligationen 
tilglmrc  Aidcihc  verwandelt  (Artikel  28). 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  genicsscn  Exterritonalitiit ;  sie 
heschliesscn  nach  Mehrheit;  an  «len  Sitzungen  sollen  mindestens 
drei  dersellien  teilnehmen;  ihie  Bt^scldflsse  können  innerlialb  eines 
Monate«  auf  Verlangen  zweier  Mitglieder  revidiert  wcnlen. 

Die  VerwfUtungsknsten  worden  von  den  verj>fändeten  Staats- 
einnahmen einkassiert.  Ein  königl.  I'rokurator  winl  seitens  der 
Regierung  ernannt,  durch  <lcn  der  Ausschuss  und  die  öfTentliehen 
Behflrden  sich  mit  einander  in's  Einvernehmen  setzen  können. 

Folgende  Staatseinnahmen  werden  fflr  die  obige  StaatSKchuM 
verpf&ndot:  1.  die  Monojwle  von  Salz,  Petroleum,  Steinkolden, 
Cigarettenpapior  und  des  Schmirgels  von  Naxon;  2.  die  Tabaks- 
steuem;  3.  die  StempeLsteuem ;  4.  die  Zollein  nahmen  des  Hafcn(> 
Piräus;  alle  KinkQnfte  zusammen  werden  auf  39'/t  Millionen 
Dra<;hmcn  gerechnet.  Falls  diese  Kinnahmen  nicht  85  Prozent  der 
obigen  Summe  ausmachen,  treten  noch  die  Zolleinnahmen  von 
liauriinn,  Patra.s,  Volo  und  Korfu  nach  einander  hinzu. 

Die  Einziehung  der  oben  verpfändeten  Staatseinnahmen  wird 
einer  griechischen  Oesellschaft  fll^erlassen ,  die  unter  der  absoluten 
Kontrollo  dos  Au.ssehu8.ses  steht.  Das  Statut  und  der  Vertrag  mit 
der  Rcgienmg  zur  Regelung  der  Kommissionen,  Inununitäten  clor 
Gesells«-haft  u.  s.  w.  sind  von  den  On>Hsma<  hten  zu  genehmigen 
und  durch  königl.  Dekret  zu  bestätigen.  Veränderungen  im  Statute 
dürfen  ohne  die  Zustimmimg  des  .■XusschuKses  nicht  geschehen.  — 
Wird  die  OescUschaft  aufgelöst,  hesehliesst  der  Aussehuss  mit  der 


^^ierung  über  <ierea  Ersatz  oder  die  Aa Wendung  anderor^  Eiu- 
^^tnerungü-Modali  täten . 

Bei  H«iniiiigsvencluedeiüieiten  svisohen  den  AuBwhiin  und 
''^'f  i^egicnmg  oiit«eh«M(lea  St  liitJtlsrickter;  der  OliersthiedsiiolitBr 
^'ini   vom  Präsidenten  der  S<-hw<»!z  eninniit     Vftr  dea  Qerichten 
wint  d.&  Ausscbiu»  durch  «einen  Präsidenten  vertreten. 

<ieaets  dwf  ohne  die  Zuatimmung  der  mcSm  lUeihte 
ftkbt  yreOaäieiit  vetdeo. 

O  csetz  vom  U.  üftri  1898.  IKe  HandelHchifle,  die 
wihroiid  des  Krieges  die  FlaErtTf*  einer  anderen  Nation  gehisst, 
folglieli  die  fi-emde  Nationalität  angenommen  haben,  Jiönnen  die 
V^m^üscIm  Flügge  durch  «afw^  Erklüning  vor  der  HafeabebSule 
'V'^rleguag  einer  amtlkdieD  Urkuode  des  Vertreters  desjenigen 
SUatos*,  dessen  Flagge  geführt  wurde,  ohne  die  Formalitäten  wieiler 
erittltoii    welohe  dM  köoigl.  Dekret  vom  14.  November  1836 

0'««8ti  Tom  17.  Mftri  1898.  Die  Besteuerten  der  Nomoi 
Larissa   and  Trikkala,  der  Stndt  Arta  und  der  DOrfer  von  Pbtiotis, 

welehr»  ^rin  flfr  tnrkischcn  Armoe  hesffzt  wunlen,  bind  von  jr-<ipr 
Alig<it»o  fjjr  (IIq  Jahre  1897  und  IHOs  frei,  auch  die  Frist  zur 
''"^^J^Vnjg  der  Abgaben  hu-  frühere  Jahre  wird  bis  Ende  DeaemlKy 
IMÄ  v^ttngeit 

^  eeetx  vom  21.  März  1898  über  die  AufaialiiM  einer 
AnV^tki«^    von    170  Millionen  Frarifs  unter  dfr  Oamnlio  von  Grf7<?s- 
ien,  Frankreich  und  Kussiand  (gemäss  den  in  Paris  zwischen 
^  ^<x*i  ^nannten  Mächten  und  Griechenland  geeclUoeäeuen  Ver- 
vom  17./30.  Wn  1898),  welolie  fOr  die  in  den  Artikeln  7 
10  dos  Kontrollgesetzes  vom  28.  Febnitt  1898  bestimmten 
''Öi^  vf  rft  .  iidet  werden  wdl.  —  Von  dem  erwähnten  Kapital  soll 
Hegierung  die  nötigen  Titel  äber  eine  effektive  Summe  von 
W  XOltooen  Fmnot  luigeben.  Sie  Obrigen  20  Millionen  Ftenoe 
*bhI«  später,  gendw  gewtdioheD  Yerordnungen,  oeoh  vortaeriger 
HilliniriL'  dt  s  internatiofialen  Ausscliusses  (Kontrollgesetz  Artikel  10) 
*u*ge»K.k'n.     Der  Zinsfims*   inlilnsivo  Amorti-äationRratc   wird  auf 
3,60     festgesetzt.   Die  Amortmtion  lieginnt  mit  dem  Jtthra  1 903 ; 
nr  (Oft  vortiergehenden  6  Jahre  betcigt  der  Zinafwe  2V2  7o- 

Qesets  vom  81.  Hirs  1898  Uber  die  AvAialune  dner 
AoUiie  «ur  Uniflkation  der  konmlidierten  und  tiJgbuieiL  Btwta- 
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anleihe  und  zur  6ef!;1eichiing  ilor  verzinslichen  Kassenscheine  gomflsH 
(lern  Kontrollf^M?tz  (Artikel  28);  diest-  Anleihe  MrA^t  bis  zu 
76  3'>4  000  Dim-hmen  (Nonunalkapital),  zu  r>  °  ^  jilhriidi  in  linll>- 
jährüchen  Ilaten  verzinslich,  zalilliar  in  IGO  HtUbjahreu  tlurch 
halbjflhrlicho  Verlostmgen. 

Internationale  Rechti«verhältniH)*e. 

Oosetz  vom  28.  April  l!s97  (liier  »las  luknifttn-ten  iler 
vertragRniÄssipt^n  Deklaration  zwischen  «k-r  Schweiz  und  Grietdien- 
land  flhor  die  Eip^bnisse  der  Volkszählung  in  beiden  Staaton  be- 
treffs der  Angehörigen  des  einen  Staates,  die  sich  in  clem  Gebiet 
des  anderen  befinden. 

Gesetz  vom  27.  Februar  1898  über  die  Bestätigung  des 
am  29.  Oktober  1897  in  Paris  unterzeichneten  Neljen -Vortrages 
zwiwhen  Belgion,  Frankreich.  Italien,  Griechenland  und  der  Schweiz 
ülK»r  die  Vermehrung  der  in  den  LSnilern  der  Ijateinisolien  Tiiion 
in  l'mlauf  l»efindlichen  Silltennflnzcn  wegen  deren  rnzulänglicbkeit 
in  Folge  ile«  Verltistes  einer  grossen  Menge  solcher  Münzen,  der 
stetigen  Kntwickelung  des  Austausches  und  kleinen  ilandelbetriebs, 
neuer  He^lflrfnisse  gcmiss  cler  Veimchrnng  der  Bevölkerung  und 
der  kolonialen  Ausdehnung. 

Grie<;henland  wii-d  sich  der  Ausprägung  neuer  Silltemiflnzcn 
enüialten  bis  zur  Krfflllung  seiner  Vori»ijidliehkeiten  gegenüber  den 
numismatisch  vereinigten  Staaten,  wie  das  Italien  durch  den  Akt 
vom  15.  Novendier  1893  gethan  hat. 

(lesetz  vom  27.  Februar  189N  üIkt  die  Bestlfigung  des 
Abkommens  vom  3./1.Ö.  .lanuar  zwiwhen  Griechenland  und  Frank- 
reich betreffend  die  Stellung  des  letzteren  in  Tunis.  Alle  Vertrage 
zwiBch(>n  beiden  Staaten  wenlen  auf  Tiuiis  ausgedehnt;  Griechenlan«! 
entsagt  den  Prärogativen  seiner  Konsuln  und  StÄit-sangehttrigen, 
welche  diesellM'n  nicht  auch  in  Frankreich  genies.sen  können,  unter 
der  Bedingimg  gleicher  Behandlung  mit  der  mei.st  begünsUgton 
Nation. 

b)  Literatur. 

Die  literarische  Th&tigkeit  hat  für  den  Beginn  der  .lahre  1897 
im<l  1 898  manches  Neue  und  Inten-ssante  aufzuweiwMi.  I>t>r  Kriegs- 
zustand liat  ihren  Fortgang  zwar  vielseitig  gehemmt,  doch  gab  er 


''^'ipnjrseits  aiitli  Anlas»  zu  inehrerfii  clieHlM'zügliclu'n  Aufsätzen 
Dissertationen  auH  dem  ölTi-ntlitTlieii  iiml  [trivaten  K^nlitp .  tJin 
^  den  juristisclien  Blättern,  dem  Journal  der  gric-chibchoii  un<l 
^xflsiwben  Juräinntdenz,  der  Theno»,  Nooiiki,  u.  a.  auch  in  den 
'glichen  Zeitun^n  ersc-hieueti ;  so  z.  B.  ülK^r  das  Blokaderecht  im 
i'ri«i«'n  iSti-eit),  Txk^r  iVw  jiirtstisdu-n  Pi^ultafe  der  türkischen  Be- 
aetiunf^  in  Thessalien  (Petaia),  iilier  ilie  verHohicdfrifn  Rechte  der 
W  Folg-e  der  plötzliohen  Zurückziehung  der  griocliiseheu  Anm,'« 
vnlMiaeiiea  und  vom  Feinde  zentOrten  Bedtiongen,  Uber  das 
Sckickf^al  der  verloren  gegangenen  gericbtliclien  und  notariellen 
A\u^ .     «I^.,,  n<'\v.-iK   ilirw  ViTlitste<s,   Ol<'T  Air   in  <1.t  Z\vl.--i  li<'nz'-it 
(währonu  lier  türkisiiien  Beaetzimg,  luiter  diu  tnrkiücUeu  üeselze) 
ffnehloHNden  Verträge,  erlasBeneii  OeriohtebeKltlQne  n.  «»  v. 
X>ie  a'iehtigsten  der  im  Bnohliaudel  erscdiieneneii  Werke  sind 

A  itirelopoulos,  ti.,  Prof.    Univoi-sitätsvorlesuogen  (Iber  T«r- 
*^&(.l«3tie  Themata  des  Staataverwaltung^BechUi. 

A.  ravantinos,  AdToluit  Du  grieofaisdie  kmiBtitnlioneUe  Recht 
^  ^9  Heft  1.  Er  beiwedt«  dem  Lemr  die  Ordnung  vaueret  Ver- 
fe-iTit»^  in  allen  seijien  Einzelheiten  bekannt  zu  niuchen;  die  Arl>eit 
tot  »lus   Produkt  eines  langen  Sftulinnis,    Nach  iler  Besprerhtiiig 
Grundlagen  des  Staates  in>  weiteivn  Sinuc,  der  Staatsgewalt 
^   <lcN-  Handlungen  deraelben  erörtert  der  VerEusw  die  konili- 
xitioi^oUen  YerfMBungen  der  vendiiedenen  Stuten  mid  nntemicht 
»'■^tnhi  licii  unsere  Konstitutionen  von  1648  und  18A4,  die  Umdien 
Vall.'S  König  Otto"s  u.  8.  w. 
Balano8>Ouiui,  Advokat   Die  Praxi»  des  KastiotioniSgcrichtes 
'''Ml  1835— 1B96,  m.  Band;  derselbe  eothAlt  di«  Bntscheidnngen 
•'LS  dem  IIan<lel8reclit. 

KezaTiis.  s  .  Pi ivatdooent.  Du  Recht  auf  du  Leben,  eine 
Volk»« irtsihaft liehe  Arl)oit 

fioarnazoB,  Privatdozent  Die  zur  Beuemng  des  Axbeiter- 
linrlM  forgeBchlagenen  Maf«regeln,  eine  sufadpolitisehe  Abhandlnng. 

riioida.  Advokat.  Ihis  Pei^sonalstnlut  1  r  anttwärtigen  Aktien- 
O'M  ILsciiaften  in  Oriecbenland,  eine  Abiwndiung  des  intemationaleo 
Privatrecbtü. 

Damaskino,  FrivatdoMnt  EriKoterung  du  Seeteohte.  Naoh 
ilpr  gnduohtliclien  Knleitnng  Aber  die.  Entwicklung  des  Seerebhts 
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bespricht  Verfasser  die  Kroge  der  Freiheit  des  Seehandels  und 
dessen  EinschrAnkiinjE^,  dann  untersucht  er  dns  Privat -See recht, 
bringt  die  Ansichten  auswärtiger  Schriftsteller  und  die  Praxis  der 
grieehis<'hen  und  fremden  Gerichte. 

Doiigiorghis,  D.,  Advokat.  Die  Kollation  im  Allgemeinen 
nach  dem  rfiniischen  imd  byzantinischen  Rechte  und  in  ilirer  heutigen 
Geltung,  eine  Abhandlung,  <lie  den  Sgouta-PnMs  erworben  hat. 
Nacli  der  geflchi(!htlichcn  Kinieitung  werden  die  drei  wichtigsten 
Abschuitto  nach  einander  untersucht,  b.  c.  die  Kollation  der  Rmnn- 
zipierten,  die  Kollation  <ler  Dos  seiteus  der  llaust04>hter  und  die 
Kollation  der  I)es7.«>ndenten  bei  te8tjunentaris<  her  inid  Intestaterbfolge. 

Desniinift,  D..  Dr.  Abhandlung  fllwr  die  Ehes»'henkunix  nach 
dem  r&inisclien  und  byzantinischen  Rechte. 

Eliopoulos,  T.    Tber  den  Versuch. 

Euthimion,  Ka-sssitionsrichter.  über  die  Beweismittel  in  der 
Civilproxessordnung. 

Kallisperis,  Privatdozent.  Plier  die  Entwickelung  des  nlmi- 
sohen  Rechts. 

Kofina-Pauayotopoulo!«.  Samndung  der  sehr  verwickelten 
Gesetze  fllier  die  Staatsgüter  in  Griechenland  netmt  der  ailmini- 
strativen  und  gerichtlichen  Praxis  und  vielen  Anmerkungen. 

Ko.sty,  K.,  Professor.  Erläuterungen  der  griechischen  Straf- 
prozessonlnung.  3.  Ausgabe.  Das  Buch  stellt  ein  ganz  neues  Werk 
dar,  da  seit  der  Veröffentlichung  der  zweiten  Ausgnlio  (1883)  viele 
wichtige  Gesetze  in  Beziehimg  auf  diese  Materie  erlassen  sind, 
welche  wesentliche  Modifikationen  gebracht  haben.  Daher  sind  eine 
Reihe  von  Streitfragen  entstanden,  welche  der  Verfasser  mit  Klarheit 
und  Sac^hverstftndnis  lOsI,  in<lera  er  die  neueren  Theorien  und  die 
vergleichende  l^raxis  nitswartiger  und  iuländischer  Gerichte  borflcJc- 
siohtigt. 

Krasaas,  A.,  ProfoH.<K)r.  Das  Erbrecht  nach  den  römi.s<'hen 
Quellen,  wie  es  heut«?  gilt.  4.  Ausgabe,  I.  Teil.  Der  Verfasser  hat 
keine  Mtlhe  gescheut  und  sein  Werk  so  geändert,  dass  es  als  ein 
ganz  neues  erscheint.  Nach  der  Darstellung  des  Wesens  des  Erb- 
rechts, der  Vorau8setzung»in  der  Erbfolge  und  der  Geschichte  des 
Erbrechts  werden  in  diesem  Teile  die  Erbvertrflge  imd  die  testa- 
mentarische Erbfolge  untersucht  Der  Text  ist  von  einer  reichen 
Literatur  begleitet. 
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Jfauiakla,  ÜUiat^aiiwult  mu  AreMi^agn.'..    EriiinU^nuig  ilor  K'i"- 
<3t«chai  CtvilpiOBedBoitlniing  Kd.  I,  Heft  1  aber  die  ZuBt<^llung. 
M«rk«ti8,  N.,  Advokat  Über  «W  Int«etiitcrbrccht  nach 

^«tiinnnmgen  tl«  >  jonischen  Ofs- iz-lnn  hea.  Dor  (  l  «  t/^^.  I.  r  iL^r 
jonisclion  In*'l  liattii  zniiH-ist  >i'ii!*'  üv-t iiniiHinL''.'ii  il.  iii  fr/iii/'/vi^rluM: 
Codo  csivU  eatouiumt^n.  liogli  liuitt!  k:i  su  h  ht-mf^lu-h  di  r  Inuntut- 
erblla>l|g<e  «elir  voo  «MneiA  VorhihI«  entfernt,  da  er  meiiitR,  <la$s  die 
zuerst  ^nm  Juatinian  ßingwfAhrte  Au^leiclinn;?  df?r  OcMchlechtor  in 
der  I»»  t:»--»ptat«rbfolt:<'  'Iiti  Tnullti'ini'ti  lii-i  1iis.4ti  \\  ii]i  |--,ti--li.-  mi  (.ante 
*f  '-iti     eig<^iu>s   Sv.'^(.'iii   inil    (iiiii,']  in    'l<'ii    ('iiisi  li-'ti  lii-t'ln 

geteilt  t^u 

Slateiri«  mu.  ^ine  uiivollkrnninene.  In  M(>hr  anffflUignr  und 
OtiertiTiQli^Q^  Weiw  wurden  die  A^iiatau  iitid  der  Mannr^atainm 

bPV.>l->!;i,^,t.      DahM     l'linL-t     'li-  s.-!     T.'ll    1,1. ■]■    j.i:il-'h.-K    <ii  S.-1Z,Ui  luilfj 

vnilö  S5fhwierigk'-it>  ii .  wi'lrlic  ij.'i  \'('rt;iss<'i  iii  i'I'1mIl;i-.mi-I!"1-  \  ci  - 
Wb^HHI^  Jer  Lchiva  Ji-i'  tkuux.ii^iöclu'ii  Sclinfui.'llci  uul  dL-m  uij^rtt- 
**'''>^cH«n  System  de»  jonischcn  Geaettlmchei»  hebt. 

.\  tilinpo,  Advokat.    Das  in  GiiGcheDtand  getteitde  |Mivut«' 
nn«i  r.nv.„,|i,.i„,  I^.-ht.    IM   1,  H.  tt  l 

0  erononii'ti  H,  Amteri«  lit' i .  Kur^  geftuitite  iiiirtiUdluDg  il<-!< 
W  'ii^s*  geltcndeti  •)bligationeii-J<eciitä. 

^etridie.   Ober  die  HandelB-OoeellscIiaften. 

a  |iae  U8t r  ;i  t  i  II  II .  A'ivMk.it,  Im  li'lut«->i  iini:  'l>'i  Sti-in]"'luvs.'->;e 
in  ilvi»u  vir>!^M?iti^oii  MM  lilikati'id.n  u.  Jer  gtirichtJichi.-n  Praxis 
•wl  <lör  üircularti  dc^  FiiiaiizuiiiiisiLi>. 

^apafrangos,  St.,  Advokat.    t}ie  Oerichtsbarkeit  M  vm». 

^  liak  j.  Über  <Ua  Eontokorront  nebüt  der  botralTendon  ge- 
ri<*llifl„.n  Praxis 

1  *  1^1  i  1  i»rC  1 0  s  .   (i..   Advifkaf.     Cin-l'  ']]■:    Kc'lii.li  lilh'l  I  s:  hat!  Utiil 

^  ^«^inigtuiu  in  üiiecheiiluiitl;  -itr  VeiIaäM;i  eulwickvlt  luit  üeicil- 
""^^t^  and  Klarheit  die  politische  Situation  Griechenland»  von 
l  ila  beule  (die  konstitutionellon  Veifassungcn  u.  k  v.),  im 
^'^Iciic-h  mit  den  l'-i,'t.  n  ui'.irlru  kli.  hen  Kivignissc?n. 

^     5c ]  1  r>  ro  [-oll  1 .1  >.  .l-nlik.itiiai  im  V/'.lk.'i'iv.  htr-  u:i.| 

^""^^'^^^K-kuiig  rediUkiüfiig.'i  au.->« aiti^^ei-  iu>twlii  iiliJi>.i;<;u  inrh  <io!i 
'****^**»>den  Bealiminungen  unserer  Civilpnowssuordnung. 

^  ^mmlnag  der  Jn&tiz*Oi'set:(e  Griedionlands  iu>lM;t 
der  I*»^^s_        KaBsatiouaigericIrtc«  iiimI  vielen  Aumerkiingen  von 
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Th.  FIo^aTttB.  Bnml  Jl  ciitliillt  das  StrafgeMts,  die  Stfa^rosesB- 
ordniiiig  uml  di«^  strafm  htlicli'-n  Ko8ti:>n. 

Simitis,  l'rivaMozent.  SyHt>  mati8clie  Bearbeitung  den  Uauilels- 
reohts;  illgeiiMiner  Teil  Bd.  U  HaadeliigeBcbftRo  und  KaullAiite. 

Streit,  Pkofesmr.  Die  Cendie-  (Krata>)  Finge  Tom  Stand- 
punkte (los  iiitoirinti  iiinlcii  Rechts. 

Derselbo.   I  iK?r  «lif  St<*llui)K  <lor  (jrns8mA<'htc  im  Völkerrechte 

Tlifütoka,  N.,  Ädvukat.  üericJitlicho  Fnixiü  dea  in  Kou- 
stamtinopel  Okiuneni«dien  PatriardmtSi  betreib  des  Civil-,  Sivehen- 
uod  PiQMBsrpclits  von  t  HO)  1—1896. 

Z 011g «'Ii 8,  Ky  PriratdoMtit.  Von  den  StaataauqgBben  im 
alten  Atlioii. 

Zop 0  8,  Advokat.  Die  Bafiiliken  oach  fieimbocli,  bin  zum 
12.  Buch. 

Z  •  •  g  r n  p  h  o  s,  I .  Abluuldittngien  flbet  die  Knenipolitik  Griedien- 
laadfl  voD  1892—1897. 


Grossbritannien  und  Irland. 
A.  In  Allg«neinoii. 

Referent:  Dr.  Bml  Schüler,  Bnrator  at  Law,  LowkMi. 

»)  BeohtMatwiokeloiig  und  BaoilitMiii0llen.i) 
I.  Btnleitung. 

Die  frflher  irffT<^nh|.'  St.iat>eiiilifitoti  MMi'iiden  —  wenn  audi 
seit  längerer  Zeit  diircli  Pcrsonaliniion  scHiundeiioii  —  I<än4ler: 
Euglaiid  und  tJchottlaad  sind  seit  1707  uutor  dem  Nameu  Orvat 
Britun  mit  einander  vereinigt  und  seit  18U0  bildet  ancti  Irland 
einen  Teil  des  Qesnmt.st;uits .  der  seitdem  die  Besoioluiuiig:  United 
Kingdoni  of  Great  Britain  and  Ii-*-land  liat. 

Während  indessen  in  Irland  Hchon  seit  früher  Zeit  die  eiig- 
liecben  BecbtseJnriclitiingen  eijigeführt  wurden,  hat  Schottland  auch 
nach  erfolgter  Vereinigung  die  Selbständigkeit  deisdben  »tets  anf- 

')  Dem  Wunsche  dor  Herausgei)er  zufol^i>  lasse  ich  (li(<«te  allgemeine 
Datatailnag  dem  BarioUe  Aber  168?  Toianfebea. 
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i«eht  criialton.    Bei  d«r  Darstellung  der  Roebtsentwick«)ung  und 

^•^1  RerlitSf|Uf»llen  kann  ilah--)  KiiLlaini  un.l  Irland  zii.tAnntM^ngefarat 
^'enlen,  wftbrend  Schottland  gelrennt  behandelt  worden  nuten. 

n.  Eaglaad  und  Iriaad. 

7n  England  und  Irland  unterscheidet  man  zwischen  drei  ver- 
schiG<lenen  Reflits(|ii.  il.  n,  die  als:  common  law.  eqiüty  nnd  fsta(at<' 

Oominon  law  i&t  ^Ut.s  ,tlto  Uevv.>)iij;i..  ilaivt-ht ,  iu^uw  it  als 
••Iciie»  in  den  Präjudizien  der  Oericht^hdlo  anerkannt  oder  in  den 
Heri«:>lit-.?n  einiger  aiisBowaliltc]-  rilt«  ror  Schriftstellen  unter  welchen 

Teil    des  öffentlich-  li  K'f  tits  \mh  Eiiii«.iiiiift?>  <i<  >  Sti.ifivi  lit-;  ui:'l 
^*  I*rivatrechta  uuil  K^t  auch  in  den  englischen  K  »1  nu  n  uii<)  Uttn 
Staaten  von  Amerika  weit  verbreitet. 
B2qid^  ist    I  i    <■    mitans' h  iick  für         <  m  luii Isat/.i- .  > 
von    clon  Riehtorn  il-'S  frnh.>:vii  rhau.-; y  < 'i.nrt   nii  il.Turl.'i;!  wuni-ii 
"Welche  unsprün^üd»  iUun  \>e><ü\nmi  wmiw»,  liic  Stronge  <ier 
S^^l&Ktheitneolitlitihen  Niwmen  zu  mildern  oder  die  Hochtsibek«lfe 
oixlentDohen  Gericlitshr>fe  zu  ergttnz«>ii.  Dte^e  QnuMl«ätze  werden 
jetit  j^ji^u  0«^i irlit^liut.  n  ar;L\v\rarMlt  und  bilden  ebeuno  einen 

TeU     dr^ij  Mtifjieschi>4i.':if'ii  Koi-Iits  \^  I.-  ilas  hav.  si.'  \vri-'i'ii 


aber 

*ioch  iinmer  tuu<ii  dem  fi  iiiitieii  >iaiii<.  u  iiif>,tiimieugct;üs-il  utci 
''^'^'^    zu  dem  ati«ngen  Bevbt  in  denutellieii  VcrhältniH,  wie  das 
*^o]ie  jui  pmeloriuDi  zn  dem  jusciriltv  jeflot-h  mit  dem  Unter- 

8c-hie<i^^  dass  di.'  Ii-.>,,nil-ivii  l(.'<'lits  h ,  1 1 ,  ,  kk. ■[<■.>■■  ■.■n  ■\.u\ 
SystO»^  (jg^  ,j:(Hlit>-  üiiu-'l.'ltft  sirA  (Kla-rii  aiil  . jn  /i Ii..  Ii. ■  Ki- 
^'^'^ß"  von  Veitrii^'fi) ,  auf  guiichi.ichu  Vtiliult,  auf  IVilnuK,  Huf 
^'^'^iXngglegung,  auf  Anaeinandersetzung  zwischen  OesellFchaftcm, 
Knv»rj  »njjg  eines  Sequester  u.  &  w.),  noch  immer  oinfr  besonderen 
AWeiinjjg  Obergerichtabofefl,  der  nCbanocry  Division",  zug»- 
sind. 

Statute  law  iat  da*  ycscbu« :l»ene,  von  rtpii  Organen  «fpi-  licAcl/.- 
g<*un^  in  TerftnauDgamissiger  Weif»  festgestellt«  Recht,  das  filr 
^S^Hritj  in  unnntril.r  ii  !i<  IM  1  Rutwirkdung  seit  1235  fortj^'ffülirt 

•''Jen   i^f.    Trlaii'1  iiatf.-  I.is  isiMi  sii;i  .■i^'.'u.-.  .«i.uiit.'  law .  j-d.,.  !i 
"'''^Iton  infolge  ■  iiii  >  14^5  eiiaJWf.MK'n  insciicu  (ipwtzy."*,  das  unLcr 
^^^t-huung  Pnynings  At«t  iKikannt  iM.  auch  ein«'  Anzahl  eng- 
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lischer  Gosetzc  Geltung  in  Irland.  Die  nach  1800  erlassenen 
OoKotzo  golt«Mi  für  das  p-Hainti-  Vereinigte  Königreich,  wenn  nicht 
das  ('i«>gfnti'il  ausdrilcklii  Ii  erwähiit  wird.  Tlwtsilclilich  Jx-stvht  in 
B*'ziig  auf  das  slatvitf  law  pin  erlicMichor  Unter«-hierl  zwisi-hen 
England  und  Irbmd,  da  erstens  der  Verwaltungsorganisnius  »ler 
beiden  Länder  wesentliche  Verschiedenheiten  aufweist  und  zweitens 
infolge  der  Verhältnisse  der  Landwirtschaft  in  Irland  dascUist  eine 
ganz  iHJSiindere  Oesotzgebung  in  Hezug  auf  den  Erwerl»  und  die 
Verpachtung  von  Ornndeigentuni  notwendig  war. 

Die  englischen  Gesetze  werden  mit  dem  Rogieningsjahrc  de« 
betreffenden  Souveräns  und  einer  Kapitel-Nummer  l>ezeirhnet,  z.  B. 
22  11.  23  Viot.  cai».  3."»  (indem  die  in  einem  Jahre  orlas-sonen 
Gesetze  frOher  als  ein  einziges  in  verschiedene  Kapitel  eingeteiltes 
Gesetz  anfgefasst  wurden).  Ausserdem  hat  noch  jedes  Gesotz  einen 
offiziellen  Titel,  welcher  den  Inhalt  —  mit  Beifügung  iler  .lahres- 
zidil  —  angiebt  (z.  B.  I*w  <>{  Property  Amendment  Act  1859; 
Companies  Act  18G2;  Conveyanring  Act  1K81),  und  endlich  giel»t 
es  noch  unofHzicllc  im  Gebraudi  cingebfirgorte  Titel,  welche  ent- 
weder den  lTrhel>er  di's  (Jesotzcs  bezeichnen  (z.  B.  I/ord  St  Ijoonanl's 
Act,  Micliael  Angolo  Taylor's  Act  n.  s.  w.)  oiler  auch  —  ähnlich 
wie  fK?i  dem  S.  ('.  Mac^'ilonianum  -~  die  Person,  deren  Verkcliith»^it 
zu  «ler  lM>tn?ffondcn  (iesr>tzgcbung  Anlass  gaib  (/,.  B.  ist  Thellusson 
Act  der  Titel  eines  Gesetzes,  das  die  Dauer  tt>stamen tarisch  ver- 
fflgter  /iins-Akkuniulalionen  einschränkt  und  inf«>lge  de.«  vi*-!  Auf- 
sehen erregenden  Testaments  eines  Hen-n  Thellusson  erla.ssen  wurde). 

K<Mlifiziei-t  sind  nur  wenig«»  Teile  iles  Rechts.  Es  gehören 
hierher  das  Weehseln-cht  (Bills  of  Exchange  Act  18S2  —  45  u.  4G 
Vict.  tap.  61);  das  Rwht  über  Warenverkauf  (Sale  of  Ooods  Act 
1893  —  56  u.  57  Vict.  cap.  71)  und  das  Recht  der  offenen  Hitndols- 
geselLschaften  (Partnership  Act  1890  —  53  iL  54  Vict  cap.  39). 
Nicht  zu  verwtHihseln  mit  diew'u  Kodifikationen  sind  die  sogenannten 
Consolidation  Acts,  welche  nur  den  Inhalt  frflherer  Gesetze  zu.sammen- 
fassen,  aber  die  gewohnheitsrechtlichen  Regeln,  ilie  sich  auf  ihren 
Gegenstand  beziehen,  unberficksichtigt  und  nnberdhrt  lassen.  Unter 
diesen  Consolidation  Aets  treten  besonders  hervor  die  grossen  straf- 
rechtlichen Sammelgesefze  von  1861  (Larceny  Act  —  Malicious 
Damage  Act  —  Forgery  Act  —  Coiuage  Oflfenccs  Act  —  Offenoes 
against  the  Person  Act  —  24  u.  25  Vict  cap.  96—100). 
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XSn  Qnwdgesetit,  de^ien  Amleining  duirh  <1io  gewöhnlichen 

-Vof hinloti  tlfr  0('>'-tZL'"lititiL:  i:rniV'Lrlii  n  \\.'iv.'.  "  xi-ti-Tl  !ii  KT^bini 
"ifht.  Das  Ptigliscib'  V.  rt,».-r~iii:usi •  •  hl  liviuli!,  xvu;  U-iciI-s  »  iv\aSiat, 
Mim  i^rmbi^en  Teil  uui  «tuuuiüt.  k»w,  ist  aber  aiu'li  tdiweiso  in 
<3enets«a  enthalten.  „Hngim  chai-ta"  flmlet  mt'h  in  der  ..Statutes 
*f  the  Retdm"  genannten  QesetatsaDitnlm  -  n.i  i  •  ijenso  in  den 
j,Revi><»-.f!  I^tnttites'-  III  'l-'f  F  im^  v.p'lrln-  ■li-'s--  i<<-~vi.'  im  Irt'ir.' 
1297     (|iii-c-h  25  K'l.   1    eiUiull.     \«n  lii-*üiitlt;iiei'  Vi'rliisbuiigMW;hl- 

lidker  "Widitigkeit  ist  auch  die  Act  of  Sottlonifnt  von  1700—1701 
(1^  1«.  13  Will  3  cap.  2).  Diese  Gosctju;  können  in  dersellien 
Weifso    widerrnfen  nnd  al^geandert  -werden,  wie  alle  «nderan 

(Tm    den    l'mf.Uli;    'l-'I'   rn'v't/-;(|iiliilii:ii^    :tl    l!iri-s;i;v!l   t ',1  v!i7.i'i. 

zu  luilten.  wmlen  vim  /-  it  ,-u  /"ii  .-joy^ u.u. iiiu  Si,tiuie  l^w  iif\ i[>i<..it 
Act*  t-iii»ss*;ii ,  wcI  Ik  uh&olcio  o«Jei  i-e<hiu<lant<j  ßestimnmnf^>n  in 
Mhoron  Oeeetieii  bojieitif;««.   Feracr  wini  im  Auhmee  t\ov  Re- 

piotn  1 , , piiic  SamiiilimL-  hi-ratiBgegelfi: .  v/.'l  ii"  i;tii.':   -I-th  Titol 

•,Tlt«>      Statut. Uevif^.'l'   ■Iii     r,.  -..  t.'r   ih    ilri    ililli  li    iih-   SlatKI.'  l^iw 

Üev^itäi<j„  J^^.^^^  ftjgtgeMteiittii  i'"<inii   miU-v   Ui  nK.kt<H:litigiii»g   ilvr  ii) 

Anderlei))  Gesetzen  enthaltenen  Wi(Iemifnii),'en  und  AliAndcniHßeii 
***^^tTgiebt.  Di«  «weite  Anfinge  dieser  Siimntliing  bringt,  soweit 
«18  kioi        efselüenen  ist,  die  Oesetie  In«  187.'». 

f^\^r  (\w  Interpretation  der  (ieHctxo  vfUrdeH  von  Zc-it  ,  n  /.  it 
Pf-'<*t3il         B<.'»tiiniiiui:,urti   nl^is-..!: .   'Ii.'   i,.  ii.'filin^--   in  Itiivi  - 

jiret^  ltji>U  (02   u.   üo   Vii.'i.  caj).   (...>y  /u.^ttiiaiKiigi  liuv-t 

^'"'^^ti.  Qritaere  Oesetxe  enthalten  i^ewfihnlicb  eine  Itcwnden; 
^^x^retiyoitddausel,  in  welcher  di<^  im  Texte  gebranoliten  tet'h- 
'""*^*^ti  B«Miobnutigen  der  Reihe  nach  erklärt  werden. 

Im  rbrigen   riii'iss.'n    l.-'i    <i.  i    liili-rpi.'l.itiMi;   s.  i   O.-^.  1>:<-  und 
l'"«-:-f.-»t,.lllint,'  (Ifl    i;v\v..lilil;(  itsr.  i'lilli.  iliT    H.'e-'Sii    iIi-'  1 'l  vi  j  If  1  izr 

^  *^i>richl«hQfe  beiüciksicliligl  wenkfiu  l'iitjiiili/.HJii  . mc-  üU-i- 
^*^vieten  «der  beigeordneten  Gci'iclitshefeü  sind  ffir  den  ent* 
'^*'*^'*1«iid«n  Oeriehtshof  stets  bindend.    Die  dui-ch  dai«  Honse  cl 

in   seinor   Ki-iT,-..'h;ift  als  h.*^.  )i~t iii^t:ri7ll.'I--T  Otirirhtshof 
^"^erj^legten  Rtxvlu  k^Himen  nur  durch  die  (irMJtzg«l>utig  um- 
werden. 
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III.  Schottland. 

In  Scliottliind  untei'sclioidet  man  mir  zwischen  Gewohnheits- 
rec*}it  und  Statute  law.  Ein  doin  gcmoineii  Recht  entgcßcngosetztes 
SyRtent  der  Billipkoit  tn^steht  dasolbst  Jiirht.  Der  Ausdnick  mntinon 
law  winl  in  neuoi-er  Zeit  ffir  Gowohnheitsroc-lit  angewandt,  früher 
war  er  gleichbofleutond  mit  rüniiw-hem  Rci'ht  und  wird  in  <iio8em 
Sinne  in  ver8<3hied«^nen  im  sechszehnten  Jahrhundert  erlassonon  Oe- 
setzen angewandt.  Übrigens  bendit  das  schottist^he  Oewohniieits- 
recht  znm  grosRon  Teil  auf  rOniischcm  R<X"ht  und  unterscheidet 
sich  in  dieser  Boziohung  wesentlicli  vom  englischen  Kwht,  nament- 
lich auf  den  Ofbicten  dos  Familienro-hts  und  Erbreclits. 

Die  vom  fM'hottischen  Parlamente  crla-ssenen  Gesetze  l>eginnen 
unter  der  Regionmg  des  schottischen  James  I.  (zu  unterscheiden 
von  dem  englischen  James  I.,  dessen  schottischer  Titel  James  VI. 
war)  im  Jahre  1424  und  gehen  bis  1707.  Von  dn  an  besteht 
das  schottische  Statute  law  teilweise  aus  Gesetzen,  welche  fiir 
ganz  Grossbritannien  bczw.  für  da.s  ganze  Vereinigte  Königreich 
gelten,  teilweise  aus  solchen,  ilie  vom  ParLimente  des  Gesamtstaats 
nur  fflr  S(;liottland  erlassen  wiinlen.  Einige  iler  wichtigeren  neueren 
Gesetze,  wie  z.  B.  ilie  Gewtze  ülmr  .Vktionwespn  von  1802  -1890 
und  die  Fabrikgcsetze  von  187K-  189.'i.  gelten  filr  das  ganze  Ver- 
einigte Königreich,  wohingegen  fast  alle  in  «las  Verwaltungsrecht 
eingreifenden  Gesetze,  wie  die  meisten  Gesetze  über  Konununal- 
vei'>\altung,  Gesundheitswesen  und  lrr»'nwe,sen  filr  die  drei  Landes- 
teile in  versehitMlenen  FiiKsuiigen  erlassen  wiutlen.  Die  bereits 
erwiUuitcn  Kwlifikationen  über  Wecliselivcht ,  Warenverkauf  und 
Oesellschaftsrecht  gelten  —  von  einigen  Sonderbestimmimgen  fflr 
Schottland  abgesehen  —  fflr  das  ganze  vereinigte  Königreich. 

Für  die  Interpretation  der  Gesetze  ist  die  bereite  erwähnte 
Interpretiition  Act  1889  auch  in  Schottland  massgebend.  Auch 
l>estehen  in  Schottland  in  Bezug  auf  den  bindenden  Charakter  der 
Präjudizien  ähnliche  Gnuid.sälze  wie  in  England  und  Irland,  wobei 
der  Umstand,  dass  da.««  Home  of  Lords  höchste  Instanz  fflr  alle  drei 
Länder  ist,  nicht  imberdcksichtigt  bleiben  darf.  Da  dieser  Gerichts- 
hof nicht,  wie  dies  z.  B.  liei  dem  deutschen  Reichsgericht  der 
Fall  ist,  in  ver^chie<lene  Senate  eingeteilt  ist,  sondern  in  dersellten 
persönlichen    Besetzung   Qber  englisch-irisches   und  schottisches 
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Hecht  zu  entsclioiilen  bat,  itA  eine  AnnAheniing  der  beiden^ts 
ttiassf^Umden  Grumisfltze  nnvpmi'  iilli'  Ii  und      kommf  nicht  w  lt  Mi 
vqv,  cUss  ai»ch  bei  deii  ücboUischeu  Untergfiicliteii,  .-ulljst,  weim  i-« 
■icli  um  i«iu  BchottischM  Rächt  handelt,  analoge  eiigliaohe  Ent> 
4cboi<langen  zor  Erlintwan;  herangexogen  «erden. 

b)  Gesetzgebung  de?  Jalires  1887. 

I.  EinliMtiiDg. 

L'nter  den  sozial-politiscbeu  Ucseüscu  (Mc^es  Jahres  uiuiint  das 
^'^pficfatgeaetK  die  herromgeiidBte  Stelle  eat,  auch  sind  die  Qe> 
zum  Sfhiitx.  von  Kiudcrn  (Dangerotw  Peifonnanoea  Aot  und 
^"^^»t  Lifp  I'ro1i:^-tion  Act)  !i''nK»ik>  iiswert. 

"\V'&hren<i  dieee  Gesetze  die  refürniierende  Tendenz  zur  (jol- 
tiuis'  Idingen,  welche  den  Schatz   der  wirtachaftlioh  Schwachen 
^"     <I«ii  Aulgaben  dm  Staats  lechnet,  tet  das  Oeaeta  fiber  Er* 
^'^liiiiigswcaeni  velchee  den   konfesj?ionellen  Schulen  wesentliche 
*"^'*li'.-tii,'itngpn  gi?wähi't,  eine  Konzession   an  ilif  konsen'ativen 
•"»«i    kienkalen  Auhäager  der  gegenwärtigen  Kegierung  und  das 
^®^^ta  ge!gm  die  Emfiihr  von  Waren,  die  in  anawlitifan  Gef&ng- 
uisi^OQ  ftihriziert  «erden,  ist  eines  der  „kleinen  Mittel'*,  diinh 
""^«ilie  die  SchiitxzöUner  befriedigt  wenlen  sollen. 

Ljt»pmlpmn  Kinfln-s4-'n  vrnlaukt  da«  Ocsetz  nU^r  iI'Mi  EtwitIi 
Onindeigentums,  wek-hes  der  erste  Schritt  zur  «wangsmäseigen 
des  QmndbiicbweseuB  sein  soll,  seine  Entstehung. 
^Ebenso  vrä  in  deaa  Bericht  fQr  daa  Jahr  1896  folgt  nach« 
ste>)^Qji,l  oino  0esamtt)bei8icht  Aber  alle  und  rine  Einieldantelliing 
^cbtigereo  Oesetae. 

««MuntSbenddit  Umt  die  ia  der  8itenngip0rio4«  tsm 

(eo/61  Vict)  erlueenea  Gesetse. 

Cap.  1  (K).    I/H-al  GincmmpntM  (Ändert  die  paoMve  Wahl- 
^^^S^keit  bei  den  QeoieiDderatüwahJen). 

')  Der  Zumtx  „Act  1807",  dor  sich  boi  dem  Titel  aller  Qmeize  findet 
Local  Government  Aot  1897),  ist  b«i  d«D  im  Text  ««^(»DOiumeDen 
!^^^i«-bnuagen  woggolaasen.  Die  Geaefaw,  die  nur  fOr  einen  Ltndestdl 
^^'»ig  haben,  sind  nach  der  Kapitelnunnner  mit  (E)  (8)  oder  (I)  bezeichnet 
.  ^j««iig«D,  bei  weloheo  eine  solcb«  Beceichoang  fehlt,  geJteo  liur  das  Ver- 
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Cnp.  2  (I).  Coiuity  Diihiin  Siirveyoi>  (Mrifft  tiii'  Kiueuuuiig 
gowisiier  Kuinmuuulbeamten  in  der  üraiscltaft  DubUu). 

Cap.  3.  Army  Anaual  (Qesets  Ober  daa  gteheade  Heer.  Ein 
aolchea  Gesetz  ist  stot«  nur  «in  Jahi  laug  in  Kraft  Seit  1881 
sind  «lie  BestimiumiKen  desHelln-ti  iiiivf-iändert  >;ebliel»en). 

Cap.  4.    '"'oiisnlidaliMl  Fiirifl  (Vr-trifft  -Ion  St,iafshatts!i.-»!tl 

Cup.  5  (E).  Voliintary  St  hoois  (bewilligt  Uuleratützungen  an 
gäwifise  EleineutoraihiiJcii.  -  Vgl.  ESnaddarateUmig). 

Chp.  6.  HUitnty  Lands  (gewahrt  den  freiwilligen  Landwebr- 
Kotps  gowiaee  Vergflnatignngen  in  Bönig  anf  die  Anfnahm«  von 
Darlelien). 

Cap.  7.  Miüfarv  Works  (ormäohtigt  «lio  Ifi  UM.  riiug  zu  gewiesen 
AuBgabeu  fllr  dio  Landesverteidigung  luid  zur  Aufnalunc  von  Dar- 
lehen xnr  Beacbairiuig  der  Mittel). 

Oap.  8  (S).  Tmatfl  ^Seotland)  Aot  (Novelle  zu  dem  «ohottiBchen 
Gesetze  (Iber  Kiddkonunisw  von  1867  —  bringt  nur  geringfOt^ge 
Ändern  Ilgen). 

Cap.  9  (Ej.  An  üdeiUX)ur.v  «f  Cornwall  (betiifft  di»?  Dotierung 
eines  kirchiioben  Amtes  in  Comwnll). 

Cap.  10.  Eui  India  Company*»  Officers  Superannuatlon  (be- 
triJft  die  Pensionierung  von  Beamten  der  frUheren  £at»t  India 

Company). 

Cap.  11.  Hej;ular  and  Eiders  Widow.s  Kund  (betrifft  die  Cbei^ 
traguiig  i,'t'wiK.-^er  Witwenknaseu  an  die  Staatj>behörden). 

<  ajj.  12  (S).  Bailway  Assesson  (Sootland)  Supetannuation 
(betrifft  die  PenBionierung  gewisser  Staataboamten  in  Sohottland). 

Cap.  13  (S).  Bdinburgb  Cnivcrsity  (Transrer  of  Patronagf)  — 
(betrifft  dius  Ernenniinir'T.  lif  zu  d.  ri  I'iT,f^-s.surea  für  fiotanüt  ond 
Naturwishenw'liaft  in  U»'r  erwülui1<>ii  Ciiivfi-sität). 

Cap.  14  (E).  Metropolitan  i'uliw  Courts  (Uolidays)  —  (be- 
trifft die  Sddiesanng  der  hauptstädtischen  Fdizeigeriehte  an  ge- 
wififit^n  ftfrentlichen  Feieii^igen). 

Cap.  IT).  Niivy  iunl  Maiin-p  (Wills)  —  {Novelle  zu  dem 
gleichlautenden  UeMjtze  von  1865  über  die  lünichtung  von  Te»>ta- 
menten  durch  lli^B^er  der  Flotte  und  Seesoldaten). 

Cap.  16  (B).  Mementary  Education  (bewilligt  UnImtDtxungen 
an  gewisse  Elementarschulen.  —  Vgl.  Einieldaistellung). 
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C'ap.  17  (I).  Siipivm*-  Coiirt  of  Jutlicatun-  (In-laiul)  (No- 
velle XU  den  Judieatui-e  (It-eland)  Acts  von  1»77 — 1808)  —  (brmgt 
«ine  vmwesontUche  Anderuug). 

dp.  18  (E).  JiiriM  Detention.  (In  Eta|^d  galt  Uaher  die 
rol,  (lass  bei  der  Verlutiidlung  llboi*  gewisse  schwerere  Delikte 
die  ( i  vsrhwop^non  sicli  nicht  trennen  diuften,  oli'-  sie  ilitvn  Wahr- 
s|)t-uc;L  abgegeben  liutten,  in  der  All,  daas  sie  bei  Verhandlungen, 
*^  meluvre  Tage  dtnertan,  irthrand  der  Naoht  in  etnom  bfloach» 
I>.irtei2  OaaÜURMe  «iDgespent  werden  mnasten.  Daa  vorliegende 
0t>>;«3tz  ennflchtigt  ilen  Richter  Ton  dieaer  Regel  im  Einadialle  IKs- 
I***s»tion  zu  ei-teilon). 

Cap.  19  (K)  u.  (I).  I'reiei«ntial  Puyiueuts  in  Bankruptcy 
Amendneiit  (deluit  die  TomigaMchto  bd  der  Auflflaung  inaolventar 
^^^leiigeaelkchaitoii  in  der  Art  aaa,  daaa  aie  den  privitegiertien  For- 
fle^rni^gpen  auch  in  Bezug  auf  die  duix-h  Oeoenil-Hypotliek  TOT« 
P^^Klt'trn  Ol)jckto  «ien  Voining  oinnluint). 

Ca[>.  20  (I).  Quurter  Sessions  Jurors  (Ireland)  —  (^Trifil  Vor- 
^'^'ttngen  gegen  die  annStige  Bemfong  von  Geaohworenen  bei 
8*^*^a8en  atrafrechtlichen  (rorichtaliOfNi  in  Irland.) 

Cap.  21  |K).  M.  rs.'y  ("haiint'ls  (trielif  chn-  Krone  erewisse  neue 
ßt-fUgnisse  in  Hezug  auf  dii'  zur  V.Tiui'iilutig  von  Knllisionoii  von 
^Hifjjja  IQ  der  Mündung  iler  Mor>vt'y  zu  beulwchtcndcn  Voreichts- 


<"ap.  22  (S).    Market  Oardenei"s  Compensation  (Scotland)  — 

(-^"«jv^lle  y„  ,i,.r  Aprifultural  Hol.linffs  (Scotlanri)  Act  1883  — 
*^^<eitert  die  Kochte  der  Päeiiter  von  GemQse-,  (Jl>.-t-  luul  Hlunien- 


*n  in  Schottland  in  Bezug  auf  die  Entschädigung  für  dauernde 
^^Oorongen  u.  a.  w.). 

Cap  -23  (K).  Extraordinarj'  Titho  (Novelle  zu  der  Extras 
"^^narv  Tithe  äedomption  Act  1886  —  betrifft  gewiaae  Kircben- 
'^^'Uten). 

Gap.  34.   linanoe  Act  (betriflt  den  StaatahaiMltalt). 
(kp.  25  (E).   FMent  Office  (Bztenaion)  —  'Osiebt  dar  Regie- 
"^'tf?  Expmj  riationsn  I  hte  h.  t(.  w.  im  Zuaammeohang  nit  dem 

tu  des  Patentamts). 

Cup.  26  (£).  Metropolitan  Police  Courts  (Novelle  zu  den 
^^^tx»politaD  Police  Acte  1829—1895  —  trifft  neue  Beetiminiuigen 
'^t*  die  Baatreitung  der  Kostoi  der  bai^itetadtiadhen  Polinigeridito). 
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Cap.  27  (E).  PuUio  OiBoM  (Whiteluül)  äite  (gieU  «ki  Re- 
gierung gewisse  Eqnopriatiaiiiradito  u.  s.  w.  im  ZaHmiiMiiliuig 
mit  dem  Bau  eines  neuen  EriegimiiliBteriiinis  und  anderarBegieningB» 
geblode). 

Ca|».  28  (E).  Poor  Law  nffii-ei-s  Siipfranniiatioii  Act  Amend- 
ment (Novelle  zu  dem  gleichnamigen  GfsPtz  von  1896  —  vergl. 
Jahrbuch  III  S.  452  —  emi&chtigt  KraiikeupHegcrinuen  auf  diu 
Beetimmangen  des  Hkuptgesetsee  la  vendditn). 

Oapu  89  (Ef).  Poor  Lew  (betrült  die  AiAiatame  von  Derteten 
dnroh  die  Behörden  der  Ai-menpfloge). 

Cap.  30  (E)  n.  (]).  l'oVu-c  (rVojicrty)  —  (l..  trifTt  ilir  \Vir,lf.r- 
erefattung  gc^trihlener  in  den  H&nilen  dor  Polizei  boändlicher 
Gogeuat&nde). 

Gap.  81.  ClnnBing  of  Fbraons  (gestattet  Pnaonen,  weldie 
(hiK-li  rngeziefer  belietigt  sind,  die  unentgdtliohe  Benutinng  Oflbnt- 

lifhi  T  Hciriignngsapparate.  Dif  IV-mitznnp  Hnldior  Appanitf  unter- 
wirft den  Patienten  nicht  den  Fnlgen,  w  elche  sicli  an  tlie  liiauspruch- 
nahme  dor  öffentlichen  Ariuenpflege  kndpfen). 

Cap.  32  (E).  Schock  Board  Oonfarenoe  (gestattet  den  Mit* 
gliedern  der  Kommnnal-SchiübehOrdon  KooferenMU,  welche  sich 
auf  die  Vcr^valtung  ihreti  Anifs  1  •  /i'^hm,  atif  Kosten  ihn  r  Bfhönlr 
tu  besuchen  nn<l  gestattet  dii-M  ii  Hohrnilen  auch  Beitiügo  zu  don 
Kosten  derartiger  Konfci-enzen  boizu«iteucn)). 

Cap.  33  (E).  Haie  of  Uan  {Ctmtk  Building  and  New  Pteishes) 
—  (eridlitt  daaa  die  Virinamkeit  gewisaer  eogUclier  Oeaelae  Ober 
Kirchenliau  un<l  die  Erriohtnng  neuer  Sirdi^ele  aidi  nicht  auf 
die  Intsel  Man  ei>>tn'cklV 

Cap.  34  (S).  Mnuiipal  EIcctioiiH  (Sootland)  —  (beti-ifFt  die 
Beoutsung  too  Sohuliftumen  fOr  KommvnalwaUen  in  Schottland). 

Gkpt  85.  Naval  Woiks  (ermlditjgt  die  Regierung  lu  Bauten 
in  Seehafen  fHr  die  Zwecke  der  Kriegsflotte  im  Gesamtbeträge 
▼on  etwa  £  17'  ^  Millionen). 

Cap.  3ti  (I).  Uutdoor  Uelief  (Ireiand)  —  (erweitert  zeit- 
weilig die  Befugnis  der  Armenpflege -BohOrdeu  in  Irland  zur  Ver- 
teilung von  Uols  lud  Nalutmg  auaserhalb  der  ArmenUluaer). 

Cap.  37.  Worimen's  Cknopenaation  (HaftpflioktgeaetB  —  t^L 
Blnaeldarrtellung). 
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Cap.  38.    Public  Health  (Scotlmd)  ~  (OflBtuullind^flege  in 

iJchottlaiKl  —  vfrl.  Einzeklarstellung). 

Cuji.  39.  Yorkshin-  Coronen^  (t.i  trifTt  (li>'  Erii'-niimiir  von 
Coroner»  [Ucamtuu,  welche  bei .  uuregflniääaigun  TüdesMlen  die 
nntermduingen  m  Mten  haben]  in  den  vanahiedenen  AbteQnngeii 
<>er  Onfnbsft  Yodt). 

Ckp.  40.  Local  Government  (Joint  Committeea)  —  Novelle 
zur    X.i4Mal  Ocvernment  Act  1894  —  bringt  eine  gehtigffigige 

Ckf.  41.  Poet  ofBoe  and  Telegraph  (Novelle  au  den  Poet 
OfBoe  Aeta  1837—181)6  nnd  den  TUegiaph  Ada  1863—1892; 
•  rwoitcrt  <lie  Grenzen,  innerhalb  veksher  Depaeolun  ohne  Boten- 
if^'niir  alizuliofern  sind). 

Oap.  42  (E).  Metropolitan  Police  (Horrowiug  Powon»)  ^betrifft 
<l»  ^«i&aluae  von  Dailehen  ffir  die  hauptaddtiaoiie  IVdiMibehöitie). 

Oap.  43.  Military  Manoeuvrae  (giebt  den  HUitlriiehBrden  er^ 
weite Bcfn<;ni;jse  in  Reziig  auf  «len  Zuti'itt  zu  Onuulstfleken  und 
^  IS|.erriiiip  (U'isi'IIm'u  n.  k.  \v.  fflr  <lie  Zwi-ck"  niilitärisHiPr 
^••»Sfu  welche  indessen  (Inrch  königliclie  Veroixlnung  iu  zeitlicher 
^   Ovüicher  Begrenzung  genehmigt  werden  mflaecn). 

Oap.  44  (E).  IKatriot  Coundk  (Water  Supply  Ikdlitiea)  (er- 
I-Kht,.rt  die  BeM-hafTmig  der  Mittel  fOr  die  Brriditung  fon  Waaaer- 
leitiii,^^^  in  ländlichen  Bezirken). 

*  "«ip.  4r».    .\ifhdeai-onr-\-   of  Iy<in(l()it  ( Additional  Eudowiueot) 

«lic  Dotierung:  eines  kirchlichen  Anifa«). 
C^ap.  46.   Weights  and  ICeaaurea  (Metrie  System)  (Novelle 
zn  de,,  Veighto  and  MeMuraa  Acta  1878—1893  ^  geatattot  die 
B*"»«t5t»infr  von  Massen  und  Oowiehten  nach  dem  metrischen  System.) 

^^«p.  47  (E)  und  (S).     Vitlnnteer.    (Novelle  zu  der  Volunfeer 
^    1  863  —  betrifft  den  Erlas»  von  Massregeln  in  Bezug  auf  die 
^"^""^«iiliterhaltung  der  Diaciplin  bei  der  freiwilligen  Laudwehr). 
Oap.  48  (^.   Stipendiaiy  Mi^^alratea  Joriadiolaon  (Bootland) 

die  Befiigaiaae  der  Polizeirichter  in  Schottland). 
*^«|».  49  (S).    Parish   Councils   Ca.snal   Vacancies  (Reotland) 
f^^^^lle  zu  der  Ijocal  Governement  (Scofland)  Act  1894  —  bo- 
«lie  WiederbeseUung  erledigter  Stellen  bei  den  Qemeinde- 
in  SdMttlaBd). 


Cap.  50.  (S).  liicensiiig  Anieii<liiient  (Scotlaiid)  (Novelle  zu 
den  LicensitiK'  (St-otbnd)  Acts  1H28-  -1S97  b.;trifft  <lie  Erteilunjf 
von  Konzcsbionen  fflr  den  Verkauf  von  Konfekt  in  Scliüttland). 

Cap.  51.  Public  Works  Louns  (Novelle  zu  de»  Public  Works 
li<«ins  Act  1875  und  der  Natiomil  Debt  nnd  L(K-al  Loans  Act  1887 
—  betrifft  die  Aufuiüime  von  Darlehen  fflr  öffentliche. Arbeiten). 

Cap.  52.  Dangerou.-.  Pcrfoi-mancfs  (betrifft  gefährliche  Soliau- 
Btellungen,  bei  welchen  Kinder  mitwirken.    Vgl.  Einzeldarstellung). 

Cap.  r)3  (S).  Congested  Districts  (Scotland)  (eitiennt  eine 
Kommission  fflr  die  Verwaltung  der  /.n  Melioriationen  in  armen 
Bezirken  in  Schottlanrl  —  mit  EinHchluss  der  .lahrbuch  IQ  auf 
S.  J55  erwähnten  Summe  —  bestimmten  Beiträge). 

Cap.  54.  Expiiiug  I^ws  Continuance  (erneuert  eine  Anzahl 
ablaufender  Gesetze.  —  Vgl.  Jahrbuch  III  S.  452). 

Cap.  55  (I).  Wicklow  Ilarbour  Advances  (bewilligt  weitete 
Vors<-hfl».se  für  dun  Au.sUiu  des  Mnfens  in  Wicklow  in  Irland). 

Cap.  56  (E).  MetniiK)liB  Water.  (Novelle  zu  den  gleich- 
namigen Gesetzen  von  1H52  und  1871;  ermächtigt  Indiviiluen  oder 
Knmraunalbehörden,  vor  der  Eisenbahn-  und  Kauaik(»mnussion  Aber 
die  Wasservorgorginijr  dinx-h  dit!  liauptHtädtischen  Wa.seerleitung»- 
gv^Hells<;lutften  Klage  zu  fflhren). 

Cap.  57.  Infant  life  protcc^tion  (richtet  sich  gegen  die  soge- 
nannte Engel-Machcrei.    Vgl.  Einzeldarstellung). 

Cap.  58.  Cotton  Cloth  Factories  (Novelle  zu  dem  gleich- 
namigen Gesetz  von  1889  —  ennft«  htigt  die  zuständige  Behöi-de 
zum  Erlas«  weiterer  gesundheitspolizeilicher  Bestimmungen  fflr  «lie 
Baumwolltuchwebereien). 

Cap.  59.  Mercliant  Shipping.  (Novelle  zu  dem  glei<-bnam)gcn 
üe.setz  von  1894.  —  Vgl.  Plinzeldanstellung.) 

Cap.  60.  Clmff  —  Cutting  Machines  (Accidents)  —  Schreibt 
Vorsichtsmassregeln  in  Bezug  auf  die  B<*nut7.ung  von  Sti'euschueide- 
HiiLscIiinen  vor). 

Cap.  61.  Merchant  Shipping  (Excmption  fnnn  Pilotage).  (No- 
velle zum  .Merchant  Shipping  Act  1891  -  hebt  die  in  letzerem 
Qe«etz  in  gewissen  Fällen  zugelas«;cne  Befiviuug  vom  Lootseuzwang 
für  einige  die^icr  Fälle  auf.) 


Ij2  (Si.  Kiiii<  .*tiiin  iSrnthinili  i.'iüluili  aiiti;i'  ':i-'  Hi-stiiiDnui.ui-u 

iür  ScIioUkuul  %vi>   die  Mti.  n  .  iwuJjUte  VolutiUirj  bcho«»!»  Act  iny? 

far  Bngluid.  —  Vyl.  E);i/..,ldar8tellung), 

Cup.  63.    Foi^ign  Pränn  inade  Ooo^ls.    (rntei«igt  «11«^  Einfiilir 
voii  W 

fuiffOfei-tigt  siivl,     Ausl;.  iK.inm.-ii  >ind    ].   lüiii-itw  ,11.11,  \V,l;vii, 
*lic   nitJu  fQr  liaiidele/. wecke  impMrliit  weixii-ti,  3.  \Vui«n  einer 
<ih  m  Engiand  nicht  fiibriueit  wiitl). 

Otp.  04  (I).    CoiiHtiibniary  (Irolaiid)  (Novello  211  den  gleich' 

nattii|5,eii  Ge9ei/.4'ii  vm,  1s::(;--1hS5  i-i^t  'Ii.-  fHllior  ffli- di« 
Polizei raannscbuft  in  Hi-\ti>>[  f.-.-tu.  r-ri..t,-  M.iMm.ilvalil  1, 

Ottp.  öö  Lujtd  '1  m(ir.t',-r  l^n.>vl.•)]lJ  /.u  <ieui  jjieictiikaiiiigeii 

von  1875  andßrt  da»  Kccbt  nber  den  Erwerb  des  Orond- 
«ffBntiuna  —  vgl.  Einieeldarstetliing). 

<-'a|..  6ü  []\.    Sii|,i,in.'  (•.,iiit  of  Jmlh.irii.  (IreUnd)  |X.  'J) 
(.%v«_»|jp,  2„        ,|,|,ii,.,auiv  UivLiii.n  Ah.  1W76— 188«;  iliiiiorl  die 
i/i^  u  i.-j<  !ici;  Ul/i'ig«'i  iviiU>;. 
Oap.  67.    Ä|fproj>riatH>n  (hctrifft  <len  HtmttshausliAlt). 

IIL  Kjn/eldikr>itolliiii^  der  wk-liii^oit  liesetze. 

;i)    II  •>  t  t  |i  t  1  I  ,■  Ii  I  -  .•  >.--t  Ä      'ni..  :i7 
tJrwäilUtf    (ic-aCtii    ln.M,-ltl>;t    tili    j^v.V.  It^C'V.    licw^  I  lK:   illi"  -Ml,-^- 

dw  früher  LeMtelienden  üiuitandc»,  tit  desseci  Versttindnis  e» 
ziinfioljg,  „ßtjg  k^stohondo  Hecht  lu  Ije6chrei)«ii. 

sich  l-:«:  iliin-ii  -Ii.-  »M>ii-iit>i  •.•;i\i>  --.wmIiI  in  Kn^liii:-! 

""^    l»*lan<l,  al>  inc  li  in  .S.-tiMtil.m  i  mii  Li/t-nTn  I .,i(Ml.v>t(_-ilt--  j«---!'»'!) 
>•*  Folge  <Jeb  Maclite|>iueh8  ilr-.-,  Hutuf  -  f  Lui  is)  entwickelt 
Wibrend  nftnilk-h  eiDem  FixMndcn  |i!!eg<>nüber  der  Unter' 
n»tirr»rT.,.  jg^.  ^^^^   Sclui'ii'ii   Irili.'i,   wi  h  iim   ihm  «In   Arl-  i'.  ■  ^ 
l«it*ilnt»n  wÄhiviM   'liT   Kl  f  II  Iii  Ml.'    -rin-!    IMln  htm    in   f:iln  1:.,.>il- r 
Sufllgt,      svlalai  <lfii  »■Iguiii.ii  Ari»t;ilci'n  K^'M"- cid  <T  '  itii    di  r- 
''l®^    Haftung  läcjit.    Mau  nannte  dies  di«  „Lohre  der  fjeim.'iii- 
tli^hgn  Vwwcn<limg^  (Doofrinu  of  coitimoii  employinoiit),  welcliyi- 

*^»ck  indt>>><-ii  invfiilii-l.  d,i  i'..^  jluf  oiln'  u'''ni"iii-i  |i.i|rlu'li,-  V.  r- 
p,,.  ;iti|^,)iii,  s!.-id-'i  II  um  <lLiiMut  .  ■:■]<■  Al  l  .  in  r 

*  '^•^GiiHte  de&tÄ'ilx'H  l  uleiutliiiifia  siuiidrii  [i.  Ii.  <  lii  l/<ik"iii<»tit- 
'**>  der  infolge  dea  Versehens  eiue»  im  Dienst«^  dervt^llieti  Kiiwii' 
' "  OeaeU^cbaft  ateheoden  WeichenstcUci-»  verletzt  wurde, 


sc 
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kdnen  Antpruch  auf  SelukleBaenBtK).   Die  ünanifriedmbeit,  wddie 

infolge  dicsoH  Rt>ohtäzustandes  sich  vt;rlireitete,  führte  zum  Erlass 
der  Employei-s'  TjaMlity  Act  IHHO  (43  u.  44  Viot.  cnp.  42).  welche 
un^prOiigUdi  nur  7  Jahi«  kn^  gültig  sein  «Milte,  uacJi  Ablauf  der 
vtttgewluMbeneii  Z«t  aber  i-egelmSssig  von  Jahr  tu  Jahr  «nienait 
wird  (Tfl^  hkraber  Jahrbuch  m  8.  452  a  v,  Expifing  Law»  Con- 
tiaiianoe  Act).  IHcmb  Gesetz  t^^icht  sich  auf  sämtliche  Hand- 
tttbeiter  rnit  AuüschJiisH  der  iin  li,'iu«lichen  Dipni't  anp«stc!ltpn 
Personen.  E«  iM'scitigt  nicht  die  Einrede  des  „C()mm<in  Employment", 
Stellt  aber  fest,  <laas  ttoti  des  Ooniii»»i  Emplayment  der  Ontep> 
nehmer  haftet,  veon  der  VahU  durah  eine  der  fblgenden  Urancben 
veninlaeat  wunle: 

1.  durch  Ft^hlor  in  den  Maschinen  oiler  in  der  Herstellung 
der  Wege  und  Bahnen,  insoweit  diene  der  Fahrläüiügkeit  de»  Untci- 
ndtmott  oder  ebiea  Beamten  deeadben  xusooehieiben  sind; 

2.  durch  die  Fahrlaaaigkcit  eines  AufseherK,  insoweit  die 
llauptlM-scIiSftigung  deaedbeu  in  der  Beaufsichtigung  der  Arbeiter 
ln'steht; 

3.  duroh  die  Falulässigkeit  einer  Pereon,  (icren  Weisungen 
der  Vedetste  isur  Zeit  dea  ünfalls  an  beMgeo  hatte,  insoweit  der 

Unfall  diesen  Weisungen  zuznsclireiben  war; 

4.  dun  Ii  .  inc  ITandlung  oder  Unterlassung',  Ii-»  auf  Hcfchl 
des  Uutei-aetuners  oder  infolge  eineü  vom  Untei-nchntcr  feetge^stellteu 
R^fulatlv»  erfolgte,  inaotreit  ^  Regulativ  nicht  amtlich  ge- 
nehmigt trar; 

5.  din-c-h  die  PahrlSssigkeit  cinfn-  IVreon,  der  die  BesomniiL: 
ehies  Signals,  einer  Weiche,  einer  lit'k'^tmotive  oder  eines  EiseiibahD- 
Silges  vom  Unternehnitir  aavertraut  wurde. 

In  den  emrlhuten  FUten  sollte  die  Kiftwig  indessen  ludit 
eintteten,  wenn  der  betieffiende  Fehler  oder  die  betnflhBde  IVdir- 
iBssigkeit  dem  Arbeiter  bekannt  war  und  er  ee  nnterliess,  dem 
Unternehmer  Anzeige  zu  machen  —  en  ^f]  denn,  dass  er  woaste, 
dat<8  Hie  au(-h  dem  Unterueluuor  bekannt  war. 

Der  Betrag  der  Eotadildigung  durfte  den  Lohn  für  drei  Jahre 
nicht  Obenohraiten.  Zar  Sdeiehtenuig  der  FfQMsafQhRmg  wurde 
(b'n  County  Court«  in  England,  den  Sheriff  Courts  in  ScoÜand  und 
den  „Civil  Bill  t'ourts"  in  Irland  (dif>  sonst  nur  ZuKtAndigkeit  in 
Bezug  auf  Objekte  mit  beschränktem  Betrage  haben)  fOr  derartige 
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Klappen  eine  imbeschrSnkte  ZitBWuiliLrk.-it  t:v-\vrilirt,  wi.luntr.  £:>^n  ,iin-i- 
ffii-  Verfabteo  einige  orech-weronWe  Formalitäten  oingcftihrt 

wurtlen. 

Der  daieh  dieacs  0«m4x  von  1680  gcscfalnascnc  R^chtozuetand 
besrätigle  aUei^neH  dniip  der  schlimmsten  MiaKstllmlet  hHeh  aber 
nocli  immer  htn  hst  unbefrietligend  und  «war  hniipUXt^hlicli  aun 
folgpeiiden  Erfinden  : 

1.  weil,  naiiiviiün-.lt  m  F«-lgc'  der  cUf^oii  Imei'j.i'ftatnn.,  wriclu.' 
di^  Gheriohtshfife  dorn  Worte  „Hand-Arbpit"  peben,  jialilrciche  Klassen, 
fu  ausgvsetzt  waren,  von  dem  Rfdit  «los  Oo- 

lllini'ili       KlU['l(iVrU"llt      L;rt;L|  li'il  lil-St-II 

BNkWBtien  (z.  B,  OiitiiilniÄ-Koiidtiklfurf,  Murgun  v.  Ijuudun,  Uenci'al 
^mins  Company,  12  Queen'»  Uendi  DiviMon  'J!Ql)  und  Eifintifa«hn- 
frntorsscliaffner  (Hnut  t.  Great  Nnrthm  Bbilway  Oo.  (9IJ  1  Qtieen's 
Beaoti  601): 

2.  weil  auuii  m  Bezug  uiit  die  Kla3ä)-n  vun  ArLeitfrii,  wukiien 
^  «TVibnte  Qesetz  »igute  kam,  die  nmtdSiide,  nater  welchen 
^    ^ssinrede  des  Common  Eniployrnfint  wt>gfl<»I,  in  dem  Oeaebs,  wie 

«•h<->r->  jj„g  olaL;vu  l»:ir.-(''!!iinu  -  ilirllt,  in  si-  \-'rkl;ui-iilit">r1pr  iiml 
verwi^^kelter  Form  autL'. /iiiili  w»;«!»'»,  dass  Ifir  ätreitfragen  sidi 
■*'*^4AHche  Oelegüulitfjt  .-igali; 

3.  weil  das  gerichtliche  Verfahren  achwierigiind  koHisj  i'  lig  (»lieh; 
I.  wäl  ea  den  Parteien  genlattet  tdiels  durch  Vertrug  die 

^**H  des  erwälmlt'ri  ri,.-.'t/,"s  .»'is/u-'  lili-'S'»'ti  »tul  vi<i|f  T'r.tfr- 
''*'*-*-*»^r  T'nterz-ncliiimiL-  '1-  laiii-"!  Vctini:;.'  /tir  Bedingiiat^  dei> 
<^nfUing  iK>i  üuvii  LuluineiimuugLU  iua<  liitii. 
XDb8  Qeaeti  von  189?  (Workroen's  GompeDBatioa  Act)  beseitigt 
^%2b  t  erwlhnten  MisaBtand  nur  teilweise,  indem  seine  An* 
**'^*~''inc  sich  nur  auf  1.i  slinmiti'  Gijwi^fln-  Ih-m  Iu  :iiik? .  aliCi-  l.t>i 
^IltnCiiri    all.'i-dingS  ain-li  auf  si.].-!:''  Atii;rs!clltr  si.'h  ■■r>tri'i'kt.  %v.-|i'|w 

'"'^^    als  HandarU'iit'i  aiizusuli«. 
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haben  Kindarbeiter  weiter  nur  die  vom  Gesetze  von  1880 
gewlhrten  Vorteile,  wahrend  amk  iv  sich  anrh  die  Einroilc 

»irnmon  Kmiil''yni>'iit  ii,  il,r>'m  vnllin  I  lufaiiui-  L'i'tall.'i;  la>siMi 
B.  Die  U'iitei  n('iiiuutiu''t>.  auf  wi'I.  Ih  ik:~.  ii-  ur  üi.^t't'/  Anwi-iidiing 
aiad:  iSseubahuea,  Fabriken,   H«3rg werke,  Stmnhriichf*  und 
»  Hooh-  nnd  Tiefbanten. 
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Der  suli  2  erwRhnte  Missstniui  winl  in  B«>7,up  auf  <li*  «r- 
wähntcn  (l.'Wirh«-  vollständig  lio-iitii,'t.  iiilrin  nbcrtuiiipt  fiii  initiz 
neuer  Oriuul.satz  tler  UafUuig  aufgostelJt  winl.  Der  Untorncknior 
biftet  (llinHdh  -wie  dies  bd  EisenlMhiibeitriebeii  oach  dem  D.  R  O. 
von  1871  §  1  der  Fall  int)  ohn«  Rficinidit  auf  Heine  Ywwitiildiinfr 
soiiien  AnjTPstWlton  nnti  Ariieitern  gegenülK^r  ffir  flie  Foltrcii  aller 
Iii'  lit  \nv  dt  m  Vcrletzl»'ii  s*A\if,t  vfixflmldctcn  Cnf.lllc  (dio  Haftung 
für  hi>hciv  Gewalt  ii»t  in  dem  euglisciien  Gci<oUe  nicht  auägüftchloiiäen) 
in  dem  taa  Gewue  vragesehriebMien  rmCmge.  Mm»  U«ilit  dem 
Vflrietiton  di«  Wahl,  ttSk  «r  08  v<rdeht  von  dm  Haftpfliolit,  w«lebe 

ihi»  (lesotz  von  1 S80  dein  ünterneluner  anferlogt,  Gebrauch  zu 
machen,  die  von  diesem  Gesetze  gi'wilhrleisti'te  EMtsi  lipidunj^  unter 
Verziditleisttmg  auf  diejenige  des  ueueu  Oeaetzes  zu  iieanspi-uulicn. 
Wahrend  da»  OoBett  von  1880  die  EntaobBdigangMQmme  dem 
ricbterUchon  BnueeKen  abt^rlieas  und  nur  den  oben  erwfihntotl 
Maximanietiriir  ft^f-^tiUti  ist  die  Entscheidung  des  Gesetz«'«  von 
1897  nacli  d(>r  in  der  Anlage  ziuu  Qe^etta  beHÜmiuteu  fiereeliating»- 
metliode  zu  ermittuln. 

Anoh  der  siib  3  erwihnte  Miantand  wiid  f  Or  die  betreffimden 
OowortM>  dadurch  Kchi)lien,  dai«a  statt  des  p-richtliehen  VfliCahfOUK 
eine  scliiedsrichterliche  Prf>ze<lur  vorgesehrieh' ti  wird. 

Der  wichtigste  Teil  des  neuen  üeseUtes  uud  derjenige,  t^efnm 
waloiben  nah  die  hoftigBte  Oppaaition  nrbohi  irt  d»  rar  Bdlmpfung 
dfle  sab  4  eortfanton  MisMtandBS.  Es  war  inerat  beabsichtigt  — 
wie  «lies  z.  R.  M  dein  Pachtgesetot  (Agricultnnl  Holding  Act)  von 
1883  cewhah  — ,  vertmpsmassige  Vercinliamngi^n .  durch  welche 
die  gesetzliche  Uaftptlicht  ausgescldossen  werden  HoUto,  für  nichtig 
TO  erküren,  aber  es  wire  unmfiglieh  govessD,  die  Abneigung  gt>gen 
ehie  demtige  Bestimmung  im  Kietse  der  perlsmentariachan  KOrper- 
«haften  zu  Ul>erwiiiden ,  und  man  schiif  daher  den  Ausweg,  das» 
die  gesetzliche  Hafti)flicht  ausgeschlossen  weixlen  (hirf,  insoweit  der 
Unternehmer  ein  Vcrsidierungs- Abkommen  mit  seinen  Angestellten 
und  Arbeitttrn  abgeeddoesen  hat,  daa  mindeatens  ebenso  gflnstig 
fBr  letztere  ist,  als  die  gesetzliche  Ikftpüdlit  Dass  dieaes  AIh 
kommen  l>esfe!it  und  rlen  c^.«etzli.-hrti  Erfordern iswn  entspiicht. 
musB  von  dem  Haupt  -  Kegistrator  der  eingetragenen  Hilfska^sen 
(vgl.  Jahrbuch  m  &  457)  bescheinigt  werden  und  derselbe  dati 
diese  Bescheinigung  eiat  naoh  AnhBrang  dee  üntemehmei«  und  der 
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Aiipre^iteUtan  und  Arbeiter  auBt^teUcn.    Ea  scheint,  daas  ron  dieser 

P»  >st  i  llinning  ll:llrif'Iitli''li  in  il''ri  L:r"'S^.icli  ]l''tli.fi(''i  ;iil>t,''' li'  tilit'  I 
Uebi-«U(;-Ii  genuic-lil  wiiil.  ni;U  iliv  Vi'ihirhoiiuni?:-i>''s-lUi-li.itt.-ii  1/*;- 
achäftigen  aioh  mit  der  Aiiwrbeitung  vr>n  Ent3cliH*lif^uiig»pluneH, 
liei  wakben  «e  den  Untemchmem  eine  Rfi<-kvor8ichcni)ig  gevilhrcn. 

h)  'ios.'l/''  /.um  S'  linl;'  \        Kiii'|r-|-  i. 
Ufibt'ti:  gfgeii  „ E 1) g t'l »i a <.  ii c if |-   ('Jaji.  57). 
Xi«Be»  Oeeets  tritt  an  <lie  Stell«  «les  nunmehr  anrgelioheneii 
gieiolmiiuiugen  Omataea  von  1872  (Infant  Ufo  Protection  Art  1872). 

D»'^  Ji'ifgehol"  ri<-  Gf  srt/  \n-v.i>^  >ii  :i  nur  auf  Kinder  iin  Altor  von 
untei-  oinoni  .lahr-  uij^I  ,-ti'llt.'  mit'  iln'  Ei'r.ti-.muii^-i'tl::  iit  <i>'f  zur 
Allftxc^uue  gokJiüi'  Killtier  go/^'U  Eutg.ll    Ixf.^lauuiUii  llaiiii«,!'  titut, 

'"^^nm  aa  d«n  Kommnnalbelißrden  ^wi>«R  Aufaichtsredite  ftlior  die 
eiii^otnganen  Hiw«r  gab.  Ona  Gm^tL  von  189?  boxieht  «ich  anf 

Kiri»le»r  im  .Xltcr  V'Hi  untiT  tHnf  .lsihre:i  miil  -tflh  du-'  A n/i'ii,'. >- 
P^^S-lit  \iei  je-li'i  Aiitii.iliiii"  f-'sl.  if,S')\^-r'it  ui'-iii  :iN  ■  i  i:  Kiii'i  .h'iiii;.  r 
*^      4  8  StiinUcJi  Knt^i'U  lu  uiiii  iu  llaa-i'  /.di    l'lkiJi'  mif- 

8**^»»ioiei»  wird.    Flanier  miiss,  insoweit  eft  «ich  um  Kinder  im 
Ält«,»j.    ^.,,11  unt<  i  zw«*i  Jahr^u  hnn<lr-lt  «üo  irt'geii  damalige  Zalilniig 
otiuT   ^    2'*    iii'-ht    i'r'ii'iili,'nil''ii    Sniiiii!<-   ;iiit:^>'iinniiiii'ii  ■nii'i- 
t^rJiehaltt'ii   w.'i'l'-n.  <\\r><'  Tlial-;!.  Ii.-  •■l»-iil.ills  J.t  K.uutuuii.u- 
mitgeteilt  weitlen.    l>io  zustjüidi^t;  K()iaiiiimaU)f>hQr(l^  hat 
^   ^^fieio  KachforsehnngAn  darillirr  anztiiitelleu,  ob  in  ihrem  Bcnrke 
HSii^^f  vüfhan'i.'r;  dir  /.in  AiitniiliMir  | imger  Kiudor  bes«Mrimif 

»ind  darl'  /u  iii>'-,'in  /.\\<'i  kr  Iri^prktMi vii   r|||..iin..||   uiri  imI 

dm 

>xOt)geii  MuLlitbetugiiituiuu  .luübielifn.    ärc  iuit  die  MaxituaiziUil 
^       "aiännehmenden  fßr  jedea  Eam  zu  Iteatimmen  nud  darOb<'r  zii 
^/^'^^n,  daas  dieflolbe  eingehalten  wird.   Sie  kann  ferner,  finllM  ai^ 
iTans  odfr  einf  P.M--'in  t'ir  uMq^eeignet  für  die  Aiifi;;iiim"  von 


'*^m  hält.        Kntfri  rniriL'-  i|"i  sr|ti.'n  rms  'Irin  ;H'!fi'ITrii.l<'n  H.iiis.' 
<3em  (3p\".;ilirt«tiu  iler  Ujtielleii'Jrii  i'erwdi  und  iliiv  Äenweili^«- 
.  ^^'•'tiringnng  im  Gemeinde-ArmenhauBe  anordnen.  Von  dem  Tode 
^    Ijodaa,  auf  velchea  sich  die  Beatimnonngen  dea  Oesetsea  be- 

ist  birnioii  21  '^»liiMlcn  ilrm  l.ri.  ln  iih<  iiai.-Hrainr  t".'!!.!,!!-! 

'^'ip*»  711  ni.T'h'^'M  uii'i  ih-r-,. liiit  .  III--  I/  ii'l)i  iis,  lia'i  ikmI  r.'iti  i- 

den  Qruid  dea  Tndes  in  normaler  AVei^  einen  Schein  an«»' 
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gestoUt  hat.  Die  Nichtbeachtung  der  oi-w-ahntcn  Vorschriften  von 
Seiten  der  Pei*wmen,  welche  Kinder  aufnelimon,  wini  mit  Gehlstrafe 
Iiis  2n  £  5  und  (iefaniarnisstrafe  bis  zu  G  Monateu  l»otlniht.  Dt^ii 
Koniniuualltelirinleii  wini  vorge8ehriel>ea,  einen  Aiixzug  des  Geseta« 
zu  voröfTentliehen. 

Gesetz  Ober  Kcfährlicho  Schaustellungen  (Cap.  52). 
Während  das  gleichnamige  Gesetz  von  1879  (Dangen>us  Per- 
formances Act  1879)  Forwmen  mit  Strafe  bedn>hte,  welche  Kinder 
im  Alter  von  unter  14  .Inhren  l>ei  Schaustellungeii  verwandton, 
die  nach  <ler  Meinung  eines  I'olizeigi>ri<  ht8  mit  (lefalir  ffli-  I>«mI» 
>md  Leiten  verbunden  wan-n,  erklärt  da.s  neue  Gesetz  diese  Straf- 
bestinimimg  auch  nwh  dann  ffir  anwondlMir,  wenn  die  zu  derartigen 
Schaustellungen  vennandten  männlichen  Personen  das  Älter  von 
16  Jahren  und  die  weiblichen  Personen  da«  Alter  von  18  Jahren 
nicht  Obersch  ritten  haben. 

c)  Oe setze  Ober  Elementarschulen. 
Voluntary  Schools  Act  cap.  5, 
Elementar^-  Education  Act  „  16, 
Eflucation  (S<^otland)  Act  „  62. 
Das  Elemeutarschulwesen  in  England  ist  seit  1870  in  folgendi*r 
Weise  geregelt  Die  Elementarschulen,  weU-he  Unterstütztmg  aiiH 
Staat8miti)>ln  («ejmspruchen,  mQssen  sich  gewissen  Bedingungen 
unterwerfen  und  werden,  wenn  dies  gescliieht,  als  öffentliche 
Klementarseliulen  (Public  Eleuientaiy  Sc-liools)  bezeichnet.  Diese 
BcHÜngungen  sind  folgende:  1.  die  Zulassung  eines  Kindes  darf 
nicht  von  seiuem  religiösen  Bekenntnisse  oder  dem  regelmässigen 
Kirchenbesuche  abhängig  gemacht  werden ;  2.  der  Religionsunten-icht 
miUHS  am  Anfange  oder  am  Ende  der  Unterrichtszeit  erllieilt  werden 
und  es  muss  jedem  Kinde  gestattet  sein,  vom  Religionsunterricht 
wegzubleiben ;  3.  die  Schule  muss  jederzeit  für  die  Regierungs- 
schulinspektoren offen  fsein,  <loeh  sollen  dieselben  keine  Erhebungen 
Aber  den  in  der  Schule  erteilten  Religionsunterricht  machen ;  4.  die 
Sch\ile  muss  gew.  Erfordernissen  in  Bezug  auf  ihre  erzieherische 
Wirksamkeit  genflgcn.  Diese  öffentlichen  Elementarschulen  z«>rfallen 
in  zwei  Klassen:  1.  Gomoindeschulen  (Btiard  Schools),  welche  in 
den  Bezirken,  wo  eine  genögendc  Anzahl  von  öffentlichen  Elementar- 
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seliiil'^n  nicht  vorhanden  ist,  aus  kommunalen  Mitteln  zu  errichten 
un«l     erhalten  sind.     2.  Freiwillige  Schulen  (Voluntarv  S<-hool8), 
w^lc-lie  aus  Stiftungen  und  frei»illit,'i>ii  Deiträjjen  errichtet  und  er- 
liaJt<3«i   werden.    In  den  Qeineind»*schulen   darf    kein  „religiftscr 
Kritechiämus  und   kein   relifrinscs  Hek»Mintnis  gelehrt  wonlen,  dn» 
eine      besondere    Kinht'n-Qeniciiischafl    kennzeichnet"';    ein  nicht 
d(>;tir»T»«'*'scher  Relifiionsunterriclit   ist   ind(>SH<Mi   >;e«tattet   und  die 
Bestä  nuuiuig  ist  auch  so  ausgi>legt  wonlen,  dass  die  allen  christ- 
licli6n  Kirchen  gemeinschaftlichen  Glaubenssätze  gelehrt  werden 
dQi~f6vi.    Diese  Befugnis  g«^nflgt  nher  nicht  den   Anli&ngern  des 
koi  1  f «^esionellen   Religionstuiterriclits   und   ihre  Itemühungeti  gehen 
dah«i-«-  liahin,  die  fi«i willigen   Schulen   im  Gegensatze  zu  den  Ge- 
rne i  n  c^eschulen    durch   Staatshnlfe  zu  begfinstigen.    Ein  Zuschuss 
auf*     Staatsmitteln  war  bereits  friiher  vorhanden  und  zwar  in  doppelter 
We-ise.   Sämtliche  SfTentliche   Elementarschulen  konnten  aus  dem 
sog-^nannten  „Parliamentary  Grant",  der  nai-h  Massgabe  ihrer  dun-h 
di«*     S<jlmlinspoktoiTen  festgestellten  erzieherischen  Kosultatc  verteilt' 
wurxlc».  Zuschnsse  erhalten.    Femer  bestand  in  Folge  eines  1891 
erlf«^^enen  Gesetzes  der  sogenannte  „Fee  Orant",  ein  Zuschuss  aus 
Sta»t:&i|]iitteln.  welcher  dazu  liestimnit  ist,  die  Schulgelder  in  <liosen 
*^^"*«>ntarschulen  teilweise  zu  lioseitigen,  teil  weise  zu  vermindern. 
I*ailiamentarv  Gi-ant   war  in   der   Wei.sc  beschrilnkt,  dass  er 
Sunimo  von  17  Sh.  6  (17»/,  Mark)  fHr  je^les  Kind  nicht  fllier- 
sfhi-^ilgu  durfte,  weim  nicht  die  sonstigen  Einnahmen  der  Schule 
•1'^  JSu„„|,p  ^.f,„       gj,  (5  (17''2  Mark)  filr  jedes  Kind  üliers^-hritteu, 
'""l     "Vrciin  <lies  der  Fall  war,  niu-  um  <lcn  entsiirechenden  Clier- 
Diese  Bestimmung  begünstigte  allerrlings  die  Gemeindo- 

BChli  I 

deren  Hnupteinnahmen  aus  Gemeindesteuern  liestanden, 
**^*'^ii(l  die  Haiipteinnahnien  der  Voluntarv  Sc-hools  durch  Sliftungs- 
*'"^*^*ifte  otler  freiwillige  Beitrage  lieschafft  werden  inussten,  al)er 
^  *^*^e»hah  dies  absichtlich,  weil  die  Verwaltung  der  Gemeinde 
'*'^Ti.  «lie  von  den  aus  fiffentlicher  Wald  hervorgehenden  Kom- 
-Schulbchfirden  (School  Boards)  wahrgenommen  wird,  mehr 
*^Xien  einflfwstc,  als  diejenige  der  Vohuitary  Schools,  welche 
"""^    S^rßssten  Teil  in  den  Händen  konfessioneller  Kori>erschaften  ist; 
«Xii  diese  Ungleichheit  und  die  Tliatsache,  dass  die  Subskribenten 
^oluntarj"  Schools  ausser  den  Beiträgen  an  diese  auch  noch 
^"^Ha  unalstouern    für   die   konfessionslosen    Oemeindeschulen  zu 
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rslblm  haben,  knftpfl^n  cli«>  Anhinger  der  konfeHumellen  Sdiulon 
ihre  Agiüition  nri,  w.  ldie  die  kouaer\atl\e  Rcgienmp,  tiaohdem  sie 
auf  Oniml  eines  dieaen  Beotrebungeu  gflnstigeu  Wahlprogramms 
ans  Boder  gekommeiL  war,  nidit  onberBtAsiclitigt  Ummd  konnte. 

Die  Yolnataiy  Sdiools  Act  1897  \»gAnt/6gt  die  feeiwittigen 
Schulen  in  folgender  Weise.  Sie  führt  nelien  doii  Loi^its  als 
„Parliamentarv  Gnoit'  und  ..Ffc  Cfraut"  erwßhnton  ZiiM  lni^.v  n  einen 
dritten  Zusehuss  aus  Staabiiuitteln  eiii,  den  ungenannten  ,vAid 
Onnl^,  denen  Gonntbetng  die  Summe  von  6  Sdullingft  multi> 
pliaert  mit  der  Qeeamtadil  der  in  Yolnnluy  SehoolB  befindlidben 
Kinder  erreichen  darf  und  der,  ^egen8ätzlich  eu  den  beiden  anderen 
erwähnten  ZuB<-hflssen.  nur  f  fl  r  V  o  1  u  n  t  a  r y  Sehn  < .  1  s  1-ostinunt 
ist.  Die  Verteilung  dieses  „Aid  Graut"  ist  der  iStaatsbeluVrilc  fftr 
Eroeliangnwewn  (Eduontion  Department)  ttberliMen  imd  mU  ▼«» 
diesem  zur  Dntentfitiung  nnd  FSrderung  hiUebedUrftiger  freiwilliger 
R<'liiilt'ii  vorwcndot  werden,  jc^loch  so,  dass  für  dii^  Fihaltnnp  der 
fmwilligcn  BeitrÄfie,  soweit  als  mrjglidi,  gesorgt  winl.  Kincn 
Vorzug  genieaaen  hierbei  Schul- Verbände,  insoweit  ihre  Oi-gani- 
Mtion  die  Billigung  der  erwftbnten  Stnatebebflide  hat  Diene  V«ir> 
binde  haben  auf  Orond  des  Oeeattee  und  der  am  IG.  Juni  1897 

erlagaenen  Auftfnhnmirsvpronlimnpon  m\  Anrecht  ans  rl.nn  ..Aiil 
Graut"  eine  Sommo  zu  orhaiton,  weiche  nacli  MaiiSgidie  der  Aiiz<ihl 
der  Schüler  in  den  unter  ihrer  Aufsidit  stehenden  Schulen  fi-stgo- 
atellt  wird  nnd  «war  so,  dam  je  6  8h.  9  (S'/i  liu'k)  auf  j«d«n 
Schüler  in  einer  stidtiachen  und  B  Sh.  3  (S'/^  Mark)  «nf  jedm 
Schüler  in  einer  Dürfschul»;  kommt>n.  Autli  dii  s«  Ri  sttminMiig  int 
im  Interesse  der  konfeesiouelleu,  nanientlieii  der  anglikanisclten 
Sehnlen  erkwen,  vdobe  bereita  vorher  in  greisen  TeriAnden  v«rw 
etaigt  waren  und  daher  ein  Anreeht  auf  einen  Anteil  am 
Orant"'  iiaben,  «flhrend  die  isolierten  freiwilligen  Sclinlen,  die  etwa 
konfessionslos  f<ind  odwr  zu  kleinei-eii  frei -religiösen  Gemeinden  in 
Beziehung  atehen,  von  der  Ouufit  der  Staatübehnrde  abbAugig  sind. 

Dem  gleieiian  Zvede  wie  die  EinfOhruog  des  «Aid  Ömiili^ 
dient  die  Aofhebnog  der  Beatimmang,  wehdw  den  „Parllamentary 
Grant"  in  der  oben  ei-\k'ähnten  Weise  derait  Iv  srhrflnktp,  da."?  er 
regelmässig  die  Summe  von  17  Sh.  6  (17'/,  Maik)  ffir  jcnles  Kind 
bei  den  Voliuitary  Schools  nicht  überscliritt.  Diettu  Aufbebung 
kommt  aUflfdingB  tfaeoretiaoh  auch  den  Qeaneijadeflchalen  zu  gute, 
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rit.  III  aiit'  ili'^  Kimiahmon, 


al>oi*  <la  (Uosf.  wir  (..'tvits  n-w, 
w-.^lcho  eino  Erhöhnni;-  .,]'ai 
vori     17  Sh.  C  Kiiul   lijnait>  iu'jiK-ifiiliivii  kniiiiti-u ,   hn.lit  ani 

freiwillig«  Beitrage  angewiefien  wai^n,  liat  <U«  Bettoitigiin^  d«r  R(>- 
sohjnftnknng  fDr  sie  nur  «ne  onfergeonlnet(>  Bodeutiing. 

Oie  Befff'iuhL:  .1,  i  ..Vi>lui;tai-v  SrliiH,ls-'   vim  Kiiinin'ni.il- 
"^^^inerpflicht   i^i   •  in.'  'Intt"  Kr!<  ii  liienuig,  weldic  der  klerikalo 
l^fluss  denst_üljt>ii  Vfis*'l>alli  iiuL 

Ol>  (lieie  BeBtimmtingen  datn  bcUrngnii  werden,  tU^i  fiirt«-i)ligii*ii 
Schulen  wieder  das  Übergewicht  zti  »k-hen»,  <lns  iluroh  die  Aus- 
'lehaut^ig  dor  im  -']\  lS.7<i  .iiij-'füliit.  ii  ' ifiii"ni'l-sr|in:i-ii  1-,'ilri'lit 
war  lind  die  w.it.i.  .\iis.|,-lit,ii(ig  der  It-tztiTeu  /.u  hiulfrliviiH"ii, 
wiad  die  Zukiuilt  leluuii. 
X>i.e  EüemeutRry  Edncatioii  Act  1897  atPÜt  eine  kleine  Kou- 
twioi^  <lar,  wi  li'h.  l.ri  ij.'f  Ati-nitimuiii;  i' i Kor  das  oben  bofiprochetiß 
Got":»te  (Ion  AnhiluLLi m  i  <  1.  iiiciivic^.:  iiuliMi  /uL'-<'si:^t  \vui-'!i\  Ii: 
d«in  Qcaetw?  von  iSlU  wmtle  Ot'iiii'i)idejj«  luil..'ii  iii  B«.'ziik<i'a,  in 
vffehcsn  der  Ertrag  der  KoininTinBl-Schii1st{>iier  luurit  einem  gewrKi«i 
^^Ua^  dam  gewisfe  Snmnie  nicht  Qbersclii'eitetf  eine  entsprechende 
Erhallt (jpi.  i'.ir linmcntnry  (tmit  liewiDipt  niü'  li  'la-  <»'^-Hjs 
von    1  >r^97   wini   .■jii.'  it.'H''  I-i-  i-'i  lniinm^i:  ■        fi;t  Ki  Im'.Iuiül; 

******  äflt,  auf  ««Iclie  da«  Qcmts  Anvcnflmig  ßiulotv  Es  sind  dien 
ürmero    BoiriK,  bei  wolchen  selbst  eine  vcrhSHHii<n)af«»ig  hoth  an- 

Sflli)ttl-<  Iii'     Fj-/ii'lliillL;>l'.  -.rt/  i|.  |i-.'j1k-I1  Zwi-f'k 

''i«vs  t)nglii>L:liC'  (iü^fU  üUt  liviv,  lUig,'  S- liiü,  II,    lv->  iKjwiHiiil 
7"  <>i«8es  «inen  ,»Ai<l  ömnt"  zu  Otmst^n  der  .jVoluntary  ScIiooIk", 
indesBen  die  Maximalhrthe  uuf  3  ScIiilHnioi  für  jedes  SchnU 

f(3stgo»etzt  is'.    Audi  wIpI  ili-'  ViTti'iltaiL'  tih  lit  'l'-i  l^-'^Mfi  iu]i.'s- 
n>i«>rl;i>s'-'ii .    ^t'ii'l«'!  !!    iiiUiis   nacli    l-i'stiiiiiut-'Li    *  ii  i)riilsat/:i>ii 
wclclio  in  iliiiu  jäiu'lic'h  d»^iu  J'.uJaiufiH  vorj;ul«.!4t-inUii 

^Cation  Code^  formiüiert  werden  mflBsen.    Die  BeschrSnitiinpr 

'        »iParlianM'iitary  Tiraiit-   wiiil    tiii  Srhniiland  niel;'  aiit-i-ii<ili.ai, 
f^**    fl.irf  bei  'i'M-  H-  n'cliiiiin-  ^l.-  Maximum  der  „Aid  üraiU'^  als 
**lhine  mit  wti^t;i'.xJiin.l  w«.H-d»"n. 
.      Die  Kommunalsteuerpflidit  wird  ebenso  wie  in  England  auf- 
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d)  Gesetz  Aber  don  Erworb  dos  Oriindoigentums  (Cap.  65). 

Bekanntlich  Vx^teluMi  in  Enj^land  (daa  sich  in  dieser  Beziehung 
KOwolU  von  Sehottland  als  Irland  iintorsehoidot)  keine  allgemein 
eingefflhrlen  GrundbiK'heinriclitiingen.  l)i(>  ri>ertn»piing  «xler  Ver- 
pfän<Iung  des  flnin«leigentuni8  erfolgt  in  der  Kegel  diin  h  schrift- 
liche Privaturkunde,  und  der  Käufer  oder  Hypothekengläubiger  mues 
sich  durch  <iie  im  B«'sitz  de»  Verkflufei-s  Ih^zw.  Schuldner«  liefind- 
licheii  Urkunden  dariiber  OewisshtMt  oder  Wahreclieinlichkeit  ver- 
schaffen, ob  der  Titel  in  <  )rdnimg  ist.  Die  Vereuche,  die  Cbertragung 
durch  Eintnigiuig  im  Gnmdl>uch  auf  Grund  i>incr  Aufla.s!jung  all- 
mälig  zu  verlireiten,  waren  bis  1  Nl>7  regelmä.ssig  gescheitert,  nuuu'ut- 
lich  derjenige  der  Land  Transfer  Act  1875,  welcher  die  fakidtative 
Eintragung  in  der  lloffnung  einführte,  dass  die  Vorteile  der  Ein- 
tragung allmälig  die  meisten  Grundeigentümer  veranlassen  wüixien, 
von  derselben  Gebramdi  zu  machen.  Diese  Hoffnimg  erfüllte  sich 
aber  nicht.  Man  scheute  sich  vor  der  Eintnigung,  da  einmal  ein- 
getragenes Land  nicht  wieder  aus  dem  Register  entfernt  weitlen 
konnte,  und  man  nicht  wusste,  ob  eingetragenes  I^and  sich  dor 
gleichen  Beliebtheit  erfreuen  wünle,  wie  nicht  eingetragenes.  Auch 
fürchtete  man  «lie  Tutersuchung  der  Titel,  die  mi'tglichei-weiso  zur 
Entdeckung  von  Fehlern  füliren  koiuite,  welche  man  lieber  niclit 
aufdecken  wollte. 

Die  Aullänger  des  Grundbuchsy.stenis  setzten  daher  die  zwangs- 
mAssige  Benutzung  des  Gnuidbuchs  auf  ihr  Programm,  imd  es 
gelang  ihnen  nach  langen  und  rnülusanien  Kflmpfen,  die  Annahme 
des  1897  vom  Parlamente  genehmigten  Gesetzes  dunhzusetzeu, 
wobei  sie  indesst^n  ZugestAndnissc  machen  nnissten,  welche  die 
Wirksamkeit  der  neuen  Einiichtuugen  erheblich  zu  lieeintrftchtigen 
geeignet  sind. 

Der  Eintragnngszwang  war  nach  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes zunächst  nur  in  einer  Orafschatt  einzuführen  (zu  welchem 
Zwecke  inzwischen  durch  königliche  Verordiumg  vom  18.  Juli  1898 
die  Grafscliaft  London  au.sersehen  wurde).  Erst  drei  Jahie  nach 
Erlass  der  ersten  königlichen  Veroi-dnung  (also  nicht  vor  dem 
18.  Juli  1901)  kann  der  Zwang  auf  andere  Grafschaften  durch 
königliche  Verortlnung  ausgedehnt  werden  und  a\ich  in  diesen  nur 
auf  Antrag  des  Vertretiujgskörpers  der  Grafschaft  (County  Council), 
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in  einer  Sitzung'  l.(>sl■lllo^st'll  w  "  )--!!-'!!  iiuisk,  hi-i  w.'lrU,-i- niinilot.'ns 
*/s  Mitglieder  aJ»wew;»Kl  t.iml.    Cbrigei»«  litMleuUil  «ier  Zwang 

ulcstit  etwa  —  wie  dies  2.  B.  in  DontoohlaMi  bei  der  EinfUhning 
von  Ofundliaeheiniichtuni^n      geschehen  pfl6Kt  — ,  daas  sämtliche 

in  Oebiete  geli';j:cnfii  l\ir/.i'll<'ii  einir«  tr.iv,'i'ii  \\>'nl'-t>  itiiUsi-n.  v,iniloi'!i 
^'»olinohr  nur,  'i-iss  l^i  j.-il.'iii  Vcrk^iuf        v.'i kmift.'  ( i i-uml-nirk 

yit  z.  B.  awdi  für  Verpflindnagen,  ist  ein  Eintragtingszwang  nicht 
«HffeffUirt,  und  sdtot  bei  YerkJlnfen  gi«bt  e*  AusnahnR^n ,  m 
WoH"fc  s.  B.  <l<.'iii  Verkauf  Ton  id.  al-Mi  T-il.Mi  k.'iü  Km- 
tra^it-» pfxr.waiig  \<mv'  Ut-siiiüinnntr.  Hu>  tiir.ülicherweise  zu  Liiigehungeri 
der  Ü  "wangJspfliuUt  l«.iiutÄt  WvuUcti  wii4^, 

OriuKlbueheiiuriohtung,  irelche  da»  Geaetz  von  1876  ein- 
Int  und  jetxt  in  der  Banpt«iar.ho  auch  weiter  erhalten  bleibt, 
<inter>s<i heidet  sicli  von  licii  'I.-'ui,-..-hi'ii  iMiSiirvi-h-'inl'ri  Aticidmiimvii 
luiuptaachlich  tliolun-li.  i!;i>s  .Lniaini.  .I'T  hU  MI-i'iiü'Iiult  L'ingelrmj'en 
»  «iadurch  lückl  iiutwctuLig»:'!  weise  Uu!>  Kigeutiitn  erwirbt.  E» 
tßßhi^^t  diee  nur  insoweit,  ala  tmn  Titel  als  ^baolate  title"  ein- 
getnag^ji  wild.  Bei  der  fi.>t.'>i  ?:;nii<iL;uK-  katm  uftmiich  tl.-i-  in  u-Ii. 
liehe  ^E^igontilnier  u:\--b  -"]{■.' v  W  M  <Ui'  Kii:ti:iL'inic  .'iurs  ali^i.luti'ii 
wl*f  Ol  HP«  p<)^s<'^s^»^s^•ll(■l|  Tii<-U  ( j.ii.-^wbsory  t-'ti^J  bertiitra^e».  \i>i' 
^■^'»HK-nng  eiuuji  absM^iuten  Titels  hat  der  OrimdbuchfQhrer  den- 
^^^n  genan  tn  prOfen  und  wenn  da«  Etesiiltat  dasu  fOhrt,  da«! 
If-i  Ti  tr^l  „„r  niit  eiii<-iii  Vorbehalt  (z.B.  dass  da?  H-rhr  Kigrn- 
tilroer«    und  a-liier  Heclils^T.i  L;."iiif.'er  hiclit  ,iuf  f:ctn"i;4!'nii.-'  /.-Mt  hinaus 

"""ees*  teilt  wunie,  oder  'luss  eine  Tliat^iuhe  wie  <ier  Xt-d  eines 
*wtrt;%vorgang<  1«  nicht  p  t  iig  nd  nadmiweisen  ist  «.  8.  w.)  ge- 
"«^mi^  werden  bann,  bo  kann  der  Antragsteller  entweder  sich  die 
Bnti-a^(ing  ein*.'!?  (jualifizierteii  Tit.'l.s  uefull-n  Iu.-m'h  ,|.ior  meinen 
A»»traj5  zurflck/i.'lien.    In  .'iiior  (ii.if-rh.itt.  tn  w.'I.'Ih  r  '/.\\\n\'j  eir,- 
iüt,  wüii«t»*  «-r  ilaiin,  W'-iin  'In-  ICinliagtnig  bei  U<  legeiih<jit 
Kftub  beantragt  war,  einen  j.es.HcworiHüben  Titel  eintn^n 
FOr  die  Eintragung  eines  solchen  genügt  die  Voiieigung 
Kaufbriefs  ixh.'v  i>iiiei  .iflesstattlii  h'Mi  V.  i sirhei  uin:,  in  w.'l.  lier 
Antragsteller  erkliiit.  <l:i^>        im  l'x'sitzi'  ili'i   Eiiikiitifl.'  x.'i. 
Beim  Verkauft'  eiuef.  ujit  eineni  .jvulilij;ieiten  Titel  .::iui^<;ir.igeii>'u 
'r^*»dittliekB  muBS  der  TerkKufer  ilon  Titel  In  Be«ng  auf  die  bei 
filitnigung  vorb«h»)tenen  Rechte  nachweisen;  wenn  w  mch 
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um  einen  |)<)6H«»<M)rischL'n  Titel  handelt,  so  ist  der  Bewei^  des 
EigontuntH  Ihr  zu  dem  Datum  der  Eintragung  zu  fflhn>n,  insoweit 
dies  noch  den  jetzt  behtehendon  OnnidKätzen  Hber  den  Nachweiü 
des  Eigentums  nfitig  ist.  Du  nach  diesen  Ornndsätzen  der  Titel  mit 
einer  Übertragung  gegen  Entgelt  anfangen  nuiss,  die  mindestens 
40  Jahre  alt  ist,  so  wäic  in  einem  sok-lieu  Falle  ein  NHehweis 
nicht  mehr  zu  ffthreu.  wenn  der  possessorische  Titel  auf  ünind 
eine^  Kaufs  4U  Jahre  lang  eingetragen  ist.  Cbrigeuä  wdrtien  lUe 
meisten  Käufer  bei  dem  Kauf  eines  mit  possi-ssorischeui  Titel  ein- 
getragenen Onindstncks,  das  ursprünglich  auf  Grund  eines  Rechts- 
gewhafts eingetragen  wurde,  keine  I^edeuken  erhel>eu,  wenn  auch 
die  vierzig  Jahre  nicht  allgelaufen  sind. 

Über  die  Eintragung  des  Eigentums  imd  ebenso  Qber  jode 
eingetragene  Verpfandung  winl  dem  Eigentümer  bezw.  dem  T^and- 
glftubigcr  eine  Beseheinigung  ausgehftndigt,  welche  vui-gezeigt  und 
mit  einem  Vermerk  versehen  wenlon  mus.**,  so  oft  in  IVzug  auf 
<ias  Eigentumsrecht  liezw.  das  Pfandrecht  eine  Vcrändenuig  ein- 
getragen werden  soll.  Diese  Bestimmung  wurde  im  Interesse  der 
Personen  erlassen,  welche  eine  dauernde  Vorpfändung  ihres  ünind- 
oigontums  nicht  beabsichtigen,  aber  Oelogenheit  halten,  kurzfiistige 
Darlehen  zu  erlielien,  fftr  welche  die  Eintragung  einer  H.qiothek 
zu  kostspielig  wRre,  und  wird  von  einer  weiteren  Itestinunung  er- 
gänzt nach  welehcr  der  (iläubiger,  bei  welchem  ein  solcher  Schein 
als  Sicherheit  für  seine  Fordemng  de|>oniort  wird,  das  Recht  hat, 
tmter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Hypothek  eintragen  zu  la^isen. 
Da  alter  eine  neue  Hypothek,  so  lange  der  Eigontumsschein  in 
den  H&nden  den  Glflubigcrs  ist,  auf  Orun<l  der  zuerst  erwähnten 
Bestimmung  nicht  eingetragen  wenlen  kann,  ist  dieser  aucJi  ohne 
Eintragung  fa.-t  ebenso  gesichert,  wie  ein  eingetragener  Hypotheken- 
gläubiger. 

Wird  Jemand  durch  eine  durch  Bctnig  oder  Irrtum  veranlasste 
Eintragung  geschädigt.,  so  hat  er  Anspruch  auf  Entschädigimg.  Die 
hierzu  <^rfonlerlichen  Geldmittel  sind  in  erster  Linie  aus  einem 
Vereii:herungsfond8  zu  entnehmen,  der  aus  einem  Teil  der  Ein- 
tragimgsgebfihiTn  zu  bilden  ist,  und  insoweit  derselbe  nicht  genügt, 
aus  Staatsmitteln.  In  der  Kogel  wenlon  iti  einem  derartigen  Falle 
die  eingetragenen  Kechtsverhältnis-se  aufrechterhalten.  Nur  wenn  die 
durch  Betrug  mler  Irrtum  veranlasste  Eintragimg  die  Wirkung  liätte, 


&bKU&Klern,  dnrcki  wölciie  vennieiiüii  wiiU,  unU  Ui«  lVii>^>u, 

■welclM  auf  Onind  der  «»teu  Eintragung  den  Besitz  beanaimichen 
kOnnt»,  xn  «ntsohadigen.   Ebenso  ist  eine  ESfitraguiig  unter  Ent- 

ecbibcUgWg  der  hienlui'  h    fz.'si  li;iiii_-ti'ii    rfi-Mn.'n   v.n   i.i  rii  htit;t'n. 
tlie     auf  Gnmtl   cinor   nl^nlut    lu-'litiuiMi    rrk.ii:'lf   l»'\virkt  wurlr. 
A-OSpruch  aut  Eiiläcliwiiguiig  fällt  iii  allen  Fälltu  wv^g,  wuju 
4»  0«Middigte  in  vonttzlicher  oilnr  fahrlässiger  Woim  die  be- 
titflbncle  Euitragung  Tenuklaest  oder  ihre  Verhindertinß  nnterl.-uiät'U  hat. 
N«cli  der  III  KimUiifl  fiiili''!u'ii  W-I-.'  \v.  i:ii n  Kinz-'liilM-il'-n 
^^hi^„K  jn  ( ii-nii'iim.  li-^i' Ik'ü  nicht  'Ini.  h  Ges«-',;', 
wimI«»!-!  1   duTüli  Au&iiiluuiigfil>'>timiiiuiif;eu  gLivj^.'it,  zu  deren  Vei^. 
Madun^  der  Lord  Chanoeller  nach  Anhörung  einer  nach  den  Be- 
■tiinmuigien  den  Oenelses  ernanntini  Kornntissi"!!  -'i'in;ii'iiiiL;i  wunie. 

Di^se  KoiimütiKion  iM>si,iti'l  au,-  tl,.in  llaii|it-Cii'uiiilliii<-jifiitir<'r.  .■iii.Tn 
BidLtex'  der  riiaiKvty  Uivision.  fiwom  Vcrtr.'ti'i  dt-ü  Ai.-kerliau- 
•riiUDB  luid  jt  eiiKin  \\itiL"t«i  der  Vortrfitttiig»körper  der 
und  Solicitoi«.  Die  AiisfObrnngebcstimmungen  vnrden 
«B  2.     AnpOk  1898    rlas^f  n. 

I>n{l  hier  l>fs[tv<pclii'iv  (l.-si-i/  oitliiilt  .mssri- di'-i  l!.'-(iitiiiiiin;.'.'!i 
Über  Qnindbii 

fcinieLl.«3n  Erbj\fcht»  in  Ik  /ug  atil  Immobilien.  Du  daK  materielle 
^^''"^Im  nicht  geftndoi-t  wird  und  «lie  erwühnteii  Äudeningeii  m 

t«'hnis<;.l,er  Natm-  sin.l.  um  ;ui4riii'lisi  lio  i.-s.-r  XU  intereflsieren, 
v-Qn  einem  Bericht  Ubtir  diese]  beii  abgesehen. 

*)  ^e*B«ts  Ober  OesnndheitBpflege  in  Schottland  (Cap.  38). 
CH«M»  Qeeetz  fneet  einen  gmeeeu  Teil  der  älteren  Gesetze 

^[■«of   »li^jgjj^  Oegensta:i<l  zn^llln^u•■n  'iri'i  litm^t  .  'ui.'  Ai,- 

Von  Neiicnnigt'ii.    I'if  i>;u-lif.il<^<'ni]-'  1     >tcl[Mii_'  li^  — -hreibi  'k'n 
S**i*en  jetzt  fcxiöüeiviuieii  IkviitteusUml  init  iuiit»!  hiut^'-  der  bereits 
beBtebenden  Beetimmiingen. 
HGt  der  Überwaehung  dra  Oeflundheitswt^eens  in  Scliottlan<l 

*»^uftragt  'lio  duirii  'Vtr  I.<K-al  ri.>V(Tiitri.  ul  Ad  jS,-..! I.üm 1 1  1 
'''"***^Kaif(.ne  ('.•liti.tllHliMi.l..  fiu   Kuiiiinur. ilvenvaltuiig  in  bdiottlHiid 
OoveritiueiH  Ikxutl  iui  ScoUaudj. 
MH  der  AinfAhrung  dr^r  geaetzlichcn  Beidimninngoii  Kind  hc- 
:  in  den  StBdteu  die  StaiUrStc  oder  —  je  nach  UmatHnden  — 
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<lie  l*i)lizeil"'ln"inli'ir.  in  >\ri\  l;lii<lli<  lien  IJo/.iikon  tlif  OnifscIiaf(>|-ät<; 
(Countj  Cuuiiuilä^  (Hier  naclt  L'nistAuilen  auch  die  Kiviuräte  (Diätrict 
CouaoUs).  Eine  Hauptaufgabe  der  Oeeondlidtabeilriiideii  ver  beraÜB 
seit  1846  die  Veridndenmg  von  gesandbeitaBOhldliclieii  ESoAttHen 
(uuiBaiicet«) ,  wie  sie  durah  schlecht  lM:>s4)rgt<>  Kinaken,  schlechte 
Wafiserversoigiiing.  Anliänfimg  vnn  gi\siin(!h<'it8st;hä<liichen  Mineralieu 
und  Uiinit,  iu  geüuiidiieit^schädlichei-  Weine  bethebeuo  Fabriken, 
CberfOUong  ▼on  Hiunni  n.  s.  w.  entsteheo.  Zu  dieBem  Zwecke 
«lehen  denaelbeo  nmfoagreiche  Oberwaohuiigabeftigniaee  tu  und  ne 
sind  in  il'r  \j>vj:<\  l"i  NiclitlM'fcilLriine'  ihifi'  Anonhiungpti  duivh 
tiumiiuii i?*<lnK  Vorfalii'>Mi  vor  diMii  Kicis-  wlor  Folizeigericht  eiue 
Verfflgung  zu  erwirken,  «lurch  welche  die  Entfernung  des  schfld- 
UcheD  ESnflmBeB  Mgeordiiet  wird. 

ISne  weiter«?  Befugnis  dieser  Behönlen,  welche  ebenfalls  bereits 
IflnffTTo  Zeit  Iw^taml,  ist  die  Krtoiliuif;  von  Kriaultnisscheincn  fOr 
den  B«'tiicb  gewisser  öewerhc,  welche  nicht  ohne  obrigkeitliihe 
Erlaubnis  errichtet  werden  dOrfen.  FrOher  durften  jedoch  diese 
Gewerbe  ausseritaJb  der  Stadt-  und  DorfgeUete  aocfa  ohne  Erlanbnia 
entobtet  werden,  wftbrend  dies  jetzt  nicht  mehr  der  Fall  ist.  Neu 
ist  niicli  ili>'  liestimmtinj!:,  dass  eine  < )r1«J>ehör<i<'  mit  (renehmipiing 
der  t'ontnUliehönie  den  iiu  GcHetze  genannten  Ueworbon  andere 
hinxufllgen  kaon,  wif  weluho  «ob  dann  die  gefletiliotaea  Beatimmungeu 
ebenfalls  emtredkan. 

Aiiegeilehnt  und  vei-schärfl  wei-den  die  frflheren  BeKtitninnngen 
(Iber  den  Verkauf  geeundheitssriiiidlif  in  i  Nalmint^smiitel  nnd  die 
\rerhinderung  ansteckender  Kraukheiteu.  iSaaientlich  wird  die 
InfeotMM»  Diaeaaea  ^otiloalkio)  iot,  deren  Aaaahine  bis  jetst  von 
dffp  EküMiaeD  der  jEoauiHunlbahfiideB  ablüiig,  ala  ifir  gaas  Sdhot^ 
land  bindend  erklftrt  Kach  die,seni  flcsetze  besteht  <'inv  Melde- 
pflicht für  die  hauptaäclitiohen  aiisteikeiulen  Ki-ankheiteii.  Auch 
werden,  neben  den  bereitH  betiteheudea,  neue  btiufbestiuiuiuugen 
gegen  gewisse  Handlungen  dngefflhrt,  welche  aur  Veibratttog  an- 
aleckender  Kiankbeiteo  geeignet  änd. 

Wenig  verändert  sind  Hie  Beatunmungaa  Ober  die  &richtnag 
von  iloüpitälern  u.  s.  w. 

Die  übrigen  Teile  dan  Ue8etzes  beziehen  sich  auf  die  Cber- 
waohting  von  Hlnaan,  die  von  mehr  ala  einer  famifie  bewohnt 
oder  in  weloben  mSblierto  Ziauner  vernietet  werdoB)  anf  die  von 


Zig'cjiiwm  und  andon-n  Vjipihuinirii  iils  \V(.|;iiiii)^,-ii  K.'mitzii'u  '/.<AU} 
uud  ^agen,  aiif  luiteriixiiML-lib  Wohnuugei),  die  Vertun- Li- ning  vttn 
Epi^leiiieen  (Hir  weldien  Zweck  der  Centralliebjirde  au»gcdohntc 
Befmgmue  gewlhit  werden),  auf  die  Fniintng  der  weenaonten 

Common  Lcnlgiog  HQn»p^  (Hbsiei^iiartiflre  füi  (ii.'  ännstfn  Klis>i  ii), 
Biif  KaiialisionuipT  mi']  W.is,si_>n-ersr'itrmi!r  uinl  •"inilicli  auf  .ii.'  H.- 
«^^Waffiuig  (irr  für  die  Z«otke  der  liebUjidlwit>.iH-iiünk'ii  <  riuixiür- 

'^Bäam  Mittal. 

c)  Literatur. 
I.  KechtxwisscuMchafl. 

1  >i»,.is  .iaiir  1897  vviU'  im  AJlgcuiedieii  aii£  ditii^im  *i'  lo'-tt)  wenig 
li^tlMtx-.  Ein  neuartigeB  Unternehmen  ist  die  Encyclopaedta  of 
th«  r^tik^g  of  EngJaod,  herausgegebeii  von  A.  Wood  Rentoo, 
weldir»*-«  tintf»r  den  oiiiz-Mn"ti  Sn'i-li \vnit>-ii  itifln  m<|.t  w.'niüvv  -.ot- 
fülirlieli<^  Üarsteiluiit^fii  ill-T  .las  l-ett-flliinl.'  Institut  mit  I.ü.üm- 
ff^fll^^c^lieu  Notizen  L-ntluill.    Diu  .MiUubcitci  öiiul  im  AUgtiueiueii 

SUL^  gewlhit  und  ihre  Artikel  mnd  mit  8oi|^alt  und  Oceehicl^ 
ftiiF^fnij^r^  Bis  jetzt  sind  10  l^an  le  . n^hiemn.  Die  Ijekannte 
^''*)"*^*'5«ion8ammlnii^':  Wh  i  to  jiii'l  Tn'lnr:  L<'ii'liiii:  (  msi's  in  Ivpiity 
(Ilerautijg-^ber:  Snov'.  }'lii!l|..otts,  S:ilt"in  und  riiill|n,fiH.  w-dda-  für 
«Im  0«l>iet  der  Biliigkeit  eine  ülüütcbe  iieUeuluu^  hat  wie  Smitli: 
Leailing;-  fQ^       Gebiet  des  Common  Law  (vgL  Jahrbuch  Iii 

S.  464)     igt  in  gielM  iUf  r,  l'mu/  m  ut"  arbeiteter  Auflag«*  erschienen. 
Baerif^v»*^  Präjudizi-'n^amnilniii;  ist  I»i].|"Sf  iitnl  riammun:  l{.  |>nits 
^^Osi  afTecting  Fiiuiidly  bix-ieties,  wtdciie  lUe  Üeclitü^rr-uiiung 

«itij^oti-agene  Hilbkaeeen  wiedeifpebt. 

Auf  deoi  Gebiete  des  Verfiteaaitgs-  luid  Verwaltangattviita  ver- 

ll<r-wähnung  'Ii.-   fiinft«-  Anflji^f   vi.n   ltii  "  v's   ;:ristn  icheiB 
^-     Intro«luctiou   tu  tli.-  Kimiy  cf  tlu-  i,a\v  <>l  flu-  ('>  ii-titiiiii»ii 
™^  dritte  Auülikg«  de«  etöteu  iiandtt.  vu»  Ansun:  Law  <uid 

of  the  Constitution,  einer  Arbeit,  weldie  in  Folge  ihrer 
^[^'^    Aaorinmtg  and  Uchtvollen  Darstelluug  als  Leiirbuuli  für 

.  ""''»ten  l>eHOlidoiv  Vinv.nirt^   'lat.     l)-  r  i  i>t<'  Kami  lu  liaiMlclf  Üaa 
•*i«^tit,  während   (In    /,\\.-tti'.  dcss.jii   /.woit.'  Auflag-    isitii  n- 
OktoH  '^^  Tittl.  „Die  Kroaf  iiiclil  iiUi  die  veilaä»üuiif;b- 

Stellung  der  Krone,  mndem  auch  daa  ganze  Vcrwaltiinf^- 
**l  beachfeibt.    Von  dem  bekannten  dreibAndigen  Werke  von 


—    502  — 


Rogers:  On  EDectiono  ist  der  erste  Band,  der  von  den  Wahl- 
registem  han<lelt,  in  sechzehnter  Auflage  erschienen  (Herausgeber: 
Maurice  Powell).  Dip  komplizierte  Gcsotzgobung  flber  Elemenlar- 
achulwewn  (vgl.  die  obige  Beschr.  der  neuen  Gesetze)  liehaudelt: 
Owen:  Hementary  Edticatioti  Acts  Manual.  18.  Anflage.  Die  Ver- 
waltung der  Stadt  Ixindon  betrifft  ein  neuors<;hicnenos  zweibändiges 
Werk  von  Hunt:  lioudon  Local  Government.  ("lK>r  das  Wegerocht 
handelt  das  in  zweiter  Anflage  erschienene  voluminöse  Werk  von 
ftlen:  Law  relating  to  Highways  nnd  mit  demselben  Gegenstand 
hängt  zusammen  Bonner:  Ij«w  of  Motor  Cai-R. 

Auf  dem  Gebiete  des  Prozessrechts  ist  en^fllinenswert  Odgers: 
Principles  of  Pleading,  3.  Auflage  nnd  Bullen  and  liOake: 
Preoedents  of  Pleading,  5.  Auflage  (Herausgeber:  Bullen,  Dodd 
und  Clifford).  Beide  Werke  bctivffen  die  Beairlwitung  von 
Schriftsätzen. 

Die  Ijteratur  flber  Immobiliai-sjichenrecht  ist  elienfalls  nur 
durch  neue  Auflagen  t>eivichert  worden,  unter  welchen  die  fünfte 
Auflage  von  Digby:  History  of  tho  Iaw  of  Real  Proi»erty  und 
die  vierte  Auflage  von  Goodeve:  Modem  liaw  of  Real  Piojjorty 
(Herausgeber:  Elp  hin«  tone,  Clark  und  Diekson)  besonder« 
Beachtung  veniieiion.  Das  Hypotliekenre(!ht  speziell  lN>liandeln 
Fisher:  Ijiw  of  Mortgiiges*.  .5.  Auflage  (Herausgeber:  l'nderhill) 
und  Robbins:  Iaw  of  Mortgages  (NeubearlM-itung  des  Werket) 
von  Coote). 

Unter  den  Werken,  welche  das  Obligationenrecht  Itehandeln, 
nehmen  diejcnig^'n  über  unerlaubte  Handlungen  den  gröesten  Platz 
ein.  Zu  erwÄhnen  ist  in  erster  Linie  die  fünfte  Auflage  des  1h?- 
kannten  Werke«  von  Po  Hock:  Iaw  of  Torts,  welches  diefi(>n  (legen- 
stand  im  Allgemeinen  lielumdelt.  Ferner  gehr»ren  hierher  zwei 
ebenfidls  wohlbekannte  Werke  flber  verlilumdorische  Beleidigung 
(die  {dleriliiips  auch  da»  Geliiet  des  Stnifn>cht«  b<>rflhren),  nilmlich: 
Odgers:  Ijaw  of  LibiA  and  Slamler,  3.  Auflage  und  Fräser:  Iäw 
of  LilM>l  and  Blander,  2.  Auflage,  und  ein  neue«  kflrzeres  Werk 
Ober  densellten  Gegenstand  aus  <ler  Feder  d<>s  erotgenntinten  Ver- 
fasser«: Odgers:  Ontlines  <>{  fhe  I^aw  of  Libcl  and  Slander. 

Die  oben  liesprocihene  Workmeu's  Compensation  Act  (Haftpflicht- 
ge(«'tz)  hat  eine  ziemlich  umfangreiche  Literatur  zu  Tage  gt!f«5nlert, 
tiamentlich:  Willis:  Workmen's  Compen«ition  Act  1897  (l>epeit8 


in  CS«  -Ä-tHnp'  ersrliii'iniii;  H.> Iii  n  >...ri :  Km).!.!..  Li;il'ility  /  Au(- 
lagtf»,  liemiisgegehvii  vdh  HoImusoh  n.  Suni;  lfm  Imii[iIi\\it-' 
Löability  Act  18äü  anü  Wüikuirn  s  C«jiii]n>iiat>üuii  Act  IS'JT,  3.  Aut- 
lage ^80hr  flbefriehüich  und  klar).  Mehr  populAr  gehnlten  int  die 
Arbeit  des  geistivl,  In  n  Sdu  ift stellere  Birrell:  Four  Lectiires  on 
th&  lL#aw  of  Empli'Vfi's  Iji.-il.ility. 

Haadeiia-  und  Öe^ivciit  amd  verti-.'U>u  durch  die  7.  Aii-i^^iK«' 
^  hofcnütan  ftktienrechUichQn  SimilienBamiiilHiig  von  Palm  er: 
f^<mfBLny  Pveoedents,  2  Bde.;  dtvch  eine  zweite  Auflage  von 
Newbo  It:  Sale  Cmod^  Art  und  eine  vierte  Auflage  von 
Marsfl  t3  n:  Law  of  CoDision-.  at  Sv.-i. 

Auf    (l0iu  {JtibioU)  lies  Fauiiiienixn;titij  ist  zn  erwäiuieii  tli« 
6.  inf]«^«  dei  bekannten  Wericee  Ober  ühnchekliingBrocIit:  Browne 
mv\  I'o^wlei:  Law  of  Divon»  (Hemiiegetjcr:  L  D.  Powloe). 
(^ber  jUiriich  enoheinende  Werke  vgl.  Jahrbuch  II  302. 

II.  Volkswiitfiebaltslebre. 
ClmftMere  Werlie  h»t  daM  Jalir  1897  nicht  um  Tage  gefördert, 
«loch  ist     die  bekannte  Arbdt  von  Booth:  Lifo  «ntj  Lnbour  of  tho 

Pmp!,-.  i,,  I^,„}(,„  ,l,j[vli  .k'u  !t  ]!.inil  lii-ivi,  (i,T(  w-.r.l.-ii  (w.-itnro 
3  Bänd^    «»ollen  Werk    /n    KipI-    fiilin'ni.  InVtnri:,! -Iien 

'Wethen  j^md  zu  ciwäiiufu;  Jügg.-;  Tlir  l'liysu»ci-iit>'  itiiii  Uibliiiis. 
In<)n«tr^-  EQghnd;  ferner  Galton:  Seiect  Documenta  illmtnitin^ 
tho  Hi«t:^^  o{  Trade  Unionisni.  I.  The  Tailoring  Tnid«-:  von  el.- 
IBSÖtaron  Lehrbi'n-li.?i  ti :  f>;i  (•  n  |i  m  ft ;  Kleiu«'iitaiy  l-/riii.itiiu> 
Plehn  :  Xntroducüon  to  l'dl.iic  Fifi.mr".  Aut-al/f  i\\<vr  v.  ix-lin  il.-in- 
«ler  VoÖBWirt&cliaitfcietue  enthüll  i'ricf:  Jüciigmu:  Svivnw 
.  ''^ftCstka  Eiaaielne  Gebiete  behandeln  Bagtable:  Tlieory  of 
■^••mational  Tnid.',       Aull;.-.,;  i'rni,yii:  The  Indian  Coinae«. 

^erk  des  Dak.'  .if    H.mI  f,-,,  il :   Tii-  St.M'y  of  a  aivai  AltI- 
'""^^^'^^    lÜBtate  kM'ScljrfiU  lü«  LkiWirliscliailung  der  gitisaeu  ÜiiU.r 
^^^HImbhb  mh  genauen  Angaben  Uber  die  Keeoltate;  Mrs.  Hernard 
^*'^'^^«et:  Bich  and  Poor  steUt  da«  Leben  im  Ostend«  der 
ans  jM^rsriiilii -lief  Aiisi-Iiamiim  'lai"  ufi'i  iilmln  h<'ii  Zw.m-ki  n 
^lierwoll;    I^if-^   in   Wfst  L.in.l.m ,  wcli  ln><   .  iin'ii  St.i.jiinl 
^^j^  ^^ibt,  in  dem  äHtiit.'i>te  Aiiuitt  uml  ä»i6(it:r.-^ler  iieu  liluiti  veieiiuf;! 
%u  erwühnen  ist  noch  die  M  Swaii  8onn(>ri«^linin  &  Co.  «'f. 
^^e  „Kbliognpby  of  Political  Ecunotny,  Law  »nd  Educiitioti/' 
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B.  Schottland. 

Referent:  H.  T.  CMapbell,  Adrolut  in  Aberd«en. 


a)  OesetBgebnng. 

Vnn  Oosotz>  n,  welche  Schottland  besonders  iHstii  nY'ii.  sind  zu  f»r- 
wäiinen  diu>  Gesetz  über  Qet>undheit»weBen  (vgl.  die  Einzeldarsteilimg 
unter  A)  das  Geaeti  Ober  EnielinBgBweaen  (vgL  ebenfillR  ESnael- 
dartteUang  tintar  A),  foner  das  Qeaali  Ober  die  Faoht  von  Gemlla^ 

pSrton  (cap.  22.  vpl.  Allg^moiiif»  Dafsfclluiig  unter  A)  und  da» 
hii-gän/,uiig»-üe!<et2  über  vlii  Voi  w  altung  von  FideikoiumisBen  (C^.  8, 
vgl  Allgcmeiue  Darstellung  unter  A). 

b)  Literatar. 

H.  II.  Brown  hat  rin  kloine«  Hiin'lhnch  Aber  die  „Proceduro 
in  En>|uiries  into  Fatal  Accideuts  under  the  Act  1895 
herausgegobeD. 

Bb  enchien  auch  eine  aoiignitig  bearbeitete,  aehr  beraieherte 

und  niodeniisierte  neue  Ausgab«  des  berühmten  Werkes  des  ver- 
8tnrhenf>n  Deati'on  „the  Law  of  Bailwaya  in  Scotland*'. 
(Bearbeiter  Ferguson). 

Meosiea  bat  nach  maliijaiuiger  Aiat  den  swaitati  and  totsten 
Band  eeinea  bedaatanden  Weriraa  Aber  die  ^Law  affecting 
Trusteos  in  Senf  l  ind"  verOffontlicht,  welcher  die  gana» Becht- 
aprecbuiic;  n?ior  lion  (ifgi  nstaiu!  berflcksichtigt  hat. 

I>a8  bedeutendste  juristische  Werk  des,  Jahres  1897  für 
Sdiotthnd  ist  das  Bndi  von  Oloag  und  Lrrine  Aber  die  »Lsw  of 
Heritsble  aod  MoTeabI«  Secnrities  and  Cantionsry  Obli- 
fjations*'.  Diese  Arbeit  hat  einen  Umfang  von  fll>er  1000  Seiten, 
ist  sehr  erschöpfend  im<l  ist  ein  für  pialrtnäerende  fiectatsaawflite 
äusserst  uQtzliches  Werk. 

Ton  ifOreen's  vortrefilicher  Bncyelopaedia  of  the 
Law  of  Sootlaud"  aind  bia  jetst  8  Binde  ecadueoeD. 


Diqitized  bv  Goog;le 


C.  Irland. 

I?«fweiit:  Wtlfiun  GnJtam,  Profefwor  dcar  Sechte,  Belfast. 


a)  Gesetzgebung. 

M'ie  nach  wit-litig.Mi  Is'.m;  /.u  .iw.irt-ii  w.n: 

•«w  die  Gc8etzt:*'bijiiL'  \<.n  löbT,  liie  iie^ioinler»  Jil.tmi  l«inlH, 
■»«Ar  uiufangrcicli  nu.  Ii  von  Bedeutung.  Din  Ei^^äiizuiigügeaetM 
*am  Ooriditsoiganiiaationisgesetx  (cap.  17  ii.  66)  »iiid,  soweit  not* 
w»^n<ii|^,  bereits  utJtftr  der  allgemeinen  Darntellunc  snli  A  i  .  i  i  rli-  n 
lind  «»hK* nsM  ilic  '''laitcc  .luiMis  \r\  (cji]!.  l'HL    h''i'  w u'hiii;--ti' 

JrlaiitI  l^eü'effen'ie  Gesetawiiitw  urf  «ier  St*.-.wyji  war  der  über  dio 
Nso(ir:ga.«ijBHtioD  der  KommaralTerwRltiing,  wdoiier  mdessen  erst 
1B9S  verabschiedet  wurde  uod  im  nflchsten  Jshrbuvh 
Verden  wird. 


b)  Literatur. 
Di«»  volkswirtschaftliche  und  jitristisohe  Litt^nttir  iu  Irland 
war  ggiir  bedeutend,  obwohl  in  Ea^^nd  wohnetide  IrlSnder, 

gleichviel  olt  si.'  'h  r  akai|(>iiii>i  li-  ti  L.mll>;iiiii  n.tcr  Ai-iu  lüdits- 
auwaltxf^n'l  aiig>'li'"ii-n.  li-'iiifi;/  HiV  Ikm  (hIit  A1iIiiiiuI1iiiil'>'I;  iis  /oit- 

über  üit.'ne  üdgriisUnulki  v(.-[;-ll.'jillji.-lit!U.  W/n  iiliimii.si.'hcii 
TeMIbt« -1:11011110860  ist  %a  crwfthnen  dati  .Toumal  of  the  Statistical 
^•"'y,  «las  in  Dnblin  hcraiisi^-f^ftlKMi  wird,  welches  nicht  nur 
^^tatLHiscsJi».,  Hon'l.'iii  :iiich  -i./iiilpNlitisrh-'  um-I  Ailikfl 
enthält    und  \n  nvi  IcIicii  umh  liüuJig  iu1< v's>.;iiitL-,  imt/li'  In-  uii'i  mir 

bearbeiUite  B»  itiii^c  findet  Fm  iier  ib«  zu  erwikiinen  das 
henussegebene,  aber  von  einem  Irl&id«*  herrührende 
^^•"^    Von  Bastablo:  TIi.  'M  v       ltitcri,.ili.        Tnnh  .  'I.'^s. n  Auf- 

tMill 

S^iUg  tler  zufi^st  vnn  Rj.  aiil  >  lu  wiiiea  l'niicipk'is  of  i'ulitical 
.  ^'***i»»y  sldzzirten  Theorie,  die  i>päter  von  Mill  in  seinem  be- 
^ontQd  Lelirlnich  nSher  aussefOhrt  wurde,  aber  inswischen  in 

•  '      i-olit   kam     triUvcis«'  Mill  s  .■twus   ver^-orrentn-  und 

^''^       ikpinliT  I>.u>toliiiii^;  ti-tlwi  isc  w  eil  'l:"  'riiOMfi.-  \y  \r  v(in 
/TT^^^j  herrühj'eiKieii  volköWul^vluifUicben  Jjeliifu  et\siu>  zu  lij,]»»- 
nnd  von  den  Thatanchon  m  weit  entfernt  ist. 
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D.  BrMMli-liMilei. 


Befarant:  ein  lOtglied  der  Yerdnigniig  in  BomiNqr. 


Oe»etx  I  lietrilRt  tlnteisndniiigeii  Ober  die  FOhiung  von 

Beamten. 

Dei-  inaterielJe  Iniwit  Wes  geltenden  Cie«etz««  vom  Jalire  1850 
Mt  nicht  geludert,  m  ist  nnr  der  WortlMit  unter  die  Beieichnung 
der  M»  dem  alten  Oeeetz  berechtigteo  Beliflfdeii  mit  den  seit  1 850 
«üngeii«  t.  nrn  staatsrechtlichen  Vecindeningen  in  Indien  in  Ober- 
einötiiiimnii^  ^'pttracht. 

Der  Inhalt  do«  Ge«H}tzes  vuui  Joliiv  1850  ist  nur  eiuc  Zu- 
sunmenslellnug  proMflMnler  Yondiriften  fQr  TTntennchungnluuid- 
iimgen  im  DiszipUnarveriahren,  in  dem  die  Entscheidnng  aber  hei 
der  Ref^erung  lii'gt, 

Gesetz  II  entbAlt  Abftndeningon  dos  Uosetzes  vom  Jahru 
IÖ71  über  VerbrecherBtlmnie. 

In  dem  gewaltigen  indischen  Beidie  oxi»tieien  noch  in  vMen 
Gegenden,  im  Norden  nn<l  Sn<lon,  teils  ansässige,  teile  nomadisierende 
Stlmmf,  dr-if>n  aiwclilir^flidi''  ThStigfceit  in  der  gewerbs-  iiufl 
gewöhn  hei  tsm&sBigen  Begehmig  von  Verbreclicn  besteht.  Die  l>e- 
rüchtigten  Thaga,  die  eidi  mit  dem  EnlitNsteln  ihrer  Opfer  abgaben, 
fdnd  ivnr  anagerattet,  aber  viele  andoi«  verbrccheriaohe  StlmuH», 
die  teile  in  Banden,  teil«  ^nzeln  Raub,  Diebntalil  und  andere  Ver- 
brechen iM^ppbon,  w)  die  als  geschickte  Einbrecher  bekannten 
Kallabantni«  inui  KauojiB  in  M.vaore,  die  Lautbadi»,  bcrüclitigte 
SttaaeanitalMr  in  CoimUtore,  die  Saneiati,  Ranthtu  nnd  Htbnninh, 
als  IBndeidiefae  geMrelitet,  in  den  Nordweatpirovinxen,  madMn  der 
Etegiening  nocii  imnifr  viele  Mflli. . 

Da  znr  Untertlnicknng  derartiger  Vert>reeherhanden  di*»  pp- 
wöbuliohen  Stra^eaetze  nieht  aubreichen,  ist  gegen  aie  im  Jalii^ 
1871  «in  besonderae  Geaets  erlaeaen  worden. 

Rs  bestimmt,  daaa  die  Provinzialregierung^*n  mit  Oenehmigting 
des  Vi/.»'kr"mig>  Stilmme,  die  im  Verdacht  stehen.  L^i  wchnheitsmOasig 
Verbrechen  zu  begehfu,  ffir  .,verbre<'herisch"  erkläi-en  können.  Diese 
Krklftrung,  deren  Berechtigung  der  Prüfung  der  Gerichte  entzogen 
ist,  hat  znr  Folge,  dass  die  Namen  der  Milg^er  dea  Stammes 
oder  des  Terdlchtigen         desselben  in  ein  Veneiobnis  auf- 
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ppnonirnen  werden.  Das  Veraeichnip  ist  fnrtdaiiennl  auf  d<»m 
Laofeucien  zu  halten.  Hat  der  Stamm  kinnen  festuu  Wolmmtz,  so 
ibm  ein  aol<dier  und  die  Mittel,  Lebensunterhalt  zu  erwi'i'beu, 
Mgowioen,  ebenio  kOnnen  Sdinine  oder  einidne  ICiti^ieder  dei^ 
Mlbea  ans  ihren  bisherigen  Wohiisitien  entfernt  werden .  auch 
können  sie  im  Oaiizeti  fwicr  einzeln  Bossern npsan stalten  nii«'rwic«en 
wenlcti  ,  ebenso  können  Kinder  den  Eltern  ubgenonuuen  ujid  in 
fiiiehiijigianstalten  gebnofat  weiden. 

t^iaer  die  Begistrierlen  wird  eine  rogdmlasige  Kontrolle  at»> 
K<'<lbt ;     (Jen  ihnen  angewiesenen  Wohnsitz  dflrfen  sie,  U  i  Vt  mu  i'linig 
von   St-tufe,  nur  mit  (ieneliniit?nn^r  der  Anfsicht-lMlinidi'   nn<l  mit 
einet»     pass  vcrsfihcn,  vcrlasheu.    Die  ÜuretiHueliung  ihrer  Uiluser 
>"t  S<^tattet.  Fir  «Ue  Zuwideriiandliingen  gegen  die  nir  Aiuf  Ohrong 
OcsMtMB  eriMoenen  Anordnungen  sind  linrte  Stnlen,  Gefibignii» 
1'!''    Harter  Arlieit  und  Prflgelstrafe  festgesetzt.     In  dorn  Gesetz 
wcnloo    ferner  die  Strafen  des  Strafgesetz! •uelies  für  gewisse  Vor- 
IiTOlfeeii  erhöht,  wenn  sie  von  Mitgliedent  iler  Verbivchei-stäinmo 
iNpnerc^n  werden.  Die  PoUxd  hat  das  Beoht,  IGlglieder  von  Ver- 
t>Ml&9i~Htäuunen,  die  ohne  Pans  ausserlialb  der  ihnen  angewksenm 
»isitze  l>etitifren  werden,  ohne  gerielitliilieii  flaftlx'fehl  zu  ver- 
Wter».      Die  stiiengen  Vorschiiften  und  Strafbestimmungen  dieses 
OoBtasen  lialjen  nach  Amicht  der  Regierung  nicht  gcnUgt,  ins- 
liMoacleie  aoU  In  den  letaten  Jahren  der  in  den  Nordwestprorinxen 
hatisonde  Stamm  der  Sansias  so  schwere  und  ziddreiche  Ane- 
"•^'"^it Hilgen  bognngen  haben,  riass  ein"  Vt'iNoliilrfnni:  des  Gesetze» 
ftr  Hot  -«endig  gelialten  wurtle.    Das  neue  Uesctz  bestimmt,  da.<w 
^  Segen  den  Willen  der  Eltani  die  IDnder  Omen  abgenommen, 
in  ein«  BeanrnogaaDatalt  gebradit  nnd  nach  beendeter  ErsMiiing 
statt   ■wi^nler  in  ihre  alte  Tnigebung  zurückzukehren,  in  die  Ldm, 
und  SK'^^f  besonders  auf  S(.'liiffe,  gegelM^n  wenlon  'Idrfen.    Ks  werden 
fa"**^   ^Üe  Strafen  frtr  das  üntwoichen  aus  Besserungsanstalten  er- 
^*kd  angeordnet,  daas  iUekOUige  Yerixedier,  wenn  nkiit  be- 
son«\^re  OrOode  voriiegen,  mit  den  MasmalBtrafen  ra  bekgen  rind. 
3rmo\^,.^g^gj^  iirt  die  B<*stimmnng.  <]nRn  Angehörige  von  Verbrecher- 
^UW^ii».      die  an  einem  Platz  angetrolTen  wetxicn,  unter  rmsfünden, 
jäO  Äeii  Verdacht  ItegrQnden,  das»  sie  Kaub  oder  Diebstahl  begehen, 
0^  ^tiwi  HOlfe  leisten  wollen,  oder  daas  sie  auf  eine  Oelegmlieit 
bestaaft  werden  aoUen. 


flpBPtz  ni  hetreffend  Massregeln  zur  bosseren  Verhiltung  der 
Änsbreitmig  anst<^•k^•ndeI•  Krankheiten. 

Das  Gosi'U  ist  erlassen,  als  Ende  1896  die  zuerst  auf  die 
Stadt  Bombay  iK'schränkt»?  Beulenpest  sich  Ober  andere  Orte  der 
Präsidentschaft  ausdehnte  und  man  eine  weitere  Verbreitung  nach 
anderen  Pn)vinzen  l>eföirlit<'te.  In  Bombay  traf  die  Vurkehningen  der 
Bflrgenueister  auf  Onnid  des  §  434  des  (Jesetzos  nhvr  die  Stiidt- 
verwaltiuig  (t'ity  <>f  Bunibuy  Miiiiici|ial  Act  1S8H),  welcher  lautet: 

„Wenn  die  Stadt  vuii  einer  ^'effihrliehen  Krankheit  lieimge- 
sucht  wird,  fider  deren  Ausbrueh  droht,  uder  weini  eine  ansteckende 
Viehknuikheit  ausbrieht  oiler  deren  Einschleppung  zu  l>efnn-liton 
stellt,  so  kann  der  Bflrgermeister .  wenn  <lie  Iwstehenden  Vor- 
schriften dieses  oder  anderer  z.  Zt.  in  Geltiuig  stehender  Gesetze 
für  luigeeignet  hält,  mit  Genehmigung  der  Kegicnuig: 

aj  solche  hesonderon  .Massnahmen  anonlnen, 

b)  durch  öffentliche  Bekanntnuchuiii;  solche  zeitweiB4^n  Ver- 
ordnungen zur  Nachaehfung  ilnreh  die  Bevölkerung  rnler  Personen 
rxler  Klassen  der  Bevölkenuig  erlassen,  —  die  er  fflr  ge»'ign«'t 
hält,  den  Ausbruch  oder  die  Verbreituug  solcher  Krankheit  /m 
voi-hinilcm. 

2.  Der  Bdi-germeister  soll  die  angeordneten  Massregeln  luid  die 
etwa  von  ihm  erlassenen  Vorschriften  sofort  der  Stadt verordneteii- 
Versamndung  mitteilen''.  —  Der  Reg^enuig  fehlte  es  abi-r  an  den 
t'i-foi-derlichen  Haiidliabeii,  um  aus.serhalb  Bondiiw's  und  an  Orten, 
wo  »ich  die  Seuche  noch  nicht  gezeigt  hatte,  rc<-htzeitig  Vor- 
kehrungen gegen  deren  Einschleppung  zu  treffen. 

§  2,1  giebt  dem  Vizekönig  die  Vollmacht,  Vorschriften,  wie 
sie  der  oben  erwähnte  Jj  434  enthält,  für  einzelne  Teile  oder  fflr 
ganz  Indien  zu  erlassen  und  zugleich  zu  bcstimmeu,  wie  und  von 
wem  die  Kosten  solcher  Einrichtungen  zu  tragen  sind.  In  S  2,2 
werrlen  dann  einige  Hauptpunkte,  die  dureh  besondere  Verordnungen 
geregelt  wenlen  sollen,  aufgeführt  wie:  die  Untersuchung  ein-  und 
ausgehender  Schiffe  und  Reisenden,  Quarantaine  und  Absonderung 
der  der  Ansteckung  Vonlächtigen. 

Absatz  3  bestimmt ,  dass  der  Vizekönig  seine  Befugnis  den 
Provinzial-Regiemngeu  delegieren  kann. 

§  3  enthält  Strafbostimmungen. 
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^  4  erkllrt,  du»  keino  Klage  vegen  der  nntor  dieRem  Qet«etx 
K>na   fide  vorgenommenen  Hainllttnirf^n  7u!S<^sij^  sein  soll  und  scliützt 
damit  Beamte,  die  bei  Ausfnhnnig  dieses  (ieaetzet«  otwa  nach  dm 
Stmf^^etzou  oder  dem  bQrgerlichen  Jiccht  unerlaubte  Hajidlungeu 
■»HA    fide  ImgelMn  lollteD. 

QoAet?.  IV'.  Da»  indisf  he  Fischen-igeisetz. 
Hs  verbietet  das  Fiwlirti  mit  T)\iiaiiiit  und  anderen  Exploaiv- 
sU>tt&xi  oder  mit  Gift  cMier  anderen  scbädiioheu  Substanzen  in  allea 
Ijind^etriBMm  und  in  der  See  ioiwrludb  3  Seemeilen  vom  Luide, 
M  emicbtigt  die  Proviniiiil-Regieningen  beiQglioli  dee  lischhogs 
fi>  <■  "iffentliche  Gowässor  und  mit  Genehmigung  der  Eigontdmer  «ler 
'kr  h^i  schcrpihprcchtigteti  anter  iitrafandroliung  folgende  Vocsohriften 
üu  ««-Lausen  über 

X.  die  tSnriclitnnf  von  FtMhkUibeD, 

2.  die  BrtnhtBDf  und  den  Qebnucli  fester  IVmgTorripJitnngen, 

3.  dir  Maass4>  und  Arten  d<'r  Notw, 

4.  das  VerlH»t  des  Fis<-hfangs  in  liestimmteu  (TewiLsBoni  flljer- 
1i**l>t^  JJer  letzte  §  des  Oesotzus  stützt  fest,  «la«s  diu  I'olizei  und 
iMonclerB  mit  der  Aufidcbt  aber  die  Fiaehereien  bennftnigte  Per- 
^'nen  ohne  gerichtlichen  Anfti-ag  ofk-r  IIaft>)ofehl  Kontmvenienten 
vcrttnften  dnift^^n,  fall^  diese  «ch  Ober  ihie  Person,  Nemen  eta 
lücUt   ausweisen  können. 

Oenetz  V  betreffend  die  Aufhebung  veralteter  und  die  Ab- 
Metrang  und  Imchlerer  Zitierung  anderer  GeeetM  hnt  für  weitere 
^^Ä©   keine  juristische  («icr  praktische  Beilcnfung. 

Qeset:^  VF  rnthSlt  ein  Aniend<™ont  des  Gesetzes  über  ill>or- 
tfagl>«A.r-«  Papiere  (uegotiablc  iostruments).    JSs  ist.  «lasu  bentiuimt, 
OberehtttinuauBg  der  iadiadien  mit  den  eogincbet}  Qeeetae»- 
^i^^^anngen  Uber  die  Fdgen  der  »lebt  reobtaeitigen  Pitseutntion 
von     Oliecks  horlieiznffihren.     Der  Inhalt  geht  im  W«!8nntlichen 
^■i''*^,    ihm  Aussteller  oder  Tndfyssantoii  von  fhcrks,  (Iti>  ^nügendes 
^•^^^»•ii^n  bei  den  b«aogoueu  Hanr^uicrs  gehabt  haben,  durch  eine 
««»P&t«te  Pritaentetion  aiöb»  Sdteden  leide»  «ollen,  wie  a.  &  in 
dem  1f-gii^        in  der  Zwisidienaelt  der  Banquier  aahlnngsmiflli% 
l^ifurtl^.n  ist. 

csetz  VI!    pnthält   •■hw   Abflndonincr  des  indischen  Aus- 
^iwtücrungggesetzeii,  welclie  die  Auswanderung  von  Arbeitern  noch 
nntor  britiachent  Phrtektorat  stehenden  liinterindiachen  SSn- 
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geboreiieDBbMMien  erbiolitam  «dl.    Es  ist  nur  rat  loktler  fie- 

dcutunR. 

Qesetz  yiU  beUiflt  Bo^^eningBanstaliea  fdr  jugendliohe  Yer- 
biQcher.  Dies  0«saU  bat  im  WesentUohen  daudben  Lihslt,  wie 
das  bisher  in  Qdtong  genresene,  gleiohnaiiiige  Oesets  vom  Jahre  1876. 

Die  Abändeningen  beti-effen  haiiptsOcIilich  die  mit  der  Ausführung 
bebauten  Personen  und  Körperschaften.  I>r  Hatiptitihult  d>\*.  Oe- 
setaes  ist  der:  M&nuliche,  jugendliche  Verbrecher,  d.  h.  solche 
siriscihen  7  und  15  Jalwen,  die  aidi  «iner  mit  GeHognia  oder 
Tmaaportation  mSt  «ner  Stii&oloDie  bedroliteo  UaQdlvng  SGliiild% 
gemacht  ha^en,  k'^lnnen  von  bpstimmton  höheren  Oorichtm,  anstatt 
m  feiner  dio.sei  Strafen  verurteilt  zu  werden,  einer  ZwangsentiehungB- 
auätalt  ül>erwiescn  und  dort  bis  zum  18.  Jahro  gehalten,  erzogeu 
und  in  em«m  Handwerk  sasgefaiktet  werden;  dasselbe  Iiann  nnf 
Aatasg  eines  Gefangnisvcrwaltera  gesch  ■iicn.  in  di  sseu  Anstalt  sie 
sich  auf  Grund  eines  Strafrirtcils  bt'finrli  ri.  Auch  winl  iIph  <V- 
richten  das  Recht  zugestanden,  gegen  jugendliche  Vorbre*'her,  und 
hier  sollen  auch  MAdchen  mit  dnbegrifüen  sein,  aostatt  sie  in  das 
Gettqgnis  od«  eine  Ektishungeanslak  m  senden,  anf  «nen  Ywwsis 
SU  edkennen  odet  sie  ihren  Eltern,  dem  Vormund  oder  ihren  nSchstSD 
Verwandten  zu  fllK-rgebcn,  wenn  letztere  Sicherheit  für  das  fi  rnpn> 
gute  Betra^n  der  Kinder  auf  Uugt«tcus  ein  Jahr  leisten.  Zög- 
linge einer  sofehen  SohiUe,  die  siöli  gnt  betriigen,  kfliuien  snent 
probeiwelse  surerttssigen  Fefsonea  sb  i.rbvCer  oder  Lebrliage 
fiberwiesen,  und  wenn  sie  sidi  aooh  bier  gut  neigten,  endgi]%  ans 
der  Anstalt  entlassen  weiden. 

Qeaetx  IX  betrifli  H^ieruugs-  und  andere  Hparkassen  für 
Beamte  und  Angesiellte  Ton  KsenbahagaseHadiaften.  Das  Gesetx  be- 
stimmt, dsBB  Sparbeliige  unter  einem  liestimmten  Uffaximdbetinge 
nach  dorn  Tride  des  Dezernenten  von  desson  Tcstanioiitsvollstrecker- 
oder  anderen  sonst  bereciitigten  1".  rwniHii  (.'ozalilt  WfMden  rlinten. 
Dieselben  Bcstämmungen  sollen  ohne  Uuekstcht  auf  die  Uühe  des 
Depots  Anwsndnng  finden,  wenn  der  Deponrat  tot  der  Zeit  des 
InkrafttTetens  des  Gesetzes  verstorben  ist  Nach  (it  ni  bislierigea 
Opw*t7.  hatten  dir'  anf  m  JcIh'  SparbotrSii^p  Anf5pnicli  <'!li-;'b<'nilen  Per- 
sonen die  kostspieligen  Erbbescheinigiuigen  (probate,  letters  of  ad- 
miniBtiatioD,  suoomion  cerüflcate)  des  engliscben  Erbrechts  beisu- 
bringeiu  Bei  der  GeringfQgigkeit  der  Onthaben  beben  es  die  Emplangs- 


I 


l»ero<;htigtcii  oft  nicht  für  der  MflliP  wert  gehalt<*n,  dio«e  ForiualitAten 
zu  orfüllen,  und  vinlr  Hcti-flije  >inil  infnli^e  lo^-s-  ii  nicht  abgehoben 
Vörden.    Den  kleituMt^n  Leuten  iii»>  Kriiebung  geringer  Beträgt»  in 
«rief  cfatem,  ist  der  Zweck  dieser  BeBtiiDBiiingieii.  IlasQeMbbeetimiiit 
«  oiter,  dass  Zwangsbeitrilg»  zn  Rogieraiigs-  wkI  EtoenlMlitispulnaMni 
iiiclit  iii>r  Hfsclilagnahtne  und  Pfänduncr  nntf^iliei^n  sollen,  und  ffiobt 
dejii    Vixekrinig  du»  Hecht,  dieses  Vorrecht  aucli  auf  andiut?  derartige 
wn  Hxtkolbohöi-dcn  eingeiichtcte  Fonds  autizudchuen.   Die  Motive  zu 
«iem    Qeeete  aegen,  dtn  necb  den  Voradiriflea  der  indfiobett  CSvÜp 
pro:<;4S{!i<ordnung  solcho  Guthaben  alH  eine  Schuld  der  K<Lsse  ent 
(illi^   wi  plrn  mit  dem  Zoitpnnlit  der  Entlassiuttr,  flts  Teiles  (»te. 
lies    Ueponenten  und  ci-st  von  da  an  mit  Beschlag  belegt  wenlon 
^xmen.    Bieber  itonnlen  beim  Tode  eines  solchen  Gläubigere 
^    Sasee  »ttn  NutiMi  der  Erben  oder  anderer  dritter  Peceonen 
eitig^ozahltc  Beträge      fümict  und  damit  der  Zweck  der  Kassa  ler- 
<'itelt  werden.  —  Das  eoU  durch  die  neue  fieetimiDting  Terhindert 

Oesetz  Z  betritt  den  Sinn  von  Awdradcea  allgeaieiiier  Be- 
4ei«tiiiig.  Dae  Qeseti  iet  eine  vermehrte  und  TerbeBaerte  Ansgabe 

des   gleichnamigen  vom  Jahre  1887.    Sein  Zweck  ist  nicht  Änderung 
'les     V).  stehi'Tidon  T?<'i  hts,  sondern  Vcreinhichung  und  Verkflrzuiig 
<ks      "Wortlauts  der  tiesetze  und  Gleichheit  de»  Ausdnuüiä  bei 
OleicUidt  de«  QfKenataodea.   Das  enle  Geaeti  dieaer  Art.  mr 
I>r>m    Broughans  Qeaetx  (18  und  U  VioC  o.  81),  das  mit  einigen 
Akliicifvniu^f.,)   isn!^  fiir  Indien  nbemommen  und  später  (1S87) 
lehnt  wuidi  .    I»i(>  voiliegeüdt^  OesMz  fasst  die  Vorschriften 
t>«i<i>'n  früheren  liubuiiunen  und  enthält  daneben  eine  Reihe 
<^iislegnngen  und  Reditsbegriffen,  die  ans  der  englisohm  Inter- 
f**^*ion8  Act  fibernowinen  sind. 

Utas  Gesetz  seil  nicht  nur  illo  glt'i*hiiiri>>.-^if.'«'  Auslegung  der 
utdisoben  Gesetze,  sondern  auch  die  Uleichniäsäigkeit  der  Auslegung 
*  **k<li8chen  und  englischen  Gerichten  fördern.    Da  die  englische 
indisehe  ReebtqweolMuig  Tiel  mehr  wie  die  imserige  statt  den 
\jn<\  Zwt'L-k  iL^s  Oeeetzes  zu  beachten  und  zu  verstehen,  sich 
•B  fi*»n  Wortlaut  klammert,  ist  finc  soli  tn-»  pesotzlichf»  Fpststf^lliintr 
Begriffen  wichtiger,  als  es  fttr  uns  der  Fall  sein  würde.  Be- 
^mungpn  wie  die:  dasa  ConanJsr  «ffioer,  Oeneralkoasul,  Konsul 
«■■d  TiMhonaul;  dass  Person  snch  juiiatiscbe  Penon;  Her  Hajealy 
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«neb  ddr  Nachfolfrer;  die  Bezeichnung  des  männlichen  GeKhleclits 
mich  flas  wfüiliche  umfassen  sollen,  sin'l  ff^r  im??  selbstverständlicli 
lind  bedOrfen  keiner  besonderen  Erwälinung.  Zweckiuäsäg  atnd 
dagegen  die  aUgenMniran  Baitimiiiiuigeu,  wie  die  in  §  0  und  11 
Ober  Zeit}  ¥titi  und  ItauaiberBoibnnqgen. 

Oeaetz  XU  betrifft  das  Recht  ran  LokalbehOrden  cor  Anf> 

nähme  von  Anleihen  in  vorübergehenden  Notlagen.  Durch  ein 
Oeaet«  von  1879  halKsn  ßrtliche  Hehönlen,  d.  h.  IViisAnon  oder 
Korporationen,  tUo  zur  Verwaltung  örtlicher  oder  .«täiitischer  Ver- 
mOgeD  oder  m  Erbebnng  von  Steuern  und  anderen  Abgaben  iniier- 
lulb  einea  Beaite  befugt  mtid,  da«  Recht  erhalten,  anf  das  von 
ihnen  verwaltete  Vennögen  hin  Anlfilicn  zur  Ausfiihning  von 
Werken  und  Arl^iten,  die  in  ihren  Wirkungbkreis  fallen,  mit  Oe- 
nelimif^iing  der  Provinzialrepernng  aufzunehmen. 

Da  {*eit  2  Jahren  duah  tlio  Fo*-t  in  Bombay  und  die  Ilungerb- 
not  in  denn  gtiteIeD  Teil  von  Imlien  die  Ansgabea  der  Oemeinden 

in  lu^ wohnlicher  Weiae  atiagen  un<l  alle  duit-h  die  Saddage  ge- 
botenen Einrichtiinijr>n  uns  den  gowrilnili.  hcii  Einiialiim  n  sirli  nii  lit 
Itezalden  Hessen,  wunie  durch  dieses  Gesetz  die  gtisotziiche  itnmd- 
lago  gesehaGTeu,  um  die  Mittel  fflr  «tio  Deckung  der  auäserordent- 
llclien  BedfirfiiiaBB  an  geiwinnan. 

Qesetae  Xm  und  XIV  eind  ohne  aUgeoMiaea  Infoieaie. 

Qeaeiz  XV  hebt  ein  das  Kantonuemenfgeaeta  betreffendea 

Amendement  auf.  Die  Beseitigung  dieses  Amendements,  sagten  die 
Motive,  wird  d(  tii  Oi  neral-Qouveriieur  die  M.nf  ht  wiediTgeben,  üe- 
mt3ß  zur  Ueniunuig  der  Verbreitung  venerischer  Kiunkheiten  zu 
erlaaaen,  nnd  wird  ihm  dieaelben  Befngmaae  mr  Beikäiui>fuug  dieaer 
Krankheiten  geben,  vie  sie  ihm  beallgUoh  andeier  anatediender 
Krankheiten  zvietoheii.  Im  .lahre  189"»  waren  den  Garnison-  nnd 
Lap<  rloiTiimandanten  die  ihnen  durc-li  die  KfuitnniiPtnentsaktc  von 
188^  üitertnigonen  Machtbefugnis»«  zur  Hekäni|ifutig  der  venerischen 
Kranldi«taii  entiogan  worden.  Hatten  aohon  die  in  dem  Qeaeta 
Tom  Jahre  1889  (^ebenen  Mittel  nur  in  sehr  geringem  Maaae 
vermK'ht.  tlpm  rmsichgi-eifen  von  Erki-anknugen  Halt  zu  u'eliitton, 
so  machte  sich  die  Folge  der  Aufhebung  auch  di'^ser  f,'eringen 
BefugnisHe  »u  tiemorkbar,  dass  die  Uogieruug  das  Qesel/.  vom  Jahre 
1B06  wieder  anfliok 


Bta  der  Bentung  im  Juli  t.  J.  fOhrte  der  HSobitkoiiuiiBii- 

di'f»rx*n<le  ilcr  indiwhen  Armee  folgende  Zahlen  ein,  wpUIio  jedom 
üttbcifanfTfiKn  l>eweison  mussten,  (iass  Gefahr  im  Verzuge  sei: 

Im  Jiihrc  1895  sind  bei  einem  Boetand  der  europäiscIioD 
Trupfeo  in  Indieo  von  68331  Mann  36681,  d.  h.  53Vj%  in 
die  I«zaretho  wegen  veoeriscber  Kiunkheiten  gekomroftn»  davon 
22  702  an  Syjjliills  Leidende.  Im  Üurcbsehnitt  blii  Vii^n  dip  Kranken 
31  Tage  in  Bciianf!liinp.    Sir  G.  Wliito  frihrt»'  limtn  zum  Ver- 

gleiclx  an,  daes,  wälirend  in  Indien  auf  1000  Mann  53G,39,  in 
D»-utacMand  mir  26,7  tob  1000  ab  geaddechtalnaiik  in  di«  Lataretiie 
aif g^raonuMD  wonton  aoian. 


Haiti. 

Referent:  Alnndcr  PmJoI,  Abgaovdneter,  Pbrt<-au-Prinoe  (Haiti|. 
Obanslaiuig  von  Dr.  Karl«,  KamnwifBriahtarQf^rendirhia,  Baiün. 


a)  Gwotogebnag, 

An  Stelle  dee  Ministeriums  Foiichard,  das  nodi  vor  dem  Miss- 
Ji"!?«*!!  des  gegpn  eine  Onjppe  von  JüuriialiBtcn  anhänpip  pcinai'^hten 
Prozectees  gestürzt  wurde,  wai'  saa  17.  Dezember  1896  das  uoue 
A.  KmÜD     ab  d«ai  Miniater  dea  AuawliligeD,  der  liiwDien 
nn'l   des  Handele  geleitete  IGiÜBterium  getreten.  Et  Obenuhmen 
*lafe  Pf  »rtefeuille  de«  Justiz:  Selon  Menos*);  dasjenige  des  rnterrichts 
"Hid  Kidtus:  riiiinpy:  fl.tsii  iiifro  des  Inneren:  Donjnn;  dasjenige  der 
J^^'lwirtschaft  und  öffentlichen  Arbeiten:  C.  Arteaud.    Das  neue 
Vtnateiinm  legte  das  Y«ti»ien  erwadkende  Frognunm  vom 
Januar  1 897  vor,  &m  dem  hier  einige  AnasQge  folgen: 

„Eis  ist  an  dt  r  Zeit,  die  Öffentlichen  Ausgal^er  nTif  5.500,000 
l'iwter  für  das  Rechnungsjahr  189f?'07  zurfickzuführe«.  Diese 
^Slfcf  wird  »war  einige  DeSzitü  zuriiek lassen,  aber  »ie  wird  uns 
IMtattflo,  nnaere  flaanneUe  Lage  durah  Beraohnnngen  des  Sehata- 

')  i'iniiuj,  ein  g«!*i<-hHtzter  Advokat,  hat  üuh  wertvullu  Buch;  ,,üio 
Otechheit  der  Racen''  vorfaast 

')  ädoo  MuHM,  ein  (jewaadter  Redner,  ist  Doktor  der  Faxiser  Beoht»- 
lakttltat. 


amt»  Sit  ordnen,  die  nur  aiitflUnlNir  sind,  wenn  aie  in  vernllRftigcit 
Oienxen  gebalten  wetden  .... 

Th  Friede  in  der  ganzen  Republik  hen-«i'ht,  crlnntjen  wir  auf 
die  Einrichtung  der  Besatzungsniannsfiiafton  vci-zieiiten  zu  können, 
welche  die  Staatskaäse  belaäten  uud  den  ia  die  Armee  einverleibten 
Borgern  le  neohteilig  rind  .... 

Man  na»  am-h  die  AuBgalton  fflr  unsere  Marine  auf  das  Not- 
wendigste zurflckf (lliren ,  indem  xvir  Miissix^gt  lii  cigteifcu,  welolio 
uns  den  DicuRt  unserer  ScIiifTe  in  eniBten  Augenblicken  siobem, 
ohne  dase  der  Fiskus  verpflichtet  ist,  Ausgaben  zu  inachen,  welche 
nur  nr  Zeit  eine«  Krieges  ventlndlich  sind.  Zu  denelben  Zeitf 
XU  welcher  das  lünd  den  Kriegsdienst  auf  das  gcwOlmlicbc 
Kontinp'iit  und  auf  den  Friedensfus>  /rirfirkpefnlirt  sehen  wii^i, 
wird  mau  den  Dienst  der  verwaltenden  Polizei  neu  einrichten 
mOssen,  indem  man  foidnlv  daas  der  Besiand  doneilMn  dnroh  «ine 
gedgneto  Wahl  von  Agenten  in  der  dnndi  das  Geseta  bnetimmtan 
und  durch  den  Fif-kiis  Ii 'si Meten  Zahl  TervoIlstAndigt  wird,  um 
fflr  clie  Ordnung  auf  di  r  Strasso  oiiizustohen,  ein  Zweck,  dem  die 
Polizei  in  Friedeuszeiteu  genügen  muss. 

Die  Abteilung  des  Innern  und  der  aUgemeinen  Ptdini,  mit 
«ilwnM  groaaer  Entachloasenheit  als  SdunMek  geleitet,  wdche  in 
dem  giciclien  Masse  die  individuelle  Freiheit  und  das  Ansehen  der 
ehrbaren  Bürger  achtet,  in  welchem  pif  'l^n  f'fM^Ithätern  jeirlifhcr 
Art  auf  der  Spur  ist,  wird  für  die  ötTentiicho  Oi-ünuug  noch  mehr 
dotch  ihren  neiss  und  ihren  Sdiarfblick  einstriien,  als  durch  die 
Geldmittel,  -welche  die  Moral  des  VoHm  verd«ben  «nd  die  Staate- 
kSBKC  vr-rklf-iniTn. 

Der  Versuch  wird  Oberhaupt  erleichtert  durch  eine  pewissen- 
liaftc  Anwendung  der  Gesetz«,  die  uns  leiten:  Wenn  die  Justiz  in 
rechtnUb»Biger  Weise  xu  unSM«»  Otmeton  nnd  zu  uneerem  Naohtnl 
angewendet  wird,  wird  eie  uns  ton  einer  schweren  militftrischen 

Lnst  Mn*}  von  ilfn  Prtln1ckf>nd"!i  K'isten  eiii-i'  Gcheiiiipn'izei  be» 
freien,  welche  »olton  eine  anstämlif^e  Verwaltung  Itegleiton." 

Dieees  Programm  war  Inttun  abgcfasst,  als  sich  auch  ^chon 
die  Presse  deeselben  bemiditigte,  indem  gewisse  ofBztelle  Zeitungen 
t  inen  heftigen  Kampf  gegen  das  ünterhaua  ftthiten,  wolehee  noch 
Ferien  hatte. 


Oft  aber  der  S<'iKit  zAgerte,  ^u^,(lllmeIusnt^ellen,  madit*'  Finnin 
dei"  Kauunt^r  in  ■■im-r  Sit/Jiiii;  Ixh  v*Tsrhl<«s,sf'ti'  ii  Tiifiii'U  i1>mi  Vcr- 
achlag,  den  Seuat  wt'^tiu  üur  geriiigea  Beit:itwiiligkeii  zuiu  Zu- 
■mmentritt  beim  Tolke  ausiüdagen:  Dieses  hlltte  dnea  groeeeD 
KioDflikt  sviedien  beiden  gesetzgebenden  EOrperednften  herbeUQhren 
k5nii6n.  Die  Kiimmer  wciK-rrt.'  ^i'h  aber.  Der  X\v*'.k.  .Irn  .1,;t 
Minif^tor  der  Fiiianzcn  und  der  iii;.-^\värtip"'ti  Aiiu'f|.'i;t"idii'iti  ii  inil 
dietsem   VorBClliii^ti    vetfoi^lc-,    war,   dcu    riiti3itit.-uu^u   daa  ^eitat« 

F.  A-  Stemurt,  wiDen  p(ditisehen  Qegner,  damit  za  tieflea  und 
«fentuell  bei  dem  wahtaebeinlichen  Konflikt  der  beiden  gesets- 
jeil>«r»«len  KftqHMsiliaff.'u  die  letzteren  atifzulfWn. 

Am  17.  ^iai  liegaim  uiitei'  eiia.'i'  aii.sst!p:e\\ r.jiiilii'ljeii  l'>i- 
gei«terung  die  zwtiiUj  fc)c<*aiMii  dei-  21.  LKgUlaluriAiikHie.  G<;mitsS 
Artiki^  168  der  Yetfussiuig  wurden  der  Kammer  auf  ihr  Ersuchen 
dts  Budget  vukA  die  aUgemeinea  Itechnungen  der  Republili  alsbidd 

vorgr.ltfj:t.  Bei  di. Oele^'enlieit  .■launai"  d.  i  Alif,'.-ii  iu'-te  Duras 
Kerre-Lotii«  an  einige  l'uniitti  de»  l'rogntinni»  vom  4.  Januar  uiiti 
lietonte: 

yJXo  Kammer  .  .  .  .  eei  entschloesen,  unbedingt  eDtecbloseen, 
ihren  Pflichten  nachzultomioen,  und  zwar  allen,  aelbit  den  gefAhr^ 
lichaten  .  . 

Uer  Staatssekretär  v^M-sjiraeli,  >treiii:  Iw  die  AusfidnMiiK  des 
ftogramms  2u  stirgeu,  uu,i  maii  luimte  »ich  desliall»  »lit  dem 
QtfQhle  der  Zufriedenheit. 

Inzwischen  eiitlininnte  je^iniii  eine  heftige  Zeitnii^'^folnie. 
Zwischen  den  Alles.  In-eud.-i-r-  Kainnu-v  und  Setiat  ai>,i;i>if>'iid,>n 
OTg^en  eineiticits  uud  den  liliitUTii  ler  Gegt-njailjcn,  weiclie  6e- 
•"»derB  die  Rrmin'sche  Verwaltung  kritiaierten,  &  regnete  von 
bäd«ii  Setten  Duelle,  allerding«  ohne  grSe»eron  Scliaden. 

T'in   diese   Z>'it    vei'l. nutete   sich  die   NVn  lifi<-!it .   da-s   l  iiiiL'e 
Mim^l,.I-   w-lehe  s.i\v,.(d  dir  Veiia-suiiu'  (Artd%el  li'Oi.  als  am  Ii  ilir 
^'''jgTamm  vom  4.  Juuuar  mit  Fii.M*oa  tmten,  «ivli  Ucldei  lür  die 
ISniIhniiig  in  ihr  Amt  zugeeignet  hittcn. 

Wenn  die  YerfasRUngimritiiuden  von  1843  (ArtiJcel  13r>),  von 

1846  (Artikel  l.HJ>l  und  von  1849  (Artikel  ]:>A}  dhs.'  tieM-r  1.-- 
■Ülipten,  HO  hat  si^  die  \  erfas^ini  tr.  we^  he  i^e^emv  ärtiL-  da^  I<aiid 
iielteosdlt,  be^itigt,  uud  das  k'abuiet  tiattü  de»ibUI»  kein  lUxhl  äU 

«iMT  solelMii  -GeldbewUligiing.    Trat«  dicKcs  vcrAissungemilseigeii 
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Vei'l'oti's  )M;willi^ic  dm-  SüiittsselmU  dieite  QoMer,  uixl  zwar  nn« 
g»'l)ftlirli(iher  Woiw»  iiiittu-  <l«r  Kii)'iik  ,.R<^iHe-'|<oHoii".  Es  war  dieses 
eiue  M'Jiweru  UngehOhgkeit  l)k-  Kammer  ioi-derto  deshalb  den 
Mioister  des  Innem  ni  einer  ErUiroDg  «if  betreflb  disBer  Oold- 
«lugiabe  (82 000  Minir),  wddie  dorob  Mine  Abteilung  voi^genoninieD 
wordea  mr. 

Diese  am  3t.  Mai  cigangeno  Intfrpi^lLition  wunle  auf  Freitap 
den  4.  Juni  angesetzt.  An  diesem  Tage  waren  die  Zugänge  tmd 
die  filr  da»  Publikum  reservierten  Qalleiieen  der  Kammer  durch 
eine  Menge  beMtst,  welche  d$B  Kabioet  fflr  eeiu  Sobkdnal  lu 
interasftieien  suebfe. 

ITm  12  Uhr  wunle  die  Sitzung  ci-^ffnet,  unter  einem  un- 
L«'8C'hr«»i>>Iichen  iJirm  seitens  der  Zuhöror.  Einige  Minuten  später 
besteigt  der  Abgeordnete  S.  Dai-tiguenave,  der  laterpellator,  die 
RednertribOne  nnd  entwickelt,  trotz  de«  Umeoe,  Mine  DtteipeUation. 

Ntwh  4BtQndigen,  eehr  etOmiiscIien  Debatten  wmde  von  38 
Abgeeidneten  g'  imi^r  G5  stimmhcrecbtigten  ein  TBgesbeechltise 
g^Ut/t,  welcher  folgend. ■ni:ia^sru  hütete: 

,,Dio  Kammer,  welch«  mit  den  vom  Kabinet  gemachten 
Erkl&nuigeu  bezüglich  der  Eiuffthrungsgelder,  welche  tiich  die 
Minieter  in  geeetswidriger  'Weise  sngebilligt  haben,  nicht  zu- 
frie^len  ist,  miflriHll%t  den  Benehmen  des  Kabinettes,  bricht  mit 
ihren  Beziehungen  m  demedben  ab  und  geht  *wr  Tageeondnung 
über.' 

Das  Oberliaupt  des  Staatc^i  aiögerto  jedoch,  seine  Uatgeber  zu 
entlaaeeo. 

Am  frühen  Uoitsen  de«  nSchBten  Tages  stellten  sie  sieh  dem 
Priteidenten  vor.  aljcr  nicht,  nm  ihre  Entlassung  naohzusuohen, 
sondern  um  f»inon  Staatf:>itreioli  zu  empfehlen.  Die  Kammer  liess 
vorsichtiger  Weise  den  beabsielitigten  Staata^treich  eobettera,  und 
Finnin  und  Doujon,  die  am  meisten  blossgesteUten  Ilster,  musaten 
wenige  Tlige  spiter  ihre  BntlaBaung  mnreichen. 

Vom  16. — 27.  Juni  winde  das  Kahinet  endgOltig  wie  folgt 

nii  leil :  Menos,  welclier  frillier  die  Ju.stiz  venvalti  t  hatte.  üIht- 
nalim  <lie  Auswfirtigi^n  Ange]«'genheiten  und  die  Finanzen:  A.  Dyer 
wuttlo  IUI  die  Spitze  des  Jm^tiz-  und  des  KiUtuK-Mitästcriums  be- 
nifen;  Luxembourg  Ckvin  an  die  Spitze  des  Uinisteiiume  des 
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/ijiM?i-n ;  CliatK-y.  Arti'fim!  tnnl  Marius,  weicht-  bereit**  dem  vei> 
gfMgGucü  Kabinet  uugehört  hatten,  Ijtihielt«!  iiir  Pottefeuillc. 

Um  abor  der  AbfBOidiwte  Ainiual  nun  imr  «i^ieklBrt,  nicht 
aber    sBufriedeogeBtallt  wordoDt  und  da  ea  flun  niobt  gduagen  iat, 

seino  Aufrage  zu  eiuor  Interpellation  innzngeti.talten,  so  vorläset  er 
(Ud  CJinwallung  der  KAminor  iiiul  r><icht  sein  EntlaMang^gMUcb 
eia,    >^'elchei>  augeuoiumen  wonion  ist. 

* 

«  « 

r>ie  ban|itfif(chlichen  doRotzo,  wolr  ho  von  ilcn  l)oiden  Kanunprn 
ntälii-r^Tid  der  onientlichon  Sitzungsperiode  bescbkxwen  worden  sind, 
ancL  folgende  üiebon. 

I.  Finanzen. 

1.  Das  (iiscfz.  ■wolrUes  dnsjenip<'  vnm  29.  Soptennior  1891 
*ietier  finfiihrt,  indem  es  das  Inppcktionsburcau  cinrichtt»t ,  und 
vc^tclies  dasjenige  vom  25.  September  1885  wieder  in  QOltigkeit 

Tom  20i  September  1891  settto  aidi 
(^leBee  BUreattt  wekbea  Minen  Sitz  im  Finanz  •Ministorium  hatte, 
aisumincn  aiiw  4  General-Inspektoren  mit  S  2'i0,  2  Inspektoren 
wter  Klasbc  mit  ]o  S  200,  7  Itecbnungebeamten  mit  je  ^  150, 
einem  für  die  Statistik  bestiaimtni  Beamten  mit  S  125  tmd  drei 
Apeditionsbemnlen  mit  je  ^  60  Xottitefslialt 

Die  hauptsächlichste  Aufgabe  der  Mitglieder  dieses  Burcaun 
t^'i'tand    darin,   dass   si>^    fnKp«ktion«rpt5>pn    in   dif»  v«'r»:chi»lfnon 
Fmana. Verwaltungs-Bezirke  der  Keputilik  machten,  die  l'rkund«»n 
dtr  Zollbeamten  kontroUieiten  «ad  ei»  mit  denjenigen  der  haitwiechen 
Kotisuln  im  Aualande  vergliclien. 

Ths  Qeeeu  vom  25.  September  18S5  verminderte  den  Qeaamt- 
^'Stand  der  Anpestelltrn  [lif*«<'.s  Hhiimihh. 

2.  Das  Gesäctz  vom  26.  .Juni  1897  Itetrcflend  die  Führung 
4er  Konto«. 

Bis  ilahin  machten  die  Kontos  der  Knanzverwaltungen  keinen 
I  nterschiotl  zwischen  SillRM|r<^M.  PapifTReld  und  Oold,  abgesehen 
von  dt'mjcnigen.  der  nach  den  Kurss^-hwankungen  entsteht.  Die64?i< 
Qwetz  vei'pHichtet  dagegen  je«len  Hecliuungsfülirer,  ebenso  viele 
finciifOlirungen  zu  halten,  ale  0«ldaorten  in  der  Rqmblik  äikulieiran 
■hhI  durch  das  Sefaataamt  zugebneen  eittd. 


—    518  — 


Die  Kiiuialimc-  uud  Äu^gal•e- Budgets  iuQbkcu  genau  der  Jurok 
da»  neue  Qesete  cingoführteu  Vorschrift  ful^ii. 

3.  Bu  <l«wt»  vom  15.  Jttii,  w«ldiM  dwjenige  G«Mtz  wiedw 
eiofOlute,  cbw  d«n  Qmtt         13.  Juli  1853  mgMbigt  mr; 

letztorrs  liowilligte  dm  Hafen  von  Grand  Saline  das  Stapelrecht.') 

4.  Das  Oesetz  vom  22.  .In Ii.  weklir-s  das  Kampethc-IIok 
von  Steuern  entlastete.  V^om  1.  Oktober  1UÜ7  au  soll  das  Kumpeche- 
Holz  für  alle  Exportnohte  nur  S  8*50  Zoll  saMec;  ▼orber  bdief 
■ich  die  Abgabe  fOr  daa  Mliolx  auf  S  2,90. 

6.  Das  Gesetz  vom  2J.  Juli,  welches  die  Gesetze  vom  19. 
und  28.  Oktnbor  18Sf)  Ix  zflglidi  <l-s  Anso  d'Uainaolt  und  Port- 
ä-Piment  bewilligten  StaiHjlrüchl.-H  wiotler  einführte. 

6.  Das  Gesetz  vom  18.  September  änderte  die  Gesetze 
vom  24.  und  80.  Oktober  1R76  ab  besaglioli  der  BOhe  der 
Geworbesteucr  der  Ausländer,  welche  als  Gehülfen  oder  unter 
iificiid  finom  nndficii  Namen  im  Dii'ti:-t.'  der  Kanf-  iiiitl  Handels- 
leute, der  Fabrikanten  odei*  Handwerker,  sei  es  eingeborener  oder 
fremder,  angestellt  waren,  and  eiMflit»  die  fenannte  Bteaer  irie  folgt: 


Die  Erhfihung  ist  unbedeutend. 

7.  Das  Gesetz  vom  15.  Scj  l emLei .  welches  das  Pt'rsoiial 
des  Reehnimgäbureaus  der  Kauuuer  uud  dt^a  S«imtes  vermelirte. 

S.  Das  Gesetz  vom  25.  September,  welches  das  Ausgaben- 
BudgM  des  Verwaltungajahies  1897/98  feeteetata 

Seit  eiuigor  Zeit  haben  sich  schwere  Misebrftiiche  in  die  Finan»- 
verwidluiiu'  der  RrpnbHk  eingeschlichen;  andorrnseits  hatten  alle 
Gesetze,  welche  das  Ausgaben-Rudgot  fetstsetzten,  seit  einer  Anzalil 
von  Jahieu  den  Fiuanzmiuistera  die  äuanzielic  Diktatur  beigelegt, 
und  zwar  durdt  die  folgenden  Arlikd: 

>)  Mui  renteht  unter  Stapelteoht  die  Befugois  gewisser,  dem  fremden 
Handel  aicbt  geSftbelen  Hifsaf  SoUtls  aohuaehaisB  vad  ihrs  Xnangdae 
(mit  Aiisaabme  von  Kaffee  oad  Kaha»)  n  ▼sneadeB. 


„    4.      „       „  40 


>»  >i  5.  „  „  35 
n        >»    8'     »I       »  30 


ffArtikel  3.  IXb  Vemütnng  der  Staatmohuld  .  .  .  .  <oU 
(7ure}i  alle  in  der  Ma«-Iit  des  FinanzminiKters  liegende  flnsnxi^Ue 
Mitt&l  ffwlofltt  wpnlrii,  wnn  nicht  rberst'hü-iw  an  Eianaluiwn  dtuob 
die   vexfiigUiEvii  ücklmüt.  !  f.'stpfistellt  wonlen  siud. 

Artikel  5.  Es  soll  aUmouatlicU  unter  der  peruöuliohen 
Veimn'fcirodliclikdt  des  StMtaeekretan  der  fiiMiHten  «ul  den  Betng 
der   XSimiihiiieD        der  bewUli^^  G«MmtiKiiDiiie  fOi  die  ver- 

!idu€3<]einai  ministericlleu  Verwattungszweigo  verrechnet  werden,  falle 
nicht  in  ausserordentlichen  FflÜen  ein  Hi  s<  liluss  der  VerHainmlung' 
der  ätaatssekret&ro  ergeht  Oleicltwutil  iH>il  Itcin  Minister  zu  ii^gead 
einen  Zweck  den  ifam  dm^  das  gegenwartige  OeeeU  daigelMitMnii 
Iiedit  Obeiedumten,  noch  uidi  eine  neue  AxMgA«  veaaütmot 

K  rr>r      nicht  fOr  deND  TUcung  ducdi  dne  BrbiOhtinf  des  Cndits 

gesorgt  bat. 

Artikel  7.  Die  Ki-oditorhffhungen,  welche  notwendig  sind, 
^  der  nach  GebQlir  gerechtfcrtigteu  Unzulänglichkeit  der  Oeld- 
*»uii«D,  welche  auegeirarfeii  nnd,  abndielfBii,  kftnoeii  mir  durah 
OB  Q««eli  bewilligt  werden. 

Aeeeerhalb  der  Geeetigebnngeiieriode  het  für  die  oben  geoennten 

-Ausgaben  der  Präsident  der  Republik  v  i  a  v  ,i  s.  lihig  det;  Finans» 
minister-  vi-rmittelet  der  verfQgUareu  Ueldei-  des  StaatescbatzeB 
l'ÜTBorge  zu  treffen. 

llieeelbe  AourdoUDg  auf  die  auBßei-urdeJitlicheii  Kr^ite  uii- 
^■mdbar,  d.  h.  «i{  die  Qeldniwei&ungen  betreffend  diejenigen  Dienst- 
tvenge,  welche  toh  dem  Budget  nicht  vorgenhen  und  gemgdt 
*HA  kCinnen. 

In  dem  einen,  wie  dem  andwea  Falle  ist  der  Utnister,  weldiar 

^n  Kredit   1ioanK|ini(iit .  cehaltpn.  r.nxnr  dom  Finanrministnr  dif« 
^^-oisstflckc  für  die  Unzulänglichkeit  des  Budget-Kredites  unii  die 
^!(*)it«endigk«it  der  Ausgabe  zu  unterbreiten.    Der  letztgeuannte 
^iGimrter  brntrolliert  unter  aeiner  penSnlidien  Venntwwilidikeit 
«las  Material  un<l  prA't  es  mit  aeioem  begrfliidetett  Gutachten  dem 
Präi<identen  der  Kepublik." 

Das  Gesetz  vom  25.  September  1897  stellte  dahor  Eogeln 
mi,  weiulie  dazu  be&tinunt  waren,  den  drohenden  Bankei-ott  ui 
bcaueen  und  dem  llnanzminiater  eine  SichtachDur  vo»uzeichneo. 


Wir  tei|«Q  «bis  UeseU  im  FulKeadeu  mit: 

litel  1. 
Artikel  I. 

Don  veivchiedoiion  Ft-iat^si  krotäroii  (Miuis(''rn)  worrtfii  h'roctife 
zum  Betrage  von  5305198  I  43  cts.  einheiuiiitcker  AViUiiiug  and  2223  715  * 
71  ots.  ameiOnoiHhisr  OoMwIluruiig  ctUfmt: 


Auswärtig»-  An^olegeoh«iteD 

»      7  780,- 

» 

82  950,— 

Fmanzen  und  Haud«l 

„  22ü00(,47 

*• 

9  423,28 

Krieg 

„  1080916,40 

n 

59000,- 

Marine 

„  1R4 

1' 

19  400,- 

lauert«  aod  Polizei 

„    bö5  8ti8.9ü 

n 

3000,— 

rxfeiiUioiM  ArMtaa 

„  214888,20 

50626^ 

Ack(«rbau 

„  219674,— 

Öffcmtiicbor  l'nt«mcht 

„    777  240,50 

rt 

26  640,— 

Jitttu 

„  484072,— 

Eultiiü 

„     36  600,- 

1» 

51479^2 

Baokwesea 

„    120  OOO,— 

•  4  591  588,53 

» 

306519,04 

Stutndmld 

..  7::i  (loi'.i'ii 

'11.^  196,67 

io  Sun  JIM 

«63661f»,43 

«8 

228715.71 

Artik-p!  2. 

Die  im  Artikel  1  ernrähnten  Ausgabon  imd  die  Ausgaben  in  Uem&ss- 
heit  dor  hier  beigefOgt«n  Etats  sollen  dureb  die  laufenden  Uittd  de» 
Beobnon^jabres  1997/96  gedeckt  werden 

Artikel  3. 

Unter  perafinKoher  TerantworÜlebkrit  des  StaalaaebelSn  der  FIbibwo 

und  soweit  f-  di  i  h^tuiid  'Ii"-  Sobatzes  erlaubt,  soll  in  jedem  Monate  von 
dem  Betrage  der  Einuabmeu  '/»  eioselnen  Miaisterien  bewUligten 

Sorame  verrachnet  werden. 

Dieses  Zwölftel  darf  mir  kraft  einer  Entscheidung  des  Minister-Rates 
und  bei  einem  auweigewithnlich  dringenden  Falle  überschritten  werden. 
Keinenidto  darf  au»  finend  einem  Gmnde  «a  fitaataedrellr  Atniabai  nber 

di"  ihm  (liiivh  ila.s  f,'f^'i'tivv;irti^'i.'  O'.'setr.  eröffnctr-n  |i;i'sof/Ii':b''ii  Kri-dife 
hinaus  machen,  bevor  er  durch  duen  Ergüncongskrcdit  sdob  die  Mittel  ver- 
Bdiaflt  bat,  aie  su  liesablen. 

Artik.'I  4. 

Von  Seiten  des  Staatesohatzes  soll  keine  Zahlung  geleistet  werden, 
ausaer  aar  BecaMiing  eber  im  Bndgat  aiif||eftibi(ao  oder  eiiwr  dnicb  eine 
ausser^'H»'<'iiinIii'lK'  Kr>Miit'jnliv  vorgcadbeiNO  Leistug,  «10  ai»  Aitüml  7 
gegeuwürtigeu  Gesetzes  voreieht. 

Keine  «nf  Itoduning  dea  Slaatea  gemaehte  Anagnbe  aoD  IwiiUt  iNntai, 
wenn  üii  ht  VDilii'i-  aii|;i?wiL'sen  und  die  Anweisung  in  eine  Zalilungs- 
anweiäung  nach  Massgabe  der  Artikel  45  —  50  dee  Reglements  für  den 
Schatadieoat  omgeiniert  wird. 


•Tede  Ausgabean Weisung  mosR,  um  an  niner  dor  KasRpn  des  Staat»- 
ficiiatzeH  eingelöst  worden  zu  können,  sieb  auf  einen  gesetzlich  eröffneten 
Kredit  Ixziehen,  sich  in  den  Grenzen  der  monatlichen  Verteilungen  halten 
and  von  Bewei.s8tücken  unterstützt  werden,  aus  dt-nen  sich  ergiebt,  das» 
ihr  Zweck  die  gänzliche  uder  teilweise  Tilgung  der  regulären  Staatsschuld  ist. 

Artikel  5. 

I>ie  vorhergehenden  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  Ausgaben  jeg- 
licher .A.rt  Für  die  Staatsschulden  soll  in  den  Büchern  der  Finanz-Ver- 
waltixni^  von  Port-au-Princo  ein  besonderes  Konto  eröffnet  werden. 

TTm  die  Zahlungsanweisungen  zu  erleichtern,  soll  die  mit  der  Ver- 
waltung der  StaatS8chuld  betraute  Natiunall^k  von  Uaiti  am  1.  jedes 
MoDat>i  dem  Stiiatsüekretiir  der  Finanzen  die  rechnungNm&ssigen  Beläge  der 
aui  lioclinuiig  genannter  8«:huldenverwaltitng  im  vorigen  Monate  ge.schebenen 
V«rteiluiig  oder  Tilgung  übermitteln.  Der  Finanzmiuister  übergiebt  das 
Material  dem  Finanz- .\dministrator. 

Die  gezahlten  Zinson  sollen  gesondert  von  dem  zurückgezahlten  Kapital 
als  A.ciH^be  aufgeführt  werden. 

r>ie  Beläge  Hellen  sich  an  jede  Abteilung  und  Unterabteilung  dieser 
Schuld  ansvh]ies.s44n  und  gesondert  die  Zin:<en  und  da.s  amortisierte  Ka]iital 
antciKon. 

Was  die  innere  {konvertierte  und  konKulidierto)  und  die  äu»K>re  (An- 
leiben von  1875  und  \HW)  Schuld,  deren  Zinsen  halbjährlich  gezahlt  worden 
und  deren  Amortisation  jähilich  htattfindet,  anlangt,  so  sollen  an  jedem 
Zahlungstermine  seitens  der  Nationalbank  von  Haiti  dein  Staatssekretär  der 
Fioanzen  zur  Weitorbeförderung  im  dt-n  Finanz-Administrator  die  rechnungs- 
'"''''siKon  Belüge  der  Ausgaben  üburgebcu  worden,  welche  Inihufs  der  Be- 
zaUui^  der  Zinsen  und  der  Amortisation  des  Kapitals  gemacht  sind. 

I^e  auf  die  öffentliche  Schuld  bezüglichen  Au»gabcanwoisungen  und 
die  sie  unterstützenden  Belüge  sollen,  wie  alle  Ausgabeanweisungen,  gemäsa 
Artikel  47  j^r  Schatzdienstanweisung  der  Kechnungskaniiner  vorgelegt  werten. 

Artikel  6. 

l>Tä8ident«n  von  Haiti  wird  im  Falle  s<^'hwerer,  gegen  die  öffent- 
liche Siulierheit  gerichteter  Angriffe  das  Rocht  zugestanden,  durch  von  allen 
StaabioeVretären  gegengezeichnete  Ordre  auasergewöhnliche  Kredite  zu  or- 
iäUft«in,        fui-  (lit,  durch  unvorhergesehene  rmstando  notwendigen  Aiis- 
Abhülfe  zu  schaffen. 

Artikel  7. 

Hvr  Staatssekretär  der  Finanzen  ist  ermächtigt,  mit  Zustimmung  des 
liaiiitemtcs  und  nur  in  dem  oben  in  Artikel  6  vorgesehenen  Falle  der 
Dnogüofakeit  bei  Unzulänglichkeit  der  Mittel  des  Schatzes,  Anleihen  unter 
miglicbgter  Wahrung  der  Staatsintere8s«n  abzuschlieasen.  Diese  Anweisungen 
soUeo  »0  lange  ungiltig  sein,  bis  sie  durch  von  allen  Staatssekretären  gegen- 
geteichnete  Ordre  des  Präsidenten  von  Haiti  dem  Verkehre  übergeben  werden. 


Artikel  8. 

Die  auf  di«  &uivst'rgü\\*öhJiUchen  Kredit«  uuü  <^uf  die  AnleiheD  bezüg- 
lichen Ordiw,  TOB  (leuon  in  Altifesl  6  nnd  7  dii?  Rodo  geweaen  ist,  9oII<hi 
mit  rechoungsmätisigen  Belügen  ausgestattet  und  14  Tage  nadi  ihrer  Vt>r- 
ciffentlichang  seitens  des  Staatssekretilrs  dar  Finanzen  der  Kectinuag^kanuner 
Qbergeben  werden. 

Sie  Rolloo  unter  den  gleichen  Formen  und  Bodiugungen  der  Sanktion 
der  gesetzgebenden  Kammern  in  den  ersten  14  Tagen  ihrer  nächsten 
flüdoB  oiilMtitKea« 

Artikel  9. 

Alle  14  Tage  soll  von  Seiten  der  NatkHialbauk  von  Haiti  der  Hachnung^ 
Inmmer  tnomittelbar  «in  beglaubigter  und  untemiehnetor  Auuog  der  Mitraa 
der  Bank  aufgestellten  Einnalunen-  und  Ausgaben  -  Kedinungen  zugehen, 
weicher  die  Eionabmeo  und  «Ugemeioeo  Ausgaben  d«r  Hepablik  «iüireud 
der  Torliei|0iwiidai  Weolie  In  Ooid  und  id  eiDheiiiiiadier  Wtfmuig  angiebt. 

Artikel  10. 

Die  Artikel  3.  5.  0.  23,  :^2.  58.  fiO.  ÜO  und  ßl  der  SoluitadiaMt« 
anwaisong  vom  26.  Juli  1881  erhalten  Gesetzeskraft. 

Damentipnolieiid  soll  der  StaalnelMlir  der  Fbaaten  den  Kaimneni 

ihrer  Eröffnung  mit  drr  rjoniTalreohnunf,'  dc-n  Onsefirntwurf  vorlegen, 
welviiei'  «udgiltig  das  Kechnungsjabr  regelt.  Dieses  <ies«t2  soll  die  Bilanz 
swiadieB  EiomduneB  nnd  Anigeben  henteOen. 

Titel  II. 
Artikel  11. 

In  der  ersten  Woche  jeden  Honato  Bollen  die  ZaMndttinr  der  Mini- 
steri.nl-Abteilungeii  und  der  f iuDtlMfiike  dam  llDaDuiiiiiMeriam  tmd  der 
liechnaogskammer  oinseoden: 

1.  eine  Goneralfiberaicht  der  Zahlungsanweisungeu  und  Checks,  welche 
rie  während  dos  vorangegangenen  Honats  In  der  Nationalbaok  oder 
in  ihren  NebenateUeo  und  Agenturen  rotgeAuden  habeo; 

2.  eine  mit  alleii  Baatellbogen,  (juittnngeu  and  «ndereo  BeUgen  mr- 
sehene  OenenlQlMraidit  der  im  VerlRofe  deaadken  MookIs  benklteii 
Atuigaben. 

IMeee  Übenichten,  weiche  nach  Rechnungsjahr,  IDnistetjiun  nod 
Dioustzwcig  aufgestellt  sind,  holien  di  '  Kapitel  und  Abschnitte  dee  Blldgete 
«ngsbcfl,  auf  weiche  die  gezahiteo  Aufgaben  Bextig  htbea. 

Die  Beläge  jeder  Art  aoUen  io  drei  Eranpleren  ausgefertigt  werden; 
von  diesen  soll  der  Fiu.iii/.iidnistor  das  eine,  die  Kechoungskammer  d;i.s 
sweite  «in|tfangen,  und  das  dritte  soll  der  Zaliljneiater  aia  Unterlage  für 
«eina  Kaawui|iei«ti»tteB  nudflkhehalten. 

Artikel  12. 

la  Pcirt-au-rrincf'  so!!  ein  vom  Ministerium  abgeordneter  Beamter  der 
Finaniabteilung  und  in  den  anderen  lilnanzhezirken  sollen  Fiiuuizverwalter 
ja  den  errfen  Tifeo  jedes  Mooili  die  ReohiuiiigidflgQng  der  ZiUneirtar 


prüfen  und  dem  Omtnimotlr  dar  VhaBaan  ainao  Bariehl  anlaltaa,  waMiar 

aqgiebt : 

1.  dia  irthmd  doa  vanngogMigaBCo  Monala  vaniuMhmtan  «od  b  dia 
SOdier  dar  ZaUmeist^T  fitip^tntp'iion  Batilga  mit  dar  BnrilbDODg 
ÖM  DaluiB  and  der  Nummer  jeder  ZohlaofMBwaianng  adar  jedaa  auf 
dia  NtHoaaBwwfr,  ilira  NebenateOan  oder  Igemtareii  taaoggnan  Gheoks; 

2«  dia  vamiittelst  ricr  cinka-ssierten  Betrilgp  ilesselben  Moute  Hezalilten 
JivagAea  mit  genauer  Angabe  der  Zaliiungen  nadl  ICailterial-Ab- 
teilnag  «od  Dienstsweig; 

3.  Art  der  mr  üntariaga  jadar  AiH|gidMii>Xategon«  voigaoammaBan 

X'riifuogeD; 

4.  dia  KamanWani  im  AogaabUflk  dar  Mftmg. 

Artikal  13. 

"r>if  BostinimTiriRen  des  (5esf'tzüs  yim  'J'i.  Auj;iist  1870  and  dea  Zoaall- 
üewtzeu  vom  15.  August  1871  über  die  Veraotwortliobkeit  der  Baamtao 
aal  AagMtalitan  dar  TOTwaltnog  fmdan  anf  dia  Zahlmaialar,  ala  aueh  aaf 
diq«nigen,  welche  für  dio  Rtaatsgoldor  vorantwortliol»  aind,  Anwendung. 

Sie  finden  gleichermaageo  iVnweaduog  auf  dio  BaolniiDgBboamten  doa 
DMte  und  anf  dia  Baamtea  dar  Laad-MflgrapUaL 

Artikel  14. 

Oo^enwärtig»  Hasetz  soll  mit  dein  beigafügtan  TeReichnime  publiziert 
werden.    Die  Ausführung  aoU  je  dem  IwtraBBodaB  Btaataaekreiär  obliegen. 

Beschlossen  im  Gebäude  der  DeputieriaB-XaBmwr  am  1.  BaptamllBr 
1897  im  94.  Jahre  der  Uoabhingigkeit 

Dar  PMaidant  der  Kauiar. 

V.  Guiilauma. 
Die  SviuriftfUhrer. 
Sudre  Dartignenane.      I).  DoHtin,  St.  Louia. 

^scblooeen  im  Natiooalpalast  zu  rort-an-Prinoe  am  17.  September 
W*I  im  94.  Jalii«  dar  UaabUtagigltait 

Dar  Präsident  de»  iSeoala» 

Cadestin  fJobert. 

Die  S<;bhftfükrer. 
A.  Darao.       CL  Bamateaa. 

Im  NaBMB  dar  RapnUik! 

r^ir  I'niNiJfiit  von  Haiti  erdoat  aa,  dan  obiges  Gesetz  der  gesetz- 
{ebeodw  Körperaohaft  mit  dam  Biagal  dar  fiapubUk  veneiieQ,  gadrookt, 
iwiSeafficht  nnd  anagafUot  wird. 

irrh.^n  im  Xationalpaiaat  m  Poit-aa-PtiBoe  am  26.  SaplenAer  1897 
M.  Jahre  der  UiiablilBg|||ait 

T.  A.  8.  Sam. 


Oegengezeichnet: 

Der  Staatssekretär  iler  Fiaanzeii, 
dos  Handels  und  der  Auswärtigen  Angelegenheiten. 
Solon  Meno8. 

Der  Staatssekretär  des  Inuem  etc. 
F.  Ij.  Cauviu. 

Der  Staatssekretär  den  Krieges  und  <ler  Marine. 
■SeptiniuH  Marias. 

Der  Staatssekretär  der  Justiz  und  des  Kultus. 
A.  Dyer. 

Der  Staatssekretär  der  öffentlichen  Arbeiten  nnd  des  Ackeibaues. 

Arteaud. 

Der  Staatssekretär  des  offontlicbeu  Unterrichts. 
.1.  J.  Chancy. 

Dor  seitons  der  Rpgionmg  vnrfjelcgte  Ausgaben -Ktat  In^lief 
sich  eiii84hlies8licli  dos  Etat.s  der  Staat.sficliiililen -Verwaltung  auf 
7  880  301,44  .y.  Die  von  d«'n  Kanimeni  pit  geheisscMUMi  Ausgalten 
gingen  nicht  illter  den  B»'lrag  von  7  588  914,14  S  einst-hliesslich 
dos  Etats  der  Stiutl.'^chuldon-Verwaltiuig  hinaus,  simUbs  nie  Er- 
sparuisse  in  llöho  von  292  387,3(1  S  herljeiführten,  wolclie  imsi^r 
BuilgL't  um  die  gleiche  Suiniue  vermindern. 

Die  Regierung,  welche  daran  vorzweifelte,  das  Oleichgewicht 
des  Budget«!  horzustollcn,  liatte  von  den  Kammern  die  Ermächtigung 
zur  Verausgabung  von  800  000  S  in  Schatzanweisnngen  verlangt, 
um  damit  das  Defizit  des  Kiidgeta  zu  decken  und  die  400  000  S 
Sohatzbons  der  Emission  vom  26.  Februar  am  1.  Januar  iMJzahlen 
zu  kOnnen. 

Die  Kammer  gab  die  verlangte  Ermächtigimg  auf  das  aus- 
diflckli«  !!!^  Vorsprechen  des  Finanzmini-stcre  hin.  dass  die  Regioning 
sich  verpflichte ,  in  Zukunft  nicht  molir  zu  dic<<em  unheilvollen 
Auskunftniittel  ihre  Zuflucht  zu  nehmen;  aber  der  Senat  gab  sie 
nicht  und  machte,  wühn-nd  er  zugleich  ein  Mittel  fand,  die  Zalilung 
der  40U  000  bei«its  ausgegebenen  und  im  Monat  Januar  zahlU-iron 
Dollaranweisungen  zu  sichiM-n,  hinlängliciie  Ersiiamisao,  um  das 
Gleichgewicut  des  Budgets  herzu-stollen. 

9.  Oesetz  betreffend  die  Feststellung  der  Einnahmen 
far  da.s  Rechnungsjahr  1897/98. 


Dm  Oeeetz  bestimmU  dasa  alle  AuBfuhrzCUe  in  amerikanischem 
flolde  oder  Wechaeln  sm  ahlen  rind,  wdche  sich  auf  KoonoaaeiMiits 

m  gl  höriger  Forrn  stützen;  es  gioLt  •lein  St<-iats.sekn>Ulr  der  Finanzen 
'hf  H«"'fiif;nis,  idlmoiiallirli  cition  Ti'il  ilt-n  Ei-Irau'fs  i\i-r  <lisi>oni1>leii 
Exportzölle  in  nationaler  MUuze  und  fflr  Uezalilnng  der  üllcntlichen, 
in  natbiMlflir  Mdue  lu  fügenden  Amipiben  wa  Terkaufen.  Dleaer 
Verkauf  aoil  hauptaloUidh  an  die  Ideinenn  KtnOeute  in  Haiti 
geschch.n. 

Am  17.  SeplL'ml"'!  ALeiwi-;  10  Uhr  stliloss  di.-  Nitinnid -Vi-r- 
«aiumliiug  die  Arbeiten  der  zweiten  Session  dei'  21.  LegiuiatiiiiHiriude. 

AnaMTwdentildM  Sontlta. 

\V>nige  Tage  s]>Ator  wurden  die  gesetzgebenden  Kammern  an 
ciurr  siiisserorflcntliL-h'-ii  SilzuriLT  '  inherufcii ,  um  gewisso  Oe.sotzo>*- 
eut würfe  aU>r  Kefornien  den  natinnuii  ii  Münzs^stems  und  Einfiilming 
der  Qddwihruog  xu  prüfen. 

Am  28.  SepteflDber  konetituieftan  sidi  die  Kanunw  md  der 
^»at,  und  am   1.  Oktohor  iiri\si  ntiertc  sifh  das  Kahiiiot  l)Ciden, 
1  2  vorsiliie^ioiio  Projekte  zu  verlesen,  welche  die  Einberufung 
»"«wlasst  hatten. 

Trotz  def  Klarheit  dea  Bericht«!,  welchen  der  FünaniminialiBr 
''''«'r  «lie  flnanzieUe  Luf^c  de>  I>andes  di>r  K'(?Mtesehenden  Köqjer- 
■■^'laft    (■i>'tattf'tt' ,   lind  ans  d<'m  sirli  die  Vi-rniitn'iinittrpn  des  vor- 
jährigen Finanzmini>t<MV  ('.  Foiichanl  deutlich  eif^TiU'n,  veret  huli  die 
^''•J'Hor  die  endgiliige  Prüfung  die»»  Dokument»  auf  die  onlent- 
''^e  Scaaion,  d.  h.  anf  das  nichate  Jahr.   Die  Fordemiig,  den 
'Ministoi-  in  d.-n  Anklageziistand  zu  vortM'tzen ,  welche  von  einer 
^'''^•11  Aiizalil  von  Abgtwdnetc  n  nnsürintr,  wiu-de  von  der  Majoritftt 
Versammlung  nicht  in  Erwälgung  gezogen. 
Von  den  der  Kammer  vorgelegten  12  EntwOrfm  beeddoes  sie 
mit  eiuigeo  geringfQgip^en  Ablnderungen  daa  Gesetz  betcefleod 
Anleihe  und  di.-  Kiiizii  liuiirr  iU>s  Papier-  und  Hetall-Qelde« 
(Silber-   und  S<h>'ide-Mruiz<).  die  beiden  Ge-.tze  betn^ffend  die 
^^^QSolidierung  der  Staatspapiore  und  die  Konversion  der  inneren 
^<dden  in  Odd^  weldie  sie  in  ein  einziges  verschmolz;  das 
O^Mts  Ober  die  Eunfnhnmg  anderer  Arten  von  StempdiM^ier,  dsa 
fi.si,.t2  fi!>er  ilie  Kongregationsschulon,  das  Oesefz  fllior  die  Orv'ani- 
■attoa  deijenigeu  üffiiiere,  welche  wegen  bet>oudcrer  Dienste  einen 
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Ehronsold  erhalten;  alle  anderen  Enfwflrfe  wurli'n  auf  das  Jahr 
1898  verschoben. 

Die  Annahme  der  Q«'setze,  weiche  mit  dor  Anleihe  nn<l  der 
fünffthning:  der  Quldwälining  nicht  im  Ztiwimmonhanß:  stan<lon, 
zorstfiiie  notwendigerweise  das  Olcidigewicht  des  Budgnts.  Die 
Kammer  l^egrifT  das,  ab«»r  ihre  Majorität  ging  darüber  hinwog.  I>or 
hpllerliliekonde  S4'iuit  sah  ein,  das.s  das  Qleichgewii  ltt  des  Bndgrts 
g«3wahi1  werden  niOsste  und  v<'rtagte  daher  alle  Eiilwfirf«',  ausser 
denen,  welche  die  Anleihe  und  die  EIiiifrdinin>;  der  Ooldwähnmg, 
die  Konversion  der  inneren  Schulden  in  Gold,  die  Knnsolidienmg 
der  Staat8|«piere  und  die  K<)ngregatii)ns.-<chulen  iK'tmfen.  Diese 
entschloss  er  sich  zu  prüfen  und  unxuuelimen. 

Die  gi^setzirelii'iidcii  Kanmicrn  l»ei*ch.1ftigteii  sich  mit  «lioson 
verschie<leiiar1igen  Arbeiten,  als  plnt/lich  zwiw-hen  der  Deut84hen 
GesandtsL-haft  und  der  IIaitis4-hen  Regienmg  wegen  eines  gi*wiss4^n 
Emil  Loders  ein  gefAhrli«-her  diplnmatisoher  Zwischenfall  auftauchte, 
welcher  fast  beide  Lflnder  in  einen  bodanernswerteii  Konflikt  ge- 
stürzt hätte.  Hevor  wir  ilio  Vorgänge  klarlegen.  8«'i  bemerkt,  dass 
hndei«  in  Haiti  von  einer  mit  einem  Ausländer  verheirateten 
liaiti.sclieu  Mutter  gelwrcn,  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  nktnl)cr 
1860'),  welches  den  Kindern  von  Fi-emden  und  Hait  ianem  haitis<*liK.s 

')  Artikel  VI. 

„Dio  ehelichen  oder  aatarlicbeD  Kinder  einer  Haitiaiierin  und  eines 
Ausländen  sind  notwendig  linitiauer;  und  Hollten  sie  iu  der  Folge  eine 
andere  StaatHangehOrigkeit  erwerben,  .so  soll  dies  mich  deo  Bestimmungen 
des  Artikels  18  des  bürgerli<'hen  üosetzbaches  geregelt  werden." 
Artikel  18  des  bürgerlichen  Oesetzbuches: 
„Das  Bürgerrecht  geht  verlu.HtiR: 
I.  durch  eine  im  ordentlichen  ProzeAsverfahren  erfolgte,  rechtskräftige 
Verurteilung  zti  lebenslänglichen  Strafen,  welche  lieben  und  Ehre 
zugleich  treffen,  wie  sie  im  Strafgesetzbuch  festgesetzt  werden  sollen; 
II.  durch  Verlassen  de«  Vaterlandes  angesichts  (Irohender  Gefahr; 
m.  durch  im  Auslande  erfolgte  Naturalisation: 

IV.  durch  die  Annahme  der  seitens  einer  auswürtigeu  iiegierung  ver- 
liehenen, behördlichen  Funktionen  imd  durch  jede  Art  von  Kriegs- 
dienst unter  einer  aufiwärtig*«n  Macht,  zu  I^ando  oder  zu  Was.ser; 
V.  durch  jede  Niederlassung  im  Auslände  ohne  Aussicht  auf  Rück- 
kehr." 

Es  ist  richtig,  dass  die  Verfassungen  von  IST'.i  und  1889  diesen  I^inkt 
unseres  Staatsrechts  geändert  haben,  indent  sie  vorschrieben: 


fiäi^rrecht  verleiht,  bislang  rechtsmäägig  als  Angehöriger  der 
Bepublik  Bkiti  «ngesdim  wir. 

Gegen  Uitte  des  Monata  Sepienber  veriiaftele  ein  Poliiei- 

lj*:iATuter  einen  in  Lflders'  Dionstei)  stehendeo  HütiBDer,  die  einen 
lichanpten.  im  Oanfflnr  rli  -selben,  andere  sapron,  im  Innern  seiner 
Wohnung.  TJuitsiU-hlich  liat  Lätlers,  wie  es  »ckoiut,  sich  «U-r 
Arretierung  ennes  Dienn«  widenetien  vollen,  ünter  Anirandung 
Toa  0«walt  wurden  Lüden  und  sein  Diener  gezwungen,  tatb.  der 
Olirigkeit  zu  unterwerfen;  sie  wurden  vor  Gericht  gestellt  und  durch 
den  Fri»?tlensricht(>r  des  nOrtlliehen  Stadtteils  vnn  IVirt-au-Prince  zn 
30  Dollans  Oelds^tiufe  und  einigen  Tagen  Haft  verurtinlt.  Lfldoi> 
legte  gegen  dieM«  Urteil  Benifong  ein.  In  (Ueeem  Zeitpindrtp 
intervenierte  der  OeMshftftstrftgor  dos  Deutwhon  Beiches,  Onf 

Schwerin,  auf  ^!^sll(•h^>I^  des  Veiurfciltr-n .  ■w-rlfher  di«'  df^ritsehe 
Staat«4uigehnrif(ki'it  für  sicli  in  Ansprucii  nahm.  Der  Minister  der 
Avnw&rtigun  Angelegenheiten  der  Republik  unterliess  08  soinersoits, 
die  Si^melMft  de«  Angeechuldigteo  al«  HMtiener  geltend  xu  nMcken 
uml  flf-mnatrli  di'U  Grafen  Schweiin  abzuweisen,  welcher  dringend 
fli»'  Frcjl-t^minc  d«  s  Lüdi  i  s  fnrrlerte.  indem  er  ihn  im  giiten  Glaulion 
'ü''  ciiK-ri  Angehörigen  »"ines  Staates  hielt.  Graf  Schwerin  hätte 
i>  offlsioller  Eägensehaft  nnr  intervenieren  dflrfen,  um  die  Be- 
>.  nji(iigm,g^  nicht  die  FreÜMsung  des  Verurteilten  nt  rerlangen; 
'  '  ^Hiiister  der  AaswÄrtipen  Angelegenheiten  hätt<»  ans  Höflioh» 
^ti  t  »J  j,.  vorläufige  Freilassung  gegen  Krtntion  anf  seine 
loterveiitiofl  anbieten  sollen.    Keiner  v«»n  Beideti  luuidelte  dem- 

^  standen  die  Dinge,  als  das  Zuchtpoliwigeridit  wegen  dee 

^"''''"^tarules  ileH  Angeklagten  gegen  die  Staatsgewalt  ein  die  Stnife 
^^'^l^iendee  Urteil  fUlte;  dieses  war  ein  luirichtiges  Urteil,  denn 

i,einc  Haitianerin  vertit-it  ijureh  Ueirat  mit  >'iiii'tn  Ans'Jimler  ihre 
baltische  ätwtsaogvhorigküit"  (Artikel  5)  und:  daher  sollen  die  Kinder 
•itt  Eben  twisdiMi  Hailian«rinnes  nod  FremdeB  die  KatfoniilHlt 

ibr.'s  ;iiiNl;iinti-*<'hi'i)  Vafi'is  liolialton. 

Dieses  trifft  at>or  für  Lüders  nicht  au,  der  geboren  war,  als  das 
^3^^  «OB  180D  den  ms  HiaehehMi  bervofgegaageDM  Kindern  die  lisitiselie 
Wtatgang^lifiriglipit  verlieh.    Da  mm  'ins  Orsct/  kcini'  iiKiwiiliiiiii'  Kriift 
^  niüHseo  erworbene  Kt>dite  geachtet  und  Lüders  Sobu  ids  Haitianer 
^^i>dilM%«nleB,  sofern  nioht  ein«r  d«r  in  dem  qtwD  litierten  Aitik«!  18 
^MielMB  OseettlmelMS  TOiggesfasnsn  Fllle  sof  ihn  watättL 
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„der  Beruflingsrichter,  welcher  nur  von  dem  Angeklagten  an- 
„genifon  wird,  dai-f  das  Urteil  nur  7.n  (lunsten,  niemals  z<i  Cn- 
f^unsteu  des  I>etxtercn  ftndem''. 

„Der  Berufuiigsrifhter  darf,  wenn  er  nur  von  dem  Venirtoilten 
angorufnn  wii-d,  nicht  einmal  die  Lage  des  Appellierenden  dadurch 
veiwhlp«'htem ,  dass  er  sit-h  miter  dem  Vorwande,  die  Handlung 
stelle  ein  Verbrochen,  nicht  ein  Vergehen  dar,  für  ■  inkonii^otent 
erklärt." 

Ea  bedarf  keiner  Erwüliniuig,  dasB  LHders  gegen  das  Urteil 
die  Nichtigkeittiliesch werde  einlegen  konnte;  er  that  o»  auch,  aber 
er  uahni  seine  Nichtigkeitsbeschwerde  auf  Anstiften  ron  Pei-sonen. 
welche  u&her  zu  bezeichnen  sich  erflbrigl,  sogleich  wieder  zurück. 
Die  Rechti)verweig(>nuig,  wenn  man  das  Urteil  des  Zuchti)olizci- 
geriehtes  so  ansieht,  war  keine  endgiltige,  da  der  Angeklagte  noch 
die  Möglichkeit  hatte,  Berufung  an  eine  höhere  lnst;inz,  den 
Kassationshof  (<ler  <lie  vom  Benilungsrichter  verkaiuiten  I{e<-lits- 
grundsätze  wieder  zur  Oeltung  gebracht  haben  wQnlo),  einzuleg(>n. 
Aber  hielt  nun  LHders  die  diplomatische  Aktion  fflr  wirksamer, 
oiler  wollte  der  Verti-eter  des  Deutschen  Reiches  einem  Staats- 
angehörigen einen  ausgezeichneten  Dienst  erweisen,  die  Frag»-  wunle 
den  OerichtfihOfen  der  Republik  entzogen  und  in  eine  andeif  Bahn 
geschleudert.  Wenige  Tage  später  verlangfte  Oraf  Schwerin  von 
der  haitischen  Regierung  dio  Freilassung  des  Angeschiddigten 
in  derart  drohenden  Ausdrücken,  dass  die  Regienmg  glaubte,  sich 
einem  solchen  Befehle  nicht  filgi^n  zu  dürfen.  Die  diplomatischen 
Beziehungen  wunlen  so  gut  wie  al>gelinKihen,  al>er  der  fernere 
Aufenthalt  des  Ocschäftsträgers  in  unserer  Mitte  Hess  noch  den 
Unparteiischen  die  Hoffnung,  dass  man  noch  alles  in  Güte  ordnen 
werde. 

In  der  Zwis^-henzeit  beging  der  Minister  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten,  Solon  Menos,  den  schweren  Fehler,  auf  Veran- 
lassung amtlicher  Schritte  des  bevollmächtigten  Ministers 
der  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  die  Be- 
gnadigung des  Lüde r 8  zu  dekretieren,  eine  Handlungs- 
weise, welche  in  Berlin  mit  gutem  Grunde  als  eine  BeleifUgimg  des 
Vertretei«  der  Kaiserlichen  Regienmg  angesehen  wunle.  Anderer- 
seits machten  sich  die  Zeitungen  des  Landes  (es  herrscht  Press- 
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öipüieit)  ihrerseits  C borgriffe  iu  Worten  schuldig,  welche  die  liai tische 
Bepetuag  miasbfllJgte,  aber  deran  VersUtaSB  sie  nidit  nnterdiOokte, 
und  "Welche  die  Reigierang  in  Berlin  als  iinmittelbar  gegen  daa 

OI)erhaiipt  des  Reiclies  iccriclifi^t''  B"!i  i'liirungcii  auffasste.  Bei 
«lieser  IjOfte  der  Dingo  war  vnihei/n-'  h' ii,  dass  das  Kaiserliche 
Miaisteriuin  schleunigst  Kriegsschiffe  mit  der  Aufgabe,  eine  eud- 
gütige  LBsung  berbeumffihren,  nach  Haiti  senden  würde. 

Au  6.  Deaemlwr  1807  Yormittiga  eraoblenen  aie  auf  der 

Rhed««  von  Port-au-Prince  in  flestalt  von  2  Fregatten,  welche  so- 
gleich Anstalten  trafen,  den  Platz  zu  iMimbaitiiercn .  falls  sich  die 
Kegierujig  bi»  1  Uhr  ^'acluiiittags  nicht  verpflichtet,  an  LQdci-t>  eine 
Ibtschldigang  von  20000  DoUars  au  aalden. 

Dm  diplonatiBdie  Koirpe,  welohea  aidi  lu  dem  deuteheo 

B«^fehlHliHtier  an  Bord  begab,  konnte  von  diesem  keine  VerUngenuig 
*\^!*  VM'willigten  Aufsehul>es  (von  4  Stunden)  erlaneen,  um 
die  Vertietcr  iler  auswärtigen  Mächte  in  Sicherlieit  zu  luingeii  und 
der  Regierung  die  Möglichkeit  zu  geben,  die  Suchlage  klaizustelleiu 
I)iW  moBate  die  Begierang  unter  Frotest  gegen  die  Gewaltthat, 
^"f^  QegmBtind  aie  war,  die  verlangte  Summe  lalüen. 

Die  Kammer,  welche  der  Minister  di  r  Auswärtigen  Angclegen- 
''oiten  fllxT  einen  Teil  der  Akteti  bftn-ffend  die  Angelegenheit 
'^ersi  iu  Unkenntnis  liess,  richtete  am  10.  Dezember  eine  Inter- 
j^Ufttion  an  daa  Kabinet.  Dioaee,  wddhea  von  vombierain  daa  von 

hei  R^nng  dea  badaoerlicfaen  Zwiachen&UM  beobachtete 
»erfahren  för  wenig  geschickt  hielt,  wagte  nicht  ZU  aHMilieineil 
ind   r^iehto  am  11.  l>t  /emlicr  seine  Entlassiuur  ein. 

Am  13.  Dezember  wunle  das  neue  Kabinet  folgendermassen 


Bnitoa  Sa  Victor,  Answlrtige  Angelegenheiten  und  Knltua; 

Senator  FUauwe,  finanaen  und  Handel; 

Senater  T.  Anguste,  Innen^  und  Polizei; 

Abgeordneter  V.  Guilkuiue,  Krieg  und  Marine; 

C.  Antuine,  öffentlichen  l^uterricht  und  Justiz; 

C  Leeonto,  (Mfenflioibe  Aibeiton  nnd  AcüEerban. 

Am  16.  Deiember  endlich  oabmen  dw  Kammern  endgiltijg  das 
^**etl  ttber  die  Einzi<>liung  dea  Papiergeldes  und  die 

K^nfQlirung  der  OoldwAbrung  an;  femer  du  Qesets  aber 


I 
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(l  i  e  K  u  n  8  o  1  i  d  i  o  r  u  II  g  d  o  r  S  t  a  a  t  b  p  a  j)  i  »■  r  e  lui  d  d  i  o  K  n  n  v  e  r  - 
tieruug  der  iojioren  Schulden,  weldio  in  Sillier  und  l'upier- 
geld  »hlfair  waran,  in  floUL 

Berw  wir  dM  Text  di«mr  TenchiodeDen  Q««etM  nüttölflii, 
sei  j(!lzt  sthon  gasagt,  dass  sie,  oLwoliI  sie  dun  li  die  pn-käii'  lago 
dor  Hepublik  in  Folge  der  Entwertung  des  Siüwi-s.  liei  dein  auf 
der  Doppelwährung  bonütcudon  Münzey^tein,  gebieterisich  verlangt 
wurden,  ein  wenig  die  dlfontliohe  Ifonl  ▼edelsten.  Wae  die  Ein- 
nehung  des  Faplei^geldee  anlangt,  ist  in  der  Tliat  das  darauf 
bezQgUcho  Gesotz  «"ine  ALsi  li.ifTmii;  de>]i  nigen  vom  29.  September 
1892,  welches  deseen  Einlösung  in  Uold  und  zu  jwri  garantierte 
und  damit  besoudci's  einen  Teil  des  Ausfuluhaudels  begansUgle. 
Im  Jabie  1896  machte  man  den  Anfang  mit  der  EinUeung  in 
Qold  und  zu  (Miri,  und  auf  Qnind  der  vom  Unanaministeri i im  ver- 
olTontli' hti  11  Plane  erwarteten  die  Inhaber  von  Papiergeld,  dass 
teilwoistj  Einlösungen  auf  «lie.ser  Grundlage  n'geluiiLsHg  stattfiiuieu 
würden;  aber  die  Beaitxer  wurden  in  iluer  Erwartung  geUbiaoht: 
nur  241 661  Piasler  (von  3  798  134  Dollars)  wurden  gegen  eben- 
soviel in  Gold  eingcwecheelt,  wSlutend  die  10933000  Francs, 
welche  für  die  Einlösung  ^icstimmt  waren  und  au«  der  in  Paris 
kontiahierten  Anleihe  über  41)  UUU  UOO  Francs  herrtUu-teu,  eine 
ander»  Beetitnmung  erhielton.  Dm  eritlStt  die  peinlioben,  in  dem 
neoen  Oesetae  getroirenen  VorMdrtBniwwregeln  und  die  Straf- 
bestiinmuugen,  mit  wdohen  die  Nietitbeblgnog  seiner  Yonchriflen 
bedroht  wird  ') 

Wa.s  die  Gesetze  über  die  Konsolidierung  der  Staatspapiere 
aed  die  Sonvertienmg  der  inneren  Sobnlden  betrifft,  eo  grilTen  sie 
nodi  gewaltBamer  ein:  Die  Konsolidiening  aoH  gewheben  aum  Kuree 

von  100%,  d.  h.  fflr  2<)0  Toaster  in  Staat.s|)aiiieren  soll  man 
100  Dollare  Gold  bekommen,  luul  die  Konvertienmg  der  iiitiercn 
Schulden  zum  Kurse  von  50  d.  h.  für  je  100  Pia.->ter  in  SuhultU 
versdiveibttngen  eoU  man  eine  solobe  Ober  66%  DoUars  Geld  be- 
koBUnen. 


')  Während  der  Kurs  200  Piawtcr  für  100  Dollain  Gold  ist.  gewährt 
das  (icfltitz,  iudem  m  die  Eiuziehung  do,s  inländischen  Geldes  (Silber-  und 
Papier-Geld)  mit  einer  Prämie  von  50*  ,,  gut  heisst.  den  Inhabern  für  den 
AugenbUck  ein  unverhofftes  üesobenk,  da  dai»  Gesetz  vom  29.  September 
1802  dooh  eidit  lange  Aawenduig  finden  konnte. 
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Wir  geben  uaten  den  Text  der  drei  O^tze: 


A.  Oosetz. 

lÜciBlw  Aagm&a  Simoii  Sam, 
PMddout  m  Haiti, 

hat 

unter  AmraBciaDg  dn  Bedite  dar  Initiative,  weMi««  ilim  Artilt«!  W  dar 

Verfassung  vorioiht; 

in  Aobittnuiht  des  Gesetzes  vum  8.  NoTember  1887,  welches  die  mi- 
genanato  iooan  AatoitiaatiotMclitiU  ebeoM  wie  die  rOdntto 
Schuld  regelt: 

in  Erwignof ,  daiu  der  Staat  lieiu  Mittel  TeruaubläüBigen  darf,  aaiiien 
Kredit  n  «rliSItan,  «ad  tiaaondar»  die  BntwarhiDg  dar  SohaMvenidunilniigaD 
<Ier  Amortisationskasse  verhindern  masK; 

daiB  du  oiwo  zitierte  Oflwts  vom  8.  Kovember  1887,  tun  di«MB  wiobtiga 
Ziel  IQ  errai^en,  abgeändart  «aiden  moas; 

auf  den  Rericlit  des  8taat8»ekretäni  der  Finanzen  and  dai  Hrodah  oad 
auf  den  Vorschlag  des  Kollegiiiiiia  d«r  Staatsaalowtira 
folgendes  Gesetz  vorgeschlagen, 
^umI  die  gasefasgalwnde  KBipeiBoliaft  Imt  Um  rageBtinrait: 

Artikel  I.   Die  innere  S4:huld,  konvertierte  wie  konsolidierte,  istnod 
1  in  rioldgeld  der  Voreinigtini  Staaten  von  Amerika 

Demgemäss  soUeu  die  Berecbtiglen  durch  Venuittelung  der  ^ational- 
«dB  Haiti  f%r  je  166%  Piaater  in  jatat  {^teodeo  Sahnldveiaoliiaitungaii 

Ainortisationskasae  "Ir  r  in  nn.li  in.  Fnilauf  befindlicheo  Bohattanwei- 
suiigoa  eioea  neuen  Schuld titel  über  100  Piaster  erhalten. 

Artikel  H  Die  neuen  Sohnldttdniiia  aoUeo  «trf  deo  Inhaber  aoa- 

S*tellt  werden.  Sj*.-  siAliu  f;l<;ii.hmÄ8Hig  5'/,  jaljrlich  Zinsen  Inufcen, 
■uniQ^iieit  and  mit  Ilalbjabreskupons  vetaelien  werden.  Sie  sollen  drei 
V*^ot«ciiriflra  tiagen:  diejenige  dea  Voratdian  dar  AnuntiMlioMiiaaa,  die- 
^"■Se  einen  dazu  <ilit'L'<jr<iri>?toii  Mitgliedes  dar  BwliDnn|alaniinw and  nwaala 
•Kontrolle  die  des  Direktors  der  Bank. 

Artikel  III  Die  Zinsen  der  ehemaligen  SolmldveraohMihaqgm  dar 
Amortisatiotiska^e  sollen  vom  1.  Jiüi  1896  ab  nicht  mehr  geiahlt  werden. 

dem  1.  Januar  iB'Jd  soll  keine  eiugezogeoo  Schaldveiaolireibani;  mehr 
^  Z«Uai]g  genommen  werden,  und  jede  diesbezu^iohe  Reklamation  null 

Artikft  IV.    Im  Fall  endgiltigor  IConsolidierung  der  ongodockton 
^^•»ttipapiere  wni  der  in  Artikel  XI  des  Gesetzes  vom  8.  November  1887 
**«8eaghBnain  Smmna  da  Bab^  'm  S/100  Odlani  in  Gold  hinzugefügt 
^'i^ser  so!!  mit  ih'n  Kr  je  100  Pfund  an«}?f»fiihrt(Mi  Kafffi;-.  ^M'zablten  Zöllen 
vorweg  erhoben  werden,  und  der  botrag  der  so  erhöhten  8umiue  soll  nn- 
^ckürtt  ZOT  BeiaUuag  der  balbjilbriicfaaii  KapaaB  ud  dar  amaitiBiaztan 
WioVtTanebpaibnngan  varwandt  waidan, 
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Artikel  V.  üegmtHkiiigai  tieoeU  »etzt  alle  entgagattstehvwlen  gemAt- 
Ucfaen  Bea^mttDg«o  maMr  JCnft;  mit  der  AiMflUmiiig  wird  der  Statte 

lekretür  dor  Finan/i'n  und  dw  Budeb  betnot. 

fiwchlcmoii  u.  s.  w. 

B.  Ociet« 

über  die  Keaeolidieiiuif  der  rSekalliid^eD  «cbwebeoSen  Schuld. 

Tlrcsias  Augustin  Simon  San, 
PrtaideDt  reo  Haiti. 

hai  u.  w. 

Aftlkel  I.  KODMlidiwt  und  ant  di«  BeoluiiinK  d«  iDnWBii  Schuld 

iiln  rrir>inu«en  wird  der  n™h  nicht  bezahlte  Betrag  der  Z;ihInnK<i>rJri'<;. 
ZaliluDgiuuiweiMungeD  uud  (iegenuiwoiiiuagBU  uiid  anderer  Staatspapierv, 
welche  von  der  Verwnltoagv-JCemmiaaien  von  1800  und  von  der  nm 
27.  April  iSflS  eingenetiten  I*rüfiintB>KoininiHioo  gepriH  und  (St  giltis 
befuDden  und. 

Artik«!  II.    INa  genannten  8taBt8[iapiere,  welche  In  den  dieamn 

Gutirt/f  lt'ii:.fu;:rt'ii  Tabellen  aufgeführt  sind  und  sich  zusaiiinicD  auf 
353  Uö  VmUt  tiO  Cts.  in  inllodiiiuher  Wihnuig  und  wii  31 1:»  Fiaater 
41  Cta.  in  nmerikmiiober  Ooldwührnng  behrafen,  weiden  von  dem  Fioen»- 

Dopartemetit  begt:iiil'it;t  urnl  mit  l  itn  iii  eingebenden  Vonseichni«  für  jeden 
Inhaber  dem  U^iorougs-Koiiiiniiisär  bei  der  Natiotwlbaafc  von  tüuti  über- 


wie  den  Namen  deu  Inhabers  in  eiue  Liste  eintragen  und  die  Stücke  der 
Baak  Abeiseben. 

Artikel  III.  Cleichfalb  eollail  honiailidiei-t  und  auf  die  Rechnung 
der  inneren  Sebald  ilbemomnten  worden  nach  erfolgter  Prüfung  und, 
naobdcm  dcnin  Bwnltat  die  Billigung  der  gesetzgebenden  Kfirpersobaft  ge- 

fnnden  li;)t: 

1.  die  noch  geaohuldaleo  and  durch  Zablungsordrea,  Zahlnngaanweiannganf 
Oegenanweimageo,  Beeehein^nngen.  SehaMTefseiebniaae  oder  aoaatlge 

rrkundeu  festgesetzten  Beträge,  welche  den»  Staate  gegenüber  ein 
OiAnbverreebt  aiittteren  Datums  «ja  der  30.  September  1890  und 
frnherBn  Batnnia  ala  der  1.  Aplil  18B6  m  begründen  venDÖgen; 

2.  der  Betrag  der  Zahlungsordres ,  Zahlungsanweisungen,  (tegeriniiw.  i- 
enngeo  and  anderer  titaalapapiere,  wekshe  swiacben  dem  1.  Apäl 
1890  nad  30.  September  1897  lur  Besahlang  von  Oohlltaiii,  PeaaleBeo, 
SJieton,  I'ntorstützuugeD,  Entschädigungen  und  anderer,  hin  kante 
nicht  bezahlten  Ausgaben  ausgegeben  sind. 

Artikel  IV.  Diejenigen  dor  genannten  Staatspapier«,  weiohe  ursprüng- 
lich in  inländischer  Währung  zahlbar  waren,  sollen  in  Goldwährung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  '0  "i^  üam  Nennwerten  luinvertiert 
«erden.  Demnach  aoUeo  allen  Bereclitigten  durch  Vermittelaag  der  Natiooal- 
benk  von  EUtI  SofauldTerschreibungen  von  100  DoDan  aueiikaaiaelMr  Gold- 
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«Ünan«  für  jed«  Batmg  von  200  Fiutar  voriMawuitor  Stutafpiwe  an»* 
fftUadigt  werdm. 

Artikel  T.  T)io  Nationalbnnk  von  Haiti  «oll  die  HohiiMv'^rsrhn'ibungeii 
«oo  100  Dollai-s  für  jeden  urepmugliuliua  liihabor  fjüur  Ctiftsiunar  in  gütiger 
Dftnn  ausgeben  bis  zur  Erreichung  des  Betrages  der  eingeheaden  Veneioh« 
niee,  welche  ihr  übergeben  werden  sollen,  and  zwar,  indt-iu  si"  der  im 
«wfaetigohenden  Artikel  IV  vorgesehenen  Konvertierang  Rochuuug  tragt. 

Die  allen  BiAoke  eolkB  voo  der  Baok  uegüttg  gaamckl  werden. 

Artikel  VI.  Inlialirr  obiger  8tftat^|la[ll<•l■l■  s<illfii  nur  iiuf  ZinKxn 
für  daH  halbe  Jahr  Anspruch  haben,  welches  auf  dasjenige  folgt,  in  welchem 
die  neoeo  SeboIdverMlinibangen  ansgefceben  «erden. 

Artikel  VII.  Der  Staatssekretär  dfr  Firiauzen  süI!  im  Verhältnis  und 
MMib  lHassgabe  der  aus  dem  vorhergehenden  Etatsjahre  verfiigbann  Mittel 
dal  sieb  für  den  Monat  August  1896  ergebende  Kaldo  bezahlen. 

<  tleichfallK  wird  er  ermikchtigt,  die  Fordeningen  der  Herren  d'Aubigny, 
Simmtonb  und  Stieitbeig  ane  dem  t^berschnss  der  Anleilia  von  40000000 
I^onos  n  beaUen  orit  dar  Tarpfbchtung,  den  Bttnnam  in  BmiaD  dar 
■iBitBten  8eeik>n  darbbar  BaolunH^r  an  legen. 

Artikel  VTII  Hie  von  .len  Kommissionen  von  18Sn  00  und 
l*rüfung  durch  .Sachverbtändige  überwiesenen  oder  wegen  niangelndtir 
Grundlage  für  die  Prüfung  oieht  geprfiften  Stattapapiere,  welche  sich  auf 
»293  114,3-1  in  nationnlcr  Wührung  und  auf  »  I221fiH,'i<>  in  nniorikanischer 
^•'•'"Ährung  belaufen,  .sullun  in  der  nächsten  Session  durch  den  Staat»- 
***r«?tär  der  Finanzen  der  Prüfung  der  Kammern  unterbreitet  werden.  Dieaa 
**'^n  endgiltig  über  ihre  Hiltigkeit  oder  Ni'  liti^jkeit  entsx'hiMdeii. 

Artikel  IX.  Endgiltig  für  null  und  nichtig  erfclürt  werden  die  Au- 
^''''^UQgee  anf  Oebilter  and  Mieten,  Vendireibnngen,  Anwalnaganf  Qefen- 

•ji^t-'isii lind  alle  Staats|ia|iien»  irgend  wcIcIht  A:t.  \v.  !r!ji'  nicht  von 
*i>or  der  beiden  18H9;ÖU  und  1895  ernohteteo  rrufungs-KontmissioDea  einer 
^BterBoobong  onteraogen  aind. 

Oleirbfalls  null  und  nichtig  sind  alle  Schuldverschreibungen  und  Btaats- 
W^fe  irgend  welcher  Art,  welche  von  den  genaiiutuu  Konimiasioneo  nicht 
*°^fioiiHiMB  und  für  fidwih  eiUM  eder  anrtctgewieaea  aind,  arit  Annaluna 
*ö   Artikel  VIII  des  gegenwärtigen  Oesetzes  aufgeführten  I'a|iiere. 
I^er  Staatssekretür  der  Finanzen  soll  unter  seiner  persouhuhun  Ver- 
•^ottliehkeit  alle  geeetimlaaigen  Mittel  anwenden,  am  die  Empfatua- 
''"'^Wia^ingen .    IVna<.'li rieht ungen    Ond    Hinterleiruni.'serkiarungen  ungiltig 
""^n  zu  latiiveu,  welche  für  die  oben  bezeichneten  .Schuldverschreibungen 
Staatapapieire  bal)ea  anagablBdigt  werden  kSnaen. 
Artikel  X.   .\!le  für  nichtig  erklilrten  S.  huldvers(  hreihun;,'i'ii  soll  der 
der  Finaoxen  io  Oegenwart  einer  zu  dioeem  Zwecke  ernannten 
SHtofBob  verbrennen  laaaan. 
Artikel  XI.    Die  in  .Artikel  III  erwiihnteu  StaatspapiaM  sollen  von 
Iw  l*Bliii|(atioo  dieaea  Oeaeties  an  der  Prüfung  ontenmgan  weidan. 
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Den  Inhabern  der  ^'enannten  Staaisjiapiure  wird  ein  AufRchab  roo 
Miclm  Monaten  zu^ebilli^. 

Vom  1.  Juli  18Si8  ali  wird  keia  Stück  irgend  welcher  Art  weder  zur 
l'rüfutig  nuoh  zur  Rinwe43bt>elung  zugelatwen  werden,  und  jede  diesbezüg- 
liche Kuklaniation  soll  uuU  und  nichtig  S4>in. 

Artikel  XII.  Gegen würtiges  Oesetz  schafft  alle  ihm  untgogenstchoD- 
den  (ioiMjtze  oder  gesetzliobeu  Bestimuiuiigeu  ab.  Mit  der  Ausführung  wird 
der  Staat«i>ekretär  der  Finanzen  betraut. 

Besch  lowen  u.  8.  w. 

C.  Gesetz. 
Tinwia»  Augustin  Simon  Sani, 
Präsident  von  Haiti, 

hat  u.  ».  w. 

Titel  I. 
Ober  die  Anleihe. 

Artikel  1.    Die  Rc^erung  wird  omtächtigt,  auf  den  Kredit  der 
Republik  eine  Anleihe  von  3.VX)000  Pia»ter  in  Gold  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerikn  zu  pari  und  zu  einem  ZinHfUKNe,  welcher  in  keinem  Falle 
* '»  jiUirlirli  übersteigen  darf,  zu  kontraliieren. 

Artikel  2.  Der  Anleiliovciirag,  de«M}u  Bt-Mimnmugcn  den  Vor- 
»chrifteu  gegenwärtigen  Gesetzes  gemii-ss  sein  sollen,  und  alle  daiauf  Ijezüg- 
lichuu  Urkunden  sollen  im  Anitsblatte  der  Republik  unmittelbar  nach  Ab- 
schlusK  der  Anleihe  von  dem  Finanz-Depiulement  veröffentlicht  wenlen. 

Artikel  3.  Um  die  Kontrolle  der  Anleihe-  und  Kinzli>huMgsti|>enktionca 
zu  erleichtem,  wird  eine  KommiHHiun  von  neun  Mitgliedern,  nämlich  drei 
Senatoren,  drei  Deputierten  und  drei  haiiinchen  Kaufleuteu  ina  I.obou  gerufon. 

Die  drei  Senatoren  und  dio  drei  Deputierten  sollen  von  dem  Präsi- 
denten der  Republik  auf  Gtund  einer  von  jeder  der  beiden  Kammern  auf- 
gestellten Liste  von  sechs  Kandidaten  ernannt  wenlen. 

Die  drei  Kaufleute  sollen  von  dem  Prisldenten  ernannt  werden. 

Diese  Kommis-siun  soll  im  Staatx  -  Sekretariat  der  Finanzen  und  unter 
Vorsitz  de«  (."hefs  dieses  De]iartements  zusainm entroten.  Sie  soll  bei  An- 
wesenheit von  ■  ,  ihrer  Mit^lit?<lor  Ijeschlussfäliig  sein,  und  ihre  Entschei- 
dungen sollen  mit  absoluter  Majoiitiit  gefldlt  worden.  Im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit soll  dio  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Aus.scblag  gelten. 

Artikel  4.  Die  auf  Grund  vorhergehenden  Artikels  ins  I>eben 
gerufene  Kommission  soll  den  Titel:  „Kontroll-Komniission"  führen. 

Sobald  die  Anleihe  endgtitig  alif^em  hlosseu  ist,  sollen  sich  ihre  Befug- 
nisse auf  alle  Oiwrationoii  au.sdehiien,  welche  (Gegenstand  dieses  Gesetzes 
bilden.  Sie  soll  alsdann  ihren  Sitz  in  die  Natioualbank  von  Haiti  verlogen 
und  sich  einen  Vorsitzenden  wählen. 

Artikel  5.  Die  ganze  entliehene  Summe  soll  an  die  Natioualbank 
von  Haiti  gezalilt  werden  in  Goldmünzen  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika;  gepnift  und  gezählt  in  (iegenwurt  der  Kontroll  -  Kommissiou  und 
vereinnahmt  auf  Kechuun^;  der  Bank. 


Artikel  8.    Die  KemmlBrioo  miII  bd 'Ankunft  der  entlieheiMO 

Betrüge  sofort  von  dem  Staatssekretär  der  Finanzen  xasaniinenbemfea 
Verden.  Dieaer  soll  ihr  die  Rechnungen,  Fnohtbriefe,  amtliobea  Br> 
UXmiigen  nnd  eonst^en  mf  die  «ngetarclIeMen  BeMIc^  besfigliohen  Ur^ 
kuoden  vorlegfii.  Sie  miII  in  der  Natioualbank  zutiaaimontri'tcij  iiri<l  naih 
«ifol^er  i'iüfuog  der  in  Frage  koutuieuden  Urkunden  und  Feutsteliung  du« 
▼orhandaaeeins  der  in  ünen  angegebenen  Snnnnen  eh  Pntokoll  Ml- 
nehmen,  welchos  sowohl  von  ihren  aiiweNciidfii  MitgliwUMii  wie  TOn  den 
Iiirektor  und  dem  Kawierer  der  üank  unterzeichnet  werden  ttuil. 

Dum  eoll  darauf  der  Staataaekrettr  der  FinaniOD  im  „Neniteai^ 
feroffetitlichen  lassen. 

Artikel  7.    Die  Anleihe,  welche  irn  Staatsintereme  «bgeechlMiien 
Verden  soll,  soll  dazu  dienen,  die  Eänziehuug  zu  ermöglicfaen: 

1.  aller  ausgegebenen  nod  gngjoavirtig  im  Umlauf  lefiudliehen  KaMBn» 
uheine,  deren  Betrug  aBgineBiBian  wird  auf  3  708  134  i>iait8r; 

2.  aUer  btlndiBolien  h.  im  Jtktm  1881  Ma  1865  geprägten  SUbep* 
münzen  zu  1  Piaater,  deren  Betxif  auf  100000  Pfaatar  «i^- 
nomtnen  wird; 

3.  aUer  SobeMemlinsen  ni  0,90  FSaater,  deren  Betrag  anf  1 046961  Piaater 
aogenommt'n  wird. 

Die  Metallmänzen  an  0,20  nnd  0,10  Piaater  aollen  entaprecheud  der 
l'V'Bliing  in  dem  nuten  folgenden  ArtiM  32  ana  deofi  ümlaof  gesogen 
weiden. 

Artikel  8.  In  keinem  Falle  noch  ana  irgend  welchem  Beweg». 
P^ode  aoQen  die  Bettige  der  Anlefli«  in  efaiam  anderen  ah  dem  im 

"'l'ergt'hHntlen  Artikel  7  verzeiofaueteo  Zwecke  verwandt  worden  dürfen. 

Jede  BeetimmuQg  dieaer  Fonda  fttr  einen  andern  Zweck,  als  welchen 
'^oen  dieaea  Gesetz  zuweist,  soll  nicht  nvr  den  durch  Artikel  110  der 
^'■'^fassung  auferlegten  Strafen  unterliegen,  sondern  ausserdem  auch  den 
">  den  Strafgeaetcen  der  Republik  voi;ge6ehenen  Strafen  vorbehaltlich  dee 
'"Trachea  auf  Eraata  der  ungeaetslieii  verangaUen  Snnmen. 

Artikel  9.   Zur  Amortisation  dea  Kapitals  and  zur  Aufbringimg  der 
^msen  wird  ein  anf  aÜM  £inzelflUle  au  eriieheDdar  beaooderer  Zuaehlag  von 
^%   angewieaen.  Bleeer  in  Ooldmfiasen  der  Tereinigteo  Staaten  von 
Amerika  zu  zahlende  Zuschlag  soll  von  dem  Tage  ab  erhoben  werden,  an 
*«k:hein  im  UoDiteor  das  Protokoll  der  Koutroll  -  Kommiaaion  aar  Tei> 
^'"''^cfanng  gebracht  wird,  welches  die  Realisierung  der  Anleihe  konatatierL 
.\rtiliel  10.    Der  Betrag  <it's  Zusdihiges  soll  bis  zur  voliHtündigen 
^^kokxahlung  der  Auleibe,  Kapital  uud  Zinsen,  von  der  Nationalbank  von 
fSr  Rhohnung  der  Darleiher  einkassiert  werden. 
Artikel  11.    Die  Kinnabmen  aus  dem  Zuschlage  sollfu   in  der 
'^■•aiterwaltung  der  Republik  und  in  der  Natinnalbank  von  Haiti  1k5- 
"••ler»  gebucht  werden,  und  in  den  entten  Tiigin  jede«  Monats  soll  im 
^tibtttt  eine  Bekanntmaihuug  dt>s  Staatssekretariats  der  Finanzen  or- 
"iMiaea,  welche  den  Betrag  der  im  veifloaaenflo  Monate  von  der  Natieud- 


—    53ü  — 


back  in  Haiti  einkaasierteu  Runimon  erkennen  liisst,  sowohl  im  Hauptzoll- 
amt von  Port  -  au  •  Prinoe  als  auch  in  den  Nebenzollämtern  und  Agenturen 
der  anderen  Städte. 

Artikel  12.  E»  wird  aumlriicklich  verboten,  den  zur  Zurückzahlung 
der  Anleihe  angewiesenen  Zu!>chla^  von  25  "  „  seiner  Bestimmung  zu  ent- 
ziehen  unter  Androhung  der  u)i«n  in  Artikel  K  festgesetzten  Strafen. 

Artikel  13.  Die  Gläubiger  sollen,  wenn  as  angjüigig  cnicbeint,  die 
Einkassierung  des  Zuschlages  in  der  Nationalbank  überwachen  dürfen.  Der 
besondere  RegierDngs  -  Kommissar  bei  der  Nationalbank  ist  gehalten,  sie 
darin  zu  unterstützen,  und  jedesmal,  wenn  tue  es  verlangen,  zu  ihren 
Gunsten  zu  inteivenieren. 

Aber  das  Kecbt,  eine  unmittulbare  und  dauernde  Kontrolle  über  die 
Zölle  der  Hn|>ublik  auitzuübeu,  Mtll  unter  keinem  Vorwande  zugestanden 
werden. 

Artikel  14.  Die  Zölle  sollen  alle  se^-bs  Monate  bezahlt  und  auf 
(•rund  der  letzten  sich  ergebenden  Bilanzen  ber».>chnet  werden. 

Diu  Amortisation  soll  gleichfalls  halbjährlich  stattfinden  und  alle 
Summen  outhalten,  welche  aus  dem  Zuschlag  wiUireud  der  vorhergehenden 
sechs  Monate  herrühren  und  sich  nach  Abzug  der  Zinsen  in  den  Kassen 
der  Bank  befinden. 

Artikel  15.  Es  soll  der  Regierung,  welche  sich  das  Recht  aus- 
drücklich im  Anleihevertrag  vorbehalten  soll,  freistehen,  zu  jeder  Zeit  die 
Anleihe,  zu  welcher  sie  durch  gegenwärtiges  Oesetz  ermächtigt  wird,  uin- 
zulösen  oder  durch  vorzeitige  Zahlung  zu  amortisieren,  welche  in  anderen 
Zeiträumen  als  zu  den  im  obigou  Artikel  festgesetzton  und  vermittelst 
anderer  Uilfsiiuellen  als  derer,  welche  aus  dem  Zuschlage  herrühren, 
erfolgen. 

Artikel  10.  Bis  zur  vollständigen  Zurückzahlung  der  Anleihe  sollen 
alle  zur  Verzinsung  uud  Amortisation  des  entliehenen  Kapitals  erfolgten 
Zahlungen  dun.'h  Insertion  im  Amtsblatt  öffentlich  bekannt  gemacht  werdea. 

Artikel  17.  Sobald  die  Anleihe  vollstuudig  amortisiert  ist,  was  durch 
eine  im  „Moniteur'^  veröffentlichte  Mitteilung  anzuzeigen  ist.  soll  die  Er- 
hebung des  Zuschlages  von  25      vollständig  aufhöroD. 

Alle  nach  Zuriickzal)lung  der  Anleihe  erfolgten  Zaitlungen  dieses  Zu- 
.schlages  sollen  vom  Staate  wieder  ei'stattet  werden,  und  die  Beamten,  welche 
sie  gefordert,  ebenso  wie  diejenigen,  welche  sie  eingezogen  haben,  sollen, 
welches  auch  ihr  Rang  sein  möge,  wegen  T'nterschlagung  verfolgt  werden 
dürfen,  vorbehaltlich  des  Anspruches  auf  Schadens>ersatz. 

Titel  H. 

Von  der  Einziehung.  * 
Artikel  18.  Die  Einziehung  des  Papiergeldes  und  der  inländischen 
Silbermünzen,  welche  vermitteLst  der  Anleihe  dem  Umlaufe  entzogen 
werden,  soll  unmittelbar  nach  der  Realisierung  der  Anleihe  und  nach  Ab- 
führung der  in  den  Artikeln  II  und  VI  dieses  Gesetzes  vollgeschlagenen 
Publikatioas-FonnalitiUen  beginnen. 
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Artikel  19.  Ein  ErUt«  des  Prüsidentou  von  Haiti,  der  an  der 
SphwB  teMonitawB  «iagartakt  oad  io  «IhiiOwiwIiMl««  4eirB«piifaUk  domili 

1Vrmittr'!nnp;  dos  Sfaate'if'kr-'tärs  der  Finaozen  veröffenflii-hf  tind  angescht;ipeii 
reitlen  »oll,  wird  den  üe(pnu  der  üanziehung  anzeigen  und  die  besitzer 

dar  erwiholen  iniaieo  nifiDnleni,  sie  sum  ESrnradiHelii  su  pttBOotimii. 

Artikel  20.    Das  kraft  des  r,..sHi/.('s  vom        ^v|itiMnber  1892  aui« 

gagubeoe  i'k{M«ifeld  und  die  Metolkaüuxea  zu  1  Piaster  uod  tu  50  Cli> 

mUen  mit  dem  EriScHdifln  der  Anleihe  in  Oold  mit  einer  Piimie  tob  60*/« 

eingeleak  wei-den. 

Sonuh  eoUeu  W*/,  Cts.  DoUurwfthnuig  fär  jeden  Piaster  gBMhlt 
w«niei. 

Sie  iuUwIiMdieB  MetaUiBtiiueB  tn  10  «ad  80  CI».  eoUea,  «>  Img»  bia 

^if  ihrerseits  aiif  d^tn  l'nilaiifp  f^ein^'yn  K,-rd,'Xi.  hei  dii'Si'ti  Kinl'vKnup'n 
miz  öO%  Prainio  bis  xum  betrago  von  4  l'iaster  au  äctioidomunzeu  io 
ZHUuBf  geoomimB  waidu. 

DasBronz.-p'ld  soll^lckfilb  bis  snmBstnigB  too  lOCiL  iaZiUniig 
genommeo  werden. 

Di»  fioBmitg  der  KHMiMMslieliM  and  des  Hetetigeidea  mU  «ptteetan« 
■■oh  Ablauf  eines  Jahres  nach  KealimeruDg  der  Anleihe  beendet  sein. 

8ie  fioll  dnrchgeführt  werden  »eitens  der  NationaibBok  von  Uaiti  unter 
dM«n  eigenen  Verantwortlichkeit  an  den  Sohaltani  ibrar  Hauptütelle  zu 
Port-an-Princ-e  and  aa  den  Sobaltem  ibnr  Nabamlelln  nad  AgentofeD  in 

anderen  Städten. 

Artikel  21.  Die  Art  der  AusfQhrung  der  Eiolöeoug  der  Kju8eo- 
'«hf'iiie  Koll  dnroh  einen  EriM»  des  Piieidenten  der  BepnNik  beetbiMBt 

»ercien  Sit-  soll  in  der  P(i!pe  mr  sirh  jjehT .  \rip  siV  vorgoHchrioben  ist 
■  tloii  Aiüktln  9,  10,  Jl,  12,  Li  und  14  des  Erlasse«  vom  16.  Dezember 
'^'2,  welcher  sich  anf  di»BiDsifllronf  aad  den  Üntauaoh  def  KuMuaoheiae 

Epoche  bezieht. 

Die  gleichen  ForuuUitäten  sollen  bei  der  Einloenog  des  JUetallgcldcs 
^^^eHohrtoben  w»id«a.  Ha  eoU  dabei  denTTnteiMhiado  ReduMuq;  Bettagen 
•"tleji .  welcher  zwischen  di<><t<>ni  'iclrlt^  und  dr'ii  Kas^cnsi  helnen  besteht. 

Artikel  22.   Die  aus  dem  Umlaufe  zurückgezogenea  Scheine  sollen 
'**iolid«ni  Ton  der  Köntnill-Keaiiiiisrion  geprüft,  ammlliert,  dnnditotAt  tind 
Plaiiimoii   üKerliofort   werden.    Die  Verlirfnnuiif;   sulI   rifTonlüi'li  am 
^<  MoQUg  jede»  Muuabs  oder,  weun  dies  ein  Eeieitag  ist,  am  Freitag  Xach- 
dnrob  den  Baabdirektor  imtor  Überwaeboag  «od  Kontrolle  der 
•Kommission    und   in  Griri-iiwart   dn.s  (">l>fr\iTM'ii](ri><   der   i-lnanzf-n.  des 
^^tP«nuig8-KonimiBüars,  des  Friedensrichters  des  nördlichen  Stadtteils,  des 
^gmmiatai«,  des  PkttbommaBdantan  und  das  Oemeinderatc«  tob  Pot*- 
•■^Plinc«  stattfinden. 

Ein  Protokoll  über  diese  Oporation  soU  auf  der  Stelle  in  dreifacher 
Avifartigaog  an^omofliflifln  and  tob  aUan  amMaandan  dbilgbaitiicbaB 
hnooeo  natetaalahaat  werden.  fSn  Thif&kat  desaelbea  loU  dem  Btaata- 
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»ekretär  der  Fioanzen  iilif-rceben  worden,  <>ir.  zweitf"j  dor  Konfrol]  -  K.ini- 
missioa  and  da»  dritte  der  NatioDallMak,  tun  ihr  als  £atlai>tuug  za  dienen. 

Vmmt  Protoldll  aoH  MMaidni  dmdi  fie  Taniiittelang  des  tfau» 
DspHrtmiflntB  im  ,^0Diteur*'  veröffentlicht  werden. 

Artikel  23.  Jwlen  Mtmat  soll  der  S*«at«CF-kr>  t-ir  fl'>r  Finanzen  in 
das  Amtsblatt  eine  genaue  Benachrichtigung  einrücken  lassen ,  welche  den 
Betrag  der  im  Laufe  des  vorbeigelMndeo  liim«ts  dsm  Vmlanfe  «atBOgenm 
Solleine  und  n»»lfl«.tüpkn  ajigiebt 

Ein  Auszug  der  au  diesem  Zwecke  bei  der  Natiuualbank  cinge- 
futgaum  flebrillallielw  soll  naoh  jiSiolitmitwigcr  Begluliiguiig  dnnh  die 
KontroU-Konunission  der  RMhnuuf>skamnier  üVipr(;o'ipii  wcnicn. 

Artikel  24.  Die  ioliodiBcbeo  BUliermünMu  zu  1  Piaster  und  zu 
SO  Cts.  rollen  nach  Hnmialie  ibnr  Bhiziebong  doroli  die  Tennittduig  nad 

uuiiT  iJur  Verantwor(l;r  iik<'it  't'  f  NaHona]>.<ank  v..ii  Haiti  in  den  Kassen 
ilircr  Hauptatalle  zu  Port-au-Prince  aa%eB|)«iohert  werden,  um  nach  den 
VMflangteiD  Stetten  von  Amerika  gemfaaft  md  dort  zn  neuen  iolHodiacliea 
Celdutürken  zu  WJ,  25  und  10  Cts.  um|(i(prÄgt  zu  weixlen. 

INeae  Hunzen  sollen  geprägt  werden  mit  dem  Feingohalt  von  835  mm 
(tauMOd  IWlen)  fein  Silber  und  ISO  mm  (taveead  IMlen)  Ivegioning  mit 
demselben  Gewicht,  dfrsi'lli'M  Mimtcrj^cwirhfjigrenie  und  demselben  Durch- 
messer wie  die  gieichwertigeo  Uetalltuüuaeo  der  Vereinigten  Staaten  von 
Annika. 

Sie  sollen  auf  der  einen  Seite  das  Wappen  der  Itepublik  tragen  mit 
folgeodofi  Worten  auf  dem  InsobriJtraum:  „Freiheit,  (iieiriifaeit,  Bröderiich- 
kwfc  Repnldik  Hmti'*  und  den  Wart  jedes  Stückes,  und  anf  der  andeiw 

das  RUd  der  Güttin  der  Freiheit  mit  dem  Foiagabait  dor  HüBSe  und  der 

Jahresiiahl  r\pr  Prügung  auf  «lern  (int«r<«n  Teile. 

Artikel  25.  Der  Betrag  der  Pnigung  soll  sich  auf  2000000  Piaster 


Von  dies/T  Zalil  .sollen  300000  Piaster  in  Stfirton  /.tt  .W  fts  ,  TOfiOCy) 
Piaater  in  tituokeu  zu  25  Cta.  und  1000000  Fiastor  m  tjtiicken  zn  10  tts. 


.Artikel  26.  Wenn  sich  bei  der  Prägung,  sei  es  durch  die  Anzalil 
der  übersandten  Stücke,  sei  es  wegm  des  Feingehalte«  von  900  mm  (tanaend 
TMleo)  der  1  Piaster*  Stwte,  eine  Bilaua  an  Rlbermetall  zn  OBOfltei)  der 

Regierung  eiyielit.  >n  ^,.1!  iL'i-  t'li,-iM:lius.<  Jurfi.  Vi-rmittelung  der  National- 
bank  von  Haiti  auf  Uochnung  der  Kepublik  in  amenkanisobea  Ooldgekl 
umgeweokaeit  und  «nr  Beaafainng  der  OonamtknBten  oder  «nies  Tailsa  der 

to«ton  der  I'rägung  verwandt  wf'rrl^n. 

Artikel  27.  Die  Nationalbank  von  Haiti,  welche  nach  dem  Wortlaut 
de«  Aitikflb  24  damit  batrant  ist,  die  MetaUmfinzeo  zn  1  Idealer  und  au 

50  Ct-s.  nuob  den  Vereinigten  Staaten  zu  senden,  soll  anf  Rechnung  der 
Hagienuig  die  neoeo  Münzen  za  dO,  26  nod  10  Cts.  in  Emptiutg  nebtnen 
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Artikel  28,  Je  nach  der  Ankanft  dieser  Münzen  soll  die  Kontroll- 
JToiUBÜaiiOB  Auf  Bflnachrichtiguug  de«  Stiuitijsekretäni  der  Finanzen  in  der 
.Vationalbank  zassinmeotntea  uod  der  Präfang  dar  ätatm^  wakihe  ate  ant- 

haJtea,  betwoluieu. 

fiia  PmMbM^  watahoa  dto  AanU  dar  in  Empfanf  genomimnaa  Silbsi^ 

Ufinzen  feststellt,  soll  bei  joiior  Prüfung  aufgonoinmon  w»»rrf>>n. 

£io  ]>a|tlikat  deeeelbea  soll  dam  StaattMtukretir  der  Fioanzeu,  oiu 
tweitem  dar  Kootioll  -  Koetmiwion  und  dm  dritte  der  NattoDalbank  ana- 

Das  FioaDs-Depaitament  wird  augewieMu,  dieses  Protokoll  naob  jeder 
Prüfong  im  IfonUaor  n  vartffeatüoh«». 

Artikel  29.  Je  nach  der  Ankunft  und  lUltar  Terwendung  der  Munzou 
eeaer  Piiguug  soll  mit  d«r  Eiiuiehaug  der  gagBDWttrtig  im  Umlauf  befind- 
fiehen  Hetallmfinzen  ta  20  und  10  Cts.  mit  60%  Pr&mio  fortgebt h ritten 
werti.-ii. 

I)ie«e  Einziehung  soll  von  der  NaUDnaitMiik  untur  denoelben  Bediu- 
Knngen  der  Überuacbung,  Kontrolle  und  Üffeutlidikeit,  wie  nie  iu  dea 
vorhergdieBdaa  ArtikelQ  21,  28  and  23  xvrgmbiMbta  Riad,  voigeoomiMii 
werden. 

Artikel  30.  Die  Münzen  zu  2U  und  lU  Cts.,  welche  ilem  Umlaufe 
«Qt  zogen  «ind,  BoUan  aatar  KeBtioU«  dar  Karamiarion  aettens  dw  National' 

iiis  Atuilaiid  gesandt  wardaD,  xum  Zwfldta  ilurta  TeitawfH  gegen 
•aienlianischö»  Ooldgeld. 

Der  "Bttng  dioaer  Verkünfo  mfl,  oadidein  er  bei  aeiner  VereimiaiHnang 

d«tih  n.iiil,   ilni   t;l,'iclifri  n.-.liijuniiK'ii  rj.^r  Knntroll.'  un-l  V..nirf,Mit- 

liAuiig  ontensorfen  ist,  wie  sie  im  Artikel  28  vorgeschrieben  siud,  an- 
^•»«t  werden: 

1.  Ulli  i<-lttsiii^il  ii.ii  :>0%  I'rämi»  den  Beat  dar  Stnebe  in  I  FSaatar 
und  50  Cts.  eiiuulosüni 

2.  um  für  denaellien  Preis,  wie  die  ülnigeB  Müncan,  «neu  Betrug  von 
100  000  Piastor  iu  Bronzomünzen  der  letzten  Emission  und  alle 
Qater  den  KegianingaD  ik>;er,  ilioiiö,  Soaloaqua  und  OaOnd  ge» 
prtgtan  SohaldamilBaflB  ana  dam  Umiaitfa  an  aiaiiaB; 

^  um  alle  Dnlnatoo  dar  Bnnehnog  nad  Pkignng  der  Aalaiba  m  ba- 
lafalen. 

Der  Übersohuss  des  Betrages  erwähnter  Verk&ufe,  falls  sich  ein  solcher 
■y^'U,  soll  in  W-rwah  rung  der  Nationalhauk  von  Haiti  bleiben  uod  eine 
bilden,  tn  welcher  ohne  ausdrookliche  Bewill^giing  der  goeeta- 
'''^'^en  Kör|>era<tbaft  au  rühren,  veriwtan  wird, 

Artikal  31.  Die  ana  dem  ünlanfe  sniOalgaaofeMn  SoheMernttiiaan 

M)ll..tj  t''  'v  f^'nfls  iu  Verwalmu)^'  der  Nationalkmk-  r^rWei^<?n  nnil  niclit 
iU  Luüauf  ges^t  werden  dürfen,  ohue  eine  Entscheidung  der  gesetz- 
RikciMitn  Kammern,  wdolia  mit  dam  munWiendaH  Vomft  an  KoiaBlgaU 
^  tkm  grtiietartBohen  Btlofdamia  daa  Handels  li«gifindet  iat 
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Artikel  32.  Pio  durch  Artikel  3  dipses  Cest  f/(>s  ins  I^ben  gerufene 
JComniiMtion  soll  ihr«  Kontroile  nicht  nur  üb«r  die  Aoloibe-  aod  Eioziehuogs- 
0|NintiMieii  «wüteii.  aouden  wu^  Uber  «Uw,  wm  dinlit  oder  indinkl  in 
BeziehoDg  zu  diesen  0|»er;itiHni'ti  .^tdit. 

Sobald  die  erstoo  £iDziehtmgaopflrAtioneu  twgoauon  haben,  soll  ine 
Hgib  pemument  eridirni. 

Alle  Bücher,  Papiere,  Drucksachen  und  für  die  ihr  zugitcilti'  Arl»eit 
urfoidBrliAtieB  Dinge  »oUen  ihr  «iii  Staatikoetoo  von  der  Mationalbaak  ge- 
liofeirt  weiden. 

Ein  für  ihr«  Kechniogafaiirung  und  die  Erledigung  aller  Zweige  des 
Difloate«  hiulängUohe  AomU  tqh  Beunten  aoU  ihr  sur  VerfOginig  gerteDt 
werdeo.  Diese  Beamten  mtl  afe  eellut  amwtiileii,  and  nie  noHeo  aiu  der 

BtaatskasRQ  bezahlt  «t  nitMi- 

ihre  Anzalil  und  ihre  Bosoldong  soll  zwischen  der  Komniasioa  and 
deu)  Staatssekretär  der  Finanzen  veroinbArt 'Verden. 

Artikel  33.  Die  XdntnII-Kouinkalmi  steht  wegen  aller  Ütaga^  die 
sich  auf  ihr'^  R<?fagni8se  beziehen,  Huwohl  mit  dem  fitMtnekralir  der 
Finanzen  als  mit  der  Nationalbask  in  Vert»adung. 

Artikel  34.  Keinertfll  Betrag,  der  in  ?iiiit>«i-PriBoe  oder  in  den 
anderen  Städten  für  •W*'  Kln/.it'luin^'  verwandt  wiTvicii  soll,  Jaif  Kassen 
der  Natiooalboflk  ebne  auadrücklicho  Anweisung  «1er  Komuiission  vorlassen. 

INe  KonmuBaioo  soll  beaondno  dl«  Aboeodanff  der  rar  tJmprAgnng 
oder  zum  Verkaufe  lu  Ntirntntön  Silbermünzen,  wi>trli(>  voihfi        ilu-  pi-prilft 
werdeo  eoUen,  kontrollieren,  ebenso  wie  deu  Eingang  der  durch  die  Ver- 
fcinfe  oder  die  neue  PMgiuig  enielten  BeMge. 

Artikel  35.    Nach  BeendigOOg  illier  Ai1»uon  soll  die  Rommisdon 
dem  StaatHHf»krt»tar  dfv  Finanzen  einen  ansführljcluMi  I^ciiclit  i'rstatten. 

Artikel  36.    Vom  Beginn  der  Einziehung  au  soli  keine  auslaudisube 
Silbermfinte  in  der  BeimUik  nmhwifahefeoh^  aafai. 

nie  Einfiilit  «ioMi-  r  Mi'm/i'n,  welchen  Charakter»  oder  wekthOT  H«r^ 
kunfl  sie  auch  sein  mögen,  wird  ansdrüokliuh  verboten. 

Jede  t^bertrehini^  dieeer  Beetininning  ikrfit  die  KSniiehtvag  des  ein- 
geführtiMi  Rcfragos  und  dio  T<'nirt«-iliir.L'  fJ./H  ('t:..'rtiffiTs  m  einer  dsv  ffiSlie 
der  eingezogenen  Summe  entsprechenden  Oeldbus^e  nach  sich. 

Artikel  37.  Die  Nationalbatik  soll  alle  durch  die  Einziehung,  Sichtung 
und  Verbrennung  der  Kassenscheine  veranlassten  l'nkoston,  ebenso  wie  die 
der  Einziehung  und  des  Verkinfee  de«  dem  Umlnnf  entatogenen  SübergeMea 
und  alle  infolge  dieeer  Operttionen  sidi  eigplieDden  TTttkocteo  tngen. 

Sie  soll  auf  den  Betrag  der  ans  dem  Umlaufe  gezogenen  Werte  ab- 
mgUoh  der  Piioiie  von  60%  eine  eionudige  l'rovisiou  von  ......  im 

Tonuu  erheleo  dürfen,  weldie  «de  naeb  Beendigung  der  Einsiebung  aus 
den  ersten  Beträgen,  welche  aus  d>'m  Verkaufe  der  Motallmünzon  zu  10 
und  20  Cta.|  wie  et  in  Artikel  30  vorgeeelirietien  iat,  henrilbren,  eot> 
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Falls  sieb  Regierung  und  Uauk  uln  r  diu  aii  du>H<>  xu  gewiihroiido 
PravirioB  nieht  ahugwi  kdnneii,  soll  die  Rcgieruog  yonsitga  treBm,  um  die 

Ausführung  der  von  diw^n»  Gesetze  vorgeschriebenen  Operatiunon  in 
sicJiem.  Wenn  dieser  Füll  eintritt,  soll  sie  in  den  Ilauptiitädten  der  Kc- 
inblik  Komi]iis8ionuu  ernennen,  welche  mit  dor  KlltielMlffg  Mnot  und 

los  <I»-r  StiUtstasae  besoldet  Wrrdi'n  snürti. 

Artikel  38.  Bob«ld  dio  Einziehung  des  l'itpiei^dcs  und  der  iu- 
Hodimlm  Slbenntnwi  im  Werk  i^ebt  ist,  m]1«ii  di«  GoUniiiagii  d«r 

Vereinigten  Staaten  vrjLi  Ameiik.i  in  lirr  ffcpnfilüc  nmlaufsberochtigt  Hein, 
ond  alle  Zölle  und  andere  ^toatseinkiiofte  sollen  in  dieuer  Münze  boxablt 
«erdea. 

Dil'  i]'/\iiMi  M':'ta!lrriünüen  tu  50,         uiul  10  C-,  als  lieiil"- 

rniinxe  biä  zum  Uetrage  von  5  Tiahter  bei  jeder  Zahlung  angeuoniuieu 
«erden. 

liio  T]Mj!i/.t'i)ir:ii/cii  sollen  nnr  bis  sinnBfltMg»  tOo  80  Cti>  ^eidifri]* 

b*?!  jeder  Zahlung  zugelassen  werden. 

Artikel  39.  Niemand  soll  gehalten  »ein,  bei  deiMlbea  ZlMnog  in 
<iU.fr-  oder  Brunzemünze  eine  hfiben  SonUD«  ab  dis  jin  VOllkei|t*l'*ödaa 
Artikel  festgi^^ct^tp  anzmiphTnen. 

Indessen  ist  dio  Kogierung  verptlK-htct,  bei  der  Bezahlung  der  Einfuhr- 
hII«  10%  in  SdMidMiifiawD  lu  SO,  211  und  10  Ol«.  inzanehiii«ii. 

Artikfl  -tO,  Die  vor  der  Kinzioliun^  in  irj;>'!Kl  woMior  Art  iiml 
'"^  irgend  welchem  Grunde  in  ausländischer  Währung  aolgenomnienea 
^l^iligatioinn  aolleB  naeb  «merikiniMhw  Ooldvihnuif  ta  den  fOr  die  ¥3n- 
ziehung  angenommeufri  Tsiirst;  mit  TiO"',,  Priimu^  tn^z.ililt  w,T(li'a, 

Das  Uleiohe  soll  mit  allen  in  inländischer  Währung  zu  zahlenden 
^iild«n  dM  SUatn  tind  d«r  Oeffl«ind«ti  gmeii«h«»,  d«ren  Komtolidieraiiit 

"loht  an^^t'oriliii'f  i--*,  (nicr  für  ^^••■<•h'■  nirJit  i'iri  iMfS'jiifli'H'r  Kr^v'''"it;s!nridii.s 
die  bestehenden  Uesotze  oder  durch  Cbcrcinkommcu  der  Parteien 
•"•inwiit  irt. 

Artikel  41.  Der  Staatmkretär  der  Finanzen  soll  bei  ErölTnung  der 
'^'^iatnrperiode  den  Kammern  über  die  Uperatiooen  der  Anleihe,  JSiu- 
"*»iug  und  Priigung,  überhaupt  fiber  «lle  durch  dieses  Oewrtx  vorge- 
"^•"Wbenen  Operationen  He^-hnung  legen. 

T'alls  der  Staatssekretär  der  Finanzen  die  vurbeiigeheiiden  Torsohliften 
genau  befolgt  soll  ihm  Decharge  nicht  erteilt  wcnlen. 
Ebenso  soll  es  auch  den  anderen  Staati^ekretären  ergchen,  wenn  es 
uni  eini'  Miissrogel  handelt,  wekho  in  dor  Versamnilurig  der  Staats- 
"^etärc  beraten  und  darauf  gerichtet  ist,  die  Bestimmungen  dieses 
EU  öbertnien. 

Artilel  A'lf  anss.-HKiU)  iI"S  Kahmens  div^>  -  Ci'Sf'txi's  ^rrilltSD 
r.Qtiscbeidun^>n  und  geschehenen  Handlungen  sind  null  und  nichtig. 

Unter  daiwHgM  Badiogiiogra  einfsgwgw»  8cbnldT«iiiiiliDlitnngni 
kadw  die  Be|nWik  okbt. 
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IMejwigen,  «siehe  ilui«ii  mgeatiinint  halien,  siDd  daför  panönlieli 

haftbar. 

Artikol  -13  Uegenwürtige»  Gusutz  wtzt  alle  entgegciistebeoden 
Oc$;<'t/('  üder  gesetriicben  Bedttimmungen  «nter  Knh. 

Nadi  draimonatiifäier  Arbeit  MhlosseD  die  Eamnieni  ihre 

auiä-semnleiitliolio  Session  am  20.  üoz<'iii^>or  Mittags  mit  fiom 
'J.  fühli^  (lor  (i'^nigtluiunj,',  die  AiifreciitiTlialtiiim  -  Kn'^lits  des 
i^andos  voi-sucl»t  zu  halten,  welcher  einige  Tage  .spÄler  durch  einen 
farohttnren  Brand,  der  innerhalb  weniger  Stunden  299  Ifiknaer, 
daranter  die  schStie  St.  Joaepk-EirDlw  und  das  daran  stosaende 
Pfarrhaus,  vcrni<lit<-tc,  auf  eine  grausame  Prolie  gestellt  wurde. 
Der  (iesauibichaden  «tirde  auf  ungefähr  4  000  000  Doiiars  geschützt. 


Eflmond  Hrrnux  in  einom  Jiande  in  <  )ktavfornmt  in  Corbeil  (Ki-anic- 
roich).  K  Ib'-raux  gcliürt  zu  unseren  liedeutendstou  Justizbeainten. 
8«in  Werk  enthalt  die  Antiflge,  velohc  er  damals  stellt»,  als  er 
Hl  <:ii  lungsknmnu.ssar  (I'i-okurator  der  Republik)  bei  dem  Kas.sationa- 
hof  war,  niiil  fällt  ii;  /.w.-i  Tcilf:  räi.'i!s,ii-]icti  ui)>I  Strafs,!' -111^11. 
Diese  juristiwlien  Krzougdjss*"  neuen-ii  Datums  tiinfassen  den  Zeit- 
raum  von  1891  bis  1895.  „H^raux  hat  bei  Veröffentlichung  dieser 
Arbeit**,  sagt  die  Pariser  GeseUschaft  für  vergleichende  G«set9^iing 
in  dem  Juni/Juli-Il<>ft  1897  ihrer  Uonatsltericbte,  „sich  von  RQck- 
siohteu  juridischer  Art  I«  iteii  lassen.  Abgeselion  v^n  seiner  Fomi, 
uälierl  sicli  äein  Werk  unseren  Sammlungen  von  Kntächeidungen. 
Daher  bat  er  hinter  und  gewisaennaBBen  zur  ErUnterung  seiner 
Bequisitioires  auoh  den  Text  der  von  ibm  erwirktan  Urteile  ver- 
OfTentlicht.  Wir  wollen  hinzufOgen  —  denn  das  gereicht  ihm  zur 
Ehre  — ,  dass  ha<iäg  Antrflge  und  Entscheidungen  sich  im  Einkbing 
befinden  .... 

rtDieae  Sammlung  ist  g<:'eignct,  die  Anfmerksamkett  derjenigen 
auf  Bich  zn  ziehen,  welche  die  EntwidEelnng  der  «uf  fran^Bsische 
Quellen  .sieh  grflndenden  Gesetzgebung  boolwchten.  Die  Gesetze 
unserer  Sl"^*'"''*'  werden  von  diesem  Kivnl<»n  in  höherem  Grade 
beachtet,  all»  von  gewissen  Naehfolgeni  eines  Cochiu  und  eiufei 


Omx  d^Est-ADge,  wdehe  nur  ellni  sehr  danaf  erpidit  nnd,  ?or 
den  Sdinnken  neue  und  aeltnine  Wortbildongen  m  Tage  zn 

fördern." 

Der  5.  .lalirgnng  ilor  ..Rovue  de  logislation"  —  Tnli  1^f>»;  his 
August  1897  —  outhAlt  einige  juridiBchti  und  national'iküiioiDlsclie 
Abhandlungen,  auf  welche  wir  die  AufmerkBandceit  deijenigen  lenken 
wa  mOBsen  glauben,  welche  sifsh  fQr  veiigleicheado  RechtS'  nnd 
Staalswissoiiscluift  interessieren. 

2.  Heft:  „Völkoii-et-ht". 

Völkerreehlliclie  Fiuge  vou  ü.  S^vh'aiii,  i.iceotiut  Jer  Hechte 
der  Pariser  Fhkiilttt  nnd  Frofess«*  der  jnriatiichen  Fakidüt  von 
Port-an-Prince.    Der  Autor  fordert  die  Oeselkchaft  sum  Stadinm 

dor  Iteidi  II  \ 'It;«  iiY  litli  lirn  FrngiMi  auf,  oliiic  «lioso  von  Gnind  auf 
7M  en'>rteni:  „Kann  ein  .Staat,  obno  sich  seiner  Hoheitxrechte  zu 
cntau&8<i:?ru,  dulden,  das**  die  Vcrüetcr  auswärtiger  MAchto  sieh  das 
Redit  anmaMwn,  auf  diplomatischem  Wege  di«  Entscheidnni^n  fldner 
Gerichtshrifc  in  roin  privat«  n  Angelegi?nhciten  ahziiändern?"  (1.  Fraget) 

..Wir'  f^rviizf  sieli  bei  der  Hcgolniig  (irr  vrilkfnvcJifliclirn  B<>- 
ziehungen  »lie  Vcrantwortlicblieit  eines  Staates  ab,  bezflglich  der 
Vei^boQ,  FelUer  oder  AmtsmiBBbrftuche,  welche  von  aeineu  Ver- 
tretern in  Austtbnng  ihrer  Funktionen  begangen  werden?**  (2.  Fhige.) 

Der  Verfasser  wendet  sich  gegen  das  Verfahren  gewisser  aus- 
wärtitrrr  di[i!nnirifi!=flir'r  Vertreter,  welche»  flnrnuf  hin^if^It,  sir-h  nifht 
anerkannt)-  li<i:lite  anziunaseen,  wie  das  der  Einmischung  in  gericht- 
liche Angelegentleiten ,  und  ClUirt  Sur  SUKm  seiner  Beweiaflihnmg 
den  IUI  der  Barke  „Carolin*"  an,  den  e«r  «vs  Oalvn,  Band  3,  Seite  127 
entnimmt  (h.  d.). 

DasseU«;  Heft:  „National-Ukonomip". 

Üie  finanzieUe  Lage  von  A.  Thoiiy,  Priiaident  der  Gesellschaft 
fQr  Qeflet:^bung,  Mimater«.  D.  Diese  nmfangreichd  Arbmt,  wdche 
10  grome  «weiapnltige  Seiten  in  OktaTformat  um&ust,  beaohreübt 

den  Zeitraum,  welcher  sich  von  1804  Ins  zum  Oktober  1897  er- 
8tre<?kt.  Der  Verfasser  prflft  der  Reihenfolge  nach  von  dem  ersteren 
bis  zu  dem  letzteren  Datum  die  verschiedenen  Budgets  und  kritisieil 
lebhaft  die  sieb  danua  eiigebenden  Defliits. 

3.  Heft:  ..StaatswiSvsenscliaft'*. 

.,\Vert  dt's  vullwlcliti^'pn  Piasters''  von  A.  Tlialiy,  Nnr-h  dem 
VerfaeSOT  ist  vollwichtiger  Piaster  nicht  gleichbedeutend  mit 
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Goldpiaster,  und  kann  ersteror  n;  ht  den  Wert  des  letsteren 
haben.  Dio  entgcgengc<;otzte  Ansicht  iiatte  bat  imm«r  Torgiahemeht. 

Dasselbe  Heft:  „Civilncht". 

Erbrecht.  —  ,,fn»ei-  dif  Substitution"  vou  I^afoicst,  Notar  unil 
frOhorcr  JuBtizmiuisU;!.  Der  Vorfasäer  untersucht  die  Frage  det» 
BSitaaclita  haitiaidier  Bürger,  weidiA  durdk  Natamliaatioo  Audftnder 
geworden  and  oder  Hon  Niationalittt  in  emein  der  in  iürlikel  18 
des  Ukgerlidien  Gesstabudiea  Torgesehenen  BUle  verloren  haben. 

Da  der  Ansllader  indindnell  genommen  niclit  das  Recht  hat, 
GinindbeBitz  zu  erwerben,  so  verliert  imeh  der  Haitianer,  welcher 
seiner  haitiischen  Staatsanpehnriprkeit  vorlustig  geht,  demnach  das 
Recht,  uuliowegliclu'  Ihihv  zu  <  rworliou.  Indessen  ist  es  [Qi-  einen 
AusUndcr,  da  ihm  «lu»  Ikctit  zusteht,  eine  ix>tht8giltigc  Uypothek 
zn  besitien}  sehr  leicht,  vermittelst  einer  Hypothid[eafi(wdening 
thatstohlich  Landbenta  au  erwerben.  Übrigens  Itat  ArtiM  6  des 
Oeseties  vom  28.  Februar  1888  unter  vflUiger  Aufrsditerhaltimg 
der  fttr  Avalinder  im  einxelnen  gctruflbnon  Beschränkungen  auf 
Gntnd  bestimmter  Konzessionen  Aktien -Gesollscliaften  und  zum 
Zwecke  der  Au«f»etitmip  des  Nationalvermögens  im  Grossen  rr- 
richtcten  Fabriken  das  Hecht  üugobilligt,  Imiuiiliiliou  zu  crwMUpii. 

5.  Heft:  „Natioual-Ökonomie".  „Die  Münzfiiigo"  von  ii.  raiil 
Roy,  Zdldireklor.  Der  VerEaeser  geht  l>i8  auf  den  Ursprung  der 
Staaten  surflok,  um  das  MQnaweaoi  in  studieren.  Die  Unter* 
suchung,  weldie  bereits  swm  Hefte  sum  grossen  Teile  anftllt,  ist 
noch  nicht  zu  Ende. 

Dasselbe  Heft;  ^Verfassangsrecht^.  VerfRssungstage^ 
von  A.  Thn^iv. 

„Daif  der  Si'iial  der  Republik  den  Wortlaut  der  ViMfassutig 
'ft'illkürlich  interi)retieren?''  so  lautet  die  vom  Verfaösor  auf- 
gewoifiane  Frage.  Nachdem  er  diese  unter  den  versduedensten 
Oetiehtqmnlcten  gqpiüft  hat,  iuwt  er  aeine  Untmsochuug  folgendeiv 
maaseu  snaasunen:  „Die  Yerfiissung  billigt  der  gesetagebenden 
KSrpetsdiaft  'In?  Recht  zu,  die  Gesetze  willkUrlich  zu  inter- 
pretieren. Narli  Aiialri^n«'  dieser  Bestimmungen  kCuntc  man 
vielleicht,  mangels  einer  ausdrücklichen  Vnrschrift,  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft,  nicht  dem  Senat  allein  das  Rerlit  zu  er- 
teilen, die  VerfosRung  nach  Gut^lünken  zu  interpretieren.  Dies 
wftre  nicht  ungeOhrlidi.   Die  Idaisten  Stellen  wHiden,  wenn  sie 
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GeBetigebeni,  denen  es  nicht  l>esonder8  um  ilio  Getictzmftssigkeit 
zu  thun  sei,  lästig  würden,  Gefahr  laufen,  eino  willkürliche  Inter- 
piTtation  zn  rrleiflen,  welche  im  Grunde  nichts  AniVres  sein 
wftnie,  als  eine  vorweggenommene  Revision  der  Vei-fasßiing. 

Der  SeDat8beticklug8,  welcher  diese  Arbeit  veraiilaä»te,  wuitlo 
kune  SSeit  damuf  vom  Senate  vieder  «uiigdiobea. 

6.  Heft:  „KnanswiaBeiisohaft'*. 

^Die  Bechnungskammer  und  ihr  Bericht  Aber  die  Qenenl* 

rectimui^'en  des  Bechntuigsjahres  1894/95  von  Ä.  Tboby. 

Eino  intoresisanto  Arlicit,  in  welcher  der  Verfnsfsnr  mehrere 
I'nri-grlinassit^liL'ik'ii  hervorlirl^t,  weli-ho  in  der  staatlichen  Buch- 
fülining  vorgokumraen  sind,  und  iu  der  er  heftig  der  Kef'hnungs- 
kanimer  die  geringe  Sorgfalt  vorwirft,  welche  sie  auf  die  ihr  durch 
lies  Gesetz  von  1871  xage&ülene  finamstelle  und  administnitiTe 
KoBtrciUe  verwendet 

DMMlbe  Heft:  .^oUtiecbe  Oeeehidit»  iind  VOlkei^t^'. 

„Übel-  die  donunikanisch'haitiamachen  Grenaen"  vom  Referenten. 

Diese  lintei-suchung,  welche  9  ITpfte  zum  Teil  einnimmt, 
enthüllt  die  Geschichte  der  diplomatix  h.n  VerhandhmjTf  n .  denen 
'lio  (irenzfrage  zum  Qeg;enstande  ge<iient  hat  und  hel>t  h>*rvrir, 
welche  Besitzungen  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Völkerrechts 
der  Republik  Haiti  wieder  zu^en  müssen  und  wetohe  der 
dominikanischen  BepuhUk,  die  au  der  Zeit,  wo  eie  noch  eine 
Kolonie  bildete  (1822),  sich  frnwiUig  der  enteren  angliederte  und 
sich  gewaltsam  in  den  Jahren  1844  Üb  1874  von  ihr  losrisfl. 
Um  diese  Zeit  wurde  ein  Friedensvertrag  geschlossen,  dtirch  den 
die  T?r[inMik  Haiti  dir  ünahhSnc:ip-k>''it  ihivr  Itoidcn  f'stlirhfn 
PniviniUMi,  weicht'  ^ich  unter  dem  Xaim  ii  ,,I>ümiiukaniM  he  Rc- 
l>ublik''  als  selbständiger  Suiat  konstituiert  habeu,  .anerkajmtc. 

Die  Inseln  von  Hawai.*) 

Referent:  Neumann,  Advokat,  Honolulu. 
Oberaetiaag  von  Ih-.  yictw  Sehneider,  Beohtaanwalt,  Berlin. 

Man  kann  ileii  Anfarif^  der  Gesetzgebung,  soweit  moh  dieselbe  dem 
Systeme  anderei'  Kult  urvölker  angepiinst  hat,  auf  datj  Jahr  1 S3  9  ansetzen. 

')  Dieser  Au/Natz  diunt  als  Einl«>itnnp  für  die  in  den  folgeodon  Jahr- 
gängen zu  veröffentiicbünden  tberstchteu  ubvr  die  Otisetzgebung  von  UawaL 
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Vor  (lieser  Zeit  galt  der  Satz:  ..Vulnntas  ivgis  supreuiii  lex". 
|)if>  H.lnptünpo  nrlipsson  und  vcniiVoiillirlncn  Vf^mrflnuiiffeii,  welche 
mit  denjenigen  BesttnuiniiiL;iMi .  W'^Ifh--  unt>-r  ih^n  Einwohiieru  von 
Hawai  traditionell  l>esl;iii(l('ii,  ils  (it'S4  tzf  lK'u!,;ulitet  wurden. 

Die  oi-ste  Vorfassiing  wunle  im  Jaliiv  184U  aiigeiioiiunen.  itu 
Jahre  1842  (ziu-  Zeit  der  Regierung  vou  Kamchaiueba  III.)  wurde 
die  erste  Zuudnmenbnong  von  Oesetsen,  weiche  in  engfiacher  und 
hawaiseher  Sprache  publisiert  wurden,  vennetaltet  Die  Afbeit 
wurde  hauptaichlloh  von  unerikaniflohen  Miesioniren,  die  hier 
vrohnten  und  in  derartigen  Angelegenheiten  häufig  von  dem  Kfinig 
und  seiner  Verwaltung  «m  Rat  gefragt  wunlen,  l>ewirkt. 

Im  Jahr« >  wuitle  das  ei-ste  oiilentliche  Civilgericht  <iuitrli 

Gesetz  eingeführt;  dieser  ncrif  hislii  f  wm-de  jedfioh  durc-li  die  Ver- 
fasBiitig  von  18')2  aligeselmffi  und  wunie  der  erste  „oberste  Gerichts- 
liuf*'  auf  (jrund  dieser  Verfassung  eingeriehtet. 

Im  Jahre  1864  wmtle  vuu  Kaniehamelia  V.  eine  neue  Vcr- 
faSKUiig  publiziert  und  blieb  dieselbe  bis  zum  Jahre  1887  das' 
Grundgesetz  der  Inseln;  in  dieeem  Jabre  wurde  unter  KOnig  Ealakana 
eine  neue  Yerfossting  pnAlamiert,  welche  bis  zum  Sturze  der 
Monarchie  im  Talin-  isn3  in  Kraft  blieb;  im  Jahre  1894  wurde 
darauf  die  Republik  Hawai  h«»grfln(let  und  am  3.  Juli  1894  die 
jetzige  Vei-fassung  angenommen,  die  gegenwärtig  das  Grundgesetz 
dieses  T^andes  bildet. 

GegenwärtifT  besteht  di--  ( iei  p  litsin  ^aiiisatiun  in  ei neiu  obersten 
Oerieht.shof,  welelier  allgemeine  (ieriehtsbijrkeit  in  Beruf ung.ssachen 
und  ursprüngliuho  Gerichtsbaritdt  Aber  alle  Fragen  hat,  die  auf 
Orund  von  Revisionen,  Vorüahren  betreffend  „oertionui" '),  „man- 
damus'**)^  t.pvohibition'*'),  dnetwilligon  YerfDgungen  entstehen,  aofem 
derartige  Angelegeidieiten  den  Geriehten,  Riehtem,  Magistraten  und 
sonstigen  Tribunalen  vorli^u  und  dieselben  dem  obersten  Gerichts* 

')  Writ  of  oertiorari  ist  ein  OeriohtsbesobluBB,  dnroh  Wehen  die 

Ki<:hter  «Kler  Beamten  niedorKf  Geriuhtshöfe  niigcwiesen  werden,  Akten  und 
Urkunden  in  einer  vor  ibueu  schwebenden  Sache  sofort  herauszugeben. 

Writ  üf  luaudamus  ibt  m  Uericbtsbefobl,  durch  welchen  bestimmten 
Personen,  Korporationen,  aiederan  OericbIdMilen  eto.  befohlea  wud,  gewisse 
zu  ihn  ti  'UiIiiMr,'iii),  iti  Ti  Lii  horii^'o  Handlungen  vorzunohmciT. 

^)  Writ  of  Prohibition  ist  ein  GericJitiibef<;hl,  durch  weichten  die  Ein- 
sttflluog  sines  ^lewisMo  Vetfahrena  angeordnet  wird. 
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bof  ftberwiesen  werden  kOsaen.  Der  letstere  hat  auch  Oeiiohta- 
barkeit  mr  Bewilligimg  nnd  Verhandlung  von  writa  oi  habeaa 

corpus. 

Die  Oericht-ihöfe,  welche  dem  oborsU'ii  Gerichtshof  an  Rang 
iin<l  Wflnie  am  iiilHiston  stehen.  <itnl  dtp  lW.irksgorichlo  ((.'iifuit 
Courts),  von  (iiesk^ii  situi  fünf  gehiidet.  weiclie  in  ilirou  vei"scliicdeueii 
Bescirken  tuid  auf  Qnind  wechselseitigen  Entgegenkommens  flberall 
aiil  den  Inaein  Juriadiktion  haben;  hierv«»  sind  jedoch  gewiase  FUl« 
an^nommen,  welche  ihrer  Natnr  nach  lokal  sind  und  welche  vor 
diejenigen  Bezirksgerichte  zu  bringen  sind,  wo  sie  entstanden  Bind; 
ebenso  ist  fOr  Klagen  Ober  Qrnndbesitz  dasjenige  Besirksgericht 
XQstAndig,  in  dessen  Gebiete  der  Besitz  fielegen  ist.  — 

In  Kriminalf?arh»^n  haben  diese  Gerichto  riericlit^liarkeit  über 
alle  Ver  biwiien  und  Vei^geheu,  die  au/  Grund  von  Anklage besclüüssen 
verfolgt  wenlen. 

Die  Bezirksgerichte  sind  in  Civilgerichtshöfe  eingeteilt,  welche 
gmdnrechtliche  Geriohtabaikeit  haben  und  in  solche,  die  ursprüng- 
liche und  ansacblieesüche  Jurisdiktion  in  BiJligkeitaaaclien  (eqtdty), 
Adninüitftts-f  Naddass-,  Konkurs-  und  Bhescheidungssachen  haben, 
sofern  diese  Sachen  von  dem  Richter  ohne  Geschworene  entschieden 
"werden. 

Diese  Gerichtshöfe  haben  ferner  konkurrierende  Kofupn's,  'lie 
Vorerwähnten  Gerichtsbefehle  zu  erlas.*ien  und  haben  Briufuntjjs- 
geri«  lit.sbarkeit  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  gegen  die  Knt- 
scheidungoi  der  Kreisgerickte  imd  der  Kommisnre  Kfar  Gnns- 
bericktignngen,  ZKunOf  Privatwege  nnd  Waaaerrechte  Benifiing 
eingelegt  wird. 

Die  unteren  Qerichtehfife  bilden  die  Krelagericlite,  denen  Beamte 

Vorsitzen.  Die  Gerichtsbarkeit  derselben  ist  in  Civilsachen  auf  die- 
jcnig»'n  Kalle  lje8«-hräJikt,  wo  die  Klageforflerung  beziehungsweise 
der  in  Betracht  kommende  Besitz  an  Bctnig  oder  Wert  <lie  Summe 
von  dreihnmlert  l>f>liars  ni<lit  hImi  >t.'igt;  .sie  sind  jefloeh  nicht 
befugt,  Fälle  von  ßeleidigiuig,  Ycrläuuidung,  böswilliger  Verfolgung, 
Frdkeitsentsiehung,  Brach  «nes  Eheversprechens  oder  Yerffihrung 
vor  ihr  Tribunal  zu  ziehen;  ebensowenig  EMle,  in  denen  der  BechtS' 


')  Writ  of  lialita''  wr|>ns  i>t  i  fn  norichtsbtjlebl,  diiruh  dea  aogeunlnet 
wird,  eiaen  VerUaftotcu  dem  Gerichtshöfe  vorzufUhreu, 
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ülel  auf  Gruiidljesitz  in  Flage  kommt  oder  die  von  OesohwoieDaD 

SU  entscIieMlen  sind. 

Tti  Stt-nff^ai-hon  sind  (Ho.<r'  Or'richtslinfp  liofuert.  Perj^nnon,  wplehpii 
Verl/foclieii  /.iir  I/ist  tieli'irt  wiTilm.  zu  vfniehnuMi  und  dieselten 
zur  Ilauptverluindluiig  m  verweiHCii,  sowie  ferner  Vei-gehen,  welche 
iniitfhalb  ihrae  BesitlcB  oder  auf  hoher  See  bcg:aiigen  i»iad,  zu  ver- 
haadeln  und  su  entscheiden. 

Unsere  Gesetze  sind  in  einem  Ctrügesetsbudi  und  in  dnem 
Stnifgesetzbuch  zusammengestellt.  Das  erstoe  urnfssst  alle  An- 
gclogcnhoiten,  «lio  sich  auf  die  Fiuiktionen  und  Befutrnisse  der 
«Iroi  T^ntcratitr-ilimtren  tlfr  Rperipninß'figewalt,  nflmlith:  .Iuri>(likf i'Mi, 
IjOgislative  und  Kxekdtivo  iH'zifhcn;  drjs!*<'llio  uiiif;i.s>t  aii'li  die 
Ucäetzo,  wülchu  da.s  i'ruzeüc^vt  rfalavn  und  dit;  litjwtii.^iudiudinic,  die 
ESoachAtanmg  and  Einziehung  von  Steueru,  die  Importzölle .  die 
Wahlen,  das  EheschlieMungft-  und  Ehesdwidungsrecht,  das  Ver^ 
waadtenrecht,  das  YerMUtnis  von  Vormftndem  au  Mflndeln,  von 
Herren  tu  Bediensteten,  aualftndisdie  und  inlfindlsche  Korporationen 

Ote.  fi<>tn>rren. 

\'nii  di'^son  fhfictzon  ist  dasjenige,  welches  djie  VcrhfUtfits 
Herr  und  Bediensteten  ordnet,  clL'-  iiat-tifr;  dasselbe  schreibt  üefjingnis- 
bttafe  für  den  Arbeiter  vor,  weicher  die  Aii>eit  verweigert.  Ein 
Versuch  wurde  gemacht,  diese  Bestimmung  auf  der  gesetzgebenden 
Tagung  1898  aufeuheben;  der  Versuch  scheiterte  jedoch. 

Das  Kriminal'  oder  Strafgesetsbudi  stellt  geeetaUche  Deflniti<»ieii 
für  Verbiwhcn  und  Vergehen  auf  und  schreibt  die  Strafe  vor, 
welche  einer  Verurteilung  zu  folgw  hat  Verbrechen  sind  die- 
jenipen  -itraniaiTn  Handlungen,  djp  tnit  T'>de.*stnif<'  nler  mehr  als 
2  Jalutn  ( t.'fäii|:;ius  mlrv  mit  Verlust  der  ln"iruvrli<  lirii  oder  |K»l!tisehen 
Rechte  straf l)ar  sintt;  alle  anderen  straf liarcn  Handlungen  sind 
Vergehen. 

Das  Strafverfahren  folgt  in  der  Hauptsäche  dem  englisdimi 
Rechte.  Dasselbe  besannt  mit  der  Vernehmung  vor  dem  Beamte 
des  Kreisgerichts;  darauf  folgt  die  Überweisung  und  Anklage  auf 

Grund  eines  formellen  Beschlüsse.«»,  weit  !ior  \  .ni  dem  Bezirk^mcht 
auf  Onind  lor  Anklag«?  des  offentliclien  Anklägers  (attorney  general) 
au-gi  sj.nM  hfl)  \vinl.  In  dem  BesclUuesverfahren  fdwr  die  Anklage 
werden  die  Einwendungen  des  Angeklagten  entgegengenommen; 
dieselben  können  in  Kechtsoiuwcnduiigen  bestehen,  wenu  z.  B.  der 
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in  der  Anklage  angegebem  Q^iafbestand  sogegebeD,  ab^  eingewendet 
wird,  daee  denelbe  keine  atraibare  Handlung  im  Sinne  des  Oeaetzee 
darstelle  oder  dass  dor  An^r-kiugte  wegen  desselben  YeigehaDS 

bereits  fi-nlier  veniil<'ilt  ocler  fiviy:<\<prnphen  sei. 

VVenn  keiu  Kechtseinwaml  vdrgele^^t  wir'l  uml  ein  H<^schliiS8 
auf:  „nicht  schuldig''  nicht  erlassen  ist,  wird  die  Sache  vor  üe- 
fichwoieneu  abgeurteilt;  diu  Jury  besteht  aus  12  Personen  und 
kAmwo  in  allen  RÜlen  9  derselben  ein  Yerdikt  ausapredim. 

fUls  ttne  beatimmte  Zahl  von  Geschworenen  von  den  Verdikte 
abfwelcht,  ao  liegt  ^MeimingavereehiedCTheit"  vor,  vnd  wird  die  Sache 
tum  «weiten  Male  abgeurteilt;  endet  auch  ilas  zweite  Verfahren  mit 
McinunjrsversflüodouheitT  so  winl  der  Ängeklugte  froigesprwlipn. 

in  FiiUrti.  dir»  von  dem  Beamten  des  Krcisgorir-hts  ahf^ourteilt 
wonlen  krmnen,  hnilot  eine  Mitwirkung  der  Jury  nicht  bLatt;  in- 
dessen kann  die  verurteilende  Entbdieidung  durch  Berufung  an  das 
fiezirksgericht  angegriffen  werden,  und  findet  da  naoh  Wahl  des 
Berufenden  mit  oder  ohne  Geschworene  ein  voUatilndig'  neue«  Ver> 
faliren  statt;  sctfam  daa  Urteil  nidit  durch  Bmifong  an  den  oSberaten 
Gcriclitshof  anfigehoben  wird,  wird  daa  Urtol  des  Besirksgericihta 
rechtskraftig. 

Der  verfolgenden  Behörde  ist  in  Strafsachen  eine  Berufung 
nicht  gestattet 

lu  allen  Oeschworeuenprozcssen,  und  zwar  sowold  in  Civü- 
wie  in  Sirafeadien,  gelten  folgende  Orandeltie: 

Wenn  beide  Parteien,  Kläger  und  Beklagter,  und  b  Straf- 
aachen der  Angeklagte  «n  unTamisohter  Wdsaer  oder  AauUOti&c 
von  Ooburt  ist,  so  besteht  die  Juiy  aus  AnaUndem  oder  Weissen, 
liandelt  es  sich  um  pinon  eingeborenen  Hawaianer  oder  einen  Teil 
Ilawaianer,  sn  br«t<  lit  die  Jiiiy  ebenfalls  aus  eingeborenen  Hawaianem 
oder  teilweise  Hawaiaaern,  ist  die  eine  Pai-tei  weiss,  die  andere 
hawaisch,  so  bat  eine  Jiu-y,  welche  aus  6  Weissen  und  6  Uawaianern 
beeteht,  den  Eall  au  entscheiden. 

In  allen  lUIen  sind  die  Geschworenen  die  Bichter  übetr  den 
vorgefahrte  1%atbes(and  aowohl  wie  Uber  den  Cbaiakter,  die 
Qualität,  die  Kndt,  Schwäche  oder  Glaubwnrdigkeit  der  Beweis- 
aufnahme, ebenso  auch  über  den  Charakter,  das  Verhalten,  Auf- 
treten, die  Motive  oder  die  Zuverlässigkeit  der  aussagenden  Zeugen. 
Dor  Gericbtähof  uistruiert  die  Geschworenen  über  alle  Bechtsfiagen, 


I 

! 
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die  entüteheiv  mfigon,  und  kann  die  Ge0chw<»«»eD  auch  darOber 
instruieren,  ob  die  BeweiwafmUiine  genOgt,  lun  eine  beatimmte 
Tbataaohe,  welche  in  dem  betreffenden  FaUe  in  Frage  ateht,  feat- 
xuatellen  oder  zu  «iderlegra.  — 


Japan. 

Refermt:  Dr.  Shaichi  Hag^wa», 
Attaobe  der  KaiMriichen  J»])«oiMibe&  GeeandtMhaft,  Beifin. 

OfSf'tr  über  die  AbiiiKleruiig  des  Zoi  t  uiigsgoset  ze  s 
vom  19.  .Mär/.  1^07.  l)»'r  Hauptzweck  dessellien  ist,  die  Staats- 
niiiiister  <les  AuhWiirtifjen,  d«'s  Kriefjes  und  der  Marine  dazu  zn 
ermächtigen,  üeschreibun^n  in  Zeitungen  über  etwaige  AuswäiLiK«-, 
Milit&r-  oder  Miirine-Ang*-legenheiten  su  vortieten. 

O-esets  betreffend  die  Prflfong  der  Seidenraupeneier 
vom  19.  Uftrs  1897.  Ea  besweckt,  alle  Seidenraupeneier  m 
prüfen,  die  s^1ilr<  !itea  vom  Gebrattche  atiszuBchliewen,  und  zwar 
liuf  Kosten  der  Provinze». 

Gesetz  betreffend  die  PrAfunff  der  Pferde  vom  24.  März 
1897.  Xacli  diesem  Oesetz  !<ind  nur  solche  Pfenle  als  lie^chuler 
zu  verwenden,  wolelie  dio  nach  diesem  Oesetze  bestimmten  Be- 
dingiuigeu  erfOllt  haben. 

Oeneral-Zolltarif  vom  26.  M&ra  1897.  Damach  werden 
alle  «ng«f(Uurten  GogensUnde  in  drei  Klaaaen  eiagetailL  Die  Oeg«&- 
strindo  der  ei>*ten  Klasse  sind  besteuerbar  auf  Grnnd  iler  lieigefügten 
Tabelle.  Die  Gegenstflnde  iler  zweiten  Klasse  sind  zollfrei.  Die 
Gogenetände  der  dritten  Klasse  sind  einzuführen  verlMitoti. 

Bas  Ge*iet?.  Ifpstimrat  den  Zoll  nach  dem  i'rii>  (*1  valorem). 
Der  Tennin  der  luki;itt?«'tzung  dieses  Gesetzes  wird  duit;h  einen 
Kaiserlichen  Erla»^  .-j  äteren  Datoma  bestimmt 

GeBOtz  betreffend  Warenhftuaer  vom  26.  Mar»  1897. 
Ea  betrillt  Uagasine,  die  dazu  beatimmt  aind,  alle  angefDhiten,  aber 
noch  nicht  vOTOllten  G^enstilnde  aufzubewahren. 

Münzgesetz  vom  2(;.  März  1897.  Es  betrifft  das  Pi-ägen 
der  Kai.>ierli(iien  Münzen  im  Allgt'meinen.  Danach  wenleti  vom 
1.  Oktober  1BÜ7  ab  die  Kaiserlich  JapauiHchoo  Münzen  nach  det' 
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QoUwflhnuig  gepiügt  und  dadujtdi  wird  die  bidierige  himetalliütiBche 
Wahrung  aufgehoben. 

Gesetz  betreffend  die  beeondere  Finans  des  Fonds 

YOm  2f).  Marz  1897. 

Gesetz  f'Otrcffeti'1  tlif  E  r  he  Ii  u  n  <l>'r  S  t  ,i  a  t  -  s  touo  r 
vom  2(i,  März  1897.  Daiiiadi  hat  ilir;  Staats.-f-ufi-  all-ii  öffinit- 
liclien  LtUstcu  niid  OMigationeu  gegenüt>er  ein  Yi>i/.ug^r<jt'lit.  Die 
Städte,  Kreise  und  Gemeinden  sind  daniach  verpfliclitetj  alle  Grund«- 
stenem  und  etwaige  durdi  Kaiserlichen  Eiiam  bestiromte  Grund- 
steuern auf  eigene  Kesten  su  erheben.  Ausserdem  ermächtigt  es 
die  Stellarbeamten,  den  Besitz  des  Besteuerten  nOtigenbUs  mit 
Beschlag  zu  belegen. 

Gesetz  betreffend  die  Verfüfrniitr  über  unangebauti' 
Laiulstrei  ken  auf  Hokkai-Do  vum  27.  März  1897.  Dadurcli 
wiixl  e.s  nii-ht  inuner  ei-foi\lerlicii,  über  den  Verkauf  von  unan- 
gobauton  I^andst recken  auf  Ifokkai-Po  durch  Auktion  zu  verffigeii. 
ÄU5»ualim;»weise  wiitl  iu  einigen  im  Gfsütz  bokanntg»'gcbenen  FilUt'u 
der  Verkauf  durch  Auktion  erforderlich. 

Opinm-Qesetx  vom  27.  Härs  1897.  Das  Opiumnuehen 
des  gemeinen  Volkes  auf  Formosa  hat  den  Erlass  dieses  Gesetzes 
nMig  gemacht  üb  betrifft  die  Opiumfibrikanten  iin  Altgemeinen,  die 

damarh  verpflichtet  ^ind,  alles  fertige  Of  intn  Iiis  zum  Ende  eines 
je*len  Jahres  an  die  Regierung  zu  verkaufen.  Die  Kegierung  prüft 
das  SA  priialtene  t)j)iiim  fhcTTiisrh  und  verkauft  wieder  an  bestimmte 
lläiidler  das  fflr  gut  ttefuntieii'-  npidm. 

Der  Verkauf  von  Opium  ist  nur  in  den  FftHen  gestüttet,  wo 
tUuiSclbe  zu  medizini.s<dK'n  Zwecken  gebraucht  wii-d. 

Gesetz  betreffend  das  Übertreten  der  FlDsse  vom 
27.  Mftrz  1897.  Es  bezieht  sich  auf  solche  EinrachtungeUf  wekdie 
bezweckeRf  die  loker  vor  BeeobAdigung  durdi  Übertreten  der  FlOsse 
zu  sehfitzen. 

Gesetz  betreffend  die  gegen  epidemische  Krankheiten 
zu  ergreifenden  Vorsichtsmassreg<'In  vom  HO.  März  1897. 

Gesetz  betreffend  die  Gesi  h;lf tsthätigkeit  öffent- 
licher Korj>nr.Ttir>nen,  die  den  Scliutz  des  Keichsfiskus 
gt'uiessen,  vom  ;iU.  März  1897.  Der  zuständige  St;uitsniinislcr 
Ut  nöligenf;dls  ermächtigt,  hiubichtlich  der  Gcsdiäft.sthätigkcit  der 


—    552  — 


clie.se8  Recht   geniewenden   fiflimtlichen  Korpontionen  ge«iB8e 

Ändeningei)  eintnHeii  zu  laHScn. 

(lesetz  betreffend  die  „Formnsul.ank"  vom  30.  März 
1897.  Darnach  biMot  die  Bank  eine  Aktien -Oesellsciiaft  aiif  die 
Dauer  von  zwanzig  Jalireu. 

Zmatz  m  dem  Gesetse  betreffend  die  Schenkung  Ton 
Aokergebieteu  an  das  Tondenhei  vom  30.  M&rs  1897.  Das 
iSgeatmnBrecht  an  den  dem  Tondenhei  (d.  h.  das  auf  Hokkai-Do 
8teheiide  Landhesr,  welchea  im  Frieden  zu  AtJc^rbauern,  im  Kriege 
zu  Verteidiguiigßzwecken  vorwendet  wird)  geschenkton  I^ändereien 
geht  nach  dem  Ablebon  de«  B(>sit7,f>rs  niif  rlosson  Erl»«'»  nhor. 

Abänderung  dos  Gesetzes  betreffend  di«»  Vi  rmeiduug 
des  Strandous  von  Schiffen  vom  30.  März  1897. 

Oeaeti  betreffend  die  Forderung  der  Fiacherei  in 
fernen  Meeren  vom  31.  März  1897.  Darnach  giebt  der 
japanietclie  Staataflsktts  eine  Sumote  von  160000  Yen  jfthrlidi  fOr 
die  Zwecke  der  UntarttQtonng  der  Fischen  i  in  fernen  Meeren  auB. 

Forstgesetz  vom  6.  April  1897,  Nach  diesem  Gesetz  wird 
der  zustclndigo  Minister  ennäclitigt,  in  vomhiedrner.  Fflllpn  dio 
Foretbcsitzor  anzuweisen,  in  welcher  Weise  die  Foreteu  zu  bc- 
haudolu  sind. 

OeseU  betreffend  die  Gesellschaften,  welehe  sich 
mit  der  Ausfuhr  von  vichtigen  Artikeln  befassen,  vom 
6.  April  1897.  Dadurch  ist  ea  gestattet,  eine  gemeinBehsftlidie 

Sozietat  für  den  Zweck  zu  bilden,  ein  enges  Verhältnis  zwisc-hon 
den  Exporteuren  wichtiger  Au.sfuhrartikel  herbeizufiihren.  Die  Ge- 
sellschaft beali'^ichtigt  somit,  etwaigf*  Ühelst.lnde  in  der  K.nifmnnn- 
schaft  abzustellen  und  das  allgemeine  Veilraueii  aufrechtzuerhalten. 

Gesetz  betreffend  die  Hebung  der  direkten  Ausfuhr 
von  Bohseide  vom  22.  April  1897.  Reicbsangehörige  und 
HsndelsgeseUschsiten,  derro  Aktieninhaber  oder  Mitglieder  nur 
Beichsan^hOrige  sind,  kflonen  von  dem  fQr  s(dcbe  Zwecke  aas» 
geworfenen  Gelde  PrSmien  ^kommen,  sofeni  sie  Rohseide  ansfflhren, 
wdcbe  den  durch  dieses  Gesetz  bestimmten  Bedingungen  entspricht. 

FHcses  Oi-sets  soll  fünf  Jaiire,  vom  1.  Aphl  1898  an  gerechnet, 
in  Kraft  bleiben. 


Digitized  by  Google 


Italien. 

a)  Oeietsgelraiig. 

Befennt:  Dr.  Bugeilo  Fogn^MaMtol,  Idvolnt,  Orvieto. 
ÜbetNtst  Ton  Bemhari  Dmlrais^  Bmüo. 


Die  gesetzgeberis(  he  Thätigkeit  in  Italien  im  Jahre  1897  war 
iinbedentpn'l ,  sphr  gering  die  Anzahl  der  neuen  Gesetze,  Ijetn'icht- 
üch  «lagegeit  die  Abänderungen  und  Ergänziuigen  alter  Gesetze, 
TOD  deaen  einige  neti  geordnet  und  kodifiziert  wurtlen  zum  erkJeck- 
lidira  Niitseii  derjenigen,  die  aie  ansunranden  haben. 

Hdne  bescheidene  Arbeit  hat  aoh  damnf  besdirinkt,  auf 
einen  aiOglicbat  hmeo  Bnun  -wicht^stea  geeetiUchea  Maas- 
nahmen, welche  sieh  in  der  AfTentlieheD  Oeeetz-  und  Dfkretsammlung 
']<>-  Kniii>:reiches  für  1897  finden,  zu  sammeht  uiul  sie  entsprcchend 
der  Materie,  auf  die  üe  sidi  beziehen,  nebeneinander  zu  atellen  und 
zu  oixlnen. 

L  Begiening.  —  Polltladw  QeeetM. 

ITnr  drei  besflgliohe  Gesetie  wurden  vetWeoÜioht  Das  erste 
in  AbSndening  des  Gesetaes  über  die  politiadien  Wahl«i;  das  awdte 
betr.  Sardinien  und  das  dritte  Ober  eine  Apponage  zu  Quanten  dee 
Kronprinzen. 

Abänderungen  des  Gesetzes  über  die  politischen  Wahlen, 
Das  Orundgebetz  über  die  politischen  Wahlen  wunle  s.  Zt, 
durch  Dekret  vom  28.  Mbs  1895  genehmigt  In  deneelbMi 
wurden  suaammengesteUt  alle  MaaBnahmeo  in  Abänderung  des 
Qesetaea  vom  24.  September  1882,  nimKch  die  Ocaotze  vom 
30.  Dezember  1882,  14.  Juli  1887,  2.5.  Januar,  3.  Mai  und 
30.  Dezenil>€r  1888,  vom  10.  Fet.iiiai  1889,  5.  Mai  1891, 
•.>8.  Juni  1S!)2,  10.  Aiipii.M  1893  und  vom  11.  Juli  1894  und 
flit!  Dekret«  vom  6.  Februai  1HS7,  1.  März  1888,  1.  Dezemljor  1889 
und  14.  Juni  1891;  fcnier  einige  Yorschrifteu  der  Gesetze  vom 
3.  Jnli  1875  und  13.  Mai  1877|  Aber  die  Auaschliessung  vom 
sktiTen  and  psasiven  VaUrecht  Die  Abinderungen  durch  Oesets 
von  5.  Desember  1897  betreffen  einen  dieser  letsten  DUle.  Die 
StMtsfunktionBre  und  Beamten  dilifen  in  der  Kammer  40  nicht 
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flhfrsteig«'»;  wird  dicso  An/^lil  ühorachritten,  so  erfolgt  Auslosung. 
Die  Wahl  eiuen  Ausgelugten  winl  füj-  ungültig  erklärt  ;  hierzu  1m^- 
stxmmt  Uta  vorliegende  Gesetz:  „fiiUs  die  Erwfthltcn  iunorhalb 
8  Tfegen  nach  der  erfolgten  Aualoanng  nicht  dem  Kammerprflsidentai 
ihre  Demistton  als  Depnticrte  einittöhen." 

Massnahmen  betreffend  Sardiuieu. 
Mas  0«wf»f7  vom  2.  August  hat  seinen  Vrepnui?  in  d»Tt  .nMs>f  r- 
gt'\völiiilii;!ieii  Verhältnisse»!   «Km-  Insel   und   l>eliifTt   ilic  l'i »Ii /.ei Ver- 
waltung, Verbesserung  der  J^ge  des  Aekerlwues,  Keguiienuig  der 
Waaaerkittfte  und  die  Alkoho^etier. 

Appanage  des  Kronprinaen. 

Der  Artikel  21  der  Torfassung  l>estlranit:  Es  soll  durch 
Gef«etz  dem  Kronprinzen,  sobald  er  majorenn  ist.  und  in  Falle 
seiner  Vermählung  schon  früher,  eine  jflhrliohe  Appanage  aus- 
gesetzt wenleu. 

Da»  Gesetz  vom  4.  Jauuai'  bestimmt,  dass  eine  .solche  Äppanjige 
Sr.  Egi.  Hoheit  Yictw  Bmamiel,  FOreten  von  Neapel,  in  Hohe 
von  1000000  Lira  am  1.  Januar  1897  zugesprochen  -wird.  Hier- 
hei  ist  «n  bemeiten,  das«  diese  Appanage  erat  loebrere  Jahre,  nach- 
dem der  Kronprinz  majorenn  geworden  und  erst  einige  Monate 
nach  miner  Verm&hlung  bewilligt  wurde. 

Weitere  Bestimmungen: 

Wir  temerken  luiter  denselben  ein  Dekret  vom  25.  Juli  bezgl. 
der  kommissariadien  Verwaltung  von  SicHieD. 

Durch  Qeaeta  vom  30.  Juli  1896  (s.  Zusammenstellnng  im 
letaten  Bande  des  Jahrbuches  S.  516)  wurde  eine  kommisaarisdie  Yer- 
waltung  in  Sizilien  eingesetzt,  welche  mit  dem  31.  Juli  des  nächaten 
Jahres  erlfischen  .sollte.  Durch  da-s  Dt^kret  winl  der  Präfekt  Komm, 
Tito  Dnnati  beauftragt,  uiitci  der  OborHtung  S.  Exz.  des  Grafen 
('odn)ii(  iii-.\rgeli.  Stnatsspkmtärs  ohne  l'ortefeuille,  die  Geschäfte 
der  aufgelösten  kommissarischen  Verwaltung  zu  Ende  zu  führen 
und  die  %>chnungen  derselben  feetaustellen. 

Es  folgen  die  Dekrete  rom  21.  Januar,  2.  und  3.  Hits,  wddie 
die  Kammern  imd  Senat  vertagen,  die  Sitzungen  der  gesettgebenden 
Kfirperschaften  achliessen  und  die  Kammern  auflösen;  eifaenso  die 


Digiti^ca  by  Goü^lc 


Dokirte  vom  11.  uml  29.  April,  1.,  20.  iiml  31.  \fai,  12  uit*l 
27.  Juni,  11.,  22.  «md  25.  Juli,  6.  Augiist,  30.  OktoiM?r,  ö.,  9.  und 
26.  Dezember,  nach  denen  30  Wahlkr»se  errichtet  weiden,  welche 
je  einen  Depntierten  zu  wfthlen  haben.  Die  Ansaht  der  Wahl- 
bezirke in  Italien  betrigt  50B. 

II.  Eritreische  Kolonie. 
Nor  sehr  wenige  Massregeln  sind  zu  bemerken. 

Territorien,  weiche  als  im  KriegBsnstande  befindlich 

angesehen  werden. 

Ein  Dekret  vom  19.  Mai  hauptsAchlich  zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung der  Pensionsansprflclio  und  der  Beförderung  im  Kut.  lleew 

U>tracht«-'t  Eritrf.n  vmA  ^c\m  Tcmtnrim  als  vom  l'u  Mai  1886  bi» 

« 

15.  Februar  1897  auf  dem  Kriegäliuss  befiudlich. 

BeBtenerung  ron  Kanflenten  und  Handwerkern. 

Ein  Dekret  vom  1.  Oktober  1891  teilte  die  Kanfleute,  In- 

dustriellen,  Gewerbetreibenden  und  Handwerker  in  6  Klji!<sen  und 
legte  densellien  eine  jllhrliehp  Steuer,  welche  7.%vi>(lien  COO  und 
24  Lire  sehwankt,  auf.  Km  l>ekret  vom  31.  Jaiiuin  1997  teilt 
die  gleieiien  Pei-sonen  in  3  KIas.seu  ein  und  lieslinuiit  unter  Bei- 
behaltung des  Minimums  von  L.  34  ein  Maximum  von  L.  1050. 

.\ufhel»nng  der  !Iaii'lol.«jkammpr-Steuer. 
.Mit  (l.'iii  l..Iu]i  1^^07  wild  ilir  Steuer  auf  die  Connoissamente 
der  ein-  uinl  ansirefülii tcn  Wap  ii  zu  Gun«t'Mi  <\it  lianilr-Ukammer 
von  Mari^aua  Hufge}iulK.>n  und  an  deren  Stelle  die  Auflage  von 
weiteren  15  Ccntosiiui  auf  die  iu  der  Kolonie  in  Kraft  bestehende 
Beateuerung  der  Handel  nnd  Gewerbe  Treibenden  (Dekret  vom 
22.  April  1897)  gasetat  ^ 

Einriehttmer  eine.s  Srhatzaintos  in  \fasHaua. 

Ein  Dvkrei  vom  27.  (»UioImt  riclaet  in  Ma-ssiiua  ein  Sehatz- 
amt ein  zum  Zwecke  der  EÜu-  und  Auszalilungen  in  der  Kolonie 
Eritrea  auf  Rechnung  dea  Staates  und  der  Goubemial -Verwaltung 
enlaprechend  dem  Qeseti  und  dem  Reglement  über  die  Rechnungs- 
Icgang  und  wdterhin  sur  Einzahlung  und  Aoaxahlung  der  Snmme 
des  Kolonialbaiiahaltetata. 
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Das  Dekret  findet  seineu  Urepning  in  der  Notwendigkeit,  die 
FQhniDg  der  Fonds,  irddio  der  geaanteii  Stutsrerwaltiing  gehOrm, 
nnd  deijoiigen,  welche  ESgentnin  der  Kolonie  leitet  mnd,  zu  ngeln 
lind  SU  trennen. 

Tribute,  welche  der  oingcborcuen  BoTÖlkerung 
auferlegt  sind. 

Kin  Dekret  vom  29.  Oktober  1891  besümintduHö  die  eingeborene 
üevöikerung  der  Eritreischen  Kolonie  mit  Ausnahme  derjenigen, 
weldae  auf  Omnd  geKotzUcher  Beatimmungeu  odet  Mhsrev  Kon- 
ventioaen  etwa  befreit  -waren,  sur  Leistung  tines  jihriiclien  Tributs 
an  die  Verwaltung  der  Kolonie  Eritrea  gehalten  sei. 

Em  Deicret  vom  19.  Oktober  1897  setst  den  Betng  dea 

Tributs  für  das  Ifinanzjahr  1897/98  fest  und  befreit  von  der 
Zahlung  die  Laienpriester  der  christlichen  Bevölkerung. 

Der  Geaaintlietrag  dieser  Tribute  verteilt  atif  flie  Gegenden 
von  Hamasen,  Seine  und  Deehi,  Terfä.  ftnra  SncraiK-iti.  ( >eul.''-Cnsai- 
St-iinezana,  Chcren,  Samti-ar,  die  Inseln,  die  Doncalische  KQste,  Saht», 
Miniferi  und  Cive  beträgt  L.  353  475. 

III.  Stnatarinnahwan  nnd  -Amilian.  Etat 
Qeneral-Rechnnng  der  Verwaltung  des  Staates  für  das 
Rechnungsjahr  1893/94.   (Oesets  vom  21.  Januar.) 

Bie  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  des  Etats 

im  genannten  Rochnungsjahn'  worden,  soweit  sie  sich  atif  diesen 
Etat  selbst  l»cziehen .  fc>^tL--t.  lIt  anf  1..  1  S53  2f>1  087,10  und 
«lie  noch  eiuxu/.icheii<l<ni  Kmiutiinon  fiu-  Reclinung  des  Etatsjahres 
1892/93  auf  h.  Ibn  ur.'j  701.49. 

Die  onlentlichen  und  au.-<st*iunlt  uliicheti  Ausgaben  atif  «las 
Etatsjahr  1893/9-1  l)ezüglich  sind  festgestellt  auf  L.  1  912  149  991,1 9; 
die  beim  Schlüsse  des  vorheigehenden  Etatsjshres  1892/93  noch 
zu  zahlenden  auf  L.  343  420  521,49. 

Das  Deficit  der  Rechnung  des  Schatzamtee,  welches  am  30. 
Juni  1893  L.  486  404  107,90  betrug,  wurde  festgestellt  am  Ende 
des  Knsnajahxes  1893/94  mit  L.  348903368,65. 

General-Abrechnung  über  die  Verwaltung  des  Staates 
im  Finanxjahr  1895/90,   (Gesetz  vom  21.  Januar.) 


Die  ofdentlichai  und  ansserardeDtlicfaen  Stnoohiiieii  ittr  Rech- 
nuDg  dm   Etttqehm  1886/96  iretd«!!    festgestellt    mit  L. 

1  807  372  533,75,  die  noch  eiuzuziohondon  am  Schlusae  des  »«>- 
hergehenden  Rechnungsjahres  mit  L.  254  34G  090,16. 

Di.'  rodentlielien  und  auasoronlontlichon  Ati««gal>on  für  Roch- 
uutig  -les  Etatsjahre-  lind  festgestollt  mit  L.  1  800  963  455,36,  die- 
jenigen, welche  noch  am  Schlüsse  dea  vorhei^gehcndou  Etatsjalureü 
SU  zahlen  blieben,  mit  L.  389  473  994,26. 

Das  Dellat  des  Sohatamtea  am  Ende  des  Finausjahiea  1894/96 
wird  mit  L.  408681  079,33  angegebra. 

Oenerai-Abrcchnung  der  Verwaltung  des  Staates  fttr 
das  Etatsjahr  1895/9G.    (Gesetz  vom  22.  Juli.) 

Die  ordentlichen  und  aiisscronlr  iitlit  hon  Einnahmen  dea  Ktats 
für  tias  Rechnungsjahr  weriU  n  festgesetzi  mit  L.  l  839  753  509,13: 
die  am  Schlüsse  des  vorhergehenden  noch  einzuziehend)  n  mit 
L.  186  871634,24. 

Die  ordentUdien  und  anuerordentKdien  Aufgaben  des  Elato 
fOr  das  Redhnungsjahr  sind  festgestellt  mit  L.  1841386  659,30; 
die  noch  am  SchhiBse  des  Torhei^henden  au  «ahlenden  mit  I« 
383  549  039,11- 

Das  Defizit  des  Schatzamtes  wurde  fest ^costr  11t  am  Ende  des 
FinaiizjahrpR  189.5/9(5  in  Höhe  von  L.  412  780  907,51. 

Erki.'lreude  Zusammenstellung  Aber  die  Einnaiinion 
nnd  Ausgaben  ftlr  das  Finansjahr  1896/97.  (Dekret  rem 
11.  Juni) 

Im  Jahre  1897  wurde  die  General-Rechnung  des  Jahres  1896/97 

nicht  genehmigt.  Kin  nos>  (z  vom  11.  .luni  genehmigt  die  Auf- 
stellung der  entsprechenden  provisorischen  Rechnung,  wovon  hier 
die  Ziffern  folgen: 

Der  Anschlag  der  onlentlichen  und  fiMsseruriUiiitlichen  Eiiinaluin' 
dfö  Staates  wind  definitiv  festgestellt  auf  L.  1  729  369  313,84  und 
der  der  Aufgabe  ebenso  in  BQke  m  L.  1  723  541 135,15. 

Der  aktiTe  Übersdinss  des  voriiergehenden  Jahres  wird  auf 
L.  231614411,11  festgesetst 

IMe  nooh  sn  leistenden  Z;ihl)iri^>^n  aus  dem  glichen  Jahre 
betragen  dagegen  U  399  387  333,37. 

Die  liOge  des  Schatzes  war  demnach  am  Ende  den  .l!\hre.s 
1896/97  angenommen  mit  einem  Passiv-Saldo  von  414  528  041,97. 
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ToranBohlag  fQr  die  Einnahme  des  Finansjfthres 
1807/98.   (Oesets  ▼om  32.  Juli.) 

Die  thtitslchlidie  Bimuhme,  welche  aich  auf  eine  Oemmt- 
munme  von  U  1619885624,63  helliift,  verteilt  sich  wie  Mgt: 

Gewöhnliche  Einnahme,  nlmlicb  ISnnabine  aus  Staatseigen- 
tum L.  90  869  222,04,  direkten  Steuern  L.  482  S21  800,  GeschÄfts- 
stenem  und  Steuern  im  Vonvalfnnp;hereich  des  Finanzministeriums 
fj.  194  600  000,  Steuern  im  Veiwaltunpshereich  des  öeueral- 
iospelctorate«  der  Eisenbahnen  L.  19Ü170UÜ,  Steuern  im  Yer- 
waltiwgabereich  den  IfinisteriunM  des  Inasem  L.  675  000,  Tet> 
braaduBsteoem  L.  341 365000,  Monopole  L.  327200000,  Gebühren 
L.  86  005  700,  Rlleknfaiiingen  nnd  Einzahlttttgen  der  an  den  Koeten 
heteiligten  Verwaltungen  L.  22  261  032,01,  versohieüeno  Einnahmen 
L.  18  267  600,  nusBerordentUohe  Sinnahmen  L.  35  401  969,68. 

Voranschlag  fiher  die  Ausgaben  des  Geschäftsjahres 
1897/98,  verteilt  auf  verschiedene  Ministerien.  (Qesets 
vom  21.  und  27.  Juni;  1.,  8.,  11.  und  22.  Juli.) 

Die  vorattssiclidiche  Gesamtausgabe  fflr  die  ver8chie<lenen 
Ver*'altiin;r.'ii  «les  Staiita's  hotWIgl ;  1  609  226  120.02.  Üa  die 
Einnahiut'ii  t;owi  liätzt  sind  auf  L.  1  019  880  524,63,  ergiebt  sich  ein 
ÜberschuH«  von  L.  10  619  404,61. 

I.  Sehatzamt 

Gesamte  wirkiicbe  Ausgaben:  1,.  b31 394  829,50,  vorteilt 
wie  folgt:  Ordentliche  Ausgaben  h.  792914847,03,  nBmlidi  kon- 
solidierte Schviden  L.  473638386,97;  rOcksahlbare  Schulden  L. 
89620441,29;  Bchwankende  Schulden  L.  116418498,84;  Pen- 
sionen L.  80  850000,  Dotationen  L.  16  0r)0  000,  Ausgaben  der 
gesetzgeiienden  Kammern  Jj,  2  15.')  000;  allgemein*»  Yerwaltung;s- 
Iwsten  L.  9  76G  209,B3 ;  ausseiordentliche  Au^^hen  L.  38 479  982,47. 

IT.  Finanzministeriuni. 

Thatöächlicho  Gesamtausgabe  L.  160  050  440,83,  verttilt  \vi.' 
folgt:  Allgemeine  Verwaltungsausgaben  L.  16  415  644,64;  Ausgaben 
fQr  Ite^tondoi-e  Dienstzweige  L.  145  952  225,04 ;  ausserordeuLlichd 
Ausgaben  L.  3  682  571,15. 
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m.  JustiS'  und  Knltnsministeriain. 

Thatalehlidie  OesüintaYugalie  I*  32945  784,02,  verteilt  wie 
folgt:  Allgemeine  Avugaben  L.  1  446 167,74;  Au^gnben  der  Jiwti»- 
venraltnng  L.  31 473616,28;  atuwrordentliohe  Ausgaben  L.  27000. 

IV.  Ministerium  der  auswilrtigcn  Aiigclegenheitfu. 
Thatsächliche  Gesamtausgabf        9  244  ^20,00,  veileilt  wie 
fulgt:  AUgemeiue  Ausgaben  L.  784  686,75  j  Ausgaben  fQr  Ver- 
tretungen im  Autlande  L.  4711393,26;  veiw^iedene  Autfgaben 
L.  3  725  740,00;  ameeroidentliolM  Ani^ben  L.  23000,00. 

V.  U  ti  te  r r  i  c  Ii  1 8  m  i  u  i  s  1 0  r  i  u  m. 

TliAUjfifWiche  Gesamtausgal»  L.  2  41  230  505,04,  vpiloilt  wie 
folgt:  Allgemeine  Ausgaben  L.  2  H  8  205,39;  jn-ovinzialo  Schul- 
verwaltuiip  L.  1  133  887,50.  Uni\ i'i<itraon  nntl  hriher«>  Hililiings- 
anstaltcn  L.  10  285  428,29.  Institute  wissenschaftlichen  und  Utte- 
nuiachen  Cfaanütters  L.  1 548  862,40.  Verwaltung  der  AltertOmer 
nnd  der  schonen  Kdnite  U  3  895  725,97.  Hölierer  Unterricht  (6yn> 
namea  nnd  Lyeeen)  L.  7  383  357,84.  Technieoher,  kaufinBnniadter 
und  gewerklicher  Unterridit  L.  6  013  592,10.  V  'ksschulnn, 
MiUU'henschulen,  gesamter  Eleuicntnnmlerricht  L.  7  394  895,36. 
Verachio<lciie  Ausgaben  L.  32  500.  AusaerordentlicUe  Ausgaben 
L.  623  890,85. 

VI.  Ministerium  des  Innern. 

Thateichljclie    Gesamtanegabe    L.   57  774  820,22,  yerteilt 

wie  folgt:  Allgemeine  Ausgaben  }..  2  668  905,59.  Staatsan^luV 
L.  720  317,15.  Pmvinzial- Verwaltung  L.  8  487  272,08.  W.,hl- 
thätisrkHt  T..  R34  520.  SanitÄtsverwaltiinpr  ],.  074  947,28.  AfffnÜielie 
Sicherheit  L.  144  24  827,61 .  Gefängni.s Verwaltung  Ii.  27  495328,15. 
Ausserordentliche  Ausgaben  L.  2  368  701,46. 

Vn.  Uiniaterium  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Thataftohliohe  Geflamtansgabe  h.  76  555068,  mteilt  wie 
folgt:  Allgemeine  Ausgaben  L.  939168:  Hochbau  L.  4101266; 
Strassen  T  "»654  324;  Tramways  L.  12  000:  Wa^sserversorgnng 
L.  7  09O  iiOU;  Meliorationen  L.  253  000:  Hilten,  Rheden,  Leufht- 
tflmie   und    ¥ener   L  5  813  700;   Eis<'nljahnou   L.  1  057  253; 
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»maerorientlklie  ÄTUgtben  L.  30  068  930;  EiMnbahnbau  L, 
20  869  043. 

Till.  ]'i.8t-  und  Tflcf^ra j)heii-Mini8terium. 
Thatsächiiehe   Gesiimtausgabe    L.   55  543  B29,   verteilt  wie 
folgt:  Ordentliche  Ausgaben  L.  55  483^13,40;  ausaeronlentliche 
AtiBgaben  L.  60  016,60. 

DL  EriegBministeriuiii. 

Thatsächliche  Gesamtausgabe  L.  830  260000,  verteilt  wie 
folgt;  AUgcmeino  Ausgaben  L.  2  451  140;  Ausgaben  fflr  das  Hoer 
L.  220  998  860:  Aus^iIk  n  filr  fieft»tiguag»>  und  Verteidigtuiga- 
wcrke  des  Staates  L.  800  000. 

X  Marineministerittin. 
ThatBlchlich«  GcMmünu^be  L.  07  896124;  allgemeine  Aua- 
gaben  L.  1 092  600;  Ausüben  fOr  die  Handelnnariiie  L.  6  650  860; 
AiMgaben  fOr  die  Knegemarine  L.  88  302  768. 

XI.  Ministerium  für  Ackerliau.  Industrie  und  Handel. 

Thatsiif-hliehe  (iesuiitausgabe  L.  10  380  398,81,  verteilt  wie 
folgt:  Allgemeine  Ausgaben  L.  1  258  337,23,  Ackerbau  L. 
6064740,80,  YoreoIiSne  und  Beaiflifoo  h,  112696,  Handel  und 
Gewerbe  L.  783  406,  Fhtoite  und  Autorenreoihte  L.  37  672,60, 
Mmbm,  Oewidbte  und  Prflfiing  der  Edelmetalle  L,  621 187,43, 
Statiatik  L.  193  500,  Qeneralverwaltung  L.  238464,80,  euaeei^ 
ordenllidie  Ausgaben  L.  2  080  497,06. 

ly.  Geseü^  und  ManHualiuiea  betr.  die  Finanxen. 
Direkte  und  Grundsteuern. 
L  Oeeets  Ober  die  Einsiehnng  der  direUen  Steuern  veoi 
23.  Juni 

Ein  Qeeeti  vmn  21.  Januar  inderte  einige  Artikel  dea  Geaetaes 

über  die  BiMiehung  der  Ston*  rn  uL  und  ormfiohtigte  die  K^. 
Regiening  unter  Mitwirkiuig  des  Rechnungshofes  und  des  Staats- 
rates, die  verschiedenen  8«  )ioii  bestehenden  Oesetzo  Ober  diese 
Matcrio  xiisammenziuitellen ,  bekannt  zu  geben  und  eine  geeignete 
Yenji-duuiig  zu  veröfieatlirheu. 
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Das  vorliegende  Gesetz  ist  eine  Kompilation  der  Gcsotzo  vom 
20.  April  1871,  30.  Dezember  1876,  2.  April  1882,  14.  April  1892 
und  des  oben  et^ftlmten  Qesetzes  vom  21.  Januar  1897.  En  be- 
steht aoB  6  Titain  imd  103  Artikeln.  Eb  handfllt  tov  den  Steuef^ 
«innehmera  der  Qemdnden  und  Verbinde,  draen  die  ISntretbung 
dar  diiekten  EHaaiaemkxNuienstener  sowie  des  SteaenusoUagee  für 
die  Provinzen  und  Qemeinden  anveilraut  ist;  ferner  von  der  Art 
der  Ein;'i>')mtif^  und  zwar  sollen  dit-  Steucni.  falls  sicli  diese  Methode 
bewährt,  in  G  gleichen  zweiiiietiatliohen  Haten  mit  Verfall  am 
10.  Tage  des  Februar,  April,  Juni,  Augiist,  Oktober  un<l  Dezember 
eingez(^n  werden.  Weiter  werden  besprodieu  Vollstreckung  ia 
Mobilien  und  Imniobilien,  die  Stettereannehmer  der  Provinseo,  wekte 
die  dem  Staate  und  der  Frovins  suBtehenden  Betrage,  anter  Be- 
ledmtmg  des  Bichteingegangenen  als  eingegangen,  ledigiioh  für  ihr 
Risiko  und  Gefahr  von  den  Gemeindesleiiereinnehmem  einziohon, 
xind  die  Einz.'diliingen.  Hierauf  bezOglioh  liostimrat  das  Oeset/. 
fol^ndes:  Innerhalb  12  Tagen  nach  Fälligkeit  einer  jeden  Kiito 
zahlt  der  Gemeinde-  oder  Verbandssteuoreinnehmer  den  vollen  dem 
Staate  und  der  Provinz  an  Grundäleuer  zuätehendeu  Betrag  und 
Vio  ^  anderen  Stauern.  Das  letate  Seoihatel  aoll  im  I^ufa  der 
beiden  fotgenden  Monate  benhlt  werden.  In  demeelben  Yeihlltnie 
werden  die  kommnnalen  Stsoem  und  Stenenoaehllge '  zur  Ver- 
wendung der  Gemeinden  eingetrieben.  Der  Steuereinnehmer  der 
Provinz  zahlt  inru  rhalli  5  Tagen  nach  dem  dem  Steuereinnehmer 
Itestimmtcn  Termine  die  der  Regierung  zukommende  Grundsteuer, 
sowie  der  Nifhtpnindstonem  an  die  Staatskasse,  ebenso  giebt 
er  den  den  Provinzen  zukuuuneiiden  Betrag  an  die  Provinzkas^e 
ab,  falls  dien  nickt  bereite  seitens  der  länneiinier  direkt  ge- 
scJidien  ist 

n.  Anwmsung  betieb  Hudhabong  des  Geeetaes  Aber  die  Sn^ 

treibung  der  direkten  Steuern  vom  23.  Juni. 

Sie  besteht  aua  6  der  Einteilung  des  besflglidien  GeeetMB 
entsprach' nden  Titeln  und  131  Artikeln. 

III.  (iesetz  in  AbÄndening^  deHjenigen  vom  1.  Mai  1886  betr. 
Neuordnung  der  Gnuidsteuer  (vom  21.  Januar). 

Die  Indemng  beiiilfl  £e  Onulieatimmimg  der  Lindneien 
und  die  Brhebungea  durch  Biegierange-Sediveietlndige,  ^iteiien  für 
die  WeifbesttmniDng,  Iflieiiifaiening  und  Tariffosteetsimg,  Henme- 
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ga\K-  von  Kuilen,  Aiiwendiug  der  uvum  AbbcliüUung,  Befruiiing 
voD  der  Begister^  und  Stempelsteuer  für  alle  zur  GreuzbcütimmuDg 
und  Beriolitigiiiig,  zur  Veranlagung  znr  Ofondetener  und  sur  Ein- 
•pruoh-Ecliebung  ecfonlerlichen  Pkpiera  und  Akte. 

IV.  Kodifikation  der  gesetzlichen  Vorschriften  flfaeir  die  Vortp 
iQkrung  der  Onuid-  und  Oebäudcsteuer-RoUen  vom  4,  Juli. 

Ein  Gesetz  vom  20.  Juli  1896  ermächtigte  die  K^'l.  Re^eninpr, 
<lie  bezflglichen  Verffif^imgcn ,  welche  <lie  in  Kraft  tefiudlicheu 
Gesetze  vom  11.  Augimt  1870,  3.  9iai  1871  und  30.  Juni  1872 
Ober  die  FortfOhnmg  dei-  Grundsteuer-Bollen  enthalten,  sowie  die 
genetsliobon  Chankter  tngonden  Verordmugen  in  der  VerfQgung 
vom  24.  Deumber  1870  in  einheitliohom  Tenor  susammensufiMen 
und  bekannt  su  geben.  IHe  vorlegende  Kodifikation  iat  ledi^Uob 
aus  der  Gesamtheit  der  oben  6r>\-ähntcn  Massnahmen  herxorgogaugen. 

V,  Vorschrift  Ober  die  Ansffllining  des  Oi^setzes  MrofTs  der 
Fortfftlirung  der  Grund-  und  Gebäiidesteui  r-Rolleii  vom  4.  Juli. 

Sie  zerfällt  in  III  Artikel  und  ist  selir  auhfOhrlich.  Gegen- 
stand sind  die  Umschroibuugen  und  die  Eintragungen,  die  Vor- 
nahme von  seiteoa  8t«i«pAiohtiginr  wie  von  Amtawi^gen  nadtgeauohten 
UmBdirdbungen,  die  Krtnsterbeamten,  die  den  Gemeinden  ertmlten 
Qrundboohabschriften,  die  UmsdireibungsgebOhren,  die  GebQhren 
für  Certificate  und  Absehrifteu.  Veränderungen  im  Grundwerte  und 
die  hi'^iiuif  l*e/n>r]i(  li>'  Eiiiscliätztiiig,  ebenso  Veränderung  und  Neu> 
einsüitätzuug  des  Wertes  von  Gebäuden. 

Begister-Steuor. 

L  Kodifiiierung  aua  den  Ocaofaten  Aber  die  Bogiatrierungi  vom 
20.  IflaL 

Ein  Geseta  vom  26.  Juli  1896  ermächtigte  die  Egl.  Begiraung, 

<las  Gesetz  vom  13.  September  1874  Aber  Registrierungen  Jxatet 
Einfügung  di  ijonigen  s])jlteron  V.?rfngHHf::«^n .  durch  welch«»  dieses 
Gesetz  abgeämli-rt  wiird"',  au>  Ii  sowt-it  sie  in  iiii(ier>'  Matciien  1k»- 
handelnden  üef<etaeu  «»ntlialtöii  hind,  um  m  mligieren.  In  dieser 
Ncu-Redaktiou  sind  ausser  dun  Bestimmuugeu  iles  oben  erwähnten 
Geaetsea  von  1874  die  Abänderunga^Oeaetae  vom  23.  Hai  1875, 
1.  und  11.  Jannar»  29.  Juni  1882,  14.  JnU  1887,  12.  Juli  1888, 
22.  Juli  1894,  8.  August  1895  und  vom  26.  Juli  1896  enthalten. 
Audi  die  in  anderen  Gesetaen  und  gesetslioben  Verordnungen  aidi 
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hier  und  da  findenden,  auf  die  Begtstennaterio  bezOglichen  Ver- 
fOgnngen  aind  mitreisrbeitel.  Dieee  betnoHbn  die  HandebdEunmenii 
die  OObntiichen  Arbeiten,  die  Snnehung  der  diiekton  Steaem,  die 
Berieaeliings -Verbände,  die  Schhissaoheine,  das  Notariat,  den  Kultiw» 
Eonds,  die  Offizial-Verteidiguiig,  den  Zmogskurs,  Trockenlegung 
von  Sümpfen  und  sumpfigen  Terrains,  das  naf Schniben- 
schiessen,  die  Check»,  die  allermeinen  Speicher  l  i  ialtiuip  der 
Gallerien,  Bibliotheken  und  anderer  Siiuunlungeu  von  Kunsi  und 
AltertQmem,  die  staatliche  Aibeiterunfall -Versicherung,  die  Qesell- 
sdiaften  sur  gegenseitigen  Untentfltnmg,  die  Piovinien  und  Ge- 
memden,  den  StMtBmk,  die  Verwaltung«gerichtBbai^t,  die  Sekieda- 
mftnner,  die  Probiviri,  die  Staat«.-  und  Yerwaltungawahleo,  die  Pen- 
sionen für  Volksschnllphrt  r.  die  Wiederabtretung  und  den  Verkauf 
von  dem  Stmtp  zui^ofallener  llabe,  die  Iterg werke,  üinen  und  Torf- 
moore, die  Staatijäcliuld  itmi  das  Handelsgesetzbuch. 

Das  Oesetz  cntiialt  7  Titel  und  164  Artikel  ndist  einem 
Tarif.  Der  erste  Titel  handelt  von  allgoinoincii  V.  rfügnugcu  und 
anderen  hinsichtlich  Umlage  und  Begleichung  der  verschiedenen 
Steueni,  von  den  speuAUen  Bestimmangen  Aber  AnHohreibung  und 
Be^eidinng  der  Stenem  auf  Urkunden  und  privatreditiiclie  Ver- 
tiige,  ErbflchaflsnaiehwMsungen  und  geriehtlidid  Auafnügungen. 

Dar  sweite  Titel  handelt  vtm  der  Art  der  Begistriemng,  von 
den  dasu  Terpflichteten  Pemonen,  von  den  Begtstriernngsfristan 
und  den  zur  Tomahme  der  Begtstrierungsformalititen  bereohtigteii 
Amtsstallen. 

Der  dritte  Titel  .setzt  die  Normen  fest  für  die  Zahlung  der 
Steuern,  für  (!!•>  aii.s  ihrer  Beitreibung  entstehenden  persrjnlichon 
und  dinglichen  Klatren  \m<\  für  die  Kechtsfolgen  einer  vei-siuimten 
oder  nicht  rechtz*  itip  voigeiiDinmouen  fi^strierung  sowie  ungenauer 
oder  unvollständiger  Angat>en. 

Der  vierte  Titel  handelt  von  den  Pflichten  der  StaaUbtamten, 
der  Rechtsanwälte  und  der  bei  den  Zustellungen,  Kundmachungen 
und  Vorladungen,  an  der  Bagistrierang  allgenieiner  und  bemmderer 
Rechtsakte  Beteiligten,  von  der  FQbfung  der  Akten,  von  der  Benuf- 
■ehtignng  und  PrflfBng  de«  Begiater»  leiten»  der  Beamten  und 
von  einigen  anderen  besonderen  Voraohriften  fOr  die  Beamten  des 
Staaten  und  die  Parteien. 
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Der  fOnfte  Titel  entUh  Vondhnften  fOr  die  8leiMckl«geii  des 
Fiflirae  und  Uber  die  Gddbneeen  und  beepikbt  andi  du  Vai||;elMHi 
auf  adiiiiiuetntivem  und  gerichtiidiein  Wege. 

Der  secliste  Titel  x&hlt  die  F&lle  auf,  in  denen  eine  doppelte 
Besteuerunp  stattfindet,  und  wann  eine  Eiiitmgiinjr,  ohne  ilass  eine 
zweite  Steuererhebung  Platz  greifen  kann,  vorgcnonimcn  winl,  wann 
Steuei'ermfls.Higungen  stattfinden  und  wann  die  üegistrierung  niclit 
erforderlich  »st. 

Der  eiebente  Titel  entUUt  Obergangs-  und  Sehluaabeetimmnngen. 
JL  Reglement  besOglich  der  AusfOhrung  d«e  Ocncfaes  (Eodi- 
fikntion)  fiber  die  BegiBtenteuer.   (23.  Deaember.) 

Es  besteht  aus  niu'  43  Artikeln  und  vereinigt  die  in  «len 
Reglements  v..m  2.'.  S<  pteml^r  1874.  23.  November  1879,  13.  Mai 
1880,  10.  Dezember  1«82  und  eiuom  Dekret  vom  17.  Febi-uar  1895 
behndlichen  VerfOgungen. 

Stent  peUtener. 

Neu-Bedaotion  der  Oeeetae  Aber  die  StBni|>eliitBiier  and  be- 
treffend den  Ersats  der  Stempd-  und  Begiatnatauer  (4.  Juli). 

Ein  Gesetz  vom  2ß.  Juli  1896  ermächtigte  die  Reichsregiennig, 
(las  Gesetz  vom  13.  September  1874  (Iber  die  Stempelsteuer  und 
die  an  deren  Stelle  tretenden  Oebflhren  ritKammen  mit  den  dieses 
Gesetz  alländernden  Vorfdgimgen,  welche  in  Hii'leten,  dif«  Stempel- 
und  Kegistcrstcucr  nicht  betreffenden  Qeäctzcu  enüiulten  sind,  neu 
»1  ledigieien. 

Die  das  oben  onrttinte  Qeaeta  von  1874  modiflatereoden 
Geaetse  vom  11.  Januar  1880,  29.  Joni  1882,  14.  Juli  1887, 

12.  Jiüi  188S  imd  22.  Juli  1894  sind  hierbei  l^erücksichtigt 
Ferner  onthAlf  <1a.-^  Geset/.  Verftlgungen,  die  sich  in  anderen  Oesetron 
und  in  den  anf  die  Stemiicl-  und  Kegisterstmier  und  die  an  ihre 
Stelle  tretenden  Gelnilnvn  U  züglichen  Del\n't<  ti  zerstreut  vorfinden. 

Diese  Vorfügimgea  betreilen  die  Einziehung  der  direkten 
Steuern,  ifie  Schlmaaßheine,  den  Kultna- Fonds,  die  Offlaial-Yer- 
teidigung,  die  Aufliebung  dea  ZwangsJcuraea,  die  Stempelateoer  auf 
Gbeoka,  daa  HandeiageBetibuch,  die  MGantUohea  Speicher,  die 
baltirag  b  r  Gallerieen,  Bibliotheken  and  anderer  Sammlungen  von 
Kunst  und  Altertümern,  die  staatliche  Arbeiter-Unfall- Versicherung, 
die  Oei^ellschafteo  «weuks  g^^seitiger  Untentfltzuqg,  deo  Agrar^ 
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Ka<djjt,  die  Neuordnung  des  Sparkassen wesens,  die  Au»wandenmg, 
diB  Stempel-  und  B^gebungasleiier  fOr  UuidwürtsolMflliohe  Ffuid- 
briefs,  die  Begeliiiig  der  Yermdtnngteeriditsbarkeit,  ^  Ehniaeioii 
m  Stailsfiiseobelm-OliiligitioiMiii  iSe  Oericditdmieii  und  das  aerichta> 

veiiUiren,  die  Eanzleigebfthren,  die  Schiedsmfinner,  die  See-Kon- 
rentionen,  die  Probiviri,  die  Pensionen  fHi-  Elcmcnttirlohrer,  die 
FinarumassDahmen  von  1895.  die  VVie<lerabtretung  und  dun  Verkauf 
von  dem  Staate  aus  rüukfitäudigen  Steuern  zugefallenen  Orund- 
«tOcken,  die  Steuern  auf  Sach-  und  Lebens -Versicherungsverträge, 
die  loosolidiette  Schuld,  die  Handehmafine,  die  C^dbudi« 
unsoihreibungen  und  das  AbioiiltsQiigB?eifdiieii|  die  Auflassung 
TOD  InmofaUien,  die  Staataehuld,  die  TanftHiwutg  vco  Stempel- 
■nrino  filr  ausserordentliche  Oebdhren,  den  Wechselstempel,  die 
Stempelmarken  filr  die  aftgestofte  Hx-Steoer  und  die  Einffthrung 
einer  iioiien  Stempeknarke. 

Das  Gesetz  zerfällt  in  11  Titel  und  85  Artikel. 

Es  behandelt  die  Stempelsteuer,  das  Stempelpapier,  die  Stempel- 
aMriBM,  adDlie  SduriftstOd^e,  die  rmn  An&ng  an  den  Stempel  tngeo 
«ad  gewshulidi  auf  geetempeltoB  mit  VanBeneiehen  YeraelteBes 
F^qxer  gesohrielwti  irenien  mfteen,  binsicbflidi  deren  die  Steuw 
besonders  bezahlt  werden  kann  und  für  welche  eine  Steuer-Reduktion 
Platz  greift;  fprner  soKlii-  Akt»^.  dio  anf  jeden  holiebig»-  Papior  ge- 
suhrieben  werden  können.  al>er  den  Stenijiol  tragen  innssen.  wenn 
sie  verkehrsfähig  sein  wollen;  die  aus  dem  Auslande  stammenden 
Scfariftstflcke,  welche  vor  der  Benutzung  gestempelt  werden  mOssen; 
infuer  aolcbe,  welolie  bei  einmaligem  Gebnnoli  vom  Stempel  befreit 
■ad;  die  ZuaModtgkeit  der  Gerichte,  das  Verldiren  vor  den  Ge- 
richten und  die  Straiart;  die  Zahlung  der  Stempdateiier  ohne  Ver- 
wendung von  Mariwn;  die  Steuern,  welche  die  Stempd-  und 
Registersteueni  enetMO. 

Znllc. 

Dekret  in  Abändonin^'  des  Zollsteuertarifes  vom  14.  Febraar. 
Dies  Dekret  ändert  28  Artikel  und  fügt  7  neue  hinzu. 

TerbrauohBBteoer. 
Oeaeta  beal^üch  Terfiffentliehung  einer  Kodillkation  (17.  Januar). 

Die  KAnigliche  Regienuig  wird  ermächtigt,  unter  Beihfllfe  des 
älaaturatea  eine  NeU'Bedaktion  au  teianatallen  aus  dm  Oeeetaen 


—    566  — 

Uber  die  Yerbmiolustaiier  und  die  hienuf  besOglklMii  Verfflgungen, 
auch  soweit  sie  sieb  in  aodere  Hiterien  behaodelndeD  Geeetien 
finden. 

Zehlreich  sind  die  Verfögungon  betreffend  die  Verbrauchs- 
steuer. Das  Grundgesetz  ist  das  von  18G4.  Sein  Inhalt  ist  in- 
dessen nicht  unerheblich  durch  ein  Dekn-t  mit  (.iesetzesiu"aft  von 
1866,  ein  Gesotz  und  eine  Vorordnung  vuu  1870  sowie  andere 
S|)&ter  folgende  Maiiiiuahinuu  teilt«  vermehrt,  teils  abgeändert  worden. 

Fftlirradsteuer. 

L  Gesets  Mxeflteid  den  lUmwlTerkahr  (22.  Jufi). 

Vom  1.  Januar  1898  ab  vird  eine  jährliche  Pahnidsleuer  er- 
hoben. Die  Steuer  ist  von  den  Besitzern  jeder  Art  von  ein-  oder 
melu-rftderigon  Fiihrrädom,  von  Mascliinen  n<h>r  Fahrrad  ähnlichen 
Fahrzeugen  zu  »•utiichtcn,  sobahi  sie  zur  Fahrt  in  r>ffentlielioii  Orten 
l>enutzt  werden.  Sie  beträgt  L.  lu  lür  eut  eijie  Feitjon  tragondcä 
Fahrrad  und  L.  15  fOr  mehnltslge  Sfaadiinett.  L.  20  fOr  MaschiBea 
nnd  Fobnad  ähnliche,  mechanisoh  betriebane  Fthneuge.  Die  Steuer 
«iid  etnge«iRen  dnich  Yerwendung  der  fOr  Ibaaae  und  Gerwichte 
üblichen  Stempelmarke  seitens  des  Kontrolleurs  für  Msasse  und 
Gewichte.  Die  Fahrrfider  sind  vorzuführen,  um  die  passende 
SteueiTuarke  befestigen  zu  lassen,  welche  da*»  Sl<uerjalir ,  für  das 
sie  gelltet  ist,  anzeigt.  Die  nähen -n  Merkmale  der  Kassierunfr  (b-r 
Marke,  die  aln  einziger  Zahlungsbeweis  der  Steuer  gilt,  sind  duix:h 

Baglement  su  heetimnien.   Die  nooh  nicht  to  «fie  StenerroUen 
getiegenai  Steuerpfliohtigen  mOieen  ihre  lUinfider  TOrRlhien  und 
die  Steuer  für  den  Beat  des  Jshiee  innerhalb  16  Ibgen  naoh  dem 

Datum  dos  die  Anmeldung  beim  S'vr;  1u-o  (Bürgenneister)  beur^ 
kimdendeji  Scheines  zahh  n;  ein  solcher  Schein  dient  ftir  die 
Zwigehni/  it  als  Legitimation  zur  Benutzung  des  Fahrrades. 

liii-  iienutzung  eines  Fahrnnies  in  «"ffpntliehpn  Orten,  das 
die  zuiii  Ik: weise  für  die  erfolgte  Steueiv^iiuiig  vorgeschriebene 
Msrke  nidit  tilgt  oder  für  des  der  oben  erwihale  Soliein  nicht 
auflgeetellt  ist}  wird  mit  einer  der  doppellen  Steuer  entqnedModen 
Stnfe  belegt.  - 

Der  Zuwiderhandelnde  kann  nachsuchen,  daas  ihm  die  Strafe 
auf  dem  Verwaltungswege  auferlegt  wird,  in  welchem  Falle  ilem 
Frifekten  der  Provinz  die  Entscheidung  zusteht  Solche  Ifahnftder 
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«erden  als  Pfiind  ffir  die  Sicherheit  der  Stenerxahlung  und  der 
OeMbuKe  mit  Beschlag  belegt  und  kommen  in  das  Verwahmm 
nSefastliegettdea  Qemeindenmtes. 
Sie  kOtmen  snrfickgegeben  «erdeo,  hils  eme  andere  Koberiieit 

ttr  die  Zahlung  der  schuldigen  Summe  hinterlegt  wird. 

B<  fi-cit  von  einer  Steuer  eind  folgende  Fahirider  und  andere 
Ihuliolio  Fahraouge: 

ii}  wenn  »ie  benutzt  werden  von  den  Soldaten  niederen  Qraüee, 
ien  Zugehörigen  eines  anderen  bewaffneten  Korps  oder  von  den  in 
der  Glfentiicheii  Verwaltung  fOr  den  nnteven  Bleut  AngeeteUteo, 
U]s  sie  mit  einem  beaonderen  AbradMn  veraelien  sind,  -wooaoii 
m  nur  im  INenelgefam'noh  sind; 

b)  wenn  sie  unentb^liches  Mittel  7.m  Fortbewegung  fflr 
lü»nke  henutzt  wenlen.  die  ihre  Dürftigkeit  nachweisen; 

(•)  wi'im  sie  !i\i8  dem  Auslände  kommet?,  im  Eigentimi  von 
Autäi^itddü  sich  Wßndun,  eine  auf  Zeit  lautende  Eiofuhrmarke  führen 

die  zur  Rückbefördenmg  voigeschriebene  Zeit  noch  nicht  Aber» 
«diHtten  ist; 

d)  wenn  sie  in  Ikbiiken,  Sauflianaeni  oder  in  Privatiiamen 
verwendet  werden,  «l>er  niolit  xiur  Jiäat  Über  Mhntüche  Piltse. 

II.  Reglement  zu  dem  vorstehende»  Gesetze  (16.  Dezember). 

Das  ftef^leint'tit  ist  in  3  Kapitel  geteilt  und  giebt  allgemeine 
V"rst.hi-iften  für  ilas  Falu-en  über  öffentliche  Plfttze,  über  tlie  Aus- 
schreibung der  Steuer,  die  Art  ihrer  Ewziehung  und  die  Kontra- 
^"Bofionen« 

Alle  fUirrflder  (audi  die  stenerfieioi)  mllsaen  mit  einer  lohnell 
«iikenden  Biemse  vemefaen  sein  und  einem  auf  grOaam  Stracken 
lin  vemduDUcken  S^pudtppstnt  Sie  mflasen  sudi  wlhrend  der 
(MTentlioben  Beleuchtung  und  unter  allen  ümstAnden  bei  Nadktieit 
eine  am  rnnleren  Rade  anzubnnjrrink'  Ijaternc  tragen. 

Thkb  Fahren  mit  Hädern,  Matiuhinen  oder  fahriudähnlichen 
Faiirzeugen  ist  im  ganzen  Königreich  gestattet  Im  innem  von 
Ort$n  gind  zweirftdrige  Fahrzeuge,  wenn  sie  mehr  als  2  Per- 
«ooen  tragen  sollen  (Triplette,  Quadruplette  etc.),  mit  der  Hand  sn 
illliimi.  Sit  der  Hand  sind  ferner  soklw  fklurlder  su  fahren, 
draen  die  Bremse,  das  Sgnal  oder  die  Laterne  wahrend  der  B^ 
leoohtungsaeit  und  in  der  Nacht  fehlen.  Die  dtu-eh  Beschluss  der 
Oemeiude  vom  FnlirwerkTa^ebr  ausgeechloeaenen  bestimmt  be- 
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Midiiietea  Strasaen  und  Fltttse  kOnoen  »uoh  fOr  Fahnider  ver- 
boten «rerden.  Bs  kann  auch  das  VUireo  mit  Fahnidani  attain 
in  beetimmten  Stnieen  und  Plilaan  Terboten  werden^  wenn  aoldie 
Verbote  vom  Präfekten  unter  Zustimmung  der  Eliiainvei^'altung 

genehmigt  sind;  die  Namen  der  diesbezQgl.  Strassen  und  Plätze 
sind  in  ausführlicher  Bezeichnung  bekannt  ?;ti  machen.  Das  Fahn^i 
mit  Hfl(i«'ni  kaiiu  auch  zeitweilig  tteschrätikt  oder  ganz  verboten 
werden  mittel»  einer  einteilen  Aiueige  der  Oemeinde  oder  ihrer 
Beanten,  in  den  AnaDabmettllen,  wo  avok  der  gesamte  Fidinrark- 
verkehr  notwendigerweiae  verboten  werden  muee. 

MaRsregeln  bezflglich  der  Staatsbeamten. 
Die  hauptsachlichsten  Massregeln  sind  folgende: 
I.  ESn  Dekret  vom  8.  Jtili  genehmigt  die  Personal-RoUon  des 
MiniHtiiiums  und  der  Knanzverwaltiuig.  Dieselben  umfassen  die 
YenAaltungskarhere  (245  Beamte,  L.  917  700),  die  Buclihalter- 
kaxriere  (tagioiierta)  (96  Beamte »  L.  396  200)  mid  da«  Bmwu- 
peraonal  (258  Beamte,  L.  544600). 

Die  Geaamtenigabe  fOr  die  Beamten  des  l!nanB>lßnialeriwDS, 
einadilieBalieh  dea  Mimatei*  und  dea  Ünterataataadoratlit  betilgt 
U  1793000. 

Die  Beamtenliste  der  Finanzverwaltung  enthält  die  Verwaltungs- 
karriere  (888  Beamte.  L.  2  »323  BOO)  und  die  Buroaukarriere  (790 
Beamte,  L.  1  154  900).   Die  Qt^bamtauHgaben  betragen  L.  3  778  200. 

IL  Ein  Dekret  vom  11.  Juli  genehmigt  die  Beamten-KoUe  ffir 
die  Xnltnaverwaltnnff. 

Die  liate  behandelt  die  Verwaltmigakaim»  (91  Beamte, 
L.  242  000),  die  Bmeaukarriere  (148  Beamte,  L.  364  300),  die 
Portier»  und  Diener  (angeateUt  27,  L.  24  600>  Die  Oeaamtanegaben 
betregen  L.  570  900. 

III.  Ein  Reg'lempnt  vom  29.  August  über  die  Beamten  des 
Finau;iu>inii»ten(uuä  und  über  die  Regelung  der  IIauptg(^iiäft<.*. 

Dieses  R^lement  besteht  aus  alten  und  neuen  Verfflgungeu 
(besondera  eraterenX  AnaaOgen  ans  Beg^ementBi  kflniglichen  und 
Mmiaterialerlaaaeii  vom:  23.  Oktober  1853,  24.  November  1861» 
13.  Mai  nnd  17.  JnU  1862»  26.  Hin  1874,  23.  Deaember  1876, 
8.  Juli  1885,  14.  Jtili  lind  4.  August  1887,  25.  November  1888, 
28.  Januar  und  18.  November  1889,  24.  und  27.  April  1890, 
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30.  August,  31.  OktobsTf  29.  Koiember  und  6.  DeHmlMr  1891| 

23.  Juli  1892,  23.  März,  2.  Juli,  27.  und  29.  September  189S, 

5.  und  22.  Juli,  14.  November  uii<l  2S.  T).  zeiulK?r  1S94.  3.  und 

6.  J.iTi'iar,  7.  tind  17.  Fohruar.  18.  April,  26.  Mai,  4.  Juni,  8.  und 
9.  ÄuguöU  25.  Soi)teinl)er,  11.  Üktol^er,  12.  und  15.  Novoiul>er  1H95, 
2.  Januar,  G.  urtd  23.  Februar,  1.  März,  2ö.  iiud  30.  April,  Ö.  Juli, 
21.  Sqitember,  17.  Oktoberi  7.  nnd  14.  Novembor  und  27.  Deiem- 
ber  1896,  89.  Ml»  1897. 

Das  Rcf^ement  besteht  aus  291  Artakeln.  Es  enthilt  Vor« 
ediriften  allgemeiuer  und  dan  Beamten  sämtlicher  Ministerien  gv* 
meinsamer  Natur,  sowie  sp<^ziplk'  bezüglidi  der  leitenden  Orgrane 
(MinistcnVn  und  Finanzv.n.valtniig)  wie  der  VoUstrcckungsorgane 
(Verwaltung'  dt>r  Domänen  luid  der  SlLUcrn,  Verwaltung  der  direkten 
Stenern,  Verwaltimg  der  Zölle,  Verwaltung  der  Privaiiveu,  tecU- 
niadie  Vbuuugaecbifte,  teduuscbes  Onindbiichperaonal)  und  nennt 
die  IKeaiplinantnden. 

Das  Begleiiieiit  entlüUt  am  Scbluss  noch  Yorachriften  Ober 
iVw  Bewerbung»-  und  Fabig^itaprOiiing  in  den  ▼ondiieclenen 
Zweigen  der  Buums-Yerwaltung. 

Y.  Yenraltuigehaaiik  des  MnislMinis  dsa  lumtm, 
Kommunen  und  Provinxen. 

T.  Abändenmgsdekret  Ober  th?.  Reglement  betveffiand  daa 
PrCfvinzinl-  und  Konimimalgosctz  (21.  Februar). 

Mit  besagtem  Dekret  wurde  der  Paragraph  des  Artikel  2  des 
ReglemenU»  vom  10.  Juni  1889  abgeschafft,  welcher  die  Einfflhrung 
eines  periodiachen  Prftfekturanzcigen  KweolcB  Verbreitung  aller 
Cironlaie,  anderer  Anordnungen  luid  Yorkdirungen  in  den  Provinaen 
mm  Oegeofltande  hatte. 

n.  Mehrere  Anordnungen  (18)  betreffend  die  Institution  wn 
selbstfiadigen  WahUnmaen,  Zuaammenlegiuig  von  Konunnnen  zti 
solchen  "Wahlkreisen,  Absplittening;  von  Teilen  von  Koramirnen  und 
Angliederung  an  andei-e.  iiiennit  Iwscliäftigeu  siuli  ebenso  viele 
königliche  Dekrete  unter  dam  4.,  Id.,  25.  Januar,  4.  Febniar, 
4.,  7.,  U.,  14.  Mätz,  2.  Mai,  1.  uud  12.  Juni. 

O  f  f  e  n  1 1  i  f  ■  h  e  Sicherheit 
1.  Uesetz  ül)er  die  Nt-uditlnunp  des  Dienstes  der  öffentlichen 
Sicherheit  in  der  Hauptntadt  vom  11.  Juli. 
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Die  kflnigüeha  Begiennig  vifd  «nniditigt:  1.  die  «aguiioliB 

Einrichtung  des  Diensten  der  OfTentlichon  Sicherheit,  ihrer  Beamten, 

Fimktionäro  und  <lor  Scluitzleiite  für  die  Hauptntadt  zu  regelti, 
L'.  in'ii  7M  (iitlnen  mid  zu  vcrteiU'ii  flic  Fnnktioin'n  und  f?»^£renivärtigt>n 
KüRipetenzun  der  betreffenden  Ämter  und  der  oben  geiianuteu 
Beamten. 

II.  Reglement  Qber  die  Beamten  tmd  die  Ämter  der  öffeut* 
liehen  Sieheriieit  in  der  Henpteladt  (2.  Deeember). 

Der  FrSiekt  der  Fvovüu  Boa  «berwedit  in  Sonderheit  den 
Dienet  der  OiTentliclien  Kcheriteit  in  der  Hanptotadt  und  deren 
nnmittdteren  Omg^nng  anter  direlter  Reieortnbhlngigtceit  vom 
ICnieter  dee  Innern.  Bei  der  I^itung  dieses  Dienstes  wird  or 
nnterstflzt  von  dem  General-Sekret.lr.  Die  Qnaestur  in  Rom  wird 
aHgt'srhafft.  Die  Bcaint'-n  d"i-  üfTeiitliclu^n  Sicherheit  in  dem  Ge- 
biet der  Stadt  Rom  nntei-stchen  din-kt  di-m  Prafekten. 

Der  Dienst  der  öffentlichen  Sicherheit  in  di  r  Ilauptetaill  winl 
15  Komiswaren,  15  Vize-Kommissaren,  32  Delegaten,  unterstOtzt 
ven  einem  Personal  an  Sekretären  und  Beamten  fOr  dcu  imiereu  and 
imaexm  Dienet,  «nvertrant  Jedem  Beiiric  (doe  Gebiet  der  Hnipt« 
Rtidt  iet  in  13  Bezirke  eingeteilt)  sind  flberwieeen  1  KommiMnr, 
2  Vize-Kommissai'e,  2  oder  3  Delegale,  dn  Sekrettr  oder 
llnter-SekretÄr,  3  Ordnungsheamte,  1  I'nrticr,  1  Kaiefaktor.  Dem 
R<  ziik  dt  s  Esrjniliii  sind  au.<<ser<lem  iioi  li  .3  Hearate  fflr  den  Dienst 
iiu  Centraii»ahnhüf  zugeteilt  3  Kninmissiire  unterstützt  von  1  Vize- 
Kommi.ssar  und  Del^;aten  sind  ausschliesslich  der  I^eitung  der 
Kriminalpolixei  beetimmt  Iflr  den  UnterBuohungs-,  Recherchen»  und 
Oberwnehangedienet 

Des  Amtagehnlt  des  Oenenl-Sekrattrs  iet  L.  4000,  das  der 
BesirkskommiBssre  L.  IfiOO  und  L.  2600,  wenn  eie  der  Krinrinal- 
poltzei  mgeteilt  sind  d.  h.  der  Abteilnng  in  bflrgerlicher  Kleidung. 
Das  G*'lialt  dfr  Vizo -Knmraissare,  Delegaten  und  der  Sekietire  L.  800; 
reap.  L.  1200  für  diejenigen  der  Kriminalpolizei. 

Angefügt  ipf  ein  anthroponiftrisflifs  Ruivau  hostohend  ans  nnem 
Direktor,  Hnnrn  Vize -Direktor,  einem  teclmischen  Beamten  und 
einem  Phutogi-aiiluin. 

III.  Reglement  für  die  Schutzmannschaft  der  Kaujitätadt  vom 
2.  Dezombor. 
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Die  Schutzmannschaft  dar  Stadt  Rom  übt  die  üblichen  Befug- 
oian  inneiltalb  der  Steuerlinie  der  Hanptitidt  avtt  aber  aie  kann  im 
Notbüle  unter  anaaerordentUclien  Umatiiiden  su  ixgeai  etwa«  «ndeicm 
verwendet  wetden. 

Die  Schutzmannschaft  setzt  sich  ans  14  Konpagnien  unter 
dem  Ob«^rT>ef(')il  ciiies  kominandirenrlf^n  Inspektors  zusammen.  Die 
0<»8anitstärkt?  der  Schutilente  ».otri^rt  32  OfflKiere,  1553  f'nteroffl- 
xiere  und  Schutzleute  einschliesslich  U«r  Trompeter.  Dazu  gehören 
aaaeeidem  3  Brigaden  Krirainalachutzleute ,  zusammen  220  Mann. 

Zmn  Befehl  Uber  jede  Kompagnie  i«t  ein  Kommandant  du* 
geaetzt,  imterBtAtst  tou  einem  Subaltenibeamte».  Die  Sttrke  einer 
jeden  Kompignie  betrügt  geiwöhnlich  2  Wac  htmeister,  2  Sergeanten^ 
8  Unteroffiziere,  95  Gefreite  imd  Gemeine,  1  Trompeter.  Dem 
Kommando  fies  Korps  sind  zugewiesen :  1  Kompagüie-Komman<knt, 
2  Sülialtt  iii-Offiziere,  3  Wafhtmeiflter,  4  Sergeanten,  G  Unteroffiziere 
iiiul  weiterhin  .3  Ärzte,  1  Ol»erachreiber,  3  Schieiber. 

Mit  HQlfe  späterer  Etataerhöhungen  soll  die  Stirite  jeder 
Kompagnie  auf  140  Leute  und  die  Sttrke  des  gesamten  Korps, 
Avanderte  und  Gemeine,  aiif  2000  gebraoht  werden.  Daa  Gehalt 
(lea  kommandiei^nden  Inspektors  ist  L.  7500,  einschliesslich  Amts- 
zulage, das  «ler  Kompagnie-Koiuraandanten  L.  35(»0,  der  Sul>altem- 
heamtcn  I^.  2500.  Der  Inspektor  hat  weiterhin  eine  freie  Amts- 
wohnung oder  eine  Wühuungs*ent8childigTUip  von  L.  1000  und 
die  Kompaguie-Koninwudanten  entweder  Aiutswuhnung  oder  eiue 
Wobnungseutschädigung  ron  L.  500. 

IV.  Dekret,  wekhea  die  Einteilung  der  königlichen  Kaiabinieri 
für  den  IMenst  der  Olfentiiohen  Sidierheit  in  der  Hanptatadt  ge- 
nehmigt, vom  2.  Deaember. 

Vom  1.  Febniar  1898  ab  haben  die  Karabinieri  den  Dienat 
der  Gerichtspolizt'i  im  Inneni  drr  Hauptstadt  zu  leisten,  dapegien 
werden  sie  uiittelg  Patrouillen-  o<ler  Kcscrveleislungen  zur  Aiif- 
rechterhaltung  der  öffentlichen  Urdnung  und  dem  Dienst  der  Öffent- 
lichen Sicherheit  beitragen.  Zum  Zwecke  der  Ordnung  und  der 
Sdnrimit  der  TocatldtiaGlien  Straaaen,  auf  den  Spazierwegen  und 
in  den  Fddem  aueaerhalb  der  Zolllinie  weiden  weiteve  8  Stationen 
den  4  sobon  bestehenden  im  ftusaeren  ümloeiae  der  Stadt  hinan» 
gefügt  Diese  AbteiUingen  sind  alle  beritten  und  haben  ausser  den 
genannten  Aufgaben  auch  den  Dienst  der  Genohtspoiixd  in  der 


Oanjwgna  MMniflben.  Dte  Kmbinkri  wiidMi  flgliali  iii]i«riialb 
der  Stadt  25  Patrouillen  zu  Fuss  und  15  zu  Pferde  abgeboi, 
welche  auf  den  Strassen,  den  Plätzen,  auf  den  Wegen  und  ausser- 
stÄdtischon  Strassen  Dienst  thun.  Ausserdem  werden  die  KaraViinieri 
tftglich  4  Kcs<'rve-Ahteilung«'n,  zusammen  75  Mann,  tur  VerfÜLning 
des  Präfekten  und  zur  Verwendung,  wo  sich  dazu  Veranlassung 
IneM,  haltra.  VcHeriuii  tdeiboD  die  Eanliimai  beauftragt  mit 
dem  Biaait  am  Plalut,  den  Ober-  nod  DntergerichlahiOfen,  den 
Theatern»  bei  EhnndieiuteD  und  Tkaoaporton. 

Oeeundheitsdienet. 
I.  Dekret  fiber  die  Ebunchtuiif  von  lAbomtorien  fir  den 
(ÜfienlHdieD  Oesimdheitadienet  (21.  Aiigust). 

Hit  Dekret  vom  24.  SqUember  1806  wurde  die  CSnnditnng 

des  Institutes  fdr  die  Gewinnung  von  Lymphe  und  der  staatlichen 
wissenschaftlichen  LiiKoratorion  zur  An;«tellung  hypiiniisclior  Tuter- 
suohungeu  vom  Ministerium  dcg  Innern  genehmigt  Dtirch  (las 
vorliegende  Dekret  werden  diese  beiden  Institute  vereinigt  unter 
dem  Namen  „Laboratorium  der  öffentlichen  Gesundheitspflege''. 
Da»  FunMoal  des  neu«!  Inetitntea  beiteht  aus  «nem  IMrdttor  mit 
L.  5000,  2  Ptftparantefi  erater  Klasae,  lua.  L.  3000,  xwdter 
KlAMe  toB.  L.  2500.  1  Sanitfitstngeiiieur  mit  L.  3000,  1  Aiif- 
tichtsbetmten  mit  L.  1500,  1  Oustos  mit  L.  1200,  und  4  Kale- 
lUktoren  mit  L.  1000.    Die  nosanitansg:ilK.'ti  l>etragen  L.  2.1  700. 

n.  Dekret,  %vclches  den  Posten  eines  Sauit&teiiispektors  ein- 
richtet (14.  September). 

Dem  Ressort  des  Ministeriums  des  Innern  wird  ein  Sanitits- 
iospektor  geetdlt  mit  dem  Amta^  durch  iDspeUionan  die  wirioNme 
Anwendung  des  Bog^emente  vom  27.  Oktober  1801  betreffend  die 
AuefflhniQg  dea  Qeeetasea  fiber  Schutzmassregehi  und  die  öffentliche 
Gesundheitspflege  sieher  SU  stellen.  Die  Ernennung  geschieht  auf 
dem  Weg0  der  Auaschreibung;  das  Qehalt  ist  L.  4000  per  annum. 

Bestimmungen  fiber  die  Beamten. 

1.  Dekret  mit  Nennen  Ober  die  Ernennung  der  Prftfektsn  Wtd 
die  Beförderung  zum  Range  eines  Divisions-Ober^Diiektors,  Oenenl- 
Inspektnrs  tinrl  heigeordncten  Rates  (?.  März), 

In  der  PiDvinzxorwaltuug  erfolgen  die  Befördennigen  zum 
Priifekteii  au»  fier  /jahl  der  Oherabteilungsdirektoi-en ,  den  Oeneial- 


impektoren  und  den  toigeordncten  Itlten  entar  Ktom  und  MangclB 
solcber  dojenigen  iweiter  Klassen.    Die  BefOrdeningen  sn  dem 

Btnge  eines  Divisionsdirekton,  OeneralinBpcktnrs  uimI  UMgeoitlneten 
Ratps  \uu\  dir  rrotmitinnen  ans  <1<m-  zweiten  in  die  erste  Klass^^ 
dessf»IUen  (.h-ades  erfoljjen  ans  den  lieainten  di?r  nnmittpUmr  f<ilg<^ndon 
Itauggrade  und  Rangklasf<on.  Die  einen  wie  die  atideren  Be- 
fOrdeningeu  werden  durch  Auswahl  untei-  den  in  den  Dienstlisten 
Eängetragooen  erfolgen,  sofern  sich  dieeelben  2  Jahre  im  Gmde 
and  in  der  Ehese  liefinden.  Die  Aoefnilung  der  IMenstUsten  cr^ 
ffdgt  Yon  einer  besooderen  Konunisnen.  In  diese  Di^atliaten 
V  r  len  die  besten  Beamten  eingeschrielien ;  die  KtHnnÜBsion  kann 
■Ituni  Minister  solche  beaeiohiieO}  weldie  sie  als  gnnt  besondem 
verdienstvoll  orarhtot. 

Vei"8etzuugi'ii  von  der  Central -AiUiiinistration  naeli  lieri  i^ii>- 
rinzen  und  umgekehrt  können  nur  infolge  empfehlenden  VotumA 
der  Kommisaion  erfolgen. 

IL  Reglement  Ober  die  Karriere  der  Beamten  der  Central« 
and  ProvinsTerwaltu^g.  Die  Beamten  der  C^itntl-  nnd  Fkurinz« 
vwwaltung  im  Gebiete  de»  Ministeriums  des  Innern  wenlen  in  drm 
Kate«rorien  utit<  ischieden.  Zur  ersten  gehuroii  die  administnitiven, 
{lohtisclien  nwl  richterlichen  Beamten  (der  Verwaltungskarricrc), 
iur  zweiten  die  Rechnungsbeüiuteu  (Karriere  der  Ragioneri);  in  die 
dritte  die  Arclüvbeamten,  Regist ratoron,  Ex|»editionsbeamten  (innere 
Karriere).  In  jeder  Kategorie  giebt  die  QleidUieit  des  Qehalts 
ToUstlndige  Gleichlieit  mit  Qrod  nnd  Klasse  imler  den  Beamten 
der  Central»  wie  der  Prorinsialverwaltung. 

Nach  Auseinandersetzung  dieeer  QrundsQge  vcrliaiulelt  das 
Rei,'l.'in,Mit  nbiT  die  Zulassung  zu  flen  Äinf»»ni,  Vcrdien^itlistfu. 
Anciennetäts-  und  RangvorhSltnissen ,  BijfönlLTun^'i'n  von  den  Be- 
amten des  Ministeriums,  von  den  Versetzungen  und  der  Disziplin 
nnd  endigt  mit  einigen  allgemeinen  imd  Übergangsbestimmungen. 
Bs  wird  geacUossen  mit  einer  Tabelle,  wefehe  die  Onule  und  Titel 
and  die  Bezflge  der  drei  Kategorien  enthllt. 

VI.  Auswärtige»  Amt 

D  i  pl  om  a  ti  ^^  >•  Ii  (•  und  Knnsular-Bounite. 
1.  IVkn  t  üIm  r   Heise-   umi  l  lH>rtaeiUiuigseni«cliädigung  der 
"hplomariw.hen  Beamten  von»  11.  Jidi. 
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Die  Tabelle  etellt  die  Beiseentaehldiguiigen  von  Rom  naeh 
22  Teradiiedeiieii  Stldteo  fOr  di|domftti«ohe  Vertivler  fest  und  be- 

fltiinmt  ebenso  diejenigen  von  dieeen  Wohnorten  nach  allen  anderen. 

üntci-  (I>'n  Roisi-entscliädiiriingpn  vnn  Rom  nach  auswärtigen 
Residenzen  int  diejenigo  von  liom  nach  Peking  die  gi'Qeste 
nämlich  L.  3660. 

Die  grösste  Übersiedcluugsentdch&digung  ist  diejenige  von  Peking 
naoh  Rio  di  Janeiro  nimlidi  L.  4560.  Den  diplomattadieD  Beamten, 
welche  Anepmeh  auf  Emrichtiu^iskoaten  haben,  werden  die  Summen, 
welche  ihnen  nach  der  Tabtile  ankommen,  eiMht  um  75  %,  wenn 
ne  mit  ihrer  Oattin  oder  ihren  Kindern  reisen  nnd  um  150*/«, 
wenn  sie  mit  Frau  und  Kindern  rBisen.  Den  I^egationsräten  und 
Sokretiirt'ii  w  erden  die  in  der  Talvllo  ang-cppl-wnirn  Summen  erhöht 
um  20  %,  wenn  sie  allein^  um  lOo  "  (,.  wenn  sie  mit  Fniu  oder 
Kindern,  um  180       wenn  sie  mit  Frau  und  Kindcni  reisen. 

Dekret,  weldiee  die  Besflge  der  diplomatiachen  Beamten  ieat- 
aetst  (21.  November). 

In  «ner  Tabelle  werden  angegeben  die  Besflge  dee  HiaaionB- 
chefs,  der  liegationsräte  bezw.  die  des  ersten  und  die  de«  zweiten 
SekretÄiiJ.  Die  ^i  ("s<^ten  Bezfigv  hat  der  Missionschef  mit  L.  94  (»00. 
Es  folg>^n  ilii'jeiüuren  von  Berlin,  liAndon,  Petersburg  und  Wien  mit 
Ii.  91)000.  Uie  geringsten  bezüjz''  sind  die  von  München  und 
Tauger  mit  je  L.  20  000.  Die  Getuimtäumme  der  BezQge  der 
diplomatiflofaen  Beamten  ist  Ll  1299000. 

m  Mit  Dekr^  vom  14.  f^broar,  29.  April,  22.  Juni 
und  21.  NoTomber  werden  Bestimmungen  Aber  die  Eooaulate  in 
Smynia,  CorinHi,  8an  Paolo,  Santandv,  Bangkok,  Lima  und  Port- 
Said  getroffen. 


I.  £in  Dekret  vom  11.  August  erklärt  die  Elementarschule 
für  Knaben  in  Sniyma  vom  1.  September  1897  ab  ala  Staataachide. 

II.  Ein  Dekret  ram  23.  August  erriehtet  vom  1.  September 
1897  ab  eine  MBdcbenelmneatarsdiule  in  Kairo  mit  Schulgeld,  mit 
vollatBndigem  Schulgang  und  mit  ÄusbildungsUasscn. 

Die  ünterrithtsf^pf»en.<5tÄnde,  Einteilungen  und  Stundenplan 
wenlen  vom  n<-<neralin8ppktor  der  italionischnn  Sdnilen  im  Aim- 
lande  festgesetzt    Die  Lehrergeh^ter,  die  Aufenthaltsbezüge  und 
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dio  Lehraufti-äge  werrien  in  den  Kmeiiniingsdokreten  eines  jetlf-n 
Lehrers  fest^eatellt 

Anslieferungarertrlge. 
I.  Konvention  sirischeD  Italien  und  Tunis  vont  28.  September 

1898,  genehmigt  dnich  Dekret  vom  28.  Januar  1897. 

Los  friniC3  f^t  f1^1i<H  i>oMr  fis^ jiu'Is  il  y  anra  lieu  A  extnvlition 
sont  le«  siiivaiits:  1.  piirruiile,  infimticide,  assassinat,  nieiirti^, 
empoisonnenient;  2.  uonjj«  i^ort«'«  oii  l»lessiii-c8  faites  volontairomcnt, 
(|Uand  il  eii  seiu  r»BUlt6  nne  infemiite  ou  inca{HiciU'  pcruuuieiito  de 
tnnül  peraonnel,  1a  perte  on  la  j^vation  de  l'usage  abooln  d'iin 
011  d'un  Organe,  nne  mntilatkm  grave  o«  la  mort  sana 
IHntoation  de  la  donner;  3.  adninistration  volootaire  et  coupable, 
4noii|Qe  Sans  Intention  de  donner  la  nioi-t,  de  aubatanoea  pouvant 
1;^  donner  on  altfrer  gravt'-ntent  la  santi*;  4.  Iiiaraniie.  enlAvement  de 
minenr,  vinl,  avnrfenient.  attentnt  A  !a  pndeiir  av.M  violence,  attentat 
ä  la  pudeur  sjinK  violonc«  sur  ia  fifi-sonne  on  a  i'aide  de  la 
personne  d'un  cnfant  de  l'on  on  de  Tautre  sexe,  ag^  do  moins  de 
qoaloRe  ans,  attentat  anx  moera  en  exdtant,  fsdlitant  ou  fovoiiseant 
babitueUemmt,  ponr  eatisiaira  lea  passiona  d'antrui  la  dAbauche, 
00  la  oomiption  dea  mineure  de  Tun  ou  de  l'aotie  sexe;  5.  enl^ 
Tement,  recel,  snppreseion,  8iiT>stitntion .  nu  supposition  d'enfant, 
♦'Tpo^ition  ou  d»*lai98emout  d'enfant;  6.  iiirrndin;  7.  destniction 
voli»ntaire.  en  tont  on  en  partie,  de  eonpfnu  tintis ,  de  iiiaehinps  A 
▼apeur,  d  appai-eils  t«'d^gi'aphiques  ou  tt-iephoniipies;  destruction  i»u 
d%«dation  de  torobeaux,  de  monamenta,  d'objets  d^art,  dea  titres, 
docQiaents,  reigietras  et  antiea  papiere,  obatruction  ou  deetraction 
niontaire  et  illegale  de  voiea  feartea;  8.  deatriiction  volontaire,  en 
tont  ou  partie,  par  Teflbt  d'nne  mine  ou  de  tonte  »ubatanoe  ex- 
plosible, d'Mifice.s,  constnictiona,  el  giMieralenient  de  toiia  objeta 
mobilier«,  d<^pAt.  dans  nne  intention  oriminplle,  sur  uno  vnie  pnMi')ue 
011  privee,  d  nn  engin-explosif ;  9.  de-inu  tion,  deterioration  ou  «itigjU 
«ie  dear^es,  marcliandise  ou  autres  proprieti's  mubilieres;  Uestructiou 
«n  d^vastation  de  r6ooltea  on  «rbrea;  10.  aaioeiation  de  nuühitenis; 

11.  extonion  par  foroe,  violence  on  contnuntSi  de  la  signatni«  on 
de  la  renise  d'un  ^t,  d*itn  acte,  d'un  titre,  d'une  pi^ce  qneU 
conqiie  oontenant  ou  opdrant  obligatioin,  dispodtion  ou  dtehargo; 

12.  menaoea  d*on  attentat  contre  lea  penonnea  ou  la  propri6t6 
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puniflsable,  en  Italie,  (l'une  peine  restrietive  de  la  libcrt^  personelle 
pour  la  dum»  d'uu  inoius  il>'  trois  niis,  et,  en  Tunisic,  de  peines 
criminelles,  dapivs  la  It-gislatiun  fraji^-aise;  13.  atteutat  <i  la  libertt' 
individiieUe  oommia  p«r  des  fMitiouIiara;  14.  ooatn&Qon  oo  füsi- 
flcAtion  d'eflfets  publica  ou  de  biUeto  de  banque,  de  titns  pablka 
ou  privte,  de  timbree-poate,  oo  timbree  mobiles  queJcanque;  toiasioii 
ou  nuae  en  oirculation  de  oea  eflSste,  billets,  titrea  ou  timbree 
contrefaita  Ott  blsiflda;  &1IX  en  ('«ritures  ou  dnns  Ics  dt'p«\:he8 
t(''lt'fj:i-aj)hi(|UPB,  Ol  usapes  de  (vs  di'p«"<'he8,  efFets,  billets  ou  titn's 
e4inti'cfaits,  faliriipu'-s  ou  faisiRös;  lö.  fausso  moiin.iic,  coinpiviiant 
la  contn>favun  uu  laltt-fution  de  la  monnaie,  lemission  ou  nüse  en 
drculatioa  de  la  monnaie  contreftüte  ou  alt^r^;  16.  oontrefacon 
ou  hlaification  de  aoeaux,  timbraa,  poia^ona  et  marquea;  uaage 
franduleux  de  aceaux,  tinnbreBf  pmn^na  et  niarquea  oontrebila  ou 
ialaifl^a,  et  uaage  fiauduleux  de  vraia  aoeau^  timbrea,  pmn^na  et 
marquea;  17.  faux  sermcnt,  faux  temoignages  et  fiuaaea  dödanitiona 
d*expeiis  ou  «rinterpn-teK,  suLomation  de  tumoins,  d'expertH  ou 
d'interpK'toH ;  18.  ciMuussion  ft  di'toumement  eominis  \nir  des 
functionnaires  publics;  coi-ru])tion  de  font-tionnaii'es  publics  nu  d'arbi- 
treSf  dans  le  caa  oft  les  faits  sont  punis  pai-  la  l«'gislation  dea  denx 
paya;  10.  banqueroute  frandoleuae;  20.  vol,  eaaroquerie,  d^tooine- 
ment,  abua  de  blaoc  aetng;  21.  orimea  oommia  en  mer  par  le 
oapitainOf  les  trffloierB  et  gens  (Peijulpage,  lea  paaaagera;  22.  roaMe- 
ment  dea  objeta  obtenna  ä  Taide  de  crimea  oa  dölita  prSvoa  d- 
deaaua.  — 

Aticiuic  iioisotiiie  (10  sei-a  livn'c,  si  le  d<''lit,  pour  b^piel  l'extra- 
ditiun  est  deuiand«r,  fs(  coiisideix'  par  k  partie  re^iuise  comnie  un 
d61it  politique  ou  un  fait  eounexe  k  un  aemblable  d61it  —  ne  aera 
paa  r6put6  d6Ut  politique,  ou  fait  oonnexe  k  un  aaiddable  dflit, 
i'attentat  contra  la  personne  du  chef  d^un  itat  dtnagar  oo  oontre 
Celle  dea  membrea  de  la  famille,  l<WBque  oet  attentat  oonatitiiim  le 
meurtre,  l'aasassinat,  ou  remprisonnement.  — 

Au  monieiit  dr  siL'uer  la  Convention  d'extraditioii  Ifs  ploni- 
potontiaires  sont  cotiveini.s  <|iie  si  la  peini:"  wipitale  t'tait  pixinonc^? 
en  Tunisie  contre  un  sujet  Italien  ou  un  individu  extradie  par  le 
Uouveruement  Italien,  Tattention  du  Pr^aident  de  la  rSpublique 
fran^aiae  aerait  appelde  d'une  manitoe  toute  apeoiale,  en  voe  da 
rinatance  en  gräoe  pour  la  oommutation  de  oette  peine  aar 


Digitized  by  Google 


actuot  de  la  lögisUitioii  en  Italie,  k  Tegard  de  la 
de  matt 

n.  Ennvention  zwischen  Italien  und  den  NiederUmdea  fem 
28.  Mai  1897,  genehmigt  durch  Dekret  vom  11.  Angnst. 

Ijps  crtmes  ot  les  dt^its  poiir  iesquels  il  y  aura  ÜPii  h  i'extra- 
dition  sont  ä-|)eu-pW>s  les  ci-deseus  iudi^u^  dans  la  Convention 
entre  l'Italie  et  k  Tunisie.  — 

Ed  aaean  ois  rextraditioD  j  um  liea:  1.  pour  lee  oondaointe, 
kmioe  la  petne  prononcte  aen  de  nuriiiB  de  nz  moaa  d^raipri- 
•oniMinent;  2.  ponr  ]ee  prfireiMiB  et  les  aocosfe,  lonque  le  maximuni 
de  la  peine  applicable  au  Eut  incriminö  aeia  d'aprte  la  loi  du  pa^i 
r^lainent  de  moius  de  deux  ans  d'emprisonnement.  —  Lea  dispo 
sitioiit  ee  trait^  m  sont  point  applir-ililoB  aux  drlits  pftlitiftuon. 
—  L  extniditiori  sora  art"<inl<V,  lors  iiir-me  quo  le  coupable  aliö- 
guerait  un  uiutif  ou  un  but  politii^ue,  si  le  tait  pour  lequel  eile 
est  demandfe  oonstitue  eseentieUement  un  ddlit  oommun.  — 

IIL  Abkeaunen  xwischen  dem  KOnig  von  Italien  und  dem 
Frinaen  vm  Honaoo,  Wehes  die  Andiateiingskonvention  awiachen 
den  beiden  Lllrulcm  abändert  (19.  DeMmber  1896)  genehmigt  durch 
Dekret  vom  17.  Januar  1897). 

I>es  morlifloationB  sont  au  «ijet  dee  indemoitSe  de  voyage  et 
de  sejour  aux  temoinü. 

Freundschafts-  und  Nachbar-Vertrftge,  Handels-  und 
Schifffahrts-Vertrige. 

1.  FreiindBobafts-  und  NaohbandhaiiaTertriige  swiaoheD  Italieii 
und  der  Republik  San  Uarino  (28.  Juni  1807,  genehmigt  durch 
Gesetz  vom  11.  August.) 

Dtp  Konvention  betrifft  die  Konsulatsbeamten,  die  gerichtlichen 
I "rt«:*ile  der  beiden  LÄnder,  ütreiUliclu»  Akt^ni  «iiid  Kdntnikte,  Ladungen, 
Zuäteliungen  von  Urteilen  und  gerithtticheu  Schriftstücken,  Standes- 
amtiidie  t^ikundsn,  UafefstltfaEung  bei  geriditiichen  Ibasnahmen, 
Anslieianingf  milittriaohe  Aashebungen,  Amee,  Plaaej  fenen  Vec^ 
keiir  Ten  I«ndeq>rodukt8n,  Vieh,  Ifanafdctiuen,  lisbensmitteln,  ge- 
pirflgto  oder  noch  zu  prägende  Mflnzen,  freien  Verkehr  von  Kolonial- 
waren. Autoren-,  kOnstlcrische,  literariadie  und  industrielle  Eigentums- 
recht«. Tattakbau,  SaUlieferung,  Erseugnng  von  Pulver  und  anderen 
Explosivmitteln. 
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Die  iialieniadie  B^nmg  und  die  der  Bepnblik  von  Seit 
Hanno  verpfliditeii  ndi  nir  Aubudiung,  Festnahnie  und  AasUeferung 

von  verurteilten  Delinquenten  und  von  den  i'espektiven  Hehürden 
in  Anklaf;pzuRtand  Voiwtzton,  welche  nnch  der  italieiiisolien  Oesetz- 
pphiing  als  ,.ilolitti"  und  nacli  der  von  San  Marino  als  ,,niisfatti' 
bezeichnet  werden,  unter  folgenden  Bedingungen:  1.  Für  die  im 
kontradiktorischen  Verfahren  oder  in  Coatumaz  Vemrteilten  rauss 
die  anferiegte  Strafe  mindesfieiia  2  Monate  Oe&ngnia  oder  eine 
dieser  gleidi  kommende  Strefe  eein.  2.  VOr  die  Beaehnldiglen 
oder  Angeklagten  mnss  das  HOcfastnaBS  der  angedrohten  Strafe  für 
die  inkriminierten  Vergehen  weniger  als  1  Jahr  ««h  r  «  Inf  andeie 
gesetzlieh  gloirhwertige  Strafe  ohne  Riltksicht  auf  rin  Minimum 
l»etni)^eii.  3.  In  jt'dein  Kalle  niuss  der  Ans(huldif^un>;s^ruiid  auch 
nach  den  (Je&etzen  des  Staates,  von  woh  hem  die  Au.sliefenuig  ver- 
üuigt  wird,  mit  Strafe  lalegt  sein.  4.  Ausgescliiossen  Toa  der 
AnaHefemng  sind  die  Vergehen,  welche  das  italienische  OseoU  nur 
bestraft,  wdl  sie  infolge  von  Naohttseiglmt  oder  Unerfduenbrnt  in 
dem  Amte  oder  der  Profession  oder  ran  Nichtbeaofatnng  der 
Reglements  oder  Anonlnungen  begangen  sind,  oder  welche  das 
Oesetz  von  San  Marino  als  „delitti"  bestraft.  Der  Auslieferung 
feiTier  nicht  unterworfen  sind  diejenitren  Vergelien,  welche  nach 
dem  Gesetze  des  ersuchten  Staates  als  iM(litis<.'lic  Vei"gehen  o<ler 
gleiche  Vergehen  angeschen  werden.  Ais  i>olitiäches  oder  damit 
sneammenhftngendes  Veigehen  wird  nioht  angesehen  das  Attoatat 
gegen  die  Person  des  Chefe  eines  answlrtigen  Staates  oder  gegen 
die  seiner  Familienmitglieder.  Dies  wird  aU  Mordveranob  angesehen. 

Die  italienischen  Bdrger,  welehe  in  den  Territorien  der 
Kepuhlik  ihren  Wohnsitz  haben,  werden,  soweit  es  die  Militärpflicht 
angeht,  .so  behandelt,  wie  die  im  KAnifn^'ich  selbst  Wolmenden. 

Die  bereits  jrepriigten  oder  künftig  noch  zu  prägenden  MHnzen 
der  llepublik  Sau  ^larino  soUeit  weiterhin  im  Königrvich  Italien 
Kurs  haben,  vomuageeetst,  dass  sie  naoh  demselben  VerhUtsis  ge> 
furflgt  rind  und  dasselbe  Schlaggewidit  haben,  wie  die  Mflnaen  des 
Ktaigrnehes. 

Die  italienische  Rogienmg  verpflichtet  sich,  gegen  djvs  Recht 
freier  Zufuhr,  welche  der  Republik  auf  den  italienischen  Territorien 
ffir  ilie  Kolonial-  und  anderen  Waren  zustellt,  der  Republik  einen 
Teil  ihrer  Zollcinnabmen  entsprcclicnd  dem  Jedem  italieuiauben 
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Bürget  rafaUenden  ZoUraleil  tu  bezableti,  zu  weldion  Zweoke 
4»  ESBwoluiemh]  von  San  Marino  auf  9000  ange^aben  wicd.  Die 
Republik  flbemmunt  die  Aufgabe,  anf  iluen  Temtorien  die  TUbak- 

kultiir  zu  verhindern  nvt<]  ehonso  die  Produktion  von  Piilver  und 
»fid»*rt'ii  Explosivstoffon,  \>e\\il\t  sich  aber  das  Recht  vor,  für  dvn 
B^lieruügiigeliranch  Pulver  und  Ex]ilnsive  evenliicll  zu  fahrissieren. 

Italien  win.1  der  Republik  zum  Kostenpreis  jiUirlich  in  der 
Stedt  Rimiai  100000  kg.  8h1x,  9000  kg.  Tabak  jeder  Qualität  und 
40OO  kg;  Jagd-  «nd  Hinenpolver  su  Eabrikpieiaen  liefen. 

Da  die  Beimbllk  vom  San  Marino  die  Otondlage  für  ein  un- 
ttogenotoliiktea  forldnueni  und  eine  niemala  wankende  Fkennd* 
Schaft,  den  Schlitz  des  Königs  eonics.s»,  zum  Zwecke  der  Wahrung 
ihrer  uralten  Freiheit  iiiid  rtiahlifin^-igkeit,  orklJlrt  nie,  dass  sie 
ein©  Bolche  niemals  v<iti  einer  anderen  Maclit  annehmen  werde. 

II.  Zusatzvertmg,  Schiffahrtvertiag  zwis<  h<  u  Italien  und  Columbia 
(11.  Dezember  1696,  geuehmlgt  durch  Dekret  vom  2ö.  Mai  1897). 
DiciBciü  Abkommen  beiieht  aich  irie  daa  frOhere  von  1802,  weldiea 
«bindert,  auf  Brbachafton. 

HL  Handele-  mid  Scfaiflüartevertilge  swiaehen  Italien  und 
Tunis  (28.  Septemlier  1 896,  genehmigt  durch  Gesetz  vom  28.  Januar 
1S07).  Diese  K..iiv,'Mtioii  l-h-iht  in  Kraft  his  zum  1.  Oktober  1905, 
iidis  sie  tiiclit  inimii'Htens  zwei  Mdiiate  vor  diesem  Termine  von 
eiuer  Seite  gokilndi^t  wird:  andenni falls  dauert  sie  noeli  stetti  ein 
J'k'r  nach  erfolgter  Kündigujig.  Die  Konvention  betrifft  den  freien 
Verkehr  der  Selufl!^  Entiadungen,  Expedition»»  und  andere  6fr 
bOkiieti,  nntw  denaelben  Bingangegebllliren,  für  vefadie  die  Ver^ 
budlYmg  der  meiatbegOoetigten  Nation  featgeaetat  wird. 

IV.  Vertrag  zwischen  Italien  und  Bulgarien  vom  12.  Mai  1897, 
86n**hniigt  durch  Dekret  vom  1.  August. 

Cet  aceord  est  entre  en  vigueur  le  13  avril  1897  et  demcmoni 
cxeeutoire  pour  une  annee^  pendant  laquelle  les  deux  [Ltrues 
eontractantes  s'engageut  de  negocier  par  la  couclusion  d  un  traitö 

de  oommeroe  dfifinitif.  —  Lee  nrnrckandiee»  italiemiea  impoi-töea 
en  Bulgarie  et  ke  marebandiiee  bolgwee  importtea  en  ItaUe  jouiiont 
^  ^*»iteineni  de  b  nation  la  plua  favoriate.  —  Ce  tndtement  de 

la  nation  In  phu  livoris^  se  reföre  aux  droita  de  douane,  d'octroi 
et  d'acci»e,  aux  droits  de  toute  et  d'autres  esp^^es,  ainsi  qu'aux 
iieia,  modee  et  ÜKsilitte  de  tnmaport  —  A  oe  principe  du  traite- 
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laent  de  U  nation  la  plut  hToriste  t'aooori  Mt  de  petites  exceptlons 
rebtiveB  h  »ncuiieB  peraonne«  et  i  aacnns  droits  de  domne  et 
d'aooise.  — 

Verschiedene  Konventionen. 

I.  Reglement  de  servier  intenmtiona!  annex^  ä  la  oonventi<m 
ti'-IApraphi<|ue  intcrnatioiialo  <lr  S1.  IV-tersbourg  fKevision  de  Buda- 
l'eet  du  1896  apintiuvt'-o  par  tlctu't  du  20  niai  18f)7). 

L'aitide  13  de  la  cuiiventiou  de  St  Foterabourg  disait:  Los 
dispodtioBa  de  k  prfieente  ooDventkm  aont 'OMapletfiee  par  im  r6- 
glement,  dcrnt  las  preaoriptiona  peavent  Mre,  k  tonte  6poqae,  modifiöea 
d*iiit  oonunim  aooord  par  lea  adminietntioDB  dea  Etata  contnotaiita. 
—  Ce  n'-gleraoot  cootieiit  plusieurs  dispoeitionR  sur  le  r<^soau  inter- 
natioiud,  la  correspondence,  la  rtViaction  et  dep<^t  des  t«''legrainmea 
priv^,  d'Etat  et  de  Service,  le  coinpte  des  mots,  les  tarifs  et  la 
taxatirui,  la  pem''ption  des  taxes,  la  traiisiiussion  des  tt-lt-granimes, 
la  ri'iniso  ä  destination,  les  ti'legnimmes  8i)eciaux,  les  telcgranimecH 
mandata,  le  Bervioe  tel<  ]>hniiu|ue,  les  ardiives,  le  d6tazer  et  lem- 
bonrsenNnt,  h  oomptalnlilfi,  les  rteerves,  le  bureaa  intematiooal, 
les  oommanlcatioiia  rfidpequea,  les  oooföraiioeB,  l'adh€sion,  et  lea 
relations  avec  les  Offices  noii  adh^rents.  —  Le  rögtonaent  est  saivi 
tle  deux  tableaux  des  tarifs  Internat ionaux. 

II.  Arrangement  tt-Ii'-grapliique  entre  la  Houinanit«  <'t  Tltalie 
(22  juillet  1896,  ai>pnoivt''  i>ar  nn  deeret  du  2<i  inai  ]S97i. 

La  taxe  tölegraphi^ue  terminale  mvenant  u  la  Kuuinanie  est 
fix6e  k  6  oentiiiieB  et  la  taxe  tfl£graphi(iiie  tenataale  nmmttt  k 
ritalie  est  flxße  4  9  centunea  par  osot,  ponr  la  oorreepcmdenoe 
^obangte  antra  la  Bouinaiue  et  lltalie  et  noe  veni.  Tootea  lea  amraa 
dispositions,  qui  r^^gissent  l'echange  de  la  correspondence,  KOrnnt 
appli«|uee8  confonn^ment  au  reglemcnt  teI«!^phi(iU6  international. 

III.  Convention  considaii-c  et  d'etablisscment  entre  TltaJie  et 
la  Ttinisiu  (28  Septembrc  1896,  approuv6e  par  un  dtiiret  du  28 
jaiivier  1897). 

Lea  ItaBena  m  Tiinisie  et  lea  Tnniflieiia  en  Italie  aeraut  xeqm 
et  traitte,  lelativeiiient  k  \am  peraonnea  et  k  leurs  biena,  anr  le 
flftdme  pied  et  de  la  asdnie  luanidra  qua  lea  nationaux  et  ka  fran^s. 

Hb  s<>ront  toutefoaa  exempts  dans  Tautro  pays  du  aervico  militaire 
tant  dans  Tarmee  qiie  dans  la  mai-ine,  la  garde  nationale  et  la 
milioe.    Lee  ans  et  les  autres  sont  admis  a  la  jonjasaiioe  des 
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utaiee  droita  dvilii  qve  lee  naliooanx  ei  Im  fiao^ais.  Iis  poiurooi 
fitablir  des  aodötte  oonunerand«»,  industrieUes  et  flnanddrae,  des 
MBociatione  mutiiellfle  ei  en  fnrtidpRtiioii,  et  tonte  «ntre  aaaooniMii. 
na  pourront  «nad  di8pos>-r  h  leur  ToUrntfi  per  donation,  vente, 
«k'hange,  testainent  ou  de  toute  aiitre  mani^ro  de  tout  ce  (juMIh 
possitleraient  dans  If»s  torritoiivs  rrspoctifs;  retirer  int^graleroent  loiirs 
liens  «^pitaux  du  i>.'iys.  A  o-s  principe«  g^n^raux  suivent 
|tlu»ieure  cliüpositions  8ur  lasHit^taac»  judiciaire,  les  r^mise«  de 
nsnlfioitions,  les  jugementi  et  aRM«,  ks  aotee  de  lUtat  oMl:  enr 
k  fM9Qlt6  d*6tiUir  de  pari  da  GoaTetnement  Italien,  des  GouMito, 
O^n^nuiz-ooiiaiils,  vioe-ooiMula  et  agenta  oonaulaina,  daae  lee 
paits,- Tille»  ft  ]')calit68  de  Tuniaie  ou  il  8ora  permis  k  une  tierce 
puissance  d'en  6tablir,  Texetjuatur  relatif,  les  actos  drese^s  par  les 
feraonoes  mentionnöes  ci-dessus«;  sur  I'apjwsition  dos  sc^ellf's  en  ras 
A  niort  et  len  successions;  sur  la  police  d^  purtt>,  le  chargcment 
^  le  docbargomcnt  des  navire»  et  la  süretä  des  inarchaiidises,  biem 
^  ^tteHa.  Cette  oonveDtioii  resteni  en  Tigueor  jusqu'au  1^  ootobre 
Ott  juequ'ä  rexpiratum  d'une  annte  k  paitir  du  jour  ou 
Vme  Ott  raiitre  dea  Fartiea  oonliaotanlee  Pausa  dteonote. 

IT.  ConTention  antra  l'Ilafie  et  1'Autriche-Hongrie  sur  Tassi- 
s<anc'^  gratuite  r6ciproi{ue  des  malades  indigenta  (26  jttin  1895 
appro»iv6c  par  une  loi  du  21  janvier  1897). 

Chacunp  des  Parties  (Xtntraetantes  «'engage  a  junirvoir  ä  w 
Sur  Bon  territoire,  loa  i-cssortissants  indigentä  do  i  autJt)  «^ui, 
pw  müta  de  maladie  {diiaique  ou  mmtale,  oat  beaoüi  de  eeoonia 
fit  de  atMus  mMicaux,  adent  tnütto  k  V^ffl  de  aea  propiee  reooor- 
t»>Mit«,  jmqu'a  oe  que  leur  rtpavtiaeemeat  ptuese  Mre  ellectii6  «an» 
pour  leur  santö  ou  oelle  d'autre  persottne. 

Hies  frais  <jui  justiu'a  la  date  oii  le  pivsent  arrangement  eatrem 
vigueur.  anront  occa^iou^s  aux  hApitaux  des  provinoes 
venetienne«  et  de  Mautout»  par  le  traitement  dos  malades  indigentK 
snjeta  autrlohiens  et  liongroü»,  ou  aux  h^ipitaux  antrieb  iep.M  et 
iKMgroJa  par  le  tiaitenient  dee  jndiTidaa  indigents  reeaortiesant 
des  ditee  ptovinoea  iteUenoee,  aenmt  tembounte  par  lea  gonverae- 
■Mnte  leapectifa  d'apr&a  le  «syattoe  obaervd  juequ'A  pr§eent. 

V.  D^obmtion  entre  lltalie  ot  l'&pagne  sur  raasistanoe  gia- 
tnit'^  K't  iprrxiue  des  malades  iudigont><  (11  janvier  1897,  appioUTte 
i«r  uu  Oeoiet  du  24  du  m&va»  mois). 
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Cette  d<^cIaration  eontient  H-pcu-pn"*»  les  mCimes  dispoeitioaB 
que  la  Convention  ci-dessus. 

VI.  Accord  entre  Tltalie  et  rAutrichc-Hongrie  siir  la  p^che 
des  alnses  et  des  truites  saumon^^e  dans  le  lac  de  Oanle  (30  janvier 
1897  approuvf^  par  nn  d^cret  du  14  f^vrier). 

L'article  11  de  la  Convention  du  9  aortt  1893  vient  d'cHre 
ainsi  modifi^.  I^e  tenipe  de  fermeturo  pour  Ics  alose»  scra  fix^ 
du  15  mai  au  15  juillct  de  cha({Ue  aiui6c.  TuutefoiH  octte  ferme- 
ture  ne  oomprendra  y>a^  le  temps  a  partir  d'iuie  heuro  aprt«  le 
ooucher  du  soleil  du  nianli  ju8i|u'au  lover  du  soleil  du  sanicdi  de 
chaque  semainc.  Quant  ä  la  prohibition  de  la  ]>«\!ho  dos  truites 
saumon^es  eile  sera  fix6e  du  1^'  dtk«inbre  au  31  janvier,  ainsi  que 
du  20  juin  au  31  juillet. 

VII.  Acte  additionnel  modiflant  la  Convention  internationale  du 
9  septenibro  1896  pour  la  protection  des  a'uvrcs  littt'raires  et 
artistiques  (4  mai  1890,  approuv«''  par  un  dccret  du  21  uovembre 


Les  articles  modifi»''8  8f>nt  les  suivants  c'est  u  dire  2,  3.  5,  7, 
12,  20  de  la  Convention  et  les  num{'*ro6  1  et  4  du  protocole  de 
clotiu«.  Les  pays  de  Tunion  i|ue  n'ont  point  particip^-*  ä  cet  acte 
additionnel  scront  admis  k  y  acccder  en  tout  temps  sur  leur  domande. 
II  en  sera  de  nn'me  jx)ur  les  pays  tjui  aeö^eront  ultfirieurement  ä 
la  Convention.  11  suffira  a  cet  effet  d'une  notification  adressec  par 
C>crit  au  conseil  fM^ral  suissc. 


I.  Gesetz  in  Al>anderung  der  anderen  Gesetze  Aber  Einrichtung 
imd  Kosoldung  des  Kgl.  Ueeres.    (28.  Juni). 

Der  Tenor  «les  Gesetzes  betr.  die  Einrichtung  des  Kgl.  Heeres 
und  den  Dienst  in  der  Kriegsvorwaltung  vom  14.  Juli  1887  wurde 
bekannt  gemacht  durch  die  Gesetze  vom  24.  Juni  1888  und 
18.  Februar  1892. 

Diks  gegenwärtige  Gesetz  bestimmt,  dass  das  Kgl.  Heer  die 
gesamte  Stroitmacht  des  Königreiclis  in  sich  fasst.  Sie  zerfällt  in 
das  stehende  Heer  zu  12  Armeekorps  und  25  Territorial- 
Divisionen;  in  die  Landwehr  (Mobilmiliz)  zu  51  Regimentern 
Infanterie,  20  Bataillonen  Bersaglieri,  38  Alf>enkompagnien,  31 


1897). 


VIL  Königliches  Heer. 


Heerwesen. 


ScihwadioiMn  Kawallerie,  63  Bitterifla  Hddartillede,  15  Batterien 
GebiignrtiUeriei,  78  KoBi|Mgnien  Kfialeiir*  und  IbetangeuitiUnie, 

24  Koinpagtueii  Trainartilleric,  54  Qeaiokoinpagnien  und  4  Kom- 
/»gnien  Gi'nietniiii;  ferner  in  don  Laiulstiirm  fTonitorialmiliz) 
ztt  324  Bataillonen  Irifantei-ie.  22  Baüullofien  AJpini,  lOÜ  Compagoien 
Festuiigäai-tiUorie  und  30  üemekoinna(,Miie!i. 

Der  Tenor  bezgl.  der  Pcnniuneu  uiul  der  Ik^lduug  im  KgL 
Heere  Tom  27.  AuguHt  1887  wuide  aligelndert  dnroh  die  Geselxe 
i«jm  8.  Hin  1888,  28.  Februar  1892  und  ein  Dekret  vom 
Hev^ber  1894,  daa  sieh  mit  gering  Abinderung  in  dem  gegeilt 
«Irtigen  Gesetze  wieder  zeigt. 

An^reächIoä86D  sind  11  organische  Tabellen  betr.  die  Offiziere 
(.Tenernlstabs  im  AJlgetneinen,  der  Oeneralstehssibteilnnpr,  der 
ÜÄrabiiiieri,  der  loianteric,  der  Distrikto,  der  KavaUeric,  Artillerie 
ind  der  Genietruppen,  der  Festungen,  der  Lnalideii-  und  Vetemnen- 

korpa  und  die  nidit  in  den  ibnglialen  «lallenden  Offlaiere. 

n.  Newwdotmg  der  vem^edenen  Waflien,  Korpe  und  Ab> 
tntujigeii  dea  stellenden  Haeiea.   (22.  JuU  und  30.  Deiember.) 

Der  Art.  3  des  obenerwähnten  QcDOtetCO  bestimmt,  dass  hh 

31.  Dezember  1897  die  Regierung  ermäcliti^rt  sf  i.  niitt.ls 
~  Krlissp  Ma.«?sregeln  für  die  Heereseinteihinf?  zu  treffen.  Qegen- 
»Uük^l  8iiul  folgende  Waffen,  Korps  und  Abteilungen: 

a)  Infanterie. 

Die  Infimterie  ist  folgsndennassen  gegliedert: 
Ein  Alpen*  (A^i-)  Inapektomt,  40  Linie»>lnfaotari0-Eoin- 
nan^'a,  96  Linien-Infanteriecegimantw,  12  Begimeuter  Beraa^eri, 

7  AI  j)caregimenter,  800  3IilitÄrbozirke,  ferner  Diaiiplinar-Kompagnicn 
«nd    -Militlr-Strafabteilungen.   Diese  Iw^stehen  aus  einem  Kommando, 

8  l>t8zipliuarkompagnien,  2  Oef&nguis-,  2  Aneat-  und  2  Arbeits» 
kooi  pagTtien. 

b)  Kavalleiie. 

Die  KnTalkrie  bit  folgenderuaasw  eingeteilt: 
£Sn  Xnvnllerie-Inapektont,  9  KnvaUetie-Brigaddramntandea. 
34  ShvaUeriecieginienter,  4  KnvallerialeDnnBbildQngrinBtitnte. 

i  )  Artillerie. 

Die  Artillerie  ist  folgendermussen  eingeteilt: 
4   Artillerie-Inspektorate   unter  Hner  Versuchs-Oberdirektion, 
6  Artillerickouiwandos,  14  Artillerie- Dircktiuuuu,  24  Feldaitülerie- 
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regimontcr,  1  Regiment  berittene  Artillerie,  1  Regiment  Qebirgs- 
artillerio,  22  Küsten-  und  Festungsartill&ricbrigaden  (700  Kom- 
pagnien) und  2  Verwaltungsstellen,  5  Artillerie-Werkkompagoien. 

d)  Genie. 

Die  Genie  Waffe  ist  folgcndermassen  eingeteilt: 
2  Gonie-Insijektorate,  6  Qeniekommandos,  15  Geniedirektionen, 
5  Genieregimenter,  1  Eisenhahiibrigade  (6  Kompagnien). 

e)  Invaliden-  und  Veteranen korps. 

Das   Invaliden-   und  Veteranen  kor j>8  setzt  sich  aus  einem 
Cteneralstab  und  2  Kompagnien  zusammen. 

f)  Sanitatskorps. 

Das  SauitAtskrtrps  Umsteht  aus  1  SanitatHiu.s])ektorat,  1 2  Militär- 
SanitAtjt-Direktionen,  Cheflazarethen,  Medizinal- Beamten,  15  General- 
äi*zten,  28  Oberstaltsärzten,  71  Stabsärzten,  280  Assistenzfirzten 
und  Unterärzten. 

g)  Verpflegimgskorps. 

Das  Verpflegungskorps  besteht  aus  12  Verpflegtmgsabtei langen 
und  165  Verpflegungsoffizieren  (9  Obersten,  12  Oberstlieutenants, 
27  Majors  und  117  Hauptleuten). 

h)  Re<'hnungskorps. 

Es  Ijesteht  aus  12  Kompagnien  mit  1172  Beamten  (1  Oberst, 
12  Oberst lieutenant.'i,  55  Majors,  .329  Hauptleuten  und  775  Lieute- 
nants und  Unterlieutenants). 

i)  Veterinärkorps. 

Die  AnzalU  der  Offiziere  ist  festgesetzt  auf  l  Oberst,  2  Olterst- 
lieutenants,  10  Majors,  58  Hauptleute  und  112  Lieutenants  imd 
UntorlieutenantK 

k)  Militflrgericlitsliiirkeit, 

Die  Militärgericht«liarkeit  wii-d  in  Friedenszeiten  ausgeflbt  von 
einem  oljersten  Krit'gs-  und  Seegericht.  Die  MilitärgerichtiibeÄmten 
liestehen  aus  1  Gmeral-Advokaten ;  2  Substituten  General-Advokaten, 
14  fiskalischen  Advokaten;  21  Substituten  fiskalischen  Advokaten;, 
lü  Sekretären;  22  Substituten  Sekretären,  zu  denen  noch  9  treten; 
16  Instrukteuren  und  Substituten  Instrukteuren  (Uauptlouto  und 
Lieutenants). 

1)  Geographisches  Institut. 

Das  technische  Beamtenpersonal  besteht  aus  10  geographischen 
und  110  topograpliischen  Ingenieui-en. 
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m)  Mflktanttalten  und  nieht  mililiiiioliei  LehipetaomL 
Die  Kgl.  IliUtftnuMtdteii  sind  folgiiidemiii— on  geordiMt: 
Die  Kriegsakademie,  die  VorbUdnngsanstalt  für  Artillerie-  und 

GeniwiffizieiT',  die  VoHioroitiingsachiüe  für  <lei»  Sanitätsdienst,  die 
Militärvr.rhililnnpsanstiilt,  ilio  Militarkolleerioii,  die  Infantericzentral- 
S4  hicsssi  liiilc,  ilif  KavallerietBchiile,  die  Artiileiiezentiiüschieasachule, 
die  Militärfechtiichule. 

Die  Leitung  der  versohiedenea  Schulen  liegt  vollst&ndig  in 
der  Hand  von  HOitBn  ans  den  den  eiuelnen  Sohnlaweigra  ent> 
Bpradienden  Waffamgattungen.  Der  LelirUhrper  setzt  sich  teils  aus 
Angehörigen  der  Armee  xueammen,  teils  aus  CiTilpersoiien,  Pn»- 
lessorcn  tin  l  L*  Ii  rem  der  Wiaaenadiaflen,  Uttentnr,  Zeichen-,  Tum- 
und  Ft'clitkunst. 

n)  MilitAr-AiM)thoker. 

Die  Militür-Apotlieker-Heamten  setzen  sich  au«  eiiu-in  Chemie- 
Apotheken -Inspektor,  einem  Chemie-Phannaieuten- Direktor,  23 
Apotheken-Voratefaem  und  22  Apoth^em  suaammen. 

o)  Artillerie-  und  Oenie-Kagioneri,  teduiaohe  Toralalier  der 
Artillerie  und  des  Genies,  Kartographen.  Die  Ragion^  der  Artillerie 
'lerfallen  in  C  Vursteher,  66  Ragioneri  1.  Klasee,  63  einfache 
Ragioneri  iiiid  33  iinlfsragioneri;  die  Geniepoonieter  in  10  Chef- 
geomotcr.        GtM.nietoi  I.,  74  II.  Klasse,  40  11  lilfsgeometer. 

Die  ttvluiiticheu  Artillerie-  und  Ueiiie-Voi-stt'her  zerfallen  in 
51  tccimiticbe  Vorsteher  I.  und  76  II.  Kla8»e.  Die  Zeichner  zer- 
fdien in  YocBleher  und  Zeichner. 

p)  HilHlrieelie  EtaUieaemeBls:  BtabUssementB  fOr  Artillerie 
und  Qienie  (Waffenfabriken,  Konstructionsaiaenale,  leuerweriw- 
laboratorien ,  Versuchslaboratorien,  PlÜTerfialHnken,  Aitillerie-Weric- 
Btltten,  Genie- WerkstAtten). 

Vorftflepinpä-Etablissenients  (Mühlen  und  Bäckereien,  Ein- 
rirlitungfii  für  die  Zwielwiekberoitung  und  Fleischkonservierung, 
Ma^zine  für  die  Verteilung  von  Lebenamitteln,  Magazin  für  die 
KasemenbedOifniase,  verschiedene  Ubontorien);  militibrieohe  Zentral- 
maguine,  miliaMidie  ZeotalKpotheke. 

HL  Landwehr  und  Landsturm. 

Die  I^andwehr  besteht  aus  Infanterie,  KamUarie,  Artillerie, 
Genie  und  SanitÄts-,  Veq^flegungs-,  Intendantur-  und  Veterinär- 
beamten.   Die  Landwehr  setzt  sich  hauptsachlich  entsprechend 
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«Jen  Abteilungen  und  I^itunfj^n  (los  stehenden  Heeres  zusammen. 
Der  Landsturm  besteht  aus  Infanterie,  Artillerie  und  Qenie  und 
aus  Offizieren  der  kf^l.  Karabinieri,  der  Kavallerie,  des  SanitAts- 
korps,  der  Verpflepiinf?,  Intendantur  und  der  Tiorarznei künde. 

Militfirische  Aushebungen. 
(Dekret  vom  11.  August  und  20.  November.) 

Die  12  Armeckorj«  stehen  in  Torino,  Alexandria,  Mailand, 
Fiacenza,  Verona,  Bologna,  Ancona,  Florenz,  Rom,  Neapel,  liari 
und  Palenno ;  die  25  Divisionen  ausser  in*  den  obengenannten 
Stildten  in  Nuvai-a.  Cunes,  Brescia,  Genua,  Padua,  Ravenna,  C'liioti, 
Livonio,  Penigio,  Cagliari,  Salemo,  Cantauzaro  imd  Messina. 

Centraikriegs  Verwaltung. 
Rangliste  (Dekret  vom  15.  SejitemlN^r). 

Die  Regier\ings-  und  Ragionerikarriere  besteht  aus  5  Ooneral- 
direktoren,  1 1  Divisionsehefdirektoren,  58  Abteilungsvorstehom, 
III  SekretÄren,  93  Vize-St^kretären  und  einer  unl»e8chränkten  An- 
zahl von  Volontären;  die  Verwaltung8karrii''re  aus  einem  Kassieit^r, 
1  Beamten- Vorsteher,  61  An-hivaren  und  197  Beamten;  das  Dien.^^t- 
]>erRonal  l>esteht  aus  einem  Oberw&^hter  fAr  den  inneren  Dienst, 
3  ()l»er-Portier8,  7 1  Portiers,  24  ang*.'8tellten  Buroaudienem,  2  Bnoh- 
bindeni  und  2  Boten. 

Beförderung  im  KTtnigl.  Heer. 

Das  l»ezngli<-h  der  Befr)rdennig  im  Heere  geltende  Oesetz  ist 
vom  2.  Juli  189C.  Die  Revision  der  diesbezflgliuhen  Oesetze  ist 
in  Angriff  genommen.  Das  Reglement  für  «las  Inkrafttreten  obigen 
Gesetzes  ist  noch  nicht  veröffentlicht,  doch  enthalten  verschiedene 
I>ekrete  Bestimmungen  über  die  BefOrdenuig  bei  den  einzelnen 
Waffen  und  Altteilungen. 

I.  IntendanturofTiziere.    (Dekret  vom  4.  Janimr.) 

Das  besondoi-e  Examen  für  IntendanturnfTiziere,  die  dem  Al^er 
nach  am  nächsten  zur  Befrtrdenmg  stehen  und  zur  Promotion  nach 
Wahl  sich  melden  dürfen,  liesteht  in  der  Bearbeitung  eines  vom 
Kriegsminister  gestellten  Thenuis  ül)er  das  staatliche  Rechnungs- 
wesen im  Allgemeinen  (Dekret  vom  12.  Juni).  Zwecks  Bewerbung 
um  eine  der  vakiuiten  Stellen  der  suhdternen  Intemlanturbeamten 


y  Google 


—  587 


müaeen  die  Lieutenants  der  verschiedenen  Waffen  (Infanterie, 
Kmdkrie,  AxtQlerie  und  Genie)  ein  Torachriftsmisaffes  Oesoeh 
enur^ohen  und  erhalten  nach  einein  Toq;lDg|gen  praktiaohen  Probe- 
dioMt  MHmt  dar  snatliidjgeii  BeliOide  das  BeflUugmifMMgidt  nm 

Spezialdienat  Diese  Probezeit  dauert  mindeRtens  4  Monate  und 
ist  bei  einer  Abteilang  dee  snbaltemen  IntmdantturdiensteB  mm^ 

bringen. 

II.  Infanterie-  und  Kavallentx»ffi7,ierp.    (Dekret  vom  22.  April.) 

Die  Prüfung  für  dit'  sich  um  Beförileriui^:  liovvor1i*>ii(1tMi  In- 
fanterie- und  Kavalleric'ofrizifM-t'  besteht  in  der  schriflliLht'n  IV- 
artieitung  eines  The»ia.s  aus  dem  Uebiete  der  allgemeinen  Kultur, 
eines  aus  dorn  der  Kriegtskunst,  ferner  in  einer  schriftlichen  Prflfung 
in  einM*  von  dem  Kandidaten  an  wlhtonden  fremden  Spiaehe,  in 
der  LBaong  von  laktiach-algetoüachen,  von  Teminau^aben,  in 
DntanzabschAtzungen,  im  Baitan  und  in  der  Auakrildung  in  einer 
wirkungsvollen  Tnjpj)enfflhrung.  (Dekret  vom  27.  September.) 
Ke  Ersatz -ünterlieutenants  b«M  dt  r  Kavallerie,  weicht-  da.s  Zeug- 
nis ein<*8  Lyc-euin.H  inlcr  Hnes  technischen  Institut»««  U'.sitzen, 
sind  zu  einer  praktischen  Übung  von  mindestens  6  Monaten 
verpflichtet.  Die  Bewerber  um  die  BefQrderung  zu  etatümAtiBigen 
Untariiantenanta  haben  aioh  einem  Bzaman  im  SCQittifedi  nach  den 
vom  Kriegaminiaterinm  eriasaeneo  Beatimmangan  md  IfodaUltten 
zu  untersieben. 

m.  Artillerie»,  Ingenieiuv  und  FeatongaoUbneie. 
(31.  Januar.)   Die  famgewordenen  Stellen  der  Featangaolfiaiere 
vwdea   fD^endarmaaaan  boootrt:  «)  Sie  höheren  zn  von 

AHillerie-  und  Ingenieuroffizieren  des  gleichen  Grades  und  zw  »/j 

von  fudchen  Offi/,ii>n_'n  <ieH  iiieilrigen'n  Gnides,  die  in  der  Ilimgliste 
zur  Befördenmg  notiert  sind.    )>)  Die  unteri'u  Stt-llen  zu  -/j  von 
Artillerie-  und  Ingenieuroftizieivn  di-s  gleichen  Onwles  \nid  zu 
von  den  zur  BefQrderung  stehenden  Offizieien  der  Fostungsartillerie. 

(1.  Juni.)  Die  Rrsatz-Unterlieutenants  beim  Genie,  welche  im 
Beiitae  des  Ingenieur-Diplomzeugniaaea  sind  und  aiob  um  die  Stelle 
eines  ünterUeatenants  im  aktiven  stehenden  Heere  bei  derselben 
Waffe  bewerben,  mflasen  sich  einer  Pritfung  im  MiUttrfaoh  nach 
den  vom  Kriegsministarium  aufgestauten  Voracfariften  und  Modslititen 
ontandehra. 
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{2.  Juni.)  Die  besonderen  Priifui.^^n  für  Artillerie-  und 
CteirianfBiiepe,  «eklie  adoih  an  Befitoderung  nach  Wahl  iNweilMn, 
liestdien  neben  den  oben  erwfllmten  fOr  IniinteRe-  und  bvellerie- 
lieulemmtB  in  einer  «ohriftUcheR  Abbendlung  ans  den  Gebieten  der 

Technik :  in  Terrainfragen,  Soiueeeen  nnd  Mnnitionsfragen  (für  ße* 
werlier  der  Artillerie),  in  KnnetmktioiiB-  nnd  militlrisohen  Ingenieniv 

fragen  (für  Genieaspii-anten). 

(15  Sciitember.)  Zu  Unteiiioutenantä  bei  der  Artillerie  nnd 
den  titiiuotnipjH'ii,  Ijesonders  dem  Train,  k5nnen  Unteroüiaiöre  ans 
den  lieginieutern  der  Feldailillerie,  der  berittenen  und  der  Gebii;gs- 
artilkriiB  und  ane  den  OemelnuyHHnp^nien  ernannt  werden,  welche 
mindealenB  öYt  ^nbre  ünterafttiier  geweaen,  von  der  luattndigen 
KommiBrion  der  Ernennung  wfirdig  befunden  aind  und  auaaerdem 
m  einer  Prfilung  ihre  Befähigung  dargothan  haben.  Femer  kOnnen 
zu  Unterlieutenants  l>ei  der  eigenen  Waffe  und  unter  späterer  Ver- 
setzung 7.ur  Festung  UntewffizifMf  <^er  Festungs-  und  Küstenartillerie- 
brigaden  und  Oenie-rntemfti/.ieit'  (au8."<'r  il<Mien  vom  Train),  welulie 
die  oben  >  rwälmton  Hciliii^nuigen  erfüllen,  befOi-dert  werden. 

IV.  Veterinäroflizieiv. 

(1.  Juli.)  Das  iHjsündere  Examen  für  die  Lieutenants  de.s 
militariaclien  Yeterinärfcorps,  welche  nach  Anci«inetit  zur  Beförde- 
rung stehen,  und  welche  nach  Wahl  um  BefQidemng  einkommen, 
besteht  in  dnem  Kolk»quiuni  aus  der  Yeterinir-Medizin. 

Y.  Offiu«re  fttr  die  Yeipflegang. 

(33.  Okiober.)  Die  Haupüeute  des  Yerpflegnngakerps  gehen 
ans  Inhnterie-,  KaTaUeiie-,  Ingenieur-  und  IntendanturofBsieren 
In  rvnr.  welche  die  durch  BsglenMait  Tom  85.  November  vorge- 
schriebenen Bedingungen  erfOllt  haben  mflssen. 

Die  LientenantK  und  Unterlieutenants  des  militärischen  Ver- 
pfleg^mgj'korps  kennen  vorfibergehend  in  «leraselben  Knrps  bis  1900 
weitergeführt  wenlen.  iin<l  die  Lieutenants  atis  einem  .latir^aiijre 
vor  1892  können,  falls  sie  in  den  Befördenuigslisten  eingetragen 
stehen,  m  Hauptleuten  bei  demselben  Corps  beAJvdert  werden. 
Diqenigen  aus  einem  Mberen  Jahrgang  «to  1898,  sowie  die  aus 
einem  spMeten  Jahrgang  und  die  ünterlientenanla  werden  in  dem 
obenerwähnten  Zeitraum  nach  Grad  und  Dienstalter  auf  die  Infimterie 
und  die  Intendantur  abgeschrieben. 
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VI  ICflHflrfaeririce. 

(22.  Dezember.)  Die  Vakanzen  bei  dem  stehendeu  Beamten- 
penonal  der  Distrikte  werden  im  Falle  einer  innoriudb  der  Ge- 
wtaeBvoreohriften  nidit  wieder  erfolgenden  Besetnuig  ans  den 

Aushilfsofßzieren  in  dem  Range  eines  Oberst,  eines  Oberst-IJeutenanta 
nnd  eines  Haupbnanns  zu  '^j^  aus  den  befönleningshcrechtigten 
Offizicifn  (los  unmittflliar  niedritroroii  Raiipprados,  dio  pclum  zum 
ständipon  Distiiktsj-ei-simal  p'liön  n .  l»est  tzt,  zu  '-^i^  aus  Offizieren 
der  obi.>uerwäluitt>u  zu  üiioi>i<;hreitciHleii  Rauggrade  au8  Infoiitonu, 
Kavallerie  nnd  Genie;  der  Rang  des  Majore  wird  halb  am  der 
einen,  halb  ana  der  anderai  Kategorie  wieder  beaeUt,  die  Sub> 
altembeamtenstellen  aus  Amtlichen  zur  Abedueibnng  horechtigten 
Offtideren  der  oben  erwähnten  Waffen. 


Eheaohlieaaiingen  von  Offizieren. 

Dekret  zur  AnafOhrung  dea  Geeetaes  Aber  die  EhezchUeaanng 
der  Oflfizieie.   (4.  April.) 

Efai  Qeaotz  vom  24.  Dezember  1896  setzt  die  bei  der  Ehe- 
aehlieaaung  der  Offiziere  dea  KgL  Heerea  erCMderiiohan  FonnalitUon 
fest;  das  gegenwärtige  Dekret  ix^gelt  die  Vcrfilgiingen  zur  Aiis- 
ttbun^  des  erwaiinten  Gesetzes.  Es  Itoliandclt  das  Oesucli,  welches 
der  Offizier  auf  kinhlidicm  Wege  dem  Kriotrsmin ister  znstollen 
hissen  mus8,  inn  dio  Kgl.  Krlaulmis  zu  orlialtcii,  foriior  dio  von 
dem  Minister  i-inzuziehondeu  Erkundigiuigen ;  es  spricht  von  der 
ErUining  tber  die  Angemessenhat  oder  ReditsgiUtigkeit  der  fflr 
die  IGtgift  nnd  die  bez^  Uricunden  bestimmten  Sicheriieit;  von 
der  EiUftrung  des  obosten  Kriegs-  nnd  Marinegeridites,  von  den 
Pflichten  des  Offiziers  als  StaatsliiuT^ers,  von  der  Verletzong  der 
vorgeschriebenen  gesetzliolien  fiestimmimgon  nnd  von  dem  Fest- 
stellnngsvorfaliren . 

Verwaltung  dor  i<oml8  uuU  Ausgaben  im  Falle  einer  Mobile 

mai-hung  de,s  Heeres. 

lieglcment  vom  20.  Mai. 

Oenanntes  Reglement  handelt  von  dor  Kasscnverwaltimg  und 
doin  Kassi-iwlienst.  Angefflgt  sind  17  Muster  für  die  Register  und 
VerwaltungHbücher. 
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Vm.  KSnigHche  Marine. 

Bcsrmiloro  Vorlncmi  an  dio  Kn» ij^l i c he  Marine. 

(Ht'f;l«Mn<'nt  vom  21.  Mär/..)  Das  R«';rlcmont  hosehäftigt  sich 
mit  aUgomeinfii  liestimmnngon  nber  die  Positionen  ih'v  Sfhiffo. 
Zusaniinonselziiiig  der  CK-ncmlstähe  und  HoüMitzunL'rn  un  l  mit  Bo- 
stimmuii^en  über  besondere  Zuhigon  au  das  aut  Fuhrt  lufmdliclie 
wie  das  auf  Kg\,  Schiffen  kaaemierte  Peraonal.  AngcliHngt  ist  ein 
Nachtrag  Aber  die  Yeigtttangon  fllr  TaucherdieDste  und  do  Tarif 
fOr  die  iSibkrinefaaudwerker,  Schneider  und  Schuhmacher,  und  die 
4  Tal)ellen  IxMreffond  die  bosniiilinii  Bo/flge  der  Ocnomlstahs- 
Offiziere  an  Honl  Könighcher  Schiffe,  gleichviel  in  welchen  Dienst- 
zuständfii  (die  verschiedenen  DienslzustHtide  nind :  in  Dienst,  in 
der  Keserve,  znr  Verfügung,  in  der  Ansrü?.tiuig  un<I  in  der  Ab- 
rii!*tung)j  weiter  die  Uezfige  der  techni.schen  Marinebeauiton ,  des 
Sanitäts-  und  Proriantdionstes,  des  Kfinfglichen  Besatzongskorps, 
der  ZiTilbeamtca  und  des  Personals  des  niedrigen  Dienstes  im  Fort 
der  KOnigliclien  Besatzung. 

Stammrollen,  Etablissements  und  organisatorische 

R  e   1  *•  in  f  n  ♦  s. 

I.  Orgauisatorisclie.s  Kegicnvent  ülK-r  das  Kgl.  ßesatzuugskorj'S. 
(21.  Juni.) 

Da.s  Koi'ph  der  Kgl.  Ik-natzungen  setzt  sich  aus  folgenden 
Kategorien  susammen:  Matroseu,  StenerloateUf  Artilleristen,  Torpedem. 
UtUfepeiHonal,  Maschinisten  und  Fenerleuten,  Handwerkern,  Musikont, 
IrfuarcthgehQlfen  und  Foiuieren.  Die  ersten  7  Kategorien  setaen 
sich  au.-^  scefohrenden  Militär}>ei-sonen  und  ans  MUitärpei-soneu  der 
Kfistenlie.'iatzung  zusammen,  die  andeivn  drei  nur  aus  den  I>etzteren. 
DiW  «»lerkommand d<-"^  Korps  der  Kgl.  Besatzungi-n  ist  einem 
Koiitre-Admiiul  vorlK  halten.  Vom  Kommando  sind  abh.lngig  die 
liui-eaus  liir  den  militärischeu  Dienstbetrieb,  die  Schiffsbeweguiig 
und  die  Mobilisierung.  Dos  Reglement  teilt  sich  in  zwei  Teile  ein. 

1)  Militftrische  Anordnungen,  2)  Yerwaltungganordnungen.  Be- 
zAglidi  des  ersten  Teiles  fOgi»i  wir  hinzu,  dass  in  den  Korps* 
gamiflonen  voriuindcn  sind  1  Adjudant  I.  imd  4  Adjudantoo 
II.  Ordnung  und  andere  B>^amte  nach  Notwendigkeit,  und  <lass 
Soldatenabtoilangon  anss^halb  des  Korps  unter  dem  Nainen  Detachc» 
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ment  geführt  werden.  DieBe  stehen  unter  dem  Kommando  eines 
Fregatten -Kapitlns,  eines  Adjndsnteo  L  Ordnung,  mehreren 
Adjudanten  IL  Ordnung,  und  einer  je  nach  Truppenstirke  und 

Diensteifonlernis  bestitnnibaten  Änziihl  von  Offi^.ieren.  Die  Ver- 
waltungsanoidiiuiifr  winl  lio.s<)r<rf  vom  4  KominissjinMi,  weiche  den 
4  vi-fschiedenoii  Ämtern  <l«  s  S.'kivtaiiaU?«  nn<l  tler  Aufnahme,  dem 
Vfi-waltinigswesen,  ih  m  Kecliiniiii^g-,  H<'kIoi<lnntrs-  und  Ik>soldui)g8- 
wesen  und  der  raiiiUlrischen  Aushebung  vorget^etzt  »sind. 

IL  Orgraisattonstabellen  des  Kgl.  Bcsatsungskorpe  (8.  Juli). 
Bb  setzt  sich  zusammen  aus  25  Kapitänen,  64  Lieutmants  und 
50  Unterlioutenants. 

III.  OrganisationstalH'llo  der  n<\miteii  des  Saiiil.lb<knr[is  (8.  Juli). 
Dk's  hostoht  an»  173  lJ»>aniton,  nämlich:  1  Inspoklor,  '>  Pi-ofcssorpii, 
11   <  »M  n-ir/t(  II  r.  Klasse,  18  Oljorftrzten  II.  lüasse,  78  Ärzten 

1  und  00  II.  Klas.s»\ 

IV.  OrganisationaUil»»'!!»'  des  Verj>flegungsaint«'S  (H.  JuU)^  Dies 
besteht  ans  290  Beamten,  nimlich:  1  Inspektor,  5  Direktoren, 
18  OberkonmissareQ  L,  26  Oberkommisaaren  IL  Kbsse,  106 
Kommissaren  L,  107  Kommissaren  IL  Klasse,  2B  Hfllfdrom- 
nii.s.s;irfn. 

V.  Organisation -talullo  ilfs  OfUfralstahskorps  (8.  .luh).  Es 
liostoht  ans  1  Adinind,  7  Vizf-Adinimlon ,  13  Kontrc-AdniiniU^n, 
.'»♦i  Kapitänen  zur  See.  (JG  Kregatten-KapitäiuMi,  7(J  Korvetten- 
KapiULnen,  340  Lieutenants  zur  See,  17C  Unterlientenants  ztu*  See, 
120  Hann  Seewache. 

VI.  Organisntionstabelle  des  Apothekenperaonaia  (8.  Juli).  Es 
Imteht  aus  1  Oberapotheker  I.  Klasse,  3  Obenpothekom  II.  Klasse, 

2  Apofh.'kcm  I.,  3  II.  unrl  I  TIT.  Klasse. 

VII.  nr-gatiisiitionstidiclle  der  trchnisoheii  Mai  inrlhoamten  (S  Juli). 
Ihre  Einteilung  ist:  91  Ingcnionroffizien-  (danuiter  ein  (Iciioral- 
iiwpoktor,  2  Intipoktoren  und  ü  Diix?ktoren);  18  A.s>ist»  nt<  n,  224 
XiDchinenoffiziere  (danmter  1  Inspektor  und  ein  Mascliinendirektor). 

VIIL  Stammrolle  des  Verwaltnngspersonals  der  Hauptmann- 
•chaft  (8.  Juli).  Sie  setzt  sidi  ans  218  Ifsnn  zusammen,  nftmlich 
1  Hafenkapitin  als  Inspektor  mit  einem  Gehalt  von  L.  8000,  28 
Hafonkapitänen,  IIG  Ilafenoffizioron  und  73  Hafenlieamten. 

IX.  Organisation  (\or  Dii-ektion  dor  arheit^^ndon  Zugoliorigen 
(8.  Juli).    Diese  Organisation  setzt  sieh  wie  folgt  zusammen:  373 
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BeJioite  fiü"  die  lUi^ektion  der  Aitillorie  und  der  Ännining  und 
257  Beamte  fOr  die  Direktion  der  MarinelMintßQ. 

X.  Oi^niBche  Eintälurig  der  Zeichner  bei  der  ArlioitsdirektioD 
(8.  .JiiU).  Es  besteht  am  81  Zeichnern  fOr  die  Direktion  der 
Artillorio  und  dor  AusrOstiing,  und  ati8  160  Zeiofanem  ffir  die 
Diivktion  dor  Marinolianten. 

XI.  Ortraiiisclir  KintoünriL'  dc^r  S''-lnv:iH''r  Juli).  Dit*  Ein- 
ti  ilu!»!^  i>t  tolgonde:  40  Schi"eil»er  I,  Klasse,  20  IL  Klasse  und 
4  ÜI.  Klasse. 

XIL  EinteilungfltalieUe  der  technischen  Beamten  des  hydro- 
gmphischon  Bnrcans  und  der  Arbeitsdirektlon  (8.  Juli).  Techniaclie 
Zivilbosmte  aind  323,  davon  12  bei  dem  hydrographischen  Bureau, 
191  b<>t  dor  Direktion  der  Marinebauten  und  120  bd  der  Direktion 

der  Ailillerie  und  <lor  Ausrüstung. 

Staintni-olle  des  Pei*sf>nnls  (\(^h  MiniRteriuins  (8.  Juli).  Das 
Pfrsonal  winl  wir  fi>li:t  eiiiirt  li»ilt:  Minister  und  rntorstjjats- 
sekn'tür,  7  Ahteiiungsdirektoixu,  76  CivUbeaute  dor  Vervvaltungs- 
«nd  Ragionerikaniere,  92  der  gcwöhnlicbon  Ktrridirc,  22  Beamte 
des  MilitBrperaonaia  und  Kommandierte,  35  dee  niedrigen  Dienatcs. 

Ehe.^clil  ieesungen  der  Offiziere. 

Oo.'^etz  vfsin  8.  Juli.  Die  Verfflgungen  dos  Gosotzes  vom 
24.  Do-/onilt<  r  1 HUG  über  die  EheschliessuriL;  der  <  vffiziei-e  dea 
Hoi  n'.>  \vi  1(1,11  auf  die  Offiziore  der  voi-sehiedenen  Korps  der  Kerl. 
Marino  ausgetleiint.  Doch  wird  l»estinimt,  dass  die  Mitglieder  der 
Soowachen  die  Znatimmung  des  KCnigs  cur  ElieadilleaBttng  nidit 
orhaltisn  kOnnen. 

Das  Gesets  von  1896  stellt  faet,  daaa  swecka  BrUngimg  der 
Kgl.  Zustimmung  die  Offiäoro  unter  40  Jahren  den  Nacdiwois  oiner 
jfthrliohon  Rente  von  L.  4000  erbringen  müSKon.  Diese  Kente 
setzt  sich  zusammen  au8  dem  Bruttogclialt  de-  .  i;,^>i\en  Ot-nd***', 
nacli  dem  GjUhrigon  Dun  ubclmttt  be!-o<-)i!iet .  und  einer  Kento, 
welche  zu  Gunsten  der  künftigen  Gattin  und  der  etwaigen  Nach- 
kommenschaft in  flffcmtlicto  vincuUerter  Rente  auf  Onmdbedts 
oder  in  vom  Staate  garantinlein  Titeln  sicher  gestallt  ist  Für 
die  Offixiere  der  kfinigl.  Besatzung  irgendweldien  Altera  wird 
diese  Rente  auf  L.  3000  reduaiert  Dio  vcrhoinitoten  llntor^ 
offiaiere  kGnnen  au  Offiatecon  ernannt  Verden,  ohne  die  für  die 
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Offiziere  geltenden  Bestimmungen  bozgl.  der  erforderiichen  BfitgiH 
erfOUen  m  mflssen.  Eue  aoldie  Dii^nsierong  baon  audi  statt- 
fioden,  wenn  die  in  ihrer  Stellung  als  Unteroffiziere  zur  Ehs- 
Khlieesong  Berechtigten  vor  derselbon  zu  Offizieren  in  iiigend 
einem  Korpe  der  Kgl.  Marino  crn.unit  wuitlen.  Sie  ist  alter  an  die 
IWiiitrunp  u-eknüpft,  ilass  ilii'  Elirselüipssuiifr  iiinerlialli  »i  Monaten 
nach  der  erhaltenen  Krlaulniis  mit  eben  der  Person  erfolgt,  für  die 
die  Elle  ui-spr tinglich  genehmigt  worden  war. 

IX.  Justizverwaltiuig. 

Vt-rwaltuiigskomniispinn  für  die  Emennnng,  B'-fonienint,'  nnd 
Versetzung  der  Justiz-  und  MinisteriaUfeaniten.    Oesetz  vom  1.  A]>ril. 

Das  Dekret  vom  14.  IX^zend»er  1884,  weleiies  diese  .Materie 
regelte,  wurde  durch  ein  Dekret  vom  10.  November  1890  ab- 
geBodarL  Darob  das  g^awtrlige  GeBetz  irerden  mit  einigen  Ab- 
Indemngen  die  Beatimmimgen  der  beiden  Dekrete  wiedoriiolt. 

Bei  dem  Ministeriam  der  Onade  und  der  Justiz  wird  eine 
beratende  Konuuission  ernannt,  Itestehend  aus  7  unabsetzbaren  Räten 
und  2  Substituten  Generali irokunitoren  des  Kassationshofes  von  Rom, 
welche  zwei  Jahre  im  Dienste  ljleil)en  und  in  jedem  Jahre  /.n  einem 
Drittel  erneuert  werden.  Die  KommisHion  spricht  ihre  Ansicht  au» 
Aber  die  Beförderung  von  richterlichen  Beamten  und  Funktionfiren 
des  Himstariums,  Aber  Emenmugeo  von  Advokaten,  Professoren  und 
Funktionären  anderer  Verwaltungen  zu  richterlichen  Beamten.  Sie 
mufls  angehört  werden  bei  Versetzungen  innerhalb  der  gleidien  Rang- 
und  QehaltSRtufcn,  bei  unabsctzbareti  rioht(;rlichen  Beamten,  welche 
darum  nieht  eingfknmmeii  sind  oder  ihr  Einverständnis  nicht  er- 
klärt liabcn.  Wenn  die  Kommission  ihre  Ansicht  rdM?r  die  Ki- 
nennuugsmüglichkcit  eines  i'nitoiii  auszu.sprechcn  liat,  soll  bic  eine 
hinrei<^ende  Anzahl  civil*  nnd  stnfreciitUeher  von  dieaem  innere 
halb  oner  bestimmten  Periode  eigangener  Urteile  prOlen. .  Die 
Kommisrion  giebt  dem  Minister  die  Beamten  eines  jedat  Qradce 
an,  -welche  sie  für  eine  Beförderung  zu  einem  höheren  Qtade 
geeignet  hält,  indem  sie  dios<  11  -i)  in  3  Kla.><8cn  eintttit,  nach  den 
FrBdikaten:  gut,  selur  gut  und  besonders  verdient. 

Qerichtsfcricn.    (Dekret  vom  28.  Fetnnar.) 
Nach  dem  allgemeinen,  durch  Dekret  vom  17.  Mai  isOfi  ab- 
geänderten Keglement  finden  die  Qericlitsfoneo  nicht  zu  gleicher 
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Zeit  im  fresaintoii  Konigrt'ich  statt.  Durch  djus  gegen würtif,««  IVkret 
wird  füKtgesotzt,  «las»  tlieso  Ferien  allgemein  am  7.  Augu&t  beginnen 
uml  nm  •!.  Novemlier  eiulen. 


t 

I 

I 


Eintoiliing  dos  Personals  des  Ministeriums. 
(31.  August  und  20.  November.) 
Das  PerKoui)]  des  Ministeriums  der  Gnade  und  der  Justiz  und 
des  Kultus  ist  in  drei  Kategorien  eingeteilt.  Zur  ersten  gehören 
die  Beamten  der  Verwaltungskamere,  denen  die  organisatorischen 
ÄrlnMten  obliegen,  zur  zweiten  die  Beamten  der  Keehuungskarrieiv, 
denen  d;is  Keeiiiiungswesen  ilbergelten  ist  und  zur  dritten  das 
Buix<au|<ersonal,  welches  das  Jiegistrieren,  Aufheben,  Kopieren  und 
Si)e<litieren  der  Akten  zu  besorgen  hat. 

Dies  voRiU8g«?'schickt,  t>esehäftigt  sich  das  Dekret  mit  der  Er- 
nennung utid  der  Befrirderung  der  vers('hie<lenen  Kategorien,  mit 
den  l'rnfunf,'en  und  Erklärungen  flU^r  Befähigung  nm\  Anziennetät, 
welche  durch  das  Emenninigs-  und  BefOnleningsdokrot  iKJstimmt 
ist :  im  Kalle  gleicher  Anziennetät  winl  die  Zeit  einer  Amts- 
suspension (Hier  die  aus  Familienveranlassung  bewirkte  Versilumnis 
in  Abzu^  gebracht.  Es  lieschäftigt  sich  auch  mit  der  Einliorufung 
von  richtcrliehtMi  Beamten  zur  Besetzung  eines  Postens  im  Mini- 
sterium, mit  Disziplinarvorschriften,  der  Einteilung  dos  Dienstes  in 
Divisionen  und  Sektionen,  mit  dem  ständigen  Gesetzgeliung»- Komitee, 
dem  Kontmll-  und  Revisionsiunt  fflr  die  Gericlitskosten  und  dem 
Bevisionsamt  für  <lie  Einnahmen  aus  der  Kanzlei  und  dem  Tlier- 
fülinnigsdienst. 

Ich  lasse  hi-T  eine  organische  Einteilung  des  Personals  folgen: 
Minister  I,.  25  OUO,  Unterstaat.'*seki-etär  L.  10  000,  72  Be;unte  der 
A<lnnnistr.itioiis-Karriere  L.  272  öUO.  20  der  Ragioneri  -  Karriere 
L.  HO.'iUO,  4H  Beamte  der  Bun-au-Karriei-e  L.  96  000,  28  Beamte 
des  nietlei-en  Pe»x»nals  L.  33  800.  Gesamte  Beamte  174,  Gehalt 
L  524  400. 


Kanzleilehrlinge. 

Bestimmung  fllwr  die  Kanzlei-  und  Sekretariatslehrlingo  und 
die  Prnfung«-n  ilber  ihre  Befähigung  zu  den  Kanzlei-  und  Sekretariats- 
stellungen.   {]').  April.) 
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Bei  den  Gerichten  nnterra  Grades,  den  Tribunalen  niid  Gerichts- 
hdfen  weidea  Kamleilehrlinge  xugelat«en.  Sic  leisten  ilm;  Dienste 
tals  anentgeltUch,  teils  gegen  Enlscliadignng.  Die  Zahl  der  Lehr- 
linge bei  der  Kan/.loi  Lst  auf  600,  die  bei  dem  Sekretariat  auf  1 100 

f'<fg«»s«-tzt.  Um  als  Lehrling'  fintn'tt'n  zu  krtiuieii,  iiius-^  'l.-r  He- 
tn  fV.Mule  1.  iiichl  unter  18  un.l  nicht  fll«.'!'  2.'»  .laiin-  '2.  ita- 
Ik'iiisclicr  Stiuilsliin-;!;!'!-  sriii.  '.'>.  ut  suml.  4.  völlii^  iiiilicstriitl  M'iii, 
5.  sich  iiiclil  im  Aiikiugezutitiiiiil  lH-tiii<icii,  ü.  kviiKU-  Kia.sttliniiikuiig 
in  der  VerfQgtuig  Aber  sdn  VermCgen  unterliegen  oder  iin  FalUmentH- 
Bostand  sein,  7.  das  Gymnauum  oder  eine  technische  Sehlde  in 
einem  kSniglichen  oder  gleichgestellten  Institute  absolviert  tuiben, 
8.  ein  Examen  (Iber  italieiii)«)  Ix  ti  Aiifs<it/M  Ober  Aritlunclik,  (Iber 
die  i'lt'iin^iit:ircii  OiiiiiilI;iu'i'ii  >  ''ivil-  imii  K riminalverfalii' mi"I 
niM-r  ilii'  KaM/.kivüi-bclu-ifteu  bestuiiduu  liubeu  und  eine  gute  Uauü- 
bchiift  lifsitzen. 

Ilalwii  (Iii-  I^'hrliiiiro  ein  Jalir  uiK'iilp'ltli<li  p  ilii-nt,  so  kümii-n 
«ie.  falls  vcrfäiiiiai'.  am  h  uiiie  <l<ilierto  Sl-'Unnt;  <  i|ialtfii.  Di.-  i  i-tr 
Dienst leiätuug  <ler  Ijesoldcten  Lelirlii (iinlet  stets  in  di-u  Kan/.l'  i.  u 
der  Gerichte  unteren  Oiados  statt.  Siiilter  werden  sie  in  den 
Kanzleien  der  Tribunale  nach  Hassgabo  ihrer  AnzionneUU,  Leistungen 
und  Streliflamkflit  beschäftigt 

Die  besoldeten  Kandeilchrlinge  der  Tribunale  wettlen  auf  Grund 
der  gleichen  Kriterien  bei  den  Kanzleien  des  A|)[H>llgerichts  belonlcrt. 
Um  zu  Kanzlei-  und  Sclcre(:iriat-1>  .unten  befördert  zu  \venl<>n,  uiriäticn 

sie  i'iii  Exani'Mi  ahl<'i^<'ii.  Zu-'  I  i--' ii  wcnlcti  ilie  Lehrlinge  na«'li 
•^iiier  zweijährigen  DiunstliMslutii:.  M>nnisp_'si'l/.t.  'lass  sii- ein  Z'  UL'nis 
üUt  ihn-ii  Fleiss  und  ihr  gii(t_'<  Verhalten  l/eii»riiigL'n.  Nach  i>e- 
Slamlenein  Examen  wenk-ii  die  iN-stklassitiziei-ti'n  für  wälilliar  erklärt. 

Dieses  Dekitit  suUtc  am  1.  .luli  LSÜT  in  Kialt  tivtcit,  wnnli; 
aber  mit  Dekrat  27.  Juni  bis  zum  1.  August  und  später  mit 
einem  Dekret  vom  27.  Juli  bis  zum  1.  Scptonilier  aufgeschoben. 

Mit  einem  spiteren  Dekret  vom  23.  August  wuiMle  dieses 
Dekret  in  einigen  Punkten  ge&nderi  und  mit  Dekret  vom  2.  Dezcmljcr 
vurde  denjenigen  Lehrlinge,  welclte  vor  dorn  Inknifttreten  des 
Rt-glementB  vom  15.  April  die  .Approbatiun  crhaltt^n.  ohm-  uiiii  r 
die  Emennuugsbercchtigten  eingereiht  zu  sein,  eine  VurzugsUeluiud- 
hing  zugestanden. 
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X.  ÖifeiUielier  Uateniobt 

Personalien. 

1.  Personal  an  den  Museen,  den  QaUetieu  und  don  Samm- 
lungen von  Altertumsausgi-abungen. 

Dies  Personal  setzt  sich  zusankiueu  aii!*:  18  Direktoren  mit 
einem  Oesamtgeholt  von  L.  65  500;  29  Inspektoren  und  Vize- 
Inspektoten  mit  L.  77000;  18  KonBervatoien  mit  L.  35600; 
37  SekreOran  und  TiBe^Sekretiren  mit  L.  08300 ;  17  Oberaulaelieni 
mit  Ii.  29800;  820  Aufsehe»  mit  L.  204100  ;  20  abenfthligon 
Kustoden  mit  L.  14  000;  im  Garnen  369  Beamten  mit  einem  Ge- 
halt ron  L.  489  300. 

2.  Universitäten.    (23.  ATictist.) 

Die  Bo.staii'Uiste  de«  anatouiiteclicii  Kabinete  der  Univereitiit 
Modena  weist  1  Direktor,  2  Sezierer,  1  Präparator  und  1  Pedell 
auf,  mit  einer  Gesamtbesoldimg  von  L.  4280.  Die  orthopftdiflche 
Künik  der  DmTefsitftt  Neapel  besteht  aus  2  Adjntoren,  1  FMiiantor, 
1  Assistafttenf  1  Diener  mit  suBaamen  L.  5210. 

3.  Technische  und  naufisdi.-  Institute    (2r>.  Juli.) 

Durch  die.«;e.«  Dekret  ■winl  eine  Erhöhung  des  I^ehrergelialtes 
liestimmt,  bei  einigen  wenl^n  ineiirere  LehretOiile  vereioigti  bei  au- 
deiT-n  neue  I^ehrstühlo  angeoiünet. 

(Dekret  vom  22,  April.)  Ein  diitter  LebrHtiüil  für  itaüeuische 
Litemtur  wird  in  die  Beetandliete  des  technischen  bistitutes  zu 
Heesina  mit  einem  Gdudt  von  L.  2640  eingefügt. 

(Dekret  nm  1.  Oktober.)  £in  hesmideter  Jjehrstnhl  für  indu« 
strielle  Chemie  winl  als  Extraordinni  iat  mit  einem  jährlichen  Gehalt 
von  L.  1  t)00  in  <1<  in  techniHchni  Institut  zu  Neapel  eingerichtet 

4.  Gymnasien.    (20.  NovcmhImt.) 

10  Stellen  in  den  Königl.  Gymnasien  mit  einer  Ersparnis  von 
L.  8  000  werden  abgeschafft. 

5.  liehnnstalten  für  MSdchen. 

(Dekret  rom  21.  Januar.)  Die  Oigaiusation  des  Kffnigl.  Mldchen- 
koUegiums  su  Terona  enthidt  39  Stdlen  mit  einem  Geaamtgebalt 

ven  L.  53  900. 

(Dekret  vom  21.  Januar.)  Die  Organisation  des  Knni;;!.  M.iil.  lion- 
kollegs  zu  Montagnara  besteht  aus  13  Personen  mit  uiuem  Gehalte 
vou  L.  S70U. 
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6.  TaubBtummen-Institut  zu  tiom. 

(Dekret  vom  32.  JtdL)  Die  etataniBsage  Aufwondiing  betrtgt 
L  27  020  fOr  27  Beunte. 

Elementar- Sc  hulo  II. 

1.  Ki'f^loiiieut  filr  die  Verwaltung;  dos  l'eimioiisfoiids  fflr  <lie 
Lehrer  der  ütTeiitlieheii  Eleinentai-sclmleii,  in  den  Kitiderasylen, 
sowie  in  den  Kgl.  weil»liehen  Erzielinngsanstalten  unter  der  Ver- 
mögensverwaltung des  >Iiuisterium  für  OfTeutlichen  Unterrieht. 

Der  Pöntioiisfoods  für  die  EtemeDtar-Lelirer  wurde  eingeaetst 
nrit  Geeetx  vom  16.  Desember  1878,  der  für  die  KindOTuyle  mit 
Gesetz  vom  23.  Dewmber  1888  md  der  fOr  die  Lehrer  an  den 
Kgl.  v-eihliehen  Erziellllllgsanstaltei:  mit  Gosetx.  vom  16.  September 
1894.  Mit  Dekret  vom  30.  Dezember  deaselbea  Jahree  irerden 
diese  Gesetzt'  kiHlilizi"tt. 

Die  ÄuslüluuiJgsanweisung  dieser  Gesetze  liehandelt  die  Ver- 
waltung des  Fonds  imd  die  RecluuuigBfühnmg,  die  Beiti-äge  iseitens 
dar  Oemeinden  nnd  der  Lehrer,  die  Liquidation  mid  die  AuanUmig 
an  die  Beitrosenden,  Peaeionen  nnd  Entechldignngra,  Technisdiea 
und  Stalietiaohea. 

Atipefügt  ist  eine  Tabelle,  welche  sich  auf  die  normalen  und 
erniäs-i^ten  Pensionen  bezieht,  dl»'  nach  25  jilhriir'^-  Dienstleistung 
an  die  B<'itrag  zaidenden  Lolirer  für  je  h.  lUUO  gesetzlichen 
Diiruhschnitt.sgehaitij  zu  zaiden  sind. 

2.  Abänderung  dos  ollgenieiuen  Reglements  für  den  Elementar- 
Dntenicht   (11.  Oktober). 

Das  allgemeine  Reglement  fOr  die  £lementarB(dittlen  wird  ge- 
oehmigt  mit  Dekret  vom  9.  Oktober  1896.  Die  Afaftndenwgen 
durch  das  gegenwSrtige  Dekret  betreCBsn  die  BSnachreibungen  und 
PrOfungen. 

Sohulen  n.  Klasse  und  Normalschulen. 

1.  Vorschriften  und  Programme  für  die  weiblichen  Ergäiizungs- 
kone  nnd  fttr  die  Normalschulen  fflr  Knaben  und  Madchen. 
(19.  Oktober.) 

Die  Programme  fflr  die  weiblichen  Skc^ningssohnlen  um- 
fassen  duh  Studium  der  italienisrhrn  Spradte.  der  Geschichte  des 
itnUeniflchcn  Volkes  von  den  Ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart, 


Geographie,  )Iathciiuitik  (Aritiimutik  und  (icometrio)  Biu-hfühnin^, 
Physik,  Natui Wissenschaft  und  Hygiene,  Zeichnen,  Schünscbreibeu, 
weiblidio  Handarbeiten,  die  fransOsiadio  Spiacho  und  das  Tarnen. 
Die  Ei^gftnzungsschide  ist  in  drei  Jahreskurae  Ungeteilt 

Die  Programme  der  Nonnabchtden  umhuen  Qegcnstinde  der 
Püilnfjogik,  der  Moral,  dor  italienischen  Sprache  und  Liltei-atiir,  der 
Ot'-i  liirhte.  .Matht'Miatik.  <  ►okonomiG  des  Hause.s,  Physik,  ( 'lieiiii«'. 
Nalui'gescliirliti"  und  HyL'ii'in»,  Zfic-liiicn  iitid  Schöns<hifilM'n,  ("liur- 
gesang,  I^iiidwirtsehuft,  Turnen,  bunfitige  wcibliclie  uuil  erziehliche 
llundarlteiten. 

2.  Reglement  fOr  den  Beffthigtingsnadiweia  zum  Tnrolehier 
in  Schulen  zweiten  Grades  und  in  Nonnaliichulen.  (21.  NovembM-.) 

Die  Doktoren  der  liteiatttr,  der  Fhilomphio,  der  Wiasen» 

»  harten  und  dii>  aiiih  ri  n  Promovierten  an  Sekundll^  und  Normal- 
schul''!!.  <n\vio   dlo  m'liniii;  (h'ii  T'iiivoi-sitntsfakultHtfn  inskri- 

hierton  Studfiitoti  kr>iiniMi  iiat'ii  AMi'Lruni;  <  iii<'s  p]xaiii''ns  fiii  l)i|il()m 
filier  die  Befähigung  zu  Turnlehrern  an  Si  kuiidilr-  und  Nunnalseliuleu 
erhalten.  Dies  Examen  erfolgt  an  einer  Kgl.  Universit&t  und  be- 
steht in  einem  innerhalb  6  Stunden  anaufertigenden  Aufsatz  Ober 
an  von  der  FrQfungs-  und  £mennungakommi»riott  au  stellendes 
Thema  aus  dem  Gebiete  der  Ridagogik,  der  Physiologie,  der  Hygiene 
und  der  Goschielite  iti  lif/.ug  auf  das  Turnen,  2.  in  einem  Collo- 
quiuni  niwr  das  Thema  iles  Aufsiitzes  und  in  einem  ninndli«hen 
Examen  üImt  ili>-  Mi-tliode  dfs  gymnastis<heu  Unlerrichte^,  und 
3.  in  einer  |'i-aktis<lifii  l'rilfung.  l)ie,s«j  erfolgt  in  der  TurMaii>talt 
oder  auf  dem  Spielitlutz,  wo  der  Lehrer,  falls  möglich,  eine  Ab- 
teilung von  SekundArschOlem  kommandieren  solL 

3.  Bestimmungen  Ober  die  teilweise  Ekgfauung  der  Lehrar- 
prflhing.    (21.  Januar.) 

Die  Lebnuntskaudidat^'M  am  Tiyceuro,  technischen  imd  nautischen 
Institut,  sowie  am  TecliniM-lh  ii  Institut,  wcli  lu:'  si'  li  in  der  KxninetlS- 
perioile  «ler  .laliiv  iS!).')  und  ISOC)  inH  hma!>  /.um  K\am<'u  gi'iueldet 
hulien,  um  di*>  niehthest;uidencn  Fäeiu-r  naehzuiuden,  künnm  sich  in 
dor  Examensperiodc  des  Jahres  1897  nochmals  prüfen  lassen,  falls 
nie  die  Gebühr  ffir  die  Wiederholung  des  Examens  entrichten. 

4.  Abftndenmg  der  Bestimmungen  Uber  den  Wettbewerb  unter 
den  jungen  Lizentiaten  an  Lyoeen  und  technischen  Instituten. 
(1.  Juni.) 
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Uuter  den  lüutdidaleo  für  das  Lduuiut  uu  L;ji;een  und  tech- 
nsebeii  lostitutoii,  weldie  ans  «iner  Staatsscbiile  and  einer  gleadb- 
beiechtagteD  Schuio  odw  aus  Privatunterricht  hervorgegangen  «ind, 
«iid  In  jedem  Jahre  ein  Ehrenwettbeverb  in  einer  der  in  der 

Jnliprüftingsperiode  angefertigten  t^<-liiift]ichen  Arb<>it.'ii  alr^'-li.ilten. 
An  Pi-ämipti  «ind  Medaillon  innl  l)i|il.>mi-  aiisL'' sr  t/.i.  Ks  kMiiiK  fi 
sivli  die  Kandidaten  l>ewerlH  ii.  \v>  K  lu'  im  Juli  das  llaiiittoxaim  ii 
(flr  das  I^hiiamt  mit  eineni  (l.samiifsidlal  v*iii  s,1m  nml  für  lü- 
den Gegenstand  de*»  Weltbe^ uiU-»  l>ilUende  Aibcil  mit  einem  lu;p.ulLal 
TAD  mindestens  9/10  absolviert  haben. 

Untversit&ten  und  höhere  Lehranstalten. 

T.  Reglement  hezOgl.  der  psychiatrischen  Untvcrsitftts-Klinik 

xa  Palenno.    (22.  April.) 

Die  Tm»n haus- Verwalti III-;  ülKTlas.-t  li.  r  Cci MTsil.i»  /.u  I'al<'nii" 
für  Lehi7.wet-ke  d<»r  jK^ychiali-ischfii  Klinik  di"  Hfiint/iuig  de» 
ganzen  Pavillons  >>ei  der  N  ignicella.  wo  sich  Uie  S^  liule  bereits 
befindet,  jedoch  vergrflesert  und  mit  Wasserleitung  und  Oaseinriohtung 
hr  den  Lehrronm  versehen.  Die  Orandsteuer  fftr  den  Pavillon 
l>lcibt  m  Laatm  des  Iitenhauses.  Aufgenommen  werden  45  Kranke, 
TiIht  di(..  der  Direktor  der  KJinik  dir  in>  di/.liii-idi>-  Autsii  lif  sitwohl 
währcuil  il.v«  Semesters  wie  wäiiivnd  dn-  lan-m  Hri  L^ttrI  ii-ü  iiln-r- 
niinnil.  Das  Irrenhaus  zahlt  an  ilic  Klinik  i.'dirlirU  L.  'J<>'H); 
«veatuelle  Vorsehflsse  wenl  ri  auf  iitx-lihunti:  ^llätt■l■.■|■  .I.ilin;  ei.L';ui/i. 

II.  Ingonieurofüzieix^,  welche  zur  Bekleidung  iler  Civiliageuitjui- 
fttellen  «lualifisieit  sind.    (21.  Mftrx.) 

Die  Generale  und  Obersten  der  Genietruppen,  wclcho  in  den 
RiilieBtand  oder  sur  Disposition  gestellt  woii3en  sind,  können  die 
Vxnlifikation  /.ur  Ausübung  der  Profession  eines  Civilin^nieurs 
t'rh.'ilfPTi,  soferfl  sich  aU8  den  vniii  Kni'i:-siidni.-1<'rlnni  /ai  .uliitn'iLdi-n 
r'y|iiefvii  nachweisen  lässt,  dass  -i<'  au>  d<-i-  Arlill-'>ie-  und  Inu'i'iiieur- 
Hcludc  o<ler  ans  der  Krsat/-Ai tilliTii'-  und  Ini;'>nii'iifs"-hiil<'  zu  riiam-ut, 
flderaus  gleichwei'tigen  luätitute»,  welche  in  den  früheren  iüUieni!?elien 
Stntss  bestanden  haben,  hervorgegangen  sind  nnd  dass  sie  eine 
mindeBtens  sechsfBhrige  Dienstzeit  bei  der  Genie -Dii-ektion  als 
Diiektor,  Viste-Direktor  oder  Platzkommandant  »ugcbraclit  haben. 

III.  ArraeDische  Studenten,  wel  )i>  an  Taiversitftten  und  höheren 
KgL  institaten  sugehnsen  sind.  Aprü.) 
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Junge  Äiuicnier,  wolche  ihr  Studium  au  dorn  tecluiischeu 
Mveiuscben  Lyoeuin  »Moomt  liaphuol'*  zu  Venedig  Tolienclet  Imben, 
können  ach  mgehalaag  als  Studenten  an  der  UniTeraitiit  und  den 
hSlieven  Kjj:L  Andtalten  einachreiben  Itsero,  um  sioh  bis  vxn  Examen 

dem  Studium  der  Medizin  und  Chinu^pe,  MaUiematik,  Physik  und 
Naturwissoiischaftcn  zu  widmen,  ebenso  dem  Studium  an  tlor 
Ingenionrsthnlc  nach  Ablegung  des  physikalisch- mathemntisrhei» 
Exametts.  [.-iikt  dorn  Studium  an  der  AiK'thekerschulo  ^wec^iks 
Pi-omoviniiig  in  der  Chemie  und  Physik  und  der  Erlangung  Ucö 
Befllliigungsdiploms,  ferner  dem  Studiam  der  Landirirtecliaft  an 
der  Kgfl.  Universilftt  au  Pisa  sowie  audi  dem  Studium  an  der  Tier- 
anmeiaehule.  Diese  jungen  Armenier  kOnnen  sich  auch  an  der 
Akadt mir  d«  r  »chOneu  KQnste  inskribieren  lassen,  um  dort  bis  zur 
Erreichung  dea  Diploms  au  studierea 

M  u  s  i  k. 

1.  Statut  für  die  Kgl.  Musik -Akademie  der  Heiligen  Caecilia 
au  Born.   (24.  Janusr.) 

Die  Kgl.  Akadmnie  der  Heiligen  Caeälia  besteht  aus  den 
Studierenden  der  Theorie  mid  Ausflbnng  der  Musik  und  bezweckt 

die  gründlich»'  Ausbildung  in  diesen  Disziplinen. 

Die  Kgl.  Akademie  orreicht  ihren  Zweck  durch  Befördening 
in  allen  Zwoip^n  d'T  musikalischen  Bildung,  besonders  tlnrch  Kurse, 
Übungen,  ülfentlitht'U  Wettbewerb,  durch  Ausstellung  von  Moister- 
diplumen  iu  den  verschiedenen  im  iteglement  bezeichneten  Ab- 
teilungen. Ds8  Meisterdiplqm  wird  vom  Minister  des  flffeDtlicIien 
Untemdits  bestätigt  und  lann  auf  Ortmd  eines  Examens  nach 
dem  Reglement  und  den  ron  genanntem  Minister  au  genehmigenden 
Bestimmungen  erlangt  wenlen.  F]in  solches  Diplom  erhalten  vnn 
reclilswegen  die  Zöglinge  des  ninsikali.st.hen  lA'ueums  der  Kgl. 
Akademie,  welche  das  Examen  bestanden  halii-n. 

Mitglieder  der  Akademie  sind  1.  diejenigen,  welche  ein  Meistcr- 
mler  ein  anderes  gleichwertiges  Diplom  erlangt  haben,  auf  Vor- 
scUsg  von  2  Mitgliedern  um  die  Zulassung  eiokommen  und  ent- 
sprechend den  ReglementsvoFSohriflen  auf  Koaütee-AbstimmQng 
zugelassen  werden;  2.  dkjenjgen  Mustkstudierenden,  welche  von 
4  Mi^liedern,  von  deiion  iiiirub^Hfcns  1  dem  Au^chtsrat  angeh<tren 
muss,  auf  Onmd  eines  der  folgenden  Titel  Torgeschlagen  werden: 
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»)  Iwkiluiite  Tüchtigkeit  in  W  i».seii.sLliaft  un  J  Kunst,  b)  gescUscIuift- 
üohe  ^elliuig,  c)  hwromgentle  l^istungea  auf  dem  Gebiete  der 
Itnsik  oder  fOr  die  KgL  Akademie;  fiie  werden  auf  Qnind  der 
Comitaa-ltbstiiiuttUttg  sngdauen. 

Die  AkademioanjTfli'i  -  :i  -Iml  y.wv  Zulilnng  der  /nlii->tingiB- 
Stotlor  von  Ij.  15  und  d-r  j.'ilu  Iii  hr-ii  riiil;iir-'  von  ]j.  iL'  v.  r- 
pnichtet.  Sio  halben  das  Al>sttiiiiinn)->r'  .  lit  in  dni  Voisiuniiilnugen 
uud   können  zw  den  Ämtotn  d<r  Akii'li'inir  i^tjwtilill  ww.It'u. 

2.  Exainen-iiegloment  und -Vfu  s- luiften  far  die  Bcfthigung  zu 
Lehrern  des  Choigesuiges.   (13.  <r'[>toiubor.) 

Die  BMtagtimg  tn  Chorgesanglehrom  wird  anf  Qnind  eines 
Esanens  bei  den  KgL  Konservatorien  der  Mnnk  zu  Mailand, 
Npai>ol,  Fttkraio  and  Panua  iMworben,  f 'wic  auf  il. m  K-l.  Mn>ik- 
institut  zu  Florenz.  Die  l'iüfuügfii  siiiti  >riiiifilirli<'  uml  tnnini- 
H'-hc,  in  1.  th<H)reti8ch-i'rakti-i<'litMi  Lckti(.ii»'n  i  I'liy-inloci-'  mni 
HyKietie  der  Slinunoi"gaiii'.  StiiiiimiiiifaiiL':  in  diti  vi;ivhiwU-ih>n 
I^bensaltern,  Stimm wechBc-l,  .VJii>.itz  und  Atliem),  Analysen  einer 
O&auigsweifle^  2.  Übnngen  im  Tranftpenieren  in  beliebigen  Zwiactien- 
i^tttnen,  3.  nn  Komponieren  eines  zweistimmigon  Solfcggio  ai>er 

beilinimte  Melodfe,  4.  Ablesen  und  Begl<  iti^>n  einer  Melodie 
mit:  Woiien  a  pfima  ^Ata.  in  der  UarmoniHienmg  eines  ebne 
Zatilen  gegobmen  Bnaie»  auf  4  Stimmen. 

M  'tv.  u  luentc. 

1.  Mit  Oosetz  vom  1.  Juli  nnd  T>-  kivl  Vi  ni  L'm.  Xnv.  ihIm  r 
>*ui-iif>n  d:vs  GraMenkmal  d»'s  (j'\u<-<.ur'  l,('(i|i;udi  zu  \l-\\,\U\  ilic 
Katliedralo  7ii  Arerenza  und  dii'  Al  t.  i  der  lU  iligen  Ditiit'iiii^;k<  il 
«U  Yoni)sa  zu  NationaldonkuuUeni  eikLitt. 

2.  Mit  Dekret  vom  2.  Dezember  vrinl  zur  Iiustnntliiultung  «ler 
DenkmUer  xn  Bavenna  eine  Spexialnberwac-luiag  ciugcactzt,  wcirhcr 
vMh  die  Leitung  des  Nationalmuseums»  dieser  Stadt  untcretelU  ist. 

XI.  LiadwiilMliaft,  Induatrie  nnd  Handel. 
Personal-Organisation. 
1.  Oiganiaattoa  der    Beamten  der  zweiten  Katogotif 
Minnleriam&    (18.  Angost) 

Dieselbe  beadeht  »icb  auf  die  R/^'c-lmungMlMSimton,  >  ;ii  n  ''ff-no- 
ral-Direkloir,  die  AbteUungsdirRktomn,  Sokr- t.'ii  •  ur.  l  Vi>  s.  ki,  t.iip, 
mmmmen  35  PenMnen  mit  einem  OeRanttgetuilt  v.  L.  III  UOO, 
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2.  <  »rpinisation  «les  Peiwiials  der  Hechnungsabteilung.  (5. 
Dozemlxjr.) 

Dies  Personal  setzt  «ich  zusammen  aus  KontrolU^eamten,  Vize- 
Konlndlouren  und  Magazinl)oamten,  im  Ganzen  8  Ik'araten  mit  zu- 
sjimmon  I..  20  400. 

Wettliowerb  und  Auszoieh  nungen. 

1.  Wottbeworlt  unter  vorBcliiodencn  liäucrlic-hcn  Wirtaclmften. 
(2.  oktoJM-r.) 

Ks  wenlen  Wettbowcrlio  für  die  vorsehiotlencn  liruicrlichon 
Wirtschaften  ausgest-hrichon  in  den  I'i-ovinzeu  As4-oli,  IMocno,  Bari, 
ItiBKcia,  *  hieti,  Cuneo,  Fi-iTara,  Florenz,  Foggia,  Gi*08setto,  I^-ce, 
Neipol,  Novara,  Palermo,  Pcsaro,  Piaeenza,  Repgio-Eniilia  und  Rom. 

Für  jc<lon  dieser  Wottljowerbe  winl  in  joder  Provinz  ein 
Khrenjui'is  mit  goldener  Medaille  ausgesetzt,  fonior  2  goldene 
.Mt'daillt'n.  2  silberne  Moilaillen,  aussenlmi  L.  11(00  zur  Verteilung 
nnter  di<-  Leiter,  Ueamtcn  und  Arbeiter  der  Wirtscliaften,  denen 
die  I'reise  selbst  zuerteilt  wcrtlen. 

2.  Intomatioiialer  Wt-ttbewerb  für  Transportmittel  fflr  Traul>en, 
Moste  und  Weine.    (2.  Oktober.) 

Filr  die  ganze  Zeit  (April  und  Mai  1898).  wflhn^nd  weleher 
die  Aussti-Ilung  der  Weinkultnr,  Wcinwis-sens^-haft  und  anderer  zu- 
gelinrigi-r  Wissi-nsehaften  in  Asli  on'tfTni't  ist,  wiitl  <«in  interiiatio- 
lüdcr  Wi'ltbewerli  für  Ti-anspoi1mittel  fflr  gestampfte  Traul)en,  .Moste 
und  Weiiiö  veranstaltet.  Die  l'rämieii  fflr  die.«««!!  WeltlKjwerb  be- 
stehen in  4  Gold-,  12  Sillier-  und  24  Bronze- Me<laillen. 

H.  Wettbewerb  für  Huusliikuten  auf  Siuxlinien.  (5.  DezendK'r.) 
Folgende  Wettl>ewerbe  werden  veranstaltet: 

a)  Für  diejenigen,  welehc  mindestens  3  Häuser  för  Aeker- 
iMUier  mit  festem  Wohnsitz  fflr  je  einen  GrnndlHisitz  von  nicht  mehr 
als  50  li;i  erbauen;  b)  fflr  diejenigen,  welche  ein  Riuernliaus  fflr 
einen  Gniiidbesit/,  voi-genannter  Ausdehnung  erbauen.  Als  l'i-äuiien 
fflr  die  ei-ste  Art  sind  4  Ehrenpivise  zu  je  L.  3000,  fflr  die  zweite 
10  Preise  a  L.  1000  ausges4'tzt. 

4.  Wettbewerl)  zum  Zwecke  der  Ilebtmg  der  Wasserwirtschaft 
in  den  <">(rentlichen  und  privaten  Sflsswälssern.  Zum  Wt-ttliewerb 
wenlen  sowohl  die  privaten  wie  die  öffentlichen  Korixtnitionon  zu- 
p>la.Hsen.    Die  Pn'lmien  lK?stelien  a)  in  einem  Ehrenpreis  mit  gol- 


dener  Medaille  und  L.  600,  b)  zwei  Prlmien  von  je  einer  g«ddenen 
Hedaille  nebrt  L.  300,  o)  viae  aüfaenien  Uedullen  nebet  je  L.  200. 

Schutzmassregeln  gpgen  die  Hoblaim. 

1.  Ein  Dt'kriH  vom  25.  Fpluniar  hobt  die  Eiiifiitir  iiml  den 
Tnirisit  in  uiiil  für  die  Insel  Piinti  ili  ria  von  Ve^i'taliilit'ii,  Knollen 
(Kart«  .ITt'lnj  und  KnoUenfriiehten  (Knolilauch  »md  ZwirU.'ln),  eln-nso 
Ton  frischen  Früchten,  Stroh,  BaiimwollBamen,  von  vegotabilischom 
«nd  gemisditem  Mist  auf. 

Hit  Dekret  vom  20.  Noranber  wird  die  filnfnlur  und  der 
Thuisit  von  Stroh  wieder  fgeigqgebeB. 

2.  Ein  Dekret  vom  27.  Juni  beseitigt  das  Verbot  d<  r  Einfuhr 
"lul  »los  Transits  der  in  <leni  Antiroblaus^'^^^etz  vom  25.  April  1880 
k'Zi-i(  hii»'tcn  (iegiMistände  für  <lir  l'iovinz  li<'rt;anio. 

3.  Ein  Dekrt't  vom  2.  l)e/.t'nilter  hebt  die  Einfuhr  luid  di  u 
^nullit  Ton  Knollen  und  KnollonfrOchtcii,  frisclicm  Obsl,  Uaiimwoll- 
■nioi  and  Ton  vegetabilischem  und  gemischtem  Mist  fflr  die  Insd 
I^^pedusa  auf. 

Fischerei  auf  ileni  (tarda- See. 

Ein  Dekret  vom  23.  Oezeuiber  verbietet  imt.  i  .\l.iini)i'niiii.'  »le?; 
R'*trl*-iniiil>  VMiii  19.  Ajiril  IHS."")  dm  Kisr■llfaIlf,^  Hin-  uitil  V.rkaiif 
fol|j;-cn(i»'r  fri.s<.'iier  Fi.Niiuirten:  Kni-elien  im  Novemlwr  und  iK^zi-ndii'r, 
Kir|>fen  in  dei'  Zeit  vom  1.  Dexember  bis  31.  Januar,  vom  20.  Juni 
bis  31.  Juli,  Asdie  im  Märe,  Schlei  und  Karpfen  im  Juni,  Pendacher 

naeh  im  Mai,  Maifisoh  (Agone  und  Sardine)  vom  15.  Mai  bis  15.  Juli. 

AU-r  au<  Ii  während  dieser  Zeit  ist  der  Fang  des  Maiflschos  wCeliout- 

Uch  in  fler  Zeit  vom  Mittwoch  nach  Sonnenunteigang  bis  Samstag 

frül»  gestattet 

Betrieb  und  Oberwachung  der  Dampfkessel. 
Reglement  vom  3?.  Juni.    Als  Dampfkessel  werden  solche 
Behälter  angesehen,  die  smr  Umbildung  von  Flflsngkeiten  xn  Dampf 
dienen  twecks  Snielnng  eines  gHSsseren  atmosphärischen  Druckes, 

ferner  andere  niclit  weniger  als  300  Liter  fas.«ende  Gefllsse, 
woMir.  iicn  Dampf  mit  einem  giVVs.seron  atmosphftrischen  Druck 

zur  l{<';irlMMtuni;  'b-r  in  ihnen  entlialt«  ti-  n  Substanzi-n  aufm^hiiK-n. 
NelM-ii  (iiuser  Üehnitiun  giobt  dat)  Hoglemeut  Üestimmungeu  für 
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neue  und  repariorte  Dampfkessel  iinii  8pri<  ht  von  den  SaehverstJUi- 
digcn,  von  dem  Bftu  dar  Du^tfkMael  und  ihrau  ZabehBr,  rm.  dm 
von  Zeit  zu  Zeit  vominehmondfln  Untenuchungen  und  Frabettf  von 
Belohnungen,  von  Vereinigungen  der  Dampfkeeaelbeiitser,  dem 
Denipikeeaelvegiater,  dem  Peraonel,  derCborwadiung  und  Strefbarlceit. 

Nah ni  n  1^  s  111  i  tt  e  1  -  Vo  r f  ,1 1  r  h  n  n  p. 
(Gesetz  vom  2.  Auiriist.)  Wer  Ee*eiuoii  von  Friiclilfn  «kIi  t 
iu  tiiturieiler  oder  J'ulverform  beOiidlicheu  Gärstoffen,  die  mit 
fremdartigen  Snbstiunen  vwmiadit  and,  vonttig  hllt  oder  zum 
Vn^uf  stellt,  mii88  mit  deutiichen  Buchetaben  die  Qualittt  und 
Quantttit  Ulf  den  sie  enthaltenden  Oeflseen,  aovie  auf  den.boxgL 
Fmcht8(;licincn  und  Rechnungen  bezeichnen.  Dan  Oeaetz  bestimmt 
die  Stnifen,  welche  im  FjUle  der  Nichtlicochtung  der  obenerwähnten 
Vnn<p!irifton  (Vio  Vcrk.liifer  trifH.  die  die  obige  vorschrift.smri8.sigie 
iiez^'icluiuiifj:  unterlassen  rxlrr  sicli  woipt  ni,  Pmben  für  die  Analysen 
bcixugeben.  Üio  Strafe  kiinn  in  Hüft  und  auch  in  Gofäog^iiK 
bestehen. 

m  Öftentliehe  Arbeiten. 

Po  rsonal. 

1.  Personallisto  des  Ministeriums.    (27.  Juni.) 

Diese  Oi^niaationsÜatp  enthält  dori  Unterstaats  -  Sekretär ,  2 
General-Direktoren,  2  Verw  altnnp:s-OtH'i  insji<  ktoren,  6  Hauptdirektoroö, 
17  Ableilungsvoi-steher,  34  Sekii-täiv,  (>  Vizo-Sekretäre,  1  Obep- 
reohttimgiidirektor,  4  Ragiuneri-AUeilungs-Vorsteheri  26  Bagiooei*i, 
6  Beebner,  1  Obenrchivar,  19  Aidiivare,  41  Bnveau«Beamte,  1 
Diener  und  24  Boten.  Die  jAhriiche  Oesamtmisgabe  betrlgt  L.  623300. 

2.  Verwaltungs-Olierinspektoren.    (27.  Juni.) 

Die  Venvaltungs  -  Obennßi)ekt«)ren  unterstützen  die  Genenil- 
dirfkfon'n  und  vertivtcn  ^;i<'  im  Fall*^  «leren  Abwosonhoit  cn\or 
iieliiiiil''nmg.  Auf  Anordnung  des  Ministoi-s  oder  deii  UiilcTstnat,*i- 
Sckivtürs  abernclucon  sio  die  In»puktion  der  Bureaux,  welche  von 
dem  Ministerium  reBaortieren.  Ausaerdem  fOluwn  ne  alle  ihnen 
vom  Ifinister  und  DntentaatB-Sekretir  erteilten  Auffarlge  aua. 

3.  Yerwaltungmat  den  MiniBteriuma.   (2.  Olrtober.) 

Den  Vorsitz  führt  der  Unterstaat^-SekretSr.  Er  besteht  .iuh 
den  Generaldirektoren  und  den  VerwaltungfrOberinap^ftoran.  Die 


^  kjui.uo  i.y  Google 


—  cos  — 

Amtsfiinktionen  des  Sokrotärs  wopl.  n  v<m  il.'in  V,>istoli.'i  il.  r  Ti  i- 
s<jru*l-Aiiteiliing  aiiSL^rfiht.  l^'w  Al't.iliu'.v;s'linl<tiiri>ii  iiii«!  '1  r  ll;tuj<t- 
direlitor  des  Be<:-hjiuti^samtä  können  /um  Zwecke  von  Informationen 
lind  AuikUningeii  zugezogen  la-eitlen. 

4.  Beetiminiingeii  für  das  aiiaMrordentlichc  Pereonal.  (Dekret 
vom  1.  April  und  27.  Juni.) 

Während  des  Zi  itraumes  von  dii>I  lahivii         V.  irttt-  ntlicliuiiu" 
des    Dekrets  wird  dif  KniciiniiiiLr  'iiT  Sti;iss(^nl'.iiilK'aiii(fn  inul  'ii  r 
Auffsichtsbeamtpn  iUmt  dif  W'assfikiäfr«»  'ifri  Minisl-'i ifii  ril.i'nrai:i'ii. 
Zu   diesem  Position,  i-hfu^n  \\\  -  zu  'l<>iii*fi  viur^  I,.'iii  httiirni\va<'liters 
äritter  Klasse,  eines  \Vui>s<.raiit8icht8beaaiten  vierter  Klasse,  einos 
Beamten  des  Civllbanes  dritter  Elaase  und  eines  Meliomtione- 
Inspektois  dritter  Ktaeee  kOnnen  die  nicht  vor  1890  promovieilen 
Benmten  »naiiiit  werden,  welche  der  CentralverwaJtnng  der  ßflTent* 
liehen  Arbeiten,  dem  flcnpiid  -  Iiirt]i<kt.nat  d.i'  Kis*^ii1iuhnen,  den 
Konstniktioii.-i-Burean.v  d>  r  Kl'L  Ki-cnlialiurii  und  den  l{>ifp,tnx  <]■  r 
villiaukunde  angelii'noti,  wnlioi  difjrnit;i'ii  d<Mi  Vnr/ii^  lial>fii.  wc-l» 
küralich  pmmovirit   sind.    Ni<  ht  «nianiU  kunn  werden,  vini 
fe«  55.  Lebensjahr  iil-ct^tlaittcn  liat 

Eisenbahnen. 
1.  BesHmiamgen  fOr  die  Erbauung  von  Seknndftrtiahnen. 
(&«eetz  vom  27.  Juni.) 

Die  Summe  v<mi  L.  sr,  o.'<r>  »»(».'k  wi-l'-h»'  für  .mh' n  Hifi'>-ii- 
jMirigen   Zeitraum   für   allf    1h'|.  its   nntfi-  'rit.-l    ..Hau  vii 

Eä8«ubahnen^'  flbenininnu-nfii  V.-r]i(li.litiiiii.'.'i)  et (miiIii ist.  vit- 
toilt  .sich  in  dem  Etat  d-  s  Ministeriums  f  tl-eti  iormassen :  i^. 
19  369  043  für  das  ReehnungHjahr  1898/99,  L.  17  174  787  für 
1699/1900,  U  16  207  710  für  1900/01,  L.  10  C48  170  fllr  1901/02, 
U  6000000  nr  1902/03. 

Die  ff^r  dio  T  ■ruplnm^'  vim  ruH  h  nicht  in  Angriff  genomni-  tii'n 
T'inien  und  Zwci^linicn  rrfui-ilci lich,-'ii  Ko-Icn  müss'  ii  j»""'!' >iti.il 
liiirrh  ein  fiit-ii)recli>'iidos  (t.-s.  tz  '-ih-lH'n  w.-nlru.  liic  ii..<  li  m,  ht 
in  iiikn  genommeneu  Linien  und  Zwt'iyÜJiii'ii.  für  ilit/  durch  ent- 
sprechendes Gesetz  noch  keine  Vorsorgt  gel  raffen  ist,  kennen 
Privstpenonent  inoialischcn  öder  .sc;hon  beBtehnndcn  QeBellschnfteii 
nieitpilt  werden.  FQr  diei»e  Linien  und  Zweigliuien  wird  di«^  kilo- 
DWtHBche  Sulivention  bis  zu  einem  Maximum  v<»n  L.  5000  erhöht. 
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2.  iV'iisions-  lind  l  iit*  !  »ttil/.tin^kasik^u  für  das  Eiäeiiüalm- 
jiersuiial.    (Gesetz  vom  15.  August.) 

Die  Aufgabe  dor  gogenwflrtig  besfehendea  PenBion8»  und 
gegenseitigen  Hfllfekasson  fttr  das  Eisenbahnperaonal  bleibt  be- 
sobfKnkt  auf  das  Personal,  welchea  bis  txm  31.  Dezember  1896 
rcgelniilssig  iu  Dienst  gewoson  ist. 

Für  (las  sjjiltor  oiiigotivtone  IVixiiial  mflS8<'ii  'Ii''  »h^n  OoseU- 
Sf;iiaftou  ein  unitps  Tuntitut  vor  dpm  1.  .Tanunr  1899  gniniirn. 

l'ni  (Km  l»«^steiioni.U'n  Kasson  die  Ansninnilung  de»  lür  die 
Deckung  des  Fehlbcti:ages  orfoitlerliehen  Fonds  bis  zum  31.  Dezember 
189G  an  erieiditern,  wird  ein  weiterer  Aufschlag  anf  die  Por> 
Honen -Tarife  erfolgen  und  an  Profleotsats  anf  den  fOr  jedes  Ein- 
und  Ausladen  von  Gfttem  erhobenen  Arbeitspreia  geadilagen  werden. 

.Mit  Dokn!t  rom  27.  November  wird  die  genaue  Hohe,  sow  ie  die 
Art  dos  AuffH-ldagos  und  dos  oben  erwAhnten  Proxentaatiea  feetgesetxt 

3.  Eisi^nhahn-Konzossionen. 

(Dekret  \**m  1.  Juli.)  Konvention  zum  Bau  und  B«>trieb 
einer  elektrischen  Eisenbahn  zwischen  S.  Quirico  und  Sautuario 
di  Noetra  Signom  deUa  Quardia  in  der  Provinz  Genua.  Die  Kon- 
vention ist  geaächnet  von  dem  Minister  der  Öffentlichen  Arbeiten 
und  Herrn  Bduard  PIstomi,  Vonatxendm  dea  Yerwalbmgsntes  der 
an  die.sem  Zwe<'ke  zusammengcti-otonon  nnipuymeu  Gesellschaft. 

D'krrt  vom  22.  Tiili  iLr'niobmigt  die  riierti-ir,'iriii5  des  Baues 
lui'i  (h'<  I?'»Uiobes  der  Eismliahn  von  It^b  sias  nach  Monteponi  an 
die  Kgl.  Gesellschaft  dor  Saitliiiisehen  Bahnen. 

(Doki-ct  vom  9.  Dezember.)  Konzossionsvertnig  zum  Betriebe 
der  ISsenbahnen  Vicenza-^viso- Padua- Baseano  itnd  Yicena»- 
Thiene-Scihio. 

Q^uahmigt  wird  die  Dnrchffllmug  dea  Verbntges,  welcher  au 

Rom  am  29.  A«g:u^^t  zwischen  den  Ministern  der  rilTentlielien  Ar- 

hHtrri  und  dem  Schatzminister  einerseits  und  «Irin  Hitiii  .\i1biir 
.Ii  liaii  Do  Johannis  als  Vertietrr  der  Societa  vcti.'ta  'i  iniprcse  o 
costruzioni  |)uhbliche  zwecks  Betriebfikonzeäsion  der  genannten  Eisen- 
hahnen gesclüosseu  wmde. 

Sciiil  f  falii  t. 

1.  Dampfscilifffalut  auf  dem  Iseo-Six'.    (Dekix'l  vom  11.  Ajuil.) 
Das  Reglement  f(lr  die  Dampfiachifffahrt  anf  dem  Oarda-  und 
Iseo-Soe  wird  mit  Dekret  vom  13.  llftnc  1882  genehmigt 
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Mit  »lom  pogenwiirtigen  Dekret  wiixl  (lio  BetriiOisonlnuiig  für 
einen  entsprecheuden  ofTentUchcn  Dienst  auf  dem  leeo-Scc  genehmigt. 

2.  SchHChhrt  Ober  die  Meerenge  'von  Heeahie.  (Dekret  vom 
1.  Juni.) 

Ein  Dekret  vom  23.  November  1893  gendiroigt  den  Vertrag 

zwiBohcn  fiel-  I^^giening  nnd  der  Sissilianieehon  EiseiiKihii-OeHell- 
8chnft  für  <lie  SeliitTfaliii  fWtt^r  die  Rtnisso  vnti  M.  s>ia,'i.  I)it  s4  ii> 
Vort  ric  fnlgto  iinfer  dem  21.  Mai  1894  ein  Aiiliaiiir,  w  i-lrln-r  mit 
<lein  gegen wrirt igen  Dekret  genehmigt  winl.  Dieser  Anhang  lM\stinunt, 
daes  das  SchifTfalirtsrisico  direkt  vom  Staate  Qbemommen  wird. 

Meliorationen  im  Gebiet  von  Beggiano>Hantovano. 

Dekrete  vom  18.  Febniar  nnd  7.  Kftrz. 

Einem  1>esondGr8  zu  errichtenden  Konsortium  wird  die  Ansfnhmng 
Melii iration8aii>eiten  iniOelii'-t  von  Repgiano-Miiii(ovano  fil>ertragen. 
Aiiteiten  bestehen  hanptsiklilicli  in  'ior  Anliit;e  eines  Ahznggral»en8 
onter  der  Pechia  und  eines  Austlu&skanals  in  den  Po  in  der  Nähe 
^tt  Usboaiw,  ebenso  in  der  Ordnung  und  Neiunlage  aller  ober- 
^•J.b  dieses  Abflnssgrabens  befindlidiMi  KanAle  und  WasserUnfe, 
citiadiliesBlicli  der  cor  Jnstandhaltnng  der  gewOhnlidten  Strassen, 
Kistenhahnen  und  Wasserlftufe  erforderliohein  Arbeiten.  Der  Staat 
zal»]t  an  das  Konsortium  für  die  Dauer  von  50  Jahren  eine  feste 
iiUirlicho  Retite  von  L.  308  009.73.  Die  interessierten  Provinzen 
Ma.iitova  und  Heggio-Emiiia  sti'nern  eine  feststellende  Summe  von 
1^    1160  828,59  zu  den  Meliuratiunäkosteu  bei. 

Xm.  Posten  iisfl  lUecraplMi. 

FersonaL 

1.  Sekretftre  inderCentralverwaltung.  (Dekret  vom  18.  Februar.) 
Aiisnahmsweiae  und  vorObergehend  finden  die  Beförderungen 

zu  Sekivtären  in  der  Centralvorwaltung  der  Posten  und  Teli'grapheti 
durch  Wahl  atts  dem  Bestände  d.T  Vize-Sokret/ire  1.  und  II.  Klasse 
uaeh  Andennutiii  und  Vei-dienst  .statt,  Ijetztei-e  müssen,  um  l>efördert 
««den  lu  kfinnen,  wenigstens  4  Jabre  AHoieniietMt  lubeB. 

2.  Beförderungen  au  höheren  Graden.  (Dekret  vom  22.  Juli.) 
Ansnahmswäss  und  vorilbetgehend  irird  der  Poeten  dnes 

Di.strikt-s-Inspektors  IV.  Khiase  «nd  eines  Vize-In.spektons  in  der 
ProTiazial» Verwaltung  der  Posten,  eines  Inspektors,  Direktors  und 
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Seki-fitilrs  in.  Klasse  in  tler  Pitiviiuial- Vpi  waltiiiig  der  Telegraphen 
mit  einem  Gehalt  von  L.  300U,  zu  auf  Grund  eines  Befähigiings- 
eannkens,  rnid  zu  i/a  »ach  Prflfnng  der  Verdienste  verliehen. 

An  den  Pritfiingen  k5nnen  teilnehmen: 

a)  IHe  BurenuchefB  IIL  Kbusse  mit  L.  3000,  die  Bnreauchefe 
n.  Klasse  mit  L.  3500  in  der  Verwaltung  der  Posten. 

h)  Die  Bun;>auchefs  und  Beamten  I.  Klasse  mit  L.  3000  iiiid 
die  Bureauchofs  mit  L.  2500  l>ei  der  Vei-waltunp  der  Telegraj'lien. 

c)  (Unter  l^eobachtung  einiger  tKJStimmter  Betiingimfrfii)  di.' 
Vize-SokretÄre  der  Verwaltung  der  Posten,  die  Bureauchefs  und 
Benmten  III.  Klisse  in  der  Terwaltiing  der  TdegnE^MB. 

3.  Tdegmphen.  (Dekret  Tom  2.  DesemlMr.} 

Diej«iigen  Bewerber,  welclie  den  fiefittiignngaDachweis  nüt 
Examen  vor  1890  erreicht  haben,  wenlen  Telegraj>histen  er- 
nannt mit  dem  entsprechenden  Qehalt  nach  Bohenfolge  des  durch 
die  Prflfimg  erzielten  Qebalte. 

Postdienat  in  Kriegaaeiten. 

Beglement  vom  27.  JnnL  IGt  Dekret  vom  Ii.  Juni  1881 
vurda  daa  Reglement  übm*  den  Dienst  im  Kriege  genehmigt.  Daa 
gegenwgrtige  Ddcret  ersetzt  daa  vierte  Buch,  üb  beeehtRigt  sich 

mit  der  Ordnung  und  Leitung  der  Bareaux,  dem  Oeschiftagange 

nnd  der  KoiTespondenz. 

Im  Krifcre  ■winl  oin  Frldjinstdionst  fflr  <]pn  B rii'f verkehr 
zwisi  lu'ii  (iiii  1  leimatsoitrii  und  dem  Heere  und  zwisth.  n  il-  ri  ver- 
seliiedenen  ileere.st eilen  eingerichtet.  Das  erlwrderiithe  Bcsiuiten- 
perHonal  wird  von  dem  Ministerium  der  Posten  und  Teh'gnijdien 
entnommen. 

XIV.  Emissionsinstitnte. 
Anordnungen  betreffend  das  Bankwesen. 
l>ekret,  velohea  die  proviscnische  Einführung  bestimmt  (17. 
Januar). 

Blt  Rcgienmg  wird  die  KmiHchtigimg  erteilt,  provisorisch  die 
Konvention  und  die  den  KOnigl.  Dekreten  vom  6.  Desember  1896 
angefdgten  Bestimmungen  in  Anwendung  in  bringen,  welche  be- 
zwecken,  den  Dmlauf  der  Eaasenscheine  der  Banca  dltslia,  des 
Banoo  di  Napoli  nnd  des  Banoo  di  SicUia  tu  sichern,  d«ren  Re- 
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duktion  zu  befönlern  und  die  Li<iuiduUün  der  Ituinobili.sutioneii  zu 
erleichtern. 

Das  Gesetz  stellt  einige  Bedingungen  fflr  die  vorlaufige  Ein- 
führung der  Bestimmungen  Hlter  das  Bankwesen  auf,  wekho  den 
S<-hutz  der  Inlmher  der  Kassenscheine,  den  Cn'«dit  foncier,  die  Aus- 
gal«  von  Amoi-ti-sationstitrcM,  die  Kesenv,  die  Einkonuncnfsteuer  und 
Cin  ulalion,  ferner  die  Stempel-  und  Itegistergebflliren ,  die  Auf- 
stclhuig  der  Bilanzen  und  den  Reservefonds  betrofTen.  Dem  Oesetz 
sind  verschiedene  Anlagen  Itcigegcbeu,  welche  Bcstininuingen  för 
die  Banca  d'Italia.  den  Banco  Napoli,  den  Biuico  di  Sizilia ,  suwio 
allgemeine  Bestimmungen  betretfen. 

Crödit  foncier. 

1.  Normen  für  die  den  CrCtlit  foncier  ausübenden  Institute. 
(8.  Juni  1896.) 

Die  Bestimmungen,  welche  durch  <las  gegenwärtige  Dekret 
genehmigt  werden ,  IjctrefTen  die  Verlängerung  der  Dauer  der 
Iiyp>tlieken,  die  Summen,  welche  die  Schuldner  fflr  eine  solche 
Verlängerung  zu  zalden  und  die  entspiechenden  hypjthekarischen 
Garantieen,  welche  sie  zu  geben  liabon. 

2.  Vorschriften  ölH>r  den  monatlichen  Status. 

Kin  Dekret  vom  1.  .luli  schreibt  ein  neues  Formular  fflr  den 
mouatlichen  Status  des  Credit  foncier  der  Emis»ious- Institute  vor. 

Sparkassen. 

1.  Reglement  betreffs  der  Ordnung  der  Si>arka.s8o.  (21.  Januar 
und  22.  Juli.) 

Das  Gesetz,  welche»  die  Materie  ordnet,  ist  vom  15.  Juli  1888; 
das  darauf  liozflgliche  Reglement  winl  mit  Dekret  vom  4.  August 
1889  gtfiehmigt.  Da  das  Oesetz  unverändert  gebliel*en  ist,  hat 
man  auch  das  Reglement  erneuert  Dasselbe  handelt  von  den 
Schritten,  welche  zur  Erlangung  der  juristischen  Pereon  und  des 
Titols  „Sitarkasso'^  notwendig  sin<l,  von  dem  Constituirungsakt  der 
Sparkasse,  von  den  Vorschriften  Aber  die  Ka8.sendeiK)siten,  von  den 
Si>arka8senbflchern ,  den  Rflckzahlungen ,  der  Verwaltung,  von  der 
KiiiHchtung,  der  Aufstellung,  Abändenuig  und  den  späteivn  Reformen 
des  Statuts,  ferner  von  dem  Vcrwaltungsrat,  den  Rcfhnvnig^bflchcrn. 
den  Bt^ratungcn  des  Vcrwaltungsitits  oder  der  Vcrstuumlung  der 
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Gesellscbafter,  von  periodiflchen  und  anssergewShiilkdieii  Inspektionen, 
▼on  Verlust  des  Grundkapilals,  Auflösung  und  Liquidation  der  In- 
stitiito,  lind  Ton  der  Überwadiung  seitens  des  Kflni^  Kommissars 

und  Liciuidators. 

2.  Sparkiissi'  ikt*  Baiicf»  «Ii  Napoli. 

P^iii  iK-kn  t  vom  1.  Juli  genehmigt  das  Foimular  für  den 
liulbjälu-liciicn  li<^-«.-linitiigSiui.sweis. 

3.  Fostsparkaseen.    (18.  Juli.) 

Die  Postsparkassen  wurden  diuch  Gesetz  vom  27.  Hai  1876 
gegrtkndet  Das  gegenwärtige  Oeseis  ändert  es  besgl.  des  Reserve- 
fonds besagter  Katisc  ab,  elienso  das  Gesetz  Qbor  die  Depositen- 
Kasse  in  Be/Mg  auf  die  jUirliche  Aufbewahrung  und  den  perma- 
nenten Verwaltungsrat 

Banco  di  Napoli. 

1.  Ersats  des  Goldes  duroh  Stsatstitd  oder  vom  Staate  garan- 
tierte Titel.  (Dekret  vom  25.  Februar.)  Das  Hanptaohatiamt  und 
die  einseinen  ProvinzscliatzAmter  sind  enniohtigt,  su  Goneten  dee 

Sehatzos  OoM  zum  Rosetzlichen  Knne,  Wiehes  aus  der  Reserve 
des  ßanoo  di  Napoli  mit  einem  Gesamtwert  von  45  Millionen  Lire 
entnornnioii  wiitl,  in  Emiifantr  zu  nehmen,  wof^egcn  eine  reguläre 
tjuittun^'  zu  (iiinstm  <\<  v  Verwaltung  der  liank  auszuHt.'llen  ist. 

Die  Oenerai-DirektKiii  des  Scliatze»  ist  bei'eehtigt,  im  Vetviu 
mit  der  Verwaltung  der  Bank  und  im  Interesse  derselben  den 
Erwerb  von  Staatstiteln  oder  vom  Stsate  garantierten  Titeln  voraii- 
nehmen,  woxu  diese  Summen  in  Staatasoheineoi  ansgegeboi  werden. 
Dii'Ho  Tities  sind  Eigentum  des  Banco  di  Napoli  und  werden  nebst 
dem  Ziiiszuwacbs  zu  dessen  Gunsten  bei  dem  Hauptacfaatxamt  auf- 
geholicn. 

2.  liegit'nieiit  über  die  Ausfülining  der  Vor^iehriftcn  für  den 
Banco  di  Napoli  und  seinen  Crudit  foncicr.    (22.  Apnl.) 

Das  R^lement  besieht  sich  auf  den  Credit  foncier,  die  Direk- 
tion und  die  Cberwachnng  seiner  Geschäfte,  auf  die  Ausgabe  und 
den  Umtausch  seiner  Pfandbriefe,  die  Beiiehungen  der  Eondemb- 
tcilung  zur  Iiuikalif<  ilting,  auf  die  Wiederherstellung  des  Gnind- 
k.ipitalM  und  der  n»'talli^<  lien  Hes4:'rve,  auf  die  Bilanz- Aufteilung 
und  die  Üarantic  fQr  Disuunt-GeschAftc. 


Nachtrag  rar  italienischen  Qesetsgebting 
ans  dem  Jahre  1896. 0 

Referent:  Dr.  Bngeiiio  Fobbb  Mandni,  Advokat,  Orvicto. 
Obenetinng  von  Bemlwril  DenboiS)  Borlin. 


Kriegs-MIiisterliinL 

Vennhiedene  iind  siemlich  widitige  Maäsrogeln  wurden  von 
dieiein  Hinüterium  beaehentlich  auf  seine  YeianlasBiing  getroffen. 
Zu  bemerken  sind: 

rios.ftz  vom  2.  Juli  illjcr  ilas  Avancement  im  Ileoie.  Das 
GeM-tz  zi'ifällt  in  f)  T<'ilo.  Dor  erste  haiidfll  fÜMM-  die  zum 
A Villi' •eiiiPiit  erfu)''li'ilii-lien  Vurln'ilinjrimfjeti  uikI  .-teilt  (icii  (iriiiid- 
eatz  uuf,  (lass  lüemaiul  seine  üeförclenmg  z\x  einem  li^tiig  Wtnülien 
kann,  wenn  er  nicht  als  zur  ErfQllung  der  Stellung  geeignet  an- 
eckannt  wird.  Es  giebt  besonders  Nonnen  Aber  den  Bang  bei 
den  Truppen  nnd  Ober  die  activ«)  und  verabsohiedeten  Qffiaere. 

Der  Titel  n  behandelt  die  Art  des  Avancements  (nach 
Waffen  und  Annoe-Korps  unliescliadet  dt  r  iM-soiuitMs  aiigepel>enen 
Aiisnalinioii  und  nntor  Beföriloruiig  von  einem  Urad  zum  nächsten), 
die  WirJiung  der  Anciennetilt  und  die  Stufe  der  Hefördotung. 

Der  Titel  m  beschäftigt  sich  mit  der  Bereehnungsweise  der 
Anoieiineittt.  Die  AndennetBt  im  Rang  wird  bestimmt  nach  dem 
Datum  dm*  viridichen  Ernennung  in  d&t  unteren  Truppengmden 
und  nadi  dem  Datum  des  Dekrets  bei  den  Offizieren,  falls  es  das 
letztere  selbst  nidit  anders  Itestimmt.  Bei  der  Oloichheit  des 
Datums  der  Ernennung  und  des  Dekrets  liostimmt  siel»  die  Aneienne- 
täf  nadi  der  Steile,  wclelio  der  BeUeffondo  in  der  Anciennetiits- 
Li«te  des  vorhergehenden  Ranges  i-ingenommen  hat.  üoi  Gleicli- 
beit  auch  dieser  Bedingung  wird  die  Aneiennetüt  durcli  das  Alter 
bestunmt. 


')  Infolge  Verluste«  eines  Teiles  dos  ülersetzteu  Mauuscriptes  bei  der 
VerseaduDg  zum  Druck,  hat  sich  Herr  Deriiburg  in  dankenswertester  Weise 
der  Mühe  einer  wiedurbulten  Cbei-setzung  diesus  Teiles  des  Iteferate»  über 
die  italieoisclie  OeBotigebuiig  onlenogeD.  Dodi  konnte,  um  das  Encbeiuen 

der  i^weiten  .\bteilun!;  des  Jahrlun  lies  für  1S!M;  nicht  aocb  lingor  KU  VeT« 
z6^*ni,  der  Nachtrag  vmi  au  dieser  Stelia  eracbeiueu. 
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Der  Titel  IV  beBchU Ügt  ach  mit  den  YeriiiltiiiMeii  zu  Krieg»- 
■/.e'iton,  vAhreind  ureldier  in  j&li  ni  OfH/jei-srnn^'  aussergewOhniiche 
Beförderungen  vorgenommen  wonloii  köiiin-n  auf  (5nni<l  kriotrcnsi-hor 
Wnlieiisti^,  welche  entsinci^'lii'nd  fi'StgL'StoUt  und  di  in  Hi  rr  dun  h 
TjigeslM-ft'hl  inilirotfilt  \v>  i(lrii.  Joflor  rnteix)ffizier  kuiui  zu  Krieg.s- 
zeiton  /.um  l  ntcr-LicuUnunt  fUr  KiicgHvcixlienste  ernannt  werden, 
immeriiiii  nrass  er  das  18.  Jahr  erreidit  haben. 

Der  Titel  V  enthSlt  Obergaags-Bestimmungea  Dekret  vom 
30.  Joni  besieht  ach  auf  das  Gesetz  Aber  die  EfaiteUirag  des 
Kriegsheercs.  Der  Qesetztoxt  ülier  die  Einteilung  des  Heeres 
wurde  durch  Dekret  vom  14.  Juli  1887  genolimigt  und  durch 
8i»ätere  Gesetze  vom  24.  Juli  isss  und  18.  Februar  1802  al>- 
geändort.  Ein  Dekret  vom  0.  NovemlnT  1S94  nalim  w.itcu- 
Änderungen  vor,  welche  am  3U.  Juni  1690  duruhgeführt  beiii 
Bolllen.  Da«  gcgenwänige  Dekret  varlSngert  diesen  Tennin  Ins 
zum  1.  Januar  1807.  Dekret  vom  9.  Juli  Ändert  die  Aus- 
fOhrungs-Anwoisungen  des  Bekrtttiernngs-Geeelaes  ab.  Die  Ab- 
andorun^M-u  betreffen  die  GewUming  Ton  Piftnüra  htA  Sapitulntioiiea 
von  Untei-offiziercn. 

Oesetz  vom  21.  I)e/.omb(Ti-  handelt  von  den  Ehen  der  ( »ffizioi-e. 

Die  a<  tivt'n  < 'fii/.ii  ie  dfs  llccn^,  die  /mv  DiNjiositi'm  cmIit  auf 
Wartegeld  gestelltLii,  künncu  «ich  ohne  vorgängig  eingeholte  könig- 
liche QeDehinigtmg  nicht  veriidnten.  Die  OrOnde,  deretwegen 
diese  königliche  Oenehmigung  etwa  versagt  wird,  kOunen  nicht 
zum  Oogenstande  «ner  ErOrtemng  genuicht  werden.  IXe  kteig^ 
liehe  Genehmigung  kann  nicht  erhalten  ein  Offizier,  der  nicht  das 
jülirliehc  Einkommen  von  4000  Lire  nachweisen  kann,  U^Ktehcnd 
au8  dem  Roheinkonnii'-ii  seines  Ringes,  nach  dem  6jährigen  Durch- 
8<-hiiitt  l»ereclinet,  und  einer  I{eiite,  welelie  ZU  Gunsten  der  botr. 
Braut  und  der  etwaigen  >iuciikuunnent>chaft  entweder  in  konsoli- 
dierter Anleihe,  in  Hypotheken  oder  in  T(»n  Staate  ganuiticrtai 
Titeln  sicher  gestellt  ist  Das  erforderiiche  Jahreseinkonunen  erw 
mässigt  sich  auf  Lire  3000  bei  den  Offizieren,  die  das  40.  Jahr 
überschritten  haben  und  den  aus  dem  Unteroffizierstan  le  der  könig- 
li.  !ii  ■:  «'anibiniere  hervor>rogangeiien  Offlsuorcn  dieser  Truppe,  gleich- 
viel welehen  Altois.  Die  Mili;ift  der  Braut  kann  an  Stelle  der 
Kente  treten,  alier  s<i\v<jIi1  weder  die  eine  noch  die  andej^'  können 
jemuKs  verau.shert  oder  ganz  be^w.  teilweise  belujstet  werden,  und 
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die  jälirlichen  Ziii-sabwürfe  können  weilor  w^liort  noch  vorpfändet 
werden,  os  sei  denn  fftr  Rosetzlich  festgesetzto  Alinionte  und  nur 
Iis  lur  Höhe  eines  Drittels.  Über  die  Rente  kann  jedtK-h  fi-ei 
verfügt  wenlen  a)  wenn  niich  dem  8ec!isjährif,'cn  Durcljschnitt  Itc- 
rechnet  das  Dienstcinkommen  des  Offiziere  4000  resp.  3000  Liiv 
erreicht,  b)  falls  der  Offizior  aus  dem  uktivon  Dienste  ausscheidet, 
c)  falls  die  Ehe  diiirh  den  Tod  iIcs  Offiziers  pelöst  winl,  d)  falls 
die  Hic  dui-ch  den  T(xl  der  Frau  gelöst  winl,  ohne  dass  minder- 
jährige männliche  oder  unverheiratete  unmfindigo  weibliehe  Kinder 
Kinterbleiben.  Das  Patent  desjenigen  Offiziere,  woh-her  sich  ohne 
königUuhe  Oeuehmigiing  verehelicht,  wird  widernifen,  es  si^i  denn 
für  den  Fall  unmittelbarer  IjoWnsgefahr,  wo  der  iKitr.  Offizier 
natürliche  Kinder  hat.  die  er  zu  legitimieren  i>eabsichtigt. 

Dekret  vom  30.  April  enthält  einige  Al>ilndeningon  des  Mfiiigel- 
und  Fehlerverzeichnisses  für  die  dauernde  od».'r  zeitweilige  B^'fiviuiig 
vom  Militänlieuste.  Die  Aliilmleiungen  betreffen  kon.stitutioiielle 
Schwache  und  erhebliche  organische,  dun-h  schwere  Kiimkheit  ver- 
iirsaihte  Missbildung,  mangelnde  Kntwicklung  des  Mi-ustkastens, 
•Skni|iheln  und  tuberkulöse  Anstei;kung,  schwere  Agwmie  und 
nialarischo  Ansteckung,  aus  schweren  äusserlichen  und  innerliehen 
Verletzungen  erkennljare  Syphilis,  andere  st-hwere  skorbuti.sche 
Ktankheiten.  Saturnie  etc.,  Kurzsii-htigkcit  und  andere  organi.schc 
\cninderungen  luul  unheilliaro  Krankheiten  des  Augapfels. 

Dekret  vom  19.  A]>ril  über  das  nationale  Seiieiljensehiesscn. 
Mit  Dekret  vom  21.  April  isn5  ging  die  Oberaufsicht  flU^r  das 
natioiude  Scheibenschiessen  vun  dem  Kriegsministeriiim  auf  das  <h!S 
Innern  ülier.  Mit  dem  vorliegenden  Dekr.'t  win-de  «las  frühere  und 
andere  bezilgliche  vom  gleiehen  Tage  amiuliert  und  das  Scheiben- 
schiessen wieder  dem  Kessort  des  Kriegsministeriums  fiberwiesen. 

Dekret  vom  11.  August  erriehlet  bei  dem  Kriegsministerium 
fine  CentnU-Kommission  für  ilas  natiimale  SeheilM-nsehiessen.  Diese 
Koininisysion  besteht  aus  eiurni  l'ril>ideMten  und  7  Mitgliedern,  von 
denen  der  Präsident  und  3  .Mitglie<ler  Oenenlle  wler  höhen-  (Jftiziere 
!<in  sollen,  die  anderen  Mi»glie<ler  <lag«'gen  aus  <ler  Zahl  der  um 
die  Errichtung  wohl  verdienten  luul  besonden»  t;omiH*tenten  Personen 
lu  entnehmen  sind.  Präsident  und  Mitglirnler  wenh-n  dun-h  köuig- 
üchos  Dekret  ernannt.  Ihre  Aintsdauer  ist  2  Jahre;  auch  köiuien 
sie  wieder  ernannt  worden. 
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DikiLt  vom  12.  Juli  gcuelmiigt  ihx.^  R**f,'loiuünt  füi-  Uod 
Tel^raphendieust  in  Kriogazeiteii.  Der  telogniphiaeh«  Dienst  in 
UnegRKitba  betweekt  die  Herstellung  eines  mflgUchst  »ivM'liBsigen 
Mitt^  ffir  die  scbleunige  Konespondens  twischen  den  gvoisen 

Tlr..T<  sal>t(  iliui>?L'n  iintei-ciuander,  uiul  zwischen  donsdl«»  und  der 
[Iriinatli.  Dies  winl  erreicht  a)  mittelst  des  Lestohenden  gewölin- 
liclh  n  Tilr^^raphonnctzcs  mit  —  und  zwar  in  der  Re'pTel  -  dem 
l'cr.siinal  und  Material  der  StaatütelcgiHpheu  vor  waltung,  h}  durth 
diu  KcldlulegrapUic,  welche  ausschli^lich  vou  dem  Persüual  uuü 
mit  dem  Malerini  der  Oenietruppen  betrieben  wird.  Dies  Toniw- 
geediickt,  beschlHagt  sich  das  Reglement  mit  dar  ron  dorn  ge^ 
wohnlichen  Telegmphennets  wlhiend  eines  Krieges  tu  leistenden 
lk'i)i()lf<'  iiir  den  Auschlusis  tV^a  einen  an  das  andere  Nets  und 
die  trh'nrapliische  Korrospuidi-n/.. 

W'-iit^r  sind  die  folgenden  Bestinimungon  zu  notieren: 

(it's.'fz  vom  12.  Juli,  setzt  das  Küiitin^<-?it  erster  Onlnung  fflr 
die  Au.shcliimg  der  1870  Geborenen  auf  ÖS  UUU  Mann  f'^^t. 

Dcktft  vom  in  Januar,  stellt  die  von  Kinjälirig-Fn^i- 
willii;»  II  ihrt^r  Einreihiuig  ins  Heer  zu  erlegende  Summe  für 
das  Jahr  1898  auf  L.  1600  für  die  Kavallerie  und  auf  L.  12u0 
für  die  anderen  Watten  fest. 

Dekret  vom  9.  April  genehmigt  die  Dienstanweisung  ftber  das 
Artillerie-Material. 

Dekret  vom  23.  April  besidit  sieh  auf  die  Auhncbung 
und  Einsammlung  von  Oeschoesen  oder  von  Teilen  wAhrend  der 
ArtUlerie-SctiieBsttbnngen  explodierter  Gesohosse. 

Dekret  vom  '^.  Mai  nift  die  ansgeloosten  Wäirpflichtigen 
2.  Kategorie  zu  den  WalCm. 

Hariiie  -  Minbteriiini. 

Nur  »oiir  wenige  Bestimmungen  sind  vom  diesem  Minisleriuni 
autsgegangcn ,  wenn  man  von  denjenigen  ttlier  die  Oiganiaation  ab- 
Esicht,  mit  denen  wir  noA  sdion  in  dem  Abschnitt  Aber  die  Beamten 
beschäftigt  haben. 

Wir  bemerken  die  folgenden: 

Dekret  vom  19.  Januar,  welches  ein  neues  Reglement  fÜta 
Verwaltung  und  Kocbnungsfflhrung  bei  den  Besatzungen  der  Kriegs- 
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sdiifle  genehmigt.  Dieeee  Reglement  ist  in  4  Tdle  eingeteilt 
Hat  ente  behandelt  den  Yerwaltungsrat,  die  Ftinktioniie,  Agenten 
ttod  Korrespondooten  deeaelben  und  von  deren  Venmtworüichkeit 
Der  sweite  Teil  behandelt  die  allgemeine  Vorhaltung:  nämlich  die 
Kasse,  die  neuon  und  gebi-autliten  Uiiifonnstflcko ,  die  Dotationen, 
die  ausser  Bonutzuiii^  liofiiullichon  Stncke  und  den  F^rsivirnisfonds, 
Der  dritti;  Teil  liezieht  sicli  auf  liesondere  Ver\vaItuiig<m'trf»nst;lt)do, 
uämliuh  auf  Veränderungen,  Lebensioitteiiiatiunen ,  Aii»rüätung  uud 
Baarlastnng  für  aolofae,  Sok),  Zahlungen  an  l^itnlanten,  sowie 
deigl.  bedingte  Zahlm^^,  F<mdB  der  aktiven  und  der  auf  uur* 
beatimmte  Dauer  enthaaenn  Ibnnaofaaft  und  auf  die  Veqihrung. 
Der  vierte  Teil  betrifft  die  Kechnungslegung  und  die  Skripturen 
der  Verwaltung,  die  Kechnungsfilhning  fil>er  die  Gehälter,  dio 
Agenten  uiul  Konespondenten,  die  Reohnuugsfühning  filier  alte  und 
neue  Uniforuistiickc,  die  Dntationen.  das  <lem  Verbraudi  unterworfene 
und  ausser  Gubraueh  befindliche  iiatonul  und  die  Kechuungs- 
fflhruDg  der  Abteilungen. 

Dekret  vom  24.  Hai  aetst  für  daa  Jahr  1806  die  von  den 
SojAhrig-Freiwilligen  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Marine  zu  leistende 
bare  Zahlung  auf  L.  1600  fest. 

Dekret  vom  12.  Juli  stellt  die  Aushebung  des  Marino- 
K«mtiii<;eiits  1.  Kategorie  der  im  Jalire  1876  Geborenen  auf 
4500  Mann  fest. 

Dekret  vom  30.  Oktober  teilt  das  Kontingent  1.  Kategorie 
der  im  Jahre  1876  geborenen  Marinepftichtigen  xwiachen  den  ein- 
zeloen  Uarinebecirken  ein. 

Dekret  vom  10.  Dezember  genehmigt  eine  neue  Zu» 
ninmenstellung  der  Schwiohen  und  Mäiigol,  welche  ihren  ffitz  in  den 
versehiedeiien  Gewelien  uml  anat(tuii>-eheM  Systemen,  snwie  in 
einzelnen  Körperteilen  lialieii.  Es  giebt  idl>:emeine  tin<l  liesondero 
Regeln  l»eznglieh  einiger  Artikel  luid  Instniktienen  über  die  den 
»wschieileneü  Dien»tzweigen  der  Marine  zu  ilberweisendeu  Welir- 
pBichtigen. 

Oeaets  vom  23.  Juli  mit  Bestimmungen  Uber  dieHandela- 
nariae.  Daaaelbe  befaaat  rioh  mit  ▼erschiedenen  Dingen:  Vor  allem 
mit  den  SubTontimien,  welche  für  den  Bau  von  den  auf  dem  Meere, 
den  Binnen-Seeen  imd  Fliissen  fahrenden  llandelssehiffen  bewilligt 
sind,  von  italieniscbea  wie  von  fremden,  die  in  Italien  erbaut 
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wtmlfii;  und  mit  aniloren  (Ion  EriegSKchiffen ,  welche  im  Ausland, 
und  donon,  welclie  im  Konigroich  ertaut  sind,  zugestandenen  Ver- 
gOntitigungeu,  ferner  mit  SchiiTsmnscIlinen  und  -Kesseln  und  den 
ffir  tlio  italienischen  Segel-  und  Dampfschiffe  aiisgesetzten  Falul- 
piüiiiien. 

Dies  Oesetz  Iteschäftigt  sieh  auch  mit  der  Küstenschifffalirt, 
den  Steuern  und  Soei^chten  und  den  Beiträgen  zur  Invaliditätfi- 
kasso  der  Handelsmarine.  In  der  KonsthiktinnBoiitscluldigiing  für 
die  nationalen  IlanduLsschiffc  und  in  den  Fahrtpräniien,  wovon 
5  %  zu  gunsten  der  Invaliditiltskasso  der  Hundelsniarine  in  den 
lietr.  Bezirken  im  Voraus  erholjcn  werden,  ist  auch  die  KapiUlns- 
.stellf  <jder  die  llafeueinschreibungsgcbnhr  des  Schiffes  enthalten. 
Handelt  es  sich  um  Hauten,  die  im  Auslände  ausgeführt  sind,  so 
wird  besagter  Prozentsatz  an  die  Invaliditätskasso  in  dem  betr. 
Oerichtsbezirk  der  Schiffswerft  gezahlt. 

Dekret  vom  9.  Juli  setzt  eine  Hafendelegation  zu  Francavilla 
am  Meere,  einen  E^zirk  in  der  Provinz  Chieti,  einen  Seekreis  zu 
Ancona  ein. 

Depositen-  und  Darlehenskasse. 
Emissions-  und  andere  Kredit-Institute. 

Depositen-  und  Darlehenskasse. 

Gesetz  vom  11,  Juni  enthält  die  auf  die  DeiKJsiton-  und  Dai- 
lehnskasse  l»ezQglichen  Bestimmungen.  Die  bis  zur  Yen'iffentlichung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  (22.  Oktolier)  laufenden  Anleihen  der 
Cassa  dei  depositi  o  prestiti  a  Pi-ovint;ie  o  Comuni  können  auf  je- 
weiliges Ersuchen  imd  imter  Darlegmig  der  Gründe  mit  königl. 
Dekret  liezgl.  des  Antrags  des  Schatzministers,  unter  Genehmigung 
dun  i»  den  Verwaltuiigsrat  die.ser  Kaasc  in  neue  S'/ßige  Anleihen 
mit  einer  am  1.  .fanuar  1807  beginnenden  35  jährigen  Amortisation, 
welche  durch  eine  elienso  hohe  Einweisung  in  die  Grundsteuer- 
Kit  ragnisse  sichergestellt  ist,  umgewandelt  werden.  Ausge.schlossen 
von  der  Umbildung  sind  die  Anleihen,  welche  von  den  Meliorations-  und 
Herieselungsgenossenschaften  aufgenommen  sind,  sowie  andere  schon 
im  Genuas  der  genannten  Vergünstigungen  stehenden  Anleihen. 

Für  die  neuen  Anleihen  der  Provinzen  und  Gemeinden  zum 
nonnak-n  Zinssatz  ist  die  Depositen-  und  Durlehenkasse  ermächtigt, 


eine  Ämurtiiiatiousperiode  bis  zu  35  Jahren  luitor  der  oben  er- 
vflmteii  Sidieihdt  su  verebibttrea 

Dekret  Tom  26.  November  genehmigt  die  AmfOhrungaunroisDiig 
dee  ebm  erwtlmten  «nf  die  DqiMeiteii-  und  Deiiehenekeaae  besflg- 

lichon  Gesetzes. 

Das  Reglement  besteht  ans  fünf  Abschiiittfii.  Der  erste 
haixlelt  von  «Ion  Fmbihhinfren  alter  un«l  «Iit  Anst^ab*«  iie)ier  An- 
loilieii;  dt'V  zweite  van  freiwilligen  Dfpositoii  auf  den  Namen  des 
Beziehers  einer  konsolidirten  Rente,  vun  der  Wirkung  der  De|K)8iten, 
m  der  Enriehung  der  Zaaeen  und  dsten  Anlage  und  von  der 
LDschong  der  Deporiten;  der  dritte  von  der  Anlage  dar  Ztneen  ca 
einer  NamenBraite,  deren  EinziehaDg  zu  Lasten  der  Depoeiten»  und 
Darlehnskasse  erfolgt;  der  vierte  von  der  Befugnis  der  Finnnz- 
TcrK-altang  sur  Restitution  obligatonscher  wie  Caoultativer  Depositen 
in  Titeln  und  Baarem. 

Emiseions-Institut 

Dekret  rem  16.  A]»il  genehmigt  die  Statnteniadenuigen  der 
Bancn  dltalia. 

Die  Indemngen  des  frfiheren  Statuta  irorden  laut  Beaohtaaa 
der  Oeneralveraamuklung  der  Aktloiulre  vom  26.  Februar  1896  ge- 
nehmigt. Das  gegenwSitige  Statut  ist  in  4  Titel  geteilt  imd  han- 
delt von  der  Konstitnininp.  dem  Kapital  und  der  Ivobensdaner  der 
Banca  d'Italia  (20  Jahre  ab  1.  Januar  1894),  vi.n  dem  (Jeselulfts- 
gebiet  und  deu  Gessohäftsprinzipien  der  Bank,  von  der  Bankver- 
«altting,  der  Generatveraammlimg  der  Aktionire,  dem  Aufaloihlamt, 
den  Syndid  und  Reviamen,  der  Oenenldirektiont  der  Verwaltung 
der  Filialen,  den  Direktoren  und  Agenten,  der  Bilana,  dem  Gewinn, 
den  ünkoeten  und  dem  YeiluBt,  den  Beaorvefonda,  von  aligemeinen 
and  Cbergangsbestimmungen. 

Dekret  vom  7.  Mai  ff\hrt  einen  allgenmnen  SitnalionspJan 
auf  Zeit  für  Emixsioiis-Institute  ein. 

Dekret  vom  30.  Oktober  genehmigt  das  Reglement  filr  den 
Verimkr  von  Staalamiweisnngen  und  Coupona,  sowie  von  Bank- 
bOlelB.  Das  Reglement  oithllt  2  verschiedene  Teile,  der  erste 
handelt  von  den  Staataoonpons,  der  swdte  von  den  Banktnllets. 
Der  erste  spricht  Aber  die  Herstellung  der  Scheine,  ilie  teehnisehe 
Kommtnion,  die  Inkurasetsung  der  Anweisungen  und  Coupons,  ihre 
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Beatifsichtigiiiig  und  PrQfung;  im  xveiten  bandelt  es  sich  tun 
flergteUnng  iincl  Anf^be  der  E^ipiere,  um  eine  besondere  Kasse 


Credit  f  ü  0  c  i  e  r. 

Go^^ptz  vom  4.  Juni  enUiAlt  Abftndeningeii  der  Qeeetze  aber 
den  Cn'ilit  fnnrifr. 

Das  ursprüngliciie  Oe^etz  Ober  ileii  fri>ilit  fonder  liatiort  vom 
22.  Febmar  1885.  Dksaelbe  tniide  abgeändert  dmdt  Oiüwlae  vma 
17.  Jnli  1890,  G.  Hai  1891  und  8.  August  169&,  femer  dtirch 
das  gcgenwlrtige  sur  Besprechung  stehende  Oeaets.  Durdi  <Ias> 
selbe  wcriU'ii  als  su^hol)<>n  erklärt  nlle  Bostininiiingcn  der  voraus« 
gehciHlen  Ocsoty-e,  wclrlio  mit  der  Vorlftge  in  Widorspnich  stellen. 
-  Gesetz  vom  '10.  .Tuli  entlullt  Vot%jfhriften  nhor  dtf»  Artflr.fiunq'  flos 
Cn'dit  foiirii  i  il.s  Banco  «ii  Santo  Spi]i(<>  in  ]{<nn.  Dekret  vr.m 
30.  Juli  ennik'liligt  die  Cn'Hlit  foneicr-Institut«^  der  Sparkasse  von 
Msilami,  von  Bt>lügua,  doi-  ()])crn  pia  di  San  Paolo  von  Turin  und. 
des  Ifonte  dei  Pssehi  von  Siena,  ihre  Th&tigbeit  auf  das  gesamte 
Königreich  ausxndohnen. 


riffi.-tz  vnni  27.  Dezenütor  vollen ppt"!  dif>  Frist  filr  iloti  \'m- 
lauf  der  l»iiom  ugiari,  welche  voii  dan  Instiluteii  <  nls|.r<'< IhmhI  liom 
Oosetz  vom  21.  Juni  1869  ausgegclien  siud,  bis  zum  HI.  Dti/^uti>cr 
190L  Diejenigen  Bonds,  wddie  cum  Cvtlausdi  nicht  Ins  snm 
31.  Dezember  1911  eingereicdit  sind,  ver&llm  sü  Gunaten  «lor 
aoflgebendea  Institute. 

Gesetze  und  Ma     n  a  Ii  m  o  m  ho  t  rc  f  f  p  n  d  Finanzen. 


Gesotz  vom  20.  Juni  genehmigt  da«  Gesotz  filier  die  Steuern 
auf  Leliens-  und  audcre  Versichenuigen.  Mittels  eine-s  Goactzcs 
vom  8.  August  1895  wurde  die  Itegierung  ermSditigt^  die  Oesetxe 
Aber  die  YeraichemngB-Steueni  su  kodiflsisreo.  Durch  das  vor- 
liegende  Dekret  wird  nun  diese  Kodifisiemng,  weleho  die  Bestini- 
mungon  der  Gesetze  vom  8.  Juni  1874,  6.  Dezemlier  1885,  12. 
Juli  1888,  22.  JuU  1894  und  8.  August  1895,.  vereinigt, 
uehmigt 


Landwirtschaftlicher  Kredit. 


Direkte  Steuern  und  Goscliriftsauflagen. 


^  j  .  d  by  Google 


Das  Gesetz  igt  in  5  Titel  elng^ilt  Der  erste  handelt' flbnr 
Stenern  «nf  See-  und  WarenTenrichernngen,  der  streite  Aber  die 
Stonem  auf  LdmuBverrieherungen,  der  dritte  Aber  ^aneni  anf  das 
Kapital  ausIändiKcher  Gesolls(  h:iften,  welche  im  Königreich  Ter> 

sichf^iinprsgesi-hüfto  Itt'tivibeu ,  der  viciii'  f?il»t  «lic  p^moinsamen 
SteuorhestiiniiniiiRtMi  für  I^Immis-  und  amlcn"  ViTsiilieninfron  unrl 
für  "lio  Kai>italii'ii  fifiinlLT  (iesi'lls<liiifteii,  welclio  im  Küni^ivifh 
Italien  das  Versiclioi-ungsgcäciiäft  Itctrciboii,  der  f(infte  euthält  Über-, 
gangsbestünmungen.  Dekret  vom  26.  Januar  genehmigt  die  Aua- 
fOhrangssnwasung  dee  soeben  wwAhnten  Qesetxea  vom  20.  Januar 
1896.  1a  der  Auaftthmngsanweisung  und  ^  BesttmmuDgen  in 
ilersi'llK'n  Onlnung  wie  im  Gesotz  selbst  entlialton.  Die  ei-slen 
3  Artiliol  l>oharulcln  die  Staat.sl(ommissan\  weldio  iiiif  dor  Aus- 
fühniiig  der  ficsetzo  iM'tiaut  sind.  Sulclie  Agenten  sind  in  «Ion 
Distrikten,  in  welchen  Steniiielbuieanx  bestellen,  die  Stomiielein- 
nehmer,  in  anderen  die  Kogistereinnehmer.  Die  FinauK-Intendanton 
usd  die  Inspektoren  der  Staatssteueni  Oben  fttr  den  Dienet  der  in 
Fnge  stehenden  Steuern  dieselben  Kompetensen  und  denselbm 
Obervaohungsdienst  aus,  welcher  ihnen  in  Bezug  anf  die  Eän- 
zirhiing  und  Vomidagiing  der  Kcgisterstoupr  oldiegt.  Dekret  vom 
1.  Milrz,  genehnii^^t  das  Reglement  filM^r  die  Wiedenilitretnng  un«l 
dio  Wiederven'lnssei  iuiir  solcher  Liegenschaften .  welche  wegen 
Steueriflekstäiulen  Staatseigeutnm  gewonlen  sind.  Ein  Gesetz 
von  8.  August  1895  bestinunt,  dass  diejenigen  Liegenschaften, 
weldie  der  Begiernng  infolge  von  Zwangsvollstreckung  fttr  rflok- 
stiodige  Stenern  sugeEallen  und  in  den  Stenerlisten  des  Jahres  1893 
und  den  frflheren  enthalten  und  zur  Zeit  der  VerOfTentlichung  des 
Oosetzes  im  Staatseigentum  gewesen  sind,  den  Expropriirton  oder 
wer  immer  sich  bis  zum  31.  Dezember  danim  bewirlit,  ze<liort 
wenlen  können  mit  Erlass  der  Versteigenmgs-  nnd  Ums^itz Steuer 
und  gegen  Zalüung  einer  Jalircsijuote  der  Grundsteuer  und  Grund- 
sieaersuschlfige,  dass  femer  die  Zahlimg  in  drei  jahriidien  Raten 
erfDlgen  kann,  daas  die  Exptoprinten  stets  den  Vonmg  haben 
soIHsn  nnd  mangels  Antrages  sdtens  der  Exproprürten  diejenigen 
Antnigsteller  zunächst  l>ei-ück8ichtigt  werden  sollen,  welche  ein 
anliegendes  Grundeigentum  haben,  imd  dass  zwischen  zwei  An- 
liegern der  Vorzug  demjenigen  zustehen  soll,  der  djus  kleinere 
Orundeigentum  besitzt.  Das  Gesetz  stellt  auch  fest,  dass  iliujenigou 
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Licgcnsfhaftcn ,  um  welche  iiitierhalli  eines  gewissen  Zeitraumos 
keine  Bewerbung  erfolgt  oder  für  welche  der  oben  festgestellte 
Kuiif preis  nicht  geregelt  wird,  der  Koninnme,  in  deren  Bezirk 
sie  sich  befinden,  mit  Erlass  der  Versteigenings-  und  Cinsatz- 
stcuor  zediert  weixlon  sollen.  Das  lieglement  behandelt  in  zwei 
Iw'sonderen  Kapiteln  die  Retrozession,  den  Verkauf  der  Gflter  und 
die  Zession  an  die  Kommunen. 

Gesetz  vom  26.  Juli  ändert  die  vorausgegangenen  Oesotzo  ülter 
dit'  Katastergehülu^n  ab.  Dies  Gesetz  ändert  den  Tarif  fiber  die 
grundbflcherlichen  Umschreibungen  und  Ausstellung  von  Certifikaten, 
Auszüge  und  Abschriften  der  Kata.sterakten  al»  und  liestiinmt  u.  A., 
dasB  der  Steueragent  die  ümsclu^ibungen  ex  officio  zu  liasten  der- 
jenigen vorzimehmen  hat,  welche  den  entsprechenden  Antrag  nicht 
innerhalli  der  gesetzlichen  Frist  stellen. 

Zßlle  und  Verbrauchssteuern. 

Dekret  vom  26.  Januar  genehmigt  die  Steuergesetze.  Die 
S(eucrge.setze  vom  29.  Augu.st  1889  wui-den  durch  Gesetze  vom 
14.  Juli  1891,  23.  April  1893  und  8.  August  1895  ersetzt,  deren 
letzteres  die  Ko<lifikation  der  in  Geltung  befindlichen  Bestimmmigen 
und  die  Venlffentlichung  eines  neuen  Textes  an  Stelle  des  ol»en 
I  i  wähnten  von  1889  verfügt.  Das  Gesetz  enthält  in  einem  ersten 
Titel  die  allgemeinen  Bestiinnnuigen  und  behandelt  in  neun  fcdgendeii 
Titeln  ankommende  Güter  und  Manifeste,  Einfuhr  imd  Versendung 
von  einem  Steueramt  zu  einem  anderen  und  den  Transit,  die  Ein- 
lagerung und  Wicilenuisfuhr  (Generaldepöts,  General magazine,  ¥m- 
deiMMs),  die  Küstenschiffahrt  und  den  l'mlauf,  die  UelK-rwacliung 
der  Grenzen  und  des  inneren  Staatsgebietes,  Durchsuchungen. 
Kontraventionen  und  die  Kontrabande,  Einfuhr  )ind  Ausfuhr  auf 
kurze  Zeit.  Im  11.  Titel  sind  schliesslich  Bestimmungen  enthalten, 
nach  denen  die  Verwaltungsbehörden  und  die  Land-  und  Seemaiht 
um  ihre  Mitwirkung  bei  der  AusfÜhnmg  des  vorliegenden  Gesetzes 
ersucht  werden  sollen  und  nut  Kgl.  Dekret  nach  Anhörung  des 
StaaLsrates  eine  entsprechende  Ausfühniiigsanweisung  zu  ge- 
nehmigen ist. 

Dekret  vom  13.  Februar  genehmigt  die  Ausfühnrngsanweisunif 
zu  dem  Zollgesetz. 
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Dio  zahli-cic'hen  iii^  EÜDielne  gehenden  Ik>8tiimuungon  dieser 
AnsfUhningsHiw^Baiig  sind  entsiiradiaiid  der  Einteiliing  des  Oe- 
seftMB  salbBt  geteilt 

Dekret  vom  14.  Ibi,  Geeeiae  vom  26.  mid  20.  Juli  Sndem 

eiiii^iT'  Tarifpositioncii  ilos  St/'iiorgosetzes  nb.  Das  Oosetz  vom 
25.  Juli  scliiifft  weitorliiii  «lic  Aiisfuhrstetifr  auf  S<h\vofol  ab. 

D.'krof  vom  27.  Februar  «'iifli"ilt  Hi'stiiiiiiiuiipMi  n\n'v  die 
Hni  k/,aiilung  tb-r  SU'iier  auf  Rohbauniwoüo,  welche  im  Käiiigreicli 
zur  Fabrikation  von  Oarn  und  Geweben,  die  »püter  ausgefülirt 
werden,  sor  Yerwoidung  kommen. 

Ddtret  vom  2.  Febmar  aetd  eine  Kemmiseion  ein  snm  Studium 
der  zwecks  Reform  der  YerbrauchaBteuer  m  treffenden  Meaaregdn. 
Eb  wild  bei  dem  FinaniminiBterium  eine  Kommission  eingesetzt, 
mit  dem  Auftrage,  Bestimmungen  für  die  Ausführung  des  Gesetzes 
vom  8.  August  iSOf»  Ijetreffs  der  Konsnlidiniutr  diT  Konsumssteuer- 
aufl;igc  iler  einzelnen  (remeiiulen  ebenso  wio  über  d'''  iieforin  uiul 
Abänderung,  welclie  durch  die  Entscheidungen  der  Gerichte  und 
Yerwnltnngeheharden  notwendig  geworden  sind  in  der  Eindehnng 
der  Kooeimietonwr,  m  tretHBo.  Oleichseitig  ist  eine  neue  Ctoiend- 
anweisnng  und  ein  QesetMsvoneolüag  elnsuliringen,  in  weldiem 
•Ue  in  Knit  stellenden  Bestimmungen  Aber  die  innere  Konsum» 
Steuer  zu  vereinigen  und  zu  onlnon  sind. 

Dekret  vom  1.3.  Februar  genehniigt  dius  (lesetz  Ik'z^'I.  der 
Ordnung  des  Corps  der  Finanzwaclie.  Ihis  früliere  ('n-sefz  trug 
•las  Datum  des  lU.  Januar  1892.    Ein  üesetz  vom  22.  Dezember  löüö 

ermicfatigt  die  Begienmg,  alle  Bestimmnngen  der  beigL  Oeaetse 
sn  kodifisieren:  Ober  die  Einteilung,  die  Dienstpflicht,  die  Bekni» 
tinrung,  die  Dienstentlassung  und  IRIederainstellttag  von  Unter- 
offizieren nnd  Mannschaften,  die  Befreiung  von  der  Aushobung, 
das  Avaneomcnt,  den  Eintritt  in  andere  Dienstzweige,  die  Zurruho- 
setziinf,'  und  diszi|ilinari.scbo  Aussenlienststellinig,  die  Uniform  und 
Bewaffnungsfonn.  Im  zweiten  Titel  liaiidelt  es  sich  um  die  Dienst- 
pflichten und  -Vorschriften,  die  Ik'strafung  der  Offiziere,  Unter- 
oillsi«m  nnd  Wachmannaehaften,  Arrest  von  ünterofEixieren  nnd 
Wachmannacliaften,  Vethdrstnng,  üilanb  und  Besoldung  sowie 
Bhrenbeseigungen  bei  Begrlbnissen. 

Dekret  vom  9.  fVbnuir  Umstimmt  die  Einrichtung  einer  Schule 
fOr  die  Unterolfisiere  der  f inanzwaclie.   £b  wird  eine  Spezialachule 
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zur  AiiKhildiDiK  iltT  FeMwohol  und  rntcinffi/iciv  di-r  Finan/.Wiudie, 
welclio  in  <liosoni  Koij)S  auf  Avaiicfniont  dieiu-ii,  oingfiidit»?! ;  tli«v 
selbe  Ikoslelit  in  einem  Lohrgang  von  wenigntons  einjührigcr  Dauer. 

FabrikfttionBBteuer. 

Dekret  vom  80.  Jamur  genehmigt  das  Oesati  Aber  die  Alkohol- 

steiier. 

Di<'  Stfuor  auf  <lio  Fabrikation  von  Allioliol  und  der  Stonor- 
zuschlag  auf  die  inifiortiei-tfn  alknlioliialtenden  Sultstanzen  wird  ffir 
jeden  Hektoliter  wasserfn-ifii  Alkolinls  U'i  einer  Tenijx'i-atur  von 
15 — 56  Grad  dos  hundertteiligen  TheriDüineters  auf  L.  ISO 
ieatgea^t. 

Die  Steuer  anf  den  Veriauif  des  com  Verimmdi  im  Innern 
des  Staates  bestimmten  Alkohols  wird  aufigehoben. 

Das  Gosetz  l>c«timmt  die  Steuerhöhe  für  einige  PrwltJktf  mit 
alknliolisehcn  Qt'^iniischangen  und  iR'liandelt  die  Hefreiung  und  «lio 
Verfälsehnng  der  RwtiflkationsflVien-este.  <]ie  Kinteilung  der  Pro- 
duktionsHtätton,  die  Rfickverfiritiuig  für  Verlust  Iwi  der  Falirikation, 
die  Überwachung,  diu  Ver-anlagung  und  Zahlung  der  Steuer,  die 
TnuiBporte  unter  Stenerversdünss,  die  LagerrSume  der  Bectifioa- 
toren,  den  Eogroe-Yerkanf,  die  Destillateare,  die  Ibgaaine  fllr  die 
Hentellang  von  Cognac,  das  PCindrecht  au  Ounaten  der  Steuer  auf 
anter  ZoUveraidilasB  befindliehom  Alkohol,  den  Verkehr  und  dio 
Einlagcnmg  von  Spritns,  die  Riickgewähriuig  der  Steuer  auf  Rmn 
luid  auf  alkoholhaltonde  Getninke,  welche  zum  Kxport  gelang-eii. 
die  Kückgewahr  von  Steuern  und  dennj  Vci-fall,  die  Verjilhrung 
von  Ansprüchen  wegen  irrtümlicher  Veranlagung,  die  Kosten  der 
An&ioht  an  Lasten  der  Interessenten,  die  Bestrafang  nicht  an> 
gemeldeter  Eubrikation,  Yerletsung  and  lUsdiang  der  die  Qnantitit 
angebenden  Stempel  und  Siegel,  den  Betriel)  an  dner  anderen  als 
der  angemeldeten  Zeit,  den  Missbrauch  bei  der  Verarbeitang  der 
zu  einem  nie<lrig«'n  Steuersadz  zugelassenen  Alkoholnieng»^ii,  die 
Wiedemnfuhr  gemischter  Weine  ans  dem  Auslände,  nieht  an- 
getneldete  Ni''<]erlageii  \md  gesetzwidrige  Versendung,  dio  An- 
wendliarkeit  der  in  dem  Steuergesetz  vorgeschriebenen  Strafe  bei 
Torsdiiedenen  Delikten  dar  Konterbande,  die  Disriplinarveigehen 
imd  die  Strafe  fQr  K<nnpiioen,  die  Anwendbarkeit  der  Straf-  und 
Stenefgeeetae,  die  Qeldslnfen  nnd  Spesen,  die  In  Haft  und  Qe- 
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fängnis  umzuwnndolnden  Ooldstmfon.  die  Nachzalilunpsvorpfliolitung 
defnmdioi-ter  Steueni,  die  VerjAhriing  (ein  Jahr,  alior  durrdi  richter- 
lichen Akt  winl  sie  untfirl>rocheii),  die  EntÄcheidiingeii  der  Ver- 
«'altungsbehöiHlen  und  die  Aufteilung  der  OeldhuHsen. 

Dekret  vom  5.  Juli  genehmigt  das  Reglement  für  die  Aus- 
fnlmnigsanwrisung  zum  Alkoholgcsetz. 

Die  Bestimmungen  foigtni  ihrer  Ordnung  na«  h  ilen  B«^slimmungen 
des  Gesetze«. 

Dekret  vom  5.  Juli  verlängert  den  im  Reglement  bezilgl.  der 
Alkoholfabrikation  für  die  RtlekgewiUir  von  90  der  Steuer  auf 
Cognae  festgesetzten  Tennin  vom  30.  Juni  189G  bis  zum  30.  Juni  1897. 

Dekret  vom  G.  I>ezeml>er,  mit  wrlchem  licstimmt  winl,  dnss 
die  Caution  fflr  <lio  Zahlung  der  Alkoholsteuer  in  erster  HyjMttlu'k 
auf  Qrundeigentuin  mit  Ausnahme  der  Fabriken  imd  ArlH<it.sst<lttcn 
8till>st  Itestellt  weixlen  kann. 

Dekret  vom  13.  Februar  genehmigt  die  Aiisfflhrungsanweisung 
des  ("Je.setzes,  welches  eine  Steuer  aiif  Znn<lhölzer  einführt.  Mit 
Gesetz  vom  8.  August  189r)  wird  die  Steuer  auf  die  Her.stellung 
von  Ziindhnizern  eingeführt.  Diu-ch  die  gegenwärtige  Ausführungs« 
Vorschrift  winl  die  Au.sführung  des  Gesetzes  geregelt  Es  iKjhaiidelt 
in  verschiedenen  Kapiteln  die  Einrichtung  von  Fabriken,  die  Be- 
triebsbeilingimgen ,  die  Festsetzung  ihrer  Steuern ,  den  Cber- 
wa«-hungsdien8t,  die  Qegen.stünde,  welche  in  ilm*m  Gebrauch  Streich- 
hölzer ersetzen  können,  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Zündliölzern, 
die  Verwendung,  den  Verkauf  und  den  Vertrieb  von  Phosphor,  und 
8chliei«lieh  die  Vergütungen  an  die  Einnehmer  dol  regi.stro  e  del 
liollo  straordinario. 

Dekret  vom  IG.  April,  welches  das  Reglement  betrefTend,  die 
Fabrikation  »ler  Glucöse  genehmigt.  Das  Gesotz,  auf  das  es  sich 
bezieht,  ist  datiert  von>  8.  August  1895.  Das  Reglement  l^eschäf- 
tigt  sich  mit  der  Anmeldung  der  Fabriken,  ihrem  Botriel»e,  der 
Veranhigiujg  ujid  Einziehung  der  Steuern,  der  Au.sfuhr  nach  dem 
Auslande  und  den  Contmventionen. 

Dekret  vom  IG.  April  genehmigt  das  Reglement  lietrefTend 
die  Fabrikation.ssteuer  auf  Cichorien. 

Au<!h  dies  Reglement  l»ezieht  sich  auf  ein  Gesetz  vom 
8.  Ausist   189.').    Es  handelt  von  der  richtigen  Anmeldiuig  der 
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KaWrikoii,  von  den  Niederlnf^on,  von  «Icr  Vomnlagnnp  tiixl  Ein- 
zioliunt^  der  Steuer,  der  Ol)orwachung  und  den  Contravontionen. 

Dekn^t  vom  19.  Aiiril  gcnehnuK;!  das  RogloniPiit  fiter  dio 
Sti'uor  auf  die  Raffiniening  von  Minoralßlen. 

Kh  l>ozieht  sich  auch  iliow^s  auf  ein  Gesotz  vom  8.  August  IS 05. 
In  di'msellHMi  winl  gleiciifalls  die  Anmeldung  von  Kaldikatioiia- 
sl/ilten,  die  llinterlegimg  von  Kautionen,  lVlriolisli<-enz,  Ti-ansixiii 
des  Kulimatcrials  imd  der  Pi-odukte,  Anmeldung  der  AH>pitszeit, 
Kla.ssifikation  und  Feststellung  der  Produkte,  Zahlung  iler  Steuern, 
Ausfuhr  und  rherwaehung  behandelt. 

Monopole. 

Dekret  vom  5.  April  ändert  die  AusfilhnrngRanweiRung  des 
Gesetzes  fllier  die  Salz-  und  Tatwikmonopole  ah. 

Das  Reglement,  welehe.s  durch  das  gegenwärtige  Dekn^'t  ah- 
geilmlert  wird,  datiert  vom  G.  Januar  1895. 

Die  Abündenrng  bezieht  sich  auf  da.s  Verbot  der  Einfuhr  von 
Salz  zum  IMvatgebrauch  und  die  ffir  die  Ausschfittung  von  Salz 
bestimmten  H<1fon. 


b)  Juristische  Literatur. 
Berichterstatter:  Dr.  IJraberto  Pranzataro,  Advokat  am  Kgl.  Api>oll- 

gericlit,  Neapel. 

C'bcrsotzuDg:  Kefercndar  Dr.  jur,  et  i>hil.  Enwt  RoHenfeld,  Rerlin. 


Mit  lebhafter  Oenugthuung  musis  Je<ler,  der  sich  für  das 
Studium  juristischer  Disziplinen  interessiert,  anerkennen,  dass  die 
au  neuen  und  wichtigen  Arlieiten  auf  dem  Gebiete  der  Geaetz- 
irebung  «md  der  Wissenschaft  so  fniehtlmre  italienische  juristische 
liitenitur  stetig  vorwärts  schreitet  —  dieses  trifft  Itesnndera  für 
d.Ls  letztvci-gangene  Jahr  zu,  in  welchem  der  4.  Nationale  Juristen- 
kimgiess  einen  wirk.samen  Aiustoss  in  dieser  Richtimg  gegelien  hat 

—  und  (Limit  einen  erheblichen  Heitrag  steuert  zur  Au.sdehnunj» 
des  Gebietes  der  vergleichenden  R«M;htawis8ens<;haft,  und  zwar  auf 
den  vers«-hiedenen  Gebieten  dt^  nffentlif-hen,  wie  des  Privatrechts 

—  von  der  Nationalökonomie  und  iler  Sozialpolitik  gamicht  zu 
red.-n.  mit  denen  wir  uns  hier  nicht  l>es<-lUlftig<^n  kOnnen,  wolltA.*n 
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wir  nicht  die  (in'iuen  der  Auffrabo  niier!*c-lin.'iU.Mi,  die  iiiik  iiiiHcr 
sehr  verehrter  Herr  Hat  Meyer,  Von^itzeiider  der  „Internalionalen 
Veiti'iiiigtJUf^'  gütigst  nU-rtitigeii  hat. 

Vor  allem  Hind  als  wichtig  zu  erwaiineii:  Einige  ClierHetznngs- 
ariieiteii  und  Spt'zialstutlien  auf  dem  Gebiete  der  fi-emden  Hcsetz- 
gehung  und  der  vom  Stjiiidpunkt  der  vergleichenden  Wissonscliaft 
betrachteten  Reehtsphilosftphie;  so  die  Arbeiten  von  Eusebio,  Vighi, 
De  Stefan«)  (Strafrecht  in  Hama^cn  (Erythn-ai  und  Fetlia-Neghest, 
Florenz  (Iieinix»rad)),  von  Bolaffio,  Cami>ogrande  und  Ferrari. 

Mit  wirklieh  lobenswertem  Flei8.so  bietet  uns  Eusebio  in 
4  Bänden  die  ri^ers^^tzung  dar: 

1.  des  Deut4*chen  Böi-gerlichen  Gesetzbuches  vom  18.  August 
1896  iiel«t  desstm  EinfOhrungsgesotz  (Uu.  tipografico  editriee  Turin). 

2.  der  dasselbe  ergänzenden  Gesetze: 

a)  vom  1.  Juni  1870:  iUter  den  Erwerb  und  den  Verlust  der 
Bundes-  und  Staatsangehörigkeit,  nebst  den  dui-ch  (la.s  Kiiiführungs- 
gesetz  vom  18.  August  1896  eingeführten  Al>änderungen; 

b)  vom  6.  Febniar  1875:  ül>er  die  lieurknndung  des  IVi-souen- 
staudes  und  die  Eiieschliessung,  nel>8t  den  gleicherweise  durch  du» 
genannte  Gesetz  eingefflhrten  Modifikationen; 

c)  der  Grundbuchoi-dnung  vom  24.  Mftnt  1897; 

d)  des  Gesetzes  ü\)er  die  Zwangsverstctigenuig  und  die  Zwangs- 
verwaltung vom  selben  Datum. 

3.  dos  Deutschen  Handelsgesetzbuches  vom  10.  Mai  1897, 
durch  welches  das  bisherige  Gesetz  auf  Grund  einer  dreissigjahrigen 
Erfahrung,  auf  Grund  der  Gutachten  der  kompetenten  Kor])oratiünen, 
der  Juristen  imd  auf  Grund  der  netiestcn  fremdl{ln<lischen  Gesetze 
auf  diesem  Gebiete  seine  Al»änderung  erfuhr. 

4.  der  Ergilnzungsgesetze  des  neuen  Handelsgesetzbuches: 

a)  der  B<)rsenordnung  vom  18.  August  1896: 

b)  des  Ge-setzes  )>etr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  Ix^i  Auf- 
bewalirung  fremder  Wertpapiere  vom  5.  Jidi  1890; 

c)  der  Allgemeinen  Wechselorrlnung  mit  ihren  Abänderungen; 

d)  des  Gesetzes  vom  20.  April  1892:  fll>er  die  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung,  nebst  ihren  dunh  das  Einf(llinmgsgo.setz 
zum  neuen  H.  G.  B.  eingefflhrten  Mo<nfikationen; 

e)  des  Reiclisgcsotzes  vom  1.  Mai  1889  betr.  die  Erwerbs- 
und Wirtt<chaftsgenos.<enschaften,  nebst  Ergänzungen; 
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f)  der  BekaniitiiuM^ung  vom  11.  Juli  1889  betr.  die  lOhrung 
des  OdDosaeiiBchaftsregisterB  und  die  Anmeldung  zu  demaelbot 
(sftmtlieli  boi  der  ^Unione"  in  Turin  erschienen). 

In  2WM  Icnrzcii  Werken  hat  Vighi  das  Ilesultat  emster  Studien 
Iii  H  l-  <la>  genannte  deulscho  Ooset/  ^(^tr.  flie  Gesellschaften  mit 
bcsL-lniinkter  Uafttmg  und  dasjenige  vom  18.  Juli  1884  betr.  die 
Kr'iiiiiuirpiitgesellschaften  auf  Aktien  und  die  AktiengeselhjchaftoD 
iiiedLi^ktgt.  lu  dem  ersteren  (Camchno,  Saini)  untersucht  der 
Ydriagaer  die  Natur  und  die  Eigenart  jener  neuen  OeeeUBohnftBlinm, 
die  Bexiehungeoi  svieohen  der  Geedlsoluift  als  solcher  und  den 
cinxelnen  Olilgliedfim,  die  Beriehungen  zu  Dritten,  die  der  Mitglieder 
utit<  r  Linaader;  er  atellt  sie  ktirz  (In-  AktiCTgBBeüediaft  gegenOber, 
Weist  'Ii'-  vf'rs'ihiedencrlei  Ein\siirfe,  die  peg^ri  das  neue  Oesetz 
eih'  lKLMi  wenlen,  zurück  und  gelangt  zur  Si  lilus^foli^orunir,  dass 
ili—r  ii'  iie  Gesellschaftsform,  wie  sie  der  deulache  GestUgel>er 
euigefühi  t  hat,  eiuon  wirklichen  juristischen  und  gesetzgeberisckeu 
Fortficbtitt  daratellt  In  dem  zweiten  Werke  (Neapel  bei  N.  Jovene 
&  Co.)  schickt  der  VeriMser  im  enten  Kapitel  ehiige  hiatoriscdie 
Betrachtungen  ToiauB;  dann  (Kap.  II)  geht  er  auf  die  erheblichsteik 
AKäii<l<'i iirigcn  IxHr.  das  Gesotz  über  die  Aktiengesell^haften  Ober: 
lMV,imlirli  (ior  Aktion:  der  Veranf wortmitr.  die  ans  ihrtr  Zeichnung;' 
t  iitstcht ;  der  Gründung  (III);  der  Kochte  und  i'fliclitt  n  zur  Zeit 
iler  <irii)idung  (IV);  der  Pflicliten  der  Orflnder  und  Dritter;  der 
Gniiiduitg  von  Emissionsbäusem  und  deren  Organe;  er  luitoi-sucht 
ihre  Bcaieliungen  zum  Kapital  (V),  zu  den  GewUaehaltBoi^gaiien 
(VI),  zur  Bilanz  (VH),  ihre  AuflSsung  (Vni),  Fnskm  (IX)  und 
Liquidation  (X). 

Diiiiii  geht  er  auf  die  Aktien -Kommanditge8rellBcliaften  Uber; 
or  unt'  isiicht  den  Gesichtspunkt,  von  welchem  an>;  das  neue  Gesetz 
liiv-e  All  der  Gesellschafton  betnnht»!  il),  die  iiegolung  der 
•  ii  iiii'Iiiiil:  (II),  das  Go.seUi»chaft«kupiUl  (III),  die  Auüötiung  und 
Li4uiilittion  und  die  gcsaiutc  Organisation  (IV,  V). 

Das  jflngst  In  Deutacliland  publizierte  Bandel^eeelzbudi,  welehes 
mit  dorn  1.  Januar  1900  in  Kraft  treten  wird,  hat  Bolaflio  au  einer 
Kritik  unter  der  Übersdmft:  „Das  neue  Deutsche  BiRndet^jeeetzbiich. 
Die  bauptsSclilicho  Neuerung :  Thm  Handelsgcsctzbucli  ist  die  Qe- 
\v,  il  .  -  Ordnung  der  Kaufleute.''  Fadua*Verona  (FrateUi  Drucker) 
Vcmniää&ung  gegeben. 


^  j  .  d  by  Google 


Diese  Kritik  stützt  sich  auf  den  Wfullaut  des  Gesetzew  und 
die  Vi»nirl»eiten  zu  dems^^n^en,  sowie  die  wichtif^stcn  AMiundlutigeti 
und  Di^nks«'Iiriften.  welche  der  Abfassung  des  neuen  H.  G.  B.  vor^ 
angegangon  sind;  sie  bffasst  sich  im  Einzehu^n  mit  sämtliclien  neuen 
Reformen  des  Privatreciits  in  DcuLscldand,  lierCicksichtigt  vor  alloin 
diw  gh'ii-hzeitig  mit  dem  erwähnten  H.  G.  B.  in  Kraft  tix-tendo 
Bfirgerlirihe  Gesetzbuch  und  zeigt,  wie  es  die  Hauptaufgid«  der 
Kompilatoren  war,  nicht  (hvs  Handelsges4'tzbuch  von  Grund  aus 
umzugestjiltcn,  sondern  nur  dasselbe  mit  dem  B.  G.  B.  in  Kiuklaiig  zu 
bringen,  dabei  eine  Erfahrung  von  30  Jahren  zu  verwerten  und  tleii 
duifh  Verkehr  und  Sitte  jetzt  erweiterten  Horizont  zti  l»ern<-ksichtigen. 

Auf  ixx-htsphilosophischem  Gebiete  untersucht  Ferrari  in  seiner 
Studie:  „Die  neue  Tlieorie  vom  Staate"  (Archivio  giiiridico,  Bd.  58 
Seite  20C  ff.)  den  BegritT  „Staat"  im  Gegen.satz  zum  sozijüen 
Organismus,  von  dem  er  nur  eine  von  den  anderen  ganz  unab- 
hängige, wenn  auch  ihnen  koonlinierte  Funktion  bilde;  er  geht  die 
verschiedenen  Theorieen  von  Loria,  Giorgi,  Bulicki,  Bluntschli, 
Guujplowicz  und  Anderen  durch. 

Hier  bietet  tuis  auch  Campogrande  eine  interessante  Arbeit 
Ober  „das  Recht  Ol>er  das  eigene  lieben  zu  verfügen"  („Üiritto  sulla 
j>rf)pria  vita."  Giuri8pru(b;'nza  italiana.  IV.  pag.  77  ff.).  Der  Ver- 
fasser Ix^trachtet  den  Selbstmord  vom  ethischen  und  juristischen 
Standpunkte,  in  seinen  Beziehimgen  zum  Rt^-hte  der  Gesollschaft 
und  der  Familie  und  in  Bezug  auf  den  Iiel>ensvci"sicherungsvcr1rag; 
er  l>etrachtet  ihn  in  Bezug  auf  die  Einwilligung  des  „Selbst mönlers", 
dass  er  von  einem  Anderen  getötet  werde  und  zeigt  wie  wohl  die 
Bo.**timmung  des  Italienischen  Strafgesetzbuches,  welches  denjenigen 
bestraft,  der  an  einem  Selbstmonle  beteiligt  ist,  auf  Moral  und  Recht 
gegründet  ist.  Djinn  untereucht  er  die  Frage,  ob  man,  wenn  man 
Bünem  das  Recht,  sich  zu  töten  ziigosteht,  die  Straflosigkeit  des 
DucUeü  statuieren  solle;  von  der  I^hre  der  Grenzen  des  „ins  in 
8e  ipsiun"  ausgehend,  zeigt  er,  wie  das  Einverstandensein  mit  der 
zuzufügenden  Verletzung  das  Chai-akteristikum  des  Duelles  bildet 
und  wie  es  daher  das  Duell  in  seiner  ritterlichen  Gestalt  nicht 
zum  Verbrechen  stempele,  während  jene  anderen  Arten  des  Zwei- 
kampfes, wie  das  Bauern-  und  das  „amerikanische*'  Duell,  liei  denen 
das  Eiiiverstandensein  nur  an.scheinend  vorhanden  sei,  keinen  An- 
spruch daniuf  machen  könnten,  nicht  als  Verbrechen  zu  gelten. 
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Nach  Yonrnsflchickting  dioaar  kunsn  Hinwdse,  welobe  als 

liSnleitiiiig  SU  uosetem  Bericht  botrauhtet  worden  mögen,  wollen 

wii  luiiiinehr  auf  dio  italinntwjho  juristiscln'  T,itonjtur  auf  floin  Oe- 
l.ii'tt-  il'  S  Völkpiwhts  und  den  vinlen  andiTra  (lebieteii.  woldK'  in 
liuziuituiig  zur  vergieiciienden  Kechtswissenscbalt  ütühen,  Ubet^gehen. 

I.  Völkerrecht 

/u  erwähnen  öinil  <\'w  Ärboiten  voti  Zt'dr.zzi.  Diona.  l?on<di8 
und  Iaiv,  welch'  Letzterer  im  letztvergangenen  Jalire  ein  originelles 
kurzes  Weiit  unter  dem  Titd  veiOffiBiitiicht  bat:  ^fl  diritto  inter- 
nazionale  ptibblioo  nei  libri  d'Omero"  (<JDaB  Yfllkarrecht  im  Homer*') 
(Lddi).  Hier  hat  sich  der  VerbBser  sttr  Aii^;abe  gestellt,  dannthun, 
dasB  die  aUgemeine  Behauptung,  das  Altertum  hal»e  nidit  einmal 
einon  r luli yiuinlen  Begriff  des  Völkerrechts  gekannt,  auf  Irrtum 
Koiuht  Indem  er  dio  oinzeln^n  Sagen  und  ErzAhlungen  Homers 
iun  li^'cht.  untersTKlit  »  r  den  Zustund  und  die  Verfa!<sung  der  ver- 
8.  hicdtnen  Staaten,  zumal  (»b  es  im  alten  Grieeheniand  Moimrcliiecu 
gegeben  hat,  er  ioneht  nach  den  Irim  des  Erverbes  und  dee 
Verlustes  dee  Tenritoriume,  den  Tertiligeii,  der  Untwsdiddung  von 
OfTeiisiv-  und  Defensivkrieg,  AUiaaxen,  der  Behandlung  des  Feindes 
und  des  Feindesguts,  den  Verträgen  zwischen  Kriegführenden,  dem 
Fiu'i.  ri.  dem  Institut  der  Gesandtschaften  und  gelangt  zu  dorn 
Si  hin  .  düRs  auch  auf  dem  nrl  ifto  dns  Vnlkerrechts  die  grieclüticlie 
liimi^'   'iio  Fähigkeiten  aller  Völker  wieiierl'elt'lit. 

/i'dnjrzis  Arbeit  („Die  zu  Venedig  stattgehabte  Sitzunp;  d»'s 
Iii-tiiut-^  für  internationales  Recht",  Archiv,  giui-,  Bd.  58  Seite  155  fT.) 
ist  ein  kurzer  Bericht  Aber  die  Arbeiten  des  Yenediger  Institute«: 

1.  Untersuchung  über  die  Frage  der  Nationalit&t  auf  Grund 
folgender  Regeln,  welche  das  Institut  im  Jahre  1896  su  Cambridge 
aufgefttoUt  hat;  Berichtetatatter  Cateliani  aus  Padua  und  Weies 
aus  Puris: 

Ii)  memand  darf  ohne  Zugehörigkeit  cu  dner  Nationalitlt  eein. 

b)  Niemand  kann  gleichzeitig  zwei  Nationalitäten  angehTireii. 

c)  Jedennann  muas  es  freistehen,  seine  StaatsangebSrigkeit  sa 

I)  Der  einfache,  uneingeschr^lnkte  Vendcht  genügt  nicht,  um 
die  btualsaugehörigkeit  aufzugeben. 
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e)  Die  ursprünglic  he  Staeteangehörigkeit  musB  «di  nicht  von 
Generation  su  Qeneiation  \ä»  ins  ünendlidae  fortaetaen. 

2.  Die  Fi-age  der  Ünverietsbaifceit  der  Konsuln,  eua  Anlass 
des  diplmnatiicfaeD  Zwiedtenfalles  von  1887«  als  die  Integritftt  des 
Archive  des  fnmzfiriachen  KooflulB  in  Florens  verletst  wurde. 

3.  Die  Fhige  der  KriegsltonteilMnde. 

4.  Das  Itihren  der  Nationaliiagge  dorch  EuidelsBchiire. 

5.  Die  Frage  des  BombardementB  dner  offieoen  Stadt  durch 
<>ne  Hella 

Eine  andere  Frage,  welche  dadnndi  angeregt  wurde,  dat«  es 
sic-'li  (larum  haudelte,  ob  ein  franaOsiacher  Ant  als  Testamentmifoe 

Erbschaft  eines  von  ihm  gepflegten  italienischen  BOigurs  an- 
'^ton  dürfe,  hat  Dionti  Veranlassung  zw  einer  sehStzcnswerten  Ar- 
^it    gegeben :     Sulla  h  gf^o  r»>frolatricö  deiia  caijuicitä  di  siKTCtlere" 
ein  diu  Erbfolge  regelndes  Gesetz  (Archiv,  giurid.  Bd.  58 
Snite  368,  413).   Hier  geht  der  YerCaaaar  von  der  Ansicht  der 
Iwcteutendaten  Juristen  vieler  Ltuder  aus,  daas  nlmlidi  die  Urb- 
fol^e  ohne  Unteraßhaidnng  von  Hohilien  und  Immobilien  sich  nach 
i»oa^   Heiinatsreckt  des  Erblassers  richten  mQsse;  dann  untersucht 
<lie  bestrittene  Frage,  ob  das  erwähnte  Prinzip  auch  auf  den 
Fall    anwendbar  sei.  dass  die  ErMcrrchtigten  verschieden nn  Staaten 
angt» hören.    Nach  einem  kurzen  Überblick  über  die  verschiedenen 
TLooneeii,  welche  diesbezüglich  von  den  Schriftstellern  auf  dem 
CM>i^  des  Yäkenedits  au%estdl(  worden  sind,  gelangt  et  xu 
f%>enden  Schlussforderungen:  1.  die  «um  Erben  notwendigen  Be> 
dia^iingen,  so  auch  die  Brbflttiiglnit,  richten  sich  nach  dem  Heimats- 
Kcht.  des  Verstorbenen  —  mit  Ausnahme  jedoch  der  IVage  der 
Indignität;  hier  wenlen  von  der  £«rbfolge  ausgeschlossen:  sowohl 
Diejenigen,  wolcho  nach  ihrem  eigenen  HeimatPrerhte ,  als  auch 
i>iej**nigen,  die  gemäss  dem  Hechte  der  H<  inuit  des  Erlilassers  un- 
würdig sind.    2.  Die  Fähigkeit  des  Erbfäliigen  zu  handeln  d.  h., 
die  Erbschaft  oder  das  Legat  mit  oder  ohne  erforderliche  Oeneh- 
nigung  «nsunehmen,  riditet  sidi  nach  dessen  mgenem  Heimata- 
rechte.   Was  den  Personenstand  des  ErbAhigen  betriflt,  so  wird 
^ge,  ob  derselbe  sich  unter  der  Zahl  Derjenigen  befindet, 
welche  zur  Erbschaft  berufen  sind,  von  densellton  Nonnen  beherrscht, 
welche  auch  sonst  den  Status  des  einseinen  Individuums  regeln. 
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Iii  ^'lek'lier  Weise  wichtig  ist  Boiiolis'  Stmlie  flljcr  ,.-^^1* 
eiirazioiie  suUa  vita  nol  dirittu  iiitornazionalo  privato''  (Üie  Ijelx?iis- 
versirherungeii  im  iiiteniatiunalen  Privatrecht)  (Ai^chiv.  giuriil.,  IM.  59). 
Verfasser  teilt  Beinen  Stuff  in  10  Paragraphen  und  behan<lolt  nach- 
einander: die  Voi-sehriften,  welche  den  Versiclierungsvertrag  regeln 
sollen;  die  Form  dos  Vertrages;  die  Rechte  und  Pfliehtcn  de«  Kon- 
tralienten;  die  Zweiggesoliäfte ,  Filialen  und  iliro  KomiM'tenz;  die 
i'i-ftinienzahhing;  die  Entschädiginig  uml  Fnigeii  K'züglich  tier 
Zahlimg  der  Prämien;  den  Sclhstmortl  des  Versicherten;  die  Iiel»cns- 
versicherung  eines  Dritten;  die  Cession  der  Versicherung  tmd  eud- 
lieh  die  J^Qckvcr&icherung. 


Die  von  Rudini  erstrelite  Reform  des  Verwaltung«-  und  poli- 
tischen Wahlgesetzes,  welche  liisher  infolge  des  Widerstandes 
seitens  vieler  Fraktionen  der  Kammer  und  des  Senats  nicht  er- 
reicht werden  konnte,  ist  zum  Oegenstand  einer  Arbeit  von  meinem 
Freunde,  dem  Advokaten  Carlo  Miral»ella  gewählt  worden ;  im  letzt- 
vergangenen  Jahre  hat  er  ein  Werk  in  Druck  gegeben,  unter  dem 
Titel :  „II  voto  plurimo"  (Das  ungleiche  Wahlrecht)  (Neapel,  Carrado). 
Verfasser  tjeginnt  damit,  die  allgemeinen  Umrisse  der  Frage  zu 
zeichnen,  dann  untersueht  er  die  Theorie  von  Stuart -Mill  (Kaj>.  I) 
um  im  folgenden  Kapitel  die  soziologisehen  Annahmen  auf  Gniml 
der  S|ioncer'sclien  Theorie  zu  lK?8prechen ;  im  dritten  Kapitel  hebt 
er  die  Gegensätze  zwischen  dem  französischen  und  dem  englischen 
Staatsrecht,  elienso  wie  den  Wert  der  deutschen  Theorieen,  zumal 
dei jenigen  von  Gnoist  hervor;  im  letzten  Kapitel  endlich  l»ehandelt 
er  die  Frage  der  Anwendung  und  der  Resultate  des  ungleichen 
Wahlrechts. 

Über  „die  Eigenheiten  der  Ausgaben  und  Umschreibungen 
zwischen  den  einzelneu  Kapiteln  der  Staat«bilanz"  hat  Cesare  Uagli 
(Aicliiv.  giurid.  1kl.  58  Seite  174  ff.)  geschrieben.  Er  iMjspricht 
kura  den  Ureprung  des  Tributes  im  Altertum,  in  dem  Recht,  das 
sich  die  Könige  und  Kaiser  der  antiken  Monait;hieen  anmassten, 
nach  Relieben  tiem  Volke  Steuern  aufzulegen;  sowohl  in  Frank- 
reich, wie  in  S])anien  und  England,  wo  fast  immer  die  Einwilligung 
der  Stände  zur  Bewilligung  von  Steuern  crfonlerlich  war;  er  zeigt, 


II.  Vergleichendes  Recht 

a)  Staats-  und  Vorwaltungsrecht. 


—    631  — 


wie  die  Zuwdsmig  der  Steuern  uii  diu  verHchiuticiieii  Zweige  der 
Steikverwalliuig  eine  SrolNnwg  der  Frdhflit  «od  eine  weBontliche 
Av^be  der  Volksvertretung  wurde.  Dum  sägt  er  die  Spesinli- 
wnmg  des  Budgets  in  fiiglsnd,  Russlend,  Frsnkreioh  und  Hallen. 

Auf  dem  Gelnete  des  VeilR8Sungsrec;htos  hatte  da«  KomittK^  des 
IV.  Nationale»  Juribteiikoiifjfpesses.  der  im  letzten  Oktolier  zu  Neapel 
tagtL'.  die  Fnifjo  .,d>'r  YcTuntwortlichkoit  der  Hoaiii<«'ti  und  der  zur 
Dim  lifüliniiiL;  ihn.T  notwi'iidigeu  Veruutwortliubiuachuitg  getietzlicheu 
Beätimmuugeu"  aufgestellt. 

Mein  fkemd  OmIbbo  Oni^  Bnis,  Privatdnent  an  unserer 
KgL  Universitit,  hat  diese  Frage  auafOhcüoli  in  20  Fsngmphen 
bdiandelt  (Betiohte  cum  IV.  Nationslen  Juristanoongrease  Neapel, 
FisBo)^  Inn  ersten  giebt  der  Yer&sser  eine  gmaue  Definition  des 
«isasnsdutftlicheu  Bo^^ffcs  „öffentlicher  Beamter";  im  zweiten  l)e- 
tndltet  er  den  diesbezÜLr!ie!i''n  Befrriff,  den  da.*;  italioniH^die  Straf- 
Resettbufh  aufgestellt  liat.  Im  drilten  I'anif;raplien  neiuit  <  r  die 
Urenzen  seines  Themas,  im  vierten  die  iäysteme,  nach  denen  umu 
die  Venmtwortlichheil  der  Stsatabeamten  einteilt,  im  fflnfflen  würdigt 
er  dieee  Syateme;  dann  betracbtet  er  im  Einielnen  daa  eof^isoli- 
anwriltanisohe  System,  dann  das  in  Italien  gdtende  Bedit  und  die 
hier  geltenden  Lehren  Aber  die  dvilrechtliche  Verantwurtlichkeit 
des  Beamten  and  der  mittelbaren  und  unmittelbaren  Haftung  der 
Vcrwaltunc.  Im  neunten  Paragi-afdien  Iiehandelt  er  die  Giundlage 
<l<  r  Haftung  <lcs  Staates  und  seiner  Beamten,  im  darauf  fulgendea 
die  L'nterschieilc ,  welche  bei  der  Frage  der  Haftung  des  Staates 
n  aiaohen  sind  und  die  Bestimmung  der  Orenaen  der  persBnlidien 
Haftung  der  Beamten.  Denn  spricht  er  von  der  Ausdehnung  dieser 
Tkeane  auf  die  Gemeinden,  FMmnien  und  die  der  StsatsauMoht 
SBlerworfenen  Institute:  w  erwägt,  in  welchen  Grenzen  sich  ein 
Of'jwtz  Ober  di(>  eivili-ochtliebe  Haftung  des  Staates  und  seiner 
B-iunten  zu  halten  habo.  Im  13.  Kapitel  handelt  es  sich  um  die 
»trafrcclitliclie  Haftung  der  B<amlen.  das  hier  geltende  Re<'ht  un<l 
die  liieniln-'r  m  Italien  herrschenden  Lehren;  im  nächsten  tun  einige 
Lflciran  bezflglich  der  Frage  des  Hechts  und  der  bei  uns  geltenden 
miilea  und  politischen  Gewohnheiten.  Im  16.  untersucht  Ver- 
hner,  ob,  Ms  man  die  Notwendiglieit  einer  vocfaeigehenden  Ge- 
seluiiignng  leugnet,  die  freie  Anklage  unbeschiinkt  sein  soll;  im 
17.  den  Oehorssm  in  der  Beamtenhienirchie,  im  18.  die  Anwen- 


—   633  — 


dung  der  eben  aiisanandergesetiton  Gnindaitie  auf  das  Ottfaiet  der 
Polizm;  im  19.  die  am  der  Stmfthat  atatebende  CivilUage;  endlich 
im  letzten  Kapitel  stellt  Veriaaser  adne  Theaen  fOr  den  Koogreaa  auf. 

rietro  Oreatano  hat  Aber  die  Frage:  „Empfiehlt  es  aioh, 
die  Komiietenz  des  als  höchsten  Gerichtshofs  konstituierten  S*-iiat8 
für  die  Eiit8cln.'iilimg  <Ior  Sfniftliiifon  t^ei^eii  dio  Sicherheit  des 
Staates  aufn>chf  zu  erhaltoa  r "  unter  dem  gleit  heu  Titel  (Palermo, 
\irii)  eine  kleinere  Arbeit  veröffeuüicht.  £r  schickt  eine  kurze 
hiatoriadw  Oberridit  fibnr  die  einer  bolieii  StaaiakBvpendiaft  ztige- 
theilte  Kompetem  in  JaBtinachen  vorana,  dann  erwihnt  er  die 
Jurisdictionareditef  welche  die  Ibunmem  In  den  hanptalchlicben 
modernen  Verfassungen  liabon  und  imtarsuefat  dann,  wie  in  Italien 
der  Senat  dio  Kompe  tenz  in  Hochverratssachen  erhalten  hat  und 
ob  es  empfehlenswi-rt  s»  i,  dieselbe  bt^izulielialteii. 

Eine  audeio  Fragt-,  die  sieh  auf  die  Kom{)etenz  der  Kanmior 
besieht,  nämlich  ob  es  t^ich  empfehle,  die  parlamentarische  Imiiiii- 
nitlt  weiter  onsnidehnen,  ist  von  Luigi  Boasi  (Archiv  giurid. 
Bd.  58  Seite  225,  263)  unter  dem  Titel  behandelt  worden:  ,4>ie 
ImmunitBt  der  Abgeordneten  an  rieh  und  in  ihrer  Anwendung  anf 
Militärperaonen  in  KriegszeiteD.'*  In  dieser  Arbeit,  welche  augen- 
scheinlich aus  Anlass  der  Kämpfe  in  Afrika  entstanden  ist.  als  die 
Volksmeinung  den  General  Baraticri  des  Verrats  lx^scliuldiu:te,  l>e- 
iiandtdt  Verfasser  zunäxtlist  mit  grosser  Qenauif^keit  die  zwi-i  Ix;;- 
kannten  Theorieeu  über  <lie  Auslegung  des  Begriffes  der  pai'laiuen- 
tarischen  Immunität;  dann  schlägt  er  eine  dritte  Theorie  vor  und 
begrOndet  dieselbe  mit  einer  hislorisohen  Abhandlung  Uber  dieee 
ISnricbtang;  er  studiert  den  Begriff  der  pariamentariadien  Cnver- 
antwortlichkeit  in  der  engliohen,  ftanzösischen  imd  dentachen  Qe- 
sehiehte  pein.lss  den  Theorieen  von  Jellineck,  Meyer,  Schultze  und 
Andcn  ii.  Kr  lietnu  htet  die  juristische  Natiu-  der  jjarlamentarischen 
l'nvenuil worllichkeit,  nämlich  ob  dieselbe  ein  subjektives  Hecht 
des  einzelnen  Abgcunlneten,  oder  ob  sie  (s4)  Labandj  ein  objektivee 
Recht  <birstellt,  sei  es,  dass  es  sich  um  ein  Bedit  daa  inneren 
parlanentariaohen  KArpers  (ROnne),  aei  ea,  daaa  es  sich  um  eine 
Einrichtung  handelt,  welche  daa  FonkttoniMen  der  Staatsmasdüne 
gewährieisten  soll  (Oriando). 

Dann  untersucht  er,  ob  die  Kammer  kompetent  sei,  über  eine 
Ausdehnung  der  Immunitftt  zu  entsoiieiden,  ebenso  wie  über  die 
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Grenzen  ihrr»r  gerichtlichen  Macht;  Hn<liinii  iK'fiuwt  er  sich  mit  der 
rnverantwortlichkeit  der  militärischen  Df'pulicrtt'n  im  Allgenti-inen 
Briwohl  wie  zur  Zeit  de»  Krieges  lunl  lehnt  sich  hierU-i  an  die 
liereits  in  früheren  Jahren  er^Tingenen  EntnclieidunpMi  und  an  die 
{«litische  Tendenz  der  letzten  F^ntscheidnnj?  der  italieniwhen 
Kammer  an. 

Von  der  „Ausweisung  der  Fremden"  handelt  Contuzzi  (Digesto 
itol.,  Seite  1008  ff.)  in  3  Kaj>itelii:  in  dem  ersten  finden  wir  kurze 
einleitende  liemerkungen  aus  ilcr  (icscliichte,  der  vergleiclieii<len 
Reclitfiwissensoliaft  und  dem  Vulkcrnn-ht;  in  dem  zweiten  werden 
die  verschiedenen  Anwendunusfilllc  einer  Eixirtcrung  unterzogen, 
da.s  ilritto  Kapitel  l»efaH8t  sicli  mit  der  Ausfilhrung  der  Ausweisutigs- 
maA.sr^l. 

Bis  hierher  haben  wir  nur  einzelne  Monograplneeii  wler  sj>ezielle 
Studien  auf  diesem  Gebiete  in  Itetnu-ht  gezou'cn;  von  allgemeinen 
Studien  und  gnissenMi  Abhandlungen  auf  dem  Gebiete  des  Staats- 
rwhts  venliont  das  Werk  Giuseiipe  Amabiles  Erwfduiung,  das 
unter  dem  Titel:  ,,Lc  fonti  di  dirittn  costituzionale"  etc.  („Die 
Quellen  dos  Staat 8re<'ht8,  unter  besonderer  Berflcksiehtiginig  Eng- 
lands und  Italiens")  B<1.  I  bei  Niccol«'i  Giannotta  (Oalnti)  in  Catania. 
8»  piag.  XI,  261  erschienen  ist.  Im  ei-sten,  dem  allgemeinen  Teile 
liehandelt  Verfjissor  das  Staatsi*e<'ht  im  Allgemeinen  und  die  Theorie 
der  Recht««! uellen ;  '™  zweiten  (dem  ersten  speziellen)  Teile  l«- 
trachtet  er  die  Quellen  des  Gewoludieitsrcclits,  das  öffentliche 
Gewohnheitsrecht  mit  l>e«onderer  U4M-n<'ksichtigung  des  Stitat^jrechta, 
das  öffentliche  Gewohnheitsrecht  in  Kngland,  die  Maehtverteilung 
der  englischen  Verfassung  un<l  «las  Oewolmheitsn'cht  im  italienischen 
Staatsrechte. 

Auf  dem  Gebiete  des  Verwaltungsretdits  ist  mir  Gegenstand 
boionderen  Studiums  eine  Entscheidung  des  Kgl.  Appellgerichts  zu 
Neapel  gewesen,  illwr  welche  ich  ein  ktit7.es  Werk:  ..Ein  Kall  «les 
Vcrfalirens  in  Walüsachen"  veröffentlicht  halH«.  (S<'i«initabzug  aus 
,.Diritto  e  GiurisprudenKi",  Neaiw»l,  Corrado.)  Ich  gelte  hier  eine 
filier  mein  Werk  in  der  „Tribuna  giudiziaria"  ven"»ffent lichte  Rezension 
wieder: 

^ESn  anderes  sehatzcnswetles  Buch  ist  das  des  Advokaten 
Tmlierto  Pranzataro;  dieser  geht  aus  von  einer  iuu-i<-litigen 
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EntÄfheidung  <les  Appellhofs  zu  Neapel,  betrefTonrl  den  Endpunkt 
der  Frist,  Itis  zn  welchem  die  Eiulegiing  der  Bewhwenle  durch 
den  Interessierten  für  den  Fall,  dass  ihm  die  EntBcheidung  der 
Provinzialkommission  nicht  zugestellt  worden  ist,  zul&ssig  ist.  Ver- 
fasser gielit  in  knapi)er  tuid  ge<ln1ngter  Form  eine  Üljernicht  nlter 
die  l>esondeiie  Natur  der  Einrichtung  der  Berufung  in  Wahlsaohen, 
(IIht  die  Wichtigkeit  der  Popularklage,  die  Art  und  Weise,  auf 
welche  diese  Klage  vor  der  Einfühning  unserer  heutigen  Ocsetz- 
gebung  znlfts^iig  gewesen  iind  untersucht,  ob  und  inwiefern  diese 
Klagt'  für  ilas  moderne  Recht  der  römis<;hen  Popularklage  ent- 
spricht Dann  zeigt  er,  wie  die  Repräsentationstheorie,  die  in 
Fniiikreich  aufrecht  erlialtcn  »ind  auch  in  Italien  geschätzt  wiitl, 
nur  einen  völlig  relativen  Wert  beanspnichen  darf;  die  hauptsäch- 
liche Grundlage  der  actio  popularis  finde  man  heute  in  der  Wind- 
s<-h<?id'«chen,  Brinz'schen  und  Bekker'sc^hen  Unterscheidung  zwischon 
«len  juristischen  Beziehungen,  die  )>estimmt  seien,  individuelle 
Interessen  zu  befriedigen  uml  den  andenMi,  die  die  Bcfrie<lig»nig 
kollt'ktiver  Interessen  zum  Ziele  ii&tten;  hiemach  —  so  führt 
er  aus  —  handelt  das  Individuum  entweder  im  eigenen  Namen  in 
Ausrdmng  einer  Art  von  Kontrollrecht,  otler  es  liandolt  als  Ver- 
treter der  Gesamtheit,  sodass  sich  auf  der  einen  Seite  sein  materielles 
Interesse  vermindert,  auf  der  anderen  Seite  aber  sein  moralisches 
Interesse  steigt  etc.  Dieses  vorausgeschickt,  giebt  VerfjiKser  eine 
worlgetreue  und  genaue  Auslegung  der  Artikel  41,  4G,  51  und  53 
des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1894,  die  sich  auf  die  Bedeutung  der 
W(ii1o:  „die  Interessierten",  „die  interessierte  Partei"  in  Beziehung 
auf  die  Wirkung  des  Endpimktes  der  vom  Api)ellhof  fal.sch  au.s- 
gelegten  Einlegungsfrist  der  Berufung  in  Wahlsachen  beziehen.  Er 
bekräftigt  die  Richtigkeit  seiner  logischen  und  erschöpfenden  Aus- 
fniuungen  mit  <ler  Meinung  der  ersten  AutniitÄten  auf  dem  Gebiete 
des  V^erwaltuugsrtH-hts  und  mit  den  Ent»<'heidungen  des  Kassations- 
hofes zu  Rom.  Endlich  widerlegt  er  die  verschietlenen  Einwflrfe 
und  widei"spix'chenden  Ansichten  und  hebt  hervor,  wie  es  sich  hier 
mehr  um  das  OfTentliche,  als  um  das  private  Interesse  handele;  er 
st'hliosat  mit  den  Worten  Zanardellis  in  seinem  Berichte  fliier 
eine  Reform  des  politischen  Wahlgesetzes:  „Alles,  die  Politik.  <lie 
Finanz,  die  Justiz,  das  ganze  Privatn'cht,  eU^nso  wie  das  öfTeutliche 
Recht,  ihre  Garantieen,  ihre  Unversehrtheit,  ob  gute  oder  schlechte 


Ministerien,  ob  wohl  oder  iU»el  geleitete  uiul  verwaltete  MuiiizipieilT 
Alles  hangt  von  der  BeaohafTenhoit  dieser  Quölle  ab,  Alles  erhJUt 
Leben  und  LeboiBknft  voa  jener  m  widitigen  ESnriditung." 

b)  Strafreoht  nnd  Strafproxess. 

Auf  dem  Gebiete  des  allgemeinen  Teiles  des  Strafrechts  haben 
wir  —  immer  in  den  Grenzen  der  Internationalen  Vereinigung  — 
die  Werke  von  Lombardi,  Moschini,  vor  allen  l)inf<:en  aber 
dasjenige  Loinhrosos:  „L'uonio  (lelinqiieiite  in  mpiKM-to  all'  aiifro- 
pol(^in,  nlla  u:iiirispruden%ii  c<l  alla  iiaichiiitria:  Cause  e  riuKHli*^, 
in  Turiu  Iwi  Frat4'lli  Bocca  ers<  lii«'nen. 

Auf  <leni  (Joliicte  des  siieziellrn  Teiles  des  Strafrechts  sind 
die  Arbeiten  von  Moscatelli,  Farhiiio  un<l  Timz/i   y.ii  m-nneu. 

Cesaro  LoinhrOHu  liat  sein  grussudigeä  Werk  in  drei  Teile 
geteilt  Der  erste  Teil  handelt  von  der  Ätiologie  des  Yer- 
hrediena;  der  «weite  von  der  Prophylaxis  und  Thenpie  desselben. 
Hier  hebt  der  Verfasser  hervor,  trie  ein  wirklicher  MissgrifT  in  der 
Sdiaffbog  eines  einheitlichen  Strafgesetzes  fflr  gsiiiz  Italien  ge- 
acfadicn,  wie  bei  weitem  diesem  das  von  anderen  Nationen  z.  B. 
der  S<'hweiz  anfjenoniraene  System  vor/.uziohcn  sei,  welches  für 
jedi  ti  Kanton  ein  eigenes  Gesetzbuch  haln'.  wie  in  En^daml  und 
AnicriLi,  wo  die  Stiafgesetzgebung  je  nach  den  Staaten,  in  denen 
>ie  gelten  soUe,  verscMedene  Qestalt  annehme. 

Gegen  den  Einfluss  des  Alkohols  schlügt  er  unter  Anderem 
die  Orfindmig  von  Misng^ta-Vereinen  nach  englischem  und 
•chveiier  Hnsler  vor;  gegen  das  Elend,  die  nach  englischem  nnd 
schweiaer  System  und  nicht  nach  dem  Vorbilde  der  romanischen 

linder,  organisierte  Beihilfe  und  Wohlthätigkeit ;  es  verlangt  die 

AliM'liafTung  der  Er/iehunps-  nnd  Br-ssenincrsanstalteii ,  wie  sie  in 
Italien  und  Knmkreich  existieren,  die  eine  walu%  Schule  des  Vcr- 
breihens  seien. 

Der  dritte  Teil  handelt  von  der  Synthese  und  der  Anwen- 
dung der  Strafen;  Lombroso  hebt  hcn'or,  dass  in  den  Ij&ndern,  in 
«ridran  die  von  ihm  vorgesdilagemm  Reformen  eingeführt  seien, 
<Be  Xrinunalitit  im  Abnehmen  aei,  vrithrend  dagegen  in  den  lAn- 
dem,  wie  Italien,  F^krdch  nnd  8|panien,  wo  sie  nicht  angenommen 
>eien,  das  Yerbrediertmn  im  Wadistum  begriffen  sei. 
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Da«  Wfik  omiigt  mit  einer  rhri-siclit  über  <lie  Fortsc-hritto 
der  Kriiüiiialaiithiujiologie  in  don»  zweijährigen  Zeiträume  1895 — 9G, 
auf  dem  Gebiete  der  Anthropomctrie,  der  PsycJiologie,  der  Biologie, 
der  an  gnmeien  modernen  Verbrechern  vom  ihm  gemachten  Beob- 
aditnngen,  der  ErimiiuiUt&k  bd  Kindern  und  Wilden,  der  Bpilepaie, 
der  Thenqpie  des  Yeitfodieiis,  «vUidi  erwShnt  er  fem  ^«ndles 
Studium  der  Dinka  (einer  Völkerschaft  am  oberen  Nile)  nild  der 
Nto'i  (eines  Volksstamniea  in  Tndo-C'liina). 

Lombard!  schickt  in  seinem  Werke  „Die  LTiimllegenden  Prin- 
zipien der  Stniftliat  »md  der  Strafe"  (Catania,  Tij».  universale)  einig© 
geschichtliche  Vorbemerkungen  voraus  und  nennt  die  GrundliegrifTo 
des  neuen  ita]ieniadien  Stn^esetsbudiM;  er  tnit  mm  Abhandlung 
in  neun  Abschnitte,  von  denen  jeder  vom  theoretischen,  wie  vom 
geschichtlichea  Stoudpunkte  mit  besonderer  Berflcksiohtigung  der 
fromdon  Gesetxgebong  und  vom  praktisdien  Gesichtspnnkte  ans 
erörtert  winl. 

Auf  Gnind  dieser  methodischen  Dreiteilung  geht  or  davnn 
aus,  die  Strafthat  und  ihre  Ai-ten  zu  behandeln,  dann  Utrailitet 
er  die  Rückwirkung  und  die  Nicht-Rückwirkung  des  Strafgesetzes, 
die  Extarritorialittt,  die  Hfi^eniiBae,  die  sidi  der  Tollstreckung  d^ 
Urteils  entgegensteHen,  die  Anslieferuiig  und  die  Fnge  der  Ans» 
dehnung  des  Strsigeeetsbiiches  (Abschn.  I);  dann  die  vaisobiedeaeD 
Arten  der  Strafe  (Abschn.  II):  die  Wirkung  und  die  Vollstreckung 
der  AbttTleiltintr  (IT7);  die  Zurechnungsfaiiigkeit  und  di.'  Gründe, 
dit,'  sie  ausschliessen  u<l<  r  verringern  (IV);  den  Vereuch  (V);  die 
Personalkonkurrcnz  (VI);  die  Realkonkurrenz  (VII);  den  Rückfall, 
seine  Arten  und  älinliche  Strafthaten  (VIII);  die  Ausdclmung  der 
StiaCkhige  nnd  der  AburteUung  (IX). 

„Brrote  Penile"  (Digeelo  Italiaao  Seite  640  ff.,  Tnrin  [Cnione]) 
lautet  die  Obeiichrift  der  Arbeit  Moschinis.  Audi  er  schickt 
einige  Bemerkungen  aus  der  Ooschichte  on  l  di  r  fremden  Gosets- 
gobung  voraus,  —  dies»^  bildoti  den  Inlialt  <I.'s  ersten  Kapitels  — , 
um  sich  im  zweiten  mit  'lern  HeLrrifTe  und  den  Eij;eiitiimlichk<-it«-«H 
des  Thatirrtums  zu  befasKtni.  Im  dritten  Teile  unttTsnoht  er  die 
strafrechtiielieu  Folgen  de»  li-rtiuus  gewSti«  don  vorschiedcncu 
Lehren;  im  vierten  und  leisten  Kapitel  radfidi  beeohflftigt  er  aidi 
mit  der  Auslegung  und  der  BeßhtiprBehmig  beaflglich  des  Artikels  52 
des  italieniachoi  StnJgesetabaeiieB. 
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Auf  <iom  Oebiete  des  i^pewellen  Teiles  de»»  Strafrechts  fllH">r- 
reichte  Tuozzi,  Privatdozent  «n  der  Kgl.  llniveratBt  sn  Nea|)ol, 
dem  IV.  Nationalen  Joristenkoiigrefiae  Beinen  Bericht  Ober  geeignetere 
onsoHIhranfie  Nonnen,  die  AuBQbnng  der  Pnesfreilieit  und  die  zur 
Redwnachaft  Ziehnnf;  derjenigen,  die  dieselbe  misshraiuht  haben, 
III  n-geh).  (Neapel,  Toreo.)  §  1  handelt  von  den  Motiven  und 
den  (Imnzen  des  dem  Kon>^resse  vorgescidagonen  Thomas,  2 
lind  6  enthalten  eine  Kritik  d<»*!  Prwsedikts  in  Bezup  anf  da» 
Stiah-echts-  und  das  Yerwaltungswesen ;  in  §  3  untersucht  der 
VerfMaer  die  Reanltnte  des  Ges^ies  vom  22.  Noremfaer  1688 
«nd  in  den  ktztm  AbsdinitAen ,  «ddie  Refmmea  anf  Grund  der 
lUibning  in  andenii  Staate»  bei  Erlaas  einee  neuen  Preaaedikta 
emiifehlenswert  seien. 

Über  <las  Vprc:'-lii  n  des  eigenmächtigen  Handelns  luit  Advokat 
Alfwl  MosoaU'lli  (Digesto  ital.  S,  7R5  fT.)  t^e-selirieJjen.  Vor 

allem  untersucht  er  die  allgeraein<ii  Mfikinalr  diow^s  Vprpf»hen8 
lind  zwar  in  der  Geschichte  und  der  modernen  [i-aii£öbitji;hen, 
belgiacbcn,  englischen,  deutschen,  Asterträdiiadien ,  ungarischen, 
nisttwhen,  epaniachen,  portugieaiadien  etc.  Oeeetagebung  (Kap.  I). 
Dran  hflt  er  aida  auf  bei  der  Unterauchung  der  Natur  und  der 
juristischen  Klassifizierung  dieses  Yergebens  (IT),  seinen  Urund- 
elementen  (III),  seiner  Beziehung  2«  verwandten  Delikten  (IV),  der 
S|K)Iienklage  (Y),  der  erschwerenden  und  stnifmiiuloniden  Momptito 
(VI),  des  Vorhandenseins  eines  venm  iiitli*  lion  iirt  titM,  endlidi  Iw'i 
der  Verfolgbarkeit  der  duixrh  Äusserungen  cousuiumierten  Delikte. 

ISne  andere  im  Digeeto  italiano  (S.  839  ff.)  publiaierte  Mono- 
gnphie  ist  diejenige  Carlo  Fachinoa  aber  gemdngefilbtliclie 
Eipkkdonen.  Der  Yerfuser  luitersocht  ihre  Natur  vom  allgemeinen, 
wie  vom  speziellen  Rechte  aus  betrachtet. 

Bezüglich  des  allgemeinen  Rechtes  untersucht  er  die  Natur 
<!»•«  sr^naniiten  Deliktes  in  der  Ocsf  hiVhte  wio  in  der  fivniden  ()•■- 
s»'t/.gebung ,  in  dor  Doktrin,  ii:  il.n  Vnr;iri»cnttM»  zum  itjüienisclHn 
Strafgesetzbuche  und  in  dem  lA'tztvi-eii  selbst,  in  dem  Falle,  üam 
es  sidt  gegen  fremdes  SSgentum  rkhtet,  oder  das  ersdiwerande 
Moment  der  Oefishr  fOr  Menaohsnleben  in  ach  birgt. 

Was  das  speaielle  Recht  anlangt,  ao  betrachtet  er  ea  in  seinen 
geaeligeberischen  Yorfaeiigiingsmnssn'geln,  w  ie  sie  in  der  englischen, 
canadiat^ben,  fnmifieischen,  schweizerischen  und  spanischen  Gemta- 
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c^liimcr  crr'Er''nflbf^r  niiarohisti-i  liPii  SpwnEjRtofTilolikton,  sowie  in  dem 
italiciunt-heii  Gei4't/.e  vom  1!).  .liiii  1894  No.  314  Ober  Spreug^ 
KUilTilelikte  getroffen  woitlcu  sind. 

In  mner  auafDhrliehdh,  von  Neapolitaner  AdTokatoakaiiuner 
im  Jahre  1895  mit  einer*  Ehrenerw8]iirang  auqgeseichnieten  Mono- 
graphic  behandelt  Advokat  Umberto  Farose  „den  Wucher^  in 
S4'iiien  Beziehungen  zum  Strafwelit,  7.n  dessen  p^Bchiohtlieher  Kilt- 
wickliujg  untl  der  heutigen  Gesetzgelnnig".  (XoIiV,  Tiix>gr.  Hjisili(«ta.) 
Er  teilt  sein  Thema  in  finen  ge-i/'hiflitUchen  und  ein'-n  doktrinellen 
Teil.  Na«-h  einer  kiuv-en  iiiUiiograjthi.Ht  hen  Üliersiclu  liutersucht  er 
die  Stellung  dos  Wuchere  im  ältesten  Kocht  und  in  den  Cbcr- 
Hefeningen,  (Unn  im  griechiachMi,  rOmiechenf  deatsehen  und  kano- 
nischen Recht;  er  betrachtet  seine  Behandlung  im  ungariadien 
Entwurf,  in  der  dontecheni  üeterrmchieohen  und  der  flbrigon  ans» 
lilndisrhen  Gesetzgebung  unter  heeonderer  BerflcVsichtigung  der- 
jenigen Italiens.  Er  verwirft  sAmtliehe  Theorieen,  welche  sieh  für 
d)*»  Straflosigkeit  des  Wnehet-s  an^*äpri^phen  fz.  M.  die  von  Hpx«<;) 
und  lichauptet  die  dringend»-  NDtwendigkcil,  iu  das  Jtdienisrfie 
Sliufgi'setzhuch  Ik-stimmungen  einzuföhi-eu,  welche  den  Wucher  als 
waltres  Delikt  im  eigentlichateo  Sinne  imter  Strafa  stellen. 

Indem  wir  nun  auf  das  Gebiet  des  Strafprosesses  Obergehen, 
haben  wir  hier  su  nmnen:  Florinn:  I  mandati  dt  oompuncione 
e  ili  «littura  nella  legislazione  italiana,  Mailand  (So<-ieta  (.NÜtriee 
lihmria  8»  S.  Vll  208):  die  Vorfahmngn-  und  Haftbefehle  in  der 
itaJienisMhen  (leset zgehung. 

Cliiarioni:  Ija  eondanna  cundizionale,  Tmviso  (H.  Ix»ngid; 
die  IxHlingte  Verurteilung.  Carfora  und  Vacca  über  die  Frage, 
ob  es  sidli  empfiehlt,  das  ReohUmittel  des  Appells,  und  in  welcher 
Weise,  bcisnbehalten.  Berichte  su  dem  IV,  Nationalen  Joristen- 
kongresse  in  Neapel  {A.  Tocoo). 

Atimena  und  Benevolo  ni)er  die  andere  vom  .luristen- 
k(»ngivsse  vorgestrhlagene  Fracv':  ..Enipti'  hlt  sieh,  d;is  T^eehl'^- 
mitto)  der  Revision  einer  Abäuilorung,  und  welcher,  zu  unter- 
werfen V"  eliendort  erschienen. 

Florian  beginnt  .seine  AUiajuUung  mit  einem  raschen  ge- 
schichtlichen überblioke,  nicht  nur  Uber  den  Vorf&bmngs-  und 
Haftbefehl,  sondern  auch  über  die  Untersuchungshaft  und  die  T«ir^ 
l&nfige  Entlassung;  dann  beimchilet  er  kurz  die  Gesetsgebung 
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Englauds,  Bt  Ji?ii  iis.  Deutsch lauds,  Frankn'ichs,  Österreichs,  Spanieus 
md  der  Vereinigten  Staat«!.  Er  teilt  Minen  &Mlt  in  4  Trikein: 
den  Briass,  die  AuBfObniiie,  die  L^timation  iind  die  Verjährung, 
and  nimmt  ao  nadi  einander  die  dinielnen  Stadien  durch,  denen 
ein  Haft-  oder  ein  Vorfilhningsliofelil  iiiit*  i worfen  sein  kann. 

Chiarioni  zeigt  die  Vorteile  der  Einführung  der  bedingten 
Verurteihing  in  unser  Strafsystem;  nr  teilt  s-^n.'  AMuinflluri'^'  in 
4  Teile:  Nnchdem  er  in  dem  ersten  AWchnifte  (Ii--  l  uwiriissiimloit 
der  kurzzeitigen  Freiheitsstrafe  und  seiner  Ersiit^tuittel ,  wie  des 
VerweiBeB,  der  Gddatialen,  des  Hausairefita  etc.  dargelegt,  belaBat 
Bch  der  Terfaaaer  in  dem  sweitsn  Kapitel  mit  der  bedingten  Ter* 
arteflung  in  der  englieoh^merikaniaohen  Gruppe,  wo  die  bedingte 
Verurteilung  die  Aufliebung  des  Strafuiieils  mit  sicli  bringt  Diesem 
System  zieht  er  aber  die  von  der  europäisch-contineutalea  Gruppe 
arurtninrnmene  Gestalt  rler  bedingten  Verurteihmg  vor,  wo  hier 
Letztere  nur  eine  Aufiiebuug  der  StrafTerbüssung  im  ('tvUA^o  hat. 

Im  dritten  Teile  widerlegt  er  die  gegen  das  int^litut  der  bo- 
dingtoi  Yennteilung  erhobenen  Einiribide,  im  Jetsten  endlich  mit- 
widralt  Veffhaaer  die  Art  nnd  Wdae,  in  der  er  daa  Institut  in 
Italien  eingefOhrt  au  sehen  vOnachi 

Carforas  Bericht  zerfällt  in  5  Kapitel:  I.  die  Qnnidlagen 
und  die  Oesi^-hichte  des  Appells  in  Strafsachen;  II.  sein  Oi-ganismus; 
HL  die  Berufung  in  Strafsachen  in  f!or  modernen  Oesetzgebung; 
TV.  die  Notwendigkeit,  die  Hi  infimg  beizubehalten;  V.  üeformeu, 
welche  hierbei  einzuführen  wüi^ii. 

Vaccaa  Bericht  flb«r  dasselbe  Thenm  ist  mit  noch  grosserem 
Fleisae  und  grosserer  Sorgfalt  ausgearbeitet.  Br  gebt  aus  von  der 
italienischen,  französischen,  deutschen,  Osterreichischen  nnd  belpsdien 
Statistik  und  prüft,  auf  Grund  seiner  genauen  Be  il<a<  htungen  der 
Gfsc'tzgcbung  anderer  Ijflnder.  bi.s  ins  Einzelne  das  Keclit.sinittel  der 
Horufnng,  nnd  zwar  sowohl  in  der  von  der  gelteod*"'»  itnlifniisflien 
G.  si.t/.^rebung  acceptieilen  Gestalt,  wie  im  Hinblick  auf  eiuzufühivnde 
Hcfonnen. 

Ali  mens  befasat  iddi  bi  dem  ersten  TeDe  sdner  genannten 
Arbeit  mit  der  Geschichte  der  Revision  v<mi  antiken  Recht  an> 
gefangen  bis  auf  die  Neuaeit;  in  dem  xwciten  und  dritten  Teile 
stellt  der  Verfa-Hser  Hetrachtunpen  an  über  die  Kevision  geg^U 
verurteilende  und  freispreohende  RichtersprOche  ia  der  fremden 
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Geüotzgebung  (I),  iu  Uer  Statistik  in  der  Theono  (III);  der 
vmie  und  letste  Abaduiitt  benäht  neh  auf  dM  Terfahien,  den 
ürleUssprnch  und  die  Zulüwigkett  der  Revinon  (I),  inwieweit  die 
Bevision  lollasig  sei  (II)  und  welche  WiAuog  «ie  haben  aoHle. 

Beno voll)  begannt  seinen  in  9  Eaintel  gegliederten  Bricht 

mit  einer  l«s<nri;irti.^ri  Obersicht  flbor  die  3  Revif^ionsgiTlndo,  die 
nnsor  GosotzltH'  h  anfu:eiion)nien  hat  ff).  Im  FI.  Kapitol  untfi-sm-ht 
or  ilio  Källo,  in  «ifiioii  <lif>  Hevih^imi  in  ItJiiicii  /nlässie;  ist,  im  III. 
diojouigt'ii  Äböndeniugeii,  die  vorzuiiebmen  siel»  oiniifehh-,  sowohl 
tn  Gunsten  des  Venirteilten  wie  ax»  der  Erfahrung  Irander  L&nder 
heraus.  Im  IV.  Kapitel  ftthrt  er  aiw,  da»  man  die  Beviaion  snn 
lasaen  mdsse,  sowohl  beim  Freispruch,  wie  bei  der  Verartdlacg 
(It's  Angeklagteti :  im  V.  spri<"ht  der  Verfaaser  von  den  Oi-enzen 
der  Revision  in  H'zne  auf  Stmffliat  nml  riteil:  im  VI. 
von  der  Hi'liabilitation  dfs  iinst-liiiidif?  Verurteilten:  im  VIT.  von  der 
ItetJj^nvchung  uud  <lem  Verfahren;  im  VIJJ.  von  den  Wirkungen 
der  Bevision;  endlich  formuliert  er  im  IX.  amne  Thesen. 

Mit  dmaselfaen  Thema  hat  aidi  Advokat  Umberto  Farese 
befosat  nnd  zwar  in  seiner  Schrift:  „Bedarf  daa  Bechtamittd  der 
Revision  f  wie  es  in  der  (itol.)  Stra^nozessordnung  eingefiBhTt  ist, 
der  AbBndeningon  und  w.-lrlier'r'  (X'  hi,  Tipogr.  na.oilicata.)  Nach 
einander  weitleii  dii^  nitionelle  GniiifllaL;"  dor  Rt'vii^ion.  sein«* 
schifhtlirhc  Kutwickluni?,  s^'ine  Oestidtung  im  allen  und  im  heutigen 
R<jc!it,  die  si<  Ii  aut  diesellie  in  anderen  Ländern  beziehendeu 
Reformvorschlfige  genauer  Betniditung  imtorxogcn.  Verfiusor  be> 
Imnptet  die  Unvollkomnienheit  des  in  Italien  hier  geltenden  Recht» 
nnri  macht  AbAudeningsvorschlfigc. 

c)  HauUelsrochU 

Abgefiehen  von  folgenden,  dem  4.  Katioimlen  Juristenkoitgra»« 
Torgeli  gtiMi  Fi-agon: 

I.  Der  unlaufi  p'  \Vi>tl1it'w.  il.  fi  .inef.iTPiiza  sleale).    Neapel  bei 
TiK-eo  —  lifnent.r.statter:  A  mar  und  Marijhieri: 

II.  Aländeruntron  der  Titel  IV,  V.  VF  des  Iiaii<le|M:.>.«'t2liurli8 
Ifetr.  Si.luflsmiote,  Se«wocht»el,  Versieheruug  im  Hiidilick  auf 
dio  heutigen  Brrordomisso  dea  DampfBchilPrarkelna.  Beapel 
bei  Tocco  —  Berichterstatter:  Aacoli  imd  Berlingieri; 
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OL  Eini^eblt  es  sich,  «He  Be6tinituiiiif;:eii  über  die  Zahliingsein- 
stt'llunp^n  und  den  Konkurs  l»ei  KHufleiitcin  und  Um  Niflit- 
Kiiufleuten  zu  vt'n'iniinMi V    Nea|K;l  \>e\  Too««  —  Heriobt- 
erstatU^r:  FraiUH;öt;u  Serufino  iiiul  Corrado  Biondi 
haben  wir  auf  «lein  Gebiete  de«  UaiiduLsivcUtes  die  Arbeiten  m 

Tortori:  Der  Wecbaelgiroyerirahr,  seine  biatmiadic  Entwick- 
lung und  8eine  Natur  im  geltenden  Doutadum  und  IIiilieniwiheD 
Rechte.    Rom  liei  LOhclier  &  Co. 

Ki  riier  die  Arbeite  von  Tedoechi,  Navarriui,  Cameraao  und 

Ko«?eo. 

Prolessor  Felicc  TcdescUi  behandelt:  „Die  Differenzge.seliafte 
in  ItaKen  und  im  Auslände*^  (Turin  bei  Booca)  in  fflnf  Kapiteln. 
In  den  tieiden  ersten  Kapiteln  betrachtet  der  Verfasser  die  DifÜBrcn»- 

giM-hilfte  in  ihr  r  \  ■  rsi  hiedeni.'n  Gestalt  und  ihre  reditliehe  Be» 
liandhnig  in  Frankreich,  Deut.-iehiiUid ,  England,  Österreich -l'ngjim, 
S{vinicn.  i'ortugal,  KusKiHiirl.  Schweiz,  Ver.  Staaten  von  Amerika, 
der  Ar^cntini8<-hen  Kepublik  und  Ja])ati. 

Dann  untersucht  er  den  Staudituukt  dei-  Gesetzgelmng  und  der 
fiechtqunchttng  tu  dieser  Frage  in  Itaüen  aoit  1874,  inaboflondara 
die  Benehnngen  der  Kontrahenten  unter  cnnnnder,  der  Wechsel- 
nakler  und  der  Af;euten,  die  Frage  de»  Erfüll ungHortes  und  der 
Auflösung  des  Geschflftes.  im  viert«'n  Abs<-luiitt  Uifasst  er  sich 
mit  den  im  Auslände  gest'hlnssiMien  Rörscnp'srliflfU^n ;  im  fünften 
Kapitel  {onnuliert  er  einige  Wiin^clu-  uitd  Vurbchlilge;  er  vorlangt 
eine  einheitliche  Regelung  dieser  Materie  auf  der  Grundlage  der 
3  Orundaitie  der  Vertragafiieihett,  Ost  Aditung  Tor  dem  gegebenen 
Worte  nnd  der  Öffentlichkeit. 

Navarrini  schrieb  Aber:  .,die  VorlKjhalt.^klausol  des  Eingangs 
fQr  die  im  Ki>iitnl<iirr«'ntvcrkehr  netiei1«'n  Effekten*'  (Giurisjirud. 
italiana.  4!»  IT. i.    Er  iri  ht  von  der  allpremeinen  Vomussetzung 

aller,  auch  der  neuei«ten  italienist'hen  Schriftsteller  aus,  das.»;  der 
Koatokurront  ein  vornehjulicli  auf  Kredit  l»a.sieiler  Kontrakt  .s<'i; 
dann  leigt  er  die  allgemeine  Regel  der  Verpfliuhtting  des  Em- 
{iflngeta,  \m  jeder  Rimeaae  den  Rimettcnton  in  Höhe  seines  Wortus 
ta  iikkrcditieren,  wie  diese  Akkreditierung  nur  auf  Vereinbarung 
2iirijekgerufen  wenlen  kann ,  dann  die  gebräuchlichen  Ausnahmen 
von  dieticr  liege!.    Daun  iiiitcraucht  er  diu  Fälle,  in  dunen  ein 
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Verlieht  auf  die  Wohlthat  dieser  Klansol  augenonunen  werden  mose; 
er  uiiforsiirlit,  in  wrli  liri  Woise  der  Knipfängor  in  der  Praxis  vou 
der  KIhuhcI  O^braucii  iiiarlit,  linii  iliiv  jueiHtiHrhc  Nattir.  die  hier- 
auf Weaügiitlio  Moiiumg  »Icr  ifalii  nischeii  Sdirittsteller,  der  Kaiif- 
leiitc  uud  deä  f|-ullzöi^iä(^lu■ll  KaRMitiuns^hofcs,  die  ^Wirksamkeit  uud 
Ausdehnung  die^r  KhuBel,  endlich  die  RUle,  in  denen  es  sweifelhaft 
Mio  kann,  ob  der  EmplBnger  der  Wohlthat  rcriiiRtig  gegangen  ist 

Caiuerane  betmchtet  m  seinor  Arbeit  „Die  Zeitungen  und 
das  rrlielierivilit-'  (I  giomali  ed  i  dirit(i  d'autore.  Giuiispr.  itad. 
V.  S,  !)3  ir.)  vor  ull*Mn  seine  Materie  in  Beziehung  z»im  italienischen 
(le.wl/X'  vom  19.  Sej»tendior  1892,  zur  Ik«rner  Koiiveniioti  vom 
9.  September  lö9(»  und  de8s«Mi  AUlnderungen  dui-ch  lüo  Parirser 
Konferena  von  1896;  dann  geht  er  Aber  auf  den  Qratematiachen 
Nachdruck  fremder  Zeitungsartikel,  des  amtlichen  Teiles,  wie  des 
politischen  AbHchnittes,  der  DepoRchen,  der  Reden,  Vortrigo,  Briefe, 
Fredigten  u.  ».  w.,  der  Oeriehfselinjniken  und  der  Theiiterberichle, 
der  illustrierten,  satirischoii.  luiiiioristiselH^ii  Zi  it-chriften  ete. 

Alfredo  Kueeo's  Werk;  ..IHe  Grenzen  der  Verantworüiehkeit 
de»  Khcders"  (Le  liuütazioui  aila  ix^poiusibilitä  degli  armatori; 
Aichir.  giurid.  1897,  Bd.  69)  serfUlt  in  2  KapiteL  Der  ecate 
Teil  entbAlt  eine  geschichtliche  Obersicht  Ober  die  ^tung  des 
Rheders  im  lOmiachen  Recht,  im  Mittelalter,  wie  in  der  moderaen 
fremden  Oest-tzgebung.  rK>r  zweite,  eine  kritiin^he  und  dogmatische 
Abluindluiij;  ril>er  den  Heirrin"  ler  beselwänkten  Uaftimg.  Verfasjscr 
unlersm  hl,  n\,  iljrs.  r  ("iruiitit>iU»  trailitionell,  allgeniein  und  konstant 
ist  (§  1 ),  ilanu  diu  Bczicbiuigeu  des  Klieilt>i>.  zum  Schiffer  und  die 
behauptete  UnmOglichhat  einer  Kmitrolle  2),  die  Qehhren  dv 
SeeschiBiihrt  und  das  Yermfigen  au  Lande  und  au  Wasser  (la  fw- 
tune  de  terre  et  de  mer)  (|  3);  dann  bebst  er  «kdi  mit  der  Frage, 
ob  die  Betichränkung  der  Haftung  alihllngig  gomaeht  werden  kOoae 
von  eiti-'m  ausdriieklichen  o«ler  stiüsehweigendeu  riweinkonimen 
zwischen  dem  tlritlen  Kontrahenten  und  dem  Schiffer ,  sowie  das 
behauptete  iiutweiuUge  Mandat  des  Ijclztereu  i§  4j,  duiuaf  mh  lier 
juristischen  Feraönlichkeit  des  ScfaifficH  5),  mit  den  hohen  Interessen 
des  Sediandela  (|  6),  im  letalen  Abschnitt  endlich  mit  dem  Werte 
der  Ifoinung,  «ine  Besduinkung  der  Haftung  des  Rheders  aoi  \iur 
l>ei  gesetzwidrigen  Handlungen  und  nicht  bei  den  Yerttigsn  des 
Schiffers  stattliaft  (§  7). 
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Nicht  weniper  widitip;  sIikI  tlio  Arhoitoii  von  Margliiori  und 
Äniar  üIhji-  den  unlaiilen'n  Wi'ttlKjworb.  In  riMTiMnsdmniung  mit 
nichrereri  frenulen  (Jcwtz^i^hiiiigcn  z«igl  MarK:l>icri  <lie  Notwi'iiilig- 
kcit,  wie  in  Deutsc-Iiiund  gusc-hohen ,  so  in  Italien  ein  cinzigi'S  all- 
geinuincs,  sänitlicho  unluutoro  Konkuit-onzgciscrliäftc  uinfiissendna 
Gesetz  einzufüllen,  »las  eincitseitH  die  Notwentligkeit  iKTfifksichtigt, 
das  imlividiiello  R<>clit  auf  den  Oelirnucli  tk-s  Namens,  der  Güter, 
der  Ari»eitserzeugnis8«'  gegen  jetlwtHle  Art  unlautci-cr  Konkiiri-enz  zu 
Gt-lifltzen,  undeivrseit»  guwerMidu'n  und  knufniännischon  Syndikaten, 
die  mit  der  grnssten  Muclitlx^fugnis  ven>elien  sind,  ein  licauf- 
8iclitigungsi«cht  gielit. 

In  ähnlicher  Weise  zeigt  Aniar  die  Notwendigkeit  einer  Reform 
des  Gesetzes  vom  30.  August  1808,  welches  mit  den  Kestinunwngen 
des  StnifgeHetzllUohos  in  Einklang  zu  liringen  sei,  ebenso  wie  es 
notwendig  sei,  das8  Italien  wich  der  internutionalen  Madrider  Kon- 
ferenz flijer  die  gegen  fals^-ho  Itezeiehnungen  des  l'i-sprungsortes 
zu  ergreifemlen  Massnahmen  anschliesse;  er  zeigt,  wie  der  Schutz 
des  industriellen  Eigentums  in  allen  Iiän<lern  in  den  letzten  Jahren 
80  grosso  Fortschritte  gemacht  hat,  dass  sich  schon  Veivinigungen 
mehrerer  Staaten  gebildet  hätten,  wie  die  Pariser  Konvention  vom 
20.  Jkläi-/,  1883  beweise. 

Berlingieris  Bericht  an  den  Kongiv.ss  zei-fällt  in  12  Para- 
gra|ihon;  in  dem  ei-sten  liehandelt  er  kurz  den  Einfluss  <ler  Dampf* 
sihififahrt  auf  den  Güterverkehr,  ilio  Einrichtung  ilei  Dampfsi-hiff- 
^aUrt^gesellsehaften ,  der  Einriehtung  i-pgelmässigor  Linien,  die 
CentndiBierung  der  Damjdschifffalirt  in  den  Händen  niächtigr-r  reieher 
Gesellschaften,  endlich  die  Klauseln  <ler  Nicht-Haftung.  Der  zweite 
Teil  liandelt  von  gesetzgtdierisehen  Rtdormon ,  vom  deuLsehcn 
H.  (i.  B.,  vom  Ijolgischen  (lesetzc  vom  21.  August  1879,  von  den 
skandinavischen  Si'e-Ge.selzbflchern.  vom  Entwürfe  eines  ungarischen 
See-tiesetzbuches  und  vom  französischen  hier  geltenden  Hechte; 
der  dritte  Ali.sehnitt  von  der  italienischen  See-(iesi'tzgebuiig,  von 
den  Fehlern  und  den  Lücken,  die  dassellH)  aufweist,  zumal  auf  dem 
(lebiete  «ler  I/duumg  der  Ik'sitzung,  von  der  Schiflsmiete  und  be- 
sondcrH  vom  Konnossement;  Verfasser  iKJsjiricht  im  vierton  Teile 
den  Schiffs-Mietvertrag  und  Aftenertrag,  im  fünfton  <lie  Befreiungs- 
klaiLsel,  die  Kongressvoten,  zumal  diejenigen  von  Liverpool,  Ant- 
»eriH'n  und  Brüsw'l,  die  fremde  Gesetzgebung  und  die  Frage,  ol» 
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es  «lull  onij>fiolilt ,  <ii<'  tiiviizcn  dor  ffeieii  Yi'n'iiil>;irurig  trosefzlich 
fostziisot'/ei»,  dann  das  amerik;iiiis<  lic  (icsel/.  vom  1!}.  Ki  luuar  ls93, 
den  Inin/ösisc-hen  Entwurf  vuui  22.  Üktubor  l'JUü  und  wukhes 
das  lieste  System  sei.  Im  sechstea  Buche  behandelt  er  die  fie- 
zßidintuig  des  Schiffes  im  Tnnqtoitvertn^,  die  ümiadimgen  und 
die  regoiroibwlgea  SohUbveriiiiidmigeii;  im  7.:  die  wihrand  einer 
Keis«'  >tnttriiid(Miden  rmladungcii,  die  direkte»  Anwosungen  (tlirough 
Itill  <if  hidiiii;!  und  dii«  SimimoltmiiHporte ;  im  8.  Tcilo;  dio  Ans- 
t'iiiaiiil«'r»M/uM^'  (It's  Konnossements;  im  Mt-unti-n.  die  p's«'tzliclieii 
Ma.NMVf;vlu  zur  Vurhütuinj  der  üufalu-eu  lM.-ti'ügeru>i;hou  Vorgehens, 
dann  die  verschiedenen  Arten  der  Koonossemente,  das  dem  Fudaer 
Kongres»  von  1889  voigd^gte  System,  sowie  dasjenige  des  fran- 
XMsisc^ien  Oosotaes;  im  lehnten;  die  Klausel  bezüglich  der  Angabe 
des  Inhalts  und  der  Menge  der  Ladung,  die  iMrordcrni^sr  der 
l)am|ifs<  liint.dirt  und  der  vorgesdilaponon  dios»"n  ent^M  L'cnkoinmondeii 
.Ma<>i(  Lr<  ii; ;  im  elften  den  Konflikt  zwist-hi'ti  ]{in  der  und  Si  liitTt-r 
in  liezii^  aut  Liegetage  und  il>erliegetage,  den  Kougreüs  der  Dele- 
gioilen  der  en^isdien  Geselladiafler  und  der  geoueeiadien  Kaaflente 
(188f)>,  der  Dampier-Viachtbrieie  fOr  Fahrten  Ober  das  Schwarae 
und  dtut  Asow'sche  Meer,  sowie  anf  der  Donan,  im  totsten  Fscbp 
gra|>hcn:  die  Unabhängigkeit  des  Konnossements  vom  Sdiilli-Miet> 
vertnige. 

Aiiili  A  SCO  Ii  lieht  hervor,  dass  tlie  Anwendung  der  Danipf- 
inaiscliine  und  de»  Itaud-  wie  des  uuterseoischeu  Teleginphen  eine 
gewaltige  irmwilnmg  der  Handelsbeziehungen  im  Gefolge  gehabt 
Mild  die  Notwendigkeit  gcsotf geberischer  Reformen,  sumal  auf  dem 
Ucbiete  dos  Seehandels,  sehr  fOhlbar  gemadit  liat  fir  veigleicbt 
dm  jetziuvn  Znstand  der  Gesetzgebung  mit  demjenigen,  wie  er 
g<'niäss  den  Heschlüssen  des  Internationalen  Ilandclsrechtü-K'inirn'sses 
zu  Hrilssel  vom  .lahre  188ö  und  auf  Grinid  der  Erfahrung  fivmder 
l«ind<'r  >ein  sollte;  er  legt  dem  IV.  2*iatioualeu  Juribleukongrcs&e 
ciitigi'  Ri^furiuvorschllge  bezflglioh  der  Sohifflmiiete,  des  Konnosse- 
inonts,  der  Fracht,  der  Haftnag  des  Rheders  nad  des  Sduffers,  des 
Verlustes  der  Focht  im  Falle  dnes  Schiffbmohea,  des  Liegegeldes, 
d<  s  S>>t>\veelis<  Ivertragcs,  der  Versichenmg  gegen  die  Oebhren  der 
Sehiffahrt.  der  Haverei  ed-.  etc.  vor. 

Auf  di  iii  Gchiete  des  Konktu^sreehtes  zeigt  Biondi,  l'rivat- 
dozeut  an  der  Kgl.  Universität  zu  Neapel,  zunächst,  wie  sieh  in 
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der  modernen  Qttetzgchtmg  auf  diesem  Qoiiiete  zwei  Kategoneen 
nntMsohädeii  lassen;  die  dso  Übst  nur  ein  einages  Verbduen  su, 
die  andere  dn  doppeltes;  er  giebt  dann  eine  kuise  historisclie 

l  iiei-sirlit  Qber  die  Frage,  i  i-wäiint  die  froraden  GoHotxc,  die  atts 
d*>iii  KiMikuree  eine  geineitm'chllit  ho  Malt  rio  gemacht  haben,  zeigt 
den  lic-iitigen  Rtam!  »inHcn  r  nacii  tnuuÖMi.Huliein  Muster  konstruierten 
Gcüctzgebung  und  iietunt  die  Kutiv-euUigkeit  dor  KiMfüliruug  eines 
einheitliclien  Veifiilirens  für  Schuldner,  die  Kaufleute  und  die  nicht 
Kallfleute  sind;  dann  kfinne  man  noch  immer  von  Konkun  sprechen. 

Zu  denselben  Sohlussfelgerangen,  wdcbe  ttbrigeus  von  dem 
Kongrasee  nielit  angenommen  worden  sind,  gelangt  auch  Sorafino, 
welcher  seine  Arbeit  kurz  in  3  Teile  teilt:  In  'lern  ersten  nennt 
er  die  diesbezüglichen  eiiru|»äis«iien  UeMtzn,  in  »lern  zweiten  den 
Standpunkt  der  italletiisc-huu  Gusetzgebung  iMjzüglich  der  Iiusolveuz 
des  Schuldners,  der  nidit  Kaufmann  ist,  in  dem  dritten  Kapitel 
veriangt  er  dm  Voida^ui^  der  Konkursveisehriften  fOr  Kaufleule 
und  Hicht-Kaufleute. 

d)  Civilreclit   iintl  «' i  v  i  1  j»  r«.  z  «■  ss, 

Einen  nicht  unwieliti-cn  H.  itr,it;  zur  v.  i t^lciehenden  Kf<  lits- 
wim'iisciintt  habeu  die  Bearbeitungen  der  vom  letzten  Jm-istea- 
kongrease  voigeeohlagene  Thsnaaten  beigesteuert,  s.  B.  das  Thema 
nNotwendige  Reimen  auf  dem  QetÄete  des  BQrgenecb1»-£rverbs 
und  der  Naturalisation*^  (Neapel  bei  Tooco).  Arbeiten  von  Orippo 
und  Catellani;  das  Thema  ,.Kef(>rm  des  SysUMUs  der  VerOlbnt- 
liehung  der  Lmnobilijirreehte" ;  ArlM  it  vnti  Cannada-Bertoli ;  cnd- 
lieh  da8  Thema  ,^uri8tiiM;lie  Koiiätiuktiun  des  Arbeitskontiuktes'' 
vou  Betocehi. 

Orippo  zeigt  wie  das  vom  italienischen  Qeeutzgeber  befolgte 
System,  welches,  von  grossen  fortschrittlichen  Ideen  inspiriert,  das 
Prinsip  der  Resipi ozitlt  verwirft,  seit  30  Jaliren  scbSdliohe  Erfolge 

gezeitigt  hat ,  wie  es  daher  notwendig  sei  zum  Orundsatw  der 
Gt^enseitigkcit  umzukflsn'ii .  der  einen  Zügel  dem  uiiUeirD  ti/ten 
Egoismus  <ler  nndi'n  n  Xulioncn  jnili'^'^t  hikI  ■/iifjjleich  tlie  gniö-nte 
Gewähr  für  (la.>  X  urherrschen  gesuntier  Prinzipien  ist.  Er  bestärkt 
seine  Behauptung  mit  dem  Beispiele  der  fremden  Geoetzgcbung. 

Andererseits  schUgt  Catellani  snr  Vermadung  der  Unaanehm- 
UchhdUm  die  daraus  entstehen,  dass  es  Italiener  mit  2  BQiger* 


i^ecliteii  un«l  solche  ohne  Bürgerrecht  giolit,  vor,  dass  der  Erwerli 
dM  BOrgemditB  in  einem  Iramden  Luide  der  Optien  dee  BQi^is 
unterworfen  wenle,  welche  schon  heute  dtiidi  die  Artilcd  6  und  6 

unseres  Gcaetzbuchs  für  diejenigen  Büi"Kci"söhn*?  eingeführt  ist, 
welche  das  ihnen  durch  iliix;  Geburt  zukommende  BfliBcn«cht  ver- 
h)ren  haben.  Ferner  zeigt  er,  dass  von  (Jen  wenitcen  Ki 'formen, 
deren  unsere  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  IxHlürfe,  ein  Teil 
ganz  allgemein  cingefdlirt  wcixlcn  niRKse,  während  ein  anderer  dun 
Gegonatand  intenutionnler  ürwfigungen  su  bilden  habe. 

Onnnada-BartoIi'B  dem  Kongross  vwgelegte  Arbeit,  welche 
Anlass  zu  lebhafter  ErOrtenuig  in  Italien  gegeben  hat,  zerfällt  in 
4  Ka[iitcl.  Nach  einem  raschen  Cbei-blick  filier  die  Gnmdlage  iler 
l'dlilt/.ifat  des  Eigentums  und  der  Heidreelite,  sowi««  iUmm-  unser 
PubiiziUlt.ssystem  und  die  Möglichkeit  seiner  Reform,  geilt  er  auf 
cuie  genaue  Uütei«uchuug  seiner  Thesen  ein.  Im  ersten  Kapitel 
behandelt  er  die  Umsdiraibinig  der  Akte  too  Todeswegen;  im 
zw«ten  derjenigen  unter  Lebenden,  im  dritten  das  Kataster,  die 
GrundbOeher  und  ihre  Einri(-htung;  im  vierten  die  Art  und  Weise, 
wie  sieh  das  italieiiiBche  Hypotheken weson  verbessern  liesse  tiiid 
zwar  l>ezilglidi  dor  ^'»^sofzlichen,  perichtlirliiMi  und  der  te-tainen- 
tarischen  Hyitollu  k  unter  Iteiücksichtiguiig  der  preustiischeu  üi'iuid- 
bchuld  und  d(u*  vollstäudigcu  Gerechtigkeit. 

Betocobi  bat  wie  VadaU-Papale  und  andere  Scbriftstdler 
in  und  auaaeriialb  Italiens  die  Natur,  die  Entstehung,  den  Gegen- 
stand, und  die  Definition  des  Arbeitskontraktes  untersucht  und  zwar 
in  Bezug  auf  die  Kontrahenten  sowohl,  ihre  Macht,  ihre  Zustim- 
mung, wie  auf  den  Ijohn  und  den  Inhnlt  des  Kotitraktf^c,  end- 
lich auch  auf  'lius  N'erhältnis  zwiselien  Atheitirober  und  Ärlieit- 
nehmcr,  die  Fonn  und  ilie  Auflcitaung  des  Vertmges,  den  Schutz 
der  Arbeit  und  itie  dieebezOgliche  speudle  Gesetzgebung.  Der 
Verfraeer  hat  audi  —  und  hierfOr  gebührt  ihm  Lob  —  die  fremde 
Geaetigebung  bcrOekaichtigt. 

Ein  anderes  Werk,  welches  wir  i  Vji  nso  wie  die  o) »engenannten 
Werke  über  Bürgeriveht  und  Naturalisati' in  unter  Civilnxtht  rubn- 
zien-n,  weil  sie  für  uns  einen  Teil  lies  Civilii.'chts  ausmachen,  <>1»- 
wokl  sie  eigentlieh  d«!ni  öffentlichen  Rechte  angehöivn,  ist  dasjenipo 
von  fi»neletti  (Begriff,  Natur  und  Orensen  des  Staatsvermögcns, 
Oiuriaprudenza  italiana  1897  Bd.  IV  &  326  E).    Er  geht  die 
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▼enohiedenen  Lehren  aber  daa  StaatavermOgen  dureh  und  teilt 
dieselben  in  swei  Gruppen,  je  nachdem  sie  auf  jurialiadieii  oder 
Sbmonusolien  Etementen  berahen.  In  der  eratm  Omppe  beepfioht 
«T  (liß  versohiedoien  in  Italien  und  Deutschland  iuifrcchterhaltenen 

ThiMiri.fii  von  Meyor  und  Stongol,  wcldio  djis  Staatsvormopjen 
in  vKinanzvonnögon''  und  ., Vorwaltiui^'svormögen"  toil»>n.  In  d<T 
zweiten  Gruppe,  in  der  du»  SUiathvorinögen  vuui  finanziull-öku- 
nomiachen  Gesichtspunkte  des  Staates  und  dec  Gemsindflii  hetiaolitei 
wird,  untersdieidet  er  FatrimonialgQter  nlberen  und  weiteren  Gndes 
(§  1).  Im  sweiton  Paragiaphen  erwigt  er,  welohea  die  juristische 
Natur  des  Staatsvcrmfigons  in  liczichuni^'  zu  s^-inoin  EiirfutÜBaeir 
i(<l;  die  v<»ii  dt-r  MindciluMt  in  Kmiikreii;!!  uiul  lUdii'U ,  aU-r  von 
der  Majorität  in  Dcutsclüand  ai ceiitirrto  Tlieorie,  nai  li  wt  li  her  es 
^cb  um  ein  durch  die  notwendige  Verwendung  im  ölTentlicheii 
Interesse  eingeschränktes  Piivatvermfigen  im  Gegensats  xu  der  An* 
sieht  derer  handdt,  welche  in  dem  StaatsTennOgen  Sonreitnettt»- 
recht  sehen.  Sodann  uJitersttcht  der  Verfasser  das  Recht  des 
Einzelnen  auf  den  Gi'l>rauch  des  Staats  Vermögens  (§  3) ;  im  letzten 
endlich  die  juristischen  FersOnliohkeiten,  welche  Staatsgüter  haben 
können. 

,41  fondamento  della  rebpon-siliilitä  del  proprietariu  int  danui 
cagionati  dagli  aiümali**  —  (Fondameat  der  Haftung  des  Eigen- 
tflmets  für  den  durch  seine  Tiere  Terursaohten  Schaden)  — ,  Genua 
bei  Berettn  A  Molinaii,  ist  der  Titel  einer  Studie  dee  Advokaten 

Gustav  II  Adani. 

Einleitung'  enthalt  die  fjrundlependt'ii  Silfzo  der  Ver- 
pfliehtung  eines  Je<len,  Nii-niandcni  zu  H<  liaiicn,  dt-r  Vi  i;uit\vortli<.di- 
keit  für  dus  eigene  iiandeln,  dann  über  den  ürundbatz  der  Zu- 
rechnung, aber  die  bftung,  sowohl  für  fremde  Schuld,  als  Skr 
den  durch  Tiere  verursachtim  Schaden.  Im  ersten  Kapitd  unter- 
sucht er  die  Theorie  der  römischen  NoxalkJagen :  actio  de  pauperie, 
actio  de  pa»tu  {>c<  ori8  und  das  edietum  nedilicium,  dann  den  Grund 
jener  Haftung  in  den  Gesetzen  der  B;irl>aii'ri  und  in  dem  Statutanvelit. 

Im  /.weilen  Kapiti  i  untt  r>uelit  er  das  Fundament  der  Ilaftmig, 
«ie  sie  duix-li  Art.  1154  im  Gegensatz  zu  Art.  1385  de»  Code 
Napul6on,  durch  §  1320  des  Östenoiehiadien  Qeeetabuehes,  durch 
das  B.O.  Bw  und  das  Schweis.  Bundosgesetsbucfa  eingefOhrt  ist;  er 
bespnoht  die  verschiedenen,  besOgUdi  Art  1154  au^eetellten 
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Theoridän:  die  auf  dec  Vennutung  dm  Venchiddeos  aufgebaute 
subjektive  Theorie,  diejenige  damuf,  urdebe  der  vetantwortlichen 

P<  t>(>i)  Gegenbeweis  des  eigenen  VeraohiüdenB  geetattet  (wi«; 
sie  in  Fraukivicli  von  Luiin  nt  um!  AiulcreD  verteidigt  wiitl), 
ferner  die.  welelie  <iio  llaFliiiig  Qberhuupt  leuf^ni't,  enflüeh  die 
'»lijektive  Tlieorie,  durzulülge  die  llaftpüiubt  auf  einem  ludividuellen 

Vurkile  beiuLU 

Ja  dem  letzten  Teile  befasst  er  sich  mit  dem  Wegfalle  uod 
der  Beecbr&nicang  der  Haftiutg  gem.  Art  1154  und  hebt  neben 
dem  wiüsenschaftlichen  Wert  der  auf  dem  Grundsätze  der  Eni- 
St hadi^Mmg  baeirten  Theorieen  die  Notwendif^t geeigneter  Refbrmea 

bervut. 

Advokat  KilipiH,  l^ou^i»  liat  ein  »mfantrt^'itrliej»  Werk  üU-r 
die  „Simugiiiiuuc  j  uüe"  die  S^ioliumwoadlimg  imi  li  dem  GniiidKitzt}: 
„res  sncoedit  in  locnm  pretii  et  pretium  in  Jocum  lei**  heniU8gegul>eii. 
Nach  einer  kanten  Bibliographie  Aber  die  Werke  von  Beohmann, 
Woiitphid,  Ad.  BeuedictUB,  Festil,  flach,  Paulmier  und  Schern  be- 
s[»nelit  Vi  itajssor  im  ersten  nuuptteile  die  Ansichten  von  IMpfner, 
Tiiil.aut .  lla.s.H>,  Miihloniinirli ,  diejenigen  der  Sehriitsti-Uer  des 
ilinjt  r  utiiniier  vtn  Mastrielli ,  de  Luca  und  Merlim»;  iin  zweiten 
Toüu  luiter.suclil  er  die  fepciiellou  Arten  des  „Efsatzes",  z.  B,  des 
an  die  Stelle  Tretens  einer  Saohe  fflr  das  Dotatgeld,  .des  Pldses 
an  die  Stelle  einer  Dotalsache,  einer  Dotalsactie  an  die  Stelle  wun 
anderen,  dann  u.  A.  die  Umwandlung  al«  Folge  einer  im  öffentlichen 
Intero-se  erfnl^rt.  ii  Kxpii  priaii.  n,  sowie  als  Folge  einer  Legalservitut. 

Ant  lioni  (leliiete  de>-  (  ivilprozesw's  irlaul«  ieh  die  Arlx>iten 
Isieeits  nml  Krez/inis  liUr  die  Zwant;svellstreckung  gegen  die 
öllchUiuiii.f  Verwaltung,  lIjou^«^  diejenigen  CaUjsioltos  und  Brunos 
erwfthnen  su  mOsaen. 

leaooo  beginnt  seine  Arbmt  (Sull  eseeuzione  fomta  ddle  sen- 
teu^e  e  degli  atti  oontro  le  pubblidie  amministcaiiene,  AiduT. 
giurid.  1807,  Hl.  5S  S.  93  ff.)  mit  einer  kurzen  ül>er8icht  filjer 
diejenip  ti  ticindeii  (i.  sct/.e,  wie  (fjis  fnmzr)8isehe  und  das  teipiseiie, 
well  he  einen  erliel. liehen  KiiiÜuss  la  Italien  ausgeübt  haben,  er 
ii,ijhi  d4uii  Huf  die  StreUtrage  ilber,  wie  sie  in  Italien  von  Kieci's 
Theorie  und  ihren  Auhftngern  aufrecht  erhalten  wird  und  zwar  in 
Besug  auf  die  Zahlungsweigerung  ala  Verwaltungsnct,  die  Juris* 
<Uktiou,  die  sogenannten  inneren  OrOnde  Gabbas  endlich  Einwen* 
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tl »«  ni£cn,  weiche  aiis  dem  bürgerlichen  Oesctzbucli  und  der  Civilprozesis- 
orclvinng  hergeleitet  werden  ttnd  XSmrendnngeii  praktischer  Natur 
JDi»  Ydlatnekimg  der  Urteile  gegen  die  fiffeittlidteii  Vei^ 
wA.l.'Aimgeii"  (Rom,  Statrilimento tipogr. it»i.)  von  Frezzini,  »  in  Werk, 
d^^Äs^n  erster  Toi)  erst  erwliienen  ist,  zerfallt  in  6  Kapitel;  in 
ili«^sat«>n  untersucht  er  den  Chamktfr  nnd  cHp  juriRtisiht'  IVrsönliHi- 
^«^i  "t-    des  Staates,  was  der  KiBkus  nm.-h  »U'u  Tliforieen  von  (iiorgi 
Ueise,  sowie  denen  der  verschiedene»!  deutscheu  Schulen  aei, 
JUglichkeit  einer  Zwangsvollstiedtung  gegen  den  6tmt,  welche 
^  Ck-c^r  desselben  der  Zwangevollslrecknng  nnterliogen ,  wie  dieselbe 
n^dsnfQhren  aei  eta  etc. 

Erwähnenswert  ist  ferner  auf  diesem  Gebiete  die  Arbeit  von 
rnherlotto  fll>er  „dio  Zwaiiirsvollstreokunp*'  (Die'^stn  itniiano 
P**4Sr-  tjo5  IT.).    Auf  eine  geschichtliche  rhersielit  iUht  die  italieni.siihe 
i»»<31    die  fremde  Gesetzgebung  Aber  ZwaugsvollsH-eckung  folgt  ehie 
^Kt.'^^nnchnng  der  Vorb^ingnngen  fttr  ihre  Zullseigkeit ,  der  YoU- 
ingatitel,  der  Art  der  Mitteiliug  an  den  Schnldnor,  der  Per^ 
»n,  duroh  welche  und  gegen  welche  eine  Zwangsvollstreckung 
v.->T»|^^nommen  werden  kann,  des  Verhältnisses  des  Glaubigors  zn 
'It-it»^   Erben  des  Schuldners,  dann  erwägt  fr,  wie  Zwangs voHstrockun- 
ausgeführt  werden  (zwischen  Frankreich  »md  Belgien)  und 
«nss^iUilhron  sind  gegen  den  Staat,  den  Monarchen,  den  Papst, 
'■^nade  Soovertne  und  deren  Stellvertreter  etc.    Fbraer  behandelt 
^'^      «die  IVage  der  Hftufnng  von  VoUatredningsniasaiegeln ,  die 
*  "Gierigkeiten  und  Streitfragen,  welche  hierbei  leicht  entst^CHi 
I{o<-ht.<(niittel,  endlich  die  Stellung  den  vollstreckenden  Beamten 
"^•J-     die  gegen  densellien  voHlbfen  Vorgohoii. 

Derselbe  Verfasser  betont  in  seiner  Arlwit  lilicr  die  „Ininiobiliar- 
*'^^^ntion"  (Digesto  italiano  pag.  084  IT.),  die  Wichtigkeit  derselben 
die  sich  bietenden  Sohwierigkeiton ,  er  betrachtet  daa  fnui- 
'"^*^cihe,  deutsche,  bd^he  und  italienische  Sj^m  in  Benig  auf 
'''•>  ^  lolligkeit  des  VeigdienB,  sowie  dio  Einfachheit  und  Stmige 
(iftir-  tonnen.  Dann  untersucht  «r,  welche  Güter  der  YoUstreckung 
**-*^li*»gen,  endlich  einig»^  spezielle  M.iff^rion 

Von  demsell>en  Autor  rührt  nucli  (elH  iida  S<ite  504  ff.)  eine 
^**^*>rkenswerte  Arbeit  über  ,,die  Feststellung  zun»  ewigen  Ge- 
(eeante  a  fiitnra  memoria)  her,  in  welcher  er  im  Bin- 
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BrnnoR  Arl>eit  en<Uifh  filwr  „die  Expropriation  ans  Grflnden 
•les  üffentlit'hen  Interessos"  zorfftllt  in  sechs  Kapitel,  in  welchen 
or  nach  einander  die  allgemeinen  Orundsütze,  die  Geschichte,  Oesetz- 
gebnng,  die  in  Betracht  kommenden  Personen,  die  in  Betracht 
kommtniden  Sachen  in8l>esondi're  die  Immnhilien,  dann  die  Ent- 
whildiKiniff  an  die  Exiimpriierten,  sowie  an  Dritte  Beschil<lißte,  das 
Vfifahn-n,  zum  S-idiissc  <lic  aus  der  Enteignung  entstellenden 
8)H'%ielleii  Wirkungen,  einer  eingehenden  Hetim:htung  unterwirft 


c)  Volkswirtschaftliche  Literattir. 

Ref«*rent:  Dr.  (üacouio  Lu/.7,ati,  Tnjfejwrtr  der  Sl4iiUswi.s8«^ns<-haft»'ii, 

Venedig. 

Überaetzutig  vou  lionihanl  Dernbarg,  Bankdiroktor,  Berlin. 


Italien  liat  viele  Vertreter  der  Volkswirtwhaft ,  unter  denen 
einige  iioch  liedeutend  sind,  wie  Angelo  Messedaglia,  Fedele  liain- 
pertieo,  Luigi  Lnzzati,  Achille  Loria,  Giuseppe  Ricca-Salerno, 
Sjdvalore  Cngiietti  de  M.-istris,  Carlo  Fnuuresco  Ferrari.*t,  Gitisep|K» 
Tohiolii,  Giulio  Aiessio,  .\ugusto  Grnziani,  Matteo  Pantaleoni,  um  uur 
wtMiige  zu  nennen.  Sie  sin<l  V4ilk8wirte,  die  je<ies  Land  mit  Fit?tideu 
unter  seine  Gi-Ttssen  zAiden  machte.  Indessen  kann  man  trotz  der 
grossen  Zahl  der  Vertreter  und  trotz  der  hervornigenden  Bedeuttinp 
einiger  unter  ihnen  doch  nicht  sagen,  dass  es  eine  volkswirt-schaft- 
liche  Scliule  in  Italien  gieltt.  Der  italienische  Geist,  von  Natur 
Itesitiv,  eklektisch  und  dialektisch,  nimmt  gern  da.s  Beste  und  das 
Gute,  wo  er  <*s  fuiili-t,  <ihne  nach  <ler  Schule  zu  fragen,  voraus- 
ges«Hzt,  «lass  der  entiielicne,  Ih-zw.  mit  andei-en  gehörig  versi-lunol- 
zene  I/'hrsatz  es  ihm  ermöglicht,  in  die  Piiänomene,  die  er  studiereu 
will,  eihzudringi  II  und  sie  vollstämlig  zu  dmvhleuchten.  Be.sonders 
seit  ein  hohes  Alter  Fi-Jinees<*o  Ferraris  zum  Stillschweigen  ge- 
zwuiigiM«,  der,  ein  nherkritischer  Geist,  zu  keinerlei  Kompromissen 
mit  Li'hren  g<'iieigt  war,  die  den  von  ihm  als  uneingt'sclin'liikt 
wahr  aiigeiioiiiiiieticri  • 'nttjegen standen ,  schaukelt  und  osc:illiei1  die 
ifalienische  Yolkswiitscliaft  in  i  ntgeg»Migesetzten  Richtungen.  NeUMi 
den  wenigen  treuen  Sehnleni  des  gi-ossen,  verehrten  Meisters  — 
den  Fiieuiideii  der  fi-eien  Bestimmung  -  steht  der  hiinte  Haufe  der 
Katlie<lersozialisteii,  der  Marxisten,  und  derjenigen,  die  ausschliess- 
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M  der  Hodetheorie  folgen,  iMsondera  der  aus  dem  Amland  Ge- 
hmuiMiiien,  die  iie  muh  Hfifl^iolikmt  der  itelieniBohcn  Denkunga» 
«nee  anpeasen. 

^cherlioh  reflektiert  die  Volkswirtschaft  nicht  woniger  wie  die 
anilcren  momlischpii  und  pnzialfn  Disziplinon,  »lio  tliatsjlehlichen 
Ziistrui<l<'  (ItT  gcpMiwäiligcn  kiitisclii'ii  Pi'riiMlc  ilfH  l  lHM-ganpcs  nnd 
fielli'iclit  der  l'informimg  iu  der  Ordnung  der  nicn.schliclien  ticHcll- 
tAaiL  Aber  eine  Bigentflmliclikeit  der  italieoiecheo  VoUnwii^ 
adwft  und  ein  aUmmerondes  Symptom  fAr  ihre  Zalranft  ist  ihr  ge» 
lingea  Stadium  und  noch  mehr  die  dürftige  Anfmetiemmkeit,  welohe 
sollisf  \oii  den  mit  der  Materie  Vertrauten  den  rein  wissmiaehafi» 
lirlu-n  Arbeiten,  den  nicht  auf  i\on  ersten  Blick  ihr-en  Znsarnmcn- 
lianj;  mit  irgend  einer  j»riiktis<  lien  Fnigc  oder  wie  man  zu  sagen 
Itflegt,  einer  Frage  vou  Aktualität,  zeigenden  Niichfon^chungcn,  ge- 
achenkt  wiid.  Das  Wenigste,  waa  deoeo  «iteitthrt,  welohe  moh 
mit  Hingebung  dieeen  Arbeiten  widmen,  ist  ihr  Unbeachtetbknben, 
fallK  sie  nicht  an  den  Pranger  gestellt  werden  ala  Visionttre  und 
Ideologen.  Nur  die  reine  IdeoI(^e  kommt  dnnn  weld  zur  Geltung, 
wenn  sie  sicli  mit  matheniatisclir'ii  Formeln  schmflckt  wii-  der 
EmpiriRmus  v<»m  licsseren  Uiiidc,  wenn  sie  Imnt  aidfjcjiut/t  und 
Behün  auBstafhit  mit  .statistisclien  Tabellen,  mit  Ijezilgiidicn  Diu- 
gnmmen  etc.  Iierv<»iritt 

Die  italieniaohe  national-Qkononiiadhe  Uteratnr  dea  Jahrea 
189C/97  iit  durch  viele  Werke  bereichert  wocden.  AehiUea  IiOria, 
das  anerkannte  und  hervorragende  Haupt  des  gcRchichtliclicn  Ma- 
•^rialismus,  bat  in  einem  Band  (verlegt  bei  Drucker  in  Padua, 
,.I)>r  ( inindix'sitz  und  die  «jziulc  Fnif,'e")  vier  Studien  von  gi(i.ssem 
Iiitiresse  herausgegeben.  Unter  diesen  ragt  die  von  dieRem  be- 
deutenden YoJkawirt  in  Siena  gehaltene  Torleaung  beeondecs  her» 

worin  er  adne  dynamiaohe  Doktrin  Aber  die  BeviUkenuig  der 
i^tatiHohcn  Lehre  des  Ifaltlius  entgegenstellt  Nach  Loria  ist  die 
I  hrrvOlkening  nicht  ein  ewiges  Pliänomen,  eigentflmlieh  der  meaadi- 
li'-licn  Natur,  wie  es  Maltlms  anziuiehmen  scheint,  snndeni  eitip 
.\.'lif»ii.  III),]  Koip'ci-sclieiiuint^  des  gej^enwärtip-n  volkswiilM  li.itllicli.'n 
S>>tGuiH.  Naeh  ihm  wirkt  die  Trennung  des  liaueru  von  der 
*diir«iB8bededrten  Sdiolle  tmd  dea  Arbeiters  von  dem  IVodnkt 
*(>iier  eigenen  Arbeit  als  ein  poaitiTer  KoefBsient  der  Fortpflanzung 
*ad  ala  ein  negativw  der  Produktion;  ein  (ftoDomischea  Syatem, 
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welfhes  seiiun-soits  wifvlor  das  iiotwendigp  Produkt  eines  l>pstiininten 
Oiwles  der  VVdksdichlijrkoit  und  eines  liestimmton ,  heselmlnkten 
Muasseti  des  It(>di>nK  in  Masse  und  Ri1ragsniu^li<!hkeit  ist 

(lehren  die  niaterialistist-he  Oeschichtstheorie  schreibt  Fraucosfo 
Fermris:  der  gof«  Iii«  lif  Hein ■  MateriniisnuiK  und  der  Stjiat  (Palenno 
ISOTl.  AlM^r  seine  weise  Kritik,  seine  tiefsinnif^  Howeisfülirnnp 
vernir>p.^n  u.  E.  nicht,  den  Boden  «les  kraftvollen  (ie^lanken  liorias 
/u  er.s<'hntt*'iii,  (iliwohl  diesem  eine  gewisse  Kinseitigkeit  nielit  ab- 
g«'spro«-hen  wenlon  kann. 

Nach  dem  dynrtniis<^hen  Gesetz  bezgl.  der  ri>ervölkerung 
finden  wir  jetzt  ein  dynamisches  Gesetz  fil>er  den  H«Mlenertrag, 
Ghin<»  Valciiti,  I'rofessor  an  der  Krmiglichen  l'nivei-sitilt  zu  M'Mlona, 
weist  nämlich  in  eiiwr  licihe  liemerkenswerter  Artikel,  welche  er 
im  „Giornale  degli  Econrnnisti"  189G/7  verftlTentlichte,  die  Gnind- 
voransMt'tzinif^  der  Hiccai» loschen  l^ehre.  der  lichre  von  der  al>- 
nehmon<len  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  znnick.  Nach  diesom 
tüchtigen  NationalOkonomen  ist  die  Abnahme  des  Ertrages  aus  der 
in  dem  UiMleii  nach  und  nach  erfolgenden  Kai^itals-  und  Arbeit.s- 
aufwcndinip  alles  andere,  mir  kein  selbständiges,  ewiges  und  un- 
umsUissliches  (lesetz,  sondern  sie  ist  vielmehr  einer  bestimmten 
liistorischen  Periode  eigentümlich,  welche  zwair  von  längerer  Daner, 
siclierlicii  aber  keine  Ewi^'keit  bedeutet. 

Bis  zu  dem  Tage,  schreibt  or,  wo  die  wissenschaftliche  Grun<l- 
lage  der  Düngung  der  Kitle  nicht  bekannt  war,  konnte  nuin ,  so- 
lange der  Stalldung  und  in.sbesondere  die  Ausscheidung  der  Tiere 
als  die  einzigi^,  zur  Fönlerung  der  Ertragsfähigkeit  des  Rwlens 
nützliche  Snltstanz  galt,  iias  Gesetz  von  der  Abnahme  der  Pro- 
dnkti<)?isf,'lliigkeit  als  ein  wirkliche«  und  leicht  feststellbares  ansehen. 
Tnd  in  der  Tliat  p-lanpte  joder  Ackerliauer,  der  nur  Stallmist  und 
keinen  anderen  Dünger  auswarf,  mit  Sicherheit  an  einen  Punkt, 
wo  ilie  Erzeugnisse  niclit  mehr  im  Wrhältniss  zu  der  Quantität 
des  verwendeten  Dunges  standen.  Aber  lietite,  wo  dank  der  Ar- 
lieiteii  Liebigs  und  z;ihlreieher  Chemiker  und  Ackerliautechniker 
die  neue  Theorie  von  der  Pflanzenemähnmg  Fuss  gefasst  hat,  wo 
<lie  minenili8<'lie  Düngiini,'>iart ,  zwar  noch  nicht  soweit  wie  es 
wünschenswert  wän«,  i\\x^r  doch  in  erheblichem  Umfange  in  die 
Pi-axis  einp'lührt  ist,  heute  ergiebt  sich  auf  das  .■\ugenscheinlichsto 
die  Tendenz,  den  naclieinanderfolgenden   Kaintal.s-  und  AHieitsauf- 


veudungen  ontHprechende  ErzeugiÜBae  zu  orzielen,  bis  der  Punkt  der 
Sitti^iiig  etTt'ic'ht  iät. 

Aber  doch  scheinen  die  obigen  Untertnohongon,  wie  Behr  wir 
m  auck  zu  achfttxen  wiBsen,  In  luiner  Weise  geeignet,  die  Grund- 
mnsaehmag  der  Bioudo'sohen  Lehre  in  eidrfic^en,  weldie 
..steiit,  wie  ein  Thurm,  die  Theorio,  die  nicht  htflckeit,  BO  wenig 
wie  der  Gipfel  vom  Wehen  der  Winde". 

Ist  doch  schon  der  Aiisdniek  „Sättigimg**  hflchst  unklar  und 
iwHdeutig,  dor  Sättigung,  iiarOi  deren  Eintreten  das  Oesotz  von 
üer  abneliuienden  Prodidttiousfähigkoit  wiederum  zur  Wirksamkeit 
gelangt.  Und  femer,  wenn  heute  der  wisHenechaftUch  betriebene 
A^Mbau  bw  snr  Greme  der  Sftttigung  EnengniaBe,  welahe  der 
Arl»eitä-  nnd  KapitalBauf«'Ciulniig  entquechen,  herv'Orbriny:i'n  karm, 
s<j  spricht  dia*i  in  keiner  Weise  gegen  die  andanemde  Tendenz 
'ler  Abnahme  dor  Ertrafrsfithigkoit,  denn  ohtic  sio  hMtf  der  wisscn- 
scikafüich  l>etriebcno  Ackeiliau  keine  Ent;steluuigtiveraida^ung  gc- 
Wbt,  weil  man  die  „Gi-enze  der  Sättigimg"  erreicht  hÄtte,  ehe 
aciae  Wirkung  nur  hatte  binnen  kjhinen,  sich  geltend  au  machen. 
Die  Wahrheit  ist  n.  EL,  dasB  die  aeitweilige  UnterdrQcknng  der 
tWsächlich  vorhandenen  Abnahme  der  Brtngsfahigkcit  nicht  nur 
die  Grundlage  des  Ricarrln  se  hen  Safzfs  unversehrt  Itest,  s^mdern 
iii}  vftn  nmioni  darthut,  genau  wie  zeitwcilisrf .  durch  Auswanderung 
WiUikip.e.»e  Eiiischränkung  der  „Üljcrvölkenmg"  den  Satx  von  der 
Teudenz  der  Bevölkerung,  Ober  die  Subsistcnzmittol  hinauszuwachsen, 
niclit  nur  bestahen  iXaat,  Bondem  von  neuem  bethitigt  nnd  beatlrlit 

Mit  don  modernen  Ad^erfaan  und  seineo  EigebniBaen  beeddtftigt 
sirh  auch  mit  der  Begeisterung  eines  Neubokohrten  Filippo  Virgilii 
»\  'v.hm^  beiEumteu  Werke  „Das  Aokerbaaproblem  imd  die  aoiiale 

AticJi  über  ilie  l^hre  vom  Oelde  sind  bedeutende  Aibeiten  in 
I<«Ben  im  Jahre  18Ö6  vei-öffentlicht  worden.  Von  ihnen  nenne 
ich  das  Weik  Eteodea  Loiini'a  „tlhee  das  Geld  und  das  Prinsip 
ontsproofaender  Preise",  desgU  die  Stadien  Aber  den  Wert  des 
Oeldes  von  Car  iina,  sowie  die  Abliaudlttttg  dsB  Kitti  Aber  die 
Orenz«  der  Wertschwankung  des  Geldes 

Auf  einem  anderen  Oehieto  vpnüpiit  aufmerksam  gelesen  luid 
*h»üiei-t  zu  werden  da«  bwnierketiswerte  Vorwort  zu  einen»  Buch 
^  volkswirtscbaftliclieu  Bibliothek  des  I'rofessor  Salvatore  Cognetti 
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(lo  >Listns  ni)or  flic  zwei  Systfiiir  rli'^r  k:infni!lTin!«Joh*>T>  Vnlkswirt- 
scliuft,  in  weliluT  die  alU'  un<l  «locii  iinmor  neue  St  «vi  i  fragt'  zwis<.-lien 
FreihSiidlern  und  SchittezQllaern  diMr  aiiennaligcn  Uotemiohong 
untenogen  und  meisterlich  an  der  Haadelegoschiclite  Venedigs  er^ 
Ifiiitert  vrird. 

IVsoiult'n*  Erwälinuii^r  venlif^iK-n  auftsonloiu  einige  wiclitipe 
Hi'ififip'  zu  (loi-  so/.iiilfii  <l»st!iioIitf  des  Alt<rtiiiiis.  ''icntfi  he- 
lianilolt  m  ht  urefilllig  tlio  Almalimc  »l^r  Sklavorni  in  der  alt»>n  Welt 
(Turin  1H97J;  Maiui  «lio  fruien  Arlieiter  in  AtLica  iui  5.  und 
€.  Jahrhundert  vor  Christo;  andere  gehen  eine  Lebenshesehreibiing 
einiger  Iclattiaclicr  italienischer  Volkswiite  nod  eine  Abhandlung 
Olier  deren  Lehren.  So  belichtet  (Iber  Temombroni  der  EVofesBor 
Abel  Morena,  filier  Giovanni  Fahlimni  der  gewissenhafte  Biagniph 
Sotinar»  Mondaini  und  vorzUgUdi  Maasa  Ober  den  neapolitaniacheu 
Volkswirt  Hrip:aiilT. 

Mnrth  di«'  > uniKlIiflikfit  in  ilin-r  Lclin-  wie  linnh  die  Hligeiiart 
ihrer  Uiitersuclningeii  empfehlen  steh  denjenigen,  die  gnlndUch  die 
sozialen  B»]ingni^n  der  Gegenwart  kennen  lernen  wolkui,  die 
Verüffentlichnngen  der  jungen  tflchtigen  Advokaten  Gnido  Oavaglieri 
nnd  Florian  fd>ei  ii'  \ '  iiraltundon.  fmier  die  Abh;iiHlIunc:en  Alessandrf) 
Cliiai»'l]i'>  ültor  d«^n  ^Modernen  Gedanken"^;  ihi-e  Lektüre  ist  leicht 
nnd  luit/lif  inj^end. 

Die  hervonageiulsten  VcnifTentiichungen  befassen  hicii  uIkt  mit 
der  Finanzwissensctiaft.  Sie  gereichen  luiserem  Lande  zar  Ehro 
lind  entgelten  fOr  den  Bfangel  an  rein  volkswirfaidMftliehen  Arbeiten. 
Ouiseppe  Rioca  Salemn  schenkt  nns  eine  zweite  Ausgabe  seiner 
meisferliaftt-n  rios<  lii<iit<'  d.-r  Finanzlehre  in  Italien  mit  wertvollen 
Znsätziii  (Palcrnift  lS!Mi):  j;l<'iehcTweise  Itohandelt  Oinlio  Alesr<» 
dif  Knif,'"'  der  Ifi-fonu  der  sozialen  Sl^-uer  in  der  ZeitP<^hrtft  ..Drr 
Ökonom'".  Martdlo  Mazzula,  Mati^*',  r>ari  und  Onhhi  behandeln  oin- 
gi-hend  und  mit  grosser  Kenntnis  und  Urteilskraft  die  Ttieorie  von 
<ler  progressiven  Steuer.  Garelli  sdireibt  in  einer  gelehrten  At»- 
haiiillnng  über  die  nTossa  creditaria*'.  Oarlo  Francesco  Femria  tritt 
enisip  und  mit  seldap'ndrr  Boweisfilhning  fflr  die  ..^^ '^hi-steuer" 
eilt.  Vitita  lo'handch  mit  cingdu^nder  Kenntnis  die  „lietternient 

tax",  niiil  s<  liüessiii  h  liii-t'-t  Augusto  (iraziani  den  Ijeridiegierigr-n 
sein«  vi'(7,Mgli<  liPn  (irmidzuge  der  Fiuanzwissonscdiaft,  die  sich  in 
hOchst  lohcnswerler  Weis*.«  durch  die  grfindliche  Keuutiiis  uud  die 
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kkin^  Darstellun«;  d*  r  stroitigston  Materiell  und  besoiulerä  durch 
einen  grotj»cn  kritisvhen  Schai-fBinn  ber\-orthun. 

Man  darf  dämm  wohl  guter  Hofftmng  für  die  Zuknnfl  nia. 
Sobald  die  gegenvrirtii^  Obeiigangaperiode  i^flcUich  Überwunden 
ist,  vird  sich  «ne  iteUeniwhe  VolkswirtnoliaflsBelnile  mit  klaren 
Ofsi<''<f  I  Ulkten  znr  Geltung  bringen,  die  nns  zur  Ehre  ^reichen 
iiinl  woliJ  eingeileiik  sein  winl  der  ruhnirfich'^'n  Tl»  rlicffniMpen, 
iiif  Vo||(swirtschaft88chule,  die  weni^'pr  i^fsiialti-ii  dutxh  wider- 
stn_>it»  iule  Lebren,  mehr  wirklicbo  Volkswirtschaft  ist  und  wouiger 
TolkBwirteohafUiebe  Politik! 


Luxeiubiirg. 

Kt'terent:  licctitsiuiwalt  Dr.  Floriaa  Sduuit,  Luxemburg. 


Du  Jabr  1897  bmebte  dem  Oroeabenagtam  Lnxembui-g  ein 
iKoee  Gesetz  aber  den  Unteretfliaungswohnaits.  Daaaelbe 
stellt  den  QmndsatK  auf,  daa«  der  Luxemburger  von  adner  On»»- 

jUnigkeit  an  seinen  Üntorstnt7.»ing8wohnsitz  in  der  Gemeinde  hat, 
'lie  zur  Zeit  seiner  Geburt  der  Vater  Itewohnte.  Bei  natf'irliohen 
KiiKl^rn  sowie  «niehen.  deren  Vater  zur  Zeit  der  Geburt  verstörten 
War,  18t  die  von  der  Mutter  bewohnte  Gemeinde  UnterstQtzuugs- 
«olinflitz.  Der  Geburtsort  bat  fOr  den  Fall  ala  üntentillziinga- 
voluialts  an  gelten,  daas  die  Eltern  rar  Zeit  der  Geburt  keinen 
Vokaoit  im  Oroeahenegtum  hatfen«  oder  ein  inlindiacber  Wohnort 
^lisnelben  fdr  diese  Zeit  iuil>ekantit  ist. 

MinderjiUiripri  liat.-^n  dojis'-llu  n  T'ntc'rfitützunffswohnsitz  wie  Ihr 
^'ati'r,  im  Falle  des  Alilehcns  iIcs  Vatei-s  deiiflellien  ^ntel■^it^t/llll^^s- 
■•olmüitz  wie  die  Mutter  und  im  Falle  des  Ablebens  von  Vater  und 
Iliitter  den  Untnatatsungswohnaita,  den  der  soletst  Vmtorimie 
nt  Zeit  aeinea  Todes  besaas. 

Der  bisherige  Unterstützungswohnaits  geht  verloren  und  ein 
m>ui.r  winl  erworben  durch  Wohnen  in  einer  audeivn  Gemeinde 
*ährf>iid  der  Dauer  von  vier  Jahren.  Die  verheiratete  Fran  hat 
'^**n  iriiterstntzungswohiisitit  ilirea  Mannes. 

Kein  Ausländer  kann  einen  Untenitützungswohiisitz  im  Gruss- 
keru^im  Luxemburg  erwerben,  wenn  er  nicht  goniw  Art.  13 
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«Ii  s  (  m1i>  N'ujinl.'iiii  liiiti  !i  LTn^sliorzogliclien  IVw'hluw  7iir  Nieder- 
I.is-iiiil:  iiri  (h  i  s-^li-  r/o-tiiin  rtinJiohtigt  ist  und  l»ei  tier  Orteliohöitlo 
(Ik-  KtkJäiuu^  ;iljg(jgclA.'ii  hat,  <lass  er  seinon  Woluisitz  in  der  Ge- 
ni^nde  nehmen  vU).  BeRndet  sieh  der  Auattader  in  dj«wm  Fnlle 
und  unterzieht  er  sich  den  ihm  durch  die  lAndeigeeebBe  auferlegten 
Lasten  und  Stoueru,  60  erwirbt  er  den  Unterstfltmngswohnrits  in 
d«  i  während  dni  Daner  von  vier  aufeiiumder  fügenden  Jahroa  be* 
wohiiii'ti  ( icmi  inilc. 

Das  (;.'s.'lz  -ti'ih  tl.  II  |nl(li<'h<»n  Grundsatz  auf,  dass  jfHier 
iültöi'odiirltij^k .  LI  luiiliLiiilijichnr  odor  Fremder,  im  Falle  driu- 
gendor  Net  vnrlfiuflg  vo»  der  Oemeinde  nnteratülst  vird,  in  der 
er  »ich  beßndet  Ist  die  Gemeinde,  die  die  «netweilige  Unter- 
stütznng  gewährt,  nicht  l'nki^tiltxungawohnsitz  des  Hilfabedarftigen, 
liat  sie  fflr  die  /wnlf  Alsirk  flhersteigeiidcn  ftetrHirf  einen  Rflfk- 
f!i'iir  L'fi;'i'ii  'Ion  riitrT>ti(t/jini!S\vohnf5itz  dos  Bctii-fT'-nileii.  Wenn 
1  MciistlHit.'ii.  Arlii'ilor  d'l.'r  I ;''lirlin^''C.  diu  ffii'  IJcrliimni:  eine»  Är- 
l>cilüul<er»  ai!"ciicii,  t>iuli  iüfuJgc  der  ArUdt  eine  Kmnklieit  zugezogen 
haben  oder  vrfthrond  und  anlAisslich  der  Arbeit  verwundet  «ordeo  sind, 
Bo  FalleM  die  Unterhalte-  und  ßehandlnngakoeten  wihrend  der  entern 
sechR  Woclien  aiifficiüioBalich  xn  JjaHem  der  Qenetnde,  in  ireldier 
sich  das  Haus,  dan  Unteniehinoi  oder  dar  Betrieb  befinden,  dem 

jene  iVrson.'ii  nnpi-^liriivr.. 

l>i  r  Staiii  lii'i"'ilij:t  sirli  an  den  Unterhalts-  und  Vfr]tll<-i,niTig8- 
kosien  gv\vio.sci"  AjI'  U  Villi  Uillsbedttrftigcn,  namentlicli  tler  Findel- 
kinder, deren  Vater  oder  Uuttar  unbekannt  sind;  femer  der  Dürf- 
tigen, die  freiwillig  mehr  als  zehn  Jahre  von  ihrem  Unlerstaiznngs- 
wolinsits  abwesend  waren;  der  dfirfligen  Siedien,  die  Ibtt  65> 
liebensjahr  znrftckp  1<  u-t  luitnn:  der  bis  zum  15.  Lebeni^ahr  in 
t'iiu'iii  \Vai-:.>iih;ius  <i!iti'm<'lin!rliie>n  dürfti^-fii  Waisfii  inid  verlassenen 
Kiii'i  r:  iiirfiitr.  n   ltr<  ii,   Fallsüchtigon,   Blinden    und  Taul>- 

siuuuacii.  Doi  Sluat  tiüLt  .lUcin  die  Unterbaltskosteu  der  Dürf- 
tigen, deren  Unteistatziuig^wohnsitK  nidit  au  ermitteln  ist  Bei 
<1en  Boelien  erwähnten  Arten  ron  HÜfsbedürftigen  betrigt  der  An- 
teil des  Staates  an  den  Unterhaltskoeten  86—40  Ftwent  dieser 
Kosten.  Der  Anteil  wird  berei  hnet  nach  der  Höhe  der  Dcnioinde- 
.•viflauT'Mi.  iii'i'  iii  'T  iti;l  il<  i  Ziffer  dii-si"-!-  AuftiJgen  wArhst.  Die 
(  III-  III  Aiisi  iiifi  -i  v  n  •  iiM  i  (l  'mtdnfle  bewilligten  Unterstötzungen 
/^liilt  Uli  !SUt;kt  der  UciiK'iudu  ^urdck. 
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Der  vorläufig  von  einer  fremden  nonioinde  unterstützte  Hilfs- 
l^edilrftigo  ist  in  die  Oenieinde  seines  Untei>itntziunr8wi»lin»it/es 
rilHT/ufnhivn ,  falls  letztem  dies  dun^h  KinschreilM  hrief  verlangt. 
Die  Staat«regieruntr  kann  die  rberfOhnuig  <ler  Hilfslfetlürftigen, 
(leren  UnterstHtzungskosten  dem  Staate  teilweise  zur  Last  fallen, 
iu  die  von  ihr  bezeichnete  Anstalt  verliingcn. 

Die  den  ITiiterstfltziingswnluisitz  iMJtrefrendcii  Stn.'itsaolien  wenlen 
«liin-h  »lie  Staatsivgienuig  ontscliietlen.  Gegen  die  Entscheidungen 
der  letzteren  ist  die  I^nifiuig  an  «leii  Staatsrat  zulässig,  <U'r  fUier- 
liaupf  in  einem  Augschuss  für  Streitsachen  die  Aufgalw:-!!  eines  Ver- 
waltuiigsgerifhtshofes  erfüllt. 

Das  Gesotz  verhängt  eine  (leldstrafo  von  40 — 400  >Lirk  fllwr 
dvii,  der  vermittelst  Versiircf'hen,  Dndiungen,  Amtsmisshraurh,  stmf- 
loivr  Känke  und  Kunstgnffe ,  Jemanden  veranlasst  hat,  eine  Oo- 
ineinde  zu  verlassen  «xlcr  zu  l»ewohnen,  um  eine  Genieintle  den 
ihr  dun-h  dieses  Gesetz  aufgelegten  liasten  zu  entziehen.  Mit  einer 
Gefängnisstrafe  v<3n  1 — G  Monaten  winl  Iwstraft,  wer  ilie  ölTent- 
liilic  Arnu'iijfflego  mit  Verpflifhtungen  heiastet,  die  ihm  duicli  die 
liestinmiungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  über  ilie  Alimenten- 
pflicht gegenüber  Verwaiulten  und  Ehegatten  auferlegt  .sind.  Diese 
Stnife  trifft  ihn  sowohl  dann,  wenn  er  seinen  Alimentenpflii-hten 
nicht  nachkommt,  trotzdem  er  dazu  im  Stande  ist,  wie  am-h  dann, 
Wenn  er  sich  durch  Trunksutrht  o<ler  gewohidieitsmässige  Aus- 
»•hweifungen  in  die  Unraßglichkeit  gi'setzt  hat ,  denselben  nachzu- 
kommen. 

Endlich  enthält  das  Ciesctz  noch  die  allgemeine  Bestimmung, 
«la.>«  der  Ausländer  gegenüber  »lor  von  ihm  bewohnton  Gemeinde 
kein  Recht  auf  irgend  einen  Vorteil  mler  Nutzen  hat,  so  lange  er 
nicht  zur  Nieilerlassimg  im  Gi-ossherzogtum  ermächtigt  ist  oder 
<lio  Eigenschaft  eines  Lu.xeniburgers  erworlien  hat, 

Angesichts  des  immer  mehr  fllMM'luuid  nehmenden  Radfahr- 
^'erkehrs  ist  die  Regierung  ilun-li  ein  (Jcs<'tz  vom  3.  Juli  1897 
ermächtigt  worden,  Vorschriften  ülKir  die  llandhaliung  dieses  Ver- 
kehrs auf  den  rifTentlidien  Wegen  zu  erlassen.  Zugleich  winl  den 
Gcmeindel»ehöiilen  das  Retrht  lieigelegt,  das  RiMlfahren  zeitweilig 
wlcr  für  immer  auf  einem  auf  dmi  Gebiete  der  betrefTendon  Ge- 
nieitule  gelegenen  o«ler  auf  einem  Teile  desseUion  zu  Unter- 

tanen.   Ein  dahin  gehender  Beschluss  beilarf  jeilucli  der  Genehmi- 
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gung  durch  die  Regierung,  hÜB  du  Verbot  die  Duier  von  fünf- 
sehn  TiiLT'-ii  ii)<risl*'iL't.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  infolgd 
dieso  <lt-si-tzes  orlus-^'ii.  ti  Kegleniente  wi  nli'ii  mit  Oeldstiiifon  von 
4  -iL'  Mark  aliixiei ,  ausi^eiTlew  luuiu  eiue  Qefftiigutstitrafe  vou 
1 — i  Tdgyu  veiMugt  wuiiltjU. 

Aui  dem  Oelnete  der  Steuergesetzgebung  ist  dar  sdtene 
Fall  zu  Teneichnea,  daaa  eine  Steuer  Bbgeeohafft  wurde,  ohne  sofort 
durch  eine  andere  ereetst  zu  werden.  Bs  hmdelt  aich  allerdinti^ 
nur  um  die  Mgenauiit«-  Kopfsteuer,  die  al!«'  Hcw-ohner  des  I^mlea, 
iVw  cij^enes  VciiniVgeii  l«'sjissi'n  oder  sich  treibst  ihi*en  Leljcnsunter- 
tiidt  v.  t<ii>'ti(i  It.  Lrlcii  liiiiässi^'  nat  Mk.  I.CO  bt»lastet»?.  Kine  widor- 
ätuuigeie  Stuuui  vviixl  muu  üich  nicht  It'iuht  vurätellcn  können.  Die 
LuxemiHJiger  konnten  sieh  rottheloe  den  kleinen  Luxus  gOnuen,  ta» 
nbzuschairen,  da  ihr  Anteil  an  den  Einnahmen  des  deutacben  Zoll- 
vereins hinreicht,  den  dritten  Teil  ihrer  staatlichen  BedQrfnIaae 
zu  docken. 


Monaco. 

Referent:  Bwod  de  fioUaiii,  Staatant  imd  Generalanwalt  des 

Fürstentums. 

Ütwreetmog  voa  br,  EntMt  Itosenfeld,  KammetgericlitarefereDdar,  Berliii. 


a)  Gesetzgebung. 

Die  Ik-'weguug  m  der  Gesetzgebung  war  im  Jaiirc  1897  nicht 
bedeutend.  Wir  haben  hier  nur  4  Regierungseriaaae  su  Teneichnen, 
die  alJgemein  inteEOwierQn  dOrften. 

L  Der  Erlaas  vom  16.  Februar  verbietet,  ohne  voclierige  Qe- 

nehmignnp;  der  RegioiuiiL;.  die  Gründung  von  Vereinen  sowie  die 
Ycrs,tiniiiliiiip  n  von  in  mden  derselben  Kationalitit,  welche«  auch 

ihr  Zweck  si'Lii 

Ei-  verblutet  zuj^leit  fi  j.  dem  Fremden,  der  ein  Amt  im  Füi^jlcn- 
tum  bekleidet,  an  den  gc  uekmigteu  Vereinen  und  Versammlungen 
teilzunehmen. 

IL  Der  zweite  Erlaes,  vom  24.  Fetoiar»  stellt  mne  neue  Ge- 

bOliiuiionlnniii;  iuif,  luuh  welcher  sich  sowolJ  der  erste  Oerichte- 
«chreiber  am  Qbergericht,  wie  derjenige  am  H^ieden^aricht  au 
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riihten  hat.  Tlicniuivh  wiinlf  div  not wcMuli^'«'  ErcH'ixung  zur  iitMioii 
rivilproze.ssoitluuug,  über  die  wir  ixu  vurigeii  Juliiie  berichtet  haben, 
gvücluifTen. 

Slan  wird  bd  Durohsidtt  der  mnun  Bestimmuugen  dto  Ober- 
aeugung  gewinnen,  dan  die  Qebahren  flehr  miasig  sind,  aodaas 
mn  wohl  ngen  kann,  daas  die  Juatix  im  FAntentum  suglddi 

«infach,  i-asch  und  wenig  teuer  ist 

Ilf.  Der  drittL'  Erl;ls^,  vnni  1 'i.  Juli,  liof.lhi^t  dir  im  DitMist»* 
lies  Krit>ttMitiiiiis  ^stl'ln•ll(lt'n  fr.iir/.üsisdn'ii  /.itllU?iinit«n die  Tlier- 
tretuiigeii  gegen  die  uiunegai^i-ibulien  Oesetze,  welche  die  llersttdiung, 
den  Verkauf,  den  Vertrieb  oder  die  una*lauUe  Verwendung  von 
Udiak,  ebenso  wie  die  vneilaubte  Einfulir  bemder  Tabake  verbieten. 
ÜBBtiUBtiellen  und  zur  Anaeige  an  bringen  und  bestimmt  daa  Ver^ 
Mu«n.  «las  sie  dabei  zu  Iiooliachten  haben. 

IV.  Der  vierte  Erhiss  endlich,  vom  2<l.  Juli,  iiitliült  in  6G 
Artikeln  das  Reglement  und  die  liausordnuug  für  das 
Gefängnis  zu  Münm-o. 

Im  vergangenen  Se|jtember  ist  ein  nm»  Stnfhaus  gebaut  und 
in  Benutzung  genommen  worden;  die  Einrichtung  desselben  ent- 
afvicht  allen  EHbrdeniissen  der  Hnmanitftt,  wie  sie  beutautage  in 
d«  zivilisierten  LTitidern  gestellt  wenlen. 

Da.s  Hei;leiiient  führt  ilie  Zellenliaft  dun.ii  uml  f,'estattet  den 
tiofaiiL^riicn,  zumal  den  Untei-suchungügefttiigeneu,  gewisse  Erleich- 
terungen. 

TfaataldiUch  flhrigens  bilden  die  üntenochmigsgetangenen  das 
SiliptkontlDgent  der  Gettngnis-InsaBsen. 


')  Eine  Konvuutioii  v(nii  t!  N'uMinli  i  l-^'U  hat  eine  Zollunion 
twiv,.|i,.n  Monaco  unti  Fninkri-ii  li  f^o' liatTcii.  Hit-rnaeli  lial>eu  die  franzüsl- 
s^Jit'u  Zullbt»itiiiunuiigeu  im  Fur»lent(un  (•vituiig.  Franzusisthu  Ueamten 
tmHiBB  den  Zondienst  and  erheben  dio  Oebfibren;  lotstere  werden  dann 
Ii  i-iih  iii  frst;,'-'s<'tzti'ii  Vi-rliäUnis  uiitiT  die  Iwiileii  Ijiinier  vvrtt'ilt.  Dio 
oInju  gcaauutu  Vorfugung  von  18117  gibt  ilicM;u  Zulibuauttou  diu  Mauht, 
(^Iwrtratangeo  gegen  die  Gesetae  de«  Fünteultuns  au  konstatieren  und 
Wir  fiber  die  Orenzun  der  franzöKi.s(:hon  Oosetigebung  und  der  ihoeo  nach 
^istem  zusteht  iuliMi  .Macht l>i'fuf,'iiis.'<t'  hinaus. 

Wahrend  dio  aut  tirund  der  bisherigen  Ouseteo  konslatiurteu  l  iKjr- 
tietiuigen  vor  die  fianxfisisoheo  Oeriebte  aar  Aburteilung  gelangen,  sehen 
*!)•'  quf  Grund  d>->  nouen  Erla^s  's  v  ii  lK;f7  f<-stge8teUtun  ZoIlveiigeheD  vor 
den  Ovrtvhteu  de»  Fürateotaui»  ihrer  Abiu-tuUuag  entgegen. 
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Villi  loiiält  man  in  der  Kegel  nur  diejenigen 

wtlrlit'  Hilter  t'iiK'iii  Muriiit  zu  vetliflsise»  halten;  die  Ol»rip;<>n 
wt-rdt-n  di'ii  fnuiX  '.-iM  lu'ii  Ik-liOrtleii  zum  Zwecke  des  StrafvollÄUgs 
Qbet^ben  und  verbüs^ea  ihre  OefängnL»-,  Zuchthaus-  oder  Zwaiiga- 
arbeit^tmfe  in  den  fmMfloaolieii  Aavtalten  oder  in  doo  Kolonieti 
Frmkieicha. 

Diosliondii  auf  dererxN  .'dmlen  Konvention  vom  6.  November  1869, 
di(.'  mit  doh  lU'sf iiiiKHin^'rii  iiUcr  den  Zollverein  ziiirloirli  die  iiai  li- 
i  ;irli(  Ih  u  bezieh utigea  zwischen  Monaco  und  Fiuultreiuli  ge- 
rti^tilt  hat 

b)  Literatur. 

Ilici  i^t  v!(ii  l>s;i7oi  Kl sL-heiiiuncfcti  nur  zu  nennen:  „Coinptt^ 
iciidu  du  <  iiii;:n-s  de  l  A-sdi  iation  liH(''r.üre  et  artibtiijue".  I^ericht 
ülitr  den  K'tiiL'nv.^  ii«.r  litfrarisehcn  und  Künstler-Vereinigung, 
welcher  zu  Muuaco  vom  L7.  bis  24.  April  getilgt  liat,  nebet  den 
fOr  den  Kongress  ausgearbeiteten  und  in  der  Hauptversammlung 
zur  Sprache  gekommenen  Thesen,  (l  Band.  286  Seiten.  Dradcerei 
von  Uonaoo.) 


MontiMiegro. 

Von  i)r.  F.  Meyer,  Berlin. 


In  unserer  ^iiadmlt  wurde  die  BSufQhrung  eines  allgemeinen 
Oesetzbuches  Aber  VennOgen  fAr  daa  Fflistentmn  Montenegro  an- 
gezeigt (2.  Jalugang  S.  339)  und  gleidiaeitig  auf  db  deuts<di6 

Ausf;aln.:  lih'.sos  (M's.'tzbiu'ln'S  verwieaen. 

Das  ( [i,  w»>lr[i.'rt  iu  der  gesamten  juristischen  Ijteratnr 
als  liric  li.rv.^n-.ijuciute  < '> Mlificatiou  mit  vollem  HcH-ht  f'O'jrnsfit 
\\<nileu  war,  luitte  .^u  li  lun  li  im  Ijimde  nelbst  —  iless-eu  vcnuüfjcns- 
i^-lttüche  Verh&ltui»»e  zu  regeln  ee  l>et-ufeu  wai-,  vorzüglich  be- 
wAhrt  Der  Verfasser  des  Qeaetibuehea  Dr.  V.  Bogifti^,  der 
vorher  in  russischen  Dienst<m  gestanden  hatte,  war  aar  Leitung 
des  Justiz  Wesens  Montenegro's  berufen,  um  die  Anwcndunp  dos 
Ofi^^'t/Jiui-Iirs  /u  iilifiwa.lini,  und  n;i''h  dem  Ergebnisse  der 
niarlitcn  W'.ilirn.  liriiiin-vii  eine  alitällif,'  notwendipf  Änderung  oder 
Lrgiüiiuiig  dt;ij  üeweUbuciitö  veiwüttiitteu  zu  können. 
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NaoIi<1*>m  <lie  erste  Auflage  des  OesotzlnulioK  vi>||stAiulig  veT- 
prifft'ii  war,  liiit  diu  Neiiauflaf;«'  des  (f<'s<>t/,liiirln  s  die  Itesti'  (ielo^pii- 
heil  geboten,  die  nötigen  ModifiJ»tioQen  am  Oesetzbuche  vorzu- 
Dehuien. 

Um  neue  Auagabe  ial  mit  eiiiem  beHondcron  Kuodmaojiuogs- 
intenle  de  dato  14.  Januar  (atton  Stils)  1898  veraehen. 

In  dkaem  Kondmachungi^atente  (Ükaa)  wifd  henrorgehoben, 

i-  hal«  sich  das  Gesetz  in  seiner  Anwoiidiing  voUsttndig  bewihit, 
il'"  h  sei  eine  Notwendigkeit  ftlr  einige  Änderungen  zu  tage  getn-ton. 
Üit'se  Aufg-alto  zu  lösen,  sei  dem  Codillaitor  seihst,  dem  ffii-sliieli 
iDoiitenegrinischen  Juütizmiuistcr  Dr.  V.  BogiSiA  zu  Teil  geworden, 
und  habe  dieser  im  Geiste  und  unter  voller  Berücksichtigung  jener 
Idtenden  Ideen,  welche  bd  der  VeifMSung  des  Oesetebuohes  cur 
ffidttsebmur  gedient  bättoi,  die  Hodiflkationen  bewirkt. 

Das  Gesetsbuob  Ober  VermOgen  trat  in  seiner  neuen  gegen- 
wärtigen Fassung  am  1.  April  189S  in  Kraft.  Der  zolinte  Al»- 
scluiitt  des  zweiten  Teiles  (l»etn'lTeiid  ilie  Ilypotliel»»nbikher)  ge- 
langt gegenwärtig  noch  nicht  zur  Anwendung,  wie  dies  auch  l»ei 
der  ersten  Publikation  des  Qesetzbuches,  datiert  vom  25.  März  1888, 
angeordnet  war. 

Das  System  und  die  EiAteilung  dos  StoflRas  sind  tmverlndert 

poMiolien,  —  selbst  die  Zahl  der  Qcsetzesaiiikel  blieb  die  gleiche. 
<1031.)  Einz»jlne  Artikel  sind  ihrem  Wc^n  nsich  inhaltlich  geändert, 
in  andern  leiliplich  die  Ausdnu-ksweise  mit  der  Absi<-Iit,  jeden 
Zweifel  in  der  AutVassung  auszuschliestien,  „den  Inlialt  des  Uetietzes 
jsdermann  verst&ndüch  zu  machen.** 

Es  sei  bameritt,  dass  die  Codiflkation  in  einer  fnsdiehen, 
*QUtBtflmlidien  Spraobe  gdialten  ist 

Im  Nai  hstehentlen  sollen  die  wichtigsten  Änderangen  des 
Gesetzes  mitgeteilt  wenlen. 

Die  Art.  ü'd  und  64  des  üesetzbuches  vom  Jalire  1888 
lauteten  früher: 

,«Art  63.  Jenes  alte  montencgnoiäche  Grundgesetz,  nach 
•«^hem  nur  «in  Hontenegriner  EigentQmer  der  in  Hontenogro 
nKcgenden  unbewegUohen  OQter  sdn  kann,  bleibt  auch  in  Zukunft 
^  voUor  Kraft  und  Wirkung,  lede  VerfQgnng  gegen  dieses  G<>sct7. 
•jst,  den  im  Art.  64  vorgesoheoen  liUl  ausgenonuneo,  nichtig  und 
iMhne  Wirkung."* 
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„Art  64.  Ntir  derjenige  Auallnder,  dem  der  Luideeherr  ein 
„nnbewegUolies  Out  in  Montenegro  eehenkt,  kann  Eigentflmer  dieses 
,,Gute8  werden,  doch  nur  unter  den  vom  Lsnderiierm  in  jedem 
„einzelnen  Falle  gestellten  Bedingungen." 

Erfrän/.iiiig  Itz.  All.  64  in  der  neuen  Ausgabe  des  Oeaeta- 

bucliO!«  f^^ielit  fnl^einle  Voi-sehrift : 

.,Mit  Aii>ii:ilmn'  f>iiic.s  Aiisiruidci-s.  velrlicr  auf  riniii«!  eines 
,Ätaat.s\t'iit;iLC<'-^  iliiln'\vi';jrlii  lic>  <iiit  in  Mniitt'iK'^jrio  /.il  l«'sit/.rii  l»cf»tf^ 
,^st,  stellt  ilictic'ä  Heclit  nur  jcnuia  Atii>lündur  /u,  deui  vh  vuui 
„Landfisherm  ausdraddldi  verliehen  wird,  und  swai  unter  den  in 
tjedem  einseinen  Falle  gegebenen  bewmderen  Bedingungen.** 

„Doch  kann  ein  AiislAnder  mit  dem  Eigentume  an  einer 
„unbeweglichen  Sache  das  gesetzlich  gewälirleistete  Vorkaufsredit 
„(Art.  47  -  62),  weldies  seinem  Wesen  und  seiner  Natur  naoli  nur 
„einem  Motitoiicgiincr  zustehen  kann,  niemals  ausütjcn.'' 

Die  Äinloi unj,'  des  (Ii-sot/.es  in  der  Rielitung,  dass  die  Fähig- 
keit diM  Aiisläiidif,  liiuiKiliil!*'!!  in  Montenegro  zu  erwiHn  n,  in 
erster  l^iiiio  nueli  den  beKteliondon  IStaathVcrträgen  zu  beurteilen 
sei,  war  unbedingt  notwendig,  indem  sonst  nach  dem  Orundsatse 
der  Keciprocit&t  Honten^riner  von  der  Erwerbung  unbewef^iober 
Ottter  im  Auslande  bfttten  ausgeschlossen  bleiben  luflssen.  Es  wire 
nherliatipt  ZU  wniisclien  irewesen,  dass  jede  Einschiänkung  in  dem 
Hiw.  ili  von  unhe\viglirli-  Mi  Vermf^n  seitens  der  Ausländer  in 
,Munleiie(^ni  auff;ehnhen  wäre ;  —  wobei  uImm'  doeh  Iii'rv<ir7.uhel»en 
ist,  dass  der  Ausländer  vuii  der  Ausübung  deü  Verkuufsrevhts  hätte 
ausgCKuhloesen  bleiben  kOnnen,  insofern  die  Ansfibung  des  Vor» 
haufsrechtes  an  die  Mitgliedschaft  im  Biatawo  oder  an  die  Ver- 
wandtschaft mit  dem  Verit&ufer  geiknflpft  ist 

Art  53  der  ersten  Ausgabe  des  Gesetsboches  hatte  die 

allgemeine  Ke^'  1  I  i-^  derjenige,  der  das  Vorkaufsrecht  auasuQben 
U^bsielltigt,  vor  /eiii;i'n  die  Kikläniiit,^  abziiijelMMi  lial>e,  er  wolle 
das  (lut  an  sl<  li  l>rint;.  ii;  er  ist  ferner  ver|illii  litet ,  mit  dem  Ver- 
käufer den  Tag  festzusetzen,  aii  dem  der  sehriftliehe  Verti-ag  ab- 
gi;fus.st  werden  Holle.  Erst:hcint  der  Vorkaufsberechtigte  an  dem 
angesetzten  Termine  nidit,  oder  erlegt  er  den  Kau&BchilKng  nicht 
oder  stellt  er  denselben  nidit  abher,  so  wird  er  des  Voriuuib- 
rechtcs  verluKtig. 
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In  der  zweiten  Auflage  des  Geaetzbuchos  sind  an  Stelle  obiger 
Regviti  vollständig  nene  Anordnungen  Ober  die  Art  iind  Weiw,  wie 
das  ViirkaiifsrfH-lit  u:clleii<I  zu  madiiMi  ist,  gotruten. 

Ef>  wenlt  ri  drei  Kälte  iH^hamlell  und  zwar: 

a)  Üor  Verkäufer  hat  dem  Vurkaufsberochtigten  die  Verkaufs- 
bedingungen  anEuzeigen ;  der  Voikanfebereohtigte  hat  eioh  eofort 
m  eridAren,  ob  er  zu  den  angegebenen  Bedingungen  das  VoritanfB» 
itvlit  au>iniM>it  woUe.  Lehnt  der  VorfcauflBberechtigte  ab,  so  iet 
der  Verkäufer  das  Out  zu  dorn  ang^benen  oder  einem  höheren 
Preise  zu  vcrkaufdi  iM-nvIitigt. 

b)  Uer  Vorkaufsbciei-litigto  ist  aliwcsciul.  I)t!r  Vt  ikäufer  liat 
in  diesem  Falle  den  beiiltöichtigten  Verkauf  dem  Vertix^ter  deü  Ab- 
weaeoden  anzuzeigen,  weldier  tHnnen  acht  Tagen  «eine  Erkttrung 
alungeben  hat  Ist  im  Hause  des  Abweeenden  kein  Vertreter  vor> 
luindon,  kann  der  Vorstand  dos  Stammes  (plemenski  Kapetan) 
keinen  Vertreter  ausserhalb  des  Hauses  namhaft  mat  lion,  triebt  der 
etwa  viiihandt'ne  Verti-eter  binnen  udit  Tagen  kiiiic  Autwort, 
o»lt'r  winl  von  diesem  dur  Kaufantrag  ausdrücklich  abgelehnt,  so 
ist  das  Vorkaufsi-echt  erloM;hen. 

c)  Wild  binnen  ascha  Monaten  natdi  gemachtem  Angebote 
«na  Vorkauie  der  Verkauf  nicht  abgeeddossen,  so  ist  bd  neuere 
lidien  Verkau&rerhaadlungen  das  Qut  dem  Vorkaufsberechtigten 
wieder  anzuliieten. 

AlicT' ändert  ei-soheinen  in  dcmsollifn  AI>Kchiii(le  (von  dem  Vnr- 
kaijfsrtx:hte)  <lie  Art.  49  und  5U.  indem  im  Art.  VJ  die  Kang- 
ordnung  der  Vorkaufsliem:hügten  näher  festgeHtellt  wird  und  gegenni>er 
der  flvatan  Ausgabe  dea  Gesetsbuchea  prbiaer  zum  Auadrucke  ge> 
lugt  Desgleichen  sind  im  Art  50  nähere  Anordnungen  fflr  den 
Fall  gegeben,  wenn  mehrere  in  demselben  Rang  siehende  Vmkaufis- 
hereehtigte  das  Vorkaufsnxlit  geltend  machen  wollen. 

Art.  h-i  luid  55  der  ei-sti-n  Ausgalie  .sind  in  dt-r  neuen  Aus- 
halft- in  einen  Artikel  zusammengezogen  und  ah  Art  55  in  das 
Gesetzbuch  eingestellt,  wälu'eml  als  Ail.  54  in  der  neuen  Autlage 
«BS  Bestimmung  aufgenommen  ist,  daas  gkiohseitig  mit  der  Ver- 
«sbarung  Ober  den  Kaufprds  und  die  flbrigen  Vcrfcaufiibedingnneen 
der  Tag  zur  Abfassang  des  sehriftlielien  Vertrages  festzusetzen  ist 
fincbeilit  an  diesem  Termine  eine  Partei  ohne  Entseliiildigungs- 
grund  nicht  oder  erfüllt  sie  lUe  übernommenen  Vurptliclitungeii 
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nicht,  EH)  iBt  sie  (l«r  andern  Partei  nun  Schadenersatx  verpflichtet 
(verg].  Art  53  der  ersteu  Auflage  des  OeaetibuoheB). 

Ih  i  Art.  \M'1(  Ih  r  die  VerjiÜirung  de«  KlQgerechtcs  au» 

'li'iii  Vi.i  Litifsi.'.-Iito  tx  liamlolt,  Iiat  eine  Zusatjcbestimmiinf:  (]c<  Iii- 
li.iltus  (.rlialteti,  dass  <la>  Klatceredit  gegen  ilen  mala  Hdf  llaiiiloln- 
ileii  cr-t  in  eiiuiu  Jahif,  \i>n  der  gtiricliüichen  Bvetätigung 
Vettrayoä  ati  gcivchiiet,  vtirjährt. 

Der  Art.  74  (von  der  Jagd)  hat  eine  Ergänzung  in  dem  Sinne 
erholten,  dam  man  sieh  in  VoriüUtBiaeen  Ton  Jagdgefleliachaffeen  und 
Treibjagden  nach  der  bestehenden  Qewohaheit  zu  richten  habe. 

Art.  77  (vnm  oiitfloi^enen  BienenschwarulO)  liat  im  ersten 
Al'sai/.  i'iiic  cmp-li-inlrn'  KasKitnir  des  Tt^ste8  erhalten; 

iui  Art.  17*i  (v(.i)i  K;ui>t|  fiiiid;  ist  der  zweite  Almatz  des  Iiilialte^: 

,^ur  dann,  wenn  oiiie  Waffe  vurpfiludet  ist,  haftet  der  Uläu- 
„biger  fOr  den  Schaden  selbst  dann,  wenn  das  Faustpfand  ohne 
„irgend  ein  Verschulden  desselben  beschidigt  oder  in  Yeriiist  ge- 
braten ist"  — -  f(irtu'ffalloii. 

Im  III.  Tfiln.  VII.  Alisohüittf»  (von  der  Vii  h). acht  zur  Hälfte, 
von  di'iii  K'  sini-  lind  l/.<ir- Vertrag»' i  ist  Art.  32») — 'V}^  abgeändert. 

Art.  ;52(>  lautoi  iu  i\<-i  liegen  wälligen  Fassung  wie  folgt: 

„Üic  VieliHtütke,  wikho  der  Pächter  bei  Ablauf  des  Kosim 
„surückgewahrty  sollen  in  der  Stfldoahl  mit  den  AhemonuneDen  Qber- 
„einstimmen  (322).   Den  Abgang  hat  der  Pfiehter  duidi  YietistOcke 

r  durch  Zalilung  de§  Werthes  isu  ersetaen.  IMe  ztirfickgewä.hrt«i 
„Vii  iistfu  sfilk'ii  aiii  h  an  (iilto  den  fUjornommcnen  gleichstelu!n.  es 
„KOi  Ulmim  lim.  Ii  \'i  iirau  n,i,  i  Gewohnheit  etwas  andeivs  festgesetzt, 

„Der  Pivis  d(  r  Hör  le  Itoi  dem  Beginne  imd  dem  £ade  des 
„Kesim  ivini  gai  nivlit  in  Betracht  gczogeo. 

Der  Art.  328  der  ersten  Auflage  ist  in  der  aweiten  Aaflage 
als  Art  327  eingereiht,  die  Worte  n^r  den  Ochsen  im  Iior  da- 
gegen der  Eigentümer'*  sind  gentricheu. 

Der  Alt.  :^L'7   !•  r  <  i>tcn  Auflege  ist  in  die  neue  Oeseiaea- 

aUHgat'f  iliclii  aiifL:rii'>n>jii.'n. 

Doi-  Art.  J_'8  iA[  in  der  zweiten  Ucsetzesautigabe  neu  und 
liut  fülgLiiden  Wortlaut: 

„Bezflglich  der  übrigen  Arten  von  VertcHgen  ftber  Vieh  werden 
„besondere  Qesetze  erlassen.  Bis  zu  dextn  Erissnuig  iat  in  dieeeo 
.,Fftllon  nach  der  Oewohtihcit  zu  veifnhron.'*  — 
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Nach  Art.  483  bedarf  die  Ehefrau  sowohl  zur  Aiiiiahine,  als 
auch  zur  llinpabo  von  Ooschonken  (Gelcgenheitspfsohenke  anspv 
iiomiiien),  der  Zustitninnnf;  ihivs  Ehegatten,  welche  1k»!  gnnullosor 
Vorweigening  seitens  dos  Ehegattfn  <lurch  gerichtliche  Entscheidung 
ersetzt  wird.  Nach  Art.  G9Ü  kann  die  Ehefrau  auch  sf)n8t  inter 
vivos  Ober  ihr  Sondervennflgen  —  gewöhnliche  Kleinigkeiten  aus- 
genoniinen  —  entgegen  der  l)C8tehonden  Gewohnheit  nur  mit  Zu- 
stimmung ihres  Ehegatten  verfügen.  Unter  den  im  Gesetze  ge- 
gt'l>enen  Voraussetzungen  kann  das  Gericht  die  Genehmigung  zjim 
Vertragsinbschlusso  der  Ehegattin  erteilen.  —  In  der  zweiten  Aus- 
p»l)e  des  Gesetzes  winl  der  Ehefrau  dem  alten  Brauche 
j^emS.««  das  volle  Verfügungsrecht  fll)Cr  ihr  S^>ndervormr)gen  ein- 
gfTiliimt,  atisgenommen  <ler  Fall,  dass  zwischen  den  Ehegatten  eine 
andei-e  Vereinbarung  im  Eheveiirage  getroffen  wortlen  i.st.  Bczflg- 
iich  der  Schenkungen  bleiben  die  in  Art.  483  getroffenen  Vor- 
Schriften  in  Kraft. 

Ferner  enthält  Art.  090  (zweite  Ausgabe)  die  Anordnung,  das«, 
wenn  zum  Vertragsaliwhlusse  ilie  Ocnehmigimg  des  Ehegatten  cr- 
fonlerlich  ist  und  dies«'  s«^iten8  desselVieti  ohne  ausreichenden  Grund 
verweigert  w^ird,  die  Ehefrau  liei  Gericht  darum  iia<-hsuchen  kann, 
den  Vertrag  ohne  Genehmigimg  des  Ehcmanries  abschlie8.'>en  zu 
dflrfen.  Diu*  Gericht  hat  nach  Anhörung  der  lx>iderseitigen  Grnn<le 
die  Bewilligung  zum  VortragSiibschlusse  zu  erteilen,  wenn  es  findet, 
dass  durch  den  Vertrag  fremde  Interessen  nicht  verletzt  werden, 
und  dass  der  Vertrag  weder  gegen  das  Gesetz  noch  gegen  die 
Gerechtigkeit  und  guten  Sitten  verstCsst 

Der  letzte  Absatz  dos  Art.  600  (erste  Auflage):  „Im  Falle 
„einer  längeren  Abwesenheit  des  Ehegatten  kann  iWo  Ehefniu  in 
„Ennangelung  eines  anderen  Vertreters  in  Vertretung  der  Kum 
„Rechtsgeschäfte  üiKjr  iKiwogliche  Sachen  allein  abschliessen,  dies 
rje<loch  nur  in  den  Grenzen  der  laufenden  hätisliohon  Bedürtnisse", 
ist  in  etwas  geänderter  Fassung  dem  Art.  094  als  zweiter  Ab.satz 
angefügt. 

Der  Reihtssatz  im  Art.  1020: 

„Hast  Du  einen  Vorti-ag  au.^zulegen,  so  achte  wohl  auf  die 
., Worte,  jedoch  noch  mehr  auf  d<'n  Willen  und  die  Absiirht*',  ist 
in  der  neuen  Ausgabe  etwas  abge.schwächt,  indem  diese  Kechtsregel 
gi^nwärtig  lautet: 
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„Hast  Du  oinen  Verting  auszulegen,  afhte  auf  die  Worte, 
„je<|(K-li  immer  mit  Berfloksichtigung  ilos  Willens  und  der  AKsieht''. 

Iit  oUoii  anderen  Oehioten  der  Gesetzgelmng  ist  keine  neue 
Ei-Si-Iieiiiung  zu  verzeichnen;  —  ebensf)wenig  liietet  die  Literatur 
etwas  neues. 


1.  Im  vorigen  Jahrgang  (S.  57G)  erwähnten  wir  den  im  Ilaag 
unterzeichneten  Vertrag  vom  14.  Noveml>er  1896  fit»er  Fi:agen  aus 
ilt'iH  internationalen  ProzessrecdU,  an  welchem  IG  euro|iaisehe 
Stnati-n  ))et<nligt  sind.  Hin  Gesetz  vom  31.  Dezember  1897  (Stbl. 
Nu.  275j  enthält  die  Genehmigung  dieses  Vertrages  und  dos  dazu 
tr(*h<"rip^n  ProtokoUes  vom  22.  Mai  1897. 

2.  Durch  Gesetz  vom  2.  Mai  1897  (Stbl.  Nr>.  140)  sind  die 
Artikel  748  und  755  des  Niederl.  Handelsgesetzbuches  abgeändert 
Diese  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die  BinnenschifTfahrt,  nament- 
lich auf  den  Beginn  der  I^adirngs-  und  Uischungszeit  und  den 
HctraK  des  Liegegeldes.  Ein  Königliches  Dekret  (vom  3.  Januar 
1S98,  Stbl.  No.  1)  schliesst  sich  diesem  Gesetze  an. 

'A  Ein  neues  Reglement  zur  Vorbeugung  von  SchilTskollisionen 
ist  im  Still.  No.  107,  Polizei -Verordnungen  fflr  die  Schiff-  imd 
Klossfahrt  auf  den  gnlsseivn  Flns.»ien  (Khein,  Waal,  Lck,  Merwe«le, 
Novid  und  Nieuwe  Maas)  sind  im  Stbl.  No.  204  und  208  auf- 
genrtmmen. 

■I.  In  Zusanunenhang  mit  dem  Gesetze  vom  7.  Septeml>er  189C 
(Stbl.  Nu.  ir>4)  betJ-cRend  das  Wahlrecht  (s,  v.  J.  S.  575)  sind 
iHM'li  andere  Gesetze  zu  Stande  gekommen,  durch  welche  die  Wahl 

'»  Der  Herr  Borichtorsfattor  ist  am  10.  Dezember  1898  im  Alter  von 
.'>.')  .laliroD  verschieden.  Die  Wissoiischaft  verliert  iu  ihm  einen  trefflichen 
Veitirti-r,  die  Vpreinijjiuig  einen  fönleriulen,  allzeit  werktliätigen  Mitarb»'iter. 
Unsere  Liesellschaft  wird  iLui  ein  dauerndu-s,  ehrenvolles  (icdenken  bowahrea. 


Niederlande. 
A. 

a)  GeBetzgebnng. 

Referent:  Prof.  Dr.  C.  Asser,  licideu. ') 


Die  Redaktion. 


Ar  die  ProviMMgtotm  und  dm  Ctemeiiidemt  auf  Ähnliche  Weise, 
nie  die  Wahlen  für  die  Geoenlataaten  geiegelt  iit.  (Cfr.  Gesetze 
in  8tfaL  No.  110,  III,  112,  117  und  309.)  XOni^iohe  Dekroto 

entliaitcn  nilhero  Bcstiinniuiigoii  ttber  die  AmQbang  dee  WaUraehtB. 
S.  Stbl.  No.  44,  fiO  uinl  144. 

T).  Zur  AnsfAhniii};  <\m  im  v.  .7.  (S.  r)74)  i^rwühntf^n  Ailw^its- 
gesetxes  (Wtruß'enil  die  ülienaiUsige  und  gefiUirliche  Arbeit  jugvnd- 
lidnr  BenMoen  und  nmen)  iat  durch  Kgl  Dekret  von  31.  JaBUtr 
1897  ^1.  No.  40)  aiiafflhriicfa  beetimmt,  an  wek-her  Aiteit  und 
unter  wddien  Bedingungen  genannte  PerBonen  in  Fabriken  und 
Werkstätten  die  Arbeit  verrichten  dflrfen.  Im  Zusammenhang'  mit 
dpin  ••bfiifalls  (»r\välintt>n  Alijlnd<'nnijpsge«»^tz  vom  31.  Dez''iiil»'r  isOG 
ist  iliiivh  K^'l.  Dekret  vom  27.  März  lSf»7,  StI.l.  No.  7s  ariu'.'nnliiet, 
auf  welclio  Arbeit  in  der  Butter-  und  Käsefabrikatiuu  das  Verbot 
dw  Arbeitsgesetzes  doh  nicht  bezieht. 

6.  Von  groaser  Wichtigkeit  Ist  wohl  das  Qesetx  vom  3.  Mai 
1897  (Stbl.  No.  141)  betreffend  die  Errichtung  von  Arbeitskammecn, 
velclio  laut  Art.  2  die  Befrirdening  der  Interessen  von  Arbeitgebern 
m<]  Arl>eitnohnieni  in  ln^iilerseitiger  Zusnmmcnwirkiing  bezwecken, 
namentlich  dunli  Krtiüuns'  vmh  Ausknnften  fllit-r  Arl«^itsanpeletren- 
heiten,  vornehmlicli  heit*!Uä  der  öffentlichen  Behörden,  die  Milteihmg 
nnd  Atifstellnng  von  Tereinbarungen  auf  Verlangen  der  Bet^igten, 
oder  die  Vorbeugung  und  Eriedigung  von  Str^^eÜen  Uber  Arbeils- 
angelegenheilen,  vrenn  nOtig  durch  Bohiedsriohterliohe  Entscbeidnng. 

Das  Gesetz  bestimmt  die  Zusammensetzung  und  Wirksamlrait 
der  Kammern.  Vieles,  iininciitlioli  aucli  die  Hcstiinmnnp,  wo  und 
für  wpjehe  Industriell  Arbeitskammern  gegriiiHlt  t  (resp.  aufgehithen) 
wenlen  Hollen,  ist  dem  Königlichen  Ermes.Hon  vorliohalten  (s.  die 
betreffenden  Dekrete  im  Stbl.  1898  No.  2,  20,  23). 

7.  Zum  ScUuss  sd  noch  das  Gesets  vom  24.  Hai  1897 
(Stbl,  No.  154)  erwihnt,  tur  niheran  Bildung  des  Snoceesions- 
und  Obergangsrechtes,  w.  Ii  lies  unseres  Eraclitens  <lem  Stsalsblatt 
nicht  nir  Zierde  gi^reieht.  Indem  andere  fiskaliseli.'  (iesetze,  nament- 
lich liotr,  die  Vermögens-  und  die  Berufseinkonunensteuer,  grund- 
sätzlich zum  gi-össten  Teil  auf  Vertrauen  in  die  Ehrlichkeit  des 
Stenerpfliclitigen  beruhen,  zeugt  dieses  Abindening.'^gcsetz  vom 
giOnten  Misstrsnen  in  die  Ehriichkmt  aller  Erben.  Sogar  die 
Verwahrung,  welche  nach  dem  Civilgeeeti  so  hnlig  ist,  daas  der 
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Verwahrer  bd  geschloMenem  Depodtom  nicht  nntennidien  darf, 
welcher  Art  die  hinterlegte  Sache  sei,  wird  nach  dem  Tode  nic^t 
melir  geachtet;  der  Inhalt  muss  ~  allerdings  vor  dem  Amtsrichter  — 
nntnreucht  werden,  und  das  in  Verwahnuip  peppheno  winl  dorn 
Kiskiis  ppßonrdM?r  als  zur  Ni»rlil;isRpnsi  liaft  gfliontr  lu  tnu  htrt, 
wtiin  iiirht  ilor  Erl».'  filioiz<ugfii(l  daithuu  kann,  dass  die  Oegen- 
st^dc  TKler  Wertsachen  schon  vor  dem  Tode  des  ErUsasen  einem 
andm«n  gehörten.  Nnr  in  letateiem  Valle  wird  der  Wert  des  in 
Verwahrung  gegebene  Gegenstandes  sls  Sdhnld  vom  Vwmllgen 
abge/open.  So  wird  C8  gcs<-liohen  kSnaen,  dos»  durchaus  ehriiohe 
lioutc  Steuern  liozalden  ülior  Vermflgonsgogonsirindp ,  din  gar  nicht 
zur  orworbonoi)  Nafhlassenst-haft  pehOren,  trotz  di^s  iloutlioh  aiis- 
ge<lrii(  ktoii  PrinziiiK  in  Art.  1  des  Haupt-Oesetzes,  „daiis  unter 
„dem  Naineu  „Sucocssionsabgabe"  eine  Steuer  erhoben  wild  Tom 
„Wert  alles  dessen,  was  ans  dem  VermSgen  eines  Rdchsein- 
i^geBessenmi  diuoh  dessen  Tod  geerbt  oder  erworben  wai*. 

lAHohtig  für  viele,  Iwsondfrs  Auslfinder,  ist  Art.  2  dos  Ah- 
An<]crung8gesetzes,  welcher  in  seinem  abermals  geÄnderton  Text 
(<'i<^sofz  vom  '29.  Januar  ISOS.  Sflil.  No.  B.^i).  ilio  riiorganpsabpalio 
lM>i  uiilM-wcgliilien  Sadu-ii,  \vt"lih»>  aus  dem  Eigentum  fnler  Niess- 
bruucli  von  nicht  Eingesessuuen  durch  deren  Tod  erworben  werden, 
anf  G  7o  «rhAht  hat,  ein  Betrag,  der  nodi  um  0,38  vennehrt  wird 
(nach  einem  alten  Onsetz),  also  faktisch  0,30%  vom  Werth  dw 
nnliowegliehcn  Sache  oder  de.'i  NifSKbrauchsrochtes  lK?trapt,  gleichviel 
ob  Kinder,  Ehegatten  oder  Fremde  die  Erwerber  sind. 


b)  Litoxatnr. 

Referent:  Dr.  R.  W.  J.  C.  de  üaatlMMi  Bake,  Advokat, 
UwBogenbnsdi. 

Die  Nioderljlndi«-he  Ht^rhtsliteratur  des  Jahres  1897  hat  sich 
leider  kt-iner  iiervonapen<len  ArU'lten  zu  rüiiini'ii.  Wa.'?  da.s  Jahr 
1897  in  ilie.st'r  Hinsicht  gab,  waren  nur  Fortsetzimgon  einiger 
flchon  längst  angefangenen  Werke. 

Es  ist  dno  Schattenseite  der  niederlindischen  Wissenschaft- 
lidicn  Literatur  und  inabceondero  der  jnristisohen,  dass  die  Ans- 
gabo  der  meisten  betleutenden  Arbeiten  in  liebrangen  slatlflndeL 
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Dum  und  vaan  eraoheint  ein  Heft  und  Jahnehnte  gehen  biswetlm 
vorttm',  ehe  die  Arbeit  fertig  vorliegt.  Dadurch  entsteht  eine  ge- 
«im  üne^Mchheit  in  der  Behandlung  den  Stoffiaa. 

HuuiiHche»  Kecht. 

AiisKor  piiiif^f'ii  ZoitsrIirin.«jutikf'ln ,  ,ui  «leiioii  ich  vorOI»ei;gt'ho, 
siml  nur  fulgeii<.lu  Schriften  zu  verzeichnen: 

3L  Hendela,  Oversicht  Tan  het  Romeinsche  Erf- 
recht (Übersicbt  dea  BOmiadien  ErbreohtB),  Qebr.  Belinfante, 
H  aag;  ein  knappea,  in  klarem  Stil  geschriebenes  Lehrbuch  fOr 
Stodieivuilo,  das  aber  ohne  hini-oichende  SoiLfnlf  abpefasst  ist. 

V.  A.  Tichelaar.  Het  Romoitischf  Roclil  on  de 
lÜHtiirischt'  Schriol,  (das  rrmiiHflie  Höcht  und  die  histons<lit' 
Sdiuic),  öiTentlieiicr  Vortrag,  gelialteu  beim  Antritt  der  Professur 
ao  der  BeidwuniTennllit  in  Leiden.  Die  Arbeiten  von  Savigny, 
Leiat,  Jhering,  Lötens  von  Stein  und  HittdSf  die  Aber  den  im 
Vortrag  erörterten  Gegenstand  handeln,  werden  besprochen,  nnd 
vom  Standpunkte  eines  fllierzeugten  Anhängers  der  lüstorisrlten 
^■hn\c  versucht  der  Vcrf;iss«_^r  die  Hcdi-iitiin^r  dorsell>on  für  <lie 
N't  niit'lirung  unseix^r  Kenntnis  des  röiuinciien  üeclits  ins  Licht  zu 
»teilen. 

Biigeriicbes  Recht 

Dem  Sohntae  der  Minderjährigen  wtirde  in  den  letalen  Jahrra 

dne  sehr  lehhafto  rtospreohuiitr  zuteil.  Die  .  lt.  i  liehe  Gewalt,  die 
geaetzliciic  Ri-gduiif?  derselben,  das  Einfjrcifcn  des  Stiiate«,  wenn 
die  Btem  ilue  Gewalt  niissbrauchen,  die  Vormundsehnft  und  ihre 
geeetzliche  Gestaltung  bilden  hoiitzutago  in  dun  Niederlanden 
„({uestions  braianlee^',  die  dne  vnafigliohe  Menge  von  Zeitnngs- 
md  Zdtachiiftaartikdn,  von  Broechflven  und  grfleseran  BOchem  ina 
Leben  gemfan  haben.  In  dem  einen  Tdl  dieser  Sobriflen  Qber- 
wiegt  das  soziale,  in  dem  anderen  das  juristische  Element,  aber 
sie  Strehlen  alle  nach  demselben  Ziel.  Die  ünmündipen  sollen 
krÄftiger  als  nach  dem  heutigen  Recht  voi-  der  l'flir  iitverge.<s<'nli.-it 
ihrer  Vertreter  und  inbbesoudere  ihrer  Eltern  geschützt  wei"den. 

Oaa  bedeutendste  Butdi  dieser  Kategorie  ist  H.  L.  Asser, 
Bescberming  van  minderjarigen,  eene  Studie  over  het 
onderlijk  gesag  en  de  voogdij  (Cber  den  Schutz  IkCndeijShrigw, 
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elno  Stndi.'  l.otir> (Tonil  (li<>  *'ltiMliolie  Oewnlt  und  die  VomiiimltR'hnft). 
ervwM  Botin,  llaaileiu.  Ein  Institut  zur  l*flege  unvei-sorgter 
Kinder  hatte  in  einem  PreiseiiBeehreiben  etaen  Preis  für  die  besle 
Arbeit  {Iber  den  SchtiU  Mind^Uiriger  auRgemtst  Der  genanntan 
Arbeit  von  Dr.  kmer  wtiMo  dw  Preis  von  den  Preisrichtern  sa- 
rikaiuit.  All' Ii  vi^i  'i-  i  llaml  Watte  Ts  ei-schion  ein  dei-aili^res 
W'  ik.  I tlnit  LT«  x  lirirlit  ne  SHirift  stellt  nlier  weit  hinter 
ilci  AiUt'it  VI. II  !tr.  Ass.  i  zuifii-k,  «Itr  ilr-n  (Jegenstaml  einja^ehend 
bohaiidclt  und  einen  wertvollen  Iteitmg  zur  kQuftigeu  Revision  der 
dnBcblftgigon  Oe8eitsbe8timmnDg''n  gelieEert  hat 

Ferner  hnbe  idh  nur  noch  der  folgenden  W^ke  sn  gedenken: 
Prof.  C.  ABser,  HandleMing  tot  de  beoefening  van  het 
Nederland sr h  Imi  ^r  t  lijk  i  t^cht,  (Leitfaden  zum  Stndinni  des 
hnrceili'hfii  I{«  (  hi>).  SU  [ip Innen t,  Tjeenk  Willinlc.  Zwnlle. 
])i'>N<'>  ,.Sii[  |  l>  iiioii)  '  riitliAlt  mir  Nachtrüge  zu  den  bereiu»  fdihtT 
tij»clucuL'ntn  Liefeiungcu  des  vielbouutzten  Leitiadcuä  von  Pmf. 
ABser. 

Prof,  C.  W.  Opzoomer,  Het  bargerlijk  wetboek  vcr* 

klaard,  (Divrleginifr  dm  hfSrgerlichen  Geectzbucbes),  fortgeaetat  von 

.1.  A.  lievv,         MI,  üiiiii  :i,  Oehr.  Belinfante,  Haag. 

\Vi.'  ;iu-  'i''m  Titi'l  lu-rvo!  rf'ht,  isf  dii>s<'.<  HiK-li  mir  <>ino  Fnrt- 
fii  t/niiL:  vi,n  ü|tiMA»iuei  a  i>erühmtem  Konunentor  zum  bürgerlicüun 
Ges«;t/.l)ih-li. 

HandebrMdit 

An  erster  StcDc  nenne  ich  J.  0.  Kist,  Begin seien  van 

han  l-'l -I  onht  vi  li^'i  iis  d.  Nederland.sche  wot,  llanUels- 
vc  I  Iii  11 1  >Mi  i  s -.'II  Uli  ^(  iüift  (Prinzipioii  d(>(s  Tfniidel^üvflif  s  nach 
d"i  iii.'di'i  l  indisi  1; '  II  <  ir<4>t/,L'>  Innig.  Skripturoldigationen),  Bd.  II, 
IJi dt  3  und  d,  Utd.v.  iJi  liafunte,  Haag,  eine  neue  Ausgabe  des 
Meisterwerks  vorn  bereits  veratorfaenen  Dr.  J.  0.  Kist,  der  bis  tu 
seinem  Tode  Prfisident  des  niederländischen  EassationshofB  war. 
Eh  ist  das  unifangreiohsti'  tm  |  zugleich  das  l>eslc  Handlmch  des 
Hand.        '  •     .las  in  .len  Ni^Hlerlandcn  cm;hionen  ist. 

Kür  Xi.  lit-Itii ist.'M  s.  Iiiii""!.  H.  A.  .1.  Wattf^l  seine  Schotson 
villi  Ii  ;in  d  r  I  ^  1  Ol  Ii )  cii  v;in  die  gedeclten  van  liet  Inirger- 
lijk  i.udit,  d'w  nu't  Itot  handelsrecht  in  meer  onmiU- 
dellijk  verband  «taan  (Skizzen  des  Bandelaredits  und  der  Tdle 
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des  bOrgerlichen  Ref-hts,  die  mit  den)  liundelsreciit  uinnittel- 
htt  «Mmmenlilngen),  Deelv«!  em  Co^  Rotterdmu.  In  diMem 
uf  dw  Luenpuiblilraiii  bereohneten  Buch  aind  die  Hanptr^eln  dea 
Aaddareohta  kuR  sattiuinengefust. 

Ferner  sind  noch  zu  erwttinen: 

P.  .1.  M.  Aall)ers<\  do  oneeilijkp  t-onciirroiiTip  on  hare 
l»estiijdinf;  viiliri'iis  liet  Np<lprlandsclio  rcrlit  (der  unlaufi'rc 
Wettbewerb  und  seine  Bekämpfung  im  niederländischen  Keeht), 
ffeft  1,  Tan  Leen  wen,  Leiden.  IMeae  Arbdt  enthalt  nicht  viel 
NeoM,  nnd  was  aie  Neoee  entbttlt,  ist  nidit  immer  nnanfedithar, 
»ber  oe  ist  in  angm^mem  Stil  geedirieben  und  die  einachllgige 
Literatur,  aowie  die  Qeriohtapraada  ist  uemlidi  voUatSndig  an- 
gefühlt. 

W.  H.  M.  Werker,  de  litjuidatie  der  vennootschappen 
onder  firma  (diu  Liquidation  der  offenen  Uandelsgesellschaften), 
vaa  BoelihoYen,  Otreohi  In  dieaer  DoltovdiaNitatlon  tritt  der 
Verfnaer  für  die  Anaidit  ein,  daas  das  QeeellacbaflsTennOgen  wegen 
Boiner  Widmung  für  Oeaetladiaftssweoke  tan  Sondenmmflgen  bildet, 
welchea  nnr  fOr  die  Gesellsritaftssohulden  haftet  Ans  dieaem 
Prinzip  werden  %'ei-stdiie<leno  wichtige  Folpfriinpcii  pnzogen,  wie 
«.  a.  diese,  dass  ein  eipcner  Konkurs  ilUpr  das  (tcsi'llscliaftsvor- 
■nügeu  eröffnet  werden  darf,  und  dass  nur  die  (ieüellsciiaftHgläuhiger 
ihte  Focdemngen  in  dieaem  Keokmie  anmelden  dfiifen. 

Chrl^pr— eawechfc 

Das  letzgenannte  Buch  bildet  die  Übergangsstufe  «im  formellen 
Civilrechl,  auf  \velcl>i>»  siel»  das  Interossp  des  Juristen,  wenigstens 
soweit  OS  sicli  in  der  Alifassung  von  Büchern  flussert,  gowissor- 
iBassen  zu  kouzücitriereii  »cheint.  Uuix;h  die  Neugestaltung  des 
Konlnirarechta  nnd  die  Reviaion  der  Cüvilproieaaoidnnng  entstand 
ninUeli  das  Bedflrfnis  an  neuen  Eonunentann  und  LdirbOohem, 
nnd  diesem  Umstand  vefdanken  wir  die  Evaohdnnng  maodber  wart- 
Tollcn  Schrift.  Die  meisten  der  im  Jahre  1S97  iml.lizieiferi  Werte 
Hill!  al>cr  l>ereits  im  voripon  Litoratutliericht  erwähnt.  In  iliesom 
Jaliii'  wurd«'  zum  grössten  Teil  nur  fortgesetzt,  was  im  vergangene« 
Jahn.'  angefangen  war. 

fber  das  Konkninreoht  handelt  der  voncflgliche  Kommentar  von 
Brof.  W.  L.  P.  A.  Ifolengraaff,  de  Fnillisaementswet  vor- 
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klaanl  (l);ul<X'"'(^ ''«'^  Koiikiii-s','os<^tz(  si ,  Oeln-.  Beli  ri  faiite,  Haaf;, 
H<^ft  ;{  uiul  J,  wriliiTiid  iVw  Matci'iuiieu  zur  nouen  Konkiii-^tinliTtint,' 
von  G.  W.  vuH  «1er  Foltz  in  huiuei'  Uesckiedeui»  van  <lo  wet 
op  het  faillisBemont  en  de  snrs^Anoe  van  betaling  (Oe- 
suliichtc  <\c9  Goseties  (jetrefTend  dm  ffookun  luid  den  Zahlung»- 
aiifwsbiih),  erven  Bohn,  Ptaarlero,  Lief.  15 — 17,  ^tomatisch 

HI8{Unnieiif,'<_'st<'lll   uv.\]  >^(y*n-ihv1  siiul. 

Di«:  folgeiiUtiii  Werke  «iud  der  revidierten  OiTilproseseordnuDg 

A.  ¥.  iM.  llurlogli  ea  C.  A.  EoBinnn,  de  wet  vau 
7.  Jn!}  1A9G,  StbL  No.  103  tot  wijziging  van  het  wetboek 
va»  lurgerlijkc  rochtsvordering toegelicht  (ErJIuterang des 
OcBctJces  vom  7.  Juli  1896^  Stbl.  No.  103  snr  Ab&ndemng  der 
Civilprozefttordnung),  Gebr.  Beiinfnntr,  Haag,  Lief.  3 — A. 
Mr.  W.  van  Uossuni,  Hof  Xi>derlandsc!i  "WctiHM-k  van 
liui  K'^i'iijkf  r«M-lits vofd er :  II ir  iHie  nimlerländisciie  tiviip!v»7;»»s«- 
«>rdiiiiag),  Wolters,  Oruningen,  Lief.  2 — 3.  Zur  Erhöhung 
seinee  pmktisclien  Wertes  vnrden  diesem  Kommentar  zaiilreiclie 
Formulare  beigefilgt. 

ICn  D.  J.  van  Emden ,  Praotieche  Handlei  ding  tot 
het  Wetboek  van  bnrgerlijke  reohtsvordering  (Praktischer 
Ijeitfadcn  zur  Clvilpnjzessordnung),  Beijcrs,  Utroclit,  Lief.  3 — 5. 

Mr.  H.  .1.  l'oltMiaar,  Sehtet';  van  hot  Nedorlandsch 
Imrgerlijk  proroisrccli»,  (Skizzt;  des  niedorländlsclien  Civil- 
limüessreclits),  Tjeeuk  Willink,  Haarlem,  Lief.  1 — 4. 

Ferner  liesnrgten  J.  A.  Foestt  D.  E.  Lioni  und  Lod.  J.  Boas 
eine  neue  AuRgal>e  des  in  der  Vaum  yielbenutsten  Fonnnlarbncbes 
von  van  den  Hon.iit,  Hi'linfante,  Haag. 

Und  si  hliesslifli  crlel't»'  C.  M.  van  der  Komi».  Ontwikkeling 
van  hot  n^rhf  dot  rok  ); ,» 1  i  j k  do  Kantongerocliten  (Darlegung 
dos  Hechts,  In^trcMiMid  di<-  kiintongeiiciito),  Voermann,  Hensden, 
eine  vierte  Auflage,  die  von  W.  E.  M.  van  der  Doe»  d«»  Willebois 
iKxirbeitet  wtmle. 

Straf reclit. 

Tutor  dii  -or  i^nlnik  ist  nur  folgon<lrs  zu  melden: 
i'roi.  (1.  A.  van  llanicl,  het  Vraacfstuk  van  ilo  d ond straf 
{zur  Knigo  der  Todesstrafi.') ,    van    ilolkcma  oii  Warendorf, 
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Amsterdam.  Wegen  der  eingehenden  Behandlung  dieser  viel- 
omsirittenoii,  nl>or  in  «Ion  Niederlanden  Bchon  lingst  entMibiedenen 
Fia^'e  veitlicnt  ilioses  UOchlein  mit  Anerkennung  erwähnt  su  worden. 

f'rrtf.  D.  Simons,  de  v»Tr(lo<i  iirintr  in  fiot  st  raf  procos 
('lir  Vcrli.'itiif^iiHt;  im  Sti-ifiuozt.'ss),  orvuti  Holm,  Haarlom,  Vor- 
tnig  geiwlten  U-iiu  Antrilt  der  ritjfc&sUf  m  iler  KcichsuaiviTJiität 
in  Utrecht  In  getniganem  Stil  ontwickeU  der  Verfiuwr  seine  An- 
sdutnuBgen  (Iber  die  Au^jabe  dee  Verteidigen  im  niederUndischen 
Strafproteas. 

Mr.  J.  van  Houten,  Staats»  en  Strafrechielijko  Opetellen 
(Stnif-  und  Staatsrechtliche  Aufsitze),  Meuten  en  Co.,  Haag, 

3.  Auflat;.  . 

Hsirnieli ngon  van  'l'^  Nr'lerlaiHls.'iK'  .In  l  isten  voroeni- 
ßin  t?  (\Vr!i:Hi<lltint.'f?i  «le.>  Jiieilerlftndischeii  Im  ist.  iitatrs),  1H!)7, 
liolitifHnie.  Haag,  Hd.  28.  Dieser  Baml  eiiUiiili  zwei  üutaditoii 
(nebst  Berichten  der  mündlichen  Verhandlungen)  über  die  Änderungen, 
denen  die  heutige  gnetzliche  Regelung  der  präventiven  Haft  unter- 
zogen werden  aoU. 

VolkswIrtMchaftnlehre  und  Staatsrecht. 

Wt  iiii  man  die  zaldroii-iion  Broschüren  iihcr  Sor,ialiMiin-<,  Milnz- 
wejien,  WuliiiiL'clit  u.  s.  w.  l>ei  Seite  läs&t,  erübrigt  nur  omo  kloijte 
SSahl  Werke  aber  Volkswirtsobaftslekre  und  Staatsrecht 

Die  irichtigsten  unter  ihnen  sind  die  folgenden: 

Mr.  N.  Q,  Pierson,  Leerboek  der  Staathuishoudkunde 
(Lehrbuch  der  Volkawirlsehaftslehre),  2.  Auflage,  Bd.  H,  Heft  1, 
erven  Bohn,  Haarlero.  Dieses  Lehrbuch,  welches  von  heutigen 

Finanzminister  vcifasst  wnrtie,  ist  das  beste,  welches  die  nieder^ 
lindisehe  Literatur  aufzuweisen  vermsig. 

Mr.  II.  P.  0.  Qnack,  de  soeiali«^f •■!) .  Personen  en  Stclscls 
(die  Sozialisten,  Pei-sonon  und  Systoniej,  Bd.  IV,  Iloft  3,  van 
Kampen,  Amsterdam.  Der  Verlasser,  eliemaliger  Professor  un 
der  Univeraitit  In  Amsterdam,  behandelt  in  diesem  Werke  die  Ent- 
wickelung  der  soiialistischen  Ideen  im  Laufe  der  Jahrhunderte. 
Mil  dem  letxten  Hefte,  das  über  die  Sosialisten  in  der  iwdten 
Hftlfte  dieses  Jahihunderts  handelt,  ist  die  grossartige  Arhdt  voll- 
endet 
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J.  Ulfers  botinditet  ia  «aioer  Schrift,  het  socialiitme  (der 

Si)/ia!Isrinisi,  Ceiit«  ii,  A  iiistorflain,  den  Sozüilisraiis?  vom  cdiristr 
luli.'ii  Stainl].unkt ,  wälir-üid  Hrlt-iic  Morcior  in  ihren  sociail« 
Si  lietst.n  i-'izia!'ii  Skizzen),  Tj-  i  iik  Willink,  llaarlcm,  doin 
näiulichuii  liegeiiÄUiUtl  einige  meiir  litenuiscU  als  wisseuschaftlicUo 
Aufsätze  widmet. 

J.  baron  d'Aulnia  de  Bourouill,  ProEeesor  an  der  Uni- 
vcrütflt  in  Utrocht,  nnd  H.  B.  Oreven,  Professor  an  der  Univer- 
sität in  J^eiden,  verOffentliditen  eine  Sdirift  bescheidenen  Um^gs. 
in  der  sie  sl-  li  .jin/.i'ln  Ober  die  Wirktmg  des  deutschen  Ge- 
Ri  tz(>>;  VI, III  L'2.  .Juni  lsx9,  betreRend  die  Invaliditlits-  und  Ältere- 
\..'rsji  ii'  iiinu,  ;iii>>|iivi  hi'ii,  Do  werking  der  Duilsche  wet  van 
22.  Juni  lö^li  dü  invaliditcitü-  en  ouderdomsve r- 
zekering,  tweo  berichten,  G.  H.  Breijer,  Utrecht  Ihre 
Ansichten  gehen  anseinander.  Die  Verlisser  stiminen  aber  darin 
überein,  dsHB  an  dem  iloutschen  Oesetzo  manches  ausausetxcn  ist, 
um!  mit  Rücksicht  auJ  die  geset/liclie  Regelung,  welclie  dieser 
Vfi  uiii;s:zw(  if,'  vi.  llLidit  fi;dd  in  den  Niederlanden  erfahren 
\thi\,  iiiacli'  ii  .-!('  vi-i si  hietlene  iH'arliti'uswerfe  Vom'hläge. 

1  iiri  .i^'n^-ll-eii  (iep'nstand  hamieit  F.  W.  W.  >teioueri  van 
Meeleien.  Veiplit-hly  pensionneering  van  invaliede  loon- 
trokkenden,  van  Munster,  Amsterdam. 

Zuletzt  erwähne  ich  noch  0.  IL  Boissevain,  de  munttoe- 
stand  in  1897,  (die  Lage  des  HOnsweeens  im  Jahi«  1897),  de 
Bussy,  Amsterdam. 

Die  Literatur  des  Staatsrechts  ist  dietsmal  achr  dürftig.  Zwar 

hat  las  >!ii-(aiid<kniiiii)oii  des  neuen  Wahlgesotzes  eiiw  Menge 
Hi'K-liüi'.-ii  und  kleiiu'f-  AHicitrii  In  rvori::*'nifen,  aber  es  giebt  mir 
i'.wi  i  Woi  k«'  Icivi'.  Mt  waruiung  zu  ^»o.^.  heben  branrht,  nämlich  die 
KuitiiiK  iitaiv  vmu  \  .1,  }].  de  Vuogt.  und  von  J.  A.  Stor.p. 

thi  -c  kuizo  ri'.  isi'  iit  der  nicderländi^lien  Literatur  darf  viel- 
leicht gl  ntigLii.  spi.  chen  wir  schliesslich  die  Hofltaang  aus,  daas 
das  künftige  Jahr  eine  reichere  Ernte  geben  mag. 
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B.  Niederländisch-Ost-Indien. 

Referent:  Dr.  F.  D.  K.  van  OHsenbra^ij^on,  Advokat,  Makjussar. 


a)  Oesetzgebnng. 

Die  meisten  «ler  3uü  Vemnlnuiigen  «les  Jahres  1897  «iml 
adiniiiistrutivor  Art  oder  onthalt(>ri  nur  Abäruh-niiigen  und  Er- 
weitcriuiKeii  fiQlierer  Veronliiuiigeri  von  fyeringi'runi  Interesse. 

Es  sei  mir  zunäclist  geutattot,  darauf  hinzuweisen,  was  wir 
unter  Vyronlnungen  zu  verstehen  hal>en  und  welcher  rntor»chied 
zwii^chcn  Verordnungen  und  Qes<'tzeti,  IktscldilsM'n  etc.  zu  nuK-li<'ii  ist 

Wir  k'l>en  hier  nänilic-h  unter  vit-huligen  Gi'H<'t/.gol»eni.  Artikel  (i  1 
lies  Niedorländisciien  tirundgesetzes,  weU-licsdie  lieziehungim  zwi.schen 
den  Koloiiieen  und  dem  Mutterlando  regelt,  setzt  voraus,  dass  dem 
König  die  •  HKJrlierrschaft  Aber  diu  Kolotiieeii  zukommt,  und  lM'«tiinmt 
weiter,  dass  das  „Reglement  lK.'tr.  da.s  Verhalten  der  Rt-gierun^  in 
Nie<lerländisch-Ost-Indien",  kurzweg  das  „Regienuigsivglement"  ge- 
nannt, und  das  Geldwesen,  nur  vom  Nie<lerläudischen  (icsetz- 
gelH.^r  (die  Ijciden  Kammern  der  Qeneralsta<iten  mit  dem  König; 
festgestellt  und  geregelt  worden  ilflrfen. 

Andeiv  Angelegenheiten  wenlon  vom  Nie<.ler|jlndischen  Gesetz- 
gelier  gen-gclt,  „soIkiUI  die  Notwendigkeit  dazu  eintritt",  wie  der 
Artikel  sehr  unhestinimt  sagt.  Der  Siiui  dieser  Worte  ist  nicht 
K'icht  fjusslieh,  und  jiraktisuh  liat  ruun  ihnen  gar  keinen  .Sinn  hei- 
gemessi'n. 

Das  oliengcnannto  Regierungsreglement  ist  am  2.  Soptend^r  18.''»4 
verüffentli<-iit  woixlen  und  enthält  liestinunungcn  ni>er  die  admi- 
nistrativen, finanziellen  und  gericlitlich<-n  Angelep.'uheiten  der  Koio- 
nieen;  es  steht  für  unscu-e  Koloniet'ii  s<i  zu  sagen  an  Stelle  des 
Grundgesetzes  für  die  Niederlande.  Kraft  die>es  wird  die  Regierung 
über  die  Kolonieon  vom  General-Gouvenieur  (Oouvorneur  general) 
im  Namt-n  des  Königs  ausgeübt.  Ein  Kollegium  aus  fünf  Mit- 
gliedern bestehend  (Raad  van  Nederlandsch-Indien).  unter 
dem  Vorsitz  de«  General-Gouverneurs  steht  ihm  zur  Seite. 

Dementspreehend  Ijcstimmt  also  Artikel  20  des  I^^gierungs- 
n»jrlenu'nls.  dass  der  Genenil-Üouverneur  U-fugt  ist,  nl»er  alle 
Koloniul-Angelegenheiten  Voronliumgen  zu  trefTen,  deren  Regelung 
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iiM:ht  vom  nicderUndisohen  Oofletigeber  oder  vom  K&nig  goechieht, 
Oller  dic'Sciii  vorbebalteri  int,  c^^  wäre  tletm,  (faus  dringende  Vin- 
tä;ni.  .  iiir  iinviT/.risTÜfhe  H'^ir<^!ni!p  ftinlt  in,  in  welchen  Fällen 
'  -  Ml  Iii  t  i' II  lul-Gouvtjrneur  erlaubt  ist,  aucii  ülier  «iie  zur  Koinix?- 
u-\i^  d'..-^  'i  cUgebeiä  oder  des  Königs  gehörenden  Angelegenheiten 
BetttiniiDungen  zu  erlasaeD,  unter  nlherar  BeetAtignng  der  su- 
sUindij^n  Piikiofen.  Unter  gleichen  Umetfenden  und  Bedingungen  ist 
er  eljcn falls  liefugt,  die  vom  Gesetzgeber  oder  vom  KOnig  erlas8enen 
V, ;  [Ti- iiDgfi)  ^nzlicli  oder  teUwdee  »n  beseitigen  oder  tleren  Vei^ 
■  'Iii  iitl  ;i  .1  -  und  Auf*ffihnini7  zu  KU«ix"tidicren.  In  allen  diesen 
M  l-  riiilrii  Ii  ist  die  Zustininnuif,'  den  ganzen  ,.R{uid  van  Indio'' 
ei  iMi  It  i  lii  h ;  wii-d  dieser  Konsens  nicht  erlangt,  so  kann  der  Oenei^l- 
(lOMvernour  «»einein  Antrag  der  BeBtätigiuig  den  Königs  unterl»reiton; 
CS  ist  ihm  Bolbet  gestattet,  die  von  ihm  fQr  nOtig  erachteten  Haee- 
rCigcln  nuH  eigener  Machtvollkommenheit  und  atil  dgMie  Veiant- 
wortlichkeit  -»hne  vorherige  Genehmigung  iles  Königs  zu  treffen, 
^v.      I  t  wichtige  allgemetne  Interessen  durch  Aufschub  für  ge- 

litlu':f!  ll,'llt, 

ll.üiau.^  geht  also  hervor,  das«  die  folgenden  einander  unter- 
geoitlnefeii  Gewalten  berechtigt  sind,  Kegel ungen  fflr  die  Xotonieeo 
zu  trefTon: 

1  der  NiederlSndiBche  Qenetzgeber  (die  beiden  Kammem  der 

ru-nt  i  il  '^t.ia-'  n  mit  Zustimmung  des  Kßnigs); 

Ii  I   K  »nia.  d.  h.  ;in  Seiner  Stoüf  <I<t  Kolonial-Minister: 

;L  \ler  •  it^neral-ÜKUVfrneur,  unter  obonei-\*ilhnten  Bedingungen. 

Die  voii  lioscn  Stellen  gctrofTcnen  Bestimmungi^u  erhalten  den 
Xamcn:  Allgemeine  Verordnungen,  und  werden  von  einander 
untcrHchicilon  durch  die  Benennung:  Oeaetse,  Königliche  Be* 
srhlllsso  niiil  Ordonanzen.  Jeder  dieser  0e8etigel>er  ist  in 
sriiioin  (ro!)i(>tii  gleichberc<htigt,  und  alle  allgemeine  V'  lonl- 
iini  tr-  n  i  l  iiigtiu  gleidimi^ig  bindende  Kraft  dun  Ii  V. nidout- 
licliuri^  III   ■!.  m  Staatsblatt   von  N  ieder!  3  m>1  i  si  Ii- 1  n  d  i  en. 

Das  Wort  Verordnung  tlrüekt  also  den  ailgcmeineu  Begriff 
aus.  das  Genua. 

Wir  gehen  nunmehr  au  den  im  Jahn»  1897  verfaaaten  Vcroid- 
nungen  ülier,  lud  fangen  an  mit  im: 

1.  Staatsblatt    No.    1    veröffentlichter    Venuilnung  vom 
Januar  l!^Ü7,  Ober  das  Lootscnweaen  des  £mma-Uafeoa  au 
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Vadmg.  Die  wichtigsten  Beetimmongen  dieser  Yerordnnng  sind 
folgende: 

Der  Hafenmeister  zu  Padang  ist  „Stipcrintondont"  des  Lootsen- 
wesens  uiul  hat  als  solcher  die  wiiklidio  und  adininistnitive  Ver- 
Wiiltiiiij;.  iJio  Aiisüliwnc:  dos  Lootseinlit  iistes  liept  dem  Lootsen  ob, 
der  zugleich  Unter-Uafeninoititer  ist.  Alle  Schiffe  von  100  Kubilt> 
Meter  Netto-Inhalt  und  niehr  nnd  verpftichtet,  üok  eines  Lootsen 
SU  bedienen.  Schifle  mit  mehr  ds  75  d.  M.  Tie^ng  dflrfien  ohne 
Oenehniigung  des  Superintendenten  nicht  in  den  Hafen  einlaufau. 
Mindestens  sechs  Stunden  vor  der  Abfahrt  nui^n  um  ileii  Lootsen 
heim  Hafenmeister  ersucht  werden.  Der  Ldotse  ist  verpflii  litet, 
wibald  er  ein  Sehiff,  das  s*!ine  Hilfe  verlangt,  bemerkt,  luildipst 
Uilfc  7.11  leisten.  Kriegsschiffen  wird  zuerst  geholfen,  dann  den 
PcBtdampfem,  und  endlich  andeni  Schiffen,  den  nichsttiegenden 
Kuerat  GeflUirdeten  SdiHfen  wird  Tor  allen  anderen  Hilfe  geleistet 
Eb  litt  dem  liootsen  verboten,  in  diesem  Falle  höhere  Forderungen 
au  stellen;  derartiL'e,  ilie  Taxe  filKjrsch reitende  Fonlerunpen  sind 
pe?it'tzlii-h  nichtitr.  Dii'  Hi'ldliMungen  für  ausserordi'ntlitho  Diensto 
werden  nachhci  L'ütlirh  /.wischen  Parteien  festp'stflU.  Ks  ist  dem 
Lootsen  weiter  st rengutuns  unlei-sagt^  ohne  ücnchmigung  des  Schiffers 
an  Bord  in  kommen  oder  eigenmichtig  zn  vetfehren,  sdbet  wenn 
das  Sdiiff  msh  in  der  grOssten  Oeialir  befindet 

2.  Staatsblatt  No.  17:  Verordnung  vom  9.  Januar  1807 
lietr.  die  versuchsweise  EinfQhning  der  Opium-Regie  in  den 
Nie<lt'rlaasungen  Niclit-EingelMirener  auf  der  Ins4>l  Lomljok. 

Ein  kurzer  historischer  l'lM'rhlick  des  Opiiini-M"'nn]iiilH,  w.  |.  her 
haiiptsik-hlich  Prof.  De  Loutor's  „Handbuch  des  Staats-  und  Äd- 
ministrationa-Redits  von  Ntederllndisch-Indien'*  entlehnt  ist,  wird 
dem  gutm  Yeratlndnia  dieser  Terordnvng  forderlich  sein  und  finde 
hier  seinen  Pbits. 

Das  Opium  wm  in  nnserni  Axdiipäl  sohoa  sdt  Jahrliumlei-ten 
Wkannt.  Die  Ost-In(li>c]ie  Knmpaernio  wussto  sich  das  Mo- 
nopol des  Opiums  im  .lalirr  1G77  srhon  auf  lava  zu  sicliern.  l'm 
dem  SclUeichlmuilcl  vorz»d>cugen ,  eniclitetc  Cli.  \V.  Haron  van 
Imhoir  (OonTemenr  Ton  1743  bis  1750)  die  sogen.  Opium-Oe- 
aellschftft  (nAmfioen>Societeit*^),  welche  das  Ojnnm  vcm  der 
Begiemng  erhielt  und  weiter  das  Monopol  snm  Verkauf  erlangte; 
letzteres  Terpachtete  sie  wiederum  an  den  Meistbietend«i.  Die 
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Zwistigkeit  mit  den  EngUlndeni  in  Bengalen,  iro  der  Mobnsaft  ge- 
kauft wurde,  hatten  im  Jahr  1769  siun  Ekgebiü»,  dasa  die  Zufuhr 
sehr  eiogeachrBnkt  wurde.    Infolge  dieaea  Braigniaaea  und  des 

wiedt  niiiflililhcndeii  SchleiclihanUcIs ,  wurde  die  Opium-Gesellschaft 
iii\  Jakro  1792  aufgeholten,  und  die  Vei-waltung  des  Monopole  ei nor 
Opium-Direktion  anvertraut.  Der  l>ekannte  General-Qouvenii  ui 
J.  W.  Daendeltj  (1808 — 1811)  fOlutc  ein  Verpacbtiuigssyt>tcin  ein, 
wobei  das  Recht  zum  Vorkauf  dem  Hdatbietendon  in  jedem  Fiacht- 
liesirke  mit  AuRBchhisa  aller  Anderen  gegeben  wurde.  Die  PIchter 
kauften  selbst  das  Opium  bei  der  Regierung  gogen  einoi  festen 
Tarif  oder  fülnten  es  .sell)st  oin  gegen  Zahlung  hoher  AV>gaWn. 
Diese  Regelung  l)li«  li  im  (ii  i--.rn  und  Oan/en  unverändert  während 
der  Englischen  Int' r]ni-l !•  ^^s^  h;ift.  und  öj»üti  r  his  1827.  Von 
1827— IKS.'i  wunle  das  Monopol  der  N  iod urlil  nd  i  sehe  u 
Handelsge.sollschaft  unter  vorteilhaften  Bedingungen  fibv* 
Uisacn;  diese  Öesellec^iaft  f Ohrte  das  Opium  ein  und  verpachtete 
den  Detul'Veikauf  dem  Ndatbieteudea. 

Man  gluublo  d(a)  AnsprfK-hen  eine.«?  guten  Opium-Gesetzes 
(ieniige  zu  leistrn,  wenn  man  den  Preis,  wel<  hen  d'T  f'jifliter  für 
das  Opium  der  Kegieinng  zu  zahlen  hatte,  ausberurdentlich  ho<.h 
Hteilte,  ulx*r  gleichzeitig  .strenge  Mashregeln  gegen  den  SchleioU- 
liaiulcl  nahm.  Jedoch  waren  die  krlftigaten  Maanegeln  nicht  aus- 
reichend, um  dem  Erlindungi^ist  der  Schmuggler,  unter  weichen 
die  Pitchtor,  deren  Oewinnchanoen  durch  den  hohen  Tarif  sehr 
verringert  waren,  j^lli.stverständlich  sif-h  ganz  besonders  hervor- 
thaten,  die  Spitze  zu  bieten.  So  schwankten  die  K.-l)otenen  Pjteht- 
siiinmen  deniutösen,  da-ss  dem  Staate  mu*  aehr  uusichere  Erträge 
ziüloitben. 

Diesem  3Iit»j9tande  abzuhelfen,  oisann  man  im  Jahre  1834: 
da»  Tiban*  und  Siram-System.  Für  jeden  Paohtbeiirfc  wurde 
die  Quantität  festgestellt,  weiche  der  Pichter  verpflichtet  war, 

von  der  H*-gierung  gegen  featen  und  siemlich  Ifben  Tarif  an 
nehmen  (Tibui);  bnitf  lit'-  <'r  naehhor  mehr,  .so  kuimti'  er  eine 
i,iuantit.'lt,  weielit;  ein  i>estinnnte,s  Mnximum  nicht  iUier»ehreiten 
durfte,  gegen  den  Einkaufspreis  eriialten;  tliose  Zugabe  wurde 
Siram  genannt. 

Der  Preis  des  Tibans  und  das  Ihximum  des  Sirams  wui^ 
ilvii  wicUcrlioH  abgcfindort,  ohne  dass  man  au  einem  faefriedigendea 
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RüHiiltat  gelangte,  bis  der  Genoral-Ooiiveriieur  Diiymaar  van  Twist 
im  Jahre  1855,  um  den  Schleichhandel  günzlich  zu  untordriickon, 
das  Miucimum  dos  Sirams  aufhob.  Die  WirkuiiR  dieser  Maas- 
ivffel  war  jetlocli  den  Erwartungen  des  üenoralgouverneurs  ganz 
eiitgiigengeseUct  Der  Schloichliandel  verniindeile  siel»  niciit  im 
niimlcsten,  aber  der  Opium- Verbrauch  steigerte  sich  dagegen  von 
62ÜOO  bis  auf  105  600  Kati  jährlich  (1  Kati  =  617,0  Gramnje). 

Also  wunle  im  Jahre  1802  dasTiban-  und Siramsystem  verlassen; 
an  seine  Stelle  trat  das  Max iniumsy stein.  Ohne  Unterschied 
zwisc^hen  Tiban  und  Siram  zu  machen,  wuide  die  zu  erlangende 
(^hiantiUlt  ffir  jede  Pachti^rzcllc  festgesetzt,  und  für  Java  im  Ganzen 
auf  87  528  Kati  gebracht.  Die  Pächter  mussten  das  0]>ium  von 
der  Regierung  zu  f  20  (M.  33,33)  das  Kati  kaufen.  Der  be- 
kannte Verbrauch  minderte  sich  wirklich  bis  auf  7U  478  Kati 
im  Jahro  1869,  alter  der  Schleichhandel  nahm  in  erschiei-kendem 
Ma«sü  zu  und  veraidaeste  im  Jahre  1870  den  General-Gouverneur 
Myer  zu  der  Wiedcreinfülmmg  des  Tiban-  und  Siram-Systems 
ohne  Beschränkung  des  Sirams;  der  Verbrauch  stieg  im  Jahre  1871 
bis  200  000,  im  Jahre  1872  bis  2G0  500  Kati,  während  die 
Schmuggelei  kaum  abnahm. 

So  wunle  im  Jahre  1873  vom  General-Gouverneur  Lou«lnn  das 
Maxim  um-System  wic<lcr  hergestellt,  aber  djis  Maximum  beileutend 
erhöht,  für  Java  und  Madura  bis  117  360  Kati,  welche  Ziffer  jetzt 
bis  auf  172  000  Kati  gestiegen  ist.  Gegen  die  Schmuggelei  sind 
seitdem  stets  kräftigere  Massregeln  ergriffen  und  strengere  Strafen 
erlassen  worden. 

Die  letzte  Regelung  des  Max i m um-Pachtsystems  für  Java 
(die  anderen  Inseln  la.ssen  wir  aus  dem  Rahmen  miserer  Besprochung) 
ist  im  Jalire  1890  (Staatsblatt  No.  149)  ergiuigen.  Dansich  luit 
der  Staat  das  Mono{>ol  des  Opiums.  Die  K\ütur  des  Mohnes  ist 
auf's  Strengste  verboten.  Einfuhr  ist  nui  gestattet  für  den  Staat. 
Selbst  Är/.te  luid  Pliarmaceuton  dürfen  zum  medizinischen  Gebi-auch 
nur  s«^hr  kloine  (Quantitäten,  unter  strenger  Kontrolle  im|)ortieixMi. 
In  der  Regel  ist  es  Schiffen  mit  Opium  an  Bord  verboten,  inner- 
halb einer  liestimmten  Entfernung  von  der  Küste  zu  ankern.  Als 
gesetzwidrig  winl  K-ti-achtet:  alles  un bereitete  Opiiun,  und 
von  bereitetem  Opium,  alles  was  ein  l)estimmtes  (Quantum  ülwr- 
steigt  und  was  nicht  beim  Pächter  gekauft  ist.     Da»  Recht  zum 
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Verkauf  von  bereitetem  Opium  (Ajandii)  wird  verpachtet; 
unbereitetes  Opium  dfvf  nur  <ler  Staat  verkaufen.  Der  PAohter 
mu88  rlos  unboroitete  Opium,  du«  er  vtm  Siaate  gekauft,  in  be- 

stiiiiiiitiii  (ii'i-'Mulfi)  ln'w.ilinii  und  7Mm  Ajantlu  l»enMlpn.  Der 
V.  rkaiit   larf  nur  in  s  di^.  „Kitten"'  (kloinen  Hütten)  stattHjuU  ii,  ileren 

iiii'l  füi  l'.n  Iit-Pantclle  l»08tinimt  ist.    Durch  Vor- 

tiidiiiitig  uuü  \\imiudt.auiig  licr  Zahl  wird  der  Verbrauch  geregelt. 
Der  Pficliier  darf  niemamlem  Credit  geben;  auch  ist  das  Spielen 
in  Ritten  verboten.  Die  Erriebtung  der  Kitten  in  der  Nflhe 
von  Pfand'  und  Spielhiiieeni  wird  aoif;filtig  von  der  Regierung 
verhtitet  Gegen  die  Schmuggelei  siiul  selir  strenge  Ifossr^In 
i;'  tH'fffn;  d.iK  Lr.  -i  (^-^widi iu-  fiii^oführte  Ojiinin  winl  oiiicrf'/oir<>n  und 
ilii>  I  In  rtivtiinu'  l  's  (t.  -.  t/.  s  mit  .schwenMi  (iL'ldstrafen  geuimdt't. 
bi^i  Tiansjiuri  vmü  ujiium  iui  genau  reguliert  und  darf  nicht  ohne 
PufiB  geschelien. 

Dane  trotxdem  der  Verbmuch  Itodentcod  die  ofRxieU  importierte 
Quantitftt  tiberateigt,  darf  man  niliig  annehmen.  Weiter  wirkt  die 
Resttmmtinsr .  dass  Dcnui:/iriiit<.>n  und  Kinder  von  gesetzwidrig 
iiii|Miiiii  iti  ii  <»[  iinii  .'iiuMi  T'  il  des  konfiszieilen  Opiums  und  der 
t l.-l<i-tr;it''  1  iliiilt''!,  iii  .  iiirr  il.is  Sykophantentum  fördernden  Weiw? 
iiigerlicli,  Aiifs^nleiu  ul)i  ^M-  giToese  Verbmuch  des  Mohiisaftes 
unmoraliBchen  und  entnervenden  Einflnaaauf  die  BevSlkenmg.  Seit 
einigen  Jahren  luibcn  sicli  dcsliaib  im  Huttedande  Veninigungea  gegen 
das  venlerbliche  Pachteystom,  sog.  A nti* Opium »Verbi ndungen 
gebildot.  Miin  rat  zu  dein  System  der  eigenen  Verwaltung  des 
M'  M"p>;-^,  ih  r  K'.'l;!.',  in  ■liinlicher  Weiso  ungefähr  wie  dies  in 
Fiai!b('i>  Ii.  <  »sti  i n  icli  nn'i  Italien  mit  dem  Tabaeke  geschieht. 

Iitkleb.^  a  d.i.N  iviiUvoihuien  de»  Staats  »olite  niulit  verkieineit 
wenicn,  und  -welches  Resultat  die  B^e  haben  wflide,  konnte 
niemand  sagen.  Erst  nach  langem  Schwanken  wagte  die  Rei^erung 
im  Jahre  1804  eine  Probe  mit  der  Einführung  der  Opinm-Begie 
in  Olli- ni  kli  iri.  i.  II  l!-  /iik<  .  r.iiirdieli  mf  der  Insel  Madura. 

Ith  .!,ihiP  Is!)",  f;niil  'lif  Kegie  An\v> mlun^'  in  (!«Mi  Hf'sidont- 
>rli;iltrri  \uu  -lav:) :  |v  >iiki.  I'iobolinggo  untl  Pasuruaii  (Staat.sblatt 
l.su.j  ^''>.  j'M).  Dat.-<jllw  gübiliah  probeweii>e  auf  der  Insel  Lomliok 
nach  deren  ESrobenmg. 

Doch  da  die  Einwohner  Lomboks  den  Oebnuch  des  Opiums 
nicht  kannten  (die  Einfuhr  war  unter  der  allen  Selbetregperung 
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verbotan),  so  wurde  die  Reigie  nur  auf  deu  Niederlassungen  der 

Nicht- Eingeborenen  (hanptsiohlicli  der  Chinesen)  an  der  KOste 
der  Insel  (siehe  Staatshlatt  180?  No.  17)  eingeführt  und  fandet 
im  Innern  keine  Anwendung.  Diese  Nicdorlassungen  sind  die 
K;uui)ongs  Auii)enan-  und  Lahujin-SUuiji;  die  Itegie  kann  aiieh 
in  anderen  Kampongii  eingofilhrt  wenlen,  doch  diese  mdst^n  stets 
im  Berddie  1  KilometerB  von  der  Kflste  gelegen  ann. 

Die  Einfuhr  des  Opinms  in  das  Innere  der  Lnel,  und 
sdbek  der  Transport  dahin,  ist  verlioten,  ebenso  wie  der  Ver- 
kauf oder  die  VerschafTung  von  Opium  an  die  einheimische  Be- 
vOUcening  (i^ilinesen  und  Sasnk). 

Die  wichtigsten  Prinzipienf  welche  der  Regie  su  Grande  liegen, 
sind  folgende: 

Einfuhr  und  Verkauf  von  heir-iteli-m  oder  inilioreitoteni  Öpitnii 
in  der»  Teilen  iles  Arehipi-ls,  wo  <lie  liegie  oingeffdirt  ist,  Bind  nur 
der  liegie  gestattet.  Dasselbe  gilt  von  Opiumpräparateu ,  Opium 
enthaltenden  StofllBn,  Morphinen  elUs.  Es  ist  nidit  erlaubt  su  bedtaen 
oder  SU  traosportieiren :  luibernletes  Opium,  bereitetes  doch  nicht 
Ton  der  Regio  gekauftes  Opium,  von  der  Regie  st-iinmendes  Opium 
mehr  als  1  Thail  (=  38,6  Gramme),  l  lferhleihsel  von  Opium, 
Werk'/eiipp  zur  Opiumliereifung.  Die  riierhleilise]  verbnuiehten 
Opiums  k'.unen  der  Regie  wieiler  verkauft  wenlen;  selbst  Opium 
davon  zu  >>erciton,  ist  nicht  erlaubt 

Bestimmte  Personen  können  vom  Residenten  (dem  Haupt  einer 
Beddenlschaft)  die  Erlaubnis  erhalten,  7on  ihm  angewiesene 
Oebftode  als  Kitten  einsnrichten,  wo  jeder  sein  bei  der  Regie  ge* 
kauften  Opium  gelmnchen  darf;  ohne  eine  derartige  Erlaulmis  ist 
es  verboten,  jemandem  Qel^nheit  zum  Opiumgebrauch  zu  geben. 

Betreffend  die  Kitten  tmd  dei-en  Ijigo  gelten  nahezu  gloi<'ho 
H«>stinimuiipt  ti  wie  Wim  P.ielitsystenie.  Tnuisj)ort  von  Opium  in 
(^hianlitätt'ii  von  mehr  als  1  Thail  aber  nicht  mehr  als  ü,  ist  nur 
einigen  Tersoueu  erlaubt 

Das  Opium  wird  in  Stsatsfikbriken  beratet  tmd  in  genan  vor> 
geschriebener  Wdse  verpackt  und  verkauft. 

Die  Yerletsung  aller  Verbotsbestimmungen  wird  streng  be- 
straft. Auch  hierbei  teilen  sieh  die  Poli/cilieamten  und  Denuncianten 
in  das  mngesQgene  Opium  und  in  die  bexahlte  GeUlatrafe. 
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ZweofelBOhne  entaprioht  die  Regie  weit  beaaer  der  Aii|g»be 
einea  nomliachea  Staats  als  dae  VerpachtangeqrBtom.  Hofffratlich 
wird  sie  \m\i\  das  r:i(lit>yslcm  gflnzlieli  vordiingon. ') 

3.  Staatsblatt  No.  40.  Vemrdming'  vom  19.  Januar  1897, 
eiithüUend  dio  Kii><;phiohiing  eine»  Artikels  (Paragraphen)  in  ver- 
scliif'il"  iit   Kuli  -  Vt-fonliiutifjen. 

iuj  vorigen  Jahrgänge  dieses  Jalirbuches  liat  der  Kaiserlich 
deutsche  QeDenlkoneni  Dr.  H.  Gabriel  die Kuli-Yerordiiang  vom 
13.  Jnli  1889  (Staatsblatt  No.  138)  «ogehcnd  bebaadelt  (siehe 
Pag.  90  n.  f.  Jahrg.  1897).  Dio  jetzt  besprochene  Verordnaitg 
filgt  in  die  von  Dr.  Oabriel  l^eluuidelten  und  anden^  Kuli- 
Verordnungen  einen  Artikel  f'm,  welelitM-  lo  stimnit.  dans  Kulis,  die 
während  der  Dauer  ihre»  Kontraktes  auss.  rhalb  des  Iletriehsgehietes 
vor  Oericht  gefordert  wonlen  sind,  oder  sich  einer  Freiheitsstrafe 
tn  untendehen  haben,  tind  Kulia,  welche  oach  einer  Abwesenheit 
kraft  Urlanbs,  Eiankheii  oder  sonst,  nicht  inneritalb  der  erlanbtoi 
oder  von  der  örtlichen  Verwaltttngabehönlo  als  L'>'nrigend  ci-irliteten 
Frist  zum  Betriel»e  zurückkehren,  von  der  Polizei  oder  in  dei-eii 
Namen  vnn  {]om  Per^nnal  Arhoitgchers  aiif  Kosten  dee  Arbeit- 
geber» /.urikkgcsj«  hafit  werden  k«iiiiien. 

4.  Staatsblatt  No.  54.  Verordnung  vom  4.  Februar  1897, 
betreffend  die  Geisteskranken. 

Diese  Verordnung  enthttlt  die  erste  eingehende  Regelung  jenes 
Q^enstand^;  sie  ist  nahezu  iinveriUtdert  aus  «lern  Miederländi.schen 
Gc}*etze  dea  Jahres  1884  flliemomnien,  insofern  silc  die  Eiimi  ii  r 
und  die  mit  diesen  gleichstehenden  Personen  betrifft  Sic  l»>.stimnit, 
UaRS  neh«^n  StaatsirrenhUusern  mit  Genehmigung  des  General- 
Goiivemeura  auch  Privatiustituto  errichtet  werden  können.  Die 
Oberaubicht  Ober  das  Odsteskrankenweeen  wird  attsgeabt  vom 
Chef  des  Hedizinal^Dienatee;  die  direkte  AiiMolit  von  den  Resi- 
denten und  Staatsanwälten,  fx^tztere  sinil  verpflichtet,  von  Zeit  zu 
Zeit  die  Inenhfttiser  zu  besuchen  und  dafür  Sorge  au  tragen,  dass 


')  Dor  ^avasübe  Couraut'',  die  offizielle  Zeitung  iu  Niederlaadiscb- 
Indim,  eotiiSlt  in  ihrer  Nummer  vom  22.  Febniar  1808  2  BflseUfiSM,  ia 

«I.Mir>n  iVio   Ei'sotzunp;  di-s   I';\i!itsyst,'ms   ilnnli   flif  als  ffegel  aii- 

guuoiiunen  wird.  Wo  die  Kogie  bis  jetzt  zur  Probe  eiugefübrt  wonieu 
ist  («ehe  olieny,  wird  sie  nun  definitiv  «ingefflhrt  Ahio  ittanea  «ff 
baM  die  Einfflhmng  der  Regie  anl  gant  Java  erwarten. 
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niemand  widerrochtliob  aafgenonunen  oder  surflckgehalten  winl, 
und  dass  die  Patienten  «ine  gute  Belundlung  erhalten. 

Jeder  volljährige  Bliitaverwaiulte  oder  VereohwSgerte,  in  der 

pnuien  Ijnio  nnl>oschi-änk(  urul  in  <lor  Sfitonlinie  his  zum  dritten 
(iradf  ciiischlif^islich ,  sowif  der  Elicf^atte  oder  Vornniii«!  •iiii.'« 
Geiätesliraulieii  sind  iiefugt,  scliriftlich  vuin  Prät>identeu  des  (JeriL-hts- 
hofe  Autoriaation  ta  erbitten,  den  Oeiateakranlren  vorlAufig  in 
einer  Inenanatalt  untenmbringen.  In  Ermangelung  obengenannter 
Personen  bat  der  Staatsanwalt  dieselbe  Befugnis,  und  er  iat  dasu 
selbst  verpflichtet,  wenn  er  die  Unterbringung  im  Interesse  der 
ölTr'ntliclieii  Onlniin^,'  <ider  zur  Vorlifituug  von  Unfällen  für  ei-f<inlor- 
licli  .K-Iitt't,  (»der  wenn  «-r  in  lilrfaluiing  bringt,  dass  ein  Oeistes- 
lirantier  vernachlässigt  wird. 

Dem  Antrag  zur  Anfoahme  in  ein  Inenlunis  wird,  wenn 
ufiglich,  eine  mindestens  miMi  Tage  suvor  abgegebene  Bridlrung 
eino8  Arztes  beigefügt,  ans  der  sich  ergiebt,  dass  die  Person,  deren 
Tnterbringnng  nachgesucht  wird,  sich  in  einem  Zustande  der 
OeiKtesstöniug  liofindct. 

Die  Aufiiahnu'  in  i'iiie  Anstalt  i^esrliieiit  gegon  Vorlegung 
einer  authentisc-heu  Kopie  der  Ennaciitigung  des  Präsidenten. 
Sogleich  nach  der  Aufnahme  berichtet  der  Ant  dw  Anstslt  dies 
dem  Staatsanwalt;  dieev  tölt  es  der  Qrtlidien  YerwaltungsbehArde 
mit,  die  es  den  nBchsten  in  Niederländisch-Indien  wohnenden  Ver- 
warn] ton  und  Verschwigerten  des  Geisteskranken  anzeigt. 

Wilhrend  den  ersten  vier  Wodien  der  Verpflegung  ist  dt-r 
iN-hamlelnde  Ar/.t  angewiesen,  in  einem  Kegister  tagt&glicii  Ober 
ikis  Befinden  des  Krauken  zu  Wriclitcn. 

Nach  Verlauf  dieser  Zeit  gesohidit  diese  ESnaohreibung  monat- 
lich, nach  drei  Jahren  jihrlioh. 

Von  den  Eintragungen  wahrend  der  vier  ersten  Wochen  der 
Verpflegung  schickt  der  Arzt  der  Irrenanstalt  eine  Kopie  dem 
Staatsanwalt  zu,  samt  ''incr  Erklrmnig,  worin  er  das  Erfonlorliclie 
«mI.t  Wünwhenawi'rlt'  der  weitenjn  Verpflegung  darlegt,  Innorlialli 
einer  Woche  beantragt  der  Staatsanwalt  von  dem  zuständigen 
Rechtakolleginm  entweder  die  Entiassung  des  Oektesknmken  oder 
die  Aufnahme  auf  Iftngere  Frist,  welche  ein  Jahr  nicht  fibersteigen 
darl  Das  betreflbnde  Rechtskollegium  entscheidet  sogleich,  kann 
aber  aodi  weitere  Bellge  fordern. 
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HrK'hstens  oincii  Mnimt  und  iiiiinlcstons  14  Tage  vor  Ablauf 
«liT  AiifimliiiK'friat  wliifkt  iler  Irrenarzt  <lem  zusUUnligcn  Staats- 
anwalt die  wAlireiul  dieser  Jfeit  eingegangenen  Eintnigmigen  iiml 
eine  Erklilning,  wie  olien  i-rwahnt,  zn,  tind  ilieser  beantnigt  nach 
Miussgalte  seiner  BenileilniiL'  die  Entlasaiing  des  Goisteskmnkeu  oder 
wi'iti'iv  Vorplli'gnng  (für  li'«  listens  ein  .lalir). 

Die  Kntlassnng  ninss  ferner  vom  Arzto  erteilt  werden,  wenn 
der  Verpllegte  keine  Sitni-en  von  Irrsinn  gezjMgt  hat,  rxler  genügend 
hergestellt  ist;  el)en.s4i  auf  V.'riangen  des  „iJirektois  für  Selinlwesen, 
Religion  inid  Industrie",  wi  nn  Platzmangel  die  Knthissung  nielit- 
p-fnhrlieher  und  diM-h  niiheilliarer  Kranken  IM-Iiufs  Aufnahme 
anderer  Kranken  notwi-iidiu'  maeht. 

?]nllasHUiig  kann  vom  Irrenar/to  gesehehen ,  erstens  wenn 
derjenige,  weleher  die  Aufnahme  verlangt  hat,  oder  mangels  eines 
soh'lien,  ein  andenT  der  olusn  genannten  Hluts-  oder  AnverM-andten 
dies  foitlert :  zweitens,  wenn  die  l'flegegelder  nicht  zeilig  mler 
nielit  in  der  üliereingekonunenen  Weise  liozahlt  wenlen,  und  eine 
geriehlliche  Mahnung  erfolglos  bleibt. 

In  allen  diesen  Ffillen  muss  der  Irrenarzt  jedoeh  lienrt»»ilen, 
oll  dii-  Entlassung  iii<-lit  etwa  die  Stfirung  der  olTentlichen  Onlniing 
oder  rnfälle  mit  sieh  bringen  könnte.  Wenn  die«  der  Fall  ist, 
entäelieidet  das  Gericht,  was  geschehen  soll. 

Der  Hechtszustand  iles  Vorpflegten  ist  nahezu  völlig  gleich 
mit  dent  eines  unter  Cuintol  Stehenden,  wenn  der  Kranke  nicht 
s(.-hon  wegen  Minderjährigkeit  oder  sonstiger  Trsache  luitor  Vor- 
mun<lsihaft  inlcr  Pflep^eliaft  steht.  Er  verliert  die  Verwaltung 
.si'in.-r  (iftter;  die  vnn  ilim  wäiirend  seiner  Vei-pflegung  eingegang«^nen 
Verlrfige  können  für  nichtig  erklärt  wenlen,  und  eltcnso  die  vorher 
ge8«'hlossenen,  aber  diese  nur  unter  Iwslimniten  B«nlingungen.  Ein 
vorläufiger  Ver\valter  kann  bestellt,  und  inzwischen  ein  Kurator 
ernannt  wenlen.  Die  Ernennung  eines  Kiirators  winl  im  BOrgei^ 
lii'lien  Oesetzbuche  geix^gelt;  letztere  Vorschriften  sind  in  dieser 
Venmlnung  erweitert  und  teilweise  verändert,  einige  auch  dvirch 
Neue  ei-setzt  wonlen.  Fflr  Inländer  und  damit  gleichstehende 
sind  gleichartige  Bestimmungen  in  der  Irrenveronlnung  festgestellt 
wonlen,  selbstverständlich  mutatis  nuit;indis.  Die  Verletxung  <ler 
venM'liieilenen  Bestiinmutigen  dieser  Veronlniuig  wird  mit  Strafen 
iM'dntht.      Die    Vcronlnung    enthält    zuletzt,    im    Auschlu.ss  an 


daa  in  den  Niedeilandra  geltende  Stnfgefletsbucfa,  die  Bestimmung, 
dan  der  Pritoident  dee  suatlndigen  Geriohtoe  befugt  ist,  den  Ange- 
klagten, bei  welchem  OcistesstBrung  oder  Simulation  dei^lben 
vermutet  wird,  für  die  Dauer  von  hrKihstens  seclis  Monaten  in  eine 
IneiiiinMalt  zur  Reofuiclif un^r  aiifnolimeii  zu  lassen.  Dies  geschieht 
oline  weitere  Kormalitaten  unil  liaMniöglicliBL  Die  Kosten  8in<l  von 
dem  Staat  zu  tragen,  wenn  der  Beklagte  nicht  das  Qegeuteil  ver- 
langt Der  Irrenarzt  soll  baldmOglichsi  dem  FUeidenten  Bericht 
entatten,  ob  der  Angeklagte  geisteflkrank  sei  oder  nidit  Nach  Ha8»> 
gatie  des  Inhaltes  dieses  Rapports  tdnl  der  Beklagte  entweder  in 
«ine  Irrenanstalt  aufgenommen,  oder  sur  Vetfflguog  der  Justiz  gestellt. 

4.  Staatshlatt  No.  61,  Verordnung  vom  9.  Februar  1897, 
über  die  Verwaltnng  der  Staatswaldungen  auf  Java  tmd  Madura. 

Dies(>  Verordnung  enthält  eine  gans  neue  Regelung  dieser 
wichtigen  Anpoleponheit.  Schon  lange  hatten  viele  Sachverständige 
darauf  eingewirkt,  die  Staat,swaMungon  vom  Staate  selbst  exploi- 
tieren  zu  lassen.  Bis  jetzt  überliess  man  dies  den  Frivat|>en)onon, 
wdoheo  der  Staat  grossere  oder  kleinere  Waldungen  vermietete 
oder  in  Eri>paoht  gab,  gegen  Zahlung  eines  bestimmten  Zinses  mit 
dem  Rechte,  sie  zn  eigener  Nutsung  au  bewirtschaften;  oder  der 
Staat  schloss  mit  Privatpersonen  Vertrage,  wobei  man  sich  ver- 
pflirlit'  tp,  ircgcn  bestimmten  Lohn  für  den  Staat  Holz  zu  »  hlagt^n, 
zu  bearbeiten  und  zu  tranK|iortieren.  Nur  die  Djati- Waldungen 
standen  unter  Selbstverwaltung  des  Staat*!. 

Alimälilich  kam  man  jedoch  zur  Überzeugung,  dass  die  Wälder 
ganz  abgesehen  von  ihrer  Wichtigkeit  lOr  das  Xlima  dem  Staate 
durcii  eigeDe  BewirtsohaCtung  mehr  Yortail  bringen  wflrden,  als 
durch  Vermittlung  der  Piivatindastde. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  neuen  Forderung  rind 

folgende: 

Die  Staatswaldungen  (und  )>einaho  alle  Wälder  gehOren  dem 
Staat)  auf  Java  und  Madura  (ausserhalb  dieser  Inseln  ist  dieser 
Gegenstand  nrK.li  nicht  percgelt)  weixlen  untei-schietleii  in  lljati- 
und  Wild  holz  Waldungen.  Die  Djatiwaldungen  sind  solche, 
die  gans  oder  grOestenteüa  ana  Ojatiblumen  (einer  Art  sdhftnen 
und  dsneriisfteD  Eiohenholses)  bestehen;  alle  Obrigen  sind  Wild« 
bolswahtungn. 
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Di'^  letztei'en  weixlen  uiilerhclneilen  in  zu  erhaltende  und 
nicht  zu  erhalte udo  Waldungen.  Sie  werden  erhalten  um 
Uinutologiaoher  Zwecke  willen  im  Intenue  der  StutBkaffedtultttr 
oder  nur  Bxploitatioii  su  Zwecken  der  Ortlidien  Induetria  oder 
dcB  SImI». 

Die  VerwEltung  aehlieMt  in  sich:  die  Forsteinrichtniig,  die 

Fni-stverwaltimc  im  ••iigoirn  Sinne  (die  Sorge  für  Erhaltung  und 
Ik'iMitziin;;  <ler  WaUiiiiigifii),  und  den  Forstschutz.  Die  Fnrstein- 
lichtiiiij^  liiit  /.Ulli  Zi'  l,  eino  feste  Ordnung  in  die  Forstvei waltung 
M  bringen  luid  diese  »-j  m  regeln,  dass  die  Waldungen  fort- 
wahrend die  iDBgUelurt  grOssten  nUttettMuen  und  unniitlielIwreD 
Yortttle  abwerfen. 

Zn  diesem  Zwecke  weirden  Nntsun^pline  leetgeilellt,  die 
vom  Oenenl-Gouvemenr  beetitigt  werden  mttnen. 

FQr  die  Foreteinriohtniig  kommen  in  Betracht  alle  Djati- 
WnMiingen,  und  die     <  '>  ^fassgabo  des  Bedflrfnisses  vom  Gcneral- 

<i<mv(>nicur  anznwoisoiuion  WiMholzwaldungen.  In  Frwartunsj  der 
Vi.ll<<nilung  <liT  enildlliLt?!!  Forsteinrichtung  der  Djati-W'aldungen, 
wird  eine  vorläutigc  Eiuiichtung  gcschaffon  behufs  Zusammen- 
stellnng  vorUUtfigttr  ArbeitopUbie. 

Fttr  die  Verwaltung  der  Djnti-,  und  der  sn  eriMltmden  Wild- 
hobcweldungen  wird  die  bestehende  Bintrileng  in  Waldbedrke 

vMiliiiiflg  beibehaiten;  jed«'r  Waldbezirk  winl  von  einem  ßeamtien 
des  Foratwesoiis   votwaltot.     Die  definitiv   pingeric-hteten  Forste 

^^•er<^•n,  wenn  <i<:>r  (»eneral-Oouverneur  dif  f,'nristi£ro  Zeit  dazu  fftr 
^'t'kiiiniih'ii  cniildpf,  nutt<'ls  Verordnung  von  den  \Val(l)rt>zirken  ab- 
gcfceliicdcu  und  zu  Revieren  zusammengefügt,  welche  mindestens 
2500,  und  höchstens  10000  Heetare  gross  aind. 

Die  Exploitation  der  vorllufig  eingerichteten  Djati- 
Waldungen  unterscheidet  geregelte,  d.  h.  den  Vonohnften  der 
Arbeitsplftne  enfapiechende,  und  ungeregelte»  nkht  in  dienen 
T'läiKii  vorgeschriebene,  ExpkitetioiMML   Unter  Exploitationen  ist 

diis  Si  hliigen  und  TiansiKirtieren  von  Holz  zu  verstehen. 

nie  i,'orPi;(ilt.'  Kxploitation  der  vorlanfle  eingerichteten 
I)  j  a  t  i  -  \N' al  d  u  n  iro  II  L'csrhieht  duith  Vermittlung  von  Personen, 
mit  dL'ueii  deewogtiu  eine  Übereinkunft  nach  abgehaltener  Vcrdin- 
guiig  i^eschloseen  wird.   DicBe  Vertrtge  beiEveoInn: 
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a)  Überiassiinj?  des  zu  fälloiulen  llul?.es  gep'n  Zahlung  eines 
IwBtilURitien  Preise«  per  Masiieu  -  Eitilteit  oder  einer  Sumuio  für  die 
9Hun  HolmiBSie;  oder 

b)  die  Batthlung  eines  bestimmten  Betnges  per  Ibssen-Ein- 

beit  an  die  C'ontrahont«>n  für  ila.s  Fällen  ximl  Tnuts]»)rtioreB  des 
Holzeil  auf  Staatsn  vluinniir.  Du8  Ausforsti^i  der  Waldungen  lind 
Anpflanzen  gewliielit  im  Wf^po  dor  Selbstverwaltunp. 

Ungeregelte  Expluitatiun  geschieht  auf  Autoriüätioii  dfH  zu- 
aHndigen  liesiUüuten,  nm  den  Uobbedarf  für  den  Dienst  des  Forst« 
umt»  zu  decicen. 

Die  Bxploilatian  der  definitiv  eingeriehtelen  Djnti- 
Waldungen  geschieht  gemäss  der  vom  Oenoral-Oouvenieur  bestip 
tipten  Arln'it.-iiiiriii.'.  Un^i-rep'ltr  Exploitation  i-~t  nicht  rrlauH. 
IXis  Holz  wird  in  Selhstvorwaltuug  gefällt,  o<l<  i-  auf  den  Stamm 
verkauft,  um  den  Anweisungen  der  K<>r8tor  gemäss  gef&llt  %u 
vaid«i.  Exploitation  mittelst  Veidingung  ist  in  besondeieii  llUen 
jMitlsti 

Den  Inlflndern  kann  zugestanden  werd«i,  dürres  Eds  su 
nuBmohi. 

Exploitation  der  zu  erhalt >■  iiilc»  Wild  h n  1 /,  wald  u ngen 
findet  nur  statt,  wenn  «lies  dem  Zwecke  entspiii  ht ,  welfh^r  mit 
der  ülrluütung  beabeichtigt  wird,  und  insofern  damit  unmitiellKire 
Torteik  Kkr  den  ffa^us  evlaogt  werdw  kfinaen. 

In  diesen  Waldungen,  wenn  die  fidialtung  nicht  ans  Idimato^ 
kgiacben  Qrflnden  gefindert  wird,  kann  Hbls  gefUit  werden: 

a)  auf  Kiiiiru  litigmig  des  Kesidenten  für  öffentliche  Bauten 
und  für  Villi  der  lirv."ilkening  im  Ocmijind.  dieiist  zu  leistonde  Arl»eiten; 

1»)  jiiit  Zustiiiiiiiutii,'  <ifs  .,Uireklor8  der  Innen-ii  Verwaltung*' 
Iflr  jüdenuaun,  der  vli laugt,  gegen  eine  Abgabe  au  den  Staat, 
veoa  das  Hob  fto  eigene  Zwecke  benntst  wird  und  aiokt  auf 
andere  Weise  gegen  mSssigen  Pros  au  erlangen  ist 

Die  inlAndiacha  BevAlkerung  darf  in  dieem  Waldungen  frei 
Holz  aammeln,  und  gegen  geringe  Abgalxi  Hols  ttllen  zu  eige- 
nem Gebrauche.  Wenn  dies  nötig  ist,  können  Anpflanzungen 
stattfinden. 

Die  nicht  zu  erhaitoiideu  Wildhulzwaldungen  beßnden  sich 
unter  der  Terwaltung  d«r  Itesidenten,  welclien  die  FDrster  zur 
Seite  Blähen.    Wenn  sie  exploitiert  werden  aoUen,  an  geschieht 
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(lieB,  PO  Arie  \„A  ilen  vorlftulin  ••iiigdiilitoton  Djatiwaldiuigeii. 
AriiiHiiiiy.iinpMi  liiiiitMi  in  <li«''S<f>ii  WnUliinff^^n  nir^Iit  .statt. 

liiesrt  Walflungen  kennen  in  Eig<^ntt>m  oder  Erbpacht  gegeben 
ttnd  auch  Inländern  cur  Urbanoacbung  tibeilassen  waden. 

5.  Stafttablatt  No.  177  bringt  die  VerBffenÜiohnng  des 
swiaeh«n  den  Niederlanden  und  dem  Oranje -Frei Staat  g»' 
sfhlnssenon  Frennflscliafts-  uiul  Haiulolsvertrapes ,  \vol>ei  dio  Aii- 
L;cliriiit:-  n  lioidi-r  StaaU-n  in  beiden  Lilndcrn  tui'l  (h-vn  Kolonieoii 
^ogi'rjseitig  gl<'ii  lit«  if -htipt  sind,  und  beide  St^iateii  gegenseitig 
die  Rechte  der  inoint  begQnstigteu  Nation  erlialtco. 

6.  Staatsblatt  Na  186  pnblixiert  den  am  8.  Seplonber  1806 
swiaehen  ü&o  Niederlanden  und  Japan  gemdiloaBeneo  Handel»' 
vertrag,  wobei  den  Dnterdianeii  beidw  Staaten  gegenseitig  gleiche 
Redlte  beaOgliolL  des  Aufentlutlt«,  der  Gerit  htsbarkeit,  der  Beligionfl- 
fffibeit  II.  s.  w.  pnvährt  weitien.  Der  Haml«-!  winl  pe<ren<^pitig 
fmigegeben  und  liie  Scliifl'e  lieider  Staaten  dürfen  gegenseitig^  in 
alle  Iiiifen,  ^velcho  iilr  duu  fremden  Handel  geöffnet  e>iud,  einlaufen 
nnd  ihre  Ladung  Utadien. 

Im  Allgemeinen  sollen  beide  Staaten  gegenaoitig  in  Handel, 
Industrie  und  SchiflEahrt  auf  dem  Fiisae  der  meist  begflnstigten 
Nation  befiandelt  wenlen. 

7.  Staat.vblatt  No.  188,  V,.iT,n1nnntr  vom  2^^.  .Tuli  1907, 
entiiält  gnn/.  neue  Vorm-hrift.Mi  fiir  ilii  äiliifffahit  b^'tiieffs  J>ii-iit, 
Läutesignalo  und  Vermiudentng  <ler  Fuhrt  bei  Noliel,  Auäwciclien 
n.B.w^  um  ZniaromenslBne  atil  dem  Meeie  zu  vermeidai. 

8.  Staatsblatt  No.  238,  VerBffentlidiung  des  den  28.  Hat 
1897  swischen  den  Niederlanden  und  Italien  gcsohJossencn 
Außliefeningstractates. 

0.  Staatsblatt  No.  296,  Vprnff.Mtltflinncr  '1er  Ver'onlnung' 
vom  Iii.  Oktober  1S97  entlialtend  die  Errichtung  einer  Post- 
sparkasse iii  NiixlerläudifK'h-Indien. 

Die  IKrektSw  der  Postspju  kasse  bat  ihren  Sita  zu  Batavia^ 
vom  Qeneral^Qouvemeur  wird  nSher  bestimmt  worden,  wenn  die« 
selbe  m  Funktion  treten  soll 

Die  Verwaltung  i-^t  oiaem  Direktor  nboi-tragen,  der  dem 
,,l"»frt>K-tor  der  Bdrcrerli' h'  ii  '  »ffenüichen  Arbeiten"  iiiitergeoitlnet  i.^t. 
Die  Vi  iwiiltung  der  l'n-l Sparkassen  steht  unter  Aufsieht  eines 
KollogiiiiHS  von  3  bis  5,  vom  Goueral-Gouverncur  zu  entenneuden 
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Penooen.  Einlagen  dflrfen  auf  eigonem  odjpr  anf  anderem  Nanran 
liattGndai.    Yoriteimtete  Fmnen,  welche  kraft  dee  BOrgoriicheD 

Gesetzbuches  für  alle  Refht.sliaiKllungen  (mit  einigen  wenigen  Aua> 
ruihmen'i  den  Ueistand  oder  dit«  Geiioliniipung  ihre»  Gattt-ti  Ijc- 
•Ifirft'ii,  können  ohne  di»»en  Beistand  oder  difst»  Ziistimmunp,  Mind'T- 
jährige  oline  Oonehnii>;unjr  ihres  f;esetzli(  lien  Vertreters  £iniap*ii 
mai^iieD  und  Rückzahlung  der  Oelder  fui-dern,  welche  auf  ihre 
Nanen  in  die  BOoher  der  Postsparkaeaen  «ngeechriebon  aind. 
Moch  iat  der  geaetaliche  Yertreter  dea  Minderjährigen  (Vater 
•xl'  i-  Vormund)  befugt,  der  Rflcksablung  zu  widerspnH-hen.  Auch 
kann  diT  Vertreter  Einlagen  des  Mindeijfthrigen  zurückfordern,  uher 
n  u  h  <lem  16.  Jahre  des  Kindes  nur  mit  Autoriaation  des  Justiz- 
colk'giuins. 

Die  Nutziiiessiinir,  welche  den  Eltern  ilnreh  das  B.  ü.  H.  an 
dem  Vermögen  iiuvr  Kinder  bis  deron  2U.  Jahi-e  gewährt  winl, 
iiadet  auf  die  ISnlagen  in  die  PostsiMu  kaaae  keine  Anwendung. 
Ouid)  dieae  vom  B.  0.  B.  abweichenden  Beatimmnngen  iat  also 
eine  Art  Pecnlium  Quasi-Caatrenee  ins  Leben  gerufen. 

Die  Regierung  von  Niederiändiach-Indien  garantiert  den  Ein- 
Icgpfii  die  Zurüekgalie  ilu-er  ESnlagen  und  dii<  Zahlung  <ler  Zinsen. 
D  n  Kinlcireni  wird  hei  Einlagen  bis  zu  L  1200  2,47«  perannum 
gutge.siluiel.en. 

Die  <r(|i|ii  Wi  lli. II  vci7.inslicli  geniarht  dmeli: 

a)  Disküutiereu  von  Auktions-Wechseln 'j  und  aiideivn  Staatu- 
«eGh»<:'ln ; 

hj  Boleilmiig,  für  3  Monate  txler  küizer,  von  Werlijapieren, 
welche  als  adohe  durch  die  ^avaniache  Bank"  anerkannt  werden, 
und  von  Aktien  dieera*  Bank; 

c)  Anlegung  in  Wertffapieren ,  welche  für  die  Anlegung  T<m 
Oe]d<»n  der  Reichapeatsparknaae  in  den  Niederhmdon  in  Betracht 
koounen. 

')  Die  öffeotlit'iiün  Auktionen  geschehen  durch  Vennittfluug  d«s 
SUtH»;  die  Klofer  werden  Debttoren  dee  titaates  und  erlangen  3  Monate 
Kwlit;  der  Verkäufer  erhält  vom  Staate  einen  eigenen  Wi-i  liscl,  zahlbar 
uch  4  Monaten.  Immerhin  kann  man  auch,  wenn  man  es  verlangt,  auf 
eigeoet  Risiko,  doch  stets  dnrob  Vermittolang  des  Staats,  eine  öffentliche 
Anktk«  halten. 
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Chor  die  Anla>;oii  lierät  «lie  Direktion*  |]:emeiiiBcliaftlich  mit 
olM-rigonanntfin  Ki»ll<')iriimi.  dessen  Oenehini^inf^  crheiwht  wird. 
Die  von  der  l'ostsparliiisso  in  Pfand  genommenen  Wertpapiere  wer- 
den bei  der  „.lavanisclifn  Bank"'  de|)oniert.  Was  nach  Zahlung 
der  Rente  flhriglileibt,  dient  dazu,  die  Kosten  der  Postsiiarkasse 
z»  l>estiieiten :  aus  dt-in  Mehrertrag  winl  eine  Resorvckasso  gebildet. 

b)  Literatur. 

Von  dr-r  Utcnitur  des  Jahnas  1897  sind  nur  einige  Aufsätae 
zu  «-rwähntMi.  Vnr  al]<>ra  soll  hier  jedoch  hervorgeholH.'n  wenicn, 
dass  Dr.  V.  A.  Kromlierg  im  Auftrage  der  R«^gierung  einen  Ent- 
wurf betrefTs  Regelung  der  privatrechtliehen  Verhältnisse  der 
Chinesen  zusammengestellt  hat. 

Der  Entwurf,  mit  Motiven  und  neuen  vortrefflichen  Mono- 
graphien ilbpr  das  Chinesische  Rocht,  zu.sammen  2b0  pag.,  ist  im 
Jahre  1897  von  der  Regierung  herausgegeben  worden.  Es  geniige 
hier  zu  erw.'lluien.  dass  kraft  dieses  Entwurfes  das  Obligationenrecht 
des  B.  G.  B.  und  das  Handelsgesetzbuch  (das  Wechsel-,  See-  un<l 
Konkui-si-echt  cinbegrifTcn)  l>einaho  gänzlich,  wie  dies  auch  jetzt 
der  ^all  ist,  auf  die  Cliinesen  Anwend\mg  findet,  das  Familien- 
und  Erbre<-ht  dahingegen  nach  rein  Chinesischem  Rechte  kwlifizierl 
woi-den  ist. 

Wieviel  Gelehrsamkeit  imd  tflchtige  Kenntnis  vom  Chinesischen 
Rechte  tler  .\utor  auch  damit  gezeigt  hat,  die  entworfene 
Regelung  wini  sich  in  der  Praxis  als  ungenfigend  erweisen.  Die 
Chinesen  hier  leben  luiter  ganz  anderen  Be<lingungen  als  in  China; 
sie  Ix'linden  sieh  hier,  was  ihivn  Handel  betrifft,  in  einer  mo<lerncn 
eurr>p;iischen  Oesellschaft,  mit  deren  eigenartigen  Anfordenmgen: 
familieni-ochtlich  hingegen  vermis(^hen  sie  sich  durch  Heiraten  mit 
inUlndischcn  o<ler  chinc.His<-h-inländi.sehen  Frauen  (rein  chinesische 
BVuurn  giebt  es  hier  ni<  lit)  einigermas-sen  mit  der  einheimischen 
Bevölkenmg.  Si4>  stellen  also  eine  besondere  Klasse  dar,  welche 
liie  Mitte  zwi.sehen  Europäern  und  Inländern  hftlt,  luid  von  l>eiden 
/.iendich  stark  abgeschietlen  ist.  I)ie.'*e  eigenartigen  Umstän<le 
müssen,  so  wie  sie  sind,  gcnumiucn,  und  danach  rauss  das  Recht 
festgesetzt  werden. 
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Kritik  dies«  Entwflrfe  hemmurofen  ist  auch  der  Zweck  der 

Regiening  und  diese  hat  »It-shaJb  dem  Entwürfe  die  grTisBtnifignche 
Publizität  f^egeben,  was  hier  Olingens  nicht  dir  Oowohnheit  ht 

Die  Literatur  ilrs  Tahros  1897  betrifft  denn  auch  hauptBftohlich 
die  Kritik  dieses  Entwurfes. 

An  erster  Stelle  verdient  Erwähnung  ohw  venlifiislvollf 
Monn^'-niplii«'  vom  Dr.  A.  Paots  tot  (Jansoyen,  Advokat  zu 
SuraUiya:  „Einige  ik>ujerkuiigeu  üljer  den  Entwurf  einer  neuen 
Regelung  des  privHlreditllflhen  Zustudee  der  Chioeaen  in  IHederilii- 
diBch-Indien.*' 

In  der  Zmlaclutft  „WeekbUd  Tan  hat  Rechf  erschienen 
venchiedene  kleinere  Anislftse  Aber  das  oben  beaproohene  Thema 

von  Dr.  Klein,  Dr.  von  Oennep,  und  von  der  Re^laktion.  Dr.  A. 
A.  van  Oven,  Advokat  zu  Batavia,  ist  an  die  iStelle  des  Redakteurs 
Dr.  1).  F<K'k  getreten;  also  wiitl  jetzt  diese  Zeitschrift  von  Dr.  A. 
A.  Mat-lain»'  Pont  und  Dr.  v.  Oven  itMligifil  (.sielie  voriges  Jieft-nit). 

Dr.  .1.  A.  Nfilerlfurgh  ,s>'tzte  in  .•meiner  Zeit.-^chrift  „Wet  en 
Adat"  die  Kcihe  seiner  höchst  inlerressanten  Aulsätze  ül>er  die 
Vtthlltnisse  der  Tersdhiedenen  Klassen  and  Bsatsndteile  der  BSn- 
vohner  Niederlindisdi^fodiens  fort 

Li  derselben  Zeitschrift  verdient  ein  Anfsati  Dr.  F.  C.  Hek- 
mejrer's  Ober  den  Bechtssusland  inllndischer  Christen,  besmidere 
Enrihnnng. 

Dr.  J.  H.  Abendanon  hat  die  Bedaktion  der  Zeitschrift  „Het 
Reeht  in  Xi-di  il.  Indic*'  im  Anfange  des  Jahres  1897  Aber* 
nommen.   Von  den  darin  erschienenen  AuMtzen  verdienen  genannt 

zu  werden: 

Dr.  Snoiiok  Hurgronje:  „HfHitszu.stand  der  von  iidändischon 
Frauen  ausserehelich  geboreneu,  der  mulutmedani.schen  Keligiou  au- 
gMtmUm  Kinder.** 

Weiter  ein  Aufaali  des  Redakteurs  Aber  die  im  vorigen  Beienit 
sab  20  erwihnte  Vttordnnng,  und  ein  Aufsatz  über  «ne  besondere 
Entscheidang  des  im  B.  G.  B.  enthalteneu  ESgentnmsreohtes,  von 
Or.  J.  E.  Oarpentier  Alting. 

Zum  Schluss  muss  finc  sohr  gute  .\bhandlimg  dos  gelehrten 
Frofeasois  Dr.  C.  Snouck  Uurgronje«  ^Cber  die  Veijfthrung  im 
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Molianietlaiiischeii  Rechte",  hervorgehoben  werden;  sie  ist  für  die 
Zeitsihrift  für  Sprach-.  Lind-  und  Völkerkunde  der  Gesellschaft 
fiir  Künste  und  WiswMiseliaften  zu  Batavia  goschrielien ,  und  mit 
Oenelimifrung  der  Direktion  tlioser  Oesellschaft  in  „Het  Hecht  in 
Neilerläiidisoii-Indie"  illK'rnoninien. 


Keferenf :  Fredrik  Stang.  Ppifes^Ror  der  Rechte,  Christiania. 


Seit  1897  wpi-den  die  Vorarbeiten  der  norNvogischen  Gesetze 
in  oiner  l)esondcn^n  Ausgalie  gesununolt  (Love  med.  tilhfirendo  For- 
arlieider  1897.  I  und  II).  Fi-flh«'r  wnn^n  sie  in  den  Verhandlungen 
<les  Stortings  und  andei-swo  zerstreut. 

Von  den  (iesetzen  des  .lahn-s  1897  sind  folgende  zu  erwähnen: 

Gesotz  vuin5..1uni  1897  (Iber  die  Abgabe  von  iSt im nien  Seitens 
derjenigen,  welche  au:>sorhalb  des  Reiches  sich  befinden.  Nach  der 
norwegischen  Konstitution  konnten  nur  Personen,  die  am  Tage  der 
Abstimmung  im  Reiche  sich  aufhalten,  an  der  Abstimmung  Teil 
nehmen.  I)a*luivli  war  besonders  die  grosse  Mass««  der  Bevölkenmg 
Norwegens,  welche  sich  ilurch  Sf  hifTfalirt  ernälu-t,  von  der  Teil- 
imhme  an  «ler  Abstinmiung  Iteiiiahc  ausgoschlossen. 

Eine  Ab;lnderung  der  Konstitution  geschah  1896.  Hieran 
ßchliesst  sich  das  genannte  Gesetz.  Nai  h  demselben  können  Per- 
sonen, welche  am  Ta^«'  der  Abstiuimung  im  Auslande  sich  auflialten, 
ihre  Stimme  entweder  vor  der  Abreise  abgelten  o<ler  vom  Auslande  her 
einsenden.  Walirend  sonst  aber  Stimmen  auf  Namen  lauten  mü.ssen, 
kennen  die  genannten  Wähler  frtr  Paitcit  n  stimmen.  Pm  dies  zu 
ermftjrliehen .  ist  «'in  Gesetz  voi-gesehrielton.  dass  die  orgsinisierten 
Parteien  ihre  Kandidaten  zum  \Vabll)ureau  anmelden  kennen.  Ein 
Matrose  im  Auslande  kann  nun  ganz  einfach  auf  „die  Liste  der 


Oeselz  vom  2H.  Juni  1897  fil»er  „comraissions  rogatoires" 
(Retssm-motlninger)  in  Civil-Saehen  ist  zur  Ausfilhnrng  iler  auf  den 
Konferenzen  im  Haag  1893  und  1891  lieratenen  Konvention  ülter 


Norwejjjpn. 


a)  Gesetzgebung. 


Partei"  stinunen. 


—    603  — 


flim  intenutioiiale  Regelung  dTflprmeBsaeler  Materien,  der  wich 
Komgen  beigetreten  iat,  gegeben.   Nur  fflr  noommiariona  rog^ 

toires**  muaste  in  Non»'egen  ein  nmcs  Gesotz  erlassen  -werden. 

Gesetz  vom  2S.  .luni  isft?  erweitert  die  Wehrpflicht 
in  den  nOnUiclisten  Gegenden  Norwegens  (Tronisö  StiftJ. 

Gesetz  vom  3.  August  1897  Aber  Che cks')  ist  dnrob 
eine  von  aiifliohen  drei  Aandinaviadien  LBnde»  emannte  Kom» 
niarion  anqgeartmtet.  Die  Beatiinmungen  dee  Wediadgeeetiea 
(welches  auch  Ton  einer  skaudiiUTiachen  Kommission  verfasak 
»itid  lieinalie  ohne  Verrmdernngen  in  sämtlichen  Ländern  an- 
genommen ist),  sind  iu  mehix'i-en  Beziehungen  auf  Cliecks  ange- 
wandt; 80  die  Vorschriften  betreffend  die  Übertragung,  die  Haftung 
des  Ausstellers  und  der  ludossanten,  die  Zahlung  imd  Verjährung. 
Kan  tat  jedoch  mdiriaoh  vom  Weofaaeügeeetae  abgewichen.  Sdir 
Itnne  Prtaetttationafristen  sind  voigeachrieben.  Aooept  einea  Checlta 
ist  wirkungslos.  Nach  englischem  Vorbild  ist  „crossing"  aufge> 
nomnien.  Das  Indossament  kann  nictit  niif  einer  Kopie  gezeichnet 
werden.    Das  Wort  ..Check*'  muss  im  Text»-  stehen. 

Gesetz  vom  ü.  Augunt  1  89  7  ülKr  Wieileroinsctzung  in 
die  Ehrenrechte  ist  von  A.  Teichniann  im  Qerichtssaal  LV 
&  151—2  flbenetst 

b)  Literatur. 

Zwei  interessante  ArlM'iteii  nUn-  Reehtsgeschichte  sind 
hn  verflossenen  Jahre  vt  rütl.  i  tln  ht  wonli  n.  Professor  A •jchclion^' 
hat  in  der  Festsclirift  der  l  inversitilt  Kiistiania  zur  Feier  des 
Regierungsjubiläuras  Oscars  Ii.  eine  Abhandlung  ilVier  die  Kechts- 
vecinauBg  der  norwegischen  Kommnnen  bis  1837  gegeben  (auch 
Sanderaosgabe).  Die  Arbeit  schildert  die  Kommimen  von  den 
fitesten  Zeiten,  von  denen  Z*  nf^nisso  aufbewahrt  sind,  t>is  zur 
grossen  Reform  1S37.  .Al'salnii  Taranger  liefi-il  als  Beihigc^ 
Eur  „Tidsskrift  f«ir  H.  tsvid.n-kali  1S!»7>'  dio  ei-ste  liillfte  ein<>r  Be- 
handlung des  norwegisciirri  Bi-sitzivchts  bis  zu  Christian  des  V.  nor- 
wegischem Gesetzbuche  (1687). 

IMe  Herausgabe  norwegischer  rechtsgeschichtlicher  Quellen  iat 
MgMetst  Siehe  eine  Übecaicbt  von  Taranger  in  Tidsskrift  for 

')  Vaigleidie  den  Beriobt  über  Dänemark  in  disaemJahrbnch.  Seite  307. 
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K4-tsvi<l(>iiskab  1898  S.  177  ff.  Norsko  Herrodags  Donibögcr 
für  «Ii.'  lahrc  1578,  15SU,  1585,  1597  und  1599  (1.  Hoft)  .niml 
sihoii  ri-schienen.  Von  Stavangor's  Doinkapitt^ls  I*rotok«il 
1571  —  1630  ist  das  1.  Heft  emliienon.  Von  Stat  Holder- 
skaliots  Extmkt|)n>tokol  1G42  1G52  sind  2  Hefte  vi'n")ff.>ntlicht. 
HtTtz  liergs  Glossar  zu  den  alten  (lesetzen  (siehe  dieses  Jahrhiuh 
II.  189()  S.  345)  ist  von  K.  Lehmann  in  der  Zeit^ctirift  ffa- 
ileutsi'hos  Aiti^iluni  Band  42  teBprochen  worden. 

Innerholb  des  Staatsverfassungsreehts  liegen  zwei  Arbeiten 
viin  Hodeutung.  Pi-ofessor  Bredo  Morgensticrne:  Den  unionelle 
Ret  I  hiiB  ünionsret  ht,  ans  Vorlesungen  über  das  norwegische 
Slaafsvcrfassungsreeht)  gicbt  eine  eingehende  Darsti-llung  der  teil- 
weise ^rhr  schwierigen  Staats-  und  vOlkeri-echtliclien  Kragen,  welche 
die  Uiiinn  zwisehon  Norwegen  und  Schweden  ins  Leben  genifen 
hat.  Von  sowohl  juristisjchem  als  politischem  Interesite  ist  Be- 
taen kn  ing  af  given  af  den  tit  Redarbe idelse  af  Forslag  tit  for 
antlrede  Bestemmelser  om  Norges  og  Sveriges  Forening 
ved  ku'l.  Resolution  af  13.  November  1895  ne^lsatte  Komitee 
(Gutai/hton,  abgegeben  von  der  zu  Ausarbeitung  von  Anträgen,  be- 
ti'effend  die  Veränderung  der  Bestimmungen  fiber  die  Vereinigung 
Norwcircns  mit  Schwedens,  eingesetzten  Kommission).  Der  politische 
Streit  zwischen  Norwegen  und  Schwc<len  veranlasste  im  Jahr  1895 
die  Ernennung  der  erwähnten  Kommission  („ITnionskomitee"),  welche 
vim  7  Mitgliedern  aus  jedem  I^nde,  als  Vertreter  der  verschie^lenen 
rarteieii  Norwegens  und  Schwedens,  ztisammengesetzt  wunle. 
l>ie  Konimission  konnte  sich  zur  Ausarbeitung  eines  einheitlichen 
öcsefzentwurfes  niclit  einigen,  sondern  teilte  sich  in  4  Fraktionen, 
2  nofwt'gische  \md  2  schwedische,  von  welchen  jede  ihr  .separate» 
(iutaclitcn  abgab. 

I>f'r  norwegische  und  dänische  Ci  vilprozcss  ist  von  Dountzer 
uihI  <iflz  in  lA>ske  und  I/twenfelds  Rechtsverfolgung  im  internatio- 
nalen Vorkehr,  II,  dargestellt  wonlen. 

Das  norwegische  Straf prozessgcsetz  vom  1.  Juli  1887  ist 
von  r.  Kjerschow  kommentirt  Der  Kommentar  enthält  Auszöge 
aus  der  Judicatnr,  Resolutionen  u.  8.  w. 

|)as  noi-wpgische  Strafrecht  wird  wahischeinlich  in  der 
niit-liston  Zukunft  eine  eingehenilo  l'mgestaltiuig  erlciileu.    Im  Jahr 


i 


1885  wurd«  eine  KoamuiMon  snr  Aiimrimtung  eines  neuen  Straf» 
gesetzbiichs  eingeeetit  Im  Jahre  1 896  vertffieiitUohte  dieeelbe  einen 
anaftthrliclion  Kntwiirf  zum  bflrgerlichen  StrafgeHetzhueho  fdr  Nor- 

wpefn  rii^l'st  Mntivcn.  Zueloich  verfas^to  sie  Fntwrtrfo  zum  Kiri- 
fnluuiiLjsüt-'i't/..  /.Ulli  (i>'s»'t7.  nber  Cu'fänpiis\vt's<  n  iiiicl  zur  Vull- 
strcc'kmig  von  Oefängnibi«ti-Hfeii<,  zum  Gesotz  über  Disziplinai-voi^gehen 
▼on  Beamteo  und  tnr  Änderung  der  StrafprozeBBOfdnong.  Voriier 
liatle  der  Yonitsende  der  Eemmiflaon,  ReidMaairalt  &  0ets, 
mehrere  Vorentwfliie  vejrfuntYoUailndjgea  YeneichDis  dieeer  Aztoilen 
in  Norsk  Retstidende  1897  S.  494— 9n.  Der  Tnhiilt  des  Entwurfs 
wirtl  von  A.  Urbyc  in  Nnrsk  Ketsiid-  ii'!*'  Is97  lui  i  1  s<)8  (iiirpcstcllt. 
Siehe  auch:  A.  Urbyi«:  I>'s  s«'iitfiii  rs  iiiili'tt'rinini'i's  ilans  U-  mni- 
veau  projet  de  code  pönal  Norv6gien  in  Hevue  {lÖDal  Suissc  18Ü8. 
Von  Kritiken  eind  m  erwihnen:  von  Liszt:  Beepreohung  einee 
TOD  Qets  im  Jahr  1887  TerOffentliditra  Yorentwurt»  (Tidahrift 
for  Retstidenskab  1889)  und  Lammaach:  Beapiechung  eines  von 
Gt'tz  im  Jahr  1893  ver5fft^ntli<hten  Vorpntwnrfs  (in  der  ZiedU 
achrift  fOr  die  geaammte  Strofrechtswiaaenacbaft  1894). 

Ein  bedeutender  norwegisfher  Pust  tzentwurf  Aber  die  Ver- 
sichi'run}:<Lr«'s<'I!-cliaftr'ii  ist  nebst  <1<m  Ho^'nUidung  und  eim  iii  An- 
ii.-inur»^.  <'iiih;ili('iiil  ilfii  Entwurf  zu  »'incm  Gosotze  (Iber  Aktn'ti- 
gesfll  .->chal  ten  auf  Anregung  des  norwegisclien  Justiz-^  ni»tcriuni8 
▼on  Dr.  Conrad  Emst  Rieaenfeld  in  der  Zeitadirift  ffir  Yer- 
sichemngarecht  nnd  -Wissenschaft  1897  erschienen.  Siehe  auch 
C.  R  Riesenfeld:  Die  Yereicherungsakticngesell^chaft  im  Lichte 
der  molernen  Gesetzgebung  luiter  besonderer  Rflokmeht  auf  Schweden 
und  Norwef^n  in  derselben  Zeitschrift. 

Das  neue  nnrwogi^elie  Gesetz  nber  Verjährung  (siehe  den 

vorigen  Haixl  diesi-s  Julirliuches  S.  .'»SO)  wunlo  von  E<iward 
H  ambro  i<  >m  Furaeldeitie  ai  forUhnger  efter  norsk  Ret)  eingehend 
behandelt. 

Dem  norwegischen  Privatret'hto  g<  li("ii  ii  auch  zwei  Arl>eilen 
über  Irrtum  an,  die  eine  von  N.  (ijelsvik,  die  andere  von 
Fredrilc  Stang;  femer  N.  Ojelsvik:  Schadenersats  wegen  er- 
lanbter  Handlungen,  und  Fredrik  Stang:  Ersatz  für  das  Leben, 
■■mmtüche  AiMlen  sind  durch  mne  Kookuirenx  um  eine  Piofeesur 
hervofgenifen. 
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In  Norsk  Rettctidoitdo  1897  lind  Enttwlioidungen,  Be- 
gpmiliungBiif  Abhandlungen  (darunter  die  oben  genannte  von  A. 

Urbye)  |>ui>lizicrt. 

In  Tidsskrift  f  r  lu  t>\ idonskub  !*in«l  von  norwogisehcn  Ver- 
f„«sprn  zu  ».'rwiilimjii ;  Hi  tMiu  M  <)i  |;;eni*tiorne:  Nimh»  BoiU%e  zum 
IV'griff  des  Staatot,,  nud  Oscar  PUtou:  Bemerkungen  zu  den 
Soluideneraatxiegcln  im  Entwürfe  xum  EinHUmuigsgesetae  fQr  das 
Strafgosctxbuch. 

Im  Jahrbuch  der  intomalioniilen  Vereinifrung  für  fjewerb- 
lichen  Reclitssi  Init  /  I.  1.SU7.  liefert  Klaus  lloel  einen  all- 
gemeinen Bericht  für  Norwegen, 


c)  Volkswirtschaftliche  Literatur, 
liererent:  Dr.  Oscar  Jäger.  IMv  itdozcnt  der  ätaaU«i«)«euiictiaften, 

riu'i.otiuiiia. 

Im  \  .  i  li  Ulnis  zur  Klt-inlieit  der  Nation  isl  dm  nürwegi8<  lie 
Literatur  iiu  ht  nur  auf  dem  Uobiote  der  Dichtung,  sondern  auch 
in  vielen  Zweigen  der  Wissensclwft  aehr  r«ch.  Die  rein  national- 
ßkonom lache  Wissensdiaft  iat  abet  bei  uns  in  liteiariacher  Hinaicht 
unleugbar  stiefanatterlicli  lioluindelt  worilen.  Wa«  wir  nberhaupt 
V(tn  rikoiii.inist  lien  Arln'iton  besitz*Mi,  ist  alles  verhältnismäss.ig  neuen 
Datuiii-  Die  l"r>iirtif  'tietzM  lief;t  wohl  nicht  blfsi^  darin,  d.ms  die 
eitreiitiii  (le  Niiti<MialokMhoinie  ein.-  sehr  jun^re,  sondern  aueii  darin, 
dass  .^ie  ja  eine  beinahe  vull.-tändig  internationale  Wissenschaft  ist. 
Alle  die  Wi^<»en8cliafton,  die  eine  nationale  Seite  darbieten,  und 
.  «-elcho  7>.  R  nnserc  eigene  Natur,  Sprache,  Qeachichtc,  unser 
eigenes  Recht  u.  ».  w.  xnra  fl^nstand  haben,  Rind  natOtlich  vor- 
zugsweise Voll  uns  >elb>t  ü-e]ifl.gt  w(»rden.  Die  in  ihrem  "Wesen 
>u  ^niiz  iTil ei  tt ;■ "  i  II a  I e  n,itieiia|r>kononiisoho  W'issens*eliaft  dairetreii 
konnte  sellistvvi.-.taii.ilirli  eberis.iuut,  ja  noch  viel  bt^^ser.  von  den 
fienxlen,  den  giosseii  Kulturniiiiimen  angehürigen  Forachern,  denen 
eine  >Vchspracho  »i  Gebote  »tand,  literarisch  bdumdelt  weiden. 
Fh8t  nuMaeh)ies.s|ich  aus  den  Werken  auaUbidiacher  Verfasser  haben 
«]]<*  diejenigen  Ton  uns,  denen  tioferpehendo  ukonomisrhe  Kenntnisse 
wiintK^ieuswcrt  oder  notwendig  sind,  dieselben  «ohöplen  können. 


Allerdings  ist  nun  die  Nntionairikuiioiiiie  cliensio  wie  die  Statistik, 
welche  lioide  zn  dem  Fachkreis  iinRcrer  juristischen  Studenten  ge- 
hören, schon  lange  Zeit  und  zum  Teil  von  sehr  ht^dt^iitenden 
MäUmern  an  der  Universitüt  dotiert  worden,  aber  das  für  nkonouiischo 
Literatur  inteivssierto  I'ulilikum  ist  lang«>  so  klein  gewesen,  datw 
(lif  Herausfalle  nationalnkonomischer  Werke  auf  keinen  hiniviehond 
grossen  IiCsi'rkreis  hätte  rechnon  kf>nnen.  Seit  einiger  Zeit  ist 
je<loch  hierin  eine  erfreuliche  Verändertnig  eingetreteti,  indem  mit 
der  wjichsondcn  Entwickelung  und  dem  wachsemlen  Wohlstand 
der  Nation  das  Interessr»  fOr  die  ökonomisi'iien  Fnigen  gestiegen  ist. 
In  der  seif  fflnfzehii  Jahren  gestifteten  „Nationalokonomischen  Ver- 
einigung*' (Den  stjUsökonomiskc  Forening)  erhielUMi  aussonlem  <lie 
Volkswille  einen  Sammel]>unkt  und  in  der  von  ders«>llieii  henius- 
gegelienen  „Nationalökonomischen  Zeitsclirift*'  (StatsTtkonomisk  Tids- 
hkrift)  ein  Fonun  fJlr  die  literarische  Behandlung  ökonomischer  Fragen 
allerlei  Art. 

In  dem  letzt  verstrichenen  Jahre  ist  liei  uns  kein  national- 
<"kiinonüs<-hes  Werk  von  einiger  Bedeutung  vonIfTentlicht  wonlen. 
Ein  .Iahn>slicricht  nhcr  unsiTt!  nati onalokonomisrhe  Literatur 
ist  infolge  dessen  n)ir  mit  einem  Hinweis  auf  die  el>en  erwähnte 
nationalökonomischo  Zeitschrift  gloichl>e<leutond.  In  clom  Jahrgang 
für  1897  findet  man  zuerst  zwei  rein  theoretische  Abhandlungen, 
die  eine  fllier  den  „Arbeitslohn"  von  Einar  Sundt,  die  andere 
filier  ,,Grenznutzen  und  Grenzwert"  von  einem  Pseudonymen  Ver- 
fasser B.  A  r  n  u  1  f,  —  Der  Diivktor  nnsen>s  statistischen  Central- 
bureaus  A.  N.  Kiaor,  der  in  den  Jahren  1892  und  1893  ein  vor- 
treflliehes  Buch  „Einnahme-  und  VermögensvetliäUnisse  in  Norwegen" 
veröffentlicht  hat,  liefert  auf  Grundlage  späterer  statistischer 
Korsehimgcn  ,,Neue  rntersuchungen  hinsichtlich  der  Einnahme-  und 
Vemiögensverhältnisse  in  Norwegen".  Weiter  enthält  der  Jahrgang 
einen  Aufsatz  von  dem  Bunkdiroktor  P.  IL  Castberg  filier  «lie  Er- 
rirhtimg  eines  Clearing  Ilouse  in  Christiania  und  eine  Abhandlung 
von  Axel  Heiberg  Aber  „Forstwirtschaft  und  AuIkui  der  Sümpfe", 
welche  .Massnahmen  er  gegen  die  drohende  Entwahlung  niehrerer 
Gegenden  Norwegens  befürwortet.  Endlich  finden  wir  von  E. 
Hagerup  Bull,  Mitglio«!  des  hr)ehsten  Gerichts,  einen  freihänd- 
leriwheu  Vortrag,  „Die  Zollpolitik  des  Auslandes  und  die  unserigo", 
dem  eine  weitläufige  und  sehr  lebhafte  Diskussion  nachfolgt.  Bis 
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vor  Kurzem  war  der  norwegische  Zolltarif  l>einahe  ganz  froi- 
liäiidleriscli,  al»er  nachdoni  im  .lahi-e  189G  das  seit  dem  11.  April 
1874  Kolteiide  (lesetz  vom  gegenseitigen  Handel  und  S^-hifffidirt 
zwischen  Norwegen  und  iSchwe<ien,  nach  Kfindiginig  Seiten  des 
letztei^n  Ijuidos,  aufgehoben  worden  ist,  wurde  die  Krage:  Frei- 
htiM<)i>l  ix\rr  Sc^hutxzoll  aucli  1mm  uns  bn'nnend.  Dem  genannten 
Ui-sotz  zufolge  konnten  in  gix>Kser  Ausdehnung  die  Produkte  des 
einen  Ltuides  zollfrei  in  da»  andere  eingeführt  wenlcn.  Indem  nun 
das  fi-eiliaiidlerische  Norwegen  wegen  der  Aufliebung  des  Oesotzes 
8«>inen  MiU'kt  in  dem  protektionistischen  S<.-hweden  durch  die  Zoll- 
tfninzen  diese*  lindes  abgesperrt  sjili,  entstand  l»esonder»  unter  «len 
lijuidwirtcn  eine  Schutzpartei,  der  es  in  der  Nationalversammlung 
gfliingi'ii  ist,  unseren  freihändleriselien  Zolltarif  durch  die  Kinffdi- 
rung  fin«'s  uicht  unl>edeutenden  Schutzzolls  zu  änden».  Prinzipiell 
sind  jediK'h  all  unsere  Volkswirte  noch  Freihändler,  aber  in  der 
oben  erw.'Uiiiten  Diskussion  sieht  man  den  ehemaligen  Pmfessor  der 
Nationalukonomic  E.  Hertzberg  als  Verteidiger  des  als  Retorsion 
gt.'gen  das  Schutzzoll fifundliche  Ausland  angewandten  Schulzzolles 
auftri'ten. 

Von  il.;m  Jahi-gang  für  1898  ist  djis  ei-ste  Heft  erschienen, 
aus  dessen  iidialt  wir  eine  Abhandlimg  von  Professor  T.  H.  Asche- 
houg  ulter:  „Die  ökonomischen  Kri8«?n  und  Depressionen  im  19. 
.lahrhuiiderf-  hervorhoben.  Nach  einer  einleitenden  Darstellung  der 
allgemeinen  Theorie  der  Krisen  wird  in  dieser  Abhandlung  eine 
üe.schichtö  der  Krisen  dieses  .lahrhunderts  gegeben,  welche  besonders 
iladur»'li  l>emerkenswert  ist,  dass  hier  zum  ersten  Male  auch  die 
Krisen  in  Norwegen  in  genauer  Verbindung  mit  denjenigen  des  Aus- 
landes eingehend  geschildert  werden. 

Wjis  die  statistische  Literatur  lietriffl,  so  ist  wesentlich 
nur  auf  die  Publikationen  des  statistischen  Centralbureauu  hinzu- 
weisen. In  dem  Journal  dieses  Bureaus  „Statistische  Mitteilungen" 
(Statistiske  Meddelolser)  für  1897  winl  man  ein  Verzeichnis  aller 
bis  /um  :^1.  Dezeml>er  1897  herau9gegel>enen  Werke  finden,  welche 
«lie  verschie<lenen  Gebiete  des  Ciesellschaftslebens  und  der  Wirksam- 
keit lies  Stiuites  behandeln.  Im  „Statistischen  Jahrbuch"  (Statistisk 
Aarlwig)  für  1896  und  1897  finden  sich  die  Resultate  der  stn- 
listisclien  Tabellen  mit  den  frflheien  Jalm.'n  vei^glichen  in  kurzer 
Form  VOI-. 


SsBondan  n«nii«iii  wir  hier  einige  Werl»  ihres  Inlialtes 

«dbr   ihrer  Methode  der  Untersuchnng : 

Tr  .Ir  r  .,S<.ci;il8tati8tik  II"  1897  (3.  Reihe  No.  25'))  siiul  infer- 
f--«nitc  Erörterungen  Hhci    Einnahm«'   uinl  Vonuögensveihilltiiis^<> 
enthalten,  welche  sicii  auf  indivjduulle  Angabon  eiuer  reprft&äutaliven 
Ans-wAlil  enraohsener  Männer  Ober  Einoabme  und  TermOgcn  grün- 
den.  —  Die  „Sodeietetietilt  IP  1897  (3.  Beibe  No.  258)  enihftlt 
lortgfMwtete  UnterBuohoBgen  sur  Beleuöhtyng  der  Boclelen  Lage  und 
«Her    T^ohnverhÄltiiisfie  der  Arlteiteridawe ,  indem  auf  finindlage  der 
(lurcli  das  Biimui  sen)^<trirulig  gf^saminelten  MfiterialitMi,  Mitteilungen 
ülior    die  Einnahinon  dor  Aiheitcr  in  den  fflr  die  Industrie  Nor- 
w^ene  so  wiciitigen  Uulzsciüeifereien  und  Cellulosefahrikeu  ge- 
hAen  irerden. 

Die  im  Jahre  1897  heranegegebene  f^Intenuitioiiale  SohilUirt- 
«liüstih«  bringt  Tabellen  far  die  SduflUntebewegung  1872  -1894 

und  die  Kanffahrteitlotten  1886—1896.  —  Zuletzt  emkälinen  wir 
auch,  <hiss  die  Hauptresultate  der  Volkszählung  vom  1.  Januar  1891 
in  der  3.  Keihe  No.  284  zusjirnniengefasst  sind. 

AuisM^rhalb  der  offiziellen  Statistik  ist  erschienen:  A.  Heiland  : 
„Was  vir  in  Norwegen  essen,  und  was  in  Pftrit>  gegessen  wird", 
ein  Wcfk  das,  abgesehen  von  der  nicht  eben  gdnstigen  ZuBanm«!- 
«tellung  der  CntarBuduuigagebiets,  interessante  Bsitrilge  xu  unserer 
KoDBunstatistik  enthllt. 


Österreicli-Cngarn. 
A.  Ostsrrsicli. 

fteforent:  Dr.  Anton  Riehl,  Advokat,  Wiener  Neustadt. 

TÄe  KritfLs,  welche  mit  dem  Jahre  1897  über  Österreich  her- 
«inbiBC^  und  bald  noch  die  Geeamtmonarchie  ecfasste,  ist  noch 
acht  abgesdlileeMn;  es  wfre  aber  auch  hier  wohl  niobt  angemessen, 
politische  Tagosgewhichtc  schreiben  zu  wollen.  Wir  liesdn  linken 
tum  alsoanf  wenige  suTOcderet  den  Juristen  orientierende  Bemer- 
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kmigea  Aber  die  in  dieew  Kriait  «u|geworfen«n  ataatsrMbtlid&fla 
und  sonstigen  Fhigen  anUtaUch  der  Bespraohong  der  sog.  „Sprachen* 
Verordnungen'*  und  sohvnten  <rfuie  weitere  Einkitong  in  SMAias  res. 


ft)  GeMtegebimg. 

Wie  im  Toijihrigen  Beriuhte,  mag  audi  diesnul  die  Einteiluiig 

in  I.  VerfassangspMhts-,  II.  VerwaltungBrechtsnonnen  (mit  der 
Unterteilung  nach  il^n  Kessorts  der  einzelnen  Ministerii  ii)  und  Ilf. 
JlWtizpewM/.t^Hnini:  un^oarhtot  der  Kinlx-zidiiing  wi<  htiger  FIrs<''i«''- 
nungcn  aus  «It-r  Koniiiett-nz  der  Landtaj^e  und  Ijandesregieriintfeti 
lieibeliulteit  werden,  da  letztere  Kompetenzen  vieUach  in  die  dtr 
StaatBgesetzgebnng  (welche  auf  einadnen  Gebieten  schon  stanto- 
gmndgesetslich  nur  die  „Gnindsflge"  festmatellen  hat)  eingreife»,  io 
Rtteksicht  auf  jene  Institutionen  at>er,  die  d<'r  autonomen  Hegelunf 
zugewiesen  sind,  unser  System  dadun  h  seine  natflrliclie  Er^^äni«*!'^ 
findet.     Dazii  kommt,   dass   Itei   uns  die  Vi'runiiuitif,'sp:ewalt 
fiji.Mitliclien   Gesetzgebung         t>ell»st  al»geselien   vun  Ausnal^"**" 
zu8tiUideü  —  niuht  oder  doch  nicht  uobe»trittcn  etwa  hloee  ^ 
Ausfluss  der  Exeltutive,  ausfOhrend  und  eiglbwend,  parsUel  lA^it 


Dk'   politisclio   f'>lti«>nreieli8tf   Aiition   —   die  Erlat>aun0 
schon  eingangs  erwähnten  .,Spnichenverordnungen^*   —  biet©*  *"* 
gleich  ein  veriittngnisvolles  Bdspiel  des  Obetigreifsna  der  Verord' 
nimg«gewalt  in  den  Bereich  der  Oesetigebnng. 

Wir  wollen  die  damit  angedeuteten  Ter&ssungaredbtlx'''*^ 
Kragen  insoweit  wflrdigen,  als  es  notwendig  crselieint,  den  Tx*^*^"" 
kreis  dieses  Jahrbuches  Ober  das  WesenUiihste  des  ThatljeBti»'»*^*^^ 
7.11   infoniii-Meii.   insuwcit  <lies.   olino  dabei  irgend  welchen  i*»"^' 
btandimtikt  zu  vfilivlni.  inr>^licli  bleibt. 

«)  ZwiiiUlist   f'  iilt  es  an  ««iner  Bestimmung  darüber, 
OegenstiitKi  eines  G^'sctzes  sei. 

Das  geltende  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Deiember  1867*  «* 
durch  das  Grundgesets  Uber  die  Reicbsrertretung  vom  36.  V^^^^ 
1861  abgeftndert  wird^  grenzt  im  §  11  den  „Wirkungskreis 
Reichsrates"  gegenflber  der  Kompebeos  der  Ddogationen  {*oX 
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ratiing  der  mit  Gngiim  ^meiiuMiinMi  Angde^enheiten)  lediglich 
dlirdl  eiuBchrfuikeivlen  VorlM-iiult  ab  iiiul  fasst  Iwiilo  /.iisuninen  als 

„Angelegt^nlu'iten.  wolfltp  sicli  auf  Ri .  htp,  I'flif  htfMi  nn  l  Inli  jvs.Si'ii 
•  »ezirhon ,  «Iii'  allen  im  Kou  lisnite  vi  iti.  ti  in  a  Kiiiiign  ii  hrii  niul 
Läuderii  gemeiuscliafüich  sind-'.  Damui  finden  sich  in  1-4  mit 
a — o  bozeicfaneten  Abdttsen  A^eiideti  aufgezahlt,  welclio  „daher** 
siim  Wiriningskteia  des  Reicshsnite«  geh^Si«»,  ala  a)  „die  Prnfung 
und  Genehmigung  der  UamlclHveitiigo  »ml  jener  StaatMvor- 
tra::  '  .  .  /*;  b)  Angelegenheiten,  welelie  sieh  ....  anf 
die  Militärpflicht  ....  hrzir  li  Mi  ,  .  .  e)  „die  Foatsti'l  I  iing 
der  V«»rans(  lila;i?e  de«  8t.aat.xilansilalte^'  und  .  .  .  d)  .,die 
Uogelung  des  Geld-,  Münzen-  und  Zettclbankwesens  .  .  .  e)  „die 
Krodit-|  Bank-,  Privilegien-  nnd  Oewoftegeset /.gebung  .  .  . 
a.  &  w.  Der  folgende  §  12  besagt:  „Alle  übrigen  Oegenatllntlc 
der  Gesetzgebung,  welche  in  diesen  Gesetzen  dem  Reidisrate 
ni<  lit  nusdrüeklieh  vorbehalten  sind,  geh^iren  in  den  Wirkuogskrei« 
der  Jvuidtnse.'"  — 

Ilei  Versuch,  uuh  den  xahlivichen  geltenden  (icset/en .  mi« 
welchen  die  gegenwärtige  Verfaiisung  der  Uesamtheit  der  ,,ini 
Rcicharate  vertretenen  K5nigreioho  und  L&nder*'  best^t,  das  Gobiot 
der  Gesetzgebung  gegenfibcr  dem  der  Verordnung  abzugrenzen,  wird 
aber  dadurdi  in's  Aus8i<  ht.slos<>  erschwert,  dasa  fOr  die  Deflnition 
der  gebrauchten  Werte  alT  die  vorausgegangenen  [tolitisehen  Akte 
nnrnnglicli  ignoriert  werden  könrn  ri,  welche  eben  diesen  Wr.rten 
sehr   vem-hicdenen  Sinn  beilegen.  ')    Eine  nur  auf  die  jfliigsten, 

•  |  Die  .,Verfassuogsurknn  If  i1i  s  österreichischeu  Kai.serstaats"  vom 
'Jü.  April  1840  kennt  eine  .,l<ej{ienuig.sgewall'',  fiir  dui-eu  Auhübuug  der 
Kaiser  unverantwortUeh  ist,  dwaen  Aaonhinagen  aber  xnr  voil«n  Oiltiitkeit 
'liT  Mitffiti{(uii^  eines  vcmntwortlielu'ii  Ministers  Ix'dürfen  (Jj  Si  Jiii  siU.i 
besagt  im  §  lU:  Dem  iiaiser  gebührt  die  „voJlzieheode  (iewalt"  allein  und 
er  Qbt  die  „gesetz^bend«  Oewslt**  im  Teiera  mit  dem  Beidwtaga  aus. 
Ii  11.  Der  Kni.svr  bo»ut/.t  alle  .Stnatsämtor,  §  11  er  erklärt  lUqje  nnd 
nohlie-sst  Frieden,    sj  1-J     Al!i    üeclit.spflege  geht  von»   Kaiser  aii^.  — 

Dtii'  Krem$ii'ür-Verfii.ssuiigseut\vurf  (der  aber  nie  zur  Geltung  gelangte), 
seicbnet  sich,  rein  gesetseatflehnisoh  betrachtet,  dnroli  Vollstttndigkeit  nnd 
l'räzision  aus.  All'  ..f{egierungsge\valt"'  überhaupt  wird  durch  die  Konsti- 
ttttioa  geregelt i  tiiu  iüt  einerseits  entweder  Central-  oder  Landes- liegieruogH- 
gewatt,  andereraeits  xor^H  sie  in  gt  st't/.^'etendevolltieheDdennd  riditerliohe. 

In  dit'  diireli  das  l'atfiit  von»  4.  März  1S|!»  ..verliehene'*  RoieliB» 
verCawHUig  iitt  diese  klare  £iateilang  (uud  zum  Teil  auch  Deliuition)  onver- 
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wie  obig«B  BeiBpiel  zeigt,  aitch  iiocli  der  festen  ■taatsrechtUchen 
Terminologie  ermangelndeo  Emanationen  rieh  atatamde  Theoitt 
kann  unter  Bolchen  rmstAnden  nidit  die  PiitenaioB  erliebeD,  als 


Kill«'  kiaiv  l  iii^  Inviiitiiii:  il.  ^  rmfaiiges  der  Verordnungsgowalt 
i-t  iii'Tii.u  li  si  In  liw  ici  Ii;,  worin  aucli  zweifellos  erhellt,  »lass  — 
«Ich  licö  §  11  Sui.tt-.j;iuiiilg i-.Mitz  vom  21.  Dezetnlxir  1807 

It  0.  B.  1 41  aufgenommen  —  eine  Verordnong  nioht  mit  dem 
Inhalte  oioeE  Gesetzes  sich  in  Widerapnidt  setzen  darf. 

^3)  Nicht  minder  ati-eitig  ist  »lio  Kompetenz  der  Oeselzf^ebungs- 
r0fä]i.   Vrr.iiiniingrPKowalt,  'ii-r  Centmlgewalt  im  Verli&ltnis 

/.III  I       s.iiit  momic  in  Hückhiciit  auf  alle  konkreten  ajinich- 

iii  ht'ii  KiiiL;oii. 

Artikel  XIX  titfeid.  ü.  v  ,m  21.  Dezember  1897  R.  0.  B.  142 
„über  die  allgemeinen  Rechte  der  StaatabQiiger^  triederiiott  simichst 
den  mit  nahezu  gleidien  Worten  dea  ISft(»en  vorher  adioa*)  aus- 

gC9proi.li<'i!t>i>  Grundsatz: 

V,ilk<  - 1  ,"i  iiMii  o  dps  8t;iate8  sind  gloiclil>oiwliti>j;t  und 
jciler  Volks äta mm  hat  ein  unverletilichea  fiecht  auf  Wahrung 

keuiil  II  Im  I  iiberge&äiiitnea ,  ain  i  [.'eichsverfosäuiig  wunle  schou  durch 

l  li-.-rl    l':iti-iit  -M.  |l''/i-)i.fi.'i   is.'il    als   ,,wp(Jcr   in   ilii-iMi  f Inindlagoii 

den  \  i'iLiiltiuo^ii  d«">  ustvii'jii  lu.'vch»  II  Kalsprstaatp-s  angomess«»!!,  noch  im 
Zneainmenhange  ihrer  Bontimmiingen  ansfShrtnr**  anasar  Geoetieaknft  er» 
iikiri     \\       lu  si  s  I  \(ii.'ssis  wtbis  sagt,  die  güDzIinhe  Verwerfung 

dur  aiii  4.  Marz  lii4'J  verlieheoeu  Verfassung  und  der  eben  dauials  aua- 
ge$ipn)ch«ii«D  „Grundrechte",  das  wird  dorcih  ein  gleiobtallB  am  31.  Dezember 
1851  «rlavieneN  allh.  Kabioet^Kchroibon  auch  aofort  pralitiäcb  vt-rw  ii  ktit^lt, 
so  insbe.--"ii<liM-'  'Iii'  Tih">,'lii:Iisti'  V"V>'i!iii;iiiig  dpr  Vfi^srliifiimcii  ,.Vorwnltungs- 
zweige"  t>t<uuut(^i  Hucb  üiu  Auäukuu^  dos  Koichsanite«!;  in  landesfürsüiche 
Besirkflämter  u.  s.  w. 

Seither  ist  »  "«us  il.  i  V.  ifri-M,!iL,'>^ijrkundeü  vom  26.  April  1848,  des 
Krumsirer  Reich»(ageü,  unti  jener  som  4.  Märii  1849  Analoges  gar  nicht 
vei9iii;ht  Mrordeii.  In^btisondoro  bittcht«  das  Patent  vom  26.  Febroar  1861 
obeasowenig,  wie  da«  sog.  Oktober -Piplom  (Entstehung  des  AhgoordnetoQ- 
).:iiis'-s  uu^       i.^.i'ilt.i^c  Ii I  i'ü.i^  Ki/il'UDg  ataatarachtliober  Verhiltoiaae,  ge- 

»tliv^cigü  liierin-T  gr/Korigt»!'  iMi^jnttu. 

^)  §  4  der  VerfafsüuagüurkuDd«  vom  20.  April  1848:  nAllen  Volla- 
'  iiin  ■  n  1-1    ;  I'  I  'i  •  i L  tzlicbkyit  iIim  i  Nationalität  und  Sprache  gewälir- 
loisUti."       t  li>  u;h.sveifii>i^ung  vom  4.  März  184il:  „Alle  VuUiüt^täniine  sind 
glei<^hliei<i<^htigt  und  jeder  Volksxtninm  hat  ein  unverletzbares  Re«ht  auf 
Wahrung  und  Pflege  Hoiner  Nationalität  and  Sprache.** 


und  Pflege  BMner  NatioiuiIitBt  nnd  Spradie.*^  Dem  folgt  du  «weiter 

Absatz:  „Die  Oloiclibemhti^ing  aller  buideafiblicben  Sprachen  in 
Schule,  Amt  und  üfTentlichoni  lieben  wird  vom  Stt^ato  anerkiinnt** 

Der  ilrittp  und  letzte  Alisatz  desselben  Artikels  ab<T  lautet: 
„In  den  L&ndeni,  in  welchen  raehi-ere  Vnlksstäinme  wohnen,  sollen 
die  öfTcntlichen  Untorriehtsanstalten  dcmri  eingerichtet  S4nn,  daHS 
ohne  Anwendung  eines  Zwanges  zur  Ei-lernung  einer  zweiten 
IiwdeMi|nibche  jeder  dieeer  Yelkmtimme  die  orforderlidien  Mittel 
zw  Ausbildung  in  seiner  Sprache  erhalt" 

Dnrch  lit  m  des  $  11  Stgrd.(}.  TOm  21.  Dezember  1887 

R.  O.  B.  141  sind  „die  /in  Dim  hfrihrung  der  Stutsgmndgeaetze 

niK?r  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbflrger  ....  zu  erlassenden 
und  dort  lierufenen  Gesetze'^  dem  Wirkungskiei»  des  Reichsrates 

zugewiosen. 

Im  vorcit.  Artikel  XIX  ist  nun  kein  Dun  lifrdirung8ge.<etz  lio- 
riifen  oder  auch  nur  vorbehalten.  Zweifellos  gii-bt  es  staatsgnmd- 
geaetzliche  Xonnen,  welche  als  unmitteilMr  dnrchfBhrbar  gedacht 
sind,  wie  denn  auch  Artikel  8  Stgrd.  Q.  vom  21.  Dezember  1867 
R.  0.  B.  144  .,übor  die  richterliche  Gewalt"  allen  Richtern  in  ihrem 
Diensteide  „die  unverbrndiliche  Iteobachtuiig  der  Staatsgrundgesetze 
711  ho'st^lnvt'i-r'n"  anbefiehlt.')  An  tinfraglich  gc8etzlich»*n  Norm«'n 
l»e»tilit  eine  ül«er  die  im  mehrcil.  Artikrl  XIX  Stgnl.  O.  beiiandelte 
Materie  nur  noch  in  dem  §  13  der  alten  (durch  die  neuen  Civilprozc^a- 
geaette  jedeeh  mit  Bedacht  auf  eben  diesen  {  13  nicht  «usdrQok- 
lich  an^ieboben)  joseflnisdien  (resp.  westgalizischen)  Gerichteordnung, 
lautend:  „Beide  TeUe  8ow(<lil  als  ihre  Rechtsfreunde  haben  in 
ihr»'n  Re<len  die  landesübliche  (westgal.  O.G.:  im  Lande  beim 
Gerichte  flblichen)  Sprach^  zn  gebratichen  mid  danebfii  der 

analoge  §  14  der  für  Stldtind  nnd  <las  stark  mit  slavisclien  Idiomen 
durchsetzte  Küstenland  (Dalmatlen,  ktrien,  Trieet,  Qürz  und 
Gndiaka)  erlaeeenen  italieniechen  Qerichtsordnnng  mit  dem  Wort- 
Linte:  „eervirsi  dell*  idionm  itaiiano'*. 

Denkt  man  sich  den  dritte  Absatz  des  Artikde  XIX  Stgrd.  0. 
als  staatsgrandgesetdiche  Direktive  fOr  die  „Schule**,  die  eben  oii 

'j  Zufolge  des  §  &ü  \  erfa-ssun^urkunde  vom  2i>.  April  1848  liatteii 
auob  die  NationalgaiU«,  sftmtlicho  Beamte  ood  die  Armee  ^en  Eid  auf 
die  VerfawBDg'*  zu  letston. 

4t)* 


Oerichtsonlniingsnonnen  aU  DnrohfQhningBgesetz  fftr  das  »^■'"1'*% 
so  bleibt  von  den  drei  im  2.  AbntM  deaaolben  Artikels  nntor- 

s.  liierlenon  Sphären,  in  welchen  fUe  GleiclilM'ii'clili^iing  aller  landcs- 
üliliclifii  S|n-;iclii'n  am-rkaniM  winl,  nur  ihm  Ii  da-;  ./ifTontli'-li»'  Li^Immi'', 
rii<"ksirlitliili  cli's>fii  snnslii;''  sf.iats^n  iiiiilLCt'.-i-t/.licln'  IVstiinniuiii^on 
(üUn'  (.ileiflilieit  iiiU-r  Staatslnirj^or  vor  dem  UeüeUe  u.  ».  w.) 
als  xnreichoiulo  aiMfQltrende  Onmdzflge  gemeint  mn  kOnnen. 

Es  darf  endlidi  andererseits  nidit  nnerwUint  bleiben ,  das« 
Detailbestimmiingen  Aber  den  Gebrauch  der  „landeeQblichen**,  bei 
den  Ij^'ziifjlicluMi  (leridifen  landesfibli<  Ipn  oder  sonstigen  Spraclion 
von  j<>lipr  im  Vi>i'>rilniin^'swc>go  an  die  bezüglichen  Gerichte  und 
Heln"jr<l'-n  <Mla^^<  ii  wmilen.') 

Aii-s  allen  ili<;scu  i'rämistion  wiid  nun  einorsoit.s  dius  primüi-c, 
eventndl  siibmdlllre  Veronlnungaredit  der  Räch«-  oder  Landefi- 
mgierung  in  Sitrachenfragen,  anderonwit»  die  aossohliessliche  Kom- 
petonz  des  Reichsrafcti  zur  gesetzlichen  fiegelung  (aii^.  §  11  iit.  m 
Stgr.l.  0.  vr.m  21.  IVz.'nilK'r  \m7  R.O.B.  Ul)  und  .  nllirli  .lio 
nuss4-lili«-8sli(  lii'  K<>ni|>i'tt'n/  dor  I^imlin^  znr  gesetzlichen  Kcgclutif^ 
(arir.  «}  12  l<'t/l<  it.  Slt^nl.  <i.  si.  Ji<>  dlicn)  gefolgert. 

Da.ss  /.uMgi'  allgemeiner  sttiatsnvlitlii-lier  Krwiigungen  luul 
iiistteeondcre  in  Gemlaslteit  dos  |  11  Stgrd.  G.  rem  21.  Dezember 
18G7  R.  G.  R  141  die  Reichsgesetzgebung  berechtigt  ist,  in 
Sprachenf ragen  einzugreifen,  lAsst  sich  mit  Grimd  volil  nicht  be- 
^t;  it  ii.  Fflr  eine  anssi  hliessliohe  Kompetenz  der  Reichs- oder 
Laii(li-s- (lesi  tzpliiiiif;  (liirftf  alxr  cbonsowenii^  entschieilen  wer» 
ilen  kennen,  als  für  ein  piimilres  Venn iliiiimr-n'<'ht :  'liosfalls 
miiiss  ni.  E.  vielnieiir  naeh  <ien  Komj[>cton/.lK-stinimiuigen  filior  jene 
ReMmrts  «itsdiietlen  -wcitlon,  für  veldte  in  ooncroto  etwas  Neue» 
fcHtgcHotzt  werden  sollte.  Soweit  es  nch  nun  um  Anordnungen 
handelt,  die  nicht  lediglich  als  DnrchfOhrung  des  §  13  allg.  Ger. 
Oilg.  14  westgal.  u.  italien.  0.0.)  orsdioinen,  ^'leift  liirm.i.-h 
im  JnstizresMirt  ziiNire  Iit.  k  u.  <■  Stgiii.  0.  vom  21.  Dez.  iiiJier 
IMG 7  K.  U.  H.  141  die  Ueset /.gebting8kuiii|>etenz  des  Keichä- 
ratt>8  Platz. 

■>  Als  iiifi'sti'  M.lelii  r  ViM'irJnungen  darf  wolil  si  Ikiii  das  l!ofd.>kiet  vorn 
22.  Ik'zonilier  IS'iit  Ni>.  loi»  JuMtizgesetzHoiiimlung  angofüiii-t  werden.  In 
der  koiistitiitioneUeii  Ära  hat  foüt  jede«  langlebigere  Ministerium  anch  ein- 
mal eine  8|>raclienvcrordnung  orlaaseo. 
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y)  Nndi  finOrtorung  «o  aeliwieriger  Vorfragen  emilich  2tim 
Inli:ilti>  (It  f  itAi'r.  ,,S|iim-.hcnvoFOn]Dung«ii"  gelangt,  kOnnen  wir  iin» 

verhältiiistiiässi^  kniv.  f!i!^t<i>ii. 

Die  nach  Einholung  <lor  Woliliin-inun^r  *  zochi^clipr  .\?itr«'i»ri!nt^(4T, 
al»or  fihiie  voilu'iige  Uefnij;ung.  gt.M  liwi  im-  Ziistinniniiij^  iigciul 
welciier  duutbcber  Yertraiieiitii)ei>onuu  unter  Nu.  12  und  l'd  im 
bTrlimischeD  liandesgesetzblatt  publizierten  VerordnunguHi  ddo.  7.  April 
1897  und  die  ^nso  unter  No.  39  und  30  im  mShrischen  ürnded- 
geectzblatt  publizierten  Yi  iTudnungen  ddo.  22.  April  1897,  je  eine 
bcti-offieud  den  Gcltnuii  h  <l»'r  boiilcn  Lan«l*'sspnipli<*n,  je  die  aweite 
hiiiisichtlich  «lor  sjmn  hin  h<  ii  (JualifiltHtion  r  Ti^^siniffn  (<iin 
Badenischen  Sprathenveroitininigon)  —  v«ntügen  im  We><'iulicln'ii 
übcrcinstiniuiend,  dang  iu  ganz  Böluuen  uml  >lälii>?n  ohnt^  Unter- 
schied der  Sprachgebiete  Eingaben  in  jener  Sprache  behandelt  und 
erledigt  werden  aollen,  in  welcher  rie  eingebracht  wurden,  (htas  in 
einer  der  beiden  LandesBprachen  abgef««Bte,  als  Beilagen  mitflber- 
roirlite  Trknndon  etc.  keiner  riKM-M-tzunp  Keilürfon,  das**  Alis- 
ferttirtiiiiri^ri.  welche  nicht  auf  Parlei-Einw"lin'if»'>i  iri'schehon,  iu  jener 
S[>riH  hc  etfol^eu,  deien  Kenntnis  Itei  den  Adiessaten  ....  vonnw- 
ge.>.ftzt  wenleu  kann,  wugcgeu  allgemeine  Äuonlnungen  in  beiden 
liandesapnichen  eichen.  An^  mttndliche  Vi^'handlnngen  und  in 
der  Sprache  der  Klage  au  ffthron.  DemgemfiMK  dDrfcn  ab  i.  Jiüi 
1901  nur  solche  Pcrnonen  angestellt  werdoi,  welche  beider  lündos- 
spiHclien  niiU  htig  sind  u.  s.  w. 

f]^  hior  m-ht  'larülicr  aligcsjimclKMi   \v.  i  len,  inwiefern 

•  liesi«  '  Vcroninungon  Icdiglicli  als  Diirchfnlinnig*?!«  .iiiininnniren  von 
uiitor  a  und  ß  citiorteu  gesetzlichen  Normen  oder  aber  als  de» 
Anordnungen  des  §  13  aUg.  0. 0.  wideistteitende  Hassiegeln  er> 
scheinen.  Auch  dürfte  nicht  allein  aimchlaggcbend  «ein,  daw  dnrch 
diese  Verordnungen  die  Kzistan  geachloe^ncr  Sprachgebiete  nament- 
lich in  Böhmen  völlig  ignoriert  worden,  ^nhin  ;nn  Ii  \  >ni  StandjjUiikic 
ttn-ncrer  fi>riii,ilei-  f;ifirhli.Ti'-li'iL'''!ng  beider  l,;[iiilc->[intrhe(i  i<!ine 
zwiiip'inlen  ünuui  in  Uebu  teu  von  der  Ausdehnung,'  eines  deutsriieii 
(troHsliorzofrtunis  ilen  Deutschen  die  Erlernung  ilor  czc»clÜJichen 
.Sprache  aufgenötigt  wird,  die  sie  de  fwjto  nicht  kenn«i  und  ohne 
aolchos  ESnachrmten  der  Staatsgewalt  auch  nidit  zu  lernen  sich 
veranlasst  fftndcn,  wahrend  die  Gxecheu,  eine  kleine  Nation,  ein- 
gekeilt in  deutsclicij  Spmdigebict,  schon  aus  Gri^nden  des  Daseinss- 
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k)iiii|>f«>s  mit  wonig  Aiisnahmen  der  doutsutien  Sprache  tliatääciilich 
iiiili-litif;  sind. 

Eiit.s<'liei(lend  für  ilio  politischon  Folgon  dioser  8o>;.  .,Itailoiii- 
Ki-Iien  Spnulu'iiverunlMungeu"  *)  wurde  die  sowohl  in  Inhalt  unil 
Form,  als  in  dt-r  voriTWühnton  Art  und  Weise  des  Zufttni>dekr)mmcns 
von  don  DoutwIiristt'inMchern  einmütig  erkamito,  whon  iäncst 
Huci-esaive  vorlK'reilctt'  und  vemiutote  Tt-ndenz,  die  mit  dem 
IIocIwkIoI  vorbniidctcii  slavischen  Vulktistämme  auf  Kosten 
der  Deutschen  zu  liogflnstigen. 

ö)  Gfwigs  wfirdi'ji  die  Deutschen  in  Höhmon  und  MAhron  wie 
auch  in  Sndsteicrniark  luid  Knun  dadurch  am  Sichersten  der  Thcr- 
flutung  durch  die  Slaven  entgehen,  «lass  sie  erstens  die  lictrelTenden 
»lavischen  Idiome  sieli  aneignen,  zweitens  hiernach  ihn^  Mr;tfer- 
spnicho  sifii  l>ewuhi"eii.  Es  ist  aber  nun  einmal  geÄchichfl/c/ie 
Tliatsache  sowohl,  da»s  die  Deutschen  nur  sehr  schwer  eine  slavischo 
Sprache  erleriu^n.  als  auch,  dass  jene  Deutschen,  welche  einmal 
eine  fremde  vSpincln-  sprechen,  sehr  bald  auch  an  die  fremde 
NatiotialiliU  si«!h  angliwlern  imd  spätestens  deren  p]nkel  aufhören, 
als  D«'Utsche  sich  zu  fühlen. 

Die  Energie  der  .Minoritfiten,  wie  sie  z.  B.  in  Bezug  auf 
religiöse  Anschauungen  für  einen  Deutschästerreicher,  der  sich  am 
Rhein  umsieht,  wifort  auffällt,  zeichnet  »lie  slavischen  Volksstänuiie 
in  <  »sterreich  liewuideix  aus.  Die  Deutschen  ffihlen  sich  ihnen 
gegenfd)er  iioi  h  immer  als  das,  was  sie  ja  in  Wahrheit  stets  warpn 
und  noch  sinil,  als  die  eigentlichen  Österreicher.  Es  be*\»rt^® 
iKdiarrlicher  fortgesetzter  Zurücksetzungen,  bis  nun  endlicli 
Deutschen  in  Österreich  klar  geworden  ist,  man  könne  und 
ohne  un<l  aueli  gegiMj  sie  regiei-en. 

Das  Widei-sinnige.  ja  Unmögliche  eines  für  die  Dauer  ai«^ 
Slavontum  sich  stülzemlen  österreichischen  Staatswesens  ist  J*'*-' 

')  Wie  It'kannt,  sind  diese  dernialeii  durch  diu  „Gautsch'schen  Sjirx*  ''*'''" 
ven»rihjHiigen"  ddo.  2Ü.  Ket»ruar  WM  (Verordnung  d.  Minisiors  <1.  Irjni'""' 
d.  .Justiz,  d.  Finanzen,  d.  HnndoU  u.  d.  Ackorbauos,  bciimi.  L.  G,  Bl.  >J''- 
des  niaiir.  I..  (J.MI.  N«.  Iii,  kundgemacht  in  V  Stücken  am  5.  März  ^^^^ 
ersetzt  worden.  Inlialtlieh  <ier  letzteren  werden  Sprachgebiete  nach  p*-'!^"*"' 
tuellen  Miixiniidndsclmiifrsvi'rhältuissen  unterschieden,  jedoch  die  Ot"«*"''^'' 
dieser  (i4'])iefo  nicht  diiueriid  gezogen,  sodass  dem  Nationalität.shader  """'''^ 
Aiis|>oiii  d.ir^-eliritfn  »iiid  liic  .■\ussicht  auf  endliche  Anbalunuig  friedl'^''*'' 
/^usanunenlelcnH  a  priori  vereitelt  wird. 
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mit  im  Spide.   Faktisoli  nnd  «s  ja  auch  nicht  dio  Slavea,  be- 

ziehunpswrisr-  deren  durch  unsere  komplixierto  Wahlordnung  domi- 
iiiMrr»n<li  n  Iiiti  it»s«4etikrtn!<e,  die  !v;rienni,  ja  sie  werden  nio  dauernd 
der  l!-u'i'iMiiiii('  sioii  zu  fr»^iieii  h;ili<  ii;  o  jgt  nach  wie  vor  dor 
lIoclin«icl,  der,  du  er  l»ci  dem  fortschrittsfit^und liehen  und  hühor 
kultivierten  DeiitBchen  wenig  Freunde  seiner  Oligarchie  au  gewinnen 
Tefmagt  sich  genOtigt  findet^  dort  warn  Anlehnung  su  nohen,  wo 
man  xwar  ao  gerne  von  der  „Qleidiwertigkeit*'  der  Nationalititen 
in  öaterreioh  spricht,  desstui ungeachtet  al>er  fflr  im  Gnmde  >^-ht 
armselige  nationalo  Vorteile  jederzeit  bereit  ist,  Freiheit  und  Koil- 
behritt  zu  serlougnon,  sich  mit  SJinit  den  Deutet'hen  zu  Objekten 
der  Auiibcutung  den  FeudalbcnxMi  und  Schlachdzeu  darzubieten  — 
olfenhar  im  Vertiauon  auf  den  einstigen  Sieg  dea  Ftoakviamus, 
dem  ein  slavisdieB  Österreich,  dann  $hee  noch  gewisser  auch  Ung^, 
bald  genug  aobeinifiillen  mflaeten. 

Die  Czeehen  un<l  Sfldstavcn,  die  seit  1848  und  1860  eine 
"wirtsciuiftlieh  und  politisch  imponi-rpiirle  SteUung  in  '^erreich 
sich  ernuitn-'n  haben  uu<l  in  treu«  r  I!unili'seen<»ss<>n»  liaft  mit  <len 
Deutschen  leicht  die  i-eaktionären  F^Jemeute  fll»erwindontl  unter  dem 
Soepter  Habsbtitg-Lothringen  in  einem  blflhenden  Staatswesen  nch 
entfalten  knnnten  —  und  von  scliwer  bf^ifltoher  Sehnauoht  nach 
den  Zustanden  erfasat,  die  im  Weichfiiel>QoUTeniement  nahe  genug 
ihnen  voi  Aui^fii  stehen.  Unsere  l\vna.stie  alter  kann  unmöglich 
s<dfhr>  Zill,'  fi.rdern  wollen;  von  ihr,  die  fast  aileiu  noch  diesen 
Stallt  /us;iniiiienhAlt,  kann  allein  auch  n<K'h  eine  Liöttung  der  scheinbar 
wisHit'libslosen  Yerwinuug  orhofTt  werden. 

* 

Was  sonst  dss  BeichageeetEblatt  und  die  LandoHgeeotsUfttter 

in  Bezuf;  auf  Verfassungsre^-lit  und  VeilrSgo  mit  dem  Ausland 
Neiiep  br;t( •Ilten ,  tritt  an  piTiktiseher  Tt;l£:^voite  zurflek  g<<^n  die 
Batleni  .M'heiJ  Sjinii  lu.-nvriiPiiiiiungen.    Wir  crwilluicn; 

1.  Internationale  Verträge.  Ko.  1  des  ItoiuhsgeJk-ta- 
bbittes  pro  1897  bndite  den  AuslieCerungsrertnig  mit  der  Schweis 
ddo.  6.  IfBrs  1896.  Hit  dem  am  16.  Hat  1897  aiisgqgebeiMn 
Slflcke  folgt  unter  No.  120  die  Handelft-Konvontion  mit  Bnigarien 
ddo.  31.  I)c7,omi»er  1896  auf  Qnmdlage  der  Meistbegünstigung 
die  bis  dato  letzte  unter  Mitwirkung  des  Reichsrates  zu  Staude 
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gekoininene  leg^islBtive  LeMtiing.  —  Eine  Verordnung  doe  Oemnt- 

Ministfiiimis  <i.|i..  M).  Juli  1S97  K.O.B.  No.  178  l^estimnit  «len 
Zeitpunkt  lies  liikrartlreteiis  de»  UeMetzes  (Iber  die  Ausübung  dor 
Kon8iilat>pM-i<litsli;iiktMt. 

Die  Justiz-MiiK-Vomnlii.  vum  lu.  IX'üeiubor  H.  (J.  B.  No.  287 
bis  290  letrolTen  Mitt«'iluiii;»n  filier  die  Zwangsvfillittrecining  aus- 
ländischer Urteile  in  DculMsliiand,  Italien,  Liditenstcin  und  Canton 
Waadt;  jene  vom  20.  Oexembcr  1897  H.Q.B.  No.  301  das  Ühei^ 
cinkniiuni-ii  mit  lioiitsriilaiiil  ül'C-i'  u;t'.i?f'iispitif;o  Fiofrciutif;  von  der 
aktoristlion  Kaution;  i'iMlli«-ii  tit-r  .l.-M.- Vfiofiln.  vom  30.  Di-zt-mlicr 
ls!>7  >'iii''  Mitt.'ilimsr  >\''V  Ht'stimniiiiip'n  «Iit  nimätiisclicti  Civ.-Froz.- 
ünlii.  iilior  tlif  Zwaiif^svollstivckniig  aw.slämliiseher  Urteile. 

2.  Verhältnis  zu  Ungarn.  Mit  O.  25.  Januar  1897 
R.  G.  B.  32  wurde  die  sog.  Sleeraugenfrage,  dn  Orenzstrat  ztriüchm 
Oalizicu  und  Ungarn,  dnreli  bciderraitige  ISniguug  auf  Aeo  Aus- 
sprnch  oiiu's  S«-liii  iUc<Miehto8  ^^i-wlilichtet. 

Da-  (i.V.  1^7.  Kt'l'Hiai-  1S97  H.  U.  H.  72  iK-trilTt  <ine  .Ämlfniinr 
<l>s  VI  des  Zoll-  iiii"l  ilanili  lsltiinilnisi^t'fi  mit  rngarii  wIk,^ 

«lio  j^ji'iciiiiiä.s.sif^o  Einlioliiiig  und  V«Tii'i  liauug  vou  llafengobidiren.  — 

.Mit  diesen  lieiden  Ocsotsen  8cliliet»8t  auf  diesem  Gebiete  die 
noi-inalc  GesctzgcbungKarlieit  ab.  Mit  RAckwcht  darauf,  daBS  das 
letxto  Zoll-  und  HandelHlifindnis,  sowie  die  sonstigen  Verrnnbarungen 
flU^r  die  nicht  |>niLMnati>(-lii-ii ')  «^i-iiii  insiiinon  Angel^enheiten,  das 
ist  üiissiT  fji'iii  Zoll-  iii>l"'s'  inlcn-  <Ui>  M üiizwi-.r'n,  <hV  f^omoinsiiine 
Z«  ti'  ll.aiik .  liL  ii-limUssii,'!-  iiiiliivktf  BL'.<trii.  riiiii;.  Sori:.'  für  Ilaii<l<'l 
iiinl  .*<ihitHalirt  <-te.,  nur  bis  Eruh-  1897  ge.Nulilosihcu  \vynK;n  war, 

')  Auf  (iniud  der  |iru(;iiiatiscl)cn  Sanktion  Kaiser  Karl  VI.  vom 

I».  Dt  /.riiilM  r  1T'J4  •;ulton  als  nh  iiisuni:  Diplomatie,  Heer  aod  Marine 
uiiil  (lic.>.li.  /ii^;li.  Ii»'  Finunz«'n,  weii  iir  iiai-h  zu  vereinlifln-ndem  VorhEltnis 
((JuutiM  von  iK-idt  ii  Stiuitcii  /.II  tiup-ii  siitd.  Ks  kauu  jeduch  nicht  uuerwuhut 
bleiben,  dsüs  dictio  rntcrschcidunß  in  praginatiiiche  and  nicht  pragmatisch« 
Vri;^'i'|.'H,.|i|ii  itrh  |i_>tii{:!i(  li  'l''t!i  iiiiL.iM  ix  lirri  Vi.>rfa.>isiini,'sr('rlit''  aiijii'hort ,  da 
ilic  (alloruiii{;s  auch  (ur  diu  r>stuiivit-liiHlh.-u  £rblandc  liuhincn,  Miilirvn, 
SvhlcKien  otc.  grltende)  obencitierte  praginatutobe  Sanktion  attWcbUesdich 
mit  ilcr  allei:  iiiit,  i  Kaiser  Karls  VI.  Ste|>ti'r  damals  vereinigtoti  l^unlcni 
•ilrii  Ih'ii  Krlif<i!;;4'iinliniiiL'  (aiu  li  in  der  weiblichen  Desceiidenz)  sich  befa.v>t, 
die  darauf  i,'est»itzten  weik-ren  iU-stinni Hingen  kraft  ungarischer  Gesetze 
fiir  die  nieiit  ungarischen  lifinder  amdugo  Folgvfiiltzp  aber  oidit  begründen 
ki>u  uen. 


upitt  sidi  immeir  driofeuder  die  Notwendigkeit  einer  Ernoiieiiing. 
Die  boideneitigen  Bt^orungen  hattao  sich  anvh  auf  {22)  flberoin- 
alimnionde  Punkte  ttlier  diese  GegeoBtiliide  geeinigt  (der  sogen. 
yK^Uftgrl^h**);  al«r  so  ziemlich  all.-  Pmrteim  in  östem-irli  waren 

darühc»!-  innij^.  dass  <li*"^»^r  Atiscrl.  ich  "ino  panz  onormo  Hff;iinftti>,'iing 
l'nrai-iis  iKMieiite,  li!»n|>t^,i' iilich  vciniöfj:^  <lr,s  Fosthaltftis  an  <lcr 
altPii    C^uote  (Boitragsverliältnis  zu  dem  goiueinsfiuK-ii  Kifonlcniit. 
31:09)  ungeachtet  der  Erelarkung  der  tingaiischen  Einnahtnen, 
AtifUQhena  deiner  Industrie  nnd  der  Erweiterung  «eines  IQsen* 
bahnncttxcs  etc>  —  und  vennOge  ^  eben  mit  diesen  Vorlngen 
Jiroponi.Mtoii  sof:.  .J'aritut'^  im  Ballkwe^<'Il,  womdl  die  fllM'i  wiccfpml 
hifrlantls  aufirolinichli'H   Kajiitiilirn    d-r  5ston".-(in£ran«riicn  liaiik. 
aiicli  l>r>steti falls  nur  zur  llaiitv  dorn  (Kten<'i<  lii»tlteii   llrtudid  nnd 
(iewei-b<j  zuflieüsea  wüjxlon.    E(>  war  klar,  dass  nur  die  oi>rcntüeLen 
Ifochtories  (imd  auch  diese  nicht  etwa  ans  Übenougnng  von  der 
Biiligkoit  der  Vereinbarungen)  fdr  diesen  Ausgleich  »u  haben  «ein 
wünlct).  IKe  ^BprpchenTerordnnngen**  sollten  nun  der  Preis  twin,  fdr 
woli-lii'n  die  fmlitMi  ilin.>  Zustimiinun;  zu  gewÄhnMi  liilttou.  —  Hei 
allor  <  >l  .j*-ktivitilt  ist  es  wohl  sc-hlochter  üiiL'-;  nnmriulif  Ii.  Iiii>rr.:i' !i  'iii> 
l^iiH  ht  igung  dos  AVidei>tandes  der  i>LMith<  iii  ii   u.  !~ide  gt^iri'ii  das 
ZubtaudoküUiUK'n  <iicsei<  „Ausigloichos"  nudi  nur  in  Frage  zu  fittdlen. 
Itas  Weitere  dieser  Entwicklung  musa  hier  wic<lcr  einostciU  als 
lieknnnt  vorau^;ew>t«t,  andcrst^its  als  nicht  in  den  Kähmen  dieses 
)i<>ii<lites  gehörig  übergangen  wcnlcn.   Ein  Ausweg  wonle  nur 
IPX  h  d;\«|invh  g'.'funden,  dass  in  rnpirn  di.>  Ansglfichsvorlaircn  i'in- 
H-^tiix  ini  \Vf  L'o  der  ungan<j-hf!i  <"n>>e>tzgi*l)ung  auf  <>iii  fntir  aLto^itiert, 
l)Ci  uns  al»er  diiivh  Notverordnung  oktroyiert  whi  I-  h  sind. 

t)it'  auf  Unuxi  «los  §  1-4  Stgrd.  G.  vom  ül.  Dezondier  18U7 
R.Q.  B.  141  erlassene  kaiserliche  Verordnung  vom  30.  Dczembor 
1897  R.O.  K.  Na  308  verfOgt  die  provieoriHche  Verlftngorung  de» 
tiishcrigen  Veriiftltnissea  zu  Ungarn  (gemeinsamo  Angelegenheiten, 
/,(»ll-  und  ll  ithl.  I  1  üii  IiLis.  Bankwesen  t'ti  .)  auf  ein  .lahr  und  dun-h 
All<rh<Vlist.  V  Hjih.lH  lin  ii  en  vom  ML  iL-zond-  r  IM!»?  H Ü  V. 
wurde  aneli  die  l^iiote  pro  ISÜH  im  liisiieri;;eii  Ausiiiasse  munjrels 
Kiaiguug  durch  die  für  ilicM)  Fälle  vorgesehene  kaiscrlieho  Eut- 
schlivesung  festgestellt. 

3.  Innere  Politik.    Mit  kaiserl.  Piaient  vom  20.  Janiwr 
K.  0.  B.  10  wurden  die  Landtage  zur  alljährlichen  Tagung  einlienifcn. 
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iiiuch  kaibuii.  ratuiil  vom  Jü.  Jauiuir  18*.>7  R  Cr.  B.  11  wunlc 
der  mit  RQcfcsbht  auf  die  Wahircform  dca  J«htc»  1896  ohn^n 
f«obon  in  seiner  Fortfixistenz  fragwftrdige  Reichsrat  au^eUtet  und 
wurden  Neuwahlen  aufigesclinoben,  tiuhin  (Na  12)  dar  neue  fietcbsnt 

fflf  il' !i  27.  Mäiv  fiiil-^i  iiti  ii.  !)ir  L;lt}ichzojtig  mit  diescii  Patenton 
'lati''r't<Mi  ( le-i'izi'  N...  \',\-  22  lictrcfti'n  AbänflfninRcn  der  Hv-iflisnitM- 
\\.(!ilni-il(niiii;.  in  ilfii  >iMZ''lnen  Kroiililtidciii  dit^  Walil- 

U^irki:,  iii«,i.st  in  Ki'n-^.-,|i(oiiz  iiutlloi woile  oiugeti'etener  VeroiUmingon 
in  der  Gcrichte8|)i<  u^L  lah^nzuog  entspindiend  neu  at^grenzt 
werden.  Die  gleichfälls  am  22,  4aniiar  1897  publiuertc  Veiordming 
des  QcaonitßiinistoriuraH  R.  G.  B.  23  entfallt  NntslandaTerfagungen 
fdr  diin  ii  Kli'm.  iitArw.-li.i'l.'ii  i..  truif,-ii,.'  Gegenden. 

N',irini<  in  il.  r  am  27.  März  is;t7  zusammengetroiPiir  Iirirli-iMt 
III  Ki«l^'''  der  dmcli  <li<«  Sjuai  lu  f"  prnrilnnnpren  liiTvuru-enifen.  a 
Haltdiig  ik'j  Iteiitistheji  ul«»  ^  üoit-^uiiiiihig  sici»  erwiesen  liatte,  war 
deiwdb«  vertagt  woitlen.  Mit  kaiseri.  Patent  vom  9.  September 
R.  Q.  B.  217  wnrde  der  Heichsrat  nenerdiiiga  einberafen,  die  O^n* 
isStza  hatten  aich  aber  mittlerweile  noeh  veracfafirft;  die  bekanoteo 
Prager  Ereigni.sse  (die  dnn.li  das  einseitige  Vorgehen  wider  die 
i|eul,-r|n>ii  Si  iiili'iiti'd  lii-i'k 'Ii  i,'. mf.'iion  ITriiver-siiaf.-uiirnlien) ,  iii<> 
M-liärf-r>'  Knitii  ili  i  nikti.ai  (,\tiwondiing  aller  duixih  liie  (ie- 
.M:iiutL>4Jidnuii^  .sii  Ii  d,irbit  Ii  udi  ii  Miiu  l  icui*  Vereitelung  des  Zuätande- 
konimona  giltiger  Besehliiaso  dca  AI)gDOfldnfltenhatuea)  und  acUien- 
licb  der  Kinmarscb  liewaffneler  Madtt  ins  Parlament  fOhrten  zum 
Stnrz  des  Miniatorinms  Badeni  tind  zur  neueiüehen  V^taguni;  des 
Ficichsrates,  —  Ercigniase,  wel  Ii.'  wohl  als  Uekannt  vorausgesetzt 
%vrrd.-n  dni'fi'ii.  diT.-ii  i;i'<c|iii-htli<-hc  Uarstelbint^  an  sii-d  nicht 
<  i«  i:rii>laiid  di'-x's  l!-  r  i(  litt'S  ist  und  die,  sownit  es  /um  Veist.'lndnis 
le^i^laliviii  Aklx:  mitig  t^ciiL'iiit,  öciiou  oljen  lierührt  worden  sind. 

4.  In  der  Vorfae»nng  der  einzelnen  Eronllnder  und  QemetRden 
trettin,  waa  oratore  betrifft,  die  schon  oben  erwihnteo  duroh  die 
Heiüharata-WahlrafDrni  begründeten  Änderungen  ein,  welchen  gemStt 
in  den  einxelri>>ri  Ki  unländi  i  n  An>l{i)irungsV)cstiiniiiungen  gottofbu 
Nviiidrii,  fii  l,;iiidfni.  wel'h-  das  l'riiizip  der  iimiilttellKircn  (ohne 
das  /,\\  i.-,cli.'ii;jlii'd  d.'i'  \\'ahlinänn.'r  eH'iItrrTidrn )  Wahlen  in  den 
l«iuUj^i  iiieiiidea ,  wi.'  in  d*  t»  ut.<ler<n  Kurien  auch  für  die  Wahlen 
in  den  IjsuKifag  H'  ■  { ti  il  hatten,  so  NiederOateneich  mit  der  neuen 
(iitiidtagswahlordnung  vom  1.  Auguat  1890  L.G.B.  5?|  wutdton 
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seitens  der  I^iulusivglerungca  meist  zu  Buginn  de»  Juliro»  1897 
die  AuBfOhmugälieetimiiiiingen  (FostsetsuDg  der  Wahkrte)  eriaaaen. 
Ändeningen  der  Gemeinde  Wahlordnungen  grosserer  Oebiete  fielen 
nidit  vor;  solche  einzelne  Oemeindestahiten  kOnnen  wir  hier  fnglich 
nicht  aufzülilen  un<!  sie  Iteti-cfTen  (auch  das  stoirisohe  Q.  T.  10.  Mai 
1897  R.  Cr.  B.  Ü3  für  Graz)  kcino  Ändoniiip'n  in  den  OrundtOgeD 
der  VurfasBimg  der  üstcrroichischen  Oumeinden. 

IL  V«rwalluigsrBo]it 

1.  BesBort  des  MiniBteriums  des  Innern. 

a)  Den  politischen  Dienst  Oberhaupt  anlangend,  Ist  (da  ja 

Details,  wie  CreTning  einer  neuen  Betirkshauptniann Schaft  in  lilien- 
fcld  etc.,  liior  wohl  nicht  iiilrrossioreii)  nur  das  Gosi^tz  vDtn 
31.  Januar  1S!)7  K.  (i.  W.  i  rw  .Uiiii  iiswort,  woduich  in  «lor  llienm  liie 
der  Vcrwultuiigäljeuiiiteii  (cinei'  Duiuaiio  dcK  Adels)  eiiio  neue  Stufe: 
die  Beulte- Ober^Kommlsslre,  in  der  VIEL  Bangsklastje  geeohaflbn 
wird.  Eine  Verbessening  des  Avancements  ist  dadurch  ledigtich 
Angeleitet,  daas  die  Zahl  tokiner  Stellen,  sowie  die  Ernennung  dem 
Ermessen  des  Ministeriums  des  Innern  anlieimRfstellt  wird. 

Ii)  .\uf  iloii  (lol)ieleii  «icr  Stnatsrmf^irht,  iiisli'^sondere  alM'r 
nl'cr  Kn'ilitiristitute,  dann  der  allgeiiifineii  Sittlidikrits-  iiiul  Wolil- 
falirt8j>uli2ei  und  duä  Oesindewesens  etc.  ist  nur  eine  einzige 
PuUilution  su  venseiidmen,  die  Verordnung  der  IGnisterien  des 
Innern  und  des  Handda  betreffend  Erleichternngm  in  der  Sonntags- 
rahe  bei  einigen  Gewerben  (ESsenhflttenwerite,  IiUxusbidnr,Ka8tanien- 
bnter)  ddo.  10.  April  1897  R.  G.  R  07. 

o)  Zahlreiche  Neuerungen  treten  auf  dem  Oebiete  der  Qosund- 
hcitspoiizei  in  Wirksamkeit 

Vurau  stehen  das 

a)  Gesetz  von  16.  Januar  1896,  pubKaiert  im  Bddisgeeets- 
Uatt  pro  1897  am  13.  April  1897  unter  No.  89.  Durch  dieses 
Oesets  wird  der  Verkehr  mit  allea  Gattungen  Nahttings-  und 

Oenuesmittohi,  mit  Spielwaren.  Tapeten,  Reklei^lungsgegenständen, 
Ess-  und  Trink^^e.st^-liinen,  Messappar.iteti  fOr  XahriuiRsmittcl,  Zimnier- 
farlM-n  und  IVtiitleuni  einer  hesondi  p  ii  Aufsiclit  unterworffii,  welclie 
im  ganzen  Staate  von  den  Bezirksärzten  und  doit>n  Milt.skiüften, 
eventuell  aber  auch  von  eigens  durch  die  Landesgesetzgebung  oder 
aber  duroli  die  B^^emog  nach  Einholung  des  Gutsditens  des  be- 
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tin'ffciMlcii  l-uidta^'os  lii<'i/,u  etwa  aufzustollemlcii  ( )rfr.iiuMi  gelinnd- 
liai»t  wii-il.  DioM-ii  <  »r';iiiion  wini  »las  Heclit  oinpeiiluint,  wähivixi 
<k<r  fililii-lii'ii  (h-s»-liäftRstiiiiilen  mit  tlmulii-liKter  VermoiduiiR:  jiMlcr 
Oost-hilftsstrinuiR:  (jj  4)  in  tloii  Räiiinliclikcitcn,  wo  Gegeiistaii<lft  ii<>r 
gctintintiMi  K.itof,'«)ri«>ii  foili^^-lmten  worden,  Kevisioiien  vorzunehmen 

3)  lind  Ptoiien  ziiiii  Zwocko  sauit&tspoliz^ilichor  rntersticiiung 
niitor  i:»'\vif!S('ii  K.nilolon  in  dnplo,  voi-sit'polt  (auf  Voilantini  a«i<-h 
diiri;li  ilio  l'aitoi)  iiiul  iri'uen  Kevors  zu  tMilnt'litm'ii.  Das  Verfalin'ii 
mit  doli  rml>on.  s«jwio  mit  tM^ichtlicli  venlorVtoiien  Wan-ti  wird  im 

r»  p'iiau  peit»>;o!t.  IHf  Krlfissung  allgemeiner  Anordniiiipeii  rück- 
siclitiicli  iler  Hei-stellunp^art.  dos  Feilhaltens  von  LeltonsuiiHoln, 
der  Verwendung  gitthaltit^'-er  Farl>en  etc.  und  des  gewerhsniftissigen 
Verkaufes  von  Petroleiini  wird  den  t>eteiligten  Ministerion  anheiin- 
gestellt  (ijt*  (>  luid  7).  I'io  Zulassung  neuer  Stoffe  für  Genuss- 
iiiiltt'l  und  Wi'rkzenge  zur  Heiuitziing  solcher  ist  von  einer 
Prfifung  aliliängip  geiiiailit  (§  8).  In  den  §§  *J  —  21  sin<l  Straf- 
iM-stinimiiiigeii  gelritffen.  den'n  llaiuDialiuiig  in  if?}  22  und  23 
den  Ik'zirksgeriehteii  und  Staatsjiiiwaltsciiaffon  zugewiesen  ist.  Als 
riierlretiu«g«'ii  (strafkir  mit  Arrest  his  zu  3  Monaten  oder  Oold 
itis  r»iM)  fl.)  werden  iH'li.-iiidelt:  Behinderung  iler  Aufsicht  (S  Hl. 
/uwiderhaiHllnn^  gegen  die  von^rwillinten  allgemeinen  Anonliiuiigen 
(S  1  n  1,  Naeliinaehiing  ndi-r  Vorfällwliung  von  I/e}>ensmitteln.  wissent- 
lieheK  Feilhalt<'n  unechter,  venlorhener,  iiniieifer  oder  minderwertiger 
LelKinsiiiittel  unter  eiii<!r  zur  Täuschung  ge».'igneten  Form  oder  B*v 
zoicliining  oder  unter  falscher  Hezeichiinng  und  Verkauf  solcher, 
wi  iui  der  Ki'lufer  den  wahren  Zustand  nicht  kannte  mliT  kennen 
iinisste  |i;  II),  fahrlässige  Unndlung  gleicher  Art  (§  12).  kuljiose 
iresimdheitssi'liUdliche  llcrstollung  o<ler  Konservierung  und  fahr- 
lässiger Vi>rsi-hieis>  so|eh<  r  L<'lM'iismittel  (4J  14),  dgl.  von  Oeschirr, 
Oernlen,  A|i|>aniten  für  Lebonsmittelzuliereitiing  etc.  und  fahrlässige 
Verwendung  soh-her  (legiMistando  15),  endlich  kulpose  Kr/.eugung 
trilur  Zurichtung  kosmetischer  Mittel. Spielwaren, Tai»eten,  Bekleidungs- 
stiU-kc  und  fahrlässige  Veräussening  solcher  Gegenstände,  rthwohl  ..l«ci 
schuldiger  Aufmorksainkeil"  den-n  gesundheitsschädliche  Beschaffen- 
heit (M'kaiuit  sein  konnte.  Hat  eine  dies<"'r  Handlungen  eine  sciiwere 
KörpoilM'.schädiguiig  <idi  r  den  Tod  eines  Moiwhon  verursacht,  so 
ist  sie  als  Vergehen  zu  hestnifen  (tj  17).  Als  Vergehen  winl 
weiter  joilc  der  letzt hczciclineton  Handlungen  bestraft,  wenn  der 


TUto  «ch  der  gesuiidheitasclüldlicheD  FoJgeD  bewusst  war  (§  18). 
Der  §  19  aeizi  auf  dieees  Vergehen  Arrest  von  6  Motuiten  bi»  xu 

l  Jiilire  neb8t  Gddstmfen  bis  1000  II.,  \v(>nii  datliiivh  eine  sthw.  iv 
Köi|>tTl)escliä*lifriing  ndnr  <\pv  Tod  eines  M-  iij-rlion  oifolgte  und  im 
2.  Ali.s;itw  dpsspütcii  i;^  wini  oino  soldi'»  llaii'liunfr  als  VorhrfflKMi 
mit  Kerker  von  1 — ö  Jahren  luid  (leldslntfe  üOUU  (I.  itciirolit, 
wenn  sie  unter  Unuitäodm  b^aogco  wurde,  dass  daimos  eine  Oe- 
IBhfdiing  der  Gesundheit  von  Menschen  in  grGfiserer  Ausdehnung 
entstehen  konnte  —  alles  ▼orbebaltlich  strenger  Bestrabing  nach 
licin  i'twa  anwendlwnMi  allgemeinen  Stnifgesetze.  Nach  20  ist 
auf  den  Verfall  gesimdheitsscliildlicher  (iegeiistilnde  aui-h  dann  zu 
^•rki'rinen.  vronu  keine  iM'vtitmtite  Pcrnmi  venirteilf  wini  nnd  narli 
§  21  kann  das  üericlil  in  st-liweren  Kälieii  ht-iioi»  liei  der  ei-xloii 
ViMTHrtcilung  die  flffentlicfae  Bekanntmachung  des  Uiteib  und  tlon 
bcelftndigen  oder  zeitweiligen  OewerbeTerlust  verliftugen. 

Die  1$  34 — 31  handeln  ron  der  Errichtung  und  dem  Wirkungs- 
kreis der  staatlichen,  von  autonomen  TS^-hünlen  unil  vr>n  Privaten 
<  ri-ii  hf«'ten    ITntoi-siii  lnmtrsniistalton :  §§    32  —  34  enthalten 

Aiisfrdniin>?^il>eKtinimunf^i'n.     Ihi    fm  Bestrllniiu'    v<>?i  «nler- 

geiiidiK'teu  AuCsichljioqjanca  ntxU  keine  Ijesondoren  N'ei-anslaltiuigeu 
getroffen  worden  und«  die  immer  nodi  mit  statietiadien  Arlieiten  flber- 
hftuftcn  und  dadurch  von  der  eigentlichen  sanit&tsilratlichen  ThKtIgkeit 
abgezogenen  Bezirkainte  aber  für  die  im  ersten  Teile  dos  Qesctxe« 
voigesehonen  Rcvißion«>ii  kaum  Zeit  orübrigen,  so  trcfTen  die  nn 
■iich  sfri'nireii  strafn  «  litli.  hf  n  IV-stimninngen  die  Wirte,  Orei^sler 
und  kleinen  Händlei  vom  Ijiuide,  welehe  dni-eh  keine  polizciliehen 
Ahassn'geln  si<  h  gewarnt  soheu,  verhäJtnismä.s.sig  liart,  zuuwl  in  der 
Cliprgang.<[ieriodo. 

Es  war  indes  gewiss  hoch  an  der  SS^t,  auch  sum  Schutze 
der  konsumierenden  Menschen  annähernd  adchc  Energie  ni  ent- 
wickeln, als  von  jeher  die  YeterinAr-Pdisei  und  -Justis  bei  uns 
entfaltete. 

Mit  n?ierketmt?»s\v<'JltMn  Kiler  wsiitle,  wie  di«-  n.'wrhfolgendo 
Ijste  von  Veronlniingen  beweist,  an  jene  Aushlhi'ungsmassregeln 
giMUihritten,  welche  für  die  finanz«»  mimler  bdastend  sii-h  gestalteten. 

Mit  der  Verordnung  vom  3.  April  1897  R  0.  B.  Ko.  90  wunle 
rin  liesi»nderer  Beirot  fflr  LolMinranittolverkehr  eingraetxt,  welcher 
die  OmndHlUze  fflr  ürrichtung  der  im  olien  behandelten  QeHetze 
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vorgoselieiiPn  Uiitei-siK-liuii^'sanstiül»-!!,  Feststellung  ihres  Wirkiinf;s- 
kn'ises,  Uiitersuc'lmiif,'sniotho(len   bei  «len8eU>en  u.  s.  w.  zu 

lieif^ulaclitun  Imt.  iM^steliciul  aus  wenigsten»  10  Mitgliedern,  wovoii 
nruiil)'8tcns  3  dem  obersten  SanitStsrate  angeliAren. 

Mit  den  Verf.nliiiingen  vom  13.  Oktoljer  1897  K.  0.  B.  235-  239 
vrunlen  in  Anwendung  der  §§  7  und  8  des  Gesetsics  vom 
IG.  .luni  ISnO  U.U.  B.  SO  ox.  1897  m^er  die  Eiv.eugiuig  von  Ge- 
wliirron  et<'.  f^H.'i),  vim  Sudawassi'r  (236),  üImt  Druekapiuirate  lieini 
Bienuisseluuik  (Im -sondere  Cautelen  l»ei  Gebrauch  von  Kohlensäure) 
.\Mordnungen  getn)ITi>n,  die  mit  Olasstaub  hoi-gostellten  sog.  Rin- 
klcliobilder  (238)  und  die  Vorwendung  des  japanisehen  Stonianis 
zu  <lenuss-  un<l  Arzneimitteln  verboten  (239).  Gleielizeitig  wui-den 
durcli  die  Verordnung  vom  13.  Oktolwr  1897  R  G.  B.  234  zu- 
siunnien  ni'un  älteiv  s.-iiiitAt,spolizeilieho  Vorschriften  n^puMiciert 
iWn'T  Verwendung  von  (liftftirlH^n  und  Anilinstoffen  ffir  Genuss- 
mittfl.  Vorbot  der  P<iiifuiir  von  mit  Theerfarlwn  gofilHitem  Wein. 
lietivfTetid  Vei-\ven«lung  von  Tlieerfarl>en  zu  Zuckorbäckei-waren  und 
Lii|ueuren,  vim  farbigem  l*apier  als  Elinljalhige  für  Genussmittel 
und  Verlw)t  der  Kiiifuhr.  Krzeugung  und  des  Vertriebes  von  sog. 
Vei-stiUkimgsessenzen. 

Üureh  Veronlnung  vom  13.  OktoW  1897  R.  G.  B.  240  wunlen 
idlgemeine  und  spp<-i»'lli'  staatliche  rnlei>iuehungsan.<'talti'n  für  l^'bens- 
mittel  orgiuiisieit  und  die  Bestellung  von  Lebensmittel-Analytikern 
vorge.selien.  Elin  Aninuig  zu  dieser  Veronlnung  entiiält  den  Ge- 
bnhivnUirif. 

Ein«'  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern  und  des  Unter- 
richtes v.,m  13.  Oktob.  )  1897  R.  G.  B.  241  i-egelt  das  Studien- 
und  Prüfungswesen  für  Ijeliensmittelex inerten. 

ß)  Wir  erwilhnen  als  diesem  Zweigrossort  angehörig  noch: 

Die  Verordnimg  vom  28.  Dezember  189G  R.G.B.  1897  No.  4 
betrefTj'nil  das  Verltut  der  Verwendung  von  irrespirable  Gase  ent- 
wickelnden IleizviHTiclitungen  ohne  verlJls.sliche  Vorkehrungen  zur 
unschildlieluMi  Abfuhr  der  Verbrennungsgase  in  ges<.-hlo.s.seuen,  zum 
Aufenthalt«'  für  Menst^-hen  dienenden  Räumen;  die  Veitmlnung  v«jni 
.'■).  D«>z«'mb«-r  1897  R.  G.  H.  276  filier  die  Ai-zneitaxe  pi-o  1898. 

Von  vi»rflbergeh«'n<lor  Bedeutung  sind  <lie  Einfuhrverl»otfi  vom 
24.  .Januar  1M5»7  R.  (i.  B.  29  iH^zfiglich  einig«T  Gegenstände  aus 
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iaisn  und  vom  18.  Febmar  1897  RO.  IL  54  von  AbttUen  etc. 
TOD  Ostiiidien. 

Der  verfng>)aro  Raum  gestattet  nicht,  über  Materien,  wIp  die 
Iiier  in  Fragn  koiiuneiuleii ,  sich  iifs  Detail  einzulassen.  liiist>re 
Fachkreise  srhoiiun  das  n<>u  Geschaffene  mit  Hefiiedipurig  aiif- 
genoiiiinen  zu  luiL»en.  —  Uewins  ist  anf  dem  Gebiete  der  Gesiind- 
heitspoUzei  im  Jahre  1897  Vieles  gescheheit.  Venn  man  sich 
endlich  entsddiesaen  wird,  das  Institut  Benrinlnte  den  in's 
indbche  gesteigerten  Anforderongen  entsprechend  sussugestalten, 
d.  h.  die  Bezirks&rzte  besser  ssu  dotieren  und  durch  Beigalie  von 
Assistenten  (analog  jt'uen  <ler  OewerlM-inspekloren)  und  Sanitflts- 
anfsiditsgehfilfen  die  eigentlichen  Sanitiltsaufsieht.snri:ani>  I.  Instanz 
von  dem  Ballast  der  statistischen  und  sonstigen  niaiiiiiulativeii 
Ariieiten  zu  entlasten,  dann  darf  von  dem  neuen  Lebensinittelgesotz 
eine  nachhaltige  Besaerung  der  «nadiUgigen  Verfalltnisae  erwarte 
werden. 

d)  Banwesen.  I)i<  •  ^  ist  in  toto  Gegenstand  der  I^ndes- 
gesetzgehung.  In  Tiri»i  wunle  eine  neue  Bauordnung  für  Bozen 
(!!).  Juni  1897  L.  (1.  Bl.  21)  publiziert:  das  steirische  L.  U.  Bl. 
No.  67  brachte  untorui  7.  Juli  1897  Befreiungen  %*on  Landes-  und 
Oemeindezusehlfigen  fllr  Umbauten  in  Onu  ans  VerkehrsrOcksichtcn 
nnd  in  Böhmen  wurde  der  §  99  der  Bauordnung  fOr  das  üund 
geludert.  IMe  Bosener  Bauordnung  weicht  von  jener  für  andere 
Sstarreichische  Stlkltc  nicht  wesentlich  ob.  Die  sonst  angefQhrten 
und  noch  einige  anden«  PublikatifiMcn ,  wie  di-'  Bi'willignng  zur 
Yer8u8sor\mg  von  Ikugründcn  (der  Gemeinde  Wien  etc.)  und  Ähn- 
liches entbehren  des  allgemeinen  Interesises. 

e)  Strassenwesen.  Audi  dieses  gehört  schon  fast  gans 
dem  autcmomea  Wirkungskreiss  an.  BesOglich  der  Hanthtarif- 
Indervngen  und  Hanthverl^ungen  in  Böhmen  und  Galiaen  sei  hier 
lediglich  eines  galizischen  Geseties  vom  5.  Jnli  1897  l>etreffend 
die  Erhaltunir  ni*  ht  anirisclier  Strassen  und  bczfiLdiche  Kunipetcnz 
und  —  al>  Ki^tlmg  auf  diesem  Gebiete  einer  Hadfulinirdnimg 
für  N'iederö4jteri\nch  ddo.  15.  Apiil  1897  L.  0.  Bl.  23  Erwähnung 
gethan.  Das  Badfrinea  wird  sfMsidl  in  MiederHsterteidi  und  den 
nSifUichen  Alpengegenden  nicht  nur  sportmisrig  betrieben,  es  ist 
«ine  Kommuniluitionsfonn  von  imlengbarem  Werte  geworden.  Die 
menten  Ärste  benOtien  das  Rad,  aber  auch  viele  Gewerbsleute 


(solbst  Glaser)  sieht  iiuin  mit  ilin-in  ItiiinlwerkBzent;  auf  dem  Zwei* 
nul  (lahiiK'ilcii.  Dciiigcniäss  cntMaii'li  n  tv\  vidon  Ortt^n  c-ipi'tio 
Hadfalirwpge  und  utii<oro  Rpirhs-  nml  Liiiidt  s'-t  rassln  weisen  sclmn 
zalüi-üichü  bt'SumloitJ  Kaudwcgp  tiu'  „Karlier"  auf,  welclie  auf  üoU'hcn 
Sti-ecken  aneewie8«n  sind,  nnr  di«80  ihneu  besonders  gowklmeten 
SünBsontoilc  m  lienflteen,  wogegen  die  Mitte  der  Stnune  dem 
Wagenverkehr,  die  dem  Ifaidfnlirw^  gegenOborliegende  Sdtc  den 
Fussj^aiigorn  ausstliliosalidi  flbenntwortet  wird.  Die  SiclierlM-its- 
wjiclic  nuiHste  notgedrungen  ilas  Rad  l>esteigt>ii  und  auch  ili«; 
densdarnierit'  wird  es  nieht  lange  nvlir  vermissen  können.  N>«h 
sclieiitt  ItiK  jetzt  au  eiuo  Heranziehung  der  ifailler  ztir  Sti'as.seu- 
erhaltiing,  k»  es  in  Form  der  Hanüi  oder  dner  Steuer,  z,  R  nark 
Art  der  Hundesteuer,  nicht  gedacht  worden  tu  sein.  Die  lündcr, 
aiidi  die  Gemeinden  werden  rieh  dioae  dtnch  kon«bite  Aitslageo 
g<ßrei:htfcrtigte  Steiierquelle  auf  die  Dauer  nicht  entgr-hon  lassen. 

2.  Verwaltunfj^sbericht  dos  Ministeriums  filr  Kultus 
und  rnterriflit, 

bau  lieidiügehetahlatt  publizierte  1897  das  Gesetz  vom  31.  De- 
Konibor  1896  RG.  8  ex.  97  betrdüMid  die  Stellung  der 
Assistenten  an  den  Hochschulen.  Durch  dasselbe  wird  den 
Assistenten  an  sämtlichen  Hochschulen  und  den  Konstniktemien  der 
technischen  IliK  hsehulen  ohne  Eini-eihung  in  eine  hestimmte  Rmt^^ 
klas^e  der  Chamkter  von  StiuitslM-aniten  cingeiftunit  (§  1)  tnid  die 
in  der  Kei;el  2  Jahre  nicht  übers'hj'^'itende  Dauer  ilie.sor  Thätif;- 
keit  für  den  Fall  des  uiuuittcihai-en  ( liertiittcs  in  eine  andere 
StBatsaastellung  als  in  die  fßr  die  Pensionsbereohuimg  ma.ssgel)end6 
Dienstseit  einrachonbar  erklftrt  (2).  Die  Qnsliftkationsfaediiigimgen 
und  alles  Wdtore  bleibt  besonderer  Bestimmung  vorbehalten  {$  3). 
Diese  besonden-n  Bestimmungen  weiilcn  in  «ler  Ven)nlnung  dt« 
Mini.stf'nuins  für  Kultn»  und  Unterricht  ddt.  1.  .Jrnitinr  1M97  R  0.  R 
im  Wesentlichen  dahin  getroffen,  dass  (wie  auch  bisher  zumeist) 
die  {Bestellung  zu  Assistenten  auf  Vui-sehlag  dos  bcti-uffcndön  iii- 
stitutsTorstehers  (Professors)  durch  das  Professoien-KoUegium  er- 
f^lgt  (S  3),  dieselben  dem  Organismus  der  Hochschulen  angeliSren 
und  disäpiinariter  den  akadomisclMn  Belidnieii  unterstdien  (f  0|. 
Arial. -PH  ..ntliält  dioMin.  Vdg.  vom  10.  August  1897  R.  G.  H.  ISf) 
rficksi<  hflicli  der  Ansisb-nten  an  "ler  .Mvjuh'mie  iler  bibltMidon  Künste 
in  Wien.  —  Mit  Ucm  Gesetz  vuiu  1.  Januar  J897  itO.  Ü.  ö  wini 


ein  Naciitragskrcdit  behufs  üewäliniiig  vuii  Poi-8<iiial/.iiliigea  an  <lie 
ordentlichen  Profesüoren  der  philosophischen  Falnilt&ten,  sowie  den 
techniaohen  PraiesBoren  und  denjenigen  der  HoduNshide  fttr  Boden- 
knltur  in  Wien  eingeiflmnt 

In  Ausfnlirung  des  Opsptzos  vom  21.  März  1890  R.O.B.  57 
wurden  duix  h  die  Min.  Vdg.  vom  2S.  Mjlrz  1897  R.  G.  B.  96  «lie 
Se«^lÄoi-g»>s{)iengel   der  i.sfaelitiRclien   Kuitiisnonioinden  al>e<'gvoir/.t. 

Die  Min.  Vdg.  vom  23.  März  1897  K.  ö.  B.  84  verfügt  die 
Zulassung  von  Personen  weiblichen  Geschlechtes  als  ordent- 
liehe  and  aosseroideotliche  HOrer  an  den  philosophisohen  Fa- 
kttllftteHf  sofern  ne  Osteneiokerinnen,  18  Jahre  alt  aiad  und  die 
Reifeprüfung  (Min.Tdg.  vom  9.  MJlrz  189G  .1.  1966)  bestanden 
haben.  D\o  Frauen  werden  (mit  der  Bescliränkuiig  auf  die  philo- 
HOfiliische  Fakultät)  den  Milnneni  gleich  behautlelt  \v;vs  die  Studien- 
zeit, die  akadeniisehe  Disziplin  ete.  anl^iangt.  In  §  9  der  Ver- 
ordnung ist  eine  besondere  Regelung  ilirer  Zulassung  zu  Lehramts- 
prdfnngen  für  hOhere  TOohterschulen  eventuell  Ißdchenmittelsohulen 
in  Auasidit  genommen. 

Mit  Erlaas  des  Mini.sterium.';  für  Kultns  nnd  Untemoht,  im  Ein- 
verstfindnis  mit  dem  Reiehskriegs-Ministerium  ddr».  27.  März  1898 
R  G.  B.  80  wird  ein  Studieuplan  für  Tieraizih-ikunde  festgesetzt. 

Unter  No.  220  des  R.  ü.  B.  endlieh  ei-sehien  eine  neue 
Prüfungs-Ordnung  für  Mittelschullehrer  (Verordnung  vom 
80.  AQgint  1897  auf  Grand  allerh.  Enteohl.  vom  6.  August  1898). 
Dieselbe  bedeutet  g^;enüber  den  bisherigen  Normen  zwar  kdne 
Krlt'ii  Iitening  in  den  wissenschaftlichen  Anforderungen,  wohl  aber 
den  Wegfall  einiger  ersclnverender  ModalitiU*'n.  Die  drei  Prüfungs- 
alifciliiiigen ;  Hausarbeiten,  Klausui-arlM'iten  und  niflndliche  Prüfung 
wenlen  beilHjhalten.  Diu  Zulas-sung  /.nr  lIiiusariK'it  kann  aber  nim- 
inehr  schon  nach  dem  siebenten  Semester  nachgesucht  werden. 
(Artikel  II  2b  —  früher  erst  nach  vollendetem  Qnadrienninm.) 
Die  wesentlichste  Indenmg  besteht  in  der  Zulassung  nahesu  be- 
liebige* Teilung  der  mündlichen  Prüfung  in  zwei  AM'  ilungen,  so 
dass  zuei-st  die  Nelienfileher  nebst  llnteiTicht^ispradio  uiui  Deutwdi, 
ein  hallios  .lahr  sjiflter  die  Hauptfili  her  an  die  H<Hie  knuuuen  (nlcr 
auch  dorait,  dans  die  ei>>te  PrütuiigHliälfto  ein  Hauptfach  samt 
NebemCBchem,  die  zweite  Hälfte  den  Rest  der  gewählten  Gruppen 
mifttst  (AitiJcei  7).  Die  (10)  Gruppen  von  Ndieni,  fOr  wdche  die 
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Prflfnng  abgelegt  irerden  kann  (Artikel  8 — 18),  sind  wenig  Ter* 
ftndert.  Jeclor  Kaiulidut  niuss  ein  pnvisNeH  Mass  \vi88t'ii».rhaftli<'her 
nildiing  in  Philosopliie  und  Päthigogik,  sowio  ia  der  rntoni"  lit<- 
s|>ra<^lif  in  einer  sehün  nacli  zwei  Semest'Tn  '/Ml!5«si(r»«n  Vorprüfnng 
(Kolloquinni),  genügende  Ausbilduug  in  Bt^iierrseimng  der  Uutei- 
richtsspradie  aber  auch  gelt  genükik  der  FachprOfang  anaveiaeQ. 

Das  PrOfttngaremiltat  besieht  entweder  in  der  Teilen  oder  teil- 
weisen Approbation  (fQr  Oynmaaien  oder  Bealachiden  «der  nur  für 
letztere,  eventtiell  für  ünterpymniu^ien  un<l  Ünterrenl!^<  luilt-n»  mit  der 
Iif  f;i1iiä4'iiti'j  z»im  Uuterrirht  in  einer  oder  il<  r  ntidotTMi  Lmdessprachen 
oder  in  der  ZunU  kwr'isnnir,  weU-he  wieder  eine  düuerndf  s<*iTi  kann 
(xler  den  Ausprnrli  darül>er  entluiltwn  miiHK.  hinnen  welcluir  Zeit 
der  Kandidat  an  einer  Wiederiiolung  der  Pmhuig  xugelanen  wiid. 
Ein  teilweiac  approbierter  Kandidat  iat  xur  Erweifnngfiftriifung  sn- 
sataacmn  (Artikd  23). 

Die  v«»llstjlndiu;e  Hofähifjung  zur  An>stcllung  als  onlentlicher 
Mitte)»ihullehifr  winl  erst  diucli  ei-folgreiehe  Alilegung  eines  Probe- 
jahres (tiezi.'liuntcswHsn  Erlangung  einw  trünHfi«r«"'n  Zeugnissis 
Jiienlher)  erworlien  (Artikel  25).  Da*»  Proliejahr  int  an  einer  inlüii- 
dißelien  Mittoischnle  nnler  apeaieller  Anfeicht  dnes  Prafeesom  durdi- 
znnudien;  daa  Zongaia  hierfibor  wird  vom  Krektor  der  Anstalt 
auf  Onind  Konfoenabeflohhuieea  aiiageatellt  und  vom  profeesor  «di- 
nariua  mitgefertigt. 

T)\o  neue  Prilfungsoi-dnung  winl  von  den  Mittels  linni  liivni 

ds  ein  Fort.seliritt  lx>ti-aehtet ,  indem  wirklieh  frUiiir'  K'iäft  

sj.reeliend  rascher  und  ohne  uanüLigo  Krschwerung  ihr  Studirji/.irt 
cn-eichen,  offenbar  ttntatigliclie  aber  tt^hon  in  frOkem  Stadien  als 
vorlier,  mriglicherwciae  aber  auch  noeb  im  Stadium  des  Ptobejakn« 
g&nsUch  amoviert  werden  kflnnen. 

In  ehronologiseher  Reihenfolge  XldetXt)  aber  nicht  als  nn- 
wiciitigNte  Novität  «'rwähnen  wir  die  sehr  dankensweiic  Hekininien- 
DienHf-Iiisfniktion.  weleliiMuit  Veronlnung  vom  in.  R<>|)f»»ti!lier 
R.  G.  Ii.  2 IG.  eingeffigt  wurde.  I)ui-ch  die  Yeronlnung  winl  dfii 
schon  praktizierenden  Hebammen  eine  einjährige  IViat  eingerSnint, 
iuneriialb  welcher  sie  sicli  die  neac  Instruktion  vollkommen  an»i- 
eignctt  haben. 

Ausser  dieser  reichhaltigen  und  hoffentlieh  erRpriesslielien 
Thatigkeit  des  Kultus-  und  Unterrichts-Ministerium  (wie  1896  unter 


I/'itnng  des  Fivilu'mi  von  (iautsi;)i,  ^la^•ilulaii^|•ll  Miiii>ti  i)(i;isi<lonfi'ii) 
ist  iu  diesem  Ressort  auch  wieder  der  l^uide.sgt  sct/irebung  zu 
gedenkeOf  welcher  sowohl  in  untergeordnetem  Kultnsangeiegrabeitm 
der  akatholiachen  Konleaeionai,  ab  im  llitlel-  nnd  Volksachnlweflen 
eine  nicht  bodeutungslns«*  Komix'tonz  zufilllt.  ]n<los8  Weiht  uns  nur 
ans  l?ölimpn  filier  eine  di<-'^f>ezruiliche  Thätiirkeit  zu  ln^nVlifini:  eine 
Äii  ii  nuiLr  <lrr  israolitischoti  Knitusgemeindesprengcl  und  ein  Statut 
für  liuulwirtseliaftliclie  Mitti-lschulen. 

3.  Verwaltungsbericht  des  Handels-  und  des  Eisen- 
bahn-Hinieteriuma. 

iSnigw  dieae  Reaaorts  berOhrenden  legislativen  Akte  wurde 
schon  im  I.  Hauptahsebnitte  (Handelskonvention  mit  Hulgarlen, 
Änderungen  im  VerliältniB  zu  l'ngnni  n.  n.  m.)  und  sub  II.  1  unter 
dem  Gesirlitspunkte  der  Sicliorhcits-  und  (jisnndhcitspolizii  fEin- 
fuhrverlKite  u.  dgl.j  gedacht.  Wvr  aueh  die  Kai'  egoxtjV  hier  zu 
behandelnden  Nova  sind  zu  zahlreich  und  zum  Teil  von  so  hervor* 
ngendem  Interesse  gersde  für  den  Leserkreis  dieses  Jahiimches, 
dsBs  ^ne  bloss  chronolo^sche  Aneinanderreihung  wohl  nicht  zweck- 
niA.<%iif  ei-s<  lieint. 

Ks  sei  mit  dt-n»  Wichtigsten  Kcr<mnen,  n>il  der 

a)  liespnH-linnir  des  neuen  Patent<rrsi'tzi's. 

ÜJis  neue  „l'atcntgesetz"  (Gesetz  vuni  11,  Januar  1897 
R.  G.  S.  30,  betreffend  den  Schutz  der  Erlind  uugen),  welches 
spätestens  am  28.  Januar  1900  an  Stelle  des  Privilegiengesetaes 
vom  16.  August  1862  RQ.&  184  treten  muss  (§  123),  bringt 
di»'  Erfflilung  von  in  allen  technischen  nnd  juristiselien  Kacli- 
litt-i.vn')  läni^st  irflirpten  Wünsehen  und  wurde  allseit«  mit  ein- 
iiintii^cr  unoint^t-rhriuiktfr  Hefrifdiiriiiiir  auff4'''nurntn''n.  K-  ist 
w«'s*^utlii;h  auch  die  Arbeit  solcher  Facliniiinner,  wel<lie  in  diesem 
Kalle  ganz  uubeschftdigt  aus  den  parlamentarischen  Beratungen 
hervorging.  Nachdem  durch  die  Ablndemng  des  Zoll»  und  Handels- 
bündnisses  mit  Ungarn  die  wesentlidiste  Vorbedingung  für  dieses 
n*^ne  Oesetz  pesehafTcn  war,  wiu-de  Anfangs  1804  ein  Entwurf  vom 
k.  k.  HandelHrainistehum  insbesondere  auch  dor  uiedorOsterreiclüschen 

')  Sbhon  1882  hatte  der  Sstonreichisdie  Advokatenlag  eiohdiig  der 

rberzdiKiHi^  Aiisdnick  (jcfit-htMi ,  «lii-^s  citn'  wirksaitii-  Vi'il"'sv.'i iiül'  i|es 
lieimiwhoii  KrfinduugxhohiitzeH  iluroli  uiuu  uiögliciist  an  das  rficlis<lt'utü<.-lie 
Vorbikl  alcb  anlehnende  Gestattoog  des  Patentrechtes  geboten  sei. 
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Ädvokatonkuumor  zur  Bogutachtiing  luitgcteilt  und  «leren  (von  Dr. 
Tlieotlor  Sduiloff  gearbeitetes)  Outachten  fand  in  fast  all^n  Haupt- 
punkten volle  Beriicksif'htif^ung.  So  wurden  nuR  dem  auf  den  \^c~ 
währten  Oruudsätzen  tles  tleiifselion  Erteilunghverfaluvns  und  den 
Lieeuzzwanges  aufgebauten  flatwui-fe  nianclie  Hfitteu  beäcltigt,  aber 
auch  geflUiriiche  Neuerougen  (z.  B.  der  Verouob,  eine  Art  Fatent- 
Staatenwaltaehaft  einzufOhren^  hintaiigehftltea. 

Nadifolgend  seien  haoptsichlidi  jene  Beetimmungen  hervor- 
gehoben, durch  welclie  unser  neues  Ps^ntgeaetz  sich  von  dem 
deutHchen  materiell  unterscheidft.  oder  welche  als  das  Reeultal 
üffi'iitln  her  lii^ktission  über  wiehtigei-e  Kraireii  erscheinen. 

(a«.l  I.  Allgemeine  Bestimmungen.)  Das  ZwungslicenzvcrhiUtnis 
swiechen  Stamm-  nnd  VMteBsenugs-EcftDder  wurde  nadi  Mnatar 
dee  Artikeb  12  dea  Sohweiier  FatenlgeaetMa  derart  geregelt,  daaa 
der  Patentinhaber,  deseen  Brllndung  ohne  BenAtaung  einer  frflher 
jxitei liierten  Erfindung  nicht  verwert«>t  werden  kann,  von  dem 
Inhalii^r  der  1*  tzteren  nur  dann  Lifenz  verlanfren  kann,  wenn  a,)  die 
iM  iii'  Erfindung  von  erheblicher  gewerbliclier  Bedeutung  ist,  b)  seit 
Auiiieldung  der  älteren  Erfindung  schon  3  Jalurc  vcigangen  sind 
(§  21  Afaeats  1). 

Wird  ein  Lioemxwang  »im  llifentlichen  Intefease*^  atiger^ 
80  hat  das  Patentamt  Qber  dieee  Frage  die  AnschuuuDgen  der  b6> 
teiligten  Minißterien  einzuholoi  nnd  seiner  Entscheidung  au  Omnde 
XU  logen  (§  21  Ab»it/.  5). 

In  beiden  Fällen  entscheidet  das  Patentamt  über  Hegehren 
eines  pjnschrcitens  unter  gleichzeitigen-  Festsetzung  der  zu  leistenden 
Vergatung  und  SichersteUung  etc.  (§21  Abeats  4). 

Vereinbaruugen»  duidi  welche  einem  Arbeitnehmer  der  «n- 
gemesfiene  Nntsen  aus  den  von  Ihm  im  Dienste  gemachten  Er- 
ftn<iungen  entzogen  werden  soll,  haben  keine  rechtliche  Wirkung 
(§  T)  Absatz  11 

Diis  ratent  Ijegi^ift  als  >oi<-hes  auch  schon  die  Konzession 
für  die  zu  iicincr  Ausübung  nötige  Uuwcrbetiiätigkoit  in  sicli  (§g  9 
Absats  2  u.  17).  Auch  gleidi  in  djesem  Znaammenhange  sei  die 
Beatimmung  dea  8  114  Abaata  9  hervorgehoben,  weldie  Arbeitern 
die  Stundung  aller  Oebnhivn  bi.s  ins  zweite  Jahr  und  bei  mir 
2  jähriger  Patentdauer  den  Nachlass  der  Gebühr  zu  erlangen  er- 
möglicht.   In  KQcksicht  auf  die  Bechtsverliftltniaae  mehrerer  Patent- 
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wIlt  Lieenz-lii balter  zu  oinrtn«KT  (Oemeinwliaft  des  Ei^iMitmiiH)  auf 
die  Grenzen  der  Ausflliung  »lioser  Heiechtim'nngfn  und  deivn  Cl»er- 
panp  von  Tcxleswegen  auf  die  Hochtanachfolffcr  wenlon  oinfai-h  die 
Kegeln  di^s  lifu-gerliclien  Rechtes  für  massf^eliend  <<rklfti-t.  Von  hierin 
geplanten  ModiKkationen  hat  man  gewiss  mit  Recht  ahgcselien. 

(ad  II.  „Patentbchöixlon".)  Die  Aufstellung  eines  einzigen 
l'utentanites  mit  dem  Sitze  in  Wien,  bestehend  aus  3  Aliteiluiigen 
(AniDebh>abtciluug,  6<'Scbwerdoabteilung  und  NichtigkeitMaliteilung) 
uimI  die  Zuweisung  audi  <lcr  Anfechtimgs[)rr>zesäe  an  das  Patent- 
amt entspriiht  den  rrfjtenvichischen  Verhältnissen,  wonach  sicli  in 
Wien  ein  vollkommener  Kreis  von  Sachvoi-ständigen  zur  Gewähr  von 
faehgi^mässen  Erkenntnissen  stets  l>ereit  findet,  welcher  an  andern 
fhicn  und  für  die  allgemeinen  Gerichte  nieht  oder  weitaus  nicht 
so  leicht  verfilglMir  wäiv.  Aus  analogen  Orflnden  muss  auch  die 
Bildung  einer  lH>sondercu  Beruf uiigsinstanz  im  Schosse  des  Patent- 
amtes 8<.-Ibst,  zusammengesetzt  aus  Mitgliinleni,  die  nicht  in  erster 
Instanz  entsehieilen  halK>n,  (welcher  ein  eigener  Patentgerichtshof 
ausschliesslich  als  oberste  Instanz  für  Ik-nifungen  wider  Ent- 
si'heidungen  der  Nichtigkeitsabteilung  des  Patentamtes  gegenüber- 
steht (§  41))  als  eine  gerade  in  der  Besonderheit  der  Patentstreitig- 
keiten wohUiegrilndete  gelungene  I/>sung  erkannt  werden.  Es  bleibt 
nur  liedaucrlich,  dass  der  Patentsenat  nicht  auch  mit  den  einem 
Gerichte  im  Sinne  des  Artikel  15,  Staatsgnnulgosetz  vom  21.  I)e- 
zenilier  1867  R.G.B.  144  zukommenden  (hunntien  riehterlieher 
Cnalihängigkeit  ausgestattet  erscheint.  Die  Partoienverti-etung  vor 
den  Pat«'iitl»eh<>rden  wunle  nur  zum  Teile  den  benxrhtigten  Wünschen 
des  legitimen  Anwaltstandes  gemäss  geregelt. 

Wenn  auch  die  gewerbsmässige  Vertretung  in  allen  nieht 
rein  technischen  Patentangelegenheiten  (also  auch  die  Errichtung 
von  Verträgen  und  Mitwirkung  l>ei  sonstigen  ausserstreitigen  Rechts- 
geschäften) nun  ausschliesslich  den  Advokaten  (§  i3  Absatz  1  und  2) 
flU^rwiesen  ist,  fehlt  e«  doch  selbst  für  das  Rechtsmittelverfahi'on 
an  irgend  welchen  Normen,  wodurch  gnmdlose  Be8(;hwcrden  ver- 
mieden wären  und  «las  Publikum  vom  Winkolschreiber  un  den  be- 
rufenen Vertreter  gewiesen  würde. 

(a<l  III.  Erteilungsvei-fahren  und  Anfechtungsprozess.)  Von 
fliesen  .Mängeln  abge.sehen.  dürfte  auch  das  Verfahren  bei  Erteilung 
von  Pciteiiten  und  in  Anfeehtungsiirozessen  für  zweckmiLssig  geregelt 


gelten.  Die  Zuhasung  der  FcBtstelliuigHkliiee  fOHt  dne  empfind- 
liche Lücke  in  der  f,'e|?onwärtii;oii  I'iWA'diir  ans,  iinlem  sie  dorn 

mit  ofnrtu  Kingriffs-treifo  Ri  <Ii<.|itt  ii  erinr>pliclit,  fiber  ']>'n  Inhalt  und 
l  inlattg  der  Kegiici  iäuUou  litircclitigung  üvh  ausi'eidicuUc  Ucwiss- 
hcit  zu  voisohalTon. 

(ad  IV.  ratenU'ingrifT  und  Atim.-issung.)  Nur  dtM*  wissent- 
lich o  EiagiifT  winl  als  von  dem  Stinfgcriclito  y.n  ahnondeH  Ver- 
fällen behandelt  und  damit  eine  im  urspHinglicheH  Entwurf  ge- 
legene Hftrte  vermieden,  welche  nm  so  bedrohlicher  sich  gestaltete, 
je  mehr  die  Zahl  der  Fifttente  auch  bei  uns  anwlchst  und  die  der 
reiohsdeutschen  Patente  nahezu  erreidit. 

Um  so  rfickhaltdosei  kann  aonach  die  Regelung  der  Seluideii- 

eivatzansprfiche  gol.illigt  worden,  womit  <las  m  ne  Ot^setz.  oime  die 
allgonicin<>fi  ruuiidsätzc  imsoie."  ln'iigorlioli'  ii  lind»'n<'i-Siitzrecliteö 
zu  Vf  rlciigiien,  diK.-h  in  zwcifaclier  Bt'zit  liurig  de«  l'nifanir  der 
Ersiitzptlii'lit  wes«;ntiich  ciweitert.  KineJt$eits  winl  der  Stnifriciiter 
angewiesen,  ausser  damnum  emergens  und  hwtnm  oessans  auch  „nach 
seinem  durch  die  Würdigung  alier  Ums-tftnde  geleiteten  Ermeattn 
dem  Vorletzten  fOr  erlittene  Kiflnkung  oder  anderweitige  persCn- 
lirho  Xaclitf'ile  ciim  aiigeroesscne  GeMsumm»'"  zuzusprechou ,  wo» 
duivli  die  GeltondnitK  iHmtr  oin<*s  weitergohondi'u  Eni- liädigungs- 
ansjiruclios  vor  d»<n!  Civiinditer  niclit  rtUj^trewhloss'Mi  w  ird  lu3)') 
—  andoixM>>  it>  befugt  §  1U8  Altüatz  3  den  Verletzten  sjcdbtvt  von 
einem  Beklagten,  welchen  kein  Verschulden  trifft,  die  Hcmu^jabe 
der  erfolgten  Bereicherung  zu  verlangen.  Die  Praxis  wird  lehren, 
ob  die  an  diese  Erweiterung  nnscres  Sdiadenersatzreclites  geknüpften 
BefOrnlitungen  berechtigt  sind,  oder  oIj  nieht  doch  in  diesen  Gesetzes- 
Iwstimmungen  ges^eüfili.T  den  ursprünctii  li«  n  Fa-sufiiren  dos  Ent- 
wurfes und  den  .litwid.  r  aufgelaucUtcu  Gcgenvoi"schlägeu  ei«  ge- 

doillliehes  Kruiiinniiiis-  vutlretrt. 

Ktlrksif-htlich  der  Hrhiinilluiig  der  im  Kingriffsverfahivu  \<*n 
dem  Strafrielitei'  auftaueiienden  matisgetiendeu  Vorfrage  do«  l'atcut- 
Bostandes  wurde  (wieder  im  rollen  Einklang  mit  dem  VoiwAlago 
des  nied.-Osterr.  Advokatenkammergutachtens)  primAr  dem  Stiaf- 
richter  die  Kompetenz  cur  LSsung  auch  dioser  Vorfrage  zugemeüsen, 
demselben  «b«T  anheimgestellt,  „weim  die  Vorfrage  sehen  vor  Beginn 
Uc»  Prozesses  «der  wftbiend  desaeibeu  duich  ausreichend  begrOndeteD 


^  kjui^  .o  Google 
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nvteienanlrag  lici  dem  l'iitoiilaiiitf  anliAn^ig  gt-iimclit  wiinic.  tUis 
rrteil  Iiis  r.\un  Eiiitn-flon  ilor  reflitskrflfli^eii  Kntsc-hcidiiiig  Mmr 
die  Vorfrapo  ausziisetziMi"       107  AJiSJitz  1). 

In  der  (H»^rwioj;i'ndeii  Mehrzahl  von  Filll<Mi  winl  durch  dicRO 
Anonlnimg  ein  niBches  Verfaliren  ermr»jj;liclit,  ohne  fflr  kr»m[ili- 
zioile  Kalle  dem  SfnifrichttT  eiiu'  Vonintwortung  uiifzitlastcn ,  der 
er  seibor  nicht  sieh  p^waelisen  fnhlt. 

(atl  V  und  VI.  Oehnhivn,  riiergiiiig>lM'stiiniuiiiigeii.)  Aiit-Ii 
in  der  Bemessung  der  Geliflhi-en  darf  die  zur  Atinahnie  g<-hiiiglu 
Skala')  als  ein  angemessener  Mittelweg  iH-trachti-l  wenlen,  /jinial 
für  mittellose  und  clom  ArU-iterstande  angelir»rige  I*at<'nllK'\verl»er 
die  sclioii  an  früherer  Stelle  liervorgeholiene  Stundung,  unter  llm- 
Ktänden  eventuell  gänzlicher  XachhiÄs  der  Ool»fihi-en  vorgesehen 
i-xt  und  olienso  wurde  in  den  sj§  119--121  liezilglich  der  Geltung 
der  unter  den  liisherigen  Nitrmen  erworliem-n  Privilegien  und  dun  li 
die  Freistellung  <les  Anspruches  auf  Umwandlung  eine?;  alten  Privi- 
legiums in  ein  Patent  nach  neuem  Rechte^  auch  soweit  die  Gehrdiix;n 
in  Frage  konunen,  ein  Ausweg  gefunden,  winluix-h  crworU-ne  Hc<  hte 
nach  M<Vlichkeit  geschont  Ideilien. 

Ihis  neue  Patenigeselz  darf,  ilank  der  UA  dessen  Zustande- 
kommen den  Faehkreiscn  eingeräumten  Ingerenz  und  des  Cmstandes, 
dasK  in  ilcn  ilaniil  gen'gelten  liechtsverhilltnissen  glficklielii'rweise 
keinerlei  i«olitisclu!  Difl'ercn/cn  mit  im  Spiel  kamen,  zu  den  ge- 
lungensten Werken  der  neueren  österivichischen  Gesetzgebung  ge- 
zählt werden. 

Ks  erübrigt  die  Erwartung,  das«  dun*h  die  Ausführungs- 
verortlnung»?n,  namentlich  aber  durch  richtige  lißsung  der  i'ersonal- 
fragen,  nicht«  venlorben  werde.  Wie  es  s<-heint,  winl  hierin  zu- 
mindest nichts  ülteitiilt  und  dürfte  von  der  dem  Handelsministerium 
eingiTHumten  Vollmacht,  das  netio  Recht  Ufx^'h  vor  ilem  Aldauf  iles 
Jahrhunderts  in  Geltung  treten  zu  la.ssen.  kaum  Gebniuch  geiuiiclit 
werden. 

b)  Das  näehstwichtigc  der  hierher  gehrjrigen  Gesetze  ist  wohl 

•)  1.  .lalir  20  fl.,  2.  Jahr  LT)  fl.,  3.  Jahr  :{0  fl.,  1.  Jahr  10  fl ,  5.  Jahr 
50  n.,  6.  Jahr  t«)  fl.,  7.  Jahr  SO  fl..  S.  Jahr  100  fl..  '.).  Jalir  I  JO  fl.,  10.  Jahr 
140  n..  II.  Jahr  I.HO  fl.,  12.  Jalu-  220  fl.,  13.  Jahr  200  fl.,  14.  Jalir  300  fl. 
und  15.  Jalir  340  fl. 
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die  Gewerbenovelle  vom  23.  Februar  1897  R.Q.B.  63,  wmn  andi 
vielleiokt  nicht  w>  wbr  vemiQge  der  pontiveii  Resultate,  als  txv 

Erluirtimg  dea  Erfohrungasatzcs,  dass  mit  aWou  d'^nkbaran  Mittdn 
und  Mitfolchon  sich  das  Kleiiigpwerlic  nicht  mehr  zu  dauorn<ler 
Blüto  m  Sinne  <1«'s  Mittolaltors  ontwickehi  lässt,  und  tmtz  der 
viehMi  Uihl  auf iK-hl igen,  ijald  erhoui-holten  Heinnhungen  «in  djis 
Kleingewerbe  hier  doch  nur  noch  die  eine  Aufgabe  bleibt,  den 
wirtsdianiicheD  Neubildiuigsproeeae,  der  mit  der  Dampf inaM^ine 
begann)  in  fOr  die  iiatui^gemAaa  abBtorbendm  Entwicklnngtiphatsen 
möglichst  (iclionondo  Bahnen  zu  leiten. 

Dies*;"  seit  einem  Decetiniunj  erkennlwre  Tendenz  hat  inin  alK?r 
Zustände  gezeitigt,  welche  gerade  in  solch"!!  Oewerf'en,  fli<»  in  ab- 
sohKiror  Zeit  als  Klcinlietriebe  zumindest  am  Liinde  »ich  foi  tfristen 
dürften,  unhaltbar  gewoiiien  sind.    W.llui^nd  in  jener  gitisitcn  Zahl 
von  Klelogewerben,  deren  Angehörige  hingst  nicht  mehr  fiUiig  wsiL, 
ihre  Waren  «elbat  su  eneugen  (Uhnnacher,  Hntroachcr  u.  s.  w.)»  oder 
welche  nur  mehr  fubrikmBasig  erzeugte  Halbfabrikate  zuKssnmu  n- 
zufügen  vei-stolien  (Schulter,  In8trumetiteiuna<hcr),  (Hier  Vi'o  der 
Handel  die  Oewerl'ethiltit^kfit  im  eigentlir-li'n  Sinne  weitaus 
wiegt  (T«;.\til-,  .Melatl- Waren-Industrie,  Wirl^gev^erbe  ete.)    —  die 
Gehilfcu  und  Lehrlinge  verhältnismässig  besser  situiert  sind,  «»durea 
sich  in  den  Gewerben  der  Xahmngemitteleneugung  u.  a.  m.  die 
Ffiile  w^tgehendster  Ausbeutung  der  Gehilfen  und  Lehrling»« 
Existenz  sehr  liäuilg  weit  Schlechter  als  jene  der  ungünsti ^^'^^ 
stellten  Fabriksirbeiter  sich  darstellt.    Di''  Au-licntuncr  auch  j  "p^"'^' 
lieber  Arb>'itskrafte  wird  aber  ffh  die  Zukuiitt  des  Gewerljerr*  selM 
verhängnisvoll,   wenn   der  Lehrling   nicht   nur  übermJLssig'  sngO* 
Strengt,  sondern  auch  zu  Vonichtmigen  angehalten  wiiti,  «Ii*  ^ 
der  Erlernung  eines  Gewerbes  in  ketnor  sachlidien  Be^idiviig 
atehen. 

Solchen  Missbi-Äuc^hen  zu  etenem,  ist  nun  eigentlich  die 
unserer  Novelle,  wenigstens  in.'ioweit,  als  sie  el>en  (le.setz 
und  auch  hierin  bringt  sie  poti'  iird^er  der  damit  urspriingl  i*^ 
absichtigton    Bestinmiung(>n    nur    Weniges    zur    Oeltung.  ^ 
Neuerungen  sind  (von  vorwiegend  stilisüsclieu  oder  ganz  iirf*** 
sachlichen   Änderungen    abgesehen):    daas   der  LArting»'*'*'*'* 
«lAtestettB  mit  Abbutf  der  Probeseit,  also  mit  Ende  des  3.  yf'-'^^^"- 
abgeschlossen  werden  muae  ({  99),  dass  er  andi  Aber  geit^^"^ 
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Boliafllictie  Aiifding-  und  FreispruoligebOhran  etwas  enthalten  mues 
(al.  G  des  §  99),  «lass  die  Lelirlinge  vorjiflichtet  sind,  die  bestehenden 

g».'W(>rl>li«*lii-n  1111(1  facliliulifii  Fnrtliilduuf^.sirlx'ilon  n'p»lmäs.siff  zu 
l«'sueh<  ii.  wiilriu'oiifiills  wio  ln'irii  Nichtln^stdioti  dor  etwa  .«tafiit.irisch 
vorjfesfhrioltenon  Lehriingsprüfiing  ihm  auf  AuKoige  der  lAv.iiglichen 
Anfetobtsorgane  Ton  der  Oewerbebehörde  die  Lehrlingszeit  ver- 
Ungort  weiden  kann  (f  90  b  Abantat  3—5),  daea  dem  Lehrberm  die 
kerrespondiereDden  Terpfliohtttngea  bei  aoiwtiger  StnfBUligkeit  auf- 
erlegt werden  100  Abaata  3 — 5)  und  /.uili'in  rhio  diest&llige 
Xachlnssiirki  it  als  besonderer  Grund  erklärt  wird,  dem  Molst'  i-  rlrts 
Ketlit  zu  entziehen,  I>ehrlinge  oder  jugendliche  llilfs;ul(eiler  zu 
hallen  (§  137),  das»  die  Fürsorge  ftlr  erkrankte  Lehrlinge  dem 
Leluherru  abgenommen  und  der  Oeuo^seuiscltaft  aufgebOtdet  wird 
(S  114),  daaa  ein  gewiaaer  Ttil  der  Oenoaaenadiafiagebaiuen  fllr 
Lebrtingsswedie  verwendet  werden  miiaa. 

Ausser  diesen  eigentlich  nur  snf  dttl  FacliKchulltesueh  dun;h 
die  Lehrlinge  zielenden  Bestimmungen  enthält  da«  vorlirL-^riuIc 
(f.-s«'tz  noch  einige  Andeningcti  dfT  freworhlichen  Oonnriscnsciiaft, 
wie  die  Gestaltung  besonderer  liiAtitulionen  fflr  etwa  an  bestimmten 
Orten  besonders  zahlreiche  untergeordnete  Hilfsarbeiter  (§  100), 
die  Konatttiiietiing  einea  alle  Oenoeaenaebaften  einen  pofitiachen 
Rezifices  umCaaaenden  Verbandea  >am  gewerbltchen  Beirate  der 
politiachen  RezirkBbehr>rde ,  dessen  Kompetent  dem  Yerordnungs- 
woge  flberanl wnrt^t  winl  1 14  Schlussabsatz),  sti-engeiv  Kmitioll,» 
und  »Tvcntii'li  Kitnj-iin  dtr  jmlitisehen  Bchfirdo  in  die  Finanz- 
ge^ialining  der  Geiiubseiiseiiaften  115)  und  die  genaiie  Normierung 
der  Voranasetzung  eines  gütigen  Genoanenacfaaftabflei^luaaea  auf 
Errichtung  von  Ennkeii'>Unteratlltzangs-TorBchiiaa-Ka0BeD,  Rohstoff» 
hgetf  VerkaoldiaHen,  gewerkaobaftliohen  Mascbinenbetrieb.  ao  daaa 
z.  B.  I)ei  einer  Ocnossenscliaft  von  2000  Mitgliedern  (deren  es  in 
der  Metall  brauche  selbst  ausserhalb  der  <rrn-srron  Stätlte  mehren^ 
giebt)  si'hon  di<^  Anwr^ienheit  von  iWi  und  die  Zustimmung 
rou  300  Mitgliedern  zu  einer  solciien  IksclüubsCasüung  genügt 
(8  U15a). 

Bat  auch  dieses  Oeseta  weit  weniger  gebracht^  als  man  nach 
den  umfassenden  Vorbereitungen  erwartete,  so  mag  immerhin  dies 

W.  Iii;:.  ,,1>  wi  htiu'.  I  ?■  rtschritt  schon  deshalb  gelten,  weil  ans 
dem  damit  kundt(«woi-deiien  Duiubbruoh  strengerer  Ansciwuungen 
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iil»-f  <1:is  SO!::.  Kleiivcroweil«  auoh  in  der  i'raxü  d«D  Itehörden  eine 
klare  iJiix'ktive  Kieh  ciffielit.  •) 

v)  Aus  dem  Ressort  des  Ei  sc  n  ba  h  n -M  i  n  i  ste  r  i  ii  in  h  &Meii 
ejK'zicll  erwithnt  die  Venuxlnung  vom  19.  Februar  1897  K.  G. 
No.  59,  womit  das  Statut  des  SkenliRhDiiiles  Im^geiBBoht  wurde, 
die  Verordonng  vom  16.  Jtdi  1897  R.O.B.  176  betreffbnd  die 
Untformiening  der  auf  EiDenbabnen  AngesteUten  und  die  Verordnung 
vom  5.  Dexeinh«!-  1897  ILO. B.  374  cuthaltend  Änderangen  liei 
Tr5ins|K)rt  von  Explosivstoffen. 

Tin  Jitlii-c  1897  wunleii  3  llaiiptbahnon  (tlit.-  Ourktlialliahn  in 
Steiermark  und      in  flali/ien)  nebst  21  Ijokalbalin<  n  kon/,f8s.iotii<-rt 

4.  Vor  w a  1 1  II  II  ^'ii Im- rr- ifli  dos  Fi  n a n  zni i n  i  st  cri  u in s. 

Ros'^mt   nimmt   im  Jahre  1897   doti  reiativ  grüstitcn 
iiiium  im  ]v'  irii-L'<  -rt(il.latt  für  sich  in  Aiisimi.  li. 

üi'liL'U  (lern  I'n)gramm  der  „Inteniationalt.'ii  Veiviuiguug  für 
veigleichende  Ueclitewissenacliaft  und  Volkswirteclmftsleiire**  haben 
wir  uns  zud«n  nidit  auf  die  legialalorische  ThOtigkoit  im  engeren 
Sinne  m  beaduflnken,  es  obliegt  dar  Berichterstattung  vielmehr 
auch  eine,  wenn  audi  nur  aumroarische  Würdigung  den  Budgets. 

*)  Die  blosra  Infziiblting  mag  gunilgen  hinsichtlich  der  nedifblgLiideB 

<«osotzo  und  V.' 1  I  nlnuiifH'ii  ans  «lern  IJcssort  dt^s  llandels- 
M i II istori u ni s:  (iowlz  vom  ÜO.  iH'zernbor  IStMi  K.O.B.  IHUr  Nu.  7 
bkitreftiiud  uiuuu  Krudit  für  die  ücteiUguug  au  der  Wtdtau«;t>t«lluu^  iu 
Paris  IMO;  Verordnung  vom  18.  Janaar  18fi7  R.  0.  R  2Ü  über  Soooti^ 
ruhe  bei  l'ulvenorsdik'i^^,  >('tz  v-.ni  1*7.  h\'liruar  1S<>7  If.  G.  B.  71  ütn?r 
Uafougebübruu ;  Vururduung  vum  20.  März  18')7  1{,  (J.  B.  b3  bezügliuli  der 
Kemptens  der  gewerbliebea  Boiitte  der  ßexMtsbohdrden  (siehe  voi^eo 
Abnts);  Verordonn«  vom  2  .^pril  1897  K.  G.  H.  h^troffwid  ZtdlttiKfceit 
einer  nur  stündigen  Mittagsarboitspause  bei  der  Linoloumerzongnng;  Ver- 
urduuug  vom  10.  A|>rU  18U7  K.  G.  B.  d7  betreffend  Einhaltung  der  äoantagv 
nihe  in  einzeloen  Oewerben;  Verordnung  vom  17.  A.piil  1897  R.G.B.  9& 
mit  Vorsr  hrifteri  zur  Verhütung  von  Zusainnien.stäs.Hen  zu  f^ee  (,\nbririguDj: 
von  Lichtern  auf  Dampf •  nud  Segelüchiffen  in  Fahrt,  Signale  etü.);  Ver- 
Ordnung  vom  10.  Mai  1897  R.O.  B.  119  Xoderongen  in  der  HandelntelisliJi 
verfügend;  Verordnung  vom  12.  Mai  1897  R.O.B.  122  SohifffahrtK-Si't'- 
Polizoi-Ordnung  für  Kärnthcn;  Verordnung  vom  13.  September  1897  R.G.B. 
21U  über  Zeugnisse  gewerblicher  L'uterrielu.sari»(alteu,  welche  den  Üo- 
abigunganadiwein  ersetzen. 

riierr\.'iliiif    hfi-idm   (•ini-.'   -ri'nis   d.'r   I-atifb'sikompBtenMO  eifolgtiB 
Änderungen  in  der  «Sonntagsruhe  u.  dgl.  DetaU»  mehr. 


Demnach  «ggeben  deh  hier  twa  grdMere  Hauptgnippcn:  4./I. 
Neue  Qesetxe  und  Venndnungen;  4./U.  Du  Mendehieobe  Budget 

i.fl.  Unter  den  lef^islativcin  Arbeiton  des  Finanzressorto 
im  Jalim  1897  »tcht  oltenan  die  auch  vuii  allen  politischeu  FlMleieii 
wiederholt  postulierte  EfTektenumsatzsteuer. 

a)  Das  Gesotz  vom  9.  Mäi-z  1897  K.G.B.  No.  195,  betreffend 
die  Ik>t>teuerung  d^  Umsatzes  von  fifTekten  (Effektenuui.satzsteuer) 
unterwirft  einer  in  Form  des  Stempele  ra  entriditenden  Steuer 
prinzipiell  alle  Rechtaigeechifte  mit  Wertpapieren  von  was  immer 
fflr  juristiiu-hor  Qualität  (§  l)  mit  Ausnahme  der  indofiHal»I>'n  Par* 
jiien^  (inländische  Wechsel,  kaufmännisdie  Anweisungen,  Ka.s8a- 
.s<.heine,  Schal zsi  lieine)  und  Koup<in«-  (  Dividende  und  Zinsoii),  wpU-Iio 
mit  festgesetzten  Temii  neu  zahlbar  sind  (§  2).  Cnisatzfjoscliäfte, 
bei  denen  ein  Kontrahent  sich  im  Auslande  l)efindet,  sind  nur  dann 
Btempelpfliohtigt  wenn  der  sunflchst  Steuerpflichtige  sieh  im  Inlande 
befindett  oder  hier  eine  Niederlnseung  oder  einen  st&ndigen  Bevoll- 
niä<-hti>rten  hat,  durch  welchen  das  Gesch&ft  ge8(-hlr*sson  wurde 
f§  H).  Die  Steuer  \\  ]i-<]  in  fixen  Sätzen  benicsson:  als  Einheit  gilt 
»•in  einfacher  Schluss  (5000  fr.  nontinal  (>;  '})  um\  bleilteit  Zin^^en, 
rrüniien,  Kosten  nn«!  Leihf^ebOhi-eji  etc.  ausser  Hetracht  (v?  ü).  Der 
Steuersatz  betrügt  für  Aktien  und  Präuiienschuldveitjchrcibungen 
«UMer  Staatapnpieren  50  fl.,  fflr  alle  flbrigen  EfTekten  20  fl.  pro 
einCftchen  Schluaa;  fflr  Öeschifte  in  Papieren  eraterer  Kategorie 
unter  100  fl.  nur  10  Kr.,  in  sonstigen  Papieren  unter  500  fl.  Mos 
5  Kr.  Steuerpflichtig  i*it  in  ilirekten  Börsengeschäft i  ii  in  der  Kegel 
der  zur  f.ii  fnnnii;  der  Effekten  Ver]>fliehtete  (§  12).  Ausserhalb 
der  liöiüe  ^«■^Idussene  Oesehilfte  simi  in  der  Regel  nin-  dann 
tffektensteuerpflichtig,  wenn  eiu  Konti-alient  l»eruf.sniä.s«ig  Effekten- 
goschAfte  betreibt  (^ektenhindter^  §  15).  Alle  Effektenhlndler 
nikI  verpflichtet,  Uber  ihre  samtlichen  Oeschftlfte  Register  su  ffihren, 
welche  der  finanzbehrirdlichen  Kontrolle  unterliegen,  und  ihre  (Je- 
wliäftsbfieher  denirt  einzurichten,  dass  aus  der  Yergleicliung  mit 
dem  Kegi-ter  die  genaue  Versteuern iisr  laicht  ersf>hen  werden  kann 

17  —  Iii}.  -  Die  §§  22  u.  23  statuieren  Ausnahmen  fCir 
Ge^cliäfte  der  i'»^terr.-ungarischcn  Bank  und  der  Staatsverwaltung 
mit  Dritten  (Steuerpflicht  der  Dritten)  und  beider  untereinander 
(Menerfrei);  die  24  ff.  enthalten  DnrchfflhmngeF  und  Straf- 
bestimmungen. 
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Das  Geaets  Mlbet  wie  die  VollsugsTonohrift  su  deraadben 

(Finam-MiiL-Yorordniing  vom  21,  September  1897  K.  0.  II  222) 
zeichiuMi  Kif'h  durch  prftzlse  Fa»8iing  aus  iitul  tiaben  bis  jetzt  — 
sie  sind  seit  1.  November  1897  in  Wirlcsamkeit  —  zu  keinen 
Be»chwoixlen  geführt.  Der  Steuersatz  ist  gering;  uuui  vvii\l  wohl, 
eobüld  die  angesichts  des  mobilsten  I^apitals  gei^htfertigte  Kflck> 
aicht  auf  die  analoge  Beateueraog  dea  Elblttmiiinaatxea  im  Aiidand 
dioB  eriattM,  zu  einer  Erli5hniig  dieaer  8teu«r  sdireiten,  woduidi 
dicBetbc  mit  den  für  Verträge  ülier  andere  Mobilien  bestehenden 
OebülireiisRtzen  in  ein  riahtjgerea  Yerldltnia  gesetzt  wird. 

Untfi  tcl<  i«  li'  i  Voraussetzung  wfti-e  zu  wünst-lien,  dass  zwischen 
dpii  vorsrhi- li.'iifn  Hwhtßproscli^ftr'n  ein  rntoi-schied  g-r^mar-lit  und 
die  auf  »»fortig«.':  ( i>ergab(.'  vnn  Effekten  gerichteten  Gcs<  hilfte 
wesentlich  billiger  bebandelt  wiirdcn  als  die  Termingestliäftc,  untei- 
welchen  in  der  Regel  dodi  nur  ^  üfTetten  aidi  vetfaergon.  Die 
KfliBktemimaatBBtener  wflrde  dann  auch  die  volkawirtachaftlicli  weit* 
Tolle  IGfläda  eines  Gegenmittels  wider  daa  BSraenqii«!  erfOllen 
kOnnm. 

Am  lieichtcston  lieaeen  sich  derartige  Ziele  im  Wege  infer* 
nationaler  Vereinbantngien  erreiuhen!  — 

b)  Die  Vullzugavorscliriften  zu  den  Personal- 

Steuergesetzen.  ^) 


')  Ad  solvheu  wuixiuD  vcrüfftuitlicbt:  Diu  Vdg.  vom  'JH.  Jouuar 
R.  O.  B.  No.  35  betreffend  das  I.  HanptstOoik  (all|^iiieiBe  Erwerbatener):  die 
Verordnungen  vom  24.  April   1S!>7  R.C.h.  No.  K^^.  und  110  (zum 

IV.— VI.  Usuptetück:  rersonaleiokoinmeiisteuor  und  Besoldun^teuer  von 
büfaereD  DieMtbesSgen,  StrNfbeslimnraDgen  ood  Allgem«b6s);  die  Kimd» 
machuDg  des  rin.-Min.  ddo.  24.  Apfil  1897  K.  0.  B.  No.  117  (Veranlagungs- 
l»'/.irk  der  all^^enieinon  Erwerbsteuer  geordnot  nai  h  IliiiKtelskammerbezirkeu); 
dio  Vdg.  vom  Ib.  Mai  lb07  K.  G.  1).  124  i^zum  11.  iiauptslück  des  Tenioual- 
stener-Oeastsea,  Srwerbalener  von  deo  nur  StfeotliQhen  Beobnongalegniig 
vorjjflichtüten  T'ntoirirhmungen);  diu  Vdg.  vom  28.  luni  1S*<7  R.G.B.  172 
und  vom  12.  Juli  1897  R  G.  B.  173  mit  Nacbtiägen  zu  der  Vollsug»ver- 
ordmiDg  nun  I.  Haaptstfioik  nebst  «ner  kaiserliahw  Temdnasg  tob 
l'.i.  luli  1807  K.G.  B.  181  (auf  Grund  des  Artikels  XIY  Staatagran^aMts) 
beireffend  eine  Ergänzung  des  §  13  lVrs(iiialsteupr-(te*ietzes,  wonach 
Uandelükammerbezirke  Gürz  und  Bovigo  samt  jenen  von  Triu.st  zu  eiueui 
Vemnlagungsbeinii«  für  die  I.  KUase  der  Erwetliateiier  naammaagelist 
Wenk»  kSonea,  nebet  Vollsup->Vdg.  vom  28.  Juli  1W7  it.O.B.  182.  Die 
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Bb  mag  hier  uar  die  Bemerkuof  Fldai  finden,  daaa  den 
inbetmcht  kommenden  JegiBUtorisohee  Arbettm  die  Anerirannung 
nicht  veMgt  werden  darf,  doss  aber  die  bisherigen  Erfahnnigen 
zeigen ,  wie  unzureichend  dabei  die  tliateachlichen  Personal  Verhält- 
nisse gewürdiirt  wunlen.  Die  zugleich  mit  einein  von  Orund  aus 
neu  Uaueuden  Oivilprozessverfaliren  einhei-sschreitende  Personalsteuer- 
reform kam  trotz  der  unleugbaren  Vorzüge  der  neuen  Steuergesetze 
nnd  sugehMgen  ToUngsvmrBobriften  in  neoh  und  es  wer  den 
beleiligten  Ekktocen)  insbeeondeve  anch  den  Anwilten  kaum  mOgUch, 
auf  beiden  Gebieten  sugleich  jene  rege  Thltigkeit  wa  entUten, 
welche  allein  ilen  urpwnnschtpn  ?!rfolg  liÄtte  erwarten  Ia.ssen.  Die« 
rilt  namentlich  von  ilor  Tliätigkeit  der  Steuerkommissionen.  VipI- 
facli  sind  dieselben  andern  mit  Personen  besetzt,  welche  den  ihrer 
harrenden  achwierigen  Aufgaben  sich  nicitt  gewachsen  zeigten.  So 
kommt  ee,  daaa  allgemeui  Aber  die  Fortdauer  dea  alten  Sdüendriana  in 
der  BSnaoMUanng  geklagt  ond  vidfaeh  Mgar  andt  in  inederteter- 
teich  nicht  dnmal  die  geeet/Jiclu-n,  geaehweige  denn  die  Vo)l/.iig9> 
verordnungshestimmungen  über  (tas  Yrrftihren  hierbei  beachtet 
wunlen.  Da«  begreifliche  Bestreben  der  Finanz beamten  selbst,  ein 
l»'friedigende8  materielles  Ergebnis  zu  erzielen,  hat  sogar  hier,  so 
zu  sagen  nnter  den  Augen  des  Finanzministeriums  zu  Vorgängen 
gafDhrt,  weUdie  daa  ao  notwemliga  und  nidit  ohne  Gmnd  erhoffte 
Wiedererwaehen  der  Moral  in  Steueiaachen  im  Klein»  in  ecaticken 
geeignet  eind. 

Diviefem  ea  riehtig  iat,  daaa  von  dnem  addien  Erwachen  in 

manchen  Gegenden,  ja  tranxen  Ländern  flberhaupt  nichts  zu  ^iM'inen 
soi,  winl  sich  ei-st  nacli  vollem  Bekanntwerden  der  Steuei-ei-gebnisso 
pro  1898  beurteilen  lassen  und  hierüber  soll  danun  auch  imgeachtet 


V«ig.  vom  23.  JuH  18117  Ii.  G.  B.  171  über  den  Vollzug  d«8  III.  Hauptfitüokus 
im  FeiaonalsteuergesetzeN  (Reotensteuer) ;  die  Kvodmacfaungen  vom  4.  Oktober 
1887  R.  Ct.  n  233  ü'h'i  die  SchätxitngsbtizirkG  für  dio  Per80üaleinki>ii>in<'ri« 
Steuer  und  vom  Itl.  Xiivcmhor  1W7  TC.  O.  \i.  268  über  diu  Persiui;ilsl(>ii(>r- 
Berufungskoiniuisstion ;  dio  Vdg.  vuin  2(i.  .\ovembor  1807  B.O.  B.  <27i  be- 
tnffiNMt  enieD  1.  Mac&tn«  war  VollzagamordDimg  nun  IV.  Hanitetfiok  des 
iVrtionalstPurrge^i't/.i's;  di,.  Vdg.  vom  15.  Dezember  1897  bi'ziiglidi  dt^r 
UeuteuHttfueruaeidiissü  und  «iio  kaiseri.  Vdg.  vom  20.  Dezember  I8!*7  be- 
tiefCmd  die  b45Jingte  StrafloHigkeit  der  vor  dem  1.  Januar  1898  begang<>neo 
SnBveriidmliohiuigen. 
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d«r  bisher  whr  laut  gewontenen  Vonnntongen  hier  nicht  ge- 
gproobeD  werden. 

DiP  lioganaron'"!)  Fehler  hiWon  übrigoii«  wcnit.'^r  ilcr  H-  i^iri  iiml* 
zur  List,  als  »k-i  iievölkerung.  Dio  hoohpohenden  {xiiitist-heii  Ii.'iil>  n- 
Kc)uiftoii  brat-hten  en  mit  isicb,  Oass  häufig  vtchnclir  dio  politiM  lit' 
E^uteiBtellnDg,  als  die  aachliohe  Qttalifik»1i<tD  ttr  die  AnfMdlimg 
der  Kandidaten  und  den  Auafatl  der  Wahlen  entschied. 

Einige  nunmehr  zu  Tage  Ketratene  HSrteii  (abgesehen  t<ni 
deu  KonstHjueiizf'ii  der  si  lnm  im  vorjährigen  Berichte  herTorjfP- 
ho^M'U^»n  lipennslisjuneeii  rl,  s  riiYi«JSirrnnflt»('<it7.<»<  oto  -  )  komtwii 
allei-dingh  auch  n<xh  auf  tlm  Kunio  der  (ieseJ/.gHbuiiK,  t«*»  x.  B. 
die  Nichtubr^^hnung  des  auf  dio  Ehr-gnttin  (iutfidloiiden  ExisU'iiz- 
minimnnui  von  den  Einnahmen  des  gem^nsamen  Hanshalles  als 
der  Einkommenateiiergrandlage,  die  Auaaerechtbusung  der  wesent- 
Hehen  Versoluodenhciton  iui  Aufwände  für  gesunde  und  gebnx>hliehe, 
n«M*h  uumntidige  o^lcr  im  schulpflichtigen  Alter  stehende  Kindel 
l>ei  dem  Abzüge,  wolclior  iis  Hflrksirlit  ,niif  ein*»  nVissei-p  KiitHi^r- 
zahl  zulilssig  ist  imd  «iic  Eitisehiünkiuig  «iioHer  Abzugszulä&^igkeit 
auf  Einkonimeu  mUer  20Ü0  fl.  ohne  weitere  Kücksicht  auf  die 
Zahl  der  Kinder.  Eheleute  mit  je  000  aiisammen  1200  fl.  Einr 
kommen  sahlen  keine  Einkommensteuer,  venn  sie  gesdüeden  leben, 
wenien  steuerpflichtig,  wenn  sie  sich  wieder  zu  gemeinsamem 
Haushalt  vereinigen!  Ein  Vater  von  12  und  no<-h  mehr  unvf*r- 
soi-gten  ehelii  In  n  Kiti  l-  rn  mit  einem  Einkommen  von  über  2U00  fl, 
zahlt  eben  so  vi<  l  Etiikoiiuaensteuci,  als  ein  Jungges«'lle  mit  gleichem 
Einkomuien!  Das  Gesetz  und  die  Vollzugsvoi-bchi-iften  wilrdeu 
immerhin  den  Kommisnonen  die  Handliabe  Ineten,  in  snlch'  krassen 
FUlen  ausgleichend  an  wirken,  gerade  hierin  aber  scheint  die 
Thfttigkdt  vieler  Kommissionffli  am  fühlbanten  vermisat  werden 
an  sein. 

c)  Einzelnes.  Das  Gesotz  v»mi  20  Tnnuar  1897  K.G.B. 
33  über  die  Investitionsanleihe  «uid  jeüe.s  vom  9.  Mflrz  1S97 
K.  0.  B.  No.  92  Äudenmgeu  des  Finanzgesetzes  pro  1890  beti-offeud, 
sowie  die  fcaiserlidie  Verordmipg  vom  15.  Jnli  1897  R.O.  B.  169 
mit  Nachtragskrciliten  finden  hei  Besprechung  des  Budgets  ihr» 
WOrdigtmg.  Diverse  Verordmmgen  flher  Zollheluixllung  einzelner 
(iegenstilnde,  Neui-rrichtung  un<l  Amlerungcn  im  Status  der  Tuter- 
tiehörüen,  sowie  auch  die  Uc8ut%e  lietrefT«  Uobßlirenbegaustigung 
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fSr  Anleihen  eincdner  iJbider  und  Btftiite,  Veitnaiierang  eiiiaeliier 
Objekte  dea  Staatflliedtiea  etc.  bieten  wehl  »i  wenig  Barnfvlcene- 
werlee  um  hi«'r  aufK</.ri!ilt  zu  weitlcii.    Die  VolbngeTCronlnnnfi: 

vom  ir,.  April  1B97  K. 'i.  II  HS  zu  ^irm  Qr^^rtr.f^  vom  2.  Iiili 
189C  R.  (j.  II  If^l  l>etrett"eiiil  die  Aufii«?iMiiig  liei  Kixi.  jt.  nmt.  ile 
dagegen  ist  msofern  aioht  ohne  luteresse,  weil  damit  eigentlicli  die 
ErgreifBrnnteilB  in  Anderer  Fonu  dodi  vieder  vorgesehen  werden. 
Von  den  „Belohnunfen**  fOr  Verdienste  in  Ermittelimg  von  Oe- 
bShrenverheimliohttngeii  etc.  wurden  thatalchlicli  nur  die  Knans» 
Konzeptsbeamten  und  Private  aiisgeechloiBen,  seitens  welcher  mich 
bisher  kein  Erf^reifprsanth>  il  in  neniienswfrtom  Masso  erworli*-!! 
wiinle.  Mit  i  i\i'v  Vi'i nnliiiuif,'-  wird  ein  «'ii^nM'S  Hhu)(|Hftt  für 
solche  j^Jefuiidausweise"  vorgeschriet)eu!  —  Mit  tler  Voronlnuiig 
vom  9.  Juni  1897  RQ.  B.  135  Warden  die  KupfermOnieen  «t  1  fl. 
imd  fl.  eingesogen.  Durch  die  Verordnung  vom  5.  August 
1897  R>0.  B.  186  wurden  die  Loeo  der  unguischen  Kkanenlatterie 
in  alh  ii  im  Ki>iclisnito  vertretenen  Kftnigrddien  und  Uindcrn  v«>r- 
Iwiton  gleich  ähnlichen  Losen  aus  dem  sonstijifen  Ausland.  Mit  der 
kaist-rlichon  Veronlnung  vom  24.  August  1897  R.  (3.  B.  19:t  (auf 
Unmd  des  §  14  Stgitl.Q.  vom  21.  Dezember  18ü7  K.  G.  iL  141) 
liest.  Veroi'dnnng  TOm  26.  August  1897  RG.  B.  194  wnvrlo  die 
ZnelcenitisfahrprSmie  für  ein  weiteres  Jahr  statuiert.  Angerachts 
des  Scheitems  der  Brfisseler  Konferena  werden  wold  diese  an  sich 
nicht  zn  rechtfertigenden  Regflustigungon  noch  weiterhin  verlJlngert 
>»\i'r  in  andei-er  V<'vm  den  Zui  kfifaVirikant»'!!  r'if.'ilf  \v*'iNlon.  Fl-* 
hat  niclit  an  ReiniiinuigfU  gefeldt,  wehli-  lici  diesem  Anlasse 
diucliset^en  wollten,  dam  den  begünstigten  Zuckerfaltiikanten  denn 
dodi  auch  komlate  Verpflichtiuigen  gcgenftber  den  Rftbenprodnaeiilen 
auferlegt  werden;  indess  nag  zugegeben  werde»,  daas  <nne  wir](> 
KMne  konkrete  Gestaltung  solcher  GegioiverbindKohlceiten  bis  jetzt 
nicht  f^runden  wurde.  —  Dos  duioh  Oesetz  vom  7.  Novendier  1862 
K.  (j.  B.  8r>  gcit'gelto  Promcssenpef^ehäft  wunle  durch  die  Vcrfinlnung 
v<tm  23.  S'i>teml»er  1897  R.  (i.  B.  227  dahin  weiter  eingeschränkt, 
(ksH  sowohl  die  Kigentüiuet  der  Lose,  als  der  von  ihm  lx>voll- 
ttSchtigfe»  Vertmserar  der  Oewinnsthoffhung  derselben  dauernden 
Wehnsitz  im  Inlande  haben  mflSHe.  ISno  Übertretung  dieser  Tor- 
schrift  ist  nach  §  7  des  dt  Oesetzee  als  OefiUlsflbertretnng  zu 
strafen.  —  Mit  der  Verordnung  vom  9.  Oktober  1897  wiuden  neue 
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Stampelnwilcflin  dngefnhrt.  >)  —  Kiiu'  dankonswcrto  Nonenmg  scliafft 
die  Vprrinlntinjr  vom  26.  Nowmber  1897  K.  0.  B.  272,  wonat^h  alle 
Arttii  Stpiirtii  tutd  OebOliren  im  Wege  der  PostspariuBse  eiugeMhit 

wej"<leii  küiuit'n. 

Da  der  CH**iotzt'ntWHrf,  wrKjurch  die  Gorichtsuilniliivn 
neuen  Civiiprozess  {mgejiaHSt  wenien  äuUten,  nicht  zur  Aiuialune 
im  Reichsnte  gelangte,  wurde  mit  InfaKPryoher  Verordnung  \om 
26.  Deiember  1897  B.O.B.  305  euf  Grand  des  ofldt  §  14 
Strgd.a.  vom  21.  Deiember  1867  B.Q.B.  141  dimer  Botirurf 
mit  Gesetzeskraft  publiziert.  Das  Wesentlichste  daran  ist  die  Er- 
hniiinig  des  bif?li>  riprn  I'rotokollstempels  von  3C  Kr.  auf  50  Kr. 
iinil  iliö  AuflielMint,'  (]*'>  Rnbrikenstempols  (15  Kr.),  in  toto  eino, 
wenn  aucli  nur  massige,  aber  gerade  für  die  gimse  MaSüc  der  Rechts- 
Bachen  empfindliche  Yerteneran;.  Die  keiaerU«^  Verordnung  Bdbst 
und  die  VoHsugeverordnung  zu  denelben  vom  28.  Deeember  1897 
R.  0.  B.  306  heetgen  im  Übrigen  wenig  Neues.  Die  im  Entwürfe 
vorgesehene  Oebnhrenpflicht  von  EhiTiiHoIeifHp-nngskiagen,  welche 
allgemeinen  rnwiUen  encgte,  ist  in  der  iiaiaerlichen  Verordntuig 
foilen  gelassen.  * 

Es  erilliritrf  uns  noch  des  Budgetprovisoriunis  (natilrlich  auch 
wieder  nach  dein  U:rültinten  §  14)  dUt.  28.  Doxuinber  1S97 
R.G.B.  No.  304  zu  gLMlenken. 

4./li.  Da»  Budget.  Das  FinauzgeH^tz  vom  20.  Januar  1S97 
R  0.  B.  84  (nebet  Investition8Uileihe*Qe8et>  vom  ^chen  Datum 
R.O.  B.  33)  ist  achon  aus  Kusaerlichen  Gittnden  von  besendetem 
volliswirtsoihaftUcliem  Interome:  es  stdlt  swei  Vonnsohttge  su^ 
das  eigenüidie  Staatebudget  (Hauptbudget)  und  des  «jbivestitions^- 
Budget. 

a)  InvestitionsbudgeL  Rein  theoretisch  oder  budgettechniscb 
aufgefasst  winl  die  Frage,  ob  ein  dfrai-tieres  Doppelpräliniin.ir  V>e- 
grQndet  sei  und  sicli  empfehle,  vielleicht  versclUedeue  J3eantwortuiig 
finden. 

')  Die  Entwickeinnp  drs  Stpmpplwrnen«  iu  Österreich,  welrtu  s  hi'^rin 
wiederholt  aiidoreo  Verwaltuugon  voraiischritt,  i»t  in  der  „Ztiitschnft  für 
Verwaltutg'^  (Wien,  Hirz,  Jalirg.  181)8)  eine  Reihe  von  Artikeln  hindvrali 
Auaf&hrlioh  dai-gelegt  und  werden  dmdbst  anoh  die  beeoDderen  Yoniine  <ler 
neuen  Stempel  erörtert 


Dk  Tonneintlich  wiabweisbara  Analogie  mit  dem  Privathaua- 
halt  Utot  ja  aidit  verkennen,  dam  es  neben  den  „onlentlichen" 
«ind  j^nsserortletitlichon"  Einnahmen  ifsp.  Ausgaben  noch  eine  dritte 
Kategorie  thatsfl-  hlii  h  gieht,  die  jo'lrr  irnt«>  Ilaiisvritfr  run  Isihn'«- 
Sfhlnss  «rlf>i<hfallb  besKmdors  summiert  Itn'^  >ifi<l  fiiuiw-ils  die 
fonnell  als  „Ausgaben"'  (i;ebuchten  Beträge  für  Ankauf  von  Anlago- 
«ffekten  odfflr  aonatige  Kapitalflanlagen,  welche  tbateBdilich  känen 
^Aufwand**  vielmehr  die  in  Beebuungsjahie  eintretende  leap.  ein« 
getretene  Ersparnis,  nJao  eine  VermOgenAvennehninjf  darstellen. 

Abel'  wie  die  Analogie  nberhaupt  ein  reeiit  unzuverlÄsalicher 
Donkl>ehclf  i-t,  •^o  hinkt  n  f^olmilssiir  (he  Analogie  zwischen  Privat- 
um! Sliiatsluui.sliiill :  I)er  8Uiat  erspart  nicht,  er  macht  auch  keine 
ausser  genetisclieui  Zuäammeubang  mit  seinem  Haushalt  und  unab- 
hlngig  von  seiner  volkawirtschaftlidien  Berofsthitigkeit  nveiter- 
besteliende  Kapitalsanlagen.  *)  Die  sogenannten  Investitionen  lassen 
sich  kaum  bestenfalls  den  NeahersteUnngen  in  einer  Fabrik  ver>- 
gl.  u  IuMi.  Man  weiss  nickt»  ob  die  hierbei  angescliafften  neuen 
Maschinen  nicht  schon  moi"gon  vprmöf^f*  iionpst-  t  Erfindungen  zu 
altem  Kisen  worden;  aber  noch  hweu  r  isl  e?.  m  entwiieiden,  ob 
die  neue  Einrichtung  lediglich  ahj  Ei'satz  der  dadurch  vordrängten 
vidleicht  aueb  schon  onbnachbar  gewordenen  alten  oder  aber  als 
absolute  Vemehmng  der  Betriebsmittel  nch  darsteUe,  beziehnngs- 
weiae,  in  welcbem  Verhältnis  dies  der  Fall  sei. 

Koinml  zu  solchen  Hedenken  noch  das  nnJrmgliare  Bestreben, 
mittol-t  Aufsl.'llung  eines  „In^ 'stiti'"itis"-T?iii!u''t:-.  das  resnltiert'nde 
lli'fizlt  und  die  Thatsachc  der  iSeukoriMiruienni^  vo»  Stantsselnddi'n 
in  giinsUgci'Cu  Farben  darzustell(>n.  so  wii-<l  d;vs  Mii^truucu  bc- 
greiflioh,  webbea  dieser  Novitftt  entgegengebraobt  vnide. 

Nor  wenige  Poeten  des  Investitionsprftitminaros  pro  1897  sind 
zweifellos  ,Jnvestitionen'*  in  dem  offiziellen  Sinne  wohlrentierender 
Neuanlagen  (ganz  abgesehen  von  den  Zinsen,  weldie  Österreich  fQr 


')  Die  Anomalie  dar  KeicbsfoiHU  im  Doutscheo  Iteidi  kommt  hierfür 
kaum  in  Betracht;  das  Reich  lebte  in  den  orsteo  Jahrea  wesentlich  von 

cl<-ii  Matrikularbeiträgen  und  enlwiokolto  sii)i  ci-st  ullinüli)^'  zu  cinoin  stiutts- 
wirtschaftbchüii  Organismus.  In  ■!•  m  Masse  als  (li<^  geschieht,  dürfto  audi 
dem  KeiuhttfoiKls  mehr  mid  mehr  die  Fuaktiuu  vou  Kafä>abe(>tüjudeii  n^p. 
Fandiemng  der  KeichspssKiven  aotsllen.  Daan  kommt  die  anormale  Knt- 
steboag  dieser  Fonds! 
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ihm  gelieheoe*  Geld  nhlon,  sAtm        <1ainit  gemftchtea  Anlagen 

zuinindost  verdicru'n  niflKstfi.  OIimcIi  <1k'  ^•lslo  Post:  2  Millionen 
(hiklen  Staatssulventionon  für  r>ffiMi(Iii  he  Bauten  in  Pnip  winl  dor 
Stiint  Iii»'  zuriickerhnlfcti.  n'wh  iluvon  Zinsen  empfanp:en.  Dio  fflr 
Sclnilwoseu  ciiigosti'llten  rnncJ  '6  Millionen  aiüd  glcicliialls  keine 
„IhveetitÜMMD'*,  wohd  auch  unbeBtrittan  sehr  notwendige  und  »tionelte 
f^iuserordentiiichfli^  Budgetposton.  Diirdi  die  iwei  Biillionen  für 
nene  KnanzkueniMi  in  Oalttien  (wenn  ne  wirklich  den  Zoll-  und 
sonstigon  Finansbeamten  gewidmet  sind  tind  Meilsen)  wcrdon  rid' 
leicht  MietsbetrUp*'  im  Ansmn>js  von  2  oder  2'  ,  "  q  dieser  Summe 
ei-spart:  nu<  1 'li  hislii  riiron  Budgets  ist  dies  indes«  nifht  ei-siclitlich. 
Es  lileil)en  die  neii^rii  Bahnen.  Unter  diei>ca  dnrftcn  rQcksichtlioh 
der  galiMBehein  sttategiache  Zwecke  in  erster  Linie  bestimmend 
gewesen,  nimindeat  aber  eine  Kapitaisverainaung  oder  gar  Amortt- 
siening  von  vornherein  nicht  erwartet  worden  amn  and  die  für 
diese  Bahnen  in  dem  dOnnbevOlkerten  Oalizien  gewidmeten  circa 
3  Millionen  wären  also  vorwog  auszuscheiden.  Die  flhrisron  MnlüK'n. 
weidiii  t4?ils  gjuiz  vom  St.iate  gebaut,  teils  sul'vt  iitintiii  it  wertieii. 
figurieren  je  mit  Zittern  unter  1  Million  bis  heruntei  auf  22  0ÜÜ  tl. 
nnd  kirnen,  soweit  sie  an  grosseren  Staalsbahnlinien  liegen,  immeriun 
als  Saugbanile  in  Betimcht,  deren  xweifelbafUnr  direkter  Ertrag 
durch  die  Steigerung  der  Bentabilitftt  der  betreflSniden  HanptUnie') 
vielleicht  teilwcis*^  ersetzt  wird,  ünter  allen  l'mstilnden  t)e<leutet 
heutzutage  cinf  Ei>'  iilahn  in  gutl>evölkerten,  induplriri'-  i'  li'Mi 
intensiv  l»t'liaut»'ii  Hc/iiKon  tr^wiss  fine  ausgiebige  Küidtrtnig  der 
Genend,  vrekhe  sie  durchzieht,  somit  der  Steueikraft  ihrer  Be- 
wohner und  mögen  daher  die  beaOgliehen  in  den  Sudeten  und 
AlpenULndern  zu  verwmdenden  Snmmen  ala  nfltilidi  au%ewetidet, 
wenn  audi  noch  nicht  als  wahre  Investitionen  geitmi  kfinnen.  Die 
AiiBfltze  fflr  Erweiterung  von  Stationsanlagen,  Erbauung  neuer  Geleise 
und  Srliii].i(li.iliin  ii.  WiTl;Kl,1tt.'>nf>inrifhtiiTm'.  F.ilii|';irkvermehrunfr  und 
Aliiili<-ln'>  i'iii/.i*'li--n  sich  ciiiiT  Kritik  im  ot»igei)  Sinti'»:  lfl!=«t  sich 
Bciiwti  konstatici-eii,  in  wie  weit  diese  Aufwendungen  luu  Beirieits- 
au.slugen  sind.  Dass  die  Nenbauten  der  Justizverwaltung  nicht  wirk- 
lieho  Investition«n  bedeuten,  bedarf  aber  kaum  der  ErOrtening. 

Wird  von  dem  gesamten  Investitionserfordemis  von  nuid 
30  Millionen  die  gesamte  luvctititionsbcdedcung  per  Hilliouoji 

*}  Eioige  deiaalleD  sbd  aber  Frivatbahasn. 
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in  Absug  gebracht^  so  stellt  aiuk  dn  nIi)v«HtitiofiS*'-Defisit  ron 
85*/,  Millionen  henuw.  Von  der  Wflrdigung  der  oben  ongecleiiteteu 
Momente  wird  es  iibhäiiL'i  n.  ob  und  in  wie  weit  man  di«9e 
2r)'',  Millionen,  welchi'  in  ilcm  fil'iiirfn  rnit  690  Mi'linnon  ninrl 
bil;iiizii  ien(lPM  Bu'lgi't  kniin'  niH'kung  Hndun,  sondorii  <lur<-li  ilif* 
Iiivtistitionsanleüie  aufgebKu-lit  weitlen,  als  Defizit  des  iiesamt- 
budgets  in  Anschlag  zu  bringen  habe.  — 

b)  Hanptbudget  Da«  Cstorreichische  Budget  ist  ein  Bmtto- 
bndget  und  bilanziert,  wie  schon  gesagt,  1897  mit  mnd  690 
Ifillioni.'n.  Da  die  vfrsc-liicclen-  ti  l''mi1<tif)n«'ti  <les  Sliude.s  nicht  nur 
in  'b  ti  Ausgaliopr»ston  der  oinzeinen  i\'<'>sni  ts  :\U  solr-lio.  sondoni 
aiR'li  in  (bni  oinzcltipn  T!t»»bi  mul  Sntitifoln  selten  i^'i-tn  iutt  zur 
Oeltuug  konuueii  und  ebenso  (iie  EinuahiiKxiuellen  nicht  ans  analogen 
Gesiditapunkten  getrennt  dantoUbar  und,  so  wfird«  ein  Yenach, 
ans  dw  blossen  Qegenrecluinng  die  Ausgabe-  und  Bedeeknagspoeteii 
einzelner  Titel  oder  gar  Kapitel,  einerseita  den  Nettoaufwand  ein- 
zelner Zweif,'<ji  der  Vemraltoog,  undoreroeits  den  Ni-Uoeilrag  der 
vorschie^lenon  F^innahme^juellen  l)en-<  linen  zu  \vnl!»-n ,  iri-efflhrende 
R»'snltatf  ergeben  ohne  irg»''id  wclehen  walm'U  Wert.  Nur  sf*hr 
überllächlich  lässt  sich  für  gewisse  Titel  eine  derartige  anuilhenule 
Berechnung  und  sohin  au«  dem  Oesamtbudget  dn  Kid  der  Ver- 
teiini^  des  Aufwandes  und  seiner  Bedeckung  gewinnen. 

a)  Erfordernis.  Hit  diesem  ausdrfloklicben  Torbehslte 
wollen  die  nachstehenden  Versuche,  von  der  Oesamtwirtschafl  ein 
Bild  zu  geben,  niiftj^noinnien  sein. 

D«M"  NettOiUjfwand  dürfte  himtai  h  init  eirea  41f)  Millionen 
angenomnien  werden  können.  Davon  eiitiallen  auf  die  genieinsaineu 
Allgelegenheiten  (diplomatisehe  Vertretung,  Ueer  und  Marine)  niad 

120  UüUonen  d.  i.  dn»  28,0«/« 

auf  die  Hofhaltung  (welche  indees 

zntrleieh  die  Erhaltujig  der  kaiser- 
liehen Siinimlungen,  Snbvi^ii1i"n  der 
Hoffhf>:it^r  ote.  in  .sieh  begreift) 

nuti  Kaiuiictskanzlei  4,G5      „       „  „     „  ll^O'^/f^ 

anf  das  Ministerinm  fltr  Landce- 
▼erteidignng  (Erhöhung  der  Aus^ 
lagen  fflr  das  Heer  durch  jene  fflr 

die  fieterreiobische  Londwehr)    .  22,7     „      »  „    ,.     5,5  */• 
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anf  das  Ministerium  für  Enltits  und 
üntomuht  rund  (Kunst  Yi  Million, 
Kultus  3f6,  Centmle  1,8,  Unter- 
richt 10,2)  16,1  Millionen  tl.  i.  circa  3,8  % 

auf  das  AckerbaU'MiDiBterium     .2,1      „      t«  „  0,5% 
anf  die  Justix  (ohne  AbrediDung 
des  Ertrages  der  Stempel  und  der 
Taxen  und  Gebühren  von  Reclits- 
gescli&ftcn  1) )  abzuglich  direkter 

Einnahmen  24,0  „ 

weli.'li»'  ixUn-  unter  don  l)erwhnotcn 
410  Mill.  nicht  niitgocähll  Kind. 

Der  Per»sionsotat  rrfordr-rt  .  .21,2  „  „  .,  5,0  "/^ 
Für  Subveatiuiiuii  iiimI  Dotationen 

w^'i-d«?»  7,4       „       „  „  Ij'Vo 

fnr  die  Staatsschuld  imliLsivo  Ver- 
waltung  105.7       „       „  „     „   3h,4  "  (j 

benötigt.    Divei-Hos  ....      5C,15     „       »  n     n  l^^-' 

Summa  416,-  100,0  % 

Ein  flüchtiger  Cberbliclc  sseigt  also,  dass  wir  über  70%  der 
(MTentliehen  Einnahmen  des  Staates  auf  Heer,  Marine,  Landwehr 
und  Staatsschuld  verbrauchen  und  für  alle  anderen  Staatsxweeke 
nicht  ganz  30%  erübrigen.') 


')  Die  „Taxen  ond  Gebühren  tod  Reditsgeschiften**  stod  in  der  Be- 
deckaug mit  43,122  Millionen  in  der  Ausgabe  mit  0,888  Millionen  einge- 
seiat,  tragen  also  ima  42334  Millionen,  so  daas  mit  Berücksichtigung  dieser 
Einnahme  «n  Ertragnis  der  Jn.sti/\  rwaltung  über  18  Millionen  sich  ergäbe. 

Aber  aufli  von  der  Xettrypinnnlinii'  für  ..St^mpol*'  |ior  ,  Millifiifti  i^t 
dor  I>j\venantoil  auf  djis  .Justizrejs-sort  zu  rcpui tii  ini.  D.i  diii>  Ii  die  StiMiiiM'l 
nicht  nur  dio  grosHC  ManäO  für  gericlitiicli>'  Kitigulieii  und  Ei konntui-SM*  ge- 
forderter Abgaben  entrichtet  wird,  die  Stoini>ei  vielmehr  vorzngBweiMe  bei 
Errichtung  von  Vertrügen  aller  Art,  Wechsel,  Quittungen  u.  s.  w.  vervondet 
werden^  so  zahlen  an  diesen  Millionen  gerade  diejenigen  Elemente  aoR^ebigüt 
mit,  weiche  eine  rege  Enverbstliätigk«'it  outwickoln,  durch  die  sie  hin 
und  wioder  zur  Entrichtung  der  haaptsächlichsten  direkten  Steuern  ver« 
bindhch  werden. 

*)  Da&s  OS  auch  in  anderen  europäischen  Staaten  nicht  viel  l^osser 
auHKieht,  ist  ein  goringur  Trost;  wir  konkurieron  ja  laugst  nicht  mehr  hloa 
mit  fiuroiia!    Würden  bei  der  glüddichemreise  noch  immer  steigenden 
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ß)  Bedeclinnp;.  Hit-r  k^iniipn  wir  im  Oogensatzc  y.wv  Oricn- 
tioiung  über  das  Erfonloinis  auf  Eitizrlno«  eitin^eht-n  —  /.umal  — 
mit  Kneksicht  auf  dio  in  der  Durcliffdii  miu  liegriffeno  und  ei-st 
pro  1898  üüüi  Aiisilnirk  g<'l:iagendt'  Personalstoucn-i'fumi,  da  sie 
zucrleich  mit  einer  Ei iuä>sipuni;  der  niiilt mi  «lirekkii  Steuern  ver- 
luuiden  ist  —  über  den  Gesauitplmi  *ler  Aiifliriiigung  des  Staafp- 
erfordernisses  dermal«  n  kaum  etwas  eW»rtort  w.  iden  konnte,  wub 
iiiciit  Ulis  eben  diesen  üründeu  von  vornherein  iiuiktueli  ersclieiueu  * 
mü8ste, 

Horado  in  dorn  Abschriitte  „Bedeckutm"  drirftt'  uii.--<'r  ösfor- 
leichi.srli.'s  Bu(li;«  t  nianfliorlei  Bemerkenswürdi^es  füv  (l;uj  Auslaiul 
aufzuweisen  lial>en,  woraut  eben  bei  einer  erstmaligen  Besprechung 
iiinziiweison  am  Platze  sein  mag. 

Sti  uern.  Wir  wenden  uns  zunfichBt  zu  drir  oigontlichen 
Steuern  zuzüglich  der  Zßlle  (da  die  getrennte  Darstellung  leider 
nicht  thunli(-h  erscheint)  und  umgrenzen  diesen  Kollektiv -Begriff 
derart,  diiss  allo?  ausgeschieden  wird,  was  in  irgend  einem  Sinne 
als  Entgeld  für  tiONUidere  Leistungen  des  Staates  ersclieinen  kann. 
Hi*^rnaoh  ei^b  sieh  als  präliniinieile  eigoiitlu  ho  Sti.iior*'innahme  1897 
in  Tausenden  Gulden  Osterreichisoher  Währung:  :  {Tal)elle  s.  S.  738) 

Die  Kein-Emnahinen  von  den  direkten  Steuern  sind  fast  gleich 
jenen  der  indirekten  Steuern,  wobei  freiiich  die  hohen  Zolkesti- 
tntionen  von  Ober  12  Millionen  Gulden  ausser  Betracht  bleiben. 

Der  TerhAltnismAssige  Anteil  beider  Gruppen  an  den  Aualagen 
der  Centralverwaltnng,  den  Kosten  der  lokalen  Steuerorgane  etc. 
muaste  mangels  ziffennAssig  greifbarer  Anhaltspunkte  fflr  einen 
anderen  Bededtungsmodus  als  gleich  angenommen  werden,  sodass 
nur  in  den  je  die  speziellen  Gestehungskosten  betreffenden  Ansätzen 
<lie  Verschiedenheit  in  den  verhftltnisnififisigen  Einhebungskosten 
begründet  erscheint,  während  in  Wahrheit  wohl  angenommen  werden 
darf,  dass  die  meisten  indirekten  Abgaben  billiger  hereingebracht 
werden,  als  durchschnittlich  die  direkten.  Die  speziellen  Erhebungs- 
Tendenz  der  StdnerertrSge  die  Überacbilase  nicht  mehr  für  £rh(ihnDg  des 
Heeresbudgets  verbmicht,  so  könnten  in  absehbarer  Zeit  die  8taatsschuld«>o 
getilgt  weitlon.  ja  es  würden  mit  dem  Tage,  an  dem  es  .sicher  ist,  dass  der 
W«  ttli  w-  t-r  um  die  bessrtv  Position  „bewaffneter  Friodon"  go.schlos'iffi 
v^jid.  iiit  HV<'ge  ihT  Kntivei  Utuung  der  Staatsschulden  allein  schon  viele 
iiiiliooea  jahrUch  au  Zmsüu  erspart  Wüi-deu.   -  jiia  desiderial 
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kosten  wlliden  bei  fiut  sämtlidieii,  zumal  Hen  äMtten  Steuer- 
gattuDgen  sich  hoher  bevitfern,  wenn  eineraettB  die  bezüglichen  Ai^ 
beiten  Oberhaupt  mit  annfthemden  Wertanefttzen  sich  betiffem  Uesson, 
wahrend  andererseits  manche  in  der  Kolonne  c  beflndliohen  Ziffern 

nur  danius  resultieren,  dass  bezügliche  Agenden  <lurofa  besonders 
honorierte  Organe  gefülirt  wortlen,  bei  anderen  Abgaben  hingegen 
alle  Arbeiten  (wie  z.  B.  bei  den  Oebäudesteuern)  oder  docli  fast 
alle  dun;li  die  ordcntliclien  SteufU'behßrdeii  vorrichtet  werden.  Ks 
ist  (hihtM  kaiiiii  ziilöüäig,  aii8  den  Details  obiger  Tal>ello  in  dieser 
HiiiBtcht  irm'iid  welche  Sihlüs-c  zu  /icheu.  Nur  von  *h-y  (iiuud- 
stt'uer  diirlk;  Uhuuijtet  werden,  das»  dieselbe  —  auch  wenn  die 
KHt;i>t«»r-Hevisionskosten  n\ir  mit  einer  entsprechenden  Quote  oin- 
gesel/.t  wünlen  —  ii'«  Ii  immer  auffallend  hoho  Erliebungsknsteu 
voranla.Hst.  Auch  ilif  Frtnuide  der  iinlin  ktiMi  Alii;.d>en  verkennen 
nicht,  dass  j^^^railc  di''  Onmdsteuer  fast  oIm-iisu  sicher  auf  die  Kon- 
sumenf'Mi  n}H  i;;o\väl/.t  \viiil.  wm  die  meisten  indirekten  Abgaben; 
deren  Ertrag  sollte  dalu  r  mindestens  um  so  viel  ^^esteigert  wenlen, 
als  nötig  ist,  um  die  Kosten  der  Einhebung  percentuell  auf  den 
I)uroli.schnitt  herabzumindern.  Leider  hat  man  die  Einnahme  aus 
der  theoretisch  aber  nicht  in  der  Praxis  gerechtesten  Steuer,  der 
Pcrsonaleinkomtnon8t4^-uer,  dazu  benutzt,  um  auch  die  Qrundsteuer 
und  zwar  iRxieutend  zu  ermässigen.  so  dass  das  oben  ersiehtlicho 
Misaverhältnis  in  Zukunft  noch  greller  hervortn-ten  wiixl.  Djuss 
diese  B^nn^tii^tnig  des  Grundbesitzes  bei  uns  überwiegend  dem 
Orossgrundbesitz  zu  Oute  kommti  haben  wir  schon  im  vorjährigen 
Berichte  bei  fiesprechung  der  neuen  Forsonalsteuerqnoto  hervor- 
gehoben. 

Von  den  indirekten  Abgaben  liefert  die  Biersteitor  den  grOssten 
Reinertrag  und  bleiben  die  vcrschiedonon  Abgaben  von  gebrannten 
geistigen  Oetrftnken  weit  unter  dem  Masse  der  nach  Bevölkerungs- 
zahl und  Konsum  billiger^'eiso  zu  erwartenden  Steuerleistung.  Neben 
den  in  erster  Linie  auch  hier  wie<lor  eingreifenden  Literessen  des 
OroesgrundbesitzeSf  der  zudem  den  Löwenanteil  der  BoniBkation 
fOr  Zuckerausfuhr  und  landwirtschaftliche  Branntweinbrennereien 
Qier  8  920000  fl.)  gewinnt,  spielt  hier  auch  das  Verhältnis  zu 
Ungarn  mit  Analog  geht  es  mit  dem  galizischen  Petroleiun  n.  A. 
WKh.  Wflrdo  das  Verhältnis  zu  üngam  anders  als  bisher  geregelt, 
so  käme  es  wohl  auch  bald  zu  einer  Reform  dieser  Steuern.  
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Die  direkten  und  indirekten  Stenern  ziutammmen  ohne  Zoll 
liefern  fast  genau  die  HAIfte  des  Netto  •Staatserfordornisses.  Da 
iotzteres  hinwieder  211  ungefftbr  einem  Drittel  aus  den  Koeten  der 
bewaffheten  Macht,  zw  circa  zwei  Fdnftel  aus  dem  Aufwand  fttr 
SchaldTerximung  bestellt,  gloichwohl  aber  durch  die  JahresabsohlüBse 
noch  immer  eher  auf  eine  BesHcrnng  der  Steuerkraft  wie  auf  deren 
Sinken  geschlossen  werden  darf,  bo  zei^'t  sivh,  daes  die  Hilfs4uellen 
Österreichs,  wenn  auch  nicht  .jinenschöpHich"" ,  so  doch  gewiss 
reichliche  aind  uiul  unsei-e  Steueikiaft  li-olz  der  lange  n<x;h  nicht 
rationellen  Aufteilung  iiirlit  nur  die  i'e^^si misten  Lügen  slr.ift, 
sondern  auch  die  Durclie-chiiittserwartuiig  meistens  ill>ertrifTt. 

Es  muss  dies  hervorp-hohcn  werden,  weil  es  zu  den  speziü- 
s<  hon  (Vsterreichischen  Eigentümlichkeiten  (und  speziell  zu  den 
Erbfehlern  der  Wiener)  gehört,  in  der  Selbstkritik  geradezu  uiasslos 
zu  wenlen,  ja  bis  zur  St  ll>*?tirnnic  sich  zu  steigern.  Der  Ausländer, 
der  zu  uns  komnitf  findet  i<n:.  l massig  liand  und  licute  weit  b»^-N*^r, 
als  er  erwartete;  denn  der  Augenschein  belehrt  ihn  l- 1?  'mW, 
das»  OS  sich  in  Österreich  wirklich  sogar  besser  lebt,  als  oft  l>ei 
ihm  daheim;  in  grossen  wii  tsc  li.iftlirhcii  Fnigeu  aVjer  lässt  siel» 
eben  ni(rht  in  gleich  einfacher  Weise  der  Saciiverhalt  richtig  »»teilen 
und  gerade  unser  Staatskredit  müsste  ein  weit  bcssererf 
der  Zinsfuss  unserer  Anleihen  ein  weit  geringerer  sein,  wenn  wir 
nicht  selber  die  öffentliche  Meinung  der  Welt  Ober  unser  sdiOnes 
Vaterland  zu  eigenem  Schaden  irrefahrten.  — 

Monopole.  Ein  gutes  Beispiel  hicrfar  ist  <1as  Tabakmonopol, 
eine  Einrichtung,  um  welche  vielleicht  manche  Nachbarstaaten  uns 
zu  beneiden  alle  Ursache  haben. 

Der  Takik  trägt  brutto  93,017,000  fl.,  rein  50,817,000  fl. 

Die  ('ii:vnt  liehen  RühstoffanbchatVungs-  und  i-altrikatiuiiskt  ^kn 

l>ezittejii  auf   31,055,UUU  fl. 

die  Vci -I  hl.'issauslagen  auf   1,333,000  „ 

die  Adininistmtionsauslagen  auf   1,021,00()  „ 

dazu  für  Neubauten  etc.   0,3t>  1,000  „ 

Summa  des  Erfordernisses     33,770,000  fl. 
Die  ^teterreichisohe  Cigaire  kostot  also  dem  Baucher  beinahe 
das  Di^ifache  der  Gestehungskosten  des  Produzenten  —  und  dennoch 
finden  einige  Sorten  auch  im  Auslande,  namentlich  in  der  Schweiz 


Digitized  by  Google 


und  in  Sflddeulschland ,  guten  Absatz.  Das  mag  zum  Teil  inMer 
Qualität  mancher  einheimischer  Tabaksorten  hegrOndet  sein;  ent- 
wrheidend  aber  dürfte  hierfflr  die  Solidität  und  Gleichmftsfli^keit 

der  Erzengniifj:  und  in  Konso(|uoiiz  dicsor  Faktoron  dio  Sjclierhoit 
sein,  womit  die  Käufer  östorrcicliischen  Tabak«  darauf  rechiicji 
küjiiH'ii.  »'iii  ijualitativ  voraus  liestimintos,  kanni  irgend  welchen 
Scfiw ankuiigi'ii  imterliegendes  Produkt  /u  »«t liallon. 

Diese  rund  CO  Millioiu  ii  für  Tahak,  dar.  ist  iU>tr  »  in  Siuhentel 
unseres  Nettoerfonlei iii>sos,  oder  mehr  als  dio  Hälft-'  viel,  als 
unser  Staatshausliuit  oline  Staatsw-hnliK  n  ini<i  \V.  luniaelit  ofT»»ktiv 
koston  würde  --  werden  ir*  zahlt.  uliii''  dass  der /,i hier  sieh  <k'>>«:'ii 
iM'wusst  wird:  «io  verteilen  sich  naeh  -  iner  geradezu  idealen,  ijoi 
keiner  eip  iitlii  lu'n  Steuer  auch  nur  annähernd  eri-eichliaren  An- 
I>assung  an  »lie  individuelle  Sti'uerknift.  Was  dabei  für  den  freien 
Wettt>ewerb  verloren  geht,  sind  /.u<leni  doch  wohl  nur  die  Unter- 
nehmergewinno und  die  Profite  der  ZwisehenhändUM-. 

Auch  wer  nicht  schon  als  Anhänger  «1er  So/.ialreform  für  daa 
Monopol  aiti  Verbtaatlichungsfonn  eintiitt,  seihst  wer  den  (in  letzter 
T>inte  ja  auch  wieder  volkswirtschaftlich  bedeuti^amen)  (iskiüischen 
Erwägungen  sich  gerne  vei-schliesst  —  gegen  das  Taliakmonopol 
atiehludtige  Grunde  zu  finden,  dürfte  Allen  s<  hw(?r  fallen. 

Schon  weit  weniger  eigm  n  si(  h  sonstige  Luxusartikel.  Das 
(Jsterreiehisehe  Salzmonopol  mit  einer  Bruttoein  nalune  von  21  929  OOü  tt. 
und  einem  Beraertrag  von  17  622000  fl.  (das  Vierfache  der  Qe- 
stehungskoBten!)  nfihert  sich  dem  Charakter  einer  EonsumHteuer 
nnd  zwar  einer  in  der  Art  ihrer  Verteilung  ziemlich  mangelhaften; 
da  ja  der  Ärmste  eben  so  viel  Salz  verbrancht  wie  der  Reichste 
und  die  auch  hier  nicht  zn  leugnende  überwftlzung  direkt  und 
ohne  Kompensation  das  Existemuninimum  erhöht,  sohin  den  Tag- 
lohn  hinanfechraubt  und  nur  die  volle  Höhe  des  Mehrertrages  die 
KonkurrenxfiUiigkeit  der  inländischen  Produktion  (jeder  Art!)  schftdigt 
Nur  unter  der  Voraiissetsung  billiger,  die  Weltmarktanättase  auch 
im  Inland  nidit  fiberschreitender  Versclileisspreisc  kann  mit  Rück- 
sicht auf  den  dem  Auslände  gegenüber  durch  unseren  Satsreichtum 
sich  bietenden  Gewinn  auch  diesem  Monopole  die  Berechtigung 
nicht  aberkannt  werden. 

Ocfüllo,  Lotto,  Diverses.  Gleich  dem  Monopol  eine  alt 
feierreichische  und  in  ihrer  Wesenheit  bei  uns  zu  rehiliver  Voll- 
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kommenhett  ausgebildete  fiskalische  ELnrichtung  ist,  wie  schon 
ft.  a.  0.  bemerkt,  der  Stempel,  diese  entschiedeii  billigste  Fonn 
der  ESnhebung  von  Oebfihran,  die  ja  audi  —  als  „llarke**  — 
gleidiMIs  von  ÖBterreicfa  aus  in  der  gansen  Welt  fflr  die  EdiebuDg 
der  Porti  gebräuchlich  geworden  iat  Was  aUes  durch  Stempel 
gemhlt  wird  und  wie  anfechtbar  die  in  dieser  Form  aur  Erhebung 
gelangenden  Gobfihren  mitunter  an  sich  und  in  ihrem  dermaligeu 
Ausmasse  sind,  haben  wir  rOcksichtlich  der  Hauptgattimg,  des  Ent- 
getta  für  die  Ausübung  der  Justizhoheit  —  schon  hervorgehoben. 

Mit  Be7Ji^  hi«>muf  sei  hier  leiliglich  erwähnt,  (last»  durch 
Stempel  (al./üuHicli  :)r>l.i\iH)  Knston  tl.  ...  21,530,000  11. 
iiikI  aiissenlcm  ;m  'J'axt.'ii  uihI  (11^1111111x^1  von  Itechts- 

gcvscliäflen  (abzüglich  887,UUiJ  Kosten  fl.  .    .      42,230,000  „ 

zusammen  also  von  BechtsgeßchAften  und  ans  ver- 
wandten Titeln  dem  Staatsschätze  Jährlich    .  63,766,000  fl. 
zufliessen. 

Die  Brutto •Eännahme  aus  dem  Lotto  beziffert 

sicH  auf    16*420,000  fl. 

Dasselbe  liefert  abzüglich  des  Erfordernisses  per  10,14H,000  „ 

ein  innneihin  rospektublos  Il<Mnei1nlgnis  von      .        0,277.000  fl. 

Uie  Ans-ali.  /.itfer  von  1 0,1  l.'i.nOO  fl.  begreitt  in  hidi  /.ngloieh 
die  Veii-nr^Miii;;  fiii  zahlitiicho  Witwen  und  Waisen  von  Stjuit.s- 
l^eaniten  untl  die  niil  .s<jlchen  Personen  l»esetzten  1a)Uü-K<i11<  Flüren 
Kind  zuf^deich  die  Versehleis8,stellen  fiir  WoliIthStipkeitsIwox'  ete., 
woduirli  gjeiehfallR  dem  Rpieltenfel  abgiiiingeue  Millinnrii.  di-  im 
Staat  >liaushttlt6  nicht  erächeiiiou,  ufitzliclien  Zweckeu  zugewcudüt 
wenlen. 

fTfMTonüber  so  manchen  Stimmen,  welche  sogar  für  stdntlieho 
Hordelle  plaidieren,  mag  nun  immerhin  gesagt  werden,  dass  das 
Spiel  denn  doeli  weniger  kiiltiiswidrig  ist,  als  die  Frostitution.  zu- 
mindest weit  weniger  verdetbonhnnffend  für  l^l»en  und  Gesundheit 
der  Staatsbürger.  Unter  den  bisht  ri::.  ii  Verli&ltnissen  8cheint  es 
nur  schwer  möglich,  Spiel  und  Prostitution  auszurotten,  die  Hebel 
dazu  müssten  anderswo  einsetzen,  als  mit  der  Verurteilung  staat- 
licher Kontrolle.  Mag  diese,  zumal  in  Form  dee  Monopols  geübt, 
dem  sittlichen  Zartgefühl  auch  nicht  entsprechen,  so  kann  doch 
nicht  übersehen  worden,  dass  die  nun  einmal  in  den  südlichen  (und 
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andi  ancteren?)  Klimaten  eademische  Leidenschaft  des  Spiels  sofort 
in  hnndert  anderen  Formen  xu  vielleicht  noch  traurigeren  Einxehi- 
Ksulfaiten  ffihren  würde  als  jetzt  Das  Lotto,  aber  nicht  ohne 
weiteres  der  dasselbe  eindftmmende  Staat,  hat  ssahlreiche  Selbst- 
morde auf  dem  Oewissen.  Würden  auch  die  Gewinne  voll  den 
eiuzelnen  Individuen  KU&llen,  so  ItKnnte  die  Zahl  der  durch  das 
Spiel  auf  Abwege  geratenen  Ebdstenzen  dadurch  doch  nur  vermehrt 
werden.  Der  Staat  iiiuss  gewiss  Alles  daran  setzen,  seine  Bürger 
zu  ohrliehom  Erwerbe  zu  erziehen  und  muss  folglieh  auch  die 
Spielwut  möglichst  einzudämmen  «wlcr  iti  unschädliche  llahnon  zu 
lenken  suchen;  er  muss  aber  deshall)  noch  nicht,  ihatsilchliehc 
Zustände  iyuuiierend,  den  geheimen  Spielhöllen  die  Wege  ebnen. 

Eine  allmähliche  Steigerung  der  Gewinnanteile  des  Fiskus 
wird  kaum  liingKam»  r  aber  wahrscheinlich  erheblich  sicherer  dazu 
frdiren.  dass  dio  iiiifoicii,  all'  iii  aui  Lotto  beteiligten  Volksschichten 
si'  h  ilaxuii  deliiiitiv  aliwendcn.  als  die  unvermitt(;lte  gänzliche  Auf- 
hebung dei-selben.  Dif  Auslälie  in  den  Staatskassen  könnten 'gleich- 
zeitig durch  eine  cli.  n  so  allmäliliiJi  ansteigende  ßf^tetierung  der 
öffentlichen  Wetten  (TotaJisator  etc.)  und  dei  Sjtielkarten  ausge- 
glichen wenlen.  Dass  aber  der  Staat  den  unteren  Volksschichten 
die  Freude  am  Wagnis  gänzlich  versage,  olme  zugleich  auch  den 
mittleren  und  olx;ren  Klassen  dieselbe  Moral  aufzuerlegen,  riecht 
stark  mich  einer  Art  von  Bevormundung,  die  mau  soubt  dem 
moilernen  Staate  nicht  znziunuten  pflegt. 

Die  Authebung  der  Staatsmaut  he  n  als  einer  im  Verhältnis 
zu  der  Bchistung  des  Verkehrs  und  den  Kosten  der  Einhebung 
nicht  mehr  rationellen  Einnahmequelle  ist  im  Zuge. 

Einige  kleinere  fiskalische  Eiimahjuetjuellen,  welchen  wir 
von  keinem  höheren  Gesichtspunkte  aus  ein  aiigemcinee  Intereaae 
abgugewlnnen  vermögen,  ilbergehen  wir,  eljenso  die  Eimiuhiuen 
von  Dienstgebäudeii ,  Fislialitftten  und  Ifeiinfälligkeiton,  Staats- 
dmekerei  in  Wien,  Mflnzgewinn  (sftmtlich  dem  Finanzressort  su- 
gehorige  Institutionen)  und  diverse  analoge  Einnahmen  aus  anderen 
Ressorts  (amtliche  Zeitungen,  Reichsgesetzbktt,  kommerzielle  und 
andere  Institute  etc.).  Diese  fieinettrfige  beziffem  sich  in  toto  auf 
rund  24  Millionen. 

Die  Kost  Eine  eingehendere  Betrachtung  wfirde  die  Post 
verdienen;  denn  auch  auf  diesem  Gebiete  stammen  aus  Österreich 


—    744  — 


manche  bewährte  £inriehtiingeii  {z,  B.  die  Korrespondeozkarte). 
Es  hiesso  jedoch  den  Rahmen  eines  Berichtes  (Iber  die  Gesetz- 
gebung arg  Überschreiten,  sollte  auch  hierüber  mehr  als  die  lobende 
Anerkennung  Fiats  finden.  Diese  Anerkennung  erstreckt  sich  auf 
das  Verhältnis  des  Reingewinnes  pr  0,8^'^}000  fl.  snm  Gesamt- 
aufwand pr  49,005,000  fl.  (wobei  der  Reingewinnanteil  aus  dem 
durch  fast  vollständige  Portofreiheit  aus^ebigst  begütigt  igten  Post- 
sporkaßsenbetriebe,  soweit  er  nur  als  durchlaufende  Ziffer  vorkommt, 
bereits  ausgeschieden  ist).  Eine  Heranziehung  des  die  Post  und 
Telegmphen  IxMiützcnil'  u  Publikums  durch  eine  Auf/.alilung  von 
nur  12^/0  auf  die  Selbstkosten  kann  in  einoiu  Staate,  der  stets 
vorwiegend  Agrikultnrstaat  bleiben  winl.  nicht  als  zu  hoch  er- 
kannt wenlen.  zumal  gerade  Handel  und  Industrie  durch  die  jK»rlo- 
freio  Benützung  der  Postspiirkasse  zumeist  bej^iin-ti^^t  werden.  Auch 
übei"  die  rustsjuirka^x'  kruuioii  \\\v  \in<  hier  nirht  des  Hrv>itoiv»n 
auslassen.  Anla>s  zur  Kröitcniii^.  wenn  ni<  lit  zu  liedenken  l""'t>' 
hier  iusbesonden'  «Ii"  \'i  i'|iiit  kung  der  in  der  Postsparkatsiie  an- 
gelegten Kapitalien  mit  dem  Staatskredit»^. 

Die  Eisenbahnen,  Nicht  so  (iunstiges  als  Ober  die  Post 
Ifißst  sich  von  den  »'österreichischen  Eisenbahnen  «sjigon.  Wie  so 
viele  Gebiete  der  Staatswirtschaft  war<?n  auch  die  Eiscnl>ahnen 
von  jeher  ilazu  aiisersehen,  sowohl  den  Gesichtspunkten  der  Heen!S- 
vcrwaltung  sich  anzubequemen  als  Kompensatiousobjekte  und  Be> 
lohnungen  für  unsere  in  ihren  Leistungen  an  den  Staat  passiven,  in 
ihren  Anforderungen  an  die  Gesamtheit  aber  hervorragendsten 
Provinzen  und  Völkerschaften  abzugeben.  Was  da  im  Grossen  in 
Oalizten  geleistet  wird,  das  wurde  im  Kleinen  auch  in  anderen 
Ländern  durch  Erbauung  oder  Subvention  ertmgsloser  (zum  Teil 
sogar  Betriebsdefizite  aufweisender)  Lokalbahnen^)  vollbracht  und 
ebenso  liees  unsere  Tarifpolitik  neben  dem  allein  begründeten 
kommensielien  Standpimkte  Rüdoichten  verschiedenster  Qualität 
walten.  So  konunt  es,  dass  unsere  Staatsbahnen  in  tot»  nur  einen 
sehr  bescheidenen  Reinertrag  liefern,  ungeachtet  die  Fracht-  und 
PcrsonalbefOrdenmgspreiso  zumeist  hoher  sich  gestalten  als  m 
Deutschland  und  die  Fretiucnz  auf  den  HauptUnien  keine  unbe- 
friedigende ist   Bas  ISeenbahnbudget  liease  sich  nur  dann  richtig 

*)  Ver^.  diosttsfali»  das  beim  Jnvestitionsbadgüt  Gesagte. 
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benrteileii,  wenn  aUen  hier  angedeuteten  FHktoran  enteprechend 
Rechnung  getragen  und  die  budgetftre  Berechtigung  der  Ver- 
achiedenstes  snsainmenfiisBenden  AnsRtse  des  Vorschlages  vorerst 
einer  eingehenden  Prüfung  untenogen  werden  k(inute.  Dasu  fehlt 
hier  der  Raum. 

Auch  die  Reinertragsaiffer  von  21  Millionen,  welche  wir  für 
die  Ssterreichlsohen  Eisenbahnen  einstellen,  erhebt  nicht  den  An- 
sprach, eine  genaue,  auf  erschöpfender  mnwandfreier  PrOfung  bc> 
rulieiRle  zu  sein ;  sie  ist  eher  zu  hoch  als  äu  niedrig  gegriffen.  — 


Die  nachfolgende  Tabelle  möge  zwiw  Schluss  in  grossen  l'ni- 
risson  und  mit  dem  mehrfach  angedeuteten  Vorbehalten  ein  ge- 
drängtes Gesamtbild  der  österreichischen  Staatseinnahmen  bieten. 


StaattfeiniialuneD 
in  Ttasenden  Golden. 

Nott<>«rtra4; 

(iowinn. 

Pi'n'i'ii'u.'llr.r 
Alitli-jil  aai 
ilor  (le^amt- 
Xettii- 

l-^;i:l.;<hlli'<. 

AnmerbiiDg. 

Direkte  Steuern 
'M\ 

101,584 
41.7S7 

24,42 
10,04 

Ab7.üglich  der  ganzen 
Kosten  l('rCetttral*Fioaos> 

Indirekte  Steuern 

102,093 

24,06 

VerwaHuiig. 

Mono|M>le 

Stempeln,  Taxen  und 

77,469 

18,G2 

Die.IuHtizverwaltuiipskostt'n 
sind  hier  von  d.  cij^iMitbrlioii 

Gebühren 

Poet,  Telegmph  etc. 

40,727 

6,802 

9,79 

1,05 

Nettoertrag  in  Abrechnung 
gebracht 

Staatseisenbahnen 
Diverse  Ertragnisse 

21,000 
24.000 

5,05 
5,77 

1  Kallculationssiffero. 

Summa 

416,012 

100,00 

5.   Yt'rwaltnngsbereich    des   Ackerl)auniinisteri  ums. 


a)  Aus  diest'ui  Ke.ssort  brachte  das  Keiehsgesetzblatt  als 
erato  Leistung  die  Vollzugsverordnnng  vom  20.  April  1887,  No.  III, 
zum  Gesetze  vom  C.  .luli  1896  K.  0.  B.  144  betreffend  Meliorations- 
dariehen,  worOber  im  Vorjahre  lierichtet  wurde.  Die  Auftführungs- 
bestimmungen  enthalten  nichts  Besonderes.  Ülier  den  Erfolg  dieser 
ganxen  Al^tion  llsst  sich  bisher  noch  nicht  absprechen.  —  Vom 
22.  April  R.Q.  B.  100  cktiert  die  Novelle  zu  den  Beblausver- 
onlnnngen  betreffend  einige  im  Einverständnis  mit  dem  nicder- 
ristermchischon  Iinndosausf«chus8  erfolgende  Änderungen  in  der 
Züsammcusetxung  der  nun  speziell  mit  den  Rcblausageudea  botrautcn 
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niederfiBtarreidiiBchenLandeskommie^ioii  für  Woinbauangelegenheilon. 
Dieselbe  besteht  hiernach  auB  dem  Statthalter  oder  seinem  Stell* 
Vertreter  als  Vorsitzondera,  dem  LendeBknltarreferenten  der  Stattp 
halterei,  den  Weinbaninspektoren  des  Äclferliaiiminigtcriums,  dem 
vom  Staate  bestellten  techniBchen  Leiter  dor  Ärbeitoii  zui  Be- 
kämpfung dvv  R<'hlaii8,  zweien  vom  Statthaitor  bcstellton  Woinltau- 
inteiosscntoii,  den  Landeskulturroforeiiton  des  nietlerTksterrcichi.schcn 
Ijandosaussolmssos,  divi  Diroktoi-en  von  Fachschulen,  zwei  Ver- 
ti-auiDsuiünni  i  n  und  oint  ui  Delecrioi d  n  der  k.  k.  Ijandwirtschaft«- 
gesellschaft.  Die  Sitziiugsprotokolle  gelte«  als  Ausfertigung  der 
abverlanfrten  Out.u  liten. 

l»)  Viel  r.'it  lilialtit:(  i  fielen  für  die  aus  dem  AekerUiumiitisterinni 
resultierendt'ii  Ang»4e«;i'iilii  it. n  (als  a)  Landeskultur,  Feldsehntz  und 
Wanj^orrcrlit.  b)  Forstwesen,  -lauil  und  Kischoj-ei.  <^')  IVrt^l.au,  d)  Vieh- 
zucht,  Vrti  rinäry>oli7.oi  olc.)  —   die    r>andr'si:e8etzblätter  aus. 

Mit  Kü<-k8ieiit  auf  den  oft  innigen  sarhlichen  Connex  der 
erwähnten  aucli  in  den  bezüglichen  Gesetzen  ineinandergehenden 
Angelegenheiten  empfiehlt  sieh  hier  die  Anordnun-r  naoh  Ländern. 

Böhmen  erhielt  eine  neue  Cferoitlnung  für  den  Landungsplatz 
in  Aussig  (L.O.B.  10),  eine  neue  Lotsenverordnun«:  ffir  die  Ell«- 
streck*'  Mt  Inik  —  Landesfinn/e  (B.G.B.  61),  mehrere  Gesetze  filx^r 
Wildbackverbauung  und  Baehregulienmgen  (L.  G.  B.  29,  51  u.  a.), 
eirie  V-M'irdnnng  uher  Entlohnung  für  Einlieferung  von  >Laikäfpm 
und  Engerlingen  G,  B.  27),  über  Verlegung  von  Foi-stin8i»ektion8- 
bezirken  (L.  Q.  B.  52),  eine  Verordnung  betreffend  das  Verbot  der 
Verwendung  von  FiedifangkSaten  (L.  Q.  B.  25),  veterin&rpolizeiliche 
Yorschtiften  tlber  Ansübimg  der  Kastration  von  Ntttztieren  (L.  0.  B. 
Id)  u.  a.  m. 

Mähren  1)  publiziert  1897  nachfolgende  Oefietsse:  vom  13.  Ja> 
nnar  und  18.  August  über  die  Waasereiuleitimg  in  die  Hftuaer  von 
H.  Trfitnu   und    Weisskirchen^   mehrere  Wildbachverbannngen 

Für  die  gütigo  Beschaffung  des  Materials,  sowohl  bezüglich  der 
hier  als  au  anderen  Stelleu  eingeschaltetcu  Teilberichte  sei  den  löblidiai 
Sebrotariaten  der  hohen  Landesausüchüsse  des  K5nigreicheR  Böhmen  and 
der  gefürsteten  Harkgrafediaft  Ufthren^  d«a  KSnigniiobes  Oalisien  and 

Lodomorien  nüt  dem  riidssherzogtum  Krakau,  des  Erzherzogtumes  6ste^ 
reich  ob  der  Ens,  des  Herzogtnine.s  Steiermark,  s  TTerzogtunios  Kanitiifft. 
dos  Hor/.ogtumes  Scidosicu,  des  Jierzogtunies  Salzburg,  düü  iier£<^uu)C2> 
Bosuieu  beüteus  gedankt. 
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(tO.  Fdbmar  1897),  durch  das  Gefsote  vom  Id.  Ifai  No.  40  irnide 
eb  Landeakultorrat  (deutsche  und  bOhmisdie  Sektion  mit  Je  liomlich 
selbetetlndigem  Wirkungskreis  und  ein  hauptsächlich  in  formalen 
und  sf)g.  gemeinsamen  Angelegenheiten  beschlussfusendes  swei- 
sprachiges  Geutnü-Kollegiuin)  gcschaftisn«  ein  Oesels  rom  12.  Oktober 
betrifift  die  Aufforstung  einiger  Gebiete  der  oberen  Beczeoa. 

Oalizien.  Im  Vonlergrund  des  Interesses  steht  das  neue 
Jagtlgesetz  vom  5.  März  1897  L,  G.  R  71,  wodurch  dioHos  grösste 
Kronland  (wie  schon  frülior  ]i<"lini<'n)  aus  dem  Geltungsbereich  des 
Jagd  patentes  vom  7.  März  185D  ii.  (i.Ji.  1;j4  ausscheidet.  Auch 
dieses  Gesetz  behandelt  gleich  dem  eben  zitierten  Jag<lpalent4i  (lux  h 
giltig  für  dit^  Alpcnländer)  und  dem  bühinisrhen  Jagdgesetz  das 
•lagilrecht  als  Ausfluss  di;s  (irnn<leigentums,  gewährt  das  H»'c*ht 
der  Ausübung  der  Jagd  nur  doia  Eigentümer  ziisiimiin-nhiln^eiuler 
Komplexe  von  wenigstens  115  Hektaren  und  den  Hf.-;it/<  iii  wcid- 
milssig  eingehegte  r,  /.nr  Wildliegung  gewidnit  tt  n  Tier;;ärteu,  wogegen 
<lieJag<lauf  don  übri^^oii  <  irundslückt  ii  in  einer  Gemoiinlr  als Gemeinde- 
jagd" votj  ü  zu  tiJahrt'u  v<.-rj»arlitt't  werden  muss,  am  li  wieder  wesent- 
lich ülit'rojnstinimend  mit  dem  Jagdiiatoitto  und  dem  bnlnnisfhen  Jag»l- 
gesetze.  Eine  Kompiiitation  ergiebt  sich  durch  die  in  Gtiiizien  neben 
deiiOemeindegebieten  l>estehenden  Gutsgebiete,  welchf  in  jt^fler  Be- 
ziehung den  Gemeindegebieten  gb  icliirostellt  weiilen.  Aul  Kriklaven 
steht  dem  umschliessenden  Jagdinbaber  lediglich  ein  Vorpachtrecht 
ZU  (§  11).  iSehr  ausführlich  wirti  die  Verpachtung  der  Gemeinde- 
jagden geregelt.  Ein  zweiter  Teil  des  (zu.saramen  86  §§  zählenden) 
Gesetzes  behandelt  die  Jagdpolizei-Vorschriften,  der  dritte  Teil  die 
Jagd-  und  Wiids^chiiden  und  regelt  im  Abs«  hnitte  A  das  materielle 
Recht,  im  Abschnitte  B  das  Ermittelurg>- Verfahren.  Ein  vierter 
Teil  l»estimmt  die  Behörde  in  Jagdsachen  (politische  Bezirksbehörde) 
und  das  Verfolu«n  in  Jagdsachen  ausser  StraffäUen.  Im  fünften 
Teile  werden  die  Übertretungen  imd  Strafen  normiert.  Soweit  es 
sich  nicht  um  solche  Delikte  handelt,  die  schon  im  allgemeinen 
Stra^esetze  ger^lt  wurden,  ist  auch  hier  die  politische  Bezirks- 
behOrde  einzuschreiten  berufen  und  erlässt  Geldstrafen  von  6—50 
eventuell  100  fl.  und  subsidiäre  Arreststrafen,  in  Wiederholungs- 
fiUlcn  aber  primfire  Arreststrafe  von  1 — 20  Tagen.  Da  die 
Cboitietungen  aiemJich  zahlreidi  und  die  Strafen  in  Rfioksicht 
daianf,  dass  es  sidi  dabei  immer  nur  um  Zuwiderhandlungen  dreht, 
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die  nicht  unter' das  allgemeine  Stmfgesets  Mlen,  verhaltnisnütaig 
strenge  sind,  so  viid  durch  dieses  Gesets  der  ICscfatbereioh  der 
politischen  BeuriEsbehOrde  in  nicht  unbedenkUebem  Masse  erweitert, 
was  in  einem  Lande  von  so  primitiver  Kultur  wie  Galizien  doppelt 
auflallen  muss.  Der  sechste  Teil  des  Oesetzes  bandelt  von  den 
Jagdkarten. 

Einige  Wildbachverbauungen  und  Bachiegulleningen  dQrfeD 
wir  füglieh  ültergehen.  Wichtiger  lutd  in  die  Terhftltnisse  eines 
hervormgenden  Produktionszweiges  eingi-cifend  ist  die  Verordnung 

der  Berglmuptiuannseliaft  Krakau  für  den  gulizischen  Erdwachs- 
l)ergl>an  vom  1 0,  Septeml>or  1897  L.  (3.  B.  Co.  Die  geradezu  ent- 
setzenerregenden Zustände  in  gali/isclien  Enlwaelisgndien  wurdoii 
zuerst  in  den  „Deutschen  Worten  ciilluiUt;  die  allgemeine  Ent- 
rüstunir  ül>er  die  M.'iirlurijkeit  solcher  VorkommniBse  in  einem  iiet  hts- 
Blaate  hat  nun  euiUich  die  komputi^nten  Behünlen  zu  Massregeln 
gezwungen,  welche  auf  dem  Papiere  sich  ganz  gut  aiusnehnien. 
Die  Arln'iter  sollen  üKer  di»»  hi  sonricren  Gefahren  dos  Enlwaehs- 
Ijaues  lirlrhit  woi'irii,  ilie  Scliiohl  darf  nicht  Hlnger  als  8  Stunden 
in  eint  in  Tilge  dam  rn.  für  nicht  im  Umkreise  von  5  Kilometern 
in  eigenen  Hfivisem  wohnende  Arl)eiter  müssen  „entsprechende" 
WohnrUunie  c:oltaut  werden,  „die  derzeit  bestehenden  konzessionierten 
„Arbeitei  hei  bergen  kennen  nicht  als  solche  Wohnräunif^  angesehen 
„werden"  ({5  4  Abs.  2).  Verantwortliche,  gehörig  vorgebildete  Be- 
triebsleiter müssen  bestellt  und  es  darf  ihnen  kein  gnissenjr  Hayon 
zugewiesen  wenlen,  als  von  ihnen  mit  Eriolg  beaufsichtigt  zu  werden 
vermag.  So  der  erste  Abschnitt.  Ein  zweiter  Al>schnitt  bringt 
spezielle  Vorsrhriften  über  den  Oberbau  (Von  der  Oberfläche),  ei« 
dritter  ist  betit-  lt  ,,Von  der  Wasserlosung^'  (Wasscrableitnng),  ein 
vierter  »Von  der  Wetlei-führung^'  und  insltesondem  von  blasender 
und  saugender  Ventilation.  Der  fünfte  Abschnitt  ist  „Von  der 
Beleuchtung"  flberschrieben.  In  allen  diesen  Abschnitten  werden 
anscheinend  sweckentsprechende  Verfügungen  getroffenf  von  welclien 
nur  SU  wünschen  ist,  dass  sie  auch  snr  AnsfOhrong  gelangen. 
Der  YL  Abschnitt  „Von  der  Schiessarbeif  *  besteht  nur  aus  dem 
einzigen  §  53  lautend:  „Die  Schiessarfodt  ist  in  den  Erdwachs- 
gniben  nicht  gestattet*'  Die  weiteren  Abschnitte:  VII.  tod  der 
Fahnmg,  VIII.  von  der  Fördenmg,  IX.  von  den  Onibensignalcn, 
X.  von  den  Rbrigcn  Sicherheitsvorkehningen,  XL  Straf-,  XIL  Schluss» 


Digitized  by  Google 


—    740  — 


beAtimmungen,  laasen  wie  die  roriiergohenden  erkennen,  wie  un* 
^aublkh  viel  Veraolassiing  zu  behördlichem  Einschreiten  Hchon 
längst  bestanden  haben  mag,  und  dass  die  Klagen,  welche  vor- 
Ifiufig  zu  diesen  pajüernen  Erfolgen  geführt  haben,  gewiss  nicht 
Obertrieben,  geschweige  denn  ungerechtfertigt  waren. 

Tirol.  1)  Das  Gesetz  vom  13.  und  5.  Juni  1897  L.aB.  21 
für  Tirol  betreffend  die  iknmeldung  und  Auszeige  der  Waldnutzungen 
ans  den  unverteilten  Gemeinde-,  Land-,  Stiftungs-  und  lutereusent- 
Schafts^ Waldungen,  sowie  ans  den  Teil-  und  Privat- Wftldem  ist  ein 
erster  Schritt  zur  Befteiun^  der  Waldwirtschaft  von  gi*'>sstenteil8 
irrationellen  servitutartigen  Rechten,  welche  in  Tirol  iu  f^rüsserer 
Zahl  als  in  den  andern  Kronl&udem  die  Qrundentlastungb-  und 
Servitutenablösung  in  den  oOiger  Jahren  übordatiert  haben. 

Niederööterreieh:  Nnvfllc  r.nr  Stri»iii[iMli/,eiör(lining  vom 
11.  Dezemljer  18l)G  L.O.B.  3,  l'iohiliiti\ Iua^s^l'^<■ln  i^e^'fn  die 
Reblausplage.  Ein  Dutzend  Entwässenuigs-  und  l{eguiirungs-Ues«Hze, 
Abänderung  der  Forstaufsichtsbezirke,  Verordnung  vom  28.  Oktober 
1Ö97  L.  0.  B.  57.  — 

Bei  ÖrOndung  von  Landesbrandscliadenversichening  in  Nieder- 
Osterreich  blieb  man  leider  auf  halben  Wege  stehen  und  schuf  ein 
Inatitut,  das  bis  jetzt  ledi^ich  als  Konkurrenz  frfiher  bestandener 
Unternehmungen  wirkt,  welche  zunSchst  blos  das  Heer  der  Agenten 
in  dieser  Branche  vermehrt! 

Salzburg,  Oberösterreich,  Steiermark,  Krain,  Kirn* 
then,  Schlesien,  Istrien,  QOrz,  Dalmatien  Diverses  locale 
Angelegenheiten  Betreifendes. 

Zahllose  Veroidmingen  und  .Verfiit;ung^en  von  Lokalbehörden 
sind  iui  Vorstehenden  gar  mvht  fiiinml  .  i  wäliiit;  es  muss  um  so 
mehr  konstatiert  werden,  d.idä  auf  alk-n  hier  in  Re<le  steliendon 
(ifl'ifteu  in  den  UH'ibtr-n  Ländern  cinr  s^hv  rege  ThätiL:l%''ii  «miI- 
>vick*'It  wurilf,  sn  int>beauu<lere  in  lirgrüiMlunu  von  lainl wirtM-ltiifl- 
lielieri  Genosiiscn.x.  haften  aller  Art  nanientlit  Ii  von  Rjiitleiseiikas.v  n, 
welche  z.  H.  iu  Böhmeu,  ^teienoark  und  ^iodcrOsterreieh  labt  iu 

')  Die  naclifülgeoden  uutl  soustigu  Notizen  iibur  Gesetzgebuugsnorniea 
in  Tirol  vordaoken  wir  Herm  Dr.  Joh.  Praxinara,  Advokaten  in  Imuibrack, 
de<r  bereitwilligst  die  vom  LandesausschiMs  nicht  erhJUtliohen  Daten  xU' 
sammenatellte. 
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sftmtliclien  QerichtsbeKirken  oxistiren  und  sichtlich  gedeihliche  Fort- 
Rchritta  aufzuweisen  habm. 

C.  Ycrwaltungsbereich  des  LandesTerteidigungs- 
Ministeriums. 

Atisspr  oinicrt'n  Vi  lonlaungon  von  ivin  lok.ilfr  n<'(l«'iitiinff  ver- 
(VuHä  hier  nur  die  (iei»H*larm-Peiisionsc:osotz-Nn\\»lle  vom  2Ü.  Januar 
1807  R.  G.  Ii.  42  Erwähniint?,  \v<m1uivIi  f^niiulsätzlich  für  dio  l'en- 
sionshcmossung  jc<lcs  im  f  JoDsilarMK'ri-^licnsto  zugel>rii' hte  volle 
Di'>nsfjahr  mit  10  Monati  ii  aui^rreclmet  wir«l  2)  und  einig»^ 
Kra^Mi  ans  Detiillvostimrnungen,  welche  bis  inm  m  znhlroicheii 
Klagon  boim  Reichsgerichte  Anlass  boten,  in  liefriedigend<'r  Weise 
gelöst  wurden.  Zu  lx?(lauern  ist  nur,  dass  nach  §  4  die  Möglichkeit, 
einem  ohne  eigenes  Voj-schulden  im  Dienste  erwerbsunfähig  go- 
wordenon  Gensdarra  die  volle  Aktivitätsgebühr  als  Ruhegenuss  zu- 
zuweisen, dem  blossen  Ermessen  der  Hehöitlen  anheimgestellt  wini, 
zumal  in  nicht  wenigen  Fällen  die  Beicbst^t  iichtsverhandlungen 
gezeigt  haben,  dass  dies  Ermessen  der  Mi^gUckkeit  nditerlicher 
(Überprüfung  nicht  ohne  Weiters  entraten  sollte. 

In  Böhmen  musste  anUteslich  der  Einstellung  der  ThAtigkcit 
einiger  Gemeinden  im  Ikbertnigei^n  Wirkungskreise  fflr  die  Hann- 
schaftseTidenzhaltung  durch  besondere  Verordnung  votgesorgt  werden. 

7.  Autonome  Verwaltung  der  Lftnder,  Bezirke  nnd 
Gemeinden. 

KuturgeuiUss  bclicneii  alle  hierher  gehörigen  Akte  nur  An- 
gelegenheiten des  engeren  Wii  kunu>kivi.scs  einzelne  I^änder,  Be- 
zirk»' '»der  Genveinden.  Die  fol^enilc  mehr  bei><pielK weise  Verzeich- 
nung oiiiii:>T  snlcluM'  lr.-s(-t/.e  und  Veronlnungcii  hauptsäclilioh 
ein  Bild  L;i^l>on,  was  in  <  •striioich  in  den  nutoiirinien  WirkunghkiVMs 
fällt  und  was  da  geleiste  t  wird.  Diesmal  der  kürzeren  Citation 
wegen  vcrz<'i(  linon  wir  minder  länderreiche  je  mit  Voranstellung 
der  Nunimen»  d»^  *i .y  i  Hi.  licu  Landeugesetzblattes; 

Böhmen:  Xn.  Trennung  von  4  O] (^gemeinden,  No.  57 
Erhebung  des  Marktes  Fischern  zur  Stadt,  No.  40  Änderung  des 
§83  u.  a.  der  böhmiBchen  Gemeinde -Ordnung,  No.  6  Änderung 
der  Statuten  des  Kaiser  Franz  Josef •Landcsversi'iheruugs- Fonds. 
Zahlreiche  Bewilligungen  erhöhter  Gemeindeumlagen  und  Darlchas- 
aufnahmen  etc. 
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Oalixicti:  No.  4G  Ändcrang  des  §  113  der  liandeRbank' 
Statuten,  No.  68  Geb4lhrenbefreiung  der  füscnbahttoMigation  der 
Landesbank.  Zahlreiche  Kommunalauflagen  anf  geisti^'c  Qetifinke 
und  Gemcindekonsumstener  für  Fleisch, 

Erain:  24.  April  Wasserleitanggiimlage  för  Oottscthan. 

Hah  ren:  No.  79  Änderung  des  Oeeetzos  eines  StadtaiilehGits 
Mr  BrQnn. 

Nio(lorö.sterroi<*li :  No.  4  Zuschläge  zur  Erw.  rb.^-  iiutl  Eiu- 
konunensteuer  zur  IK-ckung  dor  Kosten  der  Handels-  und  Oewerhe- 
kaiunier,  No,  12  Bewilligung  einer  5  Milliuncni>ehuid  für  die 
Stadt  Wien. 

Salzliurg:  No.  17  Einfiiliniiiu'^  ciiK  r  i.;in'l*'siiifl;»£re  für  Ver- 
iimuch  von  Bier  und  einer  Yei-zehrung^;riteuer  auf  fleisch,  Wein, 
Ol>i>t  und  .Most. 

Sclil(;sien:  No.  27  Einführung  von  Vn  i^jiOM--^' liühnni  zu 
Gemeindozwoeken,  No.  UO  Kommuualaufliige  auf  geistige  Getränke 
für  Seiiönbithel. 

Vorarlhorg:  No,  38  fiiTichtung  einer  Hypothekenttunk  in 
V4»r4Hl*erg  —  «.  8.  f.  — 

III«  JusÜEgfiaetxgfibnnf;, 

Wahrend  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Rechtes  ntir>)  das 
nach  lebhaften  Eftmpfen  gegen  die  Institution  der  FideikoinmiHse 
fllierhanpt  und  speziell  in  dem  mit  52%  seiner  Area  in  Fidoi> 
kommissljesitx  umgewandelten  Galizien  zu  Stande  gekommene  Gesetz 
vom  16.  Juni  1897  RG.6.  41  über  das  fOrstiich  Czartoryski'sche 
Fideikommiss  und  das  diwcli  seine  besondere  Strenge  auflallcnde 
Oesetz  vom  21.  Janiur  1897  H.  G.  B.  27,  enthaltend  strofnxihtlichc 
6et<timmungen  bezüglich  des  Betriebes  von  Aiiswanderungsg<'sü}illften 
zu  vcrzeichnai  sind,  war  die  Thätigkoit  der  staatlichen  Legislative 
im  Pmzesareoht  eine  ungemein  fniclithire.  Allerdings  bleibt  anch 
hier  mir  ein  einziges  (iesetz  zu  registrieren:  das  vom  17.  März 
1897  H.  (i.  a  1807,  AV(»mit  für  den  Fall  der  Einführung  der  (irund- 
hiicii.  r  iu  Tirol  einige  grun<lbuchrcclitlicho  Sonderbe.-tinunuiigen 
und  erleichternde  Gebührcnvurscliriften  erhissen  und  B*'schränkungcn 


')  Das  neue  Patentgcsi-tz  vuin  11.  Januar  ISIC  K.  0.  B.  30  wird  unter 
n  3  gewürdigt. 
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der  Teilung  Toa  OeiAuden  nach  materiellen  Anteilen  eingeiOhrt 
werden.   Dieees  ReichegeaetE,  welohes  dnroh  ein  denselben  eng 
sich  anschliessendes,  keine  weiteren  AbnonnitBten  enthaltendes 
tirolisches  Landesgesetz  vom  17.  Mftns  1897  L.  G.  B.  9  „betrellenil 
die  Anlegung  von  QrundbQchem  und  die  Einriöbtung  derselben'^ 
zur  Verwirklichung  gelangt  ist,  darf  hier  um  so  minder  übecg&sgen 
werden,  als  dadurch  einige«  auch  die  Grundsätze  unseres  fast  flberall 
gleicherweise  geltenden  materiellen  Rechtes  durchbrechende  An- 
nahmen statuiert  :werden,  die  im  EinielnfiiUe  wichtige  Eonsequensea 
nach  sich  ziehen.   Zufolge  Artikel  I  des  dt  Beidisgesetzes  für 
Tirol  bedürfen  daselbst  als  Felddienstbarkeiten  sich  daratellende 
W«ge-  und  Wasserleitungsservitnte,  sofern  sie  sich  auf  firaitznng 
gründen,  nicht  der  ESntragung  ins  Qnmdbuoh  und  es  findet  auf 
solche  Rechte  der  §  1500  Bgl.  Gb.  keine  Anwendung.   Wer  also 
in  Tirol  im  Vertrauen  auf  das  keinerlei  Belastung  aniwei  sende 
Grundbuch  ein  Grundstück  kauft,  ist  damit  lange  nocli  nicht  .sieherj 
dass  niclit  Wegeservitute  aller  Art  für  die  Naehl>arn,  Waaseitl  iirch- 
leituiigsreclite  dereelben,  von  welchen  er  absolut  nichts  wahrnelimon 
konnte,  weil  sie  z.  B.  nur  /.ur  Erntezeit  oder  nur  nach  der  Heu- 
Mahl  ausgeübt  werden,  liinterhei  gelti  ud  gemacht  werden  und  .'^idi 
sohin   das  erworbene  Gnuulstüek  völlig  ungeeitrnet  erweist,  um 
dai'auf  eine  geplante  Villa  zu  eilmuen  etc.    Durch  Artik«  !  It  sind 
derlei  Rechte  üherdies  von  den  RechUsfolgen  der  \'f'r>;liiinni  .-^  dor 
Etlikt.illrist  gänzlich  befreit.    IlinHiehtlich  albT  anderr  ii  Serv  ifufea 
wird  dit  so  Frist  auf  zehn  Jahre  nach  Ablauf  dos  zweiten  l'Äiiklal- 
tcrmins  ausirrdolmt.     Durch   Artikel   TTI --V    wiid    eine  %\'eitei'e 
Tiroler  Si>czialität  iür  ewige  Zeiten  crludten:   J'an  Ki^:oiituin  an 
Bilumen  im  fremden  (irunde.     „Solche  Bäume  sind  ula  uiiiK'wog- 
„liche  Sachen  zu   behandeln,   lx>i  denen  als  Erwerbungsart  des 
„Eigentmns  dio  rbergal)ej  als  Erwerbungf5art  des  Pfandi-echtcs  die 
„pfandweise  Beschreibung  in  Anwendung  kommt.    Die  Verpflichtung 
„des  (innnb  iirentümers,  die  Benutzung  einer  Qnmüfläihe  im  Umkreise 
^solcher  Bäumt-  zu  deren  Pflege  und  Genuss  zu  gestatten,  bildet 
,,kcin<>n  Gegenstiuul  der  Eintragung  in  das  Grundbuch.'^   (Artikel  IV.) 
—  Auch  in  Rik  Ksii  lit  auf  die  Geltendmaf  linng  von  PfandjxH-hten 
wird  im  Artikel  VI  eine  jedoch  auf  10  Jahre  eingesclirftnkte  uml  von 
der  Rechtskraft  bücherlicher  Eintragungen  überhaupt,  im  Artik*  1  VII 
eine  auf  3  Jahre  nach  Abhuif  der  bezüglichen  zweiten  Ekliktalfrist 
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beschribikte  Ausniihme  gomaidii  —  Artikel  X  kreteit  für  Tirol 

„Legal isatorcn'S  welciie  ans  der  Zahl  der  Ortsansfigsigon  vom  Oljer- 

j^eiichtsprasidonton  in  Iniishruck  ernannt  weixlen  und  statt  der 
Notaio  mit  einigen  unbedeutenden  Vorhchalton  llrkinidenunter- 
Sfhriftrii  zu  beglaubigen  bcnifen  sind.  Artikel  XI  gestattet  Ver- 
trägt' ülior  Immobilien  samt  Gesuch  um  bücherliche  Durchfülu  luii,' 
k'i  Gericht  zn  Pmtokoll  zu  gel»en.  Artikel  XII,  XIII  luid  XIV 
n  ^'cln  die  woiteroii  Konsequenzen  dieser  Gestattung,  Artikel  XV 
gewährt  GeliülirtMilK'«rnnstigungen,  Ai-tikel  XVI  cb^hnt  dap  (Verbots-) 
Oesetz,  betretlend  diu  Teiliint^  von  Uobäuib'n  iiacli  niatoricllou 
Anteilen  aus  auf  die  KoUegialgerichtssjirengei  in  Innsbruck  und 
Bozen  (letzteren  ohne  Ampezzi  und  Buehenstein)  aus. 

Die  Tiroler  haben  sich  alle  diese  Bestimmungen  mit  grosser 
Hartnflßkigkeit  ertrotst.  — 

Da  ein  besonderer  Referent  Uber  die  Civilpnoessgesetze  in 
diesem  Jahre  nicht  bestellt  ist,  ftUlt  auch  der  Bericht  fiber  die  wie 
schon  erwähnt,  sehr  »ihlr^chen,  zudem  aber  auch  recht  umfang- 
reichen Veronlnungen,  welche  teils  kraft  besonderer  Ermächtigung 

der  Regierung  hierzu,  die  Stelle  von  Gesetzen  vertreten,  teils  als 
blosse  Vollzugsverordnungen  sich  darstellen,  in  den  Rahmen  der 
gegenwärtigen  Üai"stellung.  Aii^'ositht.s  der  bisherigen  Sj^zial- 
t^eriehte  flbi?r  die  Jurisdiktionsnonn,  Civilprozess-  und  Exekutioiis- 
ordnung,  weluhtui  gegenüber  förmlich  Stellung  zu  nehmen,  wulil 
gewiss  nicht  am  Platze  wili-e,  fällt  es  aber  doppelt  schwer,  über 
die  nunmehr  vorüogenden  Detailbostinunungen  etwas  zu  e^agen,  weil 
dazu  auch  die  Aukiiüpfuncr  fohlt,  (uusm?  Oosotzq^bungswerk-'  können 
in  einom  allgenn  iii-  n  Berichte  tioch  inuiiei  mir  durch  Hervor- 
hebung leittinler  Griinds;lt20  in  ihrer  AVcsenheit  charakterisiert 
wertien,  was  aus  <len  anLreführt'  ii  Grüiidi'ii  liier  versagt  ist.  und  t-s 
erübrigen  also  wohl  nur  einige  vereinzelte  Bemerkunp  i;  ii.  Ken  der 
Aufzählung  der  gegenständlichen  Veronlnungen.    Diese  sind: 

Die  QeschaftBordnung  vom  5.  llai  1897  RO.B.  112  (256 
Seiten  RQ.E). 

Ül^i-gangsbestimmungen  ffir  die  Gerichte  I.  u.  II.  Instanz  vom 
g:leichen  Datum  RO.B.  113. 
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Übergaagsbestinunnngeii  ffir  die  Staatsanwaltsduiften  de  eodm 
dto.  R.  G.  B.  114  (zugleich  eine  tdlweise  Neur^elung  der  Ge- 
schftflsordDung). 

DieVerfachbuchverordminglfarTirol,  Vorarlberg  etc.)  R G.B.  115. 
VoUzngsverordDung  Über  die  FOhrung  der  Zwangsverw-filte^ 
listen  RG.B.  116. 

Die  Verordnung  vom  6.  Mai  1897  RG.B.  153  fibesr  die 

Exekution  gegen  Gemeinden  imd  Anstalten. 

Die  Vollzugsverordnung  des  Justiz-Min.  im  Kinvei-stilwdiiiB 
mit  dem  Ministerium  des  Innern,  der  Fiii.in/  uii'l  für  Kultus  »md 
l'nterricht  vom  „'3.  Mai  1897  R.G.B,  liiu  über  das  Armer-» ixH^ht 
und  die  Ausfertigung  und  lie.^tiitigung  von  Zeugnissen  zux*  Er- 
langung des  Armen nx-htoH.  Die  Verordumig  des  Just.-Min-  imJ 
Ackerba\nninisterium.s  vum  1.  Juai  1897  R.G.B.  128  ftl>er*  Ji'? 
Erneiuiung  faclimäoiiiäclier  Laienrichter  aus  dem  Kreii>e  der  ^rg- 
bauk und  igen. 

Die  Verordnung  des  .Tn-tiz-  und  Handels- .Mini^toiiumö  vom 
1.  .Iiiüi  lsn7  F?.  <r  R.  129  ü1h  i  Ei  iiennung  fachinännix-her  L.-aien- 
richter  aus  dem  ilaiulel-s(.iiid«j!  und  den  SchifTfahrtskundigen. 

Die  Justiz-Minist.-V«  rnrilnnng  vom  24.  Jmii  1897  R.  G.  1$  -  157 
betrefTt  nd  ilie  Ausübung  der  den  Exekutionsgeiicliten  zugewie  aseaen 
Geschäfte. 

Die  Justiz-Minist-Verordnung  vom  10.  Juli  1897  R.G.B- 174 
über  den  hei  der  vorläufigen  Feststellung  des  Lastcnstiuide^r;  und 
bei  der  Meistbotsvertoilung  zugrunde  zu  legenden  8teuerBchät2wert 
der  mit  einer  Siumltanhypothek  belasteten  fiegeii-'  liaftHn. 

Die  „Kanzloippfsonal-Verordnung*' vom  S.Juli  1897  R.G.B-  17<J. 

Dio  „Realsehätzunp^-Onlnung**  vom  25.  Jttü  1897  R.G.B.  175. 

Die  Justiz-Miuist.- Verordnung  vom  9.  August  1897  R.  G.  ß.  187 
über  das  Amtsklcid  fOr  richteriiche  und  staatsanwaltschaftlicbe 
Beamte  (Talar  und  Barett). 

Die  Justiz-Minist.- Verordnung  vom  15.  August  1897  R.G.6. 192 
Über  den  richterlichen  Vorbereitungsdienst. 

Die  Jußtjä6-Mini8t.-Veronlniuig  vom  17,  September  1897  RG.B. 
221  über  die  Gebühren  von  Zeugen  und  Sachverstlodigen  im  Gtvü- 
verfohren. 

Die  Justiz-Minist- Verordnung  vom  7.  Oktober  1897  R.  G.B.  245 
betreffend  die  Nicdcrlegung  gerichtlicher  ZustellungsstOcke  bei  den 


Digitized  by  Google 


—    755  — 

Gemeindevoretehcni  in  den  St&dton  Wien,  Prag,  Brfltui,  OraX)  Triest, 
Lcmbeig. 

Die  Yorordnung  der  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen 
vom  24.  Oktober  R,  Cr.  B.  249  iiln  r  die  Exekutionsfiihninp  auf 
öfTenilii;he,  auf  bestimmte  Nameri  l,iiit<Mnle  oder  ilmxh  Vinculieruiig 
füi'  einen  bestimmten  Z\ve<"k  gew  idinote  Uliiigationen. 

Die  Verordnimg  sämtliclier  Minist  M-icn  vom  24.  Oktobei'  Ii.  Q.B. 
250  ülx»r  Ex'  kutionsfniuung  auf  F(»nl'  iuimv'n  an  das  Arar  oder 
einen  unter  öffentlicher  Verwaltung  stehonclen  Fouds. 

Die  Verordnung  der  ^linister  der  Justix  und  der  Finanzen  vom 
24.  Oktober  1897  R.  0.  B.  251  fiber  die  Beluuidlung  von  freiwilligen 
Pfondbcstdlungen  oder  Cessionen  hinsichtlich  der  gegen  den  Stoati»- 
schatz  zustehenden,  bei  staatlichen  Kaesen  zahlbaren  Fonleningen. 

Die  Vt  lurdaung  der  Ministerien  der  Justiz,  des  Innern  und 
des  Handels  vom  3.  DczouiUr  1897  R.G.B.  280  botrofTond  den 
Xacfiweis  des  IJeti  i'  b'  S  eines  Handelsirew  ( rltos  /iiiii  Zwucke  der 
Feststellung  des  Gerioiitsstandes  des  Erf üllunffsorte»  (§  88  J.  N.). 

Die  Justiz-Minist.- Verordnung  vom  9.  Dezeinljo:  R.  0.  B.  282 
betreffend  das  Verfahren  in  streitigen  Angelegenheiten  (Äufi-etht- 
b;dttmg  des  bisherigen  prinzipiell  ini{tnsi torischen  Ver&direns  laut 
üofdekret  vom  23.  August  1819  J.6.  S.  1595). 

Die  Justiz-Bfinist-Yerordnung  vom  11.  Dezember  R.C1.B.  293 
enthaltend  einen  neuen  Tarif  fOr  Advokaten  auf  Grund  des  Q^tzes 
vom  26.  März  1890  B.O.B.  58. 

Die  Justiz^KinistVerordnung  vom  13.  Dezember  1617  R.G.B. 
284  betreffend  die  Befreiung  der  ungarischen  Staatsangehörigen  von 
der  Sicherheitsleistung  für  Prozosskosten. 

Die  Justiz-Minist.-Vei  'i'lnung  vom  l.'i.  De/.emlier  KV  G.B.  2H5 
betretfend  Exekution  auf  Gnind  vou  in  l  ngarn  erncbti  i. n  Akten. 

Di«^  Justiz-Minist.-Vorordnung  vom  15.  Dezeml)er  K.G.B.  286 
betreffend  Exekution  auf  Gnmd  von  in  Bosnien  und  der  Herze- 
gowina errichteten  Akten. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  26.  Dezember  R.G.B.  305 
samt  DurchfnhningB^Veronlnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und 
der  Justiz  vom  28.  Dezember  1897  betreffend  die  Abftndcning 
einiger  gesetzlicher  Bestimmungen  über  die  Oeriehtsgebüluvn  (Er- 


Digitized  by  Google 


—    7ö(J  — 

holmng  lies  l'iotoknUstcuipclB  von  3(i  auf  50,  Aiifhebuug  des 

Kubrikonst«'!!!!»-  !s). 

lJuzu  kuuiiiK'u  dio  Justizmiiiisterialvoroi-dming  vom  10.  De* 
zomhor  1S07  R.G.B.  287 — 290  flbor  die  Zwanprsvoll.stiwkung 
(luutschoi,  iialienischor,  lichtensteinisclier  und  Kuiituu  Wiiadtisolicr 
Urteil(\  endlich  ruinäuit^hci  Ifteilo  vr.in  .'iO.  Dezoinlif^r  H.  0.  B.  309 
bczioliungi^woisc  über  die  r»M'ipri)k  au\v\iulbaien  Wirsehiiftcii  «ler 
giMiaiintfMi  St^;^te^  für  Zwaiigsvollfstreckiuig  auälilndiscber  Uileilo  — 
und  die  .lustizniinisterialvuronlmiiii:  vom  20.  Dozombor  18H7 
H.G.B.  303  b'^tT-offend  das  Üben>iiikuimii<ii  mit  licuUst  idand  wegf-n 
B«'fi'eiung  «ler  beidfi^seitig**!!  Stiiatsangehriiim:"!!  von  dor  Sicherheits- 
leistung tür  i^ozeeskoäten,  welchü  Yorj»chriftcn  sckoii  bub  1  citiert 
wonlen  sind. 

Zusaiuinon  33  Stück  Vorordnungen  mit  ca.  2000  raragraphrii! 

Schon  im  vorjähngen  Kefemto  wurde  —  von  gewiss  dem 
neuen  ( 'ivili>roy.ess  höchst  wohl  wcdlender  Seite  —  betont,  dass  gleich  «lie 
erste  der  hier  citierteu  Verordnungen  einige  AbänderuDgen  «^''c 
Civil|irozcssordnnng  entliält.  Dies  ist  leider  auc!»  rück  sichtlich 
einiger  weiterer*)  als  blosse  VoUatreckuncf! Vorschriften  beabsit-btigter 
Verordnungen,  insbesondere  aber  der  Fall  mit  der  kurz,  vor  Jahnas- 
8phlu88  publizierten  (in  obiger  Masee  nicht  mitgezähltem) 
wortung  von  Fragen*^,  wek^e  dem  Justazministerium  voi^i^ 
wuiden.  Wer  sich  durch  alle  voroitierten  Yerardnimgen  durchge- 
arbeitet und  ao  vemeintlich  ein  Anrecht  erworben  hatte,  das  Deoe 
Prozessrecht  zu  kennen,  mochte  ebenfalls  die  in  dieser  „^^^ 
wortiug  von  Fragen**  mitenthaltenen  Gutachten  des  k.  k.  Ot9ersteii 
Geriuhtshofes  als  eine  wiUkommene  Belehrung  oder  doch  als  ^ 
der  allgemein  anerkannten  Autorität  dieses  h(Scbsten  Tribunals 
gerne  accoptierte  vorläufige  Lnsung  einiger  der  allerdings  sehr  v^' 
reichen  Zweifel  begrQssen;  —  aber  Kabinetsordres  aus  dem  JotAiz- 
ministerium,  von  welchen  ungeachtet  aller  vielleicht  sogar 
gemeinten  Yerwahnmgen  des  Klein*schen  Ateliers  klar  ist,  da^  ^ 
den  auf  ein  ganzes  Lustrum  hinaus  der  vollsten  administc^^^^^" 

')  Als  in  toto  eine  Überschreitung  der  Verordnungsgewalt  invol  vi^rend 
wird  aufgofaBSt  di»;  das  Venseheu  in  streitigen  Ehrenaiigdegenheiten  r^^''''°*''^ 
Vt-rordnunf^  vom  ",  T)(>ztM)iKer  ISi'T  f?.  G.  B.  781.  Dieselbe  ist  nict^""' 
Berufung  auf  §  1 1  Uuö  btaatbgruuügüäätzes  über  die  fieioliävertretLi^i>  ^' 
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WiJlkilr  ausgcliefertoi  JinÜBbeamten  noob  heiliger  sein  worden  als 
das  Gesetz  —  das  mtisste  den  letzten  Rest  von  Illiiftion  zci-storen, 
als  könne  eine  ehrliche  wissenschaftliche  Durchai-ljeitung  des  neuen 
Rechtes  auf  die  Förderung  ,,hßhei-en  Ortes"  rechnen. 

^\'aH  luin  die  zumoist  das  Detail  der  Ocscliüftsfülirunp:  mit 
grimdstüizendem  Kadikaliäuiuis  neu  legoliiiic  ( M'sclulftsr>nlüuiig  und 
die  weiteren  Verowlniingen  selber  anlangt,  m  ist  untoi-  Riohtem 
und  Ainviilt.Mi  die  Bostflr/.ung  fdier  die  Eliminierung  unsenvs  altt-n 
Kiiir.'ichungsprot'ikuiles  <  iti<'  aIl;t;oniu!ne.  Wahrend  man  /..  B.  na<'h 
M Ittel liinp;en,  die  dem  Heieieiiten  vor  2  Jahren  per?^r>nlich  in  l^'iji/it,' 
goinaeljt  wiirdon,  dort  auf  die  Kinfiihninir  dieser  alt<>sterreichifichen 
Institution  holTte,  wurde  liier  ein  kompliziertes  für  die  grosse  Mehr- 
heit der  Kanzlei beamten  nur  schwer  verständliches  System  von 
^fassregeln  ersonnen,  um  das  Einreiehungsprotokoll,  dieses  fast 
kostenlose  Mittel,  leichter  und  schneller  Orientierung  bei  Gerieht  zu 
eliminieren  und  —  in  der  Theorie  — '  m  enetxen.  Dies«;  eine 
Neuerung  allein  schon  kostet  bisher  und  wird  weiterhin  der  öe- 
richtskanzl.  i  mehr  Zeit  kosten,  die  auf  die  Suche  von  Akten  auf- 
geht, als  di6  Führung  des  alten  Mnreiclnmgsprotokolls  mit  samt 
der  Begistnitur.  Was  der  Riofater  etwa  durch  die  handliche  Zu- 
sammenfosBunif  der  Akten  einra  Prozesses  in  sdnem  Bureau  gegen- 
über der  frfiheren  Einrichtung  an  Zeit  und  Bequemlicbkeit  gewinnt, 
das  geht  mehrfach  auf  mit  der  Arbeit,  die  ihm  erwachst,  eine  auch 
nur  leidliche  Ordnung  in  ,,eeiner*'  Qerichtshanzlei  aufeecht  zu  er- 
halten. Die  6w6chentliohen  Gerichtsferien  bedeuten  weder  fOr  die 
Richter  noch  für  die  Anwälte  einen  Urlaubsgewinn;  wohl  aber 
Schoppen  sich  nach  Ende  derselben  die  Geschftfte  slOrand  an  und 
durch  die  zahlreichen  Substitutionen  entstehen  weitere  IGssliehkeiteo. 
Sollen  die  Gerichtsferien  neuen  Style  beibehalten  werden,  dann 
mOseen  me  auch  auf  Bagatell-  und  Wecbselsaehen  und  alle  Ezekutions- 
Sachen,  mit  Ausnahme  der  sicherstellungsweiBen  Pfibidung,  ausge- 
dehnt werden.  Den  schwer  empfindbaren  Formalismus  und  die 
Pedanterie  in  Haupt*  und  Nebendingen  wollen  wir  keineswegs  in 
Bansch  und  Bogen  venirteilen.  Soll  der  neue  Frozess  nicht  wieder 
in  die  alt  ausgefahrenen  Bahnen  sich  verirren,  so  muss  mit  Energie 
auf  die  Einiialtung  auch  gewisser  Detail voi-schriften  gedrungen 
wenlen,  welche  dem  neuen  Verfahren  wesentlich  und  nicht  an  sich 
verfehlt  oder  zwecklos  sind. 
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Die  Qerichtdnspektoreii  ecfadnen  f  reüich  letztere  ESnBchr&nkuog 
gans  wibeachtet  zu  lassen  und  nur  mit  Fonnalieii  und  Fonnu Janen 
aidi  zu  befaaaen. 

Trotz  der  Qericbtsinspektoren  weiss  sich  aber  die  Piwus  Aber 
so  manche  Sohmilen  hinwegzuhelfen  und  einige  absolut  undurch» 
führbare  Ideen  (vorzfiglich  auf  dem  Gebiete  der  ExekutimsordDungt 
z.  B.  dass  unter  keinen  Umstftnden  eine  Feilbietung  sistiert  werden 
dOrie)  scheint  man  nun  auch  an  massgebender  Stelle  denn  doch 
schon  als  solche  erkannt  zu  haben.  Da  die  Grandzflge  der  OitiU 
prozessordnimg  an  Bich  richtig  und  zumindest  gegenüber  dem  alten 
I'rozess  in  allen  eigentlichen  Stroitf&llen  ein  unleugbarer  Fort^diritt 
sind;  so  lä.s.st  sich  immer  hoffen,  dass  unnore  Justiz] »flöge  »ach 
einigen  Jahren  nicht  nur  für  die  weitaus  ülx'rwi.'t^eiMlo  blasse 
liquider  Re<  ht.ssu:hoii  kuslbpie liger,  sondern  auch  im  Ganzen  Vjesser 
sein  wild,  als  vor  «Iimu  1.  Januar  1S9S. 

Die  Schäik-n,  welche  wett  geroaclit  werden  sulien,  sind  gro» 
Die  offiziöson  Agenden  mussten  ültorall  hintangesetzt  wenlen.  Auch 
im  Justi/,niinist»  i  ium  sflbor  fand  man  begreiflicher  Weise  für  "^ÄCiiig 
Anderes  Zeit  als  für  den  < 'ivilprozess. 

Nur  gelegentlich  wurden  einzelne  der  uliriL'^on  iioohtrtgci'lii-le 
gestreift.  So  hat  zufolge  Verordnung  des  Uesamt-Ministeiiwni^ 
vom  30.  Juli  l^f)7  R.O.B.,  wonach  das  Oesetz  vom  30.  Ä.^igu6i 
1891  ab  1.  Januar  1808  in  Wirksamkeit  tritt,  von  diesem  Tage 
an  das  paritätisclie  Konsulargericht  in  Konstantin opel  als  a  weite 
und  letzte  Instanz  die  österreichische  Gerichtsbarkeit  im  g^mn 
Orient  auszuüben. 

Die  gegenseitige  Auslieferung  gemeiner  Verbrecher  (über 
welchen  Begriff  je  in  concreto  der  ersuclite  Staat  zu  entscii.ei<l<'ii 
hat  —  Art.  III)  wird  durch  den  sub  I  1  citi-  itcn  Staatsvtirtrag 
mit  der  Schweiz  vom  10.  März  1896  geregelt,  ein  modus  vivendi 
in  Patent-Marken-  und  Mustei-schutz-Angelegenheitcn  duali-  «üc 
gleichfalls  sub  I  1  erwähnte  Konvention  mit  Bulgarien  vorbenütet. 
Die  strafprozessuale  Neuerung  der  «^trafkarten*^  und  Zuw^isnog 
ihrer  Eridenzhaltung  an  die  Staatsanwaltschaften  wurde  gelegeutli^^i 
der  oben  zitierten  neuen  Geschäftsordnung  ffir  die  Staatsanwalt- 
schaften ddo.  5.  Mai  1897  RG.B.  114  verfOgt 

Sehr  eingreifend  gestaltete  sich  die  rein  administrative 
Thfttigkeit  der  Justizverwaltung.   Der  seinerzeit  viel  be* 
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sprochcne  Plan  der  Kroiruiig  von  „Justizrätou",  welolie  freudigst 
zu  begiüssen  wäre,  wenn  dadurch  nicht  bloß  ein  Kr»dor  zur  För- 
derung des  Strel>ertums  im  Anwaltstande,  sondern  für  (A  iitral-  und 
Landesregierungen  ein  liier  sehr  wünschenswertes  Analogen  der 
sonst  so  zahlreichen  fiu  liniännisclien  Beiräte  geschcaffen  worden 
sollte,  —  wurilo,  wie  es  scheint,  fallen  gelassen.  Die  österi-eichischo 
Anwaltschaft,  welche  von  jeher  sich  o]>ferlrcudif?  boreit  zeigte,  an 
der  Ges*^t'/efbuiigs;u'beit  unentgeltlich  mitzuarbeiten,  wird  also  auch 
wcitorliiii  dir  hirmi-chisclicn  Justizverwaltung  fcriu'  bleiWn,  in 
N\<'1(  lu  i  ufben  richterlichen  Beamten  ledisrlich  der  an  sich  er- 
wünschte, aber  dui-ch  seine  o inseitige  Exklusivität  oft  genug  ver- 
liängnisvolle  Kiidluss  des  Katln  dere  sich  geltend  machon  soll. 

Verhältnismässig  gering  sind  die  Änderungen  in  der  Kiiitcihmg 
der  ücrichtssin-engel :  2  neue  Kreisgericlite  (Selienico  luid  Stry), 
4  neue  Bezirksgerichte  und  eine  praktische  Umgestaltung  der 
Wiener  Bezirksgeiichte  (Bezirksgericht  in  Stcafsachen  iflr  die  sämt- 
lichen alten  Stadtbezirke),  das  ist  Alles,  was  in  dieser  Bichtung 
geschab. 

üm  Bo  gewaltiger  wurde  der  Personalstaad  sAmtlicher  (Berichte 

I.  Instanz  vpriindert. 

Uns  ist  nicht  bekannt,  dass  vor  1898  unter  oder  gar  über 
dem  alten  Frozessgesetze  ilberall  so  arger  Schlendrian  geherrscht 
habe,  dass  nur  das  radikalste  Aufiftumen  mit  dem  Bestehenden, 
die  Versetzung  aller  Beamten  oft  vom  Bezirksrichter  herunter  bis 
zum  letzten  Kanzlisten  Aussicht  auf  Erfolg  versprach.  Kau  kann 
aber  in  solchen  Dingen  der  Justizverwaltung  schwer  einen  Yoi^ 
wurf  machen;  ae  hat  sich  ja  auch  wohl  die  allgemeine  inner- 
politische  Situation  nicht  eigens  ausgesucht 

Sehr  zur  Unzeit  fflr  das  Ganze  wurde  (wie  schon  im  letzten 
Berichte  geUagt)  die  Cnabh&n^gkeit  des  Bichterstandes  suspendiert 
und  die  freie  Stellung  des  Anwaltstande»  in  jeder  Beziehung  neuer- 
dings beengt  Eine  Periode  emster  Prüfung  ist  über  unser  schönes 
Vaterland  hereingebrochen.  Indessen  wir  hegen  die  Hoffhung,  dass 
Österreich  in  dem  Kampfe  gegen  den  Feudalismus  sich  stark  genug 
erweisen  werde,  diese  Periode  zu  flberdauem.  Diese  Hoffnung 
beruht  wesentlich  in  der  Stärke  der  Dynastie,  in  der  noch  immer 
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nicht  erachQtterteD  Liebe  und  Anhänglichkeit  des  dentechen  Volltes 
in  Österreich  zu  Kaiev  und  Reich,  wie  sie  wieder  soJAsslich 
dea  Hinscheidens  der  allverehrton  edlen  RuBerin  und  KGoigin 
BUsabeth  sich  mit  elementarer  Gewalt  offenbarte. 


b)  Literatnr. 
I.  Reelitowitaeitcliaft. 

Referent:  Dr.  AlexiMder  Nicoladoal,  Hof-  und  Oericbtsadvobt, 

Lins  a.  D. 


Diu  juri8tisclic  Literatur  <1os  Jaliie.s  1897  in  OsUjircicli 
Hilter  dem  Zeichen  der  tipiumi  Uc.setzo.  T)io  Civil prr>7.ossnr(l  iinng, 
die  Jurisdiktioii^nomi .  (lio  Kxekntionsonliumg  isamt  KinfüliiMiiigs- 
gos.tzon.  Oespl/  vom  1.  Auf^ust  1895  Ko.  110,  III,  113  R.G.R, 
Gesetz  vom  27.  Mai  1890  No.  79  R.G.B,  und  das  Gesetz  vom 
25.  Oktober  189(3  No.  220  R.G.Bl.  betreffend  die  direkten  Personal- 
Steuern  waren  es  vor  allen  Andern,  welche  schon  aus  praktif=<'^i?in 
Beclürfniase  zu  einer  Besprechung,  Erläuterung  und  KritaJc  it^i^u^- 
forderten. 

Der  wissen s(  liaftli(rlie  Wert  aller  dieser  kommentatori  fecl»*"» 
Schriften  ist  in  der  K'  gol  kein  bcsnndei"s  hoher.  Schon  die  Jiörte 
der  Zmtf  welche  die  für  die  Fraxiä  berechnete  Bestimmung  solcher 
komraentatorischer  Sdiiiften  zu  deren  Verfassung  gestattete,  ve^ 
hinderte  in  der  Regel  ein  tieferes  wissenschaftliches  Durohdri»geB 
des  Stoflbs. 

Nur  wenige  Arb«ten,  insb^ndeie  solche  Aber  spezielle  ITrsigeo, 
insbesondere  des  CiTilprozessiechtes,  erheben  sich  Über  den  0twch- 
sohnittswert  einer  durch  das  momentane  praktische  Bedürfnis  e^ 
zeugten  liteiatur. 

Wir  geben  in  Nachstehendem  einen  grösseren  Teil  der  im  %Avi6 
des  Jahres  1897  in  Österreich  erschienenen,  von  Qeterreichischeii 
Juristen  yerlassten  Werke  privat-  und  OffentliGh-rechtlichen  Inlisltes 
ohne  den  Anspruch  zu  erheben,  damit  ein  vollständiges  Litei^tiv* 
Verzeichnis  geliefert  zu  haben  und  gestatten  uns,  denfenigen  cfieser 
Werke,  welche  im  juristischen  Publikum  eine  grossere  Beachtung 
gefunden  haben,  einige  kiurze  kritisdie  Bemerkungen  zu  widraeü. 
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1.  dviliiffoseflsrecht 

Dr.  Max  SohuBter,  Bonoth:  GstarreicliiBohes  Civil' 
prozessrecht,  m.  Auflage,  Manz.  Eine  systematische  Dar- 
stellung von  pi-ägnanter  und  klarer  Ausdruckswelse,  fttr  deren  prak« 
tische  Brauchbarkeit  die  TerhUtnismässig  grosse  Zahl  der  bereits 
oschienenen  Auflagen  spricht. 

Dr.  Otto  Urban:  Verfahreu  nach  der  neuen  ''ivilinozess- 
ordnuiig  in  Bcisjiif^len  (larereptellt :  1897,  Bölimiseh-Loipa,  ho]  Jolmnn 
KOiiBtner  (erschien  auch  in  italieuisclier  Üboi'sctzung  bei  Wagner, 
Innsbruck). 

Dr.  Georg  Neumann:  Kommentare  zu  den  Civilprozess- 
gesetzen.  Eingerichtet  fttr  den  Gebrauch  des  Bichters  und  An- 
waltes.  Mans  1897.  Dr.  Georg  Neumann's  Kommentar  ist  eine 
wissenschaftliche  Arbeit,  welche  die  literatur  und  die  Bechts- 
sprediung  des  deutschen  Civilprozesses  in  verstflndlicher  Weise 
benützt  Die  einer  Erklftrung  und  Entscheidung  bedürftigen  Stellen 
der  Österreichischen  Civilprozessgesetze  sind  mit  Geschick  heraus- 
gefunden,  die  daraus  sich  ergebenden  Fragen  durchgeh^ds  mit 
Verstftndnis,  wenn  auch  nicht  immer  unanfechtbar  gelOst.  Überall 
schwebte  dem  Verfasser  die  Gestalt  des  neuen  Yer&hiens  in  der 
Praxis  vor.  Neumann  ist  ein  Bewunderer  des  kommentierten  Ge- 
setzes und  zwar  vielleicht  mehr  als  dies  eine  objektiv  kritische 
Betrachtnng  gestattet 

Dr.  i' 1  i t'tlrich  Stein:  Über  die  biiiik'iulo  Kraft  tier  riditor- 
licheu  Entscheiduijgeu  nach  der  neuen  Civiljjimessoixlnuug; 
.Man/.  Iö97. 

Dr.  Hugo  Sehuurr:  Die  ( "ivilj)ro/,rssordnung  und  Juris- 
diktionsnonn  samt  Einführungsgeselz  mit  Erläuterungen,  IL  Auflage, 
Manz  1897;  in  italienischer  Übersetzung  bei  Wagner,  Innsbruck. 
Ein  Buch,  das  viel  mehr  ist,  als  es  versitricht.  Die  dmi  Gesetze 
beigefügten  Erläuterungen  in  ihrer  Gesanitlieit,  iusbefionders  durch 
die  Nebeneinanderstellung  der  systematisch  y.n  einander  gehörigen, 
im  Oesetze  aber  getrennten  Bestimmungen,  ilio  iiu  ld  selten  scharf- 
sinnige Auslep;uii[r  des  Gesetzes,  welch'^  sii  h  iu  der  li*?gel  auf  die 
Debatten  in  den  beiden  Häusern  «Ks  Hrichsrates  und  im  Civil- 
proseesaiisschusse  stützen,  haben  das  Buch  zu  einem  legelrediten 
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Kommentere  herau^ebildet  und  raachOD  es  m  einer  der  imstr 
benfiteten  Ausgaben  der  neuen  Proses^ieBetse. 

Emauuel  Stross:  Das  Verfahren  vor  dem  Gerichte  in 
I.  Inatans.    Mnnz  1897. 

Dr.  Carl  Schwarz:  Ezaminatorium  der  CiTilproieasordining. 
Hana  1897. 

Dr.  Leo  Geller:  Ocftetz  betreffend  die  Einfahrun^  von 
Gewerttegerichten.    1897,  Moria  Perlea. 

Dr.  Carl  FQrstl:  Die  neuen  Oatern^ichiachcn  Civilprozesa« 
gesetae  n.  &  w,    1897,  Moria  Perles. 

Dr.  Josef  Trutter:  Das  (toteireichiache  CivilprozessriTcht  in 
systematischer  DaratoUung.    H  Teil.    Wien  1897. 

Dr.  Josef  Eckstein:  Die  Gmndsätao  der  Zwang8Tollstred:aDg 
u.  8.  w«    Fmg,  Johann  Brondeis  1897. 

Dr.  Hanns  8 perl:  Veminbarung  tlor  Zuständigkeit  und  des 
Gcriclitsstandes,    Gmz  1897. 

Zu  jenon  neuon  Bestimmungen  der  mit  1.  Januar  1898  io's 
I>'lM*n  getivtenen  Civilprozessgosetzo,  w«'l(h<»  insbesoiulers  vo»  Sölten 
der ILuidelawelt  die  lu'tti->te  Oji|Mt8ition  hervoru-eniffn  haben,  j^-^^höien 
die  Vorschrift«'!!  dei'  .lui  isdit  tiunbiionn  übci-  das  foniiii  contint^tits. 
iJ;di''U  sie  dü<-h  mit  ilirem  allzu  änt^th'chcii  l'>r-ti'  l'tin,  jt'iie  zweif'M- 
loM^ii  >fiss8tünde.  welehe  die  ei«  ^laluinj_^  der  Gtllendm.Hcliur  if; 
Fordmingi'H  Ix  i  liom  Gonclit»'  dos  auisdrürklieh  oder  stillst  lt\v<-'i!;^»'l 
vrUMiiliai-ten  Zahlungsortes  hi'ilici^efrdirt  haln'ii,  diiizlicfi  zu  best  'itig'^iK 
die  Jiesurgois  der  Schüdif^ung  hr-imditigtcr  UandeJ-s-  uud  Vex'iehi-s- 
interessen  allgeiut  in  wachgenift  ii! 

Da.«  Ererlieiiieu  eines  ilu»  lies,  welehes  die  darauf  bezüi^lit  lit  n 
Heclitfifragen  in  gewissenhafter,  von  grosser  Gelehi-tsanikeit  zeuj^rend'T 
imd  doch  den  Stand])unkt  des  Pi-aktischen  ineinals  verleug-neiidiT 
Weise  lieliandelt,  erffillt  demnach  wirklieh  einen  kommentatei'is«'»*'" 
Zweck  und  war  um  so  mehr  zu  l>egr088en,  als  die  Abschwü*  hung. 
welche  eine  in  ihrer  Ges<>tzmll8sigkeit  mit  Kecht  iingcfochteiüN  w 
ihrer  Zweckmitssigkcit  erwAnschte  offizielle  Auslegung  jenef 
Stimmungen  zu  teil  wenlen  liesB,  sicher  nicht  zum  geringsten  Teile 
auf  die  Ausführungen  dos  bespnxihenen  Buches  zuriickzuffdjrt'n  ist 
Dadurch,  dass  der  Verfasser  die  allgemeinen  Fragen  der  Vomii?- 
setzung  von  der  Lehre  der  Provokation  und  die  Probleuie  der 
ZustiUidigkeitslehre  einer  viasenschafttiehen  ErOrtenmg  uutenog, 
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dass  er  in  einer  intereaBaat  goflohriebenen  Einleitung  das  rOmische 
und  das  gemeine  Recht  sowie  die  geltende  deutsche  CivilprOKess» 
oidming  snr  Teigleiohnng  bemnaieht,  und  auch  der  teterreichjsclicn 
Rechtsentwicklung  die  gebührende  Aufme^samkeit  zuwendet,  ragt 
die  Monographie  weit  fiber  die  Gattung  einer  vom  praktischen  Be- 
dürfnisse diktierten  Oelegenhdtsschrift  hinaus  und  nimmt  einen 
ehreiiToUen  Pktz  in  der  Österreichischen  joristisoheii  Literatur  ein. 

Dr.  N.  Eppstein:  Die  Gmnd^txe  der  neuen  Civilprozoss- 
ordnung;  populär  daigestellt    Wien  1897. 

Dr.  Arnold  Pollak:  Kurse  Darstellung  des  ordentlichen 
Prozessganges  nach  der  neuen  CivOprozessorduung.  Pi-ag,  Johann 
Brandeis  1897. 

Dr.  Emerich  Brettenhofer:  „Welche  der  beiden  streitenden 
Parteien  hat  das  Gericht  im  Falle  des  §  398  CivUprozesjSordiuuig 
iiutor  Eid  zu  veriiehiiien?"    Wien  1897. 

Dr.  Emil  Blumen  fehl:  Das  Bagatellverfahren  nach  der  neuen 
Civilpn^zessoitliiuup:.    Wien,  Leipzig  1897  u.  s,  \v. 

Hugo  Y.  Baizberg:  Mustcrprozesso  IL  Wien,  Moriz  Perlea 
1897. 

Dr.  Bert  hold  Beck:  10  Al)haii(lliingen  zum  neu<ii  öster- 
reichischen Civilprozesse.    Wien  1897.  X.  Auflage,  Moriz  I'cries. 

Eine  mit  ebensoviel  fleist  «ils  Malici'  i;t>chri«-l>one  Kritik  ili  i" 
neuen  f 'i\il[,ii)/<'S>gest'tzo.  ihnrh  wclrli.'  finc  Jiciiie  von  zum  (iioss- 
teil  diuxli  nacliliVsige  Ti'xtixnlaktion  begründeter  Mängel  deisflben 
aufgedeckt  und  iiirr  Folgen  für  die  Praxis  wenigstens  bei  buch- 
stäblicher Auslegtujg  beleuehtet  wenlen.  Das  Buch  hatte  eine 
Reihe  offizieller  und  nicht  offizieller  Entgegnungen  zm-  Folge, 
Es  ist  ]edo<-h  diesen  Entgegnungen  viel  wenig«^r  gelungen,  die  von 
B«^ck  aufgewoi  fcneii  Bedenken  zu  zei-strcuen,  als  der  QorichtspiBxiS) 
welche  der  logisciien  Argumentation  selbst  dort  zur  siegreichen 
Anwendung  verholfen  hat,  wo  sie  mit  d*  in  Ibiehstaben  iles  Gesetxcs 
nur  gewaltsam  in  V  berein  st  immtmg  gebracht  werd(Mi  konnte. 

Zu  initei-suchen,  in  wie  weit  diese  in  Österreich  nicht  neue 
Praxis  dem  Ansehen  der  RechtspAege  geschadet  hat,  ist  hier  nicht 
der  Ort. 

Dr.  Carl  Frühwald:  Handbuch  fflr  die  Civilgerichtsthfttigkeit 
der  k.  k.  Bezirksgmichtc  nach  den  neuen  Prozessgesetxen.  Wien, 
Manz  1897. 
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Dr.  Heinrich  Kats:  TabeUarisohe  Übersicht  der  ÜbeigaiigB- 
bestimniiuigen  tu  den  neuen  CmlproKesageeetxen.  Wien,  Karl 
Eonegen  1897. 

8.  östeneicfaisehes  Privatfecht 

Dr.  A.  Pittreich:  Blascfakes  Eri&utemng  dea  HandelageBeti- 
buches.   (Neu  bearbeitet  Wien  1897.) 

Dr.  Emil  Stein bach:  Rechtsgeschäfte  der  wirtschaftlichen 

Organisation.    Manz  1897. 

Der  lii'kaiiiite  \'erfa><cr  fas>t  uiit»'i'  nopirlit.^iiiiiikto  ilo-» 

Zwoi  kes,  der  Ergänzung  der  wirtM-haftlielK'ii  iVisrmlii  hk»-it,  der 
Tei-son  als  Siiltjekt  der  Wirtsrhaft  ein^»  R^:'ihe  Y(mi  Voitril<ren,  so 
den  Oes:ellschaf tsvertrag,  die  Vollmacht  und  den  Heaiiitouvcrtrag 
zusammen ;  letzteren  grenzt  er,  u.  z.  sowohl  den  ße;miten vertrag 
des  öffentlichen  als  des  Privatrechtes  scharf  von  der  Dien.stmitte 
und  dem  Mandate  ab  und  sieht  sein  wesontlielies  Moment,  welches 
er  auch  iu  beschränkter  Ausdehnung  mit  dem  Gesellschaftsvertrage 
gemein  hat,  darin,  dass  die  durch  ihn  begründeten  Bechte  und 
Pflichten  nicht  vom  Standpunlite  dos  egoistischen  Interesses,  sondern 
vom  Standpunkte  der  Treue  zu  beurteilen  sind. 

Von  diesem  Qesichtspunkte  aus  erscheint  auch  das  Oehalt 
nicht  als  eine  Äquivalente  Entlohnung  geleisteter  Dienste,  sondern 
vielmehr  als  eine  durch  die  Inanspnidinahme  der  ganzen  PersGn* 
lichkeit  geforderte  Verpflichtung  zur  Bestreitung  ihres  Unterhaltes. 

Schliesslich  zieht  Steinbach  einige  andere  nicht  vertrsgs- 
mässige  RechtsverhftltnisBe  heran,  dte  zu  Shnlichen  Bechtsiust&nden 

fflhren,  so  die  Vormundschaft,  die  Curatell,  die  baushenrliohe  Gewalt, 

die  Vennr.gt  iis- Verwaltung  juristischer  Personen  u.  s.  w.  Die 
Itekannte  knapi)e  Diktion  des  Verfassers,  geistreiche  Gruppierung  und 
scharfsinnige  Durcluh'ingiuig  des  Stoffes,  die  Vertrautheit  mit  den 
Reehtsfoniioii  des  nioderncn  Wirtscliaftslebeus  zeichnet  auch  diese 
Schrift  vorteilhaft  aus. 

R.  Hast  her:  Das  eheliche  Uüteii'ccht  im  interuationalen 
Privatrechte.    1897  Manz. 

Dr.  Paul  Steinleehner:  Das  schwellende  Erbrerht  und  die 
Unmittelbarkeit  der  Erbfolge.  II.  Teil.  Innsbrack,  Wagner'ache 
Universitftts-Buchhandlung  1897. 
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Dr.  Josef  Fri  edläoder:  Wecfaselordniing  11.  s.  w.  XI.  Bd. 
n.  Abttg.   3Ianx  1897. 

Dr.  Anton  Riehl:  „Die  Spnichpraxis'',  Revue  üW  die 
Reohtsspreehung  in  don  ol)ei-sten  Instanzen  der  im  ReidisiBte  ver- 
ti-eteiien  Königreiclie  mul  Länder.  I. — VI,  Heft,  XIV.  Jahrgang. 
Wiener  Neustadt  1897. 

Dr.  Max  Schuster  und  Dr.  f'arl  Schreiber:  .Stubenvolls 
Ktniiuientar  xurn  liürgerlicheu  ücseUbuch,  VIL  Auflage,  XL  Liefe- 
mng,  1897  Wien. 

Dr.  Julius  Seh oberleitner:  Der  Zufall  im  Straf-  und  Civil- 
prozessrechte;  Wien,  Monz  Perles  1897.  Ein  wert;voUcr  Beitrag 
znr  Refoim  den  Schadeneisatzrechtes  im  Sinne  der  Ausmerzung 
oder  doch  Einschi&nkung  der  Schiildtheorie,  welche  insbesondere 
in  der  Osterreichischen  Geriditspmxb  seit  einem  Jahrhundert  eine 
nnheilvolle  Rolle  spielt  Sdioberleitner  loacht  in  erschöpfender 
Weise  auf  alle  jene  (Jsterreicliischen  Oesotzesbestimmungen  aufmerk« 
aaro,  welche  die  beiden  Kardinals&tze  des  üsterreichisdien  Schaden* 
ersatzrechtes ,  dass  nur  ein  aus  Verschulden  entstandener  Schaden 
vertreten  sein  muss,  und  dass  derjenige  keine  Verantwortung  trUgt, 
der  inneriialb  der  gesetzlichen  Schranken  von  seinem  Rechte  Ge- 
brauch macht,  als  keineswegs  ausnahmslos  geltend  erscheinen  lassen. 

Dr.  Ernst  Dcmelius:  Das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen 
nach  ßeterreichisdiein  bürgerlichen  Rocht.  «.Mit  besonderer  Berück* 
sichtigun^  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutBche  Reich. 
Erste  Abteilung.    Wie>i,  Hramnuller  1897. 

Dr.  (iiov.uiai  I'ae(;hiuHi:  J  Contratti  a  favore  di  terzi  secondo 
ii  diritto  roniauo  e  civile.    Wagner,  iiuisbruck  1897. 

8  Strafrecht  und  Strufprozess. 

Dr.  Max  Ki>l.  r:   Du-  Form  im  Sti-?»f{)roz<'sse.    Wien  1897. 
F.  K.  KatUeuau:  Die  Lehre  vom  fortgesetzten  Verbrechen. 
Mauz  1897. 

Dr.  M.  Pfenuinger:  Der  Begriff  der  Strafe.    Münz  1897. 

Carl  Zappe:  Grundzflge  des  Milit&r^Strafrechtes.  Selbstver- 
lag des  Verfassers  1897. 

Es  geschah  in  einer  der  Verhandlungen  der  deutschen  Landes- 
gmppe  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  in  München, 
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(PÜDgaten  18^6),  dass  einer  der  Referenten  die  Anrieht  aussfiniebf 
dass  die  nicht  über  allen  Einwand  eiiiabene  Redaktion,  welche  der 
deutsche  MilitSrstmfprozeea  soeben  zu  eriialten  im  BegrifliB  ist, 
nicht  zum  Geringsten  den  geringen  Kenntnissen,  welche  auch  der 
gebildete  juristische  Laie  von  dem  Militftr-Strafiedite  und  HOitfr- 
strafprozesse  hat,  zuzuschreiben  ist,  um  daran  die  Forderung  zu 
knflpfen,  dass  die  Pflege  dieser  Doktrinen  in  dem  Plane  der 
juristischen  üniversitfttastudien  einen  brdteren  Platz  finde.  Von 
diesem  richtigen  Standpunkte  aus  wäre  bb  freilich  zu  begrilssen, 
auch  in  Österreich,  in  weldiem  Staate  die  Militäijiistiz  auch  nidit 
den  geringsten  Anfoixierungen  an  eine  moderne  Stnifrechtspflego 
entsju'ielit,  das  Militärstrafrocht  und  der  MiIitiU-8traf[iiü/.es.s  oine  ein- 
gehende  Diirstellting  vom  wisüOu.scliaftliLlu'ii  mid  praktischen  Staud- 
punkt'" ans  erhalte. 

/a]»i>e'r.  Huch  genügt  aHonfulls  juakt i>chen  Anförd.  ningen,  al'er 
atu  ii  liur  insoferne,  als  sic-h  der  Verfasser  ein  I'nlilikum  vui-t  llt. 
weichey  ^ieh  aus  dem  juristisch  ganz  ungehUdct.  ii  Militär  rfknili'  rt. 
Einer  wissenschaftliehen  Behandlung  geht  das  iim  h  weil  ,v\>  1' m 
Wege.  Es  srill  lilu  ig.  ns  nicht  vci"schwiegen  .sein,  «hu»s  (b»t«  U**' 
nach  der  ausgesprocht  neu  Absicht  «les  Vorfnssers  nur  eiu  Leitfadt'U 
für  ]>rüfmig8schwang<  ro  ()ffiziei*Äis]'iiaii(''n  m  in  >n!l. 

Dr.  Gustav  Uögol:  ,yätiuffäliigkc'it  und  Sti-afziimessuiig". 
Wien,  1897  Moritz  Pcrles. 

Eine  Sammlung  von  Aufsiltzen,  welche  der  Vorfasst-r  in 
mehreren  juristischen  Fachblättein  veröfTentlicht  liat  Dies<'lV'> 
haben  die  letzte  SchönborTrsche  Bearbeitung  di  s  nhiser'schen  Sfnif- 
gesetzentwuries  und  damit  implicite  des  deuisciten  Beicbsätml- 
gesetzbuches  zum  Gegenstände. 

Ilögel  l)ekennt  sicli  in  diesen  Aufsätzen  als  indeterministiH-li 
gesinnten  Kriminalisten  von  strengster  Observanz  und  begrfiodet 
diese  seine  Überzeugiujg,  wie  alle  seine  Gesinnungsgenossen,  mit 
den  Bedürfnissen  der  Strafrcchtspfiege.  Der  Mangel  an  Logik,  der 
darin  liegt,  dass  man  ans  dem  Strafgesetze  die  philosophischen 
Voraussetzungen  und  nicht  umgekehrt  aus  diesen  Wesen  und  Zweck 
der  Strafe  deduziert,  kümmert  den  Verfasser  nicht.  Im  Übrigen 
sncht  derselbe  eine  Brilcke  zwischen  den  alten  Prinzipien,  auf 
denen  unser  Stnifgesetzsystem  beruht  und  den  modernen  An> 
forderungen,  welche  vom  sozialpolitischen  und  phymologisebea 
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Standpunkte  ausgehend  an  ein  solches  gestellt  werden,  m  finden, 
ohne  jedoch  hiesu  die  Anknüpfung  an  die  historische  Grnndlage 

der  östen-eichischen  Strafgesotzgebnng,  welche  bekanutUch  mit  dem 
thei-esianisthen  Strafgesetze  Pfa<le  eing< xlilagen  hat,  die  von  der 
deutschen  Strafgesetzgebung  wesontli(;h  abweichen,  als  tragfühigsten 
Pfeiler  zu  licnützen.  Mit  Recht  spiiclit  sich  ll<jgel  gegen  eine 
allzu  subtile  Differeiiziciuiiij;^  iu  der  Festset/>unj^  der  Strafarttjii  aus. 
Er  scheint  mir  j'^lix  li  d-  m  wesentlichen  rnterechiede,  der  den 
Stral  Vollzug  gegen  (jew<ilmli'  itsv«  rl-!ei  lit;r  und  jugendlichen  Verbrecher 
von  dem  gegen  Gelegenheitsverbrecher  trenuen  tioU,  zu  wenig  Ge- 
wicht licizulo^'-fii. 

Der  üauptwert  des  Buches  in  dieser  Richtiuig  besteht  i\\m' 
darin,  dass  es  bei  allen  seinen  Yoi-schliigen  zur  Einrichtung  des 
Strafvollzuges  auf  die  praktische  Durchführbarkeit,  welche  ja  bei 
uns  in  Östorreich  immer  den  Ausschlag  i;i''1it,  Rüi  ksicht  nimmt. 
Dass  die  Anonlnung  des  Stoffes  an  UnülM  isj.  htlichkeit  leidet,  dass 
sich  in  dem  Buche  manche  erhebliche  Widersprüche  finden,  hat 
seinen  Qnmd  wohl  in  der  Art  der  Entstehung  des  Buches  aus 
nicht  zur  seihen  Zeit  und  in  einem  Zuge  geschriebenen  AufsätRen. 
Die  ganz  auQallend  zahlreichen  Dntckfehler  idnd  wohl  anf  Rechnung 
der  Yerlagsfirma  und  der  zeitraubenden  Benifsgeschafte  des  Ver- 
fassers, welche  eine  Durchsicht  des  Bflrstenabznges  nicht  ge- 
statteten, zu  setzen. 

4.  Privilegiei,  Patentreeht-Versiolienuig,  offentUchea  Recht  etc. 

Dr.  Paul  Schulz:  Das  neue  Fätentrechi  Textausgabe  mit 
Motiven.   Manz  1897. 

Anton  Qraf  Face  und  L.R.  Mflndel-Schardenbnrg: 

Das  Staats!  »ürgerrecht  und  das  neue  Heimatsrecht.  Eommentirte 
Ausgabe.    Manz  1897. 

EuKcn  Lni,  II/. :  Das  G«sel/.  bctu  lUnil  den  V«Mkehr  mit 
Ix'bensmitteln.    Mit  Erlilutonuigen  und  Motiven.    Manz  181)7. 

Karl  Seid]:  MatrikenffHirung  nach  den  geltenden  staatlichen 
und  kin^hlichen  Verordnungen.    Manz  1897. 

Dr.  H.  Ortloff:  Beitrag  zur  Irrengosetzgebung.    Mauz  1897. 

Dr.  F.  R.  Frey  und  Rudolf  Maresch:  Sammlung  von  Ent- 
Hcheidnngen  der  Qeweriie-Qerichte.  Y.  Bd.  Moriz  Perle»  1897. 
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Dr.  Leo  Qeller:  ÖBteneichifiche  Verwaltnngsgesetze.  Bd.  I 
bis  V.   Wien  1897. 

Adolf  Schwab:  Die  Stellung  und  der  WiAungakielB  des 
StaatsreohnungshofeB  in  OBteireich.   Wien  1897. 

Dr.  Paul  R.  Beek  v.  Maleghetha:  Das  nette  Ostendcbische 
Patentrecht    Wien  1897. 

Dr.  S  t  o  p  h  a  n  K  o  s  c  y  n  8  k  i :  Die  Rechtsmittel  des  österroichiseheii 
Gebuhrengesetze.s.    Wioii  1897. 

Dr.  Max  Weiss:  Die  Pfeitlebalineii  im  uffentlicheu  Rechte. 
Wien  1897. 

Dr.  Alfit'il  V.  Wretscliko:  Das  österreicliische  Marschall- 
amt  im  Mittelalt*  i .    Wien  1897. 

Dr.  Jo?*ef  Ludwig  Brnnstein:  .^ur  Regelung  des  Aü- 
iuiuistraii\  vt  rfiihrens.''    Wien  1897. 

Ernst  .M a y 0 1  h 0 fer:  ilandhikh  für  den  politischen  Ver- 
waltungsdienst.   40.  Heft  uf.    Wie!)  1897. 

Dr.  Carl  Kraus:  llafti»arkcit  der  Krankonkaascn  fQr  das 
ärztlielio  Honorar.    Aussig  1897. 

Carl  Zappe:  Orimdzüge  des  VulkerrecJites.  Wieaer- 
neuBtadt  1897. 

Dr.  Rudolf  Pensch:  Das  Gesetz  vom  21.  Oktol>or  1896 
No.  220  R.  G.  B.  betroflend  die  direkten  PeraoDalBteuera  u.  s.  w. 

Dr.  Leo  Geller:  Die  fisterreichi sehen  Oebiiren-  und  Steuer- 
gesetzt.  ]^Iit  ErlAuterongen  aus  der  Rechtsprechung.  U.  Bd. 
Wien  1897. 

Dr.  S.  Sommary:  Das  Geseta  vom  25.  Oktober  1896  \^ 
treflend  die  direkten  Pereonaleteuem.  Mit  Erl&utenmg.  Wien  1897. 

S.  Berstl:  Die  neue  Erwerbsteuer.    Brflnn  1897. 

In  gleicher  Weise  und  durch  denselben  Verfasser  geUingteu 
die  flbrigen  durch  das  neue  Oeaetz  eingeführten  Forsonalsteuem  xu 
populärer  Darstellung. 

Wilhelm  Habetsberger:  Leitfoden  zum  Gesetze  vom 
25.  Oktober  1896  ILG.Bl.  No.  220.   I.  Teil.   Wien  1897. 

Dr.  Ignaz  Beidtel:  Geschichte  der  österr.  Staatsverwaltoog 
1740—1848.   II.  Schlussband.   Wagner,  Innsbruck  1897. 

Dr.  Ludwig  Gumplowicz:  Allgemeines  Staatsrecht  3.  um- 
gearbeitete Auflage  des  »Philosophischen  Staatsrechts^  Wagner, 
Innsbruck  1897. 
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Dr.  Joseph  Alexander  Freiherr  von  Belfert:  Denkmal- 
pflege. Öffentliche  Obsorge  fOr  Qegenstftnde  der  Kunst  und  des 
Altertums  nach  dem  neuesten  Stande  der  Oesetsgebun^  in  den  ver- 
schiedenen Kaltursteaten.   gr.  8.   BkBumfiller,  Wien  1897. 


'  II.  Volkswirtschait. 

Itcfercnt:  Kcichsrittcr  Dr.  von  Schullern  zu  Schrattenhofen,  Wien. 

(Selbstftiulig  orBdiienene  Werte.) 

Die  lieileutoiulsto  Ei-scheinung  atif  dem  Oebieto  der  vulkn- 
M  ii  t>ehaftliclien  Literatur  war  in  diosom  Jahro  unzweifelhaft  die 
11.  Auflage  von  E.  v.  Philippovich:  Orundriss  der  poÜt  öknii'.niie, 
1.  Band,  allir.  V()lkswii*ts<'liaftslehi-e  (Handbuch  des  öllontl.  Htn  litt  s). 
Der  Verfanstr  hat  hierbei  bosondoih  das  Ziel  verfolgt.  ./Ho  rcalintisrlic 
AuffasBuntr  der  wirt«c'haftli<^hon  Pr*ibleme  neben  dur  tlieurfliB'  lim 
stärker  lu-rvi irtictt'ii  zu  lassen'-:  (la>.s  hipnlureh  das  aiisgezoiehnete 
Werk  noch  an  Hoih  utiing  gewoniioii  hat.  \\ojz\  auf  der  Hand. 

Von  Arbeiten,  welche  sich  auch  mit  theoretischen  Fragen  be- 
fassen, sei  ein  Vortrag  von  Prof.  Dr.  W.  Neurath:  „Die  Wirt- 
.sehaftskrisen  und  das  Kartei Iweson"  p  nannt,  in  wehrliem  der  Autor 
eine  von  ihm  mit  gi*f)sser  Sachkemitnis  und  bedeutendem  Scharf- 
sinne l>ercits  wiederholt  vortietene  Ansicht  nach  der  in»  Titel  an- 
geib'uteten  Richtung  hin  neuerdings  verkitt  und  ausgestaltet. 

Eine  fQr  die  Methodologie  interessante  Arbeit  ist  die  von 
Dr.  Ludwig  Orossmann:  Die  3Iathematik  im  Dienste  der  National- 
Ökonomie  unter  Rücksichtnahme  auf  die  praktische  Uandtiabung  der 
Disciplinen  der  Finanzwissonsehafl  und  V.  isii-herungstechnik,  mit 
einigen  durch  selbständige  wissenschaftliche  Errungenschaften  auf 
dem  Gebiete  der  reinen  Mathematik  begründeten  neuen  Fundamenten 
der  pol.  Arithmetik.   Wien,  Selbstverlag. 

Das  fflr  österrdch-üngam  derzeit  Äusserst  aktuelle  Ftoblem 
der  Neuregelung  unseres  Zettelbankwesens  hat  natuigemfiss  eine 
grossere  Literatur  entstehen  hissen,  die  sich  aber  vorwiegend  in 
Zeltschriften  und  Zeitungen  vorfindet  Eine  selbständige  und  viel 
umstrittene  Arbeit  ist  die  des  Genexalsekvetftrs  der  Bank  v.  Mecen« 
seffy:  ,3siicht  Ober  den  Goldbesits  der  Osteir.-ungar.  Bank**. 

Stark  polemisch  giebt  sich  die  von  der  Bank  selbst  aus- 
gegangene Schrift:  „IHe  Agioreserve  der  Osterr.>ungar.  Bank,  eine 
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Studie  zur  Währangs»  luid  Bankfroge^;  nur  gensuo  Kenner  des 
Probloins  werden  sich  Qbrigens  darin  vollkommen  zurecht  fiodea 
und  die  darin,  eingenommene  Stellung  auf  ihre  Berechtigung  be- 
urteilen können. 

Angesichts  der  im  {Utterreichischen  Abgoordnetenhause  erlit^pra- 
don  und  schlummernden  AntrBge  in  Betreff  der  Beform  der  Gewerbe- 
ordnung, Ai)g«'sichta  auch  des  nicht  zu  unterschätzenden  indostrielleo 
Aufschwunges  im  Lande,  wäre  es  sehr  naheliegend  gewesen,  wenn 
sich  Aber  die  Fmgen  der  Gewerbepolitik  eine  reiche  Literatur  von 
Jalir  '/AI  Jalir  immer  mclir  entwickelt  hätte.  Nur  wenig  aber  kann 
eines  allgemeineren  Interessev^  sicher  sein;  wir  verweisen  auf  Ku^en 
Seh  wiedland's  zweiten  und  dritten  Vorlterii  lit  über  eine  gesetz- 
liche Hegclung  der  lleiniarl>eit,  beide  erstattet  der  n.-ö.  Handels- 
unU  Uewei bekannn«>r :  beide  bringen  reiches  ^hlt«:'I■ial  zur  l!<  iirt.>iiu!ig 
der  rtsterreichis(  heil  Vi  iliältniss«'  und  Zui>uuuueni5toUiuig»  ii  ül»<  r  di«- 
cinttc'liliigige  aubwiuiiK"-  < 'i-ot/.gel'iini;'.  Zu  demsellK?n  Thcum  gab 
J.  Heuniann  in  der  Wiener  VulLsbiMioili.k  ein  Schriftehen:  .D\c 
Heinuirbeit  in  ( )steri'eich"  henius.  Ausx  idein  situl  eine  Kciin. 
kleinerer  Schriften  pul)li/,it  rt  wnnlen,  voll  denen  es  genügt,  die 
wichtigeren  kurz  nandiaft  zu  machen: 

Frli.  V.  Weichs-fJ  Ion:  Dit?  industiielh;  Produktitiu,  ihr  Wesen 
und  ihre  Organisation  t\  <'i'trägo  und  Abliandlungen,  herausgegebea 
von  tler  Le<)-(iosellschaftj. 

Dr.  M.  Ilitäohmaun:  Kartelle  und  Staatsgewalt,  Vortrag 
(Deutsehe  Worte). 

A.  0.  Kann  ig:  Die  Bedeutung  der  Industrie  für  Osterreidi. 
"Wien,  G.  Szelinski. 

Berielit  des  k.  k.  Handelsministeriums  über  die  Verwendnng 
dos  /MV  Föitlerung  des  KI'  ingewerbes  bewilligten  Krtxlites  während 
de»  Jahrt.-s  1S9G  (Wien,  Hof-  inid  Stiiatsdruekerei). 

Auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  »ind  eine  Reihe  von  wlditigea 
periodischen  Vei'Offentlichungen  amtlicher  Natur  erschienen,  ohne 
daes  aber  dabei  wesentliche  Äudmmgen  an  der  bisher  üblichen 
Art  der  Darstellung  zu  Tage  treten  würden.   Wir  nennen: 

Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  im  Gewerbe- 
betriebe in  Osterreich  während  des  Jahres  1895  (k.  k.  Handela- 
ministerium),  Bericht  der  k.  k.  Gewerbe -Inspektoren  über  ihre 
Amtsth&tigkeit  im  Jahre  1806  (Hof-  und  Staatsdruckeroi);  besondeie 
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ErwIUiauiig  Terdient  auch:  Die  Berg verkB lnspektion  in  Öster- 
reich, Bericht  der  k.  k.  Bergbeh^^rde  Aber  ihre  Thfitigkeit  im 
Jalire  1896  bei  Handhabung  der  Beigpolisei  und  Beaufsichtigung 
der  Bergarbeiter-VefhAltnisse  (HoN  und  Staatsdruckeroi). 

Eine  hOchat  interessante  und  überaus  lehn^eiche  Zusammen- 
stellnng  von  Thatsachenmaterial  enthült  das  uiiifaiigi-eiche  Work: 
Die  Arbeits-  und  Lehens vorhJlltnisso  der  Wiener  Lohn- 
arlieitoriiiuen,  Ergebnisse  n.  stenogr.  Protokoll  der  Eii'|uete  ii\ter 
Frauenarl»eit,  abgoh.  in  Wien  vom  1.  März  bis  21.  April  iHOü 
(W'ien,  Volksbuchhandlunir,  1S97). 

Eine  Vereini^unt:  von  Pemmon  der  verschiedensten  Berufe 
und  Parteirichtungen  hat  sich  daran  gemacht,  in  die  finsteren 
Wirrnisse  eines  der  dflstereten  sozialen  Probleme  hineinzuleuchten; 
was  ihr  Uab<'i  zu  Tage  trat,  hat  sie  der  Allgemeinheit  in  diesem 
Buche  zur  Verfflgung  gestellt.  Es  wäre  zu  wünschen,  dass  das- 
selbe allen  fachkundigen  Persrmfri  vor  Augen  komme,  von  ihnen 
kritisch  geprüft  und  sowohl  auf  dem  Qebiete  des  wirtschaftlichen 
Leliona,  als  auf  dem  der  sozialen  Oesetzgebung  gewissenhaft  und 
sorgsam  verwertet  werde. 

Hier  sei  auch  auf  die  „Verhandlungen  des  VI.  Ssterreichisdien 
sozlaldemokratischon  Parteitsges,  abgehalten  zu  Wien  vom  6.  bis 
12.  Juni  1897*'  (Wiener  Volksbuchhandlung),  vorwiesen. 

Die  folgenden  Privaij  ubllkationen  ktonen  hier  nur  genannt 
werden : 

Wiener  Arbeiter-Bibliothek,  1)  Karl  Kautsky:  Konsum- 
veieine  und  Arlwiterbewegung.  —  2)  Die  Auflösung  der  Eiscn- 
l  »alliier-'  )rga 1 1 1 n.i  t  lon. 

8.  Rosenfcld:  M«(li/..  Reiträsre  zur  Handhabung  des  L'idull- 
Veifeicheiuiigb-Gesetzes  (\Vi»jii  u.  L«,-ij»zig,  Urban  u.  Schwarzenberg). 

II.  Uerz:  Der  gegenwärtige  Süuid  und  die  Wirksamkeit  der 
Arb^iterschutz- Gesetzgebung  in  Österreich  (Leipzig  und  Wien, 
J*'.  Denticke). 

Ii.  Kauchberg:  Kni>er  Franz  Joseph  I.  JubilAums-Stiftung 
fflr  Volkswolmungen  und  Woiilfiihrtseinrichtungen  (Wien,  UOldcrj. 

R  Bürner:  Die  Alters-  und  In validitftts -Vorsicherung  der 
Privatangestellten  in  Osterreich,  Umlage-  oder  Kapitaldeckungs* 
Verfahren  (Zittau,  P&hl). 
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Bei«ouders  fioi  Übrigens  auf  dio  Rauchberg'sche  Broschüre 
verwiesen,  urdl  das  grossartige  UnternebmcD,  auf  das  sie  sich 
bezieht,  allgemeine  BerQckeiohtigung  beansprucht  und  Nachahmiuig 
verdient 

Tüchtig  und  lehrreich  ist  die  Schrift  v<m  F.  Klein  w  Achter: 
Die  Entwicklung  des  Geld-  und  Wfthningswesens  in  Österreich« 
Ungarn  unter  der  Regierung  des  Kaisers  Frans  Joseph  L  (Czemo- 
wttz,  Fisrdini),  sehr  wertvoll  die  zuerst  in  der  ^.Statistischen  Monat- 
schrift'*  erschienene  Arbeit  von  H.  Rauchberg:  Der  Clearing*  und 
Giroverkehr  in  Österreich-Ungarn  und  dem  Auslande;  sie  bietet 
sehr  rdches  Züfenunaterial  und  gipfelt  in  sehr  erwägenswerten 
VorschlSgen  legislativer  Natur,  unter  denen  wohl  der  wichtigste 
die  Reform  der  staatlichen  Kassenverwaltung  und  ihres  Zahlungs- 
diensles  betrifft.  För  die  Frage  uacli  der  wirtscliaftlit  hen  Bedeutung 
des  Teriiuiiluüidels  mu.st;  die  Sclirift  V.  Kienliöck's:  Der  Tcrmin- 
liundol  in  Getreide,  insbesondere  an  der  Wiener  Börse  lih  liuidw. 
Produkte  (Vorträge  und  Abhandlungen,  h<  rausgegeben  von  der  Leu- 
üoßellfechatt j,  als  sehr  beherzigenswert  ain  ikannt  werden. 

Die  Fiiige  des  C>.sterreirhisch-iirigarii>chen  Ausgleiches  berührt 
Th.  Westphal:  Zur  ( ij uii<li\'iitt.ii-Theorie,  ein  Vorschlag  zur  Lisuug 
der  (^uot^nfniire  aut  \  ulksw  irlM  haftlicher  Basis  (Wien.  Man/.). 

Von  inU^restsaiitt'ii  Aiix  itL-ii  w.iifii  nurh  lii.-  folgenden  zu  iit-iiii'  ii; 

Denk  sclirift  d<:>  ö>t.'jT.-ungar.  Exportvereines  zur  Feier  seiu(js 
25jäUrigen  f?p»^ta)ules  (Wien,  Solbptverlncr). 

Verwaltung  und  Wirt^sehaft  in  den  Forsten  des  Bukowiüaer 
griechisch-orient  Religiousfonds  (Wien,  Friuk). 

F.  M.  Schindler:  Das  soziale  Wirken  der  Imthoiisclien  Kirdie 
(Wien,  Mayer  *  Co.). 

Die  letztere  ist  nocli  nii  lit  fertiggestellt,  sie  bringt  unter  der 
Ägide  der  I^ieogesellscliaft  ein  überreiciies,  nach  Dir)Z(Äen  geordnetes 
Matt  ria!,  das  un! »  dingt  von  jedem  gerechten  Beurteiler  der  sorialen 
Funktion  der  Kirche  beachtet  werden  muss. 

Das  ,. Österreichische  Jahrbuch  1897**  von  Julius  Patzelt 
(1.  Jahrg.,  Wien,  Szelinski)  giebt  eine  zueammeufiissende  Darstellung 
vorwiegend  der  politischen  Bntwickelung  des  Staates  in  der  letzt* 
abgelaufenen  legislativ  so  unfruchtbaren,  an  politisdien  imd  natio* 
nalen  Kftmpfen  so  reichen  Periode. 
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B.  Ungarn. 

Heferent:  Dr.  F.  Alfred  von  Dolpscliall,  Kicliter,  bcsichilftij^t  im 

Juc>tizminij*terium,  BnUa|X>6t. 

Die  im  vorgaii^^onen  Jahre  begonnene  Reform  des  Stnifvor- 
fahroiKs  durch  SohafTun^'  einer  den  Anfoitlerungon  dos  m<Mlern»'U 
Hoclitslebcns  entsprechenden  Strafprozossonlnung  fand  ihit»  legishitive 
Eiyäuzung  und  Bcen<ligung  in  dem  Gesetze  über  die  Schwur- 
gerichte (Artikel  XJÜÜU  ex  1897)  utnl  in  .lern  Einfiihrungs- 
gesetze  zur  Sti-afpmzesfsordnung  (Artikel  XXXiV  ex  1897).  Nel»en 
jciiem  Gerichtshofe  (Deutsches  Landgericht)  mit  strafgerichtlicher 
Kompetenz  wird  ein  Schwurgericht  gebildet  und  da  nur  der  Buda» 
pester  k.  Gerichtshof  in  Civilsachen  und  der  Handets-  und  Wechsel- 
goricht&hof  in  Budapest  der  strafgerichtlichen  Kompetenz  entbehren, 
wird  in  der  Regel  neben  jedem  k.  Gerichtshofe  mit  Aus- 
nalime  der  beiden  letzteren  ein  Schwurgericht  funktionieren. 
Da  die  Fähigkeit  zum  SchwurgerichtHdienste  an  einen  Vermögens- 
und  Bildungscensus  gebunden  wurde,  aussenlom  aber  auch  die 
Kenntnis  der  ungarisdien  Staatssprache  —  in  Fiume,  «Icsaen  Go- 
riclitssprache  die  italienische  ist,  jene  der  letztens  —  erfonlert 
wird,  musüte  mit  Rücksicht  auf  die  speziellen  Verhältnisse  mit  der 
Möglichkeit  gerechnet  werden,  dass  in  einzelnen  Gerichtssprengeln 
ein  Schwurgericht  nidit  gebildet  werden  konnte«  sowie  auch  darauf, 
dass  die  zum  Qeschworenendicnste  Berufenen  unter  gewissen  Um- 
«itänden  der  an  sie  gestellten  Anforderung  nicht  entsprechen  könnten 
oder  e«»  nicht  wollten.  Und  wonngleich  es  unleugbar  ist,  dass 
jeile  Etnmengiuig  der  administrativen  Regieningsgewalt  in  den  regel- 
mässigen Gang  der  Gerichtsbarkeit  ein  Eingreifen  in  die  Unab- 
hängigkeit der  Justizptlege  bedeutet  und  insbesondere  das  Recht 
zur  teilweisen  territorialen  Suspendiening  der  Sehwurgerichtsbarkeit 
dmth  die  Regienujg  ein  gefährliciies  Mittel  zur  arliimii^tnitiven 
Beeinflussung  der  Rechtspflege  bi*!tct,  so  kann  duth  von  ausser- 
onlfiitlichen  Fällen  niuhl  ab5r«'s»'h»'n  werden,  wt  nn  ilas  mit  dem  Volks- 
1<  mit  des.sen  Geffdden  und  I/  idcnschaften  im  engsten  ninl  tVat- 
wiihrenden  JSexus  Btehende  Volk  aut  den  Kiciiterstuhl  gesetzt  wird. ') 

')  Aach  in  Osterreich  wurde  mit  der  neuen  StrafprosesBordnungex  1873 
gleidizeittg  das  Oevetz  über  die  zeitweise  Eiostellang  der  Gesohworenen- 
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So  erhielt  im  ungariBohen  Gesetze  Aber  die  Schwuigerichte 
der  Justizminister  die  ErmIchtiguDg,  mehrere  benachbarte,  jedoch 
im  Sprengel  derselben  k.  Tafel  (deutsches  Oberhindesgericht)  liegende 
OoichtshOfe  zu  einem  Schwurgerichtskreise  zu  vereinigen,  worüber 
dem  Reichstage  jAhrlich  ein  motivierter  Bericht  su  erstatten  ist; 
die  Wirksamlceit  der  Schwurgerichte  am  Sitze  einer  k.  Tafel  kann 
jedoch  nicht  suspendiert  werden.  Die  dem  Reichstage  vorgel^te 
Regierungsvorkige  enthielt  eine  getreue  Kopie  des  unten  oitierten 
Osterreichisdien  Gesetzes,  doch  wurden  diese  Bestimmungen  mit 
der  Motivierung,  dass  darin  ein  allzu  deutliches  Hisstrauensvotum 
gegen  die  Sohwuigerichtsbarkeit  zum  Ausdruck  gelangen  würde 
und  dass  der  beabsiclitigtc  Zweck  auch  mit  weniger  radikalen  oder 
doch  nicht  allzti  radikal  klingenden  Mitteln  erreiclit  werden  könnte, 
dahin  gemiklert,  wie  nunmehr  das  Gesetz  lautet.  Das  Schwur- 
goricht  wiixl  —  wie  bislier,  wo  in  den  Füllen  der  im  Wege  der 
rrcsso  beganirenen  Vergehen  GeschworenengerichtsV»arkeit  herrschte 
—  iiül  EiiLSehluss  des  Voi*sitzenden  aus  drei  richteiiichca  Mil- 
gliodern  und  aus  12  Ooschworonen  liestehen.  Den  Vorsitzenden 
des  ScliwurgcrielUet»  hcsünunt  [tu  ili»^  Dauer  eines  Jahres  tKr 
Präsident  d'«r  k.  Tafel,  für  die  gleicln'  Dan«  r  entsendet  der  Piiisident 
de^  k.  <  ioriflit>li<)ft>s  die  heideii  iiiclitei"  und  ihre  SuV»stilut»^ii.  <'i.> 
scliwiiK  iier  kann  nur  dor-jonice  lumarische  Staatsangeliorige  >vm, 
tlcr  dae»  20.  L<  l'*'n>jahr  \ ■  fllendet«',  i]or  Staatsspnu'he,  i-espektive  in 
Fiume  der  italiciiix'heii  in  Wort  und  Schrift  niärlitii;  ist.  wenn  er 
1)  entweder  2U  Kronen  direkte  Staatssteuer  zu  zaiilen  verpilichtet 
ist  Oiler  2)  zu  dem  Honoratiorenstande  im  weitesten  Sinne  geliört, 
zumindest  die  Matnritätsprüfung  bestanden  hat.  Unfähig  zum  Ge- 
achworenendienst  sind:  1)  solche,  die  wegen  eines  aus  Gewinnsucht 
veHibten  Deliktes  rücbtakräftig  zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt 

gerichtu  urlasscD,  laut  wolcheni  nach  Anhörung  des  obcn^tcn  OerichtshoCttf 
durch  euie  Yerordoiuig  des  OeaamtminiBterianiB  die  Wirksamkeit  der  6e> 
sohworeneogerichte  für  eia  bestimmtes  GeUet  eingestellt  werden  kann, 
wenn  dies  zur  Sicherung  t'inor  unpaiteiischen  uud  unabli&ngigen  Ivo>  ht- 

S|)rt'chung  notwendig  ursoheint,  in  welclien»  Falle  die  Kompetenz  der  Fach- 
gorichto  auf  der  ganzen  Linie  eröffnet  wird;  gififhwir  na^h  d»Mn  doutsclu-n 
OtTK-ht-sverfassungsgesetze  vom  27.  Januar  18(  7  üio  l^udesju-stizverwaltung 
bestimmen  kann,  da.ss  die  Bezirke  mehrerer  I^ndgerichte  zu  einem  Schwur- 
geritihtsbesirke  ziisammeagelegt  und  die  Sitsoogen  des  Sobworgeriobts  bei 
einem  der  Landgerichte  abgehalten  werden. 
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waren,  2}  dio  zn  Anttsveriust  oder  zur  Abeckennung  der  poUtisdieii 
Rechte  VerurteiHen  während  der  Wirksamkeit  des  Urteils,  3)  die- 
jenigen, welche  eine  Freiheitsstrafe  verbOflsen  oder  bedingt  in 
Freiheit  gesetzt  wurden,  4)  diejenigen,  gegen  welche  wegen  eines 
Verbrechens  oder  eines  mit  Gefängnis  strafbaren  Vergehens  ein 
Aiiklagebe.schhiss  vorliegt,  die  Ilaiiptvorliandlung  anberanmt,  eine 
uiiiuittelbaiv  Vorladung  oder  dio  strafgcrichtlicho  l'ntersuchung 
angeordnet  wind« .  .">  *  »sukhe,  die  in  Konkui-s  geraten  sind,  unter 
Kuiat*,*!  »teilen  oder  demn  Mindorjülii  i^keit  verlängert  wunle, 
())  solche,  dio  wugen  k()r|iciiiuhcn  mler  pMStigen  Gebrechens  dio 
Pflichten  cirn-,  Geschwon'iieu  zu  erfiilloii  iiirlit  im  Stando  sind. 
Ferner  sollen  in  die  Gt-x  liworrtienliste  iiidit  anftrr>nonim<.'ii  \vfi(i(.'ii : 
1)  die  Mijiistor,  der  (louvri-neur  von  Fiiuue.  »Ii--  <  MuTirosjiuiio  iirnl 
der  Ol.,  iKiiii^i  iiiK  istor  vcm  iiiulape.st,  2)  dio  im  aktiven  Dienst*; 
stoh.'iiden  Kichtcr  und  Staatsanwälte,  3)  dem  He.  ie  (Ki ieiisniarine, 
lj;uuhvehr,  Landstiinu)  dauernd  angehörende,  ioi  aktiven  Dienste 
f^tehende  Militärpersonen,  sowie  die  provisorisch  Ijenriaubte  Mann- 
schaft, 4)  polizeiliche  Beamte  und  Organe,  5)  Mitglietler  der  Finanz- 
\va<  li!uannschaft,  6)  Taglöhner  und  Diener  i-espektivo  Dienstboten. 
Dio  Henifung  zum  Oeschworenenamte  ab<?r  können  ablehnen  1)  die 
Mitglieder  .ties  Reichstages  (Abgeordnetenhaus,  Oberhaus,  Delegation) 
während  der  Dauer  der  Reichstagssession,  2)  I*farrer,  3j  während 
der  Einberiifun^auer  die  Angehoiigen  des  Heeres,  wc^lche  provi- 
soriseli  aktiven  Dien-t  leisten,  4)  die  pniktizierenden  Arzte,  5)  die 
Apotheker,  wenn  sie  keinen  Gehülfen  halien,  6)  Volksi^chuUehrer, 
7)  bei  der  Post  —  Tolegraphie  —  Eisenbolin  und  auf  Dampf- 
schiffen Angestellte,  8)  Personen,  die  das  70.  Lebensjahr  flber- 
Bchritten  haben,  9)  solche,  die  im  Laufe  des  Jahres  während  einer 
Sitzungsperiode  Goschworenendienst  bereits  leisteten,  kSnnen  die 
abermalige  Berufung  in  demselben  und  in  dem  nflchsten  Jahre  ab- 
lehnen. Die  zuletzt  behandelte  relative  ImmunitAt  dürfte  in  der 
Praxis  zumeist  blos  virtualen  Wert  haben,  da  der  Justizministor 
ermächtigt  wurde,  von  Jahr  zu  Jahr  die  Anordnung  zu  treffen,  dass, 
wenn  in  einzelnen  Sdiwurgerichtskreisen  ein  Schwuigericht  sonst  nicht 
zueammenstellbar  ist,  diese  Immunitftt  nicht  geltend  gemacht  werden 
kann.  Die  Grundüsle  der  Geschworenen  putsche  G.  V.  Urliste), 
welche  alljAhrlich  in  administrativem  Wege  zusammengestellt  wird, 
steht  15  Tage  hindurch  zur  öffentlichen  Einsichtnahme,  wfihrend 
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welcher  Zeit  JedermaDn  dagegen  schriftlich  oder  zu  Protokoll  Ein- 
wendungen eriieben  )»nn  und  die  letzteren  werden  zu  dem  Zwecke, 
damit  Jedermann  zu  den  Einwendungen  binnen  weiteren  8  Tagen 
seine  Bemerkungen  zu  machen  in  der  Lage  sei,  gleioh&Us  öffentlich 
au%d^.  Ein  Exemplar  derGrundlisten  bleibt  bei  dar  Yerwaltungs- 
BehOrde,  das  andere  wird  nebet  den  Einwendungen,  den  Bemer- 
kungen und  ihren  Beilagen,  sowie  den  eventuellen  Aii£klftningen 
der  Verwaltungsbehörde  dem  PrSsidenten  jenes  Qerichtahofes  unter- 
breitet, bei  welchem  daa  Schwurgericht  tagt.  Aus  der  Grundliste 
wird  die  Jahredlste  der  Geschworenen  und  der  Hfilfegesehworenen 
von  einer  Kommission  gewählt,  die  au»  dem  GerichtshofprilsideDten 
als  Vorsit/cndeni,  einem  Richter  und  3  durch  den  Präsidenten  aus 
der  Reihe  jener  12  Delegierten  berufenen  VertniuenMuäiiiit^rn  hesleht, 
die  zu  diesem  Zwecke  ein  jedes  Municipium  von  lalir  /.n  Jahr 
entsendet.  In  die  .lahie.sli.ste  sind  in  erster  Reihe  jene  zu  wählMi.  die 
nieht  öffentlich'  Heanite  sind.  Die  Dienstliste  (Deutfsciic  G.  V. 
S]>ruchlisli^)  bestellt  au.s  3<J  Geschwoi-enen  und  10  Hfllfs- 
iresrhworenen,  die  spntt^ston«  15  Tacro  voi  ß».'ginn  cin»  r  jr -  i.  u 
rii<l-'iitlii  li»'ti  Sitziuu^i'ci'i'nl.'  -  deren  Zatd  und  Zeit  der  .Iw^li/.- 
iiiiiii>t.T  besliuuiit,  Nv.-iliiT'iiil  <li''  k.  Taiel  nach  Ik^lai-f  die  AbhaUun^ 
i'iiioi'  aus^^prnrilfritlii'lien  Sitzuiiu'sporiodo  anordnen  kann  —  in 
I ilTt -II t lieber  ( i(>rirhi>li()fsitxiiiig  nach  erfolgter  Lailuiiir  der  k.  Ntaafs- 
anwaltschaft  und  tler  Anwaltskammcr  aus  den  Jahi'eslistcn  ausgelost 
wenK'u.  Die  Dienstlisb*  wird  dem  Präsidonten  des  S<-,hwurgori(htes 
übermittelt,  der  ül>er  die  l»is  zum  Beginn  der  Schwurgerichtsperiodo 
geltend  gemachten  Ausschliessung»-  und  EntschuldigungsgrOnde  die 
Entscheidung  trifft.  Die  Geschworenen  erhalten  aul  Wunsch  Tage- 
geld und  Vergntung  der  Reisekosten.  Sic^  sind  zum  Erscheinen 
bei  Geldstrafe  bis  zu  1000  Kmnen  verpflichtet  und  wenn  wegen 
einer  Pflichtverletzung  eines  Geschworenen  die  l{aupt\'erhandlung 
▼erechoben  oder  wiederholt  werden  musate,  ist  derselbe  zur  Er- 
stattung der  erwachsenen  Unkosten  zu  yenuteilen. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Einfflhrung&gesetzes 
zur  Strafprozessordnung  beziehen  sidi  auf  die  Kompetenzam- 
teilung  der  Strafgerichte  in  zukünftigen  Strafverfahren.  Bei  der 
Regelung  dieser  Frage  waren  neben  dem  prinzipiellen  Gesichts- 
punkte,  welcher  euie  aystemmfissige  Abgrenzung  der  gerichtliches 
Kompetenz  «rfordern  wflrde,  sowohl  RQcksiohten  auf  die  Zwedt- 
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mlssigkeit,  als  auch  auf  die  bisherige  Gerichtsoi^nisation  mass- 

gebend.  Gegenwärtig  gehören  im  Sinne  des  EiuführungsgesetzeB 
zum  Straf ^otzbuche  die  Verbrechen  in  ihrer  Oesamtheit  dem 
Kompeteuzkreise  der  k.  GcrichUhöfe  an,  die  auch  in  dein  fllxjr- 
wiegenden  Teile  der  Vergehen  und  wenn  eine  Strafe  üIk  r  (5  Monate 
Gefanemis  angwhüht  wird,  mit  einei  einzigen  AuHiuimue  in 
iUlea  Fällen  der  Vergehen  vor/.utrehen  haben,  einige  geringere 
Vergehen,  deren  gesetzlich  maxiaiuiu  otler  in  <  on(T«»to  zu  beniessende 
Strafe  fi  Monnte  Gefängnis  nicht  ül)Cist.>igt,  suwio  ein  Teil  der 
laut  Gesetz  Btatuieiteu  ri)ottri'tuiip>n  sind  den  k.  Bezirk8|ir'rir'htiMi 
als  Strafgerichten  —  Eiiizcliulit«  !-  —  zugewiesen,  während  die 
Ill<•i^;ten  im  Gesetze  begrümli'ti'ii,  sowie  ftJinitliche  auf  Veror<lnungs- 
wege  btatuicrton  Übertiotuii^en  im  Verwaltungswege  abgeuittüt 
wenlen.  Das  Sr-hwurgericht  ist  bis  heute  ausschliesslich  für  die 
im  Wege  der  i^rcsse  begangenen  Vergehen  und  Verbrecher»  kom- 
petent, welche  allerdings  nur  vor  einer  jury  verhandelt  werden 
können,  was  unter  der  Herrscliaft  der  neuen  Strafprozessoi-dnung 
nicht  mehr  der  Fall  sein  wird.  Nachdem  die  letztere  durch  die 
Einführung  der  ordentlichen  Schwjirgeric-htsbarkeit  eine  grundlegende 
Änderung  der  Qerichtsorganisation  bewerkstelligte,  musste  auch  die 
Komf>etenzfmge  der  Strafgerichte  neu  goregdt  werden.  Dem  IVi- 
Bpiele  der  meisten  kontinentalen  Gesetzgebungen  folgend  aberweist 
auch  das  ungarische  Einfühnrngsgesetz  zur  Strafprozessordnung  den 
Schwurgerichten  die  sohweisten  Verbrechen,  die  im  Stnlgesetze 
mit  Todesstrafe,  mit  lebensl&nglicher  oder  mit  einer  Freiheitsstraie 
ftber  5  Jahre  bedroht  sind,  doch  wurden  von  dieaw  Regel  einige 
Ausnahmen  gemacht,  indem  mehrere  fUle  des  Landesverrates,  die 
Verbrechen  der  MllnzflUsdiung,  der  fiüsohen  Zeugenschaft  und  der 
falschen  Anklage,  der  Fälschung  einer  öffentlichen  Urkunde,  der 
Ämtsuntcrschlagung  und  die  schwersten  Sittlichkeitsverbrechen  auch 
weiterhüi  der  Eompetenz  der  k.  OerichtshCfe  unterstellt  wurden. 
IMe  Regierungsvorlage  motiviert  diese  Ausnahmen  teils  nüt  der 
Rflcksichtnahme  auf  die  allgemeine  Verpfliclitung  zum  Geschworenen- 
dienst, damit  die  Staatsbflrger  bei  allzu  zahlreichen  Sitzungsperioden 
nicht  übermfissig  in  Anspruch  genommen  werden  müssten,  teils 
mit  dem  Umstände,  dass  die  Beurteilung  des  Thatbestandes  einiger 
der  esdmierten  Yerbrechengattungen  ein  schärferes  Distincdonsvero 
mögen,  auch  Kenntnis  des  materiellen  Privatrechtes,  der  Yerwaltungs- 


r^eln  und  der  GmlprozeBSordnnng  erheischt,  ferner  mit  den 
fordenussen  der  Staatsruson,  da  in  den  Fftllen  des  Landesvecrafes, 
wo  es  Bich  oft  am  die  Enthflllung  rier  vichtigstMi  StaategebdmnnBe 
handelt,  die  öffentlicfikeit  des  Straf verfcihrens  auch  wahrend  der 

Hauptverhandlung  auf  das  nnumgüngliche  Minimum  zu  heschräiiicen 
sei,  und  scliliesslich  bei  den  schwei-en  Sittlichkeitsverbrechen  mit 
der  Schonung  der  verletzten  Partei,  deren  Interesse  mit  der  srrossen 
Puhlizitüt  im  Schwuryorichtsverfahren  nicht  iramci  vureiukir  wäre. 
Eß  sind  zum  Teile  dieselljen  Motive,  welche  den  deutschen  Oesetz- 
enlvvurf  betreffend  Änderunt^fii  und  Ergänzungen  des  Genchtsver- 
fassungsgesetzes  und  der  Slnifpnr/.essordnunsr  m>  dem  Jahre  1S!U 
leiteten,  indem  einijre  Ffllle  des  Mtiiiciil.'s,  drs  Veihicclieu.-  der 
Unzucht,  der  UrkuMdenfälschung  und  der  Aintsvciljn  chfn.  die  im 
Sinne  der  geltenden  Gerichtsverfassung  di  r  Si  liNvui  triM  iclitabarkeit 
unterlietron,  den  Strafkammern  überwiesen  wt  nleii  killten,  welche 
Voi"schl.ii;e  aiiph  die  Regierungsvorlage  vom  13.  Dezember  1895 
enthielt  und  teiiweis«^  auch  von  der  Reichstagskomraission  acce|»tiert 
wtiitlen.  Ausser  den  schwersten  Verbrochen  verweist  das  Ein- 
führungsgesetz  der  Regel  nach  auch  die  im  Wege  der  Press»? 
begangenen  Verbrechen^  Vergehen  und  f'^bertretungen  dem  Sciiwur- 
gerichte  und  swar  ebenso,  wie  den  Hochverrat  und  Landeavenat} 
di4>  !^']eidignng  des  Königs  und  die  Empörung  (Strafgeeefatbiich 
152 — 155)  aus  OpjMutunitÄtsn'Uksichten  dem  exceptioiiellen 
\V  it  kunL^>krei8e  der  am  Sitze  der  k.  Tatein  syatemisierten  Schfnu> 
geriohte.^) 

*)  Die  Bestimmung  des  Gesetzes,  respektive  der  BegierungsforiafP, 
laat  welcher  die  Fresadelikte  nor  der  Regel  na<di  nnd  ni<^t  ausnaliinslM 

dur  Heurteilung  der  Jtuy  uaterliegen  sullten,  da  die  im  Wege  eioer  Drock- 
schrift  gegeu  Private  bcgangeoeu  Vcriäunidungeti  und  Ehrbeleidiguigeo 

im  Efitwurft'  dt-ii  k.  Gerichtshöfen  überwirson  wurden,  entzündete  einfn  er- 
bitterten purlauientariscben  Kampf,  welcher  hiiiliesslich  zu  f^inoin  Au^wige 
iiussenjt  zweifeUiuftea  Werten  führte.  Die  Bestimmungen  der  Kegienings- 
vorlage  wnrden  nSmlioh  im  Oesetse  dahin  gcänderi,  dass  die  im  Wege  d«r 
Presse  begangene  VerlAumdnng  und  Ebrbeleidigung  In  den  WirknnipkreiB 
des  k.  Cierichtshofes  gehört,  wenn  aber  die  besagten  Delikte  gegen  gentl* 
ii(;he  Korporationen,  Behörd<M),  deren  Ausschüsse  oder  Mitglieder,  ferasr 
g*>p:<'->n  öffentliche  Bcamt'-  fStrafi^esotzbuch  §  ^^t).  i:>"^r'n  dfn  Direktor  oder 
einen  Heamteu  eiD*  >  zur  iitlentii<;hen  Rechnungslegung'  vi  rptlichtetou  riiter- 
ueünjeus,  sehlies.slicL  g<'gc'u  solche  Personen  begangen  woideu  sind,  die 
eine  dffentliobe  YertrauenssteUuig  einnehmen  und  noh  die  inkrimioieite 
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Wie  bei  BeueBBtmg  der  schwurgerichtlichen  Kompeteas,  so 
waren  auch  bd  der  weiteren  Regelung  der  Eompetensfrage  mehr 
OpportanitStorOdEsichten  und  solche  der  PrakticabilitAt  maBsgebend, 
als  theoretische  und  der  Systernrnftangkeit  entliehene  QrQnde.  Da 

im  Sinne  der  Strafproze^ssoI■<:lnung  sämtliche  Beschlösse  nnd  Ver- 
fügungi^n  der  k,  Bezirksgeric^hte  als  Strafgerichto  mit  Ausnahme 
eines  einzigen  Falles  von  den  k.  Gerichtshöfen  flberpröft  weitlen 
sollen,  wobei  die  Überprüfung  der  Urteile  nach  den  Regeln  der 
Mündlichkeit  und  d«  r  l'ininttelbarkeit  erfolgen  wird  —  wähi*end 
bisher  das  rei^elinuBsige  Förum  ap|iellatori»uii  die  k.  Tafeln  waren 
— ,  mM>>tt'  an  <'iiii^  tfihvoiso  Kntbürtlung  der  üerichtsh<"fe  ge- 
schritten w.-rdcn.  Dies  war  —  dem  Motiveuberi<'hte  zufnlno 
der  Grund,  aus  welchem  die  Het^ierungisvorlajre  eine  ^n\\y.  I>edeiitende 
Erweiterung  der  iHizirk.sgcricUtlieheu  K*jinpeteuz  in  .Strafs^ichen  in 
V  .iseliiag  brachte,  wobei  oj^  a!g  Riebtsehnur  di»*nte,  dass  die  k. 
Bezirksgerichte  der  Kegel  nach  in  all  jen.  ji  Fallen  der  Vergehen 
vorzugehen  haben,  deren  im  Gosetze  angedrohte  maxiuude  Strafe 

HandUing  auf  ihre  Amtäthutigkeit  bezieht:  iu  allen  cliüson  Füileu  int  das 
Schwurgericht  kompetent.  Alle  im  Wego  der  Pre8so  begaogeueu  Verlautn- 
dungeii  oud  Ehrbeleidigungeii  dnd  vor  den  k.  Gerichtshdfen  txL  veii>andela, 
«ean  das  Stia^geeetz  den  Wahriieitsbeweit  nicht  gestattet  und  derselben 
Kompetenz  nnteiiisgen  diejenigen  Verbrechen,  Vergehen  und  Übertretungen, 
deren  Thatbestaad  die  Wied.  •  r  ffentlichung  oder  der  Verkauf  solclier 
Druckwerke  bildet,  betreffend  wololier  auf  <?iund  des  Pressgesetze.s  (Gesetz 
Artikel  XVIII  ex  IMS)  bereits  ein  si  hwurgerichtlichcs  Strafurteil  gefallt 
wurde.  V'ou  aUeu  diescD  Ausnahniea  abgesehoii  ist  das  Scbwurgeriubt  da» 
regelmässige  Forum  der  ün  Wege  der  Presse  begaugeaen  Verbrechen  und 
Vergehen,  sowie  jener  im  Oesets  begrfindeten  Übertretungen,  dte  Im  Wege 
der  Presse  begangen  werden.  Nachdem  im  PreSSgesetie  des  Jahres  1848 
die  Sehwurgerichtsbark*' f  br.  alle  PressdoHkte  ge.s«bafTen  wuixle  und  dieses 
rriti/.ip  anch  im  Kiufuhruiii:si:'^KMtzp  /.nm  Strafgr'M't/,  (Artikel  XXXVII  ex 
l>S8<t(  niifi  i'(  littMlialtcn  bliüb,  uachdem  auch  laut  <i<'r  neuen  Strafprozes-s- 
ürduujtg  (j?  .'>7;^;  lu  Kalleu  der  im  Wtjge  der  Presse  bogaugeueu  Verbreuhuu 
und  Vergehen  die  Hanptveihandlang  stets  vor  dem  Sdiwurgericht  aban- 
halten  ist:  mnsa  es  jedenfalls  als  eine  giobe  Inkonsequenz  der  Ge8et](gebung 
(«'Zeichnet  wer<lt n,  dass  imperativ««  Bestimmungen  der  Strafprozessordnong 
InTeits  vor  deren  Einfühnuig  im  Vollzugsgesetze  abgeändert  wurden,  d;i.s.s 
zu  irli  irfier  Zeit,  als  man  au  die  Heirriin'iunf^  (Imv  allgemeinen  S«;hwurgeriohts- 
Itaikvit  leTaiiii rtcn  zu  rnuswen  glaubte  und  den  VelkH^erichten  bei  Miskre- 
ditierung  der  Facbgericbte  Ilobuliedur  saug,  gleieli/.uitig  die  SchwurgericLte 
ron  ihrem  bisherigen  Felde  zum  Teil  vordringt  wurden. 
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Fi^iheiteTertuBt  bis  su  1  Jahre  ist.  Von  dieser  Rogel  wiirdon 
jedoch  dort,  wo  es  sich  um  eiDen  komplisierten  Thatbeetand,  um 
die  Entscheidung  juridischer  Fragen  eta  handelt,  was  ein  koUe^es 
OcMichtsvaifBhreii  als  wllnschenswert  erscheinen  Iftsst,  nicht  nn- 
licdeutendc  Ausnahmen  gemacht,  deren  Zahl  der  Justizausschuss 
des  Beidistages  beträchtlich  verm^rto;  in  diesen  VUlen  werden, 
obgleiGh  die  gesetzlich  angedrohte  Strafe  geringer  als  Fieiheits- 
vorinst  von  einem  Jahre  ist,  auch  weiterhin  die  k.  Gerichtshof  in 
erster  Instanz  kompetent  sdn  und  ebendorthin  gehSren  alle  mit 
Freiheitaverlnst  über  einem  Jahre  zn  bestrafenden  Vergehen.  Einem 
8])ezielleu  Gesichtspunkte  wunle  rlie  Sailibesehfitligung  unterzogen, 
welclios  Di  likt  im  Sinne  des  Sti-afgi'soty.es  mit  Gefängnis  bis  zu 
drei  Jahren  und  mit  Goldstr.ife  Iiis  1000  Gulden  strafK'u  ist,  iii  l<  la 
dio  Aburteilnntr  desselben,  falls  in  concreto  die  zu  bemess^'inle 
Fr«*ili»  itisstrafc  1  lahr  nicht  üb<^r8f;hreiten  sollte,  dem  k.  Bezirks- 
gerichte, sonst  dorn  k.  (b-richtKlioff  zust»'lit.  An>ser  den  bespitK-honen 
Vergehen  pt_'hr>i>'ii  -  mit  AiifnH-htt  rli;»ltuiii;'  <i<  >  iiislierieen  Zu>tiiHdes 
—  zur  Koiii|M  t"n/.  il<'i'  k.  Hi  /.irk>gc'nchlo  r'ww  Anzahl  von  l'bfr- 
tivtuiiL:vn,  deren  \veitiiu>  iiKerwiegender  Tt'il  auch  weiterhin  d<M- 
Cniiciitsbarkeit  dor  administrativen  Rehöi\len  unterliegen  winl. 
Wenn  gleich  die  Kegienmgsmolive  die  Bereditigung  der  Fonlennig 
anerk»>nnen,  dass  der  Verwiütungsgerichtsbarkeit  bei  strenge  dtuxh- 
gefühi-terTretmung  der  Justizpflege  vonderjidministrativen  Kegierung>- 
gewalt  blos  die  ?j!edigung  jener  riwrlretungsfülle  anveilmut  wenlen 
dürfte,  dereu  Thatbestand  \m  Verwaltungswege  -  Ministerial- 
verordnmig,  städtisches  Statut  <•(<.:.  —  statuirt  wtirde,  wähn'iid 
alle  im  Oes(>t/>>  begründeten  Cbertretungen  einer  geridiüicbeo  Eiit* 
sclieidung  unterliegen  mQsstcn,  konnte  dies^T  Foi-Jerung  abermals 
auf  rnkosten  der  Systemmässigkeit  aus  dem  Grunde  nicht  QenQge 
geleistet  werden,  weil  die  in  Folge  der  Neuoi<ganisation  nunmehr 
ohnehin  mit  erweiterter  Kompetenz  ausgestatteten  k  Bezirksgerichte 
ihrer  Aulgabe  nicht  entsprechen  könnten,  wenn  auch  sämtliche  ge- 
eetzlich  statuierten  Übertretungen  ihnen  überlassen  worden  wAren. 
Die  V^brechen  und  die  Vergehen,  welche  nicht  taxative  der 
Schwurgerichtsbarkeit,  respektive  den  k.  Bezirksgerichten  flberwiet«n 
worden  sind,  gehören  —  ausser  den  bereits  früher  behandelten 
Fallen  —  zu  der  Kompetenz  der  k.  Gerichtshöfe,  denen  auch  die 
Aburteilung  jener  Verlftumdungen  und  Ehrbeleidigungen  zukommt, 
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bei  welchen  das  Stiiifvoi  fahren  im  Sinne  des  »Sti'afgesetxefi  (§§  2G9 
bi*i  272)  von  AmtsweK*  n  einzuleiten  ist. 

Eine  bemerkenswerte  Neuerung  im  Einfuhrungsgesetze  - —  laut 
welchem  die  Strafpimessordnung  und  das  Getjctz  über  die  Sehwiu^ 

lite  in  ITngarn  mit  Ausschluss  Kroatiens  spätestens  am  1.  Januar 
1899  in:5  Leben  treten  sollen  - —  bildet  die  Einfilhruug  der  staat- 
lich* n  Strafregister  über  die  rechtskräftig  Verurteilten. 

Da  der  im  Jahre  1891  zu  Wien  abgehaltc  iu'  all -meine  Post- 
kongi-ess,  dessen  iBestiminungen  im  Gesetzailiktl  XI  e\  1892 
wiedergegeben  wurden}  es  zur  Pflicht  der  padscierendea  Staaten 
gemacht  hatte«  strafrechtliche  Verffigungen  gegen  die  Nach- 
ahmuDg  und  F&lschung  der  auswärtigen  Postwertzeichen 
SU  treflbn,  falls  dies  nicht  bereits  geschoben  sein  sollte,  kam 
Ungarn  dieser  Verpflichtung  im  Oesetzartikel  XXXVU  ex  1897 
Dach;  glsidizeitig  wurden  die  als  ungenügend  erachteten  Be- 
stunmungen  des  Stm^esetzes  fiber  die  Nachahmung  und  FUschung 
von  Stempeln,  Stempelpapier,  Briehnaiken  etc.  (Strafgesetz  §  412, 
Gesetz  über  die  Übertretungen  §  59)  genauer  prftcisiert  und  die 
Sttafe  dieser  Delikte  mit  Bficksicht  auf  die  grossere  Strenge  d4f 
ausUUidischen  Gesetzgebungen  entsprechend  verscfalrft  Unter  Vor- 
aussetzung der  Reciprocitftt  unterliegen  die  HUschung,  die  fraudulose 
Nachahmung,  Verwendung  ausländischer  Stern ]^>el,  Postmarken  und 
Postzeiohen  derselben  Beurteilung,  wie  die  nämlichen  Delikte  bei 
inländischen  Stempeln  und  Postwertzeichen. 

Mit  dem  Gesetzartikel  XXXV  ex  1897  wuide  eine  Neu- 
Organisation  des  statistischen  Centraiamtes  fOr  ganz 
Ungarn  mit  Einschluss  Eroatiens  vorgenommen,  nach  deren  vom 
iatemaiionalrechtlichen  Gesichtspunkte  bedeutendsten  Bostimmung  da.<$ 
Centraiamt  auch  internationale  Daten  sammelt  und  verpflichtet  ist, 
auch  seinerseits  die  Interessen  der  internaüonaleii  Statistik  zu 
fünlem. 

Ih'i  Gesetzartikel  II  ex  1897  brachte  einen  Modus  zur  Lösung 
jener  Greiublreiligkeiten  in  Vorschlag,  welciie  an  der  nriitllichi'u 
Gwnzo  des  Landes  zwischen  der  Meeraugenspitzp  fT;itia-(i.  l)iri,^j 
und  (h^m  Vereinigung>puakte  der  Päche  Bialka  uii'l  rudupiaszki 
bt^rfits  s«^it  in  der  Srhwelii^  ist.     Auf  Grund  ♦  iiirs  I  lieiti-in- 

k'iiiiiiitrjis  zv  isi'lien  dei'  ungaiiM  li'  ii  iiiiil  d-  v  < 'Sti'iteichischen  H»'irie- 
ruug  soll  die  Strcitfi-age  einem  Sclüedä^erichte  unterbreitet  weixicn, 
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dessen  Spruche  Bich  beide  Teile  unbedingt  unterwerfen.  Im  Sinno 
des  Übereinkommens  entsend»>t  jede  Regierung  je  ein  Mitglied  des 
respektivon  obersten  Geiichtshofes  (in  Ungarn  die  K.  Kurie,  in 
Osterreich  das  i(  lisgericht),  die  mit  ülx^reinstinimung  den 
Präsidenten  des  Schiedsgerichtes  wälilen,  welcher  alm-  \ve<lor  ungar- 
ischer noch  Osterreichisdier  Staatsbürger  sein  kann.  Das  oben* 
geosnnte  Oeaets  erteilte  der  Regierung  die  EnnAcbtigang,  im 
Sinne  des  Obeteinkonunens  vorzugehen,  was  Tom  Standpunkte  des 
ungarischen  Staatai  echtes  in  sofeme  von  prinzipieller  Bedeutung 
ist,  als  68  der  erste  Fall  ist,  dass  eine  xwischen  Ungarn  und 
Osterreich  achwebende  Qrenzstreitigfceit  der  Entschddiing  ttnea 
Schiedsgerichtes  unterbreitet  wurde.  Nach  der  bisherigen  Qepflogen* 
heit  wurden  in  Shnlichen  Fällen  seitens  beider  Regierungen  a.  g. 
gemischte  Kommissicnen  entsendet|  die  miteinander  regelrecht  ver- 
handelten, nach  dem  Eigebniese  der  Verhandlungen  eine  Grenz- 
beschreibung  und  eine  Grenzmarkierung  vornahmen  und  deren  Gber« 
einkommen  —  wenn  es  au  einem  solchen  gelangte  —  nach  Gut- 
heissung seitens  der  Regierungen  im  Gesetze  sanktioniert  wurde. 
Auf  diesem  Woge  land  ihre  Erledigung  eine  bereits  seit  1775 
schwebende  Grenzstreitigkdt  zwischen  Ungarn  und  Österreich  an 
der  Ostlichen  Grenze  Ungarns,  indem  die  GrenzUnie  zwischen 
den  Comitaten  Besztercze  Naszöd  und  M&rmaros  einerseits,  der 
Bukowina  andererseits  festgestellt  und  im  Gosetzartikel  XIV  ex  1897 
incorporiert  wuitle,  wodurch  das  Territorium  Ungarns  um  307  Morgen 
und  1070  Quudratkkifter  vergr<)ssert  wurde. 

Die  zwischen  Osterreich- Ungarn  und  Italien  am  l!.'».  luui  1896 
gusrlilossene  internationale  Vrn  inl'arung  in  Sachen  der  gegen- 
seitigen kostenfreien  K  ran  kon  pflege  unbemittelter 
italienischer  respektive  ungarischer  oder  öster- 
reichischer Staatsangehörißror.  die  sich  im  Gebiete  des 
anderen  Vertrags  -  Teiles  befinden,  cntliält  der  OesctzartikH  XV 
ex  1897.  Im  Sinne  der  Vereinbarung  haben  <!ic  in  < 'strin  ic-h 
oder  in  Ungarn  korjKjrlich  oder  geistig  erkrankt»Mi,  iiiitt«;li<>sen 
italienischen  Staatsangehörigen,  sowie  die  in  Italien  erkrankten, 
mittellosen  Österreicher  und  Ungarn,  bis  ihre  Kuckkehr  in  die 
Heimat  ohne  Gefähnlimg  ihrer  eigenen  oder  der  Gesundheit 
Anderer  Ixjwerkstelligt  worden  kann,  den  gleichen  An8i)ruch  auf 
ärztliche  ÜOlfelcistung  und  Pflege  in  einem  Krankenhause,  wie  die 
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Angohrfrigen  «les  Inlandes.  Die  Kosten  der  Kranken  Verpflegung, 
sowie  jene  <J.  '  H  enligung  können  weder  von  den»  Staate,  dosson 
Angehöriger  «kr  Ikitreffendo  war,  no<'li  von  dessen  Zustftndigkeits- 
orto,  noch  üKorhaupt  vun  einer  Öffentlichen  Ka.sse  des  auswäiitigen 
Staates  gefordert  vrerden;  docli  wenn  der  Verpflegte  Belbst  oder 
die  an  seiner  statt  im  Sinne  der  Gesetze  ^ur  Zahlung  Verpflichteten 
hierzu  ffthig  sind,  werden  sie  xum  Brsata  der  erwaohsoien  Kosten 
angehalten  und  die  Regieningen  haben  g^nseitig  die  Verpflichtung 
abemommen ,  in  Folge  des  an  sie  gelangenden  diplon»tischen 
Ersnchens  in  den  Schranken  der  Staategesets»  dahin  an  wirken, 
daas  die  rekhimierten  Kosten  eingebracht  werden. 

Unter  den  Gesetzen  von  volkswirtschaftlidier  Bedeutung  sind 
neben  der  Handelskonvention  mit  Bulgarien  jene  bemeriienswert, 
durch  welche  das  sog.  kleine  Lotto  beseitigt  und  die  Klasaen- 
lotterie  eingefflhrt  wurde  (Artikel  Vü  ex  1897j  und  das« 
jenige,  dnroh  welches  zur  Beteiligung  Ungarns  an  der  inter- 
nationalen  Ausstellung  in  Paris  im  Jahre  1900  die  Summe 
von  1 150000  Gulden  bewilligt  worden  ist  (Artikel  XVm  ex  1897). 
Mit  der  am  21/9.  Dezember  1896  geschlossenen  und  im  Gesetz- 
artikel X£K  ex  1897  incorporierten  Handelkonvention  mit 
Bulgarien  haben  die  langwierigen  Bemühungen  d^  Momirchie 
zur  Sieherung  eines  geregelten  handelspolitiHehen  Yerhältniäses  mit 
diesem  Balkanstaate  ilueu  Abi>chl(iää  gefunden.') 

')  Bis  zum  Jahre  1800  war  in  volkswirtaohaftliohen  Besiebuagep 

zwisi  hen  üsturreitifa-Ungam  und  Bulgarien  ausschliesslich  jene  BratiBinrang 

dfs  Berliner  Kongresses  (1878)  niiu%sgebend,  laut  welcher  die  zwischen  der 
hohen  Pforft'  vuid  den  ausiväi-tiirfn  Staateu  t'^srlilossoHeu  Hat)'l^'1<-  urid 
Schifffahrtsk^iivi  ntiüiieii  mit  Bezug  auf  Bulgarien  auch  weiterhin  in  Kraft 
bleiben  uud  nur  mit  Zustiininung  dos  au-swärtigeu  Staates  abgeändert  werden 
köoooD.  Deinentsprechend  blieb  die  mit  der  Türkei  am  22.  Hai  1862  auf 
die  Daner  von  28  Jahren  abgesehloaBeDe  Handels-  nnd  SohilCfahrtBkonvention 
gegenüber  Bulgarien  auch  weiterhio  in  Wirksamkeit,  auf  Grutid  dessen  die 
nach  Bulgarien  oxportiertou  Waaren  oineni  8",»  Weitzolle,  die  nach  Oster- 
r»^i''h-T'ngarn  impnrfifrtiMi  "\\'aaren  bulgarischen  rrs|iruugs  aber  dein  allge- 
meiiien  Zolltarife  unterwoileu  waren.  Nach  ifin  im  .Tnhie  1800  erfolgten 
Ablauf  der  mit  der  Türkei  geä€hIo^^äeDen  UanUeLs-  und  Scinlffulntskonveution 
mosste  nuisomehr  an  eine  Neugsstaltang  des  VerbAltDUses  su  Balgarien 
gesohritten  werden,  als  bereits  im  Jahre  1889  England  und  bald  darnach 
auch  das  dr-ntsoiio  Boich  mit  dem  genannten  Lande  als  helbststäodig  kon- 
trahierendem Teile  provieorisohe  ÜbereiDkommen  getroffen  hatten  und  «war 
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Nach  l>eider-8«'iti^'cn  K(Hlzes^;ionen  fand  oin  t'lionMiikonmicn 
dahin  statt,  dass  YxA  Aufrochtcrhaltiintr  des  Anspruches  auf  Mci>l- 
begünstigunt;  dio  nach  Bulgarien  imi>ortiei1on  Waren  östcncichisch.r 
oder  ungarischer  Provenienz  der  I?egel  nach  einem  14%  M>rt* 
zolle  unterliegen,  wfthrend  Bulgarien  die  Hechte  der  nu';VH>6- 
günstigton  Staaten  geniesst  und  dass  itie  GleichlHm'chtignng  <ler 
Ausländer  mit  «Ion  Ötaatsangehörigi-n  anerkannt  wurde,  Au.si*enl<'ni 
enthält  die  nunmehr  mit  Gest  tzcski-aft  attögestattete  Konvention  die 
Bestinunung,  dass  die  Angeliörigeu  des  einen  koritmhierendeo  Staat«*» 
im  Gebiete  des  anderen  der  MilitArdienstpflicht,  sowie  jeder  unter 
ausserordentlichen  Verhftltnissen  angeordneten  Zwangsleistung  ent- 
hoben  sind  und  dasselbe  gilt  betreffe  der  Verpflichtung  xnr 
gerichtlichen,  administnitiven  oder  munidpalen  Dienstleistung.  Dm 
bulgarische  Regierung,  welche  das  Rocht  sitr  Errichtung  von  HiindelH* 

in  tiimx  Sinno,  dass  <lio  nach  Biilgarion  iinpurtieiieu  englischeu  und  douLscben 
Waanüi  cint-ni  8  7o  Wcrtzolli',  '  .^'o  (Jeltiiiiren  und  den  im  bulgaris*  ließ 
Oeaützti  begrüudetcu  Municipalsteuom  unterlageu,  wälireud  Bulgarieu 
VercoUiuig  seiner  nach  dem  deutschen  Kelche  reaktive  nach  England  io- 
poftierten  Waaren  die  Heistb^fiostigong  zuerkannt  wurde.  Hteimit  ÜBiid 
der  An.spnich  Bulgariens,  dorn  zu  Folge  es  nur  unter  Voraussetz n  ir  urid 
Zusicherung  der  Kocipruritat  geneigt  war,  den  fremden  Mächten  den  Vor- 
teil der  Meisthegiinstigunj^  liei  Verzollung  ihrer  Waaren  zu  gewähuni. 
prakii.sche  Anorkeiinmig  und  auch  dio  übrigen  Mutlit  '  wurden  darauf  an- 
gowieson,  ihrem  Export  den  Genussder  Mei&tbegüaätiguiig  durch  Ab$clilieä»iuig 
von  Eonventiouen  au  sichern.  Obgleich  aber  die  dsterreichiacb-ongariHdie 
Uonardiie  von  Anfang  an  auf  den  Abaehluss  einer  definitiven  Handels- 
konvention mit  Bulgarien  bedacht  war,  seheiterte  ihr  Bemühen  an  den 
politischen  Verhältnissen  'li^'^fs  Landes  und  ati  der  dast-lbst  iilii^rliand- 
genommenen  srhutzzöllnerisrln  ii  Strüniung,  welche  dem  Abschluss  vou 
Handelskonventionen  überhaupt  abgeneigt  war.  In  Folge  dessen  wareu  st'it 
18IÖ0  blos  von  Jahr  zu  Jahr  provisorische  Vereinbarungen  möglich,  welche 
den  beiderseits  importierten  Waaren  gegenseitig  die  Meistbegnnstvnqs 
sicherten,  reaktive  unterlagen  unsere  Waaren  dem  im  englisdi-bu^ariscbeo 
Übereiukonnneu  festgestellten  8'/,%  WeHzolh-.  Dasselbe  Verlültnis 
hern<ehto  im  Verhä!tii;s»-f>  des  deutsehen  Keiclif^s.  KnjTlanis.  Fraukn-it hs, 
Italiens.  R(>1i.'!<'!is  urnl  d'  i  Schweiz  zu  IJulgarien,  bis  letzterem  am  Ende  dea 
Jahres  lbi«4  das  Keeht  eingeräumt  wurde,  die  aus  den  Vertragssiaaten 
Stammenden  Waaren  einem  lOV«"'*  WertsoUe  zu  unterwerfen.  Das  Ztt' 
siandekommen  einer  definitiveil  Handeiskonvention  eisdiwerten  teils  die 
Ootroi-  und  Accisenfragen,  jene  der  Monopole  und  der  s.  g.  Patentstener 
scittMis  Bulgariens,  teils  dessen  vou  Seiten  Ungarns  unerfüllbare  Fordeninfr. 
dass  eine  Veterinärkonvention  mit  in  die  üandeUrainvMitioii  einbexogen  werde. 
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agontiiiim  in  Oaleiioitjli  und  in  riigarn  i'rhielt,  v.  rpfln  liirt.-  -i<  ii 
zur  lial'li^-«Mi  SrhafTung  eines  den   Pnnüi|)ien  Ue«  intciiiatiunaien 

C.  Kroatien. 

Referent:  Dr,  J.  äilovi<ft  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Agram. 

a)  Gesetzgebung. 

1.  Dm  Gesetz  vom  11.  März  1897,  durch  welches  da» 
Oesots  Tom  17.  Mai  1875  über  den  Strafprozess  in  Druck- 
Sachen  ergänzt,  l>eziohnngsweise  aligeslndert  wird. 

In  Kroatien  ist  das  Sch^vur^:ericht  bloBS  für  Verbrecheil  und 
Vergehen,  welche  duroh  die  Presse  begangen  sind,  snstftndig.  Als 
Schwurgericht  ist  für  das  ganze  Land  der  Gerichtshof  in  Agnun 
kompetent  Die  Geschworenen  werden  ausschliesslich  aus  der  Stadt 
Agram  genommen. 

Durch  das  obige  Gesetz  sind  Vergehen  g^n  die  Sicherheit 
der  Ehre,  begangen  durch  Druckschriften,  von  der  Kompetenz  dos 
Schwnugerichtes  ausgeschieden  und  den  (»dentlichen  Gerichten  zu- 
gewiesen worden.  Für  diese  Vergehen  ist  nicht  der  Gerichtshof 
in  Agram  für  das  ganze  Land,  sondern  derjenige  Gerichtshof  eister 
Instanz  kompetent,  in  densen  Sprengel  der  Druckort  gelegen  ist; 
wenn  dieser  aber  unbekannt,  oder  wenn  die  Schrift  im  Auslände 
gedruckt  worden  ist,  derjenige  Gerichtshof  erster  Instanz,  in  dessen 
Spre  ngel  die  Druckschrift  ausgegeben  und  verbreitet  wurde. 

2.  Das  Gesetz  vom  13.  Mftrz  1897  zur  Hebung  der  Volks- 
wirtschalt 

Zur  Hebung  der  Volkswirtschaft  in  Kroatien  wird  ein  Landes- 
Volkswirtschafts-Fonds  gegründet  (5?  1). 

Der  lindes- Volkswirtischafts-Fonds  l>esteht  a)  aus  einem  speziellen 
Stauuu-Kapital  von  500.000  fl.,  b)  aus  der  Domäne  „lio^juk^vina"  und 
c)  aus  einem  Betriebb-  uad  luvestitional-Kapifal  von  350,00u  iL  (ij  2j. 

Zu  Uieseui  stamm- Kapital  tliesst  die  Hälfte  der  Geldstrafen 
wegen  ühortretunguu  dt.-.  l"\a>t  -  ( lesetzei^,  des  Jagd -Gesetzes,  des 
Gesetzes  über  die  Feldpolijiei  und  überhaupt  der  Gesetze  uud  Ver> 

')  Die  juristische  und  volkswirtschaftlicho  Literatur  Ungarns  aus  dem 
J:ili!  >-  1897  wird  im  Jahrbuchu  von  1899  im  Zusammenhang  mit  4er  Literatur 
de»  Jubreti         b«hao<leU  werden. 
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(»rdimiigeii,  die  /.um  SehutÄC  und  zur  Hebung  dci  Vulkswirlischaft 
erliii^sen  sind.  Die  zweite  HfUftu  dieser  Geldstrafen  ist  i/r? 
Ooiueinden,  in  deren  Sprengel  <lie  .strafbare  That  b^pangen  wurde, 
für  ihi-o  volkswirtschaftlielien  Zwecke  auszufolgen. 

Das  reine  Zinsen -Einkommen  von  dem  Stanun- Kapital  mxii^ 
für  die  volkswirtschaftlichen  Zwecke  des  Jiandes  vcrAvendet  wenlen. 

Das  ]lein-£mkommen  der  Domäne  „Bozjakovina"  wir!  in  erster 
Linie  zur  Erhaltung  d«:  Forstakademie,  die  mit  Anfang  <les  S<  hiil- 
j;ilin  s  l>^ri8/09  in  Agram  em<  litrt  und  der  philosophische»  Fakultät 
der  konigl.  Franz -Jos 'rs-T^uivei-aität  zugeteilt  istf  verwendet. 

Der  Host  des  Einkommens  der  Domflne,  insofern  er  nicht 
für  besondere  volkswirtschaftliche  Zwecke  des  Landes  verw«idet 
wird)  fliesst  in  das.  Betriebs-  und  Investiüonal-Kapifal  (§  4). 

Auf  der  Landes-Domftne  Boijakovina  werden  eine  Mnsterwirtschsft 
und  solche  Institutionen  ins  Leben  gerufen,  welche  die  allgemeine  Wirt- 
schaft des  Landes,  insbesondere  Weinbau,  Obstltultiur,  Wiesenbau,  Vieh- 
und  Pferdezucht  zu  heben  und  zu  unterstützen  geeignet  sind  (§  5). 

Es  ist  in  den  Oespanschaften  von  ModruS-Fiume,  von  Yaraidin 
und  Syrmien  je  eine  Obst-  und  Weinbau-Schale  und  in  der  Oespao- 
schaft  Lika-Hrbava  eine  Muster-Wirtschaft  mit  einer  praktiscken 
Milch-  und  Kftse-Schnle  zu  errichten  (§  7). 

Betriebs-  und  Investittonal-Kapital  hat  den  wirtschaftlidien, 
Investitional-  und  Betriebs- Zwecken  auf  solche  Weise  zu  dieoeo, 
dass  aus  ihm  Vorsohflaae  fOr  grossere  InvestitioneD  gegeben  werden, 
und  zwar  ebenso  fOr  Landes-Inveatitionen,  als  auch  für  diejenigen 
der  Bevölkerung. 

Endlich  wird  durch  das  Gesetz  die  Landesregierung  verpflichtet, 
eine  genügende  Anzahl  des  kultnrteohnischen  Pereonals  mit  ak«p 
demischer  Bildung  anzustellen  (§  8). 

3,  Das  Gesetz  vom  24.  März  1897  über  das  Anfechtungs- 
recht innerhalb  und  ausserhalb  des  Konkurses.  Die 
Haii]»ti;ruii(ll:ige  dieses  Gesetzes  wiii  das  österreichische  Anfechtungs- 
gesetz  vDui  IG.  März  1884.  %va>  ganz  natürlich  ist,  wem»  mau  in 
Erwägung  zieht,  dass  in  Kioatii  ii  das  österr.  allg.  bürg,  (lesetzbiich 
iu  ivraft  steht.  l>a.>  kioatisclic  Aiift  i  htnngsgesetz  hat  alt-  r  aussor- 
dem  auch  das  ungarische  Gesetz  (Gesetz  Artikel  XVil  unti  (lio 

deiitst  li.  n  Gesetze  vom  10.  Februar  1877  und  vom  21,  Juli  lb79 
berilcksiciitigt. 
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4,  Das  Konkursgosetz  vom  28.  M&rz  1897.  Bis  2um 
l.  Jannar  1896  war  in  Kroatien  das  Ssterr.  Konkursgeaetas  vom 
18.  Juü  1853  in  Kraft,  welches  in  keiner  fieziehung  den  heutigen 
Yerhftltnisseii  and  Anforderungen  entepra«^,  weshalb  es  schon 
längst  in  Österreich  und  in  üngani  ausser  Kraft  gesetzt  und  durch 
modeme  Konkuragesetze  ersetzt  wurde. 

An  eine  einfMihe  Revision  dieses  Gesetzes  war  nicht  zu 
denken,  weil  dundi  sie  die  Mängel  des  Gesetzes  nicht  beseitigt 
werden  konnten,  wohl  aber  die  gesetzlichen  Bestimmungen  unn(Stiger- 
weise  komplizierter  und  verwickelter  worden.  Deshalb  schien  es 
iiotwendig,  ein  neues  Gesetz  zu  bringen. 

Wie  ich  schon  (Jahrbuch,  Jahrg.  III  Seite  644)  erwShnt  habe, 
lehnt  sich  unser  Konkumgesetz  haupteSchliöh  sn  die  ungarische 
Konkursordnung  vom  Jahre  1881,  berficksichtigt  aber  auch  die 
<teterreichische  Konkiumduung  vom  25.  Dezember  1868  und  das 
deuteche  Konkiu-isgeaetz  vom  10.  Februar  1877,  sowie  aucli  den 
Entwurf  einer  NoveUe  zur  imgarischen  Eonkuisordnung. 

Die  Anlehnung  an  die  ung.  KonkurBordming  rechtfertigt  die 
Landesregierung  in  den  Motiven  damit,  dass  wir  das  Handolfl- 
uiul  Wechseli-echt  mit  Ungarn  gemoinsan)  haben,  dass  uns<;re  Ver- 
kehrsverhaltnissc  mit  Ungarn  sehr  lebhaft  sind  und  djiss  sich  das 
unu:;iris(  he  öc&'l/.  an  «las  drutscho  Mnstergesetz  angelehnt  hat. 
l)iü  Ikrücktiit-litigiJiig  (les  »'»stci  roichi5.chea  untl  des  deutsehen  Gesetzes 
wird  mit  Rücksicht  auf  den  IFnivei-sal-Oharaklcr  des  Kmikiirsrechtes 
M>wiu  auf  unseren  verzweigten  Vorkehr  mit  diesen  LäudeiD 
begnlndet. 

Iii  B<-/,u^  auf  da^j  inlernatinnale  Konkutsivcht  bestiiuml  das  üesotz: 
§   <).'}.     Das   I\oükursvt.'rlulin'ii   iiinfa.^^st  das   sänitlk'ho  (§  2) 
Itewegliche,  wo  imiiii>r  l)ofindlichi'  N'friiiögeii  des  rM'nn'in.srliMldiiei*!S, 
8owi*>  do-^seii  im  Bereiche  der  Künigroicke  Kroatien  uüd  Slavonien 
befindliche  unbewegliche  Vermögen. 

§  C4.  Wenn  der  Konkurs  in  Ungarn  eröffnet  wird  und  der 
üemeinscliuldner  liesitzt  in  Kroatien  und  Slavonien  unbewegliches 
Venuogen,  ist  über  dieses  Yermfigen  ein  abgesonderter  KonkurB 
XU  f^'t'"fTnen. 

§  05.    Wenn  gegen  den  Gemeinschuldner  Konkui-s  *  infTnot  wiixl: 
a)  In  Kroatien  und  Slavonien,  und  derselbe  fallt  im  Auslande 
bewegliches  Vermögen,  oder 


L.icjui^L.ü  cy  Google 


—   788  — 


M  Im  Auslände  und  der  GeineinschuMm  r  hat  in  Kiuatieii 
utid  Slavonion  bewegliches  Vermögen,  so  sind,  insofern  dio  inter- 
nationalen Vei-träge  nicht  andere  verfugen,  im  Falle  a)  von  der  ans- 
lilnditichen  Behöi-de  die  Ausfolgung  der  beweglichen  Sachen  an  die 
inländische  Konkursmasse  zu  foitlcrn,  im  Falle  b)  aber  der  aus- 
tändischen  Behörde  die  inl&ndischen  beweglichen  Sachen  auszufolgen, 
jedoch  nur  wenn  die  auslfiiid Ische  Behörde  dieses  verUngt  und 
wenn  die  ausländischen  Behürdeu  nach  denselben  Prinzipien  gegen 
die  inländischen  Gerichte  vorgehen. 

Die  kioatiscIualAvonischen  Gerichte  haben  jeden  Fall  der  ver- 
•  weigerten  Ausfolgung  von  beweglichen  Saclien  der  Uonigl.  kn>at- 
slavon.-dalm.  Landesregierung,  JuBtiz-Abteil.,  zvl  berichten.  Von  der 
obigen  Vorschrift  sub  b)  werden  die  Kapitalien  auslAndiscber  Unter- 
nolimungen,  welche  zum  Zwecke  tnlftndieoher  Geschäfte  im  Inhnde 
angelegt  wurden,  sowie  auch  die  Stammkapitalien  im  Sinne  d«r 
§§  211,  435,  453  und  461  des  Handelsgesetzes  ausgenommen. 
Diese  VermQgen  haben  die  kroatisoh-ahiyoni8<^en  Gerichte  nicht 
auszufolgen,  sondern  ist  bezüglich  dieser,  wenn  die  in  den  §§71 
bis  74  oder  jene  in  den  §§219  und  233  des  Handelsgesetzes 
angeffihrten  Bedingungen  eintreten,  ein  abgeeonderter  Konkurs  zu 
erOJfnra. 

Wenn  die  internationalen  YerirSge  nichts  anderea  bestinmien, 
gehört  das  Konkurs* Verfahren  betrefla  im  AusUuide  liegender  Beali* 
tftten  nicht  zur  Gerichtsbarkeit  der  kroatiscb-^avonischen  Gerichte. 
Fflr  das  Konkurs-Yerfohren  der  in  Kroatien  und  Slavonien  liegenden 
Realitäten  sind  nur  die  kroatischen  Gerichte  zuständig. 

Das  kroatische  Konkursgeeetz  fOhrt  den  Zwangsausgleich  nn 
(§§  187 — 215).  Der  Zwangsausgleich  kann  nicht  geecfalofises 
werden,  solange  der  Gemein  Schuldner  auf  der  Flucht  ist,  oder  sich 
weigert,  den  OfTenbarnngseid  abzidegen,  solange  er  wegen  be- 
trügerischen Bankerutts  unter  Anklage  steht,  oder  wenn  er  wegen 
desselben  \ei  urteilt  wunle  (§  188). 

Die  Fuiikiionen  des  Masse- Vertreters  und  des  Masse- Ver^-alters 
sind  in  einer  Person,  und  zwar  in  derjenigen  des  Mas.«ie-Venvaltors 
vereinigt,  welchen  das  Gericht  definitiv  ernennt  70,  80).  Zum 
Masse- Verwalter  und  drs-.  ii  SnL^tituten  sind  unl^escholteue,  ver- 
lässli.  he  und  piuktis*  lie  J^eute  /.u  ornennon.  Wenn  am  Orte  des 
h.onkui's-GericUtes  Advukatcu  sich  Ueündeu,  uud  weuu  der  Ueweio- 
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8(;huUliier  kein  solches  Geschäft  hat,  welches  l>ohufs  voiloilhaftcr 
VerwaltiiDL'  des  Vermögens  eine  hesonderc  Fiu-hkeimtms  erfordert,  ist 
zom  Masse -Verwalter  r»'gelniässiK  ein  Advokat  zu  miennon  (§  88). 

Es  w  iixl  weiter  ein  Konkui*s-Kommisaar  eingeführt  (§  84),  der 
der  frQheren  KonkiiTBordming  nicht  bekannt  war.  Das  neue  Gesetz 
kennt  keine  Piaedimon  der  Forderungen  im  Konkurse,  sondern 
werden  ohne  Wiederoinsetaung  in  vorigen  Stand  auch  jene 
Forderungen  berQckaichtigt,  welche  nach  Ablauf  des  Anmefdunga- 
termins  angemeldet  werden  (§§  67,  124,  125,  136,  180).  Die 
Forderungen  der  Pfend-  und  anderen  zur  abgesonderten  Befriedigung 
berechtigten  Glftubiger,  die  Forderungen  auf  Ausscheidung,  sowie 
die  Forderungen  derjenigen  Gläubiger,  die  etwas  als  Konkurssoludden 
Oller  -Kosten  zu  verlangen  haben,  brauchen  nicht  angemeldet  wenlcn, 
sondern  kennen  während  des  Konkurses  ebenso  beansprucht  werden, 
wie  ausser  dem  Konkurse  (§  140).  Betreiben  sie  aber  ihre  Aus^ 
soheidnngs-  oder  abgesonderten  Belriedigiingsrechte  nicht,  so  soll 
dieser  Umstand  die  Verftusserung  und  Verteilung  der  Konkurs* 
masse  nicht  hindern  (§§  80  Z.  9,  145).  Die  Kompensation  wird 
besser  geregelt  als  in  der  alten  Konkursordnung,  ebenso  auch  be- 
grenzt  (§  25).  Die  Verftusserung  der  Konkursmasse  wird  nicht 
auf  die  Öffentliche  lidtation  beschrftnkt  (§§  143,  145,  147,  148). 
Das  Gesotz  enthält  keine  besonderen  Bestimmungen  Ober  die  Exo- 
kntinn  und  Katifschilling-Verteihmg,  sondein  weist  auf  die  Vor-  . 
Schriften  des  Executions-Verfahi-ens  hin  1G4).  Es  regelt  die 
Vorstäiuligimg  der  Interessenten  besser  als  das  alte  Gesotz  (§  CG), 
ebenso  die  Rechtäiaittel,  welche  in  einigen  FälhMi  ausges(^hlossen 
sind  (§§  87,  89,  91,  97,  131.  148.  168,  19ö,  liUl,  203,  JiiGj. 
Im  Fidle  der  iJeinruiL:>'luii^^  (b  r  H.-climinL''  des  Masse -Verwalters 
wird  ein  viel  einfa<  lu  irs  Vci  fahren  vorgeüuhnel>en,  xmd  zwar  nach 
den  Vorsehriflr'ii  »l'  ^  un.stiT-itiL'^t'n  Verfahrens. 

Die  Beendigung  'b'>  Konkurses  wird  iladurcli  nicht  verzögert, 
dass  noch  nicht  das  ganze  Konkursvermögen  verteilt  ist  183). 
Der  Kunkurs  kann  auch  vor  Ablauf  des  Aunielduugs-T'  i  niiiies  aiif- 
gohoben  werflen,  wenn  alle  bekannten  Gb'iubiger  darin  <  iuwilligen 
(s}  löG).  Bei  den  ganz  imlM^deutendcn  Konkursen  wird  ein  ab- 
gekürztes Verfaliren  eingeführt  239  —  241).  Endlich  werden 
StiafVjcstimmungen  gegen  widorrer  htli(  !ie  Übervorteilungen  der 
KoiikurtiglAubiger  g<^eben       242  —243). 
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5.  Das  Gesetz  vom  15.  Ajnil  1897,  durch  welches  der 
Gesetz-Artikel  XVI  von  1870  Ober  die  Organisation  der 
Landgemeinden  auch  auf  die  gewesene  kroatische 
Milit&rgronze  erstreckt  wird. 

Bis  '/II  diesem  Qcsetze  waren  die  liandgemeinden  in  der  ge> 
wescnen  Militürgrenze  nach  den  Gemeinde-Gesetzen  von  1862,  vom 
8.  Juni  187]  und  vom  1.  Dezemhcr  l!^89  und  diejenigen  des  so- 
^^enannten  Provin/iah  nach  dem  Oemeinde-Oeaetse  TOm  Jahre  1870 
(Gesetz-Artikel  XVI  1870)  organieieit;  jetzt  wurde  aber  auch  auf 
diesem  Qebiete  des  öffentlichen  Ijcltens  die  gesetzliche  Einheit  io 
dem  ganzen  Territorium  von  Kroatien  durchgefflhrt 

b)  Literatur. 

1.  Ivan  Sirola,  Kulturne  prilike  Dalmacijo  na  koncu 
XVIII.  stoljeca  (Die  Knltiincustlnde  Dahnatiens  am  Ende  des  WUL 
Jahrhunderts.)    Agrom.    8*.  54. 

In  dieser  sehr  interessanten  Monographie  wird  auch  die  Ver- 
waltnng  und  die  Justiz  Dalmatiens  zu  joner  Zeit  geschildert  Unter 
anderen  beschreibt  uns  der  Verfasser  die  „Polji^ka  2upa"  (Go* 
meinde  Poljice),  welche  noch  zu  dieser  Zeit  die  grOsate  Autonomie 
in  ganz  Dalmatien  besessen  hat.  Diese  Autonomie  wurde  der 
«jPolji^ka  iupa'*  von  kroatischen  Königen  gegeben,  und  sie  vnsste 
sie  auch  spfttcr  zu  erhalten.  In  der  „^upa**  lebten  zu  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  7 — 8000  Menschen  in  13  D&rfem  und  21 
PJarren.  Jedes  von  den  12  Dörfern  hatte  seinen  f,knez"  (Dorf- 
ältesten), welcher  im  Dorfe  auch  als  Richter  fungierte.  Die  höchste 
Gewalt  war  in  den  Händen  des  ,,veliki  knez"  (conte  gninde)  uud 
seiner  zwi  i  IVokuratoi-en ,  welche  die  Dorfältesten  zu  kontroUeren 
hatten  und  iu  ^'^rüs.seien  Civilsachen  uiul  iii  Strafsachen  für  Ver- 
brcclien  zuständig  waren.  In  anderen  Civil-  mid  Straf sjiclien ,  in 
welcln  II  I  i  ..kur*?/'  in  dei'  ersten  Instanz  zuständig  war,  i)ildcte  der 
„veliki  kill'/"  mit  st'in.'ii  rrokuraloivu  ilie  Bfrufuiig.sin^tan/..  JvVl'en 
ibtM  stand  der  ..veliki  vojvoda"  (der  gmsse  Herzog)  mit  /.wri  Vio- 
kui;it'>r.  !i.  dessen  Aiiftrabe  die  Erlialtung  der  ('nliniitg  und  die 
Ermittlung  tier  Vcrlirecliei  und  in  (h'ii  Kriegszeiten  da.'i  T^^,'on  d*n" 
Fahne  v(»n  der  ..zupa''  vor  <leni  Volk<>  war.  Der  ,,veliki  kiicz" 
uud  „veliki  vojvtxlu'*  mit  ihren  Pi-okiu-atoixiu  bildeten  „poljic  ki  stol'' 
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(Die  Tafel  von  Poljice),  das  heisst  sie  liildeten  dio  Kegieruiig. 
Ebenso  die  Hegicnin;^  als  auch  die  D<>9  f<lltp?:tcii  wurden  jährlich 
neu  gewählt  Der  Dorftlteate  wurde  von  den  DorfangehCrig^  ii,  und 
swar  fblgendermaBsen  gewfthlt:  Vor  der  Kirche  waren  zwei  Mftntel 
ausgestreckt,  auf  welche  man  Steine  warf;  ein  Mantel  fflr  die 
Wiederwahl  dos  alten  und  der  andere  für  die  Wahl  des  neuen 
DorfiUtesten.  Die  gewählten  DorfiUtesten  gingen  dann  zum  „veliki 
abor^  (Grosse  Versammlung),  welcher  aus  12  DorfiUtesten,  aus  den 
Mitgliedern  der  B^ening,  aus  allen  Adeligen  der  n^upa'^  luid  aus 
allen  Geistlichen  bestand.  Wenn  die  gitjsse  Versammlung  ein 
QoKotz  für  das  Volk  zu  beraten  und  zu  beschliessen  hatte,  wurden 
auch  die  Nichtadeligen  in  die  Versammlung  berufen. 

Vor  der  Wahl  der  neuen  Eegicrung  ttbergab  der  „veliki  kne«<* 
in  der  Versammlung  das  Siegel  und  die  Scfalfissel  der  Truhe,  in 
welcher  die  Verfassung  und  die  Privilegien  der  „2upa"  einge- 
schlossen waren,  dem  Vikar,  worauf  dieser  sagte:  Jetzt  halben 
wir  keinen  „knez^  mehr.  Der  „knez*'  bat  dann  um  Verzeihung, 
wenn  er  Jemandem  zur  Zeit  seiner  Herrschaft  unwillkOrlidi  Unrecht 
{::othan  und  übergab  sich  und  sein  ganzes  Hab  und  Gut  der  Ver- 
sammlung als  treuer  Sohn  der  Gemeinde  und  ihrer  Verfassungs- 
rochte.  Nun  wurden  von  der  Versamrahuig  die  Thaten  der 
I^o^ierung  der  Kritik  unterzogen,  dio  Bedürfnisse  der  Gemeinde 
on"»rterl  un<i  der  ahtretenden  Regit'nmg  das  Absolutoriuni  erteilt. 
Endlieh  wurdo  von  den  E(h?lleuten  die  Regierung  gewählt.  Mel»r 
als  di-einial  kfnintoii  ilicsclncn  nit-ht  gewählt  werden. 

Der  „veiiki  kiitv.-  w.ii  \ ciiitlirhtet,  dreinml  im  Jahre  alle 
Dörfer  i>eiiit'r  ütinoinde  /.u  luMichen  und  in  jedem  Dorfe  Gt  iicht 
zu  halten.  Als  Beiriehter  fungierten  drei  SclKitltn.  welche  vttii  d<>n 
(}es<^}ilerhtern  Ti^emiri,  T^itni/'i  und  Kreniciintni  ut-wilhlt  wiirdcu. 
Ohne  die  Schöffen  konnte  „veiiki  kncz"  nicht  richterliche  Kunktioncu 
aitöülKi'n. 

Die  Hauptstrafen  waivn  folgende:  Tod  durch  den  Strang  für 
tlon  Vaterland.sverräter,  für  den  Dieb,  der  ilher  1(>0  Libri  gest»hlen 
hat,  und  für  den  heimischen  Dieb.  d.  i.  für  denjenigen,  der  in 
Beinern  eigenen  Dorfe  gestohlen  hat,  ohne  Rücksicht  auf  den  Rotrag. 
Dieser  vt»rlor  aUBSerdcMn  sein  ganzes  X'erningc^n  zu  (jlu08t4^>u  des 
Dorfe.s  und  seiner  Verwandten.  Der  Räuber  wunle  mit  dem 
Tode  durcl»  den  Strang  oder  durch  Vierteilen  bestraft    Die  Hexe 
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wuitlo  für  (las  erste  Mal  mit  Ruthensti-eidien  gezüchtigt;  wonn 
man  dann  sah,  dass  sie  noch  Hexe  blieb,  wunle  sie  verbrannt. 
Die  Sodomie  wuixJe  uueh  mit  dem  Tode  durch  Verbrennen  Wsti-aft, 
Wenn  der  .,kmetir'''  (der  Niehtadelige)  an  seinen  llcmi  (<lcn 
All  Ilgen)  Hand  gt^lcgt  luitto,  wurden  ihm  drei  Kippen  ausgehackt, 
damit  er  zu  nichts  mein-  tauge,  wenn  er  aber  seineu  Herrn  be- 
Kchimpft,  so  war  ihm  in  die  Zunge  einsuaohneiden  und  musste  er 
50  Libri  Kahlen. 

2.  Primjctbe  odvjetnidkoga  odbora  za  Slavonijii 
na  zakonsko  osnove  o  sted^ajnom  rcdu  i  poliijanju 
pravnih  djcla  (Bemerkungen  dos  Advokatenaufischusses  fflr 
Slavonicn  zu  den  Entwfiifen  eines  Konkursgeeotxes  und  eines  An« 
fochtungsgesetzcs).   Essek.    16,  53. 

Die  kroatische  Landesregierung  hatte  beide  Entwürfe  an  die 
AdvokatenausschOsse  mit  der  Aufforderung  gesendet,  dass  sie  ihr 
ihre  eventuellen  Bemerkimgen  mitteilen.  Der  Advokatenausschiiss 
in  Essek  hat  zum  Referenten  Aber  diese  Entwürfe  den  Esseker 
Advokaten  Dr.  Jgnjo  Wagner,  der  sich  schon  längere  Zeit  mit 
dieser  Materie  eingeh^d  befasst  und  in  der  Honatsschrift  des 
kroat.  Juristenvereins  die  Reform  des  Eonkursrechtes  in  Kroaden 
wiederholt  angeregt  hat,  bestellt  Seine  Abhandlung  sowie  die  Be> 
sehlflsse  des  Plenums  sind  in  jener  Monograpliio  publiziert 

Diese  Bemerkungen,  ebenso  wie  die  Gutachten  der  Handels* 
und  Geworbekammem  in  Agram  und  in  Essek,  welche  ebenfiills 
um  ihre  Meinungsäusserungen  von  der  Landesregierung  angegangen 
wurden,  erechienen  zu  spät,  um  von  der  lÄndesregierung  noch 
berücksichtigt  werden  zu  können,  weil  die  Gesetzentwürfe  schon 
d<'ni  Tiantltago  unterbreitet  waren.  Deswegen  wurden  sie  unter  die 
Lih  1  i,i'j:S!d)gof)rdneten  verteilt,  um  im  J iisti/.-Au.-schusse  und  im 
Pieiniiii  m  Bctraelit  gezogen  zu  \veiilt.u.  Sie  werden  a)»er  auch 
bei  der  Auslegung  und  Anwendung  der  genannten  Gesetze  ein 
wertvolles  Material  bildi'ii. 

3.  I)r.  Fr.  Vilanir,  Demografske  prilikc  juziiih 
Slovona  (Denn^^Miiphis' lien  V<'rhältnisse  der  Südslaven).  Sejiarat- 
abdnick  aus  den  Fut>iikationeu  der  Südslaviscbeu  Akademie.  CXXIX. 
Buch.    Agram.    8^.  84. 

Dc»r  gelehrte  Aka  lemiker,  ül>er  den  idi  scdion  im  Jahrbuchc 
(Jahrgang  U.       42  ti)  berichtet  habe,  betrachtet  in  dieiber  Ab- 
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handlnng  dio  demognphieclien  yerhftltnisBe  von  Bosnien  nnd  Eerze- 
govina,  Bulgarien,  Montenegro,  Qürz  und  QradiSka,  Dalmatien, 
Kroatien  und  Slawonien,  Istrien,  Krain  nnd  Serbien.  Diese  lAnder 
umfoesen  einen  Flflchenraum  von  281,277  Kim.  und  haben  gegen 
10,60({,0()0  Einwohner.  Von  dieaen  Einwohnern  gehören  8,975,089, 
d.  i.  85  dem  efidslaviachen  Stamme  an.  Rechnet  man  dazu 
die  Sndslaven,  die  in  Steyermark,  Kftmthen  und  in  Triest  und  Um- 
gebung und  in  Ungarn,  wo  nach  der  letzten  Vdkaz&hlnng 
679,220  Kroaten  und  Serben,  584,147  Slovenen  leben,  kann  man 
die  Zahl  der  Südslaven  rund  auf  10,300,000  rechnen.  Davon 
Bind  8,000,000  Kroaten,  Serben  und  Slovenen,  welche  eine  nnd 
dieselbe  Sprache,  nur  verschiedene  Dialekto,  sprechen.  Eine  der 
wichtigsten  Ersohdnungen  bei  denSüdalaven  ist  ihre  Religion,  be- 
sonders wenn  man  erwSgt,  wie  die  Religion  der  Bevölkerung  hier 
mit  vielen  sozialen  Krschoinungen  im  engsten  Zusammenhange 
steht.  Yg  der  Bevölkerung  sind  Christen  und  7g  (1C,3  ^j^)  nicht. 
Ulitor  den  Christen  sind  jitn  /.ahlreifhston  die  Anhänger  der 
jrrieehisoh- orientalischen  Heligion  (58,8  ilanu  die  Katholiken 
Iii  1,68%). 

Vio  ^^"''•C"  Bcvölkoniiii;-  lebt  im  Klu^staiul«-  (.39,55%);  es 
ist  demnarli  kamii  <ler  Erwachsenen  iiiivprh.  iralet.  Auch  {u'iT-nti^n 
die  Sn.lslavc'ii  tiülnT  als  -onst  in  Enrnpa  VAww  treschlossen  wn-dcii. 
Der  (innul  dieser  Krsclii'iiiuii^^  ist  riii.'r>eit>  in  dtnn  sfidlichi-ii  Klima, 
in  Welchem  di»;  büd^laven  Iclirii,  zu  öueiieii:  aber  der  1  laii[»ti;riind 
liegt  doch  in  d«^n  «nzialen  und  wii-tsehaftliehen  Kigeiitümliehkeifen 
des  Volkes.  Unter  diesen  Ki^eiitümlielikeiten  nehmen  einen  >ehr 
wichtigen  Platz  die  Huuskoniniuiiionen,  durch  welche  im  Volke  die 
Gewohnheit,  früh  zu  heimten,  eingehürgert  wurde,  oin.  %  der 
\Veil»er,  die  in  den  Ehestand  treten,  haben  das  20.  Lebensjahr  noch 
nicht  ent?icht;  und  von  <lon  heiratenden  Männern  stellt  '/j  unter 
dem  24.  L»^lM*nsjahre.  Nirgends  heiraten  so  viele  Wittwen  und 
Wittwr'r.  als  bei  den  Südslaven.  Auf  1000  Einwohner  kommen 
40,7  Kinder.  E»  ist  denmaeli  die  (ieburtenzahl  so  gros»  wie  nii-gends 
in  Eni-opa,  an><pr  in  Hussiand  (4S,8)  und  in  Uiig-arn  (44,2). 

Die  Zahl  der  unehelidien  Geburten  im  Verhältnisse  zu  den 
ehelichen  ist  sehr  kloin  (2,83  ^o)-  l^'®  Sterbezalil  ist  liei  <len 
SfidRlaveu  ziemlich  gross,  da  auf  1000  Einwoliner  24,8  Sterbefftlle 
konunen. 
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Das  Verhältnis  zwischen  den  Ooburten  und  Sterbe&Uen  ist 
sehr  j^nnstig,  da  j&lirlich  119,000  Mt  rjschcn  mohr  f^^l.toren  werden, 
als  sterben,  d.  i.  di«^  Oeburtsziffor  ist  um  G3  ^j^  giAssrr  als  die 
Ziffor  der  Sterbefäl](\  Demnach  ist  der  innere  Zuwachs  der  Be- 
völkerung bei  den  Süd^laven  so  gross  "wie  Xm,  keinem  anderen 
Volke  in  Europa  und  erinnert  an  den  Znwadis  in  den  Yereinigtco 
Staaten  von  Nordamerika. 

4.  Dr.  Fr.  J.  Spevec,  Zakon  o  pobijanju  pravnih  djela 
glede  imovine  insolventnoga  du2nika  od  24.  o2ujka  1897. 
(Das  Anfechtungstgesetz  vom  24.  Mfirs  1897.)   Agnm.    8<>.  108. 

Der  Textausgabe  mit  Materialien  hat  Prof.  Dr.  Spevec  eine 
eingehende  Darlegung  der  Prinapien  des  Anfechtungsrechtes» 
welches  durch  dieses  Gesetz  in  Kroatien  neu  eingefOhrt  wurde, 
vorausgeschickt)  wodurch  das  Buch  ebenso  für  die  Theoretiker  als 
auch  fflr  die  Praktiker  einen  erhöhten  Wert  erhalten  hat. 

5.  Dr.  J.  Mudrov^it',  Ste^'ajni  zakon  od  28.  oinjka. 
1897  (sa  gradjom  i  provedbenom  naredbom  (Konkure* 
gesebt  vom  28.  Mttrz  1897  mit  Materialien  und  mit  der  Vollzugs- 
verordnung).   Agram.    8®.  2C2. 

Dr.  J.  Mudrov^i<f  ist,  wie  ich  schon  erwAhnt  habe  (Jahrbuch  III 
S.  644),  der  Verfesser  des  Anfechtungs-  und  des  Konkursgesetzee. 
Er  hat  beide  (iesetzontwfirfe.  wie  sie  dem  kroatischen  I/indtage 
unterbreitet  wonlen  sind,  mit  sehr  guten  und  umfangreichen  Motiven 
versehen.  Die  Motive  zum  lv<«ukursgosetze,  die  er  in  dem  Buche 
mit  dem  Gesetzestexte  ausgegeben  hat,  erleiclitern  be<leutend  düs 
Verständnis  und  die  Anwenduiii:  iles  Gesetzes,  wolialb  diese  Aus- 
gabe von  der  Juristen-  und  iiaiulelswclt  mit  Kreudou  begrü^st 
wordtjji  ist. 

G.  Ig.  WsigncT,  Das  kr(»atische  Anfechtungsgesetz  vom 
24.  Marz  1807  und  das  kroatische  ivtiukursgcsetz  vom 
28.  Milrz  1^07.    Kssek.         211.     Preis  2  f1.    (L.  I«iuhner.) 

Um  di''  li.'idcii  rn>-.vt/c  ilcn  .lurist'  U  und  der  Gi'>i-!iäftswclt 
ausscrlialli  Kroatiens,  wekiie  mit  un.-;  im  Vcrkclir  «stellt,  zugänglich 
zu  machi'U,  ül)ersetzte  Herr  Ig.  Wagnei  climso  dir  Oes.  1/. 
auch  die  Einfuhrungsvcronhiung  vom  7.  Juli  18*J7  Zahl  i>  41)5  in 
<lie  deutsche  Sprache.  Manclien  Paragraphen  hat  er  auch  erläuternde 
Bemerkungen  beigegeben. 
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Kefci-ent:  Dr.  «iaiaeH  liai'ry  Miiuuik  iierUog,  Erster  Sti-afrioliU;!', 

Bloemfouteiu. 


Ein  HauptergeboiB  der  Oesetzgebiuig  des  JahreB  1898  ist  der 
Volksratsbesdüuss  vom  11.  Ifai,  durch  den  unsere  Vcrfossung 
einige  Yerfinderungen  erfiihren  hat  Die  letzteren  betreffen  vor- 
nehnHch  Bestimmungen  fiber  den  Erwerb  des  Bürgerrechtes  und 
die  Verpflichtung  xum  Kriegsdienste  far  alle  mfinnlichen  Personen 
im  Alter  von  16  bis  60  Jahren«  welche  im  Staate  geboren  oder 
wohnhaft  sind.  Eim'ge  andere  Ver&ndenmgen  sind  von  geringerer 
Wichtigkeit 

Hinsichtlich  des  Bni'g^rechtes  ist  die  irOhere  Bestimmung, 
welche  einen  einjährigen  Aufeuthalt  im  Lande  znm  Erwerb  dieses 
Rechtes  fQr  genügend  erachtete,  aufgehoben,  und  wird  jetzt  fester 
Verbleib  von  drei  Jahren  erfordert,  ehe  dem  Betreffenden  ein 
Bürgerbrief  ausgeliäudigt  weitlen  kann.  Ferner  wird  die  Erlangung 
des  Bürgerbriefes  von  der  Ablegung  des  Eides  der  Treue  alihangig 
gemacht,  welche  eine  praesuraptio  juris  de  jure  darstellt,  dass  der 
Vereidigte  von  allen  Rechten  imd  Pflichten  als  Burger  eines  anderen 
Staates  befreit  ist. 

Sodann  soll  nach  der  neuen  Verfa.ssuntr  <lie  Eiutratruii;^  der 
Hurger  und  Stimniberechtitrten  dtircli  die  i;.'\vn)iuliche  Gea  tzg.  ltung 
L:<Mogelt  werden,  wähn  nd  das  Stimnii-eclit  yaiv  Wahl  des  Priisidentim 
und  der  \^>ll<>ratmit«rlie<ler  allen  vclIjahriiT'^n  Hürgerit  verhleiht, 
wehdio  nach  den  frülierca  Koii.stiliitiim-sli.-.stiiiiiniiim'^n  das  liürger- 
i-o<d»t  erlantrt  haben,  ohne  dass  sie  im  Geuut».se  ciüCb  .sicheren  Eiji- 
koiiiineii^  iid<"i"  Vcrniögens  zu  srin  ln-aiiehen.  Auss'^nlfMii  stolit  'Irm 
ludu-n  (ieiii  lit>hof  da«  (  ht  zu,  Personen,  weirhf  sicli  di's  Hocii- 
vornites,  tl-v  Maji  siiU.sl<t^i('idigung,  d<'s  Mordes,  der  Fals<-Innunzerei, 
di-r  Hiaiidstiftuiiir.  dos  Miiticidos  rydci'  i^ioKer  rri/uchl  sehuMig 
geniaeiit  halten,  iUu>  IStimnirecht  entweder  auf  Zeit  oder  dauernd 
abzusprechen. 

Diesen  V'rrfassiuigsverändernngen  schliesst  sich  Oesetz  Nn.  12 
an,  welcliOM  dat»  Natunilis.it ions\ er raln  i'^u  regelt,  indessen  für  weitere 
Kreise  von  weniger  Wichtigkeit  i^t. 
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ha  Chrigon  oiithalteu  die  neuen  Gesetze  folgendes: 
Oosetz  No.  1  ruft  einen  Landliau-llat  aus  sieben  Mitgliwiern 
ins  liehen,  von  don«^n  fünf  pi-aktisthe  Bauern  sein  müssen.  Der 
Han|)t7:\v>  <  k  dies^'s  Rates  besteht  darin,  die  Keg^iening  mit  passeuden 
Ratschlägen  zur  Fördening  von  Landban  und  Viehzucht  zu  ante^ 
BtUtsten. 

Tresets  N<>.  2  bestimmt  die  Zeit,  in  welohetr  Onisbrände 
diurch  die  FarmeigenthOmcr  vorgenommen  werden  JiOnuen. 

Gesetz  No.  3.  Um  SteuerdelFandationen  zu  Terhfitent  schreibt 
dies  Oesetz  vor,  dass,  sobald  der  ausffllirende  Rat  die  Notweodig- 
keit  einer  Steuerauflage  auf  gewisse  einzufahrende  OQter  dem 
Volksrat  vorachlfigtf  der  Prftsident  berechtigt  sein  soll,  sofort  diese 
Steuer  zu  erheben.  lUls  indessen  der  Volksrat  in  deraelben 
Sitzung  diese  Steuer  nicht  für  gut  befindet,  so  weiden  die  gexaUten 
Gelder  an  die  Betreffenden  restituiert 

Gesetz  No.  4  verfindert  und  ergänzt  die  Bestimmungeo  der 
Hauptetacke  XXVII  und  I^XXIV  des  Gesetzbuches. 

Gesetz  No.  5  vecftndert  das  Gesetz  flber  BrQckenzOllc. 

Gesetz  No.  6  verändert  das  Spiolgesetz. 

Gesetz  No.  7  macht  einige  wichtige  ErgSnzungen  tu  den 
Gesetzen  Ober  den  Handel  mit  Spirituosen.  Es  wird  von  dem 
Fatbigen,  welcher  im  Besitze  von  Spiritnoseu  gefunden  wird,  ^ 
foitlert,  dass  er  sich  flber  den  gesetzmässigen  Erwerb  derselben 
ausweise,  da  nur  seinem  Dienstherm  das  Redit  zusteht,  ihm  E^ 
laubnis  zum  Erwerbe  oder  Ankauf  derselben  zu  geben.  Jeder,  der 
einem  Farl)igen  a\if  Gnind  eines  anseheinend  reehtmftssig  sus- 
gestellten Erlaubnisscheines  Si>irituosen  verabi-eicht ,  ist  för  dif 
E»  liilii  it  ilesselben  criaiiaell  voiTuitwoillitrli. 

Gesetz  No.  8  dient  zur  k^i'^äiumig  des  G^*tzes  überall« 
8tec'k«Mule  Krankiioituii. 

Gesetz.  No.  9  Rcliruibt  vor,  iiie  Uogienujg  über  die  lO 
W'itzesho«  k  atigt  sicilelten  Kaffern  geführt  worden  .soll. 

Gesetz  No.  10  giebt  den»  Staat.spi-äöiileuttiU  lies  Keclit,  für 
lioeh  niebt  i>roklannerte  Bergwerke  Beamte  aiizustelieu,  ma  Recht 
und  Opflmuig  zu  wahn'U. 

Gesetz  No.  11.  Zur  Förderung  '1er  Sonntas^si ulu-  irestattef 
die>ies  Gesetz  an  dies<Mi  Tagen  nur  *len  Vi'ik.  lir  shIcIut  KiM"iil«»hii- 
zuge,  welche  dem  Verderben  ausgestellte  Guter  eutbalteu. 
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wohnliche  Oftterzilgc,  Vergiiugungszüg»'  urui  iUVentiieho  Spiele  sind 
veriM>ten. 

(Je setz  No.  1^  regt-lt  ilen  Verkauf  von  J^'lR'a.siiiitU'la  uud 
Kloi«iorji  hl  deu  sogenanuteu  „Compounds-  der  öffentlichen  Hei*g- 
werke. 

G*'Si  i7,  No.  14  verpHiflilt  t  Nutar,  ein  Kopist. t  anzM- 

l«'ß»^n,  in  il'Mn  ixWo  von  ihm  anfu.  ij<»nnnenen  notariollea  Akti-  \or- 
zoichnet  \v. nltMi.  F«  rnor  l>(v>iiinmt  G^^iiitz  die  Art  und  \\'<  i««', 
in  der  ilio  Ro^M.^runi,--  Kiiisiclif  in  (Vu'  llandliinf^en  der  Notare  erliält) 
sowie  das  Keclil  der  Aufsicht  ülier  die  Hcgisterführung. 

Gesetz  No.  15  verändert  das  Gesetz  über  die  liefugnis  des 
Genei'al-Feld  inessers. 

Oesetz  No.  IG  bestimmt,  dass  die  von  der  Retricning  sus- 
gesehriebenen  Sehulpreise  (sogeouinte  B  rirsen)  hauptsächlich  an 
Kinder  armer  Eltern  gegel)en  werden  sollen. 

Oesetz  No,  17  )H>zieht  sidi  aui  den  WiMsehutT;. 

Oesetz  No.  18  sclneitit  vnr,  dnss  nach  dem  1.  Jauiiar  1900 
niemancl  zum  Lmdihost  oder  Laiiddrostasaistenten  ••mannt  weixlen 
soll,  der  nicht  das  Examen  3.  Grades  in  der  RechtswisHenschaft 
abgc^legt  hat  Femer  sollen  bei  der  Anstellung  von  Resident« 
Friedensrichtern  und  Landdrost-Assistenten  diejenigen  den  Vorzug 
haben,  welche  dieses  Examen  gemacht  haben. 

Oesetz  No.  19  trifit  einige  Verftndenmgen  in  den  Oesetzen 
aber  den  Handel  mit  Spirituosen. 

Oesetz  No.  20  erteilt  Bestimmungen  Ober  die  Abgaben  und 
deren  Betrag  für  die  rerschiedenen  Gewerbe  n.  a  w, 

Oesetz  No.  21  ergänzt  die  Steuergesetze. 

Oesetz  No.  22  stellt  die  Rechte  und  Pflichten  der  Landdrost^ 
Assistenten  fest. 

Oesetz  No.  23  rerhfllt  sich  Ober  die  Jnrisdiktion  der  Land- 
droGt-Aasistenten. 

Oosetz  No.  24  betrifft  die  Anstellung  der  Qerichtsboten- 
gehfllfen  und  Amtadiener. 

Oesetz  No.  25  i-egelt  die  Bestempelung  der  Hasset  ^balen 
und  Gewichte  und  die  staatliche  Kontrolle  darOber. 
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Paraguay. 

Referent:  R  Maafels,  frfiheirer  kaiserlich  deotaclier  Konsul,  Aaundon. 


ünter  den  ^csetxgcberiaoben  EneugniBsen  des  Jahres  1897 
▼erdienoii  Erwähnung: 

1.  (las  Gesotz  vom  1.  Juli,  dinfli  welches  dio  Kt'prrimg  or- 
niüelitigt  wird,  tlie  Papierjj;elileniissit)n  bis  zu  10  Millioiicn  peso« 
fuertt  >  /u  erhöhen,  von  donon  l/)r>0,()ii()  fHr  im  Geseto'  einzeln 
aufgeführte  gomcinnfit/.igo  Zwocki'  (KolHi)is;iti(iti,  llaffiiniilngf'n,  Tele- 
gmphen,  Schulen^  Gefängnisse,  Hospitäler,  Brücken  etc.)  zu  rer- 
weiidon  sind. 

Im  Zusammenhang  hiermit  steht 

2.  das  Oeeets  vom  29.  Juni,  durch  welches  eine  KonversionB- 
kasse  (Caasa  de  oonvennon)  genannte  Behörde  eingesetzt  vnrde» 
deren  Aufgabe  tstf  die  xiir  EonTersion  des  Papieigeldea  bestimmten 
Einkflnfte  an  verwalten,  d.  h.  den  ZuschlagsaoU  von  5%  ^ 
die  ESnAihr,  den  Reinertrag  der  durdi  Geseta  vom  12.  Oktober  v.  J. 
(vei^  den  Bericht  vom  Jalire  1897)  eingefOhiten  Grundsteuer  für 
die  Zeit  bis  zum  31.  Dezember  1899,  90  Proient  des  Ertrages  des 
Verkanfs  der  staatlichen  Lftndereien  und  YerbawSlder,  deren  Ver- 
pachtung nicht  mehr  stattfinden  soll.  Bis  zum  Erlass  gesetzlicher 
Bestimmungen  Aber  die  Form  uml  den  Zeitpunkt  der  Konversion 
soll  die  Kasse  die  gedachten  Einkünfte  zunflchst  einzig  dazu  ver- 
wenden, durch  Ankauf  und  Verkauf  von  Gokl  grössere  und  heftigere 
Kursschwankungen  zu  verhüten. 

Im  ScptcHiber  l^fH)  ist  eine  sti^itiiche  Ackcrl>a\ischule  mit 
Miistenvirtsrhaft  gegriiiHtet  wonlen,  für  deren  Verwaltung  unter 
dem  25.  Oktober  v.  J.  eiuo  organische  Betriebsordnung  eilasaen 
wiirtle. 

Im  September  v.  J.  ist  der  paraguayisoh-brasiliansche  Fi^mnd- 
schafts',  Handels-  und  SchiffEahrtS'Vertnig  vom  7.  Juni  1883  und 
28.  Mftrz  J884  von  Paraguay  gekOndigt  worden. 

Seit  dem  1.  Januar  1898  ist  ein  neues  VerzoUungS'Fteia- 
Vorzdchnis  (Taiifo  de  avaluos)  in  Oeltimg,  welches  in  den  Talleres 
Nacionales  von  H.  Kraus  im  Druck  enchienen  ist 
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Als  die  zuverlässigste  Privatsainmliing  paragnnyisclier  SiM»zinl- 
ges^^tze  ist  die  „Coleocion  de  leyes"  etc.  von  Fciniindo  Yiera  l»oi 
H.  Kraus  im  Jahn'  ISDd  or.st-hifuen.  Bnuulibar  ist  auch  die  in 
zwoi  Bänden  in  der  Impi-enta  de  „El  Indei)endiente"  in»  Jahre  1892 
erschieiion»''  „  Reciopilacion  df  Icyet»"  von  Rafru:*!  0.  Vallejos.  — 
Rine  erut.'  statistisrho  l'li.M-siclit  gjewälirt  das  glciciitalls  Imm  H.  Knius 
gedruckte,  ^Aa  Kcpübiica  del  Paraguay'^  betitelte  liflclUein  von 
Cai'loB  R.  Santos. 


Peru. 

Referent:  Dr.  Ifemesio  Varga^,  Advokat,  Lima  (Peru). 

Die  periuiniadie  ßegiening  besteht  in  einer  Ton  der  Gesamt- 
heit der  Bewohner  gegrOndeten  demokratiach  repräsentativen  Re- 
publik, mit  deren  Verwiütiuig  die  Exekutive,  die  Legislatur  und 
die  Tribunale  betraut  sind. 

Die  exekutive  Gewalt  liegt  in  den  Hftnden  eines  für  die 
Dauer  von  vier  Jahren  omannten  Fr&sidenten,  mit  einer  Apanage 
von  20,000  Soles,  veloher  die  Administration  der  Gesctailfte  aeohs 
Mluisteni  auvertFMit,  und  sirar  den  Sfinistem  des  Innern,  der 
Industrie,  des  ünterriohts,  des  Äussern,  der  Finanzen  und  «ihem 
Kriega*  und  Hbrineminister,  deren  monatlicher  Qebalt  auf  die 
geringfQgige  Summe  von  400  Soles  reduziert  ist,  und  die  in  der 
That  bloB  nominell  fungieren,  da  der  Piftsident  alles  nach  seinem 
Outdflnken  abmacht 

Die  legislative  Gewalt  wird  von  2  Kammern  aii«geQbt, 
die  der  Senatoren  und  die  der  Deputierten,  welche  jedes  Jahr  am 
28.  Juli,  dem  Jahrestage  der  Unabhangigkeits-Erklflmng,  zusammen- 
treten and  in  100  Tagen  die  Berufsgesohftfte  vollenden. 

Das  Jnstixfach  ist  den  Gerichtsh&fien  und  Tribunalen  ttber- 
tiagen.  Sämtliche  Streitsachen  werden  in  zwei  Instanzen  en1>> 
schieden,  aber  die  Rirteieu  kennen  immer  an  den  in  der  Haupt- 
stadt der  Republik  errichteten  Obersten  Gerichtshof  das  Kaasations- 
gesuch  einreichen. 

Die  Oericihtspflege  ist  leider  spotts(!hlc<'ht ,  da  infolge  der 
imgenrigoiiden  Remuneration  der  Justizbeaniten  nur  ein  Advokat 
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von  nnbedeutendcm  Rufe  sich  harbeilAsst,  den  Posten  einziinehmeD; 
abgesehen  davon,  daae  irgend  cino  Vakanis  stets  mit  einem  der 
Regierung  gflnstigen  Partoigftnger  besetzt  wird,  um  seine  etwaigen 
Verdienste  beim  Gelingen  einer  politischen  Bewegung  hiermit  ge- 
bührend Sil  belohnen. 

Das  gemeine  oder  bargerliche  Recht  ist  in  dem 
nach  dem  Code  Napol^>on  kopiertoi  bflrgerlichen  Gesetzbuch  ((  'u<Iigo 
civil)  enthalten  nnd  besondere  Erwälumng  verdienen  die  ron  dem 
borflhmton  peruanischen  Reehtsg^elehrteii,  Dr.  Torihio  Pa<  luVo  Abor 
Kapitol  Personen  vorfassten  Konnncntarien.  Aussenlein  existirrt 
iioeh  die  C  i  v  i  1  -  Pro  z«>s  so  rtl  n  u  n  g  (Cotligo  de  Enjuieiamentosj 
un<l  das  Handelsgesetzbuch  (Codigo  coniereial),  welche  gl.'ith 
dem  gedaehteni  Civil -Kodox  von  Dr.  Migiiel  Antonio  de  Li  Laina 
koiumentiert  wonlen  sind. 

Ferner  existiert  ein  Strafge.-^elzbuch  un<l  eine  Straf]irM/..ss- 
oidnung,  welche  Dr.  Jüöo  Yiterbo  Alias  mit  Erläuterungen  heraus- 
gegeben hat. 

Die  in  Peru  '/irkiilii'K-nilen  Münzen  siuil  "b-r  snjrenaniite 
Sillw'is. .1  (sol  de  (»lata)  iinil  *\i\B  peruanisdi»'  Pfiiinl  (iuM  ililfi-a 
l»cruaua  de  oro),  >nid  beide  niögen  mit  liccht  als  ciue  dei*  go- 
diegcnston  >rrinzsoi'ten  der  Welt  gidten. 

Der  peruanische  Expoil  liesteht  aus  Wölb»,  Kattun,  Zucker, 
Häiitcn,  Kaffee,  Coea,  Petroleum,  Gt>ld,  Silber,  Indigri,  Coehenille. 
Die  wahre  Zukunft  Perus  liegt  in  dem  Flussgebiet  der  AmazonaiS 
einer  bis  zur  Zeit  von  den  verschiedeuen  Regierungen  stets  ver- 
"wahilosten  Region. 

Es  giebt  in  Lima  drei  li  f  ken:  ,.Banco  del  Peni  y  Londres" 
—  Peru-  und  London-Bank;  il  Itaüann  —  die  itaiieni.'sche  Bank 
nnd  die  Internationale  Bank,  deren  Wirkungskieis  sich  auf  die  ge* 
samtc  Republik  ei^timkt. 

Im  Jahre  1896  gestaltete  sich  der  £xport  der  Landesprodukte 
auf  25413662  Soles  und  der  Import  auf  11505148  8.  —  Die 
Einnahmen  des  Staates  beliefen  sich  auf  S.  10703023,01;  die 
Ausgaben  auf  S.  10  327  606i46,  .  sodass  ein  Mehr  von  S.  378416,55 
sich  ei^ebt  Die  statistischen  Ausweise  der  Handelsbewegung  von 
1897  sind  noch  ausständig;  aber  angesichts  des  Obendl  heurrseh^d^ 
Friedens  steht  zu  erwarten,  daas  dieselben  ein  gftnstiges  Resultat 
verRprechen. 
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Von  liesomlorer  Wichtigkeit,  vniYflglich  für  Deutschland,  ist 
iUiv  rnistarul.  chuss  <Iic  [)enianischo  Kci^nening  allen  ji.ich  1'li  u  uus- 
wanili-rndcn  Koh>niston  gewisse  I^in< Ist  renken  /.uv  Kultur  iles  Jkrtlens 
unlüeU't,  welche  dann  als  owiiros  Eigentum  denwlben  anheiniialkii, 
sokild  der  fünfte  Teil  der  vriliehcncn  ]  iiitdeieiej»  kultiviert  ist. 
Die  »ioiitsciie  Kolonie  in  l'ozuzo  hat  durch  die  Kultur  der  0)ca- 
Pfkuze  ungemein  gewouneu. 

a)  Gresetzgebiing. 

Die  Ergefinissc  der  lA-gislatur  in  den  Jalii'  n  1800  nnd  1897 
waren  in  der  Tluit  von  8o  geringem  Belang,  wie  in  IrUheien 
Jahren. 

Unter  Anderem  hat  der  Kongress  von  189G  «lie  Verbindlich- 
keit der  Kegierung  wegen  einer  Schuld  von  S.  laoOO  zu  Gunsten 
der  hiesigen  Universität  anerkannt;  ilie  technischen  Voiarboiten 
zur  Bewässerung  der  Thiiler  von  .lumbes  und  Lanihayeiuo  ver- 
ordtiet,  und  zwei  internationale  Vertrüge  —  einen  mit  Fninkieich 
In /Hglicli  Fabrikmarken  und  Patente,  und  einen  über  Handel  und 
SchifTfahii  mit  Ja[ian  —  gcmehniigt. 

Die  Civil-Proxessordnung  hat  auch  einige  Modifikationen 
erlitten.  Der  Voi^ang  liei  der  gcrichtlichon  Klage  wurde 
beschleimigt  und  mit  Bezug  auf  das  summariHcho  ürtoil  die 
Bemhluug  binnen  24  Stunden  oder  BeHc^hlagnahme  im  Weigonmgs- 
ialle  verfOgt  Früher  bestand  hierfür  eine  Frist  von  drei  Tagen, 
vfthrend  welcher  Zeit  es  mjyglidi  war,  3  Klassen  von  Einreden 
einzubringen  und  die  YollBtreckimg  des  summarischen  Urteils  sine 
die  zu  veriSngem. 

Zu  äea  Bestimmungen  des  5.  Artikels*  3.  Abschnitt  der  Straf- 
Prazesisordnung  wurde  noch  hinzugefügt,  dass  der  Olierstc  Gerichts- 
hof auch  in  gcrichtliclien  Anklagen  gegen  Deputierte  und  Senatoren 
Jurisdiktion  auszuüben  vermag,  in  Übereinstimmung  mit  Artikel  64 
der  StaBtavtt6wsiuig  und  Artikel  22  des  Gesetzes  über  die  Vor- 
aiitwortlichkeit  der  Staatsbeamten. 

Die  Artikel  104,  195  und  106  des  Stra^esetzbudies  wurden 
derart  reformiOTt,  dass  fernerhin  jeder  Staatsbeamte,  der  die  Fonds 
auf  andere  "Weise  als  für  die  im  Hudgi't  lM>slimmton  Zwecke  ver- 
geudet, diesellK'U  selbst   hinterzieht  oder  von   jemand  anderem 
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imtdtsclikifeii  Utesi,  oder  sie  at^a  gar  tn  Privat-Q«Mliftften  ge- 
braucht, nicht  nur  mit  Eämtz  derselben,  flondem  auch  mit  Amts- 
entsetsEung  und  Gettngnisstrafe  bedroht  wird. 

Ein  anderes  Gesetz  verordnet,  dass  die  FamiUe  eines  beim 

Obersten  Gerichtshof  fungierenden  Richters  nach  dessen  Ableben 
auf  das  vollo  Geli;Ut  desselben  Anspruch  machen  kami,  woiiii  dt^r 
Betreffeude  daa  Amt  während  des  Zeitiuuuitj  von  50  Jahren  iune 
gehabt  hat. 

Was  aber  besonders  den  Kongress  von  1S9<>  charakterisiert, 
sind  zwei  wichtige  Gesetze  betreffs  der  Wahlen  der  StaUtverürUiiel-  n, 
Deputierten  und  Senatoren,  als  auch  der  Präsidenten  und  Vice- 
PräisiUenten  der  Republik.  Diese  üesft/.e  kuk-eu  noch  immer  viel 
zu  wOnsrhen  übrig,  da  l'^  der  Rf^trierung^-'pai'tci  stets  frei  steht, 
nach  Gutdünkon  vorzugehen.  Anstatt  dem  Übel  zu  steuf^rn. 
werden  sie  vielmehr  nach  meiner  Meinung  die  Quelle  unendlichen 
lladt  IS  Bein,  was  wahrscheinlich  dazu  beitragen  wird,  dieselben  in 
Zukunft  ausser  Kraft  zu  setzen. 

Man  kann  dessen  ungeachtet  nicht  umhin,  als  einen  wirk- 
lichen Fortschritt  das  Gesetz  anzuerkennen,  welches  auch  den  Aus- 
ländem das  Ro<  ht  einräumt,  bei  den  Mumsipalwablen  sich  lu 
beteiligen  und  Munizipalämter  /u  vej-sehen. 

Im  Jahre  1897  sind  3  höchst  wichtige  Gesetze  verßflenthcht 
worden:  eines  bezüglich  der  0 Ionisation  des  obersten  Gerichts- 
hofes; das  zweite  betreffend  das  Ver&hren  bei  Veilieiiatungen  von 
Akatholiken  und  das  dritte  mit  Bezug  auf  den  habeas  corpus. 

Das  erste  verfOgt,  dass  das  oberste  Tribimal  aus  elf  lUchtem 
und  swei  Staatsauwaitdii  bestehen,  in  xwd  Gerichtshöfe  zu  je  fOnf 
Mitgliedern  und  einen  PrSsidenten  s^rfallen  soll.  Obgleich  dieee 
Maasrogel  wegen  Beschleunigung  der  Prosesae  adoptiert  wurde,  bat 
man  dadurch  wenig  oder  beinahe  gamichts  erzielt;  denn  es  ist  eine 
Thatsache,  dass  seit  geraumer  Zeit  schon  das  erste  Tribunal  der 
Bepublik  derart  dnrch  die  Regierung  beeinflusst  ist,  daas  zur  Un- 
zulftngb'chkeit  semer  Uilglieder  sidi  noc^  die  Parteilidikett  derselben 
und  der  Mangel  jedes  Reditsgefflhls  gesellt. 

Durch  das  zweite  wurde  bestimmt,  dass  die  'Verehelichung 
der  Äkatholiken  als  auch  derjenigen,  denen  die  Kirche  wegen  ihres 
Glaubenb^enntnisses  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legt,  durch  den 
Bflrgenneister  des  Orte^,  wo  Emer  der  Nupturienten  sich  befindet, 
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und  in  Gegenwart  von  3  Zeugen  vollzogen  werden  kann,  foUs  aonsl 
kein  Hindernis  zui  YoUziehnng  der  Ehe  Torliegt 

Bas  dritte  Gesets  rerordnet,  dass  jede  in  Haft  gebmchte  Person 
Inonen  24  Standen,  vom  Augenblick  der  Verhaftungi  vor  einen 
kompetenten  Richter  gebracht  urerden  mnas;  widrigcnfallB  dieselbe, 
deren  Verwandte  oder  Freunde  berechtigt  sind,  vom  Richter  oder 
Goichtshof  die  Bndassnng  aus  der  Haft  m  v^laiigcn  uid  das 
gMfohtliche  Verfahren  gegen  denjenigen  einzuleiten,  der  sich  dieser 
Inhaftsetsnng  schuldig  gemacht  hat.  Diesem  Qosetx  ist  von  atiBBer« 
ordentlicher  Wichtigkeit  in  einem  Lande,  wo  die  persönlichen  Rechte 
jeden  Aut^oulilirk  iiut  Füsson  getreten  wenlea. 

Da.^  Steiun-erhebungM-iieBetz  ist  ein  Korrektiv  für  die  Er- 
picsisungeu  der  iievolutioiiüre  gegen  die  St;uitsl»üiger,  und  die 
Übertreter  desselben  werden  hierdurcrh  strafbar  gemacht. 

Um  Mistibrauch  zu  vermeiden.  Aviirdo  voronlnet,  duss  l»ei  Ver- 
setzungen in  den  Ruhesiaiid  und  bei  ZurditipoHitionsbtelluug  Niemand 
mehr  als  zwei  Pensionen  eihaiteu  könne. 

Die  Regierung  wunle  ermächtigt,  mit  der  .sogenannten  Perunian- 
K<»r[)oration  gewisse  Angelegenheiten  zu  sclilichten.  Die  Regierung 
ihrerseits  übernaiim  die  Veibindlichkeit  vor  einiger  Zeit,  ge<1aehter 
Korjwration  jährlich  ^  80,000  zu  bezahlen,  was  sie  jedoch  seit 
einit^en  Jahren  nicht  erfüllen  konnte.  Zu  gleicher  Zeit  hatte  die 
Korporation  sich  verpflichtet,  160  Kilometer  Eisenl)ahneii  in  einem 
gewissen  Zeiträume  zu  erbauen  un<l  eine  Geldstrafe  von  £  5000 
monatlich  zu  bezahlen,  Ms  nach  abgelaufenem  Termin  die  Arbeit 
•  nicht  vollendet  wäre. 

In  Cremä-ssheit  di(>ser  Prämissen  soll  ein  Ausgleich  zwischen 
beiden  Parteien  stattfinden. 

Die  Regierung  wurde  autorisiert,  ein  Anlehen  von  £  1,500,000 
aufzunehmen,  und  es  genügte  dne  einfache  Erlaubnis  an  die  ge- 
nannte Aktbngesdlschaft  zur  Behebung  der  Alkohol-Steuer,  um 
sofort  eine  Süllion  zu  erlangen. 

Das  Privilegium-QeBotz  von  1869  wurde  derart  modifiziert, 
dass  die  Privil^erten  die  Anzahl  der  Jahre  anzugeben  haben,  für 
welche  sie  das  Privilegium  nachsuchen,  doch  bilden  zehn  das 
Maximum  der  Konzession. 

Artikel  328  des  Stiafgesetzhuches  wurde  derart  abg^dert, 
dass  bei  Diebstahl  die  Stiat?  dm  Wesen  der  entwendeten  $ache 


und  dem  hierduich  dem  Eigentümer  erlittenen  Verlust  angemessen 
eidi  gestaltet. 

Durch  ein  anderes  Gesetz  wird  die  Art  und  Weise,  wie  die 
Kiditer  und  Staataanwftlte  sich  monatlich  an  den  einlaufenden 
Froseesen  abwechselnd  zu  beteiligen  haben,  verordnet 

Femer  wurde  verfügt,  dass  die  Praxis  des  Rechtsbnccalaureus 
zwei  Jahro  in  einem  vom  obersten  Gerichtdiofe  zu  bestinmienden 
Bweau  eines  AdvokafeNi,  Gerichtshofes  oder  iigend  welchen  Amts- 
lokals dauern  soU. 

Die  zum  Fk^undschaftsvertrag  tuit  Spanien  noch  hinzugefügten 
Artikel,  sowie  das  mit  Deutschland  errichtete  Protokoll  Ober 
Konsubffbeamte  haben  die  Genehmigung  des  Kon^t-esäcs  orhalteD. 

Hit  Bezug  auf  Ins[)ektion  und  Eigcntuinsi'echt  verlassener 
Minon  ist  Artikel  4  (l«,'s  VI.  Abschnitts  der  Onlonanzen  über  Berg- 
wci>en-Regulierung  eiiiei  llefoim  unterworfen  woixlen. 

In  l'l>ereinstiiniimng  mit  der  driu  IViuancr  eigentümlichen 
Grossniut  und  Humanität  hat  der  Koiiirress  nebst  den  angelflhrten 
Gesetzen  ztnn  Schlufe.-^  iiut  h  >-\uc  grosse  Anzahl  vun  Pensionen  uikI 
Gnadenbezcugiu»geü,  als  auch  die  Amnestie  mciu-ercr  Straf ünge 
dekroUert. 

b)  Literatur. 

Unter  allen  nationalen  Bechtsgelehrten  hat  sich  bcsondeis  Or. 
Don  Job6  Yiterbo  Anas  durch  seine  zwei  Werke  „Kommenlaiien 
der  Straf pmzessordnung*'  und  „Konimentarien  des  Civil-  und  Straf- 
gesetzbuches" ^)  --  wovon  bloss  der  erste  Band  ei"Schicnon — aus- 
gezeichnet; beide  gelten  alsein  inderPmxisunentbehrliches  Vadumecuin. 

Der  unermüdliche  juridische  S<  lii  iftsteller  und  ausgezeichnete 
Kouimentator  des  Civil-Gesetzbu«  lis,  Dr.  Dou  Miguel  Antonio  de  la 
Lanm,  venilT« entlieht  abermals  ein  ^^^  rk  unter  dem  Titel  „Abhandliuig 
über  den  oratori.^cheu  Styl  vor  Gericht'"  (Tratütlo  de  Oratoria  forensc), 
welches  von  den  Universitäten  als  Handbuch  antreiii  ituu'  ii  wurde. 

Dr.  Don  F-'dorii  m  Lt'nu  y  I.eon,  Professur  der  Cauicral-NN'isseii- 
siliatteii  an  hie>iger  Sankt  Markns-rniversit'U  luit  über  dieses  Fach 
ein  sehr  eingehendes  und  höchst  wertvolles  Werk  herausgegeben. 

>)  ComeDtarios  de)  Codigo  de  EDjmdamientos  Penal. 
GomentariM  del  Codt^  Civil  y  Griminal. 


Auch  Dr.  Don  Manuel  Vicente  Morate^s  Werk  Ober  das  Inkor- 
nftüonale  Privatrecbt  (Dorocfao  International  Privado),  daa  von  dem- 
Belben  an  gmannter  Unlreisitftt  dociert  wird,  hat  nidit  imterhitfien, 
die  Aufmerksamkeit  der  Sachverständigen  auf  aidi  zn  lenken. 

Dr.  Don  Alberto  A.  Ehuore,  vom  obersten  Gerichtshoff  Ex- 
Staatsminister  und  Autor  des  Wwkes  „Abhandlung  ül^er  dag  Handela- 
recht^  —  Tratado  de  Derecho  (Jomcreial  —  hat  eine  BroHchüie 
von  52  Seiten  über  die  Lohre  der  Internationalen  Intervention  her- 
ausRop'lxjn,  welche  besonders  zur  Zeit,  wo  die  Vereinigten  Staaten 
di'ii  Hescliluss  gefa.sbt,  Spanien  mit  Gewalt  zu  zwingen,  den  liaH- 
nä(-kigen  Krieg  mit  feiner  sein<n'  Kolonien  zu  Ende  zu  fflhren  — 
von  ^Vichtigkeit  Der  Verfasser  bezweekt   iladurch  daizuthun, 

das8  das  Priii/.i])  iler  Nicht-Intervention  kuineswec:  absolut 
sei,  wie  dies  tivITtMi«!  srJion  Rrirkp  gesagt  hat:  „.iustiee  is  tho 
Common  concern  of  niaiikin«!  '.  \Vu.s  besondere  den  Wert  dos  Autor> 
her\  oihebt.  ist  dio  Kl<  imnz  uthI  Klarheit,  mit  welcher  diese  Tages- 
frage von  ihut  bohiindelt  winl. 

T>r.  Don  Manuel  iSantos  Pasapem,  korrespMiulieixMides  Mit- 
glied der  köni^li(  ii.  ii  Akademie  der  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz 
von  Madrid  und  Prof.  des  Civilrechts  an  hiesiger  Universität,  hat 
dem  sogen.  Il)eri6eh-Amerik.  Kongress  —  Kongi-eso  Ibero  Amerikano  — 
ein  Memoire  fll>er  das  „Entern'^  (Äbordaje)  fll)erreicht,  welches  der 
Ehre  der  Yeri^ffentlicbung  in  Ulladrid  würdig  gehinden  w  urde. 

Es  giebt  in  Lima  zwei  juristisehe  Zeitungen:  „El  Dei-eoho", 
welche  2  mal  monatlieh  erseheint  und  zuweilen  wichtige  Reehts- 
angelegenheiten  bespricht,  und  „Diario  ludicial^^,  worin  ^'^eriehtliche 
Annoncen  und  die  tägliche  Erledigung  der  Prozesse  in  den  Tribu- 
nalen veneidinet  sind. 
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Portugal.  '> 

Referent:  Dr.  J.  Höndes  Maiifais,  Advokat,  LiBtialion. 

Überaetsoog  durchg^Behra  von 
Karl  Kdlen  wun  Stockhamniem,  Ivgl.  bayerischem  HogiemugsaooesnsteOf 
IwBohAfUgt  im  Auswttrtigen  Amt,  Berlin. 


a>  G6fl6tBgebii]ig. 
1.  Ymimmaag. 

Die  mcxlenio  koustitutiwielle  Regieruugsform  in  Pnrtug;il  I&sst 
sich,  wie  lx;i  den  übrigen  Ländern  des  europSischcu  Kontinents, 

trotz  der  Beliaufttiiug  Ülunt.s*  lili>.  auf  diö  demokratischen  Friuzipieö 
der  fiaiizr»siscliuu  Revolution  von  1789  zuHlekfÜhren. 

Das  alte  monarchische  System  mit  seiner  Schmnkcnlosigkeit, 
welches  ciulgüitig  auf  dem  We^ro  der  Gesetzgebung  (dank  der  ge- 
lehrten Wietlergeburt  des  römischen  Hechts)  konstituiert  wurde,  artete 
in  einen  de^iixjti sehen  und  aiitokniteii  <  'äsarismus  aus.  Dieses  Faktuui 
wurde  dadurcli  voranhisst.  das»  man  nur  an  (iie  Bef^ti;^nuig  des 
Prinzips  der  büiKerlielicn  Gleichheit  pxlaeht  hatt<-  unter  teilweiser 
Ausserachtlassung  eines  andern  unum^^ingliehen  El<^ment8  fester 
staathcher  Verhältnisse  —  uämliih  <ier  politisehen  (Ü'  ichheit,  wie 
sie  »He  altheilenische  Civilisatiou  mit  grösster  Klarheit  definiert 
hatte;  und  so  bot  sit-h  günstige  und  schnelle  Gelegenheit,  mit 
Riesenschritten  einer  Centnilisation  durch  eine  Art  vorübergehender 
Diktatur  zuzusteuern,  welche  Europa  im  15.  Jahrhundert  beherxscht 
hatte. 

Als  sich  nun  die  Bestrebungen  der  folgenden  Jahrhunderte  er- 
füllten, die  ein  denutiges  gewaltiges  politisches  Problem  h>  raiif- 
beschworen,  da  wurde  os  zur  Notwendigkeit,  dass  an  Stelle  der 
gesi;hiehtlichcn  Cborlieferung  die  i^lulosophische  Beti-achtung  auf 
der  Bildflflcbe  en^chien,  wie  Ödipus  in  der  Satyre  „die  Perserbriefe" 
oder  der  epicurftische  Deismus  des  Chaulieu  in  der  Glaubenslehre. 

')  Dor  nachstehvrule  Aufsatz  enthält  als  Einloitun;^'  für  die  <-päterfn 
.Talnolii'riciUf  tilier  dii*  (It-set/frohunp  und  jui istiM'lir,  sowitj  Volkswirts!  haft- 
licliu  Literatur  i'urtuguis  eiuc  L  bun^icht  über  diu  Kutwicklung  uod  «ien 
gegenwärtigen  Stand  dar  Oeaetzgebung  und  literitar  jen«B  Landes. 

Die  Bodaktion. 
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Zur  Ausfüllung  gerade  dieser  Lficke  in  dem  liistoriscben  Ent- 
\K'icklungsprozcss  trat  in  Frankreich  im  18.  Jalirluuulert  die  soziale 
Bewegung,  sobald  sie  die  nötige  iVstigkeit  und  die  M'änne  oiner 
politisch»  II  Leidenschah  (Tuc*]Uuvillo)  erlangt  und  eine  tiuyclopä- 
dische  Form  (die  negative  und  kritische  Phil<.f5<)i»liie)  angenommen 
hatte,  und  bot  selditf^slicli  in  ihrer  Vollstäjidigkeit  daö  gi-osse 
Phänomen  der  französischen  iievolutiun. 

In  Portugal  finden  wir  den  ersten  Anlauf  zu  einer  uiotlernen 
S'j/.ialon  Reorganisatioiijiliowegung  im  15.  Jahrhundert  bei  Jodo 
Memlos,  lUiy  Fernandes,  Ruy  Hotti).  F»^rnnndo  du  Tina  und  Uv 
sonders  bei  Velasco  Ooiivcia,  aber,  da  da.s  IS.  .lalirhimdert  in  der 
Tbnt  aiiii  an  solcluMi  Philositpheii  und  Literaten  M'ar,  die  iiii  lit 
sklavische  Nachahmer  der  klassischen  Dccadonz  waren,  so  niüsseii 
auch  wir  uns  in  diese  Zeit  verseti&eu  und  auf  die  damaligen 
Ideen  eingehen. 

Die  Propaganda  für  die  durch  die  Revolution  von  1789  ver- 
breiteten I^liren  geschah  im  Oelieiinen.  wie  zuerst  auch  in  Frank- 
reich durch  den  berühmten  Club  de  P  Entresol,  von  welchem  Marquis 
d'  Argenson  erzählt.  Die  geheimen  Gesellschaften  strebten  die 
Macht  d<>r  Geistlichkeit  und  des  Absolutismus  zu  bfechenf  um  der 
konstitutionellen  Begierungsform  ztu-  Aufklärung  des  VoIkeB,  dessen 
geistige  lieitnng  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  den  Hftndm  der 
Jesuiten  lag,  Eingang  zu  verschaifen. 

Der  wirklidie  Verfall,  in  dem  sich  die  Nation  b^and,  hatte 
sie  ganz  eingeschlftfert,  das  Fehlen  aller  Mittel  und  Wege,  den 
alten  Interessen  der  improdtiktiven  Klassen  entgegenzutreten  und 
die  Grosse  und  den  Olanz  einer  früheren  glGcklicheron  Periode 
aufrecht  zu  erhalten,  das  stetige  Anwachsen  der  Staatsschuld  und 
der  cfTenbare  BSufluss  der  Englftnder  erregten  in  erster  Linie  dne 
solche  Unzufriedenheit  in  der  Öffentlichen  Mdnung,  dass  dieselbe 
sich  schliesslich  in  umstflrzlerisohen  Handlungen  Luft  machen  musste. 

Trotz  des  reoktion&ren  Charakters  Mettemich's  und  des  Qbor- 
wiegenden  Einflussee  der  heiligen  Allianz,  dem  sich  selbst  (1818) 
BVankreich  beugte,  trat  in  Spanien,  die  Wiederherstellung  der  Kon* 
stitution  von  Gadiz  ein,  die  Ferdinand  VH  beschworen  und  be- 
stätigt liatte.  Und  hat  dkekt  unter  dem  Druck  und  dem  Feuer 
dieser  Bewegung  (1.  Januar  1820)  brach  die  erste  liberale  Revolution 
in  Portugal  aus. 
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Man  dachte  sogar  duan,  dorthin  die  spuiische  Konstitution 
von  1812  XU  verpflanzen,  indoHscn  stand  ihrer  Proktamierung 
der  Umstand  entgegen,  dass  nach  der  geltenden  StaatsverfaBsung 
keine  Abgeordneten  als  Volksvertrotung  gowfihlt  werden  konnten. 
Da  die  KevolutionlFe  ron  1820  die  Konstitution  von  Cadis  hoch- 
achAtzten,  so  nahmen  sie  den  Ideenimpnls  an  und  benutzten  die 
fertigen  Arbeiten,  ohne  indessen  aufzuhören,  den  BedürCnissen  ihres 
Vaterlandes  Rechnung  zu  tragen  und  ohne  als  gute  Patrioten  danuif 
verzicliton  zu  wollen,  eine  Verfassung  von  inöglicbst  nationalem 
Gepräge  zu  schaffen. 

So  natiiii  tliü  Konstitution  vom  26.  Oktoljer  1822,  nach  dem 
Vorbild  il»M  französischon  von  17JJ1,  17'J3.  1705  und  der  von 
Cadiz,  so  weitgehende  deniokratisc-he  Prinzipien  an,  dass  sie  nicht 
in  Einklang  /u  bringen  war  mit  einer  stabilen  mnijar»  lii^i  hen 
Ketriening  nixl  >ieh  in  airektem  Wiaet^pruch  mit  ilen  von  der 
heiligen  Alli;»iiz  protf^trierten  Ideen  befand,  auch  dem  Geiste  eines 
konservativen  V..lkts  ^^'wh  nicht  anpassen  konnte. 

Dcinzufnlm;  war  die  eretc  Periode  <\t-v  lilteralfii  Hegierniiu'  von 
kur/er  Dauer  und  Kchlos«  mit  cifier  Erklärung  und  eitieiu  l'rMt<.-Kt 
der  Volkjsvortreter  am  2,  Juni  1823,  als  die  Nationalvei-sainuiluii^ 
von  Eechtswegen  durch  Proklamation  vom  3.  Juni  aufgelöst  wunie. 

liienlureh  wurden  nicht  nur  die  extremen  Liberalen,  soudem 
vielmelir  das  ganze  System  verurt^^ilt. 

Nach  Wit'derhei'stellung  der  fnlheren  Kegiomngsform  wnrdffli 
<lurch  Gesetz  vom  4.  Juni  1824  die  Cortes  (drei  Stande)  ein- 
betufen,  und  so  blieb  die  l^e  der  Dinge  bis  zur  Beschwerung 
der  Verfassungsurkundo  (Juli  1820). 

Unter  der  liegienmg  Dom  Pe<lro8  IV.  wunie  die  Verfassunif 
von  1826  erlassen,  die  itue  Quellen  in  der  portugiesischen  von  1822 
und  in  der  kaiserlich  brasUianischen  vom  25.  Mflrz  1824  hatte.  Die 
Verfassung  lehnt  sich  an  liberale  und  demokratische  Ideen  an,  aber 
nicht  so  Qb^rieben  wie  die  von  1822.  So  gewihri  sie  Kultus* 
freiheit  (Artikel  25),  indem  sie  die  Strafverfolgung  wegen  Religions- 
veigehen  verbietet  (Artikel  6  u.  145  §  40),  sie  setzt  un  allgemeinen 
die  Souverinitftt  des  Volkes  fest,  die  nur  durdi  seine  gesetzmflssig 
gewühlten  Vertreter  ausgeflbt  werden  könnte  (Artikel  26),  aber  so 
dass  dieselbe,  ohne  von  diesem  Prinzip  der  Souveitoitit  abzuweichen, 
vom  Konig  und  den  (Tortes  ausgettbt  wird.   Die  Konstitution  legt 
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(liei  politiBidie  Gewalten  —  legiBlative,  richterliche  und  exekutive  — 
fest  AuSBerdem  regelt  die  YeriBBSung  den  Wirkungskreia  der 
Verwaltnng8behftrden. 

Trotz  alledem  und  trotz  der  von  Canning  gewahrten  Unter- 
stützung seitens  der  englischen  Regierung  trug  die  Ver&ssung 
immer  nodi  einen  so  aiisgei^prochen  liberalen  Qeist  in  sich,  dass 
Ekiropa  ide  Übel  auftialun,  und,  <la  sie  noch  im  Lande  mit  grosBen 
Schwicrigkoiten  zu  kSmpfen  hatte,  so  fiel  sie  1828. 

Der  FOrst.  Metternich  setzte  immer  seine  H<Annngon  anf  den 
Infanten  von  Mignol,  da  er  vomuftsah,  dnss  mit  de«8on  Hülfe  die 
Vorfa.ssnnp:  aufgehoben  werden  würde.  Und  lüerui  tÄiisehte  er 
sich  nicht. 

Als  dem  Don  Migiu;!  durch  Üekit^t  vom  A.  Juli  lS2i  die 
Rej^entsfhaft  des  Köiuf^roiclis  mit  dorn  Titel  eine»  Roiehsverwesei-s 
für  Don  Pedro  üliertragon  wurde,  traf  er  am  22.  Fohniar  1 828 
in  Lissaboa  *'in.  Don  Pedro  tlankte  mit  Di  ki^et  vom  3.  März  1828 
völlis^  ab;  duivh  Deki-et  v<»m  13.  desselben  Monat«  wurde  die 
l)e|mtiertenkaninier  aufgrlTist  *liHi  h  ein  weiteres  vom  3.  Mai  w»u(ien 
die  .3  Stände  des  Ijan«les  .'inU  rufen,  welche  itu  Jnni  1828  daß 
absolute  Kunii^tum  proklainioi-toji. 

Das  Vorcrf'hf^n  Don  jMiu;url.s  nötigte  das  in  Lissabon  i-esidier^'iulo 
fi-einde  diplomatische  KorpB,  Heziehuniron  mit  ihm  ab/tibri'clien, 
die  euit>pÄis4-hen  Staateti  orka unten  ihn  nicht  als  König  an,  trleich- 
zeitig  gehutg  es  den  mutigen  Stieitern  für  die  Verfassung,  ihn  ans 
dem  Laude  zu  vortreiben  imd  eine  konstitutioneUe  Königin  auf  den 
Thron  zu  setzen. 

Untfflr  diesen  Umständen  sali  sieh  Don  Miguel  genötigt^  die 
Konvention  von  Erora  Monte  am  2G.  Mai  1834  zu  unteraeichnen. 

England,  Spanien,  Frankreich  und  Portugal  vereinigten  sich 
iu  dem  Vertrag^  vom  22.  April  1834  und  den  Zusatzartikeln  vom 
18.  August  desselben  Jahres  dahin,  jedem  Versuclte  zur  Wieder- 
herstdlung  des  alten  Regimes  in  den  beiden  Staaten  der  Halb- 
insel Widerstand  zu  leisten  und  die  liberale  Politik  Donna  Hariea  n. 
zu  unterstützen.  Zu  diesem  Resultat  tnig  auch  die  erfolgreiche 
franzflsiBcfae  Juli^Revdution  von  1830  bei,  die  das  Übergewicht  der 
absolutistiBchen  Staaten  in  Europa  znrückdrftngte* 

Im  Jahre  1836  bruh  in  Lissabon  eine  Revolution  ans,  als 
Wiederhall  der  spanischen  Bewegung«  derzufolge  am  13.  August 
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1836  die  Konstitution  von  1812  von  Gadiz  wiederhergestellt  müde. 
Die  Königin  mh  sich  gezwungen,  durch  Dekret  voin  10.  September 
1836,  die  Konstitution  ▼on  1822  nis  zu  Redit  bestehend  sn  er- 
kliren.  Bierauf  wurde  die  Einberafiing  der  Yolksvertretnng  beföhlen 
mit  der  Vollmacht,  in  der  Verfassung  die  ihr  opportun  und 
n6tig  erscheinenden  Verftnderungen  Tonunehmen.  Nachdem  dies 
geschehen,  wurde  die  Verhssung  am  4.  April  1838  angenommen. 

Die  Konstitution  von  1838  schaffte  den  Staatsrat  ab,  der  nach 
der  Carla  und  der  Verfassung  von  1823  noch  Geltung  hatte.  In 
Sachen  der  Religion  bestimmte  Artikel  3  nur:  „Die  Staatsreligion 
ist  die  rOmisoh-apostolisch-katholieche^,  unter  Beseitigung  der  Be- 
stimmungen des  Artikels  25  der  Konstitution  von  1822  und 
Artikel  6  der  Carta,  betreffend  die  Religion  der  Ausländer ;  sie  I>e- 
stimmt,  (lass  niemand  wegen  seines  01aul>enR  verfolgt  worden 
(inrfte,  (Inss  jedoch  die  Staatsrolidmi  y.n  respektieren  sei  (Artikel  11). 
Der  rnterschied  zwischen  Verw  Uiaiigs-  und  Ex»  kiitivge\valt,  den 
die  Carla  geseluitTen.  wurde  ])eseitigt;  dii'  Wnlilen.  indirekte  zufolge 
der  Carta  (Artik.  l  0;{),  \v\ir<lon  zu  direkten  (Aiiikel  71);  die  Ober- 
haus-Mitglieder, nach  (U^r  (Jarta  U  lienslänglicii  nnd  erblich  (Artikel  39), 
wurden  zu  erwählten  nnd  zeitweiligen. 

Kachdfin  <lie  Verfassung  xon  ISIiS  lioraten,  antrenonnnen.  Iie- 
schworeii  und  jirunnilfi^ieit  war.  die  Eintracht  zwisehon  den  Volks- 
vertreteiT»  hergestr-llt  und  die  inneren  Unruhen  Iwsch wichtigt  waren, 
hat!''  man  anntdmien  dürfen,  dass  das  jiülitische  Leben  den  Weg 
der  Uixlnung  und  Harnioine  hoselireiten  würde. 

Aber  die  Perinde  (h^r  Kintracht  dauerte  nicht  lange;  die  konser- 
vative Partei  unter  Leitung  des  Ministers  Costa  Cjibralo  flt)envand 
die  Energie  der  Septenibermänner  im  Februar  des  Jahies  1842 
mittelst  einer  MiliUlrrevolte  zur  "Wiederhei-steUung  der  Carta. 

Die  Anhänger  der  f  nrta  konnten  den  Mängeln  imd  Irrt&menif 
die  zur  Revolution  von  1830  trefiilirt  hatt<'n,  nicht  auBweichent  sie 
entfernten  sich  vom  l'fade  der  litisonnenheit  und  Müssigung  \m<l 
stürsten  das  Land  in  die  Schrecken  eines  BÜiigerkriei;es,  der  mit 
einer  Oegenrevolution  in  Minho,  der  sogenannten  Maria  de  Fonte^ 
mit  einer  militftrischen  Reaktion,  dem  sogenannten  Hinterhalt  vom 
6.  Oktober  1840,  und  dem  Aufstand  in  Porto  ahaohloss,  welch 
letzterer  mit  der  Konvention  von  Qranada  am  29*  Jnni  1847  sein 
Ende  erreichte. 
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Im  Jahre  1852  schloes  die  erste  Periode  de«  liberalen  Regimes; 
und  die  Zuntialcte  vom  5.  Juli  desselben  Jahres  wai-  ymptomatiBch 
fOr  Frieden  nnd  Versöhnung  unter  den  Parteien;  in  ihrer  vorsichtigen 
Aasdinchsveise  Hess  sie  eine  veischiedene  AuBlogung  bei  den 
Partien  za.  Man  begann  das  konsiitotionelle  System  leidenschaftaloe 
TM  Handhaben  tind  die  Parteien  lösten  Bich  in  der  Herrschaft  ohne 
Bürgerkriege  ab.  Rodrigo  de  Fonseca  Magelhdes  eröffnete,  unter 
Befolgung  einer  li-eniilisiglen  Politik,  die  Bahn,  auf  welcher  ihm  allo 
späteren  Ministerien  nachfolgen  sollton.  Von  da  an  funktionierte  die 
konstitutionelle  Regieningsfonn  in  Portugal  reg.  inirwgig,  ohne  daa^ 
wie  früh*  1 ,  VenÄimmgen  in  andern  Ijändern  die  Ruhe  beein- 
trfichtigen  konnten. 

Die  JuRtizakte  von  1S52  ist  l>eson(lers  chanikterisiert  dureh 
die  ÄhsehafFuiur  der  Todosstrafo  für  politiRche  Verlirechen  (Artikel  IG), 
dnrcli  Annahme  des  Systems  direktor  Deputirtenwahlea  (Artikel  4) 
imd  die  jährliche  Bewilligung  iler  Steuern, 

Am  24.  Juli  1885  erschien  eine  neue  Zusatzakte;  diest-lf^e 
hraehto  Reformen  für  das  Oberhaus,  dessen  Mif^'üedi  r  lebensläng- 
lich und  "Wählbar  wur»len  (Artikel  0),  ferner  gewisse  ImmunitAten 
für  die  Parlamentarier  (Artikel  3  und  4).  Dio  Zwangsmandate 
(Artikel  1)  wurden  abgeschafTt  und  die  Dauer  der  Ijegislaturpcriodc 
anf  3  Jahre,  sowie  die  jftUiUohen  Sitzungen  auf  je  3  Monate 
(Artikel  2)  festgesetzt. 

Heute  n»m  gilt  als*  rtnmdgesetz  für  den  Staat  die  Verfassung 
von  1826  (welche  auch  durch  Ocsets  vom  11.  Februar  1842  für 
die  flbeiseeischen  Kolonien  in  Kraft  gesetzt  wurde)  und  die  beiden 
erwähnten  Ziiaatsakte.  Ausserdem  giebt  es  noch  Zusati^^eeetze^  wie 
das  Wahlgeoetc,  die  Schafhing  eines  Tribunals  sur  Schlichtung  von 
Kompetenxkonfliktenf  welches  von  der  Kammer  unabhängig  ist  (Wahl- 
gesetneform  vom  21.  Ifai  1896,  abgeändert  durch  Gesetz  vom 
21.  Seplembar  1897),  innere  Bestimmungen  für  das  Oberhaus  (ge- 
aohaffien  durch  einm  Gmichtshof  am  1.  April  1892}  nnd  die  Ab- 
sehalfiing  der  W&hlbarlrait  der  Oberhausmitglieder  (Gtesets  vom 
3.  April  1896). 

8.  VerwiltimK. 

Kaum  lehn  Jahre  waren  seit  Einführung  der  liberalen  Begienings^ 
form  verfloasMi,  als  das  portugiesische  Volk  begann,  sich  wirklich 


Dlgitized  by  Google 


—   812  — 


ffir  eine  Bä^OTangsform  zu  intereasior«!,  die  vorher  mit  gleich- 
gültigen, j«  sogar  feindfieligen  Blicken  betrachtet  hatte. 

In  der  That  war  die  von  Don  Pedro  IV.  bewilligte  Ver&ssnng 
vom  demokratiBdien  Oettchtspnnkte  ana  weniger  wertvoll  als  die 
Konstitution  von  1822,  trotzdem  nahm  sie  die  Gütliche  Meinung 
sehr  enthuaiastisch  auf,  nicht  wegen  ihree  innerlidien  Wertes,  woran 
niemand  dachte,  sondeni  weil  an  ihre  Yerkflndigung  sich  in  der 
Diktaturperiode  Fermia'B  und  Porto's  eine  Reihe  radikaler  MasB- 
rogelft  anschlose,  welche  das  Volk  von  dnigen  noch  auf  ihm  lasten- 
den  Bürden  mittelalterlicfaen  Ursprungs  befreiten. 

Die  Revolutionen  von  1820  beschäftigteu  sich  mit  Debatten 
fibor  mehr  oder  minder  glänzende  und  verfOhreriscIie  Theorien, 
über  mehr  oder  weniger  domokratischo  Doktrinen,  aus  denen  die 
Konstitution  von  1822  hervorgirif^,  die  die  ganze  verhasste  Qeeetz- 
gehung  der  alten  Regierunesform  filN^r  den  Haufen  warf.  So 
glaulitoii  sie,  ihiv  Mission  nclitig  v«  ist.uiden  zu  haben.  In  eiiuMn 
ausgedehnten  Bericht,  der  den  D^kr.  t.n  Nu.  22,  23  uinl  24  vom 
10.  Mai  18.'i2  voraufgine?,  lt>>ivu  sicli  Gesichtspunkte  von  hoher 
Wichlitjkeit  dar,  die  sich  haiiptj^U-ldich  um  die  Orgaiii>i('r luig  und 
Verwaltiini;  «Icr  Kiiianüen  drehten,  sowie  um  die  Verwaltiuigs- 
ürganisat  ioii  und  die  OcHclitsoixlnung. 

Was  ilic  Vcrwaltiinu-i »rminisatioii  li<  lrifTt,  so  wollen  wirdavin 
wcpen  d*'i-  ül.cnnAssipTi  \\'<-it.s<;hweiligkeit  der  in  dem  ü'-richt  (ku- 
^eleirt.'n  i i^uniditr  absehen:  es  t^'enngt  dli'  Hcniei-kiiiiir.  tlas<  »lie 
Verfassung  von  1822  in  Titel  Vi  kaum  in  grossen  Züccn  das  Ver- 
waltungssN  steni  darlegte,  wie  es  später  geregelt  weitlen  sollte. 

Diese  Massrcgel n  wan-n  das  Werk  von  ^fousinho  da  Silveira, 
„des  grossen  Ministers  Pedros  IV."  und  man  muss  sie,  um  mit 
Oarrett  zu  s[)reehen,  als  ein  bemerkenswertoi*  Monument  und  als 
den  Zeitpunkt  betrachten,  wo  in  der  Timt  das  alte  Portugal  ab- 
achloss  und  das  neue  iM^^nn. 

Seit  dem  Dekret  No.  28  vom  16.  Mai  1832  bis  zu  dem 
gegenwärtigen  Verwaltungsgesetz  vom  4.  Mai  1896,  haben  alle 
Keformen  in  mögliehster  I  Übereinstimmung  die  Ideen  und  An» 
schauungen  wiedergegeben,  denen  die  verschiedenen  politischen 
Parteien  huldigten  und  denen  sie  entstammten.  Li  der  That  ist 
eine  Verwaltimgsreform  um  so  mehr  decentralidetend  und  liberal,  je 
mehr  eine  bestimmte  Partei  vorgeschritten  ist    So  nahmen  das 
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Dekret  vom  18.  Juli  1835  und  das  VerwaltiingKge«etE  vom  31.  De- 
lember  1836,  weldie  Ton  derjenigen  Partei  ausgingen,  die  nach 
dem  eadgültigea  Btmz  des  AbeoltttiBBiiis  und  derttberalen  September- 
mAaner  ans  Ruder  lEam,  nidit  nur  Rficksicht  auf  den  Fortbestand 
lokaler  Rechte  und  Hessen  das  Wahlprinzip  in  der  Ernennung  tler 
hauptsächlichsten  Verwaltungsitehörden  durt;hblicken.  sondern  sie 
waren  die  ersten,  dem  Vei  wultungskörper  die  Selbstverwaltung  zu 
sichern  uiai  ilen  Uerichtsbehörden,  als  unabliängig  von  der  Exekution, 
die  streitigen  Verwaltungsbefugnisse  zuzuerkennen,  im  Gegensatz 
hieran  wai'  das  Verwaltunirsfiresetz  mm  18.  März  1842.  das  Werk 
einer  kunticrvativen  ultiu-ivaktionäreri  i'ai'foi,  \\ csfiitlich  ii'iitmli- 
sicrend,  es  sprach  dem  einzf^lnen  Verwaltungskiirpcr  die  Selbst- 
verwaltung ab,  die  er  i^enoss,  maclito  onst  aus  dem  Bezirk  die 
imteiTste  Verwaltungsl>eliürde,  überti  ug^  di<^  Ernennung  der  Ver- 
waltunfi:sbehr>rden  der  Krone  und  niai  Iii  den  Staatsrat  zur  höchsten 
Instanz  im  Vei-waltnnf^sstreitvr-rfalirrii. 

Wir  wollen  nun  in  giossoii  Zügen  anf  die  hauptsächlichsten 
VoHflgungen  des  gegenwärtigen  Verwaltungsgesetzbiiches  von  1890 
eingehen,  um  uns  in  seinen  Geist  einzuleben.  DassellKJ  teilt 
die  Bezirke  in  2  Kategorien  <*in,  in  die  erster  Ordnung:  alle 
Distriktshauptstädte;  in  die  zweiter  Ordnung:  alle  übrigen.  (Artikel  2.) 
Mit  Recht  nahm  man  als  Gnmdiage  fiir  diese  Klassifizierung  die 
BevölkenmgBzahl,  und  als  Mitfaktor  für  die  Richtigkeit,  den 
kommerziellen  niid  industriellen  Zuwachs  oder  die  Steuerquoten. 

Die  Idee  einer  £inteilung  iu  Bezirke  ist  nicht  neu,  sie  wunle 
von  Qarrett  1854  TOrgeechlagen  und  zu  ihren  Gunsten  sprach  sich 
im  Oberhaus  auch  der  Gral  von  Themar  am  23.  Februar  1861  aus. 

FQr  den  Stadtbesirk  von  Lissabon  wurde  mne  besondere  Oigani- 
flation  eingerichtet  (Artikel  132  IT.)  Wir  bekftmpfen  das  Prinzip 
der  Spezialorganisationen  (die  von  der  Centrairegierung  den  Kommunen 
grosser  Stftdte  erteilt  werden),  ausgenommen,  wenn  eine  Stadt  auf 
eine  lange  Geschichte  zurückblickt  Jeder  wmss,  dass  z.  B.  Beriin, 
Wien,  Paris,  Kopenhagen  und  viel  andere  Stftdte  Europas  mne  be* 
sondere  städtische  Selbstverwaltung  haben,  aber  sicher  bestehen 
diese  Stftdte  schon  mehr  oder  weniger  seit  einigen  Jahrhunderten. 
Durch  die  politische  Geschichte  ehics  Volkes  weiss  man,  dass  diese 
S|)ezialoiganisationen  Streitigkeiten  zwischen  den  Stftdten  und  der 
Gentralregiemng  in  ihrem  Gefolge  haben.   Mehr  ab  ein  Mal  (1793, 

52 


814  — 


1871,  1881)  hat  die  Stadt  Paris  von  der  Centralregierung  besondere 
Privilegien  fOr  sich  in  Anqinich  genommen,  die  ihr  unter  der 
gerochton  Motivierung  verwogert  worden»  daaa  solche  Privilegien 
sich  zn  einer  politischen  Ihcht  verdiohteo  und  fOr  die  Sicheriieit 
des  lindes  bedrohlich  w^en  würden. 

Die  Stadt  Ussabon  verlangte  nichts,  hatte  kerne  potitischeii 
Überlieferungen,  die  eine  besondere  Oiganisation  reditfertigen  könnten, 
trotzdem  winde  ihr  im  Jahre  1865  durch  Oesetz  vom  18.  Jnli  dne 
solche  erteilt.  Dieselbe  war  gegengezeichnet  von  Barjona  de  Freitas; 
in  envoitertem  Umfang  wurde  sie  188C  von  der  Fortschrittspartri  in 
Ojiorto  auf  Gninti  dos  damals  geltenden  Verwaltungsgesetzbuches 
eingefiihrt,  und  schliesslich  durch  Reformerlass  vom  20.  Sejitemhor 
1891,  gegongezoi<-hnet  von  .Mananiis  ile  Carvalho,  vervollkommnet. 
Vom  linanziellen  SUmdpunkte  aus  hat  diese  jtrivilegirtc  Organisation 
sich  schon  nach  vorhältnismässig  kurzer  Dauer  selbst  ihr  Urteil 
gesproclien. 

Im  Übrigen  l>estiitigt  diese  Organisatifvn  die  direkte  Walil  »ki 
Beisitzer  für  die  sfäiltisrlion  imd  Gemeiiidekörpfrschaften  auf  8  Jahre 
(Artikol  5)  und  die  indirekte  Wahl  für  die  Ämter  der  ßeifätxei' 
füi"  itie  Bezirksausschüsse  (Artikel  35). 

Auch  gestattet  die  Organisation  don  Fortfall  dd  t.'il weisen 
Emeuerung  der  Verwaltungskoiii«  rsi  haften  inuerhalli  der  dreijährigen 
Periode  mit  erster  Stiminabgabe  (im  Gegensatz  zu  unserer  jtoHtist  hon 
Ülterlieferung,  wie  sie  im  V^erwaltmigsgesetzbuch  von  18SG  niedor- 
gelegt  ist),  ebenso  wie  die  gleichzeitige  Wahl  von  Haupt-  und  Ki-satz- 
bcisit/.  rii  (Artikel  6),  die  schon  im  Verwaltungsgesetz  von  1S36 
(Artikel  9  §  1,  Artikel  22  2  und  Artikel  47),  von  1870 
(Artikel  13),  von  1878  (Artikel  11,  18,  23)  und  188G  (Artikel  5)  galt. 

Aupserdom  bot  die  Organisation  eine  ui  ttgehende  i-ationellt' 
Decentralisation,  die  schliesslich  in  ihren  Extremen  die  Einheit 
und  den  Zusammenhang  schlldigen,  auf  denen  die  Autonomie 
des  Staates  beruht,  und  die  HtUfsquellen  des  Staatsschalies 
schSpfen  musste.  Der  vorherigen  Best&tigung  der  Regierung  blieb 
ein  geringer  Prozentsatz  der  Beschlfisse  der  Gemeinden  und  Sprengel 
unterworfen  (Artikel  55  und  179),  derjenigen  der  Regienmg  oder 
des  Bezirksausschusses  ein  versehwindender  Bruditdl  der  Beschlösse 
der  Gemeinde  (Artikel  56)  und  der  Bewilligung  des  Oivilgoiivcmear 
ein  äusserst  geringer  Teil  der  Boschlflsse  der  Sprengel  (Artikel  180). 
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ünil,  gl*  iih?<am  als  Ootjenwioht,  wnnlo  <lio  Benifim^  nn  dio 
Regierung  den  intores-iorton  Küi jM-iMjhaftt  ii  ir<^gen  oine  ViTWcrfuiig 
ihrer  Anträge  seitens  der  DistriktsavissdiüstM^  oder  dio  Civil- 
gouvomeuro  zuirestan<lon. 

No(  h  iiu  hr:  dio  Aufläsung  der  Verwaltiuigskörporschaften 
SfiteiKS  dor  R(>i;it  niii^:  i:alt  als  zulässig,  jodtX'U  in  lilieraloron  und 
nationaleren  Gren/,>'n  im  Vcrwaltungsg^'sctz  von  IRSO  (Artikel 
17  und  41),  d.  Ii.  nach'N  in  man  dio  l».  sat;t«'n  Kör|»ersoliaft<Mi  vorher 
angehört  und  den  (iouenUprokurator  üer  Krone  vorUor  mu  Hat  ge- 
fragt hatte. 

Schliesslich  verwies  das  \%^rwaltung8gosotz  von  189G  die 
Streitfragen  in  erster  Instanz  an  die  Distriktsaussclulsso,  an  die 
Ven\\altungsauditoreu  hei  diesen  Ausschüssen  und  an  tlie  Gerichto 
(Artikel  323,  324  und  325).  In  diesem  Punkt  lebut  es  sich  an 
dio  Deki'Bte  vom  21.  April  und  G.  August  1892  an,  nicht  nur  darin, 
dass  es  die  Aufhebung  der  Distriktsverwaltungsgerichte  (die  das 
Yerwaltnng9g«s<^t/  von  1886  ge»<cha(Ten),  sondern  auch  darin,  dass 
es  «in  unseren  Überlieferungen  mehr  oder  weniger  enigegengesetetes 
Wahlsystem  annahm.  Besser  wftre  es  gewesen,  wenn  man  das 
italienische  GeseU  vom  20.  Mftrz  1866  angenommen  hftite,  welches 
das  VerwaltirngstreitTofahren  ganz  abschafft  und  alle  derartigen 
Konflikte  den  Gerichten  ilberweist  Der  Yerwaltungsstreit  in  zweiter 
und  letzter  Instanz  wurde  fthnlich  wie  in  den  Verwaltungsgesetz- 
bflchem  von  1870  und  1878,  dem  Oberverwaltungsgericht  flberwieaen 
(Artilnl  325)  mit  Befugnissen  zur  Beratung  und  BeschlussüBSSung 
(Artikel  354  und  355). 

Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  ergflnzende  Ver- 
waltnng^gesetsgebung,  die  heute  noch  gilt,  so  umfangreich  ist,  dass 
es  unmöglich  ist,  sich  mit  ihrer  Aufzfthlnng  zu  befassen. 

Das  in  den  Kolonien  gültige  Verwaltungsgeaetz  ist  das  vom 
Jahre  1842,  abgeändert  durch  Yerwaltungadekret  für  die  Qber- 
seeischen  Besitzungen  vom  1.  Dezember  1869  und  durch  die  Oesetz- 
urkunde vom  19.  Mftrz  1879. 

8.  Strafreeht 

Die  philosophische  Bewegung  des  18.  Jahrhunderts  zeitigte 
die  grosse  Umwlllzung,  die  sich  später  auf  dem  Gebiete  des  Straf- 

recht<  vollzog.    Die  systematisierenden  Arbeiten  von  Bec^aria  und 

52* 
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FSlangieri  kann  man  als  Bahnbrecher  fOr  die  EncydopSdie  be* 
trachten. 

Man  mnss  l.riii«'rken.  djiss  der  wesentlich  Immane  Roff>nnen- 
goist,  (l«  r  (l.iinnls  >irli  iü  alli-  p-istigon  (lebiete  einzn<lräng'eu  siiclite^ 
trotz  der  fanatischen  klerikah  ii  Proteste  von  Jonsse.  M'jynrt  <le 
Vouglaus,  St''!riiier.  Fa^-hinei  iiinl  IJajnsay  mit  lebhafter  Bcgeistening 
auf  dem  (iol  i.  t  der  Piuxis  und  in  den  Keihen  der  SS'isj>eiialiaft 
Aufiialime  fand. 

So  sehen  wir  in  fast  allen  Tiln<lern  Eumpas  die  ersten  Vei»* 
anclie  einer  rmünderung  der  l»estelienden  StraflK^stininningeii  ent- 
stehen, wie  die  Instruktion  Katbarinas  ü.  von  Hussiand,  die  Ko- 
fonncn  Friedrichs  des  Grossen  von  Fronssen  (Preussisches  Limi- 
rocht),  das  Sstenreichischo  Strafgesetz  des  Kaisers  Joseph  U.,  die 
Begonnen  Tjoopolds  von  Toskana,  das  Erscheinen  der  neapolitanischen 
Oesctzakte  Ferdinands  II.  im  Jahre  1774  (Dank  der  edlen  Be- 
mühungen Tannccis),  die  Ordinanzen  vom  24.  August  1780  uwl 
1.  Mai  1788,  in  denen  Ludwig  XVI.  von  Frankreich  die  Tortur 
abttchaffte,  imd  die  Versuche  Marias  I.  von  Portugal  zm  Befomi 
des  fQnften  Buches  der  lisndesgesetse  durch  Bildung  eine»  An»* 
Schusses  am  31.  März  1778. 

irigen  licoUten  sich  die  literarischen  Gesellschaften,  deren 
Einfluss  im  18.  Jahrhundert  sehr  gross  war,  fHr  die  Fi-agon  der 
Straf gesotzgelMuig  Preisausselm'ibeu  zu  veranstalten.  Im  .lahiv  1777 
setzte  die  volkswirtseluiftlit  he  Oesellßcliaft  in  Bern  eine  Prämie  aitf 
die  lieste  Arbeit  fiber  ein  von  ihr  uiit»^-  Zustimmung  Voltaires  utf- 
gOJirlxM'tetes  Prograuau.  Die  Prilmie  wun.l(?  zwei  DeutscUeu,  von 
(tlohig  un«i  Hülster,  ziurkaiiiit.  Dieses  Beispiel  fand  liei  ver- 
schiedenen Akadrnin.'ii  ^iaciiuhmung,  u.  a.  zu  Chalons-sur-Mai'iie  iiu 
Jahre  1780. 

Die  gewniinonon  Resultate  der  geselzgeberisehen  Thätigkoit  awI 
d<'ni  Gebiete  der  Kriminalistik  im  19.  .iahrhunderi  wunlen  von 
PcKsina  in  seinen  ,,Grundgedaakon  des  Strafrechts%  3.  Auf- 
lage, Seite  63,  64,  in  klarer  Weise  auseinandeigeaetst 

Vom  historischen  Standpunkte  aus  au  verteidigen  ist  ^^i^" 
klassische  Schule,  eine  Tochter  der  politischen  Philosophie  des 
18.  Jahrhunderts,  soweit  sie  die  ganxo  Philanthropie  und  den  Aber- 
triebenen  Individualismus  den  wunderbaren,  metaphysischeo  Orau- 
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aamkeiten  des  Stmfrochts  unter  der  Hterarohie  des  Mittdatters  und 
dem  Abeolntismus  des  alten  Regimes  entgegenstellt 

Von  dieser  Soihnle  waren  alle  Reformen  des  portugiosiscfaen 
Stiafreobts  vie  auch  die  ap'tteren  im  übrigen  Europa  beeinfluast 
Die  Verbsanng  von  1822  war  das  erste  Schriftstück,  das  die 
Grundlagen  für  das  Straf  recht  darlegte;  wenn  sie  auch  nur  von 
kurzer  Dauer  war,  so  nahm  man,  wie  es  ja  auch  nicht  anders 
sein  konnte,  das  Krsolieinen  eiiioi  Hcfonii  des  Strafgesetzburhes  mit 
Freuden  auf.  Man  ?.chaffte  sofort  die  rnii^elstiafo,  Turtu]-,  l'ungor 
und  alle  übrigen  grausamen  Körperstrafen  at>  und  schrieb  vor,  dass 
die  Stralo  rein  |iersünli(!i  >tjn  solle,  sodas-s  >\o.  niomiUs  (lOter- 
f'iiizieliung  und  Ehrvorlust  der  Vorwundten  de»  Schnldiireii  ikk  h 
sieh  ziehen  dürfte.  Mau  legte  die  verschiedenen  Prinzipien  ilar, 
die  auch  noch  in  dem  jetzigen  Strafrecht  enthalten  sind,  -i.  B.  Oo- 
wissens-  und  Pi-essfreiheit,  Schutz  gegen  willkürliclio  Verhaftung  etc. 

Ti"<jtzdem  verhinderte  die  unuuterlir<>(  lien<'  \l  '\he  innerlicher 
Kämpfe,  die  Portuiral  bis  1852  durchzunia«hcn  hatte,  die  ver- 
sprochene Kodifizierung  des  portugiesi8<'hen  Strafivehts. 

Erst  dui"ch  Dekret  vom  10.  Dezember  1852  wurde  das  erste 
Strafge.s*?tzbuch  genehmigt,  welches  <1i«^  Arbeit  einer  Kommission 
von  Rechtsgelchrten  war,  die  durch  Dekret  vom  10.  Januar  1845 
onannt  woith  n  war.  Die  (^Uiellen  waren  das  französische  und 
spanische  Strafge^^'tz^nch,  in  bestimmten  l'unkten  da«  bra-silianisrh.', 
neapolitanische  und  österreichische,  das  belgische  bezOglich  de» 
Duells. 

Das  Oesetz  vom  4.  Juni  1884  bildete  nur  eine  teilweise 
Revision  des  Oeaetsbuches  von  1862,  da  es  sich,  neben  der  Ab- 
Anderung  verschiedener  Bestimmungen  über  Veiantwortlichkeit  im 
AUgemeinen  und  über  einige  Verbrechen  darauf  beschrftnkte,  die 
ZDchtfaausstmfe,  die  durch  Qeseta  vom  1.  Juli  1867  elngefOhrt  war, 
mit  den  Bestimmungen  des  Gesetabuches,  welches  die  Todesstrafen 
und  alle  lebenslftngUdien  Strafen  abschaffte  und  einige  a^tweilige 
abänderte,  in  Einklang  lu  bringen. 

Am  16.  September  1886  wurde  das  gegenwärtig  geltende 
Stialgesctabuch  vertVffenÜicht  Das  Slaterial  ftndet  sich  in  awei 
Bücher  geteilt,  das  erste  handelt  von  den  allgemeinen  Regeln  be- 
sflglich  der  Verbrechen  und  der  Vorbrecher,  der  Verantwortlichkeit, 
den  Strafen  und  ihren  Wirkungen,  ihrer  Anwendung  und  VolU 
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Streckung,  und  sdüiesalich  von  vorftbergehenden  BfaBBiegebi;  dv 
xweito  handelt  von  den  versolüedenen  Arten  der  Verbrechen,  von 
den  Vergehen  gegen  die  Staatsroligion,  dem  lÜBsbrauch  religiSfler 
Funktionen,  den  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Staates,  gegen 
die  Öffentliche  Ruhe  und  Ordnung,  gegen  Personen  und  ESgentum, 
und  von  der  GfientUdien  Aufreizung  su  Verbrochen. 

Das  Straf vof^ihien  ist  goregelt  durch  die  ^NeueBte  Oerichts- 
form**  vom  21.  Mai  1841,  gcflndert  und  eigftnst  durch  die  Dekrete 
No.  2  vom  29.  Uftrs  1890  und  16.  Soptemlier  1852  (Kriminol- 
verfiihren),  sowie  das  Gesetx  vom  15.  April,  das  Dekret  vom  12.  Hai 
1886  lBflrgi<<  haften),  das  GeseU  vom  0.  Juli,  das  Edikt  vom  22.  Juli 
1893  (bedingte  Fioihissuiigj ,  das  Dekret  vom  16.  November  1893 
(Kegolung  der  bedingtea  Freibssung),  da»  Dekret  vom  15.  Dezember 
1894,  das  Oomtz  vom  3.  April  lH90  (nickfiüli^,i^  Verluwlier,  Bettelei 
und  liUiidstreichorei),  »las  Gesetz  vom  4.  Mai  1S9(>  (corpora  delicti), 
die  Gesetze  vom  1.  Juli  und  29.  Au^unt  I8ü7  (Ki iiiiinaljurv),  das 
Dekret  vom  27.  FeWniar  1885  und  endlich  dui'ch  das  Gesetz  vom 
3.  April  ISSiti  t^Wieileraufnalimtv erfühlen ), 

Auss«?rdom  lienteht  ein  Militili-strafgesetzlmcli  von  1896,  das 
dem  Geiste  des  Ge&etiies  vom  1.  Juli  1807  i  iiLsprieht. 

Diesen  IhI  die  jetzt  in  l'ortimal  uiiil  den  Kolo(ii»'n  «,n>lteiule 
Straf^esetzgehuiig.  Keine  Kolnnie  iiut  ein  liej^onderes  Itw.hl,  nur 
Abweichungen  in  der  Geii<  lit.Horganisation ,  insofern  t  r^  /..  H.  <lort 
weder  Anwendung  der  Üescliworaneugeiiciite  uocii  ZucUtiiaua- 
strafe  giebt. 

Zum  Schluss  ist  zu  Itenit'ikfn,  dass  ilie  Strafe  der  Verbaiinunt: 
nur  in  den  afrikanischen  Besitzungen  verbüsst  wird,  wo  die  Sträl- 
linge  dem  Statthalter  unterstellt  sind. 

Alle  die  oben  erwähnten  Gesetze  stehen  unter  dem  Einflujis 
der  Lehi-en  und  metaphysischen  Pnnzijäen  der  Uassisehen  S4.-hulc. 

Seit  1876,  xu  welcher  Zeit  C.  Lomhroso^  gestützt  auf  dm 
pbysiognomischen  und  phrenolt^ischen  Empirismus  von  Lavatar, 
üall  und  Spurzheim,  die  erste  Auflage  seines  ^^-i'^i^^in^  delio- 
quente"  vorOüentlichte,  in  welchem  er,  neben  eigenen  Studien, 
alles  das  zuaammenfasste  und  ordnete,  was  an  Arbeiten  berühmter 
Zuchthaus&rzte  und  anderer  Gelehrter  vorhanden  war,  hat  die  neue 
Befoim  in  der  Kriminalwissensobaft  aUmlhlich  mne  grosse  ThAtig^ 
keit  ha.  uns  entwickelt,  welche  hauptsächlich  das  Verdienst  vco 
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BObineni  wie  Seiina,  R  AItob,  de  86,  Tavares  de  Uedeiroe,  Mio 
de  MattOBi  Antonio  de  Azevedo  und  M.  Bombarda  ist 

Im  Jahre  1897,  zur  Zeit  der  Tagung  des  siebenten  Kongresses 
,,der  internationalen  kriminaUstiBdien  Yereiuigiing",  bildete  sieh  in 
Lissabon  eine  portugiesische  Gruppe  dieser  Verotnigung,  die  der 
Hort  der  Doktrinen  der  neuen  positiven  Sohule  des  Stnfrechts  in 
Portugal  ist;  trots  der  knnsen  Zeit  ihrsB  Bestehens  hat  sie  schon 
eine  bemerkenswerte  Thruigkoit  entwickelt  und  Schriften  (Iber  die 
luiiiiitsHchliLlisten  Probleme  der  Kriminalogie  veröffeiitlicht,  die  unsere 
Gesellsuhufl  luii  iulorebsicreu  können. 

4.  Clvllreeiit 

Unser  sehr  uMea  Civilgesotzhuch  l^uiaht  auf  den  Ünlonnanzen 
Alfons'  V.  vom  Jahre  1440,  welrho  aus  den  seit  Alfuiib  II.  er- 
lasstMien  (iesetzen,  den  BewiUii^mim  ii  der  Könige  Dionysius,  Pedm 
und  .Toluian,  einipii  Verfüi;un^on  des  „Gesetzes  der  7  Ab- 
tei Innigen*  von  Alfons  dem  Weisen,  alten  Weistümem  und  natio- 
naieu  Oewohn}ieitr»n  und  einiijfeii  besonderen  QewoUaUeitBrechton 
der  Städte  iulcr  Döiftn-  horvnri;eiranLrini  sind. 

Nach  Ablauf  von  fast  tiU  Jaiiren  liefaiü  KöniL'  >ranuol,  in  der 
Absicht  die  nationale  Gesetzgebung  duix;h  dio  Bik  luhuckorkunst, 
die  sich  damals  in  Portugal  einzidtürgorn  anfing,  zu  verbniiti^n, 
im  Jaluo  150.5  eine  Reform  des  Codex  allTonsinus.  wtdche  15'J1 
veröffentlicht  wurde.  Die  Ortlonnanzen  Manuels  imtersehieden  sieh 
kaiun  von  denen  Alfons',  da  sie  die  meisten  der  seit  Jobonu  Ii. 
▼CPÖfffontlichten  Gesetze  enthielten. 

Schliesslich  befahl  Philipp!,  von  Portugal  M  am  Aiif;ing  seiner 
R^ening  eine  Heform  der  Ordonnanzen  in  der  Absieht,  sich  bei 
den  Portugiesen  beliebt  zu  machen.  Dies<>  Heform  tuitem^hied  »ich 
nicht  irosentUch  von  der  frdhoren,  da  sie  die  von  Duarto  Nunez 
de  Leao  zusammengestellten  Gesetze  niclit  enthielt 

Die  Onlonnanzen,  welche  die  kasuistische  Jurispnidenz  des 
Civil  Corpus  juris  romamim  nachahmen,  ohne  in  sie  Zusammenbang 
miü  Methode  zu  bringen,  stQtzen  sich,  bezCglich  der  Verteilung  des 
Stoffes,. auf  das  System  des  kanonischen  Rechts,  wie  es  durch  die 
Dekrete  Gregor  IX.  angenommen  war. 

')  Als  König  von  Spanien  Fbilipp  II.  Der  Übersetzer. 
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Trotz  dm  Hangels  an  EiDlieit  dos  Flanes  imd  der  dodnidi 
bedingten  h&ufigen  Inkooeequenxen  und  Widefonnigkeiten  in  ihno 
Bestimmungen  und  die  Urheber  dieser  Ordonnanien  unserer  Be> 
wunderung  würdig,  da  diese  Gesetze  in  einer  Zeit  verW 
wurden,  wo  die  Gepflogenheiten  andere  waren  wie  jetzt,  tiod  is 
weldier  der  Mango!  an  Hfllfsmitteln  und  Vorbildern  die  Fehler  ent- 
schuldigte, welche  diesem  ersten  Gesetzbuch  in  Europa  seit  dem 
Hittelalter  anhafteten. 

Da  mehr  als  zwei  Jahrhunderte  ohne  eine  neue  Kodifiaiensig 
der  Givilgeeetze  vergaiigi^a  waren,  veralteten  viele  derselben  und 
gerieten  in  Gegensatz  zu  den  Anfbrdoimgen  der  Zeit;  da  wegen 
ihrer  Kompliziertheit  ihr  Studium  und  geeignete  Anweadung 
unmöglich  war,  brachten  die  Bezirksanwftlte  im  Jahre  1641  in  dco 
Cortes  den  tiefen  Gegensatz  zwischen  dem  moralisclien,  j)olitjßdwn 
und  wirtschaftlichen  Stande  des  Landes  und  der  noch  zu  Bßdit 
bestehenden  Gesetzg-  Uuiii;  zur  Spiache. 

Nach  der  josephinischen  Reform  und  der  V«  röfteiillichunjj  der 
Stiituton  der  Universität  Coimbra  versuchte  Pashoal  los.-  de  IMcilho 
Freier  da«  Cliaos  in  der  Gesetzgebung  des  Landes  vcruiillcUt  eines 
methodischen  Plane»,  in  seiner  Schrift  „Einrichtungen  (l«^" 
heimisi  liLMi  Rechts"  zu  txjseitigen.  Diese  ArV>oit  ist.  trotz  *lor 
lolieuhwerl-  n  Mühe  ihrer  Ausarbeitung^  eher  als  jus  con^titu- -m-luro 
"wie  als  jus  r(jiistitutu)n  zu  lietraLlitcii.  Diu-ch  den  Tod  des 
fassc'i-s  vci-bclilitnni-'ite  sich  die  Lage,  da  die  grossen  Refoim^" 
des  Manjuis  de  l'ombal  zum  Teil  geandort.  widemif'  ii  o  l.  i 
gehoben  waren  und  der  Ausschiiss,  den  die  Königin  Maria  1.  «I^"^'* 
DektxH  vom  31.  .März  1779  zur  Revision  des  büigerhcheu  GreeeU- 
buches  eingesetzt  hatte,  nichts  leistete. 

In  dieser  Zeit  und  nach  der  liberalen  Revolution,  wuitlc  <1»^''' 
ein  Dekret  der  ausseronlentlichen  konstituierenden  Generalstän<:le a'" 
15.  Sei)tcml>er  1822  ein  Preis  für  den  besten  Entwurf  zu  «^i"»"'" 
bdigerlichen  Ge.S43tzbuche  ausgeschrieben.  Die  Notwendife'kt'i'' 
letzteres  zu  koilitizieren,  war  .so  dringend,  dass  die  Verfassun/t;  ^'^^ 
1826  eine  schleunige  Bearbeitung  dos  bflxgerlichen  GesetzbiKl'«^ 
vefsprach.  (Art  145  §  17.)  Das  Qesetz  vom  25.  April  1^^*'^ 
erliess  ein  neues  Preisausschreiben  ffir  die  Anfertigung  eines  b&g«^' 
liehen  Oesctzbnchcs  und  einer  entsprechenden  Prozesaonlnuog: 
weiteres  Gesetz  vom  10.  Dezember  1845  ernannte  einen  Aottcbtis^ 
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gebildet  aus  den  berQhmteBten  Juristen  der  damaligen  Zeit,  tm 
Ausazbeitung  eines  Entwürfe  zum  bQigerlichen  Qeeetzbnch. 

Als  Bchliesslioh  alle  Anstrengungen  au  nichts  fOhiten,  betnmte 
das  Dekret  vom  8.  August  1850  den  Bemfnngsrichter  von  Porto,  * 
Antonio  JMb  de  Scabra,  mit  der  Abfusong  eines  Entwurfs  zum 
bfii^rlichen  Oesetzbuch  und  ernannte  gleichzeitig  eine  Kommission, 
zur  Durchsicht  der  Arbeiten  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Einreichuiig. 

Diese  Kommission  lieriet  im  Jjiiire  1851  zu  Coimbra  mit 
dorn  Verfasser  des  Eiitwui-fs  den  l'lan  des  Werkes,  dem  sie  bei- 
stimmte, iiieiaiif  arl leitete  Scabra  den  Entwurf  aus,  den  er  lb5ü 
der  Regierung  fertig  vurlegte. 

Sodann  wui-de  eine  Kumitiission  ernannt,  die  in  Lisüalinii  foit- 
laufoiul  Sitzungen  abhielt,  ihre  Arbeit  am  U.  Mäi'Z  1860  begann 
mul  am  3<l.  August  l8Üö  abscliloss. 

Die  Debatte  in  dieser  KommiHsion  war  lebhaft  und  iiiteres!<ant, 
aber  imfmchtbar  für  djis  l'ublikimi.  da  !?ieh  in  den  jiulili/j<Mlen 
Akten  kaum  eine  sunmiarische  Angabe  der  gemachten  Vorschläge 
und  gefassten  Beschlüsse  1>efand. 

Die  ganze  Defiatte  zeitigte  drei  Ausgaben  des  ursprüng- 
lichen Entwurfs  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  (1863,  1864,  1865) 
in  Übereinstimmung  mit  dem  Revisionsausschuss. 

Nach  der  Benitutig  wunlo  der  Entwurf  von  der  Regierimg 
den  Coites  in  der  Sitzung  vom  9.  November  1865  vorgelegt.  Er 
wunlo  in  der  Deputierten kammer  in  den  Sitztmgen  vom  21./22.  .Juni 
1807,  im  Überhaus  in  der  Sitzung  vom  26.  d.  angenommen,  durch 
Oesetz  vom  1.  Jidi  desselben  Jahres  sanktioniert  und  für  den 
Kontinent  und  die  anliegenden  Inseln  am  22.  Mftrz  1868  in 
Kraft  gesetzt 

Das  Dekret  vom  18.  NoN'ember  1892  dehnte  das  BOrgeriiche 
Gesetzbuch  auf  die  Kolonien  aus  mit  AbAnderungen,  wie  es  die 
jeweiligen  Umstftndo  erheischten.  In  dieser  Form  wurde  es  in  den 
Kolonien  fortgesetzt  gehandfaabt  mit  Ausnahme  der  SkUvengesetze, 
der  Bestimmungen  über  Wiederverheiratung  und  die  kirchliche  Form 
der  Eheechliessungen  bei  nicht  katholischen  Eheleutsn  des  Grund- 
buchs, der  Bestimmungen  über  das  Gewohnheitsrecht  in  den  neuen 
Kolonien  in  Indien,  Damao  und  Diu  (sofern  sie  nicht  den  guten 
Sitten  und  der  CflfentUchen  Ordnung  zuwiderlaufen),  über  die  Rechts- 
verhältnisse der  Chinesen  in  Macau,  über  die  BechtsverhJÜtnisse 
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der  ESngieborMi  in  Timor  bei  Streitigkeiten  unter  ihnen,  und  flbei 
die  der  Stäinmo  der  Gnimeteii,  Buthias,  Fkuseo,  Mohren  an! 
der  BSngoborenen  in  Ouinea. 

Das  bürgerliche  Gesetzimch  brach  mit  der  kasuistischen  form 
der  alten  römischen  und  mitlolalicriichen  Sammlungen  und  der 
Ordonnanzen,  um  ein  synthetische,  gK>tohm&si»igo  Form  anzunelimen 

unter  Zusammen ftissnng:  der  sozialen  l^ziehungen  und  der  ixDiner 
fortschreitenden  Fonlerun^^en  der  Wissenschaft  und  Civiüsatioii, 
Es  ist  ein  Codex  der  Grnndsiltze  fflr  die  Un/nihl  vorschietlener 
Fällo,  die  eintreten  können,  welcher  dem  Kichler  seine  richligt)  und 
gerechte  Änweiuluiig  ül>erlässt. 

So  kann  es  mit  den  lje.<t»'n  Gesetzbüi  hern,  »jwold  den  ulteii 
vie  den  neuen  Kuropn^  und  Amerikas  wetteifern;  weder  das»  fnin- 
zosincho.  nocli  it«lieiiit$che,  noch  das  sogar  20  Jahr  jOngerc  spanische 
ist  ihm  überlegen. 

Dio  Givilprozessordnung  vom  3.  September  1876  trat  am 
17.  Mai  1877  fOr  den  Kontinent  und  die  anliegenden  Inseln  in 
Kraft  und  wurde  durch  Dekret  vom  4.  August  1881  auch  aiaf  die 
Kolonion  aufigeilehnt 

Die  Abftnderungen  und  |>arhmientarischen  Debatten  bei  Gelegen- 
heit des  Entwürfe  zu  der  von  dem  berOhmten  Advokaten  Alexander 
de  Scabia  verfassten  Civilprozessonlnung  können  wir  fllKii-j^elKii,  da 
deivn  Kenntnis  kein  Intoi-esse  bietet,  auch  keinen  Wert  für  die 
Diirietrun);j;  oder  Auslegung  hat. 

HczÜL'licli  <lt'r  Ziis;itzi:vscl/e  zum  hiii-uoi-lii/hen  Kecht  tiiul  7Mr 
PnjzeSvSf)nhunig  genügt  es.  u.  n.  das  (lesetz  vom  24.  April  1*^T3 
(ül>er  die  rnterstiitxungspfli«  hi ),  das  vom  12.  April  1877 
legung  der  Artikel  242S  4<  6  und  2495  No.  9  des  hfuxvili'  licn 
Gesetzhuches),  die  liegelung  <les  Stand(\sregistei-s  vom  28.  Novetnbor 
187.S,  d.is  IX^krct  vom  1.  Juli  1895  und  <lie  liestimmungen  voui 
gleichen  Datum  til»er  Anzeige  l>ei  den  Standes-Rcgistern.  (la>  Dckivl 
vom  20.  Januar  1898  ülicr  die  Kegelung  der  ländlieheu  ünuul- 
''ficiicr,  das  Dekret  No.  2  vom  15.  Sejitember  1S92  (versclikdeno 
Anderimgen  in  der  Civilpm/cssordnung),  den  Erlass  vom  21.  Mai 
IS'JO  Vorgehen  bei  Steuerfreiheit  von  Onuulbesits  inStUdteni,  uud 
die  Erlasse  vom  13.  Und  16.  Hai  1896  (BesUmmungon  für  iBTtotur* 
aufoahmeu)  au  erwähnen. 
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6.  Handelsrecht. 

Nur  in  den  KnrjMii  al  iniii  ii  dos  Mitteljiltei's  (riildeii,  ilan-,i, 
Zünfte)  zeigt  bii  h  oine  Art  Haiidi  lsivcht ;  damals  t^Il^  das  Hniuh  l«- 
recdit  als  Standesioi-ht  einen  von  (irmid  aus  sulijcktiven  Cliüiakti.T. 
r>it'  TTandltinL,-!"'!!  dt-i-  Kanflfiit.'  iniisst''ii  sich  in  den  von  den  Kni'no- 
rat  i< •nstntuten  f^czogoncri  Grenzen  bi  wrgiMi.  Art  dev  UnAit^- 

liaiidliiiig  war  hier  ohne  Einfluss,  da  das  Statut  ein  l'riviiegiuni 
war,  das  sojrar  zur  Schaftiinf;  eines  b«!Sonderen  Gerichtshofs  ffdirte 
und  in  den  Gewohnheiti^n  des  kaufmännischen  Hcrufes  wurzelte. 

£ndeinann,  E.  Ny»,  Manoitti  und  Mai^hteri  liestfttigen  gleich- 
falls den  ausschliesBlich  subjektiven  Charakter  des  Handelsrechts  als 
Ausnahmerecht,  in  dieser  Periode. 

Im  Zeitalter  der  Entdeckungen,  welches  in  der  zweiten  Hftlfte 
des  fflnfzehntcn  Jahrhunderts  begann,  fing  eine  neue  Ära  für  den 
Handel  an,  die  im  sechszehnten  Jahrhundert  einen  schSrferen 
Charakter  dadurch  annahm,  dass  im  Ifondel  das  oUjective  Element 
in  den  Vordeignind  trat  Noch  l)esteht  zwar  die  Kocporation,  noch 
hat  der  Kaufmann  seinen  besonderen  Gerichtshof  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Kaufmann,  aber  die  Natur  der  Rechtsgeschäfte  bi-ingt 
es  jetzt  schon  mit  sich,  dass  auch  ein  Niehtinitglieil  der  Korporation 
vor  dir^n  l»e8ondei"en  Gerichtshof  gezogen  wird.  Trotzdem  uingieht, 
wie  MiUiara  scharfsinnig  l>etnerkt,  die  juristische  Fiktion  noch  das 
mit  einem  Schein  von  Sultjektivitüt ,  was  schon  in  Wirklichkeit 
eiiiG  Anerkennimg  der  besonderen  objektiven  Nalur  des  Handels 
gewonlen  ist. 

Auf  diese  Art  fand  allniiihlich  das  IJandelsgericlit  nur  bei 
Itecht.sgeschilften  Anwendung,  die  sieh  auf  Waaren  und  Streitig- 
keiti'ii  zwiacheu  Kaufieuten  bezogen  (Konsiüargebctz  von  1594 
§  7,  309). 

Dieser  Bewegung  war  es  zu  danken,  dass  in  Frankreich  in 
bestimmten  FäUen  der  kommerzielle  Charakter  Anerkennung 
fand,  unabhAngig  von  der  jBerufssteUung  der  ausübenden  Person. 
Nttohdem  die  objektive  Handelsfftbigkeit  von  Wechseln  durch  Gol- 
bert's  Ordonnanz  von  1673,  die  Blauquin  unser  erstes  Handelsgesetz- 
buch nannte,  (notre  piemier  code  de  oommeroe)  erklärt  worden  war, 
war  der  Weg  fOr  die  späteren  Kodifikationen  vorgezeichnet  Und, 
im  Yeiigleich  mit  dieser  Entwickelung  dos  Handelsrechts  war  es 
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von  sehr  geringer  Bedeutong,  als  Kufolge  der  von  der  phyao- 
kmtischen  Sctulo  in  der  Hitte  des  18.  Jahrhunderts  verkOndeten  und 
formulierten  liberalen  Ideen  das  privilegierte  korporative  E21ement 
verschwand. 

Wie  wir  soeben  gesehen  haben,  ist  die  Qesdüchte  des  steten 
Fortschr^tens  des  Handelsrechts  dne  Geschichte  fortgesetiter  asn- 
niilierender  Ausdehnung,  die  jedes  Mal  mit  der  wirtscliaftlichen  Um- 
wandlung der  Nation  wuchs  und  eine  direkte  Folge  der  Ver- 
breitung der  Druckschriften  ist  (Mianare). 

Wenn  man  das  Kandclsgesetsbuch  von  1888  mit  dem  ^ 
1833  (verfosst  von  Ferreim  Borges  unter  dem  ESnllass  des  fiwuO' 
stachen  Gesetzbuches)  vergleicht,  so  springt  sofort  die  Kicl*tigkeit 
dieser  Behauptung  in  die  Augen. 

Das  Handelsgesetzbuch  von   1888   erweitert  bedeuten  <1  ^ 
Geliict  der  Handolsfäliigkeit,  und  erklärt,  seinem  innerlichen  "WeBeO 
getreu,    dass    imbcweglicho    Sachen    Gegenstand    son  Handdfr 
spekuliiliuiien  st.*in  können,  es  scliafTt  dio  alte  Lehre  über  W''t*(diaelj 
die  man  bisher  nur  aU  Mittel  /.um  Koi  derungsübergang  IjetinchtBt 
hatte,  und  auch  den  Unterschied  z\vi?;(  lieii  W<'(  liseln  und  Waa-reo- 
Ti-atten  ab,  und  erteilt  ihnen,  unter  Annalmie  d^  r  Theorio  Elin<?***> 
den  Charakter  einen  selbständiifen  HaiKlcIspapituvs.  uiiabhäiig'ig'  ^ 
der  BtTuf >st(  lliiiig   der  PiT-mirn   ndrv   dei'  Natur  der  Haii*^*-'^^"'' 
optMiitioiioii.     Das    Oesetz    erkennt    die  Lief'^niiigskonti'akto 
llaiidel->;e.selic1fto  an,    erklärt   Lagerschehie   als  liandelsfähij^ 
regelte  das  Kontokorrcntwesen  als  einen  Kontrakt  sui  generi^ 
Ausserdem  stellt  es  den  Ilandelsgiischäften  alle  von  einem    l^*''  ' 
mann  vorgenommenen  Kechtsgeschäfte  gleich,  wenn  sie  auch  eifo'-en^- 
lich  civilrechtlichen  Charaktei-s  sind,  je4loch  mit  dem  Uantl*-^ 
Beziehung  stehen.    Selüiesslich  löst  es  fast  alle  Kontroverv^"*»'  - 
unt«?r  der  Herrschaft  des  Ge.setzbuches  Ferreira  Borges"  »lan«i 
>taiiden,  wenn  ein  Recht^eschäft  nur  bezüglich  der  einen  I'aJtu 
ein  Handelsgeschäft  war,  indem  es  für  alle  Kontrahenten  ^ 
Handel  .sgesetzbud)  als  massgebend  erklärt. 

Der  £ntvQif  zu  dem  gegenwärtigen  fiandeLsgesetzbuch 
von  bcrQhinten  Rechtsgelehrten  ausgearbeitet,  die  Spezialist«" 
den  verschiedeneu  Zweigen  waren,  und  spftter  von  dem  Bat 
Beirao  unifiziert  und  zusammengefiisst   Seine  HiuiptqueUe  wti^ 
italienische  Handelsgesetzbuch. 
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Die  Debatten  darflber  in  den  Kammern  waren  lang  und  inter- 
essant, der  Entwurf  wurde  schliesslich  durch  Oesetz  vom  28.  Juni 
1888  angenommen  un<l  ti-at  am  1.  Januar  1889  für  <lon  ganzon 
Kontinent  des  J^aiHlfs  und  die  benachhiuteii  Inseln  in  Kiaft,  wälu^end 
in  «It  ii  Kolonien  heute  noch  das  Handelsgesetzbuch  von  1833  zu 
Kecht  besteht. 

Im  Jaluv  1895  (rscliien  im  ViiruJaungsweg'e  das  Oosotz- 
bui'h  für  dif»  ITanUelsprozessurdnung,  das  durtli  Kila««  vom 
24.  Januar  de.ssei)>en  Jahres  antronomnion  wonlo?!  war.  l>a8S(»lbo 
trat  für  den  Kontin<^nt  tnid  di«'  aiiliegciidon  Iiisoln  um  1 ,  Juli  1895| 
für  die  Kolonien  durch  Dekn't  vom  Bl.  !Mai  1^^95  in  Knift. 

D'-r  Handel sprozcss  ist  durch  dit  sc  Vi-niidnunu;  i;eregelt.  soweit 
in  der  Civil pnv/pssonlnung  keine  aliweieiienden  Bestimmungen  go- 
tnjffoii  sind.  Die  Civilprozessoixlnung  ist  dalier  direkte  liccht8(|uelle 
für  die  Handelspi-ozessordnung. 

Im  Jahre  189G  berieten  die  Cortes  über  die  Handels- 
prozGssonlnung  von  1895  und  brachten  in  dieselbe  einige  wenige, 
aber  wichtige  Vorfinderungen  hinein,  die  durch  die  Pmxis  der 
Gerichtshöfe  notwendig  gcwonlen  waren.  Die  endgidtige  Annahme 
nuil  Sanktionierung  dieser  Änderungen  erfolgte  am  13.  Mai  1896. 

Schon  die  Regienuig  liatte  im  Patent  vom  IH.  Tuti  isn*^  zu- 
gegeben, dasa  die  Handelsprozossordnung,  wie  sie  das  Handels- 
gosetobuch  von  1833  geschaffen,  einer  Reform  und  Organisation 
bedürfe,  um  grossere  Oarantie  für  die  Sicherheit  der  Ansprikshe 
der  Beteiligten  zu  bieten,  sowie  um  dem  Bodürfhieee  des  Handels 
nach  Schnelligkeit  Bechnung  zu  tragen.  Am  20.  Mtd  1864  legte 
der  berühmte  Spezialiat  Oaspar  Ferreira  da  Silva  in  der  Deputierten* 
kammer  einen  Entwurf  mt  Beform  der  Handelsprovessordnung  vor, 
und  begründete  in  einem  glftnzend  geschriebenen  Referat  die  Kot- 
wendigkdt  einer  solchen  Kodifikation. 

Diene  Notwendigkeit,  der  durch  einige  spftrliche  llassrogeln 
wenig  abgeholfen  wunle,  wurde  mit  der  VcrOfTentlichung  der  Civil- 
prosM»8ordnung  akut  Der  sehnliche  Wunsch  wurde  aber  erst  im 
Jahre  1896  erfüllt 

Die  wichtigsten  Etgünzungsgesetsse  zum  Handelsrechte  sind 
folgende:  Daa  Dekret  und  Reglement  vom  15.  Novcmlier  1888 
(HandelsrGgister),  der  Erlass  vom  20.  Novomber  1888  (Führung 
der  UamUnngshücher).  das  Keglement  vom  8.  Oktober  1889  und 
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die  Erksae  vom  17.  Oktober  und  17.  Dezember  1891  (BOnen), 
der  Erlase  vom  8.  Februar  1889»  das  Dekret  vom  21.  Januar  1891, 
das  Dekret  vom  24.  Marz  1892,  das  Dekret  vom  12.  Juli  1894 
und  22.  Juni  1895  (GeeeUscihafien),  das  Dekret  vom  12.  Job*  1894 
lind  der  Ertass  vom  1.  September  und  das  Dekret  vom  10.  Dexember 
1892  (Aktiengesellscbaffeen  und  Banken),  das  Dekret  und  die  Yer* 
ffi^ungen  vom  21.  Februar  1888,  die  Dekrete  vom  24.  und  27.  April 
1890,  das  Dekret  vom  20.  Juli  1893,  das  Gesetz  vom  6.  M 
18fl3,  der  kötiigliehe  Erlass  vom  11,  Oktober  1893,  das  Dekret  vom 
12.  April  1894  (Besteuerung  von  Waren  im  Ti-iiisitvorko!ir  auf 
Eiseiilmhiieu),  Uiis  Dekret  vom  8.  November  IBOH  (HaiikeiHtt  vou 
Eisenbahngesellschaften),  der  Erkuss  vom  8.  Mär/.  1892  (Prüfung 
voll  Dl  ikiini.  Ilten  und  Refrißtern  bei  Aussohdttung  <ler  Masse  liei 
Konkurstnij  und  der  Erlass  vom  28.  Mai  1895  (^Handelsgeschworene). 

b)  Literatur. 
1.  Verfassnn^^srecht 

\>m  wis3en8chaftli(  hon  Werken  über  das  V-erfassungsrccht  soü 
folgendes  l>em»^rkt  ^\el•dtMl: 

Dr.  I^>])es  Pi  ii  a.  Professor  an  der  üitivti-silät  von  Coiml'ra, 
vemffentliehb^  eine  l)enierken8\verte  Schrift  über  8taatsrerht  unter 
dem  Tit«'l:  „Portugiesisches  Terfassnnfrsrecht"  (Direito 
Constitncional  Portuguer),  3  Hde.  1878,  1879,  1880  Coimbra. 
£s  ist  dies  der  einzige  Kommentar  zu  der  Verfassung  von  182G, 
wir  besitaen.  Derselbe  Gelehrte  gab  auch  eine  „Ztjsammeii- 
stellung  der  Gesetz--  und  Hilfsmittel  für  das  Studium 
des  portugiesischen  Verfaasungsreehtes*'  heraus  (2  Bde. 
1892,  1393  Coimbra).  Die  Zusammenstellung  ist  mit  l)edeutenilon 
und  gelehrten  Erläutenmgen  versehen;  im  1.  Bande  befiiulet 
sich  eine  äusserst  fieissig  und  tie^nnig  verfaaste  Erklftnmg  <ier 
hauptaftcUichslien  gesetzgeberischen  Akte,  Dokumente  und  Denk* 
Schriften  des  portugiesischen  Königreiches  unter  der  MkeieB 
Bogierungsform;  der  zweite  enibftlt  die  oiganischen  Qrondgesetee 
des  Reiches  unter  dem  EonstitationaJismus  und  ParlamentarinniiB» 
mit  allen  auf  ihre  Ausarbeitung  bexOglichen  Denkschriften  und  der 
ergänzenden  politischen  OeaeCzgebung. 

Dr.  Miuiuel  Emydio  Garcia,  frfiherer  Profeaaor  an  der  obigen 
Univ^t&t,  veröffentlichte  durch  einen  seiner  Schüler  ein  „Pro- 
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gramm  für  den  Lehrstuhl  der  StaatsrechtBlehren^,  ein  in 
hohem  Qrado  gediegenes  Werk,  das  sidi  an  die  aUgomeinen 
Schriften  von  Comte  und  Spencer,  besooders  aber  an  die  modernen 
Werke  von  Bluntscfali,  L.  Donat,  Laatarria  und  Ad.  Posada  anlehnt 

SchlieBslich  verdient  m>ch  Erwähnung  eine  Politische 
Philosophie"  von  Dr.  Antonio  Camlido  R.  da  Costa,  gleichfalls 
Professor  an  <ler  Univeisität  Coimbnx  (2  fWe.  Coinibra).  Diese 
Arbeit  verteidigte  den  lit^griff  der  Volkssonv<niinität  und  das  Prinzip 
d<»r  Volksvertretung,  und  enthält  Stinlifii  über  die  verschiedeiit'ii 
zu  ihn^r  Vorwirkliclinng  vorgesclil:if:?>iion  Wahlsysteme.  Tr«)tz 
ihi-oK  liDlii  ii  wisstMischaftlichen  Wertes  läi>.->t  die  Arbeit  den  kleri- 
kal'  U  Bildungsgang  des  VerfaRsers  durchblicken,  sowie  den  Mangel 
au  wissenschaftlichen  üiiwulsät/m. 

Die  wenigen  Werke  üIm  r  Ausli  giing  geiietzgeberiäi'.her  Deuk- 
adu'ifteu  sind  meist  iiasuintisch  abgefasst. 

2.  Verwaltunjfsrecht 

Anf  dem  (lobiete  des  lieehts  besitzen  wir  kein  Werk  wissen- 
schaftlichen Chaiakters.  Die  ,.Ausf ührungen  über  Verwaltungs- 
recht" dt  s  Dr.  Ikisilio  Alberto,  ehemaligem  Professor  ander  Universität 
von  Coiniiira,  die  „Institutionen  des  Vt  rwalt  ungsrcdi  ts"  von 
( i ustino  de  Froitiis,  die  ,,V  e  r  w  a  1 1  u  n  g s  s  t u U  i « n*'  von  Lubo  d' Avila, 
jetzt  (Jmf  von  Valbom,  die  .,1  uatitutioiien  des  Verwaltunga- 
rechts"  von  Dr.  Laranjo,  Professor  an  <\rv  rniv.  isif.'lt.  siml  veraltete 
Arbeiten,  die  schon  zur  Zeit  ilires  Krscheinens  hinter  ihrer  Zeit  zurück- 
geblieben waren,  da  sie  sich  in  wiasenschaftlicher  Beziehung  hinto* 
den  Werken  von  fionin,  Yivien,  Ancoa,  Meucci,  Bertolini  und 
anderer  zorOokatanden.  Trotzdem  sind  einige  dieser  Arbdten  be- 
lehrend vom  hiatorischen  Qesichtapunkte  aus,  soweit  sie  die  Ent- 
iHckhing  des  portugiesischen  Yerwaltungsrecbts  schildern. 

Jedoch  kfinnen  als  wissenschaftlieh  die  parlamentarischen 
Berichte  uud  Arbeiten  bezeichnet  werden,  die  im  „Diario  das 
Camaras**  bekannt  gegeben  wurden,  besonders  die,  welche  der 
Bekanntmachung  der  Yerwaltimgsgesetzd  von  1878  und  1886  vor- 
au^ngen  imd  an  denen  u.  a.  0  de  Vilhena,  Hintze  Ribeiro,  E.  Nar 
varro  und  £.  Qoe6  Goelto  mitgearbeitet  haben. 

An  Ausicgimgsstudien  des  Verwaltungsrechts  besitzen  wir 
„Winke  fflr  das  Verwaltungsrecht**  von  M.  Perdigao  (2  Bde.), 


Digitized  by  Google 


—   828  — 


„Portiieriesischo  Walilii*'s-^t7.«?eliung"  von  Bai'boBa  dt*  Miigel- 
hiies  (4.  Aiillage),  'l;is  ,,Vor\valt  uiigsgesetz  von  1842  mit  Er- 
läuterungen'' (Ausu'^al)O  von  1  Süf»)  un«l,  n«l»en  verschi<Ml*^iien 
jiii isiis*  hon  Revuen  von  unUiigeuit-lnetcr  Be<leutung,  „Die  Rpvn  **  iier 
Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft''  (Coimbiuj  und  die 
Zeitung  ,,0  Direito"  (Lis^abou). 

;i.  strafrecht. 

Als  ot-stoft  Werk  lUier  dsis  iStnifreelit  ist  das  des  Ii.  111111111611 
Professoi-s  Dr.  Paschoal  Oose  de  Meilho  Kreise:  Institut!  cmos 
juris  eriminalis  Insitani  (('oinihra  181ö)  zu  «iwähnen.  Diese 
sich  auf  das  it'iniische  Rocht  stützende  Arbeit,  die  auch  unsere 
Ordonnanzen  uimI  di«'  Lohren  fix^nider  SchriftsteHor  behaiKldt, 
galt  zur  Zeit  ihi^  Ersclieinens  für  klassisrh,  trotzd<  in  i>t  >^i■  für 
uns  heuto  nur  iioc)i  von  hiätorischem  Werte.  In  derselben  Kj^oclid 
erschien  tiri''  ..Klassifizierung  der  Verbrechen  in  syste- 
matischer Folge  mit  den  entsprechenden  Strafen  ge- 
mäss der  jetzigen  Gesetzgebung^  von  Peneira 
AdvotcBt  an  der  früheren  Bittschriftenkammer  (Lissabon,  3.  Auf- 
lage 1880).  Heute  hat  sie  kaum  nodi  den  historischeD  Wert  der 
vorhererwAhntra  Schrift  Zu  erwihnen  sind  noch  als  Kommentare 
sum  Strafgesetzbuch  von  1852  die  Verweise  auf  das  Straf- 
recht  von  Dr.  Basüio  Alberto,  ehemaligem  Professor  an  ^ 
Universität  (Goimbro  1863),  die  in  gewissem  Sinne  ein  «vto- 
risatives  Ansehen  geniessen.  Ausserdem  ist  noch  ein  f,KommeBtar 
sum  Straf  recht**  von  1852  von  Levy  Haiia  Jordao  (LiBfia)bon 
1853  4.  Bd.)  au  nenneUf  welcher,  nach  einer  ausgexeichneten 
historischen  ISnleitung  Artikel  fflr  Artikd  des  Gesetzes  unter 
gleichzeitiger  Quellenangabe  eriftutert;  sowie  die  „Theorie 
dos  Strafrechts,  angewandt  auf  das  portugiesische 
Strafgesetzbuch,  verglichen  mit  den  ausl&ndischsD 
StrafgesetabAchern  frflherer  und  jetziger  Zeit*^  von 
dem  Bat  Silva  Fenao  (Lissabon  1856,  8  Bde.)  in  leichthsslidi^ 
eleganter  Darstellung.  Schliesslich  sei  noch  auf  den  ^^Ent^urf 
zum  Strafgesetzbuch"  von  Ferreira  de  Lima  und  Tjevy  Msri» 
JonUo,  der  auch  im  Ausland  wegen  seiner  benierkenswoiteü  BSn- 
leitnng  l»ekannt  geworden  ist,  hingewiesen. 

Seit    InkraftU-cten    des    Stiufgeaetzbudies    von    1880  er- 
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8(diienen  nur  die  „Bern erknn gen  xnm  o raten  Buch  des 
portugiesischen  Strafgesetzbuches**  von  Abel  Ferreira  e 
Valle  (Porto),  die  sowohl  eine  sehr  gewissoihaft  gefertigte  Arbmt,  wie 
auch  «ne  ToUl^ommene  analytisdie  Studie  der  im  ersten  Buch  des 
StralgOBOtsbndies  enthaltenen  Bestimmungen  sind  und  „Das  mit 
Anmerkungen  versehene  Strafgesetzbuch**  von  Teixeim 
Robolla,  eine  einlache  ZusammenfssBung  (ohne  kritische  Exkturso) 
von  Entscheidungen  der  Obei^erichte  und  von  Artikeln  und 
Antworten  auf  Anfragen  seitens  verschiedener  juristischer  Zeit- 
sc'hrifttni.  wie  <»  Direito,  Revista  <1e  Koro  portuguer, 
Revista  GuriUicu,  lioviöta  de  LcgLsiagau  c  de  Juris- 
prudoncia,  Revista  dos  Tribunaes.  etc. 

4.  CÜvilreoht 

Aussei  den  woitvollen  Erläuterungen,  die  uns  der  Iterülunte 
Vorfnppor  dos  Entwurfs  zum  hfirgi  i  lirlion  Gf^setzlnich  in  seinen 
,, A [)08tilieir'  liefert,  die  er  in  Beantwortunt;  der  BfiiuTknugiMi 
Joagium  Tosr  l'aps  da  Silva,  Moraes  de  Cnivalho  niid  Tt  ixeira 
<le  Freitas  ver()ffentli<  ht  hat,  besitzen  wir  als  Koniinentiir  zum 
bürg^^Hinhon  Gesotzbuch  das  ..RH  rgorliohe  porf  u  gi  osi  sehe 
O  e  s  «•  t  z  1»  ri(,' h  mit  Erläuterungen"  des  J.  Dias  Fon.ira,  emer. 
Professor  an  der  Universität  (5  Bde.  Coimbra).  Diese  an  sich 
bemerkenswerte  und  veixlienstliche  Arbeit,  ist  jedocii  konfus  uml  voll 
unzähliger  Widersprüche,  so  dass  sich  der  Verfiusser  veraidaast 
aahj  sie  in  einer  zweiten  Auflage  umzuarbeiten  und  von  ihren 
Mangeln  zu  befreien.  Wir  haben  ausserdem  das  „Handbuch 
des  l»  n  rgorl  ic  hen  Rechts  Portugals"  von  Silva  Bruschy 
(3  Bde.),  ein  unvoIlstÄndig  gebliebenes  Weik,  das  mehr  eine  Arbeit 
de  lege  ferenda  als  de  lege  lata  ist,  fenier  ein  hochgelehrtes 
Rachtslexikon  Portugals  von  Lopes  de  Silva,  wovon  schmi 
der  zwanzigste  Band  veröffentlicht  ist 

Ausser  diesen  Arbeiten  mehr  allgemeinen  Charakters  existieren 
einige  gelehrte  und  gut  ansgearboitote  Monographien,  die  zum  Teil 
wegen  ihres  wisssoachaftlichen  Geistes,  alle  at>er  als  analytische  und 
atialogende  Studien  zu  erwähnen  sind:  Über  solidarische 
Obligationen  von  Barboso  de  Magelhäes;  Ober  fidei> 
kommissarische  Substitutionen;  Über  das  internatio- 
nale Privatrecht;   Über  Dieustbarkeiten  von  Teixeira 
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iVAbrcii;  Über  das  Wasser  recht  von  Teixeira  de  Magcl« 
h&es  (?);  Studie  über  die  Verbindung  in  GiTil-und 
Strafsachen  (2  Bde.)  von  Dias  Silva;  Lehre  Tom  Beveis 
im  Civilprozess  in  ihrer  Anwendung  auf  Civilrechts- 
fälle  von  Neves  e  Castho;  Über  die  Aufhebung  der  Testa- 
mente vcm  Henriquer  de  Silva;  Die  Formali t&ten  beim 
£he vertrag  (2  Bde.)  von  ES  da  Silva  Carvalho;  Die  gesetzliehe 
Erbfolge  (2Bde.) vonRatJoao  Arrcya;  Streitfragendes  portu- 
giesischen Civilrechts  von  A.  Oortre-Real;  Sachregister 
oder  Zusammenstellung  juristischer  Orundsfttze  tod 
Heigulhao;  Über  den  Dotalvertrag  von  Arthur  Montenegro; 
Juristische  Schriften  von  Delphim  Mala;  Kommentare 
zur  Gesetzgebung  fttr  das  ländliche  Qrundbneh  von 
Tavares Cre^spo;  Ober  Wiederverheiratungnnd  Adoptirung 
uneheliüherEinder,  Alimente  und  Ab! indunji,'  (3 Bde.)  von 
Rat  JuHo  de  Vilhena;  Urheberrecht  von  dem  Verfasser  dieser 
Obersicht 

BezOglicli  des  Itur^erlidiWl  Pi-oaessverfahrefis  hal>en  wir:  Re- 
morkiingen  sur  Civilprozessordnung  {3  Bdo.)  von  Dr.  E.  Ahes 
t]o  8a,  ein  grosses,  bedontendos  Work,  wie  alle  Schriften  dieaea 
l>eiülimton  portugiesischen  Kechtsgelehrten;  femer  die  bürger- 
liche Prozes=:sordnung  mit  Erlftuterungea  des  gleich 
berühmten  Juristen  Rat  Dias  Ferreira. 

Erwähnung  verdienen  auch  die  gelehrten  Monogmphit  u: 
Handbuch  sum  Inventaraufnahmeverfahron  von  E.  de 
Silva  Carvalho;  Handbuch  possessorischer  Rechtsgeschäfte 
von  Ribeire  de  Hagelhäes;  Gesetz  Ober  Ersuchungsschreiben 
von  Lambertini  Pinto  und  die  „Historisehe  Entwicklung 
des  höchsten  Gerichtshofes"  von  Dr.  E.  Alves  de  Sa. 

Absichtlich  übergehen  wir  viele  Scliriften  wegen  ihn^-s  g'> 
ringen  wissenschaftlichen  Interesses  und  Wertes  für  die  litemrische 
Welt,  fenier,  als  veraltet  oder  parteiisch,  die  Arbeiten  Ober  Juris- 
pnidenz  und  die  auf  den  LehrstQhlen  der  juristischen  Fakultät 
gelialtonen  Voi].  snngen  der  Dr,  Avelino  Angiisto  Cesar  Maria 
f'iliiin.  Bemardo  de  Albn^juenjue  e  A.  Maran,  Antonio  Senisizo, 
T.  de  Magalhäes.  1*.  M.  de  Ijazoim  Cliave  de  Castri  und  l'e.  Jo66 
Jonquim  Ferreira  Pervo  Petta.   Die  beiden  letateu  sind  ehrwfifdige, 
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gelehrte  Priester  uad  alle  sind  Profe^ren  an  der  Univenititt  m 
Oolmbva. 

fiezQglioh  des  burgerliehen  Rechts  und  der  ProjBessordnung* 
verweise  ich  ausser  den  bereits  erwähnten  Zeitschriften  auf  die 
Qazeta  de  Associacao  dos  Advogados  (Lissabon). 

Für  das  Studium  und  die  Kenntnis  unseres  früheren  bürger- 
lichen Rechts  tind  der  Prozessonlnung  erwähne  ich  an  ei-ster 
Stelle  die  „lustil  utiuncn  des  pui  tugicsischen  bürgerlichen 
Rechts  (2  Bd.)  von  Coelho  de  Rocha,  die  tnit  piner  syntethischen 
iiiitl  klart'ii  Fuiiu  eiiu;  ratit>iiclle  und  methodi.stho  Behandlung  des 
SlolVes  verbinden  und  mit  Recht  ein  klaRsiscl)f»s  Werk  genannt 
"wenlen  können,  femer  die  poi  t  u_t;i<'>i  >(  lirii  DigisttMi  fR  Bd.), 
„Lehrsätze  üboi'  Reeli  t  shaml  I  ii  ugen"  und  „Hnmlbuch  des 
bn  ri^orliehen  Prozossverfaiirens''  von  Correia  Feiles,  dif»  niclit 
nur  'Iii'  Vorzuge  des  obigen  Werkes  in  sich  voi-ciniercn .  sonili  ia 
auch  die  Bestimmungen  dci  < 'nlonnanzen  und  der  ührigen  Spezial- 
gesetze enthalten,  das  gut  ausgearbeitete  .luristische  Sach- 
register von  Meirellas,  die  Grundzüge  der  bürgerlichen 
Prozessordnung  (2  Bd.)  von  Nazai-oth,  eine  l>erflhmte  Kritik  luid 
Auslegung  der  fnllieren  bürgerlichen  ProzessordnuQg,  und  die 
Grundlinien  der  bürgerlichen  Frozessordnung  (4  Bd.)  von 
dem  Advokaten  Perreira  e  Souza. 

Zuletzt  sei  noch  bemerkt,  dass  die  gegenwärtige,  unter  dem 
Namen  „So/.ialisierung  des  bürgerlichen  Rechts"  liekaimb' 
Reform  im  bürgerlichen  Recht,  die  in  Italien  im  Jahre  18B1  durch 
ein  berühmte  Siebengestim  führender  Geister  eingeleitet  wnnle 
(B.  Cimbalij  6.  Salvioli,  Gianturco,  Puglia,  Vadala  Papale,  Cagliolc 
nnd  M.  Minghetti),  bei  uns  schon  viele  begeisterte  Anhänger  ge- 
funden hat.  Zum  ersten  Mal  ist  diese  Reform  In  ihren  Thesen 
erlSutert  worden  in  dem  Werke  über  die  Handelsschulden  der 
Eheleute  (Dlvidas  commercnaes  dos  conjnges)  (Coimbia  1894 
pag.  31  IT.),  vom  Verfasser  dieser  Übersieht. 

5.  UaDdelarecht. 

Da  die  Handelsprozessordnung  von  1833  für  uns  nur  noch 
einen  historischen  Wert  besitzt  und  da  sie  in  ihren  Bestimmnngen 
wesentlich  von  der  jetadgen  abweicht,  so  sind  die  Arbeiten  von 
Ferreira  Borges,  Forjaz  de  Sampaco  und  gar  die  von  Silva  Lisboaf 
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die  vor  1833  etsehieoen,  heutznti^  Ton  geringer  oder  gar  heiner 
Bodeutung  in  wiBBenBchaftlicher  Beziehung. 

Zur  Zeit  ist  die  portugiesische  Literatur  Uber  das  1888 

kodifizierte  Handelsi-echt  noch  sehr  kloin,  indessen  macht  ridi 
diesor  Mang'  l  weiiii:  Hihlbar,  da  wir  nns  Iianptsftchlieh  mit  den 
Konmientaron  zn  'leni  italienischen  llaiulelsgesetzbuch ,  unserer 
alleniäohston  und  direkten  Quelle,  bchelfen  können. 

folgende  Werke  haben  einen  allgemeinoien  Charakter:  „Er- 
iHutorungen  zum  portugiesischen  H aiulelsrocht "  von 
Dr.  Alves  de  Sa  (1,  Band  unvollendet),  eine  Schrift  in  niodorncm 
Styl  und  Geschmack,  welche  grosse  Geichrsamkoit  und  gifui<lliclM 
Kenntnis  dieses  Gebietes  aufweist;  eine  g«t  ausgearl»eitete  „Reform 
der  Ilandclsgesetsgebung**  von  dem  Rat  Hintze  Riheiii,  die 
als  Kritik  einen  grossen  Einfluss  auf  die  Verfasser  der  Haodelsp 
prozeesordniuig  von  1895  ansfibte,  und  die  „Fortschritte  des 
Handeisrechts  und  ihr  Einfluss  auf  die  portugiesische 
Gesetz gebuttg"  (1  Bd.)  von  dem  Verfosser  dieser  Übeisicht 

Als  Monograplüeen  führen  vir  auf:  „Erläuterungen  zun 
Gesotz  über  Aktiengesellschaften"  von  Tavai-es  de  Medeooa, 
die,  obwohl  sie  das  Gesetz  von  18G7   behandeln,  von  grOsster 
liedeutuug  auch  für  die  Gegenwart  sind,  nicht  nur,  weil  viele  Be- 
stimmungen aus  diesem  Gesetz  tleiiou  dcfe  Gi'setzb\iches  von  1888 
und  den  Ei*gänzungsgesetzeji  zu  Grunde  liegen,  sondern  vor  aJleni 
auch  darum,  weil  sich  die  Arlwnt  durrh  ihren  wissenscliaftiiclieH 
Weit  und  Uw'    Klu'heit  auszeirlmet ;  ferner  „Ein  Wechsel  im 
i  n  t  !•  r  n  a  t  i  <>n  ai  <•  11  F'ri  vatrechf'  von  Hat  Veign  Reiiim,  eine 
Arbeit,  die,  glüekliclieiwcise  vor  dorn  Inkrafttreten  des  üe.Hlz- 
buelis  von  1888  verfasst,  Grumlsät/.e  aufstellt,  die  noch  heute  von 
den  beiiihnitesten  Lehrern  des  intei-natioualen  Reehtfe  fest?elialten 
wertlen;  ferner:  „Theorie  dt  i  KinUeit  und  Allgeuir  iiilioit 
des  Bankerotts  im    internationalen  T*ri va t roch f  vou 
Arthur  Montencgri),  ,,Ha  nd.'lssc  hulden  der  Eiieleute*',  vom 
Verfasser  dieser  Selirift,  „Die  B ü  i  .tr seh n f t  im  Handelsrecht" 
von  J.  Jna'iiiim  Tavaics,  ..Verlesungen  ülicr  den  Konkurs", 
gehalten  am  Polytechnikum  von  l'orto  von  Roberto  Alves,  „Referate 
über  das  Ilan  delsrcgister'^  von  Baptista  de  Sousa,  Sekretir 
des  Uandelsgerichtshois  von  Lissabon. 
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Als  ex^eÜBChe  Werl»  verdienen  auch  Erwähnung  „Appendix 
zu  der  portugiesischen  Handelsprosessordnung*'  (Dnickerei 
der  UniT«rsität  1889),  welcher  die  ganze,  das  Itodelsgosetzbuch 
von  1888  betreffende  Debatte  im  Parlament  enthält  und  das 
Referat  des  Justizministers,  Rat  Veiga  Boimo,  das  diesem 
Oesetzbuch  voranging,  worin  in  wertvoller  Kritik  die  üeschichto 
und  die  Motive  des  Gesetzes  enthalt'  n  sind. 

Vhor  die  Handelspmzessordmuig  liabon  wir  das  Handbuch 
der  llaudülsjiio/.f  ssordnuiig  (3.  Auflage)  von  J.  Kibeiro  Kosado^ 
ein  Work,  das,  obwuin  dio  frühere  Gesetzgebung  erläutert,  tn»tz- 
dvm  ausgezeichnet  und  für  ilio  Rechtspre<-hung  sehr  wertvoll  ist. 
Ferner  das  ..V(»l  1  stäiid ige  Gesetzbuch  Aber  die  Ilaatlels- 
prozessordiiuiig"  (2  Bd.)  von  Barbosa  de  Magalhdes,  welches, 
untf»r  Erlätitoniiic:  dos  Gt  sct^buchs  von  1895.  den  Inhalt  jedes 
ein/A-iuen  Artikels  ilarlegt  (unter  BerücksichtiguiiL;-  <U'r  Civii]iro7,e»<s- 
ordnung,  soweit  sie  als  Hülfsmitlel  für  das  H.uuleispruzes.si^cht 
diontj,  mit  Hinweisen  auf  die  Hechtspret  liuui;  der  Gerichtshöfe. 

AutiÄ'r  den  Iiis  jetzt  aufgeführten  juristischen  Zeitschriften  ist 
noch  zu  crwähncu  die  Hevista  de  direito  coinmerciae  (Lisboa), 
welche  mit  Erfolg  von  dem  Advokaten  Joa6  Benevides  geleitet  und 
redigiert  wird. 


Rumänien. 

Referent:  Dr.  N.  Mandrea,  Präsident  am  Kassatioiis-  und 
Jiistizhofe  Kumäuiens,  Bukarest. 

a)  Allgemeines. 
Verfassung  und  Oeriolitsorgamsatloii. 
Das  Königreich  Rumänien  ist  hervorgegangen  aus  den  ehe- 
maligen Fftrstentfimcam  WaUachei  und  Moldau,  deren  TOlkeirecht- 
licho  und  staatsrechtliche  Organisation  duroh  den  Pariser  Vortrag 
vom  30yi8.  MSrs  185C  und  7./19.  August  1858  geregelt  war.  - 
Oemftsfl  den  Bestimmungen  jenes  Vertrages  sollten  die  genannten 
FArstentümer  der  Suzerftnetftt  des  Snltans  als  voreinigte  Fflrstentfimer 
MoldaU'Wallachei  untergeordnet  sein.  Die  Verwaltung  jedes  Forsten- 
tums  sollte  getrennt  sein;  jedes  Fürstentum  sollte  einen  lebens- 
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Iftngliüh  gewählten  Fttnton,  seine  Minister  und  seine  geeetxgetfende 
Vertretung,  bestehend  aus  einer  Kammer,  haben.  Doch  sollte  fOr 
beide  FQrstentOmer  ein  einxigei*  oberster  Geriehtshof  bestehen,  dessen 
Mitglieder  unabsetzbar  sein  sollten.  Für  die  Vorbereitung  und  Aus^ 
arbeitung  gemeinsamer  Gesetze  auf  allen  Gebieten  sollte  eine  Qesetr- 
gebungs-Kommission  in  der  Grenzstadt  Focsani  tagen. 

Wie  in  den  europaischen  Veffassungsorkunden  wurden  die 
Qnmdrechte  der  RiunAnen  anerkannt;  vor  allem  sollten  die  Privi- 
legien und  Monopole,  deren  gewisse  Klassen  sich  erfreuten,  abge- 
schafft werden.  Alle  ohne  Ausnahme  sollten  demnach  verpflichtet 
sein,  Steuern  zu  bezahlen  und  Staatsftmter  zu  bekleiden  berechtigt 
esein.  Und  diese  durch  jenen  Vertmg  geregelte  Tölkerrechtliche 
Stellung  und  Staatsorganisation  soUte  von  den  vertragschliesfiendeo 
Mfichten  garantiert  werden.  Aber  die  fragliche  Verfassung  wsr 
nidit  haltbar;  denn  die  von  den  RnmSnen  erklärten  Ziele  richteten 
sich  auf  Einheit  des  Staates,  Benifiing  eines  Fflrsteii  auf<  e'mev 
omopüisclu'U  füreÜicljei»  Familie  mit  Tluoiifolge  und  konstitutionelle 
Stiiatüform. 

Als  im  .laiiuar  1859  tlie  Landcsvortretungeii  jodori  Färfttentuins 
den  Forsten  wählen  sollten,  wählton  sie  gegen  die  Bestimmmigoii 
des  \%'iti;m*\>i  einen  einzigen  Fiii->^toji;  es  war  (lit'>  der  Fürst  Cuza. 
Sodann  wurde  im  Jahre  18G1  die  wirkliche  Einheit  i  Fürsten- 

tümer duichgefiihrt ,  indem  dif  r'enti-Hlkt>mnussion  ahgesehatVt,  ein 
einziges  Ministei  iuiii  mit  gemeinsamer  Volksveitretung  in  Buciu-esti 
(Bukarest)  gehildet  winde. 

Da  aber  die  V(»lks\ 1 1  tn'tnng,  deitm  Hnnpthestandteil  nn*  h  dem 
Wahlgesetz  die  Gnuiil  und  Tilden  hositz.'nile  Kinase  >t<'lltc,  ilii 
Ansfülinini^  vun  Hefornifu  auf  wrscliicilcneii  (u-lortrii,  vnr/.iiLd!<'li 
auf  dem  s-  zinlot)  FHdf».  nii  iit  zustimmen  wollte,  wurde  die  iimere 
Staatsverfassung  dun.  li  den  Staatsstreich  von  18G4  auf  neuen  demo- 
kratischen Orundlauen  in  dem  5?oir<'nannten  „Statut"'  geregelt.  Es 
wurde  das  Zweikannnersystem  für  die  Volksvertretung  eingeführt, 
sodann  ein  Staatsrat  gesehalTen,  welcher  gleich  dem  französischen 
Staatsnite  sowohl  für  die  Ausarbeitung  der  Gesetze  und  Reglements 
als  auch  als  iKVlister  Gerichtshof  für  das  Gebiet  des  Verwaltnngs- 
und  des  öflent liehen  Beelitz  dienen  sollte.  Vor  Einl)erufimg  der 
Kammern  und  Kraft  der  dui-cii  das  Statut  ^'servierten  Befugnis 
wunlen  die  widitigstcn  Gc&etice  in  kaum  8  Monaten  erlassen,  wie 
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niilgends  wohl  je  etwas  fthnlichee  Torgekoimnen  ist  Vor  sUem  ist 
das  Ruralgosetx  xa  erwfthaen,  <1ie  wichtigste  Sozialrofbnn,  wo- 
durch allen  giitsunterthfioigen  Bauern  ein  Teilgrundstück  zu  vollem 
Eigcutiune  zuerkannt  wurde,  die  Omndbeaitzer  jedoch  dafflr  wegen 
verschiedener  abgeschaffter  Jjeistimgeii  Entschädigung  erluelten. 
Nach  französischem  Muster  erging  fflr  die  Gemeinde  und  die  Be- 
zirke (las  Gemeinde-  und  das  Bozirksgesetz.  Es  wunlen  die  seit 
1817  lK?8tehendcn  Civilgesetzbfioher,  der  Codnl  Caragoa  für  das 
Fürstentum  Wallachoi  und  der  Codul  Callimach  für  da«  Fürstentum 
Moldau  al»g('>i iialU  mid  ah  oiii  ••iiilioitli<'hc8  bürgerliches  Gesetzbuch 
der  Co<le  N;ipol(^)n  eingeführt,  fn  ilich  mit  Viedeutenden  And»Muiigen, 
vorzüglich  iü  dem  Ehen^-htc  mid  in  drni  llyputhcki.iucclite.  •) 

Anstatt  der  i)€>tchcuden  Str.it^v:-t'tzl>ri<-her  (für  die  Moklau 
s».'ii  182r).  für  die  Wallache!  seit  ISfJo  (( "..inlica  criminala)  i  wnrrlo 
der  frdUiiiisibche  0<Mle  [>enal  aber  mit  Ij^^nut^ung  des  preussischen 
Strafgesotzbuches  von  1851  eingciülirt.  *) 

Untier  don  Strafart«  u  befand  sich  nicht  mohr  die  Todesstrafe. 

Auel»  die  fraiizrisisrli^  Kriniiimlpi-ozest^oidinint;  mit  den  Ge- 
schworenengerichten fiu'  Verlii.'cher  erhielt  elit  iifalls  Kimraiig. 

ifline  Advokateiiordiumg  sollte  der  Vertix)tuiig  der  Kochte  vor 
den  Gerichtshöfen  dienen. 

Die  Civilpi-ozessordnung  \md  das  Gerichtaverfassungsgesetz 
wurden  erst  im  nüchsten  Jahre  erlassen,  nachdem  die  Kammeni 
sie  liei-aten  und  ihi-o  Zustimmung  gegeben  Iiatten.  Wenngleicli  djis 
Verfahren  und  der  Instanzenzug  im  Allgemeinen  dem  frarr/öfjjsclien 
Muster  folgten^),  so  bestand  doch  der  Hauptunterscliied .  dass  für 
Aburteilung  der  geringfügigen  ötratsachen  und  der  bürgerlichen 
Bagatellsachen  die  Friedensrichter  noch  nicht  ernauutf  und  dass  an 
samtlii  hon  Gerichtshöfen  sämtliche  Richter  absetzbar  waren,  ausser 
den  Kassatiottsh'>fiiiitgliedern. 

Ferner  wurden  für  das  l'nterricht^ebict,  für  die  Organisation 
der  Kirche  und  fOr  die  Enteignung  zu  öffentlichen  Zwecken  die 
betreffenden  Gesetze  dekretiert. 

')  Über  diese  ÄudoruugcM  sifho  Schiff iier  in  der  Zeitsohriit  für  fran- 
zösisches < 'ivib*>"  ht.  und  jetzt  I).  AlexHodresco. 

*)  Siehe  ditiutior  V.  Mi;«>ir  in  „Das  Strafrecht  der  Staaten  Europas" 
von  Uszt. 

')  Siebe  dies  Jahrbuch:  Jahrgang  1899  8.  44tf. 
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Es  ist  nicht  2U  Iflugnen,  diu»  manclics  dieser  Gesetze  fibereilt, 
unvorbereitet,  unvermittelt  war  und  auch  dem  gewfiuachten  Zwed» 
nicht  gleich  entsprach  oder  entspredien  Inrnnte. 

Nach  Abdanicuog  des  Forsten  Guza  am  11.  Febniar  1866 
wurde  durch  Volkswahl  der  FQrst  Kaii  von  HohensoUem-Signiariogen 
berufen.  Das  Recht  auf  Thronfolge  in  Rumftoien  hat  jetzt  eeiae 
rechtliche  Sanktion  in  dem  am  1.  Juli  1866  erlassenen  StutS' 
grundgesetce,  welchem  die  belgische  Verfassung  als  Muster  gedient 
hat,  doch  mit  vielen  Änderungen,  wie  des  N&heren  aus  dem  Fol- 
genden ztt  ersehen  ist 

Durch  EinfQhning  der  Brbmonaidiie  sollte  der  bidieiige  nnheil- 
volle  Zustand  des  Wahlftirstentiims  anfhöi-cn  und  das  Wohl  und 
Gedeihen  des  Liaiides  iiu  Innern  und  nach  Aussen  sicheigeatellt 
weitlen. 

In  Fol^  dor  Beteiligung  Huiiiiiniens  an  dt  in  Kriege  zwischen 
Hussland  und  der  Türkei  im  Jahre  1877  und  mit  Rücksicht  auf 
die  kiaftvolle  Betliätigung  der  ruinäniHchen  Armee  luiter  dem  t'üisieu 
Karl  wurde  durch  den  Bnlin^^r  Vcitrag  von  1878  die  vollständige 
Uuabliängigkeit  und  iSouveränetiit  des  rumänis^-hen  Staate«!  und 
letzterer  im  Jahre  1881  von  den  Orossiu&chten  als  Königreich 
anerkannt. 

Behufs  ErfüUuijg  der  iia  Hrrliner  Yertni^  aiifp 'Stellten  Re- 
dinguiii:!^!!  wnnlc  nadi  groääer  Mühe  dem  Artikel  7  die  heutige 
Fassung  gegeben. 

Das  rumaiiisehe  Volk,  welches  thatsHchlich  die  Grundlagf  «i-s 
rumänischen  Staates  bildet,  repiUsentieit  nur  einen  Teil  dor  lumä- 
nischeu  Nation,  da  ein  Teil  in  der  an  Russland  im  Jahre  1812 
abgetretenen  Provinz  der  Moldau  in  Bessarahien,  ein  andeiw  ij^sficr 
Teil  in  <  )sterreich-Untmrn.  und  zwar  in  der  Bukowina  und  in  dem 
Teile  l.'ngams  zwischen  der  Tbeiss,  Donau,  Rumftoieu,  Bokovioa 
und  Gali/ien  wolmt. 

Durch  den  Berliner  Vortrag  erlitt  Kuniilnicn  eine  G.bietS- 
änderung,  indem  der  von  Russland  in  Folge  des  Pari^.-r  Vertrages 
abgetretene  Teil  von  IV  ssarabien  zurückgegeben  und  dafür  Komänieo 
mit  der  Jenseits  der  Donau  boÄndlichen  Dobrogea  entschädigt  winiie. 

Oemflss  der  Verfassungsurknnde  bilden  alle  Teile  des  Gebietes 
RumAnien  einen  einheitlichen  unzertrennlichen  Staat 
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Die  Verfiseiingsfom  des  KlSdgrelchs  Rumfiaieii  ist  die  einer 
koDstitationellfin  Erbmonarclik.  —  Wie  in  der  belgischen  VeriaaBnng 
heisst  ee  aneh  in  der  nimflniechen,  dase  alle  Staatsgewalten  von 

der  Natioü  heiröhren,  ein  Satz,  welcher  an  sich  vom  theoretischen 

Standpunkte  aus  cHo  Selbständigkeit  der  königlichen  Gewalt  ver- 
kürzt; —  im  Üb  rigen  hat  jeuer  Satz  in  der  Verfassung  die  Be- 
deutung-, tla.s.s  ilie  Nation  i«'no  Kirhte  uicht  ausüben  kann  als 
mittelst  der  Deleg-ati^n  und  gemäss  den  diu'ch  die  Vei faissungs- 
urkiuide  fe.stgesti  llteii  Piinzii.icn. 

Die  Verfassung  lu  stinunt  nicht  nur  im  Einzelnen,  dnss  die 
KiMiie  erblich  ist  im  Muaabötannae  des  Königs  Karl  T.  von  Huhen- 
zolleni  -  Sigmaringon  nach  dem  Rechte  der  Fa  stgtilturl  udt  Aus- 
s^  lilit'ssnng  der  Frauen  und  ihn-r  1  ).-s/.oni]<'!it.  ti  und  wem  die 
Thr<»nr'il»foli:e  gobfihrt.  wenn  der  König  keine  l>es/.<-ndenten  haben 
sollte,  bondeiii  enthält  auch  Vorschriften  für  den  Fall  der  Vakanz 
dun  h  Einsetzung  einer  ans  droi  I^ersonen  bestellenden  Regejit- 
scliatt,  welche  entweder  vom  Kiinigo  <^rnannt  oder  s^onst  von  <len 
gesetzgebondon  Körpern  gewälilt  sein  muss.  Falls  es  überhaupt 
keine  Erbl)erechtigten  geben  sollte,  hat  der  König  bei  seinen  Ixjb- 
zeiten  für  die  künftige  liesetzung  des  Thrones  Vorsorge  zu  treffen, 
nur  muss  der  zu  ernennende  Thronerbe  einer  souveränen  Dynastie 
des  oocidentalen  Europas  entnommen  sein  und  die  Zustimmung  der 
Vollssvertretuug  haben.  Die  Religion  der  Deszendenten  des  Königs 
soll  nach  ausdnicklichnr  Bestimmung  die  griechisch-orthodoxe  sein. 
Der  König  liat  vor  dem  Hegierunu'^Hantritt  einen  Eid  abzuleisten ;  bis 
zur  Eidcsableistung  übt  der  Ministerrat  „Namon<5  di^s  rumänischen 
Volkes*  (Artikel  86  nim.  VerfRssung)  die  konstitutioneUen  Heckte 
des  Königs  aus. 

Der  König  ist  unverletzlich,  d.  h.  im  juristaschen  Sinne  nn> 
verantwortlich  (92  mm.  Verfassung). 

Der  König  hat  die  durch  Verfassung  spezifisierten  Rechte 
(93  und  96  rom.  Verfassung);  dieselben  sind  aber  der  Art,  dass 
ihm  keine  etwa  durch  die  Parteien  bezeichnete  Richtung  seines 
Handelns  zugewiesen  wird.  Es  ist  Raum  fOr  eigene  Überzeugung 
und  Selbstbestimmung.  Was  die  Gesetzgebung  anbetrifit,  so  hat 
der  KOnig  nicht  niv  negative  Rechte,  sondern  auch  positive  Befug- 
nisse, indem  Ihm  die  Initiative,  Sanktion  und  Verkündigung  der 
Oesetase  zusteht 


Digitized  by  Google 


—    838  ~ 


Der  König  hat  auf  allen  Qebioteu  dos  Staates  die  vollziclieiMle 
Gewalt  (Artikel  35  rum.  Veifftssuog);  freütch  ist  der  KOnig  m  clie 
Mitwirkung  der  Staatsminister  gebunden.  Aber  freier  Spielnuim 
ist  dem  £Onige  in  auswärtigen  Angelegenheiten ,  bei  dem  Befehl 
fil>er  das  Heer  und  in  Beaug  auf  die  Begnadigung  und  die  Oiden»* 
▼erleihung  eingerftumt 

Da  der  König  die  Minister  ohne  alle  Biascliränkung  emenneii 
und  entlassen  kann,  so  wird  dadurch  das  Mass  seiner  BeteUigoog 
an  den  Staatsgpschftften  und  die  Richtung  der  Staatsvenraltoiig 
bestimmt,  und  wenn  nach  der  bisherigen  Praxis  der  König  deo 
jeweiligen  Chef  einer  Partei  mit  der  Bildung  des  Hinisterimns 
betraut,  so  geschieht  dies  nach  Ermessen  der  Sachlage  oiine 
staatsrechtliche  Verpflichtung. 

Der  König  kann  keine  Adelstitel  verleihen,  da  auadrOckM 
die  VoHassung  Adelspradikatc  nicht  zuUsst  (Artikel  12  ram.  Ve^ 
fassung),  wenn  sie  auch  tlwtsSchlich  üblich  sind.  Die  pekuaiinn 
Rechte  dos  Königs  bestehen  in  einer  CiviUiste,  welche  fOr  die 
Kogienin^'^szeit  des  Königs  :ms  den  etwai^t>n  Einkünften  de^ttnve^ 
äiiss«Mliciicii.  (luivli  Siiezialir«'sotz  der  Ki-one  zugewiesenen  Kwiir 
iloniünen  hcstinunt  ist.  X\u\\  ist  durcli  Spezialgesetz  dein  KiOB* 
prinzeii  eine  jäluliilio  Ht-iite  zuerkannt. 

Die  Stiuit.srogioning  bestellt  in  der  Vorbiii<liiiig  des  K<jnif::tuin8 
mit  den  Staatsamtorn.  Auch  im  kun-titiitiunrilen  Re«'htsstaate  ^ind 
die  Äniter  Organe  des  Staates,  nicht  sler  jevveiliLivM  Miuii'ter- 
DaniUB  geht  hervnr,  «la>s  die  Existenz  iler  Amter  nicht  '1eiii  Er- 
messen der  Minister  übt  ila-o  ii  sein  kann,  selbst  wenn  di<-  Miiii>l<?'' 
aus  einer  am  Ruder  betin' lliih.u  Partei  entnommen  -imb  ti" 
Amt  wii<l  ibux'h  Ges»'tz  oing«'tHhrt  und  nalürlieh  auch  nur  isircli 
(i.  v,  t/  iil'ueschafft.  Wir  ni^inon,  dass  selbst  die  InliaUoi  <l<^r 
verschiedenen  Ämt^r  im  Staate  nieiit  nach  <leni  <  1  utdünkeii  il^i' 
jeweiligen  Minister  fiu  •  iwaige  l\nteizwecke  entfernt  weitlen  können, 
wie  es  leider  nach  den  in  Fnmkivieh  liei  rschenden  Ansichten  üblich  ist. 

Die  Ämter  der  Minister  haben  eine  sjKizitisch  staat.sreci'J/'t'^J«? 
Natur.  Alle  von  ihnen  ausgehenden  Regierungshandlnngen  st>llen 
der  Verfassung  und  dem  Oe.setze  gemäss  sein,  und  ihre  Verant- 
wortlichkeit besteht  nicht  nur  dem  K<"nige,  sondern  auch  der  Volkv 
vertretung  gegenüber.  Niolit  allein  die  Verfassung  enthält  vci- 
scbiedeue  Bestimmungen  (cf.  Artikel  100  bis  102  mm.  Verfassung) 
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hierOber,  »ondem  »oit  1879  besteht  in  Rumftnien  auch  ein  Minister- 
verantwottlichkeitftgeaetz. 

Jetzt  giebt  es  acht  Ministerien:  nftmKch  je  eines  fflr  die  äiMsern 
Angelegeakeiten,  fflr  die  innem  Atigclogenheiten,  fflr  Ackerbau, 
lodustrie,  Handd  und  Donülnen,  für  Finanzen ,  für  öffentliche 
Arbeiten,  für  Justiz,  ffir  Kultus  und  Unterricht  und  fflr  Kriegs- 
und  Jlariiiewescn. 

Die  meisten  MinistGrien  sind  nach  hosondoi-eu  Organisitions- 
^rp^setzen  öingerichtot.  Silmtliclie  Minister  bilden  den  Ministen-at. 
Kraft  Vei-fassung  hat  der  Ministorrat  im  l'alle  der  Regierungs- 
uninö^Iiclikeit  des  Könik's  die  Kammer  /.lu  Ein.setznng  der  Hrirent- 
Schaft  zu  U  iiifcti  und  unter  TnistAnden  zum  Antritt  d»'r  Kegeiit- 
öehaft  und  bis  zur  p]idcslcistung  seitens  des  ThiX)nfolgers  die 
Regi'^iuii^'  /n  fiihren  ((;f.  8(>,  89  nun.  Verfa^^'^nnu-). 

Kin  ct  litiaies  ixaliinet  gi»'l>t  es  nieht.  .Jcilei  .Miuistei  veikelirt 
dinkt  mit  dem  K<>nit;e.  Aticli  rin  Staatsmt  ««xistiert  nieht  melir, 
da  'It-r  imt'T  < 'u/a  '  in^i'fiilirto  Staatsiat  n;i<  h  «l.'ssen  Ahdatikuug 
ay>gescliat1t  wurdv.  Man  nn  inte,  dass  tler  SLiatM-rit  :d^^  (reriehts- 
hof  keine  üarantieeii  dariuete,  und  dass  Ixsmt  ilie  Verwaltun^s- 
uiM  i«  litsliarkeit  von  (h-n  nnlcntlit  hen  Geriehtshr»ft  ii  ausgeübt  würtie, 
wie  es  in  Ikdgien  der  Fall  ist.  Doch  sah  man  nieht  ein,  dass  es 
VlxUv  t;ab.  in  drnen  man  sich  gegen  jeden  gesetzh)sen  od«  r  willkür- 
lichen Akt  irgend  elufs  Verwaltnnir-organes,  selbst  d*s  Mitiister.s, 
an  <l»^n  Staatsrat  wenden  keimte.  Durch  AbsehafFung  des  Stjiatsnites 
als  üerichtshof  ist  der  Bürger  gegen  die  Willkür  des  Ministers  oder 
gewisser  Polizeiorgane  machtlos,  und  das  etwaige  Vorbringen  der 
Angelegenheit  in  Avn  Kannnern  ist  kein  genügendes  Mittel,  vorzüg- 
lich wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  in  der  Kammer  di  •  M  •  litjlt 
das  Ministerium  unterstfitzt  und  niclit  Willens  ist,  die  Be.schwcrde 
anzuhören. 

Zum  Zwecke  der  Verwaltung  ist  das  Lanil  in  Bezirke,  Unter- 
liczirkc,  Gemeinden  eingeteilt,  und  an  ihrer  Spitze  stehen  die 
Prftfekteni  Snbprftfekten  imd  Qemeindovorstehcr.  Ganz  nach  fran- 
zösischer Weise  sind  die  betreffenden  Behörden  dem  Willen  der 
Miniater  untergeordnet.  Auch  die  Bezirks-  und  die  Qemcinde- 
tftte,  die  einberufen  werden,  sind  in  der  Weise  iler  franzOniHchen 
Konsctia  eingerichtet,  nur  haben  sie  weniger  Bedeutung  als  in 
Frankreich. 
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AilerdingH  sind  gewisse  Beh&rdeti  nicht  als  dem  Ministeriiim 
untergeofdnet  zu  betrachten. 

Duliin  pohöinn  die  Nationalbank,  dor  ObentKliniingshof  nn*l 
<lor  Syiiotl  (It'i  ui  lhoUoxen  Kirche.  Dio  Nationalbank  ist  eingefniirt 
S(nt  1880.  Das  Betriebskapital  dcr.seUi^^ii  (30  Millinncu)  wiit]  zu 
oinem   Drittel   vom  Stiiate  zuL'pschossicji.  Bank  ist  aiis- 

st-hliesslirli  befugt,  Noten  aus/,ug«  ben,  weleiie  üb<:'rall  als  Zahlungs- 
nii(t>  1  (li-Mien  und  fiatrirlich  auf  Verlancron  gegen  baar  Oeld  eiii- 
zuKiiseii  >iiid.  Die  im  riuluuf  iM'tinillii.hen  Noten  sind  sieliei' ;:i'^tellt 
dnn-h  «  iiifii  Geldvoniit.  welcher  40  d»^r  nnsL'PBtellten  iküik- 
notrii  liolrai:en  miisR.  Die  Bank  mit  ihrfn  A^'entuix'n  ist  ein  von 
d«'r  Finunzverwaltimi;  unabhüngiL^v-  liiHtitut.  Aber  die  Redoriiiig 
ernennt  den  Dankgotiverneur,  .sodann  von  den  G  Diivktoi^n  zwei 
und  von  7  Censorcn  drei  für  einen  bestimmten  Termin;  auch  kann 
sie  die  Ansfulirung  jeder  Massn^gel,  welche  dem  Gesetze,  tleii 
Statuten  und  den  Staatsiiitere.^sen  entgegen  steht,  verhindern.  Ver- 
treten iät  sie  duroh  einen  Regieningskommissar. 

Der  Nationalbank  sind  nidit  die  Depositen  der  OerichlsbebOidea 
fllerwiesen,  weil  in  Rum&nien  seit  1.  Dexember  1864  m  nach 
dem  Vorbilde  der  französischen  Caisse  de  d^pOts  et  oonaigiuitiQDB 
geschaffenes  Institut  mit  fthnlichen  Befugnissen  besteht  Ei3  mmint 
auch  freiwillige  Depositen  an  nnd  damit  ist  seit  1880  das  Spu^ 
ksBsenwesen  verbunden.  Die  Verwaltung  führt  ein  VerwsltungHst, 
in  dessen  Namen  der  von  der  Regierung  ernannte  Dirditor  die 
Verwsltung  ausübte 

Uber  den  ()l>errochnimLrsliof  liabe  ich  in  diesem  Jahrluclw 
bci-eits  das  nähere  mitgeteilt,  'j 

Für  die  Angelegenheiten  der  orthodoxen  Kirche  ist  seit  1864 
ein  Synod  cingefflhil,  aber  »Inrch  das  Gesetz  vom  Jahre  1872 
modifiziert.  .Vis  im  Jahre  1863  sämtliche  Kloster-  und  Kirohfii^Ottr 
säkularisiert  wurden,  hatte  der  Staat  für  die  Unterhaltuog  tl^'r 
Klöster,  der  Kircheninstitute  und  des  höhei-en  Kb'nis  zu  sorgen. 
Für  alle  Kirchen-,  Kultur-  und  Disziplinai-angelegenheiten  und  fiir 
Aburteilung  der  Kirchenvergehen  der  Kleruemitglieder  wunle  üurcfa 
jenes  Synodalgesetz  ein  Synod  bestehend  aus  den  Enbischfiieo, 


')  Dies  Jahrbnch:  Jahrgang  18d6  S.  444  ff. 
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BischflfeD  und  13  Arohimandriten  eingefQhit.  iMcn  und  Laien- 
Uenis  sind  ganz  und  gar  ausgeachloeaen. 

A^'iiR  nun  die  staatsrechtlichen  Zustünde  A<'\-  Kiii\v(»liiior  ilfS 
r^aiidos  aiilietrifft,  so  mössoii  wir  /.wisrlion  Staatsliürgorii.  Kiriii(l''n 
»ind  soicheii  Insassen  untcrs'  lioidcn.  wt  l.  lie,  wonngleich  sie  keinem 
froinHon  Staate  zugehörig  inul  im  liiinde  R<^it  lange,  ja  selbst  seit 
vi.'h  ri  Generationen  sesshaft  sind,  doch  als  Fremde  hetrachtet 
wenh'n  und  erst  durch  das  Indigenat  die  Rechte  ein«»  Staats- 
bürgers erwerben  müssen. 

Der  Erwerb  des  Indigcnats  geschieht  nur  durch  Oesetz  auf 
Ornnd  eines  Antrages  und  nach  einem  tchnjälirigon  Aufenthalte. 
Doch  Bind  von  diesem  geaetzlichen  Aufenthalte  dispensiert  die 
Riiinftnen,  die  fremden  Staaten  unterworfen  sind.  Audi  können 
diejenigen  Fremden  dispensiert  weiden,  weiche  auf  dem  Oebiote 
der  Industrie  dem  Lande  nfltzlich  gewesen  sind,  sodann  diejenigen, 
die  im  Lande  geboren  sind  und  fortwflluvnd  sich  im  Jjindo  auf- 
gehalten haben,  ohne  dass  sie  und  ihre  Eltern  den  Schutz  eines 
fremden  Staates  genossen  hätten. 

Freilich  stOsst  die  Indigenatseileilung  in  den  Kammern  auf 
vicde  Schwierigkeiten,  weil  die  Kammermitgliedcr,  anstatt  das  ver- 
nünftig verstandene  Staatswohl  zu  l>erücksiclitij,'Oi),  siidi  durch  ent- 
gegengesetzte Stinunungen  leiten  lassen.  ]-]>  wHiv  deshalb  ver- 
nünftiger, wenn  der  Ki  werl>  des  Indiirenats  durch  die  Gerichtshöfe 
gcx'hehen  wünle,  welclie  nicht  nach  Gutdünken  imd  Stimmung, 

in  nach  gesetzlichen  Bestimmuntren  liaiuii  ln  inriss.  ii.  Wir 
meinen,  dass  Raum  ist  für  die  ErnJlhrniig  mimU  strns  »  iniM  'l(;j»[>elten 
Ucvülkcrungsanzahl  imd  die  Zuhisstmy,  trcnider  tauglicher  Elemente 
dem  I^ande  nur  jiQtzlicU  sein  könnte. 

Ehe  ich  von  den  Rechten  der  Staatsbürger  und  Fn^mden 
spreche,  stelle  ich  vnnn  die  Pflichten.  Zunächst  hervorzuheltcn 
ist  die  allgemeine  Wehrpflicht  ohne  Stellvertretung,  nicht  nur  für 
den  StaatabQrger,  sondern  fOr  jeden  Einwohner,  wenn  er  niu*  nicht 
Staatsbürger  eines  anderen  Staates  ist  Sodann  die  allgemeine 
^enerpflicht,  da  nach  Artikel  10  der  Yerfossung  jeder  yor  dem 
Gesetze  gldch  ist  Freilich  ist  die  Steuerlast  sehr  ungleich  ver- 
leüt,  und  in  dieser  Beziehung  als  auch  in  Bezug  auf  den  Auflage- 
modus mOssten  Ungerechtigkeiten  vermieden  werden. 
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Die  Individualfreiheiterechte,  weldie  die  Verfossung  snfzSIilt, 
sind  dieselben  vie  in  allen  anderen  VerhssnngBurknnden.  Es  ist 
zu  biUigcn,  daes  diese  Rechte  ausdrücklich  an^kannt  werden.  Doch 
mAssten  sie  durch  unmittelbar  zu  verwirklicheitden  Rechtsschutz 
sichergestellt  sein. 

In  Ansehung  der  Person  ^It  hier  die  Freiheit  und  peraöolicbe 
Sicherheit  Sklaverei  hat  in  Rtunftnlen  bestanden;  beide  ft^heron 
CivilgesetzbQcher  enthielten  den  Unterschied  zwischen  Frden  und 
^laven  und  behandelten  die  Sklaven  wie  Qegenstftnde.  Font 
alle  Zigenner  gehörten  zu  vollem  Eigentume.  Aber  zwisoheii  1844 
und  1854  wurde  die  Sklaverei  der  Zigouner  abgeschafft 

Die  persönliche  Freiheit  winl  gai^utiotl,  indem  nach  Artikel  13 
mm.  Verfassung  Niemand  verfolgt  werden  kann,  als  in  den  he- 
Ktiniuiten  Filllen  und  mit  IV-obachtiing  der  Formen,  auch  nicht  t«*- 
liaftot  werden  kann,  als  Kraft  eines  riehterlichen  Befehls.  —  Äher 
oftmals,  nnil  trotz  dieser  Bestiminuiig  auch  zu  Zeiten  und  bei 
Oelef^enheit  von  politischen  Agitationen  ist  der  Bürger  gegt^nükr 
den  l'elizcihelujjHlLii  sdiut/lupi.    Ein  Spezialgesetz  würde  not  tlinn. 

Das  Haus  ist  unverletzlich  (Artikel  15  runi.  Verfassung). 
Nicht  minder  das  Post-  und  Telegrapliengeheininis  wird  garanüert 
(Artikel  25  rum.  Vi-rfassung). 

Fern*^r  die  freie  MeintniirsTiussi  l  uni:  in  jedweder  Weiso,  dio 
aJtxtlute  icligiüäe  Bekennt ni.-tVtjiheit ,  an<  li  das  Vereins-  und  V^r- 
sauiuilungsi'echt  sind  anerkannt«»  Ornndivi-litc  (21,  2.H.  20,  27  nun. 
Verfassung').  Die  religiöse  Konfrs^inii  soll  den  Krwerl»  der  Civil- 
und  politischen  Kedite  nicht  liindern  (Artikel  7  al.  1  ruiii.  Ve^ 
fassung). 

Au(  Ii  die  materielle  Rf^chtssphäre  wird  geschfttzt.  Da.s  Eigentum 
ist  unverletzlich;  nur  bei  gewissen  von  der  Verfa.**suug  vorgesehoncn 
Fällen  kann  es  gegen  vorl.'lTifip:e  Entschädigung  entzogen  wordon 
(Artikel  19  rum.  Verfassung).  Besonders  wichtig  ist  die  viT- 
fassuugsmässige  Behandlung  des  Grnndeigentumserwerbs.  Dt"'"' 
nach  Art  7  §  5  können  nur  die  Staatsbürger  Grundeigentum  er- 
werben. Al>er  diese  im  Jahre  1879  eingeführt«'  Bestimmung  ist 
vielfa<;h  erörtert  und  Iwstritten,  worüber  des  näheren  weiter  unten. 
Nicht  minder  ist  das  dc^n  Bauern  durch  das  Ruralges  tz  vom 
15.  August  1864  eingeräumte  Grimdeigientam,  wie  auch  die  (Ion 
Qnmdbesitzem  zuerkannte  EntsohAdigung  unverletzlich  (et  Artikel  20 
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mm.  VerfosRiing).  Jenes  Eigentam,  wie  auch  die  durch  spätere 
Qe^ietse  den  Bauern  eingerftunjten  kleinen  Orundparzellen  sind  bis 
1916  vorfossiingsrnflSBig  unverftuBBoriicli  (132  mm.  Yerfusung).  Das 
sogeiuinnte  Eigentum  an  geistigen  Produkten,  miisikalisuhen  Kompo- 
sitioneo  und  dramatischen  Werken  ist  durch  das  Presctgesetx  von 
18G1  sichergestellt.  <) 

Ständo  (kIop  iM'vor/tisrto  Klassen  £ri**Kt  es  in  IJiiiiiäiii.  n  -f. 
Artikel  10  luai.  Vci fii>.>uii^'-)  iiii  ht,  tk;]hA  die  fronuicn  Adcls- 
titel  sind  verpönt  (Artikel  12  itun.  Ver-fassunf?). 

Audi  den  Fn^mden  wonlon  jono  Grnndnx-htt'  im  Allgenieiuen 
zuerkannt  (cf.  Artikel  11  rnm.  Verfas>niitr).  Alu  r  sie  können  kein 
öffentliches  Amt  bekleiden  (Artikel  1\)  a\.  3  rnm.  Vorfa.ssnn^)  und 
wie  oben  angef;tO>en,  kein  Ruralgiundstück  erwerlx^n.  ri»er  den 
Sinn  und  die  Tnigweite  dieser  BeBtiinmung  .sind  die  Mi>jnuiig<  ii 
geteilt.  Manclie  nehmen  an,  dass  jeder  Erwerl»  des  Hnmlgnm<1- 
eigeiitums  verboten  sei,  dass  denumeli  Fremde  ein  Uiir;ilt:riind- 
stück  nicht  nur  vcder  durch  Kauf,  noch  durch  Qesciienk  und  Erb- 
schaft erwerben,  uluMliaupt  nielit  besitzen  können.  Man  liat  aber 
in  der  letzten  Zeit  doch  einschen  müssen,  dass  der  Auslftndcr, 
welcher  auf  andere  Art  als  durch  Kauf  dn  Onindstflok  erworben 
hat,  sämtliche  Redite  und  Klagen  ausHben  kann,  —  sohinge  ein 
Spesialgesets  diese  Materie  nicht  geregelt  hat.  Zu  dnem  solohon 
Gesetze  hat  man  auch  den  Anlauf  genommen,  dodi  ist  es  nicht 
weiter  gediehen. 

Andere  meinen,  dass  jene  Verfassungsbestimmung  nur  den 
Erwerb  des  RunügnmdstUcks  durch  Kanf  seitens  der  Fremden 
vcrliiiidere.  Und  diese  Ansut^ht,  welche  die  zweite  Sektion  des 
ol^orstcn  Eassatiotishofes  im  Februar  1898  ausgcBpi^hen  hat,  ist 
wohl  die  einzii,'  richtige.-') 

Fremde  kijnnen  Handel  und  Orweil"'  wi*-  «lif  Staat.sWüiger 
,<oll»st  tr»'!l>en;  nur  dio  Ansiihuni;  \<iii  Ii;iii<i<  1  und  <ie\v('rl>e  auf 
dem  Laänle,  in  den  Kuraigemcindeii  ist  den  Fi eniden  durch  Spoziul- 
geset^  verboten. 

»>  Cfr.  (lies  Jahrbuch:  Jahrgang  IW»?  S.  Ol'H. 

*)  In  dieser  Beziehung  ist  zu  orwähneu  diu  Spuziokchrift  dcfs 
N.  Basilesca,  Contribntie  la  art  7  §  .>>  in  Oonstttutie,  BucnrPRti  1K<)7  pp.  137, 
welch(«r  die  letzte  Ansicht  vertritt  and  belouchtot. 
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Fremde,  wenn  pio  «lie  innore  oder  ftiißsore  Sicherheit  des 
Slaat^'s  vorletzen,  die  öffentliche  Ruhe  stören  oder  den  St  im  <ler 
politiBohen  und  sozialen  Orduiing  im  Inlande  wie  im  Auslände  be- 
treiben, können  durch  die  Regiening  gezwungen  werden,  entweder 
die  Ortschaft,  die  sie  bewohnen,  su  verlassen  oder  in  einer  be> 
stimmten  Ortschaft  dch  aufeuhalten  oder  Oberhaupt  ausser  jMk» 
zu  gehen,  woHlber  ein  Spezialgesetz  vom  April  1881  besteht 

Dagegen  dürfen  politische  FlQchtlinge  nicht  ausgeliefert  -werden 

(Artikel  30  mm.  Ver&issung). 

«  • 
* 

Die  Voranmetziuig  einer  gut  funktionierenden  Volksvertrebing 
im  konstitutionellen  Staate  mUsste  die  Selbstverwaltung  in  der 
Gemeinde  und  in  den  höheren  Verbanden,  wie  den  Beartes 
bilden.  Als  die  Yerfsssung  ausgeailwitet  wurde,  hatte  man  gleidi* 
förmige  Gemeinde-  und  Bezürksinstitutionen  nach  franzOsisdieB 
Bfuftter,  die  Oemeinderflte,  als  beratende  und  beschliessende  WHi^ 
geschaffen;  in  privatrechtlicher  Beziehung  waren  Oemdnden  lud 
Bezirke  jiuristische  Personen,  aber  in  Yerwaltungaangelcgcnlieiten 
und  in  öffentlich  rechtlicher  Beziehung  waren  «e  durchaiu  der 
Centralregienmg  unterworfen,  dies  einigermassen  gemildert  dimiii 
den  Beohtsschulz,  den  ihnen  der  Staatsrat  als  Gerichtshof  bot 
Die  Verfassung  von  1866  beschränkte  sich  darauf,  zu  erkttiw» 
dass  das  Gemeinde-  und  Bezirkswosen  als  Grantllago  eine  g^r'^saert 
ailniinistmtive  Decentralisation  und  flonicindeunabhänj^gkeit  erhalten 
(Artikel  lUü,  107  ruiu.  Verfassung),  duiis  in  der  kürzosteti  FrW 
das  Oesetz  fibor  administrative  Decentralisiitioii  ausgearbeitet  wenkn 
(Ailik«'l  131  nun.  Verfassung)  und  der  abgesrhaffto  Öhuitsi^J^t  ib 
Verwaltiingsgerichtslutf  nicht  wieder  eintrefiihrt  wenlen  sollte- 

Wohl  wunlon  Gcnieinde-  niul  BeziiksgCrtctüc  zu  vei-brliie<l«'"<'" 
Mal«  II  abgeändert;  in  der  Erknintnis,  d.iss  dio  Yoraussetz»'"?''" 
der  Liind-  und  Stadtgenieindt'  verschiedene  sind  und  dass  'i'*''*^ 
ein  £rl«M<  iifi  imigos  G(Mnoindoc:os4^t7,  diopsen  Zwecken  dionen  köiin«'- 
\vnr>li  ii  im  .Jahre  1894  die  Vn li;iltiiisHe  der  Stadtgemeinde  sj»»''''^" 
g,.i  ,M;,  lt  — :  doch  bht'b  es  beim  Alten.  Wir  meinen,  dass  si**'' 
/ustäu<l  '  nicht  besscrtoii.  Denn  iji  F'^'^o  fortwrdiren<len  We»  ''^''^ 
<ler  (Vntmlregiennig  wurden  meist  für  die  Zwecke  der  ans  Bu''*'' 
berufenen  Partei  sämtlich  •  OfMueinde-  inul  Bezirksräte  aufg«'''^*^ 
Dadurch  ging  die  duicliauä  uOtige  Stetigkeit  in  der  Verwaltung 
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▼erloren.  Ja  gegen  die  Meiniing  oder  WiUkQr  des  Hinistem  oder 
des  Ministermts  tUnd  Gemeinden  und  Bezirke  BchutzloB.  Denn  der 
Minister  des  Innern  selbst  oder  der  Ministerrat  entsoheideß  Über 
die  Gültigkeit  der  Wahl  und  über  die  Inconiptahilität  der  Gemeinde- 
riltc  und  prüfen,  suspendieren  und  annullieren  alle  Boralungen  und 
Beschlüsse  der  Gemeinde-  und  Bo/,iiksiäte,  selbst  wenn  sit*  con- 
tentiöaer  Art  sind.    Die  Regienuig  ist  demnach  Partei  und  Richter. 

Nach  unserem  Dafürhalten  kann  das  wahm  Wesen  der  W-- 
centi-alisation  nur  auf  Selbst verwahnnp;  l)ugrfm»k't  soin  in  dem  Smito, 
dass  der  Staat  dpnjfnifjeii  Teil  Bciner  Funktionen ,  welcher  einer 
örtlichen  Behandlung  fäliitr  ist,  der  Sdlistthfltigkeit  der  in  Ehren- 
ämtern initirbeitenden  Bürger  in  wohl  organisierten  korporativen 
Verbänden  mit  organischer  Gliederung  und  Abstufung  ül^erlÄsst. 
Auch  würde  auch  iiier  in  jedem  Falle  die  geeignete  Gewflhmng 
der  BechtaBprechting  eine  Fonlenm^  des  konstitutionellen  Heehts- 
etaats  sein  imd  das  einzige  Mittel,  den  Folgen  und  der  Willkür 
t\et  Parteiregierung  abzuhelfen.  Eine  solche  Selbstverwaltung  würfle 
den  Sinn  und  das  Verständnis  fiir  das  Staatsleben  nicht  nur  für 
die  Liokalintereesen  entwickeln,  sondern  auch  als  Schule  des  wahren 
Fätiiotisnitts  dienen. 

* 

Die  Volksvertretung  besteht  aus  zwei  Kaiuniern,  deren  Mit- 
gliedorzahl im  Jahre  1^89  li<  i  Geleguuheit  der  Revision  der  Ver- 
fa.ssung  vtrgir.ssort  wunlf,  indem  die  erste  Kauinitr.  der  Senat, 
120  Seuatüieu  und  die  zweite  Kammer   183  Ahgeoidncle  rihielt. 

Al!^^  V'ilks Vertreter  werden  gewäiüt;  nin-  in  der  ersten  Kammer 
sind  von  Rechtswegen  Mitglieder  der  Kronprinz,  sowie  die  griechisch- 
orthodoxen  Erzbischöfe  und  Bischöfe;  im  Ganzen  9. 

Für  die  Zn^mraensetstuig  der  Kanuner  bilden  in  jedem  Bezirke 
die  Wähler  drei  Kollegien.  Das  erste  amfosst  diejenigen,  die  ein 
OrundeinkoniiDen  von  1200  Francs  haben,  das  sweite  städtische 
Kolleginm  umfasst  diejenigen,  die  ein  Einkommen  von  wenigstens 
20  Fmacs  besitzen;  von  diesem  Erfordernis  sind  ▼enchiedene 
liberale  Professionen,  pensionierte  Staatsbeamte  und  Militärs,  und 
diejenigen,  die  den  Elementaninterridit  genossen  haben,  dispensiert 
Alle  flbrigen  Büiger,  die  eine  geringere  Steuer  besshlen,  bUden  das 
dritte  KoUeginm. 

54 
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Die  "Wähler  dcB  dritten  Kollegiums  sind  direkte  oder  indiiekte. 
DiejenigeSf  welche  lesen  und  schreiben  kfinnen  iind  ein  ISnkomnieii 
▼on  800  Francs  aus  einem  lAndliohen  Gmndatflok  haben,  Luid- 
lehrer,  Prieeter  und  GmndpSchler  sind  direkte  Wähler.  Du 
erste  Kollegium  wählt  im  Allgemeinen  zwei  Abgeordnet«,  nur 
in  12  Bezirken  wählt  es  wohl  in  Anbetracht  der  grosseren  Be* 
Tölkeningszahl  5,  4  oder  3  Abgeordnete.  Das  aweite  Kollegium 
\\  Ahlt  je  einen  Abgeordnete  in  9  Bezirken,  in  don  anderen  9,  (, 
4,  3  oder  2  Abgeordnete.  Das  dritte  Kollegium  w&lilt  je  nur  «nflB 
Abgeordneten,  ausser  in  8  Bezirken,  in  welchen  es  zwei  Ab- 
geordnete wählt. 

Für  die  Bildung  der  ersten  Kammer  sind  die  W.tliier  in  jedem 
H</.irke  in  zwei  Kollegien  geteilt.  DavS  erste  Kollf^nnm  enüült 
«iiejenigren,  die  2000  Francs  Einkommen  aus  (irund  uii«l  Men 
linken:  il^cli  .sind  davon  disp<''n>iert :  jH;nsioiiiort<'  höht-  li-'amt)?. 
(icneiüle,  UUii-ste,  diej<«ni«^en,  die  den  Doktor-  oder  Lii  <  ii/.iiit' ntitfl 
(M  Worl)en  un<l  ihren  Beruf  sechs  Jahre  hiutiurch  an>geiiiit  li;ü«i, 
gegenwärtige  und  frOhen*  Ri<-hter  und  Staatf^anwälte  um  t»b»ersten 
Gerielitslrofo,  sowie  am  Ai*[iollliof('.  j^eweaene  oder  jeuige  Mjaist^ 
oder  di|»l<imatis.  h.'  Vriiieter  und  Mitglieder  der  Akademie, 

Das  zweite  Kollegium  bilden  diejenigen,  die  oin  Grundeiri- 
knnnnen  von  2000  bis  800  Francs  habf'n.  Kaiifloiit»*  untl  IndustriHlf, 
welche  die  Patentsteuer  ei-stcr  oder  zweiter  Klasse  zahlen. 
diesem  Erfordernis  sind  in  diesem  Kollegium  auch  diejenigen  ü-" 
pensiert,  die  den  Doktor-  "der  Licenziatentitel  haben,  gewesene  nnii 
jetzige  Richter,  die  sechs  Jahre  hindurch  funktioniert  haben,  Ingenieure. 
Architekten,  ApoUieker,  Veterinärärzte,  die  Lohr,  r  1er  ^♦■wt^^- 
anstalten  und  gewisser  Frivatanstalten,  Pensionierte,  die  minde^^ 
1000  Francs  beziehen. 

Um  zum  Senat  gewählt  wei-den  au  kOnnen.  ist  da^^  40.  1^1*«*' 
jähr  und  ein  Einkommen  von  9400  Francs  erforderlich.  Befrei*  von 
diesen  Bequisiten  sind  die  gewesenen  Präsidenten  und  Visfip*^* 
denten  der  geaetigebenden  KOrper,  Generäle,  Oberste,  gewesene 
jetatge  BCinister,  Richter  an  den  ApellhAfen  und  dem  Kaasatioo^ 
hofe,  sowie  Akademiemitglieder. 

Das  erste  SenatakoUegitwi  wählt  je  awei  Senatoren,  das 
Senatskollegium  wählt  Je  einen  Senator,  mit  Ausnahme  gB'ti^ 
liorölkcrter  Beairke. 
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Ob  die  beiden  Kammern  richtig  konstruiert  sind,  und  ob  da- 
dnroh  die  leitende  Idee  zum  Äusdnick  goV>i-acht  ist,  mit  dfiii  ersten 
Haus  das  no<:h  Bestehende  zu  sichern,  in  dem  anderen  Haus  das 
Priiizip  des  Fortschritts  zur  Gehung  zu  bringen?  —  Wold  iiiclit, 
man  hat  es  auch  kaum  trewollt.  Das  erste  Haus  wird  .nif 
8  Jahre  gewählt,  mit  Erneiieiuug  zur  Hälfte  nach  4  Jahren; 
dageg-  ii  wivi]  die  zweite  Kammer  auf  4  Jahre  gewälilt  Die 
beiden  Kanuiiorn  arbeiten  getrennt  und  in  deaiselben  Zeit  i  au  in. 
In  gewissen  Fällen  vereinigen  sie  sich,  z.  B.  wenn  es  sich  niu  ilie 
Wahl  eines  Königs  im  Fiüle  der  Thronvakanz  (Aitik*  !  84  rum. 
Verfassung),  um  die  Entgegennahme  der  Eitlesleistung  des  Köniejs 
(Artikel  83,  87  rum.  Verfassunir),  um  Einsetznui^'  der  Rogiiit- 
scdiaft  ('Artikel  88,  89  rum.  Verf.issuiig)  und  p-milss  dem  Synodal- 
ges.'tze  um  die  Walil  der  orthodoxen  Erzbischöfe  und  Bischöfe 
handelt. 

Das  Selbstversamnilunc:srC('ht  der  Kammern  ist  für  den  15.  No- 
vember jedes  Jahres  durch  die  Verfas.sung  anerkannt,  wenn  der 
König  sie  nicht  einberufen  hat;  sodann  in  den  Fällen  der  Thron- 
vakanz und  fQr  die  Entgegennahme  der  Eidesleistung.  Sonst  steht 
dem  Könige  das  Becht  zu.  die  Kannnern  einzuberufen. 

Die  Kammermitglieder  sind  Vertreter  der  Nation,  wie  dies 
Artikel  38  der  nun.  Verfassung  ausdrCicklich  erwilhnt.  Gegen 
EingrifTe  der  Straf justiz  und  gegen  die  zu  befürchtende  Beschränkung 
ihrer  Thätigkeit  sind  die  AUtglieder  durch  die  anerkannte  parlamen- 
tarische Freiheit  und  dui-ch  die  sogenainite  Unverletzlichkeit,  ähnlich 
-wie  nach  Artikel  84  der  preussischen  Verfassung  (Artikel  61,  52 
mm.  Verfassung)  geschfltzt  Auch  beziehen  alle  Kammetinitglieder 
gleiche  Di&ten  fflr  die  Sitzungen,  denen  sie  beigewohnt  haben  und 
genieesen  freie  Fahrt  auf  aUen  Eisenbahnlinien. 

Jedes  Haus  entscheidet  Aber  die  Gflltigkeit  der  Wahl  seiner 
Hitg^lieder,  vählt  die  Präsidenten,  Yizeprftsidenten  und  das  Bureau. 

Zu  den  politischen  Befugnissen  beider  Hftnser  gehOrt  das 
Recht  der  Zustimmung  zu  allen  Gesetzen  ohne  Einschränkung 
(Artikel  32  rum.  Verfsssimg),  auch  für  das  jfthrliche  Anneekontingents^ 
gesetz,  doch  die  Mitwirkung  und  Zustimmung  fQr  das  jfthrliche 
Biidgetgesetz,  wie  auch  die  Kontrolle  Aber  die  Finanzrerwaltung 
steht  nur  der  zweiten  Kammer  zu  (Artikel  113  rum.  Verfassung). 
Sociann  ist  die  Bestimmung  der  Kammern  erforderlich,  wenn  der 

54* 
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KCnig  HotTBcher  eines  fremden  Staates  -wird,  zur  Ändemng  der 
Gienien  des  Staates,  und  endlidi  xnr  Indernng  der  Verfaflsungs- 
be«tiiDmnngen  (cf.  Artikel  91,  92  und  128  ram.  Verfuming). 

Jedes  Haus  liat  dio  Befugnis,  eine  Adresse  an  den  Kr.iiii:  als 
Antwort  auf  die  Annale  dossellx^  \m  der  KanimereröfTnniiL::  zu 
rielitcn  (Artikt  l  03.  3  rnm.  Vorfassung),  eine  Kninniissioii  zur 
l'utei-snchung  von  Tliat«iw.lK'ii  zu  ernennen  (Aitikel  47  mm.  Vor- 
fassung); jedes  Haus,  wie  jeder  Volksvertreter  können  die  Miiiistor 
inti  rpellieren,  die  den  Kannnern  vun  den  linrErorn  zugesandten 
S'hriften  an  die  hetrefFcndon  Minister  iibennittelu  tuid  darni)er 
Anfsrlilns.-,  vi-ilangm  (Artikel  50  nim.  Vpi-fassunfr);  aufh  kann 
jales  Haus  die  Minister  in  Anklage'/nstaii<l  versetzen  (cf.  Artikel 
101,  102  mm.  Verfassnni;  und  das  Miuisterv  orantwoitliehkeitsgesetz 
vom  2.  Mai  1879),  l  l^er  die  Ministeranklage  hat  der  oberste 
Justizhof  in  veroinigtt^n  Sektiouen  zu  entscheiden. 

Die  Veitiirtmg.  Schliessung  uiid  Auflos(uig  der  Kaniineni  ge- 
sell irht  duTüh  den  König  (Artikel  95  mm.  Vei-fassung).  Die  Dauer 
der  Karaniei-session  soll  drei  Monate  betragen.  Das  Recht  de« 
Königs,  die  Kanuueni  zu  vertagen,  ist  insofern  l>eschrftnkt,  als  die 
Vertagung  nicht  30  Tage  übersclireitra  und  die  Vertagung  während 
derselben  Session  nicht  vriederholt  werden  darf.  Beide  Kammera 
sollen  gldchxeitig  vertagt  werden  (Art.  95  rum.  Verfossung). 

Wenn  ein  EinverstAndnis  oder  wenn  das  Zusammenwirken 
mit  der  einen  oder  andern  Kammer  unmflg^ch,  wenn  «n  Hiss- 
trauensvotum  gegen  das  Ministerium  gegeben  ist,  hat  der  König 
das  Recht,  beide  Kammern  oder  nur  eine  Kammer  aufsulteen;  er 
kann  auch  anstatt  dessen  die  Minister  wechseln. 

Sind  <lie  Kammern  aufgelöst,  so  hat  die  Berufung  der  Wähler 
in  einer  Fri>t  von  hfkli-stens  zwei  Monaten  und  diu  Einlienifung 
der  Kaninieru  in  hüclisteus  3  Monaten  zu  geschehen  (eod.  ArL  90). 


Mit  wenigen  Werten  wollen  wir  des  Verhältnisses  der  (Jesetx- 
gel)ung,  der  Verwaltung  und  der  Justiz  nach  rumänischer  Verfassung 
gedenken : 

Die  Verfassung  unterscheidet  wohl  drei  »ernannte  Gewalten : 
die  gesotsgebende,  die  vollziehende  imd  die  richterliche  Gewalt 
(Artikel  32,  33,  34,  35,  36,  104  rum.  Verbasnng). 
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Die  geBetzgebande  Gfewalt  wird  gemeioBcbaftÜch  ausgeübt  vom 
Könige  und  von  der  Yolksveftretong  (Artikel  33  al.  1).  Man  be- 
hauptet, daes  die  ^unrnem  einen  Anteil  an  der  Souveribietilt  haben, 
man  mOchte  die  Sammermitglieder  als  die  wichtigsten  Faktoren  im 
Staate  betrachten  und  man  mSofate  dies  auch  ftusaexlioh  zur  Br- 
scheinung  bringen.  Aber  man  mOsste  erwügcn,  daaa  die  Volin- 
Vertretung  keine  Hitregioning  übt,  von  ihr  geben  keine  Bettle, 
keine  bindenden  Vorschriften  aus;  de  soll  nur  eine  ,/iie  Hegicnuig 
„beeinflussende,  anregende,  reepektive  hemiuende,  kontrollieieiide 
„Thätigkeit  avisüben". 

Die  Initiative  zum  Erlasse,  wie  auch  zur  Abschaffung  und 
Abänderung  eines  Gest  t/.cs  ireht  sowohl  vom  K<^nigc,  als  von  tlcn 
Knramcni  aus  (Artikel  33,  34  mm.  Verfassung).  Knie  Besclirilnkung 
iM  steht  in  Bezug  auf  Oetjctze  betreffeuil  Staatsei nnalunen  und  Stuats- 
ausgabon  und  'las  jährliche  Armeekontiiigt  iilsgesetz,  denn  diese 
niussen  zuerst  der  zweiten  Kammer  vor^jolegt  werden.  —  Betrcffs 
Ik'haiidlung  der  Gesetzes  vorlagen  ist  jedes  Haus  verpflichtet,  sich 
ülM3r  ilie  Annahme.  Veränderung  oder  AUehnung  eines  GeRotzes 
oder  einzelner  Hestiyiniungen  desselben  durch  Majorität  auszu- 
bprwlien.  Handelt  *'s  si(  h  um  Verfassungsänderungen,  jk)  ist  nach 
Artikrl  128  dieinialigc  Ähstiinnuui^-  der  Kammern  in  Zwischen- 
räumen von  je  15  Tilgen  erforderlich.  Daiviuf  wertlen  ilie  K;tHiruern 
von  Rechtswegen  als  aufgelöst  betnu  htet.  und  die  ni  in  n  Kanun»  rii 
haben  sich  mit  '/a  ^lajorität  auszusprechen.  Nur  unter  solchen 
Bedingungen  kann  der  Gesetzentwurf  der  Sanktion  des  Königs 
unter! ii-eitet  werden  (Artikel  32  al.  5).  Die  Bedeutung  der  Mit- 
wirkung dea  KfinigB  tritt  dadurch  hervor,  daas  er  ohne  Einschränkung 
die  Sanktion  verweigern  kann  (Artikel  93  al.  3  rum.  Verfassung). 
Die  Promulgierung  des  Gesetzes  verordnet  der  König  (eod.),  doch 
Ober  die  Form  der  amtlichen  Bekanntmachung  eines  Gesetzes  ist 
durch  die  Verfassung  nichts  vorgeschrieben.  Sie  geschiilit  durch 
die  Staatszeitnng«  den  Monitorul  oficial.  Eine  offizielle  be6uii<lerc 
Oeeetzessammlung  giebt  es  nicht,  nachdem  der  Buletiuul  iegüor 
(unter  dem  Fürsten  Guia)  seit  1866  aufgehört  hat. 

Auf  Orund  der  Exekutivgewalt,  die  dom  Könige  zusteht  (Art.  39 
rum.  YerbsBung),  kann  dieser  auch  Verordnungen  und  Reglements 
erlassen.  Aber  dieselben  lohnen  sich  nur  an  ein  Oesetz  an  und 
dienen  allein  zur  AusflUinmg  des  Gesetzes  (Artikel  93  al.  9  nun. 
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Verfassung).  Eine  gesetzliohe  B^mmting  kann  dadurch  nicht  ab* 
geftndert,  noch  snspendiert  werden  (eod.).  Bs  IcGnnen  anch  nScbt 
auf  dorn  Wege  der  Verordnung  entsprechende  Behfiiden  oder  Ämter 
geschaffian  werden  (Artikel  93  al.  8  mm.  Verfossnng).  —  Verord- 
nungen mit  Oeaetieskraft,  wie  nach  Artikel  63  der  preuss.  Verf., 
sind  nicht  sulflssig. 


Was  snnidist  die  Oerichte  anbetrifft,  so  wird  aUgemcin  aner- 
kannt, dass  sie  bei  der  Anwendung  eines  Qesetaes  das  Kecht 
haben  zu  untersudien,  ob  das  vermeintliche  Gesetz ,  und  selbst 
einaelne  in  demselben  enthaltene  Beetimmungen  von  der  Volks- 
vertretung aiigeuomnien,  vom  K5nlge  sanktioniert  und  regeloiässig 
publiziert  worden  sind. 

Wenn  aber  sonst  das  in  formeller  Beziehnng  verfa6sungsm<li>sig 
Uk  Stande  gekommene  Gesetz  Bestimmungen  enthält,  welche  |?ewi.ssen 
Vorschriften  der  Verfof^sung  entgegen  stehen,  8o  iiioiiit  man,  dass 
die  Gerichte  die  Bestinmiung,  weil  verfa,<sungswi.ii i^r,  dtx-h  anzu- 
wenden l>efugt  siixl.  da  ihnrn  das  Rocht  der  Niclitaiiwendung  nicht 
ausdrucklich  gewährt  sei.  Aber  die  Argumente  pro  und  «  uiiira 
künaeii  wir  hier  des  Weiteren  nicht  entwickeln.  —  Nur  re<:'ht8- 
gültige  Verordiiuiigou  uml  Keglemeutü  hal»eii  die  Gcriclilc  anzu- 
wenden. Die  Verwaltungsliolioixlen  .sind  in  dieser  Beziehung  diiruh 
die  Natur  der  Sache  in  anderer  Imi^o. 

Der  König  ist  ■lei-  h(*ehste  Voll/.iehnng?5beamte  des  Vulkswillens, 
der  Trflirer  der  Staiit^^gewalt  narh  innen.  Kr  ist  duix-h  die  Teil- 
nahm»» eines  Ministers  an  jeiicni  K<  ;xiertin£rsakte  beschränkt.  (Artikel 
92  ruui.  Vet-fassung.)  D<x*li  bedürt.  n  nii  ht  der  Gegenzeichnung 
des  Minisl^jis  die  Änneebefehle  und  das  Arraeekommaudoj  auch 
nicht  die  Begnadiiruni^s-  und  Deki»nitionsverleiiuingon. 

I'her  das  Verhält iii:^  zwischen  Vei-waltung  und  Justiz  ist  nicht 
nur  im  i'rinzip  die  Trennimg  zwischen  Gerichten  und  Verwaltungs- 
behörden angenommen,  sondern  alle  Hechtssacheu  sind  auch  jetzt 
den  Gerichten  zur  Entscheidung  ubergeben,  nur  das  ganze  Gebiet 
des  öffentlichen  Rechts  gehört  nicht,  wie  wir  gesdien  haben,  dem 
Bereiche  der  oitlentlii  hen  Gerichte. 

Wjis  die  staatsre»  htlichen  Gnmdsfttxe  anbetriflEt,  welche  die 
Wirk.sanik'  it  d>  r  (»'deutlichen  Richter  i-egulieren,  so  ist  eine  Not- 
wendigkeit, da»»  dietiolben  gegenüber  der  Willkür  durch  Unabhflngig' 
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keit  geBohfitst  sden.  Li  der  VerfBBBungBiiricande  ist  ein  Kapitel 
betitelt  „die  richterliche  Gewalt^  doch  BeetimiDungen,  mkh»  die 
Dnabbingigkeit  der  Qeridite  aditttzen,  wie  wir  aio  ia  andereo 
VerfaMUDgen  traffeD,  eind  dort  nicht  enthüteo;  ja»  es  ist  cbankter- 
istisch,  daas  man  aiioh  die  betrefTenden  BeBtimmungen  der  bel- 
gischen Veilaasang,  an  die  man  noh  sonst  anlehnte,  gar  nidit 
entnommen  fast  Demnach  denkt  man  äch  eine  riohterliche  Gewalt 
ohne  die  nötigen  Garantien  fOr  AusQbimg  derselben.  Bis  1800 
waren  auch  deshalb  simtliche  Bichter,  mit  Ausnahme  der  Mit- 
^eder  des  Kassationsbofes,  der  Willkdr  der  f^^inister  aus- 
geaetst,  und  nur  seitdem  sind  die  Bichter  der  4  AppeUhflfe  des 
Landes  und  die  Priteidentm  der  GericditshOfe  erster  Instanz  durch 
Spexiaigesets  fOr  unabsetibar  eridftrt;  sSmtliche  andere  Richter,  sei 
ee  an  den  Besirksgerichten,  sei  es  an  den  Friedensgevichten  können 
nach  freiem  Bnnessen  des  Justizministers  entfernt  werden.  (Siehe 
darüber  mdnen  Artikel  im  Jahrbuch  III.  Jahrgang  1897.)  Daas 
dieser  Zustaid  der  sogenannten  Richtergewalt  nicht  «itqddbt, 
leuchtet  ein. 

In  nnseni  noch  byzantiniscli  angehauchten  Verhiltnissen  wftre 

es  «Ueiilich,  wenn  die  Enicnminp:  und  das  Aufsteigen  in  holiere 
Stellen  nicht  ausschliesslich  vom  Jusüznnnister,  der  vor  Allem  ein 
I'arioiiii.iim  ist,  abhingen.  Es  müsste  ausBonlcm  aucli  eine  ähnJiclie 
Bestimmung  in  der  VerfasBung  enthalten  s(?in,  wi.;  in  dem  Kom- 
missionsentwiu'f  der  prcussi.schen  National  Versammlung,  wonacli  die 
Verleihung  von  Uixlen,  sowie  dio  Zuwendung  von  Gratihkationtu 
an  lÜchter  nicht  stattfinden  sollto.  Denn  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Ordensverleihung  an  Hit  ht*  r  uosrhi.  lit.  hat  unt«^  Umständen 
nur  den  Sinn,  die  der  Pailei  augeueiimeii  Richter  füi*  ihr  partciiöchos 
Verhalten  zu  In 'lohnen. 

Und  alle  die  Unabhängigkeit  belitjtlenden  Bestimmungen  raüssten, 
wie  angedeutet,  in  der  Verfassungsurkunde  ihren  I'hit/.  hmlen.  wie 
es  in  den  eiiropäisrhen  Ländern  der  Fall  ist.  Denn  wim  nützt  die 
Aufzählung  der  Gnunlre*  hte  der  Staatsbürger  in  der  Verfassung} 
wenn  der  ernste  unabhängige  richterliche  Schutz  fehlt. 

Die  nimänische  Veifassung  entliält  unter  den  (l  rundrechten 
dio  B^'stimnumg,  dass  Niemand  seineni  gesetzlichen  Richter  ent/ncren 
werden  kann  (Artikel  14  rum.  Verfassung)  und  in  dem  Kapital 
fiber  Oeriobtsgewalt  die  Vorschrifti  dass  eine  Gerichtsbarkeit  mir 
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durch  Qesetx  etngefQfait  wnden  kann,  dus  Ausiwlunegerichte  nnd 
aiisgorordentliohe  KomnuBsioneii  nicht  stattfinden,  dass  ffir  dfin 
ganxen  Staat  nur  ein  Kaasationahof  brateht,  und  daaa  Yecfarechen, 
politieöhe  Veigehen  und  Pnasvei^gehen  von  den  Qeacfaworenen  ab- 
geurteilt werden  sollen.  Jn  diesem  Zusammenhange  erwShne 
ich,  dass  gemäss  der  Civil-  und  der  StnQpxoxessordnung  nnd 
dem  Oerichtsverfassungsgesetz  das  Y&thhmn  9lfentlich  und  mflnd- 
lieh  ist,  dass  im  bürgerlichen  Prozesse  und  im  Stmfprosesae  die 
fmnzOsisoh  rechtlichen  Prinxtpien  massgebend  sind,  die  Friedens- 
gerichte,  die  OerichtshOfe  erster  Instanz  nicht  nur  die  Redits^ 
pflege,  sondern  auch  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  im  weiteetsn 
Masse  ausflben. 

Zur  EomiK>tenz  der  gewöhnlichen  ordentlichen  Gerichte  gehören 
auch  die  Streitigkeiten  mit  dem  Fiskus  und  mit  den  verBchiedenen 
Staatsverwaltungen  wegen  Vertrilge  oder  venchiedener  Geschifte, 
ohne  dass,  wie  in  Frankreich,  die  Entscheidung  «ner  question 
pn'  judicielle  der  gewöhnlichen  gerichtlichen  Zustftndigkdt  sich  mir 
zieht,  DIU*  der  YerwaltungsbeMkde  unterbreitet  wird.  Und  wenn 
sonst  der  Klagmnf^pnich  privatrechtlicher  Natur  ist,  gehören  zur 
Koni[>etonz  der  gewöhnlichen  Gerichte  auch  öfTentlich  reditliche 
Fragen,  wie  z.  B.  über  Berechtigung  der  Verwaltungsbehörden  oder 
Vervv;iltungshiainton,  die  Verletzung  der  "wohleiwürliencn  Rechte 
<hin  h  Auhiilauig  eines  lloheitsreclits  <le8  Staates.  Funier  gehürcn 
zur  Koin|>otenz  der  Geiichtshrilij  auch  Gegenstände  öffentlich 
rechtlicher  Natur,  \vif;  WühUechte;  sämtliche  /.u  Zwecken  der 
Eiiteimiung  ges(  Ii  ifl  i  »-  Verhältnisse,  auch  die  Verfulgung  der 
öffnitlirhen  Bciuuteii  wogen  Verletzung  der  Parteien  diu'ch  die 
Adiiiinistiutivaktc  derselben,  gehören  zur  Komi)etenz  der  Gerichte, 
\\i >]<>■]  eine  vor.L^;iiigige  Autorisation  der  liöheren  Beliönh'  car  nicht 
vejlungt  win.l,  wi»>  dies  Artikel  29  d<-i  runi.  Verfassung  iM:>uuiiiit. 
Auch  gegen  die  KxL'kution  wegen  ni'  ht  l>ezalilter  Steuern  kana 
bei  den  gewöhnhchen  Gerichten  Beschwenle  geführt  weiden. 
Gegen  die  durch  ein  gemischtes  Oericht  erkannte  Steneraufla;:en. 
gegen  die  IJrteih'  des  übei"sten  Kechnungshofes.  wie  an«  Ii  gegen 
die  Urteile  der  obei-sten  MiUtärgerichte  kann  luau  nur  an  Ueu 
obersten  Gerichtshof  (Kassationshof)  sich  wenden. 

Die  Urteile  werden  im  Namen  des  G(^tee8  ausgesprochen 
und  werden  vollsti'eckt  im  Naiueu  dee  KOnigs  durch  spezielle 
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unbefwldete  Beamte,  welche  die  Parteien  fQr  die  voiBciuedeDen 
Akte,  wie  ZnsteHungv  Ezekutioa  etc.  nach  beBtimmten  Tarifen  au 
nhlen  iiaben.  Freilich  wäre  es  vernünftiger  und  auch  sweck- 
mflssiger,  wenn  die  VoUetreokung  direkt  duich  die  Qerichtsb&fe 
au^gefllhit  wurde. 

Unzweifelhalt  umtuBSt  demnadi  die  Kompetmz  alle  Gegen- 
stAnde,  die  wirkliofa  von  den  QeriohtehOfen  erledigt  werden  müssen. 

Die  sonstige  Justisverwaltung  wird  durch  das  Justisninisterium 
gefaandhabt 

Begnadigung  und  Strsfanilderung,  als  such  Amnestie  sind 
Rechte  der  Krone  (Artikel  93  mm.  Verbssung).  Doch  ist  die 
Begnadigung  und  die  Stralinildenmg  besduftnkt  gegenüber  den 
vom  Kjffisatbnahoie  gemftss  dem  MinisterverantwiHrtlidikeitsgcsetse 
verurteilten  Uinistem.  Denn  hier  bedarf  es  der  Zustimmung  der 
Kammer,  die  die  betreßenden  Minister  in  den  Anklagezustand  ver> 
setzt  liat. 

b>  Gesetsgebiing. 

NiU'h  iliesor  skizzenhaften  Darstellung  des  StaatBrechts  Rumä- 
niens lialx»  ich  uljer  die  Thätigkoit  der  (lesotzp'hun^^  im  .Tahi'e 
I8üüyü7  /.n  lif riclitoii.  —  Von  dem  Uri  (lelegt'nlifMt  der  Kaniiner- 
eröflFnung  verlesi  inn  Pintnamnie  der  auszufnliionden  Aiboitt-ii  auf 
dem  Gebiete  der  Gest  tz^^ebuiig  kam  Jii<  hts  zu  StaiKlo.  Der  Gnmd 
lag  daran,  dass  kaum  einige  Tage  nach  drr  KamnieroiöfTimntr  das 
Ministerium,  an  drssen  Spitze  D.  Sturdza  stand,  abdankte  und  oin 
neues  Ministerium  immer  au?  dei-  lilieralen  Partei,  an  dessen  Sxiitzo 
Aurelian  sieh  befand ,  gebildet  wurde,  der  gleichfalls  den  1.  April 
1897  seine  Entlassung  nahm,  und  wieileium  tibernahm  D.  Stuniza 
mit  einem  ]il)eralcn  Ministerium  die  Geschäfte.  -  Das  haupti>äch- 
liehstc  Gesotz,  welclies  ausser  dem  Budgetgesetz  pro  1897/98  in 
dem  Zeiträume  von  4*/^  Monaten  zu  Stande  kam,  war  dasjenige 
über  die  Sonntagsruhe.  Wohl  nahm  ntan  den  Anlauf,  verscliiedene 
wichtige  Angelegenheiten  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu 
regeln,  so  unter  andern  die  durchaus  nötige  Abftndenmg  des  jetzt 
bestehenden  Enteignungsgesetzes,  aber  wopnn  mangelnder  Unter» 
Sttttsung  seitens  der  liberalen  Partei  wurde  nichts  vollendet. 

Der  Gnmd  der  Abdankung  des  Ministeiiums  Sturdia  war  die 
Kegdung  der  erzbisuh<yflichen  frage. 
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Nach  dem  Schluss  der  Kammern  im  Jahre  189G  liatte  der 
Synod  der  orthodoxen  Kirche  den  Erzbischof  von  Bukarest  mid 
Primas  wegen  TefHohiedeiier  kirohliciier  Yesgeltnea  al^geuitBilt, 
eemer  biBcfaSfllicbea  Wfltde  und  seines  Postens  für  unwürdig  ei^ 
kiftrt  und  als  einfaehen  MQnch  in  an  Kloster  eingespenl  Der 
Anklageakt,  die  Untenaohnn^,  das  Urteil  und  die  VoUstreokung 
desselben  waren  in  wenigm  Tagen  geschehen.  Daa  BechtabewusstseiD 
konnte  durch  ein  solches  smnmarisches  Verfahren  Terletst  erscheinen. 
Man  meinte,  dass  in  dem  Zeitalter,  in  welchem  für  die  geringste 
Stiafthat  Formen  beobachtet  weiden  müssen,  gegenüber  dem  ersten 
Ersbiscbof  essentielle  Formalitttten  nicht  beobachtet  worden  wtoen, 
dass  man  ihm  die  Verteidigung  durch  Advokaten  vwaagt  hfttte, 
weil  es  so  nach  altem  kanonischen  Bedite  der  Brauch  ist  Auch 
trachtete  man  darnach,  die  Sache  sum  Zwedw  der  politischen 
Agitation  ansxnbeuten.  Zur  Beschwichtigung  der  Gemüter  entsohkss 
man  sich  su  einer  Revision  des  Prozesses.  Derselbe  Synod,  welcher 
nach  Vcrhiuf  einiger  Monate  berufen  wurde,  eridftrte  als  Reviaions- 
instanz,  dass  dem  Erzbischofe  verziehen  werde,  was  juristisdi  nur 
bedeuten  konnte,  dass  die  Bevision  sngolaeaon  sei,  dass  somit  der 
&zbi8Ghof  der  Würde  und  ds»  Amtes  nicht  verlustig  sei.  Do<^ 
der  Erzbisdiof  dankte  ab  und  verblieb  als  Archimandrit.  Diese 
Umstände  mcxihten  wohl  der  Bedeutung  und  Würde  der  hohöi 
rriüaten  Abbruch  Üiuu. 

0)  Literatnr. 

Die  Literatur  weist  für  den  in  Frage  kommenden  Zeitraum 
wenig  auf. 

loh  orwähiie  <lic  Fortsetzung  des  Wcrkeb  von  D.  Alt'xandrescu 
Dii  jitiil  civil  IV.  Bund,  in  welchem  da»  Erhrpcht  uinl  die  Sclieukuug 
betiidigt  wird.  —  l'nlencrbar  ist  die  Ailieit  in  der  Fortsetzung 
immer  sorgsamer  \m\  besser,  und  wird  das  beste  Werk  übei' 
bürgerliches  Recht  .sein. 

Sodann  hat  D.  Chetapci  einen  B.  Band  seines  Tratat  teoivtio 
^i  piactic  <)»^  fMocedum  civila^)  lierausgeirclien,  in  welchem  di*' 
Materie  des  lniin(>l<ili;u-Z Wangsverkaufs  beendigt  winl.  —  ri>er  jenen 
GogenstauU  wird  diese  Schrift  als  neueste  de»  meiäteu  Nutzen 


')  Baoorestt  1897.  tipoUto  grafia  Oodreaan  p.  p.  440. 
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bringon.    Schattenseiten  und  Vorzfige  defselben  sind  frdher  ex^ 

Dm  neue  Gesetz  Über  Gemeinde-  und  Friedensrichter,  wie  es 
im  Jahre  1896  eingefOhii,^  hat  einen  guten  Kommentar  seitens 
des  Friedensrichters  Uich.  P.  Radulescu*)  Yenmlassi  Das  Weric 
soll  vorzüglich  die  neueste  Judiicatur  aufweisen  und  als  pnditiacheB 
Handbuch  dienen. 

Unnötigerweise  uuteiischeidot  dor  Schriftsteller  bei  den  posses- 
sorischen Khigon  die  actiunou  in  i  ninplinir'  n'  .>i  rointegrand;i .  Re- 
nonnungen,  die  unser  Gesetz  niiht  kennt,  die  <leni  französisehen 
Gesetze  und  den  franzosischen  Schnftstellorn  entnommen  sind,  und 
die  aneli  rnnu'liiiseh  nielit  existieren.  Vieluiolir  liätte  er  eiiifa.  h 
um  \  on  I  lS5c^s(uischen  Klagen  sprecheu  sollen,  weich©  verachiedeno 
Zwecke  verfolgen. 

Sodann  hat  1).  Alexand rcscn  eine  Sehnft  in  französischer 
Sprache  erscheinen  lassen,  in  welcher  er  das  ganze  geltende  Rechts- 
gebiet in  kurzer  Weise  darstellt;  das  bürgerliche  Recht  nimmt  den 
grossten  Raum  ein,  nnd  die  Untei-schiede  zwischen  dem  nimänischen 
bürgerliehen  Gesetzbuche  und  dem  französischen  Cclo  Xaiinlenn 
werden  bolotii  htet.    Für  Fremde  i^t  dies  eine  nützliche  Ailniit.'") 

Eodlieh  sind  für  die  Kenntnis  des  parlamentarischen  Lebens, 
der  parlamentarischen  Behandlung  verschiedener  Fragen  und  Vor- 
lagen und  der  staatsrechtlichen  EntwidElung  Rumäniens  seit  1866 
bis  1881  von  Bedeutung  die  beiden  Binde  der  veröffentlichten 
parlamentarischen  Beden  des  H.  Titu  Majorescu,  die  er  seit 
Eintritt  in  die  Kammern  1871  bis  1881  gehalten  hat.*} 

H.  Majores cUt  Professor  der  Philosophie  an  der  Universitftt 
Bukarest,  hat  eine  grosse  literarische  Thfttigkeit  entfaltet  und  seit 
seinem  Eintritt  in  das  politische  Leben  sidi  auch  als  au^e- 
zeiduieter  politischer  Bedner  hervorgethan.  Zu  verschiedenen  Malen 

<)  Jahrbuch  1806  S.  466,  1807  8.  693. 

')  Jalirbuch  1897  S.  «(kH. 

")  LejTf'a  pentni  judfcatoriili«  (]o  |.arp  din  anul  1890  coniontata  de 
ii«iiult»icu.    Buuurt'Sti,  iutititiUul  •h:  mU'  ^;rafi<'e  «'arol  (Job),  pp.  428. 

*)  Droit  aacieu  et  uoiivcau  pai  Ü.  Alexaudrewju,  Bucarcat,  chcx 
Alcalay,  8*  pp. 

*)  Tito  Uajorescu:  Discanmri  pailameDtare,  vol.  1  1866—1876;  vol.  II 
18/6—1881.  BttcareBti,  ed.  Sooeo  &  Co. 


Digitized  by  Google 


—    856  — 


Kultus-  und  UntemolitaniiuBtar,  hat  er  danach  gestrebt,  Unte^ 
riohte  eine  gesflndere  raeUefe  Riolitang  su  geben.  Die  ESnldtoiigeo 
lu  jedem  Bande,  die  ESingangsworte  au  jeder  Bede  bdeuchten  be- 
aonden  die  Hauptmomente  in  politisolier,  ataatarechtlicher  uad  in 
parlamentariacher  Besiehung;  audh  waa  die  Form  aobetriJIt,  and 
die  Reden  litenuriache  Leistungen. 


Russisches  Keich. 
A.  Rutriand. 

I. 

Strafpecht  und  Strafprozess. 

Referent;  Vladimir  von  Nabokoff,  Dozent  des  Strafrechts  an  der 

UnivefBitftt  Petersbuig. 


a)  GesetsgebniLg. 

Die  ntsaieche  Stnifgesotzgebung  befindet  aich  jetzt,  wie  bekannt, 
im  Übergnngsetadium.  Die  Tage  des  alten  Kodex  (Uloschenie)  m 
1846  sind  gez&hlt,  und  der  neue  EntwurH),  welcher  auf  der  Höbe 
der  heutigen  Bedfirfnisse  alieht  und  den  dringenden  praktischen 
Ansprüchen  entspricht,  welcher  eine  Tieljälirige  mühevolle  Aibeit 
unserer  hervorragendsten  Juristen,  die  FeuerproV)e  strenger  Kritik 
von  Seiten  einheimischer  und  fremder  Gelehrter  und  Praktiker 
Ijestanden  hat,  —  ist  jetzt  tlem  Keichsrat  vorgelegt  worden,  und 
es  hat  der  Keichsrat  einen  besond«  reu  Aus.scliu>s  zur  vorläufigen 
l'rüfnng  unter  dem  Vorsitz  des  Slaat.s.>>ekretius  Friscli  geljildet, 
welcher  letztere  auch  Vorsitzender  bei  der  Kouimiifciion  filr  die 
Ausarljeitniig  des  Entwurfs  gewesen  ist. 

Es  unierliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Aussehuss  flie  ihm 
rit>i>rti-;igene  Arlieit  mit  der  allennr»glichöten  Energie  und  Schnellig- 
keit aujjführen  wird,  und  kann  man  hoffen,  daj^s  der  Entwurf,  ge- 
wiirdif^t  der  a!lerhf)chstcn  kaiserlichen  Sanktion,  schon  mit  den 
nächisten  Jahren  ein  treltondes  Gesetz  des  russischen  Reichs  winl. 

Auch  auf  dem  (lelüete  des  Prozesses  stehen  becletiteode 
Boformeü  bevor,  wenn  auch  in  feruoror  Zukunft. 

Vergl.  Jidubodi  der  IntematkaialeD  Yereinignag  fOr  veij^.  Bedila* 
wisseDBchaCk  und  YolkswirtsohaAslehie  Bd.  I  6.  688. 
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TMe  Arbeiten  der  alleifaOchst  beim  JustuniiiiiBteritim  eingieaetsten 
Ejommistton  laind  lange  nooh  nicht  ToUendet:  ihr  stdien  noch 
mehrere  Jahre  angestrengter  Arbeit  bevor,  \»b  die  Verbeasernng 
unserer  heutigen,  nach  Ort  und  Person  bunten  und  mannigfaltigen 
Gesetzgebung  virUioh  erfolgt 

Es  versteht  sich  von  selber,  dass  eine  aolche  Epoche  sich  der 
Erscheüiuog  einxelner  Novellen  nicht  erfreut. 

In  der  That  ist  keine  Notwendigkeit  vorhanden,  gesetzgeberische 
Energie  sozusagen  am  Eineeinen  zu  vergeuden,  wenn  in  nBohster 
Zukujilt  eine  so  starke  Anstrengung  derselben  zur  Au8ai*beituug  des 
Ganzen  st.itUinden  mil. 

Nur  wenipre  Ausnahmen  könnftu  iiuf  den  Oelüeteii  zugela^isen 
•  werdeu,  \v(j  eine  Refurui  .st;hoii  längst  unhetlingt  nötig  wurde.  Dazu 
gehören  in  der  nissisciien  Gesetzgebung  die  Bestimmungen  ilber 
die  Verantwortlichkeit  der  Minderjälirigen. 

Als  wichtigste  Strafreclitsnovelle  des  Jahi-os  1897  emiheint  das 
am  2.  Juni  erla^ene  Gesetz  ,,über  Abäiideruntr  der  Pro/css- 
regeln  und  Strafen  lici  Vei  lirerhen  *ler  Mimlei  jiiliriL^>Mi''. 

Die  oftizielleu  Motive  zu  diesem  Gesetz  basieren  auf  folgendeu 
Grundsätzen. 

Die  für  die  jncroiulHchen  Verbrecher  geiteudeii  l^rozess-  und 
Strafreehtsrej^ehi  zeichnen  sieh  durch  mancherlei  Mängel  aus.  Die 
Erfahninp:  lehrt,  dass  die  Mohr/alil  d^r  Fälle,  wo  Pei-sonen,  die 
noch  nicht  die  Volljährigkeit  erlangt  liaben,  zu  Verbieehern  wurden, 
auf  ihre  ungenügende  geistige  und  sittliche  Entwicklung  zuriick- 
zufflhren  sind,  —  und  dass  sie  häufig  ausser  Stande  sind,  den 
Einflüssen  der  Umgebung  infolge  ihrer  Unreife  zu  widerstehen.  In 
Besug  auf  solche  Jugendlichen  mfissen  als  Hauptmittel  der  Ro> 
pression  erzieherische  Besserungsmassregeln  angewendet  wenlen. 
Auch  das  Gerichtsverfahren  selbst  mit  seinen  komplizierten,  dem 
Verständnis  des  Jugendlichen  unzugänglichen  Förmlichkeiten,  mit 
seiner  Feierlichkeit  imd  Öffentlichkeit,  entsprach  nicht  der  Natur 
des  minderjAhrigen  und  des  unmflndigen  Verbcechers,  und  ver- 
langte daher  veeentliche  Abänderungen  im  Interesse  der  Sittlichkeit 
und  Besserang  des  Beschuldigten.  Zur  Beseitigung  dieser  Unvoll- 
kommenheit  unseree  Bechtes  sind  vom  Justizministerium  eine  Beihe 
von  Regeln  voigeschrieben,  deren  Inhalt  die  Vereinlachung  der 
Fl^rmlichkeiten  und  die  bessere  Einrichtung  des  Verfahrens  gegen 
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jugendliche  Vetbrechear  bilden  und  den  grössten  Teil  der  Strafen 
in  Enuehungsmusr^jeln  ab&ndeni.  Auf  diese  Weise  seilallen  die 
Sfttee  der  Novelle,  welche  mit  kamn  merkliehen  AbSnderangen  vom 
Bddierat  angenommen  ist,  in  pioKessuale  und  maleiieUe.  Zu  den 
ersten  gehören:  vollstftndige  und  unbedingte  Ünvenintwoitiiclikeit 
▼on  Kindern  bis  zu  10  Jahren;  für  Minderjährige  vm  10—17 
Jahren  —  Zulassung  in  wichtigeren  Ftiloi  —  notwcmcüges  fi!r> 
scheinen  der  Eütem  oder  Vormfinder  zur  Teilnahme  an  aUen  Moineuteo 
dee  Prozesses,  mit  den  jRechten,  die  dem  Angeklagten  selbst  zn- 
kommen;  unl>odingte  Ernennung  von  Verteidigern;  mr)glichst  grosse 
lioschrilnkung  der  rntersuchungshaft,  Al>äiidening  dieser  Massregel 
in  Internieruiig  der  Schuldigen  in  Erziehungsanstalten,  Abgabe 
derselben  unter  verantwortliche  Aufsicht  zuverlässiger  Ij«'ule,  Ein- 
sperning  ins  Kloster.  SdiiiesHÜrh  imis«»  jwlesmal  die  »age  nach 
der  Zurcchiiungsfähigkeit  det^  Jugendlichen  unter  17  Jahren  ge- 
stellt \ver<len. 

AVas  die  Strafmassi-egeln  des  Gesetzcb  vuni  2.  Juni  seli>-t 
betrifft,  ho  ist  in  diwor  BoziVhunt^  eine  scharfe  Greuie  zwischen 
Personen  gezo^a'ii  worden,  »lie  im  Alter  von  10 —14  Jahren  stehen 
und  solchen,  die  14 — 17  Jahn'  alt  sirul.  Diese  Gmize  verwhwindet 
nur  bei  ünzurechnunc:8fShiL'^tMi:  dann  wertlen  in  beiden  K:iteg  ^i  *n 
ansscliliesslich  Erzieh unc:sin«ifisregelii  angewendet,  die  allpnlinffs  einen 
recht  strenircn  Olianikter  annohnven  können.  —  Im  Falle  der  Zii- 
rechniiin;.sfähigkeit  wertlon  .Tni,'end liehe  von  14 — 17  Jahren  niilder 
bestraft,  wobei  die  Todesstrafe  unbedingt  wegfällt;  bei  Jugendhchen 
von  10 — 14  Jahren  kommt  neben  der  Freiheitsstrafe  noch  die 
Überweisung  in  eine  Erziehungsanstalt  in  Betracht  So  ilinrat 
das  neue  Geeetä  den  Erziehungsmassregeln  eine  sehr  wichtige  Be- 
deutung im  Kampfe  mit  den  jugendlichen  Verbrechern  ein.  Als 
praktische  Folge  einer  solchen  Ansehanung  erscheint  freilich  die 
Notwendigkeit  der  QrOttdung  und  VerbrdtUDg  ?ou  Erziehungs- 
anstalten dieser  Art,  deren  es  cregenwäi-tig  nicht  viele  giebt:  im 
Jahre  1897  zählte  man  im  Reiche  32  Erziehungsanstalten  fflr 
Jugendliche,  nnter  denen  die  Moskauer  Rnkaivisohnikovsche  schon 
Iftttgst  den  ersten  Platz  einnahm. 

Dieser  Gedanke  ist  in  dem  l&affihrungsigeeeta  klar  ana- 
gedrückt,  indem  dessen  letstcr  Punkt  dem  Juatisminister  anheim- 
stellt, sich  oüt  einer  ansfOhrlichen  Ausarbeitimg  der  Frage  betreffe 
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der  Eixiriclitimg  von  Bolchen  BegieningBanstalten  zu  befnaea.  Auf 
,  diese  Weise  wird  jene  Angelegenheit,  die  bis  jetst  fast  ausschliess- 
lich Ton  einer  snfiUligaL  luid  seitweiligen  Initiative  abhing,  zu 
dner  obügatorischen  Sadte  des  Beiches. 

Als  zwdte  ^richtige  Novdle  erscheint  das  Gesetz  vom 
26.  Mai  1897  „Aber  Ab&nderung  der  Regeln  Ober  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Gouverneure  (administrative  Chefe  des 
Gonveraementa,  d.  h.  Provinz)  für  amtliche  Vergehen.**  Vor 
Erlass  dieses  Gesetzes  hing  die  ESnsetzung  einer  gerichtlichen  Vor> 
nntersuchnng  fiber  Amtsveibrechen  der  Gonvemeure,  die  Versetzung 
derselben  in  den  AnkJagezustand  und  die  s^tweilige  oder  gflniliche 
Entfernung  aus  ihrem  Amte  stets  vom  dirigierendeu  Senate  ab.  Die 
Novelle  bedingt  bei  Ausfülirung  der  SeuatsbesohlDsse  in  solchen 
Fällen  eine  durch  das  Minister-Komitee  nachzusuchende  Allerhöchste 
Be"wiUigiin§;.  Die  Motive  weisen  auf  deu  Unistand  liin,  Uass  dio 
Gouverncurp  stets  so  gestellt  waren,  dass  iliit?  gerichtliche  Ver- 
antwortlichkeit de  facto  nicht  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Monarchen  realisiert  werden  konnte.  Das  Gesetx  vom  26.  Mai 
sinktjMHiert  diese  Tii.its.iche.  Srliliesslich  müssen  wir  noch  auf 
die  Novelle  vom  7.  April  1897  „Über  Forstvergehen"  hin- 
weisen. Indem  die  letztere  einen  besseren  Selnitr  der  Wälder 
erreichen  will,  ver8<  liäi  tt  sie  die  Strafen  für  Forstvergehen,  und 
vereinfacht  die  Prozedur  g^eu  den  Schuldigen. 

b)  Literatur. 

Wir  weisen  nur  auf  die  hervori-ngendsten  Werko  hin,  dif  im  liaufe 
rles  Jahres  18Ü7  erschienen  sind,  und  lassen  bei  Seite,  was  einen 
rein  Lehrbuchs-,  praktischen  oder  compilatonsr  lirn  Chaiukter  hat. 

T>uwen8timni.  Der  Aberglaube  und  seine  Beziehung 
lum  Straf  recht. 

Verfasser  konstatieit,  dass  der  Aberglaube  sich  in  Strafsachen 
folgendennasaen  offenbart:  1.  er  zeigt  seinen  RinHuss  als  Motiv  des 
Verbrechens,  2.  erscheint  als  Mittel  beim  Betrüge,  wenn  der  Ver- 
brecher si<  h  des  Aberglanhens  einer  bestimmten  Pereon  bedienti 
8.  wird  Wa£fe  der  Rache  bei  IQgnerischer  Beschuldigung  der 
Hexerei»  4.  erzeugt  Wahnverbm-hen,  welche  hfiußg  vor  Gericht 
kommen.  Der  Abeiglaube  breitet  seinen  fiÜnflnss  fibMall  aus,  was  durch 
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eine  Reihe  angefOhrler  FfeUe  beiriesea  wird.  Daher  Bndet  Yer- 
faaser,  daas  das  Kennenlernen  dieser  dunUen  Seite  des  VolkslebeDS 
und  ilue  Bekftmpfang  zu  den  Pflichten  der  Verwsltiing  gehört 
Eb  nuuiht  sich  immer  mehr  das  Verlangen  geltend,  dass  die 
Strafen  den  Beweggründen  des  Handelnden  entsprechen.  Der  Aber- 
glaube ist  allerdings  ein  nichtiges  Motiv,  und  muss  als  sdches 
anch  gewürdigt  werden. 

Praevalslcy.  Der  Entwurf  eines  Strafgesetihnches 
und  die  Strafrechtswiasensohafi 

Das  Buch  enthalt  neben  gebOhrsnder  Anerkennung  eine  ans» 
fQhrliche  und  sdiaife,  wenn  audi  anm  TeU  verfehlte  Kn^  des 
Entwurfs. 

Rosin.  Über  die  Entschädigung  unschuldig  vor 
Gericht  gestellter  Personen. 

Es  ist  dies  .nne  feine  und  reich  mit  faktischen  und  Litei-alur» 
Angab»'»  versehene  Beurteilung  der  Kruui . 

Prof.  Foiuitzky,  Handbuch  des  Straf prozesses.  Band  II. 

Verfasser  ist  im  Auslände  als  einer,  der  besten  Forscher  und 
Kenner  des  materiellen  Stiafreclits  und  insbesondere  des  Gefängnis- 
wesens bekannt.  Indessen  ist  seine  Bwleutnnjr  als  Prozessualist 
durchaus  nicht  geii)ie-er.  Seine  hervorragendste  Arln^it,  in  ihr^r 
Art  die  ein/ige  in  iui.serer  Literatur,  ist  sein  Handhucli  des  Stral- 
prozesses,  ^veb-^hes  bis  jetzt  noch  uubeeudet  ist.  Der  erste  Band 
beliandelt  die  allgemeinen  Fragen  des  Prozesses:  jedes  Kapitel  stellt 
eine  erschRpfende  Monogmphie  dar;  es  erschien  svimn  1884,  wuide 
schnell  vergrifTen  und  die  2.  Aiiflaiie  dr»sselben  im  Jahre  189G 
ging  der  ersten  des  Ii.  Bandes  voraus,  die  erst  1897  ersrhi*"'n. 
Der  Verfasser  ist  ein  leidens<  luiftliciier  Anhänger  der  (iencht>- 
verfassung  vom  .lahre  1864,  sowie  des  Schwurgerichts,  Seine 
Ansichten  hat  er  schon  in  von  Liszt's  „Strafgesetzgebimg  der 
O^enwart^,  Berlin  1894,  ausgesprochoi. 

GogeL  Über  die  Einführung  der  bedingten  Ver- 
urteilung in  Russland. 

Die  Anscliauung  des  Verfassers  geht  dahin,  dass  man  sich 
vor  Allem  von  dem  Vonirteil  losmachen  soll,  welehes  sieh  bei  uns 
in  Bezug  auf  die  bedingte  Verurteilung  festgetzt  hat.  Der  Autor 
meint,  es  wftren  zur  Einführung  der  b.  V.  in  RussUnd  keine  tn 
grosse  Schwierigkeiten  zu  filierwinden. 
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Drill.  Die  französische  Deportation  nach  Nen- 
Caledonien. 

Diese  Schriftf  welche  Gegenstand  lebhafter  Debatten  auf  dem 
lissabonnerEongrees  der  Internationalen  KriminaliBtischen  Yeieinigung 
war,  erschien  als  Resultat  einee  persönlichen  Besuches  der  Gegenden 
seitens  des  Veifsssers.  Der  durchaus  pessimistische,  durch  dne 
Menge  von  Thatsachen  und  Ziffern  bekräftigte  Schluss,  ist  folgender: 
Man  muss  zugeben,  dass  das  französische  System  bisher  nicht  die 
Erfolge  erlangt  hat,  auf  welche  man  hei  sdner  Elnflihrung  raoh- 
nete.  .  .  .  Von  aus8»i  betrachtet,  stellt  rieh  die  Neu-caledonisdie 
Deportation  zwar  verUUtnismlflsig  günstigen-  dar.  Die  strenge  Hand 
der  Gefängnis-Verwaltung  beherrscht  sowohl  die  Gefangenen,  wio 
anch  die  auf  freiem  Fuss  liebemlen,  indem  sie  fQr  letztere  den 
ZusUukI  Ichfjii.shlnglich  lialbfreier  Menschen  seJiatTt. 

Aber  diese  Verbosdiiimg  wird  fast  ausschliesslich  auf  Kosten 
sti*enger  Ma^sregeln  der  Hilndigun^  uml  I^eschräiikung  erreicht, 
niclit  dunr-h  wirkliche  BossnuiiK  dxr  Sti'atlinM''^  die  man  hei 
Einfiihrung  Systems  /.älilti'  und  die   untiodingt  für  einigoi^ 

ma^een  richtige  und  dauerliolte  Kolonisation  nötig  ist. 


n. 

Staatsrecht 

Refereot:  ein  Mitglied  der  Vereinigung  in  Odessa. 


a)  Gesetzgebung. 

Die  Gesetzgebungsmaschine  hat  im  verflossenen  Jahre  nicht 
Vieles  hergestellt,  das  dem  Gebiete  des  Staatsiwhts  zuzuzälden 
wäre.  Den  Ausländer  gar  kann  n»u*  Weniges  «lavon  intorcsaieren. 
Da  ist  zuei-st  der  Erlass  „zeitlicher  Kegeln^*  zu  crwilhnen,  die  die 
Hechte  und  Pflichten  des  Genend-Gouverneurs  des  Kaukasus  onlnen. 
Dieser  hohe  Beamte  (sein  offizieller  Titel  lautet :  H^jchster  Chef  der 
Civüverwaltung  auf  dem  Kaukasus),  der  zugleich  Oberstkomman-' 
dierender  der  auf  dem  Kaukasus  dislozierten  Truppen  ist,  hatte 
▼on  jeher  ajissen^i-dentliche  VoUmacliten.  Der  Po^^ten .  der  nsch 
Abediafl^uig  der  früher  daselbst  bestandenen  Statthalterschaft  or^ 
riditet  wurde,  erhielt  im  Jahre  1883  eine  „Oirilverwaltungsordnung^*, 
deren  Grundhigen  auch  jetzt  beibehalten  wurden.   Es  ist  aber  nun  - 
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„Keitwoifio^'  auf  Grund  der  oben  orwAhnten  Regeln  noch  IfancheB 
vf^rfflgt  worden,  von  dem  das  Wichtigste  Folgendes  ist:  1.  Der 
Oenoral-OonyerDeur  ist  verpflichtet,  sofort  nach  Entdeckong  irgend 
wclchor  ünordnungol)  nnd  Mtssstftnde  in  den  VerwaltnngsbeUSrden 
des  Knikasns  persönlich  energische  llassregeln  am  deren  Entfernung 
und  mr  Herstellung  des  gesetzlichen  Ganges  der  Geschäfte  sn  er- 
greifen ;  er  hat  Mos  die  Minister  der  entsprechenden  Reasorts  davon 
zn  verstftndigen ;  2.  ia  atissemnlenüiehon  Fftllen  hat  derselbe  das 
Recht,  die  VerfOgiinRon  der  Qouveriiomenfcil)ehrn\lon  zu  annullioreii 
un<l  au  (leivn  St<^llo  steine  oif^iien  Massi-ogeln  zu  setzen  und  durch- 
/jiliUii"on,  indem  er  Mos  dem  ivirierendon  S*  J»at  dan'dKjr  berichtet 
xind  die  ents] »rochenden  MinibU^i  von  den  GrOndeii,  die  ihn  dazu 
liewoj^en  liali«»n,  vei-stündigt ;  'A.  im  Falle  von  autroiis»  lieialiriun 
MiRsl.riuu  heu  in  irpr<Mid  einer  H<  lioi  de  und  ul..  rhau|it  in  ausaer- 
•  nili-iif li<*hen  Fälli  ii.  ili«'  ki-iiion  Aufst-hul»  iluldiMi,  iiat  der  Oeneral- 
üouveiih  iir  diirt  Ifc'cht,  lii«'  lk>iimten  der  Vt  r\viiIt)intrJ*lt+»hörden  f;ius- 
pononunen  di«^  Ad'dsinarxliülle.  dio  Ohrfs  dti  solllst^talldilr»^n 
Tfilt'  ete.)  .sofort  ihi>  r  Sti-Ilcii  zu  eiithel>en,  <»hn»*  deren  V-inl» 
scliit'dung  im  festgesit/teii  \V.'l:i>  abzuwarten;  4.  der  (ieii'-raJ- 
Gouvenieiir  kann,  wo  »t  es  nötig  findet,  vtm  den  Clu  fs  der  »elhst- 
ständig<-n    Teil''   >\<-v  altungshehordei»    des   Kaukasus  fmtlern, 

dass  sie  ihm  ilue  Erwägungen  betreffs  der  Enifinuinu:  dorjoniirrii 
Hcamteii ,  die  eigentli(di  naeli  dem  (lesetz  ihnen  allem  anlieiin- 
gestellt  ist,  zur  vorgilngigen  Ik'stätigung  einreichen;  endlieh  liat  er 
auch  5-  das  Hecht,  den  Aufenthalt  in  bestimmten  Teilen  des  riesigen 
Kaukasus-Gebietes  oder  selbst  Hlx^rall  in  demselben  solchen  Per- 
sonen SU  verbiet*  !! ,  deren  Anwesenheit  er  daselbst  für  schädlich 
erachtet;  es  werden  a))er  die  Umstände  des  «nselnen  Falles  vorher 
im  Conseil  des  General-Gouverneurs  einwogen. 

Ein  wichtiges  p^ditisehes  Ereignis  ist  die  Abscliaifang  der  seit 
dorn  Jahre  1863  auf  den  Gutem  der  Polen  in  den  westlichen 
Gouverments  la8ten<len  Steuern.  Es  ist  dies  ein  humaner  und 
weiser  Regierungsakt,  der  von  der  gesammten  Presse  und  öffent- 
lichen Meinung  Russknds  freudig  begrUsst  wurde. 

Viele  Ifassnahmen  wurden  aur  Hebung  des  Wohlstandes  nnd 
zur  Yerbessening  der  Verwaltnng  in  Russisch-Asien,  vomehmlich 
in  Sibirien,  eigrilTen.  Danmter  verdient  erwähnt  au  werden  die 
Einsetsung  einer  Kommission  zur  Feststellang  der  Lage  des  gegen* 
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wältigen  I^iuU>csitzo8  im  Zaltaikal-Gebiet  (in  Sihiii.'u)  uii<l  zur 
Atisjirlioitunff  von  Vorscihlfttrt^ii  ü\m'  dio  künftigen  He<  lite  «lor  Kiml- 
K'sitzer  (lasellist,  die  im  Iiitei-esse  sf'Wölil  de.«  Staates,  aln  der 
dortigen  HcYnlkorune:  deuuiAchst  vt'iliohtin  werden.  R<  wunlen 
aiieh  den  Uffi/.icn'n  uml  IVaniten  <l<-^  Amur-detm'tfs  und  anderer 
08tsibiriseh«^n  Gouvernements  eriiölite  PcnsiniT.^n  fest^.  s.  tzt. 

Eine  grüSf^e  Wohltluat  für  die  grosse  Mass.'  <l.  i  Ht  vulkeruug 
ist  die  Ab^eliMtTiiML^  <ler  Pa^^teuer,  wodurc;h  die  Bewegung  der 
Arbeit«  !-  erleichtert  winl. 

Das  Presswesen  hat  als  zoitliehe  Massnalmn'  iUp  Verfügung  her- 
vorgerufen, dass  d**r  f'li<  r[;anL!  einor  Zeitung  oder  Zeitschrift  von 
einem  Verleger  zum  andern  nur  mit  Erlaubnis  des  Ministers  des 
Innern  stattfinden  darf. 

b)  Literatur. 

Abgesehen  von  einigen  Ai'tikein  iu  den  Zeitseliriften  und  ?on 
Übersetzungen  •)  sind  blos  vier  Arbeiten  zu  verzeichnen. 

Kokoschkin,  Die  juristi-«  lie  Natur  des  Staates.  Der 
junge  Atttor  tritt  in  diesem  Werke  im  Vollbesitze  seiner  staatsvvissen- 
schaftlicheii  Kenntnisse  auf.  Die  kontroverse  Frage  7on  der  jnristi* 
sehen  Natur  des  Staates  will  er  im  Zusammenhange  mit  der 
Frage  über  das  Wesen  des  subjektiven  Rechts  entscheiden.  Unter 
letzterem  veisteht  der  Autor,  Ähnlich  Jellinek,  das  Interesse,  das 
dnrdi  Anerkenniuig  des  auf  ihn  gerichteten  Willens  geschfltzt 
wird;  das  System  der  RechtsverhSltnisse  im  Gänsen  definiert  er 
aber,  mit  dem  Peteroburger  Prof.  Eorkunof,  als  Abgrenzung  der 
Interessen  und  der  ihnen  entsprechenden  WiUenasphftren.  Die 
eigentliche  Hauptfrage  von  der  jaristischen  Natur  des  Staates  und 
der  Staatsgewalt  behandelt  Kokoschkin  kurz  und  giebt  da,  ver- 
glichen mit  den  Arbeiten  EorkunofTs  („Yorlesungen  über  allgemeine 
Theorie  des  Rechts/*  1886  S.  217  und  224)  nnd  Alex^'jelfs  (im 
Novemberheft  der  ,Jln88liaja  Slyssl*^)  wenig  Neues.  Der  beste 
Teil  der  Arbeit  ist  die  Untenuchung  der  rechtlichen  Natur  der 

')  Die  interes.sauteston  davon  sind  folgende:  Porrit,  Oegeuwftrtigcs 
England,  Hecht*-  iind  Pfli^  hton  <l»'r  ?^iir</fr;  Pollock,  Oosfliii  litr  rlcr  pi<Iitisciteu 
I^bn*n :  Hntmi,  Kiitwickelung  'Ii  i  Konstitution  etc.  ui  Kiigliiri'i:  Mill, 
Konstitutionelles  Keginiu;  Kidel,  Soziale  Evolution;  Worms,  Sozialer  Ur- 
gaatsmiis;  o.  a.  m. 
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Organe  der  Staatiigewalt  Eokosehkin  findet,  clasB  die  hemcliende 
Ansicht  Jellinek  folgt,  der  den  Staatswillen  mit  dem  Willen  d» 
Staatsorganes  (in  den  Orenxen  seiner  Kompetenz)  identifinert  Diese 
Lehre  hftlt  der  Autor  für  richtiSf  sofern  ea  sioh  um  selbstftndigo 
Organe  handelt,  dagi^gen  soll  sie  gSnslieh  folsch  sein  fOr  die  un- 
sclbstAndigen  Orgajie  und  überhaupt  für  alle  Fälle,  wo  mehrere 
Faktoren  in  der  Bildung  defi  Staatswillens  zusammon wirken.  Es 
ist  ;il>i>  auch  anf  dem  Ochiete  des  St.iatsrochts  notwendig,  djis 
formelle  siihjoktivo  Recht  vom  matoriellen  zu  uiiterscheiden.  Ijotztore« 
scheidet  die  InteroRsen  von  euKinder,  ei-stei-es  die  veif*chied<^n»ii 
Willen,  die  «lasscll«'  Interesse  verfolgen.  Bei  der  AI'ltk  n/uiii:  il^^r 
Interessen  könii-'H  die  ♦)rg;iiie  nicht  als  selUntilndige  Sulijokto  'lern 
Staate  entgegengestellt  wordviu,  wählend  V»ei  d.  r  .M)gn'nziiiiir  (i»T 
Willen  (»1.  h.  l»ei  Koniiieten'/streitipkcit-  M  uiid  im  Trozess,  dem 
Kokosciikin  aiu  h  ileii  Erlass  drr  (lesotze  /.uzähUj  dir»  Staatsorgane 
eIh  öolhständigo  Subjekte.  riijand«?r  gt'g«Miiiberßv»st»»!lt  wimiIimi  können. 

Dif  uMtize  Lehre  Kokuschkin's  von  don  Or^^anen  der  Staat,«^walt 
liänut  übrigens  ent:  mit  der  Lelin'  vnm  Stiiate,  als  einer  Reehts- 
persuii .  zusamniüii  —  und  letztere  Theorie  ist  doch  nicht  als  all- 
gemein anerkannt  zu  betiwhtrn.  Durch  Unterscheidung  des 
materiellen  und  des  formellen  subjektiven  Rechts  hofft  endlich 
Kokoschkin  aiu'h  das  veraltete  System  des  Staatsrechts  refor- 
mieren zu  können,  indem  er  es  ebenfalls  in  ein  matarieUee  und 
ein  formelles  eint<  ilt. 

Svjescliuikoff,  Russisches  Staatsrecht,  2.  Liefennig.  In 
der  1.  Lieferung  luitei-sucht  der  Autor  die  Elemente  des  Staates 
(Sta;itsgewaU,  Bevölkerung,  Territorium)  und  die  Centralilmter.  Genau 
wird  die  juristische  Untersuchung  der  Selbstherrschorgewalt  der 
nissischen  Moiian  hen  l»ehande]t  Bei  der  Frage  von  der  Thron- 
folge bemerkt  Svjesclinikoff,  dass  es  nicht  klar  ist,  wer  als  Kais^^r- 
Ahnherr  gerechnet  werden  soll  —  ob  Kaiser  Paul  (auf  Grund  der 
Akte  1797)  oder  d^  Kaiser  einer  bestimmten  regierenden  Geneiation. 
Im  U.  Kapitel  spricht  der  Anlor  von  den  Rediten  der  SouverBnetSts- 
macht  nml  berilhrt  hier  die  Frage  von  den  persGnlichen  Vorrechten 
des  Honarchen,  der  Verleihnng  von  Titeln,  Orden  nnd  anderen 
Anssceichnimgen.  Der  Autor  spricht  femer  von  den  Funktionen 
der  Gewalt,  d.  h.  von  Gesetigebnng,  Rechtspflege  nnd  Verwaltung, 
fordert  grossere  Rechte  für  die  Juden  nnd  verlangt,  dass  die  pe^ 
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sfinltche  Qftltiing^  als  Pr&voiitLv-Massregel  g^n  dio  EnUiehong  des 
AngeUagten  vom  Gericht  und  von  der  Voruotersuchiuig  genauer 
gesetzlioli  geregelt  werde. 

Der  3.  Teil  der  I.  Lieferung  behandelt  die  Oontnlämter.  Die 
lieferong  XI  enthAlt  die  Darstellung  der  Örtlichen  Verwaltung. 
Der  Autor  verlangt  da  mit  Recht,  dass  die  Verantwortlichkeit  der 
Gouverneure,  die  unsere  Gesetzgebung  nicht  genfigend  und  voU- 
stBndig  bebandelt  hat,  neu  geregelt  werde  und  die  Anllase  dieser 
Verantwortlichkeit,  die  durch  Oesets  vom  Jahre  1837  festgesetzt 
wurden,  mit  dem  SMgeseta&budi  in  Einklang  gebracht  werden. 
Einen  Fortschritt  in  dieser  Frage  bildet  swar  das  Qesots  vom 
11.  Juli  1897  Ober  Verftnderung  der  geltenden  Regeln  von  der 
Verantwortlichkeit  der  Gouverneure  wegen  der  im  Dimst  bo- 
gangeuen  Verbrschen;  diese  Verftnderung  hat  aber  die  bestehende 
Unklarheit  nicht  gftnzlich  gehoben.  Beim  Kapitel  der  Iftndlichen 
und  städtischen  Selbstverwaltung  verweilt  der  Autor  länger  —  der 
liegriff  der  Selbstverwaltung  ist  in  der  ruMischen  politischen  Wissen« 
Schaft  streitig'  — ;  wUhreinl  Fürst  Wassiltwhikoff  und  Lochvitzki 
darin  Decentralisation  seilen,  meint  Tschitseherin,  dass  mau  Ijei 
uns  von  oigontlichor  Sellistvorwaltiine:  roden  kann,  SvjoschnikolT 
iHdouehtet  dann  dio  Stiialsbedoutimi^  lior  Selbstverwaltung  und 
lK.'riUut  auch  (dem  Werke  Prof.  W.  Ivaimvski  s  folgend:  „Orirani- 
Kution  der  ndliction  Sf»ll»8tverw.iltuiig  in  Fniiikioich  und  PreiisM'ir  ) 
tlie  sozialt'  Seite  (irr  Sclbstvei  wultung.  Der  Autor  v«,'iwiiit  dauii 
lilniror  Iwi  dor  Ki  lätitming  des  BegrifFos  dor  Sollistverwaltuntr  bei 
uii?>  Iiis  zur  Ge.-ot/.^'«"l)Uiiij^  vi>ni  Jahre  isso  und  iiacii  d<'iti  i;<-lit'iiden 
itechle.  Nachdoiii  er  ii<»j1i  die  Orgniiisitiou  und  Kfjii4>et<'iiz  der 
adligen  und  bäueilirlieii  Bohörtlen  Ijesiirochen,  wemli-t  n  >u-h  in 
Abtoihiiit;  2  den  besonderen  Ycrw{iltungsordnuiii;vii  zu:  Finnlaiuls, 
Polens,  defi  Kaukavsus  und  Tranäkaspieim,  Sibiriens,  Turkestans  und 
der  Stej)pengebiete. 

Taranowski.  Üljersieht  der  Denkmäler  des  Magtleburgischen 
Rechts  in  den  westiiissischen  Städten  der  Litauischen  EfMXjhe.  Wir 
haben  da  ein  hervoiTagondos  Work  vor  uns,  das  seinem  (»egen- 
stand»* nach  den  Rtissen  und  Deutsehen  gleicli  inten'ssieren  sollte, 
D.-VS  Mag<lcburgi8che  Recht  nÄmlich  galt  in  unsern  südwestlichen 
StiUlten  im  Laufe  von  4  Jahrhuntlerten  (seit  End»;  des  XV.  Jahr- 
hunderts bis  zum  Anhing  dieses  Jahrhundert»}.    Taranoweki  aielil 
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im  Magdoburgiächeu  Recht  eine  Art  von  Studt- Rechten,  die  in 
dor  allgomeinen  partikulären  Entwicklung  des  deutscht  ii  Hechts 
im  Mitt«'hilter  einen  Zweig  der  besondei-en  Rechte  der  fi-eieii 
^tildte  liildeten.  Der  Autor  zeirlmot  in  knapi>en  Zügen  die  Kiit- 
wicklung  der  Städte  und  der  ihnen  verliehenen  Piivilogien  uud 
hebt  die  That.sache  hervor,  dass  Städte,  die  neu  liegruudet  wurden 
oder  erst  das  Recht  der  eigenen  Rechtspflege  und  Selbstverwaltung 
erhielten,  von  den  feudalen  Besitzern  Privil^eu  auf  IkMiutzung 
der  Rechte  einer  der  alten  StAdte  erhielten.  In  solchen  Fällen 
wendete  sich  die  Stadt  oder  sogar  ihr  fiesitur  an  ebie  der  alten 
Städte  mit  der  Bitte,  ihnen  ihr  Beebt  au  senden.  Die  alte  Stadt 
willbhrte  beinahe  immer  dieser  Bitte  und  schickte  gewöhnlich  der 
neuen  Stadt  die  Grundsfttae  Utrw  Öffentlichen  und  Privatreehts  in 
der  schriftlichen  form  bescmderor  AktenstQckei  die  den  technisch«! 
Namen  „WeistQmer^'  fflhrteo.  Dank  dieser  Entlehnung  von  Rechten 
seitens  der  neuen  Städte  von  den  ältem,  konnte  man  in  der  Masee 
der  partikulären  städtischen  Rechte  Deutschlands  einige  verwandts 
Gruppen  bemerken,  an  deren  Spitze  grossere  Centren  wie  Magdebuig, 
Hambutg,  LQbeck,  KOln,  München  etc.  standen.  Im  Nord-Osten 
Deutschlands  hoben  sich  iwei  Pllanzstätten  des  Stadtrechts  empor: 
LQbeck  und  Magdeburg.  Namentlich  letztere  Stadt  hat  durch 
die  grosso  Verbreitung  ihres  Rechtes  alle  nördlichen  und  sfidiichen 
Städte  Deutschlands  überflOgelt  Der  Autor  entwickelt  ferner  kurz 
die  fiolitische  Eatwlckluug  Magilel>ui-gs  und  giebt  eine  Charakteristik 
derjenigen  WeistOmer,  die  Magdeburg  andern  Städten  sendete.  Bei 
der  Erforschung  dieser  Magdeburgischen  Weistflmer  kann  man 
grosse,  zudem  wörtliche  EuUehnungen  aus  dem  Sachsenspiegel  be- 
merken, was  nach  des  Autors  Meinung  beweist,  dass  der  Sachsen* 
spiegcH  die  erste  Sammlung  des  uuigtleburgisehen  Rechts  ist  Des- 
halb wendet  sich  Taranowski  zur  Erforschung  dieses  Sächsischea 
LjuidriN-hts  luid  kommt  dann  auf  die  Rezeption  zu  sprechen,  die 
das  Magdel'Mrgischü  Recht  in  Polen.  Litauen  und  Russland  fand, 
wobei  er  laiiyi  bei  den  Denkmalen»  diehc^  Keciits  verweilt,  die 
sich  in  Polen  verbreiteten. 

Die  II.  Abteilung  der  Arbeit  ist  den  Dt-nkmälem  des  Magde- 
burger Kechtf»  in  den  russisch(Mi  Stäilttii  «K.i'  iK>lnis<-hen  ..Itetsch 
Pospolitaja"  gewidmet.  Hier  nennt  Taranu\v.>ki  /.uiüiciist  Mie  r^o^. 
UandbücUer  von  öiVitzki  uud  ScUterbitsch.    Ei'  meiut,  dusb  iliese 
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beiden  die  einzigen  Denkmäler  dos  MaKdelnirgiT  Hechte  waren, 
die  in  den  rusäschen  Städten  der  polnischen  Republik  angewandt 
wurden.  Die  entgegeng^tzteii  Moinungen  der  Profetsoron  Ante- 
nowitsch  und  Wbdiniirski-Budanoff  erachtet  der  Autor  als  nicht 
genflgend  bewteeen.  Prof.  Antonowitsch  oftmlioh  findet,  dais  aus 
dem  Magdebuiger  Recht  blos  die  Auiaere  Einrichtung  heigenommen 
wurde,  wShrend  als  leitende  Rechtsnormen  lokale  Gewohnheiten 
galten,  bo  dass  man  fiberiiaupt  von  Denkmtiera  des  Magdeburger 
Rechts  in  den  rusBificlien  StSdten  Polens  nicht  sprechen  kann;  Piof. 
Wladimireki-Budanoff  (der  bdnnnte  Kiewer  Bechtshistoriker)  meint 
gerade  umgekehrt,  dass  das  in  jenen  Stfldten  geltende  Heoht  auf 
fremden  Sechtsquellen  beruhte,  nicht  auf  lokalem  Qewohnheitsrecbt. 
Der  Autor  kommt  auf  Grund  der  Qerichtsskte  in  den  russischen 
stftdtischen  „Hagdebucgieen**  (die  vom  Central'Archiv  des  Gouveme* 
ments  Witebsk  veröffentlicht  sind)  sum  positiven  Schluss,  dass  x.  B. 
im  galizisdien  Rusahind  jenes  Recht  nicht  nur  dem  Namen,  als 
Form  der  Selbstverwaltung;  äondecn  auch  dem  Inhalt  nach,  als 
geltendes  Recht,  existierte.  Welche  Sammlungen  dieses  Rechts  im 
galizischen  Russland  angewendet  wurden,  kann  man  nicht  feststellen, 
doch  Usst  sich  vermuten,  dass  es  der  Sachsen si>ieget  und  das 
Weidibitd  waren.  Was  aber  die  andeien  mssbchen  „Magdebui-gieen** 
betrifft,  so  bezeugen  die  Gerich täalite,  dass  dort  die  oben  angeffihrten 
Bücher  von  Groltzki  und  Schterbitsoli  angewendet  wurden.  Der 
Autor  untersucht  dann  den  Prozess  in  den  Magdeburgioon  der 
Ketsch  Posjujlitaja  und  findet,  dass  er  gän/lich  nach  den  Prinzipien 
des  Magdebuiger  Recht«,  also  nach  deutschem  Typus  organisiert 
war;  der  Autor  erwähnt  auch  die  Thätigkeit  der  Advukuleii,  die 
zur  Verbreitung  dieses  Hechts  viel  Witrugen.  Zur  Bt^stiltigung  seiner 
Meinung,  dass  das  MagdeLurgoi'  Hfcht  in  Kloiiuii-slaiid  nicht  nur 
nominell,  sondern  auch  wirklich  galt,  bringt  (l<i-  Autor  ein«'  lli^^t«lrisell•' 
Notiz  Aber  die  GeauUes-Ko(Ufikation,  die  in  Kleim  u-slaiKl  angew.  udet 
wimlo.  Die  Kommission,  die  im  Jalirc  !7'2s  iinc  ArlHitcit  begann 
iitid  luicli  15  Jiduvii  iM'i.'iidfl'' .  ln'liauptt'ti'  kati'g« 'lisch,  (hiss  das 
Magdeburger  Hecht  in  Kleiiuussland  nicht  \i\<<>  nninin«  !!  fffdt.  -nndorn 
tlass  das  kleinrnssische  Volk  nach  ilini  \vii  ldi(  ii  sein  Rvv]\\  nimmt. 
I)i»'selbe  Kommission  zeigte,  dass  als  Samnihuigen  <les  Magdebinger 
Rechts  in  den  russischen  Städten  nur  die  oben  orwälmten  Weike 
von  (iroitzlu  und  bchterbittich  angesehen  werden  können.  Auf  diese 
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Weise  findet  der  Autor  die  Behauptung  des  Ptof.  KiBtjakowski  be- 
wiesen, dass  das  Magdeburger  Recht  in  den  nnaiBdi«!  StBdtea 
nicht  nominell,  sondern  thatsBchlich  galt,  dasa  es  aber  vom  lokalea 
Qewobnheitarei^t  und  den  Mlichen  Anschauungen  geftndert  wurde, 
namentlich  dort,  wo  es  sich  mit  dem  RechtsgefQhl  des  Bussen 
nicht  in  Binklang  beiand,  oder  auch  nnvoUstftndig,  Iflckenbaft  and 
voller  Widerspruch  war. 

Die  ganze  III.  Abteilung  ist  den  Werken  Groltzki's  gewidmet. 
Dieser  Teil  der  Arb«t  Tacanowski's  giebt  ein  deutliches  Bild  von 

ff     

den  Quellen,  die  Ght»Ttzki  benutzte.  Die  Tabellen,  die  Taianowski 
aufetellt,  zeigen  die  grosse  Gelehrsamkeit  des  Autora. 

Abteihuig  IV  beechafti^  sich  mit  den  Werken  von  Schterbttadi. 

Die  letste  Abteilung  enthftlt  dne  allgemeine  GharakteriBtQE  der 
Werke  von  GroTtzki  und  Schterbitech  vom  hiBtorischen  und  litei»' 
risehen  Standpunkt  und  im  Anhang  werden  verschiedene  Gerichts- 
ukto  doi  russißclK  ii  M.igdeburgieen  gebracht,  die  die  direkte  und 
genaue  Aiiwt;iidiu)g  der  Handbticher  Groitzki's  und  Schterbitsch'S 
liewoisen. 

Gribuwski.    Volk  und  Muclit  im  by /aiitiniscJien  Staat. 

Gribowski  meint  ganz  richtig,  tlass  Itevnr  man  zum  Studiiim 
d«>s  rmfangea  der  Rezeption  des  hy/antiiii>chen  Kt'iht.s  in  Kusslaiid 
schr''it('t .  man  ilit'.-i'R  Recht  selbst  si>rfrfältifir  erforschen  muss. 
By/.nuz.  lindet  er,  lieruhte  auf  zwei  Kultur^cliichtfU :  dem  Roma- 
niFinus  und  dem  Tfellenismus.  Die  piir/.e  )>y/x\ntitiischo  Geschichte 
U'stoht  aus  dem  Kain]»f  dieser  beiden  Elemente.  Auch  auf  dem 
(iol»itte  flor  >^taatsver\valtutifr  heiregnen  wir  ihnen,  die  keineswegs 
rein  römische  Züge  trug.  (Jribowski  stellt  die  verschiedenen  Be- 
vr»lkr'niiig8klas8en  in  Byzanz  dar.  den^n  rei-htliche  Stellung  und 
Organisation,  beleuchtet  das  allgemeine  Kulturlel)eii  der  Bevölkerung 
und  zeigt,  dass  der  Grund,  weshalb  die  vielzüngige  Bevölkerung 
sich  als  ein  Volk  fühlte,  der  Hellenismus  war.  Der  Autor  beweist, 
dass  die  aus  Rom  herrdjergenommeue  Ccntralisation  blos  scheinl»ar 
wai  und  dio  Solbstbesiiramung  der  einaelnen  Teile  keineswegs  be- 
hinderte. Deti  Beziehungen  swischen  der  Regierungsgewalt  aod 
der  Einwobnerachaft  der  Hauptstadt  schenkt  der  Autor  grosse  Auf- 
merksamkeitf  es  wird  da  die  I^edeutung  der  Plebs,  die  an  allen 
Strassen  Unruhen  teilnahm,  dargestellt  und  erklArt,  wie  es  dazu  lom, 
dass  die  hauptstädtische  Bevölkerung  die  Ernennung  und  Abeetzuos 
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der  Kaiser  in  ihre  Hand  bekam,  stigleich  mit  der  Eontrolle  ihrer 
Thfttigkeit  Davon  aui^ehend  habe  eich  nun  dann  die  Idee  der 
Volkssouveranetat  entwickelt  Der  leiste  Teil  der  Arbeit  ist  der 
Stellung  der  Macht  in  Byzana  gewidmet  Oribowski  behauptet^ 
daas  die  gtlechieche  Bevölkenmg  an  Selbstverwaltnng  gewöhnt  ge- 
wesen sei,  die  Gentralisation  aber  ein  römisches  Produkt  Alles 
in  Allem  bietet  das  Werk  Gribowskis  nicht  sowohl  eine  Staats» 
rechtiüclie  Arbeit  im  Sinne  einer  Untersuchung  Aber  die  Bevölkerung 
und  die  Staatsgewalt  in  Byzanz  nach  den  QueUen  ihrer  Rechte 
nnd  Pflichten,  als  eine  Darstellung  der  allgemeinen  Grundsfttze  in 
den  Beziehungen  zwischen  Macht  und  Volk  im  byzantinischen 
Reiche.   Und  diese  Aufgabe  hat  der  Verfasser  gut  gelöst 


Anhimg. 

Die  PoUttk,  aU  solMiaiige  Yinauchait  in  Miete  der 
StatlBkiiiie  Tel  fiebitoeherln.^) 

Keferent :  Wladimir  v.  Rennenkampf)  Professor  der  Kechte,  Oilessa. 


Emle  1897  gab  T,-i  liitsclitM  iii  den  3.  Teil  seiiR\s  Cursus  der 
.,St5uitswiss.  ii>chaff  lieraus,  die  ^olitik^S  und  erfüllte  hiermit  den 
von  ilmi  vfrfnlj^f>n  Plan. 

Nach  dem  allgemeinen  Plan  des  Verfassere  bestellt  der  Cursus 
der  Staatswissensohaft  aus  drei  Teilen:  a)  die  juristische  Organi- 
sation des  Staatos,  die  duixili  Gesetze  und  Institutionen  das  Volks- 
lel:»on  l>eRtinimt  und  die  gemeinsamen  Interessen  des  Volkes  zum 
allgemeinen  Wohle  leitet;  dieses  Gebiet  liiMet  den  Inhalt  des  all- 
gemeinen Staatsrechts  und  ist  im  1.  Teil  der  Art»eit  Ts<  liitscherin's 
niedergelegt;  b)  aber  die  juristische  Seite  ci*schopft  noch  bei  weilom 
nicht  das  ganze  stiatliche  Leben ;  seinen  Inhalt  bilden  die  l^bons* 
gnmdlagen  und  IntereEisen  der  Privat]>ers(uion .  der  sozial-n  Ver- 
bände und  der  gesamten  Gesellschaft.  Die  Gesellschaft  bleibt,  in- 
dem sie  sich  von  der  juristischen  Seite  dem  Staate,  als  höherer 
Einheit  nnterordnetf  in  ihrem  innem  Leben  eine  freie,  sich  selbst 
bestimmende  Person;  die  gesamte  Thfttigkeit  der  Menschen  und 


')  Cfr.  die  Berichte  desselbeo  Referenten  über  die  ersten  beiden  Bäode 
des  Konus  von  TscbitscberiD  in  dem  Jabrbueh  für  ltt90  und  1897. 
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der  sozialen  Verbände  auf  raatoriellem  und  goistigora  Gebiete,  auf 
dem  Felde  der  AVissenschafteu,  der  Künste,  der  Gewerbe,  beschräukt 
äich  nic'lit  auf  die  Grenzen  ihres  Stanks,  sondern  bost'  ht  im  Ve^ 
kehr  mit  allen  Ländern  der  Erde.  Staat  und  Gesellschaft,  ver- 
schieden durch  ihren  Inhalt  und  Umfang,  stehen  dessen  ungeachtet 
in  bi'st&odiger  Verbindung  und  Weclisel Wirkung  mit  einander.  Der 
Staat  hfltet  und  leitet  das  Leben  des  Ganzen,  die  Gesellschaft  giebt 
die  Richtung  der  Steatsoidnung.  Die  Erforschung  der  Qdseliachaft 
in  ihren  Omndel^nenteii,  In  ihrem  ESnfluu  auf  den  Staat  iHldet 
den  Gegenstand  der  Wissenschaft  ron  der  Qesellachaft  oder  der 
Soziologie,  die  eben  den  3.  Teil  des  Kursua  von  Tschitscherin  aus- 
macht; c)  der  Staat  bestimmt  imd  leitet  die  Gesellschaft  in  der 
Erreichung  sozialer  Ziele  zum  allgemeinen  Wohle.  Dieses  Wohl 
wird  blo«  stufenwdse  verwirklicht,  entsprechmd  den  lokalen,  zeit* 
Hohen  Bedingungen,  entsprechend  der  Entwidcelungsstufe  des  Volkes; 
in  Jedem  gegebenen  Momente  entstehen  gewisse  private  Aufgaben, 
die  ihre  besonderen  Bedingungen  haben  und  besondere  Mittel  ef> 
fonlem.  Das  richtige  Erfassen  und  L^ten  der  gesamten  Zide,  vie 
auch  der  privaten  Aulgaben  bildet  den  Grund  und  Inhalt  der 
„Politik,  welche  die  Wissenschaft  von  den  Mittehi  zur  Erreichung 
der  staatlichen  Zwecke  ist,*^  Die  Politik  entspringt  also  dneneits 
der  Lehre  vom  Staate,  andererseits  aber  muss  sie  der  Sozkilogie 
folgen,  da  die  politische  ThAtigkeit  des  Staates  wesentlich  vom 
Zustand  der  Gesellschaft  abhängt  Der  Lehre  von  der  Politik 
widmet  Tschitscherin  dm  grossen  (552  S.)  B,  Teil  seines  Kursus. 

Der  Gedanke  der  Bearbeitung  der  Staatskunde  in  drei  abge- 
sonderten Teilen  —  Staatsrecht,  Gesellschaltelehre  und  PiflHik 
entwickelte  sich  im  zweiten  Viertel  des  XIX.  Jahrhunderts  ibkI 
warb  sich  erstkla-nsige  westeuropäische  Publizisten  an.  wie  Stein, 
K.  Mohl,  Alirciis,  Glaser,  Sj)encer,  Passy  u.  a.  Entj^tanden  uikl 
befestig)  li.tt  sich  dieser  (ieilaiike  cinei'seits  unter  <leiii  Kinfluss  der 
aue.öoroidentlidien  Entwu  kliiiig  der  gesellschaftlichen  Elemente  im 
XIX.  Jahrhtindcrt  —  der  starken  wirt>chattlichen,  geistigen,  politi- 
schen Verbände,  —  die  einen  gc^walti^^en ,  nicht  selten  übe^ 
wältigeinlen  EinflusH  aut  Uiü  St^iatMDnlimng  auszuüben  beganiicu, 
aiKleriTseith  —  iiitolge  der  vcrwickeltereii  und  ei  weiterten  Auf- 
gatien  und  Mittel  ziu'  EHüllung  der  Staats-Zwei  ke.  Die  jetzigen 
Kegiorungen,  die  von  Auget^icht  zu  Angesicht  Biugcrn  gegeüüber- 


Digitized  by  Google 


—   871  — 


iteheO)  welche  im  Vollbesitz  ihrer  Rechte  sind  und  es  mit  einer 
riesigen  £!iitwicskelunf;  der  produiitiven  Kräfte  d.  s  Volkes  /.u  thun 
babeit,  welche  einen  Absatz  ihrer  Arl>eit  in  :ill<  i  ilerivn  Lftuder 
enoheU}  die  von  innen  durch  d^is  parlamentarische  Regime,  von 
aussen  durch  den  internationalen  WettUui  und  Kampf  bescbrftnkt 
sind,  können  sich  nicht  mehr  mit  den  dürftigen  Regeln  Maochiar 
velli's  Del  principe  (a.  1520)  begnügen,  die  fOr  die  mittelalterlich«», 
unbeschrankt  auf  .kleinen  Gebieten  thätigen  Dynasten  hinreichend 
waren. 

Bis  jetKt  hat  sich  jedoch  weder  ein  gemeinsamer  Phm,  noch 
Inhalt,  noch  die  Wechsdwlrining  der  drei  erw&hnfeen  Gebiete  fest- 
stellen lassen.  Besonders  schwach  sind  die  Versuche  einer  selbst* 
stSndigen  Bearbeitung  der  Gesellschaftslehre.  Die  Einen  (ESsdier) 
beschrftnken  dieselbe  auf  wirtschaftliche  TerhUtnisse;  andere,  wie 
Stein,  verstehen  unter  Gesellschaft  die  Verteilnng  der  gesellsuluft- 
lichen  Güter  —  Macht  und  Ehre  unter  dem  Einfluss  der  wirt* 
sohaftlichen  Bedingungen;  R.  Mohl  fssst  die  Gesdlschaft  als  Ge- 
samtheit der  beetftndigen  Verbände  auf,  die  zwischen  Staat  und 
Privatpersonen  stehen;  die  Kathedamssialisten  endlich  (Schälfle, 
Wagner)  erkennen  die  Gesellschaft  als  höhem  Organismus  an,  der 
den  Staat  selbst  umfasst,  welcher  das  Mittel  bildet,  um  Private 
Personen  und  souale  VerbAnde  der  Gesellschaft  sn  unterwerfen. 
Ebenso  misslungen  ist  die  Soaiologie  Tschitscherins,  darüber  hatien 
wir  schon  ausfOhrlich  berichtet  bei  der  Besprechung  des  II.  Teiles 
s^nes  Werkes. 

Tschitscherin  selbst  giebt  zu  (Vorwort  zum  1.  Teil),  ds\m  die 
SoziülMgie  bislang  „schliesslich  nichts  anderes  sei,  als  ein  chaotisches 
Gemisch  aller  möglichen  ökonomischen,  juristischen  und  jinlitischen 
Kenntnisse  und  Ansichten,  die  am  allerwenigsten  auf  den  Xaiii'  ti 
einer  Wissenschaft  einen  Anspruch  haben  können'-.  Tschitscherin 
hat  seine   Wiss'-iixhatt   iih  iit   aus  Cliao^  hcrausgoffdirt  und 

'tliiio  Zweifel  häli«'  seine  Leine  vuiu  Staate  sehr  viel  gL'Wfjiiiicn, 
weiiu  er  sie  im  Zusammenhange  mit  der  Ges.  lls<  haft  U-ai  lM  itct 
hätte.  Der  Grund  der  wenigen  Erfolge  der  Soisi«!!«»-;.  !!  l».  steht 
nicht  in  der  Neuigkeit  d*»s  Oesrenstandes,  nicht  im  Manir«  1  an 
KiVnigkeiteii  und  blcis-  der  Auturi'U,  MJiuiern  in  der  l'mirliti^keit 
des  ii»''lankeu.s  st  ll'>t.  dl»'  I/»hnMi  von  Staat  tind  Gescllsfhalt  l  inzeln 
ZU  erforschen.     Ks  ist  unmöglich,  die  btaat^rguuisution  aiiszu- 
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Sonden»  und  z\i  erklären,  wonn  oinmal  «lle  Krftfle  lind  die  pamt 
Ordnung  'Iih  Staates  durch  soziale  Elemente  entstehen  und  leben; 
andreiseitB  ist  es  undenkbar,  <lie  Oesellflchaft  dar/ustellen  iiiul  zu 
erfassen,  ohne  den  Staat,  in  dem  die  erste  ihre  Einigkeit  findet, 
ihfe  XiOitiing,  ihren  Schuts  und  ihr  Mittel  zur  Erceichung  höherer 
Aufgaben.  Zweifellos  scfaliesst  unsere  Ansicht  nicht  die  Not* 
wendigkeil  und  den  Nutsen  spezieller  Untersuchungen  eiiueber 
Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Staates  und  der  OeseUschaft  ms;  die 
Spezialisierung  kann  endlos  sein  und  die  neueeten  Aibeiten  der 
Statistik,  der  Volkswirtschaft,  der  Geschichte,  der  geeellBchaftlich^ 
P^chologie  haben  viel  Uoht  verbreitet  Aber  den  Einfluss  der  ge- 
seHschaftlichen  Elemente  auf  die  Organisation  des  Staaten, 
verneinen  blos  den  Nutzen  und  den  wissenschaftlichen  Chankler 
einer  Bearbeitung  der  Systeme  des  Staates  und  der  Gesellflchift 
in  ihrer  getrennten  Erscheinung. 

Gehen  wir  nunmehr  zu  unserem  eigentlichen  Gegenstand  -* 
der  Politik  fiber,  die  den  dritten,  den  Schlussteü  des  Werken  tod 
T^itschwin  bildet.  Vor  allem  bleiben  wir  bd  der  En^iriddung 
des  Begriffes  der  Politik  stehen,  als  eines  selbststBndigen  Zweigt» 
der  Staatswissenschaften.  Die  Benennung  Politik  (noJUtekt  tod 
nöXig,  Staat)  entstammt  den  griechischen  Philosophen,  viewoU 
dieselbe  bei  ihnen  einen  andern,  weitem  Sinn  hatte.  Man  venteod 
darunter  die  Lehre  vom  Staate  im  Allgemeinen  und  da  der  8tint 
nach  Anrieht  der  Griechen  sftmfliche  Sdten  des  Menscheolebens 
unifasste,  so  bildeten  auch  alle  jene  Fragen  einen  Bestandteil  der 
Politik,  die  das  Leben  der  Bürger  und  des  Staates  l)erührten.M 

In  neuerer  Zeit  (seit  dem  17.  Jahrhimdert)  begann  man  die 

')  So  enthält  Aristoteles'  Politik  die  Lehre  von  der  Ethik,  vom  Stnnte. 
vom  Beohte,  von  der  Familie,  der  Ökonomik  and  BUagogik-,  m  veiam  ^ 
rühmten  Ihaktat  benohäftigt  sidi  Aristoteles  vonngsweise  mit  der  Fr^^- 

wolche  iK>litische  Organisation  die  beste  sei  und  dem  Menschen  am  mei^teo 
Tugend  und  Wohlfahrt  garantieren  könne;  zu  diesem  Zweck  untrmi'ht  »»r 
sowohl  die  in  (xriechenland  existierenden  Formen  dtns  Staatslebens,  al.^  die 
vou  griechischen  Gesetzgebern  und  Phiiosopheu  vorgeschlagenen  Entwürfe 
fnameotlioh  die  Oiganieationeii  von  Sparta,  Kreta,  die  Gesetzgebung  SoloJ* 
Drakoe,  Pittacus,  Thylolaus  ans  Theben,  die  Sntwüife  von  Platov 
u.  a.)  Eine  ähnliche  Verbindung  der  Lehre  vom  Staat  und  von  der  Politik 
heri>;chte  bei  den  Römwn  und  ging  von  ihnen  in  die  mittelalteriiohM 
Juristenecbulen  über. 
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Politik  von  der  Leine  Tom  Staate  zn  trannen.  Die  erstere  hatte 
man  aber  nicht  als  beflonderae  wissenfichaftliclMS  Gebiet  auf,  sondern 
betrachtete  tüe  als  eine  praktische  Thfltigkeit  —  als  die  Knnßt 
den  Staat  zn  regieren  iind  Itfittel  zur  Erreichung  staatlicher  Zwecko 
zn  finden;  diese  Kunst  galt  für  beßonders  wichtig  zur  Verwaltung 
der  answäiligen  Staatsgescliäfte,  deshalb  nannte  man  vorzugsweise 
diejenigen  Pei-senen  ,.Politiker",  die  sich  mit  iiusaei-on  Angelegen- 
heiten Itefassten.  Ais  aber  am  Eutk'  des  18.  und  im  IS).  Jahr- 
liinuleii:  die  staatlichen  Aufgaben  komplizierter  und  hrt  iter  wunlen, 
als  die  innere  Verwaltung  von  Onmd  aus  um^^estjiltet  ward  und 
d:is  koiistiUitionelle  Regime  sich  entwickelte*  als  die  Gcsellsehidt 
verscbi<M]<  iiartige  Forderungon  an  dio  Regienin^^  zu  stellen  begjinn, 
da  ei  wit-en  sich  die  blosse  praktisclie  Weisheit  und  dio  T/  itiing 
des  m'sundi  n  Menschenverstandes  als  imgenügend  zur  Verwaltung 
dt's  Stiuites;  es  wuiilen  allgemeine  Regeln  ei-forderlich  zur  Ent- 
deckung sicherer  und  guter  Mittel,  um  die  staatli(  heii  Anfgal)en  zu 
erfüllen.  Zu  dieser  Zeit  nun  entstanden  /.ienilieli  viele  Arbeiten, 
in  «lenen  lie  allg^emeiiieii  Grundsätze  und  Kegeln  der  Politik  als 
einer  Xun.st  des  Kegierens  dargestellt  wurden.  •)  In  der  engten 
llälftf  des  \9.  Talirhunderts  wendete  man  eine  besondere  Auf- 
merksamkeit der  Bearbeitung  der  Politik  zu,  als  der  Kunst  des 
Bierens  im  konstitutionellen  Sinne  und  im  internationalen  Verkehr.  2) 
In  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhnndoit'?.  als  ziemlich 
▼iele  Regeln  praktischer  Zweckmfissigkeit  und  Vemiinftigkeit  ge> 
sammelt  worden  waren,  als  sich  erwies,  dass  auch  die  I'raxis  dem 
allgemeinen  Gesetz  des  Zusammenhanges  zwischen  Ursache  und 
Folge  nnterwoifon  sei,  entstand  der  Gedanke  der  Bearbeitung  der 
Politik  nicht  blos  als  einer  Kunst,  sondern  auch  als  einer  Wissen- 

An  <'rst»'t  Stelle  iht  auf  dio  Ahhandlnng  Bentliam  s  zu  ver\v»'ison, 
der  im  Juhro  Ilifl  seiaen  Versucb  der  [HjUtiscIicii  Taktik  (Essay  uii  poltticHl 
tactics)  veröfientUohte  nnd  auf  Scblözer's  Staatareobt  uod  Staatsvei^asäungs- 
lehre  (1793),  der  als  An^be  der  Politik  die  Bearbeitung  atatiattscber 
Kenntnis-se  von  den  Staatskr&ften  nnd  die  ErfofBehung  von  Quellon  zu  einem 
xweckinässigen  Vorwalten  des  Staates  biii>tt>llte. 

^)  T>ii>  liclcanntpstpri  Arheiton  in  (Jii'si.'i  liichtini»,'  ^^ehJirpn;  BenjanuD 
Conbtaut  (Cuufü  dt»  politi<juc  t  oiistitutiuUüUe  lb2U),  Zaobariae  (V»erzt;jr  Biimie 
vom  Staate  lö-l — 1832),  Vollgraff  (System  der  praktischeu  Poluik  im 
Abendlande  1828),  DshlRiaon  (Die  Politik  aaf  den  Grund  and  das  Mass  der 
gegenwirtigea  Zosttnde  surttokgefohrt  1885),  Waits  n.  a. 
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Schaft,  die  die  a)lg*^meinen  Gnindfifltn  und  Bedingungen  fQr  die 
praktiAche  staatliche  Thfttigkeit  bestiminen  und  eine  parallele  Stelle 
nehen  der  Wissensdiafi  des  Staatsrecht»  einnehmen  miteEio.i) 

R  y,  Kohl  definiert  (in  seiner  Encykl.  der  Staatswissensehaften 
1872)  die  Politik  als  Wissenschaft  von  den  Mitteln,  mit  deren 
Hilfe  dio  Staats-Zwocke  inogliclist  vollständig  und  erfolgreich  erfflllt 
wordon  kflniien.  Dio  Politik,  als  Wissenschaft  von  den  Mitteln  <ler 
stiuitlit  licii  Tlia'i;L'l<<'it,  ninss.  nach  Mohl's  Ansicht,  das  gesamte 
Ochiet  des  >t;i.iiln  U<.'n  Zu>;inHnonlet)ons  nmfassen;  Alles,  was  als 
Bestandteil  ins  Staat^ircclit  kommt,  inus>  nw  h  tl^r  Politik  aiiL'oh'ir^n: 
ihn-  Unt.-i  st  hial  bestellt  hl<»s  in  den  Ii»Mlingin»gen  und  Aufpljt;n 
der  Bearb'  i tinig. 

In  s»Mneni  rt|t;it.'ni  Work  —  der  Kncykl.  der  Staatswissen- 
srhafti-n  prsrflnzt  Mühl  den  MaiiLri-l  ;m  Systt-Mualisiennig  der  Politik, 
iinlou!  fi-  •  iiii'  systi'tnatisclio  riK'rsicht  des  Inhalts  der  Politik  und 
iliii's  Verhiiltiiiss<'s  zu  iindcrn  Zweigen  der  sozialen  Wissenschaften 
darbietet,  Mohi  i>leibt  da  bei  seiner  nrsiirünirlifhen  Anf^irlit  nhf'T 
den  Umfang  der  Politik  und  hält  sich  Tiaincntlirh  bei  der  Erklärung 
des  Verhältnisses  der  Politik  zu  Reclit  und  Mond  auf.  Es  darf, 
sjjgt  er,  kein  Wjdei-spruch  zwischen  den  Korderungen  des  Ralits 
und  der  Mor;d  l»ef?tehen  bezüglich  der  Mittel,  die  von  der  Politik 
vorgeschlagen  werden.  Dergleichen  Widei-spnich  wünie  den  Staat 
in  seinen  Grundfesten  erschüttern  und  zur  Ei-sf  tzung  der  ewigen 
Ordnung  durch  ein  System  gegenseitigen  Betrages  und  Raubes 
führen. 

Die  hervorragt^ndsten  unter  den  nachfolgenden  Publizisten,  (Ii** 
die  Politik  als  besondei-e  Wiasenseliaft  bearlieiteten,  Bluntschli  und 
IToltzendorfT  fassen  «las  Verhältnis  der  Politik  zum  Recht  und  zar 
Moral  Ahnlich  wie  Muhl  auf,  setzen  aber  ihren  Inhalt  und  ibie 

•)  Hauptvertreter  dieser  Hicbtung  waren  K.  v.  Muhl,  Bluntschli, 
Holtaendorff,  denen  es  auch  gelang,  ihren  Gedanken  za  TerwiiklidieD  und 
wertvolle  Abhandlangen  über  Politik  im  Sinne  einer  selbatsttedigen  Wiasea- 

.Schaft  vorzulegen  (Politik  von  R.  v.  Mohl  1862—1869;  rrinzipieo  der 
Politik  von  Fr.  v.  Holtzoodorff  1800;  l'olitik  als  Wissenschaft  von  Bluntschli 
IK7(;).  Pin  Ail.t'it-  n  von  Holtzendorff  und  I^lnntschU  sind  voüstäudigo 
syMteniatische  wi-siMischaftlicho  Kurse.  Ansserdoni  erschienen  im  I^id<? 
der  letzten  10  .lalire  viele  nionographische  Arbeiten  über  einzelne  Fragen 
der  Politik:  Über  Nationalität,  politische  Parteien,  Veihtttnis  des  Staates 
sur  Kirche.  Stellung  der  Arbeiter.  Kapitaltsnus,  Wahlsysteme  elc. 
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Verbimlung  mit  dem  Staaterecht  etwas  andere  «nd  jj^ennuor  fost. 
Blunfcic-hli  findet  überhaupt  Mohls  Definition  der  Politik  zu  ouf?. 
Die  Politik  untersuclit  nacli  Bluntwhii's  Ansicht  die  Zwooko  und 
Mittel  de»  Staates  und  ist  dio  Wisscnscliaft  vom  staatlichen  Lclx>n. 
Indem  er  genanor  das  Vf  i  iiiilmis  des  Stiuitsrochts  zur  Politik  ent- 
wickelt, limlet  liliuitschli,  dass  orstoi-es  den  Staat  in  j^einer  Or- 
luanisation,  stMnen  Institutioji.  n  und  Ooset'/rn,  soim  i-  olnmnl  fest- 
peRot'/.t»»!)  <  »iilmirm"  orforscht.  während  di»"  l'nlitik  ilt;n  »Staat  in  der 
H<>\v(><j:iinfr,  in  der  Kiitwit-kluiig,  in  seinen  liodürfniRscn  und  seiner 
Arlieit  niit«'rsuiht :  <]n<  Staatsre<'ht  verhält  >i<-li  also  zur  Tnlitik, 
wie  Ruhe  zur  i}ewei*nnj;.  Die  Aufgaben  der  Politik  sind  auf  die 
Kn-eifhuntr  dei-  Ruhe  ^erichtrt.  andrerseits  aber  liiri:f  die  Ruhe  clor 
Staats«  ird  II  Ulli;  die  Kt-iiii»'  mui  Anlässe  zur  weitei-en  Reweginig  in  >i«li. 
Deshalb  hiiden  Staatsieclit  un<l  Politik  zwei  Seiten  eines  üanzen. 

Tschitsehenn  defiuieit  die  Politik  als  „die  Wissenschaft  von 
den  Mitteln  zur  Eri\?ichimg  der  Staatszweeke".  Dieser  R4'griff  ist 
Toilständig  ähnlich  denjenigen,  die  von  den  deutschen  Publizisten 
vorgeschlagen  wurden;  man  muss  aber  sagen,  diuss  unser  Gelehrter 
aeiuen  Beg-ritr  viel  weiter,  umfassender  und  methodischer  ausarbeitet. 

Die  Politik,  sagt  T»?hit8cherin,  ist  wie  die  Kunst,  wie  die 
Geläufigkeit  in  der  Benutzung  der  gesellschaftlichen  Elemente  und 
Interessen  zur  ErfOUung  iif^nd  eines  Sfaat-zwcckes;  die  Piaxis 
ist  hier  det  Th*  one  voraufgegangen.  Jeder  Staatsmann  hat  die 
besten  Mittel  und  Wege  zur  Verwaltung  des  Staates  ausgesucht, 
darin  bestand  eben  die  politische  Weisheit,  von  der  der  regelmässige 
und  erfolgreiche  Gang  des  staatlichen  Lebens  abhing.  Solange  das 
Volk  in  Bich  selber  eingeschlossen,  immer  denselben  Weg  geht, 
genügt  der  praktische  Sinn  allein;  wenn  es  abor  den  Schauplatz 
der  Weltgeachiehte  betritt,  in  verschiedenartige  Verbindungen  mit 
anderen  VOlkera  tritt,  wenn  sein  eigenes  Leben  schnellerer  Ent- 
wicklung und  vefschiedenen  Stessen  tuterworfen  wird,  dann  er- 
weist ach  der  gesunde  Menschenverstand  allein  als  ungenflgond. 
In  diesem  Fall  kann  man  sich  nicht  mehr  danof  berufen,  dass 
jedes  Volk  seine  dgenen  Wege  wandelt,  dass  der  Staatsmann  blos 
praktisch  adne  heimatlichen  Dinge  kennen  soll,  ohne  das  Fremde 
beachten  an  brauchen;  solch  eine  eng^nationale  Ansicht  kann  nur 
als  Deckmittel  der  Unwissenheit  dienen,  die  der  Staat  mit  hohem 
Preise  beiahlen  muss.    Es  ist  also  eine  allgemeine  politische 
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Bildung  iiStig,  eine  Wissenschaft»  die  die  staatlichen  und  sozialen 
Ersdieinungen  unterauchen  aoll  in  ihren  allgemeinen  Gesetzen,  in 
der  successiven  Verbindung  von  Ursache  und  Folge,  die  den  Sion 
des  gegenwärtig  Existierendeii  dariegen  und  sowohl  einen  liaesslsb 
»u*  EinschAtsung  der  politischen  Verhältnisse,  als  eine  Anleitnag 
aur  ferneren  Richtung  weiaen  aoll  „(Hebt  es  aber  eine  solche 
Wissenschaft  im  Gebiete  der  Politik?'  frsgt  Tachitscheiin.  „Kann 
die  Politik  beständigen  theoretischen  Regeln  sich  unterwerfen?  Bei 
der  endlosen  Mannigfaltigkeit  der  Lebensbedingungen,  der  nminf- 
hGrltch  sich  abwechselnden  Faktoren  der  soaialen  Verhältnisse  — 
ist  denn  da  eine  Möglichkeit  vorhanden,  irgend  welche  allgemeineo 
theoretischen  Regeln  und  Gesetxe  aulausteilen,  die  die  Sandlnngs- 
weise  bestimmen  kihmten,  die  je  nach  den  Va^hiltnissen  des  Ortes, 
der  Zeit  tind  der  handelnden  Personen  nötig  ist?  Hat  denn,  so 
eine  praktische  Thätigkcit  sich  nicht  ausschliesslich  duix-h  den  go- 
sundon  iFenschenvorstand  leiten  zu  lassen,  der  »las  W'ünscliens- 
werte  und  Mögliche  zu  erkennen  und  die  Folgen  der  Zukunft  zu 
erraten  weiss/''  (S.  1 — C).  „Dergleichen  Bemerkungen",  sagt 
T.schitscheiin,  „sind  aber  auf  alli-  Grliirte  der  menselilichL-u  Thätig- 
kcit anwendbar  und  denuo«  Ii  hindert  das  nicht  deivn  wissonsehaft- 
liche  Erf(iri>('liung.  Wo  eine  Heilii'  von  sich  wit'derh()len<len  gleidi- 
ailigen  Erscheinungen  besteht,  dort  ist  auch  <]cr  ("rcMenstind  zum 
Studium  vorhanden,  sind  aticli  (!cM>t/.e  da  und  eine  WiRsen.schaft. 
Natürlich  sind  diese  (Icsct/i'  anderer  Art,  als  dicjcni|:cii  der  Mathe- 
matik und  Physik.  Die  i'olitik  liat  es  mit  freien  nicnseldichen 
Handlungen  zu  tliun,  vi»ti  einer  rein  nieclianisch«'!!  Notwemli^'keit 
kann  bei  ihr  keine  Hrnle  sein.  Alx^r  die  menschliche  Freiheit  selbst 
ist  allgemeinen  Gesetzen  unterworfen:  <lie  Oesehichte  der  Mensch- 
heit stellt  eine  gesetzmänsige  Entwicklung  dar,  in  welclier  die 
nienscldiche  Fiviheit  nicht  blos  als  wichtigster  Faktor  ei-scheint, 
»oudern  auch  als  bewusstcs  oder  unViewusstes  Instrument  der  höheni 
Prinzipien,  die  in  der  Tiefe  des  menscddichen  Geistes  ruhen.  Bl<>s 
diejenigen  Bestrebungeu  und  lliuidlungen  des  Menschen  erzielen 
einen  Erfolg,  die  sich  mit  den  Gesetzen  der  physischen  Natur, 
den  Bedingungen  der  den  Menschen  umgebenden  Verhältnisse  untl 
don  Beziehungen  zu  andern  Menschen  im  Einklang  befinden.  Die  Er- 
foi*selumg  all  dieser  Oeaetze  und  Bt?ziehungen  bildet  die  Aufgabe 
der  Wissenschaft  und  den  leitenden  Grundsatz  für  die  Praxis.  Sie 
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ersetzt  natürlich  ni^ht  d»Mi  |>iaktisrhr'n  Sinn,  das  lebondig«*  Ki fassen, 
das  allein  nur  zu  entscheiden  im  Stande  i.st,  was  ehen  zur  ge- 
f^benen  Zeit  und  am  gfogclienen  Ort  von  Nöten  ist,  sie  verleiht 
let/teioiii  aber  eine  höhere  Beleuchtung  und  Stutze.  Auch  im 
Gebiete  der  nhyslsdipii  Wissenscliaften  lehrt  die  Mechanik  nicht, 
wie  eine  neue  Masciune  su  bauen  ist  — ;  das  ist  Sache  des  Er- 
tindeis.  Sie  weist  aber  jene  allgemeinen  Ges^^tze  an,  die  der 
Meclianiker  zu  berücksichtigen  hat,  damit  seine  Maschine  fungiert. 
Das  echt  wissenschaftliche  Veretänduis  <ler  politischen  Erschei- 
ntincTon  Ixsteht  nicht  im  negativen  Verhalten  -m  ihnen  inid 
nicht  in  ihrer  Siil>8ummiening  unter  ein  abstraktes  theoretisches 
Mass,  sondern  im  Erfassen  ihres  {xtsitiven  Sinnes  und  in  der  Be- 
stimmang  ihrer  Bedeutung  im  Oanaen.  —  In  der  Politik,  die  es 
mit  der  praktischen  Anwendung  allgemeiner  Gnindsfttie  su  thnn 
hat,  ist  so  eine  Ansicht  besonders  fruchtbar.  Die  Politik  ist  ihrem 
Wesoi  nach  eine  Wissenscluift  des  Relativen.  Damit  dieses 
Rdative  eine  rein  wissenschaftliche  Bedentnng  erhalte,  muss  es 
von  allen  Seiten,  im  gegenseitigen  Ztisaramenhange  erforscht  werden 
(S.  7—8). 

Dabei  wird  sich  hemusstellen,  dass  das  zu  einer  gewissen  Zeit 
und  an  einem  gewissen  Orte  Nfitsliche,  au  anderer  Zeit  und  am 
anderen  Orte  schAdlich  sein  kann,  dass  das,  was  den  Anschauungen, 
Sitten  und  Neigungen  eines  Volkes  entspricht,  sehr  wohl  einem 
andern  gar  nicht  nfitzen  kann.  Selbst  zur  selben  Zeit  und  am 
gleichen  Ort  können  die  Institutionen  und  Blassnahmen,  die  einem 
Teil  der  Bevölkerung  vorteilhaft  sind,  einem  andern  ge&hrbringend 
sein.  In  allen  solchen  Fragen  muss  die  Politik  sich  mit  dem 
Hinweise  der  nützlichen  imd  schädlichen  Folgen  dieser  oder  jener 
Sbssregeln  und  Institutionen  begnOgen,  sowohl  wie  derjenigen 
Bedingungen,  die  ihnen  förderlich  oder  entgegenwirkend  sind.  Von 
dem  praktischen  Sinn  der  Regierenden  hängt  in  jedem  einzelnen 
Falle  die  Entscheidung  der  Frage  ab  (S.  14—15). 

Der  Inhalt  des  Gegenstandes  der  Politik  und  ihre  allgemeinen 
Grenzen,  wie  sie  Tschitscherin  vorschlägt,  sind  mit  liluntschli's 
System  nahe  verwandt;  der  Unterschied  tritt  nur  in  der  Ver- 
teilung d(»r  minder  wichtigen  Abs<  hnitte  und  Fragen  hervor. 

Tschitscherin  teilt  die  Politik  im  Alltri  ineinen  in  eine  äussere 
und  eine  iunere  ciu.    Eretcre  setzt  ein  Volkerrecht  voraus  und 
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hilrirt  .'Inr'ii  Toü  iliivr,n.  Dii'  inmMv  I*nlitik.  dio  alloiii  Tsrhit.schi'iiu  > 
Kursus  aiisnm<-ltt.  uinfasst:  a)  (]!'•  P'^litik  der  Staatf'nrGranisation.  die 
die  Eleiiit-jito  uiiki^iucht,  welcli»-  ilen  Staat  bilden  und  di»»  ver- 
s^iliiodoneii  Hegierungsfonnen,  ihre  Vorteile  und  Mäiii,ol.  wie  auch 
die  Mittel,  durch  die  sie  erhalten  werden  (Ti  IT — III);  h)  die 
Politik  der  Gesetzgebung;  feie  beleuchtt^t  die  widitigsten  Faktoren 
und  Elenjonte  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit^  weist  die  Mittel 
an,  um  Gesetze  in's  I>et)en  einzufrdiren,  die  Tradition  und  den 
Fortschritt,  Reformen  und  lievolutionen,  die  allgemeine  und  die 
ort  liehe  Gosetzgebung  (B.  IV);  c)  die  Politik  der  Verwaltung  unter- 
sucht die  wichtigsten  inneren  Zwecke  des  Staates  mid  weist  die 
Mittel  an,  die  zu  deren  Verwirklidnuig  nötig  sind  (B.  V);  d)  der 
vierte  Äbsc;hnitt  endlieh  ist  der  firforachiing  iler  politischen  Parteien 
gewidmet  (&  VI),  die  einen  so  grossen  Einfliiss  auf  den  Gang 
des  neuesten  Staiitslebens  üben. 

In  allen  diesen  Teilen  »eines  Werkes  bietet  der  Autor  sehr 
inhaltsreiche  Untersuchungen  mit  praktiaoher  ErklArung  sowohl  der 
Theorien,  als  auch  der  positiven  Ersdieinungen;  seine  Artieit  ist 
im  Stande,  Jeden  grOndlich  mit  dem  Gegenstände  bekaunt  zü 
nuKühen  und  ist  auch  fOr  den  Fachmann  interesssnt  Natflrlich 
konnte  der  Autor  bei  der  hundertjährigen,  reichen  auslfindischoD 
Litemtur  des  Staats*  und  Verwaltnngsredits  nur  in  seltenen  fUlen 
neue  Sitae  und  Residtate  gewinnen;  andrerseits  ist  aber  dieses 
Werk  bei  weitem  keine  blosse  Kompilation  odc^  Auswahl  aus  der 
Masse  der  existierenden  Monographien  und  Lehrbücher.  Der 
Autor  untersucht  die  betreffenden  BVsgen  selbständig,  mit  äusseisler 
Konsequenz  und  giebt  ein  wohlgebautes,  voUstftndiges  politiacbes 
System.  Was  die  faktische  Seite  betrifft,  so  ist  Tscfaitscherin's 
Werk  bedeutend  frischer  und  neuer,  als  die  Kurse  der  Politik  m 
R.  V.  Uohl,  Holtzendorff  und  Bluntschli,  die  in  dem  Zeitraum  von 
1860—1876  erschienen;  unser  Autor  ffihrt  in  den  Kreis  seiner 
Untersuchungen  auch  die  späteren  Ereignisse  ein,  die  sich  in  den 
Jahren  1880—90  abspielten.  FOr  den  nisidscben  Rechtsgelehrten 
ist  das  Werk  Tschitscherin^s  besonders  interessant,  da  er  bei  allen 
wichtigem  Fragen  die  Erscheinungen  des  innerrossischen  Lebens 
in  Betracht  «ieht  und  sie  einer  selbständigen  Analyse  imterwtrft; 
so  namentlich  die  Verwaltnngsformen,  die  Zentralisation,  die 
Bui-cauki-atie,  die  Landschafts- Verwajtungen,  den  ländlichen  Besiti, 


Digitized  by  Google 


die  StiliidcN  die  Kirche,  die  GemeiuUe,  die  wirtächafüichc  Fi-cihoit, 
die  Presse,  dif»  Parteien. 

Wir  Wüliea  niclit  den  Lt'.-x-r  mit  den  P^inzellieiton  Inhaltes 
des  Werkes  von  Tschitsoherin  liekaiint  machen,  das  wind«-  zu  vi*>l 
Plnt/.  in  Ansj>rMoh  nehmen.  Halten  wir  inis  alsu  nnr  hi'\  den 
wiciitigsten  Ansichten  des  Autors  auf,  besonders  da^  wo  er  auf 
das  russische  politische  Leben  verweist. 

Bei  der  Untersuchung  der  Frage  vom  Staiits-Territoriuni,  von 
der  Bedeutiu)g  des  Umfaoges  und  der  Oi-enzen  der  Staaten,  bemerkt 
Tschitscherin,  dass  kloine  Staaten  gflnstigei'e  Bedingungen  für  die 
politische  Freiheit  bieten,  als  grosse  und  da83  der  Menscli  in  kleinen 
Staaten  besser  seine  soziale  Lage  einrichten  kann.  Damm  sind 
aber  in  grossen  Staaten  die  Interessen,  die  Zwecke  und  Mittel 
grosser  und  höher;  das  Bewnsstsein  der  Zugoliörigkeit  zu  einem 
grossen  Ganzen,  das  eine  historische  Rolle  xu  spielen  berufen  ist, 
hebt  den  Geist  des  Volkes  zu  einer  Höhe  em[)or,  die  unerrnchbar 
ist,  selbst  für  ein  gebildetes  Leben  im  engen  Kreise.  „Namentlich 
heut  zu  Tage^S  sagt  der  Verfasser,  „erscheint  überall  die  Neigung 
zur  Bildung  grosser  VerbAnde,  die  allein  im  Stande  sind,  dem  Volke 
dm  ihm  gsbOhrenden  Platz  auf  dem  politischen  Gebiete  au  ver- 
schaffen. Viele  sehen  darin  sogar  ein  allgemeines  historisches 
Qeseta,  das  zur  Vertilgung  der  kleinen  Staaten  durch  die  grossen 
fahrt  Spenzer  hebt  die  Integrirung  —  d.  h.  die  Verbindung  der 
geschiedenen  Kassen  zu  grSsseren  Einheiten  —  auf  die  Stufe  eines 
Weltgesekzes  empor,  das  sowohl  die  materielle,  als  die  geistige 
Sphftre  umlssst.  Mit  dieser  Ansicht  indessm  ist  es  unm<^lich, 
einverstanden  zn  sein;  zu  einem  derartigen  Schluss  besitzen  wir 
nicht  genflgende  Thatsachen.  Der  Hang  zur  Vereinheitlichung,  der 
sich  zu  gewissen  Zeiten  offenbart,  bedeutet  gar  nicht,  dass  er  immer 
ansteigend  weiter  schreiten  wird,  ohne  einem  Gegeodruck  in  anderen 
Krftften  zu  b^iegnen.  Die  Geschichte  weist  ebenso  viele  Beispiele 
der  Trennung,  als  der  Verbindimg  von  Staaten  auf;  das  hftngt  vom 
Charakter  der  KrHfte  ab,  die  vorübergehend  anf  den  eisten  Plan 
treten.  Die  jetzige  ins  Schwanken  gerathene  Lage  Eiu'oj:)as,  das 
sein  froheres  Gleiciigewicht  verlor,  veranlasst  die  europäischen 
Volker,  sich  zn  mehr  oder  minder  grossen  politis4^cn  Verbänden 
au  vemnigen,  die  ihnen  die  Möglichkeit,  ihre  Selbstständigkeit  zu 
bewahren,  verleihen.    Aber  dergleichen  Vei'ciuiguugcü  finden  aucli 
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ihre  Gn^izo.  Zur  haltiiiijf  ilcs  (iloid»ge\vicht<  siiul  kleine  Staaten 
ebenso  nothweiidig,  %vie  grosse.  Eiobenin^on  milssen  «ler  inneren 
Kraft  «les  Stjuites  entspi-eeheti  mul  diu  fei»  jetlenfalLs  nur  dann  uiit-r- 
iiuMuiit'ii  werden,  wenn  die  frülieren  Besitznngen  schon  ln  Kt.tiKt 
sind.  Eine  grenxeiiiose  Venaehiiing  des  Tenit'n iuins  liringt  innner 
wes»i  iitlifhe  Nac  htPÜo  mit  sicli;  das  V«>lk.  das  in  solch  einer 
ZusjuniuiL'nsetznn^]^  \  orli«  rr^t  hend  ist,  geht  in  den  anderen  Völker- 
sdiaftt  ii  auf,  in  di<  >'  i-  Ht  zl-  hung  hat  übiigeub  einen  wesentliche« 
Kinllu»  der  Chanikter  d«  r  •  rworbenen  Länder.  Di^  Aiiudie^lennig 
von  <klen  Stn^eken,  iViv  \<m  wihlen  Stämmen  liowohnt  sind,  flht 
einen  «!:erinLren  EinflnsR  auf  das  Volksleben  dt-r  Eri)l>or»'r  und  i>^t  in 
knltnreller  Beziehung  nützlich.  Soh  hin'  Art  sind  unsei-e  Emljerungen 
im  Osten.  .  .  .  Aber  wenn  es  Russland  i^olingen  sollte,  Knnstan- 
tinopel  zu  ei-obcrn,  so  wflnle  die  Hehallung  dieses  Weltpunktes 
nicht  nur  unzählige  Opfer  erfordern,  sondern  würde  sich  auch  auf 
luisereni  ganzen  staatliehen  und  sozialen  Organismus  äussern;  da- 
durch wurden  sich  alle  Aufgaben  der  äusseren  und  inncrea  Politik 
RusalaodB  .Indern.  Der  Sdiwerpunkt  des  russischen  Landes  würde 
Bich  KlUu  Süden  hin  verschieben.  Eussland  würde  aufhören,  das 
2a  Bein,  wozu  es  die  Geschichte  gemacht  hat  und  die  ganze  Art 
des  russischen  VoUkes  wäre  eine  andere  geworden,**  fS.  r,7— 73.) 
Wie  alle  neueren  Puldizisten  erkennt  Tschitscherin  die  NationaUtftt 
als  den  Grundstein  des  Staates  an;  sie  verleiht  ihm  die  innere 
lebendige  Einheit.  Die  Hauptfaktoren  in  der  Sammlung  der  zer- 
streuten Nationalität  au  einem  staatliolien  KOrper  waren  die  Mo- 
narchen; indem  ue  oft  politische  Ziele  verfolgten  —  Vermdirung 
ihrer  Madit,  Vertilgung  kleiner  lokaler  Verbände^  AngUederung  der 
benachbarten  BesitetAroer  — ,  waren  die  Fflraten  und  E^^nige  von 
einem  richtigen  Instinkt  geleitet;  sie  verbanden  Gebiete  und  Stamme, 
die  si<di  durch  Verwandtschaft  des  Blutes,  der  Spradie  und  des 
Glaubens  in  natüriidier  Verbindung  mit  einander  befanden  und 
Bich  alBo  leichter  su  einem  Ganzen  zuaammenfflgen  und  einer  ein> 
zigen  Madit  unterordnen  konnten.  Das  in  der  Bevölkerung  lebende 
Bewusstsein  der  Nationalitftt  ging  dergleidien  Neigungen  der 
Monarchen  entgegen.  Als  typische  Bepr&sentanten  solcher  Rieh* 
timg  kennen  Franki^ich  und  Bussland  gdton.  Das  neueste 
Aufwachen  dos  nationalen  Bewustseins  steht  in  Zusammenhang  mit 
der  französische  Revolution,  die  als  allgemeines  Printip  den  Satz 
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proklamierte,  dafis  jedes  Volk  das  Becht  liabe,  sein  Schiokaal  selber 
XU  bestimmea;  und  obschon  die  Thaten  der  Republik  ihrer  thoo- 
retischeu  Lehre  wonig  entepracheo,  so  fidea  doch  deren  Samen 
tief  In  die  west-europftisc^n  QosoUsolukfien  und  flbeiall  gedieh  das 
Bewusstsein  der  Selbstständigkeit  des  Volksgeistes  und  der  Volks* 
BedOrfnisse. 

ttVieUeicht  niigends**,  bemerkt  TschitscheriO}  f^usserte  sich  die 
fortschrittliohe  Entwicklung  der  Menschheit  so  deutlich,  wie  in  dem 
Erscheinen  des  Volksbewusstseins  in  den  verschiedenartigstcu 
Stammen.  Griedienland,  Italien,  Deutschland,  die  slavisdien 
NationalitBten  «»standen  zu  neuem  Leben  im  Laufe  des  g^n- 
wftrtigen  Jahrhunderts"  (83).  Indem  der  Autor  aber  eine  so  hohe 
Bedeutung  der  KationalitSt  im  Leben  der  Staaten  beimisst,  giebt 
er  dennoch  auf  Grund  der  Geschichte  su,  dass  nicht  jeder 
Stamm  zur  Staatsbildnng  befilhlgt  ist  Um  einoi  selbststftndigen 
Pbtz  in  der  Reihe  Anderer  einzunehmen,  muss  man  genügende 
innere  und  äussere  Kräfte  besitzen;  das  nationale  Bestreben  allein 
reicht  iiiolit  aus.  Eine  besondore  wichtige  Bedingung  ist  in  der 
Fähiglieit  enthalten,  ehie  feste  Regierung  zu  bilden,  eine  starke 
Macht  hervorzurufen,  die  die  besten  lobendigen  Kräfte  dos  Volkes 
um  sich  scharen  und  ihi-e  i^echte  mit  eigeiitu  Mitteln  verteidigen 
könnte.  Andrerseits  äussert  sich  Tschitscherin  gegen  eine  masslose 
Vereinheitlichung  und  Auftlui  itiuig  einer  Nationalität,  „liu  Alter- 
niin  >agt  er,  „konnte  ein  Staat  ein  Tltergewicht  über  die  andern 
erlialtrn  nw\  -ii  Ii  zur  vorherrschenden  Macht  in  den  niensehliehon 
Gt'sellscliaftfii  machen;  in  der  neuen  Geschichte,  bei  der  Viel- 
fältigk-'it  und  Konipli/.ioitheit  der  Elenionte,  verteilen  sieli  die  Kräfte 
der  Menseldjrit  zwiselicii  iiicliicien  Vr>lkerii,  von  denen  jedes  seinen 
l^enif  hat;  die  politische  Kntw  i(  kliuig  treschieht  duiY'li  die  gesiintc 
Tiiätij;keit  Aller*'  (S.  971  Die  heuliLre  niililäriscbe  Macht^telluni;- 
l>eutächlands  sioht  unser  Antur  als  ln^ln<'k  an;  sie  i'.wingl  die 
Nachliaretiiaten  üuei-seils  gewaltigo  Hfi-tinip;<n  vorzunelnnen  und 
dadinvh  den  Volkswohlstand  zu  untergraben  und  ist  auch  für  das 
deutsche  Volk  unheilvoll,  „dessen  hohe  geistige  Fähigkeiten  unter 
dem  unnatürlichen  ÜIhtl^ow iclit  der  politischen  Interessen  leiden: 
die  Geister  werden  stumj)!  und  die  Sitten  i-oh  unter  dem  Druck 
des  ülH.Tmä8sigen  Militarismus.  Vom  Standpunkt  der  allgemein- 
menschlichen  Entwicklung  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  alle 
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Ydlker  freier  aiiftttmon  werden,  wenn  der  deutsche  Militarismus 
verschwinden  wird.  Bs  ]iandelt  sich  da  nicht  um  Zerstörung  der 
deutschen  Beichseinheit,  die  tief  im  Vollisgeiste  der  Qenuanen 
wurzelt,  sondern  um  Bildung  solch  eines  Bundes,  der  nicht  auf 
der  Vorherrschaft  der  MilitSi^Macht  gebaut  ist,  sondern  auf  der 
Befriedigung  der  materiellen  und  geistigen  Krftfte  der  mannigfachen 
BevSlIterung,  die  das  deutsche  Reich  aufweist**  (S.  97 — 98). 

Im  gleichen  Sinne  Äussert  sich  der  Verfasser  Aber  die  siavischen 
St&nme,  die  m  selbststRndigem  Leben  streben  und  mit  Ungeduld 
die  tiOsung  ihrer  Frage  erwarten.  „Man  kann  sicher  bdiaupten^ 
sagt  er,  .,da8S  weder  die  siavischen  BOche  in  das  ohnehin  viel  su 
weite  russische  Meer  susammenfliessen  werden,  nodi  letat^res  selber 
einmal  austrocknen  wird.  Die  siavischen  StSmme  sind  auf  einem 
riesigen  6ebiet  verstreut,  im  Norden  und  im  Bilden;  sie  sind  mit 
andern  Völkern  vermischt,  die  ebenso,  wenn  nicht  mehr  noch,  stark 
und  fremden  Einfluss  unzugänglich  sind.  Jeder  von  ihnen  hat 
seinen  eigenen  Charakter,  seine  Sprache,  sein  historisches  Sobieksa], 
auch  diutih  das  Glaubensbekenntnis  ^nd  sie  geschieden.  Indem 
sie  2ur  Selbstständigkeit  streben,  wünschen  sie  gar  nidit  von  andern, 
selbst  verwandtet!  Stümnien  versclilnngen  z«  werden  nnd  anf  diese 
Weise  ihi-e  Person liehkeit  zu  verlieren.  Das  Bewusstsein  der 
geistigen  Verwandtscliaft  zieht  nicht  eine  [politische  Einheit  nach 
sich.  In  pdlitisther  Hinsiclit  Itedeutet  die  slavische  Fnigo  gar 
nicht  dir  IJilduii!;  eines  einig'-n,  grenzenlos  gm-scn  Staates,  sondern 
die  Kiit.-li  huriLr  mittlerer,  sich  selber  verw;üteudcr  Einheiten,  die 
tlurcii  eine  meiu  oder  minder  enge  föderative  Verbindung  mit- 
einander verknüpft  sind  und  sich  unt«>r  «loni  Schutz  ein.  r  (i ross- 
macht befinden.  AVeicljc  Mai  hi  soll  es  aber  sein:  das  verwandte 
Hussland  oder  ilas  fri'mde  < Österreich'/  Diese  Frage  kann  bloü  vuii 
der  Goschiciite  gelost  werden  und  ist  vollstiln<fig  von  denjenigen 
Bedingungen  abh.'inglL'.  die  die  siavischen  Stämme  in  der  Zukunft 
Kusslands  und  Ost. ncii  Iis  linden  weiden  (S.  99 — 104). 

Xach  diesen  Frat:<'!i  beiiandelt  Tschitscherin  in  eiri/eliu  ii 
Kapiteln  die  Frage  von  den  besten  politischen  Onm<llageii  und  '!<"n 
Mitteln  zur  Erreielumg  staatlicher  Zwecke  in  Moiiarcliioi  n.  Ari-t 
kratieen,  Detnokratieen,  in  der  gemisehten  l^juiMik  den 
Bundesstaat  »Ml.  Bei  jedem  Kapitel  weist  er  sehr  riclitig  und  mit 
grosser  Treffsicherheit  die  Vor-  und  Xtachleile  dieser  oder  jener 
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Bedingungen  und  Mittel  nach  und  bringt  dafür  gonügonde  Beweise 
aus  der  Staatsgoscliichtö  auf.  Mit  doi-sellien  Griludlichkeit  erforscht 
er  die  Politik  der  Gesetzgebung,  erkläit  den  UnterHchied  und  die 
Folgen  der  Eeform  und  der  Revolutionsmittel  und  beleuchtet  seine 
SUae  durch  eine  treffende  CliarakteriBtik  der  (ksetzgebungs» 
entwicUung  Englands,  Fmnkretcbs,  Preussens  und  Busslands»  wobei 
er  eine  nahe  Analogie  zwischen  den  beiden  letztem  findet  Indom 
der  Verbsser  eine  besondere  Bedeutung  der  Festigkeit  und  Sicher- 
heit  des  Gesetzes  beimisst,  widmet  er  ein  besonderes  Kapitel  den 
Mitteln  zur  Befestigung  der  gesetzlichen  Ordnung. 

Ausser  der  Macht  der  Oewalt^S  sagt  er,  „ist  auch  eine 
dauerhafte  gesetzliche  Ordnung  nOtig^S  ^  Thfttigkeit  der 
Gewalt  selber  wesentlich  erleichtert,  ilue  sittliche  Bedeutung  be- 
festigt und  zugleich  den  Gehorsam  erleichtert,  denn  der  Mensch 
unterwirft  sich  leicht  den  Gesetzen  nur  in  dem  Fall,  wenn  sie 
ihn  zugleich  ßoch  ror  Willkür  und  Verfolgung  echfltzen.  Zur 
Befestigung  der  gesetzlichen  Ordnung  ist  vor  Allem  nOtig,  dass 
die  Achtung  vor  dem  Recht  sidi  in  den  Sitten  und  Oberzeugungen 
der  GeseUschaft  einbürgert;  dies  wird  nur  durch  hinge  historische 
Erziehung  erreicht:  durch  Schutz  der  mensoMichen  Persönlichkeit, 
Festigkeit  ihrer  Rechte,  SichersteUung  ihr»*  Zukunft  Darauf  sind 
die  persönlichen,  gesellschaftliehen  und  Familien-Tugenden  basirt; 
„daraus  entspringt  auch  die  Änhänglielikeit  an  die  gesetzliche 
Unlnung;  die  Menschen  schätzen  letztere,  wenn  sie  darin  einen 
Schutz  ihrer  Rechte  und  Interessen  sehen"  (S.  400—405).  EI)cnso 
wiclitit:  ist  es.  dass  die  Gesetze  mit  dem  Cliarakter,  den  Bedfirf- 
nissen  und  Neigungen  der  Gesellsc-haft  übereinstinmien  sollen.  Das 
musR  nicht  l)lo8  in  Rei)ubliken  und  k^'n^titutionrllrii  Staaten  gc- 
foideit  \verdt*n,  sondern  auch  in  unln.x'hränktiii  Munaichicn. 
Fr-  ili»  Ii  wird  diese  Aufgabe  in  letztern  Stiuiten  vn  'intacht,  denn 
es  wird  da  jede  offene  Opj.nsition  > utternt.  Dadurch  können  aber 
die  Beziehungen  dei-  iv  L^i'  iiMii^s^t walt  zu  den  Untertiianen  den 
Charakter  der  Aufrichtigkeit  und  Wahrheit  verHeren  und  die  ge- 
s<^tzhclie  (iniinnjg  dl«'  Festigkeit  und  Kraft.  Die  unabhängigen 
Menschen  s«  iiwrigen  luid  als  Stinuuführer  der  Oeseilsehaft  tieten 
Leute  auf,  die  um  Gnaden  beweise  bei  der  Gewalt  bulden :  es  bildet 
sich  eine  l^esondere  offizielle  Welt,  mit  i>esoiuleien  Sitten  und  l»e- 
sooderer  Spraclie,   eine  Welt  zur  ik-liau,  dio  nichts  mit  der 
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Wirkli'  bkt  it  gomt'in  hat.  Damm  ist  auch  die  Macht  solcher  ge- 
setzlichen Urdniing  ephemer,  eingebildet"  (S.  398).  ,,MacchiaveU 
konnte  meinem  FurKtoa  mten,  sich  vorzugsweise  auf's  Heer  zu 
stfUzcn ;  zu  jener  Zeit  war  es  die  einzige  wirkliche  Macht,  bei  der 
Oährung  der  mittelalterlichen  Elemente.  Alter  die  römische 
Republik,  die  Macchiaveil  l)ewanderte,  leichncte  «ch  durcth  aironec 
Achtung  des  QoHeizes  aus  und  Itegaiui  (^st  dann  zu  zerfallen,  als 
die  Eotwicklnng  der  geeetzliahen  Ordnung  durch  die  r«  vi  lutionaren 
Thatcn  der  Gmochen  gestört  wuitle.  In  nonor.^r  Zeit  giebt  cid 
Beispiel  der  streng  gesetzliolien  Bntwioklung  £ngland;  dort  wurden 
selbst  RoTolutionen  im  Namen  des  too  den  Königen  verletzten 
Gesetzes  bewerkstelligt;  Englands  politische  Entwicklung  geschah 
durch  stufenweise  Vorftndeniug  und  Anpassung  an  neue  BedQiAusse; 
darum  entging  es  auch  den  Erschfltterungen,  die  in  neuerer  Zeit 
die  Staaten  des  europSischcn  Kontinents  trafen*^  (8.  402—403). 

pas  Russland  der  nenem  Zeit  entwickelte  sich  uugleichmäsaig. 
immer  schwankend  nwischen  Stillstand  und  radikalen  ESnschnitteD. 
DieH  gründet  sich  zum  Teil  auf  unsem  geeohichtlicfaen  Bedingungen. 
Als  Kernpunkt  und  als  Schnts  der  ganzen  russischen  Staatsordnung 
diente  von  jeher  nicht  das  Gesetz,  sondern  die  Macht;  es  entstand 
das  dadurch,  dass  Bussland,  bei  seiner  riesigen  Landflädie,  bei  der 
spftrlichen  und  nerstreuten  Bevölkerung,  b^m-Hangel  aller  Kittel 
der  Wohlordnung  und  Sicherheit  eine  diaotiache,  g^hiende  Masse 
darstellte,  die  man  nur  durch  Gewalt  lernen  konnte.  Der  Hangel 
eines  inneren  Zusammenliangos  wurde  durch  strengen  QelKvsam 
ctsetzt^  durch  Äussere  Ordnung.  Deshalb  stand  immer  an  der 
Spitze  von  Allem  die  Verwaltung,  die  auch  die  Rechtsprechung  in 
ihren  HAndon  hielt  und  nach  eigenem  Gutdfinken  verfuhr.  Das 
Gesotz  wurde  von  linierenden  und  Regierten  umgangen;  die  Dn- 
onlnung  und  Willkör  der  russischen  Verwaltung  wurde  ein  Gemdn- 
platz.  —  Solche  Liige  der  Dinge  konnte  nicht  auf  die  Gesellschaft 
eintlusslos  bleiben:  an  Stelle  der  Achtung  vor  dem  Oesetz  heim^hte 
daiin  von  jeher  Willkür  uinl  K nechtiiiiui.  Die  Baueiii- Aufstände 
un<l  ihre  schonungslose  Nietloi  w»  i  fnng,  die  Käuflichkeit  und  Willkür 
der  Beamten  wurden  ein  ständiges  Cbel,  das  die  allmächtige 
Regierung  nicht  zu  entfernen  vennochte.  Daraus  folat  die  uncndiicii 
grosse  nodciitung  der  Oerichtsrefnini  Kais'  i  Alexander  II..  <li<? 
ihreu  Platz  neben  der  liefreiuug  der  Biiuern   von  der  Leibeigeu- 
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Schaft  einnimmt.  Das  war  in  Russland  das  erste  selbstftodige,  ge- 
set2lich«  Gericht,  das  die  nötigen  Schranken  der  Verwaltung  setzte 
und  den  Anfang  xur  Einbürgerung  der  Achtung  vor  der  Geseta- 

Itchkeit  in  der  mssisohen  QeseUscdiaft  nwohte.  Als  aber  die 

russische  Regierung  den  Wog  betrat,  der  allein  dauerhaften  Erfolg 
versprechen  konnte,  als  sie  die  grOssten  Reformen  voUfQhrte,  kamen 
in  der  in  frfiherer  Ordnung  aufgewachsenen  Gesellflchaft  dunkle, 
eigenmfichtige  Krftfte  zum  Vorschein,  die  im  Stillen  unter  dem 
Druck  des  altan  Regimes  aufwuchsen  und  mm  die  ganze  mit  solcher 
Mtthe  emchtete  Staatsordnung  zu  vernichten  drohten.  —  Eine 
Reaktion  war  unausweichlich  und  Oesellschaft  und  Regierung  er- 
blickten ihre  Rettung  in  der  Disziplin  der  alten  Zeit  Die  gesetz- 
liche Ordnung  wurde  duidi  Verstfiricung  der  administrativen  Gewalt 
ersetzt;  aber  auf  der  Grundlage  der  voUffihrten  Reformen  —  der 
ungemeinen  bdrgerlichen  Freiheit  imd  der  Gesetzlichkeit  —  kann 
(lio  reaktionäre  Richtung  am  alloiwonifjsteii  auf  daut^rhaften  Erfolf^ 
rechnen.  „Man  kann  voraussehen,  dass  sie  ihrerseits  eine  Reaktion 
hervorrufen  wird  und  wiederum,  wie  ül»luh,"in  das  aussiM'ste 
Extrem  vci-fällt.  Die  Schwaukiuigen,  zwischen  Willkür  und  ge- 
.<.  t/.!irli»  i-  Entwickelung  werden  so  lange  weiter  hestohen,  bis  Re- 
gierung und  Geseliscliaft  sicli  nicht  überzeugen,  dass  blos  auf  der  Grund- 
lage der  gesetzlichen  Onhiung  eine  vernünftige  uinl  iauei  hafte  Re- 
gelung dos  StaatBlebenÄ  möglich  ist''  (S.  318,  320,  KM)  4JG), 

ll"eli>t  eigenartisj^  und  interessant  sind  Tsehitsrlierin  s  An- 
sichten über  Zwecke  und  Mitl.-!  der  Politik  lietivflen<l  Wohl- 
btiind  des  Volkes.  ..In  welciiem  Masse/'  frai^'t  -lor  Verlasser,  .,soli 
der  Staat  sieh  iiin  die  materiellen  lunl  ^eisii^a-ti  Interessen  der 
Gesfllsehaft  küniniern  und  weiche  Resultate  kann  er  da  erzielen.''" 
(S.  41 Ü).  Er  atitwoHet  tlarant  im  (Jeisle  dei-  I^'hren  der  sog. 
klasbiscrhen  Volkswirtschaftsieh rr.  indem  er  aHe  Mas^Tcgcln,  die  von 
der  neuem  sozialen  Politik  vorgeschlagen  werden,  verwirft. 
„Man  kann  als  unuinstösslichc  Wahrheit  den  Siit/  anerkennen,  dass 
die  Freiheit  der  Gnuidsatz  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  des 
Menschen  und  der  Gesellschaft  ist^  (S.  41ü).  Die  Freiheit  kann 
at>or  nur  in  dem  Fall  eine  fruchtbringende  Quelle  sein,  wenn  der 
Mensch  eine  gewisse  Entwicklung  schon  erreicht  hat ;  deshalb  hängt 
die  Politik  des  Staates  itn  (b  biete  der  wirtschaftli«  hcn  VerhUltnis.^e 
vom  Zustande  der  Oebeilschaft  ab,  von  der  HOhe  ihrer  wjrtächaft- 
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lichon  und  recfatlidieii  Entwicklung.  Duaus  entstanden  die  SUarerei 
und  die  Letbeigenscluft.  Indees  gebt  die  zwangsweue  OrganisatioD 
des  wirtschaftlichen  Lebena  nicht  Aber  eine  gewisse  Stufe.  In  dem 
MaBee»  wie  sich  bei  einem  Volke  die  innem  geeeUschaftliclieD 
Kiflfte  entwickeln»  die  Leibetgenachaft  und  die  StBade  und  InnooBoa 
zerfallen  und  eine  Selbstthltigkeit  aich  in  der  BeTOlkerung  merkfich 
macht,  urerdeu  aodi  alle  wirtachaftliohen  Honroniaae  und  jede 
VormundBcbaft  der  Regierung  achAdlieh:  die  Freiheit  der  Eisiel' 
poraon  wird  da  die  Norm  und  daa  Ideal  der  wirtachafdidiei) 
Thfttigkeit  Aul  diese  Weise  wird  die  staatliche  Soige  nicht  üt«^ 
flfls^ig  gemaeilt,  umgekehrt  —  je  reger  und  komplizierter  daa  irilt* 
sdwftliche  Leben  ist«  desto  grös^re  Entwicklung  gewinnen  die 
Staatsiuifg(il  >en.  Diese  Aulgaben  aber  bestehen  nicht  in  Berormflnderd 
uud  Kegiorerei,  sondern  in  der  Aufstellung  von  festen  RechtsnonneD) 
die  die  i^echto  und  Pflichten  jedes  Einzelnen  festsetzen,  und  der 
Beschfitzung  der  Normen.    Von  diesem  Stan<lpiuikt  aus  ent.sclu'i^lct 
Tscliitseherin  die  Fragen  von  den  Beziehungen  des  Arbeiters  züis 
Arbeitgeber,  von  der  Bestimmung  des  Maxiiiial-Ai bi  itsta^vs,  von 
der   Einfuhnm;:   ili  i-   Piuf.  ktiunüzülJc,   von   dei-   Kimiiisrhuug  ^l** 
8t^at«'.s  in  ilie  Verteilung  der  Güter  durch  BesUuiniung  des  Mim- 
nuiui  s  des  Arbeitslohnes,   durt-h  Krlei<  hterung  der  die  Anuea  l'fr 
drückenden    Steuerlast,    duix;li    allgemeine  Arbeiter- VersicliCTUUg, 
durch  zwangsweisen  Schutz  des  Gemeinde-Besitzes,  durch  VcrWt 
d«'r  Veräussenmg  des  bäuerlichen  Ijandbeöitzes  an  Fmnide  <i"ri''^ 
lUtei-stutzung   der   sinkenden    Klas?*en   —    des  Adels  etc.  AU^ 
diese  Massifgein   sind  entweder  ri>eiMeib>el    der  früheren  U'i^'* 
ritreiischnftszeit.  wo  dio  Menschen  am  Gängelband  gefülut  \\- ufdi!" 
und  alles  von  der  Ht-triciun^'  erwarteten,  oder  sie  rfdireii  von  e'"'-''^ 
falschen  Auflassung  der  StaatsaufgaV>en  her.    Helfen  kann  luai) 
denjenigen,  die  .sich  selber  auf  den  Füssen  zu  halten  vermf'j?^"' 
anderci'seits  ist  der  Staat  nicht  im  Stande,  Alle  und  Jeden 
versorgen,  noch  wern<r<^r  Alle  mit  Land  zu  beleihen  und  einen 
bilUgon  Kredit  zu  erßifiien.    So  ein  System  ist  nur  eine  WaW*'''""^ 
auf  fremde  Kechnung  und  beweist,  dass  die  Bevölkerung  miM^ü 
zur  selbständigen  Thfttigkeit  und  bereit  zur  Rackkehr  in  die  Kin*^ 
periode  der  Hegierungsvormundschaft  ist. 

Bei  der  schnellen  gegenwärtigen  Entwicklung  der  gesells«^''^'^^' 
liclien  Krftite  sind  einige  Klassen  der  GesellschaCt  grossen 
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behrungen  find  Leiden  unterworfen.  Das  GefQhl  der  Menschenliebe 
und  die  Christenpflicht  «wingon  natürlich,  den  Leidenden  zu  heUen, 
aber  die  Wohlth&tigkeit  ist  eine  sittliche  Angelegenheit,  dne  per^ 
Bönliche  Fflidit  eines  Jeden,  die  nicht  enswungen  werden  soU» 
sondern  dem  freien  Antrieb  des  Oowissens  oitspringen  muse.  Der 
Staat  kann  nur  dann  in  die  Angelegenheit  der  Hilfe  und  des 
Schatzes  eingreifen,  wenn  die  Kahmltflt  grossen  ümfang  gewinnt 
und  die  gesellschaftliche  Ordnung  und  den  allgemeinen  Wohlstand 
bedroht 

Besondere  unterwirft  Tsdütscberin  einer  Kritik  den  Versuch 

des  deiitsclion  Reiches,  Vorsicheningskassen  fftr  Arbeiter  zu  schaffen ; 
er  L'rklärt  diest^n  Veraucli  duixh  den  Wunscli  der  detitschen  Hc- 
giorung,  die  Arbeiti'rniaKseu  au  deu  iieuei.sehatlunen  Stacit  zu  fesseln 
und  BIO  von  der  S<)/i;üdeniokmtio  abzulenken.  Der  V«  it.is.ser  will 
die  Gründe,  aus  welchen  der  Staat  dem  Fiskus  die  Teilualuue  au 
(1*1  Hilduui;  d.  r  Versicheningsprämio  auferlegt,  nicht  zugeben:  er 
vervk  irlt  auch  vollötäiidiir  das  Recht,  den  Fabrikanten  zur  Beztihlung 
eines  l«'stinimton  Teile»  der  \'ersichonuit;spräu»ien  zu  nruhigen. 
Die  ik'^iehungen  der  Fabrikanten  >iud  Arlititer  zu  «'inandor  sind, 
nach  des  Verf.  Meiuunu,  fZiliizlicli  frei  uud  /ufällig;  letztere  arbeiten 
(but.  wo  es  ihnen  vm t«ühaftcr  ist,  W^zu  alsn  di-u  Fabrikanten 
/.III  Teilnahme  an  der  Vi  rsorirunf?  des  ArlM-iter-Schicksids  zwingen, 
mit  tloni  er  durcli  den  vi  n  iulnirteu  Lohn  und  die  Gegenseitigkeit 
der  Vorteile  verknflpft  ist?  Der  Vorauch  des  deutsrhen  Keiehes 
l»eweist,  dass  sich  die  Wohltliätigkeit  mit  der  Gründung  der  Ver- 
sichern ngskassen  vermehrt,  denn  die*Fordcrungim  seitens  der  Armen 
wiu-hsen,  Anderei-seits  wächst  auch  die  Sozialdemokratie  seit  der 
Eiofühnuig  der  Versicherungsgesetze;  die  Arbeiter  beginnen  auf 
die  ihnen  erteilte  Hilfe  als  auf  ihr  Recht  zu  sehen,  erwaiten 
Alles  vom  Staate  und  wollen  für  sich  eine  Versorgung  entioloi, 
ohne  sich  der  Vormundsehaft  des  Staates  zu  unterwerfen,  sogar 
umgekehrt:  mit  Unterwerfung  des  Staates  (S.  41  ü — 451). 

Wir  findf'U  die  Grundgedanken  des  Verf.  richtig,  teilen  aber 
seine  extremen  S«  hl  risse  bezüglich  1*  r  Bedingungen,  unter  welchen 
der  Staat  sich  einzumisehen  hat,  nicht. 

Eine  gesunde  Politik  muss  sich  der  Lage  der  schwächeren 
und  flrmeron  Klassen  nicht  blos  dann  annehmen,  wenn  dieselbe 
sich  bereits  in  ein  allgemeines  Übel  verwandelt  liat,  in  eine  soziale 
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Kalamitftt,  sondern  muas  schon  frflher  TorbeugungsmassregelD  et- 
groifen  xum  Sehutee  derer,  die  sich  selber  nicht  zu  beschfltien 
vermlSgen.  Die  hundertjährigo  fir&hrung  Überaeugt  uns  deiittich 
doss  die  gesellaohaftliche  Entwicklung,  obechon  sie  die  Mittel  zur 
ThAtigkeit  eiieichtert,  dennoch  weder  die  materiellen,  noch  die 
geistigen  Erflfte  der  Menschen  gleichmacht  Auf  den  höchsten 
Stufen  der  Kultur  bestehen  dennoch  zahlrmche  Volksklassen,  die 
dem  Wesen  ihrer  Lage  nach  von  den  Stftrkem  in  Abhftngigkeit 
bleiben  und  mit  Mühseligkeiten  des  Lebens  flberbfirdet  sind.  Kai»- 
talisten,  Arbeitgeber,  Fabrikanten  werdm  immer  stibrker  und  unab- 
hängiger sein,  denn  sie  kdnnen  warten  und  wfthlen;  für  den  Arbeiter 
ist  die  Arbeit  eine  unaufschiebbare  Notwendigkeit  und  deshalb  iflt 
er  meistens  geswungen,  die  schweztten,  unvortdlhaftesten  Bedin- 
gungen anzunehmen.  Andererseits  ist  das  Band  zwisdien  Arbeit- 
geber und  Arboitor  im  Allgemeinoii  kein  freies  und  auflüliges; 
wenn  schon  die  Arbeitgeber  gezwungen  ><ind,  Arbeiter  zur  Voll* 
fulinmg  ihrer  rnternchmen  zu  dingen,  m  können  vollends  die 
Arbeiter,  die  durch  F{imilienverliüiLiii;»e  und  durch  die  Ciewohn- 
heiten  ihrer  üefK'-häftigung  und  ihi"es  Handwerks  gebunden  sind, 
8ieh  bei  weitem  nicht  frei  von  Ort  zu  Ort  liewegen  in  der  Suche 
nach  voit'Mlhafter  Arbeit:  rechtlit  li  fi-ei  sind  sie  dennoeh  durch 
Zwani;  des  Elends  oft  an  eine  bestimmte  Scholle,  an  eine  bestimmte 
Fabrik  gebunden. 

Deshalb  ist  der  Sehnt/.  >h1(  lier  sehwaclu-n  und  armen  Aiüiier- 
khissen  durch  verschiedeiu;  Vorbeugungsuiassregelu  eine  direkte 
Obliegenheit  des  Staates  und  der  Politik . 

Ts(  liit^rh*  rin  h.it  auch  s<  hwerlicli  Recht,  wenn  er  beliaiiplet 
djiss  der  Staat  keinen  Grund  und  keine  Pflicht  liat,  sich  an  den 
Versichenu)}Ts1»eiti-apon  zu  Gunsten  der  Arbeiter  zu  tieteihgen.  Wi-' 
Arlieiter,  die  ihre  Mühe  und  ihiv  Knlfte  der  Fabrik pnxlnktion  lior- 
gel»en,  dienen  nicht  blos  sicli  selber,  nicht  blos  den  Ai It-itgekm 
und  Fabrikanten,  sondern  autdi  der  allgemeinen  Volkswirt.-^'lwft. 
Der  Staatiifiskus  entnimukt  seine  Mittel  der  gesamten  Volksuboit: 
es  ist  deshalb  ganz  richtige  wenn  er  gegebenenfalls  durch  seinen 
Yei-aicherungsanteil  die  von  Alter  und  Arbeit  henrntergekouDieDen 
Teilnehmer  an  dieser  Arbeit  unterstütat 

Die  Politik  der  geistigen  Interessen  der  Oesellschaft  hat  ihre 
besondem  Aufgaben  und  Mittel.    Das  Wesen  der  Kultur  beruht 
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auf  der  freien  und  selbstständigeu  Bewegung  des  menschlichen 
Gedankens,  der  die  Wahrheit  siicht  und  immer  neue  Wege  und 
Mittel  findet.  Infolge  dieser  Eigenschaft  der  Kultur  verhalten  sich 
manche  Publizisten  feindselig  gegenüber  jeder  Einmisj-huiiii  des 
Staates  in  dieses  Gebiet  und  vorweisen  tuv  lit'stätiguiig  ilu-er  An- 
sicht auf  England,  das  eine  .selljst8tändigp  Kntw  ii  klnng  der  Kultur 
aufweist,  ««hiio  je<le  Einmischung  der  Regieniiis;.  Al»er  solche  An- 
sichten hiultt  Tscliitischt  iiii  mit  Kecht  einseitig  und  weist  auf 
Russland,  wo  die  ganze  Entwicklung  der  Kultur  Rieh  durch  die 
Initiative  der  Regierung  vollzog.  Alles  h;ini:t  von  den  L:esellschaft- 
lichen  Voi-iiusset/.ungen  und  der  Stellung  der  Regierung  al»,  die 
höher  oder  iLie<lriger  als  das  Niveau  der  gesellschaftlichen  Fonlerungen 
Hoiu  kann.  Tm  er«teron  FiiU  aber  muss  die  Regierung  nicht  ausser 
Acht  lass»Mi,  (las>  die  Kultur  eine  freie  Krait  ist.  nicht  in  feste 
Dogmen  irehuiiden;  sie  kann  also  die  Kultur  ani»tlanzen,  nicht  aber 
sie  beherrschen.  Man  kann  die  Kultui  als  Kind  behandeln,  so 
lange  sie  noch  in  Kinderschuhen  steckt,  aber  sowie  sie  zum  Sclhst- 
bewuastseiu  emporgereift  ist  und  ihre  Selbstständigkeit  gefühlt  hat, 
muss  man  ihr  mit  Achtung  begegnen,  einen  aelbstständigen  l^undes- 
genossen  in  ihr  anerkennen,  den  man  nicdit  zum  Mittel  willkflrlicher 
Zwecke  und  Richtimgen  machen  darf.  „Es  giebt  keine  verkehrtere 
Politik,  als  die,  welche  der  Kultur  ihren  eigenen  Rahmen  lunhflngt 
und  jeden  selbstständigen  Gedanken  als  gefährliche,  revolutioniie 
That  ansieht,  die  verboten  sein  muss^^  (S.  474).  Deutschland  und 
namentlich  Preussen  zeigte  in  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahr- 
hundei-ts  ein  lehrreiches  Beispiel  eines  solchen  Verhaltens  tu  der 
günstigen  Entwicklung  des  Landes.  ,Jfoch  lehrreicher  sind  aber 
die  Resultate  der  Beschrftokungsmaasregeln,  die  in  Rassland  nach 
den  grossen  Kriegen  und  der  traurigen  Bewegung  des  Jahres  1825 
ergriffen  wurden;  die  Reaktion  gewann  bei  uns  ungleich  giOesere 
Verhftltnisse,  als  im  Westen  Europas;  die  Censur  auf  alle  Produkte 
des  menschlichen  Geistes  nahm  solche  Formen  und  Mittel  an,  die 
unglaublich  sein  würden,  wenn  sie  nicht  von  Zeitgenossen  genau  be- 
glaubigt wAren.  Wozu  hat  nun  diese  Politik  geführt?  Das  un- 
mittelbare Resultat  war,  dass  Alles,  was  zu  denken  und  fflhlen  im 
Stande  war,  ohne  Unterschied  der  Riditimgen,  Gemftssigte  und 
Radikale,  Slavophilen  und  Anhftnger  des  Westens,  selbst  Leute,  die 
dem  Konservatismus  zuneigten,  sich  gegen  die  R^oung  wandten. 
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Aber  man  konnte  den  Gedanken  nicht  aufhalten  — >  er  Snseeite  sick 
auf  allen  möglichen  Wegen;  unter  dem  Alles  niederhaltend«!  Druck 
vollzog  sich  die  geheime  Arbeit  des  Geistes,  häuften  sich  die  Samen 
des  Miastmueos,  der  Gereiatheit  and  als  endlich  dieser  Druck  ent» 
femt  wurde  nnd  der  so  lange  bedrQckt  gewesene  Gedanke  sich 
auf  den  geöffneten  Thatenplats  stflrzte^  ward  die  gemässigte  Bichtnng 
bald  diux^  die  extreme  Aber  de»  Haufen  genuint  Die  an  OppcH 
sition  gewohnte  Gesellschaft  sah  mit  Misstrauen  selbst  auf  das 
bestgemeinte  Beginnen  der  Regierung.  Jedes  Wort  zn  Giinstra 
der  Macht  beraubte  sofort  den  Schriftsteller  aller  Popularitüt,  die 
exti-emen  Richtungen  gewannen  imnirr  gnlssem  Einfluss.  Bald 
gingen  sie  von  Wort  zu  Thut  üLoi.  Als  aber  die  Mis^thaten 
endlich  eine  Reaktion  in  der  Gesellschaft  und  in  der  Regierung 
hervorriefen,  erwies  sich  die  geiuääsigte  Richtung  wieder  als  die 
vcrlicfiende;  inmitten  der  Stürme  der  Leidenschaften  hatte  die 
Stimme  der  Vernunft  kf^inen  Erfolg:  <iie  ür^'sunde  Mitte  vei-sehwaiid 
unter  dem  Ansturuk  der  eiilgegonges.  fzteii  Stminungen"  (S.472 — 474). 

RosonderH  auf  d«Mi  Hrn  liscluilrii  ist  die  freie  Entfaltung  der 
Wissel isciiaft  riötlutr.  Die  riiiversitäten  sind  l>eiiifr>n,  nicht  blos 
Ijt'liiaiistalten  zu  sein,  sondern  aucli  Pflanzstätten  der  Wissenschaften, 
Mittelpunkte  der  geistigen  Thätigkeit.  Zur  Erreichimg  dieses 
Zweckes  ist  eine  unabhängip-e  Stellung  des  gelehrten  I>ehrkö»T\yovs 
nöthig;  deshalb  ist  die  Aufgabe  der  Politik  letzterem  eine 

pelbststfiiidigc  Korporation  zu  bilden,  ausgestattet  mit  innerer 
und  fähig,  eine  geistige  und  sittliche  AutoritÄt  sowohl  über  ^Itfi 
Lernenden,  als  auch  über  der  Gesellschaft  zu  üben  (S.  477 —  47S|. 

Sich  zu  den  Fragen  der  Zentralisation  und  der  örtlichen  ^Vr- 
waltung  wendend  weist  der  Verf.  sehr  richtig  die  VoraussetzuTigea. 
deren  Entwicklung  und  i-egehnäasigen  VV.  eliselbeziehung  nach,  vroM 
er  eine  besondere  Aufmerksamkeit  d  r  Stellimg  der  Bureaoknäe 
schenkt.    Der  Staat  ist  nicht  blos  die  äussere  Organisation,  sondern 
auch  die  Gemeiii>i  ]iiift  fn  ier  Personen,  verschiedenartiger  s»:>zialer 
Gruppen.    Die  Aufgabe  der  Politik  Ifesteht  daiin     l;uss  jede  von 
ihnen  den  ihr  gebflhrenden  Platz  eiunelime  und  ihre  Bestimmung 
nicht  ttbertrete.    Das  unmittetliare  Werkzeug  des  Staates  ist  die 
Bureaukratie,  die  in  allen  LAndem  die  ihr  anhaftenden  Uiot^ 
besitat    Je  grosser  und  verwidLelter  der  Stsat  ist,  je  mehr  «r 
durch  dio  von  oben  konunende  Aktton  lebt,  desto  stftrker  ist  ^ 
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Bedeutung  des  Beamtentuins  und  gefährUoher  die  Entwioklnng 
aoiner  Mängel.  Die  praussische  Bnreankiatie,  die  durch  ihre  Arbeit- 
samkeit, Bedlicbkeit  xatä  Bildung  eine  dor  ersten  Stellen  einnimmt, 
vutde  vem  Freiherm  v.  Stein  seiner  Zeit  lieftigem  Tadel  unter- 
zogen.  ,,E}ine  wahre  Plage  für  Deiitschlaud",  schrieb  er  an  Niehulir, 
an  den  Ei-zbischof  Spiegel  und  an  Hagem,  „ist  die  unzählige  Armee 
der  Beamten,  die  vom  Boden  weggerissen  sind,  dieser  MieÜinge. 

denen  tlas  innere  Leben  des  Staates  unl>ekannt  ist  Die 

prenssischeu  Beamten  schreiben  und  schieibon  immerfort,  schreilien 
in  den  einganieii  ..geschlüssenen  Kanzleien  und  or/.ielien  ihre  Kinder 
so,  (lass  sie  t'bt'iifalls  solche  Schreibmaschinen  werden  sollen.  Ich 
Riih,  wie  den  14.  Oktober  1806  eine  Maschine  fiel,  die  militflrisohe; 
vielleicht  wird  auch  dio  Srlucihniaschine  ihren  14.  Oktober  hab^'ii" 
(S.  311 — 312).  Ohne  >o/,ia]e  Interessen  zu  haben,  bildet  die 
Bureaukratie  ihr  eiirt  iies  Interesse  aus,  voll  von  Haiigliel^e,  Liel>e- 
dienerei  und  kleinen  Zwecken  des  Kanzki-Milieus.  ..ri>erhnnpt 
will  die  Bureaukratie  ohne  Hindern isse  heirx  lien  und  sucht  zu 
ihrer  eigenen  Rnhe  und  Autorität  die  Lage  der  Dingo  in  dem 
besten  Liclite  daizu.sleilen.  Infolge  dessen  wertlen  alle  Handlungen 
und  Resultate  der  Verwaltung  im  günstigen  Lichte  g^wi^sen  und 
Alles,  was  das  allgemeine  Bild  stört,  sorgfältig  vertuscht.  Auf 
diese  Weise,  bei  dem  ausserordentlichen  Überwiegen  der  Bui'eau- 
kratie  und  dem  Mangel  einer  selbstständigeo  Stimme  der  Gesellscliaft 
bilden  sich  im  Staate  zwei  entg^ngesetzte  Welten,  eine  papieme 
und  eine  wi!)  liehe,  die  wenig  gemdn  mit  einander  haben." 

Infolge  aller  dieser  Umstände  muss  die  Staatspolitik  sich  be- 
sonders um  die  Entfemnng  oder  wenigstens  Abschwächung  jener 
Mängel  bekflmmem.  Die  wirksamsten  Mittel  dazu  sind :  Erhöhung  des 
Bildungsniveaus  der  Beamten,  Feststellung  allgemeiner  Bedingungen 
dee  AufrOckens  in  der  Dienststuie,  gentlgeude  und  richtige  Vei^ 
teiinng  der  GehAlter  zwischen  den  höheren  und  kleineren  Be* 
amten,  Schutz  der  aittliohen  WQtde  der  Beamten  durch  Leistimg 
der  nötigen  Qanntieen  g^n  WiUkQr  seitens  der  Vorgesetzten. 
Das  wichtigste  Mittel  aber  besteht  darin,  dass  nicht  die 
geflammte  Verwaltimg  sich  in  den  Hftnden  der  Bureaukratie 
vereinigt,  sondern  dass  gleichzeitig  auch  die  gesellschaftlichen 
Institutionen  sich  einer  gewissen  Selbststftndigkeit  erfitruen  sollen; 
nur  auf  diese  Weise  werden  wirksame  Schmnken  der  Selbstherrschaft 
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der  Bnreaiikntie  gesetzt  iind  die  Regierungen  mit  den  thatsBch- 
Uchen  BedürfniBsen  der  Oesellschaft  bekannt  genuudit  werden, 
tjiin  gfOBser  Fehler  ist  es,  su  denk«i,  das»  die  Begienmg  dorch 
Erweiterung  der  Ifacht  und  des  Wirkungsfeldes  der  nnteiigeordneten 
Organe  ihre  Kraft  vermehrt;  in  WirkUchlcmt  vermindert  sie  diesdbe, 
denn  sie  Terliert  ihrs  wahren  Wuneln  imd  Stataen."  Die  Kontrolle 
der  entfernten  Zentnügewalt  kommt  tn  spät  und  ist  ungenflgend 
(S.  480—504). 

Den  letzten  Teil  seiner  Politik  widmet  Tschitsoh^n  d»  Rage 

dor  politischen  Parteien  nnd  setzt  umständlich  (S.  605 — 532)  deren 

Ursprung,  Bedeutung,  Organisation  und  Handlungsweise  auseinander. 
Die  Frage  ist  vom  Verfasser  auf  Gnind  der  Erscheinungen  des 
west-europäischen  politischen  I^ebens  bearbeitet  woixlen  und  anf 
der  Grundlage  der  Arbeiten  von  Publizisten,  die  von  jeher  ihre 
Aufmerksamkeit  diesem  wii  luitrin  Faktor  «It-r  konstitutionellen 
Ordnung  gewidmet  haben.  Du  aber  i»o]itisclie  ortraiiisiort.'  Parteien 
eine  Erscheinung  der  parlamentarischen  Staaten  Inlil.  n  unri  da  in 
uufioier  üc'ijellM'haft  k<'iiie  Purti'ien,  sondern  hios  ..Ssii.iiiunL'^'^n  -  vur- 
lianden  sind  (und  auch  diese  mehr  literarisch  und  iiu bestand iirl  so 
bietet  jene  Fnige  für  uns  ein  bhtss  theoretisches  Interesse,  wir  luihen 
un^  also  dabei  nicht  auf  und  verweisen  die  Wissbegierigen  auf  das 
schöne  Werk  Tächitscheriu's  selbst. 


nL 

VSlkerreehtliehe  Literatur  und  Staatsverlrftge 

RusHlandR  von  1897. 

Heferent:  Dr.  juris  gentium  Peter  Kamnsky,  Professor  des  Völker- 
rechts, Odessa. 
Übersetzang  von  AUaao witsch  Drewliansky,  Barlin. 


Ich  werkle  ni(  lits  Neues  sagen,  wenn  ich  behaupte,  dass  Roes- 
land keine  solche  völkerrechtliche  Literatur  besitzt,  wie  wir  sie  bei 
anderen  Staaten  Eumpas  vorfinden.  Die  Masse  des  russisoheo 
Vrdkcs  steht  nocli  so  wenis:;  in  Beziehung  zu  dem  internationalen 
Leben  Europas«  dass  das  Volkerrecht  fflr  sie  fast  kein  Intere;^ 
bieten  kann.  Wenn  wir  aber  dessen  ungeachtet  anf  dem  Gebiete 
der  russischen  juristischen  Literatur  manches  Interessante  finden, 
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so  erklärt  sich  <Hor  aiiSKchlicssliih  daduroli,  dass  dio  lusbi-sclicn 
I'niviji'sitäteii  iHJüoiuloie  Lehij^tuhle  fflr  Völkerrecht  hesitzeu  und 
auch  dadurch,  das?5  die  nissische  (jesctzp:ehniipr  FM^sondore  Stufen 
des  Magiater  juris  geiitiiiiu  und  des  Dr.  juris  ^enliuui  eingerichtet 
hat.  Bekanntlich  ist  in  Ryssland  dor  in  Deutschland  m  häufige 
Dr.  juris  niclit  vorhanden.  Diesem  eiitsiifach  der  jetzt  in  Russland 
versclt windende  Titel  cand,  jtiris.  l'hrigens  waren  die  Forderungen 
zur  Erlangung  des  Titels  eines  Rechtskandidati-n  in  Husslanrl  ge- 
ringer, als  diejenigen  zm*  Erlangung  des  Doktortitels  in  Douts(  hUuul. 
Wir  in  KussLand  hnhen  hlns  die  Stufen  oder  Klassen  der  Fach- 
gelelu-sanikeit.  Zur  Erlangung  des  Mjigistcr-  und  des  darauf  folgen- 
deu  Doktortitels  einer  bestimmten  juristischen  Fachwissenschaft 
muss  man  nach  der  Reihe  zwei  Arbeiten  liefern.  Im  allgemeinen 
fordert  man  heutzutage,  dass  dieee  Arbeiten  eingehende  wissen- 
schaftliche Forsctinnp^en  sein  sollen.  Diese  Magister-  und  Doktor- 
Arbeiten  eben  bereicheren  unsere  Literatur  mit  Forschungen ,  die 
fast  Niemand  ausser  den  Spezialisten  liest,  die  aber  oft  als  Zierde 
jeder  juristischen  Literatur  dienen  könnten. 

Sagen  wir  nun  einige  Worte  über  die  neusten  Ei'scheinungen 
auf  dem  Gebiete  der  völkerrechüicben  Liteiatiur  Rnaalands  ans  dem 
Jahro  1897,  wobei  wir  einige  Arbeiten  von  1896  erw&hnen  wollen, 
▼on  denen  die  Bede  in  unserem  Jahrbuclie  nocdi  nidit  gewesen  ist 

Der  berQhmte  russische  Gelehrte  F.  F.  Martens  hat  die 
3.  AttOage  seines  bekannten  Curaus,  der  bis  zum  Jahre  1896  datiert, 
henuisgegeben.  („F.  Martens,  das  jetzige  Völkerrecht  der  dvilislerten 
Völker.*'  Bd.  I.  1895.  430.  Bd.  n.  1896.  609  und  XXXIX. 
Petersbttig.    3.  Aufl.) 

Der  Prof.  der  üniTeraitftt  zu  Warschau  W.  AI exand renke 
hat  grOndliohe  Arbeiten  Aber  die  rechtliche  Stellung  der  ruBsi&dien 
diplomatischen  Agentra  in  London  im  17.  Jahrhundert  geschrieben. 
(W.  Alexsndienko:  die  nissischen  diplomutisdien  Agenten  in  London 
im  17.  Jahrhundert  B.  I  und  II  1897.  649  +  099.)  Zu  Anfang 
giebt  uns  der  Autor  eine  kurze  Übersicht  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen Russlands  und  Englands  im  17.;  dann  folgt  eine  Masse 
interessanter  Mitteilungen  Ober  alle  Fragen  der  völkerrechtlichen 
Stdlung  der  Vertreter  Russlands  in  England.  In  diesen  Berichten 
kommentiert  der  Verfasser  faat  alle  Rubriken  und  Hauptfragen  des 
Oeaandtselmftsrechls.  Diese  Arbeit  ist  auf  Grund  des  Archivmateriab 
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geschrieben  worden  und  ist  von  enuiter  Oelebmnikeit,  obwohl  vii 
hier  keine  neuen  Thonrien  finden. 

Viel  wenifr*?r  Be<Ieiitung  <larf  man  dorn  Huohe  des  junge« 
nisKisfhen  ( lolehilefi  0  w  t  s c  h  i  n  n  i  k  o  f  f,  Pmfessors  an  «ler  MilitäN 
juristischen  Akademie  zu  Polei-shurg,  zusclireil>eii.  Dioscs  Buch  ist 
d«^ni  l'iisonroolite  gewidniot.  Das  formelle  Priseui'eoht  al»er  wird 
der  Gt'genstand  tniKT  he^oudoren  Foi-schung  dos  Autors  soin. 
(P.  Owt.schiiunkotr.  Das  Prisen-Hecht.  Pd.  I.  l'eteivlmrir  1897. 
210  S.)  Dio.'^s  Büchlein  ist  aus  oinig-en  ciiin-  lirndcn  Foi-st  hiinjr*'" 
iiher  difso  Frage  entstanden,  uikI  nur  Imv.mj^'Ui Ii  des  ni>sivliHi 
!*ris»>iii>>i  hti  s  teilt  iler  Verfasser  intere.ss;inte  und  neue  Tlials^i*  h'^" 
mit.  h»  r  Autor  veilritt  die  Auniissuii^^  der  Militärfor>uiier  von 
(l.T  Hcrcchi ij^untr  dor  knVe-frihr<'tiil<'n  Parteien.  Prisen  zu  maHion. 
Die  meisten  W'i'l.u  li  gun^:en  der  Gegner  des  Pi'isenrechtes  beriuk' 
sieht  igt  er  einfach  lät  ht. 

Eine    ähnliclie    unselbst><ti4ndige,    aber    m»  h    unifangroi«  Ii" 
zweiltilndigo    Arbeit    giebt    uns   Schi  gare  ff.     Dieser    liat  'i'*^^ 
orientalische  Frage   zum  Thema   seiner  Arlteit   gewählt  mit  *l^r 
Altsicht,    dieselbe    vom    juristischen   Standpunkte  zu 
Doch   ist  es  dem  Autor  kaum  gelungen.    (S.  Schigareff. 
nusiflche  Politik  in  der  orientalis-  lien  Frage,  ihre  kritische  Schätzung 
und  zukunftige  Aufgal)en.    Moskau   1896.    2  Bde.  VIII 
4"  532.)    Der  Verfasser  zeigt  sehr  wenig  Bekannt.'schaft  mit  «^^'^ 
Stnatsurkimden  üb(>r  die  orientalisclie  Finge  und  meistens  komj**^"^ 
er  blos  das,  was  in  der,  hier  sehr  reichen  Literatur,  schon  IS'^?''^ 
geacbrieben  worden  ist.    Der  Kern  der  orient«'Uis<,'hen  Frage  is^t- 
unseren  Autor  die  Sicherstellung  der  mateiiellen  Interessen  JH*>^ 
londs  im  Orient  (die  Freiheit  der  Schifflahrt  im  Schwaneen 
und  die  nationale  und  reiigiflee  Renaissance  jder  Balkanslaven).  ^ 
Antor  kritisiert  die  Politik  der  russisohen  Hegiemng  in  <i*^ 
Frage  sehr  scharf,  die  ja  nioht  immer ^  naoh  seiner  Meinung  >  ™ 
wirkliehen  Aufgaben  des  nissischen  Volkes  verstanden  hat. 
Rchliesst  mit  der  Forderung  einer  Ffideratton  der  imabhftn^'^" 
Balkanstaaten,  die  alle  Angelegenheiten  der  Balkanhalbinsel  ord»^ 
sollte.   Wir  erwShnen,  dass  eine  eigentlich  Ähnliche  LOsnng  di^ 
Frage  Graf  Eamarowskj  in  einer  kleinen  Broschflre,  die  im  9^^''^'' 
Jahre  erschienen  ist,  vorgeselihigen  hat.   (Gntf  Kamarowskyt  ^ 
orir^ntalische  Frage.   Moskau  1896.  66—16^.) 
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Die  vorwickolto  nnfl  j^inliflie  Frage  Russlanils  berülirt 
Massaroscli  in  dem  Binhc:  l.st  t'inlAn*!  s^■lUi<tflndigel  Staat 
oder  eine  inssisf'he  Pir>viiizV  (Petorsburtr.  1S97.  332.)  I)if»aes 
Buch  flhrii^eTis  ist  elu-r  politischen  als  jmistibchen  Inhalts.  Der 
Vcrfnsser  ist  ein  Grgnor  der  Ansprüche  Unlands.  Leider  al>er 
ist  das  Buch  mrhi  immer  im  ruhigen,  eines  Gelehrten  nnd  der 
Wissenschaft  würdigen  Tone  geschrieben.  Diese  Abhandimig  er- 
innert an  die  umfangreiche  Arbeit  von  K.  Skalkowsky  über  die 
äussere  Politik  Rnsslnnds;  jenes  Ruch  ist  ebenfalls  1897  ei'schienen. 
(K.  Skalkowskj.  Die  äussere  Politik  Russlands  und  die  Laf^r^  der 
nu.sländischen  Mächte.  Petersborg  1897.  XXVU  +  5G0.)  Auch 
dos  letztere  zeigt  ein  geringes  Haass  von  Kenntoissen  und  dürfte 
bloss  in  einigen  seiner  Abteilungen  ein  gewisfles  juristisches  In- 
teresse haben. 

Bozianowsky  hat  eine  interessante  Geschichte  der  TtiAtigkeit 
des  russischen  „roten  Kreuzes"  veröffentlicht ,  in  der  manche 
wichtige  Mitteilungen  Uber  die  internationale  Organisation  des 
Boten  Kreuzes  gemacht  werden.  (W.  Bosianowsky.  Oeschiohtlicher 
Umriss  d«r  Thfttigkeit  der  russischen  Gesellschaft  des  »Roten 
Kreuxes".  Petersbutg  1896.  148  S.  und  Karten.)  Der  Verfasser 
weist  zugleich  darauf  hin,  dass  trotz  der  herrschenden  Meinung 
auf  den  Schkchtfeldem  von  Sebnstopol  keine  Engl&nderinnen  sondern 
zuerst  Russinnen  zur  Pflege  der  Enuiken  wirkten  —  und  dass 
die  Idee  der  internationalen  Hülfe  fttr  verwundete  und  kranke 
Krieger  sich  in  Mitte  der  nissischen  Frauen  gebildet  hat,  was  auch 
fibrigens  der  bekannte  Arzt  DOnand  anerkannt  hat 

Ausser  diesen  umfangreichen  Arbeiten  mnd  im  Jahre  1897 
auch  einige  BrochQren  mehr  politischen  als  juristisdien  Inhalts 
publiziert  worden.  Jedenfalls  mnss  man  das  Bfichlein  des  nicht 
unbekannten  Forschers  Stieglitz  Ober  Kreta  beracksichtigen. 
(A.  Stieglitz.  Die  Insel  Kreta,  die  Friedens^Blokade  nnd  das  inter> 
nationale  Plebiscit.   Petersbuig  1897.    117  in  IC 

Femer  ist  erschienen  der  ni.  Band  der  sehr  nützlichen  Forschung 
„Eine  Obersicht  der  Äussern  Beziehungen  Russhinds  bis  zu  1800", 
welche  schon  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  von  einem  sehr  ge- 
lehrten Beamten  des  Moskauer  Ardiivs  des  Ministeriums  der  äussern 
A Mgelogciiheiten  vcrfosst  ist.  Man  hat  auf  die  günstige  Zeit  zum 
Erscheinen  des  Werkes  bis  jetzt  gewartet.    Die  Ausgalm  ist  für 
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iliejeiiigcn,  die  sich  fflr  die  äiL^srivn  n.'/ii  lninjron  RurrImikIs  iiiU?r- 
ossioron,  iinpoh?ltzl»ar.  Wir  wenlivu  ilanii  tlarniier  einige  Worte  zu 
anu:en  halion,  woim  iler  IV.  und  letzte  Jiaiid  dioser  kolossalen  Arlioit 
|mblij'.i«'rt  soin  wird.  Endlifh  hat  der  Vei'fasscr  dn-ser  Anleu  eim* 
rntfrsucliurii;  iiil>er  die  allgeinfincn  ailiiiiiiistrativ»>ii  riiiouen  der 
MiM'.hto  Vi 'irjffpnt licht.  (P.  Kasan sky,  Die  aiii^t'nii'ini'n  administra- 
tiven l^nioiien  der  Machte.  Odessa  1S!J7.  III  Bd.  XXVII,  520, 
471  «nd  563  in  8^.)  Der  I,  Hand  enthält  die  allgemeine  theo- 
retisehe  Lehre  niier  <1ie  Tnionen;  der  II,  und  III.  sind  Beschrei- 
biujgcn  der  einzelnen  Verbindungen  dieser  Art.  Der  Autor  ist  der 
Moinung,  dass  diese  Unionen  organisiei-te  Zusammenfassungen  der 
Mächte  sind,  um  zur  Verfolgung  ihrer  genieinschaftlitshen,  ad- 
ministrativen Aufgaljen  zu  wirken.  Von  dieser  Art  Unionen  zählt 
der  Autor  9  auf :  Die  geodätische,  telegniphische,  metrische,  postale, 
literarisch-artifitist^he,  antiaklavisohe,  Zoll-,  Biaenhahn-Union  nnd  die 
Union  zum  Schuty.  des  gewerblichen  ESgentums.  Zwei  befincteD  sif^ 
noch  im  Prozesse  der  oftiziellen  Bildung:  uAmüoh  die  hibliograpbiscbe 
imd  diejenige  dei*  internationalen  VertrSge.  Der  Autor  hat  auch 
BroechQien  über  einzelne  Unionen  dieser  Art  verOflentlioht 

Zum  SchlusB  wollen  wir  nodi  einige  Worte  fiber  die  be* 
deutendsten  journaUstiechen  Studien  dieser  Art  sagen.  Znolcliit 
begann  Anfangs  dieses  Jahres  dn  spezielles  Oigan  zu  erachdneo, 
das  den  Namen  «Journal  des  Staats-  und  YSlkerrechts**  triUgt,  vxA 
schon  zum  Ausgange  des  Jahres  leider  zu  enstieren  au^hArt  lui 
Es  wurde  von  Simeon  herausgegeben  —  das  Volkerrecht  war  am 
meisten  vertieten.  Es  enthält  eine  ganae  Beihe  von  interestfoiM 
Artikeln,  die  sowohl  von  Rossen  (Alexandrenko,  Ivanowaky  et<^)t 
wie  von  Ausländern  (Ollmann,  Tripp^,  Elore,  Heilbom,  Of^ 
Fimk* Brentano)  geechrieben  worden  sind.  Es  ist  an  bedaueni, 
dass  diese  Zeitschrift  aufgehört  hat»  obwohl  man  zugestehen  mntfi 
dasB  sie  von  einer  unerfiihrenen  Hand  geleitet  wurde.  Ftfiwr 
sind  in  diesem  und  vorigen  Jahre  eine  ganze  Reihe  von  mehr  oder 
weniger  ausfahriichen  Artikeln  über  die  Ausländer  in  Rnnland 
und  andere  Fragen  des  internationalen  Privat- Reohtes  erschisB^- 
AugenscheinÜdi  stehen  diese  Fragen  im  Vordergründe  des  rusaiBcha 
Lehais.  Am  meisten  hat  solche  AUmndlungen  dae  Jonni«!  des 
Justizministeriums  veröffentlicht;  folgende  Mitarbeiter  haben  daran 
teilgenommen:  Goidon,  Hessen,  Engelhai^t,  Borowikowsky  n.  8.  w. 
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Etwas  hat  auch  das  vornehmste  juristische  Journal  KueiHlauUs:  das 
Jüiinui!  di  r  IVtüi'shurgcr  juristischen  Gesell selmft  geleistet.  (iJia 
Artikel  von  ScbaUand  und  W.  Hesäen.)  In  dieser  Zeitschrift  finden 
wir  1896  ausser  den  erAvälmteti  Äufefttzen  zwei  interessante 
Arbeiten  von  H.  Nikolsky  Ober  die  Versammlung  des  Institut« 
des  intemationaleu  Etechtea  zu  Cambridi^  imd  des  Prof.  Alexan> 
dienko  ron  der  geheimen  Aubicht  Aber  die  Diplomaten.  Endlich 
Ist  im  Jahre  1897  und  auch  sum  Teil  1896  in  der  russischen 
periodisoben  Idteratur  eine  heisae  Poleoiik  Aber  die  Fmge,  ob 
Rossland  der  literarisch  •artistisdien  Konvention  soh  Anreihen 
soll  oder  nicht,  entbrannt  Die  Mehnahl  der  massgebenden  Zeit« 
sohiiften  hat  dieses  Thenaa  behandelt.  IMe  Freunde  des  Yöikav 
rechts  mAasen  leider  konstatieren,  dass  die  heirschende  Meinung 
in  Russland,  insofern  sie  ihren  Ausdruck  in  den  Zeitadiriften  findet, 
eine  Qognerin  der  Konvention  gewesen  war. 

Wir  Tersprachra,  auch  über  die  VertrSge  Russlands  etwas  zu 
sagen.  In  dieser  Hinsicht  aber  ist  das  verflossene  Jahr  noch  Armer 
wie  in  literarischer.  Das  wertvollste  Erzeugnis  auf  diesem  Ge* 
biete  dürfte  wohl  die  russisch^bnlgarischo  Handelskon- 
vention  sein,  die  „eine  vollstttndige  und  vollkommene  Freiheit 
des  Handels  und  der  SchUffiahrt  zwischen  beiden  Staaten**  sohafit 

Femer  ist  noch  die  Übereinkunft  mit  Spanien  Aber  die 
gegenseitige  Anerkennung  der  Mess^Zeugnisse  der  Schiffe  zu  er- 
wähnen, dann  die  Konventioo  mit  Deutschland,  Frankreich,  den 
Nietlerlan<len  und  Schweden  über  die  Telegmphie-Verbindmigen; 
mit  Scliweden  (ll)er  die  Ordnung  des  Lachsforcllenftinges  im  Flusse 
Tomeo;  fenier  daa  Zugeständnis  der  Schiflfiiliii  /.wischen  russischen 
Iläfon,  die  an  \  erschiodenen  Meeren  liegen,  ;ils  rdvilegium  tler 
russischen  Flagge,  uinl  die  Anscidiessung  Deutschlands,  Fianki t  ichs 
und  Italiens  an  die  Mächte,  deren  l.iileriiiuiicn,  wnni  sie  in  d^-v 
RoUe  des  Kläirors  vor  den  russischen  GoriehLshöfen  auftiften,  vun 
der  Kaution  für  Kn>ton  und  Sriiiidcn  l»i-livii  M„'in  s<)llen.  Diese 
EreeheinungL'U  all«',  dir  mehr  u<kr  weuigur  von  imdxtischer  Bo- 
deutunt'  siud,  bildcu  an  und  für  sich  fabt  kein  theoretisches 
lutercsse. 
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IV. 

Civilrecht  und  Civilprozess. 

Referent:  J.  Fei^uent,  Kechtsauwait,  Odessa. 


a)  Oesetzgebung. 

Das  Jahr  1897  hat  fast  kein  einziges  erwähnenswertes  Oeeetz 
auf  dem  (lehiete  des  materiellen  Privatreehts  oder  auf  dem  des 
Prozessrs  aufzuweisen.  Der  Onind  hierfür  liegt  wohl  darin,  da» 
Ruesland  einer  netien  hfirgerlichen  Qesetsgebimg  entgegensieht.  Die 
zur  Beform  des  Oerichts^er&ssiuigsgesetsses  und  der  Civilproies»' 
Ordnung  einberufene  KomroiBeion  hat  ihre  Arbeiten  noch  nicht  zu 
Ende  geffihrt.  £in  Entwurf  nach  dem  anderen  wird  verMfontlicfat; 
sie  alle  scheinen  aber  kaum  ganz  befriedigen  zu  kOnnen.  Aua  der 
Zahl  dieser  Entwürfe  will  ich  nur  zwei  hervorheben,  von  denen 
der  eine  die  Reehtsanwaltscliaft,*)  der  andere  das  v<Hrbeceitende 
Verfahren*)  zum  Q^nstand  liat. 

b)  Literatar. 

Dagegen  ist,  was  unsere  prtvatrechtUche  Literatur  anbetrillt, 
das  Jahr  1807  verliAltnismAssig  fruchtbar  ansgefiBllen.  Zunächst 
sind  bezüglich  der  Geschichte  des  russischen  Privatredits  zw« 
HauptstrOmungen  zu  verzeichnen:  Die  eine  wendet  sich  nameotlidi 
dem  littauisch^russischen,  die  andere  dem  griechisch-byzantinificliett 
Rechte  zu. 

Zur  ersten  Gruppe  gehören  die  Arbeiten  des  Prof.  Leonto* 
witsch,  welcher  sich  des  wohlverdienten  Rufes  eines  unserer  besten 
Kenner  der  russischen  und  speziell  littauisch-mssischen  Beckts- 
geschiebte  erfreut. 

*)  Die  Heiirteihuig  der  YrsLfie  über  die  Voriindeningen  in  der  Organi- 
sation der  A'lvokatnr.  Ans  d«>n  Pmtoknilcn  der  Aüi  rhöchst  eingeHCtzten 
Kommission  behuts  Kt'vision  der  (ics«  t/iL'^clninf,'  im  ( ii'i irht.s\v.»sen.  St.  L^üUtR- 
burg,  Anhang  zum  VII.  Baude  dva  Journal  des  JustizniiiiisteriuDUi. 

*)  Yorentwurf  eines  Gesetzes  über  vorbereitendes  Verfahren  nasd  die 
damit  hervorgerafenen  Abändenragen  in  den  anderen  Teilen  der  Civil' 
prozessordnung.  im  Auftrage  der  IV.  Sektion  der  Allerfadohst  eingesetzten 
Koiiiiiiissioii  lit'hufs  Revision  der  Gesetzgebung  im  Gerichtsweson  voa  l'rt)f. 
A  ünitii  t  >n  veifiisst.  öt.  retcrtibui^,  Auhaog  zum  [.Bande  (i«6JourW 
deb  Ju.stuniiaiüteiiums. 
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Es  sei  hier  an  erster  Sloll.-  lioontowitseh's  Arbeit  nW 
lierrenlose  Güter*)  erwähnt.  Innige  Yertmuilieit  mit  doii  (^Miellen 
und  Sch&rfe  des  juristischen  I  rteÜB  xeiclinen  auch  diese  Arbeit  des 
Verfassers  gQnstig  aus.  Sie  iHt  als  Anhang  zu  einem  grosseren 
Werke  Leontowitseh^s  ku  denken,  welches  eine  ganze  Reihe  von 
Fragen  aus  dem  littauisch-russischen  HeeM  behandelt*) 

Die  Fragen,  welche  von  Prof.  Leontowitsch  in  dem  soeben 
genannten  Aufsats  erürtert  sind,  dttrfen  ein  nicht  blos  historisches, 
sondern  ebensowohl  ein  durchaus  praktisches  Interesse  beanspruchen, 
denn  es  steht  bei  uns  zu  Lande  nodi  mancher  Prozess  (genauer: 
Erbscfaaftsprozees)  bevor,  der  gerade  auf  Grtmd  des  Uttauischen 
Statuts  und  Bechts  entsclüeden  werden  soll. 

Mit  derselben,  (wenn  auch  nicht  ausschliesslich  derselben) 
Frage  beschAftigt  sich  noch  eine  zweite  Mon<^phie,  die  des 
Aecfateanwalts  Olschanowsky.')  Drittens  mag  noch  erwähnt 
werden  eine  kleinere  Monographie  Dovnar-Zapolsky's  über  das 
in  mancher  Hinncht  interessante  Oewohnhdtsrecht  der  Bauern  des 
Minsk'schen  Gouvernements.*) 

Unter  den  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  griechisch^byzan- 
tiniscben  Rechts  muss  die  Monographie  Prof.  Sokolsky's  „das 
gfiechisoh-rftmische  Recht  in  dem  Gesetxbuche  des  Grusischen  Gzaren 
Wachtang  VI/'  hervorgehoben  werden.^) 

Verfesser  unterzieht  die  Quellen  dei  griechisch- rOmi»dien 
Gesetze  des  Wachtang- Codex  einer  sorgfältigen  PrQfung  und  gielit 
eine  ausführliche  Parallelziisaininenstellung  dieser  Gesetze  mit  der 
Syntome  Blastarlä  und  den  Verordnungen  der  russitichen  LaJidcä- 


*)  F.  Leontowitsch,  Zur  Frago  über  herrenlose  Güter  nach  dem 
littauiiich-msäischeu  Rechte.  Jourual  di^  Justizmiuisteriums.  1897.  Bde. 
VI,  VII,  VIII. 

*)  F.  Leontowitsch,  Streitfragen  aus  der  Gesdiichte  des  littauiseb- 

ni»iischon  Rechts.    St.  Petersburg  1803. 

B.  OKschanowsky ,  t'hvr  'lio  VcrViimllithkL'tt  d»'r  Koii>t!tutiou  der 
vt'roini^'terj  ReichhUi^ü  der  fiulini'n  pohii^-rli-Mi  h'.  |iulil:k  für  littauisclie 
(in)!iJ>hcrzogtum  nebst  Anhang  beiiaudolud  die  iierreniosen  Guter  (okadukacb) 
Mfih  den  polnisch-littaaiscben  Gesetzen.  8t  Petersburg  1897. 

*)  M.  Dovnar^Zapolsky,  Aas  dem  Oewohnheilsreobto  der  Bauern 
des  GoaTomement  Minsk.   Fatnilieurecbt.   Mokkan  1897. 

*)  Das  griechi.sch-rütniüche  Reeht  im  Oe^setzbuche  deii  Czaren  Wachtang 
VI.,  Jouroal  des  ^iaisteriume  der  Volkaaulklärung  1897,  Bd.  9. 
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vc!-saininlung  (Ssohoi)  vom  Jahre  1067,  wodurch  die  Fragen  uacli 
<ler  ETitstehimp  und  Ikjdcutuni?  der  Wachtanggesetzgobung  m 
richtige  Licht  gerückt  werden.  Es  erhellt  nflnilich,  dass  tliese 
üeeetzgebung,  welche  selbst  jotzt  auf  das  (im  Kaukasus)  geltende 
Prlvatiwht  nicht  ohne  Einttuss  ist,  im  XVL  und  XVD.  Jahr- 
hundert in  Rusaland  stark  verhreit<*t  p^wesen  und  eine  beinahe 
ebenso  grosse  Autorität  auBgeObt  bat,  wie  die  Creeetze  der  niflnsdien 
Oroeefilrsten  und  Czaren. 

Ein  intei-essantes  historihches  Bild  gewAhrt  noch  die  Mono 
gnpbio  Koschkow'B  Ober  das  Rechtsleben  nach  der  Russkaja 
Prawda.1)  Der  «weite  Teil  der  Arbeit  gehdrt  dem  Givihnclite> 
der  dritte  dem  Prozesse  aiu 

Wenn  ich  suletst  noch  eines  kleinen  Anfsaties  Winawor's 
„Zur  Frage  aber  die  Quellen  des  X.  Bandes  des  Swod***)  Erw9hiHUig 
thue,  so  glaube  ich  damit  alle  wichtigeren  Erscheinungen  wf  ^ 
Gebiete  der  Geschichte  des  nissischen  PrlTatrechts  im  Jalire  1691 
aufgezShlt  zu  haben.  Winawer's  Aufsatz  stfttzt  sich  auf  «ne 
Handschrift  Sperausky^s,  die  der  Verfasser  in  der  kaiserlichea 
Bibliothek  zu  St  Petersburg  aufgefunden  und  die  manches  Licht 
auf  die  Geschichte  des  russischen  Givilgesetzbuohes  wirft 

Auf  dem  Gebiete  der  Literatur  des  Privatrechts  i.  o.  S.  sehen 
wir  eine  ganze  Anzahl  interessanter  Worke. 

So  ist  zunächst  auf  die  neue  7.  Auflage  des  Lehihochs  des 
verstorbenen  Prof.  Meyer  aufmerksam  zu  machen.*)  Meyer  w 
seiner  Zeit  Professor  des  Givilrechta  an  der  Universitlt  Ks»»' 
Trotzdem  er  schon  vor  mehr  als  40  Jahren  aus  dem  Leben 
schieden  ist,  hat  sein  Werk  an  Bedeutung  kaum  eiugcbtksst  B^^' 
zutage  darf en  wir  freilich  noch  auf  andere  Lehrbücher  des  rusaiscken 
Privatrechfa  hinweisen,  von  denen  einige  als  gelungen  encheii^ 

•)  J.  Koschkow,  Aus  dem  H«(:htslehoD  nach  der  Tfnsskaj:*  I'rawda- 
Journal  <ip<<  Miuisteriuins  der  Volksaufklärung  1897,  Bde.  11.  12.  — 
liu^^skaja  l'rawda  ist  bekanntlich  ein  (iesetzbuob  ans  der  Zeit  des  Kür^ 
Jaroslaw  dt-s  Weisen  {XJ.  .lahrhundert). 

")  M.  Winawer,  Zur  Frage  über  die  Quollen  des  X.  Band^  ^ 
Swod.  Journal  des  JasHsninistariuinfl  1807  Bd.  VT.  —  Der  ent«  ^ 
dieses  X.  Bandes  enthält  die  Gtvilgesetze. 

*)  Das  nissischu  Civiirecht.  Vorlesiinßon  von  D.  Meyer,  b*'^'^*^ 
^ipfifhon  unUM  ifi  Kt'daktion  von  A.  Witziii.  7  Auflage  mit  Einän* '^''IS*^^" 
von  l'rof.  A.  üolmsteu.  bt.  Petersburg  1ÖÜ7. 
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—  dessen  angenolitet  wiid  noch  immer,  oach  wie  vor,  nach  den 
wVortrilgen"  Prof.  Meyer's  besonders  gern  geiragt  Dies  liegt 
wohl  dann,  dass  es  keinem  anderen  bis  jetzt  in  demselben  Masse 
geglOckt  iet,  die  russischen  Civilreditsnonnen  einra^  mid  die  Theorie 
des  OiTilrecbts  anderefseits  in  Znsammenhang  au  biingen,  erstere 
aus  letxterer  or^miaoh  sn  entwickeln  und  das  Ganse  mit  einer 
Klarheit,  einer  Schltfe  und  einer  Tiefe  dannatellen,  die  ihresgleichen 
sucht  Dm  die  letzten  Aosgsben  hat  eich  Prof.  A.  Heimsten 
sehr  verdient  gemacht,  indem  er  in  denselben  alle  Oesetzesnovelleo, 
literarische  Novilftten  und  die  neueste  Judikatur  unseres  Kassations- 
departement's  thunlichst  au  berQdnichtigen  bestrebt  ist 

Was  ferner  die  Monogmphien  auf  dem  hier  in  Betracht  kom- 
menden Gebiete  anbetrifft,  so  ist  zunAchst  L.  t.  Petra Syoki 's 
Buch  über  das  VerhSltnis  des  bonae  Mei  possessor  zu  den  Eün- 
kQnften  zu  erwfihnen.^)  Es  ist  dies  die  russische  Bearbeitung  und 
Erweiterung  des  zweiten  Teiles  des  dem  deutschen  juristischen 
Leser  rühmlich  bekannten  Wo-kes  des  Toffsssers,  welches  unter 
dem  Titel  „Die  Fnicht Verteilung  beim  Wechsel  der  Nutzungs- 
berechtigten" Berlin  1892  orscliienen  ist.  Auch  in  Russland  hat 
die  Monogri-aphie  einen  grosfieii  imd  verdienten  Erfolg  geliabt  und 
wird  gewiss  niclit  ihren  Einfluss  auf  die  Verbreitung  der  Civili)olitik 
verfelden,  dieser  neuen  von  Potrazycki  begriiiideten  wisson- 
schaftliehen  Disziplin. 

Ällgeinoine  civilreditliche  Fragen  finden  wir  in  einzelnen 
Beitrügen  erörtert,   iliciher  gehört  u.  A.  die  Arbeit  Budkio witsch's 

—  „Ei»  neues  System  des  Civilrechts". ')  V.  rfaiiBcr  ist  iM-miiht, 
einerseits  die  Mängel  der  gellenden  eivihechtlichen  (u  sei/Jni»  her 
horvorzuheben.  andererseits  ein  neues  Systoni  iici  Sachoiiref'hte  zu 
L^'iten;  letztenis  deswegen,  weil  nach  (h„'s  Verfassern  Ansicht  <lie 
verschiedenen  fachenden  Oesetzc  dem  Eigentümer  den  ruliignii 
Be«ifz  ni<'ht  ticiiügoiid  siL-hori!  k5nn(fni.  Bud  ki.'w  i  tt>eh's  Systi-in 
but  aber  —  und  mit  KcKcht  —  nichts  weniger  aib  Auidaug  gefunden. 

*)  L.  V.  Petraiycki,  Die  Bona  fides  im  Civilrecht.  I>as  Recht  des 
gutgläubigen  Besitzorü  in  Bezug  auf  die  Kiukuuftu  vom  Staudimiiktc  des 
positivett  Bechts  und  der  Civilpolitik.  Mit  emem  Doppelaubaiig:  1.  die 
Lomingsworte  in  der  modernen  Jurispmdena;  2.  die  Aufgaben  der  Juns- 
pnidenz  in  KuKsland.   St  Potersboig  1897. 

')  Badkiewitsch,  Eio  neues  System  des  Civilrecht».  WuBohau  1897* 
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Sodann  mfichtc  ich  auf  D.  Grimm's  Aufsatz  Qljer  das  Rechts- 
verhältnis und  das  suhjektivc  Recht*)  aufmerksam  machen.  Der  Ver- 
fasser giebt  eine  eingehende  und  hrn-hst  intecessante  Kritik  der  Haupt- 
strömuDgen  und  üauptfcagQn  in  der  Lehre  vom  subjektiven  fiechl 

län  BWMtor  Aufsatz  tou  Annenkow  behanddt  die  F^age  Ober 
die  Entetehnng  der  Obligationen.  ^  Nach  mssischem  Recht  sd  der 
Wille  des  Richters,  besw.  das  Gerichtsurteil  kein  Grund  fOr  die 
Entstehung  von  Obligationen. 

31  it  der  Frage  über  simulierte  Rec-litsgosehaftc  beschäftigt  sich 
Rivlin,  dessen  Arbeit')  eine  flcissigo  Ziisainnt-iistellung  der  ver- 
schiedenen liicrher  gehöritrcn  Gesi^tzesnonnen  sowie  der  Judikatui 
des  russisclion  Kassatioiisliofcs  enthält, 

Bonjprkriisw.M't  ist  de??  Weiteren  ein  Beitrag  des  Seiiatoi-s 
V.  Thür  über  das  System  der  Ausarbeitimir  eines  bürgerlichen  und 
Handelsgesetzbuches  *)  für  das  Russische  Reich.  Es  weixlen  hier  einer- 
seits geschichtliche  Daten  geliefert,  andererseits  wird  al)er  auch  lior 
Weg  gewiesen,  den  die  Kommission  zur  Verfassung  der  genannten 
Gesetzbücher  einzuschlagen  hat.  Die  Schrift  hat  begreiflii-iicr 
Weise  eine  grosse  praktische  Bedeutung  für  unsere  künftigen  legis- 
lativen Arbeiten. 

Die  privatreohtüche  Literatur  in  Russlaod  aus  dem  Jahie 
1897  hat  auch  mehrere  BeitTSge  speziellen  Ghaiakteis  aufeuiwse»« 

Es  gehören  hierher  die  gründlichen  und  gutgeschriebeDen 
Arbeiten  A.  BaschmakowU  über  das  FflichtteUieciht  und  die 
Erbgüter  nach  russischeiii  Rechte.^} 


')  D.  Grimm,  Das  Recbtsverhältiiis  und  das  subjektivu  Recht  Jcmnttl 
des  Josticministeriunis.  1897.  Bde.  IV  nnd  Y. 

*)  Annenkow,  Die  Entstehung  der  Obligationen.  Jonnial  des  Jtfi>t*  * 
miDisteriums.    1807.    Bd.  IV. 

H.  Rivlin,  t'ber  die  simulierten   Hochtsgoschäfte,  Jountfl 
St.  Petersburger  juristischen  Oesell.sehaft.    1807.    Bd.  VI. 

*)  N.  V.  Thür,  Über  den  Plan  der  Ausarboitung  eines  bürgerlichcu  uwl 
Handel^esetsbuohfls.  Joomal  des  JnstismiDistertums.   1887.   Bd.  III- 

A.  Baacbmakow,  Veisncb  einer  kritischen  Überaidit  dsBlnstitoi» 
dei  FAicbtteUrechts.  Journal  der  8i  Petersburger  jnriatisehen  OeseUsdaß- 
1897.   Bd.  VII. 

A.  Bäsch inakow,  Das  Institut  (l<>r  Erhpiiter  vor  dem  üerich'  ^^"^ 
russisctböu  Juris|)ruduu2.  Jounmi  dva  Juätizmiuiütcnum».  lbU7.  Bde.  Vil.^^ 
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Voi-fasHcr  vcrsiicht  die  QnincUageii  der  Lehre  Ober  die  portio 
legitima  in  einen  logischen  und  organischen  Zusammenhang  mit 
der  BeerbuDg  ab  intestato  zu  bringen.  Eine  Gesetzgebung,  be- 
hauptet er,  die  eine  ^testat-Suocession  zulisst,  ohne  Rechtsnormen 
Ober  den  Pflichtteil  zu  enthalten .  leidet  an  einem  inneren  Wider» 
sprach.  Diese  seine  Ansicht  sucht  Bäsch makow  durch  zahlraiohe 
logische  und  historische  Aigiimente  zu  erhSrten.  In  Betreff  der 
juristischen  Natur  der  portio  legitima  ist  Verfasser  AnhAnger  des 
fnuizQdschen  nod  sSchsischen  Rechts,  wonach  der  Pflichteite  nicht 
Gllttbiger  der  Erbschaft,  sondern  selbst  Erbe  ist  —  und  das 
sowohl  der  Konsequenz  als  moralischer  und  prsktisdier  GrQnde 
w^en. 

Die  zweite  Arbeit  Baschmakow^s  behandelt  die  augen- 
blicklich in  Rtissland  —  ich  mfiohte  ssgen  —  beinahe  bren- 
nende Frage  Ton  den  ErbgOtem.  Verfasser  ist  k^n  prin- 
zipieller Gegner  dieses  Instituts;  er  mOchte  die  Gesetzgebung  Aber 
die  i^gOter  keineswegs  ganz  abschatfen,  sondern  blos  reformieren: 
die  Sategone  der  Erbgflter  soll  eingeschränkt  werden,  die  donatio 
derselben  soll  nie,  ihre  sonstige  Verftusserung  nur  mit  Einver- 
stftndnis  der  Geschwister  und  Kind«:  des  Verkäufers  gOlttg  sein. 

Eän  Aulsatz  des  Prof.  Zagorowsk^r  gehOrt  dem  Gebiete  des 
Fanulienrechts  anJ)  Er  enfhUt  eine  gedrängte  Auslegung  der 
Artikel  des  preussisclicn,  sÄclisischen,  österreichischen,  französischen, 
italienischen  und  russischen  Rechts  über  das  eheliche  Personen- 
und  GflternM'lit  ohne  kritische  Paralleh'ilx^rsicht.  Der  Schhiss,  den 
Verfasser  aus  seiner  Cbersicht  zielion  will,  ist  der,  dass  dub  im 
nissißchen  Hechte  hoirychende  System  der  Gütertrennung  nicht 
buioeiitif^t  orfjfheine. 

Auf  (las  eheliche  IVisonenrecht  bezieht  sich  ferner  eine  kli  itieio 
Aideit  A.  H o  r  M  w  i  k  I i  \v sk  y 's,  des  ( )bcrstiuitsanwaltes  an  uhbeiem 
ei\  ilcu  Kik>Hiititjiusli'jfe. '-)  Vi  i  fassiT  behauptet,  es  sei  zuzupreJ^'n, 
dass  eine  Fniii  nissische  riitertliuiiin  bleiben  dürfe,  tititzdoui  iiir 
Mann  »us  dem  rus>i>eht'ii  rnterthanenvorbfind  auscretreten  sei. 
Diese   Möglichkeit   wini    naciigewiesen   an  einem  Fall   aus  der 

*)'A.  Zagorovsky,  Das  Gfiter-  uod  Pentooenrecht  der  laM^tten. 
Riuskaja  Ifysl  (RuBsiscber  Gedanke)-    1807.    Bde.  I  und  IV. 

'i  A.  Borow  i  kowsky.  Kin  Fall  der  VerMchicdanheit  der  Staats- 
aogehörigk«it  der  £hegatten.  Jourool  des  Justisministeiiums.  18Ü7.  Bd.  V. 
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Qerieht^praxisi,  der  zu  dem  Aufsätze  Anlass  gegeben  bat.  Borowi- 
kowsky'B  Meinung  hat  jedoch  eine  Widerlegung  seitens  VnL 
£ingelinann  in  DoqMit  (Jurjew)  erfahren.^) 

Zwei  sehr  interessante  Arbeiten  betreffen  das  wichtige  Becbt 
auf  den  ErdkOrper  unter  der  ObeiflAche.    Die  eine  gehArt  dem 
soeben  erwflhnten  A.  Borovikowsky*),  die  andere  —  Fhtf. 
Udinsew>^,  welcher  aidi  mit  sogenanntem  Possessionsreclit  viel 
beschAlligt  und  im  vorigen  Jahxe  (1896)  eine  giOssere  Monognphie 
darüber  voiasst  hat*)  Udinsew  behandelt  die  Vage  T<»n  Stand* 
punkte  des  Bergrechts  und  gelangt  su  dem  Resultat,  dass  auf  die 
unter  der  Ofaerflidie  liegenden  Qfiter  kein  Etgentumsrecbt  he- 
gründet  werden  dar!    In  dieser  Besiefaung  ist  Yertssser  mit 
Napoleon  einverstanden,  dessen  berühmte  Phrase  bekanntUdi  Isstet: 
avant  la  ooncession  ks  nünes  ne  sont  pas  des  propriöt^  mais 
des  Mens.   Borowikowskj  dagegen  behandelt  die  Frage  von 
rein  civilistischen  Gesichtspunkten  aus,  imd  zwar  de  lege  lata.  Er 
stellt  mit  gutem  Bedite  fest^  dass  nach  der  russisdien  Oeaets- 
gebung  dem  Eigentümer  eines  Grundstücks  alle  sich  unter  der 
Oberflflche  befindenden  Güter  gehören. 

Zwei  kleine  Arbeiten  Eatkow*s  bewegen  sich  gleichhllB  a»f 
dem  Gebiete  des  CSvilreohts  imd  dürfen  in  dieser  Überseht  nicht 
übergangen  werden.  Die  eine^)  hat  zum  Gegenstand  das  Beeilt 
zur  Führung  eines  Namens,  die  zweite  *)  das  ESgentumsreckt  und 
das  Geheimnis  betreff,  die  Privat-Konespondenz. 

Verfasser  bemerkt  nicht  ohne  Grund,  dass  auch  die  sobeiDbar 
vollkommensten  Gesetzgebungen  die  wichtige  Frage  nach  dem 
Recht  auf  den  Namen  unljeantwortet  lassen.  Selbst  das  deiitaclie 
B.  G.  B.  ist  von  diesem  Vorwurf  nicht  frei  zu  sprechen.  Verfasser 

J.  Engel  mann.  Ist  eine  Verschiedeaheit  der  StaatsangeliSrigkeit 
der  Ehegatten  nach  nuaiachem  Rechte  zulässig?  Ibid.  Bd.  IV. 

')  A.  Borowikowsky.    Das  Recht  anf  den  Eidkörper  voter  der 

Oberfläche.    Ibid.  Bd.  VIII. 

')  W.  TT(]inzen.    Da-s  Recht  auf  dit-  unter  der  Oberfläche  liegentie" 
üütüi.  Jourual  der  öt.  l'ütüiüburger  juristiächeu  tieseiLscbaft.  lbÖ7.  Bd.  IV. 
Gf.  Jakrbnoh  1897,  8.  726,  Bericht  von  O.  Feldsteüi. 
W.  Katkow,  das  Beoht  auf  den  Namen.  Joomal  der  St  Feten- 
btugcr  jmistis(  hen  Gesellschaft.    1897.    Bd.  VII. 

")  W.  Katkow,  das  Eii^imtumareebt  und  das  Geheimaiii  ia  der 
Phvat-KorretipoodeDz.  Ibid.  Bd.  V. 
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flteUt  niiii  die  Frage,  ob  das  R^t  auf  den  Namen  dn  ESgentnnis>, 
ein  Nieasbtanchareoht,  oder  ein  eigL-nes  Becht  soi  generia  sei,  und 
beantw(Htet  disselbe  in  iBtsterem  Sinne.  Im  ttbrigen  sciüiesst  er 
sich  der  AiiffiasBung  des  franzOeiBchen  Juristen  Bouvy  an,  indem 
andi  Katkow  das  Namensreoht  als  sin  nnvertnderliehes,  nnver» 
äusHerliches,  unverjährbares  und  oxtra  commercium  fitehendes  Redit 
darstellt. 

In  der  zweiten  erwähnten  Arbeit  giebt  Katkow  eine  klare 
uikI  ausführliche  Erorlening  der  veiNchiedenen  Theorien  betreff, 
diks  JJecht  dei  I*rivat-Korreß|)ondpn/  und  veraucht  es  fieinerseits, 
eine  mehr  oder  minder  vollötäjuligc  L<'lu"o  des  genannten  ü.m  lits 
zu  entwickeln.  Der  Versuch  dai^f  wohl  im  Ällgemeinen  als  ge- 
lungen l)ezeiohnot  weiden. 

Eine  lieleiichtung  des  Hypothekeniwhtes  bezwecken  zwei 
Arbeiten  R.  Minzlow's*)  und  A.  Ly k o.snl! in 'a. ^)  Er^terer 
liefert  eine  interesnante  rwhtsvcr^'leichende  Stinlie,  letzterer  vertit^fl 
sieh  in  das  Wo?;t'ii  und  die  Bideutuug  der  uns  bevorsteheudeu 
Einführung  einer  Hy|)othekeni>ninung'. 

Das  paitikulilre  ruf^^isclif  Privatredit  hcliundeln  ebenfalls  zwei 
Arbeiten,  von  denen  die  eine  J.  Karnitzky*).  die  andere 
Ij.  Kasso*)  ^'^ehört.  Karnitzky's  Schrift  ist  eine  u;ründlic-}ie  Unter- 
snchung  iU)er  die  in  Polen  existii-ende  Hypothekenortlnuntr.  Kassn's 
Arbeit  —  ein  hfUisch  geschriel>ene8  I^bensbild  F.  G.  v.  Hunpe's, 
des  hochverdienten  Förderers  und  Lehrers  des  Rechte  unserer  Ost^ 
seeprov  Inzell. 

Dieser  Bericht  wurde  gewiss  unvollständig  erscheinen,  wollte  icll 
nicht  auf  eine  Arbeit  des  Prof.  Schorschenjewitsch^)  aufmerksam 
machen,  welche  die  Geschichte  der  Kodifikation  des  Civilrechts 
zum  Gegenstand  luit    Verfasser  beabsichtigt  eine  grosse  Arbeit, 

')  H.  Miuzlow,  Über  diu  Jndividualisieruug  der  Immobihen  vor  der 
Eintragung  in  das  Orandbiieh.  Joamal  des  Justisnitnisterinins  1807.  Bd.  VIII. 

*)  A.  Lykosehin,  die  Onrndbnchreform  und  die  Ausmessung.  Ibid. 
ßd.  IV. 

")  J.  Karnitzky,  Über  den  Erwerb  des  Eigentumsrecht  nach  dorn 
polnisohen  Hypoth«kpnrecht.   .Journal  des  .TuHtizministeriuniR  1807.    TkJ.  f. 

*)  Prof.  L.  Kasso,  F.  G.  v.  liungc  uud  das  Civilrecht  der  ustse©- 
prüviuzeu.    Ibid.   Bd.  VIII. 

*)  Prot  O.  Soherscbenjewitsoh,  Skizien  ans  der  Oee^idite  der 
Sodifikation  des  avilrechts.    Erste  lieferong.  Frankreich.    Kasan  1897. 
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von  der  wir  die  erste  Lieferung  vor  uns  haben,  in  welcher  die 
Geschichte  der  Kodiücatiou  des  Civilreehts  in  Fi;mkreich  behandelt 
■wird.  Es  vcnüt  diese  Broschüre  das  seltene  Talent  des  Verfassers 
el)enso  giit.  wie  seine  übrigen  /jihlreichen  Schriften.  Verfas-ser 
begnügt  sicli  nicht  mit  der  Darstellung  der  Farta  ans  der  Geschichte 
der  Koditikatiou  in  Fi-ankreich.  Er  bietet  uns  viel  mehr,  imiem 
er  die  Theorie  des  Naftonnlen  im  Reoht  auf  das  richtige  Mass 
«lüückführt,  deitjn  rbiertrcrhimgen  und  Fehler  aufdeckt  und  den 
EinfluBR  deg  Auslands  auf  die  Entwickelung  des  inländischen  Rechts 
voll  würdigt. 

Auf  d*'in  Oebietii  des  Handelsrechts  ist  keine  gnisf^ere  Ei- 
scheinuug  an??  dem  Jahre  1897  zu  nennen.  Auf  kleinere  Mono- 
graphien ilafT'  iren  st^isst  man  auch  hier. 

Mit  der  L<dire  von  der  Handolscreselljiehaft  beseh.lftigen  sich 
zwei  Arbeiten:  von  Sadowsky^)  und  Hivlin.-)  Die  erste  geht 
auch  die  Kontroverso  ein,  ob  die  Gesellscliaft  eine  juristische 
Person  sei  oder  ni»  lit.  Verfasser  mcichte  —  jeden  metaphysischen 
Str. hei  Seite  lassend  —  der  frage  mittels  einer  rechtsvei- 
gleicrlieuden  Studie  näher  ti-eten.  Dabei  iriwl  aber  such  die  wirt- 
schaftliche Seite  nicht  unbeachtet  gelassen:  Diese  genwle  sei  es. 
um  derentwillen  der  Gesellschaft  die  juristische  Persönlichkeit  nicht 
abgesprochen  rden  dürfe.  Der  zweite  Aufsatz  befesst  sich  mit 
der  rechtlichen  Natur  der  Gesellschaftsverträge  nach  ntssiscbem 
Recht  Verfasser  gelangt  zum  Beeultate,  dass  diese  Vertriige  ve^ 
mflgensrefihtl  icher  Natur  seien. 

Endlich  ist  Kaminka's*)  Arbeit  zu  erwähnen.  Sie  enthAlt 
eine  ansfQhriiche  Kritik  des  russischen  Entwurfs  eines  OeeebM 
betreffend  die  Aktiengeselbchaften. 

')  yadowski,  Di«  Gesellschaft  als  eine  jui-istische  Person.  JounttJ 
des  Justizministeriums.   1887.  Bde.  IX^  X. 

*)  Riviin,  Über  den  Owidlaohaftsveitrsg  im  Allgemeinen  nad  aber 
den  Charakter  des  V.Mtrags  zur  Oründung  einer  offenen  Ciesellschaft  i"" 
Besonderou.    .Tounial        St.  IVti  rslairf^er  juristischou  Gosellsrliaft.  IM  H- 

*)  A.  Kaiiiiiika.    Her  Kiitwuif   eines  (tewetzps   betreff,   die  Akt'«"' 
gesellstliafton.     Journal  des  .Juslizinmisteriuius.     Üd.  1.      Cbor  dijsselb« 
Thema  bandelt  ein  Buch  L.  v.  Petrazycki's.  Da  es  jedodi  IflUB 
schienen,  muss  ich  die  Bespreehnng  desselben  vorlänfig  vertagen. 
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Etwas  glucklidier  als  die  handelsrechtliche,  ist  die  Civil- 
proxessliteratnr  im  verflossenen  Jahre  ausgefallen. 

Was  Ijelu-  niid  lliUfsbücher  l)etri{rt,  so  ist  ia^t  kein  einziges 
Werk  zu  vciv.''i(  Imeji:  es  sei  denn  das  Büchlein  des  in  Russland 
li*'kaiiiiten  ProzessUfüistoii  G.  "Werblow sk y ,  A|i|>ell;ition8geri<ht.H- 
mtos  in  Moskati,  welches  Verfasser  seinem  früher  erseliienenen,  li'W  list 
fM'iiiorkenswertoi»  Werke  .J)ie  verschiedenen  Bewegungsstadieii  des 
rnssis(  hen  Civiiprozesses,  erläutert  au  einem  Beispiel"  als  Nachti-ag 
folgen  lässt,  iuu  daria  die  neuesten  Civilprozessnovellen  zu  er- 
örtern, 

Von  monographischen  Bearbeitungen  will  ich  in  erster  Reihe 
eine  nennen,  die  sich  mit  der  Gerichtsordnung  hefasst.  Es  ist  dies 
die  objektive  und  tüchtige  Schrift  Babuschkin 's.*)  Sie  betrachtet 
die  bevorstehende  Reform  im  Gerichtswesen  vom  Standpunkte  eines 
alten  und  —  man  darf  wohl  hinzufOgen  —  erfahrenen  Praktikers. 

ESne  zweite  Arbeit  stammt  von  Krajewsky.^  Diese  behandelt 
die  Eigentllmlichkeiten  der  Verhandlnngsnuxime  im  Civilfirozesse. 
Verfasser  ist  ein  entschiedener  Gegner  dieser  Haidme  and  weist  auf 
ihre  Htngel  hin,  geht  aber  in  seinen  Behauptungen  viel  su  weit, 
soweit,  dass  er  ihr  beinahe  die  ganze  Schuld  an  Fronkrdchs  mora- 
lischem Untergang  in  die  Schuhe  schiebt 

Einer  speziellen  Frage  (trotz  des  allgemein  lautenden  Titels: 
,.Übcr  das  Auffinden  der  materiellen  Wahrheit  im  Civilprozease")  ist 
eine  kJeine  —  imd  wenig  bedeutende  —  Arbeit  Tutkiewitsch's*) 
gewidmet. 

Wichtiger  ist  das  Hik  h  des  Rechtsanwalts  Mnmin  über  das 
KlagfTHidaniPJit  und  ülitT  rlie  Verbitidunp  von  Klagen-'),  welches 
von  einer  tirnin Iiichen  Kenntnis  der  Fachliteratur  und  der  eljenso 
grüiullichen  kritischen  Metbode  des  Verfassers  zeugt    Mamin  er- 

')  0.  Werblowski,  Naditrag  m  „Die  Bewegung  des  rasaiscben 
CivilproztsBfl«/'  Moskan  1897. 

')  S.  Babuschkin,  Die  bevorstehende  Oeiichtereform.    Kazan  1897. 

■)  A.  Krajewsky,  Praktische  H«>merkungoD  über  die  Eigentümtich- 
keiten  dor  WHiandliingsmaximo  im  Civilprozcsse.    S't.  PeforsVniifj. 

Tutkiewitcli ,  l  ber  djus  Auffinden  der  iiiateriellen  Wahrheit  im 
Civilprozesse.   Jourual  du»  Justizminiijterium's  B<1.  II. 

*)  W.  Ifainin,  Über  die  Begründung  dur  Klage  und  die  Verbindung 
von  KtsKsn.  Bine  rechtsveiigleidiende  Foracbnng;  Jekaterinenburg  1897. 
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klSrt  sich  fflr  eioen  Qegner  der  Wetzell'fichen  Theorie,  Bowie  der 
Lehre  Aber  die  oauBa  prozima  et  leoiotaf  fOr  dnen  AnhSqger 
dagegen  der  Theorie  LaucoDt's. 

Leider  ist  l£aiiiiii*8  Buch  wenig  beachtet  und  noch  weniger 
gewflrdigt  worden.  Zn  Unrecht  Der  Qrund  indessen  liegt  wohl 
darin,  dass  dasselbe  in  einer  der  entferntesten  StSdte  des  euroidüflcheo 
Russland,  fast  an  Sihirien's  Grenze  das  Licht  der  Welt  erblickt  bat 

Auf  einem  verwandten  Gebiete  bewogt  Bich  der  kleine  Asintz 
des  Rechtsanwalts  Poleta jew^),  in  dem  der  YerfBsser  ander 
Hand  einer  Reihe  von  RechtsfAllen  eine  Grenze  awischen  der 
Widerklage  nnd  der  ESnrede  ziehen  wiU. 

Bin  Aufsatz  W.  Issatschenko's  (des  rfihmlich  bekannteD 
Kommentators  des  mssischen  Civilprozesses)  erörtert  die  jnristisebe 
Bedeutung  der  Fomi  eines  nicht  notariellen  (zu  Hause  erricliteteo) 
Vermächtnisses. 

Sehl  gtüiidiith  sind  zwei  Arl>eiten  Zniirlow's^)  (SiillStilOt 
des  Oberstaatsanwalts  beim  Kassationsiiof  in  St.  Petersburg).  Beide 
liefern  sehätzensw.'itij  Beitr;l^e  anjjasiohts  der  in  iiusslaad  bevor- 
stolietiden  Reform  der  rivil|.rnz.'>.s(>idiHiiig. 

Der  Fi  iüdt'n.sgC'richUju.sti/.  .^ind  ondlich  el>enfalls  zwei  Ai'boiton 
powiilinett  Tiilub's*)  und  Leon t j  w 's 5),  von  denen  die  erste  auf 
witisrnseliaftliciieri  Wert  kaum  Anspruch  '  ili  !  *-!!  darf.  V.'iii^«9ei 
s^'hopft  aus  seinen  eigenen  Erfahnmgen  als  Kru  diMisrichter,  Ixoniiiit 
i\\yer  zu  Sätzen  ziemlich  sul>jektiven  und  zu{allii;oii  ( 'hai-ükters. 
Dagegen  ist  der  zweite  Aufsatz  nine  pute  Sehildenuig  di  r  Frierleiis- 
jnsti'/orgjinisiitioii  in  Frankreich  auf  (irund  ejugeheuder  pei^söuliclier 
H('i)bachtimgen  des  Verfassers. 

N.  i'ulütajew,  Die  Orenzeu  der  Widerklage.  Jourual  der  St. PBlwS^ 
burger  juristischen  Oesellscbsft  1897  Bd.  lU. 

*)  W.  Istatschenko^  Die  Bedenhuig  der  IV>rm  eines  nieht  notandl^ 
Vermächtnisses,   Jotirunl  di's  Ju.stizniinisteriams  1897  Bd.  Xl, 

^]  K.  Z  ni  i  rlow,  Zur  Frage  über  die  Kovision  der  allgemeinen  Prinxipi» 
der  Civiipro/essnrflnunp.    Journal  des  Justizministeriums  Bd.  II. 

Id.,  Über  die  Hevision  des  Yerfabreus  vor  der  müodlicheu  Yeiluuid- 
lung.   Ibid.  Bde.  Y,  IX. 

J.  lulnbw  Ans  den  Vermerken  nnd  Beobachfaingen  ^es  Friedens* 
ncbters.  Joornal  des  Justisministerinme.   1897.  Bd-  III,  IV. 

*)  Leontjew.  Die  FriedenegeriditBjuBtic  m  FranloiBicfa.  Ibid.  6d.  VI. 
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Wir  mfteseoD  mm  ztun  Sdiluss  nodi  dreier  Kategorien  von 
Welken  ErvrAhiiiaig  thiin,  die  der  privatrechtlichen  Literatitr  in 
Russland  ans  dem  Jahre  1897  nutaiigehören. 

Es  sind  (lies  in  ersU  i  lt<*ihe  Kespret  iiungeji  und  rbetsetzuiigeu 
auHläiidisfher  OeHot'/bnflior  und  oinzeliifr  (n'Ri'tze. 

Die  neuen  ösfoii-i-ichisohen  (_'ivil[»iN(/,«\s8gt;.s«'tzt'  sitnl  \'.n  Senator 
N.  V.  Thür  iilM'!s>  tzt  und  mit  den  russischen  voi irli«  lii  ii  uonleu.  •) 
Der  rbersetzer  luit  jedem  Artikel  der  osterreichisclien  (Jesetz*» 
Paiallelstelleu  aus  den  entsprechenden  russischen  Gesetzen  heigefflgt, 
^as  selbstverstäDdiich  der  Cberaetzung  einen  praktisch  erhöhten 
Wert  verleiht. 

Der  Entwurf  eines  Handelsgesefasbuches  für  das  Deutsche 
Reich  ist  vom  Referenten  besprochen  vorr{*  u  mit  kritischen  He- 
merkungen  und  ZusnmmousteUnngen  der  Nonnen  des  russischen 
Uandelarechta. 

Das  nene  H.  0.  B.  für  das  dcntsche  Reidi  ist  der  Gegenstand 
zweier  Honogiaphion geweseD,  von  denen  diejenige  Brnn's 
besondere  Anfmerksamkeit  verdient. 

£Sne  zweite  Kategorie  sind  praktische  Sammlungen  von  Ent- 
sr-heidnngen  des  Senats  und  Oeeetzesausgaben  mit  Kommentaren. 

Das  grosse  Eieignis  im  Rechtsleben  Rasslands  die  nun 
reaUsIerte  Reform  des  Geriditswesens  Sibii  iens,  wo  die  Prozess» 
gosrtze  Kaisers  Alexander  des  Z\veit*;n  Eingang  g(^funden  haben, 
niusste  erkläiliilier  Weise  eine  ganze  Reihe  spezieller  i>rdktiseher 
Kompendien   ins  Lel>eu  rufen.     Es  gehüreu  hierzu  die  AusgaU-u 

')  Journal  des  Justizministeriums  Bde.  n,  lY,  Anbaog.  Dieselben 
Gesetze  sind  in  der  mssisdien  Kritik  als  Oesetzantwfirfe  besprochen.  S.  a. 
J.  (0.)  Pergament  Die  neuen  östemeidlischen  Entwiirfn  einer  Civil- 
prozessordnung  (Journ.  dpr  St.  IVtorsh.  jur.  Gfs-.  180*i.  Bd.  II.  \vf.  dies*^ 
Jahrbuch.  Bd.  III]);  b.  fAiM  tiym)  .louni.  Uis  ,Iu->ti/rjiiaist.   1805.  Bd.  VIII. 

*)  J.  (O.)  l'erganieut.  Kiu  ucucr  Entwurf  eines  llaudelwgesotst- 
bucbes  :fiir  das  Deutsdie  Rdcb.  Jouni.  des  Justizminlst  1887.  Bd.  VI. 
Dasselbe  Handehgesetzbudi  ist  auch  neuerdings  von  A.  Kaminka  in  sehr 
eingehender  Weise  besprochen  wotden.  Ibid.  1808.   Bd.  I. 

*)  A.  Wolküw.  Da.s  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  für  ilas  Deutsche 
Heich.    .Trmrn.  der  St.  Petei-sb.  <;csell.s.h.    1897.    Bde.  I,  VIII. 

M.  Brun.  Das  }?.  0.  H.  für  tlas  l'^eutsclio  Heich  im  Zusaiiuiicnhang 
uiit  den  wis.seD.schuftliclieü  und  »uzialuu  ätrümungeu  des  naodemeu  Deutsch- 
land. Basskaja  Mysl.   1897.  Bde.  II,  HL 
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Domerstschikow^s,  Grigoro  witsch' g,  Oromstachewky's 
Sablonowitsoh^B  und  Qromow'a.') 

Zu  derselben  Kategorie  gehören  auch  swei  vortrefffiche  Werke: 
Wüboh'b*)  und  Qrebner'a«)  Ober  die  Judikatur  des  IV.  Depaile- 
iiient*B  des  dirigierenden  Senats,^)  die  in  syatematiBdiw  Weiae  eine 
ÜberBioht  aller  handelsrechtlichen'  EntschdduDgen  des  obenten 
Qerichtshofes  enthalten. 

Zur  dritten  Kategorie  gefahren  endlich  die  Übersetzungen  hervo^ 
ragoider  auslSndiaoher  literariBohwErBdieinungen  in  der  Juriq^radeai. 
Das  einzig  wichtige  auf  dieaem  Gebiete  ist  eine  Übersetsung  eioed 
Teiles  von  Begelsberger's  Pandekten  Bd.  I,  unter  der  Bedaktioa 
des  Prof.  Qambarow  in  Moskau.  *)  Die  Übersetzung  nmfasst  die 
aUgemelnen  Lehren  vom  Recht,  ist  als  durchaus  gelungen  anznseben 
und  erireut  sich  demzufolge  eines  -wohlverdienten  Erfolges. 


V. 

Volkswirtschaft 

Referent:  Nicolai  yob  KodiOMWsky,  an  der  Universit&t  Peterabwg. 
Ol>enetzuDg  von  Borli  Alfaiiowttscli>Drewliaasky,  Berlin. 
Dnrdigesehen  von  Dr.  Or^gor  JeUoe,  Berlb. 


a)  GeiMtzgebmiir. 

Auf  dem  Gebiete  der  volkswirtschaftlichen  und  liiiaiizieilea 
Politik  des  russischen  Rauches  im  Jahre  1897  ist  unbestreitbar  die 

')  Provisorische  Regeln  über  die  Anwendang  der  Oeriditastataten  in 
den  Goavemements  und  Proviozen  Sibiriens  mit  CesetzeMinotiveo  and  E^ 
liuterungen.    St.  Petersburg  18<J7.  Moskau  1H«»7,  Tomsk  1807. 

•)  W.  Wilson,  Die  <«priohtspi-axis  in  Frappn  dtT  Handelszahlungs- 
uufälngkeit  und  der  Ma^sregelu  ziun  Schutze  der  HaDdelsunterDebtnungeo 
im  EVü le  des  Todes  des  InbalerB.  Batsdieidungen  und  Urteile  dei  flt 
Petersbuiger  Haodebgeriohts  und  des  dirigietenden  Senats.  St  Peten- 
bnrg'  1897. 

*)  A.  Grebner.  Die  Judikatur  des  IV.  Departements  des  Sestts 
m  Handelssachen  1889— 1S07.    St.  Petersburg.  181^7. 

*]  Das  IV.  DepartHment  des  dirigiereudeu  Senats  fungiert  alü  zweite 
iustaii/  m  HitiideLshauht'ii.  — 

*>  F.  Hegel sberger,  Die  allgetnMDen  Lehren  vom  BMsht  01w^ 
setzt  von  J.  Basanow  unter  der  Bedaktioo  von  Prot.  J.  Oannbarow. 
Moskau  1897. 
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grtmte  Erscheinung:  dio  Vollendiing  der  Wahrnngflcefonn  auf  Qnmd- 
lagcn,  die  das  Leben  selbst  hervoigenifeD  hat.  Längst  hatte  die 
rnsaiBche  Silbermflmse  die  Bedeutung  der  Eonmitinflnae  verloren 
lind  fungirle  fast  gar  nicht  als  Taiischmfinze.  Das  niasische  Geld- 
System  bestand  ans  Goldeinheit,  Staaisnoten,  Kont)ons  und  minder- 
wertiger  silberner  Scheidemünze.  Die  Staatsnoten  haben  mit  der 
Beemligung  neuer  Emi^si(lIlou  aufgehört,  auch  als  liuau/Jelle  IlillfK- 
tiufdloii  zu  gehen;  dadurch  haben  sie  einen  bestilndigen  Kaufwort 
füi  Waren  und  Gold  gewuimen  und  sind  si>uiit  zum  wichtiirstt  ii 
Elemente  unsere»  Geldsystems  geworden.  Thats;l<hlich  verfügte 
Russland  flber  eine  parallele  Wähiuiu;  —  eine  Goldwährung  für 
den  auswärtigen  Vorkfdir  und  eine  l'apier-Geld-Wälirunt;  ffir  «len 
innoreu  Verkehr.  Die  Wührungöniassnahmen  von  1897  sind  dun  li 
den  allerh5ohsti>n  Erlas.s  (llkas)  3./15.  Januar  1H97  Hhor  die  end- 
giltige  Fixirung  der  Vi  rliältniftse  zwisehiMi  der  i\nh\-  und  Staat«- 
notoneinheit  eröffnet  worden.  Durch  diost>s  (leset/,  ist  dem  Imperial 
und  Halbimperial.  di«-  den  frOhercii  (jolilgeiiult  bed>ehahen  haben, 
anstatt  H  und  lü  Kul>el  ein  neuer  uominellor  Wert  von  7,50  und 
15  Kübel  gegeb«^n  worden.  Haid  darauf  ordnete  der  Finanzminist«^r 
die  Ein.stellung  der  Emissionen  an,  da  diese  für  die  Goldmünze 
der  früheren  Währung  auügeHchrieU'n  waren  uinl  den  neuen  lle- 
dingungeu  des  Geldverkehis  nicht  entsprachen.  Als  Ergänzung 
zum  Erlass  vom  3./l.^).  Januar  folgten  die  Erlasse  vom  14./26.  No- 
vember. Der  eine  derselben  (»rdnet  die  Prägung  von  Goldmünzen 
7.U  r>  Ruttel  an,  welche  »/'^  des  iiuperials  bilden  sollen,  der  zweite 
stellt  den  Wortlaut  der  Olierw-hriften  auf  l.n  Stnatsnoten  fest. 
Auf  der  Vorderseite  hiess  es  bis  jetzt:  „Bei  Eiureichung  dieses 
wird  VOÄ  der  Weehselkjvs.se  der  Stoatskink  x.  x.  Rubel  (Jold-  oder 
ISlbennflnze  ausgezahlt."  Diese  Aufschrift  ist  jetzt  durch  die 
folgende  ersetzt:  f^Die  Staatsbank  wechselt  die  Slaatsnote  gegen 
Goldmünze  ohne  Beschrftnkung  der  Summa  ein.**  (Ein  Rubel 
gleicht  des  Imperiais  und  enthält  17,424  Teile  reinen  Oeldes.) 
Entsprechende  Abänderungen  sind  auch  auf  der  Kehrseite  der 

29.  August 

Staalsnoteii  gemacht  worden.    Durch  das  Gesetz  vom  - —  ; — 

10.  September 

and  die  Qrandlagen  des  Staatsnotennmlaufs  entsprechend  den 
Emtssionsprinzipien  festgestellt  Der  Umlauf  der  Staatsnoten 
ist  „streng"  durch  den  Geldmittelbedsrf  beschränkt  und  durch 
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Baanehaft  gesichert.  Der  zur  Sichening  dienende  Goldvamlh 
darf  nicht  weniger  als  die  HUfte  der  ganzen  im  UnUan! 
befindlichen  Noten  betiagoa,  sofern  die  letzteren  nicht  600  Hillio> 
nen  Übersteigen;  alle  Staatsnoten  Aber  diese  Snmme  hinaus 
müssen  durch  Qold  gedeckt  seint  und  zwar  mindestens 
Rubel  pro  Rubel.  Der  eventuelle  Obersohuas  ist  selbstrerstindlich 
für  Tauschzwecke '  bestimmt    Anp^sichts  der  Verfügungen  rom 

3./1Ö.  Januar  und  ,       ^"^"'l*    jg^  die  BUauzform  der  Staats* 

10.  Septemter 

bank  verän<lert  woixlen.  Die  V^erteilung  der  Bilanzen  auf  Hech- 
nung  der  SUiats^scliulilt'ii  in  KoU  a  und  der  TaiiBC?hfr>iiils  uin]  Act 
ko«jmerzit  ll<»n  ()j>eiiitioneii  i.st  datiurch  beseitijjt.  IKt  (loldhaar- 
whaft  werdon  aiü  h  ailo  Vonüthe  im  GoMo  zn^re<  hnet,  die  der 
Hetrhskas»^^'  und  der  Bank  gehören.  Durch  «liese  sämtlichen  .Ab- 
änderungen «ind  Einfachheit  und  KJariieit  erzielt  —  und  fniinelle 
Garant ieoii  der  K'  i;<diiiä»ii^keit  im  Notenumläufe  gettdiaflfen  wordt-ii. 
T)<'Ui  ivgfthiiäj*sig«-'n  (li-Mundauf  ent^pivclicud  ist  die  geringste 
Cuujiure  der  Noten  eihülit  wunlen.  SrliDii  im  Hundschn^iljt^n  an 
das  Poatn\ssort  vom  13.  20.  Septenilier  ist  *lie  hevoi-stehende  l'ni- 
tausi-hung  der  Stajitsnoten  duivh  Silhennun/.e  anp'zeigt.  Mit  der 
Einstelhuig  der  Emission  und  der  Entfernung  der  .^i-Rubel-Notnii 
(diese  Ma.ssregel  föllt  schon  in  das  Jahr  1898)  ist  die  minimale 
Coupure  unsei-er  Staatsnoten  auf  10  HnM  festgesetzt.  Durcli  cUeees 
eh)en  envähnte  Huudsohreihen  vom  13/25.  September  sind  die  er- 
leichternden Bedingungen  bei  den  Postsend unp-n  in  lioareni  Oelde 
von  kleineu  Summen  angeonlnet.  In  die  Reihe  dieser  Massnahmen 
muss  man  auch  den  allerhöchsten  Erlass  vom  1Ö./27.  August 
stellen,  der  die  Zollverortlnungen  mit  dem  GestHze  vom  3./ 15.  .lanuar 
fllier  die  neue  Ooldeinheit  in  Einklang  bringt  Endlich  gehOrt 
hierher  die  durch  den  allerhöchsten  Befehl  neu  geregelte  Annahme 
Ton  Oold  Yoa  Privatpersonen  behufs  ESnschmelzung  gegen  eroe 
bombgeminderte  Gebühr.  Zwecks  der  Befestigung  des  neuen  Qold> 
Systems  sind  auch  lEassregeln  für  die  Abrechnung  zwischen  Staats- 
bank und  Schatzkammer  getroffen  worden.  Nach  den  Anordnungen 

11,  .  -'^^  Februar     .  ,  „  ,  , 

dee  riuauznunistei-s  vom  — — -  smu  37 Milljoneu  linhel 

12.  Marz 

Staatsnoten  dem  Verkehr  entzogen  worden,  und  zwar  aus  der  Zahl 
derjenigen  Noten,  die  Rubel  pro  Rubel  gesichert  sind.   Diese  da* 


Digitized  by  Google 


—    913  — 

durdi  befreite  Ooldsumme  iat  dem  Tkiischfonds  sugelegt.  Auf 
weitere  15,003,467  Rubel  wurde  die  Schuld  der  SehAtskanuner 
an  die  Bank  duich  Übertragung  nicht  tum  Eintausch  voigdegter 
Billeta  altdn  Husters  aus  den  Jahren  1866 — 76,  hembgesetst. 
Endlich  wurde  durch  allerhOohsten  Befehl  Tom  13./26.  Deaember 
die  Schuld  der  Schatzkammer  an  die  Bank  durch  unmittelbare 
Zahlung  an  dieaelbe  aus  den  Schatakammerroitteln  von  31,278,167 
auf  175,000,000  herabgeaetat  Eme  bemerkenswerte  Änderung  in 
den  Abrechnungen  «wischen  Schatakammer  und  Bank  ist  durch 
die  Umgestaltung  der  Form  der  Bankbilanzen  herbeigefOhrt  worden; 
dabei  wurde  dem  Tanscbfonds  das  Geld  zugelegt,  weldies  vorher 
speziell  zur  (^hecstellung  der  Torigoii  S^editemisrionen  gedient 
Imt;  und  diesf»  ganze  Snmma  ist  auf  die  none  Valuta  überwiesen 
worden  (500  Millionen  -{-  75  Millionen  in  Gold  der  frflheren 
Währung  =  862 '/j  Millionen  Rultel  der  Valuta  gemäss  der  Ver- 
ordnung vom  3./15.  Januar.  Dank  diesen  teils  reellen,  teils  bueh- 
halterischen  ()|)eratiuiitMi  hat  sioli  di«^  Schuld  der  ÜticUaschatz- 
kammer  an  <lie  Emissionshank  im  .Talii-e  1807  von  621,281,634 
Rubel  auf  175,000,000  verringert,  welche  Summa  entKproohend 
der  S' hiild  der  englischen  Schatzkauuiici  an  die  englisf-lie  Bank 
Bi<  h  mit  dor  s^t-w  «"»hiilichen  laufenden  Reciunmt;  clor  Schatzkammer 
gegen  die  Bank  deekt.  Die  Staatsl>{U)k  ihrerseits  hat  Massregohi 
zur  Beschiilnkung  der  Staatsnotenbeträge  ergrifTcn,  nRmlieh  durch 
Vernichtung  einer  b^^Ptimmten  Zahl  von  ciiiL^elrstcn  Noten.  Ausser 
den  im  Verkehr  l^eliiidlich  gewesenen  und  eingelösten  St.mtsnoten 
von  37 '/j  Milhnnen  Rubel  und  den  zum  Tausehe  nicht  vorgelegten 
Noten  von  meiir  als  15  Millionen  Rubel  (von  dieser  Massregel 
haben  wir  schon  Ijereits  gesprochen)  wurden  im  November  und 
Dezeml)er  noch  weitere  69,778,107  Rubel  in  Staatsnoten  vernichtet. 
Die  Gesamtsumme  sowohl  der  im  Umlauf  befindhchen  als  auch  der 
in  der  Kasse  der  Staatslvank  vorhandenen  Staatsnoten  wurde  ZU 
Endo  1897  auf  090  Millionen  festgestellt,  also  eine  Verminderung 
um  122,2  gegen  das  verflossene  Jahr. 

Der  thatsächliche  Bestand  der  in  Umlauf  befindlichen  Sta^its- 
notea  erreidite  zum  1./13.  Januar  901^  Millionen  Rubel  auch  mit 
der  Einschrinkung  gegen  das  Jahr  1896.  Die  Verringenrng  der 
Staatsnotenzahl  im  Volke  und  ihrer  Emission  Überhaupt  zeigt  auf 
die  Stidmung,  die  Zahl  der  Staatsnoten  zu  beschranken,  was  im 
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Übergangsmomeiite  zur  QoldwfthniDg  anoh  verständlich  ist.  Die  Mög- 
lichkeit einer  EinschiftakoDg  des  Eieditnotenverkehm  (UmlaulB)  ist 
durch  die  Heranziehung  des  Coanunta  in  den  Verkehr  bedingt  In 
dieser  Beziehniig  standen  Qold  und  Silbor  nicht  unter  gleichen 
VerhAltnissen.  Während  der  Process  der  EinfOhrnng  des  Silben 
bei  der  Bevölkerung  leicht  sich  vollzogen  hat,  mflsste  die  Re- 
gienmg  zwingende  Massregeln  anordnen,  um  den  Qoldverkehr  im 
Volke  möglich  zu  machen,  beispielsweise  die  Bezahlung  der  Hälfte 
der  Summen  in  Qold  an  allen  Staatskassen.  Im  Vortrage  des 
Finanzministera  über  das  Staatsregister  fOr  das  Jahr  1898  heisst 
es  wörtlich:  Zu  Ende  des  Jahres  1897  befinden  sich  im  Volks- 
verkehr Goldmünzen  im  Betrage  von  155  Millionen  Rubel  und 
Silbermünzen  (guter  Qualität)  im  Werte  von  99  Millionen  Rubel 
Von  diesen  sind  bis  zu  Anfimg  des  Jahres  1897  37 Vi  Millionen 
Rubel  in  Gold  und  50  Millionen  Rubel  in  Silber  in  Verkehr  gesetzt 
worden.  In  den  Kassen  der  Schatzkammer  und  der  Stastsbink 
waren  ausserdem  in  Gold  zu  Ende  1897  13 lö  Millionen  Rubel 
und  zu  Ehide  1806  1,206  Millionen  Rubel  und  in  Silber  63  Millionen 
Rubel  und  73  BQllionen  Rubel  vorhanden.  Die  Stunme  sämmüicher 
EmisHonen  der  in  Umlauf  befindlidien  und  in  der  Staatskasse  vor- 
handenen Stsatsnoten  hat  augenseheinlioh  die  Bedeutimg  des  „miß- 
lichen" Maximnm's  dee  Notenveikehrs.    Diese  Besdiränkung,  die 

29.  Äutriist 

durch  den  ErlasH  vom  -  ~  '         7       Oberfldssig  geworden  ij^t^ 

10.  Septomljor 

blieb  aln  ein  rberbleibscl  (ler  frühem  Gehlwährunj^  bestellen  und 
int  durch  die  Cbergaugsstadien  doa  russiseheu  UeldwcJscus  zu  ci- 
klären. 

Die  Übeiuicht  der  Verorduiuigeu,  die  zur  Staatswirtsehaft  p?- 

2  4  März 

hören,  eröffnen  wir  mit  dem  Hinweis  auf  das  Gesetz  vom  --^—^ 

i).  April 

welehes  erst  1808  in  Knill  p-lroti  u  isl.  Durch  tli.--o-  (i.^-olz 
ist  die  Veri^üii-tigung8-Fri>t  fiii  ili*-  Ahreehnung  särnniiliclu  i  Kn  iliie 
verkürzt  ^v.)lden,  um  frühzeitiu-  i  Ht'<  hen.schaft  ablof^en  /ii  können. 
Ilit  ih«  !  ^elioren  ferner  einig«  Miu>i^nHinuen.  die  «iie  Verwaltung 
(Ith  8taat.^v>  riii'"^riis  befreffen.  Dun-h  das  Gesetz  vom  7./ 19.  Apiil 
sind  die  Ausloiisttuig  und  die  Heinigiu)g  der  der  Krone  p^h'^'H-T'^i 
Wäldoi  angeordnet  worden.  Der  Zweck  dies^er  Veronlnung  i>t  tlio 
AbnuiUuiig  der  Kroiigüter  und  der  auseinanderliegenden  Farzeüeo. 
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Nach  dem  Gesetz  vom  Massregeln  für  die  Kronland- 

6.  Juni 

virtediaft  im  Tnmskauliasus  zwecks  Beechleunigung  des  Ausineflseos 
▼on  Orond  und  Boden  in  difisem  Qebiete  getrofliBii  worden. 

Unser  Steueraygteni  winde  im  Jahre  1897  keinen  grOndlichen 
Abftndenmgen  unterwoif^  Der  bedeatsamete  Schritt  in  dieser 
Hinsicht  war  die  AbBchaffung  (durch  das  Oesetz  vom  7./19.  April) 
der  Steuer  der  Anfenthaltsscheine  (PSsse).  Die  Aufhebung 
dieser  Steuer,  die  der  Schatsfaunmer  jährlich  47«  Millionen  Rubel 
zufahrt,  kommt  meistens  der  armen  Bevölkerung  des  platten  Landes 
zu  Chite.  Durch  dieses  Gesetz  ist  auch  die  Frage  Ober  die  Steuer 
der  Aufanthaltssoheine  fiberluuipt  in  ErwSgung  gezogen;  gewisse 
Beiträge  aus  der  Steuer  der  Aufrathaltsschdne  soUen  aum  Spexial- 
Kapitel  gemacht  werden;  desgleichen  die  Hunixipal'Steuem  für  die 
ISnrdhung  in  die  OrteangehOrig^at  Femer  ist  der  Eilass  vom 
27.  Mftra 

-s—: — rp  wegen  Abschaffung  besonderer  Abgaben  seitens  der  Be- 
o.  April 

sitzer  der  nenn  Oouvernements  jiolnisflicr  Abstammung  zu  erwähnen. 
Diese  Massregel  datiit  vom  1.  Januar  18'J7.  Am  17.  Mai  sind 
durch  einen  allerhöf-hsten  Erlasf^  die  neuen  Ilegister  der  Städte 
und  Dürfei  nach  KhuistiU  veiüttontlicht  worden,  um  die  Mietestener- 
erhohuiif;  m  erleichtern.  Und  endlich  sind  neue  Regeln  zur 
SehiU/ung  der  Fabrik-  und  <  iewerkräume,  wie  auch  der  Grund- 
ptfick*»  und  Wälder  in  denjenigen  Gouvernf^ments  angeordnet,  die 
iiorli  keine  iaml wirtschaftliche  S*^ll>st\ ciwaliuiig  besitzen,  um  eine 
ciniieilUclie  ^deichniänsige  Hodt  iihcstoiu  l  ung  in  diesen  Bezirken 
dnnh/nfnhreti.  Eine  weBentlicho  Umgestaltung  in  der  Steuer- 
organisation wiuile  «Imch  das  Gesetz  vom  6/18.  Januar  herbei- 
geführt, weiclies  die  Vermehrung  der  Steuer- Inspektoren  und  A'w 
Berufung  der  Inspektoren-Gehilfen  anordnet;  zu  gleicher  Zeit  wurde 
die  Thätigkeit  der  Steuer-Inspektoren  auf  die  Provinzen:  Trans- 
liaikal,  Amur,  Primarskaja  und  Jakutsk  ausgedehnt,  wodurch  die 
Grundlage  zur  Ordnung  des  Steuerwesens  und  der  Uaadelsaufsicht 
über  Sibirien  angebahnt  wurden. 

Auf  dem  Oeltiete  der  indirekten  Steuern  sind  die  geeetalichen 
Abänderungen  der  Zoll -Verhältnisse  und  Branntweinmonopole  zu 
berücksichtigen. 

Durch  das  Oeseta  vom  19./31.  Mai  wurden  neue  ELniiobtungen 
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der  Zollbehörden  eingeführt,  entsprechend  der  Thätigkeit  der 
Letzteren.  Dieses  Ziel  verfolgten  aucli  die  im  Jahre  1897  ver- 
<")ffentlichten  Veroitlnungon  vom  2./ 14.  und  9./21.  Dezember  öber 
die  Beachränkimg  der  Orenzaufsiehtstiehurdo  am  Kaukasus  und  an 
der  Nvostlit  li.  n  Grenze  and  fkheit  die  Unigrostaltung  der  Ordnung 
dieser  Verwaltungs-Abtcilung  an  den  mittel-asiatisclieii  Oreoaco. 
Später  werden  wir  Aber  die  Massnahmen  der  Handelspolitik,  die 
der  ZoUbesteuerung  angehören,  zu  sprechen  haben.  Durch  das 
Qesete  vom  5./17.  Mai  ist  nach  der  Beihe  das  Honopd  des  Brnnt- 
weinverkaufes  in  den  Gouvernements  des  europSiBChen  Riasslaiida 
in  verschiedenen  Teilen  eingeführt;  die  Endfrist  bildet  der  1.  M 
1902.  Das  seit  dem  1.  Januar  1895  in  den  4  Gouvernements  des 
Südwestens  eingeführte  Monopol  umfasste  am  1./13.  Januar  1897 
13  Gouvernements;  am  1./13.  Juni  1897  sind  noch  weitere  7  Q<w- 
vemements  hinzugetreten,  unter  ihnen  das  Gonvemement  Petersbms 
und  die  10  Gouvernements  Polens.  In  demselben  Jahie  sind  auch 
der  Lage  entspiet^ende  Verbessenmgen  des  Branntweinmonopols 

29.  Mai 

eingeführt  Gemäsö  dem  Gesetze  vom        -  -  ■  sind  die  Ga&t^'ui' 
^  10.  Juli 

schaftshftuser  der  Munizipalverwaltung  abgenommen  worden.  Es  ist 
dem  Gouverneur  im  Einvmtftndnis  mit  den  Aociseverwaltem  das 
Recht  übertragen  worden,  den  Verkauf  imd  Ausschank  der  be- 
rauschenden Getränke  zu  ordnen. 

Durch  das  Gesetz  vom  1./13.  Dezember  ist  eine  EntBChädigung 
für  die  Stfldte  und  Gemeinden  derjenigen  Gouvernements  bestimmt 
worden,  in  denen  die  Monopolisierung  vom  1.  Januar  1898  öitt- 
geführt  werden  sollte.  Es  war  auch  eine  Enlschädicime:  för  die 
städtisclien  Kassen  des  Oouvtnieinents  Polens  .•^tatuielt  ii  ich  3laSB- 
gal>e  der  mittleren  Einkünfte  im  liaufo  von  5  Jahren  seit  derÜSo* 
führung  dos  Monopuk.  (th^ioliiiuitig  war  dem  Finanzminister  die 
Kifoisehung  neuer  Einnahiiiei|iiellftn  ftlr  die  Organe  der  Ortsver- 
waltung anstatt  (in-  aiif^^.-liolteiirii  Stcui'iu  von  berau>clK'ii(leii  Oe- 
Iränkeii  üln  rt ragen.  Die  Fraco  ül»-'!'  d<^n  Ersatz  für  den  analogen 
Scliad-  n  der  dörflichen  Selbstverwaltiuig  wai-  duix)li  diesen  Erlass 
nicht  geK^st. 

Das  eben  i  i  wälmto  Oo^otT:  vom  1.1. '5.  l  »o/.rmber  und  das  vom 
8./20.  D»  /.•■ml'<'i-  haben  einige  Abäiidenmgen  fiU"  die  üouvenieinents 
Fetersburg  und  Tuiens  herbeigeführt 
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Auf  dem  Gebiete  des  StaatakreditB  muss  man  die  Konver- 
tierungen  erwAhnen,  die  die  Henbeetsung  der  ^-Nonnen  oder  die 
Konflolidienuig  der  Staatsschulden  zum  Zweck  gehabt  haben.  Ober- 
einstiinmend  mit  dem  Erlaas  vom  5./17.  Dezember  wurde  die  Kon- 
vertieirong  der  47,7,  Obligationen  der  ehemaligen  Hauptgesellschaft 
der  nieeischen  Eisenbahnen  mit  in  Summa  31,1  liillionen  Rubel 
in  Qold  der  FtSgung  Ton  1885  und  auch  der  5%  Obligationen 
der  MoBkau-Smolenskisdien  Eisenbahn  mit  in  Summa  12,846,500 
prenssischer  Thaler  und  6,130,000  hollftndisoher  Gulden,  und  der 
Transkaukasischen  iSsenbahn  mit  26,797,500  Francs  in  4%  Wert* 
papieren  durch  Stempehiuflagen  Tollsogen.  Zu  gleicher  Zeit  wurden 
den  Inhabern  dieser  Wertpapiere  folgende  Erlei(3iterungen  zuge- 
standen: die  Befreiung  der  Obligatioiiea  von  russischen  Steuern, 
die  Nichtgestattung  wdterer  EonTersion  und  die  ISnlfisiin^  hin  zu 
1906.  Im  Falle  der  Nichteinwilligiing  in  die  Konvertierung  sollte 
der  Nominalwert  der  Obligationen  bezahlt  werden.  Um  die  Staats- 
schulden zu  vereinheitlichen,  dauerten  die  Emissionen  der  4% 
Rente  /.um  Etsiitz  der  OMigation(Mi  der  4  ^/^  inneren  Anleihe  und 
<ler  Aktien  der  Privat-  isonbahuen,  die  zur  Schatzkammer  flber- 
gegangen  sind,  fort.  Im  [jaule,  d«?s  Jahres  1897  waren  zu  »liebem 
Zweck  7  neue  Serien  'lor  4%  Rente  auf  die  Nominal-Summo 
vou  70  Millionen  Rubel  ausgegeben.    Ausserdem  war  dwrch  den 

20.  De/ember     ,        ,  .    _  . 

Erlass  vom  — .— r        ~,  der  erst  im  Jahre  1897  veröffentlicht 

1.  Jaikiiur 

worden  ist,  die  Emission  einer  4  %  Rente  auf  30  Millionen  Rubel 
verfüirt  zur  Deckung  eines  Teiles  der  Aiisfraben  behufs  Einlösung 
dor  11  HiJlefsserien  der  Staatsschatzkanuncr  mit  33  Million^^n.  Fflr 
die  Ausgaben  zu  ähtilidien  Openitionon  wunlo  durch  den  Erlass 
vom  14./2G.  November  noch  die  Emission  einer  Serie  der  4  ^/q 
Rente  auf  weitere  10  Millionen»  Rubel  Nominalwert  angeordnet. 
Hier  müssen  wir  nochmals  die  Operationen  zur  Verkleinerung  der 
SchuldfMi  der  Staatsschatzkammer  an  die  Staatsbank  erwähnen.  Für 
Kis<-nhahnbauteu  im  Jahre  1897  waren  einige  4%  Obligation- 
Anleihen  von  Privat -(lesellschaften  unter  Garantie  der  Regierung 
zusammen  mit  35,700,000  Rubel  und  179.210,000  deutscher  Mark 
aufgenommen.  Und  endlich  mQssen  wir  des  Gesetzes  vom  4./1  G.April 
gedenken,  welches  der  staatlichen  Adeislumk  die  Einission  von 
3Vt%  P^Midbriefen  aui  100  Millionen  Rubel  fOr  Darlehne  im 
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Jahre  1897 — 96  gestattete.  Mit  dieser  Anleibe  war  der  Versuch 
gemacht,  auf  unserem  Geldmärkte  8Vs  Vo  P>piei!*o  einxufQhren. 
Angesichts  der  Thatsache,  dass  diese  Wertpapiere  auf  der  Peters* 
bnrger  BGnte  um  die  Mitte  des  Jahres  1898  su  97*/i  und  audi 
hoher  notiert  waren,  kOonen  wir  diesen  Sdiritt  als  den  ersten  zur 
Herabsetzung  äst  ^/^ -Normen  für  nissisdie  Wertpapiere,  seihst» 
verständlich  durch  regelrechte  EonTertierungen,  wie  diese  in  anderen 
Staaten  Europas  stattfanden,  ansehen. 

Die  wirtschaftliche  ThAtigkeit  unserer  Selbstverwaltung  wurde 
durch  das  Zirkular  des  IGnistsrs  des  Inneren  besaglich  der  0e- 
Bchrftnkung  der  Kontrolle  der  OouTemements-BehOrde  Uber  Yertrflge 
der  StAdte  mit  Frivatuntemehmem  berOhrt  Unter  FeetsteUung 
der  Unachtsamkeit  in  der  wirtachaftlichoi  Verwaltung  der  StAdte 
lenkt  der  Minister  die  Aufmerksamkeit  darauf,  dass  die  Stadtvef* 
waltungen  hAiiflg  nicht  genug  Vorsicht  und  Aufmerksamkeit  dem 
wachsenden  Fortschritt  der  Technik  schenken  und  langjAhrige  Ver- 
trSge  schHessen,  wobei  sie  sieh  aucli  das  ihnen  nidit  zosleheiide 
Recht  anmastten,  in  den  Grenzen  der  Stidte  Monopol-Schankwirt- 
Schäften  dnxuriehton.  Ausserdem  wurden  Tom  Minister  des  Innere 
mit  Einwilligung  dos  Kinanzministei-s  die  Formen  der  städtischen 
und  ländlichen  AI>roL:himngon  aufgestellt,  wie  auch  die  lubtruklioncn 
über  die  Rochnuncrsleguncr  und  Verwaltung. 

Wir  wollen  jet/.t  zur  I  hersielit  üIkt  die  wirts<  liaftliche  Politik 
srlireiten  \nid  zuerst  von  den  Massregeln  auf  dem  Zollgcl>iete 
sj)reehen.  Der  Anfang  des  vorigen  Jahres  wird  durc;h  den  Schluss 
der  Ailiiidij  der  rusHiwh-deutsehen  Konferenz  zu  Berlin  l-ezi  ictm- 1. 
woU'i  einige  ICinzelheitcn   zu  den  llaiHlelsveilrägen   von  181)4 

27  April 

crgAiizt  wurden,  1)    Am   ~  des  vorigen  Jahres  wurden 

duroh  aiierhiK-hste  Üi  NtätiunriL;  die  rfnin<Uagen  fd>er  «len  Hamlels- 
verkehr  zwisthen  dein  H('i<li  und  Finnland  gegel»on.  Trotz- 
dem zwisflit'ii  Finnianci  und  dem  Reiche  in  der  nächsten  Zukunft 
eine  vollständige  Zolleinigung  hevoreteht  und  deswegen  die  Yer- 
ffigung  nur  eine  temi»oml©  lie<leutung  hat.  wii-d  dieses  Gesetz  eine 
nicht  unl»e<le\itende  Kollo  in  der  Entwieklung  der  Handelsverhält- 
nisse zwischen  dem  Keiche  tmd  dem  OrossfOrstentum  ITinnlauU 


■)  Vergl.  die  unter  dem  Abschnitt:  Staatsvertrüge  erwühnten  Yertri^e. 
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einnehmen.  Der  neue  Zustand,  durch  welchen  das  bisher  geltende 
Recht  von  1886  aufgdioben  worden  ist,  hat  die  Vereinheitlichung 
mit  den  späteren  Erlassen  und  Yerffigungen  zum  Ziel,  um  gewisser- 
massen  die  Herstellung  des  Oleichgewichts  in  dem  gegenseitigen 
Warenumtausch  herbeixiifflhren.  Bezuglich  der  russischen  Einfuhr 
sind  folgende  bauptsfichliche  AbAnderungeu  zu  bezeichnen:  Die 
gänzliche  AbachaiAing  von  Zoll  auf  russisches  Salz;  Zollhenbeetzung 
auf  Gegenstftnde  der  Tabakindustrie,  Rohzucker,  Raffinade  und 
Syrup;  dagegen  ist  der  Zoll  auf  Margarino  erhöht  wollen.  —  Der 
Zoll  auf  eine  ganze  Reihe  von  Erzeugnissen  Finnlands  und  von 
Wiiren,  z.  H.  auf  Eisen  und  Stahl,  wie  auch  auf  Produkte  von 
denselben,  auf  Schreibpapierwuren  und  Buiunwollarbeiten  ist  erhöht 
wonlen.  Neu  angeordnet  siml  die  Zölle  für  aus  Finnlami  eiii- 
iiefiihiie  Ciehoiieii,  PferdegeBehirr,  Geräte,  I^hniarbeiteu,  Flaschen, 
Flachs-  und  Hiinfarl>eit<'ii,  Wollt-  und  ^^^'llul■^)eiten. 

Von  Masisiiahmeu  zur  Kiitwiuklung  des  au>\väiticron  Handels 
erxvähnen  wir  das  Gesetz  vom  10./22.  Mftrz  über  die  Zurik-k- 
ei>latiuni?  dci  Accisegelder  für  Zucker;  über  dio  Ausfuhr  auf 
den  mittel-asiatisrlit'ii  Märkten;  den  Erlass  des  Fiiian/jniiii>t»'riiiiiis 
vom  17./29.  OktolH^r  ül).  r  die  Zurü«;kei*stattuug  der  Acciscigelder 
für  luicii  Finiand  ausgefüluten  Zu(^ker. 

Auf  dorn  nebicte  des  Verkehrswesens  nuiss  man  zuei-st  die 
eriorgische  Entwicklung  der  Kiseiibahnnet/^e  hervorheben.  Im  Laufe 
d('t^  Jahres  sind  250U  Wei-st  (ungefähr  2500  Kilometer)  Geleise  an- 
gelegt wonlen;  die  meisten  dieser  Linien  wenlen  die  Bewegung  der 
Tran-^itladungen  auf  den  russisehen  Eie»eubahnen  erleichtern.  Die  ge- 
samt«* Ausdehnung  der  Eiseiibahiilinifu,  die  im  vorigen  Jahre  eröffnet 
wurden,  übergelten  mehr  als  42,000  Werst  der  allgemeinen  Benutzung. 
Die  neuen  Eisenljahniinieii  sind  meistens  von  Privat -QeseUschaften  ge- 
Iwmt.  Das  der  Krone  gehörige  Ei>onliahniietz  hat  sieh  <  r  den  neu- 
gelwuiten  Unien  durch  den  Ankauf  der  Weichseleisenl»ahn  von  507 
>\'crst  Länge  und  «ler  Obojanser  Eisenbahn  von  30  W<Mst  vergrossert. 
In  Verbindung  mit  der  Eisenbahnstrecko  bis  Windau  ist  gleichzeitig 
auch  zur  Einrichtung  oinee  Hafens  in  Windau  auf  Kosten  der  Krone 
geschritten  worden.  Mit  der  Bewilligung  der  bedeutenden  Summe 
von  785|000  Rubel  ist  die  Grundlage  zur  wichtigen  VOTbesserung 
des  Wolga- Wasserwegs  angebalint.  Wichtige  Verftndenmgen  sind 
im  vorigen  Jahre  im  System  der  Waarentarife  herbeigefflhrt  worden; 
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hierher  gehleren  die  üraAndeningen  der  Tarife  fOr  die  eo  vichtig«ii 
Ladimgen  wie  Brot,  Eisen  und  Naphta.  Der  neue  vom  1./13. 
November  eingefflhrte  Tarif  für  Getreido  ist  eine  Erleichterung  fOr 
die  Centnilstellen;  aussefdem  sind  su  Ende  des  Jahres  l^irif- 
erieichterungen  fOr  die  Ausfuhr  gemahlener  Produkte  ins  Ausland 
geschaffen  worden.  Der  neue  Tarif  auf  Naphta  und  Naphthareste 
ist  seit  dem  1./13.  Uai  in  Xnft  getreten  und  untMScheidet  sidi 
von  dem  früheren  durch  Einheitlichkeit  und  Übereinstinunnng  mit 
den  fiedingiugen  des  Transportes  anderer  Brennmaterialien.  Avsaa- 
dem  ist  noch  zu  Ende  des  Jahres  der  Tarif  fflr  Naphto,  weldies 
auf  der  transkaukasischen  Eisenbahn  imd  nach  Hamburg  tmnsportieit 
wird,  hembgesetxt  worden.  (Im  letzteren  Füle  durch  Obeceinkunft 
mit  den  deutschen  Elsenbahnen.)  Vom  September  gilt  si^ 
der  neue  Tarif  auf  IHsen,  Ousseisen  und  Ere,  durch  weldhen  das 
Eisengewerbe  im  Urale  liessere  Bedingungen  erhalten  hat.  Als  sehr 
nfltzUch  ist  auch  die  neu  antreonlnoto  und  vom  1./13.  Oktoljer  für 
die  ganze  Route  goltondo  Massnahme  der  Zunif-kei-stattung  der 
Eifsenbahn  -  Überfoi-dennigen  auzusohen.  .ledo  Kiscnbalm  ist  ver- 
pflichtet, ein  Hcgister  der  Ül>prfni(lt'iun^^oii  im  Betmg.'  von  nicht 
wtJiiiger  als  10  Ko|>ekeii  iiKinallifii  y.u  fertigen  und  aul  den  eiit- 
spi-echenden  Statioiit  ii  zu  v.  lütTentlichen ,  wie  auch  dem  Vnrzeiger 
der  Ab8enf!u!ij>:sniekiuiig  «ofoit,  ohne  Formalitäten,  den  zuviel- 
gezahlten  ßotrag  zurückzuerstatten. 

Den  Ti-an8[»ort  auf  dt  in  Waaeerweg  betreö'eix  die  V^erfüguugeü 

29.  Mai         17.  Febniar 

vom  — :  und  — ; — —  .    Die  erstere  derselben,  die  voo 

10.  .Juni  1.  Marz 

löoO  all  zum  Oosciz  wiixl,  behandelt  die  gi-osse  KalK)tage,  d.  h. 
dem  TraiisiinT-t  durch  die  nifisißchon  Häfen  von  vorsrhiedenen 
Meeren  wini  das  Privilegium  der  russischen  Flagge  gewährt. 
auch  nach  dem  erwähnten  Zeitpunkt  ist  bis  zu  einer  weiteren 
Verfügung  der  Transport  von  Sals  von  Häfen  de«  aso wischen  und 
schwarzen  Meeres  in  die  Ostsee  auf  ausländischoi  SchiffisD  zu- 
gelassen. Durch  das  Gesetz  vom  1^  '^^^^"^^  ist  die  Unterhaltung 

1.  Marz 

der  regeimäsj^iK''"  Pivssapicrbeföitlerung  auf  der  Stnxk»'  Archangel 
bis  zur  Mündung  der  Pets*  huia  in  rl,>n  Jahren  1897  bis  einschliess- 
lich 1915  der  Archangelsk-Munnanischen  Damp&chiffhhrts-Oesell- 
schaft  fibertragen. 
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Auf  dem  Gebiete  der  Oewerbererwaltang  wollen  wir  unter 
Anderen  Auch  das  Qeeets  vom  7./19.  April  anfahren,  welches  den 

Bergbau  und  die  Sal/gewinnung  im  iBesirk  der  donischen  Kosaken 
Tom  Kriegsministerinm  auf  das  Ackerbaiiministerium  (Ihei-trägt.  Aiu 
29.  Mai 

, .   ^   .  sind  die  Statuten  der  nissiscfhen  OeBelischaft  der  Zucker- 

10.  Juni 

fahrikanten  allerhöchst  genehniiu't.  Durch  das  Gesotz  vom  2,/14.  Juni 
ist  die  Fabrikinspeetion  auf  alle  (Jouvoiik  lueiits  des  e uropäischen 
Russlands  ausgedehnt  wonlon  (bis  jetzt  l>ostand  diese  Tnsj^ection 
hUm  in  26  Oouvernement.s).  Mit  diesen  Massivufoln  wollte  man 
unter  Andt'tt'Ui  oine  audei*o  Vtnuidmmi;  v<»n  denihelb«n  Datum, 
welche  die  Arltt'itri/>  it  und  Zoift'int(»ihuig  in  don  Fal>riken  botrifPt, 
vorsi'hÄrfon.  Für  dif  Arlioitcr.  die  auss<hli«'s>lich  am  Tilge  1*+'- 
schäftigt  sind,  ist  (I.t  imrmale  Arbeitstag  auf  11 '/._.  Stunden  fest- 
ir«-*stent.  au  S(junaliendeu  und  F<-iei-tng;^vonil>et)dpn  auf  10  Suuiden. 
Zu  d»  11  Nicht -Arbeitstagen  sind  Händli«iie  öoinitago  und  noch 
14  Tage  im  Jahn*  hinzugerechnet.  Nachtzeit  wiitl  von  9  Uhr 
Ab«'nds  bis  9  l'hr  Morgens  geieehnet^  obwohl  Imm  zeitweiser  Nacht- 
arl>eit  der  Tag  auf  10  Stunden  angenommen  winl.  In  den  Ver- 
eiiiFiarungen  mit  den  Arbeitern  kfinnen  auch  die  Bedingungen  be- 
treffend die  I 'fferstunden  getroPFon  weitlen,  aber  tiur  für  di«*jcnigpn 
Arbeiten,  die  teohnis^-h  uneutbetirlich  sind.  Den  zuständigen 
Ministorn  ist  es  in  Üb<?iein8tinunung  mit  dem  Minist,  r  der  innefen 
Angelegenheiten  erlaubt,  Verordnungen  und  Instruktionen  zur  Aus- 
fühnmg  dirsos  (n  sot/es  zu  erlassen:  wncreu  AiU'itt  n,  die  für  die 
ArlHMt«!  schädlich  sein  können,  ist  die  Maximalarbeit8z<^it  des 
Nonnal-Tages  featxuaetxen.  Die  Fabriken  und  UQtten  der  Hchatz- 
kammer,  der  Hegienings-Binrichtungeu  und  der  Mi^liedor  des 

20.  Sept 

Kai»«Grliclion  Hauses  wurden  i-eguliert  Am  —tt,— ; —  wurde  von» 

2.  Oktober 

Finanminister  in  Cbeieinstimmung  mit  dem  Minister  des  Innern 
daa  Reglement  in  Ei^gllnsung  zu  dem  eben  bezeiduieten  Oesetxe, 
wie  au(!h  die  Instruktionen  an  die  FkbrikinspcktionabehSide  erlassen. 
Das  Maximum  der  Überstunden  ist  auf  120  Stunden  im  Laufe  des 
Jahree  featgesetat  Auch  sind  genau  die  Begriffe  der  Arbeitszeit, 
der  beien  Ruhezeit,  der  Speisezeit  und  Ähnliches  definiert  Zur 
Arbeitszeit  gebfiien  auch  die  Zwischenzeiten  während  der  wirk- 
lichen Arbeit,  in  welchen  der  Arbeiter  sich  nicht  von  der  Fabrik 
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entfernen  darf,  nnil  Aber  welche  Zeit  der  Fabrikbeutzer  su  veifOgen 
hat  Der  IVtbrikinBpektion  ist  anoh  die  Aufsicht  Ober  die  Erfülluog 
des  Gesetzes  und  des  Reglements  atiferlegt.  Die  inneren  Anord- 
nungen in  den  Fabriken  mUssen  dem  Fabrikinspektor  zur  Bestätigung 
vorgelegt  werden.  Im  Falle  einer  ansseigewOhnlichen  Arbeit 
mehrerer  Arbeiter  mnss  der  Verwalter  die  Fabtikinspektion  davon 
in  Kenntnis  setzen.  BezOglich  der  Arbeitszeit  der  Arbeiten,  die 
fflr  die  Gesundheit  schädlich  sind,  muss  die  Inspektion  hi  dem 
Departement  fOr  Handel  und  Mannfoktur  vorstellig  werden.  Im 
Laufe  des  Jalires  geschah  auch  die  Regulierung  der  Verhiltnisse 
zwischen  den  Arbeitgebern  tmd  den  Arbeitnehmem  in  der  Land- 
wirtschaft. Die  Kommission  unter  dem  Vorsitz  eines  Mitglieds  des 
Ministeriums  der  innemn  Angelejrenheiten  hat  auch  dariiher  eine 
Vorlage  ansgearltcitet.  Auf  allerlirM-hston  BefolU  vom  8./20.  Mai 
sollten  in  den  OouvcrnenieutsstiUlten  besondere  Beratungen  danilier 
statttinden. 

Don  Hcilnrini.ssen  und  der  Xutl;ii;<'  des  Adelstaiide.s  und  Oim'*- 
grundlM»sit/es  sind  im  vnrflossiMien  .lahre  seitens  d«'r  RplH.  riiiif; 
l»osond«'n'  Aufnu'i kwuiiki  it  zu  Teil  f^ovvonlen.  Zu  r)>t,Mti  (13.  20. 
Ajiril)  wirnh^  ein  H<'.H<;n|tt  an  den  Voisit/riidt  n  dt's  Mim'ston-ats 
Diuitowd  erlassen  zur  < )rganisi(ion  oinof  lirsniuleri  ii  Kt*iuuussi<tn 
aus  d»^ii  Minist«'rn  des  liuiprcii,  il.-s  At  k.M)iaut's.  der  .Iiit^fi^.  der 
Finaiizverwaltiuig.  des  Staatsst  krotärs  und  n<x*h  einiger  Mitu^lifd-  i 
luiter  Vorsitz  v<in  DurrioWM.  Iij.  st'r  KoniniisBion  ward  die  Aulgal>e 
zu  Teil.  ..!dlR»'itig  die  Schw  it  riirkeiten  des  Adelshesitztlnuns  auf- 
zuklären und  die  Massnahmen  zu  finden,  duix'h  welche  dem  Adel 
auch  künftighin  die  ErfüUiuig  seiner  uralten  l*tlichten  gegenüK»r 
Kirclie  und  Vaterland  emdglicht  würde.''    Das  Itesultat  dieser 

allerhöchsten  Initiative  war  der  Befehl  vom  ~     '   .  wegen  Er- 

10.  .luni 

leiohterungeu  und  Vei-gunstigungeu  für  den  Kivdit  auf  Gruiul  und 
Roden  des  Ad»ds.  Vom  1./13.  Mai  1897  ah  ist  der  nonnale 
l'rozentsaiz  der  auf  die  Hitterguler  aus  der  Staatsadelslwnk  und 
den  Filialen')  gcwAhrten  Darlehnc  auf  3*/}  %  herabgesetzt,  d.  h. 

'}  Dieso  Filiale  ist  aus  der  gewesenen  Güsellschaft  tiir  gogeiiseitigon 
Grund-  uatt  Bodeukrudit  gebildet;  die  OesdMaft  liquidierte  attlisslich  der 
Schwierigkeit,  die  hauptsächlich  durch  VorBchfisse  entstanden  sind,  und 
auch  wegea  Erhöhung  des  Agio  auf  Ould. 
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noch  niedriger,  wie  selbst  die  Adelsfaenk  und  der  Staat  das  Geld 

30.  April 

erlialten.    Die  ßQckstänüe  bis  ziun  -      •      sind  als  „besoiidei'e 

Ifi.  Mai 

Schuld**  KU  betrachten  und  ^/^  7o  Nominalbeti-agcs  der  ge- 
liehenen Summe  Ist  halbjährlich  sn  IGachen  entsprechend  dem 
Zinseatz  von  3'/,  %  jAHrlich.  Die  Rlickstftnde  bis  ziun  1./13.  Hai 
kCunen  auch  als  besondere  Schuld  angesehen  werden,  nur  aber 
muss  diese  letztere  mit  4  %  jfthrlich  verzinst  werden.  Die  flusserste 
Belastunp^scrrenze  des  belasteten  Grundbesitzes  ist  bei  der  Adcls- 
bank  auf  9Ü  %  fest^'fsot/.t ;  im  Allgemeinen  aber  soll  sich  diese 
„besondere  Schuld"  nicht  auf  mehr  wie  auf  12**/o  des  Nominal- 
betrages (Its  Darlehens  erstrecken.  Die  Qeldstj-afe  fflr  die  nicht 
rechtzeitige  Bezahlung  an  die  liauk  ist  auf  %  monatlich  herab- 
gesetzt. Die  Steuer  für  Publikationen  wegen  Veikaufs  des  Gnind- 
iK^silzes  ist  verkleinert.  Bei  einer  erneuten  Verpfändung  des  (rutes 
ist  der  Prozentsatz  für  die  /w.  ite  Schuld  auf  Vo  jührlicli  fest- 
gesetzt. Eim?  Reihe  von  Eiiirirlituner^n  sind  fHr  die  Übertragung 
der  Sclinli]  aus  der  „besnnilen'ii  Aliteiliing"  au  die  Adels)>ank  ge- 
trofleii  worden.  Dabei  wird  die  Sunuua  der  Schuld  um  2  ^/q  ver- 
mindert. Der  Zins-sAtz  der  SehuM,  die  an  die  Adelsbank  über- 
tragen worden  ist^  soll  zu  3  Ys  %  goreehnet  werden.  Die  iialüungen 

und  Rückstände  bis  zum  ^  1897  sollen  als  „besondere 

12.  .lull 

Schuldeu''  mit  einer  Verzinsung  von  4  Vo  angesehen  werden.  Bei 
Übertragung  der  Schulden  ist  die  Fristerweiterunt;'  «ji^stiittet.  Die 
ÜbertragTUig  selbst  voll  zieht  sich  entspreehetul  ilir  Taxe,  welche 
bei  der  Verpfändung  des  Qutes  von  der  „Oesellschaft  für  gegenseitigen 
Bodenkredit"  angenommen  wunle.  Die  letzte  Frist  der  Schulden- 
tilgung der  Qüter  an  die  Adelsbank  und  ihre  Abteilungen  ist  von 
5  auf  If)  Jahre  prolongiert  worden.  Der  aUerhCchste  Befehl  vom 
29.  Mai 

— ^-  .  ergänzt  sich  durch  den  Erlass,  weKher  besairt,  dasi-i  bia 
10.  Juni    ^  '  ' 

zur  Vollendung  der  Konversion  der  47«%  ^"^^^  ^Vt  Pfondbriefe 
der  Adelsbank  keine  Abänderungen  der  Anordnungen  betreffend 
die  Abzahlung«!  und  die  Erleichterungen  der  Darlehne  der  Adels- 
bank und  ihrer  besonderen  Abteilungen  stattfinden  dflrfen.  Gleich- 
zeitig hiermit  wurde  dem  Finanzminister  befohlen,  darQber  zu 
wachen,  dass  die  Staatsbank  entgegen  dem  §  100  ihrer  Statuten 
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Fristen  für  die  Bezahlung  von  Solowediaeln  dann  gewihrt,  wenn 
der  Solowechsel  zasammen  mit  den  früheren  Hypotbekenachulden 
und  ROckstAnden  75  %  geech&txlen  Wertes  des  Gutes  nicht 
Qbersteigt 

26*  Mai 

Das  Gesetz  vom  ^  erleiditert  die  Bedingungei)  des 

Hypothekenkredits  fQr  eine  andere  Gruppe  der  Bev^lkening:  Er 
erhftlt  grosse  Bedeutung  angesichts  der  m  einigen  Teilen  Russknds 

stattgeliabten  Erweiterung  der  sogenannte  „Zinsgüter*^. 

Sehr  brennend  war  im  Laufe  des  Terfiossenen  Jahres  die  Finge 
der  technisohen  ffildung.  Abgesehen  von  der  VergrOsserung  der  be- 
stehenden technischen  Hochsohuloi  ist  eine  ganze  Reihe  ähnlicher  An- 
stalten in*8  Atigo  gofassf .  (Kiew  und  Warschau  sind  <lio  ersten  StJIdte 
in  diosor  Heilu\)  Durch  das  Gesotz  vom  17./20.  November  sind  die 
Marineschulen  unter  Aufsieht  des  Finnnxministeriums  gestellt  worden, 
und  dem  gcnaimten  Ministciiuiu  ist  zugleich  die  vollstiuuligc  Re- 
üigunisiitiun  dieses  Zweiges  der  technischen  Ausl.iMuiiir  übeilrngen. 
Den  10./22.  Mflr/  sind  durch  idl.  rlutohsten  Hest  hiuss  die  länd- 
liehen  M:iihU\ .  rkri-sclmleii  eingerichtet  wordr-n.  Dies*«  Schulen 
sollen  in  den  1  »inferu  »Hier  auf  den  (ii'Uern  auf  Kesten  der  Kusse 
der  xusiändigea  l^uds<diaft8verwaltnng,  der  Stände  wie  auch  der 
Privatleute  oder  auf  Kosten  dieser  aller  und  unter  Leituni:  <\v^ 
Fin.anznünisteriuu».-  !4e>i  hidT-'U  werden  und  <liese  S.  hnlen  sollen  /nr 
Aushildurvu-  iler  Arl>eitor  Itei  di  r  llandhat'Uni^  land\virtsel:aftli' lier 
Maschinen  und  Werkzeuge  dienen.  Die  Gegenständ.-  der  Bildung »ler 
Handwerker  sollen  sein:  Zimmer-,  Tischler-,  Sidiniiede- und  Sehlosser- 
handwerk;  auch  Zeichnen  und  Futwerfen  von  Gnmdrisseu.  Per 
T'nt*MTicht  wird  unentgeltlich  erteilt;  diese  Schulen  dfirfen  Kinder 
nicht  unter  14  Jahi-en  aller  Stände  und  Konfeasionen  l>e8uchen; 
Itevorzugt  sind  Kinder,  die  schon  eine  Yorbildungsschule  beendigt 
haben  oder  mindestens  seh  reibkundig  sind.  Die  Kinder,  die  »ine 
dieser  Schulen  aljtsolvirt  haben  und  in  einer  Iiandwii"ts(  haft  2  bis  5 
Jahre  tleissig  tiiätig  waren,  erhalten  den  Titel  eines  I^ndwirtschaftSr 
meisters.  Das  Geseta  vom  12./24.  Mai  über  die  Überweisung  ge- 
wisser Grundstücke  an  die  ländlichen  Vorbild uagsschulen  beaweckte 
nicht  nur  die  materielle  Hebung  dieser  Schulen,  sondern  auch  die 
Ffirdening  der  landwirtscliaftlichen  Kenntnisse. 

Hit  den  oben  charakterisierten  Massnahmen  ist  trotz  ihrar 
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groBsen  Zahl  und  Yielaeitigkeit  die  Thttkntft  der  Regierung  auf 
dem  Gebiete  der  Yolksaufklftruog  und  Ordnung  der  Staats^  und 
Yolkswlrtadiafi  noch  bei  Weitem  nicht  ersciiApft    Wir  müssen 

noch  die  VolkssShlung  erwähnen,  die  am  1898  aus- 

geführt  ist.  Diese  Volkszälüimg  war  die  ers^to  luu  li  deu  grossen 
Reformen  (Regirruiigsiicit  Alexander  II.)  ximi  unterscheidet  sich 
schai-f  von  den  Vulkszähhmgon  der  Vorreformzeit.  Die  frCiheren 
Volkszählungen  hatte  man  Kevislunen  i^eiianiit  und  sie  verfolgten 
immer  buj-eankratische  Zweeko,  wühieii'l  die  letzte  Volktszähluug 
eine  cintiigliche  war,  für  welche  die  vorliaiidene  Zahl  der  an- 
wesondeii  Moiiscben  anssfblaggebond  war.  D'w  bi»  jetzt  veröffentlicliten 
Resultate  dieser  Volkszählung  weisen  eine  ungemeine  VergWisoerung 
derBevrjlketiinggegenfU>er  dem  Jahre  1 885  auf,  obwohl  sie  den  Gegenden 
entsprechend  ungleich  verteilt  ist.  Die  (iesamtz;ilil  der  Bevölkennig 
RuRslands  auf  Grund  diesi  r  letzten  Daten  beti%t  129  Millionen, 
von  denen  im  europäisclien  Kussland  94  Millionen  leben;  die 
10  Gouvernements  Polens  besitzen  9  724  000  Einwohner;  Sibirien 
und  Sachalin  haben  5  732  000  Einwohner;  die  Steppengouvernements 
haben  3  400  000  Einwohner;  die  3  Provinaen  von  Turkestan  und 
das  Gebiet  jenseits  des  kaspischen  Meeres  mit  dem  BeziriL  des 
Amu-Dut  und  Pamir  haben  4175  000  ruseisclio  Utiterthauen,  In 
Buchara  und  Chiwa  sind  C412  Pereonen;  die  4  Gouvernements 
des  europäischen  Kusslands:  Kiew,  PodoUen,  Wjatka  und  Perm 
haben  mehr  wie  je  3  Millionen,  18  GouvemementB  haben  mehr 
als  je  2  Millionen  Einwohner.  Den  grOssten  Zuwachs  in  den 
letzton  12  Jahren  sehen  wir  im  Sflden  und  Westen  (Polen,  Südosten, 
Neunueiand  und  Kaukasus)  und  auch  im  Permischeu  Ocuvcmement 
Nach  der  Zahl  der  Einwohner  nehmen  Petersburg  (1132  700) 
nebat  Vororten  mit  1 267  000  Einwohnern,  Moskau  (977  000)  nebst 
Vororten  mit  '988000  Einwohnern  und  mit  den  der  Stadt  gehörigen 
oder  augez&hlten  DGrfem  1035700  Einwohnern,  Warscliau  mit 
661000  und  Odessa  mit  405000  Einwohnern  die  ersten  Flfltze 
ein*  Von  diesen  Stfldten  hat  sich  am  meisten  Odessa  entwickelt, 
dann  Petersburg,  und  Moskau  (4%^  3VtVo  ^""^  jfthrlioher 
Zuwachs  entsprechend  der  Qesamtsabl).  In  Petersburg,  Moskau 
und  Odessa  ist  der  Zuwachs  des  mSnnliclieu  Geschlechts  hervor« 
ragend ;  nach  den  Ständen  sind  die  Mebn^ahl  in  beiden  fiauptstSdten 
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Bftmrn.  In  Petersburg  ohne  YorstAdto  zeigen  die  Bauern  57,6 
in  Moskau  63%;  '^^  Odessa  varen  die  Bauern  26^0  ^ 
Waisehan  27%.  Die  geschlechtliche  und  stftndische  Zusammen- 
setsung  dieser  StBdte  ist  durch  d^n  sdinelies  Wachstum  zu  e^ 
klfiren  tmd  für  Odessa  ist  der  geschftftliche  Charakter  der  Stadt 
massgebend. 

Kine  ganze  Reihe  sresotzp  l"  !  is<  h- r  Fragen  von  grosser  Wu-htig- 
kt'it  li;i!»<"ii  (Ho  nia-^s^fliciKlcii  '  iigane  im  TjAnfo  des  vorflossenon 
Jahres  in  Aiisiniich  genommen.  Im  M iiii.sleriiini  dos  Inn»»ni  hat 
man  die  Geset'/gobnn?  bo/.üi^li.  li  des  Haui'ni>tandes  um L'^>  ii! Keilet. 
Im  Finanzmiiiisteriiim  geseheiien  die  Vort)t'i-eitnngsaili«it''ii  zur 
Uingt'ötültüng  der  Aktiengesollsf  liaften  wie  auch  der  gest^tzliclien 
Grundlagen  von  Mn-s  und  üewieJit,  die  ZolIhei-nUsetzung  aid 
Ackerbau-  und  Bodendüngungsmaschinen,  die  Regelung  des  Instituts 
der  Buchhalter,  der  stÄ<ltischen  Zölle  von  Waaren,  die  Ordnung: 
des  Hopfenhandels  und  die  Regulierung  der  Eisenbahntarife.  Im 
Eisenbahn-  und  VerkehrsniiniäteriuRi  lag  das  Projekt  zur  Um- 
gestaltung dieser  Verwaltung  vor.  Ferner  haben  im  I^uife  des 
Jahres  <»iiie  Reihe  gewerblicher  Versammlungen  stattgefunden,  deren 
Gutachten  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Hegiening  Idieben,  v.  ie  z.  B. 
die  Versammlung  der  Kaphtahändler,  dei-  Bergwerkhändler  im  Unal 
und  im  Süden,  mvrie  der  ilolahändler.  Bei  dem  Ministeriam  der 
Donuunen  fanden  noch  Beratungen  über  die  Bekämpfung  der 
Beblans  statt 


b)  Literatur. 

Es  dürfte  kaum  notwendig  sein,  zu  l>emerken,  dass  <lie  volks- 
wirtschaftliche Wissenschaft  in  Ruaaland  in  der  Periode  ihrar  Entwiek- 
hing  begrifEdn  ist  lUe  theoretischen  Arbeiten  sind  nicht  zahlreich 
und  gliedern  sich  den  ausUlndiscben  Richtungen  an.  Wenn  wir  von 
den  LehibQcheni  absehen,  die  nur  selten  durch  hervorragende  Ver* 
dienste  sich  auszeichnen,  so  ist  der  Hauptgegenstand  der  theoretiBchen 
Forschungen  der  ^^Marxismus'S  der  in  Russland  auch  mit  praktiscbeD 
Erörterungen  Ober  die  Tendenz  dei*  sich  in  grossartigem  HaBSstal« 
entfiiiltenden  einheimischen  Industrie  verknüpft  wird.  Unveigleicii- 
bar  reicher  und  für  den  Auslfinder  belehrender  ist  die  praktische 
Frage  der  Volkswirtechaft. 
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Von  den  lA'lirkiirson,  die  im  vergangenen  Jahre  erschienen 
sind,  Wüllen  wir  die  von  Prof.  Chodski  und  Dr.  Morew  Umarbeiteten 
Kurse  erwiihui  n.  Ferner  erschienen  die  (ikonomisclien  Stuilicu  von 
Wodowoi>ovv,  einem  jungen  Volkswirt,  der  169Ü  starl)  und  in  seinen 
Vorarhoiton  irrosse  Belesenheit,  Streben  naeh  Waluheit  und  litei-i- 
risi  he  H('i;abung  zeigte.  Die  „Studiei»"  enthalten  Artikel  über  „Die 
Lehre  von  Maltas",  „die  Arbeiterbewegung  in  Belgien",  ,,die  Ge- 
schichte der  Ideen  uml  Parteien  in  den  Vereinigten  Staaten 
AnierikaB*  ele.  Der  Veistorbene  war  Antiänger  der  MaUnsschen 
Lehre,  weicht-  er  auf  biol(»dschom  Wege  verteidigte,  yenifr  ist 
die  Foischuiiir  vuu  N.  Bul^-akow  (einein  jungen  Mnskaner  nkono- 
mistcn)  zu  nennen:  ,,ner  Markt  der  kai>italistischen  Krxeiii^nissc"', 
die  einen  abstrakten  Charakter  trägt  und  eigentlich  einen  Kommentar 
zur  Marx'ischen  Lohre  darstellt.  Der  „ÄLirxismus"  war  eines  der 
lieliebten  theoretiseh.  n  Themata  auch  für  die  Monatszeitsehriften. 
Hierher  gehören  die  Aufsatze  von  L.  Sloniniski  „Die  Lehre  Marx*s 
im  Ivcben  und  in  <ler  Literatur"  \md  „Carl  Marx  in  der  rns^iseheu 
Literatur*'  (Ijeide  in  der  Zeitschrift  „Wiestnik  Earopy"  vetöfTeutlioht, 
kürzlich  auch  in  einer  deutsclien  Übersetzung  erschienen.) 

£äne  Reihe  bedeutenderer  aiisläitdiscdier  Werl»  tiber  tlioo- 
retische  Ökonomie  ist  im  Jahre  1897  ins  Russiselie  Obertragen. 
Erwähnen  wir  hier  die  „neuen  Prinzipien  der  politisdien  ökonomie^^ 
von  Sismondi,  die  »Gmndlagen  politischer  ökoDomie*'  von  Stuart 
MiU,  ein  Artikel  von  Prof.  Sdimoller  über  „die  Lehre  der  Yolks- 
wirtachaft**  aus  dem  ,,Ifandbndi  der  Staatawisfienecliaften**  und  die 
Kritik  der  Ifarz'schen  Theorie  von  B5hm  v.  Bawerk. 

Von  der  pmktisoben  und  beschreibenden  Literatur  sind  die 
fiOcher  des  Akademikers  Jansul  und  des  Prof.  Eaiyschew  er- 
wähnenswert. Des  ersteren  Werk  trflgt  den  Titel:  „der  Versand* 
handd  und  die  Hassregeln  su  dessen  Entwicklung;  Die  Handels^ 
mnseen,  Exportvereinigungen  und  Niederlagen  der  Warenmuster*^ 
Die  au  gründe  liegende  Idee  dieses  Buches  ist  die  Feststellung 
der  Wichtigkeit  der  Alarktkenntnisse  und  der  Verbreitung  tech- 
nischen Wissens.  In  diesen  Vorzügen  und  besonders  in  Pünkt» 
lichkeit  und  Arbeifanmkeit  sieht  der  Autor  die  Macht  der  deutsdien 
Industrie,  sowie  da«  Unterpfand  ihrer  weiteren  Entwicklung.  Das 
Buch  enthält  aucli  eine  Schilderung  der  Thatigkeit  einer  ganzen 
Reihe  Gewerbe-  und  Haudels-Iustitute,  wie  z.  B.:  des  Handels- 
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museuniB  m  Btttsaeä,  des  Wiener  HandelamueeuinB,  der  Stuttgarter 
Exportniederlage,  des  sSohnBolieii  Exportvereiiw  u.  s.  w.  Ein  be> 
Bonderes  Kapitel  ist  der  Ofi^ieation  des  Exporthandels  in  Em- 
hmg  gewidmet  Diese  Forschung  ist  auf  Kosten  des  Finanz* 
ministeriums  untemommen  und  veröffentlicht  worden. 

Das  Buch  des  Prof.  Karysohew  ,fdie  Arbeit,  ihre  Bolle  und 
die  Bedingungen  ihrer  Anwradung  in  der  Produktion*^  entiiilt  einen 
Teil  der  nationaWkonomlschen  Vorlesnngen  des  Verfaa««re.  Neben 
tlieoretischen  Betrachtungon  sind  es  vorzugsweise  Thateachen,  die 
über  die  allgemeinen  Bedingungen  der  gewerblichen  Tliätigkeit  io- 
formieren  sollen. 

SiH^zielle  Fra*2ren  der  praktischen  Yolkswii1j>chaft  behandeln 
ZiUilreicho  T'nter-suchungen  iiiid  Berichte  des  russischen  Fiiianz- 
Tninisterium«,  si>  B.  wird  dif^  interessante  Fraise  HIh  i  die  Ent- 
wickhiner  d«»«*  Branntwoinmonopok  in  zwei  Ver5fr<  ntli(  linn2:en  dar- 
gelegt, in  den  „B^^iicliten  der  Hauptverwaltung  dt-r  iiiiiii^kt»Mi 
Stf'ueni''  ffir  das  Jahr  1895  und  iti  ilon  .,(>utn«  lit.  ii  HUt  die 
Ut'sultate  (li-r  HnuHitwt'iiiitioiinixiliMiifflhnini;  in  il.-ii  <  )^t-  und  SOd- 
G'iuvornenit'iits.  die  von  den  Gou\ fnienren  und  andtTiMi  B-diurden 
an  das  Finanzministerium  geliefert  wurden."  Duk  Ii  eine  Fülle  von 
Thataachen  gewinnt  die  erstere  der  genannten  Publikationen  einen 
aussoronlentlichen  Weil  als  Quelle  zum  Studium  der  indirekte« 
Steuern  in  Kussland,  sowie  der  I^ge  der  Brannfw.Mnlironnereien. 
des  Tal^akgewerbes,  der  Zuckerproduktion  und  des  Zuckerhandelsi,  der 
Naphtagewerbe  etc.  Besondere  Abschnitte  des  Beri(;ht8  sind  der 
Fürsorge  fQr  Volksnüchtonilieit  gewidmet,  deren  Forderung  mit  der 
Kinfniirung  des  Branntweinmonop<ds  zusammenhängt.  Diese  offiziellen 
Berichte  heben  die  Anfänge  der  Vereinsthätigkeit  hervor,  die  sich 
auf  Verbreitung  von  TheehAusem,  Lesehallen,  Liedertafeb,  Tolks- 
▼orlesongen  und  anderen  ähnlichen  gesunden  und  nütsUchoi  Ein» 
lichtungen  fQi'  die  Musseseit  der  Baueni  und  Arbeiter  beneht. 
Von  Wichtigkeit  wären  wohl  die  Tolksvorlesungen,  leider  aber 
entetehen  denselben  viele  Schwierigkeiten,  die  nicht  vom  Finans- 
ministerium  Temnlasst  waren. 

Die  nweite  der  erwähnten  VeiMentlichnngen  enthält  eine 
Zusammen&ssung  vom  Antworten  der  Adroinistrativ-Behöfden  des 
Rayons  des  Branntweinmonopols  auf  die  Anfragen  Ober  die  Be- 
siiltate  der  Bnmntweinreform.    Die  aberwiegende  Mehrtahl  der 
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46  Berichte  von  GouTerneiiren,  Biecfa^tfen,  AdelsnurschAtlen  uiui 
Yonitzenden  der  LandschAftsverwaltungen  ( Sems t wo),  die  in 
dieser  Publikation  aiigegoben  and,  acheint  die  fieform  als  gelungen 
za  betrachte. 

In  den  Beriditen  wird  anf  die  Yerbenernng  der  Bnuutwein» 
qualitBt  hingewieeen,  wie  auoh  anf  die  Abnahme  der  Tmnkenhdt 

und  die  Beseitigung  der  Ausbeutung  durch  die  Schankwirte. 

Das  Departement  der  clirekteii  Steuern  hat  eine  Üljersit'ht 
über  die  Einkünfte  im  Reiche  für  «lio  Jahre  1891 — 1893  ver- 
öffentlicht. Im  Vergleich  mit  dov  analogen  Ausgalte  fHi  die  ver- 
flossenen 3  .lalire  zeigt  diesor  Bericht  eine  Verbesserung  in  der 
Vollständigkeit  und  der  Zusammcnfassirnj^^  dos  Materials.  Die  Ein- 
zielumg  der  im  Reichsbiidfl^t  eine  unir  rgoonlnete  Stelle  einuchraciulcn 
diicklon  Steuern  ist  hau})tsä(  hlich  von  dorn  Wohlstande  der  Raueni- 
wirtschaft  aidiängifr,  deren  wiehtigeitü  Grundlage  die  Ernte  ist. 
Im  /.weiter  Jiinie  kommen  die  Neben venlienste  der  Bauern  atisscr 
ihrer  WiiUcliaft,  und  »odami  erst  die  Brotpreiso  auf  dem  inneren 
Markte  in  Anbetracht.  l>ie  Epideniien,  w  ie  z.  B.  dit-  vom  .lahie  1892 
und  die  nicht  seltenen  l'ni:lü(;ksfäll("  von  Feueistirunst  und  Ilatjel 
spiegeln  sich  auch  in  den  Kiiuialimen  der  direkten  Steuern  in  ver- 
schiedenen Gegenden  ab.  In  der  Zeit  von  1891 — 1893  (wie  auch 
von  1888 — 1893)  fielen  unter  den  direkten  Steuern  auf  die  Bodon- 
steiier  69  pCt.,  Vcrmögens-sb^uer  2(i  pCl..  Beisegelder  und  Kibitke- 
steuern  4  pCt.  (Zeltensteuer)  »md  pei-stiniichc  Steuern  4  pCt.  Die 
geschilderte  Periode  winl  dui-ch  erhebliche  Scliwankungen  in  den 
direkten  Steuern  und  durcli  eine  wesentliche  Zunahme  der  Rück- 
stftnde  in  Folge  von  versi  hiedenen  Missernten  charakterisiert  Im 
Jahre  1891  eingab  die  £rnte  im  euiopAischen  Russland  21  pCt 
weniger  als  den  Durchschnittsttrtng  nnd  der  Rückatand  in  den 
direkten  Stenern  war  24  pGt;  im  Jahre  1892  war  die  Ernte  besser 
(8  p€t  untw  Durchschnitt)  tind  der  Rückstand  in  den  Steuern  ist 
auf  18,6  pCt  gesunken;  das  Jahr  1893  biachte  eine  vonflgüche 
Ernte  (mit  32  pCt  hoher  als  die  gewöhnliche)  und  die  Folge  war 
ein  Übeifluss  von  1,7  pCt  in  der  Entrichtung  von  Steuern.  Im 
Dufohsdinitt  haben  für  das  Triennium  die  Bauern  jfthrliob  an  die 
Stnatskaaae  an  direkten  Steuern  cuoa  104  Millionen  Rubel  gezahlt; 
Frivatgrandbesitxer  10,8  Millionen  Rubel  und  st&dtische  Einwohner 
8,8  Millionen  Rubel.   Die  Finanzlage  Russlands  wird  durch  zwei 
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fernero  ofliasielie  Pablikationen  beleuchtet  Sie  betreffen  die  ESn- 
nahmen  und  die  Ausgaben  der  Sematwoa  ffir  das  Jahr  1895.  Der 
Wert  der  letzteren  ist  durch  den  Ibngel  von  Angaben  fiber  die 
thatafichliche  Erfüllung  der  YoranschlSge  verringert,  denn  zwischen 
den  Budgetentwtlrfen  der  Semstwos  und  ihrer  Vollziehung  macht 
sich  ein  grosser  Ünterechied  bemerkbar.  Die  OeBamrotsumme  der 
Einnahmen,  die  aus  allen  34  Gouvernements  mit  Selbstverwaltung 
im  Jahre  1895  erwartet  wurde,  war  auf  66,268,000  Rubel  geschätzt 
Im  Durchschnitt  waren  die  Einnahmen  auf  je  ein  Gouvernement 
ungefähr  1,950,000;  für  daft  Gouvernement  Perm  und  Foltawa 
aberstieg  die  iSnnahme  je  3,000,000  Rubel,  während  fOr  das 
Gouvernement  Olonof,'  die  Einnahmen  weniger  als  eine  HiUioa 
(702,000)  beti-agen.  Der  grßsste  Teil  der  Senistwoseinnahmen 
(78,3  pCt.)  tliesst  aus  Steuern,  und  zwar  sind  es  die  Grundsteuern, 
die  71,5  pCt.  des  t;;m/'  ii  Budgets  hilden.  Die  durschnittliclie 
Besteuerung  der  „De>sjatiii>' '  (eine  Dcssjatine  ^  1.0919  des  Hektare 
nacii  dentsoliem  Masse)  lieträgt  1G,7  Kojxjkeii.  Sie  bteigt  bis  zn 
45  K"iK'k.  n  im  Oouvt  i  iiemont  Poltawa,  bis  40  Kopeken  im 
üt»uviriicinent  Kursk,  sinkt  alxT  bib  1>  Ku]>cküii  im  üuuv.Tüeinent 
Perm  und  bis  4  Kopckon  im  Oouveniement  Wologda.  Die  Be- 
steuerung von  Orund  und  l^tdi  ii  i>t  filx  rhaujit  geringer  in  den 
nönlli«  h.  ji  und  ßsiliehen  fTnuveineuiciits.  Der  Anteil  d«'r  Bf>«bMi- 
steucr  ist  in  einzelnen  J^ndsehaft.sltudget«  s<."hi'  verscliieiieii. 
In  drii  G<»uvern<'nients  Ubmez  und  Wiotka  giebt  der  (inmd  und 
Boden  mehr  als  ^  -  tb  s  Tiandschaftsbudgets;  dagegen  in  -i-m 
Gonvernements  Wladimir.  Kabi^a.  Jamslaw  und  IVtersbui::  nn- 
gefäiii*  Ys  Moskau  nur  18,6  pCt.  aller  Einnahmen,  f»;' 

erheblichsten  Einnahmen  von  'I  n  Handels-  und  Ge\verV>ecei-tihkat«n 
waren  im  Gouvernement  Muskau  und  Wladimir  (23,2  pCt.  und 
26,0  pCt.  der  Budgetsreehnungen)  die  geringsten  in  den  Gouverne- 
ments Bessarabien  und  Wologda  (2,5  pCt.  mid  2  pCt  des  Budgets). 
Die  Eiunahmeit  aits  den  stadtisehen  Immobilien  waren  natürlich, 
in  den  Gouvernements  Moskau,  Petersburg  und  Chersson  die  er- 
heblichsten, wo  diese  Einkflnfte  Ys       Budgets  bilden. 

Von  hervonagender  Bedeutung  ist  auch  der  von  der  centralen 
statistischen  Kommission  veröffentlichte  Bericht  über  „Die  Bauem-Oe- 
roeinde-Einnahmen  und  Ausgaben  für  1892 — 1894  in  10  Gouverne- 
ments des  europäischen  Russlands".  Das  Werk  besteht  aus  Zahlen- 
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angaben;  nur  in  der  Einleitung  ist  eine  Erklftrung  des  SystemB  dieoer 
Publikation  zugefflgt.  In  der  Oemeindewirtschaft  and  entsprechend 
den  neuen  Einrichtungen  die  Amtsbezitkavirtscbaften  und  die  Dorf- 
bezirkswirtechaften  zu  luterBcheiden.  Nur  in  den  GouTemements 
Kurtand,  lifland  und  Estland  wie  im  Kreise  Ismail  des  Beasarabischen 
Gouvemementa  ist  die  ganze  Wirtschalt  der  Baueiiigemeinde-Ver- 
waltung  an  die  AmtsbeziriiBverwaltung  angegliedert  Die  Kach- 
weise lun&ssen  10,581  Amtsbezirke  und  105,759  Dorfgemeinden. 
Die  Budgets  der  Bauemgemeinden  dienen  meistens  allen  Stftnden 
und  den  gemeinstaatlichen  Zwecken.  Die  Steuern,  die  hauptsachlich 
die  Ausgaben  der  Bauemgemeinden  decken,  sind  die  giitasten  Ab- 
gaben der  Bauemgemeinden  mit  Ausnahme  der  EtnlQsungsstsuem. 
Die  Gesamtsumme  aller  Bauemgemeindeausgabsn  beträgt  54402,000 
Rubel  far  das  Jahr  1892;  57,942,400  Rubel  farl893;  01,614,500 
Rubel  fflr  1894.  In  21  GouTememcnts  oszillierten  die  Banem- 
gcmdndeausgalien  um  eine  Million;  in  weiteren  15  Gouvernements 
um  je  I,5üu,000;  in  2  Gouvernements  (nSmlich  Samara  imd  Sarotow) 
betrugen  sie  mehr  wie  2,500,000  ^flillionon.  Von  der  Gesamt- 
sumnio  der  ^iienif^emoiiiden-Ausgahcn  für  1894  betrugen  die  der 
Amtsbezirke  40,9  pCt.  und  die  der  Dorfgemeinden  59,1  pCt.  Die 
dinvlisc'linittlichi'  Summe  dor  Ausgahon  für  «'inen  Amtsbezirk  war 
189i  r.  sja  iviiboi,  in  5  Oouvernoments  ahor  10,000  RuIk)!,  das 
Ma.\:iiiiiiii  entfällt  mit  24,200  auf  das  ü»)Uv»int,Hi«*nt  Tannen,  da- 
gc^t  ti  Irtrutron  die  Bu<ltret.s  weniirer  wie  3,000  Hubel  in  anderen 
9  Gouvi-i  II.  inriit.s.  Die  DorfauhgalK'ii  l>ikl»'lc'n  1894  «lurchschnittlicli 
für  je  eino  Gemeinde  358  Riil>el:  nur  in  7  (iniivi  riKiiieiit.>  über- 
steigen sie  1000  r^iil'cl  uiiil  '1  reichen  sogar  die  II. »he  von  4,C75 
Rul»el  im  üojiveniement  Astrachan.  In  ß  (iouvt  riiiMiu  nts  waren 
(11*^  Aii-qahen  der  Dnrfirenn'in'h  ii  uviiri;^'er  als  je  300  KiiUcl.  Im 
Jaluc  Itctrugen  die  (renu  iiiilt  -Aii.<p\l)cn  für  jede  anwosendc 

Pei-son  mänid.  Geschlechts  1,78  Hul>ei  (von  0,59  RuUA  im  Gou- 
vernement Wjatka  bis  zu  5,22  RuIk?1  im  Taurischen  Gouvernement), 
anf  jede  Desjatina  des  häuerlichen  Bmlens  0,43  Hultel  (im  Gou- 
vernement Moskau  1/27  Ruhcl,  ßessarabien  1,14,  im  Oionezkisehen 
Gouvernement  0.ör>  und  im  Oronhurger  0,08  Rul>el)  imd  für  jede 
Bauemwirtsclialt  (Bauernhof)  5,50  Rubel  (im  Taurischen  Gouverne- 
ment 18,29,  im  Gouvernement  Wjatka  1,B4  Ruliel).  Im  allgemeinen 
aber  haben  die  Einnahmen  der  Bauemgemeinden  die  Ausgaben 
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Ubecstiflgen ;  die  Oeaamtsammd  der  Eimiahmeii  war  1892  59,163,700« 

1893  64,988,900  und  1894  68,735,800  Rubel  Im  letsterwlhnten 
Jahre  betrogen  die  Amtsbezirkseiiuiahmen  26,152,300  und  Dorf- 
gemeindeeinnahme  42,583,500  Rnbel.  Zum  1.  Januar  1895  wurden 
5,263,700  Rnbel  BndgetObcrBohOeae  gerechnet  und  40,002,300 
Rubd  Spezialkapital.  In  der  ZusammenBetsung  der  Bauemgemeinde- 
einnahmen  figurieren  Aintsbe«irka>  und  Dorfumlageet^m  (im  Jahre 

1894  waren  es  38,415,000  Rnbel),  speziell  Beitrige  zu  gemein- 
samen  Paditungt  u  von  Weiden,  Wieaen  etc.,  die  zueammen  im  Jahie 
1894  9,483,700  Rubel  betragen  haben,  Fftohtgebühren  (14,215,500 
Rubel),  BeihtUfie  vom  Staat  und  der  Landesrerwaltting  (Sematwo) 
(192,600  Rnhel),  Anleihen  (1,057,100  Rubel).  Dio  Einnahmen  ans 
Spezial steuern  und  Paohtgebfihren  gehören  vorzugsweise  den  Dorf- 
gemeinden. Die  Besoldungen  des  Dorf-  und  Amtsbezirksadmini- 
strations-  und  Gerifhtspei'sonaL^  aiisoil, irren  11,104,100  Rubel 
(9,130,500  Amtebeziiksgt'lder  und  4,Ü73jr'"0  von  den  Riucru- 
geuK'indcn I,  Haiiniliehkeiti  ii  für  die  Kanzlei.  Rcdionung  und  .sonstige 
Ausgaben  5,871,500  (4.r):M,iiUU  -f  937,500  Rubel),  Fahig.Mer 
und  ITiiterhalt  der  ro^li.ferde  5,135,700  RuM  (3.958,000  + 
l,177,0U<i)  und  sonstigo  Ausgalxm  der  Vorwaltimg  819,20*»  (257,800 
-|-  561,:i'l0  ]^ll■t■l').  Die  Ausgaben  ii\v  den  rnterhalt  der  gemein- 
schaftliclion  l'olizei  betrugen  2,f>79,3UO  (!)4S,.-.(iO  -f  1,730,8(10 
Rubel),  für  religiöse  RHilrfuishe  5,588,000  (Cna.fjno  -{-  4.977.20(1 
Rulxd),  für  Volksbildung  5,227,600  (2,nor,.l()u  -f  3,221,500  Iv'i0"  lt. 
für  medizinisehe  Zwecke  042,000  (511.2iMi  -j-  131,500  Ilubelj. 
für  Getreidereserv.  spoif  her  1,663,300  (145,000  -f  1,518.300  Rubel), 
fih-  Feucrwelir  1.280.900  (128,100  -|  101,700  Rubel),  fOr  Ämien- 
l»f1.  go  896,400  (600,800  -f  295,500  Rul>el),  für  Fahrwas.ser, 
Brücken  und  Übergänge  1,180,500  (228,000  -f  958,500  Rubel), 
für  Cfenieindo.>^eliulden  1,381,100  (466,200  -|-  914,700  Rul»el).  für 
hindwirtsclmfüiche  Zwecke  13,080,700  (327,300  +  12,753,50(J) 
Rubel,  fttr  8ont»tJge  Ausgaben  2,055,800  (893,500  +  1,113,200 
Rubel). 

Hier  wollen  wir  gdegentlich  eine  wichtige  Publikation  des 
Ministeriums  des  Innern  erwfthnen,  die  eigentlicb  ihrem  Inlialte 
nach  die  Rahmen  dieser  Ökonomischen  Übersicht  übersehreitei 
Das  Buch  trügt  den  Namen:  „Zusammenstellung  von  Be- 
8chlfl8»cn  der  Oottvomementsberatungen  beaflglich  einer 
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Reform  der  Bauern*  Gesetz  gebung."  Zu  Ende  des  Jahree 
1894  hat  das  erwShnte  Uiniaterium  einen  Frage)>ogen  (66  Fragen) 
wegen  Oeataltiing  der  Bauerngesetsgebung  luerst  in  den  Kreis- 
und  dann  in  den  QouTemementa-Yersammlangen  unter  dem  Yersits 
der  Oouverneuie  benten  und  beantworten  lassen.  Die  Sammlnng 
dieser  Beschlüsse  erschien  in  3  Bftnden.  Im  ersten  Bande  sind 
die  Besclüflsse  Aber  die  Dorf-  wnd  Bozirksverwaltiingen  zusamnion- 
gtfiisst.  Im  2.  Bande  sind  die  Boschlflsse  über  Aufnaluno  in  die 
GemeinUe  und  Ausschluss  re^p.  Ausliefen  ans  derselben,  ülier 
Familienteilun,t;eii.  Vomundschaft,  Armenpflego  und  Ooraeinde- 
steuern  verr^fft  iit lieht.  Der  3.  Band  ist  der  BoUenl»enutüung  und 
dem  NoUiriatwoson  auf  dorn  Tiande  g-ewidmet.  Von  andern  Ver- 
öffentlichungen doB  Fiuaiizmiuistei  iutns  ist  von  liosonderem  Interesse 
der  21.  Rechenschaf tsborirht  tlet»  Komitees  der  Kredit- 
und  Sparkassen  und  Genossenschaften  (für  1895).  Zum 
1.  Januar  1895  zählte  man  in  Rtissland  751  Kreditvereine.  «i3H 
liaV>cn  Ror-hensohaftsberichte  geliefert,  ülu  Gesellschaften  hatt.  ii 
im  Jahre  1894  213  37»)  Mitglieder  (im  Durchschnit  a  349). 
Das  Anteilskapital  der  Gesellschaften  ist  mit  6  638  0U0  Rubel  an- 
gezeigt, das  Resenekai)ital  mit  1  845  000  Kübel,  8i)ezielle  Reserve- 
fonds Mnigon  130  000  Rul>el,  die  Einlagen  7  607000  Rubel,  der 
von  den  Gesellschaften  benutzte  Kredit  belief  sich  auf  51 07  000 
Rubel,  d.  h.  es  betrug  das  eigene  Kapital  lO^ßS  pCt  und  das 
geliehene  59,12  pCt.  Zum  1.  Januar  1895  waren  von  den  Üe- 
Seilschaften  als  Vorschüsse  verteilt  20  034  000  Rubel.  Ausserdem 
waien  zum  20.  Septemln-r  1890  386  Dorfbankeu  gegrilndet,  1893 
hatten  153  386  700  Rubel  Grundkapital,  als  Voi>chuss  haben  sie 
700000  Rubel  geleistet.  Im  Gouvernement  Mohilew  waren  145 
besondere  Ldh-  und  Sparkassen  mit  einem  Grundkapitsl  von 
1000000  Bubel  und  endlich  funktionierten  in  Polen  su  An&ng 
1894  1295  Gemeinde-Leih-  und  Sparkassen  mit  3500000  Bubel 
Kapital  und  mit  mehr  wie  5  Millionen  ESnhigen.  Im  Allgemeinen 
war  die  Oesammtsumme  der  Anleihen  bei  den  genannten  4  Typen 
von  QenOBsenschaften  und  Volksbanken  nicht  höher  als  50  Millionen 
Rubel. 

Von  den  Schriften  des  Ministeriums  fQr  Ackerbau  und  Domftnen 
ist  eine  „Übeisicht  der  Thfttigkeit  des  Ministeriums  im 
3.  Jahr  seines  Bestehens**  (Mflrs  1896/97)  erwihnenswert  Sie 
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entfaSlt  viel  interesBante  MitteQimgeii  über  die  gemeinBcliAftliehe 
Thfttigkeit  der  Semstwoe  und  des  Ministeriums  im  loteresee  der 
Landwirtschaft  Dasselbe  ICinisterium  hat  auch  einige  Ans- 
kunftsbficher  ver&fTentlicht,  nSmlich:  einen  „Anzeiger  landwirt- 
sohaftlicher  Schulen,  die  unter  Aufsicht  des  Ackerbau- 
departements stehen*'  (nach  den  Angaben  bis  zum  1.  Januar 
1897),  einen  „Auskunftsanzeiger  ländlicher  und  landwirt- 
schaftlicher Einrichtungen"  und  „Eine  Übersicht  der 
Warenpreise  auf  den  Hauptmftrkten  Busslands  ffir  1890 
bis  1896'%  Das  Eisenbahn-  und  Verkehrsministerium  veifiiüBnt- 
lichte  Mitteilungen  über  die  Eisenbahnen  für  1895,  welche 
ein  Tollstftndiges  Bild  über  die  Lage  der  russischen  Eisenbahnen 
fOr  die  erwähnte  Periode  —  insofern  sie  durch  statistische  Angaben 
beleuchtet  werden  kann  —  geb^.  Audi  sind  emige  veiglochende 
Angaben  aber  nisäisohe  und  auslftndisohe  Eisenbahnen  hinzugefügl. 

Unsere  (Übersicht  der  ministeriellen  VerölTentlicluingen  wollen 
wir  mit  dem  Hinweis  auf  die  gesohichtliehe*  Darstellung  „Ein 
Jaliili uiultit  der  A paiiagonbehörde  1797—1897"  sehliessen. 
Diese  Behörde  verwaltet  den  ff'n  (la>  i"egiei*ende  Haus  als  «^luelle 
von  Einkommen  ivservierten  OrundlKiüitz,  ausser  der  dem  Kais-  r  und 
dem  Tlii'iiiffjlt^er  irehörifren  rMvillisti^.  Aufiui^^licli  hostaiidni  iVw 
Aiiauageir*  aus  4G0,0U0  Iluflmm  ru  und  -1,1011,000  Deötijatint.'ii  i'  in 
H-  ktar  =  0.015  Dossjatinen^  Land,  auss^'rdem  aus  SVj  Milli'>n*^n 
D-'-ssjatiticu  Hodi'ii,  die  ::oiii"'intscliaftlieh  dem  Fiskus,  i'iivateigi'U- 
tüin''i-ii  und  dt'Mi  jt'uiereiidt'n  llaMHO  pehorten.  l)a>  jähilicln-  l^wli,'«! 
der  Ä|)anagon  war  anfänglich  auf  'J.20().(i()0  Kul»el  lK:'iv<  tiii..t.  Heut- 
zutage besitzt  diese  Verwaltung;  7-1m>o,000  Dessjatinen  liand,  unter 
denen  sich  5,720,000  Dessjatinen  Wald  befinden.  In  der  Anan.igen- 
wirtsehaft  sind  jetzt  vorhori-schend :  Wälder,  verpachtete  I^and- 
koraplexe  und  gewerbliche  Unternehmungen.  Bezüglich  des  Wein- 
ball€^8  und  der  Weinberge  nehmen  die  Api^nagen  im  ßei<  he  den 
ersten  Platz  ein,  da  sie  über  700  Des^jatinen  Weinberge  verfügen, 
die  jährlich  2,ü0ü,000  Flaschen  Wein  im  Weite  von  1  »/^  Millionen 
Rubel  ergeben.  Die  Hrutto-Einkünftc  dieser  Güter  steilen  sich  im 
Allgemeinen  auf  20  Millioneu  Rubel.  Die  Vei'waltung  suclit  rd  rigeiis 
nielit  bloss  die  Einnahmen  su  erhöhen,  sondern  auch  die  Technik 
der  Privatwirtschaft  im  Allgemeinen  zu  vervollkommnen.  Besonders 
sind  die  Leistungen  zxtt  Verbesserung  des  Weinbaues  zu  beseichnen. 
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Wir  wollen  jetst  sur  nmiiuigieiohen  Untersaohung  einer  Gruppe 
von  1 2  Volkswirten,  yomehmlioh  Blbekauer  Profeesoren  und  Ststistikem, 
Obelgehen.  Das  Programm  dieses  Werkes  ist  unter  Mitwirkung  dos 
Departements  für  Handel  und  Manufiiktur  ausgearbeitet  und  die 
Schrift  selbst  ist  auf  Kosten  des  Finanzministeriums  herausigegobcn. 
Keine  soziale  Frage  und  keine  gelehrte  Arbelt  vermoohte  an  sich 
so  viel  Aufmerksamkeit  zn  erregen,  wie  eben  diese  Untenuchung, 
die  betitelt  ist:  „Der  Einfluss  der  Ernten  und  der  Brotpreise 
auf  einige  Seiten  der  russischen  Volkswirtschaft".  In 
2  BAndeUf  die  mehr  als  67  Druckl)<)gen  enthalten,  befindet  sich 
eine  Reihe  von  Honographiecn ,  die  die  Erforschung  der  Schwan- 
kun^n  der  Ernten  und  Brotpreise  zmn  Ziel  haben.  Die  Resultate 
privater  Forschungen  sind  in  einer  Einleitung  dargelegt,  wolcho 
auch  das  Ziel  und  die  Richtung  dieser  KuUektiv- Arbeil  uiigiebt. 
Veranlasst  wurde  die  Untersuchung  durch  das  Sinken  der  Getreide- 
preise, welciies  im  Jahre  1894  seinen  Höh» >j »unkt  erreichte  und 
cino  bedeutende  Aufregung  »uiter  den  nissischen  Ijandwiilen  hervor- 
genifen  hat,  weshalb  auch  der  Finanzminister  in  seinem  Inimetliat- 
i>enchte  zum  Staatsliauslialtsentwurfe  von  1895  sie  austUhrlicli 
erwähnte. 

"Wir  woll.  ii  kurz  den  inlialt  dieser  Untersuchung  der  nissischen 
Volkswiitc  >ki/zien;»n.  Die  Mehrzahl  nissischor  Bauern  Iclit  n<>.  Ii 
uiitrr  der  Natural wiiti>chaft  f iirimitivi  i  Wirt.sehatt)  und  ist  in  ihrer 
E\i>tciiz  sehr  wenig  von  den  (ietreidc|)reiscn  betroffen.  Der  T»m1 
der  ländlii  lien  Bevölkerung,  die  mehr  Brot  prodiiziert  als  konsuniieil, 
ist  relativ  gering.  Das  Interesse  der  Bnidkonsumenten  uberwiegt 
also  diisjenige  der  Produzenten.  Am  vi>rtcilhaftesten  für  die  grössere 
Miiss4^  der  Riuernbevölkerung  Uu.sslands  ibt  die  Kombination: 
nietlrigo  i*reiße  »md  reiche  Ernten.  Üag^pen  wäre  zu  erwidern, 
dass  die  Mehrzahl  der  Baiiernbevölkerung,  nn<  ]i  diejenigen,  die  nur 
da<5  rneiiH.ehrliche  für  ihren  eigenen  Bedarf  jtPMinzioron.  zuerst 
Qetix'ide  verkaufen  muss,  allerdings  um  na<-lilier  wieder  zu 
kaufen.  Die  Autoren  der  erwAhnten  imifangreicheu  Untersuchung 
»eben  aber  diene  entgegengesetzten  Handelsoperationen  nur  als  eine 
besondere  Form  des  Waarenkredits  an.  Die  Bauern  verkaufen  den 
OrtshSndlem  das  Meiste  ihrar  Ernten,  um  zum  Herbst  sftmtliche 
Steuern  und  Zahlungen  zu  decken;  nachtrilglich  wird  auf  Umwegen 
and  durch  geleistete  Arbeit  dasselbe  Getreide  wieder  gekauft,  und 
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swar  XU  eitohten  Pnoiaen.  Alles  das  voUzielit  nch  »bet  nadi 
den  FreieRnderungen  auf  dem  Harkte.  Diese  Thesen  TersDchen 
die  Autoron  duidi  statistxsdhes  ICaterial  su  begrflnden.  Leider 
aber  ist  dies  Material,  vie  ^e  Verbsscnr  aaoli  selbst  sugeben, 
aohr  oft  nicht  ausreichend  genug  und  auch  widersprucfasTolL 
So  wird  in  der  Einleitung  die  Zahl  der  Bauern,  die  zu  ihrem 
Unterhalt  niolit  anareichend  Getreide  haben,  in  den  Onrchschnitts- 
jahren  für  das  europAische  Russland  auf  70,7  pCt.  angegeben,  der 
FrozentsatE  dei jenigen  aber,  die  ihren  Unterhalt  reichüdi  und  noch 
mit  Überfluss  für  das  Vieh  decken  können,  ist  auf  8,9  pCt.  aiigtj- 
goben.  Vorteilhaftere  Angaben  dagegen  sind  in  der  spezielhni 
Forschung  von  Mores  angeführt,  die  in  die  Kollektivarbeit 
aufgenommen  sind.  Nach  den  Ausführungen  von  Mores,  der 
nicht  niu*  die  Bauoruaiitfilo  am  Besitzjstando ,  soiulorn  ;iii<li  i\ms> 
gepachtet«  Land  in  Betracht  /.ieht,  ist  die  BauoniL'nippe  mit 
ungenügendor  Rrotonite  ;uif  52.3  pCt.  und  diejenige  mit  reicher 
o<ler  sogar  mit  i'lMjrtliKssijrnteii  auf  15,Ü  pCt.  angegeben.  Wir 
wollen  mH'h  einen  Widerspnich  zwischen  der  Einleitung  und 
ilrii  folgendou  spoziellfii  Alischiiitton  liorvnrhr'ben.  Der  Einleitung 
nach  l»t  für  die  Bauern  die  KoriiMnation  der  reichen  Ernten  und 
niedrigen  Preise  das  Vorteilhafte.  In  der  Fors«  iumg  der  Bauern- 
budgets  zeigt  Stseheroinn  in  oiner  besonderen  Tal<cllo  die  Ein- 
flüsse auf  die  Bauern wirttichaft  von  verschiedenen  Kombinationen 
von  Ernten  und  Preisen  und  hier  zeigt  es  sich,  dass  unter  gewissca 
Vomussetzungen  es  vorteilhafter  für  den  mssischen  Bauer  wAre, 
wenn  gleichzeitig  eine  £rh(ihung  der  Preise  und  eine  Steigerung 
der  Ernten  stattfände.  Den  zweiten  Platz  seiner  Vorteilhaftigkeit 
nach,  nimmt  in  dieser  Tabelle  die  Emteerhöhung  ohne  Preis- 
taderungen ean  und  nur  den  dritten  Platz  <lie  Kombination  der 
ErntenerhOhung  bei  Preisemie<lrig\mg.  Auf  die  erwähnten  kritischen 
Anmerkungen  sich  beacfarftnkend,  wollen  wir  noch  bemertten,  dass 
die  ganae  Arbeit  eine  so  umfangreiche  Übersicht  unserer  landwirt- 
schsftlichen  VerUUtniBse  daiBtellt,  die  als  solche  eine  grosse  wisBeo- 
schaftliche  Bedeutung  bat  Von  den  e&nz^en  Monographien  seien 
noch  besonders  erwähnt  diejenige  des  Prof.  Tschurow  fiber  tße 
Bewegung  des  Landeigentums^,  ferner  die  Untersuchung  Uber  „die 
Verschuldung  des  privaten  Qrundbesitaes**  imd  (von  Prof.  Kaiychew) 
„Über  die  bttuerliohen  Pachtungen**. 


Digitized  by  Google 


—   937  — 


Von  anderNi  Werken,  die  Bpeaell  die  niwisohe  Yolksvirt- 
flcbaft  berühien,  behandelt  das  Buch  des  ProL  Jaanopoltki: 
„Die  geographische  Verteilung  der  Staatsausgaben 
in  Rnssland**  und  das  Werk  dea  Obersten  Tolmatschew: 
^Die  südöstliche  Gegend^S  eine  statistische  Übersicht, 
Band  I,  die  östliche  Waldgegend*^  Durch  ausfUhrliche  sta* 
tistiache  Auslegungen  beweist  Prof.  Jasnopolski  in  seiner  zwei- 
faftndigen  Untersuchung  (die  Fortsetzung  seiner  früheren  Arbeit 
über  Verteilung  der  Staatednnahmen  ist),  dass  die  Staatssnsgaben 
sehr  ungleich  swisdien  den  veischiedenen  Teilen  des  Landes  ver^ 
teilt  sind.  Das  GouTemement  Petersbuig  hat  bei  seiner  nicht  sehr 
bedeutenden  Bevölkerung  von  den  inneren  AiLsgaben  von  1879 — 1892 
bis  47,662  pCi  venchlungen,  1868—1876  nur  43,552  pCt.  Die 
Arbeit  des  Obersten  Tolmatschew  bringt  eine  Masse  von  Thatsachen 
über  Bodenb^itz  und  über  das  ökonomische  I-ieben  der  Bevölkerung 
überhaupt,  über  die  Verteilung  der  Konfessionen,  VolksMldung 
u.  8.  w.  Der  Autor  beschäftigt  sich  unter  anderem  auch  mit  der 
deutscht'ü  Kolonisfition  in  dieser  Gegeiul  und  spriclit  sich  gegen 
dieselbe  aus.  Vom  russischen  Standpunkt  zieht  er  die  Tschechischen 
Kolonisten  vor. 

Die  umfangi-eiche  Dokterdissertation  von  Bry.eski:  .,Die 
ROckstüiidigkei  t  und  u-i' <r m  sc  i  t  i ^'e  Rür.irschaft  der 
Dorfgemeinden"  ist  der  (jeschielite  utid  der  jetziiren  Hedentimg 
der  gegenseitigen  Bflrgsehaft  in  der  Organisation  der  direkten 
Steuern  <("widmot.  Der  Autor  hat  die  Urquellon  und  das  iland- 
s<'hriftennKiterial,  das  ilnu  als  Beamten  zugänglich  war,  reiehUch  aus- 
genützt. Dom  Werke  sind  auch  die  persönlichen  Beobachtungen, 
die  der  Autor  während  seiner  amtlichen  Reise  gemacht  hat,  zu 
Statten  gekommen.  Das  Buch  fängt  mit  einer  geschichtlichen  Unter- 
suchung über  das  Gemeinde-  und  Abgabensystem  vom  XVI,  und 
XTX.  Jahrhundert  an.  Russische  Kritiker  haben  schon  auf  einige 
Fehler  und  Uugeuauigkeiten  iu  dieser  Abteilung  der  Arbeit  hin- 
gewiesen, die  bei  solchen  Fragen  aber  beinahe  Tinvemieidlich  sind. 
Der  Autor  gelangt  zur  Sohiussfolgeiimg,  dass  im  XVI.  und  XVII. 
Jahrhundert  die  Gemeinde  keine  Verantwortlichkeit  für  die  Bück- 
stlnde  ihrer  Mitglieder  getragen  und  bloss  die  AbgabenhOhe  der 
Mitglieder  festgestdlt  hat  Die  gegenseitige  Qemeindebfligschaft 
ist  schliesslich  durch  einen  Beschluss  des  Senats  vom  Jahre  1783 
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und  duroh  das  Manifest  vom  Jahre  1811  festgeaetzL  Die  Reloim 
vom  Jahre  1861  hat  das  System  der  gegenaeitigeii  Bürgschaft  be> 
festigt  Im  Allgemeinen  aohüdert  der  Autor  offen  und  lebhaft  die 
Schattenseiten  des  russischen  Steiiersystrais.  Trotz  der  bedeutenden 
Ökonomischen  Entwtcklimg  des  Landes  sind  doch  die  Einnahmen 
der  direkten  Steuern  sehr  unbefriedigend  und  die  RflckstBnde 
wachsen  von  Jahr  su  Jahr. 

Eine  grosse  Zahl  von  Zeitschrift-Artikeln  und  Broschflren  hat 
die  zuvor  erwAhnte  Aiiieit  „der  Einfluss  der  Ernten  und  der  Brot- 
preise"  hervorgerufen.  Anfinglich  zeigte  sich  eine  mehr  ablehnend^ 
ja  feindliche  Haltung  gegen  die  Eigebnisee  der  Unteisucliung.  Am 
Beschtenswerteston  sind  die  Broschflren  des  Prof.  Ghodski 
uml  des  Prof.  Pichno;  letztere  ist  betitelt  1.  ,,Die  Bedentiing  der 
Brotpreise  fflr  Rusdand"  und  2.  „Anltoslicfa  der  Polemik  fib«r 
wohlfeiles  Brot**.  Eint>  aiisfOhrliche  l^sprecrhting  erschien  auch  in 
der  „rtissifMihen  (ikononiischon  Revue''  von  Th.  Th.  Woroj)oiiow, 
so<lann  „Die  Krise  und  der  Bauer  '  m  der  Zeitsehtift  i.Europlischer 
Boto",  „I)io  ivirhen  Kniton  und  die  Preise*'  im  „Huasistdien  Boten". 
Mürz-Aiiiil.  M.  Tugiiii-lUuaiiowski :  ..Zur  Frage  iU>er  den  Einflufis 
der  nieiiri^'en  Brotpr»«ise  („Das  n«  ue  Wort",  März  1897).  A.  A. 
Mannilow :  „Di«>  Biiitj>r«  is«'  uml  «lif»  Volkswirtschaft"  (,,RuKsk(»je 
Bopit^two**)  und  ein  .Aufsitz  xnu  Tx-hupr'iw  und  Po-nik-nv, 
der  Heransgelier  <lei  -  >  viel  liesprot  lu-neii  l'iiteisui  liun<r: 
,,Aiil;4!^sli«*h  d^r  Polemik  iU)er  da.s  wohlfeile  Brot"  (ibi«leni).  Zu  •  j- 
wähnen  ist  norli  dt;r  inhaltsreiche  Aufsatz  von  K.  Zagorski:  ,.Der 
Einfluss  der  Transportkosten  auf  ilir  KrniedriLMuig  d»»r  Brt>t preise*', 
im  Dezend»erhefte  der  „Rnssisehcu  (ikononiitiehen  Hevtie".  Ein 
iutorossanter  Auf.-iatz  in  der  ZeitAchrift  ,,RnBsknja  Mysl"'  hotit  di<' 
Fing«'  von  der  Gemeindesteuer  hervor.  DessiMi  Verfn.s.ser  l*re<»hra- 
jensky  hetont  die  stautliehe  Be<leutnng  der  Oemeindeorganisation 
hervor  und  untei-sueht  die  Gemeindehestenerung.  Diesem  Auf- 
.«^it/.e  verwandt  ist  aucli  der  Artikel  von  Dr.  N.  Brzezki:  „Die 
hilutu'liche  Bodongenieius<-liaft  nach  nonen  Daten".  Der  Autw 
giebt  eine  Beaiiieitimg  I«m  (iouvememcntsbeflchlfisse  Aber  einige 
Fragen  der  hiluorliulien  liandesverwallung. 

Höchst  intercHsant  ist  femer  ein  Aufsatz  des  hervornigenden 
Tolkswirtachaftlichen  Schriftstelh^rs,  der  sich  mit  dem  ^eudonym 
W.   W.  unterzeichnet,    betitelt  »Ober  die  Anftnge  der  Ans- 
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teilungen  im  Norden  Buaslands**  (Russkaja  HyBl.NoTember-De2eiiiber). 
In  einer  theoietieoben  Einleitung  berOhrt  der  Autor  die  ver- 
schiedenen Ifeinnngen  fiber  das  Aufkeimen  der  Dorfgemeinachaft 
Nach  der  einen  Meinung  sei  diese  (die  „semelnaja  ObstBchina**) 
ein  uraltes  Produkt  der  Yolksschftpfung;  der  Bodenbesitx  ist  in  der 
Zeit  des  freien  Bodenrorrats  der  juristischen  Etnaelbefestigiing  ent^ 
gangen.  Nach  der  zweiten,  luletxt  Ton  P.  IGlukow  vertretenen 
Meinung  ist  die  russische  „Obstohina**  (Bodengemeinschaft)  viel 
spSter  als  Produkt  des  Einflusses  der  Gutsbesitzer  und  der  Re- 
gierung entstanden.  W.  W.  stimmt  mit  einigen  Abw^cfaungcn 
der  zweiten  Auffiusung  bei,  er  m«nt  aber,  dass  man  trotzdem 
dieses  System  nicht  al»  ein  kftnstliehes,  den  Banem  atifgedräng^s 
ansehen  kann.  Ferner  erläutei-t  dor  Verfasser  speziell  die  Geschichte 
der  Bodenvorteihnigen  in  den  Gouvcrnonients  Wolog<la  uiui  Ar- 
changt  Lsk,  wo  der  Prozess  der  VfM'genieinschaftlichung  einiuer 
Privatanteile  LMi  lalue  gedauert  und  im  Jahre  1795  sich  enduilli^ 
V(>!lziit;eii  liat  ;  t"  i  den  BainTii  der  Apaiuigon  im  (i<juvcini;nient 
Aicliaiitrelfik  entstand  diestM'  Proze?*«  In  Jahre  siiiitrr  und  vollzog  sich 
binnen  lüJabicn;  l>ei  den  der  Krone  gf»hftrit!:"'ii  Hauern  im  selben 
Gouvernement  {re>;chah  die  fiste  Aui'teiJun^-  in  den  30er  .lalmMi  ilieses 
Jalirliuiidt'i  ts.  Die  Lage  iloi'  Kleinbauern  ist  in  einem  ausführlichen  Auf- 
satz.- doö  auf  diesem  Gebiete  inaassgoltenden  Prof.  Ti  rncr  „die 
Au8wanderer-Fi  auf "  beleih  hti  t.  (..Wiestnik  Kuiopy"  Ml\r7.- 
April).  Es  ist  eine  Foits.  f/tmi,'  der  im  Jalire  1  fiOO  veröflentlichteu 
Arbeit  desselben  Verfassers  ,,das  Koieh  und  der  l^odenliesit/,".  — 
Der  Verfasser  geht  vom  Standpunkte  aus,  dass  iler  l'berfluss  der 
Landbevölkerung  nur  zum  Teil  von  dem  Fabrikgowerbe  iumI  vom 
Handwerker-  und  HandelsBtande  absorbiert  wird,  für  den  weiteren 
Überflass  der  Bevülkerung  aber  w&re  eine  Auswanderung  in  die 
Gi^uzgegenden  des  weiten  Reidies  zweckmSssig.  Weder  durch 
Bodenpachtungen,  noch  <lniT«li  Verbesserung  der  Ackerliautechnik 
kr^nnte  die  Notwendigkeit  der  Auswanderung  beseitigt  werden.  In 
d.  r  Fortsetzung  dieser  Schildenmg  giobt  der  Autor  ein  interessantes 
Bild  der  Auswuidenmg  und  deä  Verhältnisses  der  Begienmg  zu 
dieser  Bewegung.  Temer  stellt  4  Perioden  fest.  Bis  zur  Bauern« 
befreinng  war  eine  mehr  ^oder  weniger  regelmassige  Oiganisation 
voriianden,  beeond^  bezüglich  fiskalischer  Bauern.  Durch  Gesetz 
wurden  gewisse  Normen  festgestellt,  denen  entsprechend  die  Gross- 
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gnindbeeitoer  vorpflichtet  varen,  eine  AnzalU  ihri  r  Bnnorn  zun 
Auswandern  zu  bestimmen  und  ihneu  dal>ei  gewisse  Erleichterungen 
und  VergOostigii Ilgen  ztÜEOmmen  zu  lassen.    In  den  60er  Jahreii 
hatte  Bich  die  Regierung  von  der  Fflrsotgepflicbt  loageugt  und 
sogar  die  Auftaung  der  QtoBBgnmdbesitzeiUaflBe,  welche  ffir  ein 
Verbot  der  Att8waoderaogp]aidi€ite,Bidi  angeeignet.  Notwendigervdse 
muBsten  aber  die  besitzenden  Bauern  eine  beaeere  Existenz  in  dea 
wenig  bevölkerten  Qienzgebieten  suchen,  und  deshalb  hörte  die 
Auswanderung  trotz  aller  Schwierigkeiten  und  Hemmnisse  niclit 
auf.  Etwas  hatte  sich  aber  das  Verhalten  der  fiegiening  in  dieser 
Hinsidit  in  den  80  er  Jahren  geändert   Im  Juli  1881  war  den 
Ministem  des  Innern  und  der  DomAnen  das  Becdit  Übertragen,  den- 
jenigen  Bauen,  die  durch  ihre,  (ökonomische  Lage  auszuwanden 
gezwungen  seien,  die  Auswanderung  zu  gestatten.  Qleichzeitig  sollte 
in  den  Grenzdistrikten  jedem  Auswanderer  das  nötige  Land  mit 
zeitweieer  Befreiung  von  Steuern  angewiesen  werden.   Das  Qesets 
von  1889  hatte  eudgiitig  ilie  Auswanderung  reguliert.   Die  Aus- 
wanderung iüt  bloss  mit  Genetunigiuig  der  Be|peruiig  gestattet 
Den  Auswanderern  wurden  die  Anteile  am  Lande  ihrem  VerLingeu 
nach  entweder  zu  genieinscliaitlieher  Benutzung  mit  gegenseitiger 
Bürgschaft  oder  zum  Privatbesitz  verteilt    Vom  Tage  ihrer  Nieder- 
lassunc:  sind  die  Auswanderer  von  Giuudciteuem  zwei  Jahre  lang 
im  europiiibciien  Russland  und  drei  im  asiatischen  liefreit.  Auf 
dieselbe  Frist  wirtl  auch  die  Militärpflicht  verst^hoben.    Der  (triijul 
und  Boden,  'len  die  Auswanderer  in  ihivr  Heimat  zunn  kla-^.  ii, 
wild  auf  >\u'  l.t'tiftTendi  ii  (l<  meinden  l>ehufs  Abzahhingen  dvv  KQck- 
stäinlr  fiir  liskalisi-he,  hlndliche  und  Geun'iiuh'al)g.il»«'ii  üKt^rtmgen.  Eine 
neue  Aru  beguim  für  die  Auswanderer  mit   der  Ifei-stoUuiif^  der 
sibiHsehen  Ei8enl)ahn.    Das  Kouütee  der  sibinÄchen  Eisnilahu  ist 
der  Moinung,  dass  man  zur  Auswanderung  durch  eine  ivgelreohte 
Organisation   mitwirken   müsse.     Beim  Ministerium  der  DoniSrien 
wird  ein«'  l)esondeiv  Kommission  von  Feldmessern  eingesetzt,  um 
die  Anteile  für  den  Auswanderer  \meh  zu  halten.    Für  <Ue  Aus- 
wandern ngabewegung,  die  bis  vor  Kiuitem  auf  einige  Gebiete  be- 
schränkt war,  wird  jetzt  ein  gi-osses  Territorium  zur  VerfQgiin>r 
gestellt.     Prof.  Tenier  schlägt  vor,  » für  die   Auswanderer  das 
Territorium  des  Altaischen  Gebietes  (so  gross  wie  Fnnkreich)  zur 
Yeiffigung  zu  stellen. 
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Die  AtLSmuideningsangelegeDlieit  war  in  einer  ganzen  Binhe  von 
anderen  ZeitBclurtjftsartiJceln  erOrtert  Bierber  geh()ren:  N.  Areffii^w 
»Die  AnswanderangsbeweguDg  in  Sibirien  in  1896*^  (Siewerny 
WiCstnik);  „Ein  Brief  vom  Ural"  von  Weßsenowski;  femor: 
„Unter  den  Answandereru"  (Riieskaja  Mysl)  von  Tichonow;  „In 
Sibirien"  (Russky  Wiesstnik)  von  Schkobski;  „Zur  kirgisischen 
Fiuge"  (Rnsskaju  Mysl,  Juni-Juli). 

Wir  wollen  femer  den  interessanten  Aufsatz  von  E.  Warb: 
„Die  Fra^je  ftl»er  die  Lohnarbeiter  in  der  Lauthvii  tx  haft "  liorvor- 
heben  (..I^nsskaja  Mysl",  Oktol>er-Novomber).  Der  Aut*n  .utitt  rt 
hier  du-  auf  die.-^  Oel)iet  bezuj^lirhe  (tesetzgebung  und  Liiter- 
suchungeii.  Die  Bostiiimiuii^^'ii  ühfr  den  Arl>eitKvertra^;  für  Ulnd- 
lioht"  Arl»eiten  sintl  luu-li  dt,*u  Au.sfühnuigen  Waili's  für  die 
Arh''it!i"limfr  viel  Btrt?ng'er  wie  für  die  Arbeiti^rhcr,  Den 
AHk  itii  'luiipni  droht  das  (iosety.  mit  Entziohung  dfr  Kioilieit,  d(»n 
Arl>utgel>ern  ai»er  Mos  mit  (nddstrafe.  Für  Schutz  von  G»»sundhoit 
und  Tyf^ben  des  Arbeiters  existieren  keine  p'^wg^'nden  Vorschriften; 
weder  ist  Schutz  gegen  fdiermässige  Läniic  der  Arlieit  noch  vor 
Unfällen  bei  den  ÄLischinen  vorhanden.  Njich  der  Darsteliiuig  des 
Yerfa-ssers  ist  mit  den  bestehenden  Gesetzen  wetler  den  objectivon 
Interessen  der  Volkswii-tschaft  noch  den  Foixlennigen  der  (Jross- 
gnindbeeitzer  gedient  Ein  Versuch  »ur  Umgestaltimg  der  läiul- 
liehen  Arbeiterrerhältnisse  wurde  von  einer  staatlicheu  Eommi.ssion 
unternommen,  doi-en  Projekt  aber  nur  unnötige  Drohungen  föi-  die 
Arbeitgeber,  wie  füi*  die  Arl>eitnehmer  enthält.  Die  ei!J/-i;,^o  Lösuntjf 
dieser,  für  alle  Landwirte  sehr  wichtigen  Frai;c  sieht  der  Autor  in 
der  Entwieklnng  des  sozinlcn  Schutzes  der  Arbeiter.  Zur  Literatur 
nber  die  Lagt;  der  Fabiikarbeiter  gehört  auch  das  neu  heraus- 
gegebene und  bearbeitete  Buch  von  E.  Dementjew:  »Die  Fabrik» 
was  sie  der  BevOlkerang  giebt  nnd  was  ne  von  dieser  nimmt*' 
nnd  auch  die  Untersuchung  von  L.  Bertenson:  ^ie  Baku'schen 
Napbtageweibe  und  Fabriken  vom  sanitftren  Standpunkte^,  heraua- 
giegeben  auf  YenuUassnng  des  lüuisteriums  des  Ackerbaues  und 
der  Domänen.  Auf  diese  oben  erwähnten  Schriften  uch  stOtaend, 
konstatiert  Slonimeki  („Wiesstnik  Europy**,  Deisember)  im  Artikel 
yj)et  Kapitalismus  in  Russiand**  die  bedeutende  Entwickeltuig  der 
Oroflrinduatrie  und  die  Bildung  einer  Masse  von  Fabrikbauem,  die 
jede  wesentliohe  Verbindimg  mit  dem  flachen  Lande,  trotz  ihrer 
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formellen  AngehOrigkeit  zitr  Bttuerngemeinde,  verloren  haben,  und 
fordert  das  Eingreifen  der  K^emniCi  um  die  Lage  der  Arbeiter, 
um  ihre  Yerhältnisae  au  beeaem.  Hierher  gebdrt  noeh  die  hoch- 
interesaante  Vergleichung  des  neuen  Fabrikgesetaes  mit  dem  Pro- 
jekte über  den  Ariieitsvertiag  far  Landarbeiter  im  Artikel  von 
N.  Annenski:  „Zwei  Gesetze  über  die  Arbeiter"  („Rusakoje  Bogat- 
stwo'*)  und  der  Artikel  von  P.  B.  (Pseudonym):  ,yBezüglich  der 
Lftnge  der  Arbeitszeit"  („NowoQ  Slowo**,  Juli). 

In  das  Gebiet  der  Selbstverwaltung  und  StadtwirtseUt  ge- 
hören die  Schriften:  „IMe  Stadt  8t  Petersburg  vom  Standpunkte 
der  medizinischen  Hülfe"  und  „Hüne  Sammlung  von  Schilderungen 
der  Stadt  Moskau  nebst  einer  Übersicht  der  TMltigkeit  der  städti- 
schen Genieindeverwaltnnp:".  Wir  wollen  noch  die  Arbeit  von 
Netscliajew:  ,,Üio  komumnalo  Btsteuerung  gewerblicher  Unter- 
nehmungen", die  der  „kaiserlichen,  freien  ökonomischen  Vemnigung" 
vorgetragen  wuide  uaU  naciiträglich  im  Okto}>erliefte  der  Zeitschrift 
„Russkaja  Mysl"  gedruckt  ist.  en\'Ähnen.  Der  Vei  fas^w  r  beleuchtet  die 
geringen  Einnalmion  der  Kuinmuneii  und  die  nicht  erwünschte  Höhe  der 
Btideiistouern  unter  tleiis*^ll>en.  Da  kt-ine  HofFnuntj  vurlianden  ist, 
dass  EinkonirnehStüuern  oder  (lewerbesteuein  eiupefülirt  werden, 
ist  der  Autor  für  die  Entwickeluug  der  ireweihlichen  SelV.stvfr- 
waltungssteuern  gemäss  dem  Systeme  der  Ertiänzuni^sceruiincs  in 
Frankreich.  In  dei-selhen  ZeitBchrift  war  an«  )i  ein  interesf^anter 
Artikel  von  D.  Scnienow  über  die  Ausdelmunt;  der  st,1dti8**hen 
Repräsentation  »  ntlialten.  Als  Mittel  zur  Durchfühnmg  dieser  Idee 
sieht  der  Autor  die  Regulierung  der  russischen  Stadt  wirtschaften. 

Bezüglich  der  Geldreform  erwähnen  wir  eine  Beihe  inter- 
essanter Artikel  in  der  Zeit^hrift  „Russische,  ökonomische  Rund- 
schau": K.  Kramarz,  „Die  Geldreform  in  Österreich";  <).  Haupt, 
„Der  Geldverkchr  und  die  Mfinzstatistik  der  grossen  StaaU'n"; 
Ar.  Raphalowitsch,  „Die  amerikanische  binietallistische  Misj^ion" ; 
Prof,  Theodorowicz,  „Über  die  Mittel  zur  Sicheruncr  der  Kredit- 
noten''; Prof.  A.  Miklasohewski,  „Das  Geldwesen  in  den  Ver^ 
einigten  Staaten  Amerikas".  Femer  wollen  yde  noch  lUe  erachi^ae- 
nen  Arbeiten  von  J.  Esioranski,  „Die  Münzreform  in  Russland"; 
A.  Kempner,  „Pieniadze**  und  auch  des  russischen  bimetsllistiBchen 
Agitators  Butmi-de-Katzmann,  f^ESne  Saminlnng  der  Verord- 
nungen, die  das  Geldsystem  in  Russland  erkliren^*.    In  der  Zeit- 
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Bchrift  „Wieastiiik  Europj^  hatte  L.  SloDimski  einige  Artikel 
verölTentiicht,  in  denen  er  Pro|uigaacla  fOr  das  jetzige  fnnzfifiische 
System  der  Kniantmflnxe  macht 

Anlftsslich  der  im  Jahre  1697  in  Petersburg  abgehaltenen 
Sitzung  des  „Internationalen  statistischen  Instituts**  hat  Prot 
Levasseur  in  der  Zeitschrift  „Russische  ökonomische  Rundschau" 
zwei  Artikel  veröffentlicht:  „Das  internationale  statistische  Institut" 
und  „Die  Resultate  der  Sitzungen  des  Peteraburger  internationalen 
statistischen  liistitutis*'. 

Auch  Will  in  der  russischen  volkswii-tscliaftlichen  Literatur 
des  verflossenen  Jahres  kein  Mangel  an  Arbeiten,  die  der  aus- 
ländischen Literatur  gewidmet  waren.  Hierzu  gehören  die  Auisjitze 
von  Dr,  Jo!lo<  in  d<  r  Zeitschrift  „WirssHiili  Euroin " :  „Die  Selbst- 
verwaltung der  GfUieinUf  /.u  Berlin"  und  ,,25  .lahre  ilrr  sozialen 
P<.ilitik".  Der  letzterwähnt*'  Artik<'l  i-t  l  ifx'  Darstellung  der  Tliätig- 
keit  und  «lei  Verdienste  di^s  ,.V»'nin.s  tiir  Sozialinilitik".  In  der- 
sellMii  /«•it.scluift  hatte  auih  Twerski  i'ino  Hfihe  von  Aufsiitzen 
,.flber  die  Vereinigt'-n  Staaten  Auierikas''  verfitit-ntlichl.  Gelegentln  h 
wollen  wir  noch  den  Artikel  von  ß.  Ki>tiakowski  in  der  Zeit- 
schrift „Nüwoje  Slowi/-  betitelt:  „Die  Agrarier  in  Deutschland"  an- 
frdiren.  Scxlann  in  der  Zeitschrift  „Russkaja  Mysl"  den  Artikel 
von  M.  Oserow:  „Die  nuudzi])ale  Wirtschaft  und  Unternehmungen 
in  den  englischen  Stildten^'  und  den  Aufsatz  von  Oorbunow: 
„Die  Ueitsarmee  und  ihr  soziales  Schema". 


B.  Finland. 

Refei^ent:  AuguHt  Nybergb,  Senator,  r)lM>iTichter,  Mitglied  der 
Gesetzgebimgskommission}  Uelsingfors. 

1.  Verordnung  vom  29.  Januar,  betr.  die  dem  Kaiser- 
lichen Senate  delegierte  Befugnis,  weiblichen  Ärzten  das 
Recht  auf  Wahrnehmung  ärztlicher  Dienste  beizulegen.  . 

Durch  diese  Verordnung  ist  —  in  Erwartung  einer,  auf  der 
Tagesordnung  stehenden  ▼ollstftndigen  gesetzlichen  Normierung  der 
Rechte  des  Weibes,  zur  Ausflbnng  des  ftrztlichcn  Benifos  —  der 
einheimischen  Regierung  die  Befugnis  delogiert  worden,  weiblichen 
Personen,  welche  die  Toigeschriebene  medioinische  Universitftts- 
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PrQhmg  bestanden  haben,  in  spezielle  EWen,  auf  Gesuch  und 
nach  den  UmstAndeo,  unbehindert  durch  ihr  Geschlecht,  das  Recht 
zur  AusObung  ärztlicher  Dienste  zu  gewahren  und  nach  Geschick- 
lichkeit und  Verdienst  zu  bebssen. 

2.  Verordnung  vom  18.  Februar  mit  nähereu  Aus- 
i  ührungsvorschriften  zum  Oesotz  vom  5.  Dezember 
1805,  betr.  die  HaftpflKht  der  Arbeitgebor  bei  körper- 
lichen I3e8ehädigung''U  der  Arbeiter. 

Wie  im  Jahrgang  1890  dieses  Jahrbuches  Seite  51G  fT.  gesaust 
wurde,  hoffte  man  bei  Annaiime  des  Gesetzes  vom  Jahre  1895, 
dnss;  der  Staat  keine  Kiuiichtuugen  zu  einer  Venächerungsanstalt 
für  (iie  Arbeitervereieliernng  zu  treffen  brauchte,  sondern  man 
gUiubte,  da.s8  sich  die  private  Initiative  hierbei  in  glänzendem  Masse 
geltend  machen  wOrde.  Diese  Annahme  hat  sich  auch  als  richtig 
erwiesen.  Wahrend  des  Jahres  1897  haben  sich  mehrere  Betriebs- 
gruppen (Eisenwerke,  Sagebesitzer,  B&pierwerke,  mechanische  Werk- 
stätten und  Glashütten)  jede  für  sida,  ziisamm^geeohlossai  und 
atif  Grund  der  Gegenseitigkeit  Vereine  für  die  Veiacherung 
der  in  jeder  Gruppe  angestellten  Arbeiter  gebildet  Auch  das 
Bezirksprinzip  hat  Anwendung  gefunden,  indem  eine  Versicherungs- 
anstalt fOr  samtliche  an  einem  Ort  gelegene  venicherungspflicfatige 
Unternehmungen  gebildet  worden  ist  Die  einheimischen,  sowie 
auch  einige  hier  arbeitende  auslandische  UnbUsyersichenrngsgesell- 
achaften  haben  sich  daneben  erboten,  die  Versicherung  der 
Arbdter  gemBss  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  Jahre  1895 
zu  übernehmen. 

T)it'  olM'n  ritieiie  Verordnung  vom  18.  Febmai-  1897  t-rliält 
nähere  lie.stiuüiiuiigen  darüber,  waö  die  betreffenden  AnstAlt«-n  in 
dieser  Hinsicht  zu  leisten  halien.  Im  1  sonderen  mag  erwäluit 
worden,  dass  die  Kontrolle  fll>er  die  Anstaitt  ii  dem  Versichemngs- 
in>i>t'ktor  obliegt.  Die  Verordnung  enthält  daneben  spezielle  Vor- 
seliriften  i\lier  die  Verptliclitung  des  Arbeitgeber»  zur  AnmeldnnEr 
von  Unfällen,  über  die  Pflicht  der  Polizei,  in  Folge  dessen  Unter- 
siii  hnngen  anzu.stellen,  sowie  nVter  ilie  Pllichten  des  Betriebsiiispektors 
zur  Kontrolle  über  die  lilifrülung  der  VersicherungsTerbindliciikeiteD. 

3.  Verordnung  vom  27.  Februar,  enthaltend  Aus- 
fflhrungsvorschriften  betr.  die  Zwangsvollstreckung 
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wegen  Steuern,  allgemeiner  Abgaben,  Gebühren  oder 
anderer  derartiger  Gefälle. 

Auch  diese  Verordnung  muss,  wie  die  in  der  vorjährigen 
('bereicht  crwjthnten  fünf  verschiedenen  Verordnnngen  vom  30.  Ok- 
tober 1896,  als  eine  Ausföhrungsverordnnng  zum  L'rkundenprozcss- 
und  Zwangsvolistreckimgsgesetz  vom  3.  Dezember  1896  bezeichnet 
werden.  Die  Verordnung  bestimmt,  dass  die  Zwangsvollstiieckung 
iregen  direkter  Staatssteuenii  Gemeinde-  und  Kirohenabgaben,  Ge- 
bohren  nnd  dergleichen  Abgaben,  welche  der  Betreibung  im  Ver- 
waltungswege ohne  vorangehendes  Uiteil  unterliegen,  den  lokalen 
VollstrtH  kern  oMit  gt  und  unmittelbar  bei  ihnen  nachzuaucheu  ist. 
—  Wird  eine  Wiederepruchaklage  gegen  die  Vollstreckung  seitens 
des  Zablungasiainigen  wegen  ungehöriger  Behtstung  und  Befrehing 
▼on  der  Abgabe  erhoben,  so  muss  die  Klage  binnen  45  Tagen 
regdinftssig  bei  der  Provinüalverwaltung  geltend  gemadit  und  das 
Exekutionsverfahren  eingestellt  werden.  In  einigen  FAIten  dagegen, 
2.  B.  bei  Ab^ben,  welche  öffentlich  reohtfiche  Vereine,  kraft  der 
Begleinents  und  Statuten,  ihren  Mitgliedern  aufzuerlegen  ermächtigt 
sind,  ist  die  Widerspruchsklage  bei  Oericht  zu  erheben. 

4.  Verordnung  vom  29.  Mai,  betr.  die  Handels- 
beziehungen zwischen  dem  Kaiser reieh  liusslund  und 
dem  0  rossfürst  e  n  t  um  Finland. 

Dui-ch  die  Verein igtmg  Finlaiids  mit  dem  Kaisertum  Kussland 
sind  diese  Länder  aucli  in  ein  nähei-es  r>konomisehcs  Verhältnis  zu 
einander  getreten.  Infolge  dessen  halben  die  Zollverliältnisse  zwischen 
dem  Kaiserreich  und  dem  Gi-ossfürstentum ,  welches  letztere  ein 
eigenes  Zollterritorium  bildet,  sieh  wes«'ntlicli  anders  gestaltet,  als 
awistthen  Finland  und  den  anderen  LäiMleni.  N;i<  lidem  eine  grosser© 
Recipro«  ität  in  den  Zollverhältnisson  zwischen  den  )>eiden  Ländern 
durch  <lio  Verordnung  vom  31.  Januar  1859  geschaffen  war,  wurtle 
seit  dem  1.  September  1885  der  finische  Export  nach  Russland 
durch  gesetzliche  Beschränkungen  und  ziemlich  hohe  Zollabgaben 
erschwert,  während  die  meisten  russischen  Fabrikwaren  nach  Jin- 
land  zolifinn  importiot  werden  konnten.  Diese  Verhältnisse  sind 
durch  die  vorstehende  Verordnung  vom  39.  Mai  1897  aufs  neue 
geordnet  worden. 

Die  Verordnung  bestimmt,  dass  die  Vorschriften  des  aNgemeineQ 
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Zolltarifs  für  den  europflisclieii  Handelt  bexflglich  aoUfreier  und  fflr 
den  Import  verbotener  Waren,  auoh  auf  Waren  Anwendung  finden 
BoUen,  welche  von  FSnland  nach  Bussland  eingcfOhrt  werden. 
Weiter  wiid  votgeechrieben,  dass  gewisse  in  der  Verordnung  auf- 
gaz&hlte  ftniw}he  Waren,  die  von  Unland  zu  Lande  oder  Ober 
den  Lailogasee  oder  die  Ostsee  nebst  deren  Busen  auf  finischen 
oder  ruBsischen  Fahi-zeugen  gesandt  wenlen,  beim  Imp<irt  nach 
Kussland  Zollvoi-zug  geniessen  sollen,  indem  einige  von  diesen 
Waren  zullfiei  und  andere  gegen  Differentialzoll  eingefülirt  wei'dcu 
können. 

Hins>iclitlich  nis^if^clier  Waren,  welche  von  dmi  KniKPrroich 
njicli  Finland  abgesendet  wenlen,  schj-oiht  die  Verordnung  vor,  class 
diese  sämtlichen  Waren  zollfi"ei  na<  li  Finland  eingeföhit  wenlen 
köMiMM  mit  Ausn<'\hme  von:  1.  Ooti-eidcbranntwein ,  der  für  den 
Inijiort  gänzlich  verboten  ist;  2.  stärken'ii  u^istigen  Geti-änken, 
Porter,  Bier,  Zucker,  Syrup,  Tabak  und  Margarine,  für  welche 
Waren  Z<»11  bezahlt  wenlon  uhi.«s;  3.  Si»ielkai1cn,  für  welche  die- 
selboi  Abgalten  wie  für  die  finischen  Karten  erhoben  wenlen 
sollen;  und  4.  unverarbeitete  Knochen  jeder  Art,  die  zollfrei  für 
den  Bedarf  der  finischen  Fabriken  importiert  werden  können. 

5.  Verordnung  vom  22.  Juni  anr  Verhütung  von 
Kollisionen  der  Schiffe  auf  See. 

Die  Veronlnung  bestimmt^  dass  die  in  Russland  zur  Verhütung 
dee  Zusiimmenstosses  der  Schiffe  auf  See  st  it  1.  .hdi  1897  geltenden 
Vorschriften,  welche  in  llbereiii>tiuiimiug  mit  den  von  den  übrigen 
Seemächten  atiuoiMiininenen  diesbezüglichen  Bestimmungen  ce- 
troffen  worden  sind,  von  demselben  Tage  an  auch  in  Fiidan<l 
gelten  sollen. 

6.  Verordnung  vom  2.  September  betr.  ArbeiterhQlfs- 
kassen. 

Während  eine  obligatorische  Versicherung  der  Arbeiter  in 
getthrlicfaeren  Unternehmungen  dnrdi  das  Gesetz  vom  5.  Dezember 
1895  voigeschrieben  wurde,  mangelte  es  an  einem  Versicherungs- 
zwang der  Arbeiter  bei  Erkrankung  oder  vorgeschrittenem  Alter. 
Schon  seit  längerer  Zeit  sind  jedoch  bei  gi^Jsscren  Fabriken  des 
Iiandes  oder  auch  innerhalb  gewisser  Betriebe  freiwillige  Hfdfs- 
kassen  fOr  die  UuterstQtzung  der  Arbeiter  bei  Ericnuikung  und 
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hohem  Alter  gebildet  worden.  Laut  «ner  für  das  Jahr  1869 
bewirkten  statistischen  Untersuchung  gehörten  etwa  aber  40  pCt 
von  den  sämtlichen  Betriebsarbdtem  des  Landes  au  irgend  tiner 
HOUskasse;  26  pCt  der  sämtlichen  Arbeiter  gehörten  einer  Pensions- 
kasse  an.  In  einem  wesentUohea  Umfange  sind  diese  Kassen  durch 
freigiebige  Beiträge  der  Arbeitgeber  eriuüglicht  Mit  Hinsicht  darauf 
bat  die  Gesetzgebung  geglaubt,  bis  auf  weiteres  das  FrdwHligkeits- 
prinsip  aufrecht  erhalten  zu  können. 

Die  oben  erwillmtt'  Verordnung  giebt  üahor  nur  gowissr  all- 
genifino  Vorsfhriften  übir  die  Organisation  und  die  Oljeraufsitht 
df-r  Ai  iM'iteiluilfskassen.  Dio  Prüfung  dor  Statuten  geschieht  dui-c'h 
diü  Prüvinxialveiwaltung  oder,  \\enn  die  Kassie  in  mehreren  Pro- 
vinzen wirkr>n  hoU,  durch  den  Senat.  WtMin  Kranken-  und  Peiisitnis- 
kassen  zuaanimen  eingerichtet  sind,  sollen  die  Mittel  je<ler  Kaäse 
verschieden  verwaltet  und  gebucht  vvertlen.  Der  Industric- 
l>ehorde  muss  jährlicli  KecUenschaft  über  die  Wirkbamkeit  der 
Ka&so  eingereiolit  werden. 

FOr  die  Organisation  der  Arbeiterhülfskassen  hat  Dr.  August 
Bomsay  auf  amtUchen  Auftrag  Normalstatut^  ausgearbeitet  und 
Ratschlage  und  Auskünfte  in  einem  Buche,  „über  Arbeiterhftlfs- 
kassen  Helstngfbrs  1898«  mitgeteilt 

7.  Verordnung  vom  9.  Desember  betr.  die  Gründe 
für  die  Sch&tsung  des  InvalidUfttsgrades  bei  An- 
wendung des  Arbeiterversicherungsgeäetses  vom 
5.  Desember  1895. 

Dio  Verordnung  enthält  Detailbestimuuingcn  darüber,  was  unter 
völliger  Ervvf'rbpunfähigkeit  zu  verstehen  und  wie  der  Invaliditäts- 
grad bei  i>aiticller  pj  werltsunfähigkeit  zu  iKjrcchnen  int. 

Sämtliche  oben  erwähnte  Verordnungen  sind,  ohne  Mitwirkung 
der  VoUcsvertretung,  verfassungsmässig  von  der  Bcgierung  allein 
erlassen. 

Die  Literatur  Sinlands  besitzt  aus  dem  Jahr  1897  keine  her^ 
Tonagenden  Ersdieinungen. 
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Kcferent:  Dr.  W.  Uppström,  Häradshöfding,  Stockholm. 

a)  Gesetzgebung. 

Der  allgüincine  Charakter  dos  Reichstags  1897  i.st  in  der 
Chronii^iue  l^^gislati ve  (Bulletin  de  la  sociW?  de  lögislation 
Comparee  1898  S.  ^f>(^  fi'.i  angegeben.  Eine  kurze  Thei-sicht  der 
wesentlichen  ge;^et/.geberis(-hen  Ergebnis^se  dieses  Heichstagsjalires, 
soweit  sie  innerlialb  des  Kahmens  der  Aufgaben  unserer  Vereinigung 
liegm,  soll  das  Ziel  dieser  Zeilen  sein. 


Von  den  in  meinem  leisten  Bericht  erwähnten,  S^tens  des  . 
Reichstages  des  Jahres  1890  vorlftufig  angenommenen  ▼er&ssungs- 
rechtlichen  Vorlagen  wurden  endgültig  die  zwei  erstgenannten,  he- 
treffend  die  Znsammrasetzung  der  Reichsbanhdirektion  und  die 
Geheimhaltung  militftriscber  Aktenstücke  angenommen;  die  dritte 
über  die  Auskunftaerteilung  aus  einem  einsuiiohtsnden  Straf- 
register  wurde  durch  die  Haltung  der  zweiten  Kammer  abge- 
Idint,  die  auf  ihr  verfsssungsmAssiges  Vorrecht,  die  aUgemeinen 
Orflnde  der  beabsichtigtea  Einrichtung  zu  prflfien,  nicht  verzichtete. 

Zu  dem,  was  diesbezQglich  in  der  obengenannten  „Chronique" 
mitgeteilt  ist,  kann  hier  hinzugefflgt  werden,  dass  ein  im  statisti« 
sehen  Bureau  des  kdnigl.  Justizdepartements  zu  fOhrendes  Centrai- 
register fflr  das  ganze  Reich,  wie  in  Spanien,  beabsiditigt  war. 
Die  nach  ftanzösisdien  und  deutschen  Mustern  hier  zusammen- 
gestellten Vorschriften  des  Entwurfes,  waren  mit  alleriei  noch 
immer  gültigen  heterogenen  Vorschriften  nicht  in  Übereinstimmung 
gebracht.    Der  vorlangte  Kredit  zu  gering.*) 

Über  die  vier  übrigen,  wenig  erheblichen  Verfassungsänderiingeu 
ist  das  Nötige  in  der  chronique  legislative  enÄ'ähnt 

Nobst  den  vorfassungsrerhtliclion  Bostimninngr-n  über  die  Zu- 
saniiuensctziiiig  der  Roir!i>l.aiikfliivkti<.ii  wunlfii  aiifir-nHiniiien: 
1.  Das  Gesotz  füi'  Schwedens  Reifhsbank;  dasson-e  t'iitliält 
die   regulativen  Normen    tllr   die   Wirksamkeit  der  Keiclisljank. 

Nach  Berechnung  eines  preussiscfaen  Stmtregisterbeamten  gemacht 
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2.  Das  Oesots  übor  das  Recht  der  BeidubBiik,  Bankaoheine  aus- 
zugeben, aowie  Uber  den  GeriohtBetand  der  Reichabapk.  Beide 
Gesetze  aiiid  am  13.  Juli  1897  verkflndet 

Ein  besonderer  Abaobnitt  der  sch^iredieofaea  Bdcfastagsgeeohidhte 
ial  hiermit  beendigt.  Die  neue  vea  der  Knaoswelt  lebhaft  kritisierte 
Qeeetigebnog  ist  die  wohl  nioht  voIlreilB  Fhicht  langjähriger  Be- 
strebungen und  zahlreicher  parlaroentarieoher  KompromiBse,  deren 
angeblicher  Zweck  dahin  ging,  die  Reichsbank  zu  einer  wahren 
Centraibank  umzubilden.  Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  ist  soviel 
gewonnen.  das>s  Zueammeusetzunier  der  Reichsbankadministration 
nicht  weiter  von  dt  ni  versiegelteii  Stininizettel  eines  Abgeordneten 
abhängig  ist,  und  dass  die  SpezialitÄt  der  Abschlagszalüungs-Dar- 
lehne  nicht  den  bevun^ugteii  Hauptzweig  der  Beicbsbankgeschäfte 
bilden  soll. 

Anf  gleiche  Stufe  sind  zu  stellen  dio  von  den  Kanimorn  an- 
geiioumioiion.  am  28.  Mai  1897  publiziert (mi  (Jesetze  über  lite- 
rarisches und  kinistlerisdies  UrhebeiTPfhf.  nämlich  1.  das  üosetz 
betr.  das  Recht,  Kunstwerke  narhzubi  Iden:  2.  das  Gesetz 
betr.  das  Recht,  photographische  Bilder  zu  reprodu- 
zieren, und  3.  das  Oesetz  betreffs  Änderung  gewisser 
Teile  des  Gesetzes  vom  10.  August  1877  über  das 
Uterarische  Eigen  tumsivecht. 

Bezüglich  der  Geschiehte  und  des  Inhalts  dieser  Gesetze  wird 
auf  die  oben  genau  n  te  C  h  r  o  n  i  rj  n  e  legislative  hingewiesen, 
mit  der  Bemerkung,  dass  die  Fassung  der  §§  1»  2  imd  4  des 
Gesetzes  Qber  das  künstlerische  Urheberrecht  zahlreiche  Streitig- 
keiten hervorzuntfeii  geeignet  ist.  Wie  der  Ausdruck  „Kunstart 
des  Originals''  zu  interpretieren  sei,  fehlt  im  Oesotsestexte,  Bowie 
in  der  Begründung  jeglicher  Anhalt. 


Ihres  provisorischen  Charakters  wegen  sind  hier  nur  die  unter 
Zustinunnng  der  Kammern  am  28.  Mai  1897  auegefertigte  KOnigL 
Verordnung  ftberScfaififslirt  und  den  Grenzverkehr  zwischen  Schweden 
und  Norwegen,  sowie  der  KOnigl.  Erbss  selbigen  Tsges  betrefünid 
dia  Warenbeförderung  über  die  Landgrenze  zwischen  diesen  Lindem 
zu  streifNi.  Die  provisorische  Verordnung,  Uber  deren  Geschichte 
und  Inhalt  auf  die  Chronique  legislative  hingewiesen  wird, 
ist  schon  von  einem  ebenso  provisorischen  Oesetz  abgelöst 
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Den  Aofong  zur  Eii^Utian^  und  VetbeBBenmi;  der  am  1.  laniur 
1897  in  Kraft  getretenen  Oeaellaehaftsgesetze  (siehe  anaer  Jahrbuch 
IL  Jahrgang,  S.  520—526)  bildet  das  Oeeets  rom  5.  MArt  1897, 
mit  besonderen  Bestimmnngen  Uber  EtsenbahnaktiengeeeUachafteo. 
Daa  fOr  Yersiofaenings-  und  Bankaktiengesellschallen  schon  1895 
gescbaflene  Sanhtionierungssystem  wurde  ebenfsUa  fflr  die  XSsenbaha- 
aktiengeseUschaften  verwertet  —  Zn  den  Qesellschaffeen  letiterer 
Art  sind  auch  die  Aktiengrandiingen  zu  zfthlen,  welche  auf  den 
Erwerb  oder  die  Verwaltung  von  Eisenfaahnaklien  oder  Anteile 
defaelben  absieleii.  Neben  dem  Spexialgesetae  sollen  die  demselben 
nicht  wideratr^tenden  Vorsohriften  des  allgemeinen  Aktfengesetzee 
auch  ftir  die  Eisenimhn-Akticngesellsohaftcn  Geltung  haben,  ein 
Satz,  der  in  der  Einleitung  des  Gesetzes,  sowie  in  der  Vorlage 
einen  sehr  eigenlümliehon  Ausdruck  gefiiii'lon  li;U.  (S.  Uppström, 
Sveriges  Rikes  Lag,  XV.  Ausgabe  S.  1263—1264.) 

Hinsichtlich  des  im  Jahi-o  1897  abgelehnten  und  im  Mnv 
IbUö  angenommenen  Entwurfes  eines  Check-GosetÄCS, 
biehe  die  Chroni«|Ue  legislative. 

Dtin  Ii  /.wei  Gesetze  vom  5.  und  2ii.  März  1897  ist  die  Kri>t 
ffir  (Ii«.'  p]inlraguiig:  ausländix-hcr  Patente  und  Warenmarken  eventu-  ll 
auf  drei  Monato  vom  Tage  dei  1  m  1  nniunachung  der  im  Aii>laii'i'' 
geschehenen  K- ^istrioningen  liosliuuut.  Schlus^tag  des  >I<'n:it>  ist 
cemäss  dem  (iesotze  vom  28.  Mai  1897  der  Tag,  welcher  diucii 
seine  Uixinufigs/ahi  <lem  Tapre  entspricht,  an  welchem  die  Zeit« 
berechnung  be^uiui,  ev.  iit.  der  letzte  Tai?  des  Schlussmonats. 

Das  einzige  Ergebnis  des  Jahres  aus  der  Arhoiterlxjwefrung 
ist  die  am  28.  Mai  1897  erlassene  Novelle  zum  Strafgesetz, 
Kap.  XV  §  28  (der  sog.  Streikparagraph),  wodui-ch  das  Verbrechen 
der  Notliigung  zum  Verzicht  auf  angebotene  Arbeit  mit  öffentlicher 
Klage  aiif  Antrag  des  Verletzten  verfolgt  wird. 

In  der  Dai^tellun^'  des  schwedischen  Konknrsrcchtes  (siehe 
Leske  und  Löwen feld,  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Ver- 
kehr, ü.,  2.,  S.  488  fr.)  ist  bezüglich  des  geltenden  Koukiirs- 
gesetzett  vom  18.  September  1862  pesatrt:  „Sein  wertvollster,  ob- 
gleich in  der  Piaxia  nicht  immer  glQcklich  verwerteter  Gewinn 
aus  dem  fremden  Rechte  ist  die  Einrichtung  des  richterlich«  n 
KommiasarB."  Kein  Beehtskundiger,  auch  kein  urteilsfShiger  Laie 
bat  diese  Thatsacbe  geleugnete   Freiliiäi  hat  der  richteriiche  tim- 
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iiudsai*  nach  dem  schwedisohen  Oesetse  im  Oansen  nidit  dieidbe 
Stellung  wie  in  E)eut8chland  ond  Frankreich.  Er  ist  nicht  Bericht- 
erstatter des  Gerichts.  Infolge  der  unzoitgemässen  Oi^nisatton 
der  Uotergerichte  auf  dorn  Lande,  welche  hier  wie  auf  ainleren 
Gebieten  allen  ernsten  judiziollen  Reformen  entg^egensteht,  kann  er 
in  der  Kogel  nicht  aus  den  Lritien-Beisitzern  dieser  Gerichte  ent- 
nommen woi-den.  Ohne  juristische  Einsicht  und  Schuhmg  kann  er 
niclit  sein.  V^on  den  Verfassern  des  Entwüi-r-s  wurden  seine  Funktio- 
nen auch  für  so  hodeutuug5.vull  omchtet,  dass  er  Ii.  irefFs  der  Ver- 
^ütuntr  thiitöüc'hliuh  den  sehr  heg-finstiig'tt'n  Kcinkursvcrw  altern  gleich- 
gost<  llt  wurde  und  es,  tmtz  geändert. -r  G.  set/,t;fliiuitc.  noch  meistens 
g»'l/lielien  ist.  Als  besondei's  lukrativ  wurde  diese  btelUuig  an 
verschjediJiien  Uvtr]\  von  priviligiert'^n  Justiz>>enmten  als  Nel»en- 
amt  hetnehen  und  ausgenutzt.  \\'n  ilie  tieinalie  all  herrschenden 
Syndii  i  eigenmilehtisr  schalton  und  ^valton  konnten,  waren  sie  Ikj- 
züglich  <ler  Vci'gütung  nicht  sparsam.  In  solchen  Fällen  war 
solVtstverständlieh  die  Kontrolle  nii-ht  sehr  scharf.  Wo  dieser 
Mangel  nicht  stattfand,  war  aber  die  Einrichtung  eine  wertvolle 
Garantie  ohrlicher  Wrwaitiuig  und  ein  sicheres  Gegengewicht  gegen 
den  Eigennutz  einer  künstlich  bestimmton  GitobigonnajoritÜt.  Nötig 
wären  abo  sohftriere  Aufaichtsvoischnften  und  veränderte  Vei-- 
gütungsviornieti  gewesen.  Nun  meinte  alter  ein  städtischer  Gläu- 
biger und  Senat' 1,  seine  Rechte  seien  in  einem  Konkurse  nicht  wahr- 
goiiommen.  So  lange  der  richterliche  Kommissar  Mitglied  des 
Gerichts  sei,  k(}nne  seines  jBrmessens  das  Gericht  bei  der  Fest<etzung 
der  Vergfltimg  nicht  unparteiisch  verfahren.  In  der  Reichstags» 
Session  1895  stellte  dieser  also  einen  dahinzielendea  Antrag,  dass  der 
richterliche  Kommissar  nur  ausserhalb  des  Geriohts  zu  entnehmen  sei. 
Die  Regierung  machte  einen  Versuch,  sidi  ablehnend  zu  verhalten. 
Statt  aber  eine  in  der  Presse  befürwortete  grOndliche  EnquMe 
unter  Einforderung  der  Outachten  der  in  dieser  Materie  haupt- 
sSohlich  sachkundigen  Untetgerichte  anzuordnen,  liess  sie  emen 
unmöglichen  VermittelungsvorsohUig  ausarbeiten.  Die  Kammern 
beharrten  ireaentlich  auf  ihrem  Mheren  Standpunkt  Der  Justiz- 
minister und  die  Regierung  konnten  nicht  umhin,  sich  dem  anzu- 
Bcfaliessen. 

Zu  welchen  Folgen  das  neue  Gesetz  Veronlassung  geben  wird, 
mag  sich  wolü  bald  zeigen.   Schwer  wird  sich  die  von  des  als 
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Eigentümom  der  Konkurse  oft  zu  bezeichnenden  Syndici  nicht 
beliebte  Institution  aufrecht  halten  lassen.  Das  Gesetz  bereclitigt 
nicht  einmal  das  Gericht,  einer  uusäergerichtlicheu  Pei-son  Ueu 
Auftrag  gegen  ihren  Willen  zu  erteilen. 

Botreffend  die  Frage  der  weiblichen  Hechtsanwalt- 
schaft habe  ich  in  der  Chronique  16gislative  unter  Audei-em 
bemerkt: 

,4ie  Code  suAdois  de  1734  dispose,  au  Chap.  XV.,  art.  2,  de 
titre  IX.,  sur  la  protV-ihire'' :  C^nx  qni  aumnt  h  |)arler  et  ä  d^^femhe 
pour  autrui,  doivont  Atre  iles  gens  irrcproduibles.  honorablo.s.  pmlpo-^ 
et  r-clair^^s.  Dans  la  Sesision  de  1S9G.  lui  projet  de  loi  fut  prv'sont^'e, 
portant  1'  exclusion  des  raot  ..gons"  (Lriite,  Männer),  afin  que 
les  femnies  fnssent  admipee«  au  barreau.  La  conimission  de  justice 
b'  y  opposa,  en  nionti-ant  que  1'  expression  „des  gens"  dans  le 
Code  comprenait  souvent  auR^i  le  sexe  feminin.  La  preniiere 
Chanibre  ad  mit  les  conclusions  de  la  Conuniiision,  et  le  projet  echoua. 
Le  memo  projet  fut  prcsent^  de  nouveau  ä  la  Session  de  1^97. 
On  fit  observer  que  V  ivittM-pr^tation  de  la  commiflsion  de  la 
juRtifo  n'  etait  pas  gon^ralemeut  approuvte.  Les  cbambres  votr  reut 
alors  le  projet,  qui  fut  sanctionn^  le  19  November  1897.  — 
Je  me  pennettrai  de  faire  remarquer  que  le  projet  du  Code  de 
1734  c-ontenait  egalement  le  mot  ,Juri8consultes^^  Jl  n'  y  avait 
pas  alora  d^61evea  du  sexe  feminin  aux  Universit^.  II  ouiait  mieux 
valu,  k  moa  sena,  reppendre  le  mot  ,juri8conBQltes",  oonuse  Tavait 
m  le  d«ctet  du  27.  Hai  1801,  qni  fiit  abrog«  en  1829.  A'  d^nt 
d'nn  vöritable  baireau,  oompoaß  de  jurisoonaultes,  la  r€fonne  judi* 
ciaife  a  6ehou4  et  tohouera  toujours.^   

Dem  TObliehen  Oesdileoht  ist  duieh  das  neue  Gesets  somit 
der  Zutritt  zum  Flaidieran  vor  den  Gerichten  bewilligt  Mlicfa 
birgt  diese  „Reform**  eine  formale  Gereohtigkeit  in  sieh,  aber  ihrs 
praktische  Verwertung  ist  dodi  fragliciL  Die  Terwendbaikeit  too 
Frauen  als  AnwAlten  scheint  fdr  absehbare  Zeiten  sehr  beschrlnkt 
zu  sein,  vor  allem  in  Schweden,  so  lange  jeder  Beliebige  gegneri8che^ 
seits  auftreten  darf.  Die  unerwartete  Nachsicht  wild  hierdurch 
nicht  besdiSnigt 

Der  Hauptprtis  gebührt  diesmal  dem  vom  R^chstage  be- 
schlossenen und  am  22.  Dezember  1897  genehmigten  Gesetze  fiber 
die  HeischbeBichtigung  und  den  Scfalachtswang.   In  der  ,^chroniqae 
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l^slative'*  wurde  als  LeitmotiT  baaOglich  dieees  QeBBltxM  der 
markige  Spruch  aus  den  „Wdkeii^S  enriUmt: 

„älalv  öiaafnix^^^  Jhuu%  äv  ottaift" 

GrBoooiOB  LitOTene  —  mSchte  man  meineii  —  kAnne  wohl 
keine  Materie  für  die  hauptsächlich  aua  Landwirten  und  StSdtem 
zufiammengeeetaten  Kammern  bieten.  Von  solcher  Vermutaog  giug 
auch  das  Oesets  betreffend  die  Oflenttichen  Wege  auf  dem  Lande 
(vom  23.  Oktober  1891)  —  ebenso  wie  das  Schlacbtgeaets,  ver- 
schlechterte Auflage  einer  früher  abgelehnten  BegiemngSTorlage — aus. 

Als  Gemeingut  beider  Geseixe  (vet]g^.  audi  die  Reichstags- 
Ordnung  vom  22.  Juni  1866,  §§  6,  13—17),  tritt  der  noch  immer 
nnyersöbnliche  Gegensatz  zwischen  Land  und  Stadt  hervor. 
Die  tOditigen  Landleuto  wollten  in  der  ilmen  fast  unbegreiflichen 
Errichtung  von  ScUachthAusem  und  obügatorisefaer  Fleischschau 
nur  ein  exclusives  Stadtinteresse  sehen.  Ergo,  sollten  nach  ihrer 
Ansicht  aus  der  neuen  Ordnung  entstehende  Kosten  auf  die  Städte 
fallen,  f Qr  die  Besiditigung  des  FleischeB  in  der  Stadt  sollte  von 
den  „LandteuteD**  keine  Abgabe  entrichtet  werden.  —  Der  Schlaoht- 
zwang  war  von  der  Errichtung  stSdtischer  Schlachthftuser  abhängig, 
dieses  Institut  aber  fakultativ.  —  Die  am  21.  Dezember  einge- 
reichten, sachgemäss  und  scharf  abgefassten  üutachtoii  voiu  Lehrer- 
kijUegiuiii  des  Veteriiiiu-lii.stituts  und  vom  MediziiiaMirektorium 
verhielten  sieh  ablehnend.  Der  Zweck  der  Gosetzgebuug  —  hiess 
CS  —  wünlo  durch  die  miuderwerten  Be?-iimjiiiiiigoii  verfehlt,  die 
Anwendung  des  Gesetzes  in  den  gi-össeren  Stfldten,  welohe  das 
liauptsät  hlich.ste  Iiituresse  fui  einer  vernOnftigen  Selilaciitürdnung 
liatten,  verhindert  Gewisse  Vorschriften  seien  ganz  einfach  un- 
duixjlLfnhibar. 

In  der  Dai-stellung  deh  fichwedisclien  Civüprozesses  (die 
Rochtsverfuigung  etc.  von  Ivoske  und  Lr)wenfeld  S.  472)  wunb> 
geäussert:  „Eine  angeblii  Ii  auf  h-eie  ISeweiswürdigung  gegründete, 
von  häußgem  Vcrkenneu  iiires  Wesens  zeugende  Gesetzvorlage  von 
1880  ist  ge>^(•llcitert/• 

Diese  Tragödie  spielte  sich  aimo  1893  ab. 

Der  als  geistiger  Urheber  der  von  der  gesetzberatenden 
Kommission  ausgearbeiteten  Vorlage  bezeichnete  Chef  des  koaigl. 
Juätizdepartranente  trat  mit  dem  nebenHächlicli  fiberartieiteten  Knt- 
würfe  aufs  Neue  hervor.    Den  lAndliohen  und  liberalen  Ab- 
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geordneten  wurde  eine  Erweitening  des  StioimreofateB  der  Laien- 
bdeitaer  der  Hundertsduiftagerichtef  sowie  eine  Besehiftnkung 
ihrer  Anzahl  in  AuBsicht  gestellt  Vergebens.  —  Richter,  Rechts- 
snwfllte,  Bauern,  Journalisten  widersprachen.  Die  Niederlage  in 
der  zweiten  Kammer  gestaltete  sich  noch  grOsser  als  das  vorige 
Ifal.  Die  obere  Kammer  nahm  die  Vorlage  in  Beratung  post 
fest  um.  Wollte  man  den  RQckschlag  verdecken?  Wollte  man 
die  Wiedenwifnahme  anbahnen? 

Wo  die  Beweisaufnahme  in  einer  Hehrheit  von  Verhandlungen 
vor  wechselnden  Richtern  stattfindet;  wo  die  Brgebnisse  des  BeweiS' 
veifahrens  gemäss  den  erstinstanzlichen  ProtokoUieningen  ^  die 
beinahe  einzigste  Qnelle  des  Thatbestandes  —  zweimaliger  Nach- 
prflfung  unterworfen  sind,  ist  die  freie  BeweiswUrdigiing  nur  ein 
trflgerischer  Schein. 

b>  Literatur. 

Staatsrecht  Staats-  und  Soziaiwisseuschaft.  Vor- 
w  a  1 1  u  n  g. 

1.  HuUulf  Kjcllon,  Olli  'If  n  Rvenska  ^l•ullil  lagen.-;  anda 
((ieist  des  sthwedischen  Grundgesetzes):  (iött'Ujr^^s  Ilögskolas 
Arsskrift  (Jahrbuch  der  Hochschule  Trotheiiburgs).  Götel»orir,  1S97. 
WottcrgroM  &  K^rher  1.25  Krf»n<*.  -  -  Enthfllt  oino  hnhsüJie  Dar- 
steliuilg  »iiT  Kiitstehiin,trstr»'s<'lii(  lite  uusfres  vorneliiiiliclisten  kon.^ti- 
tiitionellen  (i«'>ftzos,  dor  RfgitTiingsforni  vom  (i.  Juni  1809,  sowie 
eine  ztiitgt}in;i>se  Hetiaclitimg  üher  ilie  ilim  r.n  Grunde  liegenden 
wahrhaft  konstitutiiuicllon,  und  noch  heute  tlieoi-etisch  feststehenden 
flnindsÄtze.  Verfasser  ül»ersieht  nicht  die  unleughare  Thatsaehe, 
dass  die  Entwickelung  in  concreto  andere  als  die  vom  Gesetzgel-er 
vorgesehenen  Bahnen,  (den  Psendokonstitutionalisinus)  eingeschlagen 
hat.  Es  sei  also  die  Aufgabe  der  Staatenlenker  zu  erwägen,  ob 
dieser  Zwiespalt  am  Ende  dem  Wohle  dci-  Gesellschaft  günstig  sei 

2.  Statsvetennskaplig  TidskriH  (Staatswissenseh.ift- 
liehe  Zeitschrift)  für  Politik|  Statistik,  Kkomi,  utgifven  af  C.  A. 
Keutershi öld,  Oscar  Alin,  Hugo  Blomberg,  Pontos 
E.  Fahlbeck.  Proben  Ummer.  IJ^sala,  1897.  Hervorzuheben 
ist  hier  der  Aufsatz  des  letztgenannten  Autors  Ober  die  neneie 
NaüonalGkonomie,  welcher  durch  die  in  Finland  erschienene  Über* 
Setzung  von  C.  Gt.  Oide:  Gnindztige  der  Nationalökonomie,  venui- 
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lant  ist.  Li  piftsisor  eleguntor  Form  analysiert  der  Verlueer  die 
neueren  Beweggründe  der  auf  FSrdening  nationaler  Arbeit  hin- 
lielenden  Enoheinungen  der  Heiiieit 

3.  Dr.  Johan  Leffler,  Zar  Kenntnis  von  den  Lebens- 
und Lohnverh&ltnissen  industrieller  Arbeiterinnen  in 
Stockholm.  1897.  Stockholm.  1,75  Er.  (3  Reichsmark).  Das 
Bndi  enthSlt  dogehmde,  mit  üntarstfitsiing  der  „I^rßn'schen 
Stiftung"  ausgefflhrte  ünteps«chung«i. 

4.  Konrad  Hagnian,  Oin  den  svenska  Statsrov isi  o- 
nons  sanimansättni  ng  och  v  o  rk  sa  m  h  *■  t  s-f  orm  er  un'lor 
tiUen.  1809 — 186G.  (Von  der  Zustuniüensetziint!-  luid  den  Wirk- 
samkcitsfoniioii  der  sdnvrMlis.  hpn  Staatsre\  isioii  walirond  des  Zeit- 
abschnittes ISOfK-lSGC.  Sto.kholra,  1897.  Saiubon  *  Wallin. 
2,25  Kr.  Wir  finden  iiier  trefTende  Bemerkuiigon  fd)er  Oelträuclu' 
und  Missitiänrho,  die  nicht  nur  die  gesetzliche  Revision,  sondern 
auch  eine  iäugät  erforderliche  fievision  eben  dieser  ReyisioD  be- 
gründen. 

5.  Dr.  Peter  von  Seth,  Om  eubjektiva  vilkor  fOr  rfttt 
att  tdka  Handel  enJ igt  Svensk  rfttt.  (Snbjektire  Bedingungen 
des  Rechtes,  Handel  zu  treiben,  nach  schwedischer  Qesetxg^nng.) 
I.— n.  1897.  JOnköping.  2,50  Kr.  Die  Materie  wird  im  L  Teil 
ans  allgemeinen,  im  II.  Teil  ans  positivrechtlichen  Gesichtspunkten, 
stets  unter  Beleuchtung  rechtsgeechichtlicher  Untersuchungen,  be- 
traditet 

II.  Bürgerliches  Hecht   Rechtsge schichte. 

Der  gelehrte  junge  Pi-ofesBor  der  Bechte  C.  G.  E.  BjOrling 

hat  erscheinen  lasspfi: 

C.  Bidrag  tili  Obiigationsrättens  lära  om  praostations- 
orton  (Beiti-ftg«»  zur  Ixjhro  des  Obligationonrechts  vom  ErfHlIungs- 
ort).  Ur  Lunds  Universitets  Än*akrift.  T.  XXXUT.  Lun.l  1S97. 
£.  Ifalmstroius  Buchd nickerei.  1  öO  Kr.  Gegenstand  dei'  Uiiter- 
suciliung  bildet  heutiges  sowie  ttiimisclies  Recht.  Verfasser  neigt 
der  Ansicht  zn,  der  ErfOUnngsort  sei  nach  der  Boi|\iemlic}ikeit  des 
Schuldners  au  bestimmen,  was  jedenfalls  gegen  die  laiullftufigo  Auf- 
fassung der  schwedischen  Gläubiger  sowie  der  Praktiker  streitet 
Durch  Stillsitzen  Hchutzt  sich  der  Schuldner  in  der  Regel  nicht 
gc>gen  Klage»  Urteil  und  Yollstreoknng. 
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7.  V&r  äldsta  Lagkommentar  (Unser  Sitestor  Geeetzes- 
kommmtar).  L  Lund,  1896.  E.  MalmaMina  Bochdnickerai. 
1,00  Er.  Daa  Heft  enthalt  den  enten  Teil  eines  aus  dem 
XVI,  Jahrhundert  stammenden,  vom  Heraosgeber  mit  erUnternden 
Beme^ongen  ausgestatteten  Eommentais  zum  &  g.  jttngeren  (Magnus 
Eriicssons)  Stadtgeseta.  Der  vollRtändigen  YerQilentliofaung  des  ttteston 
wfaaltonen,  reditawiasenadiaftlichen  Denkmals  Schwedens  wird  mit 
grossem  Interesse  entgegengesehen. 

8 — 9.  J.  M.  Sunden,  De  tribunicia  potestate  a  L.  Snlla 
imminnta  qaaestlones.  1897.  Upssla.  Almqvist  A  WikselL 
0,75  Kr.,  und  P.  Persson  Om  ett  nyligen  upptäckt  fragment 
af  en  romersk  kommunallag  (von  einem  kflnlich  entdeckten 
BruchstOoke  eines  Romischen  Gemeindegeselzes)  üpsala  1897. 
AlmqTist  &  WikseU.   0J5  Kr. 

10.  Tore  Alm6n,  Om  anktion  s&som  medel  att  ivflga- 
bringa  aftal  (Ober  Versteigerung  als  Ißttel,  Verabredungen  zu 
Stande  sa  bringen).  I.  Akademisk  Alhandling.  Tpsala  1897. 
Akademische  Buchdruckerei  Edv.  Berling.    2,75  Kr. 

Nach  der  Erörterung  des  BegrifFes  Versteigerung,  gü'bt  Ver- 
fasser in  diesem  Teil  eine  umfassende  und  ersohöpfondc  Dar- 
stellung der  früher  und  jetzt  iu  Schweden  geltenden  Kestiminungeii 
fllier  freiwilli^re  Verstcigenmg  uuU  Zwangsversteigerung,  »jwie  iler 
stadtischen  Aiiktimisprivilegien. 

11.  Elsa  Esehelsson,  (liii  hoffreppet  gäfva  enligt  svonsk 
rätt  (Begriff  der  (JaUi  iiadi  srhwt  rliscliem  Hecht).  Upsala  1897. 
Almqvist  &  Wiksells  Buchdruck» «nii.    (Vorgriffen. ) 

Ist's  nicht  erlaubt  m  l>ehaujttt'ii ,  der  ontrrint'llo  HcgrifY  sei 
zu  eng  Wstimmt,  «o  1.1s>t  Mch  jedenfalls  nicht  iK'sirvitcn.  dass  ilie 
bc/..  H^'hwcdische  Gesetzgebung  sehr  weuig  Anhalt  ftli*  die  Würdigung 
der  ii'rage  bietet 


Von  don  werten  Ersehcintiii^:en  des  geglätteten  akademi^^rhen 
Bodens  konunen  wir  jetzt  zum  Erstlingswerk  eines  höheren  Orts 
noch  nicht  autorisierten,  jungen  Kandidaten. 

12.  Adolf  Aström.  Om  svensk  jordegandfr.ltt. 
(Schwedisches  Grundeigentumsrecht)  Stockholm  1897. 
P.  A.  Norstodt  &  Söner,  2.50  Kronen.  —  Es  ist  das  ein  ver- 
heissungsvoUes  Brzeugnis,  voll  eigener  und  kOhner  Gedanken,  die 
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wnter  zn  entwickelii  und  verwerten  hoffentlich  dem  Ycrfaescr 
Gelegenheit  sich  bietet  Arbeit  (Spesificatio)  ist  nach  seiner  Anf- 
fusung  die  wirtschaftliche  und  rechüiche  Omndlage  des  privaten 
QrundeigentaniBroc^ts,  dessen  ümfimg  dunsh  den  kaltiviertai  Boden 
beeohrinkt  und  dessen  Inhalt  dnroh  den  sfaatlidim  Qrandstflcken- 
Anspmch  begrenzt  ist  Wie  viel  geeetcgeberisofaerBeitB  gegen  diese 
Satzung  gesflndigt  sei,  ist  liier  nicht  Platz,  zu  erßrtem.  Hervor- 
zuheben ist,  rlass  Verfitsser  ein  allgoineines  Wasserregal  anninnnt 
nnd  zwar  steht  ■ —  nach  der  An.schauung  des  Verfa8s«»rs  —  <lom 
privaten  Gnnulbesitzor  mir  dor  Niessbmuch  an  dem  /.nm  Gruiidstuck 
gehorip-en  Wassorgeliii  t  zu,  dessen  Eigenthumor  der  Staat  s<^i. 

12.  B.  IL  Dahlberg,  Oni  strandoganderütton  enlii^t 
svensk  rätt.  (l'ber  Sti-and-Eignitumsrecht  nach  hwedisdier 
Oesetzgebting)  L  Upsala  1897.  Alnuivist  &  Wiksolls  Buchdnick««roi 
1..50  Kronen.  Nach  dieser  wegen  Amtswechsels  herausgegebenen 
Abhandlung  hat  ursprünglich  das  pi'ivate  Eigentniiisi  o*  lit  sit  h  au 
allen  Teilen  der  Binnen-Wäaser  geltend  gemacht.  Prof.  Dahlberg 
giebt  übrigens  in  seiner  Schrift  eine  Übersicht  der  einschlägigen 
fremden  Oo.setzgeliung  und  untersucht  die  Frage  der  Eigentums- 
grenzen der  UfergnindstOcke  am  Wasser.  —  Der  II.  Teil  wird  erwartet. 


Auf  Veninhissung  der  schwedischen  Abteilung  des  Yorstandes 
der  Nordischen  Juriatentage  erschienen:  Förhandlingarne  A  det 
&ttonde  Nordiska  juristmfttet  i  Stockholm  den  27|  28 
och  29  August!  1896.  (Verhandlungen  des  achten  Nordischen 
Juristen tagcs  zu  Stockholm.)  Stodcholm  1897,  4  Kronen.  Centnü- 
dnickerei,  enthaltend  nebst  Protokollen,  folgende  (Dänische,  Nor- 
wegische und  Schwedische)  Abhandlungen: 

1.  Jul.  Lassen,  Noi'disk  Checkluvgi vniug  (Nordische 

Check-Geset/gebung) ; 

2.  Joh.  Hellner,  Om  giltigheten  af  utomlauds  in- 
g&ngna  äktenskap  (Qttltigkeit  im  Auslände  geschlossener  £lien) ; 

3.  Andreas  Urbye,  Oversigt  over  gjaeldende  Love 
og  foreliggende  Lovudkast  om  betinget  Domfcoldelse 
og  dermed  beslaegtede  Instituter  (Obersicht  dar  Gesetze 
und  Qeeetz-Entwflrfe  betreffend  die  bedingte  Verurteilung  und  ver- 
wandter Institute); 
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4.  Ernst  HOUer,  Oodtroenheds-erliTerTelser  med 
Hensyn  til  fast  £]endom  (bnmobiliaieigentntiifi'Erwetb  im 
guten  Glauben); 

5.  ErnBt  Kallenberg,  Om  fOrpligtelse  tili  edition  i 

civilprocessen  (Editiondornmontonim  im  Civilprozesse); 

6.  Edward  liambro,  »Uu  AidiagsUaudler  (Verkauf  gegen 

Teilzalil  untren); 

7.  Ihrmanii  Scheel,  Om  Erstatning  for  ikke  eko- 
nomisk  Skade  (Ersatz  nicht  Ökonomischen  Schadens), 


Schweiz. 

GeaenUi-efereut:  Dr.  Hugo  Otter,  Profeasor  der  Rechte,  Freibui^  i.  C. 


I.  Der  Bund. 

Referent  :  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Bechte.  Frcibuig  i.  Ü. 


Von  den  im  U  tiitjUhrigen  Berirlit  erwähnten  n.lfhst.Mi  wii  li- 
tigen  Aufgal>en  der  g«>Ret7.gebonden  Bohöi-den,  nfiinlii  li  Eiäüftil'alm- 
Veretaaflichung,  Kranken-  und  IJnfallversichernng  unci  Vt-n  iiiheit- 
üchTing  des  Civil-  und  Strafrechts  ist  orsteix^  von  der  Huiides- 
Versamndung  m  Ende  geführt  wonlen,  indem  sie  den  kon/essions- 
milssigen  Rflckkanf  der  fünf  Uauptlinien  (der  Jura-Simpion-Bahn. 
der  Nordostl»ahn,  der  Centralhahn,  der  Vereinigten  Schweizer  Hahnen 
imd  der  Qotthardlxalin)  beschloss.  Es  geschah  dieses  durch  das 
Bundesgesot /,  lK?tnüend  die  Erwerbung  nnd  den  Betrieb 
von  Eisenbahnen  fflr  Rechnung  des  Hnndea  und  die 
Organisation  der  schweizerischen  Bundesbahnen  vom  15, 
Oktober  1897,  welches  aber  dem  fakiütativen  Referendum  unter- 
liegt, d.  h.  es  haben  30,000  Stimmberechtigte  das  Becht,  die  Frage 
über  Annahme  oder  Verwerfung  des  Qeeetzes  vor  das  Volk  tu 
sieben.  Bei  der  grossen  Tolkswirtschaftlichen  Tngwdlte  des  Er- 
lasses waren  innerhalb  der  gesetslichea  dreimonatlicbai  Frist  tut 
3  X  30,000  Unterschriften  beissrnmen.  Die  Abstimmung  haA 
nicht  mehr  im  Berichtsjahre  statt,  das  Gesetz  entsieht  sich  al«> 
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unserer  Beepreohung.i)  Die  Frage  der  Rechtseinheit  beftind  sich 
aiif  der  Traktandenliste  aller  Sesmonen  der  BundesverBamnilung; 
der  StBndenf,  dem  die  Prioritftt  zustand,  sprach  sich  schon  in  der 
llttnstagang  mit  grosser  Mehrheit  ffir  Tereinheitlichnng  des  Civil- 
und  Strsfredits,  mit  Aussebhiss  jedoch  des  Veibhrens,  ans.  Die 
frühere  Gegnerschaft  der  ronumisohen  Schweis  hOrte  auf,  die  Oppo- 
sition setste  sich  snsamraen  aus  den  meisten,  nicht  allen  Stimmen 
der  Rechten.  Der  Nstionalrat  konnte  sich,  wie  schon  im  letzt- 
jihrigen  Bericht  angedeutet^  auch  1897  nicht  mit  der  Frage  ab- 
geben'), hatte  er  doch  stetsfort  ein  volles  Maass  von  Bescbaftigtmg 
an  der  Kranken-  und  Unfallversicherungsvorlage.  Diese 
ist  von  ihm  im  Jahre  1897  nicht  xum  Abschluss  gebracht  worden. 
Da  sie  nodi  vom  Stflndeiat  behandelt  werden  muss,  wird  vor  1899 
das  Volk  wohl  nicht  Qelegenheit  haben,  sich  darOber  anszusprechen. 

Von  den  im  Berichtsjahre  zustsnde  gekommenen  Arbeiten  sind 
in  erster  Linie  zn  erwfihnen  zwei  Yerlassungsre Visionen,  beide 
vom  Volke  am  11.  Jiiti  gutgebeissen.  Es  handelt  sich  um  die 
neuen  Artikel  24  und  69  der  Bundesverfassung. 

Der  alte  Artikel  24  lautete:  „Der  Bund  hat  das  Recht  der 
Olieraufsicht  über  die  Wasserbau-  und  For8tp<jlizei  im  Hochgebirge. 
—  Er  wirfl  die  Korrektion  und  Verbauung  der  Wildwasser,  sowie 
die  Aufforstung  ihrer  rniollengebiete  unterstützen  und  die  nötison 
Bestimmungen  zur  Ki  h.illimg  dieser  Werke  und  der  srlion  vor- 
liandeneii  Waldungen  aufstellen."  Im  neuen  Artikel  wuiUen  l"l<»s.s 
die  Worte  ,.ini  lIocligel»irg(»"  gestrichen,  d.  h.  in  Zukunft  sollen 
die  Woblthatt  it  der  IJcstinimung  allo  (regiMHiea  ohne  Ausnahme 
gen! essen,  aber  auch  der  einzuführenden  staatlichen  Regleoieotierung 
unterliegen. 

Artikel  69  bis  lautet:  -„Der  Bund  ist  l»efugt,  gesef /.lii-ho  He- 
sUmmungen  zu  erlasäen:  a)  über  den  Verkehr  mit  Nahrungs-  und 

^)  In  der  Volbsabstimmttiig  vom  20.  Feltfuar  1896  erfolgte  bei  auttser- 
gew6bnlich  starker  Beteiligung  die  Annahme  mit  386,(t34  gegeo  182,718 
Stinunen. 

')  Erst  im  Juni  lb'J8  kam  die  H»»fhtsriüheit  im  Nationalrat  zur  Be- 
baiidiuog.  Derselbe  schlw$t>  sich  im  Wesentlichen  dem  Stäuderat  au.  Da 
die  Neaemug  eine  Aeoderang  der  Bundesverfassung  involviert,  so  unter* 
liegt  sie  dem  obUgatorischen  Referendum,  d.  b.  sie  muss  dem  Volk  zur  An- 
nahme oder  Verwerfung  unterbreitet  weidnt.  Die  Abstimronng  ist  vom 
Baodesrst  auf  den  13.  November  festgesetzt  worden. 
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Gemissmitteln;  b)  ttber  don  Verkehr  mit  anderen  Gel>r!inch8-  und 
Verbnmohsg^nstanden,  eoweit  Bolche  das  Leben  oder  dio  Go- 
Bondh^t  gefährden  kOnnen.  Die  AirofAhrniig  der  bezüglichen  Be- 
stimmungen geschieht  durdi  die  Betone,  unter  Ati&idit  und  mit 
der  finanziellen  ÜnterBtfttzung  des  Blindes.  Dagegen  liegt  die 
Eontrole  der  Einfulir  an  der  Landesgrenze  dem  Bunde  ob.**  Der 
Zweck  der  Bestimmung  ist  ein  doppelter:  Einerseits  Bollen  die 
Konsumenten  vor  Gesuadheifsscfafldigung  und  vor  Ausbeutung  be- 
wahrt werden,  anderecseits  ist  reeller  Handel  und  reelle  Industrie 
vor  ungereditfertigtei  Beeintrftchtigung  zu  schätzen.  Beide  Zwecke 
werden  durch  die  bestehenden  kantonalen  Qesetxe  mit  ihren  grosaen 
Veraohiedenheiten  nur  mangelhaft  erreicht. 

Von  den  im  abgelaufenen  Jahre  erlassenen  Gesetzen  bietet 
wohl  kaum  eines  ausserachwdzerisches  Interesse,  weshalb  ich  mioh 
kurz  fMsen  kann. 

Znnichst  ist  zu  erwähnen  das  Bunde sgesets  betrelfend  die 
Besoldungen  der  eidgenössischen  Beamten  und  An- 
gestellten vom  2.  Juli.  Das  letzte  Besoldungsgesetz  datierte  von 
1873  und  war  durch  Schaffung  neuer  Beamtungen,  Erhöhung 
frfÜKn'er  Ansätze  für  einzelne  Posten  u.  s.  w.  teils  unvolLslÄndig, 
toils  nljer  auch  ungerecht  gowoitlen.  Das  neue  Gesetz  )»oli;Ut  die 
B»>jol(hingon  einiger  höchBtor  Beamten   (so  (l«^r   Bundesräte,  der 

H.  iuili  srichter)  Spezialgesetzen  vor  und  stellt  im  i'brigeri  7  Ho- 
st ikluiig«klas8en  auf;  der  Aiisat/  füi-  die  erste  Klas^  ist 
GOOO  =8000.  für  die  letzte  1200— 2r;00  Franken.  Fflr  Beamtungen, 
an  welche  ausser« »rdentliclio  Anfonleiuiigeu  gestellt  wenlen,  kann 
durcii  B^'SchliiHfi  der  Bundcsv  ersauimlunu:  der  Maximalansatz  der 

I.  Klasse  ülitTscliriUeu  weitlen.  Innert  einer  KJa^se  Ix-zielit  ein 
eintretender  Berniter  beim  Ajutsantritt  in  der  Regel  das  Mininnmj, 
dessen  Gehalt  steigt  aber  von  divi  zu  diei  Jahren  um  300  Kninoen. 
(Pensionslu  reclitigiuig  bc\Kitzeii  tlic  Bundesheamten  nicht,  das  Volk 
hat  ein  iMVjigliches  Oesetz  im  Jalu:e  1890  mit  überwältigendem 
Mehr  verworfen.) 

Anzuschliessen  sind  hier  die  drei  Bundesgesetze  betreffend 
Organisation  dos  politischen  Departements  vnm  20.  Milrz, 
des  Handels-,  Industrie-  und  Land wirtsehafts-üe- 
partemcuts,  von  demselben  Datum,  und  der  Eiseubahn- 
abteilung  des  Post-  und  Eisenbahn-Departements  vom 
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13.  Juli.  Dirse  Eilasst^  eiithaltoi\  im  \\'i'.seiitli(;h<'n  Mi.s  eiiif  Auf- 
zähiuu.u  der  Hraiiiteii  uikI  Anf^rstrlltni,  aus  lifm'ii  die  iHV-iii^lirliu 
Abt»Mluiig  öicli  zus«immeiisi'i/,t,  mit  doii  Bc'öuUlungsiUisätzeu,  weiche 
letztert  ii  abor  bereitB  dun  h  «iiü  im  uamittelUat'  vorher  ^nannten 
Oesetz  f*'s(gost'tzteu  ersetzt  .siii<l. 

Endlich  sind  der  Vollständigkeit  wegen  anzuführen  einige  das 
Militärwesen  beschlagende  Gesetze: 

1.  Bundesgesetz  beti-effeud  Verstärkung  der  Bivisions- 
kavailerie  vom  16.  Mäi-z  (die  Ouidenkompagnie  empfängt  einen 
£ffektlv)je8taud  von  ca.  150  statt  50  Mann  d.  h.  wie  die  Disgonet^ 
echwadron). 

2.  Bnndcsgesetz  betreffend  Neuordnung  der  Truppen- 
IcOrpor  der  Artillerie  vom  19.  l^Iärz  (die  bisherigen  2  Feuer- 
werkerkompagnieen  und  16  Parkkolonnen  defl  Auszuges  werden  auf- 
gehoben und  an  ihre  SteUe  treten  zwei  neue  Gebiigsbatterieen  und 
8  Feldbatterieen,  sodass  der  Auszug  jetzt  aus  56  Feld-  und  4  Qe- 
birgsbatterieen  besteht). 

3.  Bundesgesetz  über  die  Neuordnung  der  Land- 
wehrtruppen der  Infanterie  vom  12.  Juni.  (Im  Gegensatz 
zur  bisherigen  Regelung  zerflült  jetzt  die  Landwehr  in  ein  1.  und 
ein  2.  Aufgebot,  jedes  zu  33  Bataillonen,  und  zwar  das  erste  aus 
den  7  Mannschaftejahrg&ngen  vom  33.  bis  39.,  das  zweite  aus  den 
5  ICannsohaftsjahrgftngen  vom  40.  bis  44.  Altersjahr). 

Neben  den  Gesetzen  treten  jedes  Jahr  mehr  die  inter- 
nationalen Übereinkommen  in  den  Vordergrund  und  zwar 
treten  die  Vertr&ge  zwischen  zwei  Staaten  mehr  und  mehr  zurOck 
vor  den  internationalen  YetUhiden  mit  dauernder  Organisation  zu 
bestimmten  Zwecken«  Yiele  derselben  haben  ihr  Centnübureau  in 
der  Schweiz  oder  der  schweizerische  Bundesrat  ist  betmut  mit  der 
Entgegennahme  der  Boitrittsanmeldung  neuer  Staaten,  daher  der 
verhältnismässig  grosse  Raum,  den  die  internationalen  Angelegen- 
heiten in  der  eidgenössischen  Gesetzessammlung  eiimehmen.  Im 
Übrigen  wird  durch  deren  Inliall  die  Scliwdz  nii  lit  iiilher  Ituiüiirt 
als  die  i'diiigcn  beteiligten  Staaten,  die  Bericlitei stattung  darüber 
gehöi  t  duher  nicht  iu  den  Rahmen  der  Darstellung  der  schweizerischen 
Gesetzgebung.  ^ 

Da  der  Beriehtentatter  jedfls  audereo  Staates  voranasichtfich  von 
denselben  Erwlgungen  anagehen  wird,  wurde  es  sich  vieUeioJit  empfehlen, 
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Von  Verträgen  mit  Einzeletaatcn  sind  zu  erwähnen : 
1.  Freundschaf  ts-.  N  i  ed  erl  a  >  s  u  n  g  s-  und  Handols- 
vtM'tiau   mit  Japan,  abp-schlussen   am    10.  Novembor    1  s96, 
ratiHziert  von  der  Schweiz  den  23.  Dezember  1896  und  von  Japan 
den  16.  April  1897.  * 

Dies^^s  an  Stelle  des  Vr  itragos  von  1862  tretende  Tberein- 
kommen  hat  eine  lango  Voigeschichte.  Die  Vorverhandlungen  fielen 
zeitlich  teilweise  zuaammen  mit  denen  Deutsohlandg  und  traten  in 
ein  neucB  Stadium,  als  Japan  1887  zur  allgemeinen  Obenasohiing 
die  OlTnuDg  dea  ganzen  Landes  anbot  und  daran  die  Bedingung 
der  Aufhebung  der  KonBulargerichtsbaAeit  knüpfte  mit  dem  Hin- 
weis auf  eine  von  ihm  vorbereitete  Reform  des  gesamten  Rechts- 
wesens nach  modernen  Orundsfttzen. 

Danach  wird  den  Schweizern  in  Japan  unter  Zusicherung 
vSUigen  Schutzes  der  Person  und  des  Eigentums  volle  Wetheit 
gewährt,  im  Lande  zu  reisen,  jeden  Ort  zu  betreten  und  daselbst 
Aufenthalt  zu  nehmen,  wfthrend  nach  dem  alten  Vertrag  dies 
Redit  nur  dem  diptomatisohen  Agenten  und  dem  Generalkonsul 
gestattet  war. 

Na<.-li  wie  vor  fehlt  deii  Scliweizeni .  wie  übrigens  allen  Aua- 
ländcrn,  das  Kecht  (1«':^  Erwerbs  von  Grundeigentum. 

Wichtig  und  abweichend  vom  bisherigen  Vertrag  lauten  ferner 
folgende  Artikel: 

Artikel  XL  Japan  verspricht,  den  Schutz  geistigen  Eigentums 
auch  auf  die  Werke  der  Schweiler,  nicht  wie  bisher  nur  der 
Japaner  auszudehnen. 

Artikel  JUU  sichert  gegenseitig  das  Recht  der  Einsetzung  von 
Konsularbeamten  jeder  Art  und  ihre  Behandlung  auf  dem  Füese 
derjenigen  der  meistbegünstigten  Nation  hinsichtlich  aller  Befiignisse 
und  Verrichtungen,  Vorrechte  und  Immunitftten  zu.  In  dieser  Be- 
ziehung wird  auf  den  mit  Deutsdiland  abgeschlossenen,  in  alle 
Einzalnlieiteo  gehenden  Vertrag  hingewiesen. 

an  besonderer  Stelle  des  Berichtes  über  Gesetzgebung  und  Literatur  jedes 
einzelnen  Staates,  sei  es  an  d>^r  Spitze,  soi  fs  am  Sililusst- .  üIkt  die  AV- 
machiingen  norniativoi  Natur  im  ioternatioDalen  Kechttsleben  zu  referioren, 
\\üt>  der  Kefereut  alt^  beschuideneu  Wuntich  der  verelirlichea  Kodaktion  des 
Jahrbuches  nahe  legen  möchte. 
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An  Stelle  des  bieberigea  aUgemeinen  WertsoUes  im  Betrug  von 
5  Vo  ^  ^  Japan  emgefahrten  Wanm,  ganmtteren  sich  die  Vertiags- 
etaaten  die  Uttafbegflnstigung  und  beide  Staaten  aind  frei  in  Feet* 
selniBg  des  ZoUtarifes.  In  Wirldiohkeit  betiigt  der  japanische 
Tarif  jetst  5^10^^;  bezüglich  des  Satzes  fQr  Uhren,  des  einzigen, 
der  die  Schweis  interessiert,  gab  Japan  die  bestimmte  ErkUUnng 
ab,  dass  der  Zweck  des  neuen  Zolltarifs  ein  rein  fiskalischer,  unter 
Ausschluss  jeder  Idee  von  Industriesdhuts  seL 

Das  Inkrafttrelro  des  Yertrages  hflogt  ab  vom  Inkiafterwaehsen 
der  neuen  japuiuschen  OesetsbUoher,  die  dem  Vertrage  als  Grund- 
lage dienen.  Die  Dauer  ist  auf  12  Jahre  berechnet.  Von  da  an 
kann  der  Vertrag  auf  12  Monate  gekündigt  werden. 

2.  ErklarnnfiT  zwischen  der  Schweiz  und  Fiaiikroieh 
über  Vei  Hui^ ei  ung  >\cv  ü  ültigkeitsdauer  des  am  15.  .luÜ 
1890  abgeschlüsaenen  öpeziai-Telegraphen Vertrages 
vom  10.  Februar. 

3.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Oriochon- 
laud  betreffen  !  Austausch  von  Volk.N/JUilungbniaterial, 
ahgi^sohlossen  dun  8.  Dezember  1896,  in  Kraft  seit  29.  Mai  1897. 
Es  verpflichten  sich  ilie  Paziscenton ,  oinnndor  die  Zählkarte  n  dt  r 
in  «Inn  periodischen  Volkszählungen  inb^iiffenen  Augehöngeu  des 
anderen  Staalcs  ko.»tonfn^i  nutztitcilen. 

Bezüglich  d»  r  Literatur  kann  es  nicht  in  meiner  Aufgalje 
liegen,  alle  Abhandlungen  über  juristische  und  volkswirtschaftliche 
Fragen  zu  erwähnen,  ich  nenne  daher  nur  einige  imifangreichere 
oder  sonst  bedeutendere  Arbeiten,^)  wobei  allerdii^  eine  gewisse 
Willkfir  nicht  su  vermeiden  ist: 

Dehayes,  Poursuites  pour  d^ttes  et  faillites.  Reeueil  des 
decisions  reodues  per  le  Tribunal  fM^ral,  le  nonseii  i^^rai,  les 
Tribuneaux  cantonaux  et  les  Autorit^s  cantonales  de  surveillance^ 
r6uniee  et  coordonn^es  dans  l'ordre  des  articlee  de  la  loi. 

P.  Meyer  von  Schauensee.  Zur  Qesohiohte  und  Kritik 
des  Stoos'schen  Entwürfe  fflr  ein  schweizerisches  Strafgesetz. 

J.  Schollenberger.  Orundriss  des  Stsats-  und  Verwsltungs- 
rechta  der  schweizerischen  Kantone.  2.  Band:  Das  Verwaltungsrecht. 

•)  Heusler  iu  einer  Cbci-sicht  der  Literatiu*  über  schweizerisches  Recht 
vom  Jahre  1897  im  Jnlihett  1896  der  „Zeitadirift  für  sohweiseriBdieB 
Bacbf  *  fuhrt  157  Nomoieni  snf. 
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F.  Fl  ein  er.  Staat  und  Bischefswalil  im  Bistum  BaaeL  Qe- 
Bchichte  der  diplootttiachea  Unterbandlungen  mit  der  lOmiachen 
Curie  im  19.  Jahrhundert  und  Darstellung  dm  gleitenden  Bechts. 

A.  Schneider.  SchweiseriBÖhea  ObligationBrecht  .  .  .  (vide 
letxtjAhrige  Übersicht).   2.  Auflage.   Biuid  2. 

F.  Fick.  Die  Frage  der  Ched^geaetzgebung  auf  dem  euro- 
pSiachen  Kontinent  Mit  besonderer  Berfickaichtigung  der  achweize- 
rischenj  deutschen,  Ostmnohiadien  und  framOsisohen  YerhAltniase, 
mit  veiglmohender  Ueib^ebung  des  englisch«!  Gesetzes  und  der 
Qbrigen  auslibidischen  Gesetze  und  Usancen  daigeeteilt 

A.  Martin.  Commoitaire  de  la  loi  föderale  oonoemant  l*£tat 
civil  et  le  Maiiage. 

C.  Kaufmann.  Handbuch  der  Unfallverletziuigen  mit  Beruck- 
8iclitigtmg  der  deutschen,  öBtorrcichisehcn  und  scliwoizeritjchen 
Keehtssprechuiig  in  Uufallvereicheiuiigs-  und  Haftpüichtsachen. 
2.  Auflage. 

X.  G  roten  er.  Die  Zurechnungsfähigkeit  als  Geaetzgebungs- 
fr.xi;i'.  Mit  liesoiidcier  Rncksioht  aui  den  »chweizerißchon  und 
russischen  St  la  f gestttxeutw  urf . 

C.  Mi'vur.  Kritische  und  voiglfichondo  Dai-.sti'llun^  der 
Strafverfolgung  und  Vünuitorsuchun)^-  tüc-Ii  <1l'Ii  kantoiiali'H  (l»-rirln*- 
organisationcn  nnd  Rtratprtjzessordnuiigoii.  Im  Entwurf  vom 
schweizerischen  .Juristfiiveroin  im  Sejitcnd»er  1800  i)ivi8}^ekruüt, 
seither  umgearbeitet  und  mit  dessen  Subvi'ntion  herausgegeben. 

Hieran  si  liUesst  sich  der  Vorentwurf  xum  , .Rundosgesetz 
(Iber  das  P  r  i  v  a  t  r  o  c  h  t".  Schweizerisches  Civilgesotzbucli.  Erster 
und  zweiter  Teil.  Personen-  und  Faniilienrecht"  in  deutaclier  und 
französischer  Au-^gabo.  Der  Entwurf  beruht  aui  eiiaev  ersten 
Redaktion  von  Prof.  Dr.  E.  Huber.  Die  jetzige  Fassung  erhielt 
er  infolge  Bohaiidluiig  durch  eine  Kommission  bestehend  aus  dem 
damaligen  Vorsteher  des  Ju8ti2dei)ai1>>meiits  Bundesrat  MuH  er, 
Begierungsrat  Dr.  Gobat,  Bern,  Bundesrichter  Dr.  Hafner  in 
Lausanne,  Dr.  Leo  Weberf  damaligem  Chef  der  Abteil luig  ffir 
Gesetzgebung  im  Justiadepartement  nnd  dem  Redakteur  des  eisten 
Entwutfes.  Dieser  Entwurf  hat  seinerseits  wieder  eine  ziemlich 
reichhaltige  litemtur  gezeitigt. 
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II.  Die  Kantone. 
1.  Züiiob. 

Referent:  Dr.  Walter  Barckhardt,  Privatdozent  an  der 

Universität  Bern. 


Oesetz  betr.  Abänderung  dos  Strafp(>set zbiichos  vom 
8.  Januar  1871  (zweite  Äbtlieilung,  vierter  Titel:  Vcr- 
brechfii  gegen  die  Sittlichkeit),  vom  HO.  März  1897. 

16311  Bürger  reichten  ein  Initiativbcgeliren  ein,  damit  die 
Bestrafting  der  Sittlichkeitsverbrechen  verschärft  und  die  geworbs- 
mäasige  Unzucht  in  öffentlichen  Häusern  verboten  werde.  Der  von 
den  Xoitiaiiten  eingereichte  Gesetzesvorschlag  wiude  vom  Kautonsrat 
neu  redigiert  und  in  dieser  Fassung  durch  das  Volk  angenommen. 
Di»'  neuen  Reptimmungen  enthalten  einen  wirkBUfieven  Schutz  der 
Kinder^  der  Mädchen  unter  15  Jahren  (früher:  ,,unreife  Mädchen"), 
der  mangelhaft  entwickelten  oder  in  ihrer  geistigen  Gesundh -'t  »der 
in  iliit-m  Bewusstsein  beeinträchtigten  Personen,  sie  bestnifen  den 
Missbrauch  der  geschlechtlichen  Unerfalurenheit  einer  Minderjährigen, 
der  Not  oder  der  Abhftngigpkeit  einer  Person  und  namentlich  die 
Kuppelei  und  die  Offentltche  Unzucht. 


2.  Bern. 

Keferent:  Dr.  W.  Burckhardt,  Privatdoxeut,  Bern. 


Qesetx  über  das  Armen*  und  Niederlassungsvesen  vom 
22.  Sept  1897. 

Hauptzweck  des  Gesetzes  ist»  in  AuslOhrung  vom  Art  91  der 
revidierten  Staatsverfassung  des  Kantons  Bern  vom  4.  Juni  1893, 
eine  neue  Verteilung  der  Armenlast  zwischen  dem  Staat  und  den 
Gemeinden  vorzunehmen. 

D&t  Qrundntz  der  Örtlichen  Armenpfl^  wird  auf  den  ganzen 
Kanton,  auch  auf  die  Bezirke  dos  Jvatiy  die  bisher  bOtgerliche 
Armenpflege  hatten,  ausgedehnt  Der  jurassische  Kantonsteil  erhielt 
bis  jetzt  keine  wesentliche  Beiträge  des  Staates  an  die  Armen- 
pflege, bezahlte  auch  an  allgemeiner  Staatssteuer  Vio  Voo  '«reniger 
als  der  alte  Kanton.   Dieses  Verhftltnis  wird  nun  aufgehoben. 
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Die  Armenadminifltiation  bleibt  Qemeindesaohe;  die  Oem€lnd«ii 
haben  aber  dem  Staate  Rechnung  su  stellen  nnd  der  Staat  ent- 
richtet eodann  von  dem  Best  der  Ausgaben,  der  nach  Absng  der 
Verwandtenbeitrigef  dee  ArmengutBertnges,  der  Bfiigeigutabeitrlge 
(jährlich  ca.  fr.  100  000)  und  an  Bll6i[erstattungen  verbleibt,  60  bis 
70  %  Ijci  den  Notarmen  (d.  h.  den  dauernd  ünteratQtEungsbedfirftigen), 
40  bis  50%  bei  den  Spendarmen  (d.  h.  durch  die  oiganisieite 
Wohlthfttigkeit  UnterstQtxten)  und  60  Ms  70  V«  ^  Kindern,  ab- 
gesehen von  anssenwdentliohen  BmtrBgen. 

Eine  Keihe  von  Bestimmungen  besweoken  mne  Yerbessening 
der  Art  der  Armenpflege:  die  Kinder  sollen  nur  an  wohIbeleum<leie, 
ai-beitsamc  und  vorpflegungsfähige  Leute  „verkostgeUlct",  eveiit 
iu  den  Geinoinde-Aimonlülusern  unti  iu  den  staatlichen  und  privaten 
Rettiujgij-  und  Yerpflegungsanstalton  untcrj^cbmcht  worrlen.  ^  Als 
neue  Aufsichtäorgane  werden  eine  kautonaic  Armcukuuiunbaiau  luid 
ein  kantonaler  Armeninspekt/>r  eingeführt. 

Mit  der  verfaHmingsinibisig  ran  tierton  freien  Ni<xleriassung 
wird  gniudsätzlieh  auch  die  Annengeu0.ssii4k"!t  erworben. 

Wenn  jedoch  eine  Person  innerhalb  zwei  .liiluen  vum  Einzug 
in  eine  (lenieinde  an  gereiiujet,  in  den  Zustan«!  der  dauernden 
UnterstüUun{^sl)cdin  fti>?kcit  gerät,  fällt  sie  nicht  der  neuen  Gemeinde, 
sondom  der  früheren  Wolmsitzgenieinde  zu;  erst  nach  Ablaut  von 
2  .laliieii  wird  der  „T^ntorslützungswohnsitz"  begründet.  Gemeinden, 
die  niissliiilnchlieh  Anne  abzuschieben  suchen,  kann  der  Staats- 
beitrag entzogen  werden. 

Die  Gemeinden  können  an  einzelne  Anne,  sowie  an  arme 
Familien  Beiträge  ziu*  Ansiedelung  innerhalb  oder  ausserhalb  des 
Kantons  verabfolgen  (unter  Genehmigung  der  Oberbehörde):  «Aus- 
wandeningsstouet**. 

Die  Armen  aussmrhalb  des  Kantons  werden  während  2  Jahren 
nach  ihrem  Wegzuge  von  der  letsten  Wohnsitzgemeinde,  nachher 
vom  Staate  unterstfltai  Das  Gesetz  sieht  als  Armensteuer  eine 
Maximalbelastung  von  Vio  Voo  vae  fOr  den  Kanton  eine  Mehr- 
einnahme von  ca.  fr.  1300000  ausmacht. 
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8.  LllBOni* 
Beleient:  Domiiik  Jost,  FOnpiech,  Lusem. 


Im  Verlaufe  dos  Jahres  1897  bind  vom  Grosüeii  liut  des 
Kantons  Luzern  vier  neue  Gesetze  erlasseii  worden: 

1.  Gesetz  betreffend  die  Revibion  der  §§  20  und  22 
des  Gesetzes  über  die  Wirtschaften  vom  22.  No vember 
1883,  vom  3.  März  1897. 

Dieses  Gesetz  will  dt  r  in  letzter  Zeit  eingetretenen  über- 
mässigen Vennehrung  der  Wirtschaften  steuern.  —  Das  Gesetz 
erhöht  die  Ijij^heriü:^  Patentgebnhi-  namhaft  und  sclnribt  vor,  dui^s 
die  Kunzt:'S>ion  fiir  die  Erriclitung  uiiier  neuen,  Mjwie  die  Er- 
nenening  oder  tUx  1 1  lauMing  der  Konzession  einer  lieixMts  Iteslelieiideii 
Wirtschaft  überall  du  zu  verweigern  sei,  wo  die  Zahl  der  Wirtschaftern 
dem  öffentlichen  Wohle  schädlich  aei  und  das  lokale  fiedOrfnis 
bereits  übersteige. 

2.  Gesetz  betreffend  teilweise  Abänderung  des 
Folizeistrafgesetzes  vom  6.  Juni  1861,  vom  2.  Juni  1897. 

Durch  dieses  Oeset/,  soll  eine  strengere  Handhabung  der 
Sonntagsruhe  durchgeführt  werden.  !>iTnach  ist  an  öffentlichen 
Ruhetagen  jede  Beschäftigung,  durch  welche  Lärm  oder  Störung 
Torunacht  wird,  unteisagt  AU  öffentliche  Buhetage  beaeichnet 
das  Gesetz: 

a)  Alle  Sonntage, 

b)  die  Mchfolgenden  Tage:  Neujahr,  Drnkdnigeii,  Maria 
LiohtmeBfl,  Joaefsfiaat,  Mazia  VerkQndigung,  CharMtag,  Aullahrta* 
feat,  Frohnleiehnamafeat,  Maria  Himmelfahit,  Allerheiligen,  Maria 
EmpOngnis,  Wdhnaohten  und  das  Fbtioaimumsfeet  der  betreffenden 
Kiicbgemeittde. 

Von  obigem  Verbote  sind  au^enommen  der  Apothdkerberuf 
und  das  BBckereigeverbe,  sowie  Notwerke,  fOr  welche  jedoch  eine 
besondere  Bewilligung  einzuholen  ist 

Verkaufenden,  Magazine  und  Schaufenster  stnd  an  Sonn-  und 
Feiertagen  wahrend  des  Vormittagegottesdienstes  geschlossen  zu 
halten;  an  hohen  Festtagen  nämlich:  Ostersonntag,  Pfingstsonntag, 
EMg.  Bettag,  Allerheiligen  und  Weihnachten  mflasen  sie  bis  Abends 
5  Uhr  geschlossen  bleiben. 
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Wirtschaften  jedur  Art  sind  ausser  für  durchreisende  Fremde 
an  Solln-  iiml  Foiertigen  wälu-ond  des  Vonnittagsgottesdieiuit&i 
gesrhluijficii  zu  halten. 

3.  Gesetz  betreffend  Abänderung  des  Steuerj?eset*6S 
vom  30.  November  1892,  vom  8.  September  1897. 

Dieses  Gesetz  bestimmt,  daai  auch  vorfibetgefaend  in  eimr 
Gemeinde  sich  aufhaltende,  alleinstehende  Erwerbende,  welche  im 
Kanton  keinen  das  ganze  Jahr  dauernden  Wobnsits  haben,  eine 
Erwerbssteuer  zu  bezahlen  haben  und  zwar  monatlich  50  cts.,  wenn 
ihr  Tagesverdienst  mindestens  Frs.  3  betrSgi 

4.  Gesetz  betreffend  die  HandänderungsgebuhreD 
vom  30.  November  1897. 

Dieöesi  Gesetz  bezweckt,  den  Gemeinden  und  dein  Staate 
eine  neue  Einuahrnsquelle  zu  schaffen.  Damach  ist  hi  i  Kauf. 
Tausch.  Erbscluift  oder  Schenkunp  einer  Liegeuscliaft  eine  Mand- 
änderungBgebühr  zu  bezahlen,  weit  lie  '/g  %  von  der  Kaufs-  oder 
Schatzungssumme  beträgt  nnd  zu  gleichen  Teilen  der  betreffenden 
Einwohnergemeinde  und  dem  Staate  zufällt.  Den  Gemeinden  steht 
das  iiocht  zu,  mit  Bewilligung  des  Elegietamgstutes  für  ihre 
Qemeindekasse  ein  weiteres  iiaibes  Prozent  zu  beziehen. 

Die  Handindenmgpgebflhr  ist,  sofern  im  Kaufvertnge  niditB 
anderes  bestimmt  ist,  vom  Veikftufer  und  KSufer  zu  gleidiMi 
Teilen,  jedoch  unter  solidarischer  Haftbarkeit,  zu  bezahlen. 

Errdcht  bei  einem  beiwilligen  Verkaufe  einer  Liegenschaft 
die  Kanfssumme  die  Katasterschatzung  nicht,  so  ist  die  GebQhr 
von  der  letzteren  zu  berechnen.  Das  Gleidie  gilt  bei  Haui- 
Inderungen,  welche  auf  Grund  einer  Schenkung  oder  eines  Ifanlioliefl 
Rechtstitels  erfolgen. 

Der  Bezug  einer  liandäuderungsgebühr  findet  nicht  Büitt  Wi: 

a)  Liegenschaftserwerbungen  durch  den  Staat  oder  dun^ 
OemeindeD  für  öffenttiche  oder  gemeinnützige  Zwecke; 

b)  HandAndetungen  zwischen  Eltern  und  Kindern,  zwiacheo 
Grosseltwn  und  Grosskindem  und  zwischm  Ehegatten; 

c)  Freiwilligen  Liegonschaftstdlungen  und  AuskSufen  zwisGhes 
Geschwistern,  sofern  die  Teilung  ohne  öfbntlicbe  Steigerung  v<v> 
genommen  wird; 
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d)  RflcUEftiifen  durch  den  fraboren  EigentOmer,  sofern  der 
RfloUanf  innerhalb  Jahresfrist,  Yom  ronngegangenen  Verkaufe  an 
gerechnet,  stattBndet; 

e)  HandJUiderungen,  wobei  die  Kantenmme  den  Betiag  von 
Fra.  1000  nicht  flbeisteigt; 

f)  Uandandeningon  infolge  Zwangaverwertung,  wenn  ein 
Uypothekawnflprecher  daich  Ontbietnng  aeins  Titels  Kftufer  wird; 

g)  T^ttsohvertrigen  nra  einsehie  Qmndstacke  anm  Zwecke 
der  Qütennaamntenlegung. 


4.  Uri. 

Beferent:  Fflrsprech  G.  Hnbcr,  Altorf. 


1.  Verordnung  dos  Landrates  betr.  BinfOhrnng  der 
Fortbildungsschule  ftlr  die  männliche  Jugend  Tom 
12.  April  1897.    An  jedem  Primarschnlort  wird  eine  Fortbildnngs- 

sc;hule  oiiigericlitet,  welche  nebet  dem  allgemeinen  Eraehnngs-  und 
Hiklungszweck  ilie  für  Jodennann  nothwendigen  Schulken ntniss«* 
wietlorholoii,  üben  und  erweitern,  damit  dem  praktischen  Lel»on 
dienen  nud  indirekt  aiu  h  auf  die  Rekrutenprüfung  vorberaten  soll. 
Die  Rt  liulr  urnfasst  drei  Julire  mit  je  vierzig  Unt^nichtüätunden. 
Zum  Hesiulu"  sind  alle  Jünglinge  nach  ortnllteni  10.  Altei"sjahr 
verpfliclitrt  rut^-rricUtsfädier  sind  Leben,  Schreiben,  iiechnen  imd 
Vaterlandskiuub'. 

2.  Armen  M^osi  t  •/.,  boscldossen  von  tler  IjandR£r*»?neind*»  nm 
2.  Mai  1897.  Die  <teiueiiulfn  (Hürgergemeinden)  liaWen  die  Pflic  hl, 
ihr«'  Bürger  im  Vi  rarmungsfalle  ?m  untoi-stützen.  »Sie  bestellen 
eine  Armonpllep-  (f»  -7  Mitglie<ler).  Im  Nothfalle  soll  die  Wohn- 
gemeinde untei-stützen ;  die  Heiniatiremeinde  aber  muss  ihr  rlie 
Au."<lagen  prsotzoTi.  Verwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie 
(Mutter  und  Ürossmutter  inb(»griffen)  und  Geschwister  halx'n  ein- 
ander nach  Möglichkeit  zu  unterstützen.  Die  Armenpflegen  können 
die  Rückerstattung  der  Unterstützung  verlangen,  wenn  die  Unter- 
stützten in  bessere  Verhältnisse  kommen,  Erben  oder  Vcrnioc^en 
hinterlassen.  Ausgenommen  sind  kleinere  ElrbfäUe  und  Kinder  für 
Unterstützungen  bis  zum  1 0.  Altoi-sjahr,  für  welche  nur  die  Eltern 
oder  deren  VerlaseenBchaftcn  haften.   Die  Versorgung  der  Armen 
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geschieht  durch  Verkostgoldung,  ünterbringong  in  Annenliäiisern, 
in  der  kantonalen  Ei'ziehungsanstalt  für  verwahrlost«^  Kinder,  im 
Kantoimspital  u.  6.  w.  oder  durch  Unterstfitztmg  in  der  Familie. 
Bechtsdiaffenen  Eltern  dürfen  ihre  Kinder  wegen  Annenunterstdtzung 
ohne  ihxe  Einwilligung  nicht  weggenommen  werden.  Arme  Knaben 
und  jmdchen  sollen  auch  bei  RrlOTiung  ^nes  Berufe«  oder  fland* 
Werkes  von  den  Armenpflegen  unterstfitst  werden.  —  Rekurs  g^gen 
Beschlüsse  der  Armenpflege  an  den  Begierangsrat,  der  AuMohts> 
behOrde  ist  Die  Torhandenoi  Armengüter  dflifsn  weder  ihrem  Zweck 
entfremdet,  noch  geschmälert  werden.  —  Der  Staat  (Kanton)  leistet 
alljahriich  mindestens  13,000  Franken  an  die  Armenpfl^n;  an  die 
Emcbtung  oder  Erweiterung  eines  Armenhauses  einen  Beitrag  von 
600 — 3500  B^ken.  —  „Die  Annenpflegen  kOnnen  mit  Oenehmigung 
des  Regierungsrales  Personen,  welche  bei  anerkannter  ArbeitiAhig* 
keit  sich  dauernd  dem  If  flssiggang,  Bettel  oder  einem  liederlichen 
und  ausschweifenden  Lebenswandel  eigeben  oder  ihrer  Familie 
gegenüber  der  PfliehtvOTgccsonhoit  sich  schuldig  madien  und  duich 
ihre  Handlungsweise  der  Behörde  ihres  Heimatortes  entweder  bereits 
zur  Last  fielen  oder  in  Zukunft  sur  Last  xu  fallen  drohen,  in  einer 
Zwangsaibeitsanstalt  unterbringen.** 

3.  Verordnung  des  Landrates  über  den  Harkt-  uod 
Hausierverkehr  vom  25.  November  1897.  Die  Waren 
worden  in  vier  Klassen  eingeteilt.  Die  Marktpatent-Taxe  betiigt 
dementsprechend  Frs.  4,  3,  2  und  1.50.  die  Hausioqatont-Taxe 
Fra.  50,  3;").  25  und  15  pro  Monat,  für  Jahiespateute  ilaa  Sechsfache. 
Unter  d;ij>  „Ilausiei-eii"  fällt  auch  das  Aufstellen  von  Autr»maten  an  öfFeut- 
lichen  Verkehrsoileu,  Waiidcrlagor  uml  voriil)ergehende  Mu.sterdepots, 
freiwillige  Steigeningen  und  Ausverkäufe.  Ahzahlung:sg:esr-hafte  beim 
Hausier-  und  Marktverkohr  sind  verboten.  —  Angehörigen  fivmdtT 
Staiiteji,  welche  mit  der  Schweiz  in  keinem  Yerti-agsverliiiÜni? 
steln^M  rwler  geireu  Schweizer  nicht  Gegenrecht  halten  und  im  Kanton 
keuieu  Wohnsitz  haben,  soll  das  Patent  verweigert  wei-üen. 
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5.  ScliwyE. 

Befereut:  Hartin  Oohsner,  Staatekaiizleidirektor,  Scliwyz. 


1.  Am  10.  Januar  wurde  der  XantonsratBbeschluss  vom  2.  De- 
zember 1896  betreffend  Errichtung  eines  Kantonalbaukgefaftade«  in 
Schwjrs  in  der  Volksabstiniiirang  «ngaDommen. 

2.  Der  §  109,  Ziffer  4  des  Kuitonalen  EiofOhrungsgeeetzefi 
«um  Bnndeeigesette  ütier  Schuldbetreibung  und  Konkurs  wurde  am 
3.  August  vom  Kantonsnte  dahin  erUhitert,  dass  litt  G,  Ziffer  II 
der  Einfahrungsverordnung  sum  OUigationenreGht  betreffend  die 
Viehpfuidvenchmbung  vom  2.  Dezember  1882  aufgehoben  sei. 

3.  Am  3.  August  besohloss  der  Ksntonerst  ESrstellung  einer 
Schulwandkarte  fOr  den  Kanton  Schwys  in  einer  Auflsge  von  300 
bis  400  Exemplaren  und  gew&hrte  bierfOr  einen  Kredit  von 
Fts.  3850,  bezw.  Frs.  4250. 

4.  Die  kaotonflifltliche  Verordnung  vom  20.  Mai  1892  be- 
treffend UntefstQtsung  der  Viehzucht  wurde  am  5.  August  dahin 
abgeftndert,  dass  der  vom  Kanton  und  den  Bezirken  zu  leistende 
jShiliche  PMmienbetrag  von  Vn,  10750  auf  Frs.  13600  er- 
höht wurde.  Ferner  wurden  die  zur  Piflmienmg  erforderiichen 
Eigensduiften  der  Tiere  bezeichnet  und  organiaatorisdie  Be- 
stimmungen getroffen. 


6.  XTnierwaldeii« 

Referent:  Uc.  iur.  Tlieodar  Gabriel,  Ennetbfligen« 


a)  Obwalden. 

1.  Verordnung  des  Kantonsrates  betreffend  das  Hehammen- 
wf.st'ii  vom  10,  Marz  (vom  Regiemngsrat  in  Yrillzutr  p^esptzt  am 
11.  März).  Die  notigen  Requisiten  ffir  «Ion  Eintritt  in  einen  Heb- 
anunenkurs,  die  erfortlerlichen  Fähigkeiten  für  (üe  uachherige  Aus- 
übung ihres  Berufes,  die  zeitweilige  wie  gänzliche  Ent/.iohnng  des 
Hebammenpateutes  werden  in  dieser  Veronlnung  des  Nähereu  fixiert. 

2.  Ijandsgemeindebeschluss  betreffend  EJrrichtiuig  einer  kan- 
tonalen Krankenheilanstalt  vom  25.  April.  Kantonsrat  und 
Regierungsrat  werden  zur  Errichtung  einer  kantonalen  Krankenheil< 
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anstalt  emUkshtigt  und  Batiplao,  Bauplatz  und  Kostenberechiinng 
der  Genehmigangf  des  Kantonsnites  nDteFstdlU  Die  Kosten  für 
diesen  Bau  werden  hanptsAchlieh  aus  Beitrfigen  ▼enchiedener 
kantonakr  Korporationen  und  Anstalten  eisohwungen. 

3.  Dekret  betrefllmd  Erldcbtening  der  Qlkitenamortisation 
(l4indBgeineandebeachlu8s  gleichen  Datums).  Bei  Amortisation^ 
Darlehen  kann  ohne  jAhriicbe  Hehilielastung  des  Schuldner  dem- 
selben auf  solider  gesehAftlicheT  Grundlage  mehr  als  1^/^  von  der 
Zinsleistung  als  Tilgungsquote  gutgesohrieben  werden.  Der  Kantona- 
rat  wird  Oberhaupt  beauftragt,  die  Entlastung  von  Grund  und 
Boden  durch  die  Kantonalbank  mittelat  Ollltenkauf  und  Gfiiten- 
amortisatioii  unter  soliden  gesdiAftliohen  Torbedingiuigen  im  volks- 
wirtBohaftlidien  Interesse  gesetzgeberisch  thunlidist  au  erietehtern. 

b)  NMwaUti. 

1.  Am  26.  April  1896  wurde  der  vom  Landrat  gestellte 
Aatjmg  auf  TotalveneioD  der  Kantonsverfiissiing  von  der  Linds- 
gemeinde  zum  Beeobluss  erhobcm  und  ein  Verfusungsrat  gewählt, 
welcher  im  Verlaufe  des  Winters  1897  oineu  Verfassungsentwurf 
erster  nn<l  zweiter  Lesung  erscheinen  Hess. 

Dieser  Entwurf  wai"d  aber  nach  voran ^egansrener,  ziemlieh 
heftiger  Agitation  von  der  l>;inds<r<'nieinde  den  20.  A^Jiil  vorworfon. 

2.  0«'seiz  l>«'titfr(Miil  liewiiliguiig  neuer  Wirtschaften  vom 
25,  Ajiril.  Es  werden  darin  die  Betlingungon  für  neue  Gastwirt- 
scliaftsgesuche,  sowie  für  die  jährlichen  Oesncho  mu  Erni  ueruiit:, 
die  Pflichten  der  Wirte,  wie  aui  Ii  t»ei  Nichterfuliuiit;  (lei"sell)»  ii  :m>- 
zuaprechende,  durch  der»  Richter  festzustellende  Strafen,  lieliaii  i.  lt. 

3.  Rinführungsvenudmuig  vom  20.  Jnli  zum  Bundesgesetz 
über  Si'liiildltetrf'ihnng  und  Koiikui-s  vom  11.  April  1889. 

l>io  Neuerungen  l»czi.^hen  sieh  vorzugswcis.'  auf  die  Behandlung 
d^  in  Konkurs  geratenen  oder  ausgepfändeten  beiiuldners.  lietzterer 
verliert  die  bürgerhVhen  Rechte  und  Ehit')i  auf  die  Dauer  von 
1 — -10  Jahren.  Am-li  <liost'n  Vorlust  kann  er  abwendr'ii  dumh  den 
Beweis,  (las.>  er  Konkurs  und  Auspfändung  nicht  selbst  verschuldet 
habe.  Es  bedeutet  dies  eine  beträchtliche  Besserstellung  des 
Schuldners,  gegenüber  dem  bisherigen  Reditszustand. 
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7.  Olaras. 

Referent:  Dr.  W.  Burckhardt,  Profi^sor  der  Bec^Iite,  Lausatme. 

Gesetz  hotreffend  A  Itäii  U  e  r  ti  ii  lt  'los  bü  rgerl  i  r  Ii  e  n 
G  ese  t /,  Ii  II  (•  lies  über  Thorf^a  n  i;:  der  Krbsclia  ff ,  und  de» 
Gosot/.os  über  die  Eiulageu  bei  Kcchau ugsrüf eu, 
vom  2.  Mai  1897. 

Bisher  galt  für  die  Erbscjhaftsausschlaf^nng  »nno  Frist  von 
60  Tagen,  während  die  Sdiuldpfliclit  bei  Rechnungs-(8chulden-) 
rufen  für  den  SchuMner  noch  volle  zwei  Jahre  dauerte,  bloss  mit 
Abzug  von  10  ^'on  der  SchuMsumme,  wenn  der  Glüubiger  die 
Anmeldung  im  K-  chnungsnife  unterlassen  }iatti\  Die  Erben  waren 
daher,  trotz  des  benficiiun  inventarii  noeh  lange  der  Gefahr  aus- 
gesetzt, mit  ihrem  eigenen  V«  l  ux.gen  fQr  die  Schiüdeu  des  Erb- 
lassers einstehen  zu  müssen.  Um  dies  zu  vermeiden^  wiiil  «lio 
DeliberatiouafrlHt  auf  12  0  Tage  verlSngert,  u'ähi-end  welelier  Zeit 
sich  das  ganze  Schuldennifever&hren,  anter  Ausschluss  nicht  an* 
gemeldeter  Schulden,  abspielt. 


8.  Zug. 

Referent:  Alfred  Hess,  VerhOrrichter,  Zug. 

Es  erwuchst  im  Jahre  1897  in  Kraft: 

1.  Gesetz  über  Bestreitung  der  Staatsaiislagen  vom 
28.  Dezember  1896.  Dieses  Gesetz  bedeutet  eine  Totalreviaion  des 
gleichnamigen  Gesetzes  Tom  1.  Juni  1876.  Die  StaatBauslagen 
werden  gedeckt:  aus  dem  Ertrage  des  Staats  Vermögens,  des  Salz- 
regals, des  Alkoholmonopols  (neu),  der  eidgenössischen  Pfttenttaxen 
der  Handetlsreisend«!  (neu),  der  Gerichts-  und  Kanzleisporteln,  der 
Bussen,  der  Militflrtaxen,  soweit  die  Bundesverfassung  den  Bezug 
der  letzteren  dem  Kanton  gestattet  imd  ans  dem  Ertrage  der 
direkten  und  indirekten  Steuern. 

Als  direkte  Steuern  bezieht  der  Staat:  die  VermSgens-, 
die  ISnkommens-  nnd  Erwerb-,  die  Erbschafts-,  die  Kopf- 
und  die  Aktivbfliger- Steuer,  welch  letztere  von  jedem  in 
kantonalen  Angelegenheiten  Stimmberechtigten  zu  erheben  ist, 

wlhrmd  man  unter  Eopfetener  jene  Steuer  versteht,  die  von 
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jedem  mftnnlicheii  verdicnstflBhigen  Eantonseinvohner  entriehtet 
werden  muss.  —  Unter  den  BeBtimmmigeii  betreffend  die  VermSgens- 
steuer  ist  Folgendes  erwaiinensvert:  FQr  Gebäude  kann  je  nadi 
ihrer  Lage,  ihrem  joveiligen  mrirklichcn  Ertrage,  der  örtlichkdt, 
den  Verkehrsverfaftltniascn  und  der  Dichtigkeit  der  BevOlkonuig 
eine  Zu>  luid  Abschätzung  bis  auf  40%  des  Assekuranzweites 
erfolgen.  Ollnstig  stellt  sich  die  Landwirtschaft:  da  werden  die 
Liegenscliaften  nach  einem  mässigen  Ertragswert  besteuert  tiiul 
sind  Feld-  »nd  Handwerk-Oerätsebaflen,  Hausrat,  Heu,  Stroh, 
Streue,  Getreide,  Obst,  Most,  Branntwein,  Höh,  Kartoffeln  etc. 
nebst  dem  Viehstand  (!)  von  der  VonnQgenssteuer  ausgenoinmeD. 
Bas  Besitztum  eines  Einwohners  unter  lUOU  Frs.,  aowic  eines  ganz 
oder  teilweisen  Arbeitsunßilugen  ist  bis  auf  COUU  Frs.  steuerhw. 
Bis  auf  ileii  üetiag  von  lOMÜO  Ki*s.  ist  von  dor  Vermütrona- 
steuer  ausgeiiommon  das  Vermögen  von  Wittwen  und  Waisen,  liei 
Ivranklii'it  von  Faiiiilieutjliedeni  und  l>ei  UnplüeksfiUlen  kennt 
(iesclz  eiiK-  viiriiljciguliciuli-'  SiriH-rfi-filu'it  biM  auf  fiGOO  Fi>. 
—  Auch  li'  i  Erhebung  der  Einkoiimiuii-  und  Er wcrl »Steuer  wIpI 
den  Zeitvei  liällni.sscn  f2r*'l>'ilirend  He<*linunu:  g»Hragen ;  su  sind  stouoi- 
fn?i  900  Frs.  vciti  ji  il.'in  Einkuniuieii  und  Erwerb  der  omm 
HaU8luilte  vorst«  lii  n*li  ii  P<Tson :  weitere  200  Frs.  für  j'  d»'-^  Kiml 
unt'T  ir>  .Inlirni.  tfiiieie  2tH)  Frs.  fih  ;illfällii:v  audeif  voin 
I  I;iusli;iltiiiiL;sv(  ir-t;iiiilo  /u  ernäliieiid.'  iiu1l''llMSf  »uul  ve^li^'äl^t- 
unfiUiig'-  K:niiiliiMi-.\ii^''  li"nL'"o.  Hei  krankliriten.  llnglneksfälleii. 
Üboi>ehwenimunjfen,  liagelscliäden  etc.  kann  ilie  Einkommens-  rxler 
Erwerbsteuer  voriitergeliend  ganz  oder  teilweise  erlaj^sen  werden.  Auch 
bei  der  Erbschaftästeuer  linden  wir  wicliticre  Neuerungen,  wähi-cnd  il;u* 
alte  Oesetz  nur  die  Legate,  welehe  fQr  Kirelien-,  Sehul-  und  Armenzweoke 
bestimmt  oder  unter  mit  Leil»es<^rlM;'n  beschenkten  Ehegatten  enitlitet 
waren. als  steuerfrei  erklärte,  entliebt  das  neue  Gesetz  von  der  Krbst  hafts- 
steiier  überhaupt  alle  Erbschaften,  Schenkungen  und  Veruiäc!itni.sÄ», 
\ve](  lie  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  mehr  als  2000  Frs.  betraf- 
Erbsehaftsstouerfrei  sind  ferner  Nutzniessungskapitidien  von  nbcr* 
lebenden  Ehegatten  bis  auf  den  Betmg  von  10000  Frs.,  ferner 
Erbfällc  an  Geschwister  unter  14  Jahren  bis  auf  den  Betng  voii 
6000  Frs. 

Bei  Vermögen  von  Ober  100000  Frs.  ist  die  VennOgens- 
steuer    eine    progressive    und   wird    nach    Klasaen   von  je 
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100000  Fra>  60  erhoben,  dass  jedes  1000  Frs.  in  der  nftehat-' 
folgenden  Kinase  dnrchwc^g  '/^  Fianken  mehr  bezahlt  als  in  der 
vorangehenden.   Für  die  Erwerbssteuer  ist  der  Hassstab  Ton  100 
Frs.  zu  Grunde  g'^lo^t. 

Für  jedt;,s  Hmulort  bis  und  mit  Frs.    500  Frs,  1 

„         ,        „     „     „    Frs.  1000  Frs.  l»/* 
„      „  „     „     „    Fi-8.  2000  Frs.  l'/s 

u.  s.  w. 

Wenn  z.  B.  ein  Steuerpflichtiger  mit  Frs.  2000  Eiitkommen 
o<U:i  Erwt,;rb  einem  Hnuslialt.-  vorsteht  nml  tla/.u  4  Kinder  unter 
15  Jahre?!  besitzt,  so  aind  ihm  abzun  i  luit  n  Frs.  900  als  Haus- 
haltuHf'fsvoi'starul  und  je  Frs.  200  für  jt-  lt  s  Kiinl.  zusammen 
Fi-H.  1700.    Er  hat  dalier  nur  Imn.    -^00  zu  verslouern  (3  Frs.). 

Die  Erbschaftsstouor  winl  je  mich  uUhern  oder  weitem  Tu  adm 
' /.'  Vo  "  S  beixJciiuet,  Nutzüietisung»kapitalieu  sind  uiit  5  °Jqq 
2U  vtnsteueru. 

Kopf-  und  Äktivbürgerrec'htssteuer  a  1  Frs.  beginnt  mit 
dem  volb'udeten  19.  Altersjahr. 

Die  Ausmittlung  des  steuerbaren  Vermögens,  Einkommens  und 
Erwerbes  g*>sf"hioht  auf  Grundlage  der  Selbsttiixation  der  Pflichtigen; 
diese  wird  kontwliert  duixh  die  Taxation  der  QemeinderlUe  und 
der  Kantonalsteuerkommission«  Alle  4  Jahre  wird  eine  neue  Taxation 
angeorflnet. 

Als  indirekte  Steuern  kennt  der  Kanton  Zug  nunmelir:  die 
Patcnt'Steuer  filr  Wirtschaften,  Fabrikationen,  Ilandlungen  und  Qe- 
werbe,  die  Banknoten-Steuer,  die  Stempel'QebflhreD,  die  Jagd-  und 
FLscherei-Patente,  die  Hnnde-Steuer  nnd  die  EonKessions-Gebühren, 

2.  Gesetz  betreffend  Unentgeltlichkeit  der  Rechtspflege 
nnd  des  Rechtsbeistaudes  vom  18.  Wirt  1897. 

Die  Bestimmnngon  beziehen  sich  anf  alle  in  die  Kompetenz 
von  zugerischen  QerichtsbehOrdon  fallenden  und  vor  denselben  zur 
Verhandlnng  zu  bringenden  Streitfiülen  von  Kaiitonsoinwohnern  und 
Einwohnern  vergegenrechteter  Kantone  und  Staaten.  Dieses  bene« 
fkänm  ist  fOr  den  bestimmt,  der  nicht  im  Stande  ist,  ohne  Bc- 
suhrftnkimg  des  nothwendigsten  Lebensunterhaltes  fflr  sich  und 
Boino  Familie  die  Kosten  eines  Civilprozesscs,  der  Verteidigung 
resp.  Vortretung  in  Strafprozessen  als  Angeklagter  resp.  Civiliiartei 
oder  von  gerichtlichen  Verffigungen  zur  Geltendmachung  seiner 

«2* 
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Rechte  aufsubringen.  Besfigliche  Gesuche  müssen  der  kantonaleii 
Polizeidirektion  schriftlich  eingereicfat  oder  mflodlich  zu  ProtokcU 
gegt^ben  und  iintenseichnet  werden. 

3.  Das  Baug«  sets  fOr  die  Stadt  Zng  vom  19.  August  1897  ist 
dsBu  bestimmt,  dot  baulichen  GntwicMnng  Zug's  solche  feslte  Nonnen 
«n  gebon,  wie  sie  fftr  ein  gut  geoixiiieteg  städtis^^hes  Gemeinwesen 
uiierlftAslich  sind.  Inhaltlich  bietet  das  Gesetz  nichts  Neues,  o8  wt 
vielmehr  den  Hatiu'esctzöii  von  Zilrich  uud  von  BaselsUidt  nach- 
gebildet.  Das  liaugeselz  ist  zunächst  mir  für  die  .SUultgeuieiiide 
Zug  l>estiiiiiiit  und  sell)St  diese  wird  ihm  nicht  in  ihrem  tranzoii 
Umfang  untei  würfen,  sondern  es  U^schränkt  sich  seine  Anwon-luitg 
auf  den  eigentlich«  ii  Stadtrayon.  Die  ül)rip'n  10  üemeinden  wr  i'l**n 
von  dorn  Oo.-^et/.o  /.unjU*h«t  gar  nicht  hetnifTon.  Allerdings  hat  der 
Kimtuiisrat  auf  Antnig  der  Kegieiun«;  im  v,H  besljiamt,  dass  auch 
andtiii  Oeraeinden  dos  Kanton.^  (]]<•  Anwoiitiuiif^  des  Oesetzf»s  sranf 
oder  t*^il weise  auf  einen  Teil  ihi-es  üemeiud^ebietes  in  Anspruch 
nehmen  können. 

4.  Mesetz  l>elretrend  II nteriitützung  des  Feuerlösch- 
wesens vom  28.  Oktober  1897. 

Dasselbe  i-egoit  den  kantonalen  Beitrag  an  Hydranten-Anlagen 
oder  sonstige  Verbesserungen  im  LOschwesen.  w5p  z.  B.  Errichtung 
von  Wasseraammlern,  AnscliafTunc:  von  Ij^hgeräten  u.  dergi.  Ffir 
die  Berechnung  der  Beitrüge,  wobei  die  Qesammtanlage  mit  Zn« 
leitungen  in  Betracht  kommt,  sind  die  nnsprowiesenen  Kosten  mass- 
gebend. iSofecn  ein«^  Hydiantenanlage  auc;h  anderen  Zweciten,  wie 
der  Abgabe  von  Trinkwasser,  dem  Motorenbetrieb  etc.  dient,  so 
wird  von  den  Brstellungskosten  der  Anlage  ein  dem  mutmassUchen 
daherigeu  Ertrage  entsprechender  Absug  gemacht.  FQr  derartige 
Unterstützungen  werden  die  Beitr%e  d&e  Feuer-VerBichemogs- 
GesellschafteB  und  teilweise  die  Eigebnisse  der  Immobiliar-Asse' 
kuianzsteuer  verwendet. 


9.  Freibarg. 
Beferent:  Dr.  H.  Oser,  Professor  der  Bechte,  Freihnrg  L  Ü. 


1.  Gesetz  vom  6.  Mai  fiber  Hebung  der  Viehzucht 
Dasselbe  bezweckt  vorzugsweise  die  Beinhaltung  der  bebumten 
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zwei  Rindnehiaoen  dea  GreyerzerJandes,  der  weiss  und  schwarzen 
(pie-noire)  und  der  weiss  und  roten  (pie-rouge).  Es  werden  strenge 
Anforderungen  an  die  mSnnlichen  Zuohttiere«  welche  auf  den  Alp- 
weiden zur  Verwendung  kommen,  gestellt;  ein  anerkannter  Bulle 
darf  nur  zur  Aufzucht  der  Raoo  derselben  Fsrbe  verwendet  werden. 

2.  Gesetz  vom  17.  Nov.- betreffend  die  Kunst  weine.  Alle 
Weingetrftnke,  die  nicht  ausschliesdich  das  Produkt  der  Qahrung 
frischen  Traubensaftes  sind,  werrlen  bezfiglich  ihrer  Fabrikation  imd 
ihres  Verkaufes  einer  staatlichen  Eontrole  unterstellt.  Sie  dOrfen 
im  Xanton  nur  in  Vorkehr  gebradit  werden  unter  der  Bezdchnung 
„vins  fobriqute^^  (Eunstweine).  Die  im  Kanton  fabrizierten  Weine 
untcrliegon  einer  „Patenttaxe^*  im  Betrage  von  Frs.  500 — 1000. 
(Diese  Art  der  Bosteuenmg  kam  im  Einverständnis  der  einzig  in 
Betracht  kommendon  Fabrik  mit  d«T  gesetzgehienden  Beliörde  zu- 
stande, um  eiiu'ju  Rek\u*s  an  die  Himdosl»ehr)Hen  wpgon  V*^rlf»tzung 
der  Handels-  und  GewerlH'frcilioit,  dessen  Ausuunj^  numcriiia  zweifel- 
iiaft  gewesen  wäre,  aus  dem  Wege  zu  gehen). 


10.  Kanton  Solothnm. 

Referent:  Fürsprech  Dr.  Bok  Marti,  Solothum. 


Kür  d;is  .iaia*  1JS97  sind  in  diesem  Kaiitttn  nur  wenig  gesetz- 
geberisehe  Erhisse  und  Verordnuni,'*'r)  zu  veiy.oiehnen : 

1.  fff'^etz,  betr.  Besoldung  des  l*o  1  i  zei  k  orps. 

Da^srlbe  wunlc  am  11.  JuU  der  Volksabstimmung  tinterbreitet, 
und  ist  mit  dem  1.  Augtist  in  Kraft  getreten.  Es  entsprieht  einem 
längst  empfundenen  Bedürfnis,  die  durch  die  Gesetze  vom  11.  Mai 
1864  betr.  die  Besoldung  der  I^udjflger,  und  vom  Juli  1874 
betr.  Bcsoldungszulage  allzmiieflrig  normierf'H  MesoldungsanBät/e 
2U  erhöhen.  Die  Polizeilx'amten  sind  dadinvh  etwas  besser  gestellt 
worden,  doch  sind  die  Besoldungsverhältnisse  immerhin  noch  ziem- 
lich prekAre  geblieben: 

Der  Hauptmann  eriiftlt  eine  jithrliche  Besoldung  von  Frs. 
2400,  der  Oberleutenannt  und  der  Lieutenant  eine  soldie  von  je 
Frs.  1800.  Die  Mannschaft  erhfllt  einen  täglichen  Sold.  Der- 
selbe  betiSgt: 
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a)  Für  die  Wachtmeister 


je  Fra.  4,50 


^)   fi    »  Korporale 

c)  „    „  Landjäger 

d)  ,f    n  Hekruton 


AiisBerdcm  erliftlt  der  einaelne,  sofern  ihm  nicht  vom  Staate 
die  Wohnung  verabfolgt  wird,  oino  jährliche  WohuungsentschfidigiiDgr 
von  Fre.  80—200. 

Interessant  ist  die  in  §  2  enthaltene  Bestimmung: 

„.IcdiMii  Korpsangchörip:on  wcnlon  iiehstdein  täglicli  1 5  O  iits 
gutgoscIiriclHMi,  welche  jälu Iii  U  aitf  ein  auf  Beinen  Xamoii 
lauteiule.s  Sj»aikussiibflclileiti  in  der  Kaiituiial-Ersj»aniiska.stye  äIus- 
ti'agen«)  antr«-'legt  wercl(?n. 

Dirsrs  8paika>,sii;ulhal»en  ist  im veräiKs^ciiieh,  iinj)frindl»ar,  darf 
nieiit  mit  Arrest  In  lo^t  wenlen  und  steht  dem  Eig»'ntrnner  erst 
bei  seinem  Ausiritt  aus  dem  Koqis  oder  bei  seinem  Totle  seinen 
Angcdiörigcn  zur  Yurfügung." 

2.  Verordnung  zum  Gesetz  über  Yiehversicherang 
vom  1.  Dezember  1894: 

Durch  dienelbe  ist  in  das  Verfahren  betr.  Versicherung  fttr 
Bindvieh  mehr  Einheit  und  Ordnung  gebmcht  wonlen ;  femer  iitellt 
dieselbe  Vorschriften  ftber  die  Pflichten  der  Viehinspektoren  auf. 
Die  Veroitlnung  bestimmt  des  ferneren)  dass  sftmmtliche  in  ihr 
enthaltenen  Vorscluiften  auch  auf  die  Ziegenvertsicherung  Anwendung 
finden. 

3.  Verordnung  (Iber  VorRielierung  der  Ziegen  Tom 
11.  Dezember  1891,  Abänderung  von  §  ö: 

M'ährend  die  Vei"idninig  vom  Jalirc  1894  bestimmte,  dass  im 
Seliadenfalle  tlie  Untei'sueinnig  von  abgegelxinen  Ziegen  dun  h  einen 
[latentierteu  Tierarzt  zu  ges<-liehen  hal)e,  wini  diese  Fiuikli -n  im 
abgeänilerlen  §  5  doi  iMufackheit  halber  dem  Viuhinspcktor  der 
betr.  Gemeinde  übertragen. 

4.  Kantoualo  Fischerei- Verord  nung  voiu  T.Dezember 
1891,  Abänderung  vou  §  5.  Dieselbe  normiert  da»  Kecht  des 
FischhmgcB  in  der  Aare. 

5.  Qesots  betr.  teilweise  Änderung  der  bestehenden 
Oesctzes^Vorschriften  über  die  Schulpflicht  an  den 
Primarschulen: 
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Da.ssell)e  enthielt  lieHtiiiimunj^^t'M  iihor  Anfang  und  SebluBB  des 
Schuljahi-es,  Ferion,  Zahl  der  l'ntoirichtastunUen,  insl^esondei-e  aber 
über  bchuJveröjinninisst'  und  BuHsen.  Dieser  (joöotzosvfT-st  hlag 
wunle  jedoch  in  der  Volksabstiiniiiung  Tom  28.  Februar  1697  vom 
Volke  verworfen. 


11.  Basel, 
a)  Baselstadt. 

Referent:  Dr.  W.  Bnrckhiirdt,  Professor  der  Bechte,  Lausanne. 


1.  OeaeU,  betr.  die  Effektenbörse  und  den  Yerkehr 
mit  Wertpapieren,  vom  8.  April  1891. 

„Die  Effißktenbdrse  bezweckt  die  Erleichterung  des  Verkehn 
in  Wertpapieren  (Namen-  und  Inhaberpapieren,  mit  Ausnahme  der 
Wechsel  und  wechselShnHchon  Papiere).  Sonderveroinigungen  von 
Kaufleutön  au  demselben  Zwecke  sind  untersagt*^  (|  1).  Zum  Ab- 
sclüuss  von  OeschAfien  an  der  Börse  sind  nur  die  Mitglieder  der 
Bl^rsonkammer  berechtigt,  die  hientu  von  der  Börsenkommissicn  die 
Konsession  erlangt  haben.  Die  fiörsenkammer  besteht  aus  den  In» 
habem  und  Vertretern  der  im  Handelsregister  des  Kantons  ein- 
getragenen Bank-  und  Effekteugeschfifte  und  aus  den  Börsensensalen, 
deren  Zahl  höchstens  13  betragen  soll.  Wegen  illoyaler  Handlungs- 
weise kann  die  Börsenkommission  die  3Citgliedschaft  bis  anf  zwei 
Jahre  ontzielien  (ftokurs  an  den  Kegiorungsrat).  Die  konzessicmierten 
Mitglieder  der  Börsenkammer  liabon  eine  Patontgebflhr  von  Frs. 
500  bis  Frs.  5000  pro  Jahr  zu  entrichten.  Die  Börsensensale 
sind  nur  zum  Al»j<cliluss  von  Böi^songt 'Schäften  für  Keehnunp;  und 
im  Nun»  u  ilritter,  liier  wnlmUafter  Personen  und  Firmen  l^erechtigt. 
Dil  ülirigen  Mitglieder  der  Börscnkiimnier  m?u  hon  sämtliche  AW- 
schlnssi»  an  dvr  Unn>c  — ■  i^lcit  li  viel,  oh  für  imi;>  iio  rxler  fivnide 
Rerlmiiiii:  auf  ihren  eigenen  Kami  n  uml  mitor  ihixr-  V.'iantwort- 
lirhkcil.  ^("^"  konzessionierte  IJuiiktimia  iiiul  ]e«ler  BüiN-ii^'-nsal 
liat  eine  Hoalkimtion  von  Kis.  25.000,  bezw.  Frs.  10,000  bei 
(l-  r  Staat>ka<-<'  /u  K  ist-  a,  —  ilie  für  die  richtige  Erfüllung  der 
vom  Deponenten  abge-'  li!osRO!»rn  Oe>^rhäfte  haftet. 

I)ie  Organe  der  Staaisaiit.-ii  hl  sind:  Das  BörsenkommiRsariat, 
bestehend  aus  dem  iiöi«eiikommibäär,  de&seu  Stellvertreter  und  dem 
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Börsen  Schreiber,  mit  der  bestandigen  Aalsicht  der  Effektenbörse 
und  der  Überwachung  der  Joiimale  der  den  Verkehr  mit  Wert- 
papieren gewerbeniAasig  betreibenden  Kanfleute  betraut 

Die  BQrsenkommisaian,  beatehend  ans  dem  Vorsteher  des 
Departements  des  Innern  als  FrSaident  und  6  Mitgliedern}  von 
denen  mindestens  awei  der  Bftrsenkammer  angehören  mQssen,  ist  be- 
traut mit  der  Vorberatung  der  Iteglemente,  dem  Entscheide  über 
Konsessionserteihuigen  nnd  -Entziehungen,  Uber  Zulassung  und  Aus- 
schluss von  Wertpapieren  zur  Börse,  mit  der  Beanfsichtigung  der 
BOrsenbeamten. 

Der  Regierungsrat  als  oberste  Aufsichtsbehörde. 

Der  VeriLohr  an  der  Effektenbörse  ist  in  der  Regel  auf  die 
Wertpapiere  beschrftnkt,  die  von  der  BOraenkommission  cum  flikodel 
an  der  BOrse  zugebissen  (kotiert)  werden.  „Der  Abschluss  von 
Termin*  und  Piftmiengeschfiften  ist  folgenden  Beschrttnkungen  unter- 
worfen: 

1.  Die  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  T^min-  und  Fribnien- 
handel  ist  von  einem  einbezahlten  Aktienkapitsl  von  mindestens 
5  Millionen  IVankeo  abhängig. 

2.  Der  Lieferungstermin  darf  in  keinem  Falle  Aber  das  Eiide 
des  folfrenden  Monats  hinaus  festgesetzt  werden. 

3.  riolonjfationon  von  Ti  iiuingcschäfton  sind  jewcileu  nur 
auf  Monatsfrist  gestattet"       25 j. 

Der  Regierungsmt  wii-d  Börsen  Usancen  festsetzen. 

Ein  Zusatz  152  e)  zum  Strafgesetze  bedroht  mit  Strafe  die 
Verbreitung  falsciier  Nacluichleii,  Beeinlhiübung  der  Kiiise  dim^li 
Abselihiss  von  Scheinf^'oschäften,  die  Verleitung  Urnnfahrener  zu 
Spekulation8ge^clläften  in  i:t.'\vinnsü(  litif,n:'r  Absicht,  dio  Heliauptmig 
falscher  Thatsarheri  bei  Eniissiitii  von  Aktien  oder  ObligfUioiiou  inlcr 
bei  Offerten  ^.ulrlior.  t^idlich  bei  alt.sii  litli<  hcr  Benachteiligung  lies 
Auftraggebei^.  Leichtt:i\'  Vorgehen  fallen  unter  den  dem  Polizei* 
Strafgesetze  hinzug- fügten  §  159  a. 

In  AusfOliruug  des  Gesetzes  sind  vom  Begiorungsrate  er- 
lassen woixieu : 

a)  Rcglemente  für  die  Basler  Börse  vom  15.  Dezember 
1897,  enthaltend  das  allgemeine  Reglement  und  die  U.sancen. 

b)  Beschluss,  betr.  Abänderung  der  Verordnung  zum 
Stempelgesetze,  vom  22.  Dezember  1897. 
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c)  Reglement  über  Zulassung  von  Wertpapieren  sur 
Kotierung  an  der  Basler  Börse,  vom  39.  Dezember  1897. 

2.  Oesets,  betr.  die  Errichtung  eines  Yermittlungs- 
Amtes,  vom  20.  Mai  1897,  snm  Zwecke,  „Arbeitseinstellungen 
möglichst  za  yerhindem'*.  Wenn  ein  Streik  droht  oder  schon  aus- 
gebroohen  ist,  soll  der  Begierungsiat  auf  Antrag  einer  Partei  oder 
von  sich  aus  ein  YermittlungBamt  unter  dem  Vorsitz  eines  B^enings- 
mitg^iedes  oder  eines  unbeteiligten  Dritten  ernennen.  Jede  Partei 
kann  aber  die  ThUtigkeit  des  Amtes  und  seine  VermittlungsvorsohUge 
ablehnen;  solche  Ablehnungen  sollen  dann  vom  R^enmgsmte  im 
Kaiitonsblatte  publünert  werden. 

3.  Gesetz  betr.  das  Armen wesen,  vom  25.  November  1897. 
Die  asahlreichen  Anstslten  zur  Armenpflego  unterotfitzten  ihrer 

Bestimmung  gemSss  vor\^iegend  die  Kantonsbflrger  und  insoweit 
die  Mittel  noch  reichten,  aucli  Niedergelassene  anderer  Kantone. 
Die  Unteretiitzung  letzteren  unter  Mitwirkung  des  Staates  zu 
widmen,  ist  Zweck  des  Gesetzes. 

Der  Viiiriror liehen  A inicni)flege  (den  Hurgergemeinden)  fall.  n 
/.u  die  uiitfrstüt/.unt^Kbedürftigen  Kinder  von  Bürgern  und  die 
dauernd  untt'rstüt/.nngslM'dOrftigen  erwaehserieii  Bürger  mul  Familien 
solcher:  der  allgenioiuen  Annenpflege  die  Niedergolassenen  nach 
2  jährigem  Aufenthalt  in  der  Genioinde  und  vorül e  rgehend  unler- 
>tützungBhedfirftigc  Bürger.  .l»?<ler  Bürger,  der  einen  Jahi-et^beifmg 
von  Fi-s.  3  leistet,  ist  Mitglied  der  Armen j »tloL^e ;  Organe  der- 
.seU>»'n  ^ind  die  Armenptleger,  deren  jeder  sein  Gebiet  ttesori^t. 
Cbernahnie  dieser  Funktion  während  3  Jaliren  ist  allgeintine 
Bürgerpflicht.  Zur  Amienpflege  können  auch  Fratien  zugezogen 
werden,  doch  ohne  Amtszwang.  —  Der  ötajit  überninunt  die 
Altersversorgung  beilurftigor  Niedergelassener,  die  das  60.  Altei-s- 
jahr  erreicht  und  vom  20.  Altersjahr  an  gerechnet  25  Jahra  lang, 
wovOTi  wenigstens  5  Jahre  lang  unmittelbar  vor  der  Anmeldung 
mit  gutem  Leumund  im  Kanton  gewohnt  und  gearbeitet  haben. 


b)  Baael-Lanilioliaf  t 

Referent:  Dr.  H.  Oser,  Professor  der  Rechte,  Freiburg. 

1.  Gesetz  betreffend  die  Sehulversiumnisse  vom 
15.  Mftrz.    Das  Schulwesen  dieses  Halbkantons,  der  sich  infolge 
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P'ilitiHcher  Verhältnisse  1832  von  der  Stadt  Basel  gewaltsam  los* 
gerissen,  war  seiner  Zeit  wie  I  i  i  j'  'leui  Qemeinwesen,  das  seine 
$< 'Inständigkeit  kousoiidiei-en  will  uitU  daher  aiieli  geistig^  sich  auf- 
üchwingcn  muH8,  ein  UQheudes,  aber  infolge  Stillstandes  der  Oenett- 
gebung  hinter  anderen  Kantonen  KarQekgoblieben.  Einer  der  Krebs* 
achädenf  der  einen  gesunden  Fortschritt  haaptsflchlich  hinderte,  var 
das  oft  vorkoiumeude  Fembleibon  der  Kinder  von  der  Schule  in 
einzelnen  vorzugsweise  industrielleR  Gemeinden.  Die  Strafen  waren 
lächerlidi  klein  und  der  Einzug  so  kompliziert,  dass  der  mit  dem 
Einzug  betraute  Bezirksbeamte  dadurch  mehr  bestraft  war,  als  die 
feldbarcn  Eltern.  Nach  dem  neuen  Gesetz,  das  sm  Stelle  eines  vor 
zwei  Jahren  verworfenen,  weil  vom  stimmberechtigten  Volk  als  so 
streng  befundenen  Entwurfes  des  Landrates  tritt,  erfolgt  nach  Ver- 
sftumung  von  2  Halbtagen  in  demselben  Monat  Mahnung  der  Elten 
oder  deren  Vertreter  durch  den  Lehrer.  Eine  dritte  und  vierte  un- 
entschuldigte Versäumnis  kostet  je  50  Rappen,  eine  weitere  je  ein« 
Franken,  eine  hartnäckige  Ausserachtlassung  der  Aulsiclitspflidit 
durch  die  Eltern  kann  zudem  die  Versorgung  der  auf  diese  Weiee 
verwahrlosten  Kinder,  oder  den  Entzug  der  elterlichen  Gewalt  zur 
Fol^  haben.  Die  Strafen  werden  ausgesprochen  durch  die  Erziehungs« 
direktion  (Vorsteher  ein  Mitglied  der  kantonalen  Ref^erung)  in 
zweiter  Instanz  im  Aii]jcllaii(>iisfalle  durch  eine  Abteilung  des  Be- 
zirks^ericlits,  wähi-eiid  bisher  die  Erziehuncrsdirektion  blos  den 
Strafantnig  strllte.  Wird  innerhalb  vierzeiiu  Tagen  nach  zuge- 
stelltem Urteil  die  Sti-afe  nielit  bezahlt,  so  erfolgt  eline  \\Viten:'S 
für  die  Eltern  oder  die  Inhalw'r  iler  elterlichen  Gewalt  Umwandiuns; 
in  Kins]>erriuig,  wob»-!  an  di«'  Stelle  von  je  30  Ilain^en  eine  Stiin'ie 
Gefängnis  ttitt.  Hi^luT  war  Vni;iu>s"t/.uniLr  der  llmwaiidlnng  dio 
durrhc-'fiiln  t«'  Hi  tieibung.    I)i''s  <i.  -.>tz  ist  o'w  üiiss«jrsl 

Im  s  huidone  Abschlagszahlung  au  Uaa  fortsclirittsbedilrtuis  iiu  Schul- 
wesen. 

2.  (leset  z  betreflend  Andenuigen  in  der  t»rganis;iti'>Ji 
des  ()ln'rtr'M'i(-hts  und  der  Anf-^n  hi  filier  Seluildbe- 
treibung  und  Konktirs  vom  2tS.  Juni.  Hjiselland  teilte  länpt 
mit  den  andern  kleinern  .s«  liweizerisehen  Landkantonon  die  Kalamität, 
dass  es  nieht  leicht  seine  Staat.sämtei"  mit  den  Tt"tigen  Porsoiion 
mit  genügender  Vorbildung  Ix'setzen  koaute,  tU  die  ansgosetzton 
Besoldungen,  den  finanziellen  UiUfsmitteln  so  kleiner  Staatswesen 
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entsprechend,  den  Beamten  einen  standesrnBüsigen  Cnterfaalt  nicht 
zn  bieten  vennocbten.  Viele  Ämter  sind  daher  Ehren&mter,  was 
80  lange  keinen  Übelstand  bedeutet,  als  der  Inhalier  des  Amtes 
nur  einen  kleinen  Teil  seiner  Zeit  dem  Amt  widmen  muss  und 
danelien  einen  Beruf  botreibt  Ftlr  den  Vorsitzenden  einer  obersten 
QerichtsliehOrde  ist  es  aber  schwer,  als  Jurist  einen  Nebenberuf, 
etwa  die  Änwult2)nixis,  zu  botreiben,  daher  mnsste,  wenn  man  nicht 
auf  die  Besetzang  der  Stelle  mit  einem  Juristen  verziehtoi  wolltD, 
wie  es  ^ne  Zeit  lang  geschah,  in  der  Obergerichtspi-äsidentenstelle 
ein  Amt  geschaffen  werden,  das  die  ganze  Zeit  und  Arbeitsknift 
eines  Juristen  in  Anspruch  nehmen  würde.  Diesen  Zweck  will 
das  vorstehende  Gesetz  dadtuvh  errcichon,  dass  es 

1.  den  Parteion  f reistollt,  bei  wiclitigeron  Prozessen  (mit 
Streitwert  von  ülter  Fi-s.  500.  mU-y  wo  or  nicht  in  (leid  schät/har 
ist)  mit  Umgehung  der  ujitciii  Jn.-tanzen  direkt  an  das  Oljorgerirht 
zu  gi'langcu,  wodurch  der  Obergeiiuhtspräsiilent  mit  der  rrozcöS- 
eiuk'itung  l>ctruul  wiinle. 

'2.  den  ()l)orgeriuhtb|>jä6i<h  iit.  n  /.um  Mitgliel  uii  I  Vorsitzenden 
der  Atifsichts^ 'iKialo  fiUM-  S<  liüidl(etreibu!»i:  und  Kuukui^  macht, 
widuvnd  lii.>h«jr  die  kantonale  Justizdirektion  die  bezüglichen 
Funkt iom-n  hatte, 

3.  ihm  einige  weit«Mt'  Klrluore  Geschäfte  xuleilt. 

Der  ( >bpr*^r'i  i<  li(siiiiisi'lrtit  mnss  seine  ganze  Kntfl  uii'!  Zeit 
«lern  Amt  widmen  und  ilarf  kein-  ii  Nebenberuf  betreiben.  Er  be- 
zieht dafür  die  inunerhin  bescheidene  Besoldung  von  Frs.  3000  , 
weim  man  )>erüuksiehtigt,  tlasB  er  i^eehtäwissenschaftliche  Bildung 
besitzen  muss. 

Eine  Ergänzung  zu  diesem  Ciesetze  bildet  die  Verordnung 
des  LanUrates  vom  27.  Dezember  i»etrett'end  üaa  Kinieitungs- 
verfahren  in  den  direkt  an  das  Obergcrielit  gelangenden 
Ci vilstreitigkeitoo.  In  Altiinderung  einiger  liestinunimgen  der 
C'ivil[)roze8s<)rdnung  wird  teil^  obligatorisch,  teils  fakultativ 

anstelle  des  mündlichen  das  schriftlieh-'  Pnr/rsseinleitungRverfahren 
goitetzt  und  das  hieibei  einzusclilagenüe  Verfahren  n&her  festgestellt. 
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12.  SohaffhinBen. 

Beferent:  Dr.  W.  Bnrckhardt,  ProfaBSor  der  Rechte,  Lausanne. 

1.  Oeseta  die  Aufhebung  von  §  477  des  schaff« 
hausischen  Privatrechts  betreffend,  vom  5.  Oktober  1897. 

§  477  lautete:  Eigentflmer,  gegen  welchen  der  Becht»> 
streit  eingeleitet  ist,  kann  das  Eigentum  an  seinem  Orundstficke, 
aoknge  derselbe  fortwirkt,  nicht  flbertragen.^^  Diese  Bestimmung 
stand  mit  dem  frflheren  kantonalen  Betreibnngsgesetae  in  engem 
Zusammenhang  und  fahrte  unter  der  Henschaft  des  Bundesgeeetzes 
vom  11.  April  1889  su  einer  zu  lange  dauernden  Beschrtaikung 
des  Eägentflmers  in  der  Dispoationsbefngnis  übw  sein  Orundstück. 

2.  Gesetz  betr.  die  obligatorische  Viehversicherung 
und  die  Entsoh&digung  fflr  Verlust  bei  Seuchen,  vom 
2.  aUn  1897. 

Die  iSnfahrung  des  Obligatoriums  hat  die  Oewihnmg  ^nes 
Beitrages  des  Bundes  in  gleicher  HOhe  wie  der  vom  Kanton  ver- 
wendete zur  Folge.  Die  Versicherungskreise  fidlen  in  der  Regel 
mit  den  politischen  Genieinden  zusammen;  sie  liaten  meititens  Ver« 
sicUerungskassen  mit  selbststündigor  Verwaltung.  Der  Kanton  leistet 
an  die  Schadenvergütungen  aus  dem  kantonalen  Viuhver.>iclicruiigs- 
fond  einen  jährlichen  Boitin^-"  von  20  ®/o  •  ebensoviel  der  liund. 
Nur  der  durch  KotfuU  rxli  r  Kninkheit  t'ntstaiidc^nc  Scliadeu  winl 
erisetzt  nii>  lit  Hnuiils(  hadfii),  im  Miiiiinuiu  8U%  der  Sc-hätzimgs- 
suninie.  Bei  |K>li/,eilicU  angconliiclci  Schlachtung  von  rfonlen, 
Kindern,  Sdiafen,  Zit^jron  iitirl  Seliweinen  wird  für  getötete  üuuchen- 
freie  Tiere  voller  Schadenensutz  geleistet,  für  seuchenkcanke  äU%. 

13.  Appenzell. 
Referent:  Farsprech  Albert  Hmtle»  Appenzell. 

a)  Appeuell  A./R. 

1.  Steuergesetze. 

I.  llauptsteuergesetz  vom  25.  April  1897. 

a)  Allgemeine  Bestimmungen: 

£s  ist  das  Prinzip  der  allgemeinen  Beitragspflieht  zur  Deckung 
der  Staats-  und  Oemeindekosten  statuiert;  diese  Beitrtge  zerfallen 
in  Vermögens-,  Einkommens-  und  Erbschaftssteuern. 
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Der  Landes-  und  Gemeindeetener-Aiiaatx  vird  je  ffir  ein  Jahr 
vom  Eantonsiat  besw.  roa  der  QemeindeverBaninilung  in  Promülen 
festgeeetet. 

Der  Staat  und  die  Gemeinden  ftlhren  gleiche  Steuerr^ster. 

Die  Einkommenftsteuer  ist  am  Wohnorte  oder  da,  wo  ein  Beruf 
oder  ein  Geschflft  betrieben  wird  und  ebenso  die  Landessteuer  an 
den  Orten  zu  eatricbten,  wo  der  Pflichtigt'  z.  Z.  der  Dekreticrung 
derselben  wohnt  oder  da,  wo  das  steuerpflichtige  Yerm^Sgen  liegt 
Bevormundete  steuern  in  den  Geiiieiiidon,  in  denen  sie  bevonnundet 
sind  nn«l  Wasserwerkan lagen  da,  wo  die  Motoren  stehen. 

Als  Steuerl>ehörden  fiuigieren: 

a)  l)i>'  (ii'inoinderäto.  Sie  haben  die  Steuoi'oh]ektfjvoi7.ei<  hnisse 
und  die  Steuern ii-sch lüge  zu  maclien  und  <ii  n  St.  uorbezng, 
<lie  Führung  der  Register  und  die  Kintnigung  iler  Mutationen 
zu  liesoi^eii. 

It)  Die  3e:lifHlngü  liandes'^t»Mierkonunission. 

(•)  \)ov  H.'^j.  rungsnit  als  lei/,tinstanzliehe  HekurfslK-hrinle. 

Dil-  Kl Ik  Iiuiiu:  der  Landessteuer  erfolgt  Mitt»>  Juli  luid  die- 
jernge  der  üenieinilesteuer  in  3  Riten.  Mit  Wer  Beihringimg  der 
Nachsteuern  nimmt  es  die  Pmitis  sehr  streng. 

b)  Vermögenssteuer. 

Steuerpfliehtig  ist  das  gesamte  Keinvennögen,  Die  Hypothekar- 
sehulden  nicht  abgereehnet;  das  im  Kanton  gelei^oiie  unbewegliehe 
Vermögen  und  das  im  Kanton  arlM-itende  <  irxliAftekapital  von 
Nichtkantonseinwohnem  und  die  Heaen^efouda  von  Handels- 
gesellschaften. 

Steuerfrei  sind :  Staats-,  Kirchen-  und  Gemeindegut,  die  I^iegen- 
sehalten  des  Bundes,  gemeinnfltzige  Anstalten  und  Vermögen  tmter 
800  resp.  1200  Frs. 

Rekurse  gegen  die  Vermögenasehfttzungen  der  Landessteuer- 
kommission haben  den  Beweis  au  erbringen,  dass  das  zugedachte 
Vermögen  dfektir  nicht  vorlianden. 

Für  die  Schttaimgen  gilt  der  Verkehis-  und  Kurswert 

c)  Einkommenssteuer. 

Derselben  ist  unterworfen:  Der  gesamte  Netto-Erwerb  —  mit 
Abzug  der  Haushaltungskosten  —  eines  jeden  Kantonseinwohners, 
auch  der  sflmtiichen  Gesellschaften  und  Korporationen,  ebenso  aus 
licibrenten,  Pensionen  etc.,  welcher  ein  bestimmtes  Hlxum  übersteigt. 
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d)  Erbschaftssteuer. 

Dieselbe  wird  mit  Ausnahme  einiger  Bcschrttnknngcn  von  allen 
im  Kantono  auffollenden  Brtjschaftcn,  Vermfichtnissen  nnd  Sehen* 
kungon  erhoben. 

Ztur  Ennittlim^  des  faktischen  Status  wird  eine  amtüclic 

Inventarisjition  vorgonominon. 

Fni  «lio  Eutrichlung  des  SteiieibeU-a^jcs  liaftcn  die  Eito» 
soliilanscli. 

Dio  IjO'/Xigliciieii  Kiliämiissi'  falka  (hnn  St;i,it<'  und  derjonitroii 
(icineiiHlo,  in  Avelt  lier  die  Erl»scliatt  gefallen,  je  m  glei<  ln'ii  Teilrii  zu. 

Hei  den  orstt'u  Ueiden  Steucrarten  kommt  ein  je  zur  ll"'li'' 
des  VeimOgens  oder  Einkommens  und  bei  der  Erbtsehaftssteuer  zar 
Eutfenning  der  Erbberechtigang  pri^ressiyer  Steuerfuss  zur  Afi* 
Wendung. 

II.  Gesetz  betreffend  die  Personalstonor  vom  25.  April. 
Ausser  AmiengenOssigon  beisahlcn  darnach  alle  voUjfihrigcHt 

männlichen  Kantunseinwohner  jährlich  2  Frs. 

III.  Gesetz  betreffend  die  Hundesteuer  rom  25.  April 
Darnach  ist  eine  j&lirliche  Steuer  von  6  tiexw.  10  Frs.  m 

bezahlen  und  fitr  ein  2.  Exemplar  10  bezw.  15  Frs.  Als  Quittuo^ 
wird  ein  Kuntiol zeichen  am  Halsband  des  Hundes  befestigt 

2.  Gesetz  ul>ei'  die  ü e wäii  r  1  eis t u ng  im  V icliliaiiJcl 
vom  25,  April  181>7. 

Die  Artikel  243  IT.  den  •  »M.- l^.  chtes,  vv.  lrhr  Ikmih  MauirH 
l»e/.üglich«M'  Vofsclirifti'n  in  den  Ksintoiicii  siihsidiiire  <ioitung  Iii*'«''- 
weitien  daliin  beschränkt,  d;uss  die  G<  \v;iliisptlieht  d.>«  Vorkäiifors 
Nvogen  Mängel  «ler  Kaufsacho  oder  für  zug«'si('luMle  Kigons<iiaflt'" 
nur  dann  und  nur  insoweit  bestellt,  als  eine  solche  beweisbar  vcr- 
einbtu't  woiilen. 

Ist  keine  Gew&hrsfrist  festgesetzt »  so  gilt  eine  solche 
9  Tagen. 

Der  Mangel  d<>r  KaufsaclH'  mnss  dem  Käufer  vor  Al»lauf  '1'''" 
Qewilhrsfrist  durch  eingeschriebenen  Brief  od(T  auf  amtlirhein  ^^"'^^ 
mitgeteilt  und  Innei-halb  48  Stunden  nach  AbUuf  der  Gewfthrsfri^ 
tierärztlich  festgestellt  sein. 

Bei  strafbaren  Handlungen  dagegen  gilt  ansdrQckUch  die  weite'' 
gehende  Gewährspflicht  des  ObL-Bechtes. 
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3.  Regulativ  Aber  staatliche  UntorBtfltzung  von 
Lehrlingen  für  Handwerk,  Industrie  und  Gewerbe 
rom  20.  Juli  1897. 

Arme  und  fiUuge  JfIngUngo,  die  ein  Handwerk  erlernen  oder 
eine  Fachschule  für  Industrie  und  Gewerbe  bei$udien  wollen,  wurden 
bereits  schon  vorher  nnterstOtzt  durch  Hülfsgcsollschafteu  und  Go> 
meinden.  Diese  UnterstQtsungon  dfiifen  nicht  den  Charakter  von 
ArmenunterstQtzungen  haben.  Nicht  um  die  Thfttigkeit  der  vor- 
erwähnten jsu  mindern,  sdiulem  uro  dicsell«  zu  vennohren,  leistet 
auch  der  f^taat  seine  IkMtrüKe,  die  jedoc  h^  „die  Hälfte  der  von 
Oeiiieiiidcn  und  GeheUachafteu  gelcistetcu  Summe  uiuht  übcr- 
schioit»Mi"  d.üf. 

B»'zrij,didic  Gtjsucliu  ninnnt  die  zuständige  Heliönle  jiMler  Wnlm- 
und  lim  LCorf^oniiMude  (Mit^'t*i:rn,  |)rnft  sie  und  srndi't  si»«  be^^utai  lif<  t 
an  dio  8iK}/ialkoiniui8sioii  für  Handel  uiui  lic\veil>e.  Densellien 
miisson  l»eiliog^on: 

a)  die  S<  lud/.cugnisi!e;  t  ia  Berielit  d<  r  Schiilk'^niniissioii  liWer  die 
G:eistigv   und   körperlich«'  Hefähigung  /.um   Ix-tr.   Bonif;  ein 
/vugiiis  i\]<i>v  ('haraktt-r  und  LoWcnsw.nidoI  des  l'i>t«;iiten : 
h)  ciii   Hi  Ttclit  des  Gein(  iii(h>rates  über  <lie  ökoiioiuiitichüit  Ver- 
hältnisse (h's  IVtenten  und  seiner  Eltern; 
(  )  di-  Ausweise  darülior,  dass  und  was  die  ücmeinde  und  die 
llülfsgcsollseliaften  leisten. 
Die  Kommission  für  Handel  und  (lowerhe  stellt  Anträge  und 
<h'r  Kegierungsrat  geneluuigt  o<ler  verwirft  sie.    D»'linitiv  winl  die 
I  iiterstntzung  erst  zugesprochen  nach  l>efne(1igciid  bestandener 
Prot>exeit. 

Die  staatliclio  H<'itragsloistung  beginnt  jrilo.  h  Mst,  nachdem 
die  Zinsen  der  Fonds,  welche  einige  Gemeinden  l)esitzen,  auf- 
gezehrt sind. 

Die  Gemeinde  und  die  Iliilfsgesellschaften  wfihlen  den  I^hr- 
mei.Hter  und  sehliesson  den  Lohrvertrag  ab,  der  jedoch  <lcn  un- 
gehinderten Besuch  der  Fortbiidungssehule  enn(>glichen  muss.  Der 
Iiehrling  ist  zur  Ablegnng  einer  Fachprflfung  verpfliclitct  und  »teht 
w&hrend  der  liehrzeit  unter  Aufsicht 

Znr  Zurfickorstattung  der  bezogenen  Unterstützung  vorpflichtet 
der  Nichtabflohluss  der  Ijelire  oder  des  Fachstudiums  und  die 
qAtere  (Jkonomisclie  Besserstellung. 
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4.  Instruktion  ffir  die  Qemeinderäte  betr.  Anord- 
nungen bei  eidg.  Wahlen  und  Abstimmungen  und  der 
St&nderatsvabl  7om  8.  Juni  1897, 

5.  RegnlatiT  %xi  den  §§  153  und  156  des  Strafgesetzes 
betr*  Tans  und  Polizeistunde  vom  20.  Juli  1897. 

Dasselbe  rerbietet  das  Tanzen  an  Sonn-  und  Feiertagen  wenifB 

Ausnahmen  abgt»rechnet  und  gehietet  das  Schliesaen  der  Wirt- 

sclmften  um  12  Ulu-. 

6.  Rt '^Milativ  Itctr.  die  Desinfektion  und  die  Be- 
nfttzung  der  Pos i nfekt ionsapparate  vom  21.  Septemb«'r. 

Ti<?i  oltlipiti'ii ,  diing*'iiil  notwoni!5i;i'n  und  ratsamen  Des- 
infi.kti(»ii»  ii  wird  dor  von»  Kanlnn  ;nii;<  s(  lian'ti'  Danipfdesinfektions- 
Ä])pati(t  und  das  da/.u  KosonUers  bestimmte  Personal  verwendet. 
Die  Kosten  trügt  der  Staat. 

Wenn  Desinfektoixin  durcli  ihre  dalierigen  Veniehtimgen  er- 
kranken oder  &terl)en,  so  wird  ihnen  resp.  ihren  Hinterbliebenen 
eine  angemessene  Entschädigung  zugesichert. 

7.  Anleitung  snr  Behandlung  der  DampfdesinfektionS' 
Apparate  und  zur  Desinfektion  vom  21.  September. 

Im  Anhange  zeigt  eine  Instniktion  der  Verfertiger  (Gebr. 
Sulzer  in  Wintertur)  die  Behandlung  des  Apparates. 

8.  Reglement  betr.  die  Aufstellung  und  den  Betrieb 
von  AcetylengaS'BeleuchtungS'Apparaten  vom  9.  No- 
Tember. 

Dieselbe  ist  darnach  nur  gestattet  unt^  Bewilligung  der 
Assekuranz-Kommission  und  unter  Anzeige  an  die  (3emeiude>Felle^ 

polizei-Kommission. 

b)  Appeniell  I./R. 

1.  Ergänzung   zu    Artikel   45    der    k.int.  C.P.r».  vom 

10.  Mäiv.    1S!)2    l)eUettend    die    Prozessinterveuienti^chaft  vom 

11.  Mäi/  KS97. 

2.  Zusätze  zu  §  7  dri  Verordnung  betreffend  die 
Ausflbuug  des  Anwalts-Borufos  vom  25,  November  1892, 
erlassen  vom  Gr.  Rat  den  11.  Ulirz  1897. 

3.  Reglement  betreffend  die  Besorgung  des  Armen« 
Wesens  vom  18.  November  1897. 
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Die  Unterstatsangspflieht  wird  grundsAtslich  dem 
Wohnbesirke  xugesehriebea.  Die  richtige  AuflQbting  der- 
aelben  Aberwa^ht  eioe  oentnle  AnnenkofiimisBion,  welcher  die  Be- 
sirke  jährlich  Rechnung  absul^n  haben.  Die  Kosten  der  Annen-^ 
pflege  werden  aus  staatlichen  und  kommunalen  Leastangen  bestritten: 

a)  Ausserhalb  des  lindes  wohnende  Arme  unterstQtxt  die 
centrale  Annenkommission  direkt. 

b)  Wer  in  einem  Beaike  verarmt  ist,  hat  in  demselben  auch 
das  £iecht  auf  UnterstfitKung. 

0)  Zieht  ein  solcher  aber  fort  und  kehrt  er  erst  nach  2  Jahren 
zurück,  so  Oberbindet  sich  diese  Pflicht  dem  neuen  Bezirke. 

d)  Muss  ein  Armer  in  einem  Spital  zu  ein*»r  Oporation  unter- 
gobiucht  werden,  so  tragen  die  Kosten  Si.uit  und  Bezirk 
gemeinsam,  ebenso  V>ei  Versetzungen  in  eine  Besserungs-, 
Rettuii^'>-.  Inen-  und  dergl.  Anstalt.  Die  Ausfuiirung 
soll  In  r  Voisot  Zungen  besorgt  d*'i  Ht-j^ieningsrat. 

e)  Die  Untei luingiint;  von  Armen  und  Waisen  in's  Armon- 
oder  Wnisoiiliaus  t  i  folgt  unter  W  rständigung  der  Iio/.ii  ks>- 
behürde  mit  dem  Verwalter  eveut.  der  centralen  Anneii- 
hebönle. 

1)  Sterbt'-  und  Üecrdigungskoston  für  Einheimische  trägt  der 
Stjiat  allein,  Mr  Angehörige  anderer  Kautoue  und  des 
Auslatules  gemeinsam  mit  dem  Wohiibo/.irk. 

Wenn  die  Untoi-stfttzung  dun^'h  die  Ptlichtvergessenheit  von 
Vater  o<ler  Mutter  nötig  geworden,  so  werden  dieselben  dem  Straf- 
richter  überwiesen. 

Auf  allfällige  Rückvergütungen  haben  die  beteiligten  Armen- 
kassen prozentnales  Anrocht. 

Klagen  erledigt  die  centrale  Armenkommission. 

Oeächichtlichur  Anhang:  Die  Armenpflege  rulite  nrsprünglich 
all»»iM  in  rleii  Händen  der  Khoden,  die  hh  ;mf  den  heutigen  Tag  Oeschlechter- 
vorUiiiiie  gebh<*btjii  sind.  Innert  den  b'lioden  waren  wieder  die  nächüteo 
Verwaudteu  und  die  ganze  Freundschaft  uii  Unterstützung  plliohtig. 

Das  obige  Oeeet«  ist  nur  die  FormnUerong  dessen,  was  als  Annen- 
gewobnhaitsndit  sdioa  lange  OeltiiDg  gehabt  Baueben  aber  besteht  eine 
ansgedehnte  Wehltbütigkeit  durch  I*rivate,  Vereiue  und  die  Rhoden.  Die 
enge  Begrenitheit  des  Gebietes  lArat  strenge  IndividoalisteRUig  sn. 

4.  Statuten  fttr  das  Krankenhaus  in  Appensell  vom 
18.  Norember  1897. 

63 
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Das  idy]Uaoh  geiegenei  getrftumige  KnnkenhaoB  in  Appenzdl 
ist  durch  freiwillig»  Beitrage  erstanden  und  gratis  an  den  Stint 
fiberg^ngen  und  hat  den  Zveck,  ritantliohen  Einwohnern  de8 
Kantons  sn  dienen.  „Die  Betriebs-  und  Unterhaltungskosten  soUes 
soweit  möglich  durch  die  Ertragnisse  des  Versicherungsverfaandes 
und  durch  die  Knnkentaxen  gedeckt  werden'^ 

5.  Im  Schoosse  der  beirefTenden  Kommissionen  und  in  der 
Appenxdl  I./B.  Vereinigung  fflr  Rechtsknnde  werden  gegen^ürtig 
durchbeiBten: 

a)  Bin  kantonales  Strafgosetx. 

b)  Eine  PatemitAtsvoronlnung. 
o)  Eine  Holwimmonveronlnung. 

♦1)  Eine  Vcronlnung  botit^fffiid  Servil iitenbereiniguug. 
(.')  hAii  neues  Stenorgesetz. 


14.  St  Gallen. 

Referent:  Dr.  J.  Bogeler,  Kantonsgeiichtsscbreiber,  St  Gallen. 


1.  Veror «1  n  II  II ülier  flie  Orpanisation  der  Staats- 
kassa vor  wal  tung  des  Kantons  SL  OuUon  vom  10.  März 
X897. 

Bisher  war  initHst  Kanzleiortlnung  (vom  25.  Juli  ISsUj  <lio 
Beaufsichtigung  und  Fühnmg  des  gesamten  Kechnungs-  und  Kassen- 
wesens dos  Staates  und  der  Separatfonde  (incl.  Kontrole  des 
An  Weisungswesens.  Leitung  der  Sals-  und  Stempelvenvaltung,  Äuf- 
steHung  von  Budget -Jalu-esrecbnung  und  Inventar,  Aufbewahrong 
der  Wertpapiere,  Anti:agsteliung  von  Kapitalanlagen)  der  Kantons- 
buchhaltung, d.  h.  der  2.  Alitcilung  des  kantonalen  Fniaiiz- 
dopartementes  zu^ostnnden;  fAr  die  Feststellung  des  Budgets,  der 
Anweisungen,  die  Kassafühnuig,  den  Rechnungsabschluss,  die  In- 
8i)oktionen  bei  den  Bezirksämtern  und  Spezialverwaltungen  war 
ein  besonderes  „Komptabilttat8*Beglement**  (vom  1.  Januar  1882) 
au^!;esteUt 

Mit  der  Verordnung  vom  10.  Man  1897  ist  an  Stdle  der 
Kantonsbttchhaltung  eine  »Stnatskaasayerwaltung^S  bestehend  aus 
dem  Staatskassaverwalter,  dem  Adjunkten  und  den  nötigen  GehilCen 
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geschiiflßen  worden,  wenn  auch  nnter  der  Leitaim^  und  Aufsidit 
des  lontonalen  Tirninzdepailementfi  stehend,  doch  Belbstftndiger 
funktioniert,  als  die  frfthorc  KantoiisbiK-lihaltiuig,  Ihr  liegt  ob  die 
Leittiiig  des  gosamten  Rechnuiigs-  und  Kaflsaweeiens  des  St«iate8, 
die  Fflhrnng  der  Coutrulhucldialtuiig,  die  Führung  der  Kasse  dor 
Contralverwaltung,  die  Kontmic  flbor  sämtlicho  Kfujsen.  die  Salz- 
und  Stompelverwaltun«:,  die  xVuf.stoUiinu:  <1«  >  Hndj^etfi  niid  doi  .laliies- 
i-oohnuiiK,  die  Verwaltung  der  K:i|tit;il;mlagfa,  <lif  AuflH'walinm«: 
dor  Werti>4ipiere  fdes  Staates,  dor  Fonde,  Fiiirirsphaffs-  und  and«  ii  r 
Depositen)  uu<l  die  liesor^Min^^  und  Ik'gutachtinig  aller  veitt'reii 
vtuu  Uegierung-.srale  oder  di'ii  (7)  RessortdepartenitMiti  n  ihr  zu- 
gewiosonen  Geschitfte.  Auch  hiorffir  ist  eine  spc/.icllo  Vorordnung 
l>f'tret1ond  das  Kassa •  \md  Rechnungswesen  geschaffen,  woraus 
hervorzuheben  ist: 

a)  dass  der  l^ndtrot'^ntwurf  niif  t'iu'T  Aufstelhing  aller  mnt- 
massliflioii.  d;is  kr.nuiuMido  RechnungHjahr  (1.  Januar  —  31.  Dezenibi»r) 
l)e8cliiagenden  Einnnhmon  und  Ausgal^en  dor  Staatskasse  bis  spjltpf;tens 
Ende  Oktober  jeden  .lahres  der  gmssnltlicheü  {^idgetkommisaion  und 
üen  ilitglie<lern  des  grossen  Rates  eingereicht  sein  mnss. 

b)  dass  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  —  die  Stenern,  Ge- 
bniiren.  fixen  Gehälter  der  Beamten  eto.  auBgenommen  —  vom 
betreffenden  Ressortdepartemente  zum  Bexuge  oder  cur  Zahinng 
anzuweisen  sind. 

c)  dass  für  alle  Anweisungen  eine  chronologisch  gefOhrte 
Kontrole  geführt  wird,  die  in  Rtibriken  eingeteilt  ist. 

d)  dass  der  Ka&aaverkehr  durch  die  Ilauptkasse  (Kantonal- 
faank),  die  Kasse  der  Centralverwaltung,  die  15  Bearka-Amtakassen 
und  die  vom*  Begierungaiate  lieatimmten  Zweigkaaaen  vermittelt 
wird,  und  zwar  in  einer  im  Reglement  bestimmt  Torgeaehenen 
Teilnng  der  Funktionen. 

e)  dass  das  Inventar  gesondert  nach  den  Verwaltungen  in 
solche  fOr  Immobilien  und  Mobilien  geteilt  ist 

{)  dass  die  Kassakontrole  bei  der  Hauptkasse  durch  tlgticho 
PrOfung  des  Eaeaarapportoti,  hei  der  Kasse  der  Gentrolverwaltung 
durch  tägliche  PrOfiuig  des  Kasaajournales  und  die  mindestens 
monatliche  Verifikation  des  Kassabestandea,  bei  den  Bezirks-Amts- 
kasaen  durch  Prüfung  der  monatlichen  Eassaabschriften  und  die 
mindestens  jAhrliche  Verifikation  des  Kaaaabestand^,  bei  den  Zweig- 
es» 
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kasson  oiullich  je  nach  (Ut  Betleutuiig  dos  Verkehres  durch  moMt« 
liehe  hh  hallijähiliche  Verifikation  der  Kasso  voUzojren  wird. 

Dem  Finanzdeikirteinente  bleibt  es  vorbehalten,  jederzeit  Kasaa- 
verißkatitjueu  m  nziinehmen. 

g)  dass  die  i{c<  hnungslcgtuif;  l«oi  der  Han})tk;k>se  durch  Tages- 
rajiport  mit  lk»loi7on .  l>ei  der  Knsae  der  C%Mitnilverwaltung  diuvli 
t%li(  li«'  Altgalx'  Kas^ajouniales  mit  Ht  lcg.'n.  Uoi  der  Hi'ziiks- 
Aiiit>kasse  und  den  Zweigkassi^u  duivh  monatliche  Kassaabscliriften 
zu  erfolgen  hat. 

2.  Gesetz  }»etreff  *'iul  die  g<Mverl»l  ichen  Schieds- 
gerichte vom  IG.  Februar  lbU7,  iu  Kraft  seit  1.  Jauuar 
1898. 

Das  17  l'aragraphen  umfassende  (Ipsot/  sieht  die  Kinführuiig 
gewerblicher  Schiedsgerichte  nur  fakultativ  vor,  iu  dem  Sinne, 
dass  sie  für  das  Gebiet  ein  oder  mehrerer  (der  93)  politischer 
Gemeinden  auf  Beschluss  d<;r  Bürgerversjunmlung  für  einzehie  oder 
alle  Benifaarten  durch  den  Ilcgierungsrat  eingeführt  werden  können. 

Die  sachliclie  Zuständigkeit  der  gewerblichen  Schitxls* 
gerichte  erBtreokt  eich  auf  Civilstreitigkciten,  welche  «wischen  den 
Iiilia!.nrn  voo  Gewerben,  Handels*  und  Fabrikationsgeschäften  und 
den  bei  Ihnen  Ix^sohäftigten  infinnliclien  imd  weiblichen  Ängesteliten, 
Arbeitern  und  Lehrlingen  aus  dem  I^enst-  besw.  Lehrvertrage  ent« 
stehen,  sofern  der  Streitweit  200  Francs  nicht  fibersteigt. 

Im  Einverständnisse  beider  Parteien  kann  hierfür  aber  andi 
der  ordentliche  Richter  angerufen  werden. 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  PrSddent  (der  keinei*  Be- 
rufsgnippe  angehSren  darf  und  vom  Beziiksgerichte  je  für  1  Jahr 
gewählt  wird)  und  je  einem  Arbeitgeber  und  Arbeiter  der  betrslFenden 
Berufisart  bezw.  Berufsgruppe.  Diese  Schiedsrichter  werden  alle 
3  Jahre  von  der  betreffenden  Berufsgruppe  gewihlt;  die  QmppeD 
werden  vom  fiegierungsrate  bestimmt.  Es  besteht  Amtsxwang  fAr 
eine  Amtsdauer  fOr  jedes  Mitglied  einer  B^nifsgruppe. 

FQr  das  Verfahren  vor  Schiedsgericht  ist  im  Allgemeinen  das* 
jenige  vor  Gerichtskommission  (keine  AnwUte  —  freies  Beweis^ 
verfahren;  freie  Bewdswflrdigung)  mas^bend;  die  Klage  Ist  direkt 
beim  PrSsidenten  des  Schiedsgerichtes  mOndüch  oder  schriftlich 
anhängig  zu  machen;  Vorladung  inneriialb  2  Tagen  auf  hSchstena 
8  Tage  hinaus,  (fflndliche  ErSlIhung  des  kurz  motivierten  Drteil& 
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Rekttisrecht  innerhalb  5  Tageo  an  Rekurskommission  des  KantonB* 
gerichtes.    GerichtsgebnkreD  von  Frs.  1 — 10  Sailen  in  Oemeinde- 
kasaa;  dieite  hat  den  Richtern  und  dem  Oericlitsschreiber  ein 
SiUiingsgeld  von  Fre.  2—8  zu  entrichtan. 
Aufsiohtsorgan:  Kantonsgericht 

Bis  sur  Stunde  (Jiuii  1898)  ist  aber  noch  von  keiner  Ge- 
meinde die  Einfflhrung  der  gewerblichen  Schiedsgerichte  vollsogen 
worden. 

3.  Neben  einem  am  24.M8rz  1807  neu  geschaffenen  Geschäfts- 
regicment  der  (staatlichen)  St  gallischen  Kantonal- 
bank, mit  welchem  gegenüber  dem  Ineherigen  Reglement  vom 
26.  September  1883  namentlich  hinsichtlich  Darlehen  auf  Liegen- 
schaften, Hinterlagen  nnd  Anleihen  au  Eorpomtionen  eta  eine  den 
Verkehr  erleichternde  Abänderung  geschaffen  worden  ist,  hat  der 
Regierungsmt  am  15.  Mai  1897  eine  neue  Verordnung  be- 
treffend die  medizinischen  Berufsarten  erlassen,  woraus 
hervorzuheben  ist: 

a)  Dass  im  Kanton  St  Gallen  nur  derjenige  den  Beruf  als 
Arzt,  Apotheker  oder  Zahnarzt  ausflben  darf,  welcher  den  von  der 
Bnndesgcsi  t/golMing  betreffend  die  Fteizflgigkeit  des  Hedizinal- 
IK?rsonal8  anfgestellten  Erfordernissen  Genüge  geleistet  bat  (war 
bisher  schon!). 

h)  Dass  ffir  HeV»aniuieu  und  niedere  Chirurgen  ein  kantonales 
Patent  erforderlich  ist. 

c)  DaKs  für  Mas.seurs,  Hühnorauercnoperateurs  etc.  die  Be- 
willigung zui  Hurufsbetreibung  von  der  kunluiialen  Sauitätskommiasion 
einzuholon  ist. 

d)  DiLsH  alle  .Mo<li/.iiialiH'rs<*n*,n  unter  tlor  Aufsii'hl  der  Bezirks- 
ärzle  und  der  Sanitätsktuiimigsion  stehen,  deren  Anunlnungen  sie 
gemäss  iK'Ktehender  Yoi-schiifl»'!!  /u  hefol^fii  liaUcu. 

4.  Am  lU.  Mai  1897  be>ehlubb  der  gic^sc  Kat  im  Wetre  der 
authentischen  interju'etation  von  Artikel  1  des  <irs.  t/.ts  iilicr  (his 
Verfahren  'liei  AiisiihuiiL'^  dfs  kantonalm  Hof.Triiiliims  uml  iltT 
Initiative  (vom  1».  laiiuar  IHJKi),  dass  in  der  gleichen  KiriL^abe 
das  Begehren  um  die  Anonlnung  der  Volksabstimnumc:  nur  nl>er 
ein  (lesetz  mler  einen  (rn)ssratslteschlus8  gültig  gestellt  werden 
kann  und  in  derselben  Eingabe  nur  ein  die  Geset/.gebimg  be- 
treffendes InitiatiTbogehren  enthalten  sein  darf;  das  Anbringen  eines 
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Initiativ-  und  eines  fieferendumsbegehrens  in  deiselbea  Eingabe  ist 
unzulässig. 

Direkte  WranlasBiing  7m  dieser  —  inzwisdion  in  Rechtskraft 
getretenen  —  Schlusänahme  hatte  gegeben  folgender  Umstand: 

5.  Daö  Nacrlitragsgesetss  zum  Gesetze  über  die  Er- 
rit'lituiig  eines  Leii rersenünars  und  .  iner  Kantonschule 
(Einführung  eines  IV.  Seminarkui-sus)  und  das  (neue)  Oesets 
Aber  die  Civilrechtspf lege,  beide  Gesetze  vom  grossen  Rate 
am  16.  Februar  1897  angenommen,  waren  in  derselben  Ein> 
gäbe  dem  Referendum  (Volksabetimmtmg)  unterstellt  und  daduich 
zu  Falle  gebiacht  worden ;  ein  Stein  des  Anstossee  war  nicht  sowiriil 
das  CivUrechtspfiegegesetz,  als  vielmehr  der  IV.  Seminarkursus  ge- 
wesen. Da  aber  auch  egoistische  Interessen  ISnzelner  dem  CiviU 
recbtspflegegesetz  ein  Bein  stellen  sollten,  verfiel  man  von  inter- 
essierter  Seite  auf  die  Idee,  beide  Gesetzesvorlagen  in  einem 
BelerendumsverCBhren  zuaanunenzukoppeln  und  dadurch  dem  «cheren 
Untergang  des  lY.  Seminarkursus  auoh  denjenig^  des  Civilreehts- 
pflegegesetses  —  das  für  sich  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  die 
Klippen  des  Referendums  umgangen  hätte  —  folgen  zu  lassen. 
Während  das  ,«Seminaigesetz**  13  584  Annehmende  und  21624 
Verwerfende  auf  sich  vereinigte,  brachte  das  „Civilrecht^pflcge- 
gesetz'^  die  Zahl  der  Annehmenden  auf  16558,  während  die  Vor- 
werfenden nur  17  576  ausmachten. 

Diese  Art  der  Ausfibimg  des  als  Volksreoht  gepriesenen 
firicoltativen  Referendums  Und  bei  dieser  Gelegenheit  eine  sehr 
scharfe  Verurteilung;  der  Ansdnick  hieran  liegt  im  grossrätlicheo 
Beschlüsse  vom  9.  Mai  1897. 

Das  verworfene  Civilroehtspfl^egesetz  soll  mit  einigen  Modi- 
fikationen im  Ni>veniber  1898  nenei*dings  dem  grossen  Rate  zur 
Behandlung  einirobracht  weiilen;  es  stellt  zu  erwaiten,  daas  es 
diesmal  unbeansiiiudet  [lossieifn  werde. 

6.  Am  20.  .luli  1897  erliess  der  Ii  ^ionrngsrat  eine  Yor- 
ordinnig  iiet re flciul  'Icii  Verkehr  mit  kiiiistlicheh  kohh  n- 
sauron  (fotränken  (kiiiistliehes  krihUnisauies  Wasijer.  Seltois-  iinJ 
Sodawasöi-r ,  Syphoiis,  Bniusi*litu<tuaUen  und  ähnliehe  Fal'iikate). 
Aufsichtsorgaii  nl>or  *V\>-  Kozgl.  Fahriken:  die  Oi*t8gei>un<lheit«>-Kom- 
miwiion  und  anderweitige  Funktionäre  dei  Sanitätspolizei.  Das  zur 
Vcrwcudimg  gelangende  Wai^ser,  daö  reiu  und  gut  beiu  muss,  ist 
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vorerst  chemisch  zu  untersuchen.  Bestimmte  Vorschriften  Über 
Herstellung  und  Verwendung  der  öhemisoh  reinen  Kohlensfture, 
die  fieflcbaffenheit  der  Impiflgnier-  und  AbfQli-Maadiinen,  die  Be- 
leitiiDg  von  limonade  gaxeiiae,  die  HelaUiassnngen  der  Syphons, 
AuesohankBteUeii;  BuBsen  im  Falle  der  Obertretnng  5 — 150  Fninoa. 

7.  Mit  Verordnung  vom  oa*  ^"r  ^^^^  betreffend  die  iLirch- 

liehen  VerhftltniBse  der  Evangelischen  in  Oossan  und 
Andwil,  sowie  Ab&nderung  ron  Artikel  2  der  ovan< 
gelischen  Kirchenordnung  des  Kantons  St  Gallen  Tom 
26.  Oktober  1881  wurden  die  evangelischen  UnwohnM*  fraglicher 
2  Gemeinden  aus  dem  Kircbgemeinds«  Verbände  Flawil  loegelOst 
und  „der  neu  gegrOndeten  evangelischen  Kirohgemeinde  Gossau" 
aeugeteilt,  welche  zur  Erhobwnp  von  Stenern  berechtigt  sein  soll. 

8.  Am  23.  Noveiiil'cr  isi)7  ciliesH  clor  Regiornnir-i-.it  eine 
Yo  f  n  id  II  u  n  betri^ffond  <1  i  e  ( )  rga  iii  s  a  t  i  d  n  (ior  staat- 
lichen Kornhausverwaltung  in  Korschach  und  eine  eben- 
solche nber  den  Betrieb  des  Kornhauses  Rorschach. 

Dadurch  wurden  ausser  Kraft  erklärt  die  Komhaus-  und  Korn- 
markt- Polizeiverordnung  fflr  Rorschach  vom  17.  April  1868  und 
der  Beschluss  betreffend  die  Besorgung  des  Haus-  und  Markt- 
dienstes im  Kernhaus  und  dessen  Dependenzen  in  Rorschach  vom 
28.  Dezember  1886,  sowie  die  Betriebsverordnung  vom  17.  August 
1887. 

9.  Am  13./26.  November  1897  trafen  die  Kaatone  St  Gallen 
und  Appenzell  i./K.  eine  Übereinkunft  Qber  das  Verfahren 

bei  HandÄndorungcn  und  hypothekarischen  Verpfän- 
dungen von  Liegenschaften  auf  beiderseitigen  Kantonis- 
gre  n  ze  n. 

Darnnch  ist  die  ffandänderung  oder  Ii yp< »thekarische  Vor- 
j»fändunt;  von  Gnuid.stiUkeu ,  die  zusammen  ein  Besitztum  mit 
Hans  un  l  lloimat  MMon,  von  denen  aber  ein  Teil  auf  St  Gallischem, 
der  andere  Teil  auf  Ap|>enzelli8cliem  Temtorium  licpt,  von  iler 
zuständigen  Behörde  desjenigen  Kantons  vorzunolinion,  in  dessen 
Gebiet  sich  das  Haus  befindet:  sind  mehrere  Häuser  dereelben 
liegenscbaft  vorhanden  un  l  ^toht  eine  in  diesem,  das  andere 
im  anderen  Kanton,  so  ibt  diu  üaudäudenmg  oder  Verpfandung 
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Ton  den  Behöi-den  desjenigen  Kantons  vorzunehmen,  in  welchem 
der  grtesere  Teil  der  Liegenschaft  sich  befindet. 

Ebcn^io  verhält  es  sich  bei  einem  Gnindstücke,  in  welchem 
da»  Haus  au!  der  Qrenslinie  t»teht,  oder  wo  Qbcrhaupt  hein  Haus 
xur  Liegenschaft  gehOrt 

Isolierte  Grundsttlcke  sind,  auch  wenn  sie  su  einem  in  andeien 
Kantonen  gdegenen  Beaitxtum  gehOren,  da  zu  fertigen  oder  zu 
verpfihiden,  wo  sie  gelten  sind. 

Von  jeder  HandAnderung,  oder  beabsichtigten,  oder  erfolgten 
Yerpttndung  ist  der  Behfirde  des  anderen  Kantons  xur  Vormerkung 
eventuell  RttckSusserung  (über  bereits  Altere  Verpfändungen)  Kenntnis 
2u  geben* 

10.  Hit  Beschluss  des  grossen  Rate»  vom  17.  November  1697 
trat  der  Kanton  St  Gallen  am  X.  Januar  1898  dem  rwiachen 
den  Kantonen  Bern,  Freiburg,  Waadt,  Wallis,  Neuenbürg  imd  Genf 
am  13.  Februar  1892  gesclilossenen  Concordat  Über  die 
Stellenvermittelung  für  Dienstboten  im  Inlande  bei. 

Demsufolge  ist  sur  Errichtung  eines  Stellenvermittelungs- 
bureauB,  oder  einer  Plazierungsagoatur  für  Dienstboten  beideilä 
Geschlechts,  Bediente,  Kutscher,  Bauemknecbte,  Kammemiftd<to, 
Kellner  und  Kellnerinnen,  oder  anderer  ^eiohartiger  AnsteUungeti, 
vorerst  beim  kant  Polizeidopartoroente  die  Bewilligung  dnzuholen, 
w^che  jedes  Jahr  erneuert  werden  muss.  Das  Patent  kostet 
Fi-s.  5  50  pro  Jahr,  gleichzeitig  ist  eine  Kaution  (für  die  pünkt- 
liche KrfflUung  der  Yerpflichtungon)  im  Betrage  von  50 — 300  Frs. 
zu  hinterlegen.  Genaue  und  ruhrizierto  RegiHteHiihnui;:  vi.ii^e- 
8chriel»cn.  Den  ^teilc^uchenden  Penjoncn  dürfen  niclit  in^lir  als 
50  Cts.  Einschreibgebühr  angerechnet  werden ;  für  die  übrigen 
Kosten  ist  ein  spczifi/.i<.rttr  Tarif  aufzustellen,  «1er  vorei'st  V»ehr»nl- 
lich  geiK'liiniL'l  wenlen  rauss.  Obertretnniren  >in'l  vum  (.remeinde- 
rate,  l»ei  Küektali  von  iler  üent  ii»skuiiaiu.shiun  Mi  b<Mirteilen. 

11.  Am  IH.  November  18f)7  erlies»  der  grusiM:  Kat  ein 
Oesetz  betreff<  ii«l  Massnahmen  gegen  die  Reblaus.  Je<le 
Gemeinde  hat  Rebknunuismoneri  zu  bestellen,  welche  die  von  den 
kant.  oder  •  idgenöss.  Behörden  erlassenen  Gesetze  und  Vemrd- 
nungen  handzuhuben  verpfli'  htet  sind.  -  -  Bei  Auftreten  der 
Reblaus  Anzeigeptlicht  an  kaut.  Depaitement,  Absperrung  der 
Urundstücke.    Fühlung  eines  KebbucUet»,  Gründung  eines  Keb- 
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fonds  Sur  Bestreitnng  der  ans  der  BehUusbekAmpfung  und  Ent- 
Schädigung  an  die  Landwirte  erwachtenden  Ausgaben.  Der  Fond 
wird  gebildet  aus  Beitrflgen  der  Bebenbesitxer,  des  Antons  und 
des  I^dea.  Bebenbesitzer  und  Kanton  Tsahl&n  hierfttr  j&hrlich 
1  7oo  ^  VerltebrBwertea  der  Beben,  Sntschldigung  der  durch  die 
Reblaus  geadiftdigten  Bebenbesitzer  nach  detaillierter  KasuiatiL 
SchAtaungskommlssion.  Busaen-Beetinunuogen  fflr  Übertretung  von 
Vorschriflen  oder  Weisungen. 

12.  Die  Frage  der  Anerkennung  der  oh ristkatholi sehen 
Genoasensohaft  St  Gallen  als  Offentlichrechtliche  Korpo- 
ration ist  in  der  ordentlichen  Winterseeaion  de»  grossen  Batea  im 
Sinne  der  Nichtanerkennung  entschieden  worden.  (Grose-Bate- 
beachluss  vom  27.  November  1897.)  Hiergegen  haben  die  Christ- 
katholiken den  staatsrechtlichen  Bekurs  an  das  schweizerische 
Binide^S^cht  ergriffen.  (Behauptung  der  Verietsung  des  Artikel  50 
Abs.  3  der  Bundesverfassung.)  Der  Bekurs  ist  dort  noch  pendent. 


')  Mit  Urtoil  vom  10.  Novembei  JSDS  hat  dius  Bundesgericht  den 
BekttVft  ffir  b^üodet  und  den  KaotOD  als  pflithüg  erklärt,  der  bestehenden 
Christkatholiscfaen  GenosBenachaft  in  der  Stadt  8t  Gallen  die  Eigenschaft 
einer  öffeDtlicb-reohtlioben  ktrcblichen  Korporation  zu  verleihen. 

Der  Entscheid  hat  schon  an  sich,  beMOudors  aber  wegen  der  mögliohen 
Konsequenzen  in  der  ganzen  Schweiz  einiges  Aufsehen  erregt 

Artikel  511  Absatz  3  lautet: 

„AnHtatide  ma  dem  offentliuheu  uder  Privatrecbte,  welche  über  die 
Bildung  oder  Trennung  von  Beligionsgenoasenschaften  entstehen,  kdonen 
auf  dem  Wege  der  Beschwerdeführung  der  Entscheidung  der  zuständigen 

Bundesbohörden  unterstellt  werden.** 

Das  Bundesgericht  hat  angenommen,  der  Artiiiol  enthalte  nii  ht  Mos 
eine  formale  Kompetenzbestimmnnp  (wis'  man  zuniirhst  aus  dem  Wnitlatite 
srhliesnen  würde),  gondern  er  verleihe  liiiei  (iruppe  von  Individuen 
materiell  da^  Hecht,  hicIi  von  einer  bestehciuleu  fieligioosgenossem>chaft  zu 
trennen  und  ans  der  Trennung  Anspräche  (z.  B.  auf  einen  Anteil  am  Ver- 
mögen) geltend  zu  machen. 

Da  nun  nach  St.  (Jallischem  Rechte  da-s  öffentlieho  Kirchcugut  seinen 
lechtlichi  ii  Cliarakter  nicht  verlieren  und  seinem  Zwetko  m<-\\i  entfremdet 
werden  dürfe,  so  wenle  ein  Anspnirh  darauf  blos  einer  off  entlich-recht- 
lichen KorfKjraUun  gegeben.  Daher  müsse,  trotzdem  sonst  eine  bundes- 
rechtJiche  Verpflichtung  für  die  Kantone  nicht  bestehe,  emer  Keligiontr 
genoesenschaft  öffentlich« rechtUchen  Charakter  zu  verleihen ,  der  Kanton 
8t.  Gallen  der  Genoesenschalt  diejenige  formale  Rechfawtelinng  zukommen 
lassen,  ohne  welche  sie  einen  Reebtsansprucb  nicht  erheben  könne. 
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13.  Ala  unerledigt  figuriert  auf  der  Traktendenliete  des  groeaen 
Bfttas  pro  31.  Dezember  1897  folgeiule  Qeeetseevorlage: 

Geseix  über  die  Expropriation,  welches  in  Auaführang 
des  Artikel  31  der  kant  Verfassung  die  Qesetxe  flb^  Abtretiug 
von  PriTatrechten  fflr  Öffentliche  Zwecke  vom  23.  April  1839 
(Staat,  politische  und  Ortsgemeinden),  30.  Hai  1861  (Kirchgemeindei)), 
8.  Pebruar  1866  (8chulgemeinden),  30.  Januar  1873  (Abtretung 
von  Waasenjnellen)  und  10.  Hai  1881  (ScibiessplatxexpropriatioD) 
revidieren  sdl. 


15.  Graubünden. 
Referent:  Dr.  Aloys  SteiiiliaiiM»r,  Sagens. 


a)  GMetBgftlnug. 

1.  Gesetz  betreffend  Beteiligung  des  Kantons  am 
Ausbau  des  bündnerlschea  Sch malspurbahnnetzcs,  den 
5.  Juni  Tora  Grossen  Rat  und  den  28.  November  an  der  Volk:»- 
abstimmung  angenommen. 

Lange  Jahre  arbeitete  der  Kanton  Graubüiulen  uncl  zum  Teil 
mit  ilim  «Ii»  L;iuizo  Ostseliweiz  an  oiiier  ostlichen  Alpenbahn.  Allein 
die  Kiu:i(  vli'S  armen  Kantons  waren  zu  ijch\viit.h,  'lieseu  grossen 
Phiii  aius/jiführen  und  von  seinen  Mithelfern,  in  <ler  Ostschwciz 
und  im  !«ndli<  h<'ii  Deutschland,  kam  i'bmfalls  keine  Hilfe.  Italien, 
das  Heiligt  das  gr<"sste  Interesse  an  die.M'r  liuhn  hätte,  blieb  ohne 
Initiative  und  ohne  irntMulwio  ein«?  Hilfe  anzubipten.  Vi<'h^  Biindner 
und  \vir  mit  iUrk'ii  »lenken  noch  jetzt,  »lie  iionrmlo  M-tlitlu'  Aij'fii- 
bahii  mnss  mul  winl  k<»nnnen  mir  braiicht  es  dazu  seine  Zeit, 
—  Für  einstweihg  ist  aber  an  eine  Durehfülnun?  dieses  Planes 
nicht  zu  denken  uml  so  warf  «ieh  <1er  Kanton  Oiiuibünden  mit 
allen  seinen  Kräften  auf  den  Bau  innerer  Baluien  und  zwar  vr.n 
Sclimalspurbahnen.  Diese  lass<_'n  sich  unserem  schwierigen  Terrain 
l>esser  anpassen,  sind  Ijcdeutend  billiger  und  genügend  ziu*  Be- 
wältigung  des   inneren,  unter  den  verscliiedeneu  Thalschaften 

Idi  habe  es  für  nötig  gehalten,  die  Argumentation  unseres  höchsten 
Geriditshofes  hier  wiederzugeben,  da  ohne  dieselbe  der  Leser  wohl  kaum 
eine  Beziehung  zwtsoben  dem  Spruche  desselben  und  der  oben  mitgeteilten 
Veifswungsbestimmong  herauagefunden  hitte.  H.  0. 
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herrachenden  Verkehrs.  Sodaon  hatte  eine  Privatgesellschaft  bereita 
eine  solche  SchmabpurlMhii  von  Landquart  nach  Daves  und  von 
Landquart  nach  Thusis  hergestellt  und  so  gewissermassen  den  Weg 
Torgexeichnet,  den  die  innere  Entwicklung  unserer  Eisenbahnpolitik 
nehmen  sollte. 

Durch  das  eriassene  Gesetz  erwarb  der  Kanton  6000  Aktien 
der  rfttischen  Bahn  (Landquart  ^-Davos,  Land(|nart — Thusis)  und 
wurde  dadurch  der  Hauptaktionfir  der  ifttischen  Bahn.  Endzweck 
des  Gesetzes  ist:  alle  Hauptthalschaften  des  Kantons  successive 
unter  sich  mit  Schmalspurbahnen  zu  verbinden;  in  erster  Linie 
aoUen  aber  gebaut  werden  eine  Bahn  von  Thusis  nach  dem  Ober- 
engadin  und  von  Reichenau  nadi  Jlans.  Diese  zwei  Bahnen  sind 
gleichzeitig  und  als  ein  einheitliches  Unternehmen  zu  finanzieren. 
Der  Kanton  beteiligt  sich  am  Ausbau  des  bflndnerischen  Schmal- 
spurfaahnnetzes  mit  F^.  40  000  in  Aktien  per  Kilometer.  Bd  Bahn- 
strecken, deren  Anlagekosten  Fr.  200000  und  mehr  betragen,  ist 
die  Aktienbeteiligung  des  Kantons  Kr.  40  000  und  bd  T^neb 
von  mehr  als  3  Kilometer  Lftnge  Fr.  70000  per  Kilometer.  — 
Diese  Beteiliguug  des  Kantons  tritt  nur  dann  ein,  wenn  die  an  den 
betreflbnden  Linien  Interessierten,  z.  B.  Gemdnden,  Private  etc., 
Aktion  im  Mininialbetrage  von  Fr.  25  000  per  Kilometer  nehmen. 
Das  nocli  zu  den  Beiträgen  dos  Kantons  und  ilor  Genieinden  oder 
Privaten  nfttige  Geld  für  den  Bau  der  Hahnon  ist  auf  dem  Wege 
der  Aaleilic  zu  >tesorjren.  Besondoi-s  zu  liemerken  ibt  noch,  dass 
die  schwcizeriscliH  Ki«i>;onos«en.sehaft  den  liOndneriseben  Elst  nt»alm- 
l>au  mit  Fr.  8  000  000  uiiU-r.stützt  hat  uiul  zwai-  iu  Füim  vuu 
Aktien,  verzinsliel«  erst,  nachdem  die  ühiigen  Aktien  des  Kantons 
und  der  Gerneinden  S^^/^  %  7Am  a>»cretnigen  haben. 

Dieses  Go<ä<>t7,  ist  für  umpoivü  Kauton  von  c?rö.sster  B^^deutnntr. 
Wir  ^laubi.>ii ,  lialM!  ilio  s'  hw  ici  iLif  Anf!2;7il>o.  unfern  Kaiitnii  mit 
Sebmalsjnirhahni'ii  zu  vois'-hou.  in  iit\sier  Weise  gelöst.  Wa»  uns 
iR'sondeis  aui  Gesetze  gefällt  if>t  dies,  dass  eg  «hifür  s«itu't.  <iass 
Kanton  un<1  G.^moinden  beim  ganzen  Unternehmen  alä  Uauptaktiouilrc 
Heft  und  Fühlung  in  ihr^n  Hllnden  b^^balten. 

2.  Gesetz  betreffend  liinUviehvor^icherung,  von 
demfielljen  Datum. 

Zweck  des  Gesetzes  ist  die  Gründung  von  Viehverficlionuigs- 
gesoUsohaften  im  ganzen  KAntou.   Die  Paragraphen  1 — 1>  bcliaudcin 


Digitized  by  Google 


lOflO  — 


die  Art  und  Weise  der  Ernohtuiig  der  (iesellschaft .  von  dem 
Prinzipc  ausgehend,  dass  jede  Gemeinde  für  sich  eine  solche  Gesell- 
schaft (»rganisioron  »uid  gründen  boUi  wobei  es  aber  mehreren  ein- 
zelnen Gemeindon  nicht  benoinmen  Bein  soll,  unter  8i<>h  zum  Zwecke 
der  Gründung  einer  einzigen  gi-fisseren  Gesellschaft  sich  zu  veieioigett. 
Stimmen  zwo?  Djltteile  aller  ständig  in  der  Gemeinde  wohnenden 
Kin<lviehbesitz«?r  für  Errichtung  einer  Viehversichenuigsgesellsiliaft, 
so  ist  (Ii*  gor  fiee(üilu68  fOr  eftmtitche  Bindviehbeeitser  der  Oemeiade 
verbindlich. 

Der  Charakter  einer  solchen  ViehTeruoberungakaase  ist  der 
einer  ftfCmtlich-rechtlichen  Korporation. 

Fhnigniph  8  behandelt  die  Auflösung  der  Qeeellschaft,  Fkia- 
giaph  9  und  10  den  Umfuig  derselben  mit  Beasug  auf  das  zu  ver- 
stohemde  Vieh  und  mit  Besug  auf  die  einzelnen  Viehbesitaer. 

Die  VerBicheningsanatalt  leistet  den  Oenossen  finatz  für  den 
Schaden,  den  sie  durch  Kmnkheit  oder  UnbU  mit  nacfafolgendsm 
Tod  oder  nStig  gewordener  Tttung,  sowie  durch  Uoistehsn  ve^ 
sicherter  Tiere  erleiden.  Der  Eisatz  darf  80%  des  wirklichen 
Schadens  nicht  fibersteigen.  Der  Kanton  besahlt  Beitrlge  im  Be- 
trage von  30%  der  Ijeistungen  der  Mitglieder  (Prämien).  Ebenso 
viel  erhAlt  die  Oesellsohaft  von  der  Eidgenossenschaft 

AufaichtsbdiSrde  und  letzte  Instanz  fflr  Streitigkeiten  zwischen 
den  Genossen  einer  Viehversicherungsanstalt  ist  der  Kleine  Rai 

Auch  dieses  Oesetz  entspricht  einem  schon  langst  dsgeweeenoi 
Bedürfnis  unserer  BauembevOlkerung  und  verspricht  für  dieselbe 
von  guter  Wirkung  zu  sein. 

3.  Polizeigesetz,  von  denmelbai  Datum. 

Der  ernte  Teil  umfesst  das  Polizei'Strafgesetz.  Die 
1  — 10  behandeln  die  allgemeinen  Bestimmungen,  danmter  die 
Strafarten,  die  Minderjährigen ,  den  Versuch,  die  Verjähnmg,  die 
Schadenei-Siitzfoi-derungei)  aii.s  .Stnifveri;ehfii ,  die  11  — 16  die 
Vergehen  gegen  die  Staatsgewalt,  die  §§  17—25  die  Vergehen 
gegen  die  Religion  und  die  Sittenpolizei,  wonuiter  besnnders  §  24 
eine  Erwähnung  vfiilit-nt.  Er  bestimmt,  tiaäi»  Hetnuikeii«-.  die  dun-h 
ihren  Zu-taiid  ülVcntlichcb  Ärgernis  errogen  und  binnen  .Jaliresfrist 
wi(>iI('iholt  m  diesor  Weise  beti-eteu  werden,  mit  Geldbuss*^  hi«  zu 
50  Fr.  wler  li-  füiiLMiis  bis  zu  1  Woche  zu  bestrafen  s«;ien.  (ilvi^  h- 
zeitig  kann  dcui  Schuldigen  der  Bci^uch  von  Wirtshauäeru  bis  auf 
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2  .Ii\li!-e  verboten  wei-den.  In  crleicher  Weise  sind  auch  Wiite  und 
Kleiiiverküiifer  geistitrer  (ioträukc  zu  bestrafen,  welche  in  Kenntnis 
des  \Viitsliau.sverl>ott'ö  den  ilainit  Belegten  fjjeistige  Grträiike  verab- 
reichen. —  Die  §§  28  —  30  sproclien  von  den  Verc:ehen  gegen 
körperlichi!  Sicherheit  und  (itsundheit,  die  §4;  37  —40  von  den 
Vergehen  fr«^c:on  das  Eigentum,  die  §§  41 — 45  von  der  Vt  rlännidung 
und  Ehrciikiäiikuug  und  die  §§  46 — 47  von  der  Verletzung  von 
Geheimnissen. 

Der  zweite  Teil  unifasst  das  Polizei-Strafverfahn  n.  Die 
zuständige  Stelle  für  Vergehen,  die  iintiM-  das  Polizei -Strafgesetz 
fallen,  sowie  für  gewisse  Vergehen,  die  dem  Strafgesetz  unterteilt 
sind,  ist  der  Ausschuss  des  Kroisgeriehtes  oder  das  ganze  Kreis- 
gericht. Die  §§  5 1  —  53  behandeln  den  Qeriohtsstaad  und  die 
§§  54—03  das  Verfahren  im  Speziellen. 

Auf  dem  Wege  der  Verordnung  erhielt  der  Kanton  Qrau- 
bQnden  noch  folgende  Bereicherung  seines  objektiven  Rechtes: 

1.  Hoglement  tür  die  Revisoren  der  Graubündener 
Kantoiian»ank; 

2.  Revision  der  Statuten  der  OraubQndener  Kantonal- 
bank; 

3.  OehaltsÜBte  der  kantonalen  Beamten  und  An- 
gestellten. 

Alle  diese  Verordnungen  sind  von  lokaler  Bedeutung  und  glauben 
wir  hier  nidit  des  Näheren  auf  dieselben  eintreten  zu  sollen. 

b)  Literatur. 

J.  Danuser:  Die  stiuitlic  lien  liuheitsrechte  des  Kantons  Qrau- 
bOnden  gegenüber  dem  Bistuiu  Clmr. 

AI.  Steinhauser:  Das  Zw^verht  nach  den  liündnerischen 
Statutarreehtetk  Mit  einem  Exkui*»  über  die  „BQnduergeroeinde*'. 
(Zusatz  des  Einsenders.) 


16.  Aargaii. 

Referent:  F.  X.  Eggspfihler,  GcrichtsprSsident,  Zurzach. 

Nach  der  Staatsveiisssang  fOr  den  Kanton  Aargau  vom 
23.  April  1885  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Oesetz  und  Dekret. 
SImtliehe  Gesetze  des  Kantims  Aargau  sind  der  Volksabstimmung 
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zu  nntorbreiton  (obligatorifichet  Referondtim),  wälireod  der  Oroose 
Bat  dio  Dekrete  definitiv  beschlieMt  und  erlSsst 

A.  Im  Jahre  1897  wurden  folgende  Qefleüse  der  Genehmigung 
des  Volkes  unterRteUt: 

I.  Oesctz  Über  da»  Jagdwesen  vom  23.  Februar  1897. 
Das  aai^uische  Volk  hat  am  3.  Mai  1896  das  folgend«*  Initiativ- 

liegchren  angenominen: 

„Das  vorgenannte  Jag<1gesetz  sei  lieffirderlidi  so  abauSndern, 
dasB  das  Jagdrecht  gnindsfttsltch  an  das  Eigentum  Übergeht  und 
die  Ausübung  der  Jagil  namens  der  betreffenden  OrundeigentAroer 
auf  Onmd  des  Bundosgcsotzes  ai>er  Jag<1-  und  Vogelschiitx  durch 
(Ho  (Jonieindo  verpachtet  wird.** 

OostQtzt  auf  dieses  V(»lksl>egeluen,  hat  der  Grosse  llat  oin 
neuos  Ooaet/  ansgoarboitet,  worin  dio  wichtigste  Aonderuiif;  »luiia 
lK?8toht,  dass  «lio  Jagdberechtigung  dem  Staate  aV>gf»nonunen  und 
auf  einen  andern  H<  ie<  htitrten  nhoilragen  wonlen  nmssto.  Wer 
dieser  Berechtigte  sein  .■'ull,  (Ui  ül»  r  waren  die  Ant^ichten  im  S'  hosse 
dos  li»'^Morung8rates  und  des  Grossen  Rates  creteilt  Man  einigte 
sieh  schliesslich  aber  dahin,  dass  die  .Iag<ll«*rwiitigung  den  Ein- 
wohnergenieindon  zusteht  und  dio  Jagderträguisse  denselben  m 
(re'iQV  Verfiigung  zufallen  sollen. 

Dieses  Gesetz  wurde  vom  aargauischen  Volk  mit  grosst^ni 
Mehr  angenommen. 

II,  Das  Gesotz  betreffend  das  Brandversicherungs- 
wesen vom  25.  Mai  L^OT. 

^Väi^•end  der  Aargau,  die  Wiege  der  staatlichen  Feuerver- 
sicherung in  der  Schweiz,  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts 
auch  die  führende  Stdlo  auf  diesem  Gebiete  einnalun  und  M  den 
Verbesserungen  im  Hrainivei"sicherungswesen  mit  dem  guten  Bei- 
spiel voranging,  ist  seit  Ende  der  50  er  Jahre  tan  Stillstand  einge- 
treten, der  schliesslic'h  dazu  geführt  hat,  dass  unsero  Brandassekurans- 
kasse  in  der  letzten  Reihe  der  schweizerischen  Biaudversichenmgs^ 
anstalten  mai-sdiiert. 

Die  unverliftltnismftssig  hohen  Brandf>tenern  waren  es  l»esonders, 
welche  den  Anstoss.  lur  Revision  des  im  Jahre  1865  erks^eneti 
Brandvereicherungsgesetxes  gaben  und  demgemäss  mussten  die 
Bevifiionsarbdten  in  erster  Linie  darnach  trachten,  den  UrsadieD 
dieses  Übelstandes  auf  den  Qnind  zu  kommen  und  sie  an  beseitigen. 
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Die  Hauptscfanld  an  den  hohen  Brandsteuera  im  Kanton  Aargau 
war  dem  Umstände  xusttschreiben,  daas  die  ohnehin  von  An&ug 
an  ungenflgende  Ofganiaation  der  Brandveraichernngs-Anstalt  mit 
der  weit^henden  Entwicklung,  welche  das  Versicliemngswesen  in 
den  leisten  Oexenien  genommen,  nicht  Schritt  gehalten  liat  Die 
sämtlichen  staatlichen  FeuenrersichemngSoAnstalten,  auch  die  privaten 
Oesellachaften,  litten  in  der  ersten  Zeit  nach  ihrer  Qrfindung  an 
den  gleichen  Unvollkommenheiten,  wie  die  aaigauische.  Dann  aber 
machten  sich  nach  wid  nach  die  M^rzahl  der  kantonalen  Analalten 
die  Gesetze  der  Versicheningst^chnik,  welche  die  privaten  Qesell- 
Schäften  an  Hand  der  Erfalirung  und  unter  gewaltigen  I^istungon 
an  statistischer  Arboit  profunden  hatten,  zu  Nutze,  während  tliea 
hei  der  aarpraiiis(  lu'ii  Anstalt  iiit  ht  der  Fall  war.  Verhäng'nisvoll 
nuissto  ahiT  ijcr  .\n^1al1  In  i  hatÄUche  wenlen,  dass  mit  der  fort- 
schreilt  ixliMi  Eatwickhuiu.  iiainentlich  der  Industrie.  Gelwludeweiie 
in  Ver^^ichr-iung'  cenonnnt'ii  und  l»ehaltea  woi-den  niussten,  dir  im 
BmndfiiU  uichv  als  die  gcsiimte  Jahroseiniialinio  Ipoaiispriiclion 
konnten.  Das  (M»f:et7,  vom  .lahre  180r>  bot  keine  llamlhalie.  um 
die  gehäuften  Kirniken  räuuilidi  i\.  Ii.  durch  das  Mittel  di  r  Hück- 
vei-^tiehenmg  oder  zeitlich  d.  h.  durch  die  Ansauimlung  eines 
Reservefonds  zu  verteilen. 

Dieser  Erfahnuig  Lrenijlss  wurdori  folgende  gi'undl(^eudo 
NeuenmjTen  in  »las  Gesetz  aufgenommen: 

1.  Einführung  einer  Organisation,  welche  gestattet,  die  Anstalt 
dem  heutigen  Stand  der  Versicheruugstecbnik  entsprechend  2U 
verwalten. 

2.  Gesetzliche  EinfQhrung  der  Rückversicherung. 

3.  Sammlung  iMu^r  entsprechenden  Reserve. 

Neben  Einführung  der  erwähnton  gnmdlegenden  Neuerungen 
hat  sich  das  nmie  Gesetz  zxa  Pflicht  gemacht,  den  Gebäudeeigen- 
tfimern  alle  Erleichtenmgen  zu  irowähren,  welche  sieh  ftberhanpt 
mit  den  Interessen  der  Gesamtheit  vereinbaren  hissen. 

Als  solche  sind  zu  ermähnen: 

1.  Billigere  und  raschere  Etnscliätsung  der  GebAude»  die  Ver- 
sichenuig  tritt  sofort  mit  der  Einschätzung  in  Kraft  Die  Oebtlhren 
sind  um  ein  Vierteil  bis  zur  Hftlfle  ermfissigt  Schon  durch  die 
blosse  Anmeldung  «ur  RinschAtssung  ist  der  OcbftudeeigentOmer  so- 
fort piovlaoriach  vermchert,  während  bis  jetzt  der  QebAudeeigen- 
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tOmer  trotz  Anmeldung  und  EinscbftUung  noch  Wochen,  sogar 
Monate  lang  unTeraidiert  blieb. 

2.  Das  neue  Oeset»  trachtet  darnach,  den  ehriichen  Hann  im 
Brandfall  voll  und  ganz  au  entadifldigen,  aber  die  sogenannten 
Spekulationsbrlnde  (Brandlegung  behufs  Gewinnung  der  Ver- 
sichernngsBumnoe)  zu  veriiindem. 

3.  Die  Auszahlung  der  BrandentsohAdigungen  erfolgt  riel 
rascher  als  bisher;  selbst  bei  belasteten  Gebftuden  kann  der  grOeste 
Teil  der  Entachftdigung  ausbezahlt  werden,  eofem  der  Fbndgläiilagcr 
änverstsnden  ist. 

4.  Nach  der  Abschätzung  entdeckte  Schäden  kOnnen  anch 
noch  vergütet  werden,  während  sie  bis  jetzt  der  Gtebftudeeigentflmer 
tragon  niiisste. 

5.  Die  Brandentschädigiiii ^^en  werden  vom  Tage  des  Brand* 
falles  Iiis  zur  Auszahlung  ziiui  huulesftl »liehen  Zinsfuss  verzinst. 

Eine  vollständige  Neuerung  im  Iii  und  versicherungs- 
geael/.e  ist  die  staatliche  Mobiliarversicherung. 

Eine  staatliche  obiigatoriseho  Moluliarvcrftieheruug  besteht 
zur  Zeit  nirgends,  weder  in  der  alten  lioi^h  in  der  neuen  Welt,  als 
im  Selnveizer  Kanton  Wiuidt.  Der  Kanton  Freibnrg  hat  im  lalu* 
1893  ein  Opsetz  über  obligatDii^i  he  ^f(>bi!iarasseku^aIl2  angeuoinmen 
in  dem  Sinne,  dass  jeder  Freiburger  gezwungen  wird.  ?jein  Mobiliar 
versichern  zti  lassen.  Damit  wunle  alier  keine  staatliche  Ver- 
siclieruiigsiiistait  gegrOinlot,  wie  im  Kanton  Waadt,  sondern  es  ist 
jedem  freigestellt,  seine  Hal>e  bei  einer  vom  Bnndisrate  k-n- 
zr^Ksionirten  Privatgeaellsuhaft  veräichem  zu  lassen  und  üidi  daiuber 
auszuweisen. 

Die  Erfahrung  hat  nun  gezeigt,  dass  die  staatliche  Mobiliar- 
assekui-anz  des  Kantons  Waadt  nicht  nachahmungswartUg  ist.  Da- 
gegen hat  man  sieh  melu*  und  mehr  ülterzengt,  dass  die  Fivi- 
burger  mit  ihrem  Obligatorium  zum  richtigen  Ziele  gelangt  sind. 
Der  aar^anisehr  Gesetzgeber  hat  denn  auch  bei  Ausarbeitung  des 
obligatorischen  MobiiiarversicherungsgesetzeB  im  Grossen  und  Ganzen 
die  bez.  Bestimmungen  des  Kantons  Freiburg  in  daa  Gesetz  auf* 
genommen. 

Durdi  Einführung  der  obiigatonschen  MohiUarversicheruDg  iA 
dn  grosser  Schritt  von  sozialpolitischer  Bedeutung  vorwärts  gethan. 
Denn  nach  dem  neuen  Gesetze  ist  sämmtliches  im  Kanton  Aargss 
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l>efiiKllielie  \ff)l/iliar  dureli  den  Eigentümer  liei  eiiior  Vei^Hicliorungs- 
gesellscliaft,  woIcIiit  der  Oeschäftabetrie^  in  der  Schweiz  vom 
Bundesrate  Ijewiliigt  ist,  zu  vei-sioliern.  Dadurch  ist  die  staatliche 
Versicherung  ausgeschlr)8sen,  dagegen  doch  ein  Obligatorium  ge- 
schafTeu  in  dem  Sinne,  duss  alles  Mobiliar  im  Kanton  bei  einer 
oder  mehreren  Qesella^haften  versicheit  werden  soll. 

Um  ein  solches  Obligatorium  nach  allen  Richtungen  dnit^h- 
fOhren  xu  können,  hat  man  sich  mit  den  Vertn*tern  der  Ver- 
sicherungHgesellscliafteu  beraten,  und  es  ist  .  nio  Verständigung 
(Iber  die  wicbtigsteti  und  grundsätzli<:]ieu  Punkte  erzielt  wonl^. 
Es  ist  dafür  gesorgt,  dasa  jeder  Einwohner  im  Kanton  bei  einer 
Gesellschaft  sein  Mobiliar  Torsichera  kann,  d.  h.  dass  ein  Yer- 
sichemngsautrag  nithi  abgelehnt  wird.  Sodann  dttrfen  die  Ver- 
BicherungsgeBeHschafteu  den  yersicherungaantrag  mangels  Zahlung 
der  Prämie  nicht  ungflltig  erklären,  sondern  sie  haben  nach  erfolg- 
loser rechdiofaer  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  dem  Qemeinde- 
rat  hienron  Anzeige  zu  nuudien.  Derselbe  hat  die  Prftmie  samt 
Polioegebühcen  und  Kosten  vorsohussweise  aus  der  Qemeindekasse 
zu  bezahlen.  Dagegen  ersetzt  der  Staat  diejenigen  Forderungen, 
welche  binnen  Jahresfrist  nicht  einbringlich  gemacht  werden  können, 
den  Gemeinden. 

Damit  jeder  Eigentümer  von  Bew^lichkeiten  auch  versichert 
ist,  ist  den  Gemeinderftten  die  Pflicht  auferlegt,  beständig  darüber 
zu  wadien,  dass  sftmtliciie  in  der  Gemeinde  wohtimden  Besitzer 
von  Mobiliar  ihre  dem  Verstdierungszwang  unterliegende  Ffdirhabe 
gegen  Feuer  versichern.  Zu  diesem  Behnfe  unterwirft  er  alljährlich 
im  Monat  Januar  die  Mobiliarversicherungskontrole  einer  genauen 
Durclisicht.  Denjenigen  Fahrhabebesit^ora,  welche  die  Versicherungs- 
pflicht nicht  erfüllt  lialnMi,  setzt  er  eine  Frist  von  4  Wochen  zum 
Vertragsidjschluss.  Ist  <ler  Versiclierungsvertrag  nach  Ablauf  dieser 
Frist  nicht  abgeschlossen,  so  hat  der  Gemeinderat  die  fragliche 
FahrliaKe  bei  t.iiier  Vertmgsgesdlschaft  auf  Rechnung  des  säumigen 
Ei^'t  iitnraei-s  zu  versichern.  Auch  ist  jeder  Mobiliarhesitzer  ver- 
plli«  htot,  l>ei  andauernder  Vermehrung  oder  Verniiiulerung  von 
wenigstens  '/.j  seines  Fahrhabebestandos  seinen  Versicherungsver- 
trag riitspn:'<-lu'iid  zu  vcrvollstäniliuvu  odrr  /u  ämltn-n. 

Kiue  sehr  wohlthätige  Neu'  i  uiii,'  l^t'Stnht  aucli  darin,  dass  jeder 
Dienstherr  verpflichtet  ist,  die  Fahrhabc  seiner  Dienstboten,  soweit 
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sio  sich  in  stiiiuiu  Hause  b»'tin<l«?t,  in  s<  iiio  Versicherung  aufzii- 
iioliiii<  n:  el)eiiso  der  AH»oit^?obiii  tlit^joiiige  FuhriialK.»  Keiner  Arltoiter, 
«Ii.  sirli  in  den  Häuiuoii  iiuil  auf  den  Arbeitsstellen  des  AH)eit- 
gebers  In  liridet. 

Damit  dem  Versichert»Mi  im  Brundfalle  seine  tingest  hniält  rte 
Riits«  hädi^'nnfr  zu  t«'il  und  dei-sell>>  nicht  dun^  gewisseolofie  Ag"  iit»»n 
üben'orteilt  werde,  schreibt  das  (Icsetz  vcr,  'Inss  dem  Braitd- 
heKchridigten  ein  sachkundiger  Beamter  bei  der  Abschätzung  zur 
Seite  stehen  soll. 

Das  Brandversicheningsgeaetz  ist  vom  aarganischeu  Volke  mit 
grossem  Mehr  angenommen  trorden. 

IIT.  Das  Gesetz  Aber  das  Wirtschaftswesen  und  den 
Handel  mit  goi^tigcn  Oetrftnken  vom  24.  Mai  1897. 

Dieses  (iesctz,  Meiches  vom  Volke  mit  kleinem  Mohr  vei- 
worh'u  wuule,  liezweckte: 

1.  die  Gastwirtschaften  auf  das  wirkliche  BedQrfuis  zu  be- 
schränken ; 

2.  den  Betrieb  der  Wirtschaften  w  zu  ordnen,  wie  «  die 
Vfllkswohlfahrt  orheisdit; 

3.  deu  Handel  und  zwar  sowohl  den  Orosshandel  als  den 
Kleinhandel  mit  geistigen  OetrSnken  den  durch  das  (UTentliche  ^'obl 
geforderten  Beschränkungen  zu  unterwerfen. 

B.  Im  .laliic  1897  wurden  vom  Grossen  iiate  folgende 
wichtige  Dekiete  erlassen: 

T.  Verordnuncr  Aber  die  Ausfibung  ih's  H<i;  n;i<ii  urunps- 
rechtes  und  di  r  H e  w i  1 1  igung  der  bedingten  Freilasbuug 
vom  22.  November  1897. 

Diese  Verordnung  bezweckt,  die  Arbeit  des  Grossen  Rates 
einigermnsscn  ym  entlasten,  olme  dass  die  Aueübung  des  Petition»- 
rechtes  den  Bürgern  irgendwie  beschränkt  und  geschmälert  werden 
soll.   Diese  Entlastung  wird  herbeigefflhrt  dadurch,  dass 

1.  Oesuohe  wegen  Erlass  von  Oddbussen  und  OefangenscM 
bis  auf  Wochen  zur  endgültigen  Entsdieidung  an  die  PetitioDS* 
kommission  und 

2.  Gesuche  um  l>edinf,'te  Freilassung  zur  Behandlung  und  ^ 
ledigung  an  den  Kegieruugsrat  delegiert  werden. 
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II.  Verordnung  I)otroffen(I  kommissionello  Bohaiid- 
lung  einzelner  Geschäfte  beim  Obergericht  vom  24.  Mai 
1897. 

Diese  Vorortinuiig  wnnle  orhissen  infolge  der  grossen  OeschÄfts- 
vennelirung  l>eim  Obergcrii  lit  und  bezweckt  eine  weiterg-  licude 
ZuteiJiinsr  von  Geschäften  an  Koniinissionon,  nni  dorn  Gosanitol»er- 
gerieht  die  so  wunschbai'e  Oescliäftsenthistnug  y.n  luin-^et». 

III.  Veroril  II  11  n  g'  Hher  dio  Organisation  iIit-  (icseiiilfts- 
fiiiiruug  des  H «  gi t-niii gsrates  und  seiner  Direktionen  vom 
23./27.  November  1897. 

Diese  Veronlnung  iM^zwockte  eine  neue  Geschäftsversehiebung 
I)ei  den  einzelnen  Direktionen  des  Regienmgsrates,  weil  einzelne 
Direktionen  infolge  neuer  gesetzlicher  Bestimmungen  und  ander- 
weitiger neuer  Aulgaben  bedentend  mehr  in  Anspruch  genommen 
wurden. 


17.  Thurgau. 

Referent:  Dr.  £ngelert  KantonsgerichtHschreiberf  St  Gallen. 


Ueberetnkommen  zwischen  den  Kantonen  Zfirich  und 
Thurgau  betr.  die  Besteuerung  von  Liegenschaften)  welche 
Orenxanwohnern  des  einen  Kantons  gehören  und  in  Grenx- 
gemeinden  des  anderen  liegen,  vom  4./12.  Februar  1897. 

In  Bezug  auf  die  Staatssteuem  soll  jeder  Kanton  für  die  in 
Grenagemeinden  gelegenen  Liegenschaften  von  Oienzanwohnem  des 
anderen  Kantons  den  vollen  Abzug  der  darauf  haftende  Passiven 
gestatten. 

FOr  die  Gemeindesteuern  gestattet  Thurgau  bei  obigen  Ver- 
hältnissen den  Abzug  von  der  Passiven  vom  Katasterwerte  der 
Liegenschaft»  Zfirich  dagegen  den  nach  §  137  b  seines  Gemeinde- 
geeetxes  zuUtasigen  verhflltnisin&saigen  Abzug. 

2.  ISn  neues  Staats-  und  Gemeindesteuergesetz  hat  der 
Regiei-ungsrat  am  6.  Hai  1897  in  Vorschlag  gebracht;  es  soll  an 
Stelle  des  Gesetzes  vom  7.  Dezember  1858  treten.  Von  der  gesetz- 
gebenden Behörde  ist  der  Vorentwurf  noch  nicht  durchbeiaten. 

3.  Am  25.  Mai  1897  wurde  ein  Gesetz  betreffend  die 
Besoldung  der  Lehrer  vom  grossen  Rate  angenommen;  ea  aoll 
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an  Stelle  des  gleiobkutenden  GeseUes  vom  Ii.  Desember  1873, 
sowie  der  $g  59  und  60  des  Gesetzes  betrellend  das  UDterricfats- 
wesen  vom  29.  Augiist  1875  treten.  Ik  sieht  vor  fitr  die  Primar- 
sehallehrer  eine  fixe  Hinimalbeeoldung  von  jfthrlich  Prs.  1 200  nebst 
anständiger  freier  Wohnung  und  einer  halben  Jnchart  (18  Aren) 
vohlgelegenen  Fflanslandes  bexw.  einer  EntsehlUligiing  an  Stdle 
der  letzten  beitlen  Naturalgaben. 

Vikariatsgehalt  per  Sohu]woohe  mindestens  20  Frs.  —  neben 
besonderem  UnterstntiungsniBchiisB. 

Besoldung  der  Arbeitslehrerin  bei  6  wöchentlichen  Unterrichts- 
stunden mindestens  PVs.  150  [kt  Jahr. 

Jahresbesoldung  (nnesSekiindarschullelirei-s  mindestens  Frs.  ISOO 
nebst  fi"eier  Wohnung  o«lei'  entsprechende!-  Kiitschädiguag. 

Jahi-esbesoldung  der  Seminarlohrer  Frs.  2200—3200  nebst 
freier  Wohnung  oder  \V()lnuini;s«'nt><  hädi-^ung  bis  ;iiif  Fi-g.  'AH). 

.lahresKcsolduiig  dt-r  Kuiit'Hi.schulloliicr  Frs.  3000  —  38Ü0. 
Der  Rektor  tiliält  eine  Zulage  vnn  Frs.  tl'HK 

l)io  T/ohror  sämtliclier  J>chuLstufeu  erlialten  gleichmäösig  jähr- 
licli  aus  der  iSt^tut^kasso 

mit    G — lu  DieuBtjahrcu  Frs.  luu  Zuschuss, 
„    11—15         „  „    200  „ 

„    16-20         „  „  a«Mi 

21  u.  mehr    „  „    400  ,. 

Einmalig»'  lieitiilgo  des  Staatos  an  neu  zu  gründende  Priwar- 
lehrersteilen  mit  Frs.  5000,  eventuell  mehr. 

Der  jährlielie  Staatsbeitrag  an  jeden  Sekundamdiulkreis  luit 
1  I>eiii-er  ist  auf  Frs.  1200,  mit  2  l^hrern  auf  1600 — 2000  Frs., 
mit  3  L.  hi-orn  auf  Frs.  2400  —  2800  angesetzt. 

Die  Auslagen  für  Lehrerseminar  und  Kantonsthule  gehen  tn 
Lasten  des  Staates,  soweit  nicht  Anstalt^fundationcn  und  vertmg- 
Vuh  fes^^setztt;  Ijcistungen  sie  decken.  Das  Gesetz  wurde  am 
8.  August  1897  vom  Volke  mit  7623  gegen  7646  Stinunen  «a- 
genommen. 

4.  Am  gleichen  25.  Mai  1897  schuf  der  grosse  Bat  dss 
Gesetz  betreffend  die  Versioherung  gegen  Reblaus- 
schaden. 

OrOndung  eines  bmtonslen  Fondes  sur  Deckung  der  Kosten 
der  Entschädigung  an  die  Rebbesitzer  lOr  Beblaussduideii  und  der 
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fieikftmpf ung  der  BelilauBknnkheit  Der  Bebbeaitzer  hat  jAhrlicli  1 7oo 
vom  Betrage  der  S^tBsterschfttzung  der  Bet>en  zu  entrichten;  fQr 
die  auastehenden  Betrüge  haftet  das  betreffende  OnindstOck.  Im 
fllHrigen  tragen  die  Rebbesitzer  und  der  Kanton  je  zur  Hftlfte  die 
zu  zahlende  EntachAdignng,  nachdem  der  Bundeebeitrag  zuerst 
daffir  in  Änspnich  genommen  worden  ist. 

Hat  der  Rebfonda  die  HOhe  von  Frs.  100000  eneicfat,  ao 
wird  der  grosse  Bat  Aber  die  weitere  Äuffnnng  und  die  Ver- 
wendung der  Überschflsae  im  Interesse  des  Bebbaues  entscheiden. 

Das  Gesetz  wurde  am  8.  August  1897  in  der  YoUuabstimmung 
mit  7734  gegen  7174  Stimmen  angenommen. 

5.  Am  3.  September  1897  erlieas  der  Begierungsrat  eine 
Yollziehungsverordnung  zum  Strassengesetz  vom  21.  Mai 
1895,  in  welcher  zu  Staatstressen  die  spezifiziert  aufgefolirten  bis- 
herigen Sttassen  T.  Klasse  (Landstrassen)  und  IL  Klasse  (Kommuni- 
katinnsti-asseii)  und  eine  Anzahl  bisheriger  Strassen  III.  Klasse 
(Gemeindestrassen)  erhoben  wenlen. 

Die  bisherige  Pflicht  einer  Oi-tsgomeindo  zum  T^nterhalte  einer 
Strassenstreeke  ausserhalb  ihres  GemcinUegebietes  it.t  als  Servitut 
fortbestehend  erklärt. 

G.  Am  1 7.  Septoniber  1897  Untlerte  tlcr  Kej?ierungsi;it  niittulst 
Verordiiiuig  die  B  u  ssen  bes  t  i  ui  ni  u nge n  (§  12)  der  Verord- 
ntnig  zum  U  ii  n d csgeset  ze  vuui  17.  September  1875  über 
Jagd  und  Vogelschutz  im  Sinue  der  Erhöhung  der  Buss- 
beträge  ab. 

7.  Am  27.  Nnvember  1897  erliess  <las  Ohorgerieht  f»in  Ke- 
gle nie  iit  betreffend  die  Prüfung  dei  R  h  t  sau  w  äl  te 
unt.^i-  giei<;iizeitigor  Aufhebung  des  gleichbetitelten  Heglementes 
vom  29.  Septeml)er  1851. 

Die  Ausübung  dos  Rechtsanwaltsbi^rufcs  im  Kanton  Thurgau 
ist  abhängig  gemacht : 

a)  Vom  Besitze  des  Aktivbflrgerreehtes. 

b)  Vom  Ausweis  erworbener  Oyrnnasialbildung  (Maturität). 

c)  Vom  Ausweis  der  Anh<^rung  recht.^wissenscliafllicher  Kollegien. 

d)  Von  der  mit  Erfolg  bestandenen  oborgerichtiiclien  Anwalts- 
prfifung.  an  welcher  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Kantonal- 
gepotzgebung  wesentlich  nl«  r  rrimiscbes  und  deutsches  Privati-echt, 
aber  Stialrecht,  Stiaf-  und  CivUprozess-,  Betreibungs-  und  Konkurs- 
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recht,  ühor  allgememes ,  sowie  K]iozioIl  .schwci/.eri8ch68  und  kanto- 
naloB  Staatsrecht  mnndlich  geprüft  und  dariiVierhin  fiber  einzelne 
BflChtsmaterieD  o>]er  Prozosnc  schnftlic-lio  ArlK>it<>n  ubzu6iS8en  oder 
über  Prozei^BO  niünillichc  Plaiduyere  zu  hiiitcn  sind. 

Die  AnwaitBprüfiing  kaon  vom  OlKM-goriolitc  denjenigen  Petenten 
eriasseii  werdon,  welche  .sich  HVter  eine  mindestt^ns  fünfjährige 
praktiKche  juristigcshe  ThAügkeit  und  die  Zulftnglichkeit  als  Rechts- 
anwalt ausweisen. 

IHe  AnwaltsprOfuDg  wird  von  einer  durch  das  Obelgericht 
im  bestimmten  Prfifungskommission  abgenommen.  Diese  biingt  - 
unter  Beilage  der  schriftlidien  Arbeiten  —  dem  Obergeridite  Be- 
richt und  Antrsg  tlber  die  Frage  der  Erteilung  des  Fühigkeits- 
leugnisses  ein.  Das  Obeigerioht  entscheidet  hierOber  absohliesslich. 

Dem  vom  Obelgerichte  abgewiesenen  Kandidat^  kann  eine 
Frist  gesetzt  worden,  innerhalb  wdcher  eine  neue  Anmeldung  zur 
Prüfung  nicht  zullasig  ist;  diese  Frist  soll  aber  in  keinem  Falle 
die  Dauer  von  2  Jahren  überschreiten. 


18.  Tessin. 

Referent:  Dr.  W.  Borckhardt,  Professor  der  Rechte,  Lausanne. 


1.  Decreto  legislatiTo  circa  gli  effetti  di  diritto  publice 
del  fallimento  e  della  carenza  dei  beni,  del  20  novoaabre  1897. 

Die  Falliterklärung  zieht  den  VerluBt  der  Ausübung  der  politischen 
Rechte  wälirend  der  Konkursli»iuidrttiou  nach  sich.  lu  dem  Bes<^'lduBs, 
auch  wenn  das  Gericht  den  Konkui-s  als  geschlossen  erklärt,  l)e- 
ötimmt  es  nach  Anhörung  des  Falliten  und  der  XoMkuisveiwaltun^:. 
ob  ujid  inwieweit  der  Konkurs  vom  K;illitea  verschuhlet  gewesen 
sei  oder  niclit,  v.  iküizt  b*;i  letzterer  Annahme  die  Wiedereinsetzung 
in  die  l>flrgt>i  lirheii  Hechte,  btii  ersterer  die  Fortdauer  des  Verlustes 
derselben  auf  laiudectcns  zwei  und  höchstens  h"mf  .lahre.  Analog 
winl  tler  Fall  der  resultatlosen  Betreibung  behandelt  (VeriuÄt  der 
politischen  Rechte  wähivud  1 — 3  Jahi-en). 

2.  De«-reto  di  jiarziale  riforma  delle  ordinanze  del  7  agosto 
1889,  del  27  ottoLn»  ISU-i  c  <hA  10  [uglio  1897  Concerneiite 
i  ricapiti  di  soggioruo  dei  forcstieri,  del  22  dicembre  1897. 
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Die  Gebühren  für  Aufenthalts-  und  Nie<lerla88ungBbewilligung 
werden,  namentlich  gegenüber  Staaten ^  mit  rlf^nen  die  iSohwek 
keinen  Niederla^sungsvertrag  abgeecMossen,  erhöht,  um  echriften- 
loee  Individuen  fernsuhaltt^n. 

3.  liegge  r  onoernente  la  regalia  del  aale,  del  7  maggio 
1897.    Dazu:  iRegolamento  esecuttvo,  dei  12  giugno. 


19.  Waadt. 

Beferent:  Dr.  W.  Burckhardt,  ProfeaBor  der  Hechte,  Lausanne. 


1.  Lei  sur  rinaoription  dea  droits  r^els  immobiliers, 
du  11  tnai  1897, 

Passt  die  Bestimmungen  Terschiedener  Gesetze  Ober  den  Gegen- 
stand in  eins  xnssniroen  mit  folgenden  Afafinderungen:  Eis  kann  auch 
die  Yerpfibiduttg  von  Hypothekenbriefan  eingetragen  werden;  vom 
Eintrag  werden  dagegen  ausgenommen:  les  servitndee  naturelles,  d.  h. 
qui  dArivent  de  )a  Situation  des  lieux  (C.  civ.  425),  die  gesetzlichen 
Servituten,  die  den  Gemeinden  zugewiesenen  fiflentlichen  W^;rechte, 
die  dem  Staat  oder  Gemeinden  oder  Untemehmimgen  mit  dftent- 
licbem  Interesse  eingerftnmten  Privilegien  und  einige  naohbarrecht- 
Hche  Servituten  zu  Gunsten  Alfentiicher  Strassen. 

Die  Akte  Qber  dingliche  Rechte  begründen  nur  ein  persönliches 
Recht  auf  Inscription;  das  dingliche  Becht  «itsteht  erst  mit  letzterer. 
Dagegen  können  Eintragungen  angefochten  werden  zu  Gunsten  von 
besser  Berechtigten  (FBlschung);  gutgläubigen  Dritten  bleibt  nur  die 
Scliadcnersatzklagc. 

2.  Loi  concemant  les  dCilegatious  hypothocaires,  du 
18  septembre  1897. 

Wenn  ein  Hypothokaititel  für  eine  Gesamtscliuld  ausgefertigt 
wiitl,  kunn  der  Gläubiirer  ili<  SrliulU  in  Partialen  (dj'^legations)  auf- 
Jrisen.  die  au  Ein/elj>.  i  soiumi  alii^iebt.  Solcli.-  Delegationen  dürfen 
nur  bei  i'iavui  Kapitalli'-trai;  «ler  <  »liliiiation  v<jii  Fi's.  lOdiiO  «"Hier 
dariibei'  ausgestellt  Averden.  narli  Vfi-'-intianuii;  mit  dtMii  SchuMiitT. 
Der  Gnuidliuchverwalter  Ivimtrolli.  i t  ili'^  riehlige  Ausstellung  der 
Delegationen.  Die  Inhalier  deiselbeii  wind  gegenüber  Dntten  Teil- 
haber der  Hauptolilitration.  so  dass  die  Glä\d)iger  des  Hauptkredilors 
(Ausüteüers  der  Delegationenj  gegen  .sie  kein  Hecht  auf  lUe  Obii- 
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gation  haben.  Die  Delegatare  können  nicht  einzeln  mit  dem 
Schuldner  agieren.  Mit  letzterem  verkelirt  Oberhaupt  znna^^hst 
der  Hauptgläubiger,  der  dio  Zinsen  be/.ioht  iiml  i|nittitMt.  etienso 
Abzahlungen  entgegentiininit.  Hei  Konkurs  des  S<  Imlcbiers  werden 
die  Delegataro  zu  einer  Host  Idnssfassung  y.usaiumenberufeo.  — 
Dazu  ein  AuKfrdiinngsi-egleniont  vom  7.  Dezenil)er  1897. 

3.  In  Au.'ifnbning  des  Gesetzes  ni»er  das  Lehrlings weaeik  vom 
21.  November  1806  (s.  Jahrbuch  1897  U  S.  815)  sind  vom  Be- 
gieningsi-ate  folgende  Verordnungen  erlassen  worden: 

a)  an-^t6  ioBtituant  sur  conseil  d'apprentiSBage,  du 
30  mars  1897; 

b)  arnMe  organisant  les  commissions  d'apprentissage, 
du  23  avril  1897; 

c)  arr6t6  concernant  l'asaurance  des  apprentiSf  gL 
Datums;  die  Yersicfaening  ist  obligatorisch,  ausser  für 
Gewerbe,  die  wenig  Gefahr  von  Cn Allen  bieten; 

d)  arr6t6  exemptant  oertaines  profeasions  des  r^les  legales 
sur  la  dur6e  dn  travail  des  apprentis,  gl.  Datums. 

4.  Loi  sur  le  sursis  k  l'ex^cution  des  peines,  du 
13  mai  1897. 

Wenn  ein  bisher  noch  nicht  kriminell  bestrafter  Angeklagter 
2u  einer  Geldbusse  oder  einer  GefRngnisstrafe  nidit  Ober  6  Monate 
verurteilt  wird,  so  kann  der  Richter  Verschiebimg  der  Exekution 
auf  einen  Tennin  von  wenigstens  zwei  und  höchstens  fOnf  Jaluen 
anordnen.  Macht  sich  der  Verurteilte  keines  neuen  Vergehens 
schuldig,  80  ist  die  Strafe  hinfiUlig  geworden.  Gegenteiligenblls 
wird  die  erste  Strafe  sofort  exequiert,  ohne  mit  derjenigen  ffir  dss 
neue  Vergehen  verbunden  su  werden. 

5.  Loi  sur  la  repr^sentation  des  parties  en  matidre 
contentiense  et  non  contentieuse  et  sur  Texercice  de 
la  profession  d'agent  d'affaires  xj^^tento,  du  17  J^vrier  1897. 

Das  Patent  erteilt  das  Kantonsgericht  nur  an  Schweizer 
Bürger,  mit  bestimmten  persfinlichen  Requisiten,  auf  Gnmd  eines 
Examens.  Die  GeschÄftsagenten  haben  eine  Kaution  von  Frs.  10000 
zu  leisten  und  sind  zur  Huchfuhrung  verpflichtet. 

Dazu  der  vom  Regienuigsmt  aufgestellte  Tarif  pour  les  agents 
daffaires  patentes,  du  22  fovricr  1897. 
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20.  Wallis. 

Referent:  Cyrill  Joris,  Advokat,  Orsiei-es. 


Gesetz  über  die  Unterstütsung,  welche  der  Jura- 
Simpton-BahngeselUchaft  für  die  Dnrchbohrnng  des 
Simplon  gewAhrt  wird. 

Mit  Bflcksicht  auf  die  AuBfQluiing  dieaes  gewaltigen  Werkes 
gamntiert  Wallis  der  die  Summe  von  1  Million  Frs.,  welche 

sie  schon  durch  die  Volksabstimmung  vom  27.  Mftn  1897  erlangt 
hatte.  Der  Betrag  wird  in  Aktien  mit  dem  Namen:  »^^idon* 
Snbventions-Aktien**  zerlegt  >)  Feiner  sieht  das  Oesets  folgende 
Vorteile  vot: 

1.  vollige  Entlastung  der  Gesellschaft  von  fiskalischen  Ab- 
gaben und  kantonalen,  sowie  Qemeindesteuem  wlhrend  der  Dauer 
des  Baues. 

2.  Befreiung  von  jeder  Qnmdsteuer  IQr  alle  Grundstöcke  und 
Oebftnde,  welche  mit  dem  Eisenhahnnets  zusammenhängen,  insoweit, 
aUi  der  Brutto- Ertrag  der  linie  nicht  30  000  Wn.  per  Kilometer 
lind  Jahr  übersteigt.  Im  Falle  eines  höheren  Ertrages  soll  die 
GeseUschaft  eine  Abgabe  bis  zu  200  Frs.  per  Kilometer  entrichten. 

')  Weitere  BeitrSge  leistatsD  der  J.-8.-BBhD  für  obiges  Werk,  das  auf 
60  Hillionen  Franken  su  stehen  kommt,  die  Eidgenosseosohaft  (4Vt  Millionen 
Frs.),  die  n)>'hr  (mIit  weniger  iuteressierten  Kantone  Wjunlt,  I'reilmrg,  Neuen- 
bürg, Genf  und  Born  (10'  ^  Millionen  Frs.),  die  Dampfschifffahrtsgt'>.>lls(  haft 
des  (lonft'ixees  (Frs,  24OO0ÜJ  und  pinzt^lne  Gemeinden  dor  Srliwoix  (Frs. 
1270UUOj  und  Italiens  (Frs.  3 08H 200).  Au  die  dafür  au.sge.stellteu  100441 
Bubveutions-Aktien  wird  swar  bei  der  infolge  der  V'erstaatlichung  im  Jahre 
1903  nötig  werdenden  Liquidation  kanm  etwas  gelangen,  da  vor  ihnen  die 
Inhaber  der  Stamm-Aktien  voll  befriedigt  werden  müsaoo,  weldi  letztere  nach 
der  —  allerdings  nicht  massgebenden  —  Berechnung  des  Bundesrates  blos 
flO "  „  d'-^  Noniiiiiihvcifps  ihrer  Titel  erhalten.  Die  Bahngesellschaft  hat 
Aber  diesen  Modus  der  rntei-stützuiif.';  derjenigen  a  fonds  j^erdus  deshalb 
voi^ezogen,  weil  nach  dem  Eisenbahnrechnungsgesetz  Beiträge  ä  fonds  pcrdus 
bei  der  Verstaatlichung  vom  Kaufpreis  abzu2ieheQ  sind.  Eb  wären  also 
ohne  diese  VorBiehtBmassrsgel  die  genannten  BeitrSge  in  WirUiohkmt  der 
znknnftigen  Eigentümerin  der  J.-8.-B.,  also  der  EidgenoBsenscbaft,  nicht 
wie  es  jetzt  geschieht«  den  Stamm- Aktionären  der  Bahn  zugekommen. 

ü.  0. 
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3.  Unentgeltliche  Benutzung  der  Wasserkraft  der  Rhone  zum 
Bau  de.s  Tunnels  und  nach  aeioer  Eröffnung  zur  Yentilaüon  ond 
Beleuchtung  desselben. 


21.  Neuenbürg. 

Referent;  Dr.  W.  Barckhardi,  Professor  der  Rechte,  Lausanae. 


Dt'-cret  modifiant  quelques  articles  du  code  civil 
concernant  le  r<''gime  matrimonial,  du  18  niai  1897. 

1.  Er  wird  den  Eliegatten  gestattet,  vor  dem  EäieachlnflM 
die  fomiloKe  timl  kostenfreie  Erkl&rung  absugeben,  dn^^  sie  uutor 
dem  System  der  Ofitertrennung  leben  wollen,  wooacli  das  gesetir 
liehe  Recht  Ober  Gfltertrennung  «ur  Anwefi'lMiv'  kommt. 

2.  Zu  den  Gegenständen,  Ober  die  der  Mntui  nicht  ohne  Mit- 
wirkung der  Frau  verfOgen  kann,  werden  noch  hiniogefQgt  die 
Kleider  und  Arbeitswerlneuge  der  Frau,  Fordeningen,  die  namenB 
der  Frau  allein  erworben  sind;  Aber  ihren  Artwitalolm  kann  die 
Frau  allein  zum  Nutzen  der  ebeücben  GemeinBohaft  verfOgea. 


22.  Genf. 

Referent:  Dr.  W.  Bvrakhardt,  Professor  der  Rechte,  lAunuuie. 


1.  Loi  concernant  la  capacit^  en  mati&re  de  tömoignago, 
du  5  juin  1897. 

Betrifft  die  ZeugnisfAhigkeit  bei  Rechtsakten. 

2.  Loi  de  proc6dure  civile.  Deuxi^rae  partie,  Proc6- 
dures  non  con tenticuses,  du  23  janvier  1897. 

3.  Loi  concernant  la  capacit6  de  la  fem  nie  en  uialiere 
de  tu  teile,  du  3  juillet  1897. 

Die  Ilaiiptneuorung  besteht  diU'iii,  dass  da.s  Vo^n^r1ds''h.1ft^- 
rei'ht  mit  rU  iii  Hiindesgesotze  über  dio  civilrcchtlichen  V.  i  iluhüss«? 
dor  Niedeigelas^cDcii  und  Auf"  iitlialt"T.  vom  25.  Juni  1891.  in 
Kiiiklang  c-PHotzt  wiid.  imlom  auch  die  Bevorniiuulung  niolit- 
genferisoht'i  iSt-hwcizfrliüiuvr  jjorojrolt  wird.  Mit  dieser  Fürsorge 
lM:*traut  ist  die  rh.'unlx*'  il«  s  (utollcs,  bcatehend  aiiü  den  drei  Frieileiis- 
richtern,  unter  UlHjraufsicht  des  Staatsrates.    Siiwl  nach  den»  Tode 
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der  jSltern  keine  Grosseltern  oder  Urgrosseltem  vorhanden,  so  er- 
nennt der  Familienrat,  bestehend  ans  6  Verwandten  oder  Freanden 
der  Kinder,  den  Vormund  und  den  Nebenvormund  (eubrog^tuteur). 
Bei  einer  Aüsahl  wichtiger  Rechtsgeschäfte  ist  der  Vormund  an 
die  ErmAchlagiing  dee  FamiHenratee  gewiesen.  —  Audi  eine  Franens- 
person  kann  eine  Vormundschaft  flbernehmen,  eine  Va'heiiatete  nur 
mit  ErmSohtigung  ihres  Ehemannes,  der  IQr  die  Vormundschafts» 
fahrung  seiner  Frau  solidarisch  haftet 

4.  Loi  abrogeant  le  chap.  II,  livre  II,  titre  VI  du  code 

trinstruction  pönale  »?t  le  rempla<,'ant  par  des  dispositions 
iiouvelles,  liu  2G  iiiai  1897. 

Das  abgoändorto  Oonfer  Gesetz  vom  25.  Oktol)er  1884  sah, 
wie  die  meisten  »Straf piozessfj^setze,  B  Revisionsgrflnde  eines  Stnif- 
pi-ozesses  vor:  Verwertung  falscher  Urkunde  oder  falschen  Zeug- 
nisses, 8trafl)ares  Verhalten  von  Oericht8i>ersonen,  Entdeckung  neuer 
Thatsachen  oder  Beweismittel.  £s  trug  sich  nun  zu,  dass  ein 
Verbrecher,  der  sich  im  BeüUase  zweier  Qebtutsurkunden  befand, 
vor  Jahren  unter  dem  Namen  eines  Anderen  verurteilt  worden  war 
und  seine  Strafe  abgesessen  hatte.  Dem  rechtmä.ssigen  Besitzer 
dieses  Namens  sollte  nun  ermriglicht  worden,  die  Hevision  des 
Prozes.ses  zu  verlangen,  nnd  bei  diesem  Anlasse  wnrde  der  ganze 
Titel  revidiert 

Der  erste  Fall  wurde  dahin  abgeAndert,  dass  jede  Verurteilung 
liegend  welcher  Art  (nicht  nur  wegen  „crime  ou  d^lift)  revidiert 
werden  kann,  falls  ii^nd  sich  feststellen  UUet,  dass  ein  oder 
mehrere  Zeugen  damals  ein  filscbes  Zeugnis  abgegeben  haben 
(während  bisher  Verurteilung  eines  Zeugen  deswegen  erforderlich 
war).  Die  gleiche  Erweiterung  auf  jede  Verurteilung  für  den  Fall 
der  Unvereinbarkeit  zweier  Urteile,  durch  die  zwei  Angeklagte 
nach  einander  venirteilt  worden  waren. 

Als  vierter  R(n'isionKii;iuii<l  wunle  endlich  iiinziigefilgt  «1er 
Ijnstand,  dass  dem  Verurteilten  ein  falscher  oder  pinz  erfundener 
Civilgtan«!  zupx  lirit;UMi  wurde.  \u  Ji<il(  hfui  Kall»'  hat  der  Kas.siti»»iis- 
huf  lediglich  notigen  Bciii  litimiimi  ii  und  Änderungen  des  Civil- 
ätandes  und  »Ics  Strafregisters  (^rjusicr  judiciain  )  an/.uonlnen. 

Nchst  zwei  Gesetzen  betr,  Ahilnderung  der  Gerichlsorganisation 
vom  23.  Januar  und  vom  12.  Mai  1897  ist  su  erwähnen: 
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5.  Loi  organique  Bur  les  con Beils  de  Prud'hommes,  du 
12.  Hai  1897. 

Dhb  Oesets  oiiguiiBiert  die  Oinppen  der  Gewwbetreibendeii, 
wonach  die  Gerichte  gesondert  werden.  Jeder  Conseil  beetebt  mib 
15  Arbei<|^beni  und  15  Arbeitern,  die  ihren  Prflsidenten  und 
Sdireiber  aus  ihrer  Bütte  wfthlen  und  dem  StaataiBt  den  Richter- 
eid  leisten.  Jeder  Streit  kommt  zuerst  vor  eine  VermittlerioBtau 
(1  Arbeitgeber  und  1  Arbeiter);  dieselbe  entscheidet  auch,  wenn 
die  Vermittlung  nicht  zustande  kommt,  bei  einem  Streitbetnig  bis 
auf  20  Frs.  endgültig,  und  bei  einem  solchen  von  Frs.  20—75 
erstinstanzlich.  Hierffir  ist  das  Qe Werbegericht,  bestehend  ai» 
einem  Prfludenten  und  je  2  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  Appellation»* 
Instanz;  fOr  höhere  BetrBge  bis  auf  Fht.  300  ist  er  einzige  und 
für  BetrSge  Ober  Fra.  300  erste  Instanz,  mit  Appellation  an, die 
chambre  d'appel.  —  Dazu: 

a)  R^lement  pour  les  commissions  de  surveillance 

des  apprentissages  des  conseils  de  Prud'homineB, 

du  9  novembre  1897  und 
Ii)  Reglement  de  la  commission  centrale  des  conseils 

de  Prud'hommes,  gl.  Datums. 
Je<lor  Conseil  de  Pnid'hommes  wählt  aus  seiner  Mitte  dne 
Kommisfiion  für  rb«M\vac'huiig  des  Lt^lulingswescns,  und  aus  diesen 
Kfiiiuuissionen  wird  die  Centralkoinmission  gewählt,  welche  die 
Ooworbegerichto  heuufsiclitigt  und  V>eitii  St;uit*^mtc  vt-rtrift:  ausser- 
dem soll  sie,  wenn  ein  Streik  droht,  eine  Verfstäiidigung  lierbei- 
zufühi-ou  suchen. 


Serbien. 

Referent:  Dr.  Hflenko  Vesald^  ordentlicher  Pkttfeasor  der  Beehrt 

Belgcsd. 


Die  letzte  Skupschtinnsession.  welche  von  Mitte  Juli  his  En<lo 
August  1898  währte  und  die  I^egislaturperiode  pro  1897  und  1898 
uinfasst,  sucht,  was  die  Anzahl  und  Bedeutung  der  in  dersellK'n 
votierten  (resetzesvorlagen  betrifft,  in  der  (Toschichte  der  serbischen 
Legislatur  ihres  Gleichen.    Bei  dieser  Ffllle  des  Materials  —  <^ 
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sind  nicht  weniger  als  dreiadg  und  etliche  Oeaetxe  wflhrend  dieser 
6  Wochen  durch  die  SkupschtinB  gegangen  und  von  der  Krone 
sanktioniert  worden  —  erscheint  es  geboten,  hier  nur  die  aller- 
wichtigsten  flltehtig  sn  skizKieren,  nnd  zwar  insofern,  als  sie  den 

Geist,  in  dem  diese»  Gesctzgelmiig  erflossen  ist,  vorzugsweise  cliarak- 
terisieren.  Dieser  Oeist  ist  derjenige  einer  straffen  Central isation 
und  Stärkung  der  sta;itlichen  AiUoiität  um  jeden  Preis, 

Rs  ist  natürlich,  dass  vor  Allem  die  I'ressfreiheit,  die  allerdings 
wunderliche  Blütt  ii  in  Serbien  getrieben  luit,  «licht  unangetastet 
Ideiben  konnte.  In  der  That  hat  sie  durch  die  Novelle  zum 
Fressgesetz  einen  liai-ten  Stoss  erhalten,  indem  für  politische 
BlÄtttT  die  für  serbische  Verhältnisse  enorme  Kaution  von  fiOOO 
Francs  eingeführt  und  der  Nachweis  der  taKvilläUvurbüdung  für 
dt'ii  verantwortlichen  Ke<lukiciir  statuiert  wunle.  tifitzdem  dieser 
Kachweis  für  die  meist* -n  .Staatsflm ter  noch  tieute  rntbehriich  ist. 
Ferner  wunle  die  V^erjähi  uni^shist  für  Pressvergehen  nach  dem 
Allgemeinen  Strafgesetzbuch  geregelt,  d,  h.  von  3  Monaten  auf 
.3  .lahre  erhüht  und  angeordnet,  dass  eine  dreimalige,  gtnchtlich 
bestätigte  Konfiskation  die  Inhibienuig  des  Blattes  nacli  sieh  ziehe. 

Eine  zweite  Novelle  von  einschneidender  Wichtigkeit  beti-ifft 
das  Heerwesen.  Die  Befugnisse  des  serbischen  Generalissimus 
(zur  Zeit  König  Milan)  werden  bedeutsam  erweitert,  indem  das 
Avencement  der  Offiziere  bis  zum  OUn-sten  einschliesslich,  wenn 
auch  nicht  formell,  so  doch  de  facto  in  seine  Hand  gelegt  wurde. 
Dafür  wunlen  die  Befugnisse  dei  Volksvertretung  geschmälert, 
indem  sie  über  die  siffermäasige  Stärke  des  Heeres  nicht  melir 
mitsusprecben  hat;  geschmälert  wurde  die  Kompetenz  des  Staats- 
rats, der  bisher  gewisse  Zuschlagssteuem  fOr  militärische  Zwecke 
au  genehmigen  hatte,  ebenso  wie  die  des  Bautenministeriums,  das 
bei  3lßlitftrbauten  nicht  mehr  au  befragen  ist.  Auch  der  im  vorigen 
Jahre  um  IS^o  gesamten  dirskten  Steuern  eihOhte  Waffenfonds 
wird  fortab  nicht  mehr  im  allgemeinen  Staatsbudget  geführt,  sondern 
d^  unmittelbaren,  unkontrollierbaren  Verfügung  des  Eriegsministers 
unterstellt  Auf  die  Ergebenheit  des  UnteroffizieiBtandes  wird  durch 
ganz  besondere  jPiivilegien  und  ausserordentliche  Aufbesserungen, 
wie  sie  kaum  in  mnem  andern  europSisdien  Heere  in  solchem 
Grade  bestehen,  hingewirkt  Das  OfBzierkorps  sucht  man  durch 
exzeptionelle  Beatimmungen  bez.  der  Heiratskautionen  immer  mehr 
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SU  einer  aparten,  ▼oro  CivOstande  dch  schrofT  aondemilen  Kaste 
herauBzogestaJten.  Während  nSmlidi  das  neue  Qeaeta  die  Offinen» 
kautionen  im  Allgemeinen  so  hoch  geiichmutt  hat,  daas  schwerlich 
viele  Oberleutenants  oder  Hauptleute  II.  Klasse  an  eine  Beimt 
denken  kflnnon,  liegnflgt  ea  sieh  gleiohxettig  für  den  Fall,  dass  die* 
selben  Offizierstfichter  heiroten  wollen,  mit  weniger  als  der  HAlfte! 

Das  Bestreben,  die  staatliclie  Autorität  an  stärken,  hat  auch 
in  der  Novelle  xum  Oemeindegesetz  recht  cbankteriadsche 
Formm  angenommen.  Die  Gemeindevorstände  (Büigermeister) 
worden  nicht  mehr,  wie  bisher,  gewählt,  sondern  ernannt,  und 
zwar  diejenigen  in  den  Städten  durch  k(}niglichen  ükas,  die  auf 
dem  platten  I^de  durch  Reskript  des  Ministers  des  Innern.  Auch 
ihre  Gehälter  werden  von  Staatswegen  geregelt  Den  Staatsbeamten, 
die  in  den  Konunnnaldienat  treten,  werden  die  darin  verbrachten 
Jahre  bei  den  Dienstjahren  mit  angerechnet  Geistliche  und  Lehrer 
dürfen  nielit  mehr  im  Gemeindevorstände  sitren,  <la  lieide  Stände 
in  den  Augen  der  Regierung  die  Haupttr^er  der  radikalen  Partei- 
agitation  im  I^ande  waren. 

Elie  wir  zu  den  wirtsclrnftliehen  Gesetzen,  diesem  Haupt- 
pensuni  der  letzton  Skupschtiiiu .  tilKi-gehen,  »ei  nm-h  d«»r  Schnl- 
gesetze  gedacht,  die  mo  einschneidende  Reformen  im  bisherigen 
staatlichen  Unterrichtssystem  eingeführt  halK-n,  dasi»  »ie  mehr  als 
irgend  ein  anderes  der  so  zahlreichen  neuen  Oesetze  die  Kntik  der 
Opposition  herau8gefoi"dert  haben  und  Gegenstand  zalüloaer  Zoitungs- 
arlikul  geworden  sind. 

Dass  das  bislieiii:f»  SchnlKystem  in  Serbien  ein  von  rniin  l 
ans  einseitiges  und  verkclirte.s  war,  indem  es  hu>t  ana<chlief>ölich 
Aspiranten  für  den  Staatsdionst  heranbihlete,  die  bei  iler  steiirendeii 
l  btirfiiilunj^'^  sümtlit  Ii'M'  Staat>karri<'  it'ii  si<  li  zu  der  lioih'  gci^tierer 
Proletarier  verurteilt  >aheii  und  ailnuüiljcii  zu  einem  i^efährlidien 
Ferment  der  Unzufriedeidieit  und  jM)liti8eher  Wirren  im  Lande 
hemnwnchsen  —  dies  war  von  den  Einsichtigen  aller  Parteien 
schon  längst  erkaimt.  Ebenso  tinbesti-eithnr  ist.  dass  für  die 
praktische  Ausbildung,  für  raii'»nellr  Sciiulung  zu  Handwerk  und 
Technik  der  Staat  bisher  so  gut  wie  nicht,'-  geleistet  hat.  Die 
Regierung  nahm  luui  ejn*^  Abstf^Uung  dieser  Kaixlinalmängel  durch 
folgende  Ma.ssnahmen  in  AngrifV:  1.  Die  Zahl  der  staatlichen  Gym- 
nasien wird  auf  die  H&Lfte  reduziert}  2.  die  abrig  gebUebenes 
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werden  als  RealgyiniKisien  oingerichtet  (den  kfliiftigen  PliUulügeii 
bleibt  1  klaijöisehe»  Gyiniiasiiiiii ,  den  PolyttH  linikern  1  RealHchiiln 
res<^i  viert);  3.  in  den  Gymnasien  wird  Sehulgtdd  (mit  progressivr'n 
Sätz«!ii  Von  20 — GO  Francs)  eingelülirt;  4.  an  Stelle  der  anfire- 
lioljenoii  Mittelselaüen  wiiil  <nif  <lio  Errichtung:  von  Hüi'gerscluden 
für  Knaben  und  Mädchen  hinKi  wirkt  mit  möglichst  piTik tischein, 
nnniitteliiar  doin  FioKMi  dienliilicn  I*ix>gminm.  Desgleichen  soll 
eine  m  ^^"re  Anzahl  von  Faelischiilen  im  Tiande  eifdt'net  weitlen, 
Wüiiiii  es  jedoch  noch  gnte  Wege  hat,  da  geeignete  Lehrkräfte  im 
Inlande  nicht  aufzutreiben  sind. 

Vei-folgen  wir  nunmehr  die  p  setzgeborischen  Bemühungen  zur 
Hebung  der  wirtschaftlichen  Wolilfahrt  im  Lande.  Um  popnlflres 
landwiitschaftliche?;  Wisj^n  zu  vcrbroiten  und  ploichzeitiir  die 
Fr»>duzenten  einer  dauernden  und  wirksinien  Beaufsichtigung  zu 
unterziehen,  liess  die  Hegierung  sich  ennäehtigen,  ,,staa fliehe 
Ökonomen"  für  die  einzelnen  Kreise  und  Distrikte  anzusteil^, 
wobei  freilich  die  Wahl  des  geeigneten  Personals  auch  hier  keine 
leichte  Aufgabe  für  die  Begienu^  ist.  Musteranlagen  nnd 
Versuchsstationen  sollen  errichtet  worden,  um  dnix-h  ihr 
leb^diges  Vorbild  auf  den  Bauemstand  einzuwirken  und  ihn  aus 
seinem  Schleadnan  anfzurUttelo.  Zur  Beförderung  der  Obst-  und 
Waldkultur,  zur  Regelung  von  Jagd  und  Fischfang,  zum 
Schals  der  nützlichen  und  Vertilgung  der  schädlichen 
Tiere  und  Pflanzen  wurden  teils  neue  Gesetze  erlassen,  teils 
die  bestehenden  ergänzt.  Das  Landes-Bodenkredit-Institut 
(„Uprawa  fondowa''),  welches  dui-ch  langjährige  Misswirtschaffc  viele 
31illionen  eingebfisst  hat,  wurde  einer  Reform  unterzogen  und  auf 
die  Orundlagen  einer  modernen  Hypothekenbank  gestellt  Zur  Be- 
förderung der  heimischen  bidustrie  wurde  ein  neues  Industrie- 
gesets  erlassen  f  welches  namentlich  die  Au%abe  hat,  dem  unter 
der  Herrschaft  des  alten  Oesetzee  blühenden  Eonxessionsschwindel 
ein  Ende  su  machen,  gleichzeitig  aber  wirklich  soliden  und  kapital- 
kiSitigen  Unternehmungen  den  Weg  lu  ebnen.  Die  Konsessionen 
werden  in  der  R^el  auf  10  Jahre,  ausnahmswdse  —  wenn  das 
zu  investierende  Kapital  über  1  Million  Francs  betiSgt  und  das 
Unternehmen  von  besonderer  Bedeutung  für  die  LandesOkonomie 
ist  —  auf  20  Jahre  erteilt;  die  staatlichen  Erleidtterungen  be- 
treffen die  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  Steuern,  Holzschlag,  Eohlen- 
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beflcfaalTung  ote.,  Expropiiationen  behufiit  Anlagen  von  Komnoni- 
fcationen  fQr  das  Unternehmen,  Bahnterife.  —  Da  wirtachaftliGher 
Attfediwnng  nicht  denkbar  ist  ohne  Sioherung  der  Kreditverklltn^ 
und  diese  wiederum  innig  xusammenhAngt  mit  der  prompten  Voll- 
8trec1(ung  reehtakrftftig  zn«rkannter  Fordeningen  und  von  (^vil- 
nrtedlen  Oberhaupt,  so  wurde  dasjenige  Kapitel  der  serbischen  Givil- 
pi*nze88ordnung,  welches  von  Si ehern ngßinassreg ein,  Voll- 
streckung der  Urteile  und  vom  Suli hastations verfahren 
handelt,  ein*  r  gründliehen  und  längst  als  notwendig  anerkanuteo 
Revision  von  den  ubigen  Oe8i''Htspnnkten  aus  imterzotron. 

Bezüglich  dos  Hudgct«  t  iklüi-te  die  Regierung  mit  der  bis- 
herigen unheilvollen  Praxis  des  Vertuschens  und  der  Nacbtrags- 
kredite  —  wi  K  her  Serluen  den  grösseren  Teil  seiner  heutigen 
Staatjisclndden  verdankt  —  l>-echen  und  zum  ersten  Male  ein 
.,reelles"  Budget  aufstcllca  zu  wnll.  n.  Zu  diesen i  ßt  iiiif»"  wnnJen 
Einnahmen  Jind  Ausgaben  von  nui  l  Millionen  des  letzten  Hinigets 
auf  rund  öÖ  Millionen  erhöht,  wobei  noeh  zu  erwägen  ist,  das;* 
das  ÄUH^abenbudget  für  die  Klenientarj^chulen  mit  ca.  2  MiUiuiitii 
Diuat-  j.'t/.t  vom  Staat  auf  die  Kreise  abgewälzt  wunle,  also  i\\p 
wiikheiu  n  A«SE:a>»en  ül)er  70  Millionen  betragen.  Ob  alli  rdiuK» 
die  Einnuhrn.  n,  welclio  in  den  letTsten  .Jahren  duiT-hschnittlich  nirht 
viel  über  tiO  Millionen  sieh  erliol>en,  mit  68  Millionen  „reell"  ver- 
anschlagt sind,  lässt  sieh  einigermasscn  l)Czweifoln.  Zu  den  Ma.ss- 
regeln,  welche  auf  eine  Erhöhung  der  Kinnahnien  abzielen,  i~t  in 
oi-ster  Reihe  eine  Erhöhung  der  Taliak-  und  Salzpreise,  so<iann 
eine  Erhöhung  verschiedener  Positionen  im  Verzehruugssteuer- 
(Troscharin8-)Gesetz,  endlich  —  last  not  least  —  die  Einhlhrung 
staatlicher  Organe  zur  Erhobung  der  Steuern  zu  rechnen.  Eino 
Novelle  In'tr.  Erhöhung  der  Pei-sonalsteuer  wiuxle  von  der  Regie- 
rung vorläufig  zurückgezogen,  da  sich  in  der  Skupschtina  uner- 
wallet  starker  Widerstand  dagegen  zeigte.  Doc*h  verlautet,  da^ 
die  Regienmg  in  der  pro  Ende  Novt  inber  angekündigten  Fortsetzuntr 
der  Skupschtina-Session  nochmals  diese  Steuererhfibung  durch- 
zuaetaen  versiudhen  wird. 
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Slam. 

(Abgeechloesen  Juli  1898.) 
Beferent :  Dr.  Oskar  FnnUiirter,  GenemlsekretAr  des  Oencnürates 

von  Siam,  Bangkok. 


Im  August  1897  ersclüen  ein  emendiertes  Postgesi^tz,  das  in 
Übereinstimmung  mit  den  Beschlossen  der  Washingtoner  Konfei-cnz 
die  NachahniuiifJT  und  Fälschung  von  Postwert zeiehen  mit  Stiiife 
Vielegt.  Im  Übrigen  werden  in  dem  Gesetze  die  Bestimimin^u  dos 
iiii  Jahre  1885  erschienenen  Postgesetzes  wiederholt  mit  einigen 
duitih  lokale  Voihältuisso  Ix^dingten  Modifikationen. 

ist  liL'kuJint,  Uass  wo  immer  Chinesen  in  gröbbci-cr  Anzahl 
liiiiwaudtüii,  sie  sich  zu  gelieiiiicu  (ie^elljscluiftt'ii  (Angyi)  verhindcn. 
So  in  Java,  den  üluigen  holländisch-ostindischen  Beöitzuni<on.  den 
Straitä  Settlement>  Maiakkii  und  in  Siam.  Diesf^  Gesell  sei  lafteu  .sind 
bokajintlich  ihrem  l'rspnmg  nach  politischer  Natiu-  und  hezwcckcn 
den  Umsturz  der  MandschudynaRtie  in  China.  Für  diese  [»olitih«  iicu 
Zwecke  exi>tiert  ja  atisscrlialti  Chinas  kaum  cino  misoii  dctro  und 
so  sind  denn  in  Ut-n  !nei>tcii  Fälh-n  diese  politischen  Zwwke  den 
Mitgliedern  der  Vereinigung  so  gut  w  ie  vollstÄndig  un)"ckannt.  Es 
mag  ferner  zti^rc<^^'l»cn  werden,  dass  der  ui-sj>rüngliche  Zweck  dieser 
Gesellschaften  aussorhallj  Chinas  pine  Vcibindung  zum  p^oi^cnseitigen 
Sihutz  etwa  iti  dei-  Art  <ler  frioii<ll.\  Sociotit  s  wai  ;  doch  erscheint 
j<'tzt  der  einzige  Zweck  dieser  Vereinigung,  v<m  denen  sich  die 
l>esseren  Klassen  der  Chinesen  vollständig  fern  halten,  in  den 
Wollen  von  Pickering:  Journal  of  the  Straits  Brauch  of  the  Royal 
Asiatic  Society  vol.  1  July  IS 7 8  pac:.  OG,  der  zu  sein  „to  strive 
for  those  lower  interests  which  are  ouly  too  deai-  to  the  averagc 
colestial  mind,  aocb  tntrigue,  assistanc«  in  petty  feuds,  oom- 
biuation  to  extort  money,  and  to  interfere  with  the  course  of 
justice".  Es  kann  woiü  kaum  geleugnet  wenlen,  dass  in  Siam 
die  den  UnterÜiauen  der  europäischen  Mächte  zugestandene  Ex- 
territorialität dazu  beigetragen  hat,  dass  sich  die  Chinos^n  zu  trc- 
heimen  Qesellschaften  verbanden,  um  sich  der  Jurisdiktion  des 
Landes  zu  entziehen,  in  welchem  sie  ansässig  waren.  Es  darf 
femer  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  in  früherer  Zeit  die 
Angehörigen  einer  Nation  in  eigenen  Gemeinschaften  in  Siam  lebten, 
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das  Bogenannte  Kaniponysyatem,  von  dem  aich  flbetall  im  Osten 
Spuren  erhalten  haben. 

Die  stianiesische  Regienmg  hatte  in  früheren  Jahren,  ohne  die 
Existenz  dien^  Qesellschafleii  formell  anvtieilcennen ,  ihre  Existenz 
erlaubt,  namentlich  m  lange  sich  die  Hftiipter  der  Geaellscliaften 
verpflichteten,  ffir  das  gute  Betragen  der  Mitglieder  aufzukommen 
nnd  so  lang«'  diese  Gesellschafton  einen  anscheinend  gcmeinnfltzigm 
Charakter  hatten.  Bald  schlössen  sich  aber  diesen  chinesischen  Ge- 
üoUsdiaften  andere  an  und  wohl  divch  die  Nachgeht  der  Regienmg 
übermütig  geiimeht,  verfolgtoii  sie  ihre  Ziele,  die  in  dem  Extrakt 
VMi  Pickering  riclitif,'  Ix^zeichnet  sind,  in  einer  Weise,  das»  ihre 
«nkonU-olierte  Weitprpxistonz  di-m  Staatswesen  gefährlich  wunK 
Bei'eits  im  Juni  1880  wai-on  ernste  tiiinihwi  unter  doii  chiiiesisolu'ii 
(].»sollsclmft«ni  uusg<;l»r«K-hon,  tlio  nur  «lurch  die  Dazwi.sclieiikimft 
(leH  Militili-s  Miiti'ixl nickt  wenlni  konnten,  und  du  die  llädelsffdinM- 
/u  lanj^a  Zu*  ht hausstraf eu  verurteilt  wunlen,  war  in  den  folgenden 
.lahnM)  unter  der  eliiuesiseheu  Bevülkeiung  einigermasseu  Kuhe 
hergestellt. 

Ks  ist  iM'kajHit,  duss  in  (i»'U  ounjjiilischen  Kolonien  diese  Oe- 
sells<  liaft.  ii  dun  Ii  <iost>tz  unterdrückt  wonliMi  Bind  und  Itei  aus- 
lir<''liiiii]<'ii  l'iinili.ii  odiT  Hiilu'stöi-iiimi'ii  k»"»i\nen  die  Mitglieder 
ii'  li'  ii  ariil»'!  w ritig  vci  w  ii  kt>'ii  Strafen  des  Uuides  v«»rwiesen  wonK'n. 
iJuse  ahsolute  llnterdrüikung  der  (lix  IlNi-liaften  war  dunh  die 
liestebi-nde  Ext«>rritorialit!lt  in  Siani  nit-ht  ihiudieli,  luid  .s«»  unlnete 
die  R'-iiii  iinur  als  V^  rsin  h  diiicli  (h'*^»»!/.  vom  1.  Oktober  1897  die 
Ht'LMsl i  i<  riiiii;   i\>-y  (it;Mdls«-hafti'ii  wiü   sio   vor  d.'i'  ir^n7lieheii 

Trit*  rdrüekuug  der  üesellBcluifti'U  auch  in  den  englis^'hen  Kolonien 
statt  hatte. 

Es  winl  von  dm  rie>^dlsehafle?i  verlangt,  dass  sio  ihn'  Statuten 
vorlegen,  die  AtiÄild  der  iMitglie4ler,  Namen  des  Voi-sit/^ndeu  und  der 
anderen  Voi-standsniitglieder  angeU  ii.  Ks  kann  verlangt  wenlen,  dns< 
die  (ieseilsehaften  eine  Kaution  hinterlegen,  die  4(»00  Ticids  niehi 
ülK'rsteigen  soll.  Als  ungesetzlich  wird  jede  un registrierte  (tesell- 
schaft  ange.sehen  und  ungeset/,li<  h  ist  eine  Veivauiniiung  von  fünf 
oder  mehr  Personen,  weini  die  Personen  Mitglieder  einer  ungesetz- 
lichen (ji'sellsihaft  sind  und  wenn  ihr  Zweck  ist.  den  Behonlen 
Widei^tand  zu  leisten,  Verbrechen  zu  lx>gehen  oder  durch  An- 
wendung von  Gewalt  eine  Person  zur  Begehung  einer  Handlung 
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zu  Ewingcn,  m  der  sie  gesetslich  nicht  verpflichtet  ist,  oder  sie  zu 
zwingen  eine  Ifondlung  zu  unterlasBen,  die  sie  vn  thnn  verpflichtet 
war.  Alle  Versamniliingen  mflssen  mindoetons  24  8tun<ien,  ehe 
sie  abgehalten  wenlen,  den  Ik^hunlen  angezeigt  weixlen,  die  su 
ihrer  Ühenfc'aehung  Beainto  schickt  Die  Auffortlomng,  oiner  ge- 
heimen G«'sells<haft  l>eizntreten,  ist  mit  Stmfe  belebt,  Fnr  ein 
Veihre<-lieii.  dub  von  einer  geheimen  Oesellschult  lie^,^angt  n  ist,  (xler 
von  einmi  MitgUede  einer  solclien  Oesellßt.haft  in  deren  Anftrage 
fnr  deren  Zwtik.'.  ist  jedes  Mitglied  venuitwortlicli.  Wenn  die 
Registiieiung  von  der  Jk4iönle  entzogen  wird,  hört  die  Gesellschaft 
i|iSo  f:u  t(.  anf:  etwaiges  Vormri^.  n  winl  nach  Bt-fi  icdiguug  aller 
(liaiitiiger  nnivi  dlv  Mif^di»der  vuitoilt.  Da.s  üfsi-'U  ist  wichtig 
dadurch,  dass  e«  den  Ii«  Inn  den  ein  Mittel  an  die  Hand  gieUt,  auf 
gesetzlielieni  \V«'gc  gegen  die  Gesellschaflen  und  deren  Mitgli«vlei 
Mir/.iiuehen,  wenn  auch,  wie  es  scInMid.  aus  nahe  liec^ndeji  Gi  üiidtn 
die  Ueselläcliaftt^n  es  unterlassen  iiaben,  sich  registrieren  zu  lassen. 

Am  9.  Januar  1898  erschien  ein  Eheschliessiingagesetz.  — 
Das  OesetK,  das  in  erster  Linie  fflr  die  in  Siam  ansässigen  Fremden 
bestimmt  ist,  wurde,  wie  es  in  den  einleitend«!  Worten  heisst, 
nOtig  gemacht  dadurch«  ihiss  einaelne  der  anaSsstgen  Fremden 
Schwierigkeiten  finden,  nach  den  Gesetzen  ihres  eigenen  Landes 
eine  gfdtige  Heirat  m  Tolbdehen.^) 

Bei  diesem  Gesotz  kam  die  Frage  zur  Lösung,  was  Oflltigkeit 
einer  Heirat  in  Sism  bedingt  und  eg  heisst:  ,.IIcirat  nach  siamesischem 
H^Tht  und  Brauch  ist  ein  Kontrakt  zwischen  Mann  und  Fraw, 
auf  den  die  gewöhnlichen  Grundsätze  anderer  Kontrakte  anwendbar 
sind,  und  solche  Heirat  wird  fulglirh  trfUtisr  vollzogen,  wenn  es 
klar  aus  den  bei  solcher  Gelegenheit  ge\v(  i  hMdten  Worten  <^m1(m* 
aus  «lern  beolmchtcten  Sinne  hervorgeht,  dass  Ix-ide  Teile  sich 
freiwillig  als  Mann  und  Frau  ik  Iuihh,  vomusgeset/t  immer,  dass 
keine  von  Iteiden  unter  einer  besonderen  rufühigkrit  leidet."  — 
Darauf  lu>*.eiid,  kann  «  inc  civile  Eheschliessung  gültig  iH^wiesen 
wcidi  lt.  wenn  zur  Zeit  des  H.-initsnktes  oder  nachher  in  (b  irt-nwait 
vni)  vifT  l>ekannt»'n  Zeugen  sdIi  Iic  Kikläruiic:  vor  dem  Minibter  des 
Innern  oiler  vor  dessen  von  itun  ernaruiten  Stell verU-eter  abgegeben 

^)  Nicht  allen  fremden  Vertretern  ist,  wie  es  adieint,  das  Beobt  tu- 
geetanden,  gattige  Heiraten  absnsobliesBen. 

6ö» 
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wird.  —  Es  folgea  Bestimmungen  Qbor  die  R^stntlon  solcher 
Heiraten  etc. 


Als  von  mehr  lokaler  Bedeutung  müge  erwSbnt  werden,  dass 
unter  dem  Ministerium  des  Innern  stehend  dnrch  Oesetz  vom 
21.  Novcmlier  1897  ein  Gesundheitsamt  fUr  die  HuuptHtaclt  Bangkok 
eingerichtet  vurde.  Den  Verhältnfeaen  Rechnung  tragend  hat 
dieses  Gesundheitsamt  auch  die  Punktionen  einer  Baupolizei,  ebenso 
ist  der  Wcgelian  in  der  Hauptstadt  ihm  unterstellt 

Zu  erwähueu  sind  ferner  weiUM-e  Bestimmungen  üher  den 
Schutz  von  Waldungen,  so  illwr  das  Fullen  jiuiger  TeakUlumo. 
Auch  in  diesem  Jahre  niaclito  lüis  fortgesetzte  Bestelion  der  Pest  in 
('liiiiii  lind  Fonnosa  ijuariuitäiu»  Massregolu  iint\v»'n<lig,  die  wiei.lenim 
mit  dein  Beistand  dei'  frennleu  Vertreter  dmclmeführt  wurilen. 

Die  Rückkehr  des  Königs  ans  Kiiiupa  gab  ihm  V.  ranlassnnf: 
7.U  einem  Amnegtii'i'ihiss  (Heskrijit  vom  1.  Febniar  lS!>s).  <I»>ni  zu- 
foltro  die  zti  Todisstra^  ii  aiit  1.  Fcl>ruar  1898  Verurteilten  ieliens- 
ijlnglii  lieb  Zut'hthaus  eriiielton. 

Fei-ner  sollte  in  Fällen   von   Moni   oder  Tocls«  hing,  ilie  am 
1.  Februar  anhängig  waicu,  als  hiVchste  Stnif«'  auf  lcli»'ii>läiiirlifhes 
Zui'.iithaus  erkannt   Nv-Tden;   Personen    ülfi    iU}   .laliio,  ilaiuiiid 
Kranke  oder  im  unln  illMien  Krankheiten  Leiileiulr  soüt'  H  aii^,  <h  in 
( ir'filii^iii>  eidiassen  werden;  Personen,  die  wegen  Kni jxM-vei lel/uiig 
aiiLzckla^t  itdci-  verurteilt  war-'i),  sollU'  ihr«'  Straf-:-  v-rlassen  wonlcii, 
ebenso  den  we^en  pinfa^-heii  Betruges  oder  t  iitersch lagung  Aiijje- 
klagten  oder  Verurteilt. 'H,  und  .srliliesslich  sollten  aileu  Dos'^rf'^'nn^n 
aus  der  Armee  und  Flode  etwa  verwirkte  Strafen  erlassen  wtj'ka 
und   sie   wegen   solcher  De?;<Mtion   für  den   li»\st  der  DieiisUeit 
keiner  besonderen  Beliandluug  unterworfen  werden. 

Nicht  unerwähnt  darf  in  dieser  kuraen  Tbeiiiicht  der  Al'- 
schluss  eines  Freundsehafts-,  Handels-  urul  Sehifffalirts-Ypi-tniges 
zwischen  Japan  und  Sian»  bleiben,  der  am  2o.  Februar  1898  «nt'"'"- 
zeiciinet  und  dessen  fiatifikationen  in  Bangkok  am  31.  Mai  IS98 
ausgetauscht  wujrden.  Es  dürfte  bekannt  sein,  dass  dei  Jahr- 
hunderte lang  unterbrochene  Verkehr  swischen  Siam  und  Japan 
(vgl.  E.  iL  Satow:  Notes  of  the  Inieroourso  lK?tween  Jai>an  und 
Siam  in  the  seventeenth  Century.  Transactions  ol  the  Asiatic  Society 
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of  Japan  1885)  im  Jahre  ISs?  durch  eine  Freundsohaftserklinmg, 
(Ho  am  23.  Januar  1888  in  Tokio  ratifiziert  wurde,  wieder  ange- 
bahnt wurde.  Auf  Grund  dieser  Freundaohaftserklärun^  wurde  in 
Bangkok  zwischen  dem  Mini!>ter  des  Auswärtigen  Prinz  Devawongen 
und  dem  neuemannten  japanischen  Ministerre^idonton  Tnajaki  ein 
Vertrag  abgeBchlosseD.  Der  Vertrag  ist  in  siamesischer,  japanischer 
und  englischer  Sprache  gezeichnet,  doch  so,  dass  in  fUlen  von 
zweifdbafter  Interpretation  die  englische  Version  allein  massgebend 
ist  In  dem  Vertrage  gewähren  sich  die  Begienmgen  die  Behand- 
lung der  meist  begünstigten  Nationen  und  was  Bestimmungen  über 
Handel  und  Verkehr  angeht,  unterscheidet  sich  der  Vertrag  somit 
nicht  von  den  mit  den  übrigen  Nationen  mit  Siam  seit  1866  ab- 
gesdilcssenen  Verträgen.  Beide  Staaten  erkennen  an,  dass  sie  an 
die  aber  Handel  und  Verkehr  bis  xnm  Äbschluss  des  Vertrages 
getroffenen  Bestimmungen  gebunden  sind;  ebenso  was  die  Nieder- 
lassung der  Unterthanen  in  den  respektiven  lAndem  angeht.  In 
dem  Veitrage  selbst  werden  von  Siam  Japan  nicht  Rechte  der 
Exterritorialität  zugesprochen,  doch  heisst  es  in  dem  Protokoll,  das 
als  integrierender  Teil  des  Vertrages  betrachtet  wird,  unter  Art.  1 : 
The  Siamese  Qovemment  consents  that  Japanese  Consular  offioera 
shali  exercioe  Jurisdiction  over  Japanese  subjects  in  Siam,  until  the 
judicial  reforms  of  Siam  shall  have  been  oompleted, 
that  is  until  a  criminal  code  (with  exception  of  law 
of  marriage  and  succcssion)  a  code  of  civil  prooedure  and 
a  law  of  Constitution  of  the  conrts  of  Justice  will  come 
into  force. 

Der  dritte  Paragraph  des  Protokolls  schreibt  femer  vor,  dass 
alle  Streitigkeiten  Aber  die  Interpretation  oder  Auslegiuig  des  Ver- 
trages mnem  Schieilsgcrichte  unterworfen  werden  sollen,  Mls  eine 
direkte  Einigung  niclit  gefunden  werden  kann.  Auch  wird  die  Art 
und  Weise,  wie  zum  Sdiiedsspmch  geschritten  werden  soll,  an- 
gug  Uen.  —  Das  l'rinzip  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  ist  in 
den  VerträgMi,  die  Siam  mit  fremden  Nationen  abgeschlossen  hat, 
schon  cntlialton  (so  Artikel  XXIV  des  Vertrages  mit  Belgien.  XXVII 
mit  Italien,  XXVI  mit  ( »steri-eich-Ungarn).  doch  ist  immerhin  die 
Bestätigiuig  dc8  Grundsatzes  in  dem  gegenwürtigen  Vertrage  von 
Wichtigkeit. 
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Spanien. 

Referent:  Dr.  Manuel  Torrcs  Caiiipos, 

ProfesHor  d»'s  Völkerrechts  an  der  üuivei-silät  Granacia  und 

Mitglied  des  Instituts  für  intwnationales  Recht. 

I'hersetzuug  ans  dem  Spanischen 
von  Amtariohter  Dr.  Georg  Cmsen,  Fraakfart  a.  M. 

a)  GesetBgebnng. 

Die  im  Jalire  1897  erlassenen  spanischen  Gesetze  sind,  ab- 
gesehen  von  den  auf  die  Autonomie  der  Kolonien  beKflglichen,  von 
geringer  Bedeutung.  Die  Gortes  sind  nur  vom  20.  Hai  bis  zum 
2.  Junt  versammelt  gewesen  und  haben  sich  hauptslchllcfa  darauf 
beachribikt,  der  Ri^iening  die  Mittel  zur  Fortffihrung  der  Kriege 
au!  Cnba  und  den  Philippinen  zu  bewilligen. 

Erwfthnnng  verdient  das  Oesetz  vom  10.  Juni  1897,  das  ver- 
schiedene Artikel  des  Handelsgesetzbuches  Uber  die  Zahlungs- 
einstellung abftndert  und  dem  Justizminister  die  Revision  der  Civil- 
prozessordnung  nach  Anhöning  der  allgemeinen  Oeselzgebungs» 
k(mimission  empfiehlt,  um  sie  mit  den  Bestimmungen  des  Bfiiger« 
liehen  Oesetzbuches  von  1889  in  Einklang  zu  bringen. 

Die  Yorselirifton  des  Handelsgesetzbuches  von  1885  Aber  die 
einstweilige  Zahlungseinstellung  (suspensiAn  de  pagoi>)  hatten  zu 
erheblichen  Hissbrftuchen  Anlass  g^ben,  indem  sie  vidfsch  bei 
bereits  vorhandenem  Bankerott  angewendet  wurden.  Jetzt  muss 
nach  der  Novelle  der  Kaufmann  zur  Deckung  seiner  Verbindlich- 
keiten hinreichende  Vermögensgegenstände  hinterlegen. 

Da  das  Ibndelsgesetzbuch  vom  Jahre  1885,  die  Civilprozess- 
Ordnung  aber  schon  von  1881  ist,  so  müssen  beide  Gesetze  in 
Übereinstimmung  gobmoht  werden,  nachdem  das  besondere  kauf' 
mftnnlsohe  Proz^verfahren  abgeschafft  ist 

Von  den  Verordnungen  sind  zwei,  vom  18.  Januar  und 
19,  Mai  1897,  zu  erwähuen. 

Die  Verordnung  vom  18.  Januar  1897  i-egelt  den  GeschÖte* 
gang  der  anthropometrischen  und  der  j)hotograpliischen  Äbteilungeii 
der  Centralstelle  für  die  Identifizierung  (Ofdum  t»:'  oentml  del  servirio 
de  identifiert«  i<'>n),  welelie  im  Zellengt'faiigiiiss*'  /u  Madrid  ihrt-n  SiU 
und  die  Aufgabe  haben,  uUe  /mv  Identifizierung  der  Verbrecher 


Digitized  by  Google 


—    1027  — 


erforderUchen  Mafisregeln  nach  dem  System  Bertillon  ni  treffen. 
Ausserdem  dienen  sie  «ur  praktischen  Unterweisung  der  Beamten 
und  als  C«ttra]sammclstelle  für  die  von  den  Provinsdalbehörden 
eingehenden  Mitteilungen.  Diese  beiden  letzteren  Funktionen  geben 
dieser  Behörde  den  Charakter  einer  Centraistelle  fOr  die  Identi« 
iizierung,  als  welche  sie  durch  königlichen  Erlass  vom  10.  Sep- 
tember 1896  geschalfen  ist 

Die  VoTordnung  vom  19.  Mai  1897  faeneht  sich  auf  die 
Fischerei  im  Mifio-Flusse  und  ist  im  Einverstftndnis  mit  Portugal 
erlassen.  Das  Hecht  des  Fiachfiangea  steht  bei  Beobachtung  der  in 
dieser  Verordnung  aufgestellten  GnmdsfttKe  sowohl  den  spanischen 
wie  den  portugiesischen  Staatsangehlkigen  zu.  Der  bereits  be- 
stehenden Übung  entsprechend  dQrfen  die  portugiesisdien  Fischer 
nicht  am  spanischen  Ufer  und  umgekehrt  die  spanischen  Fischer 
nicht  am  portugiesischen  Ufer  fangen.  FahneugOf  die  zum  Fisch- 
lEange  auf  dem  Mifto  benutzt  werden  sollen,  bedürfen  der  vorherigen 
Genehmigung  und  Eintragung  in  das  Verzeidinis. 

Die,  wichtigsten  Ereignisse  des  Jahres  1897  sind  die  nicht 
durch  Oesetz,  sondern  durch  königliche  Verordnungen  durchgeführten 
Reformen  politischer  und  wirtschaftlicher  Art  in  den  Antillen. 
Dringoncio  jxilitische  Rflcksichten  und  namentlich  der  lebhafte 
Wunsch  nach  Beeiuligung  des  für  das  Mutterland  und  die  Eolooieen 
gleich  r^hSugnisvollen  Bflrgerkrieges  machten  Beformen  auf  dem 
Gebiete  der  Kolonialverwaltung  unbedingt  erforderlich.  Vor  Aus> 
bmch  des  jetzigen  Krieges  wurde  auf  Anregung  der  libenlen 
Regienmg  und  auf  Gnmd  der  von  den  kriegfOhrenden  Parteien 
getroffenen  Abmachungen  ein  Gesetz  vom  15.  März  1895  fiber  die 
Reform  «1er  rivilverwaltiuij.'  auf  *hn'  Insel  Cuha  erlassen.  In  dem 
Bestivben  narh  cndgrilliger  Herstellung  des  Friedens  stellte  dom- 
näelist  die  konservative  Regierung  in  der  königliehen  Vorordnung 
\uui  29.  April  1807  eriränzende  (irundsütze  zu  diesem  Gesetze  auf, 
durch  welehe  den  clutun^alii^tisehen  Tendenzen  noeh  weittsrc  Kon- 
zessionen gemacht  wurden.  Als  dann  wieder  die  lihenile  Partei 
ans  Huder  kam,  wurden  aul  l{ctr>  il..  n  des  Kuluuialiuinisters  Dr. 
Segisnuuido  Moi-et  y  Prendergast  lu  <  Ii  weitergehende  Anonlnungen 
getroüeiu  lio  in  ilen  königliehen  Wi niiliuingen  vurn  Jf).  Noveml>er 
1807  rdier  *lie  Rechte  der  auf  den  Antillen  wohiii  iidcii  S|i;uiier, 
über  die  Anwendlwrkeit  des  Waldgeeietües,  übui  die  Autonomie  der 
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Insel  Cuba  iinfl  dio  Autonomie  von  Porto  Rico  enthalten  siDd. 
Die  auf  den  Antillen  wohnenden  Spiinier  sollen  im  gleichen  Masse, 
wie  die  im  MuttrMlande  Wf)hnondon,  die  im  ersten  Titel  der  Ver- 
fewßimgsurkiinde  aufgeffihi-ten  Herhtc  goniosson.  Dits  Wahlgesetz 
vom  20.  Juni  1890  vinl  auf  C\\h;\  und  Porto  Kico  eingefilhrl, 
WahÜH'nH  htigt  ist  jeder  ilKer  25  Jalim  alte  Spanier,  der  im  Besitze 
der  biirgerliclh^ii  Ehreiux'ehte  und  BQiiger  einer  Stadt  ist,  in  der 
er  seit  mindesteits  zwei  Jahren  wohnt.  Soldaten  dea  LandheereK 
und  (Irl  Manne  könnnn  nie  ht  wrdden,  solange  sie  unter  den  Fahnen 
aind.  Die  Regierung  jeder  Insel  besteht  aus  einem  in  zwei  Kammern 
geteilten  Parlamente  und  einem  Qenenilstatthalter,  der  als  Vertreter 
des  Mutterlandes  in  dessen  Kamen  die  hOchste  Gewalt  ausOht. 
Die  Befugnis,  Gesetze  zu  erhssen,  steht  den  beiden  Kammern  und 
dem  Generalstalthalter  gemeinsohaftUch  zu.  Die  Volksvertretung 
jeder  Insel  besteht  aus  zwei  gleichberechtigten  Kammern,  dem 
Abgeordnetenhause  (Camera  de  Kepresentantes)  und  dem  Ver- 
waüungsmt  (Consejo  de  Administracidn).  Letzterer  setzt  sidi  in 
Cuba  ztisammen  ans  35  Mitgliedern,  von  denen  18  in  dem  durch 
das  Wahlgesetz  bestimmten  Verfahren  gewählt,  die  anderen  17  aber 
vom  Qen<M«lstatthalter  im  Namen  des  KOnigs  aus  der  Zahl  der- 
jenigen Personen  ernannt  werden,  weiche  gewisse  gesetaliche  Vor> 
bedingnngen  erf Allen.  Im  Porto  Bico  betragt  die  Gesamtzahl  15, 
von  denen  8  gewfihlt  und  7  ernannt  werden.  Die  ernannten  Ifit- 
glieder  bekleiden  ihre  Stellung  lebenslAnglich;  von  den  gewählten 
scheidet  alle  fUnf  Jahre  die  Hälfte  aus;  aussen)^  ist  der  General- 
Statthalter  zur  Auflösung  des  Verwaltungsrates  berechtigt  Dos 
Abgeordnetenhaus  besteht  aus  den  von  den  Wahlkreisen  gewählten 
Abgeordneten,  von  denen  je  einer  auf  25000  Einwohner  entflUlt 
Die  Abgeordneten  werden  auf  5  Jahre  gewählt  imd  kOnnen  unbe> 
schränkt  wieder  gewählt  werden.  Beide  Kammern  treten  alljähriidi 
zusammen.  Das  Becht  auf  Berufung,  Vertagimg,  Schliessung  irad 
Auflösung  einer  der  Kammern  oder  beider  steht  dem  Könige  und 
in  dessen  Namen  dem  Generalstatthalter  xu ;  jedoch  muss  die  Heu- 
berufnng  binnen  3  Monaten  erfolge. 

Die  Zuständigkeit  der  Insular- Cortes  erstreckt  sich  auf  alle 
Materien,  die  nicht  ausdrfltklieh  den  Cortos  des  Mutterlandes  oder 
der  Centrairegierung  vorhehalten  sind.  Hierzu  gehören  (ohne  dass 
jedoch  die  naclislehcndo  Aufzähluug  Anspruch  auf  Vollstäudigkeit 
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macht):  Gegenstände  aus  dem  Ressort  des  Ministeriums  für  Justiz 
und  Gnadensachen,  des  Inneren,  der  Finanzen  (hacienda  y  fomento), 
der  OfTentlichen  Arbeiten,  des  rnterriohts  und  der  I>andwjrtachaft, 
sowie  alle  Angelegenheiten  rein  kolonialer  und  lokaler  Natur,  nament- 
lich die  ErlaBflung  der  AusfQhrungsbeBtimmnngen  zu  den  von  den 
Oortes  des  Mtitteriandes  beschlossenen  Gesetzen,  der  Voranschlag 
der  Ein-  nnd  Ausfuhr  u.  s.  w.  Dagegen  bescbliessen  die  Cortes 
des  Mutterlandes  fiber  die  mit  der  Ausflbung  der  Souvetftnetät  ver- 
bundenen Ausgaben  und  setzen  alle  drei  Jahre  (vorbehaltlich  ihrer 
Befugnis  zu  nachttSgliohen  Änderungen)  deren  Betrag  und  die  zur 
Deckung  erforderlichen  Einnahmen  fest  Der  Abschluss  von  Handels- 
Tertrfigen,  welche  fflr  die  beiden  Inseln  Bedeutung  haben,  erfolgt 
durdi  die  Oortes  des  Mutterhindes  unter  Zuziehung  beghiubigter 
Vertreter  der  beiden  Inseln.  Die  Vertrflge  werden  als  Staatsgesetze 
publiziert  und  gelten  als  soldie  in  den  Kolonieen. 

Die  höchste  Gewalt  in  den  Kolonieen  wird  durch  den  auf  den 
Vorschlag  des  Staatsministeriums  vom  Könige  ernannten  General- 
Statthalter  ausgeflbt  Als  „Vioerreal  Patrono"  ist  er  HOohstkomman- 
dierender  der  auf  der  Insel  befindlichen  Tmppen  des  Landheeres 
und  der  Marine  und  Vertagter  der  Ministerien  des  Inneren,  des 
Krieges,  der  Marine  und  der  Kolonieen,  sowie  Vorgesetzter  aller 
auf  der  Insel  vorhandenen  Behörden.  Er  ist  fOr  die  Anfreeht- 
erhaltung  der  Bnhe  und  Ordnung  in  der  Kolonie  verantwortlidi. 

Die  von  dem  Generalstatthalter  in  seiner  Eigenschaft  als 
höchster  Beamter  dear  Kolonie  getroffenen  Anordnungen  bedilrfen 
zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  durch  einen  Staatssekretär 
(Secretario  de!  Despiicho),  der  dadurch  die  Verantworttmg  Ober- 
nimmt  Es  gicbt  deren  fünf:  für  Qnadensachen,  Justiz  und  Inneres, 
fflr  die  Finanzen,  ffh-  den  Öffentlichen  Unterricht,  fflr  Öffentliche 
Arbeiten  nnd  Verk<'hr,  fflr  Landwirtschaft,  InUustrio  und  Handel. 
Don  Voi-sitz  im  rienuni  filhrt  der  vom  Genemi  Statthalter  damit 
l)C{Uiftr.igte  StiuitssekrctÄr,  der  fihrigens  nicht  notwen<ligerweise  ein 
Portefeuille  zu  hahen  hiaiirht.  Die  Staat ssokretäit)  tragen  doii 
Kammern  der  betreffen' im  Kolonie  gegenüber  die  Verantwortung 
für  die  Massnahmen  Ucr  Re!lri«•nlnL^ 

hit-  Hilduii^  von  G«hii.  indoii  niuss  erfolgen,  sobald  mehr  als 
lOUU  -M»  uneben  Äiisiiiiinenwohnoii.  (teringere  MensrhennvMigon 
können  die  gcmcinssam  zu  erledigenden  Angelegenheiten  durch  be- 
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sondei'e  Vereinbarungen  ordnen.  An  der  Spitze  jetler  Provinz  steht 
ein  Verwaltiingsatisschn^s,  der  ans  einer  beetiminten  Anzahl  von 
Personen  fiosteht  und  dessen  Zusimmonsot'/nnir  durch  Statut  der 
betreffenden  Kolonie  getegelt  wird,  ätadte  und  Provinsen  sind  in 
gewissen  Re/i'  IninfT'^ii  autonom.  .lodoni  Bürger  ist,  wenn  er  sich 
duixh  MA88regelM  der  Verwalter  einer  Stadtgemeind»-  n.l*  r  des  Ver- 
waltungsausschusses einer  Provinz  in  seinen  Rechten  twintrftchtigt 
glaubt,  die  Anrufung  der  ordentlichen  Oorichte  freigeetellt. 

b)  Literatur. 

Die  Lage  Spaniens  und  die  Unmöglichkeit,  ernste  Forschungen 
hinreichend  zn  belohnen,  haben  zur  Folge,  dass  die  Zahl  der  Ver> 
(HliBnÜichungen  im  Vergleich  sn  anderen  Landern  nur  gering  hL 
Sie  beschranken  sich  grösstenteils  auf  Werke  fflr  den  üntenicht, 
Gesetzesausgaben  mit  Anmerkungen,  Kororaentare  zu  vorwiegend 
praktischen  Zwecken  und  politische  Fingblatter.  Der  Verbtsser 
dieser  Skizze  hat  1897  die  Fortsetzung  seiner  Bibliognfia  espaäola 
contemporftnea  del  Derecho  y  de  la  PoUtica  lieraosgegebeo.  Der 
erste  Teil  enthielt  die  Übersicht  Aber  die  Erscheinungen  von  1800 
bis  1880,  der  zweite  nber  die  von  1881  bis  1896. 

Die  Ausgabe  der  samtlichen  Werke  des  Dr.  ConcepciÖn 
A renal  wird  fortgesetzt:  fi<l.  15  und  16  sind  1897  erachi^ieD 
und  enthalten  die  Studie  Ober  den  Ftenperismtte. 

Auf  dem  Gebiete  dos  Strsfrechts  sind  hervorzuheben:  die 
strafrechtlichen  Studien  von  Andrade,  El  anarchismo  en  Espei» 
von  Gil  Maestro  und  Dos  estudios  sobie  1a  pena  de  muerte  von 
Pulido  Fernandes  y  Montes. 

Von  den  Schriften  Aber  Öffentliches  Recht  sind  zu  erwähnen: 
Ovalle:  C^^igo  de  las  Constitutionee  vigentes  en  todas  las  naciones 
civilisadas,  Band  1;  Posada:  Tratado  de  Derecho  administrativo 
seg6n  las  teorias  filosoficas  y  la  iegislaciön  positiva,  2  ftbide; 
Barrios:  Estudio  sobre  la  milicia  como  eleumto  pdftioo. 

Aus  der  kolonialrechtlichen  Literatur  seien  genamit:  Fabid: 
Ensayo  historioo  de  la  legisladön  espafiola  en  sna  Estados  de 
Oltramar;  Alc&tar:  Historia  de  los  dominios  espanolcs  en  Ooesniz; 
Labra:  I^a  rpp<%blica  y  las  libertades  de  Oltramar;  ausserdem  vct- 
schiedene  Oelegenheitsschriften  aus  Anlasa  der  Kri^c  auf  Cubi 
und  den  Philippinen. 
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An  prozessrechtlicheQ  Werken  und  erschienen:  dar  sechste 
ond  leiste  Band  des  allgemein  geschätzten  Eonunentars  zur  Civil« 
pnnesaordnung^  (Lej  de  Enjuiciamiento  civil)  von  Manvora  y 
San  che  x;  ferner:  Costa:  Estudio  sobre  la  reforma  de  ia  publica, 
2.  vennehrte  Aufl.;  Lopez  Moreno:  La  pmeba  de  judicios,  3.  ver^ 
besserte  und  vermehrte  Aufl. 

Aus  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  sind  anzufflbren:  der  letzte 
Band  der  von  Marques  de  Olivars  heransgi^benen  Golecciön 
de  trafados  oontemporaneos,  der  die  Regierung  Alfons  XII.  nmfasst, 
femer  (von  demselben,  aber  anonym  erschienen):  Estudio  sobre 
d  art  7**  del  tratado  de  1795  con  losSstados  Unidos;  ausserdem: 
Labra:  Conferencia  sobre  la  bistoria  de  las  reladones  internaclo- 
nales  de  Ebpafta;  Becker:  Historia  polftica  y  diploroätica;  Zello 
Amondaveyn:  Ceuto  como  elave  priiicipal  del  estrecho  de  Gibraltar; 
Iglesias:  Discurso  sobre  Sanidad  intamacional. 

Übersetzt  sind  die  EinffUuning  in  das  Stnifrecht  (Prolegömeno» 
de  Berecho  penal)  von  Brusa  und  die  vergletohende  Volkswirtschafts« 
lehre  und  Verlassimgsrecht  (Ciencia  poUtica  y  Derecho  oonstitucional 
oomparado)  von  Burgess.  Von  der  Übersetzung  der  konventio- 
nellen LQgen  der  Knlturmenschheit  (Las  mentiras  convendonaies 
de  nuestra  civilisaciön)  von  Max  Nord  au  ist  die  zweite  Auflage 
erschienen. 

An  periodischen  Erscheinungen  mOgen  genannt  werden:  Revista 
general  de  Legishiciön  y  Jurisprudenda,  Madrid,  seit  1853;  La 
Administradön,  Revista  intemadonal  de  Administraci<5n,  Derecho, 
Economia,  Hadenda  y  PoUtica  (erschdnt  seit  einigen  Jahren). 

Endlich  seien  noch  einige  volkswirtschaftliche  Schriften  er- 
wShnt,  nSmlich:  Piernas  Hurtado:  Prindpios  elementales  de  la 
ciencia  econömica  (im  Erscheinen  begi-ifTen)  und  Tratado  elemental 
de  Estradfätica;  ausserdem  Garay:  Estudio  sobre  el  comimismo 
de  hkü  mii^iones  de  ia  Compania  de  Jesüs  en  el  Paraguay. 
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Die  Süd-AtVikaniöche  Republik. 

fieferent:  Dr.  F.  £.  T.  Kmnse,  Erster  Stutaauwait,  Johanaesbiirg. 


a)  Gesetsgelniiig. 

Das  Jahr  1897  kaan  in  Bezug  auf  die  Oenetzgebung  nicht 
als  ein  fruchtbares  bezeichnet  werden.  Doch  sind  einige  der  er- 
lassenen Gesetze  von  besonderer  Bedeutung,  w&X  durch  dieselben 
wichtige,  aber  bisher  zweifelhafte  Rec^tsgrundsätze  festgelegt  werden. 
Hau  wird  sich  erinnern,  dass  in  der  Verfassung  nicht  ausdHlcUich 
bestimmt  war,  auf  welche  Weise  und  in  welcher  Form  Verftndeningen 
in  derselben  geschaffen  werden  konnten  (cf.  i>ag.  852  des  Jahrgangs 
1897  dieses  Jahrbuches).  Im  Januar  1897  stellte  nun  der  h(SchBte 
Gerichtshof  in  der  Sache  „Browe  vs.  Dr.  W.  J.  Leyds  N.  0.*^  den 
Satz  auf,  dass  die  Yrnfassung  nicht  durch  einen  Beschluss  des 
Volksrates  abgeftndert  werden  kann,  da  solch  ein  Beschluss  der 
Gesetzeskraft  entbehrt.  Bs  ist  schwer  zu  sageti,  weldiee  die 
Folgen  dieses  Urteils  für  die  Transvaal- Republik  gewesen  sein 
wflrden,  da  der  Volk*;ra1  \m  seiner  gesetEgoborischon  Äi-boit  stete 
an  dem  Grundsatz  festgelialtoii  hat^  dass  seine  Beschldsse  Gesetzes- 
kraft iKJsitzen  uml  demgomäss  immer  in  diesem  Sinne  gehandelt 
hat.  Es  war  voiauszusohon,  dass  als  Resultat  dieser  Entscheidung 
eine  Hoiliutig  ent>;t»;hen  nnisste  zwi^(•hon  der  richterlicht^n.  gesetz- 
g«'l>endon  und  ausfühix-iiden  Gewalt,  uml  ilui>  i»t  denn  aurh  in  der 
That  geschehen.  Di*  K<>lge  dieses  Stit'ites  war  die  Entlassung  des 
Ubenichters  J.  S.  Kotz6  und  die  Entst<»hung  von 

Gesetz  No.  1.  1897. 

Dieses  Gesetz  bestimmt,  dass  alle  Gesetze  und  BeecfalCIsse  des 
Volksmtes  durch  die  richteriiche  Gewalt  anerkannt  und  angewandt 
werden  müssen,  und  dass  die  richterlidie  Gewalt  nidit  Recht  hat, 
sich  zu  weigern,  ein  Gesetz  oder  einen  Volksretsbeschluss  in  An- 
Wendung  zu  bringen,  weil  nach  der  Meinung  des  Richters  dieees 
Gesetz  oder  dieser  Beschluss  nach  Form  oder  Inhalt  wider  die 
Verfossung  streitet,  m.  a.  W.  die  Richter  haben  nicht  das  sogenannte 
PrQfnngsrecht  (toetsingrecht).  In  Zukunft  muss  jedes  Mitglied  des 
lUchterkdlegiums  vor  seinem  Ämtsantritt  einen  Md  lasten,  dass 
er  auf  das  sogenannte  Prfifungsrecht  verzichtet. 
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Dareh  dieeen  BesdiliMH  wefden  aolohe  Rechte  nicht  bearilhrt, 
die  mSglichorweise  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Oeaetxea  durch 
einen  Urteilsspruch  des  obei-sten  Gorichtsholes  erlangt  wurden. 

Oesetx  No.  2.  1897. 

Djisselhe  soll  der  Unsittlichkoit  in  der  SUd-Afrikanisehcn  lle- 
piiUik  steuern. 

Oflentliche  Voi>;to8so  gegen  die  Elirbarkeit  veitlt^n  bestraft 
mit  einer  Oeldlnisse  bis  zu  £  200  oder  Gefängnis  von  lu'iehstens 
2  Jahnen  mit  oder  ohne  Zwangsari  »'it.  Ein  Bunlell  zu  halten  ist 
verboten,  iiml  der  Übertreter  kann  bestraft  werden  mit  Gefängnis 
bis  zu  5  Jaliren  mit  oder  ohne  Verbüiuuuig  aus  der  Repjdjlik. 
F- HUT  sind  der  Besitzer.  Ycnnieter  und  Mieter  <  iiior  Wdiinung 
oder  eines  Lokala  strafbar,  wenn  sie  dasselbe  zu  unsittlichen  Zwi  i  kcn 
benutzcni.  Die  weisse  Fnin.  di»-  aus  freien  Stücken  geKchlecIitii('li«  ii 
Ump^tni;  nnt  einem  farbigen  Mann  ptlcgt,  und  der  Fnrlii>,a\  der  mit 
eint  i  W'i'issen  I'nzneht  treibt,  werden,  auch  wenn  dieser  Verkehr 
auf  fiviwilliger  Entschliessung  der  Iraglicheu  Personen  beruht, 
streng  bestraft. 

Gesetz  No.  3.  1897. 

Daaselbe  regelt  die  Ehesohliessung  von  Farbigen  innerlialb  der 
SM^Afrikanisdien  Republili. 

Frflher  bestand  kein  eigentliches  Oesets,  woduroli  die  Ehe 
zwischen  Farbigen  anerkannt  wurde.  Es  war  nur  im  Allgemeinen 
bestimmt,  dass  die  Gesetze  und  Gebräuche  der  Eingeborenen 
r^pektiert  werden  sollten,  soweit  sie  nicht  in  Streit  mit  den 
Forderungen  der  Civilisation  standen.  Durch  dieses  Gesetz  jedoch 
werden  die  Formaliaten  voigeschrieben,  deren  Beobachtung  mfinn- 
liche  und  weibliche  Farbige,  die  das  heiratsfähige  Alter  erreicht 
habftn,  in  den  Stand  setzt,  mit  einander  eine  gesetzmässige  Ehe 
einzugehen. 

Gesetz  No.  4.  1897. 

Dies(  s  Gesetz  tritt  an  Stelle  des  Gesetzes  No.  2.  1 802,  welches 
wie<lerum  eine  Abänderung  von  Gesetz  No.  1.  1872,  bildet. 

Hierdurch  wird  l^estimmt,  auf  welche  Weise  ein  gewisses  Un- 
kraut: ifXanthinm  Spinosum*^  imd  ein  anderes  mit  dem  Namen: 
„Schottische  Distel^  welches  in  Tcrschiedenen  Teilen  der  Republik 
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Bich  sterk  vermohrt,  imd  wo  e»  sich  findet,  den  Weit  «ler  Wolle 
beeinttftchtigt,  ausgerottet  werden  moM. 

Gesetz  No.  5.  1897. 

über  die  Unterzeichnung  von  Bittachriften. 

Jede  Bittschrift,  die  liei  der  befugten  Stelle  eingereicht  wird, 
iniisB  durch  den  oder  die  Bittsteller  mit  seiner  oder  ihrer  deutlichen 
Namenannterschrift  in  der  gewOhnlidien  Handschrift  der  Supplikanten 
versehen,  und  muss  das  Oestich  in  der  Londesspivche  ahgetat 
sein.  Keine  Petition  darf  durch  mAnnliche  Personen  unteraeiohnet 
werdmi,  deren  Namen  nicht  in  die  Listen  des  Peldkomets  ihres 
Besirkes  eingetragen  sind. 

Gesef  z  N...  G.  1897. 

Zur  Kn^anziinfj;     >  (iort<'t/i?8  No,  3,  1894. 

Diesi'8  Ge.fck'tz  eritliült  «Ik-  V4H**:<'hnften   nh«^r  Wahlen  mit 
heimer  Stimuipnah'^a}>i'.    Di»-  l'tlii  liti  ii  'l>'s  Kt  lilki »i ix'ts  ixlor  Stimiiieii- 
zilhlers  (stoinopiu-inor)  und  «las  VcrlialU-ii        \\'älil<'i  w»t<1«  ii  p^mw 
hcstiinnit,  el^enso  die  Axt,  wie  mit  «ien  Stiuimzettt^lu  zu  ver- 

Qesetx  No.  7.  1897. 

Dies  Oei«et7.  ist  eine  Abänderung  von  Oesetx  No.  9,  1891. 

Es  enthält  einige  Bestimmungen  Aber  die  Vermessung  von 
lAndgQtem,  die  Errichtiuig  von  Qrenxsteitton  und  Ober  etwaige 
Meinungsverschiedenheiten  in  solchen  KAÜen. 

Gesetz  No.  8.  1897. 

Dssselbe  betrifft  den  Gebrauch  von  Haupt>  oder  Transportwegen. 

In  diesem  Gesetz  finden  sich  verschiedene  Anordnungen  Ober 
die  Benutziu^  von  Öffentlichen  Wegen  und  Fahistrnssen,  die  ent- 
weder dtux^h  die  R^erung  oder  durch  die  Distriktsr&te  angelegt  sind. 

Gesetz  No.  9.  1897. 

fber  die  Errichtung  einer  st&dtischen  Behörde  («»tadsraad)  zu 
Joluinne.><burg. 

Die  Vens'tiltunq'  der  Statlt  Johannesburg  geschieht  dun  li  einen 
Stadtrat,  fl.  r  hr«  hst'Uis  24  >riff?li<^der  z&iilt,  wovon  die  Hälfte  aiis 
stimnibeivt  lit igten  Bni-gem  der  Sud-Afrikaniselien  Kepiiblik  bestehen 
muss.  Der  Vorsitzende  dieses  Rates  fahrt  den  Titel  „Bfirgermeister'* 
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lind  wird  duxeh  den  StaatsprSaidenten  fflr  den  Zeitraum  von  fttn! 
Jahren  ernannt.  In  der  Verwaltung  der  Stadt  stellen  ilim  zwei 
oder  mehr  Schöffen  zur  Seite,  die  der  Rat  aua  seiner  Mitte  w&hit. 
BQi-germeister  und  Schaffen  bilden  die  eigentliche  Regiening,  die 
fixekntivgewalt  der  Stadt  Zur  Hfllfe  sind  ihnen  ein  Sekretftr  und 
ein  Stenerenipfilngoi-  (ontvanger  van  inkomstm)  1>oigeg)>l>oii ,  die 
durch  den  Rat  ernannt  weiden,  aber  keine  Mitglieder  desselben 
sein  dQrfen. 

Die  Mi^flieder  dos  Rates  werden  durch  die  weissen,  niann> 
liehen  und  voiljähiigen  Bewohner  der  Stadt  Johanneidiurg  gowälilt, 
die  daselbst  mindeBtens  drei  Monate  vor  der  Wahl  wohnen  und 
a)  .stüiiml>oi"echtigto  Bfirgor  siiul,  b)  dort  Eigentum  von  einem 
Standort  (stand pliuits)  oder  Oeltüude  im  Werte  von  wenigstt'ns 
£  100  l>esit/«Mi,  wolM'i  jedoch  der  Verlust  dieses  Besitztums  un- 
miltelltur  aueh  den  Verlust  <les  Wahhwlits  zin-  F<»Ige  hat:  <)  ein«» 
jaiiiliehe  Miete  für  Uaus,  Bureau  oder  Zimmer  von  nicht  weniger 
als  £  50  l»e/.ahleii. 

Wählliar  als  Mitgliedei  des  Stadtrates  sind  alli  in  mUniilirhi' 
weisse  grossjährige  Personen,  «lie  wenigstens  3  MonaU.«  mh  d«in 
Tuifc  «ler  Wahl  in  der  Stadt  ihre  Wohnung  aufgeschlagen  hal'cn, 
und  ilit<  Hr>ii/.  i  uiler  Mieter  von  einem  o^ler  n>ehr  Standorten 
«Hier  Ucbiiuden  im  Mindest  werte  von  200  sind.  Aiigentellte 
tUiS  St;idtmtes  utnl  Laiidesbeanito  sind  nicht  wählbar. 

Der  Stadti^it  hat  <lie  Hefugnis,  alle  Verordnungen  zu  trclleii, 
die  im  Intel  es.-.'  der  Sirhci  heil  ,  der  nfTentliclieil  Onluuug,  dei* 
Sittlichkeit  und  (JesuuUheit  erfuitlerlich  sind. 

Oesetz  No.  lU.  1807. 

l>!»s  Gesetz  enthält  eine  Altflnderung  von  Gesetz  No.  7,  1891, 
und  hat  l^zug  auf  die  Kinfonlerung  kleiner  Schulden. 

Jetler.  der  eine  Klage  wler  Foixlenmg  gegen  einen  Schuldner 
hat  oder  zu  hahen  meint,  weiche  die  Summ«'  von  lö  nicht 
nbei-steigt,  hat  das  Recht,  die  S<hu!<l  iu«lge  eine  liquide  oder 
illiquide  sein,  dem  Kegistrntrir  Ix^im  Geri«  lit>h<»f  des  I.<tui«ldn>st«»n 
—  olrr  eines  andern  richterliclien  Beamten,  «les^^n  Jurisdikl ion 
keine  luihere,  als  die  des  Ijjindd rosten  ist  —  unter  dessen  Oenchts- 
liarkeit  der  Schuldner  gehöi-t^  odei  dem  Richter  selbst  seine  Sache 
vorzutragen.    Dieser  Beamte  muss  sofort«  nach  Erlegung  einer 
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Stempelsteuer  von  aselm  Shilling,  dem  angeblichen  Schuldner  ein 
Mandat  Kuatellen.  Dieses  Mandat  wird  durch  den  Gecichtsdieiier 
oder  dessen  Stellvertreter  dem  angeblichen  Schuldner  persfinlich 
behAndigt  und  soll  falls  seitens  des  letzteren  keine  mündlidie  oder 
aohiiftliche  Verteidigung  erfolgt,  der  Riditer  binnen  72  Stunden 
nach  Zustellung  des  Mandats  sofort  ein  endgültiges  Urteil  gegen 
den  Schuldner  fiülen.  Findet  eine  Verteidigung  statt,  so  wird  ge- 
richtlich untersucht,  ob  sie  begründet  ist. 

Oesetz  No.  IL  1897. 

Das  Geeets  enthftlt  allgemeine  Torschriften  und  Verordnungen 
ffir  den  Bergbau. 

Es  giebt  ansfOhrliche  Bestimmungen  aber  die  Art  und  Weilte, 
in  welcher  der  Bergban  in  diesem  Lande  betrieben  werden  soll 
Gesotz  No.  3,  1893,  und  Gesetz  No.  12,  189G,  werden  dnreh 
dieses  Gesotz  auljgehoben. 

Gesetz  No.  12.  1897.  (Patentgesetz.) 
Es  besteht  ein  Beamter  fQr  Fatentsachen,  welcher  die  Au^be 
hat,  Octroi'Angt'legenheiten  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
zu  beliandeln.  Jeder,  der  eine  neue  Erfindung  auf  industriellem 
Gebiete  macht,  die  geeignet  ist,  als  Handelsobjekt  oder  in  gewerb> 
lieber  Hinsicht  viwteilhaft  verwendet  zu  wei-dcn,  hnt  das  ausschliess- 
liche Reeht,  iVwm  Erfindung  zu  seinem  eigenen  Nutzen  auszubeuten, 
Mäluxind  eines  Zeitraumes  und  unter  Be<lingungen,  wie  in  diesem 
Gesetz  des  Niihei'cn  uusgefQhrt  wiiil.  Jcdeiinann,  ol»  Briry>n-  der 
Sfld-Afiikanisrhen  HepuMik  oder  nieht,  kann  ein  ruttnl  n.u  iisikheii. 
Solch  ein  (Jesueh  mnss  mit  einer  vorläufigen  oder  ersehopfend»'n 
Besehreiliung  der  Ktliiniiing  verbunilon  sein.  Jedes  Octi-oi  -  Patent 
ist  rcchtüwirköaui  für  die  Dauer  von  14  Jiüiren. 

Gesetz  No.  13.  1897. 

Dieses  (iesetz  enthält  Vorschriften  über  den  Verkauf  von 
"Weinen,  geistigen  oder  MiiUgu tränken  eiuschliessürh  Kafferhier. 
Siehe  im  Zusanunenhang  liiermit  pag.  8G8  des  vorjiüir.  Jaiirgangfe 
diese.s  Jalulnii  hes,  Oesetz  No.  17,  1896. 

Dif  Nvitlitigsten  Bestimmungen  üies^  Qesetj&es  sind  Artikeln 
und  U,  die  folgenderinassen  lauten: 
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Artikel  5.  Nieman«!  hat  «las  Hei  lit,  cini  in  Kai  l  »igen  Wein, 
geistige  "hI.t  Malzgctrüiiko  im  Tauschhaiulel  nUer  t(ir  üeM  zu  vor- 
kaufen; im  i'bertit'tuntrsfallf  ist  or  nach  Artikel  1  dieses  Gesetzes 
st!"afV»ar.  Mit  dem  Wort  Farbige  wird  liier  je<ler  afiikanisehe  miJ 
iisiatische  Eingeborene  (Natuivij,  farbiire  Aiiieiikaner,  Kuli  oder 
Cliinese,  «owohl  männlichen  als  woiblich'-n  (leschlechts,  hezeiehnet. 

Artikel  G.  Es  ist  iiiehl  gestattet.  failMiL;vti  Ptpsoiien  Wein, 
geistige  oder  i\Jal/.t;<  tränke  mit  Inbegriff  von  KatTerbier  zu  schenken 
oder  fflr  .sie  otler  in  ilirem  Namen  in  Bergwerks-Bezirken  zu  kaufen, 
tlie  der  Staatsverwaltung  unteretellt  sind;  ausgenommen  in  solchen 
P'ällen,  wo  Ackerbauer  und  Viehzüchter  auf  ihi-en  Ijandg^tern  otler 
GnmdstOeken ,  die  innerhalb  ein^  pi-oklaiuierten  Mineugebietes 
liegen,  Getränke  an  solche  Farbigen  veiabrelchen,  die  bona  fide  in 
ihrem  Dienste  stehen. 

Wer  den  Bestimraiuigen  dieses  Artikels  zuwiderhandelt,  ver^ 
fällt  in  eine  Geldstrafe  von  hHchstens  £  500  oder  eine  Gef&nguis» 
strafe  nicht  über  ein  Jahr  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit 

Gesetz  No.  14.  1897. 
Über  das  Graben  nach  unedlen  Metallen  luul  Mineralien  in 
der  Snd-Afrikanisehen  Kepublik. 

Das  Eigentumsrecht  und  das  Verfugimgsreeht  über  unedle 
Metalle  und  Miin  ralien,  sowohl  auf  jirnklannerten  als  jiieht  jauklu- 
mierten  Strecken,  gehört  dem  GrundUisitzer.  Dieses  Gesetz  findet 
Anwendung  auf:  Eisen,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink.  Knlialt,  Nickel, 
Arsenik,  Mangan,  Antinn^niun»,  Bismnth  und  Scliwcfd,  sowohl  in 
gediegenem  Zustande,  als  ntit  Erzgehalt:  fcrn>'r  ^ehrireii  hierher 
Steinkohle.  Graphit  und  änderte  iMin-  njinMluktc,  iihcr  deren  Aus- 
l»eutuiig  keine  sonstigen  pcscl/.lichcu  Verfügungen  bestehen.  Silbeiviv, 
und  Que<  ksilbererz  fallen  uiitei  die  Bestinunnjiu« n  dieses  Geset/es. 

'  Wci'  ein  I'iivatgnnidstnek  iM^^irbritet ,  es  hk-^v  al.N  »ith-ntlielier 
Bergwerks- Bc/iik  [«rdklamiert  sein  ihUt  nicht,  nuis.s  an  den  Staat 
ein  Pio/.cnl  von  dein  Weite  der  Liefniulenvn  Mineralien  abgeben, 
weiche  abgebaut  oder  abgetülirt  wei-den. 

Oesetz  No.  15.  1897. 
Gesetz  über  den  Aussatz  (Lepra). 

In  diesem  Gesetz  wird  ausführlich  auseinandergesetzt,  wie  in 
nUlen,  wo  diese  Krankheit  irgend  auftreten  sollte,  zu  ver&hren  ist. 
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Gesetz  No.  16.  1897. 

Dies  Gesotz  bildet  eine  Ei'gän/.uti^  von  Gesetz  No.  C,  1897. 

Es  iH^zoichnet  als  straf! lare  Handlung:  das  KAlsohen  rxler  Nach- 
maehon  von  Stinirazettcln  bei  den  Wahlen  und  trifTt  weiter  dk« 
nuti^<Mi  Vorkehrungen^  um  betrAgerische  UancUnngcn  beim  Wahlakt 
zu  vcrhiadern. 

b)  Literatur. 

Ausser  der  Sannnlung  von  Entacheid un^^en  <i«^s  lir«*listen 
Oerichtehofcs  wfthrend  dieses  Jahres  mOgen  folgende  Werke  £r- 
wfthnung  finden: 

1.  Schets  van  liet  Rocht  van  de  Zuid  Afriknansehe  Rapnbiiek 
door  Maurite  Josaon,  Advocaai  (Oent,  drukkeiy  L  Yanderpoorten, 
PoUepelstraat  18.) 

2.  The  Law  relating  to  Succession,  B!xecntorship  &  Quardianship 
in  tlie  Colon  j  of  the  Cape  of  Oood  Hope  by  Ä.  F.  8.  Maaadoip  Q.C. 
(J.  C.  Juta  k  Co.  Capetown.) 

3.  HandlMwk  of  Colonial  Criminal  Law  by  Clarkson  H.  Tred- 
güld  L.L.B. 


TiUkei. 
A.  Tarkisches  Reich. 

Retereni:  Ein  Mitfj^lied  der  Vereinigung  in  Constantinopel. 

a)  Gesetzgebung. 
I.  Bestimninnf^en  über  die  .\nzeige  von  heimgefaUeoen 
Vaeufgätem  (24.  Mia  1813  [18911). 

1.  Jeder,  der  zuerst  von  dnem  unter  Verheimlichung  des 
Heimhtles  beabsichtigten  Verkauf  oder  einer  soldien  dolosea  Über- 
tragung eines  heimgetallenen  Vacufgntes  aus  der  Kategorie  der 
sog.  Hnssekafat  und  Mflsteghilat  oder  Ton  dem  Tausch  emes  der- 
artigen Giites  g«gen  andere  Immobilien  Anneige  erstattet,  erUflt 
eine  Belohnung  von  10     des  Kaufpreises. 

2.  Im  Falle  es  sieh  um  solche  heimgefiallene  Vacu^ter  hudelt, 
die  nicht  zu  den  im  vorhergehenden  Artikel  angeführten  „Hshloht 
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\fcktoiimi(V'  und  nicht  v.n  den  Müssckafat  und  Miisteghiiat  golißren, 
erhält  der  AngoK?r  fn](,'oudo  Betillge  von  dorn  l)etreffenden  Verkaufs- 
erl(58e,  und  zwar:  lO^o  einem  Erlöse  von  1000  Piastern; 
5%  hei  einem  EHöse  von  1000—10000  Piastern;  2 o/o  bei  einem 
Erlöse  von  mehr  als  lOUUO  Piastern. 

Doch,  erhält  der  Angeher  bei  einem  KrlÖee  von  ühor  10  000 
Piastern  eine  yn  .te  von  n^  ^^,  wenn  die  Anzeige  nach  Ablauf  eines 
Jahres  seit  dem  H<'inif;ill  urfolgt. 

3.  Zu  diesem  Zwecke  wird  im  Heimfallsbui*eau  in  Constauünopcl 
und  in  den  Kafa.storbureaux  in  den  I'rovinzen  ein  Register  ange- 

in  wolchea  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Angebers  einsu- 
tragen  sind. 

4.  Die  Beamten  desEvkafministei-iums  erhalten  keine  Belohnung 
für  die  Ansagen  betreffs  des  Heimlalles  der  in  Ai  tikel  1  atigefQhrten 
Gattung  von  Immobilien;  ebenso  erhalten  die  Beamten  des  Grund- 
buchamtee  (Defterhakani)  keinen  Lohn  fOr  die  Anaeigen  betreffs 
der  sog.  Hevkon%tlter. 

5.  Die  diesbezOgliohen  Bestimmungen  des  Reglements  über 
die  Tapon  samt  Anhang  sind  aufgehoben. 

II.  Instruktion  betreffs  der  Obliegenheiten  der  Hilfsinspektoren 
(InspektioasadJiuikteD)  im  Jvstiadienste  (14.  Mai  1818). 

In  den  Yilayeten,  in  welchen  InspektionsadjimktNi  sich  be- 
finden, obliegt  diesen  (abgesehen  von  den  Bestimmungen  des  Regle- 
ments ftber  die  Lispektoren^  die  Inspektoren  bd  deren  durch  das 
Gesets  ttber  die  Gerichtaorganisation  und  die  späteren  Reglements 
▼orgeschriebenen  Inspektionen  zu  begleiten  und  zu  unterstdtzen. 

Im  BedarfsÜBlle  kOnnen  die  Adjunkten  von  den  Inspektoren 
in  das  Gebiet  ihres  Amtsbezirkes  behufs  Vornahme  von  Inspektionen 
entsendet  werden;  ebenso  kOnnen  sie  damit  auch  direkt  vom  Mini- 
Stenum  betraut  werden. 

Die  anUteslieh  derartiger  Gerichtsinspektionen  von  den  Ad- 
junkten erstatteten  Berichte  sind,  falls  sie  vom  lti>|M  ktor  genehmigt 
werden,  unter  Siegel  an  das  Justizministnium  zu  senden,  und  zwar 
entweder  zugleich  mit  den  Torgeschriebenen  viertvljahriichen  Be- 
richten 6er  hvBftkIßwa  oder  mittels  besonderer  Begleitschreiben. 

FOr  sachliche  Unrichtigkeiten  ihrer  Buchte  sind  die  Adjunkten 
direkt  rerantwortlich. 
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III.  Veniidnii]is>)  (recte  Entoeheidniig)  hinsichtlich  des  Erbrechte 
an  Immobilien  von  Franen  attomanischcr  StaateangchSrigfcelt» 
welche  mit  Anslilndeni  eine  Ehe  gesehlosaen  haben. 

Die  Immobilien,  velcbe  dner  mit  einem  AosUbider  verriielichteB 
Frau  ottomanischer  Staatsangehörigkeit  gehören  und  die  ror  deren 
Verehelichimg,  somit  ror  Eintritt  der  Verschiedenheit  der  NationalitSt, 
durch  Erbschaft  auf  einen  liegatar  ottomanischer  Staatsaiigeliörigkeit 
flbergehen,  süUen  nicht  als  Maliliil  (d.  h.  nicht  als  heiingefalleneri 
Ont)  angesehen  werden.  Wenn  dagegen  der  l"lH:»rgang  der  Innno- 
hilien  naeh  Verheiratung  der  Frau  stattfindet,  somit  V«»rsehiedenheit 
der  Xalioualitäl  (sc.  zwischen  Erblasser  und  Legatar)  eingetreten 
ist,  wu'd  das  Gut  al.s  Malüui  angesehen. 


1.  811  laihikai  kawanin.  Stamluil  1312  (1897).  (Aniiang  zu 
der  vom  Aiivokaten  Aristaki  Gasparian  mit  Gr-nehmigung  des  l'nter- 
riehtsminisieriiuns  herausgegelionen  Fortsetzung  der  allgemeinen 
tiesetzesuammlung.    Enthält  die  Oetietze  des  Jalu*es  1311.) 

2.  Recueil  d'actcs  intemationaux  de  TEminre  Ottoman.  — 
Traitßs,  Conventions,  arruigments,  d^larations,  protoooles,  proces* 
verliaiix,  finnans,  b^rats,  lettre  patentes  et  atitres  documents  relatife 
au  droit  public  extdrienr  de  la  Tnn|nie,  reciieillis  et  publik  par 
Gabriel  elfendi  Noradounghian  conseiUer  l^giste  de  bi  Porte  Otto> 
mane  —  Tome  preinier,  1300  —  1789.  —  Paris,  librairie  GotUion, 
F.  Fiehon  suoceeseur;  Leipzig,  Breitkopf  &  Haertel;  Nenfdifttel, 
Attinger  Fr^res  6diteui-8.  1897.  Dos  Werte  bringt  in  chronolo- 
gischer Anordnung  eine  Reihe  zmn  Teil  bisher  noch  nicht  ver- 
öffentlichter Stsatsakte.  Voran  geht  eine  synduonistische  TabeUe 
aber  die  Regierungsxoiten  der  Sultane  und  der  Regenten  der 
grSsseren  europftischen  Staaten. 


*\  Diese  Entscheidung  (des  Ministerrates?),  velohe  nielit  mittels  Inde 
sanlrtioDiert  zu  sein,  also  nicht  Oesetaseslraft  zu  haben  scheint,  übrigens 
uemlich  vage  gefasst  ist,  würde  im  Gegensatz  stehen  zu  der  Hegel  des 

Reheriatr(>oht»>s,  wonach  weiblifhc  I?ajah.  die  einen  Ansläudd  hciraton.  ihre 
ottoinanisi'he  StaatsangehörIgkHit  mi  iil  stTÜPfo«.  Anflprt'i^tMtv  u  unir  -it» 
auch  eine  Ausuahmo  bilden  von  dem  Grundsatz,  Uass  zwisthtu  Xurkeu  uud 
Attsl&ndem  und  vice  versa  keis  Erbredit  besteht 


b)  Literatur. 
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Ein  chronolflgisch  geordneter  Index,  sowie  ein  Inhaltsrerzeich« 
018,  in  welchem  die  Dokumente  nach  den  betreffenden  Staaten  an- 
geführt erscheinen,  erleichtert  die  BenQtKung  des  Werkes. 

3.  ^nde  sur  les  fonctions  dos  drogmans  des  miselons  diplo* 
matiqnes  ou  oonsulaires  en  Turquic,  per  8.  0.  Maighetitch, 
2.  drogman  de  la  l^tton  Belgique  ä  Constantinopie.  Con8tan> 
tinople  1898.  Eine  kurze  Darstellung,  resp.  AufsShlung  der 
Befugnisse  imd  Obli^;enheiten  der  Dragomane. 

4.  Cuinet  Vital,  Syrie,  Uban  et  Palestine.  3.  Heft  (erschienen 
Anfiusg  1898). 


B.  Egypten. 

Beferent:  Cari  Gesdiw,  Bat  am  gemischten  Appellhof,  Alexandrien. 


a)  GoBetzgebmig. 

Aus  der  Gesetzgebung  <les  vergangenen  Jahres  ist  hervorsn- 
heben  ein  Dekret  fiber  die  Koorganigation  und  die  Prozessordnung 
der  Mehkeme's  vom  27.  Mai  1S97.  Die  Mehkeme's  sind  die 
(iiuisulmäniKchen)  geistlichen  Gerichte,  welchen  in  Egypten  wie 
sonst  im  Orient  tlie  Gerichtsharkeit  in  allen  Statusstivitigkeiten 
«h^r  E  i  n  Ii  e  i  in  i  s  ••  h  e  n  zusteht ,  während  bekanntlieh  die  Fremden 
in  Staius^chen  unter  der  Jurisdiktion  ihrer  Konsuln  stehen.  In- 
dessen ist  zu  Ijenierken,  dass  die  Ziisf;uiiiit;kt-it  der  Mehkeme's 
auch  hinsichtlich  der  Einli<  imi>(.ht  ii  beb'  luäiikt  ist  zu  Gunsten  der 
^^llI■iar(■llat^•  der  einheiuii-ch'^ii  christlichen  H'-Iiginnsgemeinscliafifn 
iKüpteu,  (in<  (  hi>i  li-«  ti-llii>do.te  und  (Trieehiseh-l.'nitule,  Ai  inmior  u.  a.), 
deren  geistlicli«  <l<  rii  lite  auf  Gnnid  alter  Privilegien  in  ;:<»wissen 
Statusiingelegen  hei  teil  zwisehen  Aiii:ehr>riiren  ihrer  ( leintMiixhatt 
(z.  R.  in  Ehesachen)  zu  erkennen  i»<  ie.  htii;!  sind,  wubei  ilie^t  llien 
ihr  eigeiie>  Recht  und  ejjren'^s  Pt »  z- .-^verfaiiren  zu  Grunde  legen, 
PnlMPsch milkt  sind  die  .Melikt  ines  zustAndig  in  Statu.ssachen  der 
einheimischen  Mnhamedaner.  Ihi-er  Reehtsprechung  liegt  zm  Grunde 
das  „Si  heri"  (»»der  Sehari),  d.  h.  die  Kechlsgnindsätze  (i<'s  Kuran, 
so  wie  sie  von  den  crre^'^en  Kechtsgelehrten  des  Islam  entwickelt 
wonlen  sind,  und  zwar  gilt  das  niciit  bloss  vom  materiellen  Rechte, 
andern  auch  vom  Verfahren.    Eben  dieses  geridiUiche  Verfahren 
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ist  nun  durch  das  obige  Dekret  neu  geregelt  und  nach  den  heute 
geltenden  Anschauungen  ungestaltet  worden.  Da  nach  musul' 
mäniecher  Anschauung  selbst  die  Onindsfttze  des  ProsessTerfahTens 
auf  den  Vorschriften  des  Koi'an  bcmbon  und  als  unabftnderliche 
Nonnen  gelten,  so  musste  diese  Onindlage  der  Form  nach  bei« 
behalten  werden.  Wie  aber  in  der  Sache  selbst  das  Dekret  die 
längst  allgemein  als  nOtig  erkannten  Reformen  erreicht,  eraiolit  man 
z.  B.  in  dem  Absdinittc  Ober  die  Beweismittel  (Titel  IV,  Artikel 
24-^8).  Als  solche  sind,  getreu  der  miisulmAnischen  liehie,  nur 
drei  zugelassen,  nSmlich  Oeständnis,  Zeugenaussagen  und  Eides* 
Kusdiiebung.  Urkundenbeweis  (durch  Privaturkunden)  kennen  die 
Rechtiigelehrtcn  des  Islam  nicht  oder  doch  hISchstens  insofern,  ab 
ein  SchriftstQck  Beweiskraft  hat,  wenn  awei  AugtMizougen  l»ekunden^ 
gesehen  zu  haben,  wie  der  AUKstelW  es  unterschrieb.  Nun  aber 
bestimmt  der  oben  zitierte  Artikel  25,  Titel  IV:  .«Das  schriftlich 
gemachte  Qest&ndnis  steht  dem  mQndliehen  gleich**,  und  auf  dieser 
Grundlage  entwidkelt  das  Dekret  die  Lehre  rem  Schriftenbewds. 
Kfinftig  sollen  8<>g;ir  die  EheschliesBiiuK  lui  l  Ehesdheiüung,  felis 
einer  der  Ehegatten  versUirbcn  int,  sowi«-  Testamente  und  Vei*mficht- 
n\^e  nur  mehr  durch  Urkumlon  l»owiesen  worden  kennen. 

Die  ( )i'ganisatioii  luul  Zuständigkeit  der  Mchkomo's  ist  so  ge- 
regelt, dass  in  ei-8ter  lustaiiz  der  Kadi  des  Bezirks  id>  Kin/eli  lehter 
urteilt,  jedorh  in  P^rltsehaft.s-  und  Wakf-Saehen  nur  d.iiia,  wenn 
der  Streitgegenstand  25  ecvptisehe  Pfund  nieht  fdtersteigt.  Die 
Streitigkeiten  ni>er  Wakl-(iütei  i fiotiuin'  Stiftungeiii  L'elten  hier  zu 
Land''  ehenfalls  als  Stalussaehen ,  w«'il  diu  Krrieluuiig  eiiiess  Wakf 
d'Mi  (  litUTikter  eines  Vcnnä<"htniss«'s  hat.  Die  Berufung  gegen  l'r- 
I'mIc  des  Kadi  geht  »n  «lie  Megli'^  t'harii.  welehe  in  jeder  Mudirieh 
(Piu\iir/.)  eingerichtet  sind  und  unter  dem  Vor.sit/,e  eines  Kadi 
h'.h«T.!i  <ii-id<'S  uiit  zwei  Beisitzern  ihr.  Urteile  fällen.  Dieses 
K  ■ll'  i^ialu'  iii  lit  i>t  anssenlein  erete  Instanz  für  alle  StalU8s;*eheii. 
welche  ni'  lit  drn  n>'zirkikadi's  nU'rwiesen  sind.  Ein  Kekur^  gingen 
die  Entst  hi  iduiigen  des  .VIeglis  Charii  ist  nur  m<krlieh  in  TV'v/essen. 
in  wehhen  dieses  Gerieht  als  ci"ste  Instanz  geiirteilt  hat:  vv  geht 
an  das  oherste  Mehkenie  in  Kairn,  bestehend  aus  fünf  Hieiitetn, 
nAndich  dem  Cuosskadi  von  Kair*)  als  Vorsitzendem,  dem  Oro>s- 
mufti  von  Egypten  als  gehorcnem  Beisitzer  und  drei  weiteren,  von 
dem  Khediw  ernannten  Mitgliedern. 
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Der  letete  AbBotanitt  des  Dekretes  enthält  einige  allgemeine 
Bestimmungen.  So  iwird  der  Gebiwich  der  ,,Fetwii*s*'  (eine  Art 
Veiatum,  karzee  Rechtsgiitacbten)  auf  aussergeriditliche  Gutachten 
dieser  Art  beschränkt  Angesehene  Mufti's  gaben  bisher  auf  Er- 
suchen der  Prozessparteien  derartige  Fetwa^s  ab,  deren  sich  letztere 
dann  vor  Gericht  bedienten. 

Die  Zeit  wird  lehren,  ob  die  Uromodelimg  der  alten  geist- 
lichen Gerichte  und  ihrea  Prozesaver&hrens  nach  europüscliem 
Haster  sich  in  der  Praxis  hewAhrt  Die  Regierung  verhehlt  sich 
die  Schwierigkeiten  nicht  und  hat  in  mehreren  Ausffihruagsverord* 
nungen  Massregeln  zur  Beaufsichtigung  der  Mehkeme'a  getroffen, 
welche  Teihindem  sollen,  dasa  die  Vorschriften  des  neuen  Dekretes 
tote  Buchstaben  bleiben. 

Nicht  z\i  übersehen  ist,  dass  die  Mehkeme*s  sich  lediglich  mit 
Statussachen  zn  befossen  haben.  Alle  anderen  Streitigkeiten  gehen 
an  die  einheimischen  Civilgerichte  (Tribunaux  tndigc>nos),  soweit 
der  Rechtsstreit  auBsc^liesslich  einheimische  Parteien  betrifft,  anderen« 
Ms  an  die  internationalen  Gerichte  (Tribunaux  mixtes).  Die  Tri* 
bunaux  indig^nes  sind  schon  seit  dem  Jahre  1884  nach  eui  '  piüsdiem 
Vorbilde  reorganisiert  worden. 

Bin  anderes  Gesetz,  welches  ebenfalls  altisbmilischen  Rechts- 
anschauungeii  zuwiderlftiift,  ist  das  Dekret  vom  23.  Dezember  1897 
betreffend  die  Aiiscliaffting  de»  AHikel  32  des  einheimischen  Straf- 
gesetzljiifhes.  Dieser  Artikel  enthielt  dip  alte  Regel  des  Schcri- 
Rechts:  „Die  Todesstrafe  kann  nicht  ansgespnx'hen  werden,  wenn 
„der  Aii^eklaj^tu  nicht  gi'Stilndig  ist,  oder  wenn  nicht  wenigstens 
„zwei  Augenzeugen  die  VerÜbung  tl^s  Verhrochens  durch  den  An- 
„geklagten  gcsfhen  lml)en."  Küntugiini  kann  also  der  einli<  iiin>(  ho 
Richter  (des  Trihunal  indigene)  auch  avif  Indizienbeweis  hin  die 
Todesstrafe  vorhängen. 

Von  Hcilcutung  für  djis  rikunnmiscli»«  L«'l»cii  Egyptens  ist  der 
N'cikuuf  <ler  sog.  Daiir.-Oriter  an  ein  K' iiisrutiuni  von  trt  niden  und 
•  ■iii!i>^imis<')if'u  Hankhän.'^eiti.  Die  Guter  der  Dairn  Sanich.  \\i'l»lie 
«huvh  dii^  s(  ^^  Fji'iuidationsgesetz  vom  .lahro  1H80  i Attik.  1  40)  zu 
Staatsoigciituiii  »rklärt  wtuden,  bild«Mt  die  spt/.iello  Sicherheit  für 
<lie  (iläubigor  di  r  Paiia- AhIiÜk'.  w»  lein  r  durch  dasselbe  (leHetz  der 
CharaktiT  riiMT  Staai-sdiuM  l"'iuvli-Lrt  wcrd.'ii  ist.  Der  Betrair  der- 
selben belauft  sich  gegenwärtig  noch  auf  beinahe  Miüiouou 
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Pfund  ((^.  130  MUliooen  Mark)  und  )>ci  der  im  Jahre  1890  ei> 
fdgteji  Konvertierung  dieser  Schuld  hat  die  egyptische  Regierang 
sich  verpflichtet,  dieselbe  nicht  vor  dem  15.  OktoV>er  1905  8ur 
Kückzahlung  zu  kündigen.  Der  Kaufpi-ciB  soll  deshalb  erst  stu 
diesem  Zoitininkte  gezahlt  werden,  doch  sind  in  •  iner  Reihe  von 
Artilceln  Bostimiuungen  Ober  eventuelle  frühere  Teilxahlungeo  ge- 
troffen. Die  Käufer  verpflichten  sich  ferner,  zum  1.  Äuguet  1898 
eine  Kaution  von  500  000  Pfund  zu  hinterl^;en,  weiche  ihnen  bis 
zum  15.  Oktober  1905  mit  ^^^^  vensinst  werden  soll  Dieses 
in  daa  Eigentum  der  egyptiechcn  Regierung  (tbetgehende  Depoeltnm, 
welches  die  ndtigen  Gelder  für  die  Fortsetzung  des  Sudanfeldzuges 
liefert,  ist  wohl  der  Hauptzweck  des  frühzeitigen  Verkaufes  der 
Daira-Güter  gewesen. 

b)  Literatur. 

Über  neue  Erzeugnune  der  juriatiachen  Literatur  in  ügjrptai 
iat  für  das  vergangene  Jahr  wenig  zu  lierichten,  wenigatens  in- 
soweit sie  für  europlüsche  Kreise  Interesse  liaben. 

Ausser  den  periodischen  Urtctiasammlungen  wSre  eine  Ab- 
handlung zu  erwähnen  von  Soubhi  Bey  Ohali,  Substitut  du  Procmeur 
Q^n6ral  prte  la  Cour  d^appel  mixte,  über  den  „Tanzim,  ou  voirie 
urbaine  en  Egypte^.  Der  „Tansim"  (Strassen-  und  Bau-Polizei)  ist 
fQr  Eigypten  eine  rerhiitniamSsBig  neue  Binriohtung.  Vor  Errichtung 
der  gemlschton  G^ehte  (1875)  war  es  kaum  mOglich,  in  dieser 
Materie  Ordnimg  zu  schaffen,  da  die  Fremden,  wenigstens  tliatsCch- 
liöh,  der  lokalen  Polizeigt  walt  entzogen  waren.  Seither  ist  das 
anders  geworden,  und  wenn  auch  nodk  manches  zu  thun  übrig 
bleibt,  80  stehen  doch  die  egy})tisdien  Sttdte,  was  Ordnung  und 
gesetzmfiBsige  Verwaltung  betrifft,  im  Orient  obenan  imd  ihre 
neueren  Teile  können  sich  auch  europäischen  Städten  vollkommen 
zur  Seite  stellen.  Das  Budi  von  Soubhi  Bey  Ghali  giebt  eine 
üi)on>ichtlichc  Darstellung  der  Organisation  und  Vorwaltung  der 
Strassen-  und  lijui-Polizoi,  erör1ci1  die  vcrscliiedenon,  jetzt  in  Kraft 
s^tehendcn  Vcroitlnungen  und  behandelt  smlann  eingehend  die  Hber- 
tn'tungen  (lei-seUK?n,  deren  Bestiafuiig,  .-uwie  die  lioschweiduu  im 
Ver%valtuiig*\vt'go  und  die  RechtHmittel  gegen  polizeiliche  Ver- 
fügungen in  „Tansinr  -iSacheu,  luiter  besoiiderer  HcrückMclitigung 
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der  Bechtspredraiiff  der  gemischten  Oerichte  in  dieser  Materie.  Die 
ervfthnte  Schrift  ist  die  erste,  welche  sich  mit  diesem  OegensUuide 
für  typten  beschäftigt  hat 


Venezuela.') 

Referent:  Dr.  Camooioli»  Pam»  Professor  der  Rechte,  Advokat, 

Merida  (Tenesuela). 

Übeisetzang  ans  dem  8|)antflehen  von  Karl  Edlen  vo«  GMoekliammeni, 
kgL  bayer.  Begierongssocessistop,  Beilm. 


Gnindzüge  der  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela. 

Die  gegen wäitijsr  in  Kmft  bestehende  Yerfassuog  von  Veueauela 
int  im  Jahre  1Ö93  erlassen  worden. 

I.  Das  Staatsp^ebiet 

Venezuela  bc8ti;'ht  aus  neun  Staaten  und  dem  Territorium 
„Distrito  Federaths  in  dem  die  Bundesregierung  ihren  Sitz  hat 

II.  Die  Staatsatgehdrigkeit;  Aasliader. 

Die  venesnelanische  Staatsangeht^rigkeit  wird  entweder  durch 
Abstammung  oder  durch  Naturalisation  erworben, 
a)  Durch  Afistammung  sind  Venezuelaner: 

1.  alle  jene,  die  im  Staatsgebiet  von  Ven^uela  geboren  sind, 
auch  wenn  sie  von  Vfttem  stammen,  die  nicht  die  veno- 
znehmische  Staatsangehörigkeit  besitsen; 

2.  die  im  Ausland  geborenen  Kinder  von  VenexneUnern,  wenn 
sie  nach  ihrer  Rüd^kehr  nach  Venezuela  eine  diesbezOg- 
liehe  Erklftning  vor  den  staatlichen  Behörden  abgeben; 

3.  die  im  Ausland  geborenen  Kinder  von  Mitgliedern  der 
diplomatischen  Missionen  von  Venezuela. 


*)  Die  Übersicht  über  di«  Gesetzgebung  luut  üteratar  Veaezuelas  ans 
4ein  Jahre  1807  ist  Scitons  des  1T(>rrn  Berichtergtattdis  leider  Dicht  recht- 
zeitig eingesandt  wonlcn.  W  ir  hoffen  dieselbe  in  dem  narlistiwi  Jalirgaog 
unseres  Jahrbuches  zu  bnogen.  Die  Kedaktion. 
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b)  Durch  Natnralisatioo  erwerben  die  venesnelaDische  Stuts- 

angehörigkeit : 

1.  die  im  Ausland  geborenen  Kinder  von  naturalisierten  vene- 
zuelanischen Kltern,  sofern  sie  nach  ihrer  RiU-kkehr  nach 
Venezuela  bei  den  staatlichen  Behörden  ihre  Natiinüisatioa 
beantragen; 

2.  alle  in  den  spaniwh  •amerikanischen  Republiken  oder  auf 
den  apanischen  Antillen  Geborenen,  wenn  sie  in  Venenieh 
festen  Wohnsitz  nehmen  und  ihre  Natnralisaticm  beantragen; 

3.  alle  Aualftnder,  denen  die  Naturaliaation  bewilligt  wird. 
Die  venezuelanischen  StaatsbOrger  treten  im  Alter  von  21  Jahren 

in  die  freie  AusQbung  ihrer  staatsbftrgerlichen  Rechte  ein. 

Die  Aiisiftnder  geniessen  in  Venezuela  dieselben  bfirgerüchen 
Rechte,  wie  die  Einheimischen;  jedoch  anei^ennt  der  Staat  ihnen 
gegenüber  keine  weiteiigehenden  Verpflichtungen  und  Verbindlich- 
keiten, als  zu  Gunsten  der  Einheimischen  bestehen.  Nur  auf  dieaer 
Grundlage  kann  die  Regierung  von  Venezuela  mit  anderen  Stuten 
Verträge  schliessen.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  AuaUoder  sind 
gesetzlich  festgelegt 

III.  Die  Bmidmngieroiig  md  die  Bnadeestaateik 

Die  Bundesstaaten  von  Venezuela  besitzen  eine  von  deo 
Btti^rn  gewählte  ReprBsentativ- Volksvertretung;  gnindsfttzlidi  ist 
in  allen  Bundesstaaten  die  Unabhängigkeit  der  Gemeinden  anrakannt 

Die  einzelnen  Bnndesstaaten  sind  verpflichte^  ihre  ITnabhingig- 
keit  und  den  ungeminderten  Bestand  ihres  Gebiets  zu  wahren;  ae 
können  nicht  in  selbstftndigc  Beziehungen  mit  fremden  Staaten 
treten;  sie  sind  verpflichtet,  der  Bundesr^erung  den  zur  Anlage 
von  Festungen,  MilitSr- Magazinen  und  im  Interesse  der  Staats- 
verwaltung notwendigen  Rauten  und  Anstalten  erforderlichen  Grund 
und  Rmlen  zu  flberlassen;  nie  verzichten  zu  Gunsten  der  Bnndes- 
regienmg  auf  alle  richtei liehe,  gis«.'tzu<  V»ende  und  Verwiütuiigs- 
ThStigkeit  in  Sachen  der  Kfistenseeschiflfahi  t.  der  Binnen  seh  ifffahrt 
luid  der  St{wt*sstni8sen ;  sie  können  die  FlussschifTfahrt  nicht  mit 
Zöllen  oder  anderen  Abpiben  helegcn:  sie  dürfen  Artikel,  die  vom 
Bunde  schon  besteuert  sind,  nst  bei  ihrer  Verwendung  /.uiu  Oe* 
bra Iii  Ii  nochuials  he>ti'uern  und  keine  Durchgangszölle  crhel)en  oder 
Waren  anderer  Bundesslaaten  höher  als  die  des  eigenen  L#audec 
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bestsaeni;  sie  treten  das  fiebbt  zur  ErÜebang  von  Zöllen  tn  die 
Bnndeeregiening  ab;  femer  QberlaBBen  sie  der  BundeBregiemog  die 
Verwaltung  der  Bergwerke  und  des  unbebauten  Landes,  die  gesetz- 
liche Regelung  des  Bflrgerliehen,  Handels-,  Straf-  uod  Proaess- 
Sechts,  die  Bewilligung  von  Auslieferungen,  die  totsetaung  der 
direkten,  geheimen  Wahlen,  die  Gosetsgebung  für  den  VoUreschul- 
unterriebt}  der  unentgeltlich  und  obligatorisch  ist,  und  ffir  die 
Unterrichtsanstalten  fflr  Kunst  und  Handweri[;  in  allen  Streitig« 
keilen  unterwerfen  sie  sich  der  Entscheidung  des  Bundesgeriohts 
(„Alta  Corte  Federal*"). 

IV.  6raiid>Redite  der  Veamnialvisr. 

Die  YerfosBimg  garantiert  den  Venesuelanem  die  Unrerletz* 
lichkeit  der  Person,  des  Eigentums,  des  Brie^faeimnisses  und  d^ 
befriedeten  Wcriinstfltte;  sie  gewAbrt  Freiallgigkeit,  Rede*  und  Press- 
Freiheit,  Versammlungs-  und  Vereins^Freiheit,  allgemeine  Untenichts- 
und  Kultus» Freihdt,  Freiheit  der  Pereon,  allgemeioeB  Stimmrecht, 
allgemeine  Qleicfahett  vor  dein  Gesetz. 

V.  Die  gesetsgebettde  Gewalt 

Der  Kongiess  Itoftteht  aus  zwei  Kammem,  der  Kammer  der 
Abgeordneten  tuul  dem  Seiuit. 

In  der  Abgeordnetonkanimor  li  itll  aul  je  OUO  Einwohner 
und  den  etwa  mehr  als  15  000  Seelen  Ijetragefi'lt  u  Tedi-est  eines 
BuudeBRtajit«  jo  ein  viim  Volk  p  wiihltor  Ati^t  onlneter. 

Di«»  SeiiHtoieri  {tUci  von  jtiloni  Bun»U'.sisUiatj  werden  von  der 
Kegi<  iimir  <lor  Bundo.Hstaat'H  t  rnannt. 

VuraubM'tzimg  /iini  Eintritt  in  je<le  der  bfidon  Kammern  ist 
der  Besitz  dti  vriuv.ut'lanisrlitii  Staatsangehörigkeit  »Iure Ii  Al»- 
staniniung.  Au»seid«'iii  niuns  jt!der  Senator  wenigstens  das  30.. 
je«1or  \ht;.'ni()nete  dm  21.  liehensjahr  Z(U*ückgelegt  liaben.  Das 
Mandat  erÜM-lit  lun  h  vier  Jahren. 

iv<r  K<MiL;re-..s  iieginnt  seine  Tbätigkeit  jedes  Jahr  am  '20.  Kelirijar 
in  der  Haupt.^tadt  <l*'r  Republik  franu  a*^):  sie  dauert  70  Tage,  kann 
aber  t>is  m  flu  Tagen  \eiläiii:«'i i  \v<  i<l"  ii. 

Die  Hrratungen  der  beidt  n  Kaiiimeiii  nfol^Tn  Lreti"«'nnt;  ge- 
meinsehaftiieho  Sitzungen  ftnden  nur  zur  Erletligung  bestimmter 
Oeschaitc  statt. 
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Die  Kongi-eKsmiiglieder  geniessen  volktAndige  Immunität  Tom 
20.  Jaouar  bis  zum  30.  Tage  nach  Sohluss  der  Beratungen;  m 
können  wegen  ihrer  im  Kongress  g^hBltenen  Beden  und  ihier 
Stimmenabgabe  nicht  xur  Vetantwoittmg  gesogen  weiden. 

Die  KongKBBbeBchlflsae  bedürfen  tu  ihter  Be^tsveryndlichkdt 
der  Bestätigung  duich  den  Präsidenten  der  Bepublik;  dieser  kann 
die  Bestätigung  mr  verweigern,  muas  aber,  wenn  der  Kongte» 
mit  einer  Mehrheit  von  awei  Drittel  der  Stimmen  auf  dem  Be- 
schhtsse  besteht,  ihn  sur  Vollirahung  bringen. 

VL  Die  KxekuUv-Gewalt 

Der  Präsident  der  verdnigten  Staaten  von  Veneraela  wird  alle 
vier  Jahre  vom  Volke  gewählt  und  ttbt  sein  Amt  mit  den  Hinisteni 
aus,  deren  Zahl  durch  Oesetz  bestimmt  wird. 

Der  Präsident  muss  die  venesuelaaische  Staatsangehörigkeit 
durch  Abstammung  besitzen  und  mindestens  80  Jahre  alt  sein. 

Seine  Wahl  erfolgt  mit  absoluter  StiromenmehrheH;  vereioigt 
sich  au!  keinen  der  Kandidaten  die  absolute  Mehrheit  aller  ab- 
gegebenen Stimmen,  so  entscheidet  der  Eongress  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  zwischen  den  beiden  Kandidaten,  die  die  grOsste 
Stimmenanzahl  erhalten  haben. 

Der  Piteident  ist  wegen  Landesverrat,  Bruch  der  Vei&ssimg 
und  Gesetze,  sowie  wegen  gemein«  Verbrechmi  verantwortlich. 

m  Der  StutBNil 

Der  Staatsrat  besteht  aus  neun  vom  Kongress  auf  vier  Jahre 
ernannten  Mitgliedern,  welche  die  glpiohon  Vorbedingungen,  wie 
der  Präsident  der  Repul>lik  erfüllen  müssen. 

Der  Vorsitzenile  des  Staaterats  ist  zur  Vertretung  des  Präsi- 
denten im  Verhinderungsfalle  Iterufen. 

Der  Staatsrat  ist  in  gewissen  Fällen  beratendes,  lu  anderen 
entscheidendes  Oigaii  neben  dem  i'räöidenteu. 

VIII.  Die  RessortplliDister. 

Der  Präsiflent  der  Heimblik  ist  in  der  Eriu>iiimng  und  Ent- 
lassung der  Hessort-Minister  unbeschränkt :  »  r  kann  jedoch  da2U 
nur  mindestens  25  Jahre  alt«»  Venezuelaner  berufen,  die  die  Staats- 
angehörigkeit durcli  Abstanuuung  besitzen.    Jeder  Kegieruiigsakt 
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des  PrStidenten  moss,  um  verbindliche  Kraft  su  besitien,  die  G^n- 
mohnung  eines  Ministers  tragen.  Die  Minister  beraten  gemein- 
schaftlich mit  dem  Staatsrat  und  dem  Präsidenten. 

Die  Minister  sind  verantwortlich  y/eg&i  Landemnats,  Bmclis 
der  Vertessung  nnd  dm»  Gesetze,  Überschreitung  des  Etats,  Be- 
stechung und  Untersciilagung  öfTentiicher  Gelder. 

IX.  Die  riditerliche  Gewalt 

Die  richterliche  Gewalt  der  Nation  niht  beim  Bundesgcricht, 
dem  Kassatloushof  und  den  durch  Qesetz  organlsieiteu  unteren 
Gerichten. 

A.  IJas  liundesgeiiclit  besteht  aub  neun  mindestens  30  Jahro 
alten  Richtern,  die  die  venezuelanische  Staatsangehörigkeit  litirch 
Abstammung  l>ositzen  müssen,  niitl  vom  Kongress  au.s  einer  von 
den  Bundesstaaten  in  je<ler  Legislaturperiode  eingereichten  Liste 
auf  sechs  Jahre  ernannt  wenlcn. 

Das  Rundobgei  it  ht  entscheidet  in  Sti-eitigkcilen,  die  gegen  den 
Präsi  li  tiioii.  ilio  Minister,  sowie  gegen  die  MitgHoder  des  Bundes- 
g^i  iirlits  seliist  und  des  Kassationshofs  anhängig  sind,  oluie  l'iiter- 
s<  liicd  von  Civil-  und  Strafs;u  ln'n :  obenso  ist  es  in  allen  Klagen 
g'  U'-n  die  Mitglied«'!-  dt  i  \ i'iie/.nclani^^chen  diplomatisehon  Missionen, 
howi»'  in  allen  I^rozossen,  bei  denen  der  St;uit  beteiligt  ist,  ^custiiiidig. 

Endlich  trf'hnrfn  vor  das  Huiulcsgenrlit  die  Stivitit^^keiton  unlor 
den  Hiim!es.sta;iten  selbst,  ferner  alle  Stifitfälle,  die  sich  ans  der 
Knllisioii  der  Huntiestrcset/.gelMini;"  und  der  der  Bundesstaaten,  der 
i'atlikulargesetzgeliuugen  miter  sicii  und  am  den  vom  i'räsideuten 
gesehlossenen  Staatsverträgon  ergeben. 

B.  Der  Kassationshof  l>esteht  aus  neun  Advokaten  nut  mindestens 
sechsjähriger  Praxis,  die  durch  Abstammung  Venezuelaner  sind  und 
ein  Alter  von  wenigstens  30  Jahren  haben.  Die  gesetzgebende 
Yeraamnduog  eines  jeden  Bundesstaats  ernennt  je  ein  Mitglied  auf 
sechs  Jahrv. 

Der  Kasaationshof  imiIm  h>>idet  in  Klagen  gegen  höhere  Staats- 
beamte; er  erkennt  nU  r  die  Kecht.slie.-itändigkeit  von  Akten  einer 
unaiistftndigen  Behönle  und  über  die  Verwendung  der  bewaffneten 
Macht  gejr'  ii  nmsinrzlerisehe  Bewegungen;  erurt«  ilt  in  den  Stivitig- 
keiten,  die  im  Wege  de,>  f^ü  kursev:  au  ihn  gebracht  werden  und 
erstattet  dem  Kongreas  Bericht  Aber  Unsulänglichkeiten  und  MAugel 
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in  der  Oesetsgebung,  and  entscheidet  KompetoustanDitigkeiten 
zwischen  Gerichten  der  Bimdesstaatan. 

X.  Allgemeine  Bestinmngea. 

Die  tlngOltigkeitserkläning  von  Begieningsakten  des  Kongrosses 
und  des  PriteidenteD,  durdi  die  die  Bechte  und  die  Autonomie  der 
Bundesstiiateo  ?erletst  würde,  Bteht  dem  Bundeegericht  eu. 

Die  Ausfuhr  aus  Venesnela  ist  frei  und  darf  durch  keinerlei 
einachrftnkende  Beetiinmungen  erschwert  weiden. 

Jedem  Veneiuelaner  steht  das  Recht  su,  gegen  die  Beamten 
des  Bundes  oder  der  Einxelstaaten  die  Öffentliche  Anklage  zu  erheben. 

Li  alle  StaatsvertrBge  ist  die  Klausel  anfiBunehmenf  dass  Streitig- 
keiten unter  den  vertragschliessenden  Teilen  nicht  durch  Krieg, 
Bondero  durch  Schiedsspruch  einer  oder  mehrerer  befreundeter 
Müohte  SU  entscheiden  sden. 

Die  Staatsbeamten  kßnnen  ohne  Genehmiguiig  des  Senats  kone 
Geschenke,  Ämter,  Titel,  Ausseichniingen  oder  Belohnungen  m 
fremden  Staaten  annehmen. 

Die  Bundesregierung  und  die  EinaelBtiaten  soUm  die  Sn- 
waadening  und  Anaiedlnng  von  Fremden  inr>gli<;h8t  f5rdeni. 

Der  l*räsident  soll  mit  den  amerikanischen  Regierungen  wegen 
Abs^^hlusK  von  BQiulnisverträgen  sich  ins  Benehmen  setzen. 

Verti-ägo  Ober  Staatsliefenin|,<rcn  können  weder  ganz  noch  teil- 
weise mit  einer  fremden  Regierung  ubgesclilosi^eii  worden ;  in  solchen 
Vei-triit;eii  muss  stets  die  Klausel  enthalten  sein,  da.s^,  Zweifel  nn<l 
Streitigkeiten  fll>er  die  Auslogimp  von  den  venezuelanischen  G«> 
richt»»n  ufic'h  dem  Rechte  der  Republik  zu  enUscheiden  seien  und 
dass  int.  ^nationale  Rekluniationen  auf  solche  Verträge  nicht  ge- 
gründet weiden  können. 

Die  V(ir>(  liiifteu  des  Vrdkern^hts  bilden  einen  iiestaudtcil 
der  venezuelanischen  Gesetzgebung. 
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Ver<Mni<i;te  Staaten  von  Amerika. 

a)  Gesetzgebang  und  Rechtsprechung. 

Rofoi-ent:  F.  J.  StiinsoD,  Advokat,  Boston. 

t'bersHzuiifr:  I^i.  Victor  Sehnoidcr,  Iv-  litvimwalt,  Berlin. 
Übersetzung  der  Amm  ikmigen  von  Dr.  Arthur  Seeliger,  Geriohti<asii(>i>Hor, 
beschäftigt  iiu  Auswärtigcu  Amt,  Berlin. 

b)  BnndesgeMtuKelnuir. 

Es  sind  wenige  Gesetze  der  Voreinigten  Staaten  im  ver- 
^»angonen  Jahr  orlassen  wonli  n.  wrldiG  allgemeines  Interesse  bieten. 
Km  drei  bnuiclK'ii  oiwiUint  z\i  werdoii.  Das  eine,  welches  das 
(iesiL't/.  abänilert.  diin  h  \veli-hes  vorgfödirieben  ist,  dass  eine  Person, 
web'lie  ein  g»'g'""  Naclulnick  ireschfitztes  dnimatisclu-s  Werk  anf- 
fiihrt,  zum  Schu'ieiiscisatz  verplliclilut  i>t  iuiil  (liin  li  wolehes  be- 
stimmt winl,  das,H  eine  «loinrtigc  nnerlautitf  Darslelliing^,  wciiii  sie 
aböiciitlich  oder  des  Gewinnes  wegen  ge.schieht.  ein  V.'igi'hen  be- 
ziehnniri==weise  «'ine  strafbaru  Handlung  ist,  Wfp'ii  Wflflicr  die 
sc-liuldige  rei"Son  mit  <n  fäiiLMiis  vfin  nicht  fiber  einem  Jahr  bestraft 
worden  kann.')  Die  Todesstrafe  ist  in  den  Bundesgerichtshöfen 
abp:f>s<  hattt  woi*den,  ausgenommen  wegen  Hochverrats,  Moixlos,  Not- 
zui  ht  und  derjenigen  Verbrechen,  welche  auf  Gruiul  der  Kriegs- 
artikel mit  dein  Tode  zu  bestrafen  sind.  Eine  neue  Bestimmung 
ist  angenommen  worden  daliiugehend,  dass  bei  Mord  oder  Notzucht 
die  Tnrv  ihr  Vewlikt  dahin  einschränken  kann,  dass  sie  die  Woiie 
hinzufügt  „ohne  To< lesstrafe".  In  «liosem  Fall  soll  die  nijerfrthrte 
Pei"8on  lediglich  mit  lebenslänglichem  Gefängnis  bestraft  weixlen.') 
Die  Beruf nnL'sgf^richtsliarkoii  dos  Obersten  Gerichtshofs  in  Krimioal- 
sachen,  welche  nicht  Kapitidvorbreclieii  sind,  ist  ihm  entzogen 
"wonlen  und  dem  Bezirksgericht  für  Berufungen  (Circuit  Court  of 
Appeals)  nberwie*iea. *)  Die  Einfrdinmc:  von  Bfichern,  Karten, 
Tabellen,  Dnickscbriften  etC}  welclie  in  Wirklichkeit  nicht  den 
Urheberschutz  geniesscn,  welche  aber  eine  Notiz  entlialten,  in 
welcher  daB  Urheberrecht  beansprucht  wird,  ist  einer  Strafe  unter- 
worfen^) worden.   Wichtige  Gesctzesvorlagen  sind  dem  Kcngress 

')  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  1807  Kapitel  4. 
■)  Ebenda  Kapitel  29. 
•>  Ebenda  Ka|>itel  68. 
«)  Ebenda  Kapitel  392. 
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vorgelegt  worden,  welche  dahin  xielen,  die  BilligkeitebefiigniBBe  der 
Biindeegerichte  in  Fftllen  von  Streiks  oder  ArbeiterBtreitigkeiten  xn 
tieachtfiiikcm  —  es  ist  diee  die  sc^enannte  ^Regelung  durch  g^cht- 
iidie  VerfQgung*S  über  die  wir  oben  gesprochen  haben.  Keine 
derartige  Masaregel  ist  indess  bis  jetst  durchgegangen.  Das 
Reptflsentantenhaus  hat  soeben  ein  allgemeines  Oeeetz  erlmen, 
welches  mit  den  Gesetzen  der  fibrigen  Staaten  Obeteinatimrat  und 
daa  sich  auf  bezogene  und  eigene  Wechsel  beaiehnngsweise  Handels» 
papiere  beaieht,  sodass  binnen  kurzem  ein  allgemeines  Gesetz  Aber 
das  Handelsrecht  eadstieien  wird,  welches  ziemlich  im  ganzen  Reiche 
gleichkmtend  sein  wird,  obwohl  das  Bundesgesetz  selbst  natfiriich  nur 
auf  dem  Bezirk  Cküumbia  und  die  Territorien  Anwendung  finden  kann. 

b)  Biiiielslaatiiohe  CI«Mtmebiimg. 

Die  Anzahl  wichtiger  Gesetze,  welche  in  den  verschiedenen 
Staaten  der  Union  während  des  Jahres  1897  erlassen  sind,  beträgt 
ungefShr  3700.  Es  ist  daher  bei  dieser  Uebersioht  nur  moglii  h, 
von  den  wichtigsten  Klassen,  in  wdche  dieee  Gesetzgebung  zer- 
Mit,  zu  sprechen.  Vielleicht  das  wichtigste  Gesetz  nach  seiner 
sozialen  Bedeutung  igt  das  Gesetz  von  Kansas,  welches  alloi  staat- 
liehen Gerichtshöfen  die  KUigkettfr-Gerichtsbarkidt  mittelat  eines 
Verfohrens  wegen  Ungehorsams  gegen  das  Gericht  entzieht  Wir 
haben  dies  oben  besprochen. M  Diese«  Gesetz  wimle  im  Interes.se 
der  Arbeit  blassen,  und  obwohl  der  Versuch  genuicht  wonlen  ist, 
Ähnliche  Oeaetze  in  antloreii  Staaten  «nd  im  Kongi-ess  zu  «M-lasseii, 
wie  wir  olien  bereits  (Mwähnt  haben,  s«>  ist  «loeh  keines  (lf'i'8«^IlHn> 
bisher  Gesotz  geworden.  Das  Oesetz  von  Kaiis;is  wiixl  indesst^n 
das  Resultat  haben,  dass  in  diesem  Staute  di  u  Gerieht^ihöfen  je«U' 
praklisi  hi'  Möglichkeit  genommen  ist,  sich  in  Arbeilerfr;iu.  n  l»e- 
ziehungsweise  in  Streitigk«;'iten  oder  Störungen,  l»ei  di  ii.  n  »  ine 
trrosse  Anzahl  von  Pei"8<>nen  beteiligt  sind,  tiinzumischen.  Dif  lie- 
wühigung  dieser  Unruhen  etc.  \viini.>  x.nacli  den  gewöhnlichen 
polizeilichen  t^efugnissen  df>r  Kriminalgerichtshüfc  ühoiiasscn  hU^ih-  n. 
Unt^  r  andeivn  l)emerken>\vt  rt.  n  (  ii'st'f/en  iHtei-  Arbeiterfrag,  n  mae 
man  die  Gesetze  erwähnen,  welche  in  vei-schiedeneu  Staaten  -)  gegen 

•)  Gesetze  von  Kansas  18!)7  Kapitel  KKi. 

•)  Gt's»'tztj  von  Okiuhuma  1897  Artikel  4   Kapitel  3;  Gesetze  TOD 
Kaasas  1097  Kapitel  144  j  Gesetze  von  Colorado  1897  Kartei  31. 
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die  FQhrung  sdiwaraer  Listen  erlaBsen  sind.  Dnrch  diese  Qesetxe 
mselit  $kk  ein  Arbet^seber  einer  stmftierett  Hjandlnng  sdinldigf 
wenn  er  Listen  von  entlassenen  Arbeitnebnem  hAlt  und  dieselben 
anderen  Arbeilgebern  seigt  oder  wenn  er  sonst  in  irgend  einer 
Weise  hierdurch  Personen  hindert,  Anstellung  zu  bekommen.  Kali- 
fornien  bat  einen  Mindestsatz  von  2  Dolhir  pro  Tag  fftr  alle  Arbeiten 
in  Staats-  oder  städtischen  Betrieben  festgesetzt^)  Pennsylvanien 
hat  ein  Oesets  erlassen,  welches  eine  Steuer  von  3%  per  Tag 
für  die  tSgliohe  Arbeit  von  nicht  naturalisierten  männlichen  Aus- 
ländem auferlegt;')  dieses  Oeaets  ist  indessen  von  dem  Gerichtshof 
von  Psimsylvanien  als  gegen  die  Verfassung  verstossend  annulliert 
worden.  Verschiedene  Qesetse  sind  erlassen  worden,  durch  welche 
Arbeitgeber  veriiindert  werden,  ihren  ESnfloss  geltend  su  uttdien, 
um  Arbeitnehmer  daran  xurflcksuhalten,  Arbeitsoiganisationen  oäet 
Gdwerkversind  au  grfinden  besi^iingswdse  dch  daran  zu  be- 
teiligen.^')  Ein  oder  zwei  neue  Staaten  haben  sfautliohe  Soliiods- 
f^erichte  fßr  Arbeiterstreitigkeiten  einfj^esetzt  *)  und  hat  der  Staat 
Colorado  das  Vergehen  des  Boykottiereiis  definiert  und  strafbar 
gemacht*) 

A1>trcselion  hiervon  «lud  die  niiliclirii  zahlreichen  Gesetze  er- 
lassen wuixlen,  welche  Fabrikweseii  utnl  SweathoiiR  (Werkstätten, 
in  denen  zu  eiliger  Arbeit  angetrieben  und  sciil<  <  ht  liezahlt  winl) 
ro^^nlior»^!»  und  welohe  alljremeinf>  Vorschriften  für  die  sanitären 
l^edingungen  aller  Arlheitsj)lätze  autstcllen.'')  Dioso  Gesetze  sind 
im  Ni'rden  und  Ostrü  üMichiT  als  im  Westen  nnd  sie  existieren 
fast  gar  nicht  im  Süden.  Infolgedessen  verlegen  viele  der  Fabriken 
Neu-Englands  ihre  Betriebe  nach  diesen  Theilen  des  Landes,  Fast 
alle  Staaten  haben  Gesetze  angenonmien,  welche  Arbeitervereinigimgen 
In^i  der  Benutzung  von  „Vereinszeichen"  schützen.  Das  sind  Waren- 
zeichen, dass  die  Waren  von  Arbeitern,  welche  Mitglieder  der 


•)  Gesetze  von  Kalifornien  1897  Kapitel  as. 

*)  Gesetze  von  IVnnsylvauien  1897  Kapitel 

')  Gesetze  von  Colorado  1897,  50;  (Jesetze  von  Pennsylvauieo  1897 
Kapitel  98;  Gosetze  von  Kansas  1897  Kapitel  120. 
*)  G  Metze  von  Indiana  1887  Kapitel  88. 
*)  OesetM  TOD  Goloiado  1897  Kapitel  31. 

^  Gesetze  von  Ponnsylvauieu  1897  Kapitel  37,  Kapitel  95;  Gesetze 
von  Oonneotiaat  1897  Kapitel  174;  Oesetxe  von  Wiaoonsin  1897  Kapitel  375. 
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Arbeitervereinigungen  sind,  fabriziert  wurden.')  Die  westlicheii 
Staaten  b^g;innen  in  gleicher  Weiae  wie  die  öetliolien  Staaten  vor* 
angehen  und  Gesetze  anznnehmen,  welche  die  ArbeitBBtiinden  von 
Frauen  und  Kindern  in  Fabriken  feststellen;*)  kein  Staat  hat  es 
jedoch  bisher  gewagt,  gesetalich  die  Arbeitsstunden  von  gross» 
jftlirigen  mflnnlichen  Staatsangehörigen  an  regulieren,  abgesehen 
von  FMlen,  in  denen  es  sich  um  besonders  ge&hrlidie  oder  nn« 
gesunde  Bemfosrten  handelt 

IMe  Oesetse,  welche  steh  gegen  das  Eigentunn  von  Qnindbesita 
durch  Aualftnder  richten,  sind  strengw  gew<vden^  und  es  sind 
auch  Gesetze  erlassen  worden,  welche  die  Anstellung  von  Personen, 
welche  nicht  ihre  Absidit  erUArt  haben,  Staatsangehörige  zu  werden 
seitens  der  staatUchen  oder  städtischen  Korporationen  und  selbst 
seitens  privater  K«Mrpontionen  verbieten.^) 

Im  Gebiet  der  Politik  mnd  lahlreiohe  Gesetze  erlassen  worden, 
diuch  welche  die  geheime  Abstimmung  nach  den  sogenannten 
australisdien  ^stemm  nodd  mehr  gesichert  wird.^)  Indessen  die 
Bewegung  au  Gunsten  des  Frauenstimnirechts  hat  einen  entschiedenen 
Rflckgang  erfahren.  DiesbezQgliche  Änderungen  der  Verfassung 
sind  in  vielen  Staaten  vorgeschhigen  worden,  aber  abgelehnt  wordoi.^) 
Strengere  Gesetze  und  femer  erlassen  gegen  Bestechung  beziehungB> 
weiae  Stimmenkauf.^  Der  Stsat  Süd-Dakota  hat  eine  Änderung 
der  Verfassung  vot^geschlag^^n ,  durch  welche  auf  Antrag  von  5^/^^ 
der  eingetragenen  Wfihler  von  dem  Antragsvecbt  und  Referendum 
seitois  des  Stsates  oder  i&t  Städte  und  Bezirke  Gebrauch  gcinacht 
werden  kann.*)   Im  Westen  ist  die  Stimmung  im  allgemeinen  zu 

')       zu  diesea  Oeaetzen  Stimsoa,  Handbuch  für  Arbeiteigeeetxgebiiog 

iäeite  184.  1B5. 

'j  Miääoiiri,  Gesetz  vom  23.  Uatd.  Ib^T ;  illiuoi»,  Gesotz  vom  9.  Juui 
1807;  Oeaetze  von  Hbneaota  Uf97  Kapitel  360. 

*)  nUnois,  Oesetz  vom  14.  Hai  1897;  Hiasouri,  Gesetz  vom  15.  Hirz 

1897:  Gesetze  von  New- York  1897  Kapitel  593. 
*)  Idaho,  Gesetz  vom  IS.  Ft-lTuar  1807. 

Gesetze  von  Nebraska  iSU7  £apitel  31,  von  New  Hampabire  1897 
Kapitel  78. 

«)  Süd-Dakota  18<J7  Kapitel  37:  Waahiogton  1897  Kapitel  56;  Nevada 
den  S7.  Februar  1896. 

*)  Gesetze  von  Wiaconam  1897  Kapitel  358;  von  Taoneaaee  189« 
Kapit'^l  14;  Misaoiiri,  r.esetz  vom  20.  März  1897. 
Oeaetze  von  Säd-Dakota  1897  K^tel  39. 
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Gnnatea  des  Refarenduin,  indeaseD  ist  die  auf  gittere  Erfahning 
gestntste  Öffentliche  Meinung  des  Ostens  dahin  geriditet,  dass  diese 
Einrichtung  ihre  Existenzberechtigimg  in  denjenigen  LSndem,  wo 
ein  Yentnch  mit  iiir  gemacht  worden  ist,  von  allen  Dingen  in  der 
Schweis,  nicht  ergeben  hat 

Grosse  Bennnihigtmg  existiert  in  den  ganzen  Yereinigten 
Staaten  bezüglich  des  gegenwärtigen  Steueniystems.  In  viden 
Teilen  des  Landes  werden  die  Steuern  immer  lahlreicher  imd  trotz* 
dem  werden  die  MUentUohen  Yerbesseniugen,  die  seitens  der  Wflhler 
für  notwendig  erachtet  werden,  nicht  gemacht.  Verschiedene  Ifass- 
regeln  sind  ergriffen  worden  gewöhnlich  nach  der  DSchtong,  dasa 
bewegliclies  Besitztuni.  Aktien  und  Obligationen  strenger  besteuert 
wiinlen.  In  vielen  Staaten  hat  man  eine  NaclüasBsteuer  ange- 
nommen, während  in  Noitl-  nnd  Süd-Carolina  eine  stufenweis^e  Ein- 
kommensteuer eingeführt  worden  ist  und  zwar  zum  oi-stt  ii  Mal  in 
<lon  Vereinigten  Staat*ni.')  In  don  gewßliiiliclit'M  Angelegenheiten 
des  Privati-echts  sind  die  anionkaiusuhen  Staaten  nicht  sehr  railikal 
und  sind  nur  wenige  Änderungen  gemacht  worden.  Ein  oder 
zwei  Staaten  im  Äusscnsten  Westen  hahou  Gesetze  erlassen,  welche 
dem  Intrivsse  des  Hyj>otheken»ühuldnerb  «lienen  sollen  nnd  (huvh 
wehlie  der  Hyi)()th''k«  iitrläuliiger,  welcher  sich  in  den  Besitz  des 
verpfändeten  (initiUsiiit  ks  i^esetzt  hat,  gehindert  wird,  den  Dar- 
lehnsnehmer  auf  Gnuul  seiner  Sciiuldvoi-Rchreibung  persönlich  ver- 
antwortlich zu  mac;hen.')  Die  zahlreiclien  Gesetze,  welche  sich 
gegen  Tnists  oder  Hiiigv-  zur  B»'scliiäiikunp  d»»r  Oewerhefi-eiheit 
richten,  sind  ferner  liinüuy;ckniruni'n,  sodass  d«'raili^e  (irsi  tze  jef^t 
in  fast  all*»n  Staaton  oxisticrcu;  da  sie  al»er  gewöhnlich  keine 
Wirksamkeit  haben,  wenlen  sie  alle  Jalue  abgeändert.'*)  Cber  dicav 
Gesetze  liaben  wir  indessen  vorher  schon  gesj)rochen.  Minnesota 
hat  ein  merkwür<lif;vs  Gesetz  diux;hgeführt,  welches  auf  Grund 
einer  Änderung  der  Verfassung  erlassen  ist.    IteisBelbe  eimäclitigt 

I)  Noid-CaioUns  1897  Kapitel  168;  Süd-Osroluia  189?  Kapitel  355. 

*)  Nebraska  1897  Kapitel  95;  Washington  1897  Kapitel  63. 

^  Süd-Dakota  1S07  Kapitel  01;  Arkansas  1897  Kapitel  4(5;  Goor^a 
1897  p.  69  23  D'tKl.  Indiana  ISÜT  Kapitel  104;  Siid-Car-.lina  1807  Kapital 
2Ü5;  Nord-Dakota  mn  Kapitel  141;  New- York  1897  Kapitel  383,  3«4; 
KaoMS  1897  Kapitel  265;  Nebnika  1807  Kapitel  79;  Nebraska  1897  Kapitel 
80;  UisMiui  1897  Kapitel  p.  206;  WiMOonn  1897  Kapitel  357;  HUnois  1897 
Kapitel  p.  296;  l^nesaee  1897  Kapitel  94. 
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Stfldte  und  DOrfer,  ihre  eigenen  YerfassungeD  nach  ihrem  Out- 
dfinken  abxiihasen.^)  Fast  alle  Staaten  haben  selbat  IfHiageaetae 
angenommen.*)  In  Sachen  der  ftlfentlichen  Meinl  ging  die  allge» 
meine  Tendena  dahin»  die  Qeaetsgebnng  bei  EhcRcheidnngen  ein» 
ziutchrftnken  und  die  BeRtimmnngen  der  Eheflcheidaug^esetze  be- 
züglich de»  Wohnaitses  und  des  Pmzeasverhihrena  strenger  zn 
geataiten,  wfihrend  auf  der  anderen  Seite  eine  geringere  Anzahl 
von  EheacheidungagrQnden  gestattet  wurde.  In  vielen  Staaten  tat 
femer  ein  Gesetz  erlaaaen  urorden,  in  welohem  im  Fall  von  Not- 
zucht das  Alter  von  dem  gemeinrechtlichen  Alter  von  12  auf  16 
oder  18  Jahre  erhdht  mirde. 

Verftndeningen  der  Yerhiflsungen  der  Staaten  werden  von  Jahr 
geringer.  Im  vergangenen  Jahr  hat  der  Staat  Connecticut  eine 
V^fasaungaindming  angenommen,  welche  vorschreibt,  dass  Wihler 
bei  allen  Wahlen  in  der  Lige  sein  mAssen,  die  Verfassung  in 
englischer  Sprache  zu  losen.  New-Jersey  hat  eine  Aenderung  der 
YerfeRfnmg  erlassen,  durch  welche  Spiellotterieen  und  der  Verimnf 
von  Totaliwttorkarten  bei  Rennen  verboten  wird.^)  Alle  andei-eu  iu 
VorHt-hlng  gebrachten  Verfassungs&ndenmgen  sind  von  dem  Volk 
nii'hl  angenoninicn  woinJcn. 

b)  Die  wiöhtIgBten  Bntacheidimgen  der 
Geriohtsliöfe. 

Die  diT\  wichtigsten  Fragen,  weldie  sich  trctjciiwärtig  vor  don 
Gerichtshöfen  ihsr  Vereinigten  Staaten  al.s]iieli  ii.  sIikI  woIU: 

1.  Die  allgeuioine  ArlM'it.'rfi'age  fjusckliciislich  iles  Rechts  der 
Gerichtshöfe,  Angestellte  daran  /.u  luadern,  mit  ihren  Auftraggebeni 
cKler  anderen  Personen  in  Konllikt  zu  geraten, 

2.  Die  damit  in  Znsammenhang  stLlioiide  Frage  der  Re<hte 
von  Kapitalisten  rwlcr  Arbeitgel»ern,  Rinire  schlicsseti.  um  den 
Preis  von  Waren  «Mlcr  L('»hnen  festzusetzen  und  andere  Personen 
zu  zwingeu,  sich  darnach  zu  richten. 

»)  Minnesota  1897  Kapitel  255. 

')  Alabama  1897  Kapitel  599;  Colorado  1897  K^iitel  63;  Doleware 
I8d7  Kapitel  392;  IllhuNS  1897  p.  252;  Munesota  189?  Kapital  118; 
HisMuri  1697  p.  172;  Montaus  1887  p.  149;  NebraBka  1897  Kapitel  90; 
Nen*Mexiko  1897  Kapitel  50;  We^t-VirglDia  1807  Kapitel  61. 

•>  New-Jeisey,  den  25.  Mai  1897. 
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3.  Das  Recht  der  staaüiohea  gesetzgebemlen  KOrpenobaften, 
die  Proüe  der  EisenbahneD,  Speditionsanstalten  und  sonstiger  quasi 
Öffentlicher  EorpoTstionen  zu  regulieren,  selbst  wenn  die  so  regn- 
lierten  Kosten  den  Verkehr  zwischen  Stsat  und  Staat  betreffen. 
(Dieser  Gegonstand  ist  auf  Grund  der  Bundesverfassung  der  alleinigen 
Jurisdihtion  des  Kongresses  tinterworfen.) 

Der  letzt  erwShnte  Oegenstand  bat  die  Gerichte  seit  vielen 
Jahren  beschäftigt.  Die  neuerliehe  Tendenz  des  obersten  Bundes* 
gerichls  ist  mehr  restriktive  gewesen.  Die  sogenanntni  Granger- 
ttlle^)  wurden  vor  vielen  Jahren  dalun  entsohieden,  dass  die  Einzel- 
Staaten  volle  Machtbefugnis  hätten,  die  Preise  von  Personen  oder 
Korporationen,  welche  sich  mit  einem  öfTentJiclien  Beruf,  wie  Eisen- 
hahntransport oder  Danipfschiffverkehr,  Lagerhauswesen,  Betrieb  von 
Qetreidefahmtflhleji  befassen,  zu  regulieren.  Eine  ähuliche  Befugnis 
wimle  aus<lrficklieh  vom  Kongrens  iu  Angelegenheiten  des  Verkehi-g 
der  Staaten  untereinander  in  den  diesbezflf^lichoii  Gesetzen  an- 
genommen. Eine  nonerliche  EntöcheiUung  des  obersten  Bundes- 
gerichts  hat  in'lesscn  ilahia  ent,sehieden : 

1.  das.s  er  die  Befugnis  hat,  die  Angemespenheit  eines  Staats- 
gesetzes  liezüt^lieh  der  Preise  von  Eisenbahnen  zu  nnteifsufhon, 
damit  diese  nicht  ein  gewisses  Maximum  ubersteigen,  seihst  wonii 
diese  Preise  sich  auf  den  Transport  innerhalb  des  in  Rede  stehenden 
Staates  Ijezielien.  Diese  Ents<  heidung  basiert  selbstverstÄndlicli  nicht 
darauf,  dass  dies  Angelegenheiten  seien,  welehe  den  Verkehr  von 
Staat  zu  Staat  betreffen,  sondern  darauf,  dass  kein  Staat  auf  Gnmd 
der  Ergänzung  No.  14  zur  Verfassung  willkiirlich  das  Eigentum 
einer  Person  (xler  einer  Korporation  fortnehmen  kann.  Die  Ent- 
scheidung beruht  dann  auf  der  ferneren  ErwSgung,  dass,  wonn  die 
80  durch  ein  Staatsgesetz  festgesetzten  Preise  so  niedrig  sind,  dass 
dadurch  keine  angemessene  Verzinsung  des  angeleulon  Kapitals 
ermöglicht  wird,  dann  ein  solches  Staatsgeaetz  in  Wirklichkeit  der 
Eisenbahn  Eigentum  fortnimmt  in  einer  Ai-t  und  Weise,  welche 
auf  Grund  des  Ergflnztugaartikels  14  zu  der  Verfassung  nicht  ge- 
stattet ist.^ 


')  Vgl  Munn  c.  lllmois,  94  U.  S.  113. 

')  Staat  Nebraska  e.  Eisenbahn:  noeh  nicht  mitgeteilt,  wird  in  Bd.  109 
der  „U.  S.  Reports'^  veröffentUoht 
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Andezseite  hat  das  obeisle  Bundeegericht  angeDommen,  dm 
ein  Ring  von  konkurridrenden  ESaenbahneii,  durch  velchea  gewiase 
Proise  fflr  den  Transport  tod  PeiBonen  oder  Waren  swiat^n  ge> 
wissen  Pnokten  lesl^l^  werden  soll,  ein  Abiioinnien  ist,  durch 
welches  die  Gewerbefieiheit  in  unangemessener  Weise  eingeschiftnkt 
wird  und  dass  daher  ein  derartiges  Abkommen,  sei  es  auf  Grund 
des  sogenannten  AntitrastrBundeeigesetaes  oder  auf  Grund  der 
Prinupien  des  gemeinen  Rechts,^)  gesetzwidrig  ist  Diese  Ent- 
schiddung  gebt  sehr  weit  and  aoüte  man  meinen,  dass  es  dadiwoh 
einer  jeden  beliebigen  Aniahl  von  Kapitalisten  unmöglich  gonadit 
wird,  mnm  Preis  für  ihre  Waren  derartig  zu  vereinbarai,  dass 
daduroh  ihre  Vereinbarung  den  Charakter  dnes  geeetzmtesigcn 
Kontraktes  erhAlt,  welcher  unter  ihnen  selbst  enwnngen  werdui 
könnte;  denn  wenn  der  Grundsatz  Anwendung  findet  auf  Dienst- 
leistungen, weldie  von  ESsenbahnen  besorgt  wefden,  dann  wfire 
nicht  der  geringste  Grund  vorhanden,  warum  derselbe  nicht  auch 
Anwendung  finden  sollte  auf  Fabrikationflartikel.  Die  Entscheidung 
ist  also  von  grOsster  Wichtigkeit  da  sich  aus  derselben  ergiebt, 
dass  das  oberste  Bnndesgericht  wahrscbeinlicherweise  viele  der 
Staatsgesetze,  welche  gogon  tnists  und  Hinge  geriditet  sind,  als 
giltig  anerkennen  wird.  Diese  Gesetze  sind  häufig  Oberaus  radikal 
und  sehr  streng  in  ihren  Bestimmungen  und  da  das  eine  oder 
zwei  derselben  von  dem  obosten  Bundesgericht  als  gegen  die 
Yer^Msung  veratossend  frtther  fOr  unglltig  erklärt  waren,  so  hatte 
man  bis  zn  der  oben  in  Bezug  gonommenra  Ekitschddung  an- 
gen(Hnmen,  dass  vi^  derartige  Gesetze  in  gleicher  Weise  fOr  gegea 
die  Verfassung  veratossend  erklärt  werden  würden. 

Diejenige  Angelegenheit,  welche  indcrtiseii  am  meisten  xiwnln 
die  Bundesgerichtshöfe  wie  die  staatlichen  Gerichtshöfe  wälu- ml 
des  lotzton  .Tahitis  in  Vi>r]ogoMlieit  gesetzt  hat,  ist  di»'  Arboitei- 
frage  und  <ii.'  vcix  hiedeiiartige  richterliche  Stellungnahme,  die 
sicli  daraus  ergiebt 

Die  fundamentale  Zweiteilung  des  eogliach-amerikanischen 
jiuistischcn  Systems  in  die  Common  Law  (Gemeines  Recht)  und 
Equity  (Billigkeitagerichtsbarkeit)  ist  allgemein  bekannt   Nach  deo 

')  Noch  nicht  mitgeteilt    Jedoch  veigL       S.  o.  Tiacet-Mifisovi 

Fruiglit  issociatiou,  1(H)  U.  S.  ^0. 
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gemeinrechtliGhen  Sjefemen  ktauen  Beolite  in  Civil-PttnesBen  ^or 
den  Qerichtsh^en  nur  in  der  Weise  durch  BechtBmittel  ^»iolgt 
und  gesichert  werden,  d«8S  nun  die  Ansprache  als  Schadenemte- 
ansprOcbe  substantiiert  Wenn  z.  B.  eine  Person  mnen  Vertrag 
nicht  innehftlt}  so  kann  sie  nicht  geswungen  werden,  den  Vertrag 
SU  erfQllen,  sondern  kann  gelegentlich  gezwungen  werden,  dem 
anderen  Kontrahraten  denjenigen  Schadenersata  zu  leistm,  welchen 
dieser  thatsSchlioh  dadurch  erlitten  hat  Wenn  femer  10000  Menschen 
gleichseitig  ihren  Vertrag  brechen  —  wie  diee  bei  einem  Streik 
oder  bei  einer  Arbeitaweigerung  dw  Fall  ist  —  oder  wenn  sie 
ihren  Auftraggeber  oder  sonstigie  Personen  gemeinschaftlich  schädigen 
—  wie  s.  B.  dadurch,  dass  sie  sein  Bemtstum  sentOren  oder  sein 
Qeaohift  boykottiwen  oder  indem  sie  die  Freiheit  der  flbcigenAn' 
geetellten  behindern  —  so  bleibt  immer  der  alleinige  gemein- 
rec^tlidie  BecMsbehelf  der,  auf  Schadenersats  su  klagen ;  das  heisst 
der  oder  die  Personen,  welche  geschädigt  sind,  niQseen  einen  jeden 
oder  die  Gesamtheit  der  10  000  Angestellten  persönlich  oder  ge- 
meinschaftlich verklagen  und  gegen  jeden  oder  die  Gtesamtheit  von 
ihnen  denjenigen  Schadenersatz  erstreiten,  welchen  er  respektive 
sie  thatsachlich  dadurch  erlitten  haben.  Es  ist  leicht  bepreitlidi, 
da-SH  liut  Kückaicht  sowohl  iuif  (]ic  mutmassliche  Zahlungsunfiihit;- 
keit  und  auf  die  grosso  An/.alil  iler  zu  vorklagenden  Poreonen  ein 
derartiger  Rechtshdiclf  illuj»unsch  ist.  I)i*'ser  Mangel  de«  Anglo- 
Siu  hsischon  Syeterny  hat  sich  durch  die  kraftvolle  Eiitwii  khiiij;  der 
Hilligkeitstgcrichtshöfe  (Courts  of  Chancery),  welche  iUterall  im 
l^imle  existieren,  au.sgeglich»n;  die  iJcfugnis.'je  dieser  Billigkoits- 
geiii  litsli-jf.«  sind  hilufis^  mit  den  gemein reohtlichen  Bofugnipson  l»oi 
einem  (uTiditsliDf  v.Moini^^t,  wie  dies  z.  B.  l>oi  allen  Bundesprnchteii 
der  Kali  ist.  Di*-  clianikteristix  iu^  Rii^ntüiulichkeit  der  Billitrkcits- 
gerichtsbarkeit  ist,  ila>s  ihre  KochtsUoli.  lfo  ?sich  nirht  auf  Schailoii- 
ersatzfordeninf^i^i!  allein  besi-hiänken,  8ondt;rn  iladuich,  dass  mau 
in  der  Lagt-  ist.  »loiijenigon  Kontrahenten,  gegen  wclchf  cino  «in's- 
bezüglichc  Enls»<'heidunfr  orlnsson  ist,  bei  Venneidun^^  von  (!•'- 
fängnisstnife  zn  zwingt-n,  t'iiieii  Kontrakt  zu  oiffillon  oder  den- 
jenigen Akt  zu  thnn  oder  zu  unterlassi-n.  dt  ss^Mi  Hiiullung  respektive 
rnterlassung  verlangt  wiid.  Iiis  vur  kurzem  sind  di<'pn  l^ofucnisse 
der  BilliirkHtsponchtshöfe  lediglich  bei  Streitigkeiten  zwischen  «'in«  r 
kleinen  Aozalü  von  Parteien  bei  Eigentumsfragen  und  nicht  bei 
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Fiagen,  in  denen  ee  moh  um  jBenehmen  oder  Yerfaaltea  huidelt, 
ZOT  Anwendung  gebncht  worden.  Beiqnelsweifle  ist  es  einem 
Billigkeitsgerichtsbof  niemak  mflglioh  gewesen,  die  Erfüllung  eines 
Kontraktes  su  erzwingen,  wenn  es  sich  smwchliesslioh  um  penOn- 
liohe  Dienste  handelte.  Ebensowenig  ist  es  als  die  Ohliegenheit 
von  Billigkeiti^riditsliOfen  anges^en  worden,  iiigeleis^heiten  cur 
YoUatieckung  zu  bringen,  in  denen  es  sich  um  gutes  Verhalten 
handdt  oder  durch  weldie  der  Qffentiiolifi  Friede  geaohfilzt  werden 
sollte.  ICsn  nahm  an,  dass  die  Angel^nbeiten  ausschliesslich  der 
Gerichtsbarkeit  der  Polisei  oder  der  Eriminnigerichte  flberiassen 
sei.  Indessen  etwa  sur  Zeit  der  Anbtinde  in  CUosgo  and  der 
.  ArfoeiterBtreitigkeiten  aus  den  Jahren  1893  und  1894  gewohnte 
man  sich  in  der  Praxis  der  BUUgkmt^gerichtshflfe  und  spesiell  der 
Bundesgerichte  daran,  durch  gerichtliche  VerfOgungen  die  Vor- 
schriften der  Antitrust-Gesetxe  und  der  Handels-Gesetse  der  Staaten 
untereinander  su  erwingen,  indem  man  Gmpp«  von  Personen  ver- 
bot, mit  den  TnmsportverhSltntssen  von  Staat  au  Staat  In  Konflikt 
xu  geraten  und  indem  man  im  Allgemeinen  das  gute  Verhaltea 
grosser  Mehrheitea  von  Angestdlten  enwang,  sowohl  um  ISgentum 
SU  schfttsen,  wie  um  den  ütfentlichen  Frieden  zu  erhalten.  Die 
beiden  am  meisten  ins  Auge  bllenden  oharakteristisdien  Eigentum' 
lichkmten  der  BiUigkeitsgerichtsbarkeit  im  Gegensatz  zu  deijenigen 
der  gemeinrechtlicfaen  Gerichte  bestehen  darin,  dass  vor  fitlligkeits- 
geriditen  die  Zuziehung  einer  Jury  und  dass  die  Entsoh^dungen 
und  selbst  die  voriflufigen  Anordnungen  dieser  Gerichtshofs  durch 
Strsfm  «nwungen  werden  kSrnien,  falls  den  Anordnungen  oder 
Beschlüssen  des  (Berichts  Ungehorsam  entgegengesetzt  wird.  Dieses 
Delikt,  welclies  sich  als  Verachtung  der  Anordnungen  des  (Berichts 
charakterisiert,  ist  mit  Gefängnisstrafe  wie  ein  Kriminal  vergehen 
zu  Ijestrafen,  und  zwar  auf  Onujd  einer  oinfacheu  eidlichen 
Erklärung  der  kl%ei  ischon  Partei,  ohne  da«is  Namens  der  sc-huldigou 
Personen  Zeugen  vtMnoiniuen  wenlen;  uud  <»l»wolil  d.  i  Theorie  nach 
die  Bestrafung:  <ltjr  Missachtung  gerichtlicher  Aiiordimngen  nur  '  ine 
kurze  Zeit  (lauern  soll,  da  die  Zeit  nicht  ausdrücklicli  bestimmt  ist, 
.SU  wäre  es  immerhin  eine  genügende  Handhabe,  welche  die  Bundes- 
gerichte und  deren  Beamten,  welche  im  Notfeill  durch  das  Htvr 
der  Vereinis?ten  Staaten  unterstüt/.t  wünlen,  in  die  I^age  setzen,  die 
Leiter  von  «tieiks  oder  Arbeiterstroitigkeiten  festzunehmen  und  sie 
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im  GefitaigDiB  m  faalteD,  bis  die  beMfendea  Ereignieae  voiüber 
wlven.  Dies06  Yerldiiieii  wurde  mit  grosser  Wixtssnikeit  in  den 
Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1893  und  1894  cur  Anwendung 
gebracht.  Die  Ruhestörungen  in  Chicago  sowohl  wie  die  BSsenbabn- 
unruhen  im  fernen  Westen  wurden  durch  die  Verhaftung  der 
Hanptleiter  durch  Beamte  der  Vereinigten  Staaten  und  selbst  durdi 
das  Heer  unterdrückt  und  wurden  dieselben  auf  Qrund  eines 
Prosesses  ins  Oeftngnis  gebracht,  weil  sie  dner  ad  hoc  erlassenen 
Anordmmg  seitens  der  Bundes-  oder  Staatqgerichte  nicht  Gehorsam 
geleistet  liatten.  Dieses  Verfahren  erregte  vielfiMihe  Kritik  und 
bittere  Klagen  seitens  der  Massen  und  war,  wie  man  sich  erinnern 
wird,  der  Hauptpunkt  in  dem  Programm  der  Partei,  welche  im 
Jahre  1896  Herrn  Biyan  in  Chicago  nominiert  hatte. 

Das  Recht  der  BiUigkeitegerichtBh<!le  derartige  Anordnungen 
EU  erlassen,  ist  indessen  Ton  dem  Obersien  GenchtBfaof  der  Ver- 
einigten Staaten  anerkannt  worden.^)  Trotzdem  abor  ist  die  Frage 
in  vielen  Staatsgerichtsht^n  sehr  bestritten  und  zwar  nicht  nur 
das  allgemeine  Recht,  derartige  Verfügungen  im  Fall  von  Arbeiter- 
streitigkeiten zu  erlassen,  sondern  auch  die  Frage,  mit  welchen 
speziellen  Gründen  derartige  Vorfflgiuigen  gerechtfertigt  werden 
sollen.  Kann  z.  H.  eine  Vorfüg\ing  tregeu  eine  Anzahl  von  nu- 
gonannten  streikentleii  Antrestellten  eihusseii  werden,  durch  welche 
denselben  verl>otoii  wird,  andere  Angestellte  zu  überreden  oder  7m 
zwingen,  die  Stellen  der  streikenden  Arin  it(>r  nicht  anzunehmen 
oder  in  welchen  verboten  wird,  dass  sich  tnohrore  derartige 
streikende  Arbeiter  vereinigen,  um  andere  Anf;t!ßtellte  dazu  zu 
ül)erreden  oder  zu  zwingen?  Der  Raum  r-eicht  nicht  ans,  um  die 
zahli-eichen  Fragen,  wel^-ho  in  dieser  Matoiie  entstanden  situl.  zu 
behandeln,  aber  im  Allgemeinen  kann  man  sagen,  dass  uetreiuvärtig 
keine  Rechtsfrafjen  so  vielfach  zur  Kogrntion  kommen  und  -'S  lialien 
sich  neue  I'rinzijtion  in  i-apider  Wei^e  entwickelt  beziehungsweise 
es  sind  süte  PrinzijiitMi  klargestellt  und  fest L,n'lfs.d  worden. 

Verwandt  mit  dieser  Frage  ist  die  andere  grosse  Frai^u  über 
das  verfassungsmässige  Recht  der  Staaten,  Arbeitgeber  zu  zwingen, 
ihre  Angestellten  in  gewisser  Art  und  Weise  zu  behandeln, 
besiehungsweise  den  Arbeitsvertrag  unter  ihnen  zu  kontrollieren. 


*)  Deba,  PetitioDes,  168  U.  a  564. 
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Z.  B.  hat  der  Staat  das  TerfiMSungsinflsaige  Hecht,  die  Zahl  der 
Standen  Tonuschreiben,  wahrend  welober  die  AngesteUten  Ülglich 
arbeiten  dttrfsn,  hat  er  das  feinere  Recht,  freiwillige  VertrBge 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gu  unteiaagen,  in  welehoi 
eine  grossere  Zahl  von  Stunden  als  dies  das  Qeeeta  voiachreibt, 
TOfgesehen  ist  Bin  derartigeB  TeriusungamJteBiges  Recht  steht 
den  StaatageHetvgebungen  oder  dem  Bundeskongress  in  einielnen 
Staaten  au,  wenn  ee  sich  um  Flauen  und  Mindeijlhrige  bandelt 
Indessen  sind  neuerdings  vieiÜMjhe  Entsdiddungen  erlassen  worden, 
in  welchen  diea  Recht  in  Abrede  gestellt  wird,  Ms  es  sich  um 
grossi&hrige  Frauen  handelt.^)  Für  keinen  Stut  jedoch  ist  eine 
Entscheidung  erlassen  worden,  durch  welche  die  eiswungene  FesU 
Stellung  der  Arbeitsstunden  fflr  erwadisene  mBanliche  Staatsange- 
hörige geetsttet  wird,  abgesehen  von  einigen  wenigen  AnstellungS' 
▼ertrilgen,  wie  bei  ESsenbahnangestelUen  oder  Beigleateo,  wo  eiae 
derartige  Regulierung  im  Interesse  der  Sicheriieit  oder  Oesundhdt 
des  Publikums  gestattet  ist  Von  demselben  Charakter  sind  die 
Fragen  Aber  das  Recht  des  Staates,  die  Natur  des  Kontraktes  zwischen 
Esbiiken  oder  Bergwerken  beaw.  Eisenbahnen  und  derai  Arbeitern  vor- 
auschreiben  a.  B.  die  Frage,  wie  oft  und  in  welcher  Wfthnmg  die  Lohne 
der  Arbeiter  auszuzahlen  sein  boUmi,  clb  es  den  Gesdiscfaaften  ira- 
stehen  soll,  KonsumUlden  zu  halten  oder  die  Löhne  teils  in  bar 
und  teils  in  Lebensmittdn  zu  zahlen  et&  Im  Allgemein«!  kann 
man  ^gon,  dass  die  Tendenz  der  mmsten  amerikanisdien  Staat* 
liehen  Gerichtshöfe  insbesondere  im  Sflden  und  Westen,  wo  das 
Tomperament  der  einzelnen  Individuen  mehr  hervortritt,  daliin  gelit, 
das  verfassungsmässige  Recht  der  ^gesetzgebenden  Körpem^haften. 
derartige  eingreifende  Gesetze  zu  erhussen,  soweit  die8ell)en  voU- 
jäliris^e  Staatsangehörige  Männer  oder  Frauen  l^otrettcu,  zu  verneinen. 
liüulp:f^<lefs«^n  ist  eine  sehr  t'rosse  Anzaiil  lierartiger  Gesetze  von 
den  .si<uti liehen  Gericlit«Juifeii  als  der  Veiiassung  widersprechend 
erklärt  wonlen. 

Soit  duii  alten  Sklaveiifiat^cii  ist  niemals  wieder  «'iiio  wirhiii:-'if» 
Frage  in  den  Vereinigten  Staat»  ii  ;iiifu(nviirfeü  winxleii  als  gerade 
diese.  In  Wirklichki'it  wird  durch  dieselbe  die  Zukimft  der  ameri- 
kanischen L'ivilisatiua   Wetrullen,  das  beLsst,  ob  dieselbe  staattr 


')  Vgl.  Kitclüe  c  IlliDoiB,  155  Illinois  9a 
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«niaiistiach  oder  individuaUstisdh  sein  solL  Die  fVnge  vird  ge- 
wöhnlich Ton  der  unerikaiuflohen  Prene  unter  dem  Schlagwort 
^ontraktfreiheit**  bebandelt,  obwohl  dieee  Worte  tecfaniadi  ebenso 
gut  die  Freiheit  bedeuten,  welche  durch  die  BundeBverfnssung 
qieaiell  garantiert  ist,  daaa  kein  Staat  die  Freiheit  actum  bestehender 
Kontrakte  ecbnUUem  darf.  Das  Wort  ist  indessen  in  seiner  all- 
gemeinen Bedeutung  eine  Art  Schlag-  oder  Losungswort  und  man 
kann  getrost  sagen,  dass  die  jetzige  soharfe  Tendens  der  ameri- 
kanischen Gerichtshöfe  dahin  gerichtet  ist,  die  absolute  Kontrakt- 
freiheit  aufrecht  zu  erhalten,  d.  h.  das  Recht  dner  jeden  Person, 
iigend  einen  Vertrag  abxusddiessen,  der  nicht  in  sich  selbst  straf- 
bar oä&e  unmoralisch  ist;  dass  die  Tendenz  ferner  dahin  geht,  das 
Recht  der  gesetzgebenden  Körperschaften,  sei  es  derjenigen  des 
Staates  oder  des  Bundes,  au  verneinen,  durch  welches  Kontrakte 
in'  irgend  dner  Weise  Terhindort  oder  reguliwt  weiden  sollen. 

c)  Juristische  Literatur. 

Dor  praktische  Charakter  des  amerikanischen  Publikums  zeigt 
sich  deutlich  in  der  Natur  seiner  juristischen  Literatur.  Wenige 
Werke  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  wihrend  des  letzten  Jahres 
vcrOITentlicht  worden,  wdche  redits-  oder  staatsrechtliche  Fragen 
auf  phUosophisdiem  Wege  erOrtem.  IMe  grosse  M^heit  der 
Publikationen  bestand  aus  gewöhnlichen  Qesetsestextbficheni,  welche 
sich  mehr  und  mehr  zu  umfangreichen  Zusammenstellungen  aller 
bericfateten  Gerichtsentscheidungen,  die  auf  die  behandelten  Gegen- 
stSnde  Bezug  haben,  herausbilden.  Als  solche  werden  sie  wenig 
mehr  als  Nacdisdilagebficher  und  enthalten  im  allgemeinen  nur 
wenig  Begründung  und  Besprechung  der  Theorien  der  Jurisprudenz. 
Unter  denjenigen,  welche  im  TcrgEOigenen  Jahr  erschienen  sind, 
brauchen  wir  ntu>  zu  erwähnen  die  Werke  von  Leonhard  A. 
Jones  Ober  Hypotheken  und  Pfänder,  >)  das  Werk  voa  J.  N. 
Pomeroy  Aber  Verfossungsrecht  und  Internationales  Recht  in 
Friedenszeiten,*)  femer  FeuerversicherungsfUle  von  E.  H.  Bennett') 
sowie  die  Zusammenstellung  aller  wichtigen  FUle  dar  Lebens-  und 


■)  L.  A.  Jones,  HoQj^too,  Miißin  &  Oomp.,  Bostoo  1897. 

')  J.  N.  Pomeroy,  HougbtOD,  Mifflio  &  C n  i  .  Boston  1897. 
*)  K  H.  Benoett,  Hooghton,  Mifflia  k  Coup.,  Boston  1807. 
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Unfallversiohenuig  duieh  Melville  M.  Bigelow^)  und  schliesslich  eine 
allgemeine  Abhandlung  Über  das  Versicheningscecht  in  4  Binden  durch 
J.  A.  Joyce.*)  Albert  Stkknej  in  New-Yoik  hat  eine  Broschfire  unter 
dem  Titel  f^taatskontrolle  Aber  HandelsvetlKehi*^')  veröffentlicht,  welche 
die  schon  oben  beeprodieneBegulierang  von  Kapitalringen  im  Handels- 
verkehr behandelt  Gould  Tucker  haben  eine  Eigänzung  ihrer  sehr 
wertvollen  Werkes  «^otiien  über  die  revidierten  Gesetze  der  Ver^ 
einigten  Staaten^  ^)  verMfentUcht  und  sind  neue  Aue^jaben  von 
Kent's  Kommentarien,  ^)  Browne^s  Gesetz  über  betrOgerisdie  Mani- 
pulationen,*^ Benjamin  über  Verldbife,^  Schouler  über  bew^iches 
Eigentum,*)  Sedgwick  über  SchadensefBatz,*)  T^lor  über  Bewds- 
grundsfttze,^^  Bouvieis  Geeetzl6xikon>^)  und  8oule*B  Abkürzungen^^ 
enchienen.  Die  neue  Abhandlung  über  das  „Gesetz  betreffend 
Bergwerke  und  Bergwerksbetriebe  in  den  Vereinigten  Staaten**  von 
Baninger  ft  Adams  ist  das  erste  vollstftndige  Werk  über  diesen 
wichtigen  Gegenstand.  Vielldoht  das  bemerkenswerteste  Werk  des 
vergangenen  Jahres  war  A.  Lawrence  Lowell's  „Regierungen  und 
Parteien  im  kontinentalen  Europa",  eine  klare,  vergleidiende  Be- 
handlung der  Regieningsverbssungen  von  Deutschland,  Frankreich, 
Österreich,  Italien  und  der  Schweiz.^^) 

•)  M.  M.  Bigelow,  HoughtoD,  Mifflin  X:  Coin|i..  Rostnn  1897. 

-)  .1.  A.  Joyce,  Bancroft  &  Whitney,  !Sau  Francisco  1807. 

*)  Albert  Stickney,  Baker  &  Voorhis  Co.,  New- York  1897. 

*)  Gould  &  Tucker,  Little  aud  Brown,  Boston  1898. 

*)  Keofs  Kommentarien,  Little  and  Brown,  Boston  1897. 

*)  Browne,  little  and  Brown,  Boston  1897. 

0  Berijainiii.  Houghtou  and  Mifflin.  Boston  1897. 

")  Schoulor,  Unh>  k  Brown.  Boston  1897. 

Sedpwick,  Biikei      Vwrhis,  New -York  1897. 

Taylor,  Boston  Book  Co.,  Boston  1«97. 
*')  Bottvier*8,  Boston  Book  Oo.,  Boston  1897. 

Soule's,  Boston  Book  Co.,  Boston  1897. 
")  vacat. 

^*)  Lowell,  Honghton,  Mifflin  &  Co.,  Boston  1887. 
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d)  VolkBwirtschaftliclie  Ititerattir. 

Referent:  Robert  C.  Cbapin,  riofos^or  der  Staats wisHonsclmften, 

Beloit  (Wisi ojisiii). 
t'bersetzmig  vuu  Dr.  Ernst  von  Halle,  rrivatdozeuten  der  Staatawissen- 

Bchafien,  BeiliD. 

Ein  bemerkenswerter  Zug  in  der  jüngsten  volksirirtscbsfllicheu 
Literfttnr  ist  die  starke  Bosdiftftigung  mit  dm  flimnswiflsenschaftlichen, 
spesdell  den  SteoerCrageu.  Die  Unsufriedenheit  mit  der  vemlteten 
AUgemeinen  Vermfigenssteuer,  die  die  Haiipteinnahme<]uellen  der 
Einsselstaatenreg^erungen  ausnoacht,  ist  im  WadueiL  Viele  der 
Eiozelstaataparlamente  haben  Steuerkommianonen  sur  Prfifiing  der 
Frage  eingeeetat,  deren  Buchte  ein  amfuigreiohes  Beweismaterial 
fOr  die  Unzntrflglicbkeit  des  jetxigen  Systems  liefern;  doch  wissen 
sie  selten  ein  entsprechendes  Heilmittel  vorsiisohlagen. 

Von  ganx  herrorrsgendem  Werte  ist  daher  der  jüngst  er- 
schienene Bericht  der  Steuerkommission  von  Massachusetts.')  Diese 
Kommission  bestand  aus  fünf  hervorragend  quatifiaierten  Uftnnem, 
damnter  Prof.  Taussig  von  der  Harvard^Universitilt  Sie  legt  nicht 
nur  die  Uogleichmflssigkett  und  Ungerechtigkeit  des  jt;tzigen  Systems 
dar,  sondern  empfiehlt  auch  AbBnderungen  entsprechend  dem  Stand- 
punkte der  beutigen  Finanawissenschaft,  a.  B.  einer  Erbschaftssteuer 
und  Hauasteuer  (Uielasteuer  für  Betrflge  Aber  400  Dollars)  anstatt  . 
der  Steuer  auf  nicht  sachliches ^  bewegUches  Eigentum^,  welche 
sie  gänzlich  abzuschaflfen  empfiehlt 

Auch  der  Staat  Illinois  lässt  durch  Arbeitsamt  die  Steiierfragoti 
behandeln.')  Der  Bericht  ist  in  seinen  Vorsclilägen  hinsichtlich 
Steuorn^fonnen  wonigor  durchgreifend  als  die  Kommission  von 
Ma.s.siU"hu8ett8;  aber  erstaunliche  Beispiele  von  ungerechter  Stener- 
umliige  sind  darin  enthalten.  Der  Band  ciitliiUt  des  Weiteren  eine 
wertvolle  Studie  Prof.  K.  W.  Bemis  über  die  Stiassenbalinen  von 

')  Report  of  the  Comnii.ssion  appointed  to  inquir«  iuto  the  expedieiicy 
of  rpvising  and  arnonfüiip  the  laws  of  tlie  conunonwealth  relating  to  taxation. 
Büstüu,  Wright  k  Voltm  Co.,  State  Priuters.    181)7.    pp.  322. 

')  lotaugible  personal  property,  d.  i.  Aktien.  Staatspapiere,  Wechsel  etc. 

Der  ÜbeiBetier. 

Ninth  Bieonial  Report  of  the  Borean  of  Labour  SlaliatjoB  of  IlilaoiB. 
Franchise-s  and  Taxation.  1886.  8|inogfieid  Illinois.  FbOips  Bros.,  State 
Printen.   1897.  pp.  B20, 
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Chicago.  Ei  lordeit,  dass  die  StraseenlMduiea  atirirer  m  den  Öffent- 
lichen Einnahmen  beisteuern  und  ihren  Betrieb  besser  einrichten 
sollten,  als  sie  jetzt  in  der  Hand  von  PriTstgeseUschaften  tUUen, 
über  welche  thalslehlich  kme  behördliche  Aufeioht  bestände. 

Dr.  Chapman  ^)  hat  siebenundswantig  dieser  SteoerfcoronBissioin* 
beridite  der  ESnseistsaten  durchgearimtet  nnd  liefert  in  einer 
Monographie  eine  wertvolle  Übersicht  darflber.  IMe  herangemgenen 
Berichte  datieren  aus  der  Zeit  von  1843  bis  1893  und  staounen 
ans  Staaten  in  den  verschiedensten  Umdesteilen;  doch  ist  das 
Zeugnisnmterial  hinsichtlich  der  Unbrsudibarireit  der  allgemeinen 
Vormfigensstetier  thatsSdilioh  einsttramig. 

Über  die  Erfehrungen  Kaliforniens  mit  diesem  Steiterajstem 
liefert  Prof.  Plehn  in  einer  zosammenfsssenderen  und  Wissenschaft' 
lichoi'en  Form  als  die  umfimgreichen  Konunissionsberichte  einen 
Beitrag;  doch  gelangt  er  su  derselben  Yenirleilung. 

Schliesslich  liefert  eine  lehrreidie  ünfeersuchuug  der  Doppel* 
bestenerung  Finincis  Walker,  der  Sohn  des  Teratorbenen  Prftsidenten 
F.  A.  Walker.*)  Die  g^nze  Steuerfnige  wird  noch  verwickelter 
durch  die  Schwiorigkeiten,  Eigentum  zw  bosteneni,  das  im  einen 
Staate  befindlich  den  Bewohneni  eines  anderen  Staates  gehört, 
spezioll  im  Hypotheken wesen.  Zwischen  der  Scylla  der  Doppel- 
iH^steuerung  und  i\fr  Charybdis  der  vollkommenen  Zalilungsentziehung 
hat  keine  Gesetzgebung  einen  befrietligenden  Mittelweg  gefunden. 

Die  Ziele  und  Zweeke  von  Bliss'8  Encyclopädie  der  Sozial- 
refonn  ergeben  sich  wolii  hinreichend  aus  dem  Titel,*)  laut  dem 

')  State  Tax  Commissions  in  tho  Uuitud  States  by  James  W.  Chapman, 
.Ir.,  Ph.  D.  Johns  Hopkiu.s  University  Studios  in  TTistorical  and  PoUtical 
Science:  15th  surifs,  Nos.  10  —  11.    B;iltimoit'  ISitT.  jip. 

'}  Thü  (ieiieial  proi>erty  tax  in  Cahforuia.  By  Carl  C.  Tlebii,  Ph.  D. 
New-York  1897.  PubUsbed  for  the  Amerioan  Eoonomic  AssociaÜoo  by  The 
ManmiD«i  OomiMuiy. 

*)  Double  Taxation  in  Tüo  United  States,  By  Francis  Walker,  Ph.  D. 
( 'oiuinbin  Univorsity  Studiei»  in  Histot;  Eoooooiios  snd  Pablio  Law.  New« 
York,  Macniillan  Co.  1897. 

*)  The  EucyclojKjdia  of  ISociai  Hefonii:  lucludiag  Political  Econoitiv. 
Folitioal  Science,  Bocidogy  and  Staiiatics;  oovering  Auarcbiam,  Charities, 
Civil  SsrvioBt  Curreiu^,  Land  und  Legislation  Reforai,  Penologief  Sooialisnt, 
Social  Purity,  Trades  ünions,  Womao  Soffisge  eto.  Edited  by  William 
T).  P.  Bliüs  witb  the  oo-operation  of  msnj  spedaüsts.  New-Tork,  Funk  k 
Wagoalls  Co.   18»7.  pp.  1439. 
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sie  National-Ökonoinie,  Politik,  Soziologie  imd  Statistik,  Anarchismiis, 
Wohltlifttigkflit,  GivildieiiAt,  Wahrung,  I^nd-  und  Oosetzrefonu, 
Stisflehre,  SoxialiBmuB,  SitUichkeitafngen,  Oewerkvereine  und  Fnuen* 
stimmiecht  n.  8.  w.  umtot  ünter  den  Mitarbeiteni  beAnden  sich 
eine  Reihe  der  hervorragendsten  Autoritäten  des  Ijmdes,  die  den 
▼erschiedenen  Riohttiagen  angehören.  Das  Werk  ist  einigennasaen  nn- 
parteüsdi  und  erachliesat  eine  grosse  Menge  von  Material  hinsichtlich 
des  Programmea  und  des  Fortschrittes  sahlreicher  Beformbewegiingen. 

Ein  Problem  von  erheblichem  Interesse  für  saUreiche  Haus- 
haltungsvorsttnde  ist  die  Dienstbotenfrage. Frl.  Prof.  Saimon 
pi  nft  sie  au!  Grundlage  von  3fitteQungeii,  die  ihr  ans  einer  grossen 
Ansahl  von  Familien  zu  Teil  geworden  sind.  Die  Berichte  melden 
von  viel  Reibung  und  Schwierigkeiten  bei  der  Beschaffung  be- 
friedigender Diensilefetiingen ;  als  LOsong  schttgt  sie  den  Ersats 
Dienstboten,  der  eine  normsle  Stellung  in  der  FEanilie  besitzt, 
ohne  ihr  anzugehören,  durch  ein  organisieAes  Gewerbe  ausserhalb 
doH  Hanshaltes  vor,  wie  es  bereit«  fOr  die  Brotberoitung  und 
WäsfhebeHOrgiing  besteht. 

Eine  wissenschaftliche  rntersnchung  der  thatsächiic-hen  Wirkung 
der  den  Verkauf  von  beraust^henden  Getränken  regelnden  Oesetz- 
gehuii^-  ist  von  einer  „Kommission  von  50'*  hervori-agendou  Führern 
der  Sozialrefonn  veranstaltet.  Dio  T^lrgebnisse  liegen  nunmehr  vor.*) 
Darnach  weixlen  die  Prohibitivtr^^setze  von  Maine  und  Iowa  unvoll- 
kommen ausgeführt,  während  auch  die  übrigen,  weniger  extrem 
iHttichränkenden  Gesetze  keineswegs  durchaus  befriedigend  aibeiteii. 
Die  diis  Norwegische  System  nachahmende  Methode  von  Süd-Carolina, 
naeli  wileher  flie  Eef2^iprun£r  ein  Monopol  des  Alkohol  Verkaufs 
sitzt,  wird  als  \suld  diiieligeführt  anerkannt,  ul»er  der  Voiwurf  ei- 
ho})en.  dnss  si.-  zur  Stütze  dei»  politischen  Übergewichtes  einer 
Partei  benutzt  wird. 

Ein  Buch,  das  an  P.  Göhre's  „Drei  Monate  Fabrikarbeiter*' 
eriuneit,  ist  Walter  A.  W^yckoff  s:  „Die  Arbeiter''.  3) 

')  Domestic  Service.  By  Lucy  M.  8ahnoQ,  Prof.  in  Ysssar  CoUego. 
New- York,  MacmUlan  Co.    1897.   pp.  307. 

*)  The  li^r  Pxobkm  in  ite  legislative  aspeots.  By  Frederic  H.  Wiaes 
and  Joho  Koren.  Boston  and  New-Tork.  Houghton  Ilifflin  ft  Co.  1807.  pp.  342. 

^  Tlie  Worke».  B\  Walter  A.  Wyvkoft  Toi.  L  Ihe  Ettt.  Kew- 
York.  a  Soriboer's  Sons  1897. 
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Wie  Göhre  yBtßen  Wjckoff  die  Dnivenitttt,  um  pnkliBch  die 
Ideeen  und  Lebensbedingungen  der  k5rperiieh  arbeitenden  Klassen 
Icennen  an  lernen.  Er  war  als  Erdarbeiter,  HMelportter,  Land- 
arbeiter nnd  Holxhacker  beschAftigt  nnd  giebt  eingehende  Anakuoft 
Aber  seine  Ecfahrongen. 

ISne  Frucht  arbeitaamen  Heissen  ist  Dr.  Bammonds  „Banm- 
woUenindnstri«".  1)  Die  GrOese  dieses  Gewerbes  nnd  die  Bigenart 
der  geaellschaftlichen  nnd  wirtachaltliohen  ZuBtinde,  unter  welchen 
es  eine  so  bedeutsame  BoUe  in  der  Geschichte  der  YerMnigten 
Staaten  gespielt  hat,  verleihen  dieser tJntsrauicbnng  Intersese  nnd  Wert 


e)  Brgänsimgen 
der  volkswirtBoluiflUolieii  Litemtnr, 

Referent:  Dr.  Heary  Cranby  Bmery,  Professor  der  Staatswissen- 
schaften am  fiowdoin  College  Brunswick,  Haine, 
tlbersetsnog  tob 

Dr.  Emst  von  Halle»  PriTatdomnt  der  StaalswinefiflchafteD,  Berlio. 


Auf  dem  Gebiet  der  Volkswirtschaft  sii^d  noch  einige  der 
Neuerscheiuiingeii  einer  ErwAhnung  nicht  unwert: 

So  xunficfast  Dr.  Bnllodi's  Einffihmng  in  das  Studiiun  der 

Volkswirtschaftslehre*)  iind  Honiy  George's  Lehre  der  politischen 

Ökonomie.'^)  Bnlloc'k's  Buch  vertritt  den  bekannten,  Amerika  so 
eifi:<>n1üiiili(hen  Lehrbiichtypiis  nnd  erhebt  wetler  anf  besondere 
Onirinaiitilt  dos  Inlialts,  noch  der  Form  Anspruch,  doch  bietet  es 
für  den  jun^^en  Studenten  ein»'  gute  P'infnhiuiii;  in  den  Gejrenstand 
nnd  legt  Ztiigiiis  für  eine  umfangreiche  und  verstand  ige  Litenitur- 
l)enutznni;  s^eitens  des  Verfasserjs  ab.  George's  Werk  über  die 
V(>lks\viitak.'haft8lehre  gewinnt  ein  besondei'e^  Interesse  dun  li  des 
Verfassers  früheren  Ruhm  als  Apostels  eines  neuen  Ki-euz/ugfs  und 
dadurch,  dass  das  Buch  imcli  dem  plötzlichen  und  dramatiselieu  Tode 

')  The  Cottuu  luduhtiy,  au  Ji^say  iu  Aukericau  i^Loououuc  History. 
By  M.  B.  HaininofMi,  Pb.  D.  Part  L  The  Gotton  Coltore  and  tbe  Cotton 
Trade.  New-Toift  1897.  PaUished  for  the  Aaierioan  Economic  Asaodalioii 

by  The  Maomillaii  CompaDy. 

')  InsU-uction  to  the  Study  üf  Eeonomics,  by  C.  )•  BuHock.  Boston  1S!»7. 
')  Tbe  Science  of  Politioal  Econoiny,  by  fieary  (ieorge.  New- York  ltli)7. 
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des  Antora  während  des  ersten  Kamplee  um  die  BflfgmineielenteUe 
des  grOeseren  New- York  erschien.  Der  Tod  nach  einem  wuch%  und 
giftnzend  gefQhrton  Wahlkampf,  nur  wenige  Tage  vor  der  ESnt« 
floheidung,  war  ein  angem^sener  Abschlnss  eines  Lebens,  wie  er 

68  hinter  sich  hatte.  Der  Verfasser  von  „Foi-tsohritt  und  Armnt^* 
war  in  erster  Linie  ein  Kämpe  und  nur  in  zweiter  ein  Denker. 
Vielleicht  hStte  er  es  vermocht,  ein  grosserer  Denker  zu  sein,  als 
er  erstrebte.  Indes  der  Kern  des  Mannes  kaiii  mir  im  Qetlrängo 
eines  Kampfes  /u  Tage  und  sein  Tod  im  Harnisch  hat  nicht  zu 
Unrecht  seinen  Kiiiim  mehr  vei^rössert,  als  dm  Buch,  welches  er 
zur  VeröfFentlichunp:  hiiit«  rlirss.  Was  immer  George  schrieb,  war 
des  Interesse«  gewiss,  und  er  besittös»  oft  eine  übenaschende  Kraft 
dcü  Aubdrucks.  Er  durfte  mehr  Einüuüb  auf  das  volkswirtschaft- 
liche Denken  der  letzt^^n  20  Jaiire  ausgeübt  haljon,  als  ii*gend  ein 
engliscJier  SclmfkHteller.  AI»  r  es  war  ilini  nicht  gegeben,  bei  einer 
syiithetischen  Itchandlim^^  der  vielen  vei'sohifMienen  Elenu-nle  der 
Vulkäwirtschaftslehrü  melu'  als  einen  mitteluiä^igeu  Erfolg  zu 
erringen. 

Es  Sfheint  am  Platze,  liier  Edwanl  Bellamy's  ,,01ei(  iilu  it  • 'j 
zu  gedenken.  Anoh  mit  diesem  Werk  verknüft  sich  ein  melan- 
i-holisclies  Interesse  angesichts  des  jHngst  ei*folpt.-ii  Ahlebens  ih-s 
Verfassers.  Bellamy  wünschte  gleichfalls  ein  lieformator  /u  sein, 
und  sein  letztes  Werk  scheint  alle  jene  volkswirtschaftlichen  bb^ri 
enthalten  zu  sollen,  die  er  sein  Eigen  nannte.  Al>er  Bellamy  war 
kein  Volkswirt,  noch  war  er  ein  tiefer  Denker:  er  war  ein  Träumer, 
(h'r  naeh  drm  l»odouteuden  Erfolg  seines  „Rückblicks  ans  dem  Jahre 
2Ü0Ü"  als  Reformator  sich  selbst  ernst  zu  nehmen  l)egann.  Es  ist 
schwer  glaublich,  dass  selbst  im  snl(h  einen  (losellschaftszustand, 
wie  er  in  „Gleichheit'-  schildert,  für  möglich  gt  lialtm  hat.  Bellamy's 
wahre  Kmft  lag  auf  dem  Gebiete  der  schönen  Literatur.  Seine 
Ausflöge  in  andere  Gefilde  sind  lu-laiierlich.  Während  lleni-y 
Oeorge's  Agitation  einen  dauernden  Einfluss  auf  die  Richtung  de.s 
Tolkswirtt^liafÜichen  Denkens  ausgeflbt  hat,  ist  Bellamy 's  Werk 
schon  fast  vergessen. 

Auf  den»  G<'bi<>t  der  volkswirtschaftliclien  Theorien  mag  ferner 
noch  Davidsons  Buch  fllier  din  L<5hue  genannt  werden.^)  Die  eng* 

>)  Eqnality,  by  üaward  BeUamy.  New-York  1B97, 

*)  The  Batgain  Ibeory  of  Wogea,  by  John  Oavidaon.  New-York  1897. 
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liflchen  und  amerikanificshen  NatiomilGkonomeii  wefden  nicht  mftde, 
unabUtang  die  Theorien  dea  Lohnes  sn  erSrtern.  Man  kann  Biets 
auf  eme  ununterbrochene  Reihe  von  BOdiem  und  Attikeln  über 
diesen  Gegenstand  rechnen.  Davidsons  Buch  ist  eme  gute  Ein- 
fOhmng  in  die  Hauptpunkte  der  Debatte  und  versucht,  eine  end- 
giltige  LAsnng  vermittels  ^ner  Yeibindung  der  „Produktivitäts"* 
und  der  Lebensstandards-Lohntheorien  bdsubringcn.  Sein  Vorschlag 
ist  keineswegs  neu,  noch  kann  er  irgendwie  als  eine  befriedigende 
Losung  der  thatalchlichen  Schwirngkälten  des  Probleme  gelten. 

Unter  den  statistischen  Studien  sind  die  l)e<leutf»amsten  zwei 
Monographien  dos  Professor  Willcox ')  über  die  Bevölkerun«^  der 
Vereinigten  Stiiaten,  auc^h  sind  einige  beachtensweile  Mon<'i;r.iphiw?ii 
statistisc'lier  Art  ni>er  die  Fragen  tki  Kleinliahnen  in  mehreren 
ammkaMis<'heii  Giossstädten  7.u  nenne»)-  Sie  hezioheii  si<  li  wesent- 
lich auf  Philadelphia,  Chicago  und  Clevelarid  und  hintcilas>oii  im 
Oanzen  ein^n  trübseligen  Eindruck  von  den  Misshräuchen ,  wclciie 
mit  8tädtis<  lir'ii  Hetriebskonzessionen  hier  /.n  Lande  verknüpft  sind.*) 
Beiichlenswert  itn  Zusaminoiihaim  mit  den  Problemen  der  B«^- 
ziehnngen  der  Genioindevorwaltimgen  zu  quasi  r>fffntlichen  Unter- 
nohniungen  ist  <ln^  iieuo  Hnch  von  Stifknoy  \\\>ov  viol  vor- 
sehlungene  Fragt'  der  obngki'itlirh.'d  ( rt'winiM'kontrcilt»  in  di-n  Ver- 
einigten Stauten.^)  Das  YKthaiidcTiscin  von  if)  rin/flstaatlichen 
Gesetzgt^bungskorpeni  in  den  Vereinigten  Staatt  ii  führt  /.u  einer 
gntsson  Verschie*lenhoit  der  den  Handel  regelnden  (tex  t^.o  und 
macht  die  Behandlung  oin<^  solrlnMi  Gegenstandes  ausseronientlir-h 
schwierig.  Stiekneys  Buch  ist  ein  willkonimonor  Führer  dur.h 
die  gesot/.liohen  Wirren,  l)esonder8  hinsichtlicli  der  Trust-  und  der 
Arl)eiterf ragen.  Aber  einige  seiner  Scihlüsse  kann  man  nur  mit 
erheblichen  Einschränkungen  acoeptieren.  Seine  Hauptthese  ist, 
dass  die  Tendenz  besteht,  alle  Privatuntemehmungen  unl»f»s<  hränkt 
SU  lassen,  dagegen  alle  (Intemehmungen  öffentlichen  Cliarakters  — 

')  Area  und  Population  of  tho  United  States  at  the  Eleventh  (  onsus. 
-)  The  Street  liailway  Problem  iu  Clevckud,  Ly  W.  Ii.  Ho{iiüii& 
New-York  1897. 

The  Street  Bailway  System  of  Fhiladelplna,  by  F.  A.  Spt  ira.  Ba](i> 
more  1897. 

")  State  Control  of  Trade  and  Commeroe  by  NatioDal  er  filate  Aatbority, 
hf  A.  B.  Stiekney.   New-Yoik  1897. 
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V<»rkehrswe8en  und  dergl.  —  einer  zunehmenden  Beaufsichtigung 
zu  unterwerfen.  Dies  ist  in  Wahrh»  it  nicht  sowolil  oiii«'  iJarlffrunt!- 
der  geltenden  Gesetze  als  der  Wünsche  StieiiJieys  iu  Bezug  aul  si»». 
lunnerliiii  ist  anscheinend  das  Strelien  nach  Beflufsiohtigung  für 
das  Gebiet  der  ^uasi-öffentliclieu  Unternehmungen  stiuker  als  für 
die  ftbiigiiu. 

In  diesem  Zusammenhange  mag  ein  anderes  Buch  genannt 
werden:  F.  L.  Groeuts  Finanzgeharung  der  ErwiM'hggesellsfhafteu'). 
welchos  einen  willknmmenon  Kinlilick  in  einige  der  Tiefen  der 
Kechnungsführung  unserer  AktieiigeüellsLhaften  enWnet 

Auf  dem  FpM  der  Wirtschaftijgeschichte  ist  nur  wenigt\s 
Nennenswertes.  Ilauuuonds  Bueh  Aber  Baumwolle,  dessi  ii  heieits 
von  dem  Heira  Professor  Cliapin  in  seinem  lietichle  geflacht 
ist,  bietet  zum  oretenmale  den  Versuch  eines  Amerikaners,  die 
Pjx:>blenie  des  Baumwollgewerl)es  vom  Rtandpunkt  der  heutigen 
volks^irtsehaftlidieri  Wissenschaft  zu  behandeln.-)  Es  gewinnt  an 
Interesse  im  Zusammenhange  mit  Dr.  v.  Hnlles  reuor  wertvoller 
Arbeit  tlber  denselben  Ocgcnstand  und  führt  die  (leschiclito  bis 
auf  die  Gegenwart  fort.  Der  vorliegende  Band  b»'sehnlnkt  sich  auf 
Baumwollproduktion  und  -Handel;  ein  zweiter  soll  die  Baumwoll- 
industric  behandeln.  Es  ist  ein  willkommener  Beitrag  zu  einer 
Frage,  die  bedauerlich  vernachlässigt  ist:  »•?  wird  für  jedermann 
von  Nutzen  sein,  der  an  der  Geschichte  oder  Zukunft  der  SOd- 
staaten  Intereaae  nimmt,  doch  ist  der  Qegenetand  in  allzu  engem 
Rahmen  behandelt,  um  das  Buch  vollkommen  befriedigend  zu  ge> 
stalten.  Man  kann  das  Problem  der  Negerartteit  nnd  der  Baum- 
wollproduktion  in  der  Zukunft  nicht  vom  Standpunkt  auBSchlioasIich 
wirtBchAftl icher  Enrilgirngpu  her  verstehen. 

Gleichfalls  die  wirtscliaftliche  Geschichte  dos  Südens  heliandelt 
B.  W.  Arnolds  Geschichte  des  Tabakgewerbes  in  Virginia  von 
1860—1894.») 

Dem  äusserst  violgestalteten  Gegenstand  der  amerikanischen 
Finanigeschtchte  des  letsten  Menschenalters  liat  A.  D.  Neyes  eine 

')  F.  T;.  CtreMno's  Corporation  Finance.  New-York. 

*)  The  Cotton  iiidu-stry.  An  Hvsay  in  American  Ecoaoniie  History, 
by  M.  B.  Uaiuniüud.    Philadelphia,  Xew-York  181»7, 

^  HistDiy  of  the  Tobaooo  Indastry  in  Virginia  from  1860  to  1894. 
Baltimore  1897. 
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auageseichnete  versttndnisvoUe  Behandlung  teil  trerden  lassen. 
Die  Veiftnderungen  unserer  Einanzpolitik  Bind  so  zahlreich  und  00 
hftttfig  eingetreten,  daas  der  Studierende  oft  in  hoflhungdoser  Ver» 
vinrung  davor  stehen  bleibt  Neyes  Buch  kann  als  ein  sidierer 
Leitfaden  durch  die  ganze  Zeit  bindtirch  empfehlen  werden.*) 

Die  wichtigsten  Veröffentlichungen  des  Jahres  1897  sind  in- 
des  2  amtliche  Berichte  über  Besteuerung  besw.  Aber  die  Trusts. 

Der  Bericht  der  Kommission  des  gesetzgebenden  KOrpers  über 
Tnistsohaft  des  Staates  NeW'Tork  ist  weniger  befriedigend  ausge- 
bllen.  IHe  Kommission  selbst  war  Ton  vornherein  den  Trusts  feind- 
lich und  ihre  YorschlAge  sind  unerheblich.  Die  Thataachen  aber, 
die  zu  Tage  gefOidert  werden,  sind  wissenswert  und  interessant 
und  sie  sind  systematisch  zimsmmengestellt  Die  Protokolle  ISefsm 
eine  Beihe  von  Einblicken  in  die  Geschftftsgebantng:  der  Trusts, 
und  wir  erhalten  wertvolles  Material  über  die  Wirkung  des  Trust 
bei  der  Bemessung  der  Preise  für  den  Konsumenten.  Zwar  lasstm 
die  Thatsachen  ffeleg'ontli(  h  verschiedene  Auslegungen  zu,  doch 
liefert  das  Matoriiil  im  ( lan zou  wenig  Anhalt  für  die  Auffassung, 
dass  der  Konsument  tluich  den  Trust  iilH  iinrissig  geschädigt  wiixl. 
Es  kommt  ihm  allerdintJrs  die  volle  Er8[){\riiis  an  PitHluktionskosten 
zugute,  abor  wonii  er  sich  mit  doui  Trust  in  den  Vorteil  teilt-n  mussH. 
so  kann  man  wühl  kaum  i>a^'iMi,  dass  er  dadurch  schwer  leidot. 
Hinsii'htlich  jener  wichtiu^ort'ii  Fragen  der  Finanzgeliarung  der 
Trusts,  speziell  der  Romissiing  des  Grundkapitals  luid  dergl.,  sind 
die  Ijeigebraehten  Tliatsachen  weniger  klai-  und  befriedigend.  Die 
Trustbenmtoii  wichen  diesen  Fragen  so  weit  als  möglich  an>.  Der 
Bendit  behandelt  die  Trusts,  welche  ilie  Zucker-,  TaKik-.  Tai^^elen-, 
Kohlen-,  Soda-  und  Guumiiindustrie  kontrollieren;  iu  erster  Lioie 
den  Zuckertrust 


')  Tliiiiy  Yf»fir<i  of  American  Fiaace,  by  A.  D.  Neyes.   New- York  IS^l. 
^)  lieport  and  Prococdiugs  of  the  Committee  of  the  Senate  ad  Assembly 
of  New- York,  apixrinted  to  lotigate  Trusts.  Albaoy  1897. 
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Yereiiiöiiachrichten. 


Bericht  des  Schatzmeisters 

über  das  aeschäftsjalir  1887/1898. 


Die  Bar-EinnAhmen  blieben  im  QesohftftBjahre  1897/1898  go^pn 
die  Aiisgalien  um  einen  geringen  Botrag  zunick.  Es  l>eniht  dies 
einerseits  darin,  dass  die  Mitgliederheiti-äge  fftr  dieses  Jahr  noch 
iiiclit  sämtlich  eingegangen  sind,  andererseits  darin,  dass  die  Ver- 
einigung es  zum  ersten  .Malt-  lüiti'inoinmen  hat,  da^  Jahrbuch 
sämtlichen  Mitgliedern  für  eine  nur  geringe  Erhöhung  dos  Jahrcs- 
beiträge  zugehen  zu  lassen,  wodurch  ein  wesentlicher  Betrag  der 
Einnalmion  absurbiert  wortlen  ist. 

Es  stellen  sich  dit>  Einnahmen  der  Yei-einiguug,  und  zwar 
a)  aus  Jahi-esbeitiägon 

der  Beriiner  Mitglieder  .  .  Hk.  2302,50 
der  auswärtigen  Mitglieder    ^  3163,14 

ML  5465,64 

bj  aus  Banij^uierziusen  „  4B.85 

zusammen  auf  Mk.  5509,49 
Unter  Hinzurechnung  des  aus  dem  (iescihäftsjahr 

1897/1898  v-^LT-  tragenon  Guthabens  von   .    „  1824,65 
waren  somit  an  Barmitteln  zur  Vorfilgnng  .    .  Mk.  7384,14 
Demgegenüber  crfoixleite  der  an  Herrn  K,  Hotlinanii,  redits- 
wissenschnftliclier  Verlag   gezahlte  Kostenpreis  ftir  450  an  die 
Vereinsmitglieder  gesandte  Exemplare  des  58 '/j  Bogen  starken 
Jahrbuchs  eine  Suninn   von    ....  Mk.  54205,60 
(d.  i.  einschliesslich  der  Versendungs- 
kosten  Mk.  9,64  [  in  Exemplar) 
xuzflglioh  eingeforderter  Honorare  .   .   ^     300> — 

Kusammen  Hk.  5505,60 
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Hierzu  konunea  an  Vorwaltungskostoikt  und  zwar 


im  Einielnen: 

Oesdiftftaldtung  inklns.  Vereins- 

Sekreteriat   Mk.  945,25 

ÜbeiseUungen   „  179, — 

Ausgaben  für  Vortrige   .    .    .    .  „  156,40 
Buchbindenrbeiten,  Papier,  Druck- 

BBülien  und  Porti   „  454,23 

Beitrage  an  andere  OeaeUachaften 

u.  B.  w.   „  48,12 

Proviaion  für  Binkasaiening  der 

Berliner  Jahreabeiti4ge  .   .   .  „  35,20 

Diverae  Bureau-Arbeiten  ,   .   .   .  „  42,50 

jtusammen  Mk.  1860,70 


sodass  die  Ausgaben  für  das  GeechAftsjabr  1896/1897 

Bich  stellen  auf  susammen  Mk.  7366,30 

Die  Auagaben  haben  sonach  die  diaponibeln  Bannittel  um 
Mk.  884^  überstiegen;  der  Fehibetng  wird  auf  neue  Kechniug 
vorgetragen. 

Ton  den  166  Berliner  Mitgiiedem  sind  12 

Von  dm  549  auswirtigen  Mitgliedern  sind  .    .   .   ,  265 

Zus.  277 

mit  ihren  Jaluresbeitiügen  im  Rückstände  geblieben.  Die  rück- 
ständigen  Jahresbeiträge  werden  in  diesen  Tagen  wiederholt  ein- 
gefordert, und  die  Eingänge  der  neuen  Rechnnng  gutgeschrieben 
werden. 

Zum  Schluss  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  unser  Mitglied, 
Herr  Syndikus  Dr.  Karl  Hilse  in  Berlin,  einen  3V;Vo 
preussischen  Pfandbrief  im  Nominalbeträge  von  Mk.  1000 — .  zum 
Zwec^ke  der  Prämiieninpr  von  Prei8aufgal>en,  der  Vereinigung;  zur 
Verftignng  gestellt  hat,  weieher  bei  der  Deutächen  liauk  für  die 
Vereinigunp  hinterlegt  worden  ist. 

Berlin,  2Ü.  Marz  1898. 

Dr.  6.  Siemens. 
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Freifiausschreiben. 


Die  Itttemationalo  Vereinigung  f Qr  vergleichende  Seohtswissen» 
Bchaft  lind  Volkswirtschaftslehre  tu  Berlin  setit  den  von  ihrem 
Hitgliede  Dr.  Carl  Hilse  m  Berlin,  SyndiltuS}  Doienten  der  tech- 
nischen Hochschule,  gestifteten  Preis  von  1000  Mark  als  Hilss' 
Preis  ftkr  die  beste  Arbmt  (Iber  folgendes  Thema  aus: 

ifDie  Haftgesetse  f Qr  Eisenbahnen  In  den  wichtigsten  Staaten 
Europas  (unter  eventueller  Berficksichtigung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika),  geechichflidi  und  nadi  ihrer  wirtschaft- 
liclien  Tragweite  dargestellt** 

1.  Die  Preisbewerbung  geschieht  unter  folgenden  Bedingungen: 
Die  Arbeiten  mOssen  bis  aum  1.  April  1901  an  den  1.  SohriftfOhrer 
der  Vereinigung,  Kammeigerichtsrat  Dr.  Kronecker,  Berlin  W., 
Kurffirstendamm  241,  eingelielert  werden. 

2.  Die  Arbeiten  mdssen  in  deutscher  oder  franifisiscfaer  oder 
englischer  Spradte  verfasst,  auch  mflssen  die  deutschen  Manuskripte 
mit  lateinischen  Buchstaben  geschrieben  sein.  Es  ist  im  höchsten 
Grade  wfinschenswert,  die  Atbdten  mit  dner  Scbrnbmaechine 
schieben  lu  lassen. 

3.  Die  Arbeiten  dQrfen  nicht  mit  dem  Namen  des  Vertoeis, 
sondern  nur  mit  einem  Motto  bezeichnet  werden,  doch  muss  ihnen 
ein  vmegeltes  Kouvert  beigegeben  sein,  welches  das  gleiche  Motto 
als  Aufsuhrift  trägt,  und  in  welchem  der  Name  und  die  Adresse 
des  Autors  enthalten  sind. 

■ 

4.  Das  Preisrichter^KoUegium  besteht  aus  folgenden  Mitgliedern 
der  Vereinigung: 

Dr.  jiir.  T.  M.  (,'.  Assor,  Staatsrat,  Haag, 

Dr.  Georg  Eger,  I^?gierung^^mt,  Berlin. 

Dr.  W  illiam  Hewitis,  Direktor  der  Londoik  Sehool  of  Eco- 

noinicb  aud  i'nliiical  vScience,  London. 
Dr.  Frieilrich  .Meili,  or<lentlicher  rrofcösor  der  Hechte, 
Advokat,  Zürieli. 
Wenn  einer  der  Preisrichter  vor  il.  r  Ent>cheiduiii;  lüter  die 
Zii'-rteiluiiu  Uc»  Piri-'-s  aussclieiilcii  sollte,  so  sind  die  ührigoii  er- 
D)ä(  iitigt,  ^ich,  falls  erfuiderlieh,  einen  Ersatzmann  /.ii  uälden.  Das 
Preisrichtcrkollegiviin  bestimmt  selbst  die  Kegeln,  nach  deueu  e» 
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verfaliren  will.  Die  Verkfüi  ligTing  der  Entschaidiuig  soll,  wenii 
möglich,  noch  vor  dem  1.  April  1902  eiiolgOD. 

Der  Preis  kann  sviflchen  mehrere  Bewerber  vcrlnlt  werden, 
wenn  ihre  Arbeiten  von  wesentlicli  gleiohan  AN'eite  erscheinen. 
Die  mit  dem  Preise  gekrönte  Arbeit  kann  von  der  Internationalen 
Vereinigung  veröffentlicht  werden. 

Die  VerSlbntliehung  einer  Preiaarbeit  oder  eines  oder  mehrerer 
Teile  derselben  vor  VerkOndung  der  Entsdieidang  hat  zur  Folge» 
daas  die  Arbeit  aua  der  Freiabewerbong  und  der  ferneren  B^t- 
achtung  dnrch  die  Fidsrichtor  aluecbeidet. 

Das  PraisrichterkoU^am  darf  von  den  Kouverten,  weldie  den 
Mannakripten  lieigefOgt  sind,  nur  daajenige  Offnen,  wdchea  die 
pidagekrönte  Arbeit  begleitet  Die  anderen  aur  Bewerbung  ein- 
gereichten, nicht  preiagekWSnten  Manuskripte  mflasen  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Verkündung  des  Freisrichtorspruchea  von  ihren  Ver- 
laasem  zurückgefordert  werden,  andemfaUs  werden  aie  Eigentum 
der  Internationalen  Vereinigung  für  refgleichende  Rechtewisaen- 
sdmft  und  VolkswirtBchafiBlehre  zu  Berlin,  welche  aie  entweder 
anonym  erscheinen  lass^  oder  ihre  V^iobtung  veranlassen  kann. 
Falls  ein  Manuskript  zurückgefordert  wird  und  die  Berechtigung 
des  Betreffenden  auf  dasselbe  in  anderer  Weise  nicht  genügend 
festgestellt  werden  kann,  so  darf  das  Begleit-EouTert  des  fraglichen 
Manuskriptes  geOffiiet  werden.  Es  steht  jedm  Preisbeweiher  frei, 
schon  bei  der  Einreichung  des  Manuskriptes  eine  Adresse  zu  be- 
stimmen, an  welche  dasselbe  sdner  Zeit  zurückzusenden  ist  Das 
literarische  Eigentum  an  der  preisgekrönten  Arbeit,  insbesondere 
die  Rechte  zur  Veröffentlichung  und  Übersetzung,  gehen  mit  der 
Freiszahlung  auf  die  Int^nationaie  Vereinigung  für  vecgleicAiende 
Rechtswissenschaft  und  Volkswirteciudteiehre  zu  Berlin  über. 
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Nachruf! 
Alphonse  Rivier 

von 

Dr.  Paul  Enrera,  Advokat  und  Profesror  der  Rechte,  BrOssel. 


Alphonse  fUvier  wiude  im  Jahre  1835  xu  LannnDe  als 
Sohn  ^ner  jener  aohweiniiflcken  Pntrisier-Funilien  geboren, 
die  „ebenso  konservattv  als  aQ%eklftrt)  in  Folge  Jahrhundert 
langer  Oberlieferungen  grossen  Wert  auf  die  Verfeinerung  der 
Ix>ben8weise  und  die  Bihlung  des  Gefühls  und  der  Gedanken 
legen,  von  der  hohen  Kulturaufgahe  und  «lern  Streben  nach 
dem  I'loal  durchdrungen  sind  und  jederzeit  hervuiragende 
Bürgel'  uiit  .strengen  Charakteren  hervorgebracht  ha}>en"  (Hede 
des  Professors  Prins  bei  der  l>eichenfeier  von  Hivi.  r). 

Seine  Stmlien  machte  er  in  der  Schwoi/.  mid  in  Deutsch- 
land. Damals  zeigte  er  jene  fe>ti  Mannesziu  lit,  .sow  ie  lürlitiees 
Wissen  und  V)esondei'S  jene  tiefe  Noitfuntr  7,ur  historisf  Ir'h 
Kritik,  wolclir  tli,'  dentsf-ho  Rechts\vi^^venscha^t  charakterisieren. 

Er  war  zuerst  Privatdozent  in  Berlin,  später  Pmf*»«sor 
in  Bern  und  wurde  im  Jahre  1867  an  Stelle  des  Professors 
Maynz  als  L»^hrer  drs  Römischen  Rechts  an  clie  Univ.  rsität 
Brüssel  berufen,    llit  r  vfrlilit-h  er  bifj  zu  st'ineni  Tode. 

Sein  Unterricht  l-ofassto  sicli  nach  urnl  nach,  und  teil- 
weise gleifhzeitig  mit  dci'  '  n-srhirhtr  K(>iui>elien  K«'cht8, 
den  Institutionen,  ihm  i';uul<  ktcn  uinl  «leni  N'iilkeiTcchte.  Auf 
ci-stere  Fächer  beziehen  sicli  seine  meisten  ältei^n  Ablmnd- 
lung.n.  Ich  erinnere  an:  ..Intmduction  historiijue  au  l>n>it 
Romain"  (2  Auflagen  1871  und  1881).  .,Tmit6  eh-mentaire 
des  Successions  ä  cauHO  de  mort  (1Ö78).  „Pröcis  du  Droit  de 
Familie-  (1891). 

AlM?r  mehr  und  mehr  widmete  er  seine  Thätigkcit  den) 
V«"!kfTreehte:  Seine  Bücher,  seine  Vorlesungen,  seine  vi^l- 
f&itigc  Mitarbeit  au  den  meisten  franza^^ischen,  deutschen  und 
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sonstigen  juristischen  Zeitschriften,  in  denen  seine  Artikel  zu 
den  gelosensten  gehörten,  kon  sein  ganzes  Leben  richteten 
sich  anf  diese  neue  Wissenschaft,  wo  die  Arbeit  eines  lUnne^ 
von  solchem  Wert,  vielleicht  mehr  als  in  jedem  andere;'» 
Zweigo  der  Jnra,  virahrhaft  nutzbring^d  sein  konnte. 

Er  wurde  aiur  Zeit  als  Genetal -SekretBr  und  Präsident 
dos  „Institut  de  Dnnt  International",  als  Direktor  imd  Chof> 
Redakteur  der  ,3evue  de  Droit  IntMnational  et  de  Legislation 
.Compar6e"  erwAhlt,  Immer  war  er  die  Seele  des  einen,  wie 
des  anderen.  In  den  Entscheidungen  des  ,Jnstituts^S  welche 
heute  sn  Tage  Ahnlich  wie  die  „Besponsa  Pnidentium**  im 
alten  Rom  als  Autorität  gelten,  findet  man  den  Einfloss  von 
Rivier  5fter  wieder.  Er  stellte  seine  Prinzipien  in  seinem 
„I'rognimme  d'un  CJoure  de  Droit  des  Gens^  (1889)  susammcn, 
welche  später  in  seinem  „Lehrbuch  des  Volkerrechts'*  in  der 
deutschen  Ausgabe  (1.  AufL  1R89,  3.  Aufl.  1899)  auaflUir- 
lich  entwickelt  wurden;  er  übersotzte  tuid  ei^gftnzte  auch  die 
..El«''inent8  de  Droit  International  j)riv6*'  von  Asser  (1884). 
Die  Krönung  seines  wissenschaftlichen  Werkes  bihieten  seine 
„I'nncii)OS  ibi  Droit  dos  Gens"  (189C),  von  welchen  wir  jungst 
unseren  Lescni  berichtet  haben.*)  Dies<>s  Buch  wiixl  ein 
OriU(il«lein  der  Wissenschaft  un«l  ein  Ht  weis  des  hohen  Ge- 
ivchtigkeitssinnes  seines  Urhebers  bleil>en;  es  enthält  Prinzipien, 
weh'he  aut  das  lien  vei-schiedeti-  n  Nationen  gemeinsrhattli<:lie 
HcchtsgefüUl  (  .1.1  f  oiisi'i.  iK  o  juridi«]uo  commune  aux  Etats 
civilis<V')  gecTüriil-  t  -iiid.  In  der  Anwendung,  welche  er 
davon  auf  die  kl'  inereu  Staaten  macht,  fonlnt  >'V  >\>'\>  di»' 
unbegrenzte  Unabhängigkeit  deivellien,  und  gleicii»>  Heclit  für 
>U'  mit  den  irrössten  Nationen  in  der  nnxlernen  Staatenfauiilie. 
Während  er  ein.  ix  iis  dem  juristischen  U<'i:iin  d.  r  individu'^llen 
Ki-ciheit  treu  Mi-  I'.  sträulite  er  sich  and'.  ieiäeits  gegen  die 
alku  eng<'U  poütis.  Iien  Vorstellungen  der  Nationalität. 

Hivier  war  lange  Jahre  hindnr!*h  schweizerischer  General- 
kuntiid,  iu)d  du  dieses  Land  uuck  Bruä»el  keine  Gesandten 


*)  Jahrbuch  für  18i»7,  8.  201. 
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flcliickte,  Btand  Rivier  in  der  Tbat  den  Mitgliedern  des 
diploDMktiBcheii  Kori'^  gleich  imd  wtLt  ihnen  befreundet. 

Belgien  hatte  ihn  adoptiert:  So  wimle  er  Mitglied  der 
K.  Akademie  und  durch  den  König  in  den  höchsten  Rat  des 
Congo-Staates  \m  Gründung  dieser  l>eratonilen  und  perieht- 
iicheii  Behörde  Iwrufen.  Endlich  ward  ihm  auch  die  Aus- 
zeidinuiig  zu  Teil,  zw  cm  mal  als  S(rliiedsrichter  zwischen  grossen 
Staaten  gewählt  zu  wcnl-  ii.  Zuiiüi-hst  vortmutou  sii-h  Frank- 
reich und  England,  dann  England  und  Kiisslaiid  riw/.]^  seinem 
Urteil  an.  Der  erste  Fall  betraf  dt  n  Neufundl.iJidisciir'n  Fisch- 
fang; der  zweite  <lip  Wegnahme  Canadiuuischi  r  Sciiinc  seitens 
russischer  Bchrnden.  Der  Tod  hat  Rivicr  fd^crraschl,  »du^  oi 
in  dieser  zweiten  Äiit^'  l.*gonhoit  soinen  Schie<ls8pru(  li  alii:clieii 
konnte.  Inmitten  -t  iiioi  Iköuliäftigungcn  des  akadomis.  Ut-n 
Jahresabschlusses,  »'iiiigc  Tage  vor  don  Kfrien  wunlc  er  dahin- 
L^ei-nfft,  als  er  sich  anschickte,  seine  zerrüttete  Gesundheit  zu 
kräftigen. 

Er  Btarb  in  Brfissol  am  21.  -luli  1898  und  uunit'  auf 
tlcui  Krit'dhnfo  vom  Vvrlo  bei  Brüss/d  bcgi-alxjn.  Die  geist- 
vollen Kedeii,  dir  Ix  i  si  iiior  I.'  iciionfei«3r  gehalbni  wnrdei»*), 
die  Menge  bcriUimter  Freunde,  die  ihn  zur  l'^fzt«  n  Huin'si.ltto 
bptrb'iteton,  der  schon  auf  ih^m  Wet;»'  der  \'ei  \\  irklirhmi:; 
behndlicho  Gedanke,  zur  F>inaeiuiig  an  ihn  ein  Dcnkuial  in 
Brüssel  und  wahrseheirdich  aucdi  in  fjausaiine  (deren  Kechfs- 
fakultät  KrU»  seiner  reichen  Bibliothek  ist)  zu  errichten, 
sfirechen  deutlich  für  die  Verehrung  und  Freun<ls<-haft,  die 
iiivier  umgal)en.  Unser  Verein  war  ihm  einen  letzten  Absehieds- 
gruss  schuldig,  dun  h  welchen  wir  uns  der  Tmuer  anschlicssen, 
die  nicht  iülein  die  Schweiz  imd  Belgien  trifft,  sondern  aucli 
die  ganze  Hcditswissenschaft  in  allen  Landen. 

')  Die  Revue  de  rCniverhitc  de  Bruxelleb"  ^Uktober  1808, 
8.  1^14)  giebt  sie  Tollatäodig  wieder. 
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Mitglieder-Verzeichnis.') 


Vorstund: 

Dj.  Felix  Heyer,  Laodgeriohtsrath,  Erster  Yorsitzeuder,  Berlin  VV\,  LaiUow« 
Ufer  32. 

PäuI  v(jii  Rlipiiiliaberi.  Wirklicher  Geheimer  Oberregieruogsrat,  Vortragender 
Kat  iui  iStaatsniiiiisterium,  Zweiter  Vonitseoder,  BerÜD,  Sohönebeiser 
Ufer  13. 

Dr.  Ernst  Krooecker,  Kammexgfiriohtsimt,  Erster  Schriftföhrer,  Berlin  W., 

KurfursteDdamm  241. 

Dr.  Otto  Warsobauer,  Professor  der  Staatswissenschafteu,  Zweitor  Schrift- 
führer, Berlin  W.»  Augsburgerstrasso  53. 

Dr.  Ooorg  SioniPtis.  Diri«l<tnr  d.  r  De  utschen  Hank.  Schat/.niewter,  Beriio, 
Tiergai'tetjstra>s8u  31.    Biueau;  lieh ivn Strasse  11/ 10. 


A. 

Dr.  Henry  G.  Adams,  Prof«fl8or  der  Staatswiasensdiafien,  Ann  Arbor 

(Michigan,  V.  S.  A.). 
llubeit  AdeUsen,  Königlich  üriechisehcr  Konsul,  Berliu,  Kurfürstondamm  10. 
Dr.  Ramou  Montesimos  Aguero,  Advokat,  Barquisimonto  (I^ra,  Venezuela). 
Leo  AhsbahH,  Referendar,  Sommedaad  bei  Krempe  (Holstein),  a.  Z.  Schleswig, 

Bavens  Hntel. 

Dr.  Hngo  Alexander  -  Katz,  Jnstusrat,  Kechtsanwalt  und  Notar,  Refrieraoi:»- 

rat  A.  11.  B.  iliii,  Mohrenstrasso  7. 
Dr.  Taui  Alexander -Kat2,  Kechtsanwalt,  FnTatdozent  der  Becfate,  Berlin, 

LetpzigerstrasBe  103. 
YaaiHj  Nekeforovic  Aloxandrenko,  Professor  der  Redite,  WarBchan,  Haizal- 

küwtfkajastraüee  78. 

William  Allen,  Dozent  der  Staatswiflaenaohalten,  Chicago,  Monroe  Avenue 5744. 

Dr.  Philipp  Allfeld,  ordentli<dier  Professor  der  Rechte,  Eriangen,  Bücken- 
hoferstrasse  58. 

Dr.  Demetrios  A.  Aaargyros,  Rechtsanwalt,  Athen,  NIoodemnsstnnse  2. 

Dr.  Fritz  Audi  '.  ri..f.'ssor  der  Rechte,  Güttingen.  SchiMw.-^'  '21. 
Dr.  Gerhard  Anscbütz,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  üHibingen. 
Oswin  Anton,  Kaiserlieh  Deutscher  Konsul,  Kairo,  Sbaiia  d  Maghrabi  17. 
Dr.  Uax  Apt,  Gerichb^asseSKor,  »teilvertretender  Syndikus  der  Korporstion 

der  Berliner  Kaufmannschaft,  Berlin.  Magdeboigersttasse  33. 
Dr.  Jobannes  Aravanünos,  Advokat,  Athen. 


')  Die  mit  einem  *  versehenen  Mitglieder  sind  „korrespondierende"*, 
doch  wird  bemerkt,  dasü  nach  einem  Beschlüsse  des  Vorstandes  von  Uti 
Befugnis,  korrespandierende  Mitglieder  zu  ernennen,  seit  mehreren  .lahren 
kein  Gebrauch  mehr  gemacht  wird,  da  angenommen  ist,  dass  der  Begriff 
besonderer  korrespondierender  Mitglieder  dem  Wesen  einer  iuternatiooalen 
\'ereiniguag  widerspricht,  deren  Mitglieder  stim  grSseten  Teil  nicht  am  &tx 
der  Vereinigiing  wohnen. 


Digitizeo  Ly  ^^oogle 


—    1081  — 


Felix  Pio  de  Aramburu  y  Zulaaga^  Professor  der  Rechte,  Rektor  der 

T'niversität,  dvifln  fSpaniont. 
Dr.  Carlo  Arno,  Advokut,  1  iuf*#ssor  der  Hechte,  Modena  (italieu). 
LeoDidas  Fslares  Ai-teta,  Miniüter  des  Äussero  der  Repiiblik  Bcasdorf  Ex- 

cellenz,  (^uito  (Ecuador). 
Dr.  jur.  et  phil.  Paul  Felix  Aschrott,  I^ndgorithtsrat.  Berlin  W.,  Hohon- 

zollerDstrasHe  19. 

Philipp  Ä.  Ashworth,  Barrister  at  London,  South  KensingtOD,  Har- 

sengtou  Hoad,  z.  Z.  Bonii,  Poppelsdorf  er  Allee  50. 
*Dr.  inr.  T.  H .  C.  Asser,  Staatsrat,  Baag. 

Aroofd  \    mann.  0  onohtsassessor,  LÜdensdieid,  st.  Z.  Berlin,  Neue  Winter* 

feldtstrasse  47. 
Dr.  jnr.  et  phil.  Adolf  ABtröm,  Smadjebaoken  (SdiwedenK 
Otto  Froihorr  von  und  zu  Aufsesa,  HrgiiMutigsdirektor  a.  D.  und  Kaiserl. 

Keidtöbevollmäohtigter  für  Zölle  luul  Steuern,  äobloes  Uoter-Aofsei«, 

Ober-Fmoken. 

Friileric  Autran.  .Advokat,  Marseille,  rue  de  l'Onnoau  2. 
Dr.  Uumersiudo  de  Ascärate  y  Menendez,  Mitglied  der  Kgl.  iSpaniecben 
AkadMnia,  Madrid,  Ayala  7,  pral.  dtaa. 

B. 

Dr.  Carl  Bacmeistt  r.  KonsigtorialasseHSoi.  ständiger  BSlftarbeiter  K  Ober- 

kircheurat,  Berlin,  Neue  Winterfcidtstrasse  47. 
Dr.  Otto  Badstübner,  t  ierii  litsassessor,  Berlin.  Dessauerstrasse  1^0. 
Dr.  Adolf  Bäck,  Uof-  und  Gerich tsadvckat,  W  it  ii,  Pcstaioz/.igasse  3. 
Dr.  n.  do  Baets,  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Gent  (Boipon), 
Dl.  Vi.  von  Balogb,  Appellationngürichtsrat,  zugeteilt  dem  König!,  lingarischeo 

Jastizmioisteriiini,  Budapest  VIII,  Eisengasse  6. 
Dr.  Manuel  Batlesteros,  Advokat.  Santia^'u  do  Chile. 

Dr.  Ludwig  von  Bar,  Geheimer  .lusti/.iat,  ordentlicher  Profi3s.sür  dtn  lun.hte, 
Göttingen. 

Dr.  Ludovico  Bara-ssi,  Advokat,  Privatdozent  der  Hechte,  Mailand,  Via  Brem  3. 
Georges  Barbey,  liceuuie,  Pari.s,  rue  de  Vaugirard  4ü. 
Dr.  Konstantin  A.  BasiUl^  Advokat,  Athen,  Ariatldesatrasae  8. 
Dr.  Lothar  Otto  Bassenge,  Xaiaeilioher  RegierongBcat,  .Grunewald,  Caspar 
They^trasse  U. 

8r.  Durchlaucht  Dr.  Prinz  Frans  Joeef  von  Battenberg,  Dannatadt. 

Franz  Bauor.  Vosziirrni  (rngarriV  z.  Z.  Berlin,  Hnllmannstiasse  30. 
Eugen  Bauuigartoer,  ätrassburg  i.  K.,  Orangeheriug  lö. 
Dr.  Oiovanni  Baviera,  Palenno,  Via  Linoolo  56. 

Ludovic  Beadchot.  Professor  der  Rechte,  Nancy,  inie  dt'  la  Ravinelle  7. 
Dr.  August  Ritter  voo  Bechwann,  Reiobsrat,  Udieimer  Justisrat,  Mitglied 

der  Konisch  Bayerisdien  Akademie  der  Wissensohaften,  oidentlicher 

Professor  der  Ik'chto,  München,  Barerstrasse  52. 
A.  S.  Beeokttiaou,  Generaldirektor  im  Justizministerium,  Brüssel,  rue  do 

Marteau  70. 

Curt  Beelitz,  AinLsrichter  a.  D.,  Hittergutsbe.sit7.er  a.  Wiarden  b.  Oreifenbagen. 
Dr.  Rudolf  Beguin,  Advokat,  Voorburg  beim  Haag. 

*Dr.  J.  Fr.  Bohrend,  ordentlicher  Professor  der  Recht*»,  Reiohsgericbtsrat, 
I>oipzig. 

*Dr.  Immanuel  Bekker,  Ueheimer  Uat,  ordeotlieher  Professor  der  Rechte, 
Heidelberg. 

Dr.  Ernst  Beling,  ordentlioher  Profesaor  der  Reohte«  Breslau,  Ohlaner 

Stadtgraben  28. 

Gregor  A.  Belkowsky,  Professor  der  Rechte  und  Staatswisseoschaften,  Sofia 
(Bnigarieo). 
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Wladimir  von  Iküioschewit.sch,  6t.  Petenbui^f  Wasaid^Ostr.  4,  Linie  53,  i.  2. 

H»;rliii,  LinionstiaJise  113 
Rudolf  von  lU'nnigson.    Kai.s<!rlich   Deutsclier  Gouverueur,  Jk'ibortsliöhe 
(Bisniarok-A n 

Dr.  JBMrU-o  Uensa.  Advokat,  ordentUcber  Professor  der  Rechte,  Genua,  Via 

Sau  Homardo  19. 
Albei-t  Bcifnt,  HochLsanwalt,  lierlin,  Könif?strasso  55. 
Dr.  Karl  Hei'K>>ohui,  ordentUcber  Professer  der  Rechte,  Bonn  a/Kh^  Glücke 

Strasse  8. 

Dr.  Franz  Berghoff-Ising,  Profeanor  der  Staaiswiaaenacfaaften,  Darmstadt, 

Steinstrasse  If). 

Dr.  Frt^ihorr  Hans  Iloriiiauu  von  BorlKpscIi,  Staatsniinisrer,  Excolleiiz,  Kloster- 
gut  Sitebach  bei  fJros.seiigottern. 

Dr.  Knud  Berlin,  Hilfsarbeiter  im  Finanzministerium,  Kopenhagen. 

*Dr.  Franz  Bernhüft,  ordeiitiicher  Profe^r  der  Rechte,  Rostock,  Friednclt» 
Franzatrasse  35, 

Dr.  Wilh«!in  Tlournor,  ("'>'~iinral«f^kif>t;ir  (ins  Vereins  z-iir  Wahrurt*j  d^r  ge- 
meinsamen wirtächaftlicbeo  Interessen  iu  Rheinland  uod  Westfalen, 
DKsseldorf,  Schnmannstraase  4. 

Dr.  CN^vi<;  I?<"vi!;iqna.  Professor  der  Rechte,  lu'i  ife,  rua  nova  41  (Br:i>ilit'ii). 

Biuruianu,  KatSürlich  Deutscbor  Konsul,  Prätoria  (Südafrikauiscbe  Republik). 

Dr.  Johanoes  Biermaon,  ordeotliofaer  Profesaor  der  Rechte,  OieBaon. 

Dr.  Magnus  Biermor,  ordentlicher  Profeaaor  der  StaMbsvisaetiachafteo, 
GreÜHwald,  BabuatratMe  bl. 

Dr.  J.  ran  Bierrliet,  ordentticber  Professor  der  Rechte,  LBwen  (Belgien). 

Dr.  A.  Bingner,  Senatspiüsident  am  Keiclis^ciioljt,  Wiridicher  Udieimer 
Rat,  Excellonz,  licipzig,  Oottsehedstrasse  14. 

Dr.  Heinx  Bingner,  Regierungsrat,  Berlin,  TJitj!0W8tra.<!Se  20. 

Anton  Birch,  Hiobtor  am  Kriminalgeridit,  Kopenhagen,  Bredgade  71. 

Dr.  Karl  Birkmeyer,  ordentlicher  Profeesor  der  Rechte,  München,  Oster- 
waldstrussü  9  c. 

Dr.  James  von  Bleichrödcr,  Rittergutsbesttter  auf  ScfaJosa  Drehaa  bd 

Ponnneritz. 

Emil  Blenck,  (Jeheinter  Oberregieningsrat,  Direktor  des  Königlich  Statistischen 

fiureaus,  Berlin,  Lindenstimse  28. 
Georges  Blondol,  Profas.sor  der  Rechte,  Paris.  Rue  des  Saints  P»*r8S  8. 
Knul  Blumenfeld,  liandgerichtsrat,  Berlin,  i'assauorstrasso  2G. 
(leorg  Bluntschli,  Zürich  V.  Freieatraaae  104. 
Id.  Boghitschovitscli,  BorÜn,  Roonstrasso  9. 

■*Valtazar  Bogisio,  .histi/jninister,   Mitglieil  diT   .serbischen    Akadcniie  der 

Wissenschaften.  Rxcelleaz,  Cetinjc  (Montenegro). 
Boiceau,  Advokat,  fjation^rat,  aasode  dee  lustitua  für  internationales  Recht . 

I^ULsanno. 

Dr.  Markus  lioms(!.  Keohtaanwalt,  Petersburg,  l^ischkinskajflstrasse  4. 
Dr.  Oscar  Borchardt.  Asses-sor  a.  D.,  Berlin,  Fmnzösipfhestra'^s.'  '.V2. 
CSarl  Borukeubageu,  Bloemlonteiii,  z.  Z.  Berlio,  Friedrich- Wilbelmstrasse  77. 
Dr.  jur.  et  pbil.  Charles  Borgeand,  Genf  (DniveraitBt). 

Dr.  Richard  vati  fl'>r  l'.ni^lit,  ordfntlirlii.r  Professor  der  Sf.iatswisaensohalten 

ait  dei  techni.scbeu  Hochschule,  Aachen,  Kaiserallee  115. 
Dr.  Conrad  Bomhak,  Amtariobter  und  Professor  der  Rechte,  Berlio, 

Bliichon.laf/  1. 

Jiuui»  Boruo,  früherer  Professur  an  der  nationalen  Recbtssobule,  Advokat, 

Port-a«-Prinoe  (Haiti). 
Alexander  von   P.ors("iil,o.  Magisf.'r  jur.,   friüicr.'r   Pnjfes,8or  der  Rechte, 

Advokat,  BevoUmaubtigter  der  russischun  Reichsbauk,  Odessa,  So|ibieo8« 

kaja,  Uana  Karavodine  18. 
Dr.  Boyadjieff,  Staatsanwalt,  Plevna  (Bnigarien). 
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'Ferdinand  Böhm,  Obeilandeagencittsrat,  Kürnliorg.  Ludwigstrasse  0 

Dr.  V^ictor  BöhmoH.  fv')ioiui"r  l\Viri»M  unj^jsrat,  Professor  der  Staatowissen- 

schafton,  Wttchwitz  bti  Oii-sdcn. 
Dr.  RoelifF  Murtou  Breckenridgu.  Ithaca  (Xew-York)  Cäscadilla  Place  00. 
*Dr.  Lujo  l^rentnno,  Geheinii  i  llifiat.  oniHtilli*  Iier  Professor  der  Staats* 

%vis8uiiäLhafteu.  München.  Alaxianlianpiatz  1. 
TiOun  ßridel,  ordentlU  her  Professor  der  Uedite,  Abgeordneter  im  grofiMD 

Rat,  Henf.  Avenue  de  la  Croisetta  4. 
Piill  liriuiii,  Anitniann,  Akiiroyri  (i.slund). 

J.  Brissaud,  Professor  der  Rechte.  Toulouse,  rue  du  Kauhourg,  Matabiau  40. 
Henri  Brocher  de  la  Klechere,  ordentli(  her  Profes-sor  der  Rechte,  Genf. 
Dr.  Max  Broemel,  Geaeralsekretär,  Mitglied  dos  deutäoht«u  Reichstages  und 
des  Preuaasehen  Hauses  der  AI)f;eordneteii ,  Berlin,  MatUükirch- 

Juljott  von  Brudkowüki,  Warsobau,  Wadzimüraka  10. 

Dr.  Attilio  Brnnialti,  Staatsrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Abgeord« 

nnter,  Rom,  Vittnria  ('olonna  30. 
Dr.  Kmilio  Brusa,  ordcutUcher  Profoüiior  der  Kochte,  Turin,  Corso  ViuzagUo  22. 
Baron  A.  von  Brück,  Könif^Koh  bayerischer  KXnimerer,  Kaiserlich  deotscher 

Konsul,  Uabana,  Cuba. 
Georgdü  Bry,  Frofeusor  des  röiuisehen  Rechts  und  der  ätaatswisHeDSchafteu 

an  der  üniveraiüt  Marseifle,  Aix-en-Provenee,  Rae  da  qoatre 

S'  iitt'inbre  36. 

Hagerup  Bull,  Richter  ani  ll(>ch.stcu  Gerichtshöfe,  Christiania. 
Carl  Bnlliog,  Geheimer  Justizrat,  Berlin,  Potsdamei-strasse  121  b. 
Waltci  Frederik  BuUock,  Eiston,  Old  Iwerton,  Road  Kxeter. 
Dr.  Theodor  Bumiller,  Kaiserlicher  I/egationarat,  Berlin,  UohenzoUern- 
sti-asse  2. 

Dr.  Johannes  Burchard,  Ptivatdozont,  Berlin,  Kurfiirstendanun  20. 

Dr.  Wolfgang  von  Burchard,  As8e.s.sor,  Berlin,  Cuxhavonorsti-asae  17. 

Dr.  Walther  Burckhardt,  Professor  der  Rechte,  i^iusanue. 

Dr.  Antonio  Sanchez  do  Bustamente,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Aiivdkat.  Hamann.  Af^iuuatf  12S. 
i'cdru  .1.  liustiilo,  Advukat,  fiaheicr  Ritliter  am  htichsten  (»orichtsbof  und 

Kas.sationshof,  Tegucigalpa  (Honduras). 
Dr.  Oiutio  CvH'.ire  Buzzatti,  ordentlicher  Professor  der  Uedite,  Pavia, 

Piuziui  Oarmine  2. 
Dr.  Kiebatd  Bunier,  Wien  YIII,  lAudongasM  8. 

C. 

Oaido  Freiherr  von  Call  /.n  Kulmbach  und  Rosenbei^,  K.  and  K.  öster> 

reicbiiich-uugariäclier  Gesandter,  Sußa. 
Dr.  Cario  Calisse,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Pisa. 

Dr.  Carlos  f'alvn,  Fxri'üf'nz,  aus.«prnTd<>ritlirli..r  (M>sandt.M-  ntnl  bovoll- 
niüchtigter  Minister  der  Republik  Argeutuiieu,  Buenos- A)  res,  Z. 
Paris. 

Hugli  .1  Campbell,  Advokat,  Tloz<  tit.  Vberdeen,  Union  Street  156. 
Dr.  Georg  Canicou8«i,  Advokat,  Smyrua. 

Miguel  Antonio  Garo,  Priteident  der  Republik  Columbien,  Kxoellen/.,  Bogota 

(Süd-Anniika). 

Jone  de  Carvajal,  fi'üherer  Miui^iter  und  Abgeordneter,  Advokat,  Madrid. 
Heman-GoTtee  11,  Pral. 

Dr.  (Ju.stav  Cassel,  Djureholm  rSchweden). 

Dr.  Jac'iotu  Caatellanos,  Miui.stur  de»  Au.ssereu  der  Republik  balvador, 

Excellena,  San  Salvador  (Central- Amerika). 
Dr.  Demetrius  E.  Caslorohis,  Athen,  Ophtalmiatrin  8. 
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Dr.  ConstanÜDo  Castori.  oi-dentlkber  Profassor  der  Bechte,  Advokat,  Padua, 

Via  S.  Gaetauu  3391. 
Joseph  Cbaltley-Bert,  GeneralsekietSr  der  Union  Cotoniale  Fi»Dvaise,  Paris, 

Rul'  ili!  rriivri,.  "0. 
Nicoiaua  ClialkokouUykä,  Ivepbisia  b.  Athen. 

Robett  C.  Cbapin,  Professor  der  Btawlswisseiiflchaftea  am  Bebtt  GoUege, 

Beloit  (Wisconsin,  V.  8.  A.). 
Axel  Cbarpentier,  Asse^r,  Hel.singfors  (Finland). 

0.  ThutatoD  Chase,  Magister  artiuni.  B.  D.  Re?erend,  New-York,  Mc.  Donough- 

Street  224  (N.-Ameriija). 
Dr.  Karcoll  Cblamta*     T'Divenutäts-8ekratir,  Lembeig,  Koeciaaxkogasse  7 

(Österreich-Ungarn  j. 
Ng.  Choy,  Diroictor  der  Kaiserlich  Catinesischen  EtsODbafankomiMgiiie,  Obeiv 

zolldireiitor,  Excelieuz,  Tieutfiin  (Chit)a). 
Wilhelm  Chydenius,  Adjunkt  a.  d.  1'nivt.rsitiU,  HfI^.iugfor8.  Högbürgsgatan  21 
(Finland). 

Dr.  phil.  Frederik  Cluik.  Profeasor  der  IStaatswiaaenaohafteii,  Ann  Arbor, 

Michigan,  T.  S.  A. 
Bernard  Clasen,  Oreveimmcher  (Luxemburg). 

Dr.  £ug*'ue  Clavc  I.  Advokat  am  Appellhof,  früherer  Proieaaor  der  Hechte, 

Alexandna  (Egyiiten). 
Fraderio  A.  Clevoliuid,  dlicago,  Dluoia,  Box  183,  Faeulfy  Exchange 

(X.- Amerika). 

*l)r.  I^etro  Cogliolo,  ordentlicher  Professor  der  Rechte  und  Advokat,  (ienua, 

Via  S.  Lorcnzo  13  (Italien). 
*0r.  CieurK  (^ohn.  ••rdcntliciuM'  I'rofeaaor  der  Rechte,  Zürioh  Y,  Hixslanden, 

Heliosstrasse  tJ  (8chweizj. 
Dr.  FranoeRco  Paolo  Oootani,  anaserordentlicher  Professor  der  Rechte. 

Ni'apel.  Toli-do  143. 
Dr.  Marchese  .Uessandro  Com,  Professor  der  Itechte,  Pisa,  ViaJe  Unibt-ito  ü. 
*Dr.  Conrad  Gosadr,  ordentlicher  Professor  der  Bechte,  Bonn.  Baumsobolen- 

Allee  3. 

Dr.  Angel  Floro  Costa,  Advokat,  Senator,  Montevideo,  Calle  liecoQuuista  117a. 
Mignel  Covamibum,  Oesdiäftaträger  der  RepobKk  Ifexioo^  B^»d,  Dnke> 

strasso  2. 

Dr.  Beoedetto  Croce,  Neapel,  Corso  Prinoipessa  £lena  14. 

Dr.  Oari  Oome,  ordentUcner  Professor  der  Rechte,  Bonn  a.  Rh.,  Mei^eii- 

heimerstrasso  80. 
Dr.  Oeorg  Cnisen,  Amtsrichter,  Frankfurt  a,  M. 

Dr.  Fernando  Graz,  bevoHmBohtigter  Minister  und  Gesandter,  des  Freistaats 
(Juatemala,  Excellenz,  Paris,  rue  Chateaubriand  27. 

Dr.  Eruät  vou  Caatho,  beschäftigt  im  Königlich  ungarisohen  Mandela- 
mtoistertam,  Badapest  IX,  Eiiergas.^e  11,  H^. 

D. 

Dr.  Fernand  Dngoin,  Advocat  am  Appellhof,  (ieneralsekretär  der  aociet^  de 

h'-gislafion  compar»'»'.  Paris,  nie       rrnivor«iit<'>  2fl. 
*l)r.  Fflix  Dalui,  OeheiuitT  Ju-itjüntt,  ordentlicher  Professor  der  Hechte, 

Breslau,  Schweidnitzer  («raben  20. 
Aii(ii-'as  Dallegio,  Syra,  OntMlientuiul. 

Dr.  Külix  Damme,  Kaiserlicher  litigier ungs rat,  Berlin,  Kauckestrasse  23. 
Dr.  Slojau  Daneff,  Advokat,  Vizeprilsident  der  bulgarischen  Natiooalrer« 

samtnluii^',  Sofia.  T'üt/.a  G  Soptemvrii. 
.lohaiiiiis   DauLsdntsch,   Rechtsanwalt  am  t^berappeliationsgericUt.  Kiew, 

Futidukleewskastrasse  M. 
David  Ih.  D^via,  Attomey  at  Law,  Nev-York,  Pine  Street  56. 
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Dr.  Carlo  Degoo,  Adrokal,  Brüssel,  nie  d«  1a  Oroene  tonrO.  Quartier  Louise. 

Dr,  Nicolaiw  Dumaras,  ordpiitlir lipr  Profrssnr  dor  Tv echte,  Althen. 

F.  DetisOf  LaadgerichUidircktor,  Berlin,  lltKleinauuKtrasse  3. 
Bernhard  Dembttri^,  Baokdirelttor,  Berlin,  Tauenzietiatraase  14. 

Dr.  F-Tiiaiid  I')fM-li,inips,  Brü.ssfl.  nie  d»'  fnbriquea  13. 
Dr.  Franvüis  Desjacques,  Genf,  Cheue  Bourg. 

Chetnena  von  Betten,  LAudgenchtsdirektor,  Berlin,  WüraadkerBtnoae  6. 
*Dr.  J.  II.  pLuiitzor.  ordenüiebcr  Profeaaor  der  Rechte,  Kopenhagen. 
Dr.  Aitixauder  Dioaiedes,  Athen. 

*Dr.  Nicolaua  Diomedea,  PrSaideDt  des  gemiaohten  Oerioht»hofea,  Alexandria. 

Dr.  Dragoljub  Djevoirowitz,  Belgrad,  Dohratsrhina 

Chakee  Djemal  Bey,  Koustautinopel,  Kronr|uai,  z.  Z.  Ueriin,  Ziinmerstrasse  97. 

Dr.  Stanislaus  Dniestnuinski,  Lemberg,  BjU'kerstras.«io  21a. 

Dr.  Friodricli  Alfred  von  Doleschall,  Ri<;hter.  l'srliiiftigt  im  Königlichen 
ungarischen  Justizinini-sterium,  Budapest  II  IM,  liajxagasse  5. 

Pedro  Doi-ado  Montero,  Professor  des  Straf  rechts,  Siilamanea  (Spanien). 

Heinrich  Dove,  I^udgerichtsmt  a.  1).,  Syndikus  der  fierliner  Kaufmann- 
schaft, BtMÜii.  Savignyplatz  11. 

Dr.  Cesar  Dioiii,  Advokat,  (iunf. 

Dr.  H.  L.  Dna  ki  r.  Piob^r  der  Rechte  und  Mitglied  der  Kamnunr,  Leiden, 

Kapenburg  Ol. 

Dr.  Manuel  Duaiie,  Advokat,  Lissabon,  Kua  do  Crucifixo  7. 

G.  Dürkheim,  Professor  der  Staatswiasenachaften,  Bordeaux,  Boulevard  de 

Tiilonue  179. 

Dr.   Friedrich  Du.schent?s,  Redakteur  du.^  Österreich ischen  Recbtslexikoitö, 

Prag,  Bergstein  2. 
Dr.  Aagi^  Duus,  Assessor,  Ko()enha^'fri,  Nürrovaldgade  27. 
Arthur  Dyrenforth,  Chicago,  Hawtlioruü  Place  27. 


£. 

Christinn  F/ikhnrdt.  rJi  gioniiijrsa.-^spssor,  Berlin,  Kfiniggrätzeiatnisae  19. 

Dr.  Güurg  Eger,  Kugiurungsrat,  Berlin,  liautihstnuso  5. 

Theodor  Eglaiier,  Otrarfinanarat  am  K.  K.  Flnanaministerinin  und  Referent 

des  K.  K.  (»bersten  Gefällgerichts,  Wien  IV,  Alleega.sse  11. 
Albtirt  Ebmcke,  Laodgerichisrst,  Berlin,  PotsdauierstraKie  41c. 
F.  Ehmoke,  Referendar,  Kammin,  FOmmem. 

Dr.  I'ii  tiard  Kfin-iilMnic,  lud.'iitl.  Professor  der  Staatswissensohaften,  Rostock. 
Dr.  Arthur  Ehrhardt,  üenchtsa.sse.ssor,  Berlin,  Louiseostratise  4Ü,  2.  Z.  Stettin. 
Paul  Eiohholz,  Oeriohtsasaefwor,  Herlin,  Courbierestrasse  13. 
Dr.  Ernest  Risenmann.  Advokat.  \'t'rtrt  f*'r  des  Mini.steriums  der  Minen  und 

des  Ackerbaues  der  Republik  Me.xico,  Paris,  Cite  Rougemont  2. 
Dr.  jur.  et  phil.  Charles  B.  EUiot,  Richter  am  Distriot  oourt  of  Minneaota 

und  Professor  der  Rechte  au  der  Universität  von  Minnesota,  Minnea- 

polis  (IT.  S.  A.). 
Dr.  Hugo  Elsas,  Rechtsanwalt,  Stuttgart,  Prbaustrasse  12. 
Dr.  Henry  Crosby  Kmory,  i  iofi  ssor  der  Staatswiasenachaften  am  Bowdoin 

College.  Hnin.swick  (Marne  V.  S.  A.) 
lU.  A.  Endenuiun,  As.se.s.sor  a.  I).,  Syndikus  der  deutschen  Bank,  Ch;u!otton- 

burg.  Knesebecksti"asse  1.'J/I4. 
Dr.  Carl  Erdmann,  Wirklicher  Staatsrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Exzellenz,  Dorpat,  Jacobstrasso  42. 
Dr.  Paul  Errera,  Advokat  am  Appelihof,  Profesaor  der  Rechte,  Brüssel, 

nie  royale  11. 

Victor  Eschke,  Kaiserlich  Deutscher  Konsul,  Sau  Paulo,  Brasilien. 
Dr.  Max  Esser,  Beiiin,  Potsdamerstr.  121c. 

00 
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Dr.  Stanislaus  von  Estreu  hor.  iVivatdozcnt  der  Hof  lito,  KraJcaQ^  Annogasst»  S. 
Ev'tiit,  Geheimer  Jitttisrat,  Landgeiicbtspräsideiit  Uechingcn  (Hoheanrflern). 

P. 

Im  Anruiiio  Maria  Fabii-.  Souator  dt>s  KoiiigicichH,  früherer  Kolouialmiiu.ster, 

rriisi(l»'iit  dfs  StuiLsrats.  Madrid. 
Dr.  l^J^ttls  Kriaiid  F  ihllttHikf  ordentiicber  ProfeHMF  dw  StaAtsnriaseiiscbaftvDf 

Luiid  iSchwedeu). 

Humeiu  Fakry-Pan^ba.  Minister  der  öffontfioben  Arbeitm  nnd  deA  Unter* 

ri' lit>,  K\c ''üviiz.  KairA. 
Kuüulf  Fulkinann,  tvainiiiergenditsrat,  Hcriin,  Lutherstrasse  G. 
Kdouard  Fanchenx,  PariB.  nie  Foumiiü  3. 

iM".  Tieornf^s  K;i\.  v.  I'r"ft«s.m>r  der  KN'''Ii1>'.  I.Ausaiini\ 

Dr.  J^islaus  Kayer,  l'rof&Ktior  dar  Keohte,  Budapest. 

Dr.  Alexius  Peicbttnger.  Edler  von  Bmnya-NiidRsd,  Königlicher  Rat  and 

Finan/ilirektor,  rinnir'  (riif^arn». 
Dr.  Jobauues  Feig,  (ioricbhiatiäwsor,  Berlin,  CorueUusHtrasse  Ua. 
Dr.  Carl  von  Feistinantel,  Hof*  tind  (ierichüudvokat  PrSftidAnt  der  Advokaten- 

kanimor,  Wien  I.  (»isela^^trass»)  2. 
Dr.  Oregor  Feldstein,  l'rivatdozeot  der  Üechte,  Moskau,  Arbat,  Kaloschin- 

ga.'^se,  Kif^rnes  Ilaua. 
Dr.  Franz  Fidler.  .\nit,sperichtHriit,  Münster  i.  W..  riartenstra^se  iiO. 
Dr.  August  Finger,  ordeiitJieher  l'iTjft!S.Hor  der  Kei  lite.  I'i*ag,  Weinberge  401. 
Dr.  Pasi|uale  Fiore,  ordentlicher  Professoi-  der  Ifeehte,  Neapel.  Torso  Vittorio 

Enmnuele  171. 

Dr.  Otto  Fi.scher.  Oeljoinier  .lustizrat.  ordentlicher  t'rofeasor  Uor  Hechte, 

Oberlandesgeriehtsrat,  lirt'slau.  .Sandstra-sse  12. 
Paul  Fischer,  Hecht.sanwalt.  Friedenau,  Kirchstra.sse  0. 
Dr.  George  M.  Fisk.  S.  ki  otär  der  amerikanischen  Botschaft,  Ashtabnia  (Ohio, 

Ver.  St.),  z.  Z.  Ikiliii,  l'nter  den  Lindeji  <)8. 
Dr.  .Ia(|ue.s  Flach,  ordentlicher  Profes.sor  der  Rechte,  Paris,  rue  de  lierlin  !i7. 
Dr.  (leorges  <>.  Flaischlen,  Appellationsgerichtsrat,  Bukarest,  Strada  Hegala  18. 
Dr.  Ludwig  Flatau,  Kechtsauwalt,  Ctiarlottenburg,  Kantsüusse  Uhi. 
Dr.  Friednoh  Fleiner,  ordentlicher  Profei»or  der  Rechte,  Basel,  Elisabethen« 

stra.s,se  .30. 

Walther  Flei.schauer,  Kaistjrlicher  Ueheinier  Uegierungsrat,  Berlii),  Anskocher- 
stras.se 

Thewlor  Flogaiti.s,  Abgeoixlneter,  Atli'Mi.  T.ykaHettus.strasse  34. 

Friedrieh  Flügger,  Kalüerlieh  Dtmtsclier  Vizekunsul.  Bangkok  (Siam). 

♦Dr.  Ivan  .lakovlevii-  Foinitsky.  Wirkliclier  Staat.srat.  ordentltclier  Professor 

der  Rechte,  Senator,  Excellenz,  Petereburg.  T*o<?tnintstrnsse  U. 
üuilernto  Foiteza,  Legatiouhbekretar  hat  der  Gesandtschaft  von  Uruguay. 

Berlin,  Potsdamerstraase  lÜ8a. 
Graf  Eugeoio  Fo.s.sa-Manoim,  Advokat,  Urvieto,  Tia  Oaribaldi  10  (Provinc 

Perugia)  itaiieo. 

Dr.  Louis  Franck,  Advokat,  Generalsekmiir  des  Comite  martime  inter- 
national. Aut\ver|)en.  Rue  de.s  Rscrinieui-s  28. 
Dr.  Kragt  Francke,  Berlin,  Bayreutheniira8«»e  20. 

Dr.  Reinhard  Frank,  ordentUohcr  IWessor  der  Rechte,  Oieesen.  Selter»- 

Dr.  Oükar  Fraukfurter,  Mitglied  dun  Königlich  SianicsiscUon  Miuijäteriums 
der  Justiz,  Sekretair  dos  Generalrates,  Bangkok.  So.  Patfann  road. 

Dr.  Ixobert  Frantz.  ni-dcntlicher  Profes,sor  der  Rechte.  ]{]>  ],  Ikwelendlee  4<>. 

Cart  von  Franvols^  idajor  a.  D .  früherer  lAnüe»hauptn>aun  von  Deutsch* 
Südwest- Afrika.  Berlin,  Bui^rafenstraase  13. 

Dr.  Paul  Frauenstttdt,  Amt^gerichtsrat,  Breslau,  BrUderstrssso  3. 
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Dr.  C.  FredorikstMi.  Direktor  der  >?0(  ifte  anonyino  dos  rhcmin  do  fer  lot-aux 
de  Copeuhomie,  früherer  i'rofessor  der  Staatswissenschaften  aa  der 
ünivermtSt  Kopenhagen,  Paris,  nie  de  la  Victoire  48. 

Dr.  tliool.  et  jur.  Jospf  Freisen,  Ehrendoktor  dfs  Kanonisilicu  Kt^hta  der 
Universität  Budapest,  Professor  des  Kirchen nn-htK,  Paderborn. 

Hermann  Frende,  Jvstizrat,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Stettin,  Victoriaplatz  8. 

T)r.  Paul  Fn'yhaii,  (M'richtsas.s«'ssor,  Berlin.  Derffliiigerstrasse  17. 

Dr.  Edmund  Friedeberg,  •  Jericht-sassessor,  Berlin,  rnfer  den  Linden  42. 

l^inl  Ffiedenthal,  Konunensienrat,  (leriehtsaHsi'.ssor  a.  I>.,H»Miiii,  I^nnestnusseS. 

I>I<  hartl  FritMlheiin.  Staatsauwalt,  ISnliii,  < 'alvinstraHSf  22. 

Dr.  (Jeor^j  Friediiiiidor,  Amt.sricliter  a.  I>.,  Harikdirektor,  Weimar. 

Dr.  Kail  FritMirirhs,  Ki'rht.sanwalt,  Kiol,  St'liu!str;Ls,so  S». 

Eduard  von  Krise  Ii.  Wirkliflier  (iehoinirat,  Staatssekretär,  Senator,  Hitglied 
d<>s  Kt'iclisiats,  Esct'lli-riz.  St.  Potcrslmifr,  Isaaviovskaja  22. 

Dr.  (ieor^^  Froinniliold,  ordcnfli«  Ihm-  Professur  der  IfeciUe^  (inüfswald.  I)oni- 
stra.s.s(>  30. 

*Dr.  Ouido  Fusiuato,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Abgeordneter,  Turin. 

G. 

Dr.  Carlo  Frau(esio  (labba,  oi-Uentlicher  Professur  an  der  Universitiit  Pi.su, 
Mailand. 

Dr.  r.nftfriid  Oalli,  Kaiserlioh  deutsclior  (leiieralkonaal,  Smyrnft. 
Dr.  St4tfan  iimv,  Advokat,  Botusohan  (Huniünieu). 

Dr.  Luis  Oarabelli,  OesohftftstrSger  der  Repnbliit  Uruguay,  t.  Z.  Berlin, 

Kron|irinz(>iiuf«'r  2.'». 
Eugene  OarKounet,  Profes.s(>r  der  Keclite,  Doyen  der  juriHtischeu  Fakultät 

der  (Tniversftit  Paris,  Pue  (lay-Lnsaac  *24. 
Pudolf  von  Oiispäry.  P.u'lujK'st  r  iliii-ut,  53  a.  U.  2i>. 
Dr.  jur.  et  phii.  Merrill  Fidwaid.s  (Jäte»,  Präsident  vom  Amberst  College, 

Amherst  (Hasaaehnsetta  U.  8.  A). 
Sti  |.haii  iJcnznier,  Olit  r\ frwaltunfrsgorichtsrat,  Berlin,  Fasanonstrasae  82. 
Dr.  Ingwaid  A.  von  Uermeten,  Cliristiania,  üolbergsgade  5. 
Dr.  F.  H.  Oerritaen,  Advokat,  Haag,  SpnistTBat  Ö3. 
l^r.  .Alfred  (iescht-r.  PofrieruDfrspnlsidont,  Münster  i.  Westfalen. 
Carl  (joscher,  Uat  am  gemischten  Gerichtshof,  AJexandiia  (Egypten). 
Dr.  B.  Oetz,  Oberretchsanwalt,  ChriNtiania. 

•Dr.  EmanueWHiianturco,  früherer  Königl.  Italienischer  Minister  der  .Tustiz. 
und  des  Kultus,  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Advokat  und 
Abgeordneter,  Rom.  Piazza  Poli  .37. 

Charles  Gide,  Professor  dfr  Staat.swissenschaften  an  der  Universitiit  Mont- 
pellier und  Neapel,  Corso  Vittorio  Kniannnlc  4!i|.  I)<»zont  der  Stajit.s- 
wiasenschaftcii  an  der  rnivei-sität  Paris,   Pan.s,  Chau>i.s«'0  de  la 

MlK-ttr  11. 

Dr.  Iva?i  (iiioii.  Briisscl,  I»iil'  .d»;  la  (Üaci«  rt'  1. 

Dr.  .1.  (lil.son,  Advokat,  Bru.s.sel,  rue  de  la  barnjue  13. 

Dr.  Francisco  Giner  de  loa  Rica,  oidentlicher  Professor  der  Rrohte,  Madrid, 

<  »Itolisco  S. 

Nikolaus  (ijelsvik.  Dozent  Uttr  lu'chf'',  Christiaiiia. 
Dr.  Etnil  (Soldmann.  Wien.  T'nivcisitiit. 

Dr.  Julian  GoMscIiniidt .  .lu.stizrat.  Ikcrlitsarnvalt  beim  Kanimorfrt'riclit  un(l 
Notar,  Vorsitzender  des  Anwaltvereins,  Perlin,  Franzosi.schestrasse  ;{2. 

Dr.  Brito  (Jonzales,  Advokat,  Margarita  (Nueva  Kspertai,  Venoxuela). 

Dr.  K\e<|<iiel  Maria  OoDiales,  Advokat,  Villa  de  Cura,  Estado  Jiirande 
(Venezuela). 

Dr.  Karl  (looa,  Oeheimer  Staatsrat.  KoneDliagm,  Tcstre  Boulevard  33. 
S(»rgiaa  Oorbanow,  Kiew.  TrechHwjatit««lHkaja  fl. 
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Dr.  Adolf  V (>t)  r.ordon,  JnstiKnit,  Recbtsanwatt  und  Notar,  Berlio,  Friedrich- 

Strasse  85. 

D.  Dr.  jnr.  med.  et  pbil.  Onstav  v.  Gonsler.  StaatHministor,  Oberprftaident 

xnn  "\V<'vtprousspn,  Excollenz.  Dritizi^'. 
Uokuya  Goto,  Tokio,  z.  Z.  Berlio,  TauoQzieDStiai»so  10. 
Dr.  PaqI  Oorare,  Vonitzender  d^r  AnwaltskaniinOT,  Donkirdien,  me  de 

Bcauiiiunt  1. 

Dr.  H.  üoeringj  Minktcrreüideüt  z.  D.,  Scbönoberg  bei  Herliu,  Fr^gestrassi)  19. 
William  OTHham,  Profemor  der  Rechte  und  Staafswiasenschalten  am  Qneen's 

Collo{,'e,  Belfast  (Irland). 
J.  (}i:aa,  Kammerfaerr  des  Köoi^  von  Scbweden,  Brigadeauditeur,  Chrisüaiiia. 
Dr.  RaonI  de  la  Grasserie.  Richter  am  Civilgerieht,  Korresjiondent  des 

Ministeriums  dos  öffentliflien  Unterrichts,  Rennes,  Riic  BouHwn  4. 

Dr.  Giacotno  Oras-so,  oixlentlicher  Pi-ofessor  der  Beeilte  nnd  Advokat,  Genna. 

John  Chipnianu  ('»ray,  Professor  der  Hechte,  Boston  (Ma&sachusets),  State- 
strasse .50. 

Dr.  .Tnnii^s  (ireonneld.  Tauris  (Tolnizi.  Ai/.aklir'ju'jan  fPt'Rien) 

John  l'.ui^loin  Gregory,  B.  A.  J..  L.  AI.  Barnster-at-ljaw,  Dozent  an  der 

rniversitüt,  Müll>oume  (Victoria,  Australien). 
Dr.  Carlos  J.  (irisanti,  .V(l\()kuf,  Canicas. 

Dr.  .Tulius  t»ros.se-Iyeege,  Amtsrichter  a.  D..  iJirektur  der  Grunderwerl^ 

und  Baugesellsc-haft,  Berlin,  Kloj»stockstra.sse  20. 
Dr.  Ludwig  Augiwt  <inin*ltviV',  K(iiii'iili:ii:«'ii.  FicHJeriks^ude  4. 
Dr.  Josef  Gruuzol,  i'rofe>«or  au  der  k.  u.  k.  Konsular- Akademie,  Sekretär 

des  Gentralverhandes  der  IndiiBtrielleD  (^terreidis,  Wien,  Reiehsrat- 

'Strasse  f). 

Dr.  i'aii  iiruuberg,  i'nvatdozont  der  Staatswissciischafteii,  Genchts-Sekretiir, 

Wien  I,  Wcixlorthorgasse  7. 
Dr.  Karl  Samuel  *      luit.  k.  k.  Hofnift,  ordeotlicfaer  Professor  der  Rechte, 

Wien  IX.  Bergga.sse  22. 
Emilio  Oonstantino  Ouerroro,  Advokat,  Prüsideot  des  Ateooo  Loisiano,  Vize- 

Kektor  dfs  Kollegiums:  „El  Corajun  de  Jesus**,  La  Orita,  Estado  loa 

AnUes  (Venezuela). 
Dr.  Hanoel  Pereira  OuimarSes,  Reohtsanwalt,  Sdo  Faule  (Brasilieo). 
Dr.  Fritz  Günther.  «Jerichtsasscssor,  Berlin,  Bittorstra^so  (».'>. 
Dr.  J^udwig  Günther,  Pi-ofesüoi  der  Rechte,  Giesseu,  Ustaiilage  4. 
Arthur  Gwmuer,  Direktor  der  Deotachen  Bank,  Berlin,  Raiichstrasse  I. 


H. 

Dr.  Max  Hachenburg,  Reohtsanwalt,  Maonheiin. 

Dr.  Karl  Ilagens,  Wirklidier  Oeheimer  Obetjustizrat,  Oberlandefsgerichm- 

[irilsident,  Frankfurt  a./M.,  |{üsterstra.ssc  3. 
Dr.  Francis  llageru|),  früherer  Miatsterpräsid^nt,  ordentlicher  Professor  der 
Rechte,  Christiania 

Dr.  Scliuichi  Ilagiwara,  Attache  bei  der  Kaiserl.  .Iapani.';chen  Gesandtschaft, 

Tokio,  Koischikavva  bei  Manjuis  Yamagata,  z.  Z,  Brüs-sel. 
Albort  Hahl,  kaiserl.  deutsch.  V^ico-Gouverneur,  Ponape  (West-Carolinen). 
Dr.  Michael  Ilainisch,  Wien  11!.,  I^agergasso  1. 

nakti-Ufv.  lu'clitstii'irat  der  i'fortc.  Corist;uitiii(ii)el. 

olatuj   liallduihsuu,  Koutorchef  im  Miuihtuiiuin  für  Islaiid,  Kopenhagen, 

Kroupriuzessegade  24. 
Dr.  Ernst  vmi  Tfrdle,  aus.seror<^b'ntl icher  Professor  der  Staalswissenschaften, 

Berlin,  Ailieubachstrasse  2. 
Dr.  II.  J.  Hamaker,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Utrecht 
Ludwig  Uainbarger,  Magistratsassessor,  iBerlin,  Linkstrasae  33/34. 
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Dr.  Gustav  Knut  Graf  Hannltou,  ordeittliober  Prolesw>r  der  Stutawüsen» 

schuften,  Limd  (Schweden). 
James  Hamilton.  Magister  artinni,  Advokat,  Dooent  der  StaatavisBensvbafteo, 

Synu  us.'  iXew-York),  Waverly  Place  304. 
Oscar  üamtn.  Pi-äsideut  dos  Oberlaudesgerichtß,  Cöln  a./Kh. 
Hugo  Hanow,  Kaiserlicher  Kegierungsrat,  Berliu,  Lutbenitra8se  14. 
Dr.  Heinrich  Harbutger,  I^ndgeriohtarat  nud  Honorarprotasor  der  Rechte, 

München,  Karlstrasse  21. 
Alexander  von  Härder,  Kecbtsanwalt,  Mannheim  B.  4,  I. 
Dl  Ernst  Hartnentug,  Rechtsanwalt,  Jena,  Foretweg  6. 

Dr.  Oscar  Hartniatm,  Landg^Hchtsdirektor,  Borliri,  KIni-stockstinsNC  17. 
Dr.  jur.  Victor  Freiherr  von  Hartogensis,  Hoclilsaiiwalt  aui  Kaiuiiicrguriulit, 

Berlin.  Vossstrasse  15. 
Älfre'l  .1.  Hartwell,  A(iv(>l,at,  früherer  Justizminister,  Honolulu  (Ilawai). 
Dr.  Sliiro  Ilaruki.  Tokio,  Yob^nya  Funamacbi  äti.  z.  Z.  Berliu.  Schuuiaiiii- 

st  I  a.^st'  1 7. 

Dr.  Wilhelm  Ihtshaeh.  oideotlicber  Professor  der  Staatswisseiischafteo,  Kiul, 

Dysteriihrouk  40. 

Dr.  Hans  Hatschek.  S3nadikiiB  der  Handelskammer,  Frankfurt  a.  M.,  Ketten» 

Dr.  Nikolaus  Hut/.iiK  tios,  Varna  (Bulgarien). 

Harold  Dexter  Hazeltine,  Badielor  of  Law,  Warren  (Pennsylvania  CT.  8.  A.), 

Z.  Herlin,  Lütznwstrasso  '.i]. 
Dr.  Albert  Hiiuel,  Geheimer  Justizrat,  ordentlicher  Profeiäsor  der  Hechte,  Kiel. 
Hermann  BKntscbkd,  Sdtretär  des  aUgemelnen  Deutsehen  Oenoesenschafts- 

verbandes,  Charlottenbur^,  T\aist>r-Fripdrirhstra.-so  5'5. 
Dr.  Felix  Hecht,  Hofrat,  Direktor  der  Kbeiuischen  und  l'fälziüoheu  Uypo» 

thekenbank,  Mannheim,  Bismarckstraase  1. 
Dr.  rhili|ip  H-Tk,  orJentlii-JuT  Professor  der  Rechte,  Halte  a.  S. 
Dr.  i'aul  Heilboin,  i'i'ufesi^or  der  Rechte,  Gerich tsasüeüsor  a.  D-,  Berlin, 

Joaehimsthalerstrasse  33/34. 
])r.  Alois  Heilinger,  Magistrats-Oberkommissär,  Dozent,  Wien,  Laudongasse  5. 
Dr.  Karl  üeimbarger,  ordentlicher  Prufessor  der  Hechte,  Glessen,  Bismarck- 

Strasse  14. 

Dr.  Hugo  Heinemaon,  Bechtsanwal(  am  Kammergericht,  Berlin,  Nettelbedc- 

straiüie  lU. 

Dr.  KaH  Relffericb.  Privatdoceot  der  Staatswii^nschaften,  Berlin,  Passauer- 

sti-a-sse  32. 

Dr.  Hicardo  Heredia,  Professor  der  Rechte,  Dekan  der  juristiscben  Fakultät 

Lima  (Peru). 

H.  A.  Hcrrera,  Professor  der  Rechte,  Dekan  der  jaristiacben  Fakultftt 

Guatemala. 

Dr,  James  Barry  Aluauik  llertzog,  Ki-ster  Straf richter ,  Bloemfontein, 
( Orange-  Freistaat ). 

Dr.  Paul  Herz,  Geht  iMi-  r  Admira!itiif<jrat,  vortragender  Rat  und  Justitiar 
im  Heichs-Maiiuoitmt,  Steglitz,,  Humboldtstrasse  Ui. 

Dr.  Adolf  Hesekiel.  Landgerichtsrat,  Berlin,  Hallesche.strasse  G. 

Dr.  Wüliani  Albert  SauHid  Dewins.  Professor  der  Sfaatswiss.'nHchaften  am 
King's  College  in  J<otition,  Direktor  der  .,l/>miua  .SchtHil  ot  Kctonomics 
and  Polifical  Science.  London  AN'.  C,  Adel|»hy  Terrace  10,  Strand. 

Dr.  Karl  Heyden,  Syndikus  a.  1)..  K--.  ii  a  Ruhr.  Liudengut  134d. 

Dr.  Baron  A.  von  ileyking,  Kais.  Ru.vs.  kuiisul,  Charlottenburg,  llaixlenberg- 
strasse  41. 

Dr.  J.  C.  Tb    If>>yligers,  Professor  der  Reehte  am  indischen  Institut, 

Dulft  (Niederlande). 
Froderik  Chartm  Hioks,  Professor  der  Staalswissenschaften,  Ooiumbfa 

(Missouri,  U.  8.  A.). 
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Dr.  I>*i'  li.inl  Hildi'hrari'l.  nr  lpTitlii  lit-r  Professor  der  Staat^uissonscliafteii.  <iraz. 
Dr.  üurl  iiiläe,  i^yuciikius,  Üuzuut  au  der  tecüuischüii  ilüciitickulü,  Berlin, 

KöDii^ratzerstrasse  61. 
Dr.  Etl<j;ar  Karl  llilty.  Ailvoknt  tunl  F>ii!-Iifii.  ("Inn  (Sihw. iun  riinHen. 
Dr.  pbil.  Max  Uirücb,  Anwalt  Uer  Ueutst-hcu  Uoworkvereiuu,  Mit^iud  des 

PreussiBohen  Atweordnetenhanses,  Berlin.  Oeotbinerstrasse  14. 
Dr.  II.  K.  Hitzig,  ordentlicher  Professor  der  Weelite,  Züridi,  Ka><inostrasse  18. 
Dr.  Auguht  JJjeit,  Obef  der  statjstisobon  Arbeiten  der  Justiu^ektion  de» 

Kaiserl.  Senats  von  Finnland,  Heisiu^fors. 
Imniauuel    HüfTinatin,   oborvurwaltung^nehtsrat,   Grom^Liehterfdde  bei 

Berlin,  Karlstnwsse  110. 
Karl  Hoffmann,  Verlapsbnohhändler  für  Hechts-  und  Staatswissuoscbaften, 

Borlin,  Mohreiistrasse  »), 
Dr.  Stani.slaus  Hofinokl.  Auskultant,  l/oniberg,  Walowa 
Seine  Durehlambt  flerinann   Kürst  zu  Hobenlohe-l^ngenburg,  r«raf  von 

Gleichen,  Kaiserl.  Statthalter  in  FJsas.s-lx)thring«„ni,  Strassburg  i.  E. 
*!11ioina.s  Krskine  Uoliaod,  D.  C.  L.  Frofesaor  der  Rechte  (AU  Sauls  College), 

Cvford. 

Frederick  William  Hdls,  CounMllor  at  Law,  S7ew-York,  Algonak,  Jonkers- 

on-Hudson. 

Olivor  \V,  Holmes,  (Iberrichter,  Boston,  lje;u;ou-Mic'ct  (^iiassachuseti» 
U.  S.  A.). 

tiraf  Clemens  \nn  Hopffgarten,  Berlin,  Werftstnis.so  19. 

Dr.  Heinruii  .losejth  llorwitz,  Justizrat.  Rechtsanwalt  und  Notar,  Berljo, 

Potsdanierstras-so  133. 
Joseph  llourtou!i'.  rntersuchuugsrichter.  Ketbel  (Ärdenncti). 
Dr.    I-^Juard   Holder,   ordentlicher   Professor  der  Kochte,  Scbwägrichea- 

stra-sse  2ö. 

'^Dr.  Hilgen  lliiber,  ordentlicher  Professor  der  Keoht»,  Bern,  £irchenfeld. 
Dr.  Vincenz  üraf  llu>u,  Tetschen. 

Dr.  Hudolf  Hühner,  Professor  der  Bechte,  Bono^  Qluelatrasse  8. 
Dr.  J.  M.  Hymaas.  Advokat  am  KMsationabof,  Haitg,  Javastniat  70  b. 

I. 

Dr.  Joüof  lliyaäeviuü,  Budapest,  SoroLsceri  utxa  20  11  17. 

Dr.  Giovanni  Battista  Impaliomeni,  oidentliober  Profemor  der  fiechte. 

l'iilriiün,  Vi;i  KiM.'ii<-'i  Amari  78. 
Dr.  Karl  liciuricb  Paul  luhülüeu,  Advokat,  Loudoa  12,  Clepbaiie  Kuad  37, 
Canonbnry. 

Dr.  Mitsu  Inuuye,  Privatdozent  der  I'-'.  Iiti  .  T  ,kio,  KodimacbL  Nakaroku- 
baochto  18,  z.  Zt  ätrassburg  i/E.,  Frjidoliii&tra.sse  1. 

*Dr.  Ignalix  Aleksaadrovi^  Ivanoiraky,  Wirkliober  Staatsrat,  oidimtlicheT 
Professor  der  Rechte,  Excellenz,  Petersburg. 

.1. 

Edmund  .1.  James.  Profes.sor  der  Staatswis.seuschaften,  Pritsideut  der  Aniericau 
Acadeniy  of  Political  and  Social  Science  zu  Philadelphia,  Chiuigu 
(Illinois  r.  S.  A.) 

Dl    llLiiri  .laspar,  .\dvokat  am  Appelhof.  Brüssel,  nie  Iv'>irior  1*37. 

Dr.  Ivan  Ivanovir  .lanzul.  Wirklicher  Staatsrat,  ordi  uilahtr  Pn>fe.ssor  der 
Staiitswi.sscnst  haften,  E.\eellonz.  Petoi-sburg. 

Dr.  Ludwig  .laff>>,  Geri<'hts:is.sessor,  Berlin,  Königin- Attguatastrasae  12. 

Morit/.  Jaffc.  üericht.sas.sessor  a.  D..  Pu&un. 

Dr.  i'aul  .laffe.  KainniorgeriohtfirefoadanuS,  Berlin,  Bendlerstrahso  20. 
Dr.  Richard  Jaffc,  Rechtsanwalt  am  Kainmeigericht,  Berlin,  Bendlerstrasse  18. 
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Dr.  Louis  Jardic;o.  (iruf  von  ValeiK.as.  früherer  Pioffleflor  der  Beobte  an 

dur  Univorsität  vuü  (Joimbra,  Lissabon. 
Dr.  Oskar  .liiger,  Privatdozent  der  Staatswi&seusuhaftün,  Cbristiaiiia. 
Dr.  Oeorg  JuUinek,  ordeatlicher  Profeesor  der  Beohte,  Heidelberg,  Bttttmrck- 

ütraii&e  17. 

Edward  Jenl»,  Magister  artium,  Professor  der  Beohte,  Oxford,  Bolbl  College. 
Emeet    nny.  Hittergutsbesitzer,  Maritzyo  bei  Otscbakoif  <BuM!aad),  z.  Z. 

Berliu,  Schleäwiger  üfer  13. 
Eduard  Rittor  von  Josefa,  Klagenfurt,  Heiligengristjilatz  1. 
Dr.  D.  JosephuH  Jitta,  ordentlicher  Professor  der  Bedite,  Amsterdam,  Keizent- 

graobt  bU8. 

Dr.  Vinoenz  John,  ordentlicher  Professor  der  Staatswissenscbaften,  Innsbruck. 

Dr.  'iK'^'or  Jollos,  Moskau,  z.  Z.  Berlin.  Kurfürstenstrassf  81. 
*Dr.  Julius  Joily,  ordeotliuber  Professor  der  Philosophie,  Wurzbarg,  Sonoen- 
stmsee  5. 

Dr.  Theodor  Jourdan,  l^echtsanwalt,  Mainz,  Fiaciisniarkt.strn.sso  17. 

'Milan  P.  Jovauovic,  korrespondierendes  Mitglied  der  Societe  tle  hgishitiun 

oomitaree  asu  Paris,  Mitglied  der  Akademie  für  (Jeset/gebung  in 

Toulouse.  Vukavar  a.  Donau  (8lavonien.  Synnien). 
Dr.  jur.  L't  phil.  Franz  von  .Junweheck,  ordentlicher  Profes.sor  der  Staats- 

witiseuHchafteu,  Hofrat  der  k.  k.  stati-stischeu  Ceutralkonuuis.sion, 

Wien  I,  ßeroldgasse  2. 

K. 

Karl  Kaiit",  T^ndriehtor,  TI  müii.  N'i  tio  Wintorfeldtstrasse  32. 

Dr.  Kranz  ivahn,  Aintsriclitsji  i\.  1).  Maiuilieini,  Ii.  tj--33. 

Oraf  Lt'onich  Ab^xejevic  Kanuir  >vsk>.  Wirklicher  Staatsrat,  ordentlicher 

Professor  der  lü?i-lit<'.  Km  i'11''ii-(:,  Mo.skait. 
Dr.  Christos  (Jeorg  Karajannis,  AUvnk  it,  Kalaniata  (.Mesjjoniun,  Grifrhenland), 

z.  Z,  Berlin,  Wilbelni.stra.s.se  .'S 
Otwiau  Kalbten,  Staatsanwalt  Ijei  der  Zoiivei'waltung  des  Grossfürstentums 

Finulaud,  Uülsiagiifors. 
Dr.  Anton  Kartalis,  Advokat,  Voio  (Thessalmn). 
Dr.  K<i\viu  Katz.  IN-»  htsannalt,  Berlin,  Fran/.ösischestrasse  14. 
Fulix  Kaufiiiauu,  Ju^tizrat,  Hucht^iaiiwalt  u.  Isotai,  Berlin,  Jüdeubtr&sbo  51/52. 
Dr.  jur.  et  phil.  Richard  von  Kaufmann,  Geheimer  Regierungsrat,  l!ni< 

vi'isifilt'-|iri,fc~><.i'.  nriüii,  M.iasi'ii'-trassc  5. 
Dr.  Wilhelm  kaufniaim,  Pnvatüozent,  lierichtsajsäessor,  Berliu,  ^eltolbeck- 

strasse  5. 

V"\'-\  tiij-  v  1''  K.i/.aiisky,  .Magist.'r  jtjr.,  Professor  'l'-r  Iw'''hf«_'.  ()des.sa. 

Charles  de   Kay,  friiherer  Oöueralkousul  der  Vereiuigleu  Staaten  von 

Amerika,  New-York,  413  West  23  m  Street,  U.  S.  A. 
Dr.  jur.  et.  phil.  Sigismund  Keller,  Berlin,  Koehstra.s,se  27. 
2iaxuniliaü  Kempuer,  Kecbthauwalt,  Berlin,  Frauzosiücbestrasse  0. 
Dr.  Karl  Ktndennann.  Privatdoxent  der  Staatswissenschaften,  Heidelbei^. 
Kego  Kiyoura,  Kaiserlich  .Ia|)anisoher  Justizminister,  Kxccih'nz.  Tokio  (.lapan). 
Dr.  Georg  Rleiufeller,  oixieDtlieber  Professor  der  Kecbte,  Kiel,  KirvbonsUns.'iu  5. 
Dr.  Hans  Kieser,  Wien  IX,  WährinperstraRse  40. 
.lorge  Klug.  Prokurator,  .\suiieioii  (Paniguay). 

Dr.  Ut'org  Fricdricli  Knapp,  ordentlicher  Professur  der  Staatswissensdiaften, 
Str:i.«-sburg  i  F.,  SchwaizwaKhtrasse  4. 

Dr.  C.  Knappe,  Kaiserlich  Deutscher  (Jeneralkonsul,  S«-liaiighai  (China). 

Dr.  Haus  Koch.  Ivegierungsasscssor.  Posi-ii,  P(>tristnisse  l*a. 

Dr.  Kichaixi  Koch,  Wirklicher  Geheimer  Ivat,  Präsident  de»  Deut.>cheu 
Kcichsbankdirektoriams  und  Kronsyndikus,  Excellenas,  Berlin,  Über- 
wallst! asse  10;  11. 
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Nicolai  von  Kochanowsky,  IVtorsbuig  irnivorsität). 

Dr.  jur.  «.'t  pbil.  Carl  Küehn«i,  Berlin,  Courbiörestrasso  IG. 

Dr.  Biilint  Kolo.svary,  Klausenhurg,  Majalisgasso  1. 

lir.  jur.  et  pliil.  Dionv.«(iiis,  AdrianuSf  retms,  Norbetus  K(>oiea,  Advokat, 

Utrecht.  Drift  8. 
M.  Kornea,  Advokat,  Baltarest. 

Dr.  x\ll<.Tno  Körte,  Kanimerf;erif'htsri'f'rt»ndiir,  Börlin,  Srhonoliciiier  T'fer  30. 
\V.  von  Kossinsky,  Magister  jur.  et  i»ln'I..  HaujitsekreUr  der  Ölatislischeu 

tiescil.scbaft  an  der  l'nivtM-sität  Moskau. 
.1.  G.  K<jtz.\  fiiilu  n'r  Oberricbter.  Pretoria  (Südafrik.  Republik). 
Dr.  Edijiun«!  Kuviics,  l\echt.»ianwalt.  Budapest,  Zoltanga.sse  7. 
Kaxim  von  Kovalevftky,  Wirklieber  Staatsrat,  früberer  ordentlicher  Professor 

der  !?•  chte  an  der  rniversität  Moskau,  fieauUeu  (Alpes  maritimeeji, 

Villa  Hatavia. 

Dr.  jur.  et  pbil.  <  »tto  Köbner,  Gencbtsa.'Äefisor,  Herlia«  Magdeburgerstrasse  3. 
Onatav  Ki.ljti  i.  R -gierungsratb  a.  D.,  Direktor  der  Orossen  Berliner  Pferde> 

Eiseubalm-Aktieii-Getielläcbaft,  Berlin,  Joaohiuistlialerstrabäe  11. 
Dr.  Paul  Edhnfl,  Amtsgericfatsrat,  Berlin,  Potsdamevstmso  78  a. 
Dr.  Bernbanl  voti  Kfinig,  Oeheiinf  r  T.rpationsrat  und  vortngeodor  Bat  im 

Auswärtigeo  Amt,  Berlin,  Zietbenstrasse  Üc. 
Alexis  Boer  von  Kövesd,  Maros  Czapo  (8iebenbüfgieD). 
Dr.  n.  KruMi»',  Professor  der  Roi'bf'-,  fironingen,  Ziiid-'r^iniret  T)7A. 
Dr.  P.  £.  T.  Kraw>e,  Erster  Staatsanwalt  (Publieke  Aaoklager),  Jobaunibbui^ 

Postbus  3144  (Südafrika). 
Albert  Krautner,  Bistritz  (Siebenbürgen).  /..  Zt.  R.'iliü.  Aii(4ust.stra>><'  85. 
Georg  Kreyenbeig,  Verlagsbuchhändler,  Berlin,  Ueyiuaau'&chcr  Verlag, 

Matteratrass«  44. 

Dr.  Karl  Kv>lin'%    fn'lttMimT    Olifi-R^iziLMungsrat,   vortragender  JEtat  im 

Miniütoriuu)  des  Innern,  Berlin,  Nürnbergerstrasso  25y2ti. 
Dr.  Emst  Kronecker,  Kammei^eriohtant,  Berlin,  Kttifarattfiilamni  241« 
AV alter  Kronucker,  (Tericbtsa-ssessor,  Berlin,  Winterfeldtstrasse  32. 
Dr.  Adam  Krzyzanuwski,  Krakau.  Bucbhandlong. 
W.  Kuleinann,  Oberlai)des«oriclitsrat,  Celle. 

Roberto  Kück,  Iyegatious,sekfetftr  bei  der  Dominikanisdien  Bepublilt,  BeiUn, 
tichellingstrasse  0. 


Jj. 

*liT.  Paul  I.al)and,  Geheimer  Justizrat,  ordeotUoher  Professor  der  Redite, 

Strassl'iir^'  i,  E.,  Kochstaden  n. 
.Io.se  Morouo  J.uuailo,  Advokat,  Pruk'f»t,ur  der  Hechte.  Manila  i i'hilii'i'inen), 
General  Solano  <>. 

Dr.  franci.sco  ir  Paula  Laoerda  de  Almeida,  Advokat,  Profeswr  der  Kecbte, 

T?io  de  .luueiro. 

Gii^' <ii>-  l.Hibovari.  Sektionspi-äsident  am  Kassationshoi,  Bakareet. 

Maurice  Ijir,  Licentiat,  Paris.  Hue  de  Varenne  51. 

Dr.  Heinrich  Lainniasch.  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Wieu  Vlll, 

Floriaogasse  19. 
Dr.  H.  S.  [..andau,  Kou'  if'i'Tit.  Wi.'n.  Litii'tibniiinpnpa.sse  7. 
Dr.  Laude  Lauduoci,  ordentlicher  Profes-sor  der  Hechte,  Padua. 
Dr.  Ludwig  Lass,  Kaisorlicher  Regierungsrat,  Privatdoxent  der  Becbte, 

CharlottenliurL:  I..  Herlin,  Kant.strjus.se  19. 
Dr.  JuiiuK  l^asseu,  ordentlicher  Professur  der  Redite,  Kopenhagen,  Sarle- 

damsgade  3. 

Dr.  phil.  .\dolf  lAsson,  ordentlicher  rTtnor^irprofessor  der  Phüoaopllie  an 
der  Universität  Berlin,  Friedenau,  Hbeiostrasse  53/54. 
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D.  Franz  LiuriD.  K.  K.  Hof  rat,  ordeotiiober  PfofeflBor  des  Kirolieiiieclits. 

Wien  I.,  Augwitiaerstrasse  7. 
Dr.  Emst  TiObin,  Reohtsanwait,  Berlin,  FriedrichatrasBe  44. 

Dr.  Otto  I.r(  lu  r,  Sekretär  der  Brüiinor  Handels-  und  Otivverhekamnior,  BrÜDD. 

H.  Ledegauck,  Königl.  Belgischer  MinLsterresideut,  Bueooi»  Ayrc8. 

Dr.  Karl  Lehmatin,  onlentlicber  Professor  der  Rechte.  Rostock,  PauIstiusseSl. 

Dr.  Emest  Lehr,  juristischer  Recbts-Beirat  der  französischen  Gesaudti»«  liaft 
in  der  Schweiz.  Horjorarprofessor  der  Hechte  an  ilor  l'nivei-sitiit 
I^usannu.  (ieneraJsekretiir  des  Instituts  für  internatiouaks  Recht 
l^usanne,  Les  Toi-^fs  12,  Chaussee  de  Mün-Ke|x»s. 

*Dr.  ßiirkhani  ^Vithe]nl  Leüt,  Geheimer  Justizrat,  ordenUicber  Fiofesaor  der 

Dr.  (jerhaid  AN-xander  Leist,  onieutlicher  l'rofessor  der  Rechte,  Giessen. 
Dr.  Otto  Lenet.  ordentlicher  Professor  der  Keohte,  Strassburg  i./£.,  Uöthe* 

Strasse  9. 

Adalbert  von  Leugyel,  Budapest.  Pipa-utiza  tj. 

Georg  Li'oiilianit,  IjandgM  irhtfidiroktor,  Berlin.  rVnn  Iii.' restiusse  18. 

Dr.  Rudulf  Lt.'0Dhai-d,  Geliiimei  .Jublizrat,  ordouthcher  Professor  der  Rechte, 

Breslau,  Kaiser-Wilhelnistrasse  97. 
Dr.  Sotirios  Leoussis,  Advokat,  Athen. 

Dr.  Walter  Leser,  Pr()f«'ssor  der  StaatswiüseQ.schaften,  Heidelberg. 

Dr.  Franz  I^ske,  Gelieinier  Justisrat  und  vortragender  Bat  im  Justiz* 

ministeriuni.  T'-  iliii.  Wür/.hiir-.'crKtra'^.so  19. 
Valentin  Ijetelitr,  Pro£es.sor  der  Rechte,  Santiago  (Chile). 
Dr.  Hax  Levin,  Oerichtsaasessor  Berlin,  Siegmanddiof  17. 
Dr.  .1.  L«'v\.  Rpfinftoiir  der  Vo.ssi.schen  Zeitung,  BcriiD,  Breitestraflse  8. 
Dr.  J.  Levy,  Advokat,  Aiusterdain,  Keizei-sgracht 

Dr.  Wilhelm  Lexis,  Geheimer  Regierungsrat ,  ordentlicher  Professor  der 

Staats wi>S(ni><  hafti'ii.  Höttingeu. 
Dr.  Willem  John  Leyds,  Gesandter  derSüdafrik.  Republik,  £xcelleuz,  Brüsäul 
Otto  Uebmann.  VeriagBbnchhaodler  für  Rechts«  und  Staatswissenschaften, 

Berlin.  Lützowstra.sse  27. 
Dr.  Henri  Jauobuü  Duparc  vau  Lier,  Advokat  und  Prokurator,  Haag,  Nieuwe 

Schoolfltraat  9L 

Dr.  Karl  von  Lilieuthal,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Heidelberg. 
Richard  Lindau,  Kaiserlich  Deutscher  Geuoraikousul,  Barveloua. 

E.  Tinnartz,  Oerichtsassefssior  a.  D.,  Berlin.  Fleasbnrgerstr»»e  10. 
Dl.  Alfred  liist,  Berlin,  Behreostrasse  38/39  (Dresdner  Bank). 

Dr.  Franz  von  Liszt,  Geheimer  Justizrat,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Berlin,  Hardeobergütrasse  19. 
Dr.  F.  Ä.  van  der  Uth,  ordentlieher  Professor  der  Rechte,  Leiden,  Stille 

Ryn  1. 

Dr.  Paul  I/)e\vy,  Landgerichtsrat.  Ht-iliu,  l^.ssingstrasse  5. 

Dr.  Richard  Loewy.  Recht.sanwalt  um  Katnniergericht,  Berlin.  Victoriastr.  16. 

Dr.  '  esar«'  L'>rnbruso.  ordentlicher  i*rofes.sor  der  gerichtlichen  Medicin,  Turin. 

Dr.  Stefan  l.'  iigiuescu,  ordentlicher  I'rofes.sor  der  Rechte,  Advokat,  Jas.sy. 

Dr.  A(  hille  lx>ria,  ordenti .  f^||^'iof>  ssor  der  Staat.swissensohaften,  PaduiL 

Dr.  Philipp  Lotnlar.'ordetl^]t^-;^0f'l*rofessor  dti  K'>  >  !iti'.  TiLTti. 

A.  Lawrence  Lowell,  Boston  ( Ma.ssachusets).  Exdiauge  LuiUiug  701». 

Alexander  Luras,  Ko«nnierzieni-at,  A.sses.sor  a.  I).,  Direktor  der  Deutsch- 

( »stafrikani.schen  <    -'i  llschaft,  Berlin,  Stiilersttasse  11. 
Dr.  Giaconiü  Lnzzati,  ordfitiJiiher  1'rofe.s.sor  der  Staatswis-seuschaftuu,  Venedig. 
Dr.  Charles  Lyon-Caen.  Trofes-sor  der  Rechte  an  der  Universität  tmd  an  der 

Kcote  libre  des  «ciences  politiques,  Poris,  rue  SooffJot  13. 
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M. 

Dr.  0«oi^  Maas,  Bibliotheliar  beim  Heichsgericbt,  LtMp/jg,  Fürstvoiittrasse  lt. 
Sir  Keiinutli  Muir  Ma<  keiizie.  Kni^lit  Commandor  nf  th-'  BatJi  ^»uct'iis  Couubel. 

Clerk  o£  the  Crowu  aud  socretary  to  tlie  Lord  High  Cbaucellor  of 

Qreat  Britab,  liondon. 
Dr.  Et  liest  Mahaini,  Professor  der  Rechts-  ttod  StaatSfrisBeosebafteo,  Lätticb, 

rue  iio  l  Etat-TiärK  15. 
Freiherr  BernbntI  von  Maltxaii,  Oherland«^i^eriohtapiiaident.  Execllens. 

Husto<)v 

Dr.  Juliua  ^aiidello,  Frivatdoz^ut  der  SUaU>\vi.si>eni>(;baft.en,  UeucrabckrcUir 
der  ungarischen  volkswirtschaftlichen  Oesellsdiaft,  Budapest,  SasutcaO. 

^'i^•olall^  M  iiidrca,  rriLsifl  'iit  >!.•>  Kas>atioiisliofes,  Bukarost,  8tradaFontaiiei30. 

üeorg  MaukiewitZ)  Heubb>auvvu!t,  Burliii,  Jiideaätrasse  51/52. 

Dr.  Julian  F.  Mara,  Advokat  Barcelona  (Venezuela). 

I»r.  JliiRo  Marcuso.  Amt-^pMithtsrat,  [Jerlin,  Hülowstrasse  \00. 

C.  b.  Marheinecke,  Kaiserlich  DotitHcber  Konsul,  Püiiadeipbia  (U.  S.  A). 

Kmanue!  Markovits  de  Terpe»t,  Orosswardeln,  Bar&tok  u.  10.  se. 

Federico  Murlotta,  Privatdozent  der  Staatswiaseoscbaften ,  Gatania,  Via 
Transito  20. 

Fcdor  Fedorovio  von  Martens,  «;eli<*imer  Itat,  standiges  Mit};lie<I  de«  Minister- 
rates der  Auswärtigen  AiiL'i  l'  irotjheit»'!! ,  orxlentliclior  Trofessor  der 

He<;lit(>.  Mit^'lied  des  Instituts  fiir  iuternationalee  Kecht,  Exceilenz, 

l'etei-sburg,  l'antoleimanskaja  12. 
Dr.  Alfred  Martin  Lo  Fort,  ordentliciier  Professor  der  Reobte,  Rektor  der 

Tniversität,  üouf,  rue  de  la  Corratorie  IG. 
Dr.  Marcia!  .\.  Martiuez,  Senator,  Advokat  von  Chile,  Pem  und  Arj;ciiiiiiieu, 

Santiago  (Chile),  Moneda  S5(>. 
Marcial  Alberto  Martincz  de  Ferrari,  Aflv  ilcat  der  Vereinigten  Staaten  von 

Anierika,  Sautia^'o  de  Chile,  Moneda  85tj. 
Dr.  Ferdinand   von  Martitz,   (leheinier  Kcgiorungsrat,  Oberverwaltungs- 

gpiichtMai.  oniiMitli.  h.'f  Professor  d-T  Rcrlitc,  ]?t'rlin,  h'aokeStnisae  26. 
Uskar  Mubkc  Luud^erjthlsdirektor,  Herlin.  Koliienen4tras.se  It». 
Conrad  von  Massow,  ( leheinier  Regierungsrat  und  vortragender  Rat  am 

H("-limi!iL,'^ii' 'f  'li's  Dtnits.'lu'ii  Rriclics.  Potsdatn.  Preitf^stra^-o  'J'ia. 
Dr.  Victor  .Malaja,  Ministenalrat  im  K.  K.  liiuiddsnunisiermm,  orucntlkhur 

Profe.ssor  der  Btaatswiasenaohafteu,  ^\'ien.  Dampfschiffstrasse  8, 
Ferdinand  Edler  von  Mntaiiscbek,   Sektionschef   im  K.  K  meinsanien 

Miuiüterium  für  Dc^uieu  und  die  Herzegowina,  Wien,  .Johauueägasoc  1. 
Dr.  NÜtiro  Matsunami,  Professor  der  Rechte,  Tokio,  Kojimauki  Kn.  Shinioro- 

knfan  Cho  51,  z.  Z.  Berlin,  Tieekstnisso  3*J,  I. 
Dr.  Nikolaus  von  Mattyaüovszky,  Budape.st  Vj  Batbury  u  8. 
Philipp  F.  Hatxinger.  Reverend,  Chicago,  Univeraität  (U.  S.  A.)> 
Dr.  jur.  et.  phil.  Angeln  Mauri,  Advokat,  Professor  der  Staatowisseniichafteii, 

Mailand,  Porta  Komanu  53. 
Dr.  Heinrich  Mannis,  Graz.  Rechhauerstrasee  16. 
Dr.  XikoIa<'V  M.ivrotidis.  A'Iv.ikaf.  Athen, 
Dr.  Max  Mayer,  Heubtsauwalt.  Fraukenthal  (Kheinufalzj. 
Dr.  Panl  Mayct^  Professor,  i^egiernogsrat.  Mitglied  des  statistischen  Amts, 

Berlin,  Kaiserin  Angu.sta.stras.se  80. 
^Dr.  Georg  von  Ma;fT,  Kaiserlicher  Unterstaatssekretär  z.  D.,  orücotiicber 

Profo!;8or  der  Staatswtssenscbaften,  München. 
L.  Mechelin,  Senator,  Flelsingfoi-s. 

Dr.  Charles  MeekeuBtock,  Advokat,  ordentlicher  Professor  der  liecbte, 
Neueliätel  (S<jhwoiz).  y- 

Seine  Hoheit  Prinz-Hegeut  ller/og  .lohann  Albrwht  zu  Ml<  kl  nbufgp  Prä- 
sident der  JJeutäubun  KulonialgcscUschaft,  Schwerin  i.  M. 
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Dr.  Hudolf  MtHletii,  liHudgeiiehtsrat.  riiivi<isii;itN|iiüfe.s.s(>r,  Tireifswald. 
•Dr.  J-riedrieh  Mtili,  ordentlicher  Trofeaftur  dw  iitscht«,  Advokat,  Zündle 

Htadthaus<juai  7. 
T)r.  Emil  Mi'iin  i  k-  ,  l-ainl-t  i  tclitsrat,  Berlin.  Klei.ststnus.se  Sl. 
Dr.  Wilhelm  Meister,  Laudrat  des  Kreises  Uaonover-LiodeOf  Uaniiover, 

Iviüplaulje  43. 
Kriist  Mt'iv/.iu  r,  Vasvar  (Ungarn). 

Dr.  August  Meitzen.  Geheimer  Kegieruiigsrat.  orfloutliclier  UoDorarprofeKSor 

der  Staatswisseusf  haften,  Beiliu,  Klttiststi-a-sf^e  23. 
Alfled  Melly,  Lausanne.  Villa  des  Lftnriers. 
Alhert  Mende.  IjutIi irliti  i ,  (iuhen. 

Candido  Mendcs  de  .VhiK'iUa,  Professor  des  Strafretlits,  Rio  de  Janeii«*,  lüia 

general  Caniara  31  (13ra.silien). 
Dr.  Kern. Ulli' )  M.  ini.  s  .1,    Almeida.  Professor  de»  ioternationalen  Trivat- 

rtcht.s,  Adv<»kai,  Uio  de  .laueiro  (Brasilien). 
Dr.  J.  Mendes  Martins,  .Advokat,  Lissabon,  Rua  Nova  do  Alinada  81.  l*. 
l)r.  Aiitmi  Menger,  ordtntli-  Ihm  I'pifcs.sor  der  Kerlitc.  Wien,  (;onza|,'ni,M->ii  23. 
Dr.  Kudolf  de  ^leothou  liuke,  Advokat,  Herxogcubu^ch,  Jnu  Höiinstraat. 
Dr.  Adolf  Menzd,  ordentlicher  Profesfwr  der  Rechte,  Wien.  Schwarz- 

^jeiue    Durchlaucht  Dr.  Clemeii»,  Krhjinnz   vou  Metternich,   Wiuu  III, 
Kennwe^  27. 

Dr.  F'  Itv  Meyer,  Ijindgeri<,'ht.srat,  Berlin,  Lützowufer  3'J. 
Dr.  (k'org  Meyer,  ücheiiiier  iiufrat,  ordeotlicher  Professor  der  Kochte, 
Heidethorg,  Kobrbai^kerstrasso  38a. 

Dr.  (.'arlos  .Meyer- Pcllegrini.  Buenos-. Aires. 

Dr.  Krich  Me^'üsuei-,  Kechtjsanwait  und  Notar,  Berlin,  üvhroni>trasso  4. 
Dr.  G.  Micheltren,  («oncralkonKul  der  Republik  Colun»Wen,  Eilbeek  bei 

llamhurg.  Blumenau  TS. 
Dr.  Li.  Miek-ke,  Geheimer  Kricgsrat,  vortragender  Hat  im  Kriegsiniuiiitoriumf 

Berlin,  Pallasstrasse  23, 
Dr.  Krnst  Miler.  Stiulsainvaltsuhstitut.  Agram. 

Wni.  (iaibraith  Miller.  Advokat.  Dozent  der  Keobto  an  der  l'uiversität 

(Jla.'^gow,  Kdinhurgli,  .Mbanystimse  39. 
Sir  Alfred  Milner,  Gouverneur  vun  Kapland.  Kapstadt,  Gouvernment  llouse. 
Zivko  M.  .Mil(»ssavlje\its(h.  ordeiitliiher  Pmft'.ssur  der  Keehte,  Belgrad. 
Dr.  Georg  Minden.  Syndikus  di*s  Berliner  I'fandbriefamts,   Berlin,  Tempel- 

hofer-Pfer  Ki." 

Ma.\iiiiilian  Mintz,  Ingenieur  und  l'atentaiiwalt,  Berlin,  rnt*>r  dun  Linden  11, 
Dr.  B<uis  Minzt's.  Professor  der  Stjuit.swisseusi-haften.  Sofia. 
V.  Mis>ir,  Advokat.  Bukarest,  Strada  Fontauei. 
Dr.  Ludwig  .Mitteis.  oidentiiclier  Professor  der  Bechte.  Leipzig. 
Dr.   Wolfgang  Mitt.'rmaier.   Privatdozeiit  der  Reihte,  Iletdelburg,  Karl-' 
stras.se  S. 

Dr.  L.  V.  \.  Molengraf.  I'rofo  >-  r  der  Kechte,  Utreuht. 
Dr.  Antonios  Mouiferratos,  Advokat,  Athen. 

Dr.  .luäo  Muntoiro,  Professur  der  Rechte,  Advokat,  Sdo  Paulo  (Brasilien). 
Jose  Leite  Montfiro.  Atlvokat.  I'rofessr)r  am  Lyceum.  PiiKidi  nt  des  OeuiUtnde- 

rats,  Sekretär  düt  ilundelavureinigung,  FuüchiU  (Madeiru). 
Dr.  .Ios(>ph  Morel.  Bundesrichter  and  Honorarprofessor  der  llechto,  Lausanne. 
Dr.  Hl  '!    Morg.MistiiTiie.  t,rdentlirher  Profes.sor  der  Keubts-  und  llttaats- 

wissoasvliafttiu.  Christiunia,  o.scari>gadti  34. 
Dr.  ririk  Motzfeld,  Christiauia,  Parkrej  41  b. 

Dr.   ILins  Mun<h- Peteisen,  Privatdozent  der  Reuhtn,  Kopenhagen,  St. 

PeUün»gado  30. 

Dr.  liüo  Münk.  Hof*  und  CierichtHadvokat,  Wien,  WoUzeilc  1. 
JohanuoM  von  Mumlt.  Zürich,  Zwingliplatz  3. 
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NicoluuH  von  MiuawiotT,  KaiMrlich  Ruasisclier  Ja8ti2miDt8t0r,  Hnhe  Exoelleiu, 

fcjt,  i'etersburg. 

Dr.  SeTKei  MuromtzeS;  ordentlicher  Profeesor  der  Redit«,  Prtokleot  dur 

Moskauer  juristischen  (Gesellschaft,  Moskau,  Skateriitv  'J8. 
Dt.  Beuno  Muhsaini  Rechtsanwalt.  Berlin,  Genthinerstrassc  5. 
Dr.  Emil  Hüji»terberg,  Stadtrat,  Berlin,  DorDbergstrai»^«  7. 
Dr.  Oacar  Mfiosterberg,  Berlin,  NaroberKerstraaee  45. 

N. 

Ylfldiniir  Dimetrievie  Xabokoff,  Privatdozent  der  Heebte  ao  der  kaisertichen 

Kechbischnlf,  Petersburg,  I'ctt  rsburg,  Moskai*  47. 
Dr.  Brigido  Naltza,  Cindaeb  liolivur  (  Venezuela). 
Akus  Xavratil  von  Szalök.  Budapest,  Lipot  atoza  10. 

Carl  NiUrcIi,  Zürich,  Xouiiiarkt  20. 

Dr.  J.  A.  Nederburgh,  Mit^liud  des  Justizrats,  Batavia  (Niedeiläudisx-h  Indien.) 
Jevgenij  Aiexejevic  NefedjefT,  ordentlicher  Froleasor  der  Beohte,  lleaUa. 
I'r.  Miltiades  Xegropontis,  Atlipn. 
1)1.  Ernst  Xeukanip,  LaiuJgcncliU>iat,  Ijuttingen. 
Dr.  .4riiüi)  Neumann,  Advokat,  Budapest,  Andras«y-ütza  5. 
Dr.  Hugo  Xeuniann,  Kechtaanwalt  am  Kammergericht,  Beriin,  Potsdamer- 
ätra&üe  118. 

Oscar  Netimaoo,  Rechtsanwalt,  Berlio,  Leipzigerstraase  56. 

Paul  Neumann,  Advokat,  Honolulu,  Merchant  Street  314. 
iUexander  Joi-afimovio  Nevzorow,  auÄierorUeatlicher  Professor  der  itedhte, 
Dorpat  (Jurjev). 

Dr.  Joseph  Shield  Nicbolsott,  ordentiicher  Profeasor  der  Nationalökonomie, 

Edioburgb. 

Dr.  Alexander  Nieoladoni,  Hof>  and  Oeriobtaadvokat,  Linx  a,  d.  Donau. 
*Dr.  Theodor  Xiemeyer,  oidentlicher  Professor  der  Bedite,  Kiet,  Lornaer* 

ütraase  lü. 

Dr.  Otfried  Xippold,  As8e.s.sor,  Blankenheim  (Thüringen). 
Dr.  Paulo  de  AliiH'iila  Xogueira,  Rechtsanwalt.  S'lo  Paulo  (Brasilien). 
Magister  jur.  Paul  Xowgoi-odzeff,  Piivatdozent  der  Kecbte,  Moskau. 
Dr.  August  Xybergb,  Senator,  Obeniebter,  Hlt^ed  der  Oesetzgebuogs- 
Kommiseion,  Helsingfon  (Finnland). 

O. 

Dr.  Fraiici.sco  Ocboa,  Professor  de.s  Strafrechts,  Advokat,  Maracaibo  (Venezuela). 
Hkluaixl  Oerstroew,  Sektionsobef  im  Juatizministeiium,  St  Petersbuig,  Fwe- 
Stadtskaja  27. 

Dr.  jur.  et  pbil.  Paul  Oortmann,  Professor  der  Rechte,  Kolonie  Grunewald 

bei  Berlin,  Königsallee  34. 
Dr.  Friedrich  Oetker,  ordentlicher  Profe.ssor  der  Rechte,  "Wüizburg,  isiebold- 
strasse  1. 

Freiherr  Alfini  \<iti  (»fffiinann,  Brünn,  Durnro.sselgas.se. 

Ernst  OflciniauD,  iiegiLruugsreferendai  u.  J).,  Köln  a/Rb.,  Hausaritig  85. 

Dr.  Julius  Ofner.  Hof-  und  (»erioht.sadvokat,  Wien,  WoUzeüe  12. 

.Shigesiro  Ogava,  (Jefiingiiisdirektor.  Yokohama. 

Dr.  Santaro  Okatnatsu,  Privatdozeut,  Tokio,  Sbiha,  At;i^'o>tni>M>  1. 

Marquis  Ramon  de  Dalniau  de  Olivart,  ebemalipt  r  l'mfoMH  iler  Rechte  an 

der  Universität  zu  Madri'i,  Ali^i-oirlucter,  iJan  L-lona,  Hnirti  (lü    71,  10. 
Dr.  K.  d'Oliveirona,  früherer  iUi  am  liuchbiuu  Ciericbt<shof  in  Schweden, 

Stockholm,  Klarabergsgatan  21. 
Dr.  Justus  Olshauseu,  Oberreiubsanwalt,  I«ipzig,  LeasingstnuGe  1. 
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Dr.  Anglist  Onckrn.  oidontlicber  Profeiwr  der  StaatswisHanacliaften,  Bern, 

fcichaiizoiieggstiusse  17. 
I>r.  Charles  van  Oppen,  Mastricht.  Brümelemtrafwe  6. 
Dr.  Luf-a  Orsini  Baroni.  Attaoli»'  der  Italieiiisclicn  Botsr-haft,  Foroacette 

(Froviocia  dt  Pisa)  z.  Z.  Berlin,  Beraburgei>>tra88e  19. 
Dr.  Prederik  Daniel  Eduard  van  Oaenbruggen,  Advokat,  Makaawar  (Celebea, 

Niedt'rläiKÜs«  h-'  Ostindien). 
Dr.  Hugo  Oser,  Uixlentiicher  Professor  der  Kechte,  Freiburg  i/Sdiweiz. 
Iwan  Itaeroff,  Privatdoxent  der  StaatswiasenaohafteD,  Uoekaa. 
Dr.  Albert  Ostorrietli,  Berlin.  Wilhelmatraaae  57/58. 
Taizo  üyagi,  Uocbtsanwalt,  Tokio. 

Dr.  Horvad  Oedön,  Advokat,  Dooent  an  der  (Tnivenittt,  Dekan  der  Reclita- 
akademie,  Eperjea  (Ungarn). 

P. 

(iraf  Peter  von  Pahlen  früherer  Botschaftsrat  bei  der  Kaisorlich  KussiRehon 
Botschaft  in  Berlin,  z.  Z.  Oross-Autz  lx>i  Station  Autz  (Curland), 
( Kussl.-ind). 

Dr.  Maro  [•.illamary.  früherer  Advokat  am  Appellhof  zn  Paris.  Smyma. 

Salvatoro  l'aloinl>a,  Advokat,  Cagliari,  via  Corte  «J'Appello  24. 

Dr.  (ieorg  Panopoulos.  Advokat.  Athon. 

Dr.  Vladimire  Pappafava.  Advokat.  Zara  (Dalniatien). 

'Dr.  Ma.\  Pappeuheini,  ordentlicher  Profe.s.sor  der  K'echte.  Kit^l,  Wuitz- 
stras,so  39. 

Dr.  Caraeciolo  Parra.   A'!\okat,  Profe.s,sor  der  lieehte.  M<  rida  (Veneauehlj. 
Dr.  Christoph  1'.  Patalas.  Ail\i»kat,  Atlieii,  Sophokle5s.stn1s.se  70. 
Dr.  Johannes  F.  Patahi-s.  Advokat,  Athen,  Sojihokles.stras.se  70. 
Payan.  Direktor  der  l^ank  von  Peru  tnid  London,  Lima  (Peru). 
Henry  Poartree,  l'rilsideiit  der  amerikanischen   liandelskainmern ,  Paria, 
rue  Serlbe  3. 

Wilhelni  Freiherr  von  Peehmann.  l'rilsideiit  der  jin  istivr  licii  < '■•  srllscliaft  in 
München,  1  )irektor  der  Bayri.schuu  Handelsbank, München,  ( Uto8traK.su Ha. 

Dr.  pbll.  Eduarcl  Pechurl-Ix)esche,  Professor  der  Philosophie,  Erlangen. 

A.  Pflldrani.  Kaisi-i Ii<li  ItiMitscIicr  'IiMifralkonsui,  AiitwTpcii. 

F.  PereLs,  Wirklicher  üutieimer  Adniiralitatsrat,  MinistürialUiroktor,  Borliii, 
Angahuigerstrasae  52. 

.Tosejih  Pergament,  Recht.sanwalt.  <Kles.sa. 

Miüliael  Pergament,  Magister  jur.  Dozout  der  liecbto,  üUeHüft,  Po8tbtra.ssü  12. 
Graf  Joseph  von  Peetalozaa,  Hcgienuigsacoessist,  Mfinchen,  Kapnzraerstrafi8e77. 
Johannes  Petri-s,  Oberverwaltuim^sf^crieht.srat,   Berlin,  Kiirfüixti'iidatnm  212* 
Dr.  Juliu»  PuterticQ,  Keichs>;<  ri(  htsrat,  Leipzig,  Schiitzensirasüü  12. 
Dr.  Leo  voo  Petrazycki,  Maj^ister  jur.,  Privatdozent  der  Rechte,  Potersbnrg, 

Bolaohaja.  Konin.schenaja  13. 
Dr.  Leopold  PfafT,  ordentlicher  Prüfes.sor  der  Hechte,  Wien  1,  Am  Uof  .7. 
Dr.  Angnst  Pflug,  Berlin,  Königsbergerstrasae  25. 
Dr.  E.  Pliilip|)i.  .\nit.sgerichtsrat.  Berlin,  Lessitigstia.sse  12. 
Dr.  Eugen  Pbilippuvicb,  Edler  von  l'bitippbljerg,  ordentlicher  Profesfior  der 

StaatBwisaeittcfaafton,  Wien,  Reithlegas.se  B 
Khan  Hinang  Phya  Kraisi  (Nai  Pleug).  Königlich  Siamesischer  Krooayndilciia, 

Präsident  dos  Kriminalgerichts.  Bangkok,  Dan  Mo. 
Dr.  Julius  Pickier,  Professor  der  Bechte,  Budapest,  Szeutkinilyi  U.  22. 
Alexanil'  i  Püenco.  Hagiatr.  jtir.  attaoh.  bei  der  Univeraftät  in  Petersbuiig, 

Pcffrsburg. 

A.  l'illet,  Professor  der  Kechte,  Orenoble,  Kue  I.,«?sdigui«  res  45. 
Dr.  Kobert  Piloty,  ordunüieher  Professor  der  Rechte,  Würzbnrg,  Sander- 
glacistitratMc 
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♦Dr.  Oscar  Platmi,  -t  i*  ntliirlior  Profei»or  der  Rechte,  Hiiglied  der  Oembws- 

koniinisäiuu,  Chi isUania. 
Max  Pliiddeinann,  Kontre-Adminü  z.  D.,  Beriin,  Schapentraaee  15. 
Dr.  Yittürio  Polooco,  ordentlicher  ProfesRor  der  Beditef  Piidaa,  Ym  dd 

Peru  MM)  7. 

Dr.  Armin  Polg:'tr.  Richter  am  Rezirksgeneht.  Bazin  (Dngani,  Komitat 
Press  burg). 

Dr.  HtfVQaldo  Porchat^  liöchtäauwalt,  iSäo  Paulo  (Brasilieu). 

Dr.  Felix  Porach,  Rechtsanwalt,  füntbischöflicber  KonaiatorialTai,  Hit^^lied 

des  Flaiisi's  «Jer  xUigeonluetoii.  Breslau.  Srhweiduitzorstrasse  '»1. 
Dr.  Montz  Fuschi,  Mininterialrat  im  Finanzmioisteritim,  Wien  1,  Jasomir* 

gottstrasao  4. 

Alexander  Poujdl,  früherer  liesihäftsträ^er,  Abgeoixlneter  in  der  geeetz> 

geltenden  Körperschaft,  PorNau-Prince  (Haiti). 
Pradier-K'xh'rö,  Klireninitglii-d  des  A|»peIlhofes  zu  Lyon,  Ehren|»r:l«iident  und 

Hi.'griindt'r  der  ^tiuitswissenschaftlichen  Fakultät  der  Uiiiversitiit  Lima, 

Mitglied  des  Instituts  für  iotemationalefi  tjecht,  Saint  Etienne  (Ijoire), 

K'ue  Faure-Belon  2. 
Dr.  Umlierto  Pmiizataro,  .Advokat,  Neapel,  Corso  V.  Emanuele  4.').'). 
Dr.  Hugo  Preuss,   Privatdozent  der  Hechte.   Berlin,  Matthiiikiivhstravse  21». 
Jules  Preux,  Mitglied  der  Abtheilung  für  iuislundische  (n-setzgebuiig  beim 

.lustizniinisterium,  Paris,  rue  de  .Mirornesuil  101. 
Dr.  Ixiehard  Prien,  Soeanitspiüsident  a.  I> .  Clirirlottenburg.  (joetlH?stra.sse  SL 
iL  Sergius  do  Proutschenko.  Magister  jur.,  (ieneralrat  des  Gouvt^rnenients 

WOIOne.sh.  Petersburg.  Sergievskaja  IS. 
Woldüinar  von  ]'r7.e\valsk\ .  K'.m  Iit.saiiwalt,  Moskau,  Arbat,  eigenes  Haus. 
Wuldeinar  vou  Przewalsky,  1- livUeusrichter,  Moskau.  Arbat,  (>igones  Haus. 
Seine  Durchlandit  Wilhelm  Küist  zu  l^ltbus.  Krhlandmarsclislt  im  Fürsten- 

tum  Ilügen  mir!  <[>  i  Lan  l '  Itartil,  Genendmajor  ä  la  auite  der 

Armee.  Selilos«  Putliu.s,  i'utlms. 
Dr.  Comerum  Pynaekor-Hordyk,  frülierer  Generalgouvemettr  von  Nieder- 

läiidiHeh-lndi(>n,  Mitglied  der  ersten  Kammer  der  Genenüstaaten, 

liaag,  Jezuidenhort  58. 


liOO  Qo(^ok,  Tjandgerichtsrat,  Berlin,  HariraiigerRtraflae  1. 

Dr.  Beriiabe  Quiros,  Advokat,  Direktor  de.s  Staatsiii'-tituta  für  den  Ans- 
tausch  von  Druohsehrifton,  Sau  Jose*  (Costa  iüca). 


Snine  KönigUdie  Hoheit  Prinz  Rabi,  Königlich  fSamesiacher  Juatizminbtor, 

Hangkok  (8iam). 

Alfred  Hadtke.  Kaiserlicher  iVegierungsrat^  Berlin,  Neue  Winterfeldt.stra.«i.se  12. 
Dr.  Milorad  \V.  K'ndnlowitsch,  Attach«'  der  Königl.  Serbischen  (  Jesandt.s<  haft, 

Berlin,  Woonstras.se  U. 
Arihar  von  h'affalovicb,  Wirklicher  Staatsrat,  Excellenz,  Paria,  Avenoe 

Hoehe  1!». 

Dr.  Oresto  lianellettt.  oi-deutlicher  I'rofossor  der  Jiechte,  Camerino  (Italien). 
Dr.  Heinrii  Ii  Hauchberg,  orb  titlit  li-  i   Professor  der  Staatawiasenst'baftcn, 

i'n»g,  Kgl.  Weinberge,  Cclukuvsky-Aahigen  12. 
Dr.  Carl  Ferdinand  Reatz,  .lustizrat,  (»iessen. 
Dr.  Baron  von  I".T(ltz-TlHitt,  Berlin,  In  den  Zelten  0. 
Mehemed  K'efik  Hey,  frühorer  türkischer  Hotiichaft>i.sekretar,  Kou.stauliuopfl. 
Dr.  Paul  Rehme,  Profeaaor  der  Rechte,  Quurlottenlmrg  bei  Borlin,  Fasan««- 

atrasap  7. 
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Louis  Renauld.  Professor  der  Tfi^clili^  an  der  Universität  und  der  freien 
Schule  für  StaatswistieDScbafteu ,  i'räsident  de^i  iustituts  für  inter- 
Dutioiiales  {teohtf  Fftris,  rae  4it  Cberche  Midi  30. 

Dr.  Tladiitiir  \  <<ii  Rennenkampf,  Profeesor  der  Rechte,  Odessa,  Sadovaja  5, 
hugm  11. 

Pr.  jar.  et  phil.  Emst  Rethwisch,  Berlin,  Achenbachstrame  lö. 

Paul  von  Rlieiubabpii,  Oelieimer  Oberregienai^siat .  \  <>i  tragender  Rat  beim 
Staatsiiiinistefium.  Berlin,  Soliöneberger  L'fer  13. 

Kiiiaiiuel  lice  Ricbaidsoii,  Evansville  (Iiidianu.  U.  8.  kX 

Dr.  0.  Froiberr  von  Uicbthofeu,  Wirklieber  Oebeiinej  Hat,  rnterstaals- 
Sekretär  im  Auswärtigen  Amt,  £xoeUen£,  Berlin,  Friedlich -Wilhelm- 
strasse IT. 

Dr.  Eiiiil  i.'it'del,  Amtsgericbtsrat,  B«'rlin,  Augsbmi.:tM>ti:isso  7'J. 

Dr.  Anton  Hiehl.  Hof-  und  Oericbtsadvokat.       ner  Noiuitadt,  Wienmtr.  9. 

Dr.  fiuido  Kignauo.  Livorno.  Via  Vittorio  Kiuumiele. 

N'iktor  Ring,  Tjindgerichtsrat,  Berlin,  Scböneberger  l'fer  46. 

Dr.  Kntost  Roguin,  ordentlieber  Professor  der  K^  rlit»«,  I^iusanne. 

G.  Rnlin-Jaequeniyus,  bevoll nnicbtigter  Minister  uiid  Oeneralrat  des  Königs 
von  8iam,  S3iren|)r:Lsident  des  Instituts  für  internationales  Recht, 
llniior:u-]irnf)  ssi>r  der  Rechte  an  der  rniversitit  Brufisel,  ExcftUenz, 
Bangkok  iSiam). 

llector  de  Rolland,  Staatsrat,  Oeneraiadvokat  am  Obergericbt,  Monaco,  Rue 

Alb»Tto      Villa  Bois.vrt. 
Dr.  jur.  i't  }>hil.  Ernst  Ro.sentela,  KanunergericbtsrefeieinJur,  Berlin,  Voss- 
stra.s.se  13. 

Dr  F/Iuard  Rosentbal.  oixlentlicber  Pr<>fe.s.sor  d«  r  l'>'cbte,  Jena. 
Dr.  Iluiurich  Kosiu,  ordentlicber  Professor  der  Rec^iile.  Froiburg  i./Br. 
Dr.  Emst  Rosenfetd,  Oerichtsassessor,  Privatdozent  der  Reuiite,  Ilallo  a/ä. 
Theodor    Rns'tri.   »ionvorneur  der   I'uniünischen  Nationalhank,  früherer 

Mioiüter,  Üukareiit,  SUai^se  Puvernei. 
Dr.  Wilhelm  Rothe,  Amterichter  a.  D.,  Rechtsanwalt,  Berlin,  KöniggrStser- 

stnisso  (»0. 

Leo  ^.  Kuwü,  Prolettöur  der  Staatäwlsseuscbaften,  i'bilodelpbia,  College  Hall, 

Univenity  of  Pennsylvania  (U.  8.  A.) 
Dr.  Anselm  Rumpelt,  Ätnt.shauptniann,  Cbeninitz. 

Dr.  8imon  Rundstein,    Warsebau,  Oei^trasse  IC,  2.  Z.  Chartottenbai;g, 

Scblütei'stras.se  14/10. 
Oiacomo   Ruta.   Advokat  nnd  Proknrator  am  Kasaationahof,  Rom,  via 

d'Azeglio  24. 

William  Rutberford,  Barrister  at  l^aw,  liondon,  Plowden  Buildings  U 
Temple  R  C 

S. 

Serpns  Sabinin,  Privatdozent  der  Hechte,  Mockau  Arbat,  Nikolsky  poreulok 

(Haus  Sabolot/.ky). 

Dr.  Felix  Saedt,  früher  ord.«n»li<  ber  ProfesBor  der  Redit«,  Freiburg  in 

der  Scbweiz,  z.  Z.  iViln  a.  Rh. 
Walter   von   Saiut-Paul-Illaire.    Bezirksbauptmuiui,   Tanga.  Deut.scli-U.st- 

Afrika. 

Dr.  Ludwig  Rudoif  von  Sali.s,  Honorarprofessor  der  lu  rlitc.  lli  rii. 

Dr.  .Vrtbur  Salomou!Mit)ii,  Reebtsauwait  a.  D..  «M'scbaft.sinhaUfr  d<>r  Uisconto- 

Cies.  Berlin,  Bellevue-sti-asse  19, 
Dr.  Georg  Salonionsdhn,  ( ieri«  htsnssessor,  Berlin,  Aisoiistiuss«'  U. 
Dr.  (liuM'ppc  Salviuli,  ordentlich«-!  Professor  der  lu'cbto,  Palermo. 
Dr.  Evangflos  P.  Saniios,  Syra  (<5rieebenland). 
ijotirioR  l'erikloR  tiamioa,  Hyra  (Orieclieuiand). 
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Dr.  Luigi  SAinpolo,  ordrnf!t(  hrr  Profossor  der  Rechte,  Ftfenno. 
Dr.  Kicbanl  äaiuter,  Berlin,  Lutherstrasse  53. 

PbqI  Sa<ne,  Kaiserl.  Geheimer  Rogieningsrat  Berlin,  DerfflinKeistrasse  13. 

Dr.  I.  - 1  von  8avigny,  Piofosor  tier  Ket-Iite,  (Juttingen. 

Dr.  Georg  Schopt,  landrichter,  Hambufg,  Harvestebade,  Mittelweg  55. 

*Dr.  WilMm  Boliarliiig.  ordentlicher  Profeasor  der  StaatswissensdiBfteD, 

Mit^^litil  des  dänischen  Reichstags,  Kopenhagen. 
Dr.  Albert  E,  Fr.  ächäffie,  Minister  a.  1) ,  Excellenz,  Stuttgart,  iTbanstr,  53. 
Dr.  jur.  et.  phil.  Hans  von  ßoheel,  Geheimer  Oberregierungsrat,  Direktor 

lies  Kai.soriich  statistischen  Amt.s.  Herlin,  I^ütxow-Ufer  8. 
Dr.  Karl  Scbeinij^ugf  Rat  der  K.  K.  Finanzpnikanitur  für  Tirol  und  Vor« 

ftrlbei^,  Wien,  Aiserbachstrasse  11. 
Dr.  Paul  ScbelUias,  Amtsrichter,  Rixdorf,  Richard  platz  IG. 
*i)r.  Karl  von  Sch  orzer,  auKserordentlioher  Gesandter  und  bevollmächtigter 

Minl8t^»r^  Excellenz,  Görz. 
Paul  von  Scheyn,  Dozent  der  Bedite  an  der  Kaiserlidien  Kecbtmchiile, 

Petersburg. 

Dr.  Donieuieo  ScLiapiioli,  Advokat,  Professor  der  Rechte,  Macorata. 
Dr.  Walter  Sdliff,  Beamter  der  statiatiadien  Gentralliommisrion,  Wien 

Pilgramgasse  0. 

Dr.  M.  St.  Schischmauuv .  Sekn  tar  hei  der  Füi"stlich  Bulgarischen  Ageutic, 
Belgrad. 

Friedrich  Schlatter,  Advokat,  Zürich,  Im  Bleichei  wi^-r.  Ecke  Chlaridenstra««se 3G. 


snito  des  Leib-Gardehusarenregtments,  erbtiohes  Mitglied  des  Herren- 
hauses, Schloss  Primkenau. 

Benno  Schlomaun,  Rechtsanwalt,  Berlin,  Friedrichstrasse  204. 

Joseph  SchluRsmachur,  Handelskammer-Syndikus,  Frankfurt a.M.,  Niedeoau42. 

Paul  S«  hiinM.  Rechtsanwalt.  Ik'ilin.  I'rhrenstrasse  42. 

Dr.  Arthur  iScbmidt,  ordeutiicher  Professor  der  Rechte,  Giesseu,  Ludwig- 
strasse 45. 

Dr.  Florian  Schinit.  Advokat-Anwalf,  Luxemburg.  Nouthoi-Allee  11. 

Dr.  Gustav  Schmidt,  Abteüungssckrotär  und  Chefradakteur  des  Sduveizcrisebeu 

Handelsamtablattes  im  eidgendssisohen  fibwdels»,  Industrie-  und  Land- 

wir1si'liaff5ifiopartement,  Bern. 
Dr.  Albert  Schneider,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Zürich-iiottiugen. 
Dr.  Victor  Sdineider,  Rechtsanwalt,  Berlin,  ZimmenfarasBa  92/93. 
Dr.  Frl>  iii'  h  Schoüinoyer,  Geheimer  Justisvat,  ordentlicher  Profeaeor  der 

Rechte,  Wüizburg. 

Dr.  Clemens  Freiherr  von  Schorlemer,  KSnigfioker  KammariieiT,  Oher> 

präsiilialrat,  Liser  a.  Mosel,  Kr.  Berncastel. 
Nikolai  Sohorstein,  filisabethgrad  (Südrusslaud). 
Friedrich  Schendorf,  Odessa,  Preobraschenskaja  9. 

Eduard  Aug,  Schrooder,  Sekretär  des  Gewerbeverein.s  und  des  laad-  nnd 

forstwirthschaftlichen  Vereins,  Toschen,  Grosse  Lauben  100. 
Richard  Schroft,  Kechnungsrat  des  K.  K.  Obersten  Rechnungshofes,  Wien  IV, 

\Vjonei"stras.se  15. 
Dr.  B.  Sehrijdor,  Kaiserlich  Deuts<;her  (ieneralkonsul,  Beirut. 
Dr.  Kmil  S(;hrutka,  Wler  von  Rechteustamm,  ordentlicher  Pi-ofes.sor  der 

Rechte,  Wien,  Cottagegas.s«»  5U. 
Dr.  Paul  S'i  huliait.  f  M-hriiiicr  S'ci'li.iiiilluii^^rat  ;i.  D.,  Berlin,  K eithstiu-^se  13. 
Dr.  Rcichbritter  iieniiaiiu  von  .Schiillcni  /u  Sclimttenhofen,  Professor  der 

Staatswi.ssenschafteu,  Wicii,  Ma^^ilalt  iinistiusse  28. 
Dr.  Karl  Schulz,  Professor  der  Üechte,  Reiohsgerichtsbibliothekar,  Leipzig, 

Jakobst  lUHse  10. 

Dr.  August  Sigmuml  Schultze,  ordentlicher  Pnjfessor  der  Rechte,  Strass* 
barg  i.  E.,  Obcriinstrasse,  Eolte  der  EhnHannstiasae. 
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Dr.  Ivan  Schulz,  l'i'ag,  äofieuiiisel. 

Dr.  Hennann  Schuhmacher.  Hnfsarbeiter  im  K5ntg1.  Pren^ischen  Ministerinm 

dor  öffpntlii-lii'ii  Arl't'itfii.  RrTÜn.  Worni-or^tra^-f  10. 
*Dr.  Wilbeltn  Schuppe,  Gehuiuier  Kegieruugsrat,  ordentlicher  Professor  der 
Philosophie,  Oreifsirald. 

Pr.  rTt'iurich  Schuiv.,  I]r>'iiit'n.  ( illii  rstrasse  42. 

*Dr.  Erost  Schuster,  Barriäter-at-Law,  Loodoo,  Linooluü  lun,  W.  C.  15, 
Old  Square. 

Dr.  jur.  et.  phil.  Kiehard  Schück,  I-indiichter,  Berlin,  Eislebenerstrassö  15. 

Dr.  Paul  Schüler.  Gericbtsassesaor,  Berlin,  Uoheozollcrnstrasätt  20. 

Hans  Hermann  Graf  von  Schweinitz  und  Krain,  Freiherr  von  Kauder, 

B<»rlin,  Burggrafenstras.se  2. 
Dr.  Ernst  Schweriu,  Sanitätsrat  Berlin,  Schinidtstra.sse  29. 
Dr.  Graf  Georg  von  Schweriu,  Berlin,  Flemuiiiigsti-aüse  8. 
Giaf  Ulrich  von  Schwerin,  Kaiserlich  deutscher  Oesandtschaftsaekretär, 

Belgrad. 

Dr.  Eugen  Peter  Schwiedland,  Privatdojient,  Sekretär  der  Ilaadels-  uud 
Oewerbf^kaninier  für  Österreich  unter  der  Enns,  Wien,  Schwarz» 

Spanierstrasse  11. 
Dr.  Emil  Sockel,  Professor  der  l\e(;hte,  Berlin.  CourbK-restrasse  12. 
Bicardo  Seeber,  Erst<»r  Sekretiir  der  (je^amifM  haft  der  Republik  Argentinien, 

Buonos-Aires.  I'araguay,  Aveuida  Hosalos,  z  Z.  Berlin,  Beichstagufer  3. 
Dr.  Arthur  Seeligor,  Gerichtsasse&sor  im  AuswärtigLii  Amt,  Berlin,  Wei-ft- 

strasse  11. 

Dr.  Lisadiiix)  Segovia,  TTonororprofos-sor  an  dor  riiivt  rsität  von  Cordova, 

FiS'-al  der  Appellationskanimer  des  Kriminal-  und  Handelsgerichts, 

P.u>'n'is-Aires,  Cangallo  2H07. 
Dr.  AnK'l  l  Srliirsohn,  Rechtsanwalt  und  Notar,  I5i  rliri,  Friedrichstras.st'  2Jn. 
Leone  Adolfo  Senigallio,  Advokat,  Neapel,  Piazza  Garibaldi  al  Kettifilo  14. 
CaTailiere  Enrico  Serafini,  erdentlicher  Prefeseor  der  Kechte,  Advokat, 

Macfiafa,  I'alazzn  ConvenTati. 
Dr.  Max  Kitter  von  Seydel,  ordentlicher  i'rofessor  der  Kechte,  München, 

LeopoMstnisse  37. 
•Dr.  Adalbert  Sheck,  Senatsprilsiilctit,  Sarajevo. 

Fred.  S.  Stepherd,  l'rofessor  der  Staatswiasenscbaften  an  der  Comeli- 

Üniversity,  itfaaca  New- York.  U.  8.  A. 
Dr.  Sidney  Sherwood,  Prof('s>r)r  iI.t  Stiuits^viNsonsrhaften   an  der  Jobn 

Hopkins-Universität,  Baltimore  (Maryland^  Roland  Park. 
Dr.  Henry  Sidgw-ick,  Professor  der  Staatswissenschaflen,  Gamlmdge  (En^dand) 

Newnliain  ('nlie^L', 
Hngo  Siefart,  Kaiüerliclior  Kegierungerat,  Berlin,  Bui^ggrafenatrasse  10. 
Dr.  Feder  Fedorovic  Siegel,  ordentncher  Professor  der  Rechte,  Warsdian, 

Xowyi  Zjazd  B.  Wohnung  5. 
Dr,  Georg  Siemens,  Direktor  der  Deutschen  Bank,  Berlin,  Tbiergarten- 

strasse  37. 

Alfred  Karl  Silbernagel.  Basel,  Rutbergerstrasse  2. 

Dr.  Henry  Silberstein,  Rechtsanwalt  Berlin,  Gortraudtenstra.s.se  25. 

Dr.  Josip  Silovir,  oi"dootlicher  Professor  der  Rechte,  Agram,  Preradovirgasse  15. 

Dr.  Spyridon  Siniiti>,  Advokat  und  Privatdozent  der  Rechte  an  der 

Univei-sität  Athen,  Piräus. 
Dr.  Alfred  Simon,  lA?gationssekretär,  Bern,  Stadtbach. 
Dr.  Robert  Simon.  Berlin,  Reiohstagufer  2. 

Dr.  Hermann    \'oit   Simon,  Recfatüanwalt  am  KaniDieigericht,  Berlin, 

Victonastrasse  5. 

Origory  Fedorevi^  Simonenko,  ordentlicher  Profes.sor  der  KNrht.',  Warschau. 

.\lbert  Sinionson,  Amtsgeriohtsrat.  R.  rlin,  Schonebergerufer  37. 

Dr.  Ervvin  Smiony,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Kheiusborg  (Prov.  Brandenburg). 
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Dr.  Theodor  Clarko  Smith,  Dozent  der  Staatswissenscbafteu,  Bü^sto»,  U.  S.  A., 
Parkst  rassc  4. 

Dr.  Munrof»  Stnifh.  l'rofp'-soi  d-  r  Rechte  a>ii  ("V»!nm})ta  College,  New-York. 
Dr.  Pnschiio  Jose  fcjoares  dv  .Souza,  Professor  der  Kedite,  Advokat  uud 

Abgeordneter.  Rio  de  Janeiro  (Bra-silien». 
La  Socit'-te  de  I^'-gislutivui.  F'ort-au-Prinee  (Haiti). 

Dr.  Gustav  Sodowsky,  Rechtsanwalt,  Petersbure,  Was.  Ustr,  iiuie  N.  3(i  L,  11. 
Platon  Fetrowitsch  Sokolow,  Magister  jur.,  Nowgorod,  Meskowskaja  idttxa, 

Haus  Srnetanba. 

Dr.  Vladimir  Victorovu''  von  Sokolski,  ordentlicher  l'rofessor  der  Hechte, 

Odessa,  Sadowaja  6- 
Charles  So!ii;iti.  RichtiT  am  l'iiiidcstrnricht  T.r;  anne,  Av'-iaio  «1-"'  B*'>an!ion  2. 
Dr.  Jaques  bpanjaard,  ordentlicher  Profe.-v-.or  der  Hechte,  Direktor  der 

IndiBdien  Bohole,  Delft,  Vorati«at  94. 
Athanas  Spassoff,  Sistow,  Bulgarieti. 
Dr.  W'ilhelui  Spiess^  Gericht&asses&or,  Hüdeshein). 

Dr.  Albert  Spitzer,  Advokat,  Kechtebeifrtand  des  OsterreiohisdieD  Lloyd, 

KonstaiifiiM)).'!.  Galata,  Castrohan. 
i'rederik  iStang.  orduutlicher  Profobsor  der  Hechte,  Christiania,  Bygdö  Allee  3. 
(He  A.  Rtang.  Chilstiania. 

Dr.  TTciinHiii;  Stauh.  Justizrat,  Rechtsanwalt.  Berlin.  Charlottenstrasse  33. 
W.  Cutmiogham  btoele.  Advokat,  Edinborgb,  Oreat  Klag  Street  69. 
HieozysIaiRr  Stefko,  Geriehtsatmtniltimt,  Sanok  (Oalizien).  z.  Z.  Lubaciow 

(Galizien). 

Dr.  F.  Vergaeiro  SteideL  Recbtsauwalt^  Sao  Paulo,  Kua  Diretta  3b. 
Dr.  Alois  Bteinhauser,  Cniir,  Granbundteii. 

Arnold  Steinniann- Bücher.  Herausgeber  der  Deutschen  Industrie^Zeitang, 

Berlin.  Tauenzien-stra-sKe  9. 
Dr.  J.  R.  Steinmetz,   Privatdozent  an  der  Universität  Utrecht.  Haag. 

Regen  tesselaavi  121. 
Dr.  lii^-hanl  Stephan,  Kaiserlicher  Regierungsrat,  Privatdozent  der  Hechte 

an  der  Technischen  Hochschule,  Berlin,  Planufer  8. 
Dr.  Karl  Freiherr  von  Stengel,  ordentlicher  Professor  der  Rechte^  München, 

Georgenstra.sse  25. 

Dr.  Fritz  Stier-Sonilo,  Gerichtsassesbor,  Charlutteuburg,  Hardeubergstrasse  4 
Dr.  Frederic  Jesup  Stimson^  Counsellor  at  Law,  B(Mon,  State  ^reet  709, 

Exchange  Building'. 
Karl  Edler  von  Stockbaimuer,  Königlich  Baierischer  Regieruugsaccessist. 

beschäftigt  im  Auswärtigen  Amt,  Berlin.  Kötbenerstrasse  21,  III. 
Dr.  Felix  Stoerk,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Greifowald,  Bahnhof- 

Strasse  ÖO. 

Dr.  Josef  Stoffer  von  Vecseklö,  Budapest  I.  Wieii' r  Tborplatc  41. 

Dr.  Kail  Sto  -^.  unliiitlicher  Professor  der  Rechte.  "Wien. 

Dr.  Hugo  von  Strauss  und  Torney.  Oberverwaltungsgerichtsrat,  Berlin,  Bay- 
reutherstrasse 20. 

Dr.  G.  Min  Stit'it.  Prof'  ssor  der  R<m  hte.  Rechtsanwalt,  Athen. 

Dr.  Stophanus  von  Stroit,  früherer  griech.  Finanzmiuister,  ordentlicher 
Professor  der  Rechte,  Gonvemeor  der  Nationalbank,  Atihen. 

Dr.  Emil  Strftlial,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  I,oipzi^^  EL^tei-strasse  2*^, 

Eduard  Strützki,  Geheimer  JusUzrat,  Karamergerichtsrat  a.  D.,  Charlotten- 
burg, Kantstrasse  146. 

Conrad  Studt.  Wirklicher  Gehcinior  Rat.  Oberpiisident  von  Westfalen, 
Excellenz,  Münster,  Kouigl.  Schloss. 

F.  Sttrvitte,  Professor  der  Rechte,  Poitiei«  (Ytenne),  nie  du  GanHs-Vert  9. 

Dr.  Johannes  Philippus  Suyling,  Advokat,  Herzogenbusch,  Verwerstraat  18.5 

Peter  Evind  Svinhufoud,  Mitglied  der  sttadtgeu  üesetzkommission,  fieUöng- 
fors  (FInland). 
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Dr.  Wladimir  von  Srjatlowfiky,  wirkliches  Mitglied  der  Kaiserlich  RussisdieD 
T.anlwirtscliaftli  lu  II  Oeaellschaft,  Moekaii,  Spiridonewka  Oeoi^giewsky 
puroulok,  Eigeues  üaiui. 

Nicolaos  vim  Ssabei  Pdsident  der  Königlich  Uogarischen  Kurie,  Excellens, 
BttdApeet 

T. 

Dr.  Yoöhito  Takane,  Tokio,  Cahigoiuef  Yaraiclio. 

Afaaalon  Tarauger,  ordentUcher  Profeseor  der  Rechte,  Ghristiaoia,  UniversitiLt. 
Joäi  .Tacintbo  Tavares  de  Medeii-os,  Advokat.  Mitglied  der  Koiügl,  Akademie 

der  WisseDScbafteD,  Liasabou,  Rua  Nova  do  Almada  80. 
Dr.  Jonkheer  van  Teets  van  Goudriaan,  Königlich  Niederiändiscber  ausser- 

oitlentlicbur  Gesandter  nnd  bevollmächtigter  Minister^  Exoelleu, 

Berlin,  Vossstrasse  16. 
Louis  Tegner,  Kopenhagen.  Bem.storffsgade  23,  z.  Z.  I>ondon,  \V.  Nottingham 

Place  12. 

Dr.  Gustav  Tiktin,  Justizrat,  Kechtsaawalt  am  Kammergeridit  und  Notar, 

Berlin,  Taubenstnusse  44/45. 
Dr.  Antonio  Todaro  della  Galia,  Professor  der  Rechte,  Palermo,  Tia 

Patüono  airOlivassu  44, 
'Dr.  Mauuel-Türres-Cajiipub.  ordeutüchur  Profeiisor  der  Kechte,  Granada 
(Spanien). 

Dr.  L  tsatsos,  Advokat.  Athen,  Metropolisstra.sse  14. 

George  F.  Tucker,  Dozent  der  Kechte,  Boston  (Maäsaobusetts)  Cuurt  Uouse. 

John  Toneld,  Malmöf  Nonegatan,  a.  Z.  Berlin,  Oartenstraase  9/12. 

i:. 

Dr.  Emamiel  l  Ihnann,  tlofrat,  Ordentlicher  Professor  der  Rechte,  München. 

Ludwigjitiasjje  2Ü. 

Dr.  jnr.  et.  phil  Joseph  IJnger,  ordentlicher  Honorarprofessor  der  Rechte 
und  Geheimer  Rat,  Pittsident  des  Reiobsgeriehts,  Exoellenz«  Wien, 

Kantgas.«je  3. 

Dr.  Wilhelm  Upstroem,  Häradsbofding.  Stockholm,  Floraatrasso  10. 

Dr.  Tbouias  K.  Urdahl,  Madison  (Wisoonsin)  Spaiht  1037,  x.  Z.  Berlin, 

Nettelbeukstrasse  4. 
Dr.  Alejaodro  Drbaneja,  Advokat,  Caracas  (Venesnela). 

V. 

Dr.  Roberto  Vacca.  Gorma,  via  Palestro  11,  z.  Z.  Berlin,  Friedrichstrasse  260. 

Dr.  Mailiu  Yaleotiu,  K^ieruamssessor,  Danzig,  Po^Kenpfahl  70. 

Dr.  leiUo  Yanni,  ordenäidier  Professor  der  Redite,  Bologna,  Via  Kalte  17. 

Dr.  Nenifsio  Vargas,  Advokat,  Lima^  San  Antonio  1.33. 

Dr.  Cavalliere  Albeito  dol  Yeccbio,  ordentlicher  Professor  der  Philosophie,. 

Florens,  Via  Btoasoli  »1. 
Dr.  0.  von  Veh.  Kechtsanwalt,  Berlin,  Ansbacherstrasse  55. 
Dr.  I^wig  von  Veiios  von  I^islöfalva,  K.  u.  K.  üsterreich-utigariscber 

Botschaftsrat,  8z6c8c>ny  (Ungarn),  z.  Z.  Berlin,  Roonstrasse  6. 
*Dr.  Milonko  H.  Vesnitcb,  ordentlicher  Professor  der  Rechte  und  frfiherer 

Minister  des  Unterrichts  und  Kultus,  Belgrad. 
Dr.  Sotirtos  Vezanis,  Dozent  der  Staatswisseoschaftoii,  Athen. 
J.  H.  Vicker>',  Advokat,  Privatsokretür  Sr.  E.xcelltMiz  d.  BotScbaHieiS  d. 

Vor.  St  V.  Amerika,  Berlin,  Unter  den  Linden  <38. 
Dr.  Ercole  Vidari,  ordentlicher  Professor  der  Itechte,  korrespondieieudos 

Mitf^ied  der  Societe  de  legislation  oomparce,  Pavia. 
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Tbe  Ktght  Honourable  Sir  J.  K  de  Villiers,  Geheimer  Rat  <P.  C-X  Pläsideiit 

d>  s       t^<:.  i.  ]i  ]><n  Hates,  oberster  Richter  des  höcheten  Oeiichts» 

hüfes,  Kaijstatlt  (Afrika). 
Dr.  Willem  van  der  Vlugt,  Profesmor  der  Rechte,  Leiden,  Koiiiggracht  29. 
I)r.  Andreas  Voi^^t.  Fmnkfurt  a.  M  .  Iri'^titut  für  Gemcin^vohl. 
Dr.  JduriU  Voigt,  oixleutliolior  Ilouorarprofeäsur  der  Hechte,  ordeuUichea 

Mitglied  der  Königlich  8ilchsi«cben  Gesellschaft  der  WimenschalteD, 

Lt'ip/.ig,  Wirniinüli'i'!isti-.i.sst'  'K'. 
Dr.  Paul  Voigt,  Privatduzeut  dar  Staat^wisäenschaftuu^Burliu,  Cborinenitrasse  15. 
Dr.  Franjo  Vrbanic,  oidentlicfaer  Professor  der  Rechte,  Mitglied  der 

Aluidemie  der  Wissenschaften,  Agram. 

W. 

*Dr.  Adolf  Wach,  Geheimer  Hat,  ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Leipzig, 
Goethestrasse  9. 

Alheit  Wahl,  Professor  der  Re<-ht(',  IJIle.  nie  Deuis-Godefroy  3. 

Dr.  Karl  Walcker,  l'rivatdozeot  der  Staatswisseoschaften,  Leipaig,  Löhr- 

strasse  11. 

Dr.  AValther  Waldschinidt.  .Syudictts,  Berlin,  EronprinseD-üfer  7,  Buieaa: 

Porotlieenstrasse  4H  44. 
Dr.  August  Sartorius  Freiherr  von  Waltershausen,  ordenilitljer  Troft^or 

<l*'r  8taat8\vis.scnsohaften.  Strossburg  i.  £. 
Ernst  Waltjen,  Amtsrichter,  (iollnow. 

Riehard  Ware.  Washington,  1).  C.  Rhode  Island,  Avenue  1529,  z.  Z.  Berlin, 

Jeiu8alenierstra.s.se  44. 
Dr.  iHto  Warschauer,  Professor  der  Staatswissenschaf ten,  Berlin,  Augs« 

buifiei-strasse  ti2. 

Dr.  Max  ^^'t>her,  ordentlicher  Professor  der  Rechts-  und  Staatswissensdiaften, 

Dr.  Sir  Kii  liui<l  K.  Webster.  Q.  C  Attorney  general  of  England,  G.  C  M. 

G.  M.  P.  2.  Pump  Court  Teiiiple,  K.  C  London. 
Dr.  Adolph  \     Weuckstern,  Privatdozent  der  Staatswissenschaiten,  Berlin, 

l'Ot.sdaiiierstra.sf;e  123a. 
Dr.  Panl  Werthauer,  Rechtsanwalt,  lieipzig,  Markt  .'). 

l^orond  von  Wefft-r-Rosi-iitlial,  Gut  l,..iiiit/,  bei  Rh\v;i1  \iih1  Liwa,  Esthland. 
Dr.  pbil.  Franz  Weyer,  UerichtsasstÄSor,  Berlin,  Kurfiirstcndamm  22Ü. 
Hmiry  C.  White,  Richter  nnd  Pmfessor  der  Rechte.  Gleveland  (Ohio,  U.  8.  A.) 
Dr.  Berth  !d  Wipupr.  CnrichtsassesHor,  Hilfsarbeiter  im  Kaiseriidien  Fatent- 

auit,  Berlin,  Wonnsersti'asse  6a. 
Dr.  Max  Wiener,  T^mdrichter,  Berlin,  Oossowstrasse  4. 
Dl.  Hans  AVi.'pr.'rht.  G,:-rir!itHa.s<;essor,  Hilfsarbeiter  im  Kaiseilicbeii  Patent» 

anit,  Berlin,  Acbeubachstrasse  21. 
Seine  Durofalaaeht  Dr.  Fürst  "^Ihdm  an  Wied,  General  der  iDfjtnterie, 

Ehrendoktor  der  UnivereitHt  Bonn,  Pitsident  des  Herreohaiues, 

Neuwied, 

Dr.  E.  Wilhelm,  Assessor,  Strassburg  i./E.,  Gerbergraben  1. 

H.  Willenböcher,  Oberlaudesgerichtsrat,  Stettin,  Vi<  toriaplatz  1. 

]>r.  ßeraers  WiJsou  B.  A.  S.,  Devoosbire  Place  —  Birkonüead  —  England. 

Dr.  Alois  Winiarx.  Privatdozent  der  Redite.  Ijemberg,  Sacramenb'nergasse  4. 

Max  Winterfeldt,  .lustizrat,  Generalkonsul  der  Südafrikanisi-ben  Republik. 

Geschäftsinhaber  der  Berliner  Uandelsgesellschaft,  Berlin,  Bellevne- 

strasse  üa. 

Dr.  Hermann  von  Wis-smann,  früherer  Kaist  liicher  Gouverneur  von  Deutsch» 
Ostafrika.  Major  ä  la  suite  der  Armee,  Berlin,  In  den  Zeiten  9a. 

Dr.  Julius  Wolf,  ordentlicher  l'ix>fessor  der  Staatswisscnschaften,  Bre^au, 
laschenstrasse  19. 
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Ernst  WolfT.  Aintsiichter,  Berliu,  Karfürsteastnune  119. 
Dr.  Richard  Wr-di-.  Hci  lin.  Mü- kernstra«iSo  7f>. 

CaroU  D.  Wright,  Comniissioner  im  Arbeitsdeparteineut  Washio^toD  D.  C. 
1209  S.  St.  N.  W. 

Y. 

Dr.  Junes  J.  Young,  Philadelphiik 

Z. 

Iii:  Nicolaus  Zacbarias,  Advokat,  Athea,  PbilUelltiu«iuitra8fie  22. 
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